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Borrede 


Die Darftellung ded politischen Lebens und Wirfend des Fürften 
Bismard, wie fie in diefem Bude an dem Faden der Thatjachen und 
urfundlicher Aeußerungen verſucht worden ift, hat in ihrem erften 
Bande jo vielfältige Zuftimmung gefunden, daß der Verfaſſer ſich 
zur weiteren Durchführung der Aufgabe in demfelben Sinn und Geift 
ermuthigt finden durfte. 

Der vorliegende zweite Band enthält die Darftellung der deut— 
hen Politif vom Beginn des franzöfiihen Krieges bid zum Früh: 
jahr 1877. 

Die politiihe und diplomatiſche Geſchichte des Krieged gegen 
Frankreich nimmt einen bedeutenden Raum in diefem Bande ein, 
im unmittelbaren Zujammenhange damit die Geihichte der Grün- 
dung des deutihen Katjerreihd. Dad wejentlihe Material 
diejes Abſchnitts war von dem Verfaſſer bereits in einer früheren 
Veröffentlihung”) geſammelt worden. Die jegige Darftellung iſt 
nah ihrem bejonderen Zwed unter Ausicheidung alles militärtichen 
Materiald auf die eigentlich politiiche Action concentrirt, in dieſer 
Rihtung aber in vieler Beziehung vervollftändigt, unter Be— 
nugung der zahlreihen politiihen Thatſachen und Documente, 
welche inzwiſchen durch beglaubigte diplomatische Veröffentlihungen 
and Licht gefommen find. Es kam darauf an, ein möglichit volles 
und zugleich lebendiged Bild von der großartigen Wirkjamfeit des 
Kanzlerd in jener gewaltigften und enticheidenften Epoche der natio— 
nalen Geſchichte zu geben. 

Eine weitere hervorragende Stelle nimmt in diefem Theile des 


*) „Der Krieg Deutjchlands gegen Frankreich und bie Grüudung bes Deut- 
ſchen Kaiferreiche.” Berlin, W. Herk 1871. 
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Buches die Entſtehung und der Verlauf des kirchlichen Kampfes*) 
ein. Behufs vollftändiger Meberficht find in einem einleitenden Ab— 
ſchnitt die wichtigften Momente aus der Geſchichte des Vatikaniſchen 
Konzils, namentlich in Betreff der Stellung der weltlichen Mächte zu 
demſelben vorangeſchickt. Es folgen ſodann in möglichſt überſichtlicher 
Gruppirung die einzelnen Phaſen des thatſächlichen kirchlichen Kon— 
flikts, des parlamentariſchen Kampfes und der neuen ſtaatlichen Geſetz— 
gebung. Fürſt Bismarck hat der Aktion der Regierung auf dieſem 
Gebiete unzweifelhaft die allgemeine Richtung gegeben und den Stempel 
ſeines Geiſtes aufgedrückt, aber einen großen Theil der Ausführung und 
der Vertretung, namentlich in Betreff der einzelnen Schritte der Ge— 
ſetzgebung, hat er der Natur der Sache nach dem Kultus-Miniſter 
Dr. Falk überlaſſen: um daher ein fortlaufendes Bild von der Ent— 
widelung diejed Theild der Bismard’ihen Gejammtpolitif zu geben, 
war ed nöthig, neben feinen eigenen Neuerungen und den Namens 
des Gefammt- Minifteriumd ergangenen Staatsſchriften aud Die 
wichtigften Reden des Kultus-Minifterd über die Stellung und 
Auffaffung der Regierung auszüglid aufzunehmen. 

Der Nüdblid auf jene ganze Reihe von Kundgebungen wird 
die Weberzeugung beftätigen, daß Fürft Bismard vom Anbeginn 
und in allen Phafen ald den Zweck ded Kampfes vor Allem 
die Sicherung ded Staated und jeiner Angehörigen gegen geiftliche 
Mebergriffe und ald Ziel die Möglichkeit eines feften und dauernden 
Friedens zwilhen Staat und Kirche im Auge hielt. Möchten die 
Anzeichen nicht trügen, welche eine nahe Erfüllung dieſes Strebens 
in Ausficht nehmen lafjen! 

Auf dem Gebiete der auswärtigen Politik tritt nächſt den 
Verhandlungen über die jchließlihe Negelung der Kriegskoftenentichä= 
bigung und die Räumung des franzöfiihen Gebiet? die Thatſache 
der Drei-Kaiſer-Politik mit den daran fi Fnüpfenden weiteren 
Beziehungen in den Vordergrund; daneben die Epifoden in Bezug 
auf Belgien, Spanien, die Kriegsbejorgnifje von 1875. 

Die diplomatiiche Correfpondenz, weldhe im Zuſammenhange mit 
dem Arnim’jchen Prozeffe befannt geworden ift, hat ihre Gtelle 


*) Der Ausbrud „Kulturkampf“, welcher thatfächlih allgemeine Geltung 
und eine biftorifhe Bedeutung gewonnen bat, ift in den amtlichen und halb- 
amtlichen Aeußerungen nicht gebraucht worben. 
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zum Theil bei den betreffenden politiſchen Abſchnitten, theilweiſe in 
einem beſonderen Kapitel gefunden. Von dem eigentlichen Arnim'ſchen 
Prozeß, ſoweit er nur die perſönliche und disciplinariſche Stellung 
des Grafen Arnim betrifft, ſind nur die Hauptmomente aus der 
Anklageſchrift und dem gerichtlichen Urtheil mitgetheilt. 

Die jüngſte Phaſe der Orientfrage und der ruſſiſch-tür— 
kiſche Krieg fallen in ihren entſcheidenden Momenten nicht mehr 
in die Zeit, bis zu welcher die Mittheilungen in dieſem Bande 
reihen: um die Stellung der deutſchen Politik zur orientaliſchen Ver— 
widelung im Zuſammenhange überjehen zu laffen, ift die Darftellung 
derjelben von den Anfängen im Fahre 1876 bis zum Berliner Kon— 
greb und Friedendvertrage einem weiteren Hefte vorbehalten. In— 
zwiſchen wird ſich wohl auch beftimmter herauöftellen, ob der Friede 
von Berlin, abgejehen von der glüdlihen Erfüllung feiner nächſten 
Aufgabe, der Abwendung der unmittelbar drohenden Gefahr eines 
europäiichen Krieges, — für die orientaliiche Frage ſelbſt die Be— 
deutung eined vorläufigen friedlichen Abſchluſſes oder in Folge der 
Verblendung der Pforte nur die Bedeutung einer erjten friedlichen 
Vereinbarung über die unaufbhaltiame Auflöfung der europäiichen 
Zürfei haben joll. 

Ald eine der intereffanteften und bedeutenditen Seiten des 
ſtaatsmänniſchen Wirkens des Fürften Bismard wird dereinſt 
die Behandlung gelten, welche er den elſaß-lothringiſchen An— 
gelegenheiten vom erſten Augenblick gegeben hat. Alle ſeine Reden 
und Schritte, wie fie in dieſer Darſtellung ſeit dem Mai 1871 ver- 
zeichnet find, geben den Beweis, wie der Kanzler auf diefem Gebiete 
mit ruhiger Zuverficht, ohne Selbſttäuſchung, aber aud ohne Aengit- 
lihfeit den innerlih nothwendigen Berlauf der Dinge und die 
daraud ſich ergebenden Gefichtöpunfte für dad Verhalten der Regie 
tung vorher erfannt und offen verfündet hat. 

Auf dem Gebiete der inneren Politik, bejonderd der inneren 
Reihöpolitit bringt audy dieſer zweite Band eine Fülle bedeu- 
tender Reden und Aeußerungen in Bezug auf die verjchiedenften Ges 
biete der ftaatlihen Intereſſen: die denfwürdigen Reden über die 
Aenderung der Strafgejepgebung, über die Drganijation und Ent— 
widelung der Reichsämter, über die Nothwendigfeit und die allge 
meinen Grundjäge einer veränderten Zoll- und Steuerpolitif, die 
Darlegung der tiefgreifenden Reformpläne für das Eijenbahnwejen. 
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An der wichtigen Phaſe der Reichspolitik, welche ſich im Frühjahr 
1874 an die Vereinbarung des Reichs-Militärgeſetzes knüpfte, 
war der Kanzler zwar oſtenſibel nur mit einigen „Aeußerungen vom 
Krankenbette” betheiligt, aber die damaligen parlamentarijchen und 
nationalen Vorgänge ftanden in fo innigem Zufammenhange mit 
der gefammten von ihm geleiteten nationalen Entwidelung, daß die 
Mittheilung der bedeutendften Momente jener Krifiß in dem Ges 
jammtbilde der Wirkjamfeit ded Kanzlerd nicht fehlen durfte. 

Der Band jchlieft mit der Beurlaubung ded Fürften im Früh— 
jahr 1877. Dieſer Zeitpunkt bezeichnet einen Abſchnitt und in mehr- 
faher Beziehung einen neuen Ausgangspunft für die innere Ent- 
wicdelung in Preußen und im Reiche. Seit der Nüdfehr des Fürften 
Bismard im Winter 1878 find wichtige Neugeftaltungen auf dem 
politiichen und abminiftrativen Gebiete theild ind Leben gerufen, theils 
angebahnt oder vorbereitet. Die dabei zu Grunde liegenden Ideen 
und Pläne ded Kanzlerd in ihrem tieferen Zuſammenhange aber, jo= 
wie die Mittel und Wege zur Durchführung derfelben find zunächſt 
noch Gegenftand der mannichfadhiten Erörterung und des parlamen- 
tariihen Kampfes. Die Berjöhnung der einftweiligen Gegenſätze 
ift neuerdingd durdy dad jähe Dazwilchentreten der Mordverjuche 
gegen den Kaijer und die in den Vordergrund der politiichen Sorge 
gedrängte Bekämpfung der jozialedemofratiihen Bewegung weiter 
verzögert worden. Da hiernach jene im vorigen Sabre eingeleitete 
Entwidelung noch im Werden begriffen ift, jo jchien ed angemelfen, 
auch die biöherigen vworbereitenden Stadien derfelben einer ſpäteren 
Darftellung in überfihtlihem Zujammenhange und hoffentlich mit 
pofitivem Abſchluſſe vorzubehalten. 

Ein ausführlihes Sadhregifter zu den beiden Bänden wird 
den Gebraudy ded Buches wejentlich erleichtern. 

Endlich ift noch eine Zufammenftellung bedeutender Aeußerungen 
und „geflügelter” Worte des Fürften Hinzugefügt, welche in 
chronologiſcher Anordnung einen nochmaligen kurzen Weberblid jeines 
politiichen Wirkens gewährt. 


Berlin, den 18. Oktober 1878. 
Ludwig Hahn. 
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Aer Krieg gegen Fräankreich. 


Fürft Biemarck. 1 


1. Die Stimmungen in Frankreich, gegenüber 
Deutſchlund 


(ſeit der Löſung der Luxemburger Frage). 


1867. Dezember. Verhandlungen über das Militärgeſetz. 


Erklärung des Kriegsminiſters Marſchall Niel. 


„Und Sie wollen unter derartigen Bedingungen Frankreich der Gefahr 
ausſetzen, eines Tages gegen eine Nation (Preußen) zu marſchiren, die geſchickt 
und von langer Zeit her organiſirt iſt, in der vielfache Uebungen ſtattfinden, in 
welcher der militairiſche Geiſt in einem Grade, wie wir ihn vielleicht nie erreichen 
werden, vorherrſcht? Daran können Sie nicht denken, oder wenn Sie auf das 
franzöſiſche Volk das Syſtem des Maſſenaufgebotes anwenden wollen, jo müſſen 
Sie daſſelbe vollkommen nach preußiſchem Muſter organiſiren, und dann, aber 
nur dann, können beide Nationen ohne Nachtheil für die eine von ihnen, ſich auf 
dem jo jhwierigen Schlachtenboden gegenübertreten.“ 


Der Marſchall gebt ſodann auf das Lob der beutigen franzöfiihen Armee 
über und weift mit Befriedigung auf den Grund ber Schlagfertigfeit hin, ben 
die Armee unter jeiner kurzen Amtsführung bereits erlangt bat. 

„Die gefammte Infanterie wird bis zum nächften Frübjabr mit einem 
ausgezeichneten Gewehre verjeben jein; bie Zeughäuſer und die Magazine find 
gefüllt, die Feftungen find bereits in einem befjern Zuftande und man arbeitet 
alle Tage daran.“ 

Und durch Alles dies ift der Marjchall überzeugt, wejentlich zum Fortbe— 
fteben des Friedens beigetragen zu haben. 

„Denn das frauzöfifche Volk ift von jeber ſehr ftolz gewejen, und die Armee 
ift fein Ebenbild. Es hat galliihes Blut in den Abern und vermag nicht lange 
eine Gefahr, die es bedroht, zu ertragen. Es gebt lieber dieſer Gefahr entgegen. 
Das franzöfifche Volk lebt darum nicht gerne in der Ungewißbeit und fiebt jeinen 
Handel und Induftrie dahinſiechen; lieber jofort den Krieg. Giebt man ibm num 
eine militairiihe Organifation, die ibm alle Sicherheit gewährt, jo läßt es bie 
Sorgen fahren. Es fürchtet jeine Nachbarn nicht, träumt felber von feinen Ero- 
berungen und liberläßt fih dann im Frieden feinen gewohnten Beichäftigungen. 
Diefes Refultat wird durch die Einführung des neuen Armeegejetes erreicht.“ 


1* 


4 
1867. 


Aeußerung des Abgeordneten Olivier. 


„Wir, Frankreih, baben den Krieg von 1866 organifirt, inbem wir bie 
Allianz zwiſchen Preußen und Italien erweiterten. Indeß Venetien war nur ein 
Borwand. Der eigentlihe Grund war ber, unjere Armee zu beichäftigen und 
dann jene abjcheuliche, in gewiffen Gemüthern allmächtige Ueberzeugung, daß 
man nur durch Siege und Eroberungen neue Dynaftien gründe. Man boffte, 
daß der Krieg zwiſchen Preußen und Defterreih ſich in die Länge zieben, und 
daß fich eine Wendung ergeben werbe, bie eine Intervention und einen Antbeil 
an ber Beute geftatte. Allein man täufchte fi und bat jett nicht den Muth, 
fih in diefe Enttäuſchung bineinzufinden. 

Und Sie trugen viel dazu bei. Sie begrüßen und verfündigen bei jeber 
Gelegenheit den Frieden, bei jeber Gelegenbeit ſprechen Sie Wünſche für feinen 
Fortbeftand aus, und in der Wirklichkeit votiren Sie jeden Tag den Krieg. Ja, 
jeden Tag votiren Sie den Krieg. 

Jedesmal, wenn in dieſem Haufe ein Redner fich erhebt, um Ihnen dar— 
zutbun, daß zulegt die in Deutichland vollzogenen Ereigniffe weder drohend noch 
demütbigend für uns find, erftiden Sie feine Stimme burh Ihr Gemurr. 
Sowie dagegen ein Rebner behauptet, daß der Sieg von Sadowa für Frankreich 
eine Art Niederlage, eine Schwächung, eine Beeinträhtigung feines Glanzes ei, 
zollen Sie Beifall. 

Sie leugnen es? Yejen Sie doch den „Monitenr” nad. Ja, Sie zollen 
Beifall. 

Nun denn, in einem Lande wie das unfrige, das ſtolz, empfindlich, leicht 
reizbar im Ehrenpunkte ift, kann man unmöglich auf der Tribüne und in ber 
Preffe unter jeder Form es denten, behaupten und alle Tage wiederholen, daß 
wir geſchwächt, gefährdet, erniebrigt find, obne daß ſich eine wirkliche Aufregung 
ergebe. Es ift unmöglid, daß wenn ber, welder an ber Spige ber Regierung 
ſteht, Napoleon beißt, welches aud feine bumanen Gefinnungen, feine richtige 
Auffaffung der Lage, feine Wünſche für den Fortbeftand des Friedens fein mögen, 
daß er lange, daß er immer einem jo ftetig wiederkehrenden, gebieteriihen Drude 
wiberftebe. 

Es müfjen aljo entweder diefe Kammern und diefe Nation fih nicht nur 
in das Vollbrachte ergeben, jondern e8 aud ohne Rüdgedaufen hinnehmen, oder 
aber fie müſſen mannhaft bie früber ober jpäter unvermeiblice Nothwendigkeit 
eines ernften, furchtbaren Krieges mit Deutichland in's Auge faffen. 

Sie fünnen mir widerſprechen, Sie können mid dementiren und behaupten, 
daß Sie den Frieben wollen; das Ändert nichts an meiner Ueberzeugung. Sie 
baben gut den Frieden wollen: wenn Sie in Ihrer gegenwärtigen Politik ver- 
barren, jo padt Sie der Krieg au wider Ihren Willen. Und aus allen dem, 
was vorgeht, jebe ich feinen andern Ausweg, ald das Schlachtfeld. Zwei einzige 
Mittel giebt es, um biejes Unheil zu bejehwören: von Seiten der Regierung eine 
Rückehr zu fich jelbft, einen emticheivenden Entihluß und die Errichtung einer 
fiberal- conftitutionellen Regierung an Stelle des perjönlichen Regiments; von 
Seiten des Landes und von Ihrer Seite gilt e8 die Verpflichtung, ein Gefek zu 
verwerfen, deſſen Nütlichleit zum Mindeften zweifelhaft, das aber gewiß; nicht 
notbwendig ift, und das, mögen Sie nun jagen und thun, was Sie wollen, in 
Franfreih und in Europa als gleihbedeutend mit Krieg gilt. Ich werde unbedenklich 
gegen das Geſetz ftimmen. Was kümmert e8 mi, wenn man in leibenfcaft- 
lichem Tone zu mir jagt und wiederholt: „Seien wir Franzofen und keine 
Deutſchen oder Italiener!“ Ja, feien wir Franzojen, aber glauben wir nicht, daß 
man in hochherzigem Sinne Franzoje ift, wenn man bie Beftrebungen anderer 
Völler unterdrüdt, glauben wir nicht, daß man mit Ebren Franzoje ift, wenn 
man die Deutſchen verhindert, Deutjche, und die Italiener, Italiener zu fein!“ 


1868. Zuli. Aus den Verhandlungen über die auswärtige Bolitif 
Fraukreichs. 


Aeußerung von Thiers. 


„Wiſſen Sie, was die jetzigen enormen Ausgaben des Kriegsbudgets zur 
Nothwendigkeit macht? Die Lage Europas. Und wiſſen Sie, wer dieſe Lage 
geſchaffen hat? Das heutige Geſchlecht leider, das in ſeinem Irrwahn ſich von 
der ſtändigen Politik Europas trennen wollte. Man hat die Geiſter durch den 
Reiz der Neubeit verführt und ihnen jene traurigen politiſchen Theorien, jene 
Nationalitäts » Theorien vorgeführt, welche die Oberfläche Europas verändert 
baben, welche den Orient umzugeftalten und die heutige Menfchheit in unfägliche 
Berwirrungen und graufige Blutftröme zu ftürzen droben. Sie haben Recht, den 
Krieg zu verabſcheuen. Allein es ift wahr, daß unfer Geichlecht vor der Geichichte 
den Irrthum zu verantworten haben wird, den es dadurch beging, daß es bie 
wahrhaft franzöfiiche Politik aufgab. 

Die von Frankreich jeit Jahrhunderten befolgte große Politik, durch die es 
in den Mittelpunft Europas geftellt ward, und die zwiichen ben Böllern aus— 
gleihende Wage in Händen bielt, jene Politif warb aufgegeben, um gewiffen 
tbörihten Tagesideen zu jchmeicheln. 

Man bat die Einheit Italiens geichaffen und dadurch die Einheit Deutjch- 
lands unabweisbar gemadt. Ja, man bat fie jogar jelbit geichaffen, worüber ich 
an meinem Theil untröftlih bin. Es jchmerzt mich dies tief für mein Land, 
benn Die Yage Europas, noch mehr aber die Frankreichs, ift Dadurch tief geftört 
worden. 

Darum auch müſſen Sie fo viel Geld ausgeben. Nicht die neue Bewaff- 
nung, nicht der Fortichritt der Wiffenjchaften, nein, die Politik gebeut es. Ich 
beeile mich, binzuzufügen, daß ich meines Theils alle diefe Ausgaben als noth— 
wendig anerfenne, welche durch die nationale Vorſicht geboten find. Allein ich 
bemwillige diefe Ausgaben nicht mit dem geheimen Wunjch nach einem Krieg. 

Wiffen Sie, meine Herren, welche Ausficht uns bleibt, daß das wahrhafte 
Gleichgewicht Europas wieder bergeftellt werde? Es bleibt uns die Ausficht, daß 
der Föderativfinn (sentiment federal), der ftets in Deutichland vorhanden war, 
wieber erſtehe. Er ift beftrebt, wieder zu erfteben, und wiffen Sie, jeit wann? 
Seitdem man in Deutichland angefangen bat, fich zu überzeugen, daß Frankreich 
nicht geneigt ift, gegenwärtig in ben deutſchen Angelegenheiten zu interveniren. 
Seitvem Deutſchland ſich berubigt, kehrt es zu dem ibm innewohnenden tiefen 
Trieb nad einer Föderation, und feineswegs nad einem militairiihen Einheits— 
ftaat zurüd. Man würde diefen werthvollen Prozeß in den Geiftern (ce precieux 
travail dans les esprits) ftören, wenn man beute interveniren wollte. Es 
wäre ein großer Fehler, ich wiederhole es, jetzt Krieg zu wollen, und ich jage 
darum zu den beiden glorreichen Miniftern: Ja, ich ftimme dafür, Die Summe, 
weiche Sie fordern, zu bewilligen, aber nicht für den Srieg. 

Wiffen Sie, meine Herren, warum ich dieſe Rüftungen billige, ohne daß 
ih ben Krieg will? Darum, weil diefe Rüftungen Frankreich in größere Achtung 
iegen werben (rendront plus respectable). 

Man muß von zwei Dingen überzeugt fein: einmal, daß wir ben in 
Deutichland vor ſich gebenden Prozeß nicht ftören wollen, danı, daß wir mächtig 
genug find, feine neue Anmaßungen (usurpations) in Europa mehr zu geftatten. 
Und wenn einmal, in Berbindung mit unjern Rüftungen, unfer Entihluß, ben 
Frieden erhalten zu wollen, feftfteht, fo wird dies eine große Friedensbürgichaft 
fein. x.“ 
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Erflärung bes Minifters Rouber. 


... Ich betrachte die Rüftungen, bie wir ausführen, als notbwenbig; 
allein mein innigfter Wunſch ift der, daß fie volllommen unnötbhig fein mögen. 
Fa, ich würde es als die böchfte, die heillofefte Unkiugbeit anfeben, wollten wir 
bie Berantwortlichkeit, die Herr Favre uns empfiehlt, auf uns nehmen. Wir 
müfjen bereit und organifirt fein, wir müffen bie Ereigniffe mit Feftigleit, Auf- 
rihtigfeit und Mannbaftigkeit in's Auge faffen und einjeben, daß eine große 
Nation fih im gegebenen Augenblide nicht mit ibrer Nachläffigleit ober ibrer 
Schwäche entihulbigen darf. Müffen wir aber darum ben Krieg berbeiwünfeen? 
Ih bin mit Herru Favre in dem einen Punkte völlig einverftanden, daß wir 
fein Intereffe haben, den Frieden, deſſen Europa fich erfreut, zu verlegen. Dieſe 
Politit haben wir fortwährend allen Mächten gegenüber befolgt, in Griechenland, 
in Creta und wo es mur zu gäbren begann. 

Welches war unfere Haltung Deutichland gegenüber? Befanden wir uns 
in einem fo gereizten Auftande, wie Herr I. Favre jagt, daß es ſchien, als 
feien wir und Preußen bereit, uns gegenfeitig anzugreifen? Nein! Wir baben 
angefichts Deutſchlands die Achtung vor feiner Weſenheit (entitE) bekundet; wir 
haben in den Fragen, die in den umferer Grenze nahegelegenen Lanbestbeilen 
verhandelt werden, das Prinzip ber Achtung ber Nationalitäten aufgeftellt, und 
indem wir verfünbigten, daß wir uns entbalten wiürben, verlangten wir, daß 
auch andere fich enthalten, und fo haben wir ben einzelnen Autonomien ibre 
Freibeit und folglih aud ihre Kraft wiedergegeben. 

Liegt in allem dem irgend ein Kriegsgedante? Der Wille des Staatsober- 
bauptes, der Wille des gejeßgebenden Körpers, der Wille des Landes ift die Er- 
haltung des Friedens in der Welt. Hierüber befteht weder Meinungsverſchieden- 
beit, noch Aufregung, noch Hintergedanfe. Der Friede ift die große Bedingung 
ber Civilifation, und bie Verwirklichung diefer Bedingung ſuchen wir in unaus- 
geſetztem Fortſchritt. Wir balten den Krieg für eines ber großen Mißgeichide, 
für Die wir nie bie unmittelbare und perjönliche Berantwortung übernehmen. 
Wir begreifen ben Krieg nie anders, denn als einen Krieg ber Bertheibigung, 
nicht allein aber unjeres Gebietes, jondern auch unferer Würde, unjerer Ehre und 
unjeres Einfluffes.“ 


Aus dem Jahre 1869. 


13. Januar. Aus der Thronrebe des Kaijers Napoleon zur Eröffnung bes 
Senats und des gefetsgebenden Körpers. 


— — „Das Militairgefeb und die durch Ihren Patriotismus bewilligten 
Hülfsmittel haben dazu beigetragen, das Bertrauen des Landes zu befeftigen und 
in einem berechtigten Gefühle jeines Stolzes empfindet daffelbe eine wirkliche 
Befriedigung feit vem Tage, an welchem es ſich bewußt geworben ift, daß es in 
ber Lage war, allen Eventualitäten gegenüberzutreten. Die feft organifirte Yanb- 
und Seemadt ift auf dem Fricbensfuße, Der Effektivbeftand unter den Fahnen 
überfchreitet nicht denjenigen unter ben früberen Regierungen, aber unfere ver- 
volllommnete Bewaffnung, unfere gefüllten Arjenale und Magazine, unjere aue- 
gebildete Reierve, die in der Organtjation begriffene mobile Nationalgarde, unjere 
umgebaute Flotte und unfere in gutem Zuftande befindlichen feften Pläge geben 
unjerer Macht eine unerläßlih nothwendige Entwidelung. 

Das beftänbige Ziel meiner Beftrebungen ift erreicht, die militairijchen 
Hülfsmittel Frankreichs find von jett auf der Höbe feiner Beſtimmung in ber 
Welt. Unter diejen Umftänden können wir laut unfern Wunſch, den Frieden zu 
erhalten, ausſprechen. Es liegt feine Schwäche darin, dies zu fagen, jobald man 
für die Bertheidigung der Ehre und der Umabbängigfeit des Landes bereit ift.“ 
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29. November. Aus der Thronrede des Kaiſers Napoleon zur Eröffnung 
des Senats und des geſetzgebenden Körpers. 


— — „Wenn ih von unſeren inneren Zuſtänden meine Blicke jenjeits 
unferer Grenzen wende, jo wünfche ich mir dazu Glüd, wahrnehmen zu dürfen, 
daß die fremden Mächte freundfchaftlihe Beziehungen mit uns unterhalten. Die 
Souveraine und die Völker wünjhen ben Frieden und beichäftigen ſich mit ben 
Fortſchritten der Kivilifation. Welhen Borwurf man auch unſerem Zeitalter 
machen könnte, wir haben gleihwohl geredhten Grund, auf daſſelbe ftolz zu fein: 
Die neue Welt bebt die Sklaverei auf, Rußland fett die Leibeigenen in freiheit, 
England läßt Irland Gerechtigleit wiberfahren, das Beden des Mittelmeeres 
ſcheint fich feines früheren Glanzes zu erinnern, und von der Zuſammenkunft 
aller Biſchöfe der fathbolifhen Welt in Rom darf man nur ein Werf der Weisheit 
und Berjöhnung erwarten. Die Fortichritte der Wiſſenſchaft bringen die Völker 
einander näher. Während Amerika den Stillen» mit dem Atlantijhen Dcean 
durd eine Eijenbahn von 1000 Meilen Länge verbindet, verftindigen fich überall 
die Kapitalien und die Männer der Wiſſenſchaft, um die entfernteften Gegenden 
des Erdballs durch eleftrijche Verbindungen miteinander in Berührung zu bringen. 
Frankreich und Italien werben ſich durch den Alpentunnel die Hand reichen, die 
Waffer des Mittelländifchen- und des Rothen Meeres vermijchen ſich bereits durch 
den Kanal von Suez. Ganz Europa bat fib in Aegypten bei der Einweibung 
Diejes gigantifhen Unternebmens vertreten laffen, und wenn bie Kaiſerin beute 
der Eröffnung der Kammern nicht beimohnt, fo gejchieht es, weil ich gewünscht 
babe, daß ihre Anweſenheit in einem Lande, wo ebemals unjere Waffen Rubm 
erwarben, von der Sympathie Frankreichs für ein Wert Zeugniß ablege, welches 
wir der Beharrlichleit und dem Geifte eines Franzojen verdanken.“ 


>, Die Hohenzollernfhe Kandidatur und die 
hernusfordernde Politik Frankreichs, 


Politiſche Stille. 


1870. 30. Juni. Aeußerung des franzöfifhen Miniftere Ollivier im geieb- 
gebenden Körper. 

„Zu feiner Zeit war bie Aufrechterhaltung bes — mehr geſichert als 
jetzt. Wohin man auch blickt, kann man nirgend eine Frage entdecken, die Gefahr 
in ſich bergen könnte; überall haben die Cabinete begriffen, daß die Achtung vor 
den Verträgen ſich Jedermann aufdrängt, namentlich aber vor den beiden Ber- 
trägen, auf welchen der Frieden Europas ruht: vor dem Pariſer Vertrag von 
1856, der für den Orient, und vor dem Prager Vertrag von 1866, der für 
Deutſchland den Frieden ſichert.“ 


2. Juli. Aeußerung des Staatsſekretairs von Thile (aus einer 
Depeſche des öſterreichiſchen Geſchäftsträgers in Berlin). 


Herr von Thile, den ich geſtern beſuchte, verſicherte mich mit ficht- 
barem Wohlgefallen, daß in der politifchen Welt beinahe ausnahmsloſe 
tiefe Ruhe herrſche, und wie, als natürliche Folge hiervon, die auswärtigen 
Vertreter fich ziemlich alle ſchon von hier — hätten, ſo hoffe auch 
er demnächſt ſeine gewohnte Kur in Marienbad antreten und die Geſchäfte, 
wie im vorigen Jahre, Herrn von Balan übergeben zu können. 


Die erſten öffentlichen Mittheilungen nnd Anfragen 
über die Hohenzollernſche Candidatur. 


Die Correſpondance Havas meldet aus Madrid, daß das Miniſterium be— 
ſchloſſen habe, dem Prinzen Hobenzollern die Krone anzubieten. Eine Depu— 
tation, welche bamit beauftragt fei, den Prinzen darüber zu verftändigen, ſei 
bereits nah Deutſchland abgereift. 


4. Juli. Communiqué im Conftitutionel. 


Aus Mittheilungen, welche uns vertrauenswürbig jcheinen, gebt bervor, 
daß Agenten des Marihall Prim fich biefer Tage nach Preußen zu dem Prinzen 
von Hohenzollern begeben hätten, um ihm bie Spanifhe Krone anzutragen 
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und daß Seine Hoheit biefelbe angenommen hätte. Wir wiffen noch nicht, ob 
ver Marihall Prim, als er diefen Schritt that, in jenem perjönlihen Namen 
bandelte, oder ob er von ben Spaniſchen Cortes oder dem Regenten irgend ein 
Mandat empfangen batte. Auch wollen wir weitere Nacrichten abwarten, um 
em Ereigniß zu würdigen, deffen Bebeutung Niemand entgehen wird. Wenn der 
Narihall, wie Alles vermutben läßt, ohne Mandat gebandelt hat, jo beſchränkt 
ſich dieſer Zwiichenfall auf die Berbältniffe einer Intrigue; wenn bagegen bie 
Spanifhe Ration diefen Schritt beftätigt oder anräth, jo müſſen wir ihn vor 
Alem mit der Achtung ins Auge faffen, welche der Wille einer ihre Geichide 
regelnden Nation einflößt. 

Aber bei aller Hochachtung vor der Souverainetät des Spaniichen Boltes, 
welche in diefem alle der einzig competente Richter ift, Fönnten wir ein Gefühl 
des Erftaunens nicht unterbrüden, wenn wir das Scepter Karls V. einem Preu- 
fiihen Prinzen anvertraut fähen. 


Erſte diplomatifhe Erörterung in Berlin. 


3. Juli. Gramont an den Geichäftsträger le Sourb in Berlin. 


„Bir erfahren, daß eine vom Marjhall Brim entiandte Deputation dem 
Prinzen von Hobenzollern die Krone Spaniens angeboten und baf er fie 
angenommen babe. Wir betrachten dieje Kandidatur nicht als ernft unb glauben, 
daß die jpanifhe Nation fie zurückweiſen wird. Aber wir können nidt obne 
Ueberraihung den Verſuch anjeben, einen preußifchen Prinzen auf den fpaniichen 
Thron zu ſetzen. Wir möchten glauben, daß das Berliner Kabinet diefer In- 
trigue fremd ift; im entgegengelegten Fall würbe jein Berbalten uns Erwägungen 
wu peinliber Natur eingeben, als dan ich diefelben in einem Telegramm aus- 
iprechen fönnte. Ich nebme jedoch nicht Anftand, Ihnen zu jagen, daß der Ein- 
drud ein ſchlimmer ift und ich erfuhe Sie, Sih in diefem Sinne auszusprechen. 
Ih erwarte die Mittbeilungen, die Sie mir über den bevauerlihen Zwiichenfall 
werden geben können.“ 


4 Juli. Ze Sourd an Gramont. 


„Ich babe jo eben Herrn v. Thile gejeben und ihm von der Nachricht ge- 
iprodben, welche Ihnen in Betreff der Annahme der Thronkandidatur in Spanien 
Seitens des Prinzen von Hobenzollern zugegangen if. Er fragte mich von 
vorn berein, ob ich ibn amtlich darüber interpellire, in welchem Falle er zumächft 
die Befehle des Königs direct einholen müßte. Ich antwortete, daß ich ibn ein- 
tab auf eine Nachricht aufmerkſam machen wolle, die in Paris übles Aufieben 
made; ich fügte hinzu, daß wir vor Allem ein Intereffe baben, zu erfahren, ob 
Ne preußiiche Regierung der Verhandlung fremd ſei. Sichtlich ın Verlegenheit 
ſagte mir Herr v. Thile, daß die preufiiche Regierung von der An- 
gelegenbeit abjolut Nichts wife, und daß diefelbe für fie nicht 
eriftire. Er fuchte durch feine Erklärung die Berantwortlichkeit feiner Regierung 
außer Frage zu ftellen; aber Ew. Ercellenz werben bemerken, daß er fich enthielt, 
lategoriſch zu verfihern, daf das Berliner Kabinet die Eriftenz und das Ergebniß 
der Berbanplung nicht kenne. Mein erfter Eindruck ift, daß die Ihrer Ercellenz 
mitgetbeilte Thatſache richtig ift, bak aber Herr v. Thile mit feiner gewohnten 
—— wenigſtens fürs Erſte die Richtigkeit unſerer Information nicht aner— 
ennen will,“ 
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Ein Bericht Benedettis aus dem vorhergehenden Jahre. 


Bertrauliher Beriht an Gramont vom 11. Mai 1869 (aus den 
jpäteren Veröffentlihungen Benebettis). 

„Als ih Graf Bismard wiederfab, brachte ih das Geipräh auf die 
Spaniſchen Berhältniffe und befragte ihn wegen der Gerüchte über eine Kandi— 
batur des Prinzen von Hohenzollern. Der Minifter - Präfivent lehnte die 
Unterhaltung darüber nicht ab; er bemerkte, daß Die Souverainetät, welche man 
bem Prinzen Leopold anbieten möchte, nur eine flüchtige Dauer baben und ihn 
ben größten Gefahren und Enttäufhungen ausjegen könnte. In dieſer Ueber- 
zeugung würbe ber König eintretenden Falls fih gewiß enthalten, ibm zur An- 
nabme bes Anerbietens der Cortes zu ratben. Der Bater des Prinzen theile 
biefe Anfiht: er babe ſich durch die Nothwendigkeit der Unterftügung feines 
Sohnes in Rumänien überzeugt, wie brüdend für fein Vermögen die Macht 
deſſelben jei, und babe feine Luft, dafjelbe von Neuem zu Gunften ber Befteigung 
des jpaniihen Thrones Seitens feines älteften Sohnes zu belaften. Obne mir 
zu verbeblen, daß er Gelegenheit gebabt, über die Sache mit dem Könige und 
Fürſt Anton zu ſprechen, beſchränkte er fich auf die vorftehenden Andeutungen. 
— — — Ich bemerkte, daß der Prinz Leopold den Wünfchen der Cortes nicht 
ohne Zuftimmung bes Königs nachgeben könnte, und daß Se. Majeftät in einem 
folhen Falle dem Prinzen fein Berhalten vorzufchreiben baben würde. Herr 
v. Bismard erfannte das an; — aber ftatt mir die Berficherung zu geben, 
daß der König ibm unbedingt die Entbaltung vorjchreiben würde, ſprach Herr 
v. Bismard nochmals von den Gefahren, welchen ber neue Souverain vom 
erften Augenblide an ausgejegt fein würde. Uebrigens werde es zur Wahl eines 
Fürften überhaupt nicht kommen, wegen der ebrgeizigen perjönlicen Abfichten 
ber jpaniihen Staatsmänner. — — — Er erwähnte noch, daß Prinz Friedrich 
Karl nicht abgeneigt ſein würde, das Abenteuer in Spanien zu verjuden, — 
doch jei für ihn die Religion ein unüberwindliches Hinderniß.“ — — — 


1870. 5. Zuli. Erflärungen der franzöfifhen Minifter im gejeß- 
gebenden Körper. 


Der Deputirte Cohery bringt im gejeßgebenden Körper folgende Inter- 
pellation ein: 
„Wir wünſchen die Regierung wegen ber Candidatur eines Prinzen 
von Hohenzollern für den ſpaniſchen Thron zu interpelliren.” 


6. Juli. Erklärung des Minifters der auswärtigen Angelegenheiten Herzogs 
von Gramont. 


„Meine Herren! Ich bin gefommen, um auf bie geftern von Herrn 
Cochery an mich gerichtete Interpellation zu antworten. Es ift durchaus richtig, 
daß Marihall Prim dem Prinzen Leopold von Hohenzollern die Krone Spaniens 
angeboten und leßterer fie angenommen bat. Aber das Spaniſche Bolf bat fich 
noch nicht ausgejprodhen und wir kennen auch noch nicht die Einzelheiten einer 
Unterhandlung, Die vor uns gebeim —— worden iſt. 

Eine Discuffiion würde jetzt kein praktiſches Reſultat haben. Wir bitten 
Sie, dieſelbe zu vertagen. 

Wir haben nicht aufgehört, der Spaniſchen Nation unſere Sympathien zu 
bezeigen und alles zu vermeiden, was den Schein hätte haben können, als wollten 
wir uns irgendwie in die inneren Angelegenheiten einer edlen und großen Nation 
einmiſchen, die in voller Ausübung ihrer Souveränetät iſt. In Bezug auf die 
verſchiedenen Kronprätendenten ſind wir nicht aus der ſtrengſten Neutralität 
hinausgegangen und haben für keinen derſelben jemals weder Vorliebe noch Ab— 
neigung bezeigt. Wir werden dieſe Haltung auch ferner beobachten, aber wir 
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glauben wicht, daß die Achtung vor ben Rechten eines Nachbarvolles uns ver- 
plichtet, zu dulden, daß eine fremde Macht, indem fie einen ihrer Prinzen auf 
den Thron Karls V. jet, Dadurch zu ihrem Bortbeil das gegenwärtige Gleich— 
gericht der Mächte Europas derangiren (ftürmifcher Beifall) und fo die Intereffen 
und die Ehre Frankreichs gefährden könnte (neuer Beifallsfturm). 

Wir hoffen, daß dieſe Eventualität fich nicht verwirklichen wird; wir rechnen 
dabei auf die Weisheit des Deutihen und die Freundſchaft des Spanijhen 
Bolles. Wenn es anders fommen jollte, jo würden wir, ſtark durch ihre Unter- 
ſtüzung, meine Herren, und durch die der Nation, unfere Pflicht ohne Zaudern 
und ohne Schwäche zu erfüllen baben.“ 


Erklärung des Minifters Ollivier im weiteren Berlaufe ber Erörterung: 


„Morgen werden bie Mitglieder der Kammer die Erflärung nachleſen, die 
feeben (von Gramont) vorgetragen worden ift, und über welche ver Minifterratb 
beihloffen bat, und fie werden die Tragweite berjelben beffer beurtbeilen fönnen.... 
Bern Sie über die Declaration nachgedacht, jo werben Sie ſich überzeugen, daß 
fie gegen Niemanden eine Herausforderung enthielt, daß fie ben legitimen 
Rechten des Spaniſchen Bolfes, das wir als ein befreunbetes Voll betrachten, 
feinen Abbruch tbut, und daß fie beſonders feine Ungemwißbeit über ben Gedanken 
der Regierung läßt, infofern es fi darım handelt, ob fie ben Frieden will ober 
den Krieg berbeiruft. 

Die Regierung wünſcht den Frieden, fie wünſcht ihn mit Leibenfchaft! aber 
mit Ebre! 

Es iſt noch nichts definitiv und ich kann die Behauptung nicht zugeben, 
daß die Regierung, indem fie offen und beutlich ihre Meinung über eine Yage 
ausdrückt, welche die Sicherheit und Macht Frankreichs berührt, den Weltfrieden 
in Gefabr brächte. Meine Meinuug ift, daß fie das einzige Deitttel, welches übrig 
bleibt, anwendet, um ihn zu befeftigen; denn jo oft Frankreich fih bei Ber- 
tbeibigung eines legitimen Rechts feit zeigt, obne das Maaß zu überjchreiten, 
kun es auf die moraliihe Unterftügung und Billigung Europas rechnen. 

Ih bitte aljo die Mitglieder diefer Verſammlung, ich bitte die Nation, 
überzeugt zu fein, daß fie fich nicht vor verbüllten Vorbereitungen zu einer Action 
befinde, auf melde wir auf Scleichwegen zujchreiten; wir jagen unjere Ge— 
danken ohne Rüdhalt: wir wollen keinen Krieg, wir fuchen den Krieg nicht, wir 
baben nur unfere Würde vor Augen. Sollten wir eines Tages den Krieg für 
unvermeidlich halten, jo würden wir uns nur auf denfelben einlaffen, nachdem 
wir Ihren Beiftand gefordert und erbalten haben.“ 


Spanische Depeſche. 
7, Juli. Der Minifter des Auswärtigen Sagafta an die Vertreter Spaniens. 


„Herr Botichafter! Em. Ercellenz find die wichtigen Erklärungen bekannt, 
die am 11. Juni in der Situng der conftituirenden Cortes von Sr. Ercellenz 
dem Herrn Präfidenten des Minifterratbes gegeben wurden. Indem er ben Re- 
prälentanten der ſpaniſchen Nation die bis dahin erfolglofen Schritte darftellte, 
die geicheben waren zum Zmede, einen Candidaten für den Thron zu finden, 
melden fie kraft ihrer unbeftreitbaren Souverainetät bergeftellt haben, verkündete 
ihnen der Präſident des Minifteriums, daß zuerft die proviforifche Regierung, 
dann die Erecutivgewalt, und fpäter die Regierung Sr. Hobeit des Regenten ibn 
mit einem unbeſchränkten Vertrauen beehrt hätten, ibn bevollmächtigend, alle 
Schritte zu thun und alle Unterhandlungen vorzunehmen, die nöthig waren, um 
in einer Frage von fo bober Bedeutung einen genugtbuenden Erfolg zu erzielen. 
Mit diefen Vollmachten ausgeftattet, batte der Marihall Prim zur Erfüllung 
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feiner ſchwierigen Miffion außer feiner hoben perſönlichen politiihen Stellung die 
moraliſche Autorität der ganzen Regierung, bie Kraft, melde bie Einigkeit ber 
Meinungen und der Handlungen verleiht und die Garantie der unbebingteften 
Berjchwiegenbeit. 

Man war aljo berechtigt, zu hoffen, daß er troß bes unglüdlihen Erfolges 
feiner erften Schritte, alle Arten von Schwierigfeiten befiegen können und daß es 
ihm gelingen werde, feinen Collegen in ber Regierung unter Zuftimmung ber 
conftituirenden Cortes einen Candidaten vorzuftellen, würbig, die Krone von 
Spanien zu tragen und zugleich annehmbar für alle Männer der großen monar- 
hifchliberalen Partei. Die Regierung batte dieſes Zutrauen, welches nicht ge- 
täuſcht worden ift, und heute hat fie die Genugtbuung, Ew. Ercellenz durch meine 
Vermittlung anzuzeigen, daß der Rath der Minifter, am 4. d. M. zu fa Granja 
unter dem Borfite Sr. Hoheit des Regenten verjammelt, den Prinzen Leopold 
von Hobenzollern- Sigmaringen ald Gandidaten für den Thron von 
Spanien bezeichnet bat. Die jehr günftigen Umpftände, in welchen ſich der Prinz 
befindet, und die gute Aufnahme, welche feine Bezeichnung in der Öffentlichen 
Meinung des Landes gefunden bat, geben der Regierung die angenehme Hoffnung, 
daß ihr Kanbibat demnächſt von den Cortes mit einer großen Majorität zum 
Könige ernannt werben und daß damit die ruhmreiche conftituirende Periode, die 
im September 1868 beganır, ihren Abſchluß finden werbe. 

Geftern, ſobald e8 möglich war, aus der Zurüdbaltung hervorzutreten, welche 
uns bisher von der Klugbeit geboten war, beeilte ih mid, Ew. Erxcellenz tele- 
grapbifh Kenntniß von dem Beichluffe der Regierung und den Maßregeln zu 
geben, bie fie unverzüglich treffen wollte, um ihn den Cortes zur Gutheißung 
vorzujhlagen, indem fie ſich fireng am die Vorjchriften des Staatsgrundgejetes 
und an bie durch das Gejeg über vie Königswahl aufgeftellten Regeln anjchloß. 
Inden ih Ew. Ercellenz erjuce, der... . Regierung bierüber Mittbeilung zu 
machen, gebe ih Ihnen einige Andeutungen über die wahre politiihe Bedeutung 
dieſes Ereigniffes, welches in nichts unfere Beziehungen mit den anderen Mächten 
berühren darf, ungeachtet des großen Einfluffes, den es auf die Zukunft bes 
ſpaniſchen Volles auszuüben beftimmt if. — — 

— — Renn Prinz Leopold dazu gelangt, den jpanifhen Thron zu be 
fteigen nah dem Votum der fouverainen Cortes, jo wirb er conftitutioneller 
König fein mit einer Berfaffung, welde die demokratiſchſte ift von allen, die in 
den mit liberalen Staatseinridtungen verjebenen Ländern befteben. Seine Res 
gierung wird mithin nicht entrathen Fünnen, wie jett fo auch in Folge den Ein- 
gebungen des öffentlichen Geiftes zu gehorchen, ber ſich nicht ändern wirb, weil 
ein Frember die erfte Beamtenftelle der Nation einnimmt. Bon dem Augenblide, 
wo er den Thron San Fernando’s bejteigt, wird er Spanier fein und in biejer 
Eigenſchaft das Werk der September » Revolution vom ausſchließlich ſpaniſchen Ge— 
fihtspunfte fortſetzen und befeftigen. Hauptjählih mit ber politiihen inneren 
Wiedergeburt der Nation bejchäftigt, wird er die ftrengfte Neutralität nah außen 
beobachten, was ihm geftatten wird, alle jeine Kräfte ber Entwidlung ber fittlichen 
und materiellen Iutereffen des Landes zu widmen, und nichts wird die Bahn 
ändern können, welche die ſpaniſche Nation fich vorgezeichnet hat. 

Deshalb hat die Regierung Sr. Hoheit, ihre freie Action benugend, um 
die ihr nothwendige monarchiſche Löſung vorzubereiten, allein auf eigene VBerant- 
wortung gehandelt und fih direkt mit dem Prinzen Yeopold ins Ber- 
nehmen gejett, ohne einen einzigen Augenblid daran zu denken, daß ihre 
Ehre ihr geftatte, mit dem geringften Einfluffe eines fremden Kabinets zu trand- 
igiren. Ich lenke ganz bejonders die Aufmerkſamkeit Ew. Ercellenz auf diejen 
Punkt, weil viel darauf ankommt, feitzuftellen, daß die Regierung des Regenten 
in diefer Sache nur ihren eigenen Regungen gefolgt ift und daß fein natio- 
uales Interejje im Auslande und noch weniger ein auslänbijches 
Interejje ihren Borjigenden im Verlaufe diejer Unterbandlung 
geleitet hat. Nur der Wunfh, den Willen der Nation und den Auftrag zu 
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erfüllen, den der Regent und jeine Collegen im Cabinet ihm ertheilt, bat ihn 
bewogen, zur Bewerbung um den Thron Spaniens einen großjährigen Prinzen 
aufzuforbern, der, freier Herr feines Handelns, burch verwandtichaftliche Be— 
zuebungen zu den meilten regierenden Häuſern, obne bei irgend einem berjelben 
zur Throufolge berechtigt zu jein, in dieſer Stellung jeden Gedanken einer Feind— 
jeligkeit gegen irgend welch' eine Macht ausjchlof. 

Somitberübrt die Candidatur des Prinzen von Hobenzollern» 
Zigmaringen in feiner Weije die freundjchaftlihen Beziehungen 
Spaniens mit deu anderen Mäcten und fann und darf noch weniger bie 
Beziebungen, welche diejelben unter ſich haben fünnen, berühren.” — — 

Madrid, 7. Juli 1870. 

Unterz.: Braredes M. Sagafta. 


8. Zuli. Aus der Erffärung des Eufebio de Salazar y Mazarrebo 
über die Entſtehung der Hohenzollernſchen Canbibatur. 


„sn SHerbite 1869, als die Mebrbeit der Cortes eine monarchiſche Löſung 
angenommen batte, veröffentlichte ich ungefäumt eine Flugichrift, die ich beute zum 
großen Theil nochmals berausgebe, weil die Zeitumftände dies rechtfertigen. 
Jene Schrift, der Kandidatur des Prinzen Leopold günftig, jchloß fich folge» 
richtig einer andern an, welde im Anfange des Jahres 1869 ans Licht trat, und 
worin ih an erſter Stelle die Candidatur Don Fernando's von Portugal befür- 
wertete. Sein Schwiegerjohn ift heute der amtliche Candidat, und der Antbeil, 
den ich an ben zu dieſem Zwede geführten Unterhandlungen gehabt, bewegt mich, 
diefe Zeilen zu jchreiben, welche als Einleitung zu ber erwähnten Flugichrift 
dienen jollen. — 

— — Niemandem war e8 verborgen, daß Prinz Leopold bis zu einem 
gerifjen Grabe der franzöflihen Regierung wenig genehm fein wiirde. Und jo 
bielt ih es, als der General Brim die Güte hatte, mich mit der zarten Auf» 
aabe zu betrauen, die ich ausgerichtet babe, für meine erſte Pflicht, ibn auf jenen 
Umftand aufmerkſam zu machen, worauf Jener nur eine hoch patriotiiche und 
ug ſtaatsmänniſche Antwort gab. 

Haben wir uns zuerft an einen preußifchen Prinzen gewandt, um bie Krone 
anzubieten? Was bat micht die ganze franzöfiiche Preffe geiagt, weil Spanien in 
&fjaben, in Eintra, in Florenz und in Harrow Zurückweiſungen erfahren hatte? 
Benn wir mun in jenen Berſuchen fein Glück gehabt haben und es befannt 
iM, daß auf dem Herzoge von Montpenfier und der Republik ebenfalls das Veto 
Napoleons rubt; fol deshalb die September - Errungenjchaft zu einer fteten 
Unfertigkeit verurtbeilt jein? Was kann Frankreich von einem preußifchen Prinzen 
fürdten, der auf dem Throne Spaniens fit? 

Erftens gebört Don Leopoldo dem katholischen Zweige Preußens an, ber 
ſchon jeit Jabrbunderten von dem evangelifchen, welcher jest in Berlin berricht, 
weit getrennt iftz und es verdient bier Erwähnung, daß der amtliche Kandidat 
Spaniens beute der Erbe der Krone Preußens wäre, wenn feine Altworbern, 
welche das Erftgeburtsrecht bejahen, bie katholiſche Religion für die proteftantijche 
abgeihworen hätten. 

Zweitens, kann denn ein parlamentarijher König fein Land in einen aus- 
wärtigen Krieg verwideln? Hängt von Portugal Brafilien ab, weil auf den 
beiden Thronen Mitglieder derjelben Familie fiten? Was bat ım Jahre 1866 

dem enttbronten Könige von Hannover feine VBerwandtichaft mit der Königin 
Bictoria genugt? 

Desgleihen zeigte fihb Philipp V. nicht fonberlich dankbar gegen Frank— 
reich, welches fich jo jehr angeftrengt hatte, um ibm bie Krone Carl's II. auf's 
Haupt zu jegen; und es ift Überflüffig, an Bernabdotte, den Thronfolger von 
Schweden, oder an den fhon erwähnten Murat zu erinnern, die im Jabre 1814 
gegen ihren alten Herrn und Beihüger Napoleon I. kümpften. 
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Dank ift in ber Politik ein leeres Wort; und von der anderen Seite be- 
trachtet: was würde denn ber Prinz Leopold Preußen zu verdanken haben? 
Nichts, gar nichts: Alles hätte er dem Willen ber fpanifchen Cortes zu ver- 
danlen. 

Die Preufifhe Regierung bat fih in dieſe Unterbanblung 
nicht eingemijcht, und der König von Preußen war überrajdht, als 
ibmber Prinz, welder volljährig ift, nah Ems feinen endgültigen 
Entſchluß mittbeilte als eine Sade der Höflichkeit (acto de cortesia). 

Don Feopoldo würde daher ein ſpaniſcher König fein, der weder durch 
fein Auftreten noch durch feine Neigungen unferem mächtigen Nachbar Bejorgniß 
einflößen löunte.“ 


Zwiſchen Paris nnd Madrid. 


6. Juli. Der fpanifhe Gefandte in Paris an den Kriegsminifter in Mabrib. 


„Veit entfernt, die Wirkungen des erften Eindruds übertrieben zu haben, — 
fönnen die Erklärung der Regierung und die Haltung bes geſetzgebenden Körpers 
als ficherer Borbote eines Krieges gegen Preußen betrachtet werben, wenn ein 
preußiicher Prinz König von Spanien würde.“ Dlozaga 


7. Juli. Der franzöfiihe Minifter der auswärtigen Angelegenheiten an ben 
Geſandten Frankreichs in Madrid. 


„Ungeachtet des Eirculars des Marſchalls Prim und der Mittheilung, welche 
mir Herr Dlozaga jveben machte, haben wir zuviel Vertrauen in die Gefinnungen 
der jpanifchen Nation, um zu glauben, daß man in Madrid einzig auf der Löſung 
beharre, welche gleichzeitig unſere Würde und unſere Intereſſen verletzt. Wir 
werden alſo in unſerer freundſchaftlichen Haltung verbleiben und fortfahren 
an der ſpaniſchen Grenze die nöthige Wachſamkeit zu üben, um Alles von dort 
zu verſcheuchen, was von der Natur wäre, Unruhen auf der Halbinſel zu unter— 
halten. Wir werden bis zum legten Augenblid unſern Sympathien treu jein 
und werben ficher nicht die Erften jein, Bande zu zerreißen, welche uns theuer 
waren und welche wir unauflösbar gemacht zu baben hoffen möchten.“ 


8. Zuli. Der ſpaniſche Staats» Minifter an den Gejanbten Spaniens in Paris. 


„Ew. Ercellenz joll dementiren, daß die Kandidatur des Prinzen Leopold 
Hohenzollern in einem Frankreih oder feiner Regierung feindlichen Gedanken 
vorbereitet worben fei. Sie jollen ebenfalls dementiren, daß General Prim fi 
an den Grafen Bismard gewendet babe, um die Zuftimmung bes Königs von 
Preußen zu erlangen. Die Verhandlungen find ausjhlieglih mit dem 
Prinzen Yeopold geführt worben, ohne irgend welde Beziehungen 
von unferer Seite, binjihtlih diejes Gegenftandes, mit dem 
Grafen Bismard.” 


Die erften officiöfen Aenferungen von Preußiſcher Seite. 
Aus der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ vom 6. Juli. 


„Was aus Spanien kommt, bat — man kann das zugefteben — gewöhnlich 
mehr Anregendes für die Phantafie, als was aus minder romantiſchen Ländern 
ftammt, aber wenn bei Gelegenheit ber neueften Schritte der Madrider Negie- 
rung gewiffe Parifer Journaliften von einem beabfichtigten Staatsftreih, von 
Einjegung eines Königs ohne Befragen der Cortes und der Nation u. j. w. gar 
Bieles und Schredliches zu berichten wifjen, jo find fie gegen ihre eigene erregte 
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Einbildungskrait nicht vorfichtig genug geweien. Wie mau ſich aus der Rede des 
Marſchalls Prim am 11. Juni erinnern kann, hatte er früher vom Regenten 
und ber Regierung den Auftrag erhalten, mit dem Prinzen, beffen Namen zu 
verichweigen er damals durch Ehrenwort verpflichtet war, Unterbanblungen ein» 
zuieiten, natürlich mit Borbebalt ber ſpäteren Ratification der durch bie Ver— 
fafjung als zuftändig bezeichneten Factoren. Dies ift auch jett der Fall. Ein 
beutiges Telegramm bezeichnet ausdrücklich die bis jetst geführten Verhandlungen 
als vertrauliche, beftätigt aber, daß biefelben mit einem Prinzen von Hobenzollern 
gepflogen würden. Welcher von ben beiden Brüdern bes Fürſten Karl von 

umänien gemeint ſei, ift nicht näher gejagt, ob ber ältere Erbprinz Leopold, 
geboren 22. September 1835, vermählt jeit 1861 mit Antonia, der Schwefter 
des Königs von Portugal, oder Prinz Friedrich, ber jüngere Bruder, geboren 
25. Juni 1843.“ 

Ferner: 


„Ein Urtbeil über die Sache erjcheint durchaus verfrübt, unreif, auf bloße 
Hypotheſe begründet, jo lange bie fpanijche Vollsvertretung ſich nicht geäußert bat. 
So lange dies nicht geicheben ift, jo lange die Cortes in Madrid die Wahl des 
von ber proviforiichen Regierung ins Auge gefaßten Königs, die von ihnen allein, 
nicht durch Wünſche oder Befürchtungen des Auslandes, zu entjcheiden ift, nicht 
nah den beftehenten Gejegen vollzogen und endgültig feftgeftellt baben, find 
alle Betrachtungen über die Angelegenheit wenig mehr als Streit um bes 
Kaijers Bart. 

Die deutichen Regierungen baben jederzeit die Thatſachen vor Augen gehabt, 
daß Spanien ein jelbitftändiger Staat ift, und baß die Spanier ein mündiges 
Bolk find, welches keinen Vormund, feinen Rath, keine Anregung und feinen 
Vorſchlag von Außen bedarf, um zu wiffen, was ihm in Berfaffungsfragen 
frommt, und wer zum oberften Lenker feiner Geihide am geeignetften ift. Die 
deutichen Regierungen haben darnach gehandelt, und fie werben ferner darnach 
bandeln. Sie werden folglih, wie wir mit Beftimmtbheit annehmen, in diejer 
inneren Frage Spaniens, wie in jeder ähnlichen, weder zu- noch abrathen, ge» 
ichweige denn irgend welde andere Einmiſchung fich erlauben, irgend welden 
Drud ausüben auf den Gang der Dinge jenjeits der Pyrenäen. 

Die Weisheit des ſpaniſchen Bolles, repräfentirt Durch die Cortes, bat bier 
zu reden und nur fie. Die Weisheit des beutjchen bat lediglich fih neutral zu 
verbalten und wird fi neutral verhalten. Will man anderswo eine andere 
Stellung einnehmen, beftimmend, rathend, brobend, zwingend auf die Entjchei- 
dung Der Frage einmirken, wohlan, mag man es verjuchen. Wir laffen vie 
Hände davon.” 


Aus der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ vom 8. Juli: 


„Die Interpellation Cochery über die fpanifche Thronfolge hat geftern im 
franzöfiiben Gefetgebenden Körper ftattgefunden, und das Refultat der minifte- 
riellen Antwort war das Sinken der Rente um zwei Franes. Uns ift die Ant- 
wort bes Herrn Minifters ebenjo unverftändblich, wie das Reſultat diefer Antwort. 
Während wir zum erften Male aus ver Rede bes Herzogs v. Gramont de- 
finitiv erjahen, daß der Prinz von Hohenzollern das Anerbieten Brims an- 
genommen babe, erjabren wir aus derjelben Quelle, daß man in Frankreich Die 
betreffenden Unterhandlungen nicht kennt, daß eine weitere Discujfion zwedios 
fei, und boc bei aller dieſer Umficherbeit feiner Information, erflärte der Herr 
Minifter, daß die franzöfifche Hegierung nicht dulden werbe, „daß eine freinde 
Macht einen Prinzen auf den ſpaniſchen Thron fete und die Ehre und Würde 
Frankreichs in Gefabr bringe.“ Eben fo wenig verfteben wir das Wort „Krieg,“ 
welches fpäter Herr Ollivier in die Discuffion bineinwarf. Krieg, mit wen? 
Mit dem ſpaniſchen Volle, weil ſich dafjelbe, der Unficherbeit müde, einen König 
geben will? Wir würden einen ſolchen Krieg nicht verfteben, denn er würde ja 
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gerade das Rejultat baben, welches Herr v. Gramont vermeiden will: eine 
frembe Macht würbe über ben fpanifhen Thron entjcheiben. Krieg mit Deutich- 
land? Wir verfteben dies noch weniger, denn oft genug und deutlich genug baben 
die Thatjahen, aus denen ſich die Geſchichte ber legten vier Jabre zufammen- 
fett, ergeben, daß die Neugeftaltungen in Deutjchland nur nationale Motive 
haben, nur nationale Zwede verfolgen, während Preußen, als Sonberftaat gerade 
durch die Schöpfung des Nordbeutihen Bundes und die Verpflichtung, die es fich 
dadurch zu Gunſten feiner Bundesgenoffen aufgelegt bat, ebenfalls den Beweis 
gegeben bat, daß es jeine möglichen Partikular » Interefien der nationalen Bewe- 
gung unterorbnet. Wir glauben daher, ber frieblihen Entwidelung der Dinge 
mit der gleichen Zuverficht entgegen jeben zu fünnen, wie dies Herr Dllivier 
am Sätuffe feiner Rebe ausſprach, und meinen, man müfje die Worte der frans 
zöſiſchen Minifter nur nach dem Umſtande beurtbeilen, daß fie vor einer parla- 
mentarijhen Verſammlung gejproden wurden, deren Majorität nicht gerade die 
zuverläjfigfte ıft.“ 


Weitere Franzöfifhe Aeußerungen. 


9. Juli, Cireular-Depeſche des Minifters der Auswärtigen Angelegenheiten an 
bie Repräjentanten Frankreichs im Auslande. 


„su Ihren Unterbaltungen mit den Mitgliedern der Regierung, bei weldher 
Sie beglaubigt find, wollen Sie bemerken, daß wir Nichts verlangen, was nicht 
mit den am beften feftgeftellten Präcedenzfällen des öffentlichen europäiſchen Rechtes 
übereinftimmt. Unfere Brincipien find diefelben, welche die Großmächte in Belgien 
im Jahre 1831 zur Geltung brachten bei der Wahl des Herzogs von Nemours 
zum König der Belgier, welche 1862 Frankreich und Rußland in Griechenland 
geltend machten bei der Wahl des Prinzen Alfred zum König ber Hellenen durch 
das allgemeine Stimmredt; welche im Jabre 1862 Eugland und Frankreich ver- 
einigt in Betreff des Herzogs von Leuchtenberg, des ruffiihen Kandidaten für 
den griechiſchen Thron, zur Geltung brachten; welche Kaifer Napoleon III. 
jelbft freiwillig angewenbet hat bei Gelegenbeit der Kandidatur des Prinzen Murat 
zum Thron von Neapel. Wir würben es nicht verfteben, wie man uns bie 
Wohlthat einer Doctrin verfagen fünnte, weldhe die Mächte jchon angenommen 
und auch ſchon oft genug ſanktionirt baben.“ 

Gramont. 


Aus dem „Moniteur“ vom 8. Juli 1870. 


„Die Lage, wie fie fih durch die Annahme des Prim'ſchen Antrages 
Seitens des Prinzen von Hobenzollern geftellt bat, ift durchaus Mar. Die 
betbeiligten ‘Parteien find Preußen, Spanien und Frankreich, und es ift unmöglich, 
in ihren rejp. Stellungen eine Zweibeutigfeit zu finden. Nachdem bie Preußiſche 
Regierung vier Jahre lang mit unjerer Geduld und der Gebuld ganz Europas 
Mißbrauch getrieben, bat fie nun alle Grenzen überjchritten. Der Marſchall 
Prim bat eine wahre Intrigue angeiponnen, die für Frankreich die erniteiten 
Folgen haben jollte. Was uns betrifft, jo haben wir unfer Wohlwollen für Preußen 
zum Aeußerſten getrieben. Spanien und die Spaniſche Regierung können ich 
nur belobend über uns ausipreden, und wir find überzeugt, daß die Regierung 
des Kaiſers aub in Zukunft Beweije ihres Woblmwollens geben wird. Wen 
unfere Bolitit Spanien gegenüber eine gemäßigte jein muß, jo-fteben wir Preußen 
gegenüber ganz anders. Dieje durch ihre erften Erfolge in Selbfttäuihuung ver- 
jegte Macht ſcheint fich das Uebergewicht und die Herridhaft in Europa anmaßen 
zu wollen. Es ijt Zeit, jolhem Anſpruch ein Ziel zu jegen. Die Frage muß 
erweitert werden, und beute ift die Entjagung bes Prinzen Yeopolod 
auf den Spauiſchen Thron niht mehr ausreihend, denn Dies würde 
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Seitens des Grafen v. Bismard nur ein geſchicktes Verfahren 
waffnen, mit dem Vorbehalt, jpäter eine beſſere biplomatijc 
nehmen unb und, nachdem er jeine militairijhen Streitkräfte 
Meinung in Deuiſchland vorbereitet, in neue und ernſtere Be’ 

wideln. Man wilde immer von vorn anfangen müſſen. D 

wir verlangen müflen und was uns heute befriedigen fany 
Behräftigung und bie abjolute Ausführung bes Prager F 

laute und Geifte nad, d. b. Die Freiheit der ſüddeutſchen 

der Feftun g\ Mainz, welche zum Süden gehört, das Aufgeben em» „. 
tairiichen Einfluffes jenfeit des Mains und die Negulirung des Artikels V. mu. 
Dänemark, Dies find die einzigen Garantien, weiche uns befriedigen könnten, 
— man fie uns nicht gewährt, jo können unſere Forderungen nur größer 
werben 
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Aus dem „Pays.“ 


„Das faubiniihe Joch ift bereit für die Preußen; fie werben fich darunter 
beugen und zwar ohne Kampf befiegt und entwaffnet, wenn fie e8 nicht wageı, 
einen Kampf aufzunehmen, beffen Ausfall nicht zweifelhaft ift. Unier Kriegs» 
geſchrei ift bis jegt ohne Antwort geblieben. Die Echos des Deutſchen Rheius 
find noch ftumm. Hätte und Preußen die Sprache gejproden, die Frankreich 
ſpricht, ſo wären wir ſchon lange unterwegs.“ 


Die „Liberté“ verlangt, daß man der Sade ein Ende made, und beit 
Rbein wegnehme, wenn man ihn brauche, daß man die Gelegenheit benute, um 
auf biplomatiihem Wege oder dur den Krieg Preußen für jein Auftreten gegen 
Dänemark und Defterreih zu firafen und dahin zu bringen, daß es in Zukunft 
nicht mehr zu fürdten jei. 


T. Juli. Depeſche au Benedetti nah Ems. 


Herrn Beuedetti, Botjcafter Frankreichs. — Wildbad. 
„Reilen Sie nad Ems ab. Ein Attaché, den ich morgen früb abreijen 
lafje, wird Ihnen Juſtruktionen dahin bringen. Er wird in Ems um 11 Uhr 
Abends anlommen. Lafjen Sie dem Bahuhojschef mittheilen, wo Sie abfteigen 
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Diplomatiſche Mittheilungen zwiſchen England uud 
Fraukreich. 


(Aus dem Engliſchen Blaubuche.) 


In einer Depeſche, vom 8. Juli, theilt Lord Lyons dem Lord Granville 
mit, daß Gramont ibm (Lyons) im einer Unterrebung bemerkt, Preußen habe 
noch feine Autwort auf bie Forderung Franfreichs gegeben, letteres dürfe in 
Folge deſſen mit jeinen militairiichen Vorbereitungen nicht länger zögern. Einige 
Schritte in dieſer Richtung feien bereits geicheben, und morgen müßten die Be- 
hörden allen Eruftes beginnen... . Als ih dann mein Erftaunen und Be- 
dauern über die Shuelligteit ausdriüdte, mit welder die franzö— 
fijhe Regierung vorzugehen jheine, beftand Herr von Gramont 
Darauf, —9 ein längerer Aufſchub unmöglich jei... . man könne nicht ſagen, 
daß Frankreich den Stieit jude, von der Schladt bei Sadowa bis zu 
dieſer Throu-Caudidatur babe die frauzöſiſche Regierung eine 
Geduld, eine Mäßigung, einen verjöhnliden Geift eutwidelt, der 
nah der Meinung vieler Frauzoſen zu weit gegangen jei... 
Es ſtehe ernftlih zu boffen, daß ber König von Preußen dem Prinzen offen 
verbieten werde, nah Spanien zu geben. Es gäbe inbefjen noch eine andere 
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jung ber Frage, auf welde er (Gramont) die englifche Regierung befonvers 
Kufmerffom maden wolle. Der Brinz von Hohenzollern fönnte feine Prä- 
tenfionen auf den ſpaniſchen Thron aus eigenem Antriebe aufgeben... . Ein 
freiwilliger Rüdtritt feitens des Prinzen würbe feiner (Gramonts) Anficht 
nach eine höchſt glüdliche Löſung ſchwieriger und verwidelter Fragen fein, und er 
bitte die englifhe Regierung, allen ihren Einfluß aufzubieten, um eine ſolche 
Löſung zumwege zu bringen. 

Die engliſche Regierung tbat dies, Tieß aber zugleich die franzöfifhe Re— 
ierung zur Mäßigung auffordern. Die letztere wollte jedoch ihre militatrifchen 
Püftungen nicht aufgeben. 

In einer Depeihe von Lyons an Granpille vom 10. beift es: 
Gramont bemerkte, „daß einfache Vorſicht gebiete, mit ben militairiſchen Bor- 
bereitungen nicht zurüd zu ſein. . . . Es jei nötbig, daß Frankreich wenigftens 
ebenjoweit fei, wie Preußen. ... Die franzöfijche Regierung wolle auf eine 
kurze Zeit (3. B. 24 Stunden) jene großen, oftenfiblen Kriegsvorbereitungen (mie 
Einberufung der Referven), melde bie öffentlihe Stimmung in Frankreich in 
Brand fteden (inflame) würben, verſchieben. Alle weientlihen Vorbereitungen 
indeß müßten unverzögert ausgeführt werben. Die franzöfiihen Minifter würden 
unweife fein, wenn fie es darauf anlommen laffen wollten, Preußen durch aus» 
weichende Borwände einen Zeitgewinnft zu geſtatten. . . . Wenn ber Prinz jett 
auf den Rath des Königs von Preußen bin feine Candidatur zurüdzöge, je 
würde die ganze Angelegenheit erlebigt fein. ... Wenn aber ber Prinz nad 
feiner Berathung mit dem König darauf bebarre, als Candidat für den ſpaniſchen 
Thron aufzutreten, dann werbe Frankreich fofort gegen Preußen den 
Krieg erklären.“ 


Erklärungen im engliihen Parlamente, 


11. Juli. Im Oberbauje ftellte Lord Malmesbury eine Interpellation 
über bie ſpaniſche Frage. 


Earl Granville beantwortet die Interpellation folgendermaßen: „Erft am 
vorigen Mittwoch batte ich die Ehre, die Siegel des auswärtigen Amtes in 
Empfang zu nehmen. Als ih Tags zuvor eine unoffiziele Unterredung mit 
Herrn Hammond, dem erfahrenen Unterftaatsielretair des auswärtigen Amtes 
hatte, bemerkte er, daß, abgejeben von ber Griechiſchen Banditengefchichte, eine 
ſolche Stille in auswärtigen Angelegenheiten ibm während jeiner ganzen langen 
Praris noch nicht vorgelommen jei, und daß feine wichtige Frage, jeines Wiſſens, 
in meinem Departement vorliege. Das war am Dienstag zwiſchen 3 und 4 Uhr. 
Zwei Stunden fpäter erhielt ih ein Telegramm, daß die jpanijche Krone durch Die 
proviforifche Regierung dem Prinzen Leopold von Hohenzollern angetragen 
und von ihm angenommen worben jei. Am folgenden Tage fuhr ich nach Windfor, 
wojelbft ich die Ehre hatte, die Siegel des auswärtigen Amtes zu erhalten. Bei 
meiner Zurüdkunft ſprach ich Herrn v. Yavalette, der mir die bereits bekanute 
Neuigkeit mittbeilte, fich in jehr energifhen Worten über die Frankreich dadurch 
gebotene Beleidigung äußerte und mir den Entihluß ber kaiſerlichen Regierung 
mittheilte, die Ausführung des Planes nicht zu geftatten. Ich ſprach mein Be— 
dauern aus, daß die franzöſiſche Regierung jofort ſolche ftarfe Neußerungen ge— 
braucht, räumte das Vorhandenſein einer gewaltigen und aufgeregten öffentlichen 
Meinung in Frankreich ein und bemerkte, daß ıch mich bemühen würde, ferne 
von jeber gebieteriihen Haltung und jeder ungeziemenden Einmiſchung in die 
Angelegenheiten anderer Staaten, Ddiejen die Nothwendigkeit einer Erörterung 
diejer wichtigen Frage von dem verjchiedenften ihrer ernten Gefichtspunfte auf das 
Dringendfte an das Herz zu legen. Diefen Prinzipien gemäß hat Ihrer Ma- 
jeftät Regierung bisher gehandelt. Ich jette mich in Verbindung, nicht allein mit 
Franfreih, Spanien und Preußen, ſondern auch mit den übrigen Großmächten 
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oder beren Bertretern, und ih habe feinen Grund zur Annahme, daß irgend 
eine dieſer Mächte von einem anderen Gefühle bejeelt fei als dem, ben Frieden 
zu erhalten und zu deſſen Erhaltung nad Kräften das Ihrige beizutragen. Ueber 
die Wirkungen dieſer Bemühungen kann ich beute noch feine Meinung äußern, 
bob ſpreche ich die zuverfichtlihe Hoffnung aus, daß e8 ber Weisheit und Mä- 
Bigung der Fürften und Staatsmänner Europas gelingen werde, ein fo unge. 
beures Unglüd, wie ein Krieg wäre, abzuwenden. Uns Allen ift befannt, wie ge— 
ringfügige Beranlaffungen, Mifgriffe und Mifverftändniffe beider Theile mebrere 
der traurigften Calamitäten, unter denen Europa zu leiden hatte, berbeiführten, 
bo follten, meinem Dafürbalten nach, Mittel gefunden werden, um berartigen 
Ergebniffen, wie fie duch Lord Malmesbury angebeutet wurben, vorzubeugen.“ 


Im Unterhauſe beantwortet Gladftone eine Interpellation in dem— 
felben Sinne, er fügt die Bemerkung hinzu: „Ihrer Majeftät Regierung ift es 
nicht befannt, daß die Regierung des Königs von Preußen fich zu einer Billigung 
der bewußten Candidatur irgendwie auheiſchig gemacht oder gebunden babe.“ 
(has committed or bound itself to any approval of such candidature.) 


Stellung Oeſterreichs. 


6. Juli. Depeiche des Grafen Beuft au den öfterreichifchen Gejchäftsträger im 
Berlin. 

„Als der kaiſerlichen und königlichen Regierung vor einiger Zeit die erften 
Notizen darüber zufamen, daß ber erledigte Thron Spaniens dem Erbprinzen 
von Hobenzollern:-Sigmaringen zugedacht werbe, fand fie darin noch feine 
Beranlafjung, fih nad irgendwelder Seite darüber auszuſprechen. Heute, nach- 
dem dieſe Kandidatur als Thatſache gilt, und bereits in ganz Europa als ein 
folgenreihes Ereigniß aufgefaßt wird, fühlt diefelbe fich gedrungen, ihren Anfichten 
und gewiffermaßen ihren Ahnungen Ausdrud zu leiben. Sie folgt hierbei feinem 
anderen Beweggrunde, als ihrer Sorge für die Erhaltung des allgemeinen Frie— 
dens. — — 

Die franzöfiihe Nation bat die Empfindlichkeiten unterbrüdt, welche bie 
Bergrößerung Preußens in Deutfchland bei ihr rege gemacht hat, aber das faum 
überwundene Mißtrauen würde nicht nur von neuem erwachen, jonbern bis zu 
ernfter Beunrubigung ſich fteigern, wenn ber Berjuch gemacht würde, Spanien 
durch die Thronbefteigung einer Seitenlinie des preußiihen Königsbaujes für den 
Einfluß Preußens zu gewinnen. Unjere Nachrichten aus Frankreich geftatten 
keinen Zweifel daran, daß man bort einen jolhen Verſuch als gegen die franzd- 
ſiſchen Nationalintereffen gerichtet betrachten, und daß gegenüber der Canbibatur 
des Prinzen Leopold die Haltung Frankreichs diejenige einer entſchiedenen Gegner- 
ſchaft jein würde, einer Gegnerſchaft, die nur zu leicht in Spanien den Bürger- 
krieg und in Europa die gefährlichfte Spannung zwiſchen zweien feiner Haupt- 
mãchte zur Folge baben Fünnte. 

Angefichts fo ernfter Eventualitäten bat e8 uns zu bejonderer Befriedigung 
gereicht, aus Paris zu erfahren, daß Kaifer Napoleon in der freundſchaftlichſten 
Weife die Yage, im welche die neuefte Wendung der jpaniihen Thronfolge den 
Chef des franzöfiichen Volkes verjegen wilrde, Seiner Majeftät dem Könige 
Wilhelm vorftellen und die vertrauensvolle Ueberzeugung babe ausprüden lafjen, 
der Weisheit des Königs und feinem Einfluffe als Haupt bes Hobenzollerichen 
Haujes werde es vorbehalten jein, eine jo bedenkliche VBerwidelung fernzuhalten. 
Unfer Wunſch, den Frieden gefihert zu wiffen, ift zu lebhaft, und unjere Be— 
ſorgniß, daß jchwere Berhängniffe aus der Annahme der Krone Spaniens durch 
einen Hobenzollern’ihen Prinzen hervorgehen würden, zu gut begründet, als 
daß wir nicht auch unſererſeits unjere Stimme in ähnlihem Sinne erheben 
müßten.” — — oe 
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7. Juli. Telegramm bes Grafen Beuft an ben öfterreichifchen Gejandten in 
Madrid. 


„Laut Mittbeilung des jpanifchen Gejandten hat die Regierung beichlofien, 
den Cortes die Candidatur Hohenzollern vorzujchlagen. Sie erflärt, daß dieſer 
Entihluß nur den Nationalwillen volljiebe und feinen beunrubigenden Gedanken 
in fich jchließe. Ich babe geantwortet, der Gedanke könne vortreiflich jein, bie 
Wirkung aber jei beflagenswerth. Kundgebungen des Nationalwillens für eine 
Kombination, die den Frieden Europas gejäbrbe, jeien mir nicht befannt, und es 
ſei zu hoffen, daß Boll und Regierung Spaniens ben Appell Frankreichs an 
ihre Weisheit und ibre Freundſchaft Gehör leihen würden. Uniere Meinung 
jet um jo unverbäctiger, als wir jederzeit die volllommenfte Unparteilichkeit 
und ftrengfie Zurüdhaltung in den Angelegenheiten Spaniens beobachtet hätten.” 


8. Juli. Depejche des Botjchafters Fürften Metternich in Paris an Graf Beuft. 


„Ich hatte mich vorigen Dienftag, 5. Juli, bei dem Herzog von Gramont 
angemeldet. Kaum war ich eingetreten, als der Herzog mich mit den Worten 
empfing: „Ich bin jehr glüdlich, Sie zu ſehen; ich komme eben von St. Cloud, 
wo ber Minifterratb jehr bewegt war. — Sie wiffen, was vorgebt?" — — 
Mit jehr feftem, beinahe bewegtem Tome fügte er hinzu: „Das joll nicht ge— 
iheben; wir werben uns mit allen Mitteln entgegenjegen, ſollte 
felbft der Krieg gegen Preußen daraus bervorgeben.“ 

Ich antwortete jogleih: „Aber wie werden Sie e8 verhindern? — Wenn 
ber Prinz; Leopold in Spanien anfommt, wenn er dort ausgerufen wird, fo 
ift es Spanien, mit dem Sie den Krieg führen müfjen.“ 

Die Antwort des Herzogs war etwas ausmweichend, aber folgendes ift ber 
Plan, welchen, wie ich glaube, die Regierung befolgen wird. 

Spanien gegenüber wird man jih nicht rühren, jo gewiß ift man, 
dag wenn man in Madrid wüßte, die Regierung in Frankreich fei gegen bie 
Candidatur des Prinzen Yeopold, dies hinreihen würde, feine Ernennung zu 
fihern. Man wird jih allein an Preußen halten. 

Schon hat eine jebr beftimmte Erklärung ftattgefunden zwijchen dem Herzog 
von Gramont und dem Baron von Werther. Der Yebtere ift mit ber 
Ueberzeugung abgereift, daß man dieſe Candidatur nicht aufitellen laſſen will, 
und er bat verfproden, Alles, was in feinen Kräften fteht, zu tbun, um bein 
König, zu dem er fih nah Ems begeben bat, dazu zu vermögen, daf er feinen 
Berwandten auffordere, die Krone Spaniens zurüdzuweilen. Das ift es, was 
man von Preußen als einen Akt des Entgegenlommens fordert. 

Ih babe dem Herzog gejagt, taf ich mich jehr wundern würde, wenn in 
einer Frage, die Preußen nicht direkt intereffirt, das Yegtere nicht nachgeben wollte ; — 
daß dies ein biplomatijher Erfolg jei, den Herr v. Bismard Frankreich be» 
willigen könne, bejonders wenn er zum Erjat dafür andere Zugeftändniffe er- 
bielte in Fragen, die ihn näher angingen. 

Der Herzog erwiberte mir: ber Schlag jei geführt, ed werde aus 
biejer Angelegenheit ein jhlagender Beweis von Preußens Uebel— 
wollen bervorgeben, weldher nicht mehr vergejjen werben könne, 
jelbft wenn es gegenüber ber fategorijhen Aufforderung, welde 
er an daſſelbe rıhten werde, nachgeben jollte. 

Er fragte mich, ob ich glaube, daß es nüglich fein wilde, wenn wir in 
biefer Sache in verſöhnlichem Sinne intewenirten. Ich babe ibm geantwortet, 
meiner Anſicht nach könnten wir dies nur auf jebr vorfichtige Art tbun, und in 
einer aufvichtig friedlichen Abfiht. Der Herzog fügte mir, es würde Das Befie 
jein, wenn Sie in Berlin recht zu verſtehen geben, daß man der bier herrſchenden 
nationalen Erregung gegenüber, im Intevejje des Frieveus wohl thun würde, den 
Prinzen Leopold aufzufordern, diefe Candidatur zurüchzuweiſen.“ 
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11. Juli. Depeiche des Grafen Beuft an Fürft Metternid. 


„Ihre Mittbeilung vom 8. d. M. malt uns die Lage in ziemlich beun- 
rubigenden Farben. Wir können nicht beanfpruchen, uns zu Richtern aufzumwerfen 
über die Intereffen, die bei ber frage ber Candidatur des Prinzen von Hoben« 
zollern für ben Thron Spaniens in Betracht fommen. Das einzige Gefühl, 
das uns bei dieſer Gelegenheit bejeelt, ift ber Wunſch, zur Erhaltung des Friedens 
beizutragen. Kein anderes Intereſſe kann unfere Politik leiten, aber dieſes ift 
ftark genug, um uns zu bewegen, einen tbätigen Antbeil an den Bemühungen zu 
nebmen, die von verichiedenen Seiten verfucht werben follen, um zu verhindern, 
daß die jetzige Verwidelung einen bebauernswertben Umfang gewinne. 

Wir haben nicht gezaubert, die Sache bes Friedens zu vertreten, indem wir 
verjuchten, einen Anlaß zu befjeitigen, über ben bie franzöftiche Regierung fich nicht 
obne Grund erreat zeigt. Wir wiſſen, daß die englifche Regierung in Berlin eine 
ber unfrigen faft gleihe Sprache geführt bat, und wir find überzeugt, baß bie 
anberen Kabinete nicht fäumen werben, dieſem Beifpiel zu folgen, wenn fie es 
nicht Schon nachgeahmt baben. 

Wir zweifeln nicht, daß bie vereinten Stimmen Europas ſich zu Gunften 
der Erhaltung bes Friedens werben vernebmen laffen, und es fcheint uns ein« 
leuchtend, daß die Zurüdziebung der Kandidatur bes Prinzen von 
Hobenzollern, welde noch nicht der Gegenftand einer feierlichen Manifeftation 
der jpaniihen Nation geworben ift, und welche feineswegs in einer ernften Noth— 
wendigkeit der Lage begründet ift, die einfachſte Yöjung der Schwierigleit fein 
würde, welche heut mit vollem Rechte ganz Europa beichäftigt. Dieje Löſung tritt 
keinem Rechte zu nabe, und legt fein Opfer auf, jelbft nicht der perfönlichen Rürbe 
des Prinzen, welcher, indem er auf bie kaum veröffentlichte Kandidatur verzichtete, 
ein edles Beijpiel der Gelbftverleugnung gäbe, deſſen Werth überall geichätt 
werben mürbe. 

Andererjeits glauben wir gern, daß Frankreich, wenn e8 fi auch auf die 
Wahrung feiner Würbe eiferfüchtig zeigt, fich doch davor büten werde, durch jeine 
Haltung die Gefahren ber Lage zu vermehren. Wir begreifen es, wenn bie fran« 
zöſiſche Regierung darauf beftebt, daß den augenſcheinlichen Iutereffen, bie es bei 
diefer Gelegenheit vertbeidigen muß, Rechnung getragen werbe, aber die Mäßigung 
wird ber Feſtigleit dieſer Sprache nicht ſchaden, und ihr nur neue Anrechte an 
die Eympatbien der Mächte erwerben, welche darauf balten, daß bie öffentliche 
Rube nicht Durch unvorbergejebene Verwidelungen geftört werbe.“ 


11. Juli. Bertraufihe Depeſche Beufts an Metternid. 


„Der täglich ſich fteigernde Ernft der Lage läßt es mir als Pflicht er- 
ſcheinen, Ihnen meine Auffafjung beftimmt auszuſprechen. — In ber einzigen 
offiziellen Mittbeilung, bie mir ber franzöfiiche Gefchäftstriger gemacht hat, for- 
dert der Herzog von Gramont nur unſere bipfomatijche Unterftügung, auf 
welche er im volliten Maße rechnen kann. Aber in Berfolg jener offiziellen Mit- 
tbeilung fügte der Marquis von Cagaur binzu, baß er auf Grund vertrauficher 
Schreiben des Herzogs fih veranlaßt jebe, „in akademiſcher Weife“ mit mir bie 
Kriegsfrage zu beiprechen. — Ich merkte, daß er mich fonbiren follte, ob 
unfere Mitwirkung nicht über eine blos diplomatiihe Action hinausgehen könnte, 
wenn es zum Kriege käme. Es ift wichtig, daß in diejer Beziehung fein Miß- 
verftändniß auffomme. Ich lege beſonders Wertb darauf, daß ber Kaiſer Na- 
poleon und feine Minifter fich feiner Täufhung darüber bingeben, als Fünnten 
fie uns nach ihrem Gefallen mit ſich fortreißen über die Grenze unſerer Ber- 
ipredungen binaus und ohne Rüdficht auf unjere Yebensintereffen. — Mit Zu- 
verfiht von einem Objervationscorps jpreden, das wir in Böhmen auf 
fielen follen, wie es nah Ihren Berichten der Herzog von Gramont im 
Minifteratbe gethan hätte, bieße doch gar zu kühn vorgeben. Nichts berechtigt 
den Herzog, auf eine dergleihen Mafregel unferer Geits zu 
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rehnen. — Die einzige Berpflidhtung, die wir übernommen haben, gebt babin, 
uns niht ohne Wiſſen Frankreichs mit einer anderen Madt zu 
verbinden. Diejes Berfpreden werben wir gewiffenbaft halten. — Wir er- 
klären uns außerdem laut ald aufridhtige Freunde Frankreichs und unjere 
diplomatifche Mitwirkung ift ibm geſichert. Darauf allein beſchränkt fi unfere 
Zufage. Ich babe nicht nöthig, Sie daran zu erinnern, baf wir bei ber Er- 
mwägung ber Sriegseventualitäten ſtets erklärt haben, daß wir uns gern ver» 
pflidten würden, activ in die Handlung einzutreten, wenn Ruß— 
land fih an die Seite Preußens ftelft, baf wir aber, fo lange Preußen 
allein gegen Frankreich fümpfe, neutral bleiben wollten. — — 

Der Kaifer Napoleon bat uns zugefagt, uns zu Hülfe zu 
fommen, wenn wir von Preußen angegriffen würden, aber gewiß bält 
er fi nicht für verpflichtet, einfach hinter uns berzumafciren, wenn uns bie 
Luft anwandelt, ohne jeine Zuftimmung den Krieg an Preußen zu erklären. 

Man fagt freilich: Frankreich fei nicht der Augreifer, Preußen fei es, bas 
ben Krieg provozire, wenn es nicht die Hobenzollerihe Kandidatur zurücknehme. 
Ich will mich barüber ganz offen ausjprehen. Wenn der Krieg nothwendig 
wird, fo wird es vor Allem durch die von Frankreich feit dem erjten 
Augenblide angenommene Haltung der Fall jein. — Gleich jeine erften Kunb- 
gebungen tragen nicht ben Character einer diplomatiſchen Action, fie find vielmehr 
eine wahrhafte Kriegserllärung gegen Preußen und zwar in Ausbrüden, 
welche in ganz Europa Erregung hervorrufen und zu bem Glauben an einen 
vorbedadhten Plan, den Krieg um jeden Preis herbeizuführen, berechtigen. 

Alle Anzeihen laſſen nur allzuſehr ertennen, daß auf Seiten Franf- 
reichs der Wunſch beftebt, Streit mit Preußen anzufangen und in 
biejer Abficht einen Vorwand aus der erften Angelegenheit, die fich darbietet, zu 
entnebmen. Die näheren Angaben in ibren Berichten können mid in diefer 
Auffaffung nur beftärfen, und ich jebe darin nur einen Grund zu größerer Zu- 
rüdhaltung. Wenn man in Paris die ganze Angelegenbeit mit bloßer Leiden- 
ſchaft behandelt, jo können wir nicht ben Wunſch begen, uns unter ſolchen 
Aufpizien mit einzufhiffen. — — — 

Neben den politifhen Gründen giebt e8 übrigens für uns auch materielle 
Gründe, die uns nicht geitatten würden, eine friegeriiche Haltung anzunehmen. 


Der Herzog von Gramont hat uns zu jehr aus ber Nähe kennen ge- 
lernt, um fih darüber zu täuſcheu. Selbſt wenn wir wollten, fünnten wir nicht 
fo plößlich erbeblihe Streitkräfte aufftielen. — — — 


Wir können nicht von heut zu morgen zur Action übergehen. — Ich will 
nicht fagen, daß nit Eventualitäten eintreten fünnten, bie uns zu 
einer Theilname an bem über eine Machtfrage zwiſchen Frankreih und Preußen 
ausbrechenden Kampfe beftimmen, — aber ganz gewiß wird man uidtals®- 
bald beim Beginn bes Krieges Deftreih- Ungarn zur Betheiligung 
bereit finden. Unjere Dienfte find bis zu einem gewiffen Maße gefichert, 
aber biejes Maß wird nicht Überjchritten werben, wenn uns nicht die Ereigniffe 
dazu drängen, und wir benfen nicht, uns blos auf das Belieben Frankreichs in 
einen Krieg zu ftürzen. Dieje unjere Stellung dem Kaiſer Napoleon nabezu- 
legen, ohne jein Mißfallen bervorzurufen, das ift die Schwierigkeit Ihrer Auf- 
gabe. Es darf nicht geihehen, daß ein Ausbruch übler Yaune gegen Deftreich 
plöglih eine andere Wendung feiner Politik bervorrufe. — Spreden Sie 
baber jo laut wie möglidh von unferen Berpflihtungen und unferer 
Treue in Erfüllung derjelben, damit ber Kaijer jih nicht plötzlich 
auf unfere Koften mit einer andern Macht vertrage. Halten Sie bie 
Augen offen, das ift meine legte und bauptjählihe Empfehlung.“ 
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Die Vorgänge in Ems bis zum Verzicht des Prinzen 
von Hohenzollern. 


9. Juli. Erfte Depeihe Benedettis aus Ems an Gramont. 


„Sn Gemäßbeit ber telegraphiſchen Depeihe Em. Ercellenz babe ich mich 
fofort nah Ems begeben, wo ich geftern Abend angelommen bin. — — Meine 
erfte Aufgabe war bier, eine Aubienz beim König zu erlangen. Der Flügelab- 
jutant fam Bormittags mir zu melden, daß der König mich Nachmittag empfangen 
würte. — — — ABur bezeichneten Stunde ließ mich der Kaifer rufen. Ich jetste 
ihm die durch die Hobenzollernihe Kandidatur geichaffene Lage auseinander und 
verbeblte ibm nicht die dadurch in Frankreich hervorgerufene Erregung. — — 
Der König, fagte ih, kann die verberblihen Folgen des Schrittes beichwören, 
der Prinz Hobenzollern fann die Krone Spaniens nicht ohne Genehmigung 
Sr. Majeftät annehmen; möge ber König ibn davon abbalten und alle Beun«- 
rubigung ſchwindet. — Ich appellirte an die Weisheit und das Herz Sr. Majeftät 
und fügte hinzu, baß bie Regierung des Kaiſers darin eine Bürgichaft für die 
Befeftigung der guten Beziehungen mit der preufßiichen Regierung ſehen würde. 

Der König antwortete mir: man dürfe ſich über den Character feiner Be- 
tbeiligung an ber Angelegenbeit feine irrthümlichen Gebanfen machen: Die bezüg- 
lihen Berbandlungen find zwiichen ber ſpaniſchen Regierung und dem Prinzen 
von Hohenzollern geführt worden: die preußifche Regierung ift penjelben 
nicht blos fremd geblieben, fie hat davon gar feine Kenntniß ge» 
babt. Der König jelbft bat es vermieden, daran Theil zu nebmen, 
er bat es verweigert, einen Abgejandten der jpanifhen Regierung, 
der ein Schreiben des Marjhalls Prim überbringen follte, zu 
empfangen, indem er jedboh den Grafen Bismard von dieſen 
Zwiſchenfällen unterridtete. Er bat ſich erft zu einer Audienz 
entihlofien, als der Prinz von Hobenzollern fih entichloffen Hatte, 
das Anerbieten anzunehmen und feine Einwilligung dazu erbat, 
was zur Zeit der Aukunft in Ems ftattfand. Er babe ſich darauf beichräntt, 
ibm zu erflären, daß er feinem Borbaben fein Hinderniß entgegenjegen wolle. 
Rur ale Familienbaupt, durchaus nicht ald Souverain von a a ift er alſo 
von der Sache unterrichtet worden, unb bat er fich daran betbeiligt; auch bat er 
den Minifterratb nicht mit der Sache befaßt, und die preußijche Regierung fann 
nicht um eine Angelegenbeit zur Rebe geftellt werben, die fie nicht gelannt bat 
und mit der fie nichts mehr gemein bat, als irgend eine andere Regierung. — 

Ih erlaubte mir zu erwibern, daß ber genaue Sinn diejes Unterſchiedes 
der öffentliben Meinung nicht zugänglich gemacht werben fünne, daß fie vielmehr 
um Bringen Hobenzollern nur ein Mitglied des preußiſchen Königsbaufes jehe, — 
daf das Nationalgefühl von — einmüthig davon ausgehe und die Re— 
gierung des Kaiſers darauf Rückſicht nehmen müſſe. 

Der König ging zu einem anderen Geſichtspunkt über und bemerkte, daß 
die jegige Regierung von Spanien jouverain und von allen Mächten anerkannt 
fei, Se. Majeftät vermöge nicht zu erfennen, mit welchem Recht man fich einer 
von der jpanifchen Landesvertretung frei getroffenen Wahl eines Souverains 
widerfegen fünnte. Nach einer von dem fpanifchen Gefandten vorgeftern in Berlin 
gemachten Mittbeilung, ber erften und einzigen welche bie preußifche Regierung 
bisber empfangen babe, jollten die Cortes zum 20. zufammen berufen werben, und 
fie lönnten ja die Hohenzollernfche Kandidatur zurüdweifen, wenn fie den Wünfchen 
des Landes nicht entiprädhe. — — — Indem er von Neuem auf feinen ger 
wifjermaßen negativen Antheil an ber ganzen Angelegenheit zurückkam, wiederholte 
er, daß er den Prinzen Leopold keineswegs ermuthigt, fondern ſich darauf be» 
Ihränft babe, ibm die Annahme nicht zu unterfagen, — er könne jetzt nicht 
plögiih fein Recht dahin geltend machen, ibn zur Entjagung zu nöthigen. Wir 
möchten unfere Anftrengungen nah Madrid richten, um die dortige Regierung 
zum Berzicht auf das Project zu beftimmen.” — — — 
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10. Juli. Gramont an Benebetti. 


„Ich babe erft heute Morgen Ihre Depefche von geftern Abend erbalten. 
Cie müffen Alles daran ſetzen, eine definitive Antwort zu erhalten. Wir können 
richt warten, wenn uns nicht in ben Borbereitungen Preußen zuvorlommen joll. 
Der beutige Tag barf nicht zu Ende geben, ohne baf wir an— 
fangen.” — 


Weiter, an bemfelben Tage: 


„Schreiben Sie nur eine Depeſche, bie ib in ben Kammern 
fefen oder verdffentlihen fann, in welder Sie darlegen, baf ber 
König die Annabme Seitens bes Prinzen von Hohenzollern ge— 
kannt und gebilligt bat und fagen Sie namentlih, daß er verlangt bat, 
fi erft mit dem Prinzen ins Vernehmen zu feten, ehe er Ihnen feinen Ent» 
ſchluß mittheilt.“ 


10. Juli. Depefhe Gramonts an Benebdetti. 


— — „Während ber König Sie von Stunde zu Stunde binbält, unter 
dem Vorwand fih mit dem Prinzen von Hobenzollern zu verftändigen, ruft 
man in Preußen die Referven ein und gewinnt uns gegenüber einen foftbaren 
Borjprung. Um feinen Preis bürfen wir unferen Gegnern beute biejelben 
Vortheile laffen, welde im Jahre 1866 fo verbängnißvoll für Deftereich wurden. 
Ueberbies entflammt die öffentlibe Meinung immer mebr und überflutbet uns. 
Wir müffen anfangen; wir warten nur auf eine Depeiche von Ihnen um 
300,000 Mann einzuberufen. Ich bitte Sie dringend, fchreiben Sie oder 
telegrapbiren Sie etwas recht Deutliches (de bien clair), Wenn der 
König dem Prinzen nidt die Entfagung anratben will, — nun 
denn, fo haben wir fjofort den Krieg und in wenigen Tagen find 
wir am Rhein.“ 


11. Juli. Gramont an Benedetti (Telegramm). 


„Sie können fich nicht denken, in welchem Grabe die öffentlihe Meinung 
erregt iſt; fie überflutbet uns von allen Seiten und wir zäblen bie Stunben. 
Sie müſſen unbedingt darauf befteben, eine Antwort vom König zu erhalten, 
verneinend oder bejahend. Wir miüffen Cie morgen haben, — übermorgen 
wäre e8 zu fpät. Der Regent von Spanien bat nach einer Beratbung beichlofien, 
an den Prinzen Jemand zu fchiden, der aud ben König und Graf Bismard 
ſprechen joll, um die Rüdnahme der Canbibatur zu verlangen. Sie fünnen fich 
diefer Nachricht bedienen, wenn Sie glauben, daß e8 für ben Erfolg nützlich 
fein kann; aber e8 wäre für bie Regierung vorzuzieben, wenn die 
Rüdnabme der Candidatur nur dem Einfluſſe bes Königs zu 
danken wäre.“ 


11. Juli. Benedetti an Gramont (Depeice). 


— — — ‚Der König bat mich beute früb empfangen. Ich babe mir alle 
Mühe gegeben, ibn zu einer Entſchließung zu Drängen, unb bat ihn mich zu ber 
Miittbeilung zu ermäcdhtigen, daß er ben Prinzen Hobenzollern zum Berzicht 
auffordern würde. — — — Se. Majeftät wiederbolte feine früber ausgejprochenen 
Auffaffungen und beftand darauf, daß er nur als Familienhaupt gehandelt babe. 
Ich ermwiderte diesmal, daß der Dualismus in feiner Perfon in jeder Beziebung 
unbaltbar ſei, daß der König nur Familienoberbaupt fei, weil er eben der Sou- 
verain fei, und daß es eben besbalb leicht zu begreifen fei, wenn man in Frank— 
reih die Thronbefteigung eines Prinzen von Hohenzollern wie die Wieber- 
berftellung ber Herrſchaft Karls V. anjebe. Der König beftritt dieſe Auslegung 


25 
1870. 


und verficherte, daß bie Wahl des Prinzen Leopold burdaus fein neues natio- 
nales Band zwiſchen Spanien und Preußen jchaffen würde. Ich bat den König 
um die Erlaubniß, mich ganz offen auszufprechen und fagte ibm mit aller Be- 
Rimmmtbeit, daß die dynaſtiſchen Beziehungen zwiſchen beiden Ländern binreichten, 
um uns bie Pfliht aufjuerlegen, eine jolhe Möglichkeit zu beſchwören. — Der 
König ermwiderte, daß ich bie Bebeutung ber Combination übertriebe. Nach 
den YAustrüden feiner Erflärungen muß ih annehmen, daß er es mit feiner 
Würde als Souverain unvereinbar findet, den Prinzen Leopold jett zum Ber- 
sicht zu weranlaffen, und daß er die Berantwortlichkeit für ein ſolches Zugeftänbniß 
ben deutichen Nationalgefühl gegenüber nicht auf fih nehmen will. — 

Ich wieberbolte, daß die franzöfifche Regierung ber Landesvertretung und 
der erregten öffentlichen Meinung gegenüber mit beitimmten Erklärungen nicht 
länger zögern Fünnte. Der König, fichtlih davon lebhaft berührt, erwiderte: ba 
er nur einen kurzen Aufſchub verlange, um fich der Abfichten ber beiden Prinzen 
von Hobenzollern zu verfihern, jo müfle ibm unjer Drängen den Einbrud 
maden, als jei e® von une auf einen Conflikt abgefeben. „Ich kenne, fagte ber 
König, die Vorbereitungen, welche in Paris getroffen werden und vwerbehle Ihnen 
nicht, daß ich auch meinerjeits Mafregeln treffe, um nicht Überrafcht zu werben.“ 
Er fudhte dann den Ernft diefer Worte zu mildern, indem er die Zuverficht auf 
Erbaltung des Friedens äußerte. „Derjelbe wird nicht geftört werben, wenn man 
in Paris abwarten will, daß ich dazu beitragen kann und mir bie dazu nötbige 
Zeit gönnt.” — — Ih machte noch einen legten Verſuch, um zum Biel zu ger 
langen: der König aber forderte mich nochmals und angelegentlichft auf, in feinem 
Namen Ihnen zu telegrapbiren, daß er noch an biefem Abend oder morgen eine 
Mittbeilung vom Prinzen Leopold zu erbalten gebenfe, der bei feinem Bater 
in Sigmaringen angelommen fein müffe, und daß er fich beeilen würde, mir 
eine beftimmte Antwort zu geben.” 


11. Juli gegen Abend. Gramont an Benebetti. 


„In der Lage, bei der wir angelangt find, muß ich Ihnen jagen, daß Ihre 
Sprache an Entſchiedenheit nicht mebr der Stellung der Regierung entipricht. 
Cie müfjen jest den Ton fteigern. Wir verlangen, daß der König dem Prinzen 
verbiete, bei der Kandidatur zu verbarren und wenn wir bis morgen feine ent- 
ſcheidende Antwort haben, fo werben wir bas Schweigen ober bie zweibeutigen 
Antworten als Berweigerung unjeres Berlangens anjeben.“ 


11. Juli Abends. Benedetti an Gramont. 


„Sie wollen eine fofortige und beftimmte Antwort; ber König verbarrt 
aber, troß aller meiner Anftrengungen, bei der Erflärung, daß er dem Prinzen 
den Befebl zum Verzicht nicht geben könne und wolle. — — — Ich werbe 
morgen wieder zum König geben und eine lette Schladht liefern. Sie werben 
aus der Sprache, die ich heut früh geführt, erfehen, daß ich in meinen Bemerkungen 
nicht zurüdhaltend bin, wenn ih auch in Worten und Haltung immer Maß zu 
balten fuche.“ 


12. Juli Morgens. Benedetti an Gramont. 


Ich batte jelbft ſchon erfannt, daß ich bei dem gegenwärtigen Stanb ber 
Dinge eine beftimmte Sprache bier führen umd mich drängender zeigen müßte. 
Das babe ich geſtern bereits gethan. Sie werben aus bem Berichte erjeben, daß 
ri meine Worte nicht lebhafter betonen konnte, ohne meiner Aufgabe zu 

den.“ 
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Verzicht des Prinzen zu Hohenzollern. 


12. Zuli. Depeiche des Fürften Anton zu Hohenzollern nach Madrid. 


„Gegenüber den Berwidelungen, welche durch die Candidatur meines 
Sohnes Leopold entitanden, Verwickelungen, die nothmendiger Weife 
einen gewillen Einfluß auf die Cortes ausüben müffen, fo daß ein Votum 
derfelben nicht wohl ohne die Einwirkung von Elementen möglich wäre, 
welche der Perfon, um die es fich handelt, durchaus fremd find, trete ich 
im Namen meines Sohnes von der Candidatur auf den fpanifhen Thron 


zurüd. 
Schloß Sigmaringen, 12. Juli, 11 Uhr 28 Minuten. 
Anton Hohenzollern.“ 


Depeihe des Fürften an den Marihall Prim. 


Sigmaringen, 12. Juli. 
„Angeſichts der Bermwidelungen, welchen die Kandidatur meines Sohnes 
Leopold zum fpanifchen Thron zu begegnen fcheint und der peinlichen 
Situation, welche die legten Ereigniffe dem ſpaniſchen Bolfe geſchaffen 
haben, indem fie e8 in eine Alternative verfegen, in der e8 nur noch 
fein Unabhängigfeitsgefühl zu Rathe ziehen könnte, und überzeugt, daß 
unter jolhen Umftänden jeine Abjtimmung nicht die Strenge und Frei: 
heit haben würde, auf welche mein Sohn rechnete, als er die Candidatur 

annahın, ziehe ich diejelbe in feinem Namen zurüd, 
Fürſt zu Hohenzollern.“ 


Ferneres Telegramm aus Sigmaringen. 


Sigmaringen, ben 12. Juli. 
„Der Erbprinz von Hohenzollern, um der fpanifhen Regierung 
die Freiheit ihrer Initiative zurüdzugeben, entjagt feiner Throncandidatur, 
feft entſchloſſen, eine untergeordnete Familienfrage nicht zu einem Kriegs— 
vorwande heranreifen zu laffen. 
Im Auftrage des Fürften: 
Hoffammerrath Laſſer.“ 


12. Juli. Telegramm von Madrid nah Paris. 


„Prinz Yeopold von Hohenzollern hat der Kandidatur für den fpanifchen Thron 
entjagt, um der ſpaniſchen Regierung die Freibeit ber Initiative zurüdzugeben. 
Er ist feft entichlofjen, eine untergeordnete Kamilienfrage nicht zum Borwande für 
ben Krieg beranreifen zu laffen.“ 


12. Juli. Telegramm aus Paris. 
„Der ſpaniſche Botſchafter Olozaga bat beute Mittag dem Herzog von 
Gramont amtlich mitgetbeilt, daß der Prinz von Hobenzollern auf jeine Thron» 
candibatur verzichte.“ 
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14. Juli. Telegramm Prims an den Fürften von Hobenzollern. 

Ich babe die Ehre, auf bie Depeiche zu antworten, mit welcher Em. Hobeit 
im Namen Ihres Sohnes, des Prinzen Leopold, deſſen Candidatur auf ben 
fpanifhen Thron zurüdziebt. Die Regierung ſchätzt bie fchmeichelbaften Worte 
Em. Hobeit für den eblen ſpaniſchen Charakter, und inbem fie bie erhabenen 
Gründe berüdfichtigt, welche Em. Hoheit zu einer ſolchen Entſcheidung veranlaft 
baben, nimmt fie biejelbe als vollzogene Thatſache an.“ 


Nene Forderung Frankreichs. 


12. Juli. Bericht des Norddeutihen Botſchafters Freiherrn 
von Werther in Parid an Se. Maj. den König. 


Allerdurchlauchtigſter zc. 

„Nachdem ich heute Vormittag um 10 Uhr eingetroffen (in Geſell— 
fchaft eines franzöfifchen Couriers, des Grafen Benedetti, des Attache 
Baron Bourqueney), hat der Herzog von Gramont jehr bald feinen 
Cabinetschef Grafen Faperney zu mir geſchickt, um mich fragen zu 
laſſen, ob ih im Stande mwäre, dem Minifter heute meinen Behud zu 
machen. Ich habe mich gleich bereit erflärt und wurde vom Herzog von 
Gramont in der gewohnten Weife, wie es zwiſchen alten Bekannten üblich, 
empfangen. Ehe ıch über unjere Unterredung berichte, möchte ich bemerken, 
daß dietelbe durh Anmeldung des jpanifchen Botjchafterd, der eine offi- 
ztelle Mittheilung zu machen habe, unterbrochen wurde. Dieſe Mittheilung 
beftand in einem Telegramm des Prinzen Anton von Hohenzollern 
Bater), worin derjelbe anzeigte, daß jein Sohn, der Erbprinz, bei der 

erwidelung, die jeine Throncandidatur herporrufe, dem ſpaniſchen Thron 
— und an den Marſchall Prim dieſe Nachricht direft habe gelangen 
lafien. 

Unfere vom Herzog von Gramont eingeleitete Unterredung bezog 
fih hauptjählih auf den vom Grafen Benedetti angeregten Gegenftand, 
daß Em. königliche Majeftät durch die für die Hohenzollerniche Thron» 
Candidatur gegebene Autorijation, ohne fi) vorher darüber in irgend 
einer Weiſe mit der kaiſerlich franzöſiſchen Regierung ind Benehmen zu 
fegen, Sich nicht bewußt wären, dadurch Frankreich verlegt zu haben. 

Er fragte mich, ob fich dieſes wirklich jo verhalte. — Ich entwidelte 
ihm darauf, daß Eure königliche Majeftät diefe Autorifation formell 
nicht hätten verjagen können, nachdem der Prinz von Hohenzollern 
ur Annahme der ihm angebotenen Krone einen Beruf gefühlt habe, und 
leben Allerhöchftdiejelben, bei den verwandichaftlihen Berhältniffen des 
Prinzen zum Kaifer gar nicht glauben können, daß diefe Thron» Candi- 
datur in Frankreich übel aufgenommen werden würde. 

Der Herzog von Gramont citirte darauf die Beijpiele des Herzogs 
von Nemours für den belgiſchen Thron und des Prinzen Alfred für 
den griehifhen Thron als Fälle, mo eine foldhe Autorijation verjagt 
worden wäre. ch bejtritt die Analogie mit dem gegenwärtigen Fall. — 

Der Herzog von Gramont führte alsdann an, es liege doch 
nahe, daß Frankreich als der nächfte Nachbar Spaniens in Bezug auf 
die Thronbejegung legeren Pandes ein reges Intereſſe haben müfje. Das 
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Geheimniß, welches über die Hohenzollernfhen Verhandlungen bemahrt, 
hätte hier nur jehr verlegen fönnen, und dies um fo mehr, als der faijer- 
liche ger in allen politifchen Fragen ftet3 die größten Rüdfichten für uns 
jere Regierung bemwiefen habe. Dies Verfahren habe in ganz Frankreich 
tief verlegt und finde den Ausdrud in der Stimmung der Kammer, 
die zur Erfchwerung der Frage leider gegenwärtig vereinigt wäre. 

Der Herzog von Gramont fügte hinzu, er fehe die Entfagung 
des Prinzeu von Hohenzollern auf den ſpaniſchen Thron als 
Nebenfahe an, denn die franzöjiihe Regierung hätte doch niemals 
feine Thronbefteigung zugelaffen, aber er fürchte, daß aus unferem Ber: 
fahren eine bleibende Berftimmung zwiſchen unferen beiden Yändern fort» 
dauern würde. Der Keim dazu müſſe vertilgt werden, und er ginge dabei 
von dem Gefichtspunfte aus, dag wir in unjerem Verfahren gegen Frank— 
reich fein freundliches Procede beobachtet, wie dies auch feines Wiſſens von 
allen Großmädten anerkannt würde. Er möchte, aufrichtig gejagt, feinen 
Krieg, fondern freundliche und gute Beziehungen mit Preußen, und von 
mir wiſſe er, daß ich nad demijelben Diele trachte; wir müßten daher 
zujammen überlegen, ob es ein Mittel gebe, hierin eine befriedigende 
Einwirkung auszuüben, und ftelle meiner Erwägung anheim, ob dazu 
niht ein Brief des Königs an den Kaifer der richtige Ausweg 
wäre, Er appellire dabei an daß ritterliche Herz Em. königlichen Majejtät, 
welches dabei gewiß die richtige Eingebung verleihen würde. 

Es fünne darin nur gejagt werden, daß Em. füniglihe Majeſtät, 
indem Allerhöhit Sie den Prinzen Yeopold von Hohenzollern zur 
Annahme der Krone Spaniens ermächtigt hätten, nicht hätten glauben 
fünnen, weder den Intereſſen noch der Würde der franzöfifchen Nation 
zu nahe zu treten; der König jchlöffe fi der Entjagung des Prinzen 
von Hohenzollern an, und zwar mit dem Wunſche und der Hoffnung, 
daß jeder Grund des Zwiejpaltes zwijchen unjeren beiden Regierungen 
nunmehr verſchwunden fein würde. Solche und ähnliche Worte, die im 
Allgemeinen durch Publizität zur Beichwichtigung der allgemeinen 
Volksſtimmung beitragen Fönnten, dürfte Ddiejer —* enthalten; doch 
möchte er bevorworten, daß von den verwandſchaftlichen Beziehungen zum 
en. nicht die Rede fei. Dieje Argument verlege hier eigenthümlicher 

eiſe. 

Ich habe dem Herzog von Gramont bemerkt, daß ein ſolcher 
Schritt ungemein durch ſeine am 6. d. M. in der Deputirtenkammer gege— 
bene Erklärung erſchwert würde; es kämen da Andeutungen vor, die Em. 
föniglihe Majeſtät hätten tief beleidigen müſſen. Er wollte das bejtreiten, 
bob hervor, daß Preußen gar nicht darin genannt, und feine Rede zur 
ie der aufgeregten Kammer damals dringend nothwendig gewejen 
wäre. Unterdeſſen kam der Juſtiz-Miniſter Herr Ollivier zu unferer 
Unterredung, über die ihn der Herzog von Gramont in Kenntniß jeßte. 
Herr Dllivier hob dringend die heilfame und im Intereſſe des Friedens 
nothwendige Wirkung hervor, und bat mid) inftändigft, den Gedanken eines 
ſolchen Briefes Em. föniglihen Majeftät gegenüber auszuſprechen. Beide 
jagten, daß Falls ich es nicht glaubte übernehmen zu können, fo würden 
fie fi genöthigt jehen, mit der Anregung diejer Frage den Grafen Ber 
nedetti zu beauftragen. Indem die beiden Minifter hervorhoben, daß 
fie einen ſolchen Ausgleih zur Beruhigung der aufgeregten Gemüther für 
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ihre minifteriele Stellung bedurften, fügten fie hinzu, daß ein folder 
Brief fie berechtigen würde, bei nicht außbleibenden Angriffen gegen Em. 
föniglihe Majeftät als Bertheidiger aufzutreten. Beide bemerkten mir 
fchlieglih, fie fünnten mir nicht verhehlen, daß unfer Verfahren in der 
bohenzollern= jpanifchen Angelegenheit viel mehr die franzöſiſche Nation 
aufgeregt al3 den Kaiſer bejchäftigt habe. 

In unferem Geſpräch ließ der Ders von Gramont die Bemer— 
fung fallen, wie er glaube, daß der Prinz von Hohenzollern auf Em. 
föniglihen Majeftät Beranlafjung entfagt habe; doch bejtritt ih daS und 
bezeichnete die Renunciation al3 nur gewiß auf eigener nitiative des 
— Prinzen beruhend. 

ei dem eiligen Drängen der beiden Miniſter wünſchten ſie, daß 
ich die Sache telegraphiſch anregen ſollte; doch dazu fand ich keine Ver— 
anlaſſung.“ 


Weiteres ans dem Eungliſchen Blaubuche. 


Am 12. meldet Lord Lyons dem Earl Granville, daß laut einer Mit- 
tbeilung des Herzogs von Gramont ber Fürft von Hobenzollern bie Cau— 
bidatur jeines Sohnes in aller Form zurüdgezogen babe. — Herr von Gra— 
mont jagte, daß diejer Stand der Dinge die franzöfifhe Regierung ſehr in Ber- 
legeubeit jege. Auf ber einen Seite jei die öffentliche Meinung in Frankreich 
jo aufgeregt, daß es zweifelhaft jei, ob das Minifterium nicht morgen geftürzt 
werde, wenn es nad der Kammer ginge und die Angelegenbeit als erledigt au— 
kündigte, ohne eine vollftändige Genugthuung von Preußen erlangt zu haben. 
Anderjeits made der Rüdtritt des Prinzen Yeopold der urjprünglideu 
Urjade des Streits ein Ende .... Spanien jei jet jedenfalld aus der 
Streitfrage beraus, und der Streit — wenn es Streit gebe — beſchränke 
jib auf Franfreih und Preußen. Ich verbehlte dem Herru von Gra— 
mont mein Erftaunen und Bedauern nicht, daß die frauzöfiiche Regierung einen 
Augenblid zögern könne, den Rüdtritt des Prinzen als Beilegung der Angelegen- 
beit anzunebmen. So dringend, wie ich fonute, bob ich alle vie Grüude hervor, 
welche ein Zurüdgehen jeinerjeit3 von der früber gemachten Berfiberung für die 
engliſche Regierung peinlihb und beunrubigend macen würden. Ueberdies wies 
ib Darauf bin, wie ber Rüdtritt des Prinzen die Situation Frankreichs gänzlich 
änderte. Wenn jegt ein Krieg ausbrede, jo würde gauz Europa 
jagen, Fraukreich trage die Schuld, Franfieich babe ſich ohne jubjtantielle 
Urjache bineingeftürzt, blos aus Stolz und Empfindlichkeit... Preußen bürfe 
Daun wobl den Beiftand von ganz Deutichland erwarten, um einem Angriffe 
Widerſtand zu leiften, dem man feinen anderen Beweggrund unterſchieben könne, 
als die Eiſerſucht Krankreihs und eine leidenſchaftliche Begierde, jeinen 
Nachbar zu demüthigen. Ich fagte geradezu, Frankreich würde die 
öffentlihe Meinung in der ganzen Welt gegen jih haben, und jein 
Gegner all deu Bortbeil Jemandes, der augenſcheinlich zur Selbjtwertheidigung, 
um einen Angriff abzuwehren, zum Kriege gezwungen wird. Nach einiger Er— 
Örterung jagte Gramont: ein Endentihluß bänge von einem Minijterratbe 
ab, welcher morgen in Gegenwart des Kaiſers abgebalten werben jollte, und 
deſſen Rejultat der Kammer unmittelbar darauf mitgetheilt werben müſſe. Gegen 
3 Uhr morgen werbe die Welt wiſſen, welchen Weg Frankreich einzujchlagen ge- 
deufe. Er werde nicht im Stande jein, mich zwijchen dem Minifterratbe und 
feinem Ericheineu in der Kammer jeben, aber er verfihere mich, daß auf die 
Anficht, welche ih im Namen der eugliihen Regierung abgegeben habe, das nöthige 
Gewicht gelegt werben jolle. 
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- Im Erwiderung auf biefe Depeihe brüdt auch Lord Granpille fein 
Bedauern aus, daß ber Rüdtritt des Prinzen nicht als Erledigung der Angelegen- 
beit angenommen worben fei, und ftellt in Abrebe, daß bie engliiche Regierung 
— wie Gramont dies im gejeßgebenden Körper angedeutet hatte — bie Forde- 
rungen Frankreichs für berechtigt (legitimate) anerkannt habe. 


Die weiteren Vorgänge in Ems. 


12. Juli. Telegramm aus Ems. 


Nachdem die Nachrichten von ber Entfagung des Erbprinzen von Hoben- 
zollern ber kaiſerlich franzöfifhen Regierung von der königlich ſpaniſchen amtlich 
mitgetbeilt worben find, bat der franzöfiihe Botjchafter in Ems an Seine Ma- 
jetät den König noch bie Forderung geftellt, ihm zu autorifiren, daß er nad 
Paris telegraphire, baß Seine Majeftät der König ſich für alle Zu- 
funft verpflihte, niemals wieder feine Zuftimmung zu geben, 
wenn die Hohenzollern auf ihre Kandidatur wieder zurüdfommen 
follten. Seine Majeftät der König bat es darauf abgelehnt, den franzöfichen 
Botſchafter nohmals zu empfangen, und bemjelben durch den Adjutanten vom 
Dienft jagen Taffen, daß Seine Majeftät dem Botjdafter nichts weiter mitzu- 
theilen habe. — 


12. Juli Nachmittags. Gramont an Benebetti. 


„Wenden Sie Ihre ganze Kunft an, um feftzuftellen, daß der Berzicht bes 
Prinzen Ihnen durch den Köuig von Preußen ober feine Regierung angekündigt, 
mitgetheilt oder übermittelt worden ift. Das ift won der größten Wichtigkeit dr 
uns. Die Betbeiligung des Königs muß um jeden Preis von ihm eingeftanden 
werden ober aus ben Thatjachen genügend hervorleuchten.“ 


12. Zuli Abends. Gramont an Benedetti. 


„Bir baben durch den ſpaniſchen Gejandten den Verzicht des Fürften Anton 
Namens feines Sohnes erhalten. Damit dieſe Berzichtleiftung ihre volle 
Wirkung übe, ift notbwendig, baß der König fi berfelben an— 
Ihließe und uns die Verjiherung gebe, daß er die Canpdibatur 
nit von Neuem genehmigen werde. Geben Sie jofort zum König, um 
von ihm bie Erflärung zu verlangen, welche er nicht verweigern faun, wenn er 
wirklich feine Hintergedanten bat.“ 


13. Juli Morgens. Benedetti an Gramont. 


„sh babe fo eben den König geiproden. Er hatte noch nicht Die erwar- 
tete Nachricht von Sigmaringen. Ich gab ibm Kenntniß von der Mittheilung 
des jpanifhen Geſandten. Ich bemerkte, daß der vom König gebilligte Verzicht 
bes Prinzen uns eine Bürgjchaft fir die Gegenwart jei, aber daß wir aud für 
die Zukunft forgen müßten. Der König möge mir zu ſolchem Zweck erlauben, 
Ihnen in feinem Namen mitzutbeilen, daß, wenn der Prinz von Hobenzollern 
auf jein Borhaben zurückkäme, Se. Majeftät feine Autorität gebrauchen würde, 
um es zu hindern. Der König hat unbedingt verweigert, mich zu einer ſolchen 
Erflärung zu ermächtigen. Ich babe lebhaft barauf beftanden, aber ohne feine 
Entſchließung ändern zu können. Der König ſchloß die Unterredung mit der Er- 
Härung, daß er eine ſolche Verbindlichleit nicht übernehmen könne noch wolle, 
und daß er für einen folhen Fall, wie für jeden aubern, fich die Erwägung ber 
Umftände vorbehalten müfje.“ 
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13. Juli Nahmittage. Benebetti an Gramont. 


„Der König bat die Antwort bes Prinzen von Hohenzollern erhalten: 
fie ift vom Fürften Anton und meldet Sr. Majeftät, daß ber Prinz Leopold 
von der Candidatur auf die ſpaniſche Krone Abftand genommen bat. Der Köni 
ermächtigt mich, ber Regierung bes Kaiſers mitzuteilen, baß er biejen Entſchlu 
billigt. Der König bat einen feiner Abjutanten beauftragt, mir dieſe Mittbeilung zu 
machen und ich wiederhole genau bie Worte berjelben. Da Sr. Majeftät mir 
Nichts in Betreff der von uns gewünjchten Bürgihaften für die Zukunft jagen 
ließ, jo erbat ich eine nochmalige Aubienz, um bie ihm heute früh vorgetragenen 
Bemerkungen weiter begründen zu können. Ich babe gute Gründe zu ber An- 
nahme, daß ich Fein Augeftändniß in diefer Beziehung erreichen werbe.“ 


13. Juli (,10 Uhr Abends), Gramont an Benebetti. 


— — „Das nationale Gefühl in Frankreich ift fo überreizt, daß wir für 
unjere Erklärungen mit großer Mühe Aufihub bis zum freitag erlangt haben. 
Machen Sie eine legte Anftrengung beim König. Sagen Sie ihm, daß wir uns 
darauf beichränfen, zu verlangen, daß er dem Prinzen von Hohenzollern ver- 
biete, auf feinen Berzicht zurüdzulommen. Er braudte Ihnen nur zu ſagen: 
„ich werde es ihm verbieten,“ — das genügte und. Wenn ber König in 
der That feine Hintergedanten bat, jo ift es für ihn eine untergeorbnete Frage, 
für uns aber ift fie jehr wichtig. Das Wort des Königs allein kann uns eine 
Bürgibaft für die Zukunft geben. 

Ih babe Grund zu der Annahme, daß die Übrigen Kabinette 
uns gerebt und gemäßigt finden. Der Kaiſer Alerander unter- 
füst uns mitgroßer Wärme. — Jedenfalls verlaffen Sie Ems und bringen 
Sie uns eine pofitive oder negative Antwort.“ 


13. Juli Abends. Benebdetti an Gramont. 


„Auf meine Bitte um eine nochmalige Aubienz bat ber König mir ant- 
worten laffen, daß er ſich nicht dazu verftehen Fünne, die Erörterung über Bürg- 
ichaften für die Zukunft mit mir nochmals aufzunehmen. Der König bezieht fich 
auf die Ermwäguugen, bie er mir diefen Morgen mitgetbeilt. 

Der König bat, wie mir fein Abgejandter in jeinem Namen erklärte, ein- 
gewilligt, feine vollftändige und rüdbaltloje Billigung des Verzichtes des Prinzen 
von Hohenzollern auszuſprechen; mehr könne er nicht thun.“ 


14. Zuli. Benedetti an Gramont. 


— — „Nach der Erklärung, die mir der König geftern burch einen feiner 
Adjutanten mahen ließ, konnte ich mich nicht nochmals an Se. Majeftät wenden. 
Ich babe beute früh eine Unterhaltung mit dem Minifter des Inneren bemukt, 
um ibm auf Grund Ihrer letzten Erklärungen genau zu fagen, wie wir uns bie 
Bürgſchaft für die Zukunft denlen. Der Ninifter bat mir zugefagt, meine Be- 
merlungen dem König mittheilen zu wollen, und bat mir verjprochen, mich noch— 
mals zu jeben. So eben hat er mich jedoch wiffen lafjen, daß er mir Nichts zu 
jagen babe. 

Um nicht gegen die Rüdfichten der Schidlichkeit zu verftoßen, habe ich ben 
Adjutanten vom Dienft gebeten, dem König zu jagen, daß ich heute Abenb ab- 
reife, und babe den Wunjch ausgeiproden, mich an Se. Majeftät zu empfeblen. 
Der König bat mir antworten laffen, daß er mich in feinem Salon auf dem 
Bahnhofe einige Augenblide vor feiner Abreife nah Koblenz ſehen wolle,“ 


14. Juli Nachmittags. Benedetti an Gramont. 

„Ich babe den König foeben auf dem Bahnbofe gejehen. Er bat fich darauf 
beſchränkt, mir zu jagen, daß er mir Nichts mehr mitzutbeilen babe, und daß 
die etwa meiter erforberlihen Verhandlungen durch jeine Regierung geführt 
werben würden.“ 
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Amtliche preußiihe Notiz über die Borgänge 
in Ems. 

„Der Graf Benedetti beantragte am 9. d. M. in Ems eine Audienz 
beim Könige, die ihm fojort bewilligt ward. In derſelben verlangte er, 
der König jolle dem Erbprinzen von Hohenzollern den Befehl erteilen, 
feine Annahme der jpanishen Krone zurüdzunehmen. Der König ent: 
gegnete, daß, da er in der ganzen Angelegenheit nur als Familienhaupt 
und niemals als König von Preußen begrüßt worden jei, und da er feinen 
Befehl zur Annahme der Thron» Candidatur ertheilt habe, er ebenjo wenig 
einen Befehl zur Zurüdnahme ertheilen fünne. Am 11. erbat und erhielt 
der franzöfiiche Botjchafter eine zweite Audienz, in welcher er eine Preſſion 
auf den König auszuüben juchte, Damit dertelbe in den Prinzen dringe, 
der Krone zu entjagen. Der König erwiderte, der Prinz jet volllommen 
frei in feinen Entſchlüſſen; übrigens wiſſe er felbft nicht einmal, wo der 
Prinz, der eine Alpenreife machen wolle, ſich in diejem Augenblid befände. 
Auf der Brunnen» Promenade am 13. Morgens gab der König dem 
Botſchafter ein ihm jelbft jo eben zugeftelltes Ertrablatt der Kölner Zei— 
tung mit einem Privat» Telegramm aus Sigmaringen über den Verzicht 
des Prinzen mit der Bemerkung, daß er jelbjt, der König, noch fein 
Schreiben aus Sigmaringen erhalten habe, ein ſolches aber wohl heute 
erwarten könne. Graf Benedetti erwähnte, daß er jhon gejtern Abend 
die Nachricht vom Berziht aus Paris erhalten habe, und als der König 
biermit die Sache als erledigt anjah, verlangte der Botſchafter nunmehr 
ganz unerwartet vom Könige, er jolle die bejtimmte Verſicherung aus— 
ſprechen, daß er niemals wieder feine Einwilligung geben werde, wenn 
die qu. Kron-Candidatur etwa wieder aufleben jollte. Der König lehnte 
eine ſolche Zujtimmung beftimmt ab und blieb bei diefem Ausijprud, als 
Graf Benedetti wiederholt und immer dringender auf jeinen Antrag 
zurüdfam. Demungeadtet verlangte Graf Benedetti nad) einigen Stunden 
eine dritte Audienz. Auf Beiragen, welcher Gegenftand zu bejprechen jei, 
ließ er ermwiedern, daß er den am Morgen bejprodhenen zu wiederholen 
verlange. Der König wies aus diefen Grunde eine neue Audienz zurüd, 
da er feine Antwort als die gegebene habe; übrigens auch von nun an 
alle Berhandlungen durch die Minifterien zu gehen hätten. Den Wunjch 
des Grafen DBenedetti, fi beim König bei jeiner Abreije zu verab- 
ſchieden, gewährte derjelbe, indem er ihn bei einer Fahrt nah Koblenz 
auf dem Bahnhofe am 14. im Vorübergehen begrüßte, Hiernady hat aljo 
der Botſchafter drei Audienzen beim Könige gehabt, die ſiets den Cha— 
racter von Privatgejprächen trugen, da — Benedetti niemals als 
Beauftrager oder Unterhändler ſich gerirte.“ 


Bericht des Flügel-Adjutanten Fürſten Radziwill. 


„Seine Majeſtät der König, in Folge einer Unterredung mit dem 
Grafen Benedetti am 13. Juli früh auf der Brunnen-Promenade, hatte 
die Gnade, mich gegen 2 Uhr Nachmittag mit folgendem Auftrag zu dem 
Grafen zu fchiden: 

Se. Majeftät hätte vor einer Stunde, durch jchriftlihe Mittheilung 
des Fürften zu Hohenzollern aus Sigmaringen, die volllommene Be— 
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Rätigung deſſen erhalten, was ihm der Graf des —— in Betreff der 
Berzichtleiftung des Prinzen Leopold auf die ſpaniſche. Thron⸗Candidatur, 
als direft aus Paris erfahren, mitgetheilt hätte. Se. Majeſtät ſähe hiermit 
dieſe ug ee als abgemadt an. 

Graf Benedetti, nachdem ich ihm diefen Auftrag ausgerichtet, 
äußerte, er hätte feit feiner Unterredung mit dem Könige eine neue Des 
peihe des Herrn von Gramont erhalten, in der er beauftragt würde, 
fi eine Audienz von Sr. Majeftät zu erbitten, und nochmals Sr. Ma- 
jeftät den Wunſch des franzöfifchen Gouvernements nahe zu legen: 

1) die Berzichtleiftung des Prinzen zu Hohenzollern zu appro- 

biren und 

2) die Berficherung zu ertheilen, daß auch in Zukunft diefe Eandi- 

datur nicht wieder anfgenommen werden würde. 

ierauf ließ Se. Majeftät dem Grafen durch mich ermidern, daß 
Se. Majeftät die BVerzichtleiftung des Prinzen Leopold in demfelben 
Sinne und in demjelben Umfange approbirten, in dem Se. Majeftät dies 
vorher mit der Annahme diejer Eandipatur gethan hätten. Die jchriftliche 
Mittheilung der Berzichtleiftung hätte Se. Majeftät von dem Fürſten 
Anton zu Hohenzollern erhalten, Höchftweldher hierzu vom Prinzen 
Leopold autorifirt worden fei. In Betreff des zweiten Punktes, der Ber- 
fiherung für die Zufunft, könne fih Se. Majeftät nur auf das berufen, 
was Allerhöhjftderjelbe dem Grafen des Morgens felbft erwidert hätten. 

Graf Benedetti nahm diefe Rüdäußerung Sr. Majeftät danfbar 
entgegen umd äußerte, er werde diejelbe, wie er hierzu autorijirt fei, feinem 
Goupernement zurücdmelden. 

In —*8 des zweiten Punktes müſſe er aber, weil er durch die 
letzte Depeſche des Herrn von Gramont die ausdrückliche Anweiſung 
bierzu hätte, ſeine Bitte um eine nochmalige Unterredung mit Sr. Ma— 
jeftät aufrecht erhalten, und wäre es auch nur, um diefelben Worte 
Sr. Majeftät wieder zu vernehmen, um jo mehr, al3 fich in diefer legten 
Depeiche neue Argumente vorfänden, die er Sr. Majeſtät unterbreiten möchte. 

Hierauf ließ Se. Majeftät dem Grafen Benedetti durch mich zum 
dritten Male, nah Tiſch, etwa um 6 Uhr, erwidern, Se. Majeftät müffe 
es entjchieden ablehnen, in Betreff diejes legten Punktes (bindende Ver— 
fiherungen für die Zukunft) fich in weitere Diskuffionen einzulafien. Was 
er heute Morgen gejagt, wäre Allerhöhft fein legte8 Wort in diefer 
Sache und er könne ſich lediglich darauf berufen. 

Auf die VBerfiherung, daß auf die Ankunft des Grafen Bismard in 
Ems auch für dem nächſten Tag beftimmt nicht zu rechnen fei, erflärte 
Graf Benedetti, fich feinerfeit3 bei diefer Erklärung Sr. Majeftät des 
r beruhigen zu wollen.“ 

ms, den 13. Juli 1870. 


Aus Berlin. 


12. Juli. Rückkehr des Grafen v. Bismard von Barzin nad) Berlin. 
Provinzial» Korrespondenz vom 13. Juli 1870. 


„ Graf Bismard war Angefihts der we ag der politifchen Ber- 
haltniſſe von Sr. Majeftät dem Könige nah Ems befchieden worden, um 
Für Bismard, 3 
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über die wünjchenswerthe Einberufung des Reichstages Bortrag zu halten. 
Graf Bismard folgte, indem er die begonnene Karlsbader Kur unter- 
brach, unvermweilt dem Rufe des Königd und traf am Dienstag (12.) 
Abend von Barzin in Berlin ein, wo er jofort eine Beſprechung mit dem 
Kriegsminifter und dem Minifter des Innern hatte und am Mittwoch 
früh die Reife nah Ems fortzufegen beabfichtigte. 

Nachdem jedoh am Abend ein Telegramm der Botihaft in Paris 
bier eingegangen war, nad) welchem der dortige jpanifche Gefandte dem 
Deraog von Gramont amtlich den Verzicht auf die Hohenzollernjche 

andidatur angezeigt hat, gab Graf Bismard unter den veränderten 
Umftänden eine weitere Reiſe nad) Ems auf. 


Die Lage der Dinge. 
Erklärung der Provinzial» Correspondenz vom 13. Juli 1870. 


„Die Geduld des deutjchen Volkes ift durch die Behandlung, melde 
die Candidatur des Prinzen von ag Ph für den ſpaniſchen 
Thron in Frankreich erfahren hat, auf eine jchwere Probe geftellt worden; 
aber fo groß die Geduld war, fo tief ift auch die gerechte Entrüftung 
über den beleidigenden, jelbft drohenden Ton, der jenjeit3 des Rheins bet 
diefer Gelegenheit angejchlagen worden if. Wenn man der Tagespreſſe 
in Zeiten der Erregung eine fchroffe und verlegende Sprache allenfalls zu 
Gute hält, jo dürfte man doch von einem Mann, wie dem Herzog 
von Gramont, mwelder als der ausmärtige Minifter eines a 
Landes die Gewohnheit oder die Fähigkeit haben follte, ſchwierige politijche 
Fragen mit Schonung zu behandeln, erwarten, daß er auch im gegen- 
mwärtigen Falle die Sache mit größerer internationaler Vorjiht und Rück— 
fihtnahme angefaßt hätte. 

Wäre wirklich eim übermwiegendes franzöfiiches Intereſſe durch die 
Candidatur des hohenzollernſchen Bringen verlegt worden, jo wäre bis zum 
6. Juli für Frankreich Nichts leichter geweſen, als die guten Dienite 
irgend einer befreundeten Macht, vielleicht grade Preußens in vertraulicher 
Weile in Anſpruch zu nehmen, um den Berjud zu machen, die thatjäch- 
lichen Berhältniffe mit den Intereſſen Franfreihs womöglich in Einflang 
zu bringen. Der Weg dagegen, welchen der Herzog von Gramont ein- 
geſchlagen hat, die im diplomatiichen Verkehr und im Munde eined aus» 
wärtigen Minifter8 unerhörte Färbung der von ihm beliebten Sprache müſſen 
in den Gefühlen des deutjchen Volkes eine tiefe und ernfte Berftimmung 
begründen. 

Man bat in Deutfchland bis zum legten Augenblide an eine ernite 
Kriegsgefahr nicht glauben mögen, meil in der That die Frage dazu 
nit angethan ſchien. Man durfte bei uns zunächft der Meinung fein, 
daß der Prinz von Hohenzollern, der ein naher Verwandter des 
franzöfiihen Kaijerhaufes ift, während er mit dem preußiichen Königs— 
hauſe nur eine Namenverwandtichaft Hat, daß namentlich fein Vater, 
welcher mit dem Kaiſer der Franzofen von alter Zeit her in engen per— 
fünlihen Beziehungen ftand, wohl wiſſen mußte, wie Frankreich ſich zu der 
Candidatur ftellen würde, — daß ferner die jpanijche Regierung, welche 
die Sache vor Allem anging, fi) der Auffafjung Frankreichs verfichert 
haben würde. 
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Die preußifche Regierung als folche ift, wie auch den Bertretern in 
Deutihland mitgetheilt worden, der ganzen Angelegenheit vollftändig fremd 
geblieben; jelbit Se. Majeftät der König ift nach den Hausgefegen nicht 
m der Yage, den Mitgliedern des fürftlich hohenzollernſchen Haufes zur 
Annahme einer fremden Krone die Erlaubniß zu ertheilen oder zu ver— 
lagen. Der preußifche Staat und der König haben daher mit der Sache 
jelbft Nicht3 zu fchaffen gehabt: alle Entſcheidung und Berantwortung ruhte 
von vornherein ausjchlieglich bei der jpanijchen Regierung und bei dem 
Prinzen von Hohenzollern jelbft. 

Es war daher eine völlig ungereimte Zumuthung von franzöfiicher 

Exite, dab Se. Majeftät der König oder vollends die preußiiche Regierung 
dem Prinzen von Hohenzollern die Annahme der fpanijchen Krone 
unterfagen jollte. Beide hatten dazu fein Recht, da Prinz Yeopold, 
melher 35 Jahre zählt, groblährig iſt und fich aller der Rechte perjönlicher 
Selbſtſtändigleit erfreut, welche die Berfaffung ihm fo gut, wie jedem 
enderen Staat3angehörigen gemwährleiftet. Der König fonnte mithin gar 
mat in die Berjuhung kommen, dem von franzöfiicher Seite an ihn erho= 
benen Anſpruch zu genügen. 
Wenn inzwijchen von Madrid über Paris die Nachricht eingetroffen 
ft, daß der Fürſt va. A ee der Bater des Erbprinzen Leo— 
pold, der jpaniihen Regierung die Mittheilung von der Berzichtleiftung 
defielben auf die Thronbemwerbung gemacht habe, fo hat der Prinz bet 
dreier Ablehnung ebenfo innerhalb feiner de perjönliden 
Verehtigung gehandelt, wie bei der vorherigen Annahme. Welche 
Erwägungen ihn dabei geleitet haben, das entzieht fich für jegt der nä— 
deren Kenntniß und Betrachtung. 

Ob die franzöfiiche Erregung gegen Preußen durch diefe Entichliegung 
des Prinzen, meldyer, jo hochgeftellt er ift, doch eben nur ein Privatmann 
#, beſchwichtigt ſein wird, das muß der weitere Erfolg lehren. Deut ſch— 
land ift glüdliher Weife in der Page, diejen Erfolg ruhig 
abwarten und den Entjhliegungen jedes feiner Nadhbarn, 
e8 auch jei, ohne jonderlihe Beſorgniß entgegenjehen zu 
oͤnnen. 

Sollte aber auch in Paris die bisherige Aufwallung einer ruhigen 
Luffaſſung Platz machen, jo wird doch in Deutſchland auf lange Zeit der 
indrud nicht zu vermwijchen fein, den dieſe plögliche drohende und belei- 
digende Haltung unferer Nachbarn hinterlaffen hat. Es wird ſchwer jein, 
das Bertrauen auf gute nachbarlihe Verhältniſſe und den Glauben an 
den guten Willen der jegigen franzöfiichen Regierung auf Erhaltung des 
Fiedens wiederherzuftellen, nachdem die Berficherungen, welche diefelbe 
Regierung am 30. Juni d. 3. gegeben, daß der Friede niemals geficherter 
gemeien, alö gerade jegt, nach faum acht Tagen in jo auffälliger und befremd= 
liher Weiſe verleugnet worden find. E3 kann nicht fehlen, daß alle die 
beunruhigenden Gerüchte, welche den Eintritt de Herzogs von Gramont 
ns Minjterium begleiteten, mit einem ftarfen Anſpruch auf Glaubmwür- 
digfeit wieder aufleben; der Schaden aber, welchen die Wohlfahrt fried- 
her Bevölferungen durch ſolche Anwandlungen, wie die der legten Woche 
erleidet, kann leider jo fchnell nicht verwachſen, wie er bereitet wird.“ 
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3. Hermittelungsverfuce und Entfceitung 
zum Kriege, 


Bermittelungsverfude. 
Aus dem Engliſchen Blaubuche. 


Am 13. Juli erfuht Granville den Lorb Lyons auf eine beftimmte 
Erklärung der franzöfiihen Regierung zu dringen, was biefe denn eigentlich ale 
eine endgültige Beilegung ber Angelegenheit zu acceptiven gejonnen fei. 


Unterredbung von Lord Lyons mit dem Herzog von Gramont, 
Depeihe von Lorb Lyons: 


„+. Der König von Preußen habe — fo wieberholte Gramont — 
nichts, abjolut nichts gethan. . .. . Alles, was Frankreich jetzt verlange, ſei, daß 
der König von Secakın dem Prinzen verbiete, feinen Entſchluß bezüglich bes 
Rüdtritts von der Thron» Kandidatur in Zukunft zu ändern. Es fei natürlich 
nur vernünftig, daß Frankreich einige Vorfihtsmaßregeln gegen eine Wiederholung 
beffen ergreife, was fich ereignete, al® ber Bruber bes Prinzen Leopold nad 
Bulareft ging. . . . Wenn der König von Preußen dies thun wollte, jo würbe 
die ganze Angelegenheit abjolut erledigt fein... . Er nahm bann ein Stüd 
Papier und fchrieb das folgende Memorandum nieder, welches er mir übergab: 
„Nous demandons du Roi de Prusse de defendre au Prince de Hohen- 
zollern de revenir sur sa r6solution. S’il le fait, tout l’incident est ter- 
mine“... . Schließlich fragte Gramont, ob Franfreih auf die Unterftütung 
Englands zur Erlangung diejes Verbotes vom König von Preußen zählen könne. 
Ich fagte, nichts könne den Wunſch meiner Regierung, eine Verſöhnung zwifchen 
Frankreih und Preußen herbeizuführen, überfteigen; ich könne mich aber natürlich 
nicht unterfangen, jo auf der Stelle, ohne mich zuerft mit der englifchen Regie— 
rung in Beziehung zu jeten, eine jo jpecificirte Frage zu beantworten.“ 


Erjte Aeußerung Bismarcks. 


13. Juli. Depeſche des engliſchen Botſchafters in Berlin, Lord Loftus an 
Lord Granville. 


„Ich hatte heut eine Unterredung mit dem Grafen Bismard und gra— 
tulirte Sr. Ercellenz zu der bevorftehenden Löſung ber jchwebenden Krifis durch 
ben freiwilligen Nüdtritt des Prinzen von Hohenzollern. Se. Ercellenz ſchien 
etwas im Zweifel darüber zu fein, ob fih dieje Löſung als Beilegung ber Diffe- 
venz mit Frankreih ausweiſen werde. Er fagte mir, daß bie vom König von 
Preußen bewiejene Mäßigung gegenüber dem drohenden Tone der franzöfiichen 
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Kesierung . . . . in Preußen allgemeines Befremben hervorgerufen habe... . . 
Graf Bismard brüdte dann den Wunſch aus: die engliiche Regierung foll 
eine Gelegenheit ergreifen, möglicherweiſe durch eine Erklärung im Parlament, 
ihre Zufriedenftellung mit ber Löjung ber jpanifhen Schwierigkeit durch ben 
Küdtritt des Prinzen Leopold auszubräden, und öffentlich Zeugniß abzulegen 
für bie ruhige und weiſe Mäßigung des Königs von Preußen, ber Regierung 
und der Prefie.... Graf Bismard bemerkte dann: von Paris ſei — wiewohl 
nicht offiziell von Frhrn. v. Werther — die Nachricht eingetroffen, daß dieſe 
ung der ſpaniſchen Schwierigkeit nicht hinreichen werbe, die franzöfifche Re— 
gierung zufrieden zu flellen, und daß biefe neue Anfprüce geltend maden wolle. 
Sei dies ber Fall, dann liege es Mar zu Tage, daß die ſpaniſche Thronfolge- 
frage ein bloßer Borwand geweſen, unb e8 der wirkliche Zwech Frank— 
reih6 jei, für Königgrätz Rache zu nehmen. Die deutſche Nation fühle, 
dab fie vollfländig im Stande fein würde, es mit Frankreich aufzunehmen, und 
fie vertraue jo ſehr auf militairifche Erfolge, wie die franzöfifhe nur könne. ... 
Aber — fagte Se. Excellenz — wir wünſchen ben Krieg nicht, wir haben unjere 
frieblihe Gefinnung bewiejen, und werden auch fortfahren fie zu beweifen, doch 
Unnen wir den Franzofen, was Rüftungen angeht, nicht erlauben, einen Bor» 
iprung vor uns zu haben. „Ich babe,“ jo fagte Se. Ercellenz, „pofitive Infor» 
mation, baß in Frankreich Kriegsrüftungen betrieben worden find und augen- 
bidlih betrieben werben... . Wenn dieje fortgejettt werben, werben wir uns 
genötbigt ſehen, bie ante Regierung um Aufflärung über deren Zweck und 
Bedeutung anzugeben.“ Graf Bismard fagte ferner, baß die preußifche Re— 
gterung, falls Franfreih den europäiſchen Mächten jetzt nicht eine Verſicherung, 
eine —— gebe . .. daß es bie Löſung ber Frage für endgültig halte und 
feine andern Anjprüce geltend machen wolle, wofern weiter Frankreich die dro— 
bende Sprache bes Herzogs von Gramont nicht zurüdnehme oder genügenbe 
Erflirungen abgebe — daß bie preußiſche Regierung ſich genöthigt jehen würde, 
eine Erklärung von Frankreich zu fordern... . E8 ſcheint mir (Lord Foftus) 
in daß Graf Bismard und das preußifche Minifterium die Haltung des 
önigs dem Grafen Benedetti gegenüber bebauern, und daß fie Angefichts der 
Öentlihen Meinung in Deutjhland entfheidende Maßregeln zur Wab- 
zung der nationalen Ehre für nothwendig erachten. ...“ 


Der engliſche Botichafter in Wien, Lord Bloomfield, berichtet über drei 
Unterredbungen mit Graf Beuft. 
Diie erſte Depeihe vom 9. Juli melbet: „Ich flattete heute Graf Beuft 
einen Beſuch ab und fand Ge. Ercellenz ſehr beforgt bezüglich bes Reſultats, 
welches die Mittbeilung aus Paris binfichtlich der Candidatur des Prinzen Leo» 
peld von Hohenzollern für ven fpanifhen Thron bei ber preußiſchen Re- 
sierung hervorgebracht haben wird. Er fagte: die Sprache, in welcher bie Vor— 
Rellungen der franzöfiihen Regierung übermittelt worden feien, dürfte nicht dazu 
angetban jein, eine Beilegung zu erleichtern, aber er wolle noch immer das befte 
befien, und er habe Herrn von Münch, ben öfterreichiihen Gejchäftsträger in 
Berlin, inftrwirt, alles zu thun, um die Ausfichten einer friedlichen Löſung ber 
mihen Frankreich und Preußen beftebenden Schwierigkeiten zu förbern. Er 
fügte hinzu: er babe Abfchrift dieſer Inftrultion an den Grafen Apponyi (öfter- 
reichiſchen Botſchafter in London) geſchickt und ihn vollftändig über die Frage 
infermirt, er babe von dieſem noch nichts gehört, hoffe aber, da in bem Inter» 
efie der Erhaltung bes Friedens bie englifche Regierung nicht abgeneigt fein 
werde, als Bermittlerin zwifchen Frankreih und Preußen zu handeln. Ich jagte 
Se. Ercellenz ... . ich bege feinen Zweifel, daß Sie (Graf Granville) geneigt 
fein würden, alles in Ihren Kräften Liegende zu thun, um die ernftlihen Ver— 
widelungen von Europa abzuwenden zu fuchen, von welchen dieſes bebroht zu 
fein ſcheine; daß aber, ehe eine Vermittlung begonnen ober felbft vorgeichlagen 
werben könne, zuerft eine Bafis für biefelbe efgeftellt werben müffe. Wir unter» 
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bielten uns darauf im Allgemeinen über dieſe unglüdjelige Angelegenheit, worauf 
Graf Beuft feine Mißbilligung und fein Bedauern ausdrückte über 
bie Art und Weife, in ber die franzöfifhe Regierung in ber Kammer 

efproden babe; dieſelbe diene bazu, bie Schwierigfeiten und Ge— 
Po oh der tage bedeutend zu vermehren und eine freunbfchaftliche Löſung 
um fo fchwieriger zu machen.“ 

Zwei Tage darauf (11.) bielt Bloomfield abermals eine Unterredung mit 
Beuft, in — ber öſterreichiſche Reichskanzler feine Ueberzeugung ausſprach, 
daß England unter den Umſtänden nicht mehr hätte thun können, als was es 
gethan. „Er ſagte, von Paris ſei ihm nicht ein ermuthigendes Wort zu Ohren 

ekommen; von Berlin wiſſe er einfach nichts, die Verzögerung und offenkundige 

——— mit welcher die preußiſche Preſſe die Angelegenbeit behandle, habe nur 
dazu gedient, die Gereiztheit in Paris zu ſteigern; Fürſt Metternich ſcheine das 
Schlimmſte zu beſorgen, und er fünne mir nicht verheimlichen, daß — wenn der 
König von Preußen fi meigern follte, die Kandidatur des Erbprinzen von 
Hohenzollern zu desavouiren — er feine Möglichkeit jehe, einen Compromiß 
zwijchen ben beiden Mächten zu Wege zu bringen. Im gegenwärtigen Augen- 
blide jebe alles dunkel und hoffnungslos aus. Es thue ihm leid, jagen zu müſſen, 
daß troß aller lobenswertben Beftrebungen der Mächte e8 gegenwärtig nicht wahr- 
heimlich fei, daß biefe von Erfolg gefrönt werben.“ 

Nah dem Nüdtritt des Prinzen von Hohenzollern berichtet Forb 
Bloomfielb abermals über eine Unterrebung, welche er am 13. mit dem Grafen 
Beuft gehabt: „Se. Ercellenz jchien durch den Nüdtritt des Prinzen Leopold 
etwas berubigt, aber er jchien nicht überzeugt zu fein, daß dieſe Erklärung bin- 
reihen werbe, die Forberungen (requirements) der franzöftichen Regierung zu- 
friedenzuftellen.. Ex wiederholte, was er ſchon bei anderen Gelegenheiten gefagt 
batte, daß er alles mögliche gethban babe, um Franfreih davon abzubringen, bie 
Angelegenheit zum Aeußerſten zu treiben, aber er ſchien nicht viel Bertrauen auf 
feine Macht zu ſetzen, viel zu Wege zu bringen, und jein Eindruck ift der, daß 
nichts im Stande fein wird, ben Fortgang ber Ereigniffe zu hindern. Se. Er- 
cellenz fügte binzu, daß vieleicht Niemand beffer im Stande fei, vie Stimmung 
in ben ſüddeutſchen Staaten zu beurtbeilen, al® er felber, unb baf er 
überzeugt fei, Frankreich made einen großen Febler, wenn es auf bie 
Sympatbien dieſer Staaten für feine Sache rehne. In der Abficht baber, 
um Frankreih in etwaigen Erwartungen auf Unterftügung von biefer Seite zu 
entmutbigen, babe er e8 im Intereſſe des Friedens für gut erachtet, dieſe feine 
Ueberzeugung zur Kenntniß der franzöfiihen Regierung zu bringen.“ 


Die englifche Regierung empfahl, dem Berlangen bes Herzogs von Gra- 
mont folgend, dem König von Preußen am 14. Juli feine Zuftimmung zum 
Nücdtritte des Prinzen Leopold Frankreich ausdrücklich mitzuteilen. 

Der Borjhlag wurde abgelehnt, und Granville meldet barüber an 
Lyons:... „Graf Bernftorff drüdte mir fein Bedauern aus, daf Die eng- 
liſche Regierung einen Vorſchlag gemacht habe, den er dem Könige unmöglich 
zur Annabme empfehlen könne. Preußen babe unter einer öffentlichen 
Drohung von Franfreih eine Ruhe und Mäfigung gezeigt, welde 
jebe weitere Conzeſſion als eine Demüthigung erjheinen laſſen 
müſſe, ... und die öffentlihe Meinung in Deutſchland beweife, 
baß ein Krieg felbft unter den fhwierigften Berbältniffen einem 
Nahgeben feitens des Königs vor den ungeredhtfertigten Forbe- 
rungen Frankreichs vorzuziehen fei.“ 
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Die Entjheidung zum Kriege in Paris, 
15. Juli. Erklärungen der Minifter in der Kammer. 


Im gefetsgebenden Körper verlieft Minifter Ollivier folgende Erklärung: 

„Da die Art und Weiſe, wie das Land unfere Erflärung vom 6. Juli auf» 
nahm, ums die Gewißbeit gab, daß Sie unfere Politik billigten und daß wir auf 
Ihren Beiftand zählen könnten, fo haben wir fogleich Unterhandlungen mit ben 
fremden Mächten eingeleitet, um ihre guten Dienfte bei Preußen in Anfpruch zu 
nehmen, damit dieſes die Rechtmäßigkeit unferer Beſchwerden anerfennte. In 
dieſen Unterhandlungen verlangten wir nichts von Spanien, deffen Empfindlichkeit 
wir nicht wachrufen und beflen Unabhängigkeit wir nicht fränfen wollten; wir 
verbandelten auch nicht bei dem Prinzen von Hobenzollern, den wir als durch 
ben König gedeckt anſahen; wir enthielten uns endlich in unferer Diskuffion jedes 
Vorwurfs und entfernten uns nicht von dem Gegenftande felbft, auf welchen wir 
fie von Anfang an eingeichränft hatten. Die meiften Mächte waren befliffen, uns 
zu antworten, und gaben mit größerer oder geringerer Wärme die Rechtmäßigkeit 
unferer Forderungen zu. Das preußiſche Miniftertum bes Aeußern wies uns ab, 
indem es vorgab, daß es nichts von ber Sache müßte und daß das Berliner 
Cabinet ihr fremd geblieben fei. Wir mußten uns alfo an ben König felbft 
wenden unb gaben unjerm Botichafter Befehl, fih zu Sr. Majeftät nah Ems zu 
begeben. „(Nah einer Darftelung ber gepflogenen Berbandlungen bis zur Wei- 
gerung des Königs von Preußen, bie geforderte Erflärung zu geben, — führt 
der Miniſter fort:) 

„Obgleich diefe Weigerung uns eine nicht zu rechtfertigende zu fein jchien 
jo war unjer Wunſch, Europa die Wohlthaten des Friedens zu erhalten, jo groß, 
daß wir die Verhandlungen nicht abbrachen und trotz ber berechtigten Ungebulb 
der Kammern beantragten, unfere Erklärungen bis auf beute verjchieben zu 
dürfen. Um fo größer war unfere Ueberrafhung, als wir geftern erfuhren, daß 
der König von Preußen unjern Botjchafter durch einen Adjutanten 
batte mwijien lajjen, wie er ibn nicht mebr empfangen wolle, und 
daß feine Regierung, um diejfer Weigerung einen unzweibeutigen 
Cbaralter zu geben, fie offiziell den europäijden Cabinetten mit- 
getbeilt hatte. Gleichzeitig erfuhren wir, baß der Herr Baron Werther ben 
Befebl erbalten babe, einen Urlaub zu nehmen, und daß Preußen rüfte. 

Unter diefen Umſtänden wäre ein weiterer Verſuch zur Verſöhnung eine 
Hintanjegung der Würde und eine Unflugbeit gewejen. Wir haben nichts ver- 
fäumt, um einen Krieg zu vermeiben; wir werben ums jet rüften, ben Krieg zu 
führen, den man uns anbietet, indem wir einem Jeden den auf ihn fallenden 
Theil ber Verantwortung laffen. Gleich geftern haben wir unfere Re- 
ferven einberufen und mit Ihrem Beiftande werben wir fofort die 
nötbigen Mafregeln ergreifen, um bie Interefjen, bie Sicherheit 
und die Ehre Franfreihs zu wahren.“ 


Minifter Ollivier bringt bierauf als dringlich einen Antrag auf Bewil- 
ligung eines Credits von 50 Millionen ein, welcher mit allen gegen wenige 
Stimmen angenommen wird. 

Gambetta bringt darauf, daß wenigftens die Depeſche vorgelegt werde, 
welche den Bruch herbeiführte und der zufolge der König Wilhelm dem fran- 
zöſiſchen Botichafter feine Thür verweigert haben joll. 

Dllivier: „Ich babe bereits gejagt, daß der König von Preußen fich ge- 
weigert bat, unfern Botjchafter zu empfangen. Seine wahre Bedeutung erbielt 
biejer Akt aber erft dadurch, daß die preußiiche Regierung fich beeilte, ihn offiziell 
zur Kenntnif der europäiſchen Cabinette zu bringen, was man fonft niemals thut, 
wenn man aus barmlofen Gründen einem Borjchafter eine Aubienz verweigert. — 

Diefe Neuigkeit wurde nicht etwa ben fremden Höfen in's Ohr gelast, 
fondern durch bie Preffe in ganz Deutſchland verbreitet, bie offiziöſen Blätter 
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verfünbeten fie in Ertra- Ausgaben und an einigen Orten wurben biefe Zeitungen 
in den Straßen angefchlagen. Gleichzeitig erhielt der Baron Werther einen 
Urlaub und in der Naht vom 13. zum 14. begannen in Preußen die militai» 
rifhen Vorkehrungen. Durften wir ba länger ung! bleiben? Der Sclüffel zu 
biefen Vorgängen liegt aber in Folgenden: Der König von Preußen ſah recht 
ut ein, daß ber Anſpruch Frankreichs, fich zu widerſetzen, baß ein preußijcher 
Prinz den Thron von Spanien befteige, ein volllommen gerechter fei. Er fürdhtete 
aber, das militairifhe Ehrgefühl der Nation zu verlegen und fagte immer nur: 
„Ih will mich in die Sache nicht einmifchen; mag ber Prinz verzichten, ich babe 
nicht8 dagegen, aber ich forbere ihn auch dazu nicht auf.“ Als bie Berzichtleiftung 
des Prinzen nun befannt wurbe, erregte fie lebhafte Unzufriedenbeit in ber Mi» 
litairpartei in Preußen, und um biefe zu befchwichtigen, nahm man, ftatt rubig 
zu unterhanbeln, feine Zuflucht zu biefem theatraliſchen Effelt, ben wir unferer- 
feits nicht zulaffen können. Wohl ruht auf uns eine ffarfe Berantwortung, 
aber wir nehmen fie leiten Herzens auf uns; ja wohl, leidten 
Herzens, nämlich vertrauendb in die Gerechtigkeit unferer Sache und überzeugt, 
daß dieſer Krieg uns aufgezwungen wird.“ (Der Minifter verläßt unter ftürmi- 
jhem Beifall der Majorität die Tribüne.) 


Der Kriegs - Minifter Marfhall Leboeuf bringt folgende zwei Gejekent- 
würfe ein. Der erfte befteht aus einem Artilel: „Die mobile Garde wird in At- 
tioität geſetzt.“ Der zweite, aus brei Artikeln beftehend, orbnet die Anwerbung 
von Freiwilligen für bie Dauer bes Krieges nah ben durch das Rekrutirungs- 

eſetz vorgeichriebenen Beftimmungen an. Als Motive bringt ber Minifter unter 
ebhaftem Beifall nur die Worte bei: „Es giebt in Frankreich viele junge Leute, 
welche das Pulver lieben, wenn auch nicht die Kaſerne.“ Die Dringlichkeit biejer 
Borlage wird fogleich votirt. 

Der Finanzminifter bringt einen Geje- Entwurf ein, bem zufolge dem 
Marineminifterium ein neuer Credit von 16 Millionen bewilligt wird. Die 
Dringlichkeit auch biefer Vorlage wird votirt. 


Die Sikung wird unterbrochen. Nachdem fie wieber aufgenommen worben, 
ergreift Minifter Ollivier aufs Neue bas Wort. 

„Die Regierung, jagt er, will vor Allem in dieſer Angelegenheit die ganze 
Wahrheit fagen. Eigentlihe Depeihen über diefelbe haben wir nicht, ſondern nur 
diplomatiſche Berichte, Die zu veröffentlichen nicht der Brauch ift. Aber ver Grunb 
bes Bruces follte doch genügend bargelegt fein. Es kann vorfommen, daß ein 
König fih weigert, einen Botichafter zu empfangen; aber etwas Auberes ift es, 
wenn bie Weigerung eine abfichtliche, wenn fie den fremben Cabinetten durch Te- 
legramm und dem Lande durch Ertrablätter motifizirt wird. Dieſes Berfabren 
war um jo bebeutjamer, al® ber Adjutant, welcher unferm Botichafter eröffnete, 
baß er nicht empfangen werben könne, es an feiner Höflichkeitsform fehlen ließ, 
jo zwar, daß unfer Botjhafter felbft von der beleibigenben Abficht 
feine Ahnung hatte.“ 

Choijeul: „Man kann unmöglich aus ſolchem Grunde ben Krieg erklären!“ 

Garnier-Pagès: „Das find Redensarten!” 

Arago: „Wenn man dies hören wird, wird bie civilifirte Welt Ihnen 
Unredt geben, und wenn Sie darauf bin den Krieg erklären, jo wirb 
man wiſſen, daß Sie ihn um jeden Preis haben wollten.“ 

Dllivier: „Man wollte uns bemütbigen unb uns eine Schlappe bei- 
bringen, um fich für bie Verzichtleiftung des Prinzen von Hohenzollern zu 
entfhäbigen. Wenn Sie eine jolde Situation vor den Augen Europas annehmen 
wollen, wir können es nicht. Wann bat man jemals in ber Geicdhichte es ge- 
wagt, fih hinter unferm Rüden zu verfchwören, um einen preußifchen Prinzen 
auf ben fpanifhen Thron zu erheben? Dies hätte allein uns fchon bis aufs 
Aeußerſte bringen follen und wir haben noch unterhandelt und nur Zufiherungen 
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für bie Zukunft verlangt. Dan verweigerte uns biefelben. Haben wir gedroht, be» 
leidigt? Nein, wir unterhanbelten weiter und zum Lohn für unfere Mäßigung 
werben bie Unterrebungen in hochmüthiger Weife abgebrohen. Wer dies recht» 
fertigen möchte, kennt nicht das feit Jahren zwijchen beiden Nationen beftehenbe 
gereizte Verhältniß. Hat nicht gerade die Oppoſition feit 1866 all- 
Jäbrlih wiederholt, daß Sabomwa bie franzöſiſche Nation gebe- 
mütbigt und von dem erften Rang in Europa berabgeftürzt babe. 
Gleihwohl bewahrte bie Regierung bie größte Langmuth gegen Preußen. Haben 
wir nicht noch in ber Angelegenheit ber Gottharbbahn das Berfahren Preußens 
als ein rechtmäßiges rejpektirt und vertheibigt? Wie oft hat man nicht unfere 
Aufmerkjamleit auf das unglüdliche Loos der Dänen von Schleswig gelenkt, wie 
oft darauf gedrängt, daß wir bie Ausführung bes Prager Friedens verlangen 
follten ! Ri babe es ftets abgelehnt; rühren wir nicht, ſagte ih, an dieſe bren- 
nenben Fragen; fie könnten erft zu Antmofitäten und dann zu einem Zufammen- 
ftoß führen, den wir nad Kräften vermeiden wollen. 

Und während wir jo mit eifrigfter Sorge über ben europäifchen Frieden 
wachten, fordert Preußen uns heraus mit einem Anfpruch, ber einen Elementar- 
fat der franzöſiſchen Politif, für welhen wir unter Lubwig XIV. Jahre lang 
gelämpft haben, umftoßen würde. Noch vor wenigen Wochen war Europa glüd- 
lich und in Frieden. Haben wir etwa biefe gefährliche Streitfrage aufgeworfen? 
Haben wir etwa ein Recht jenes großen und eblen Deutſchlands verfannt, deſſen 
Feinde wir nicht find? Haben wir etwa bas Feuer in bie Nähe des Pulvers 
gebradt, um uns dann zu wunbern, wenn eine Erplofion erfolgt? Bedenken Sie, 
daß, wenn wir nicht raſch zu Werke gegangen wären, ein Botum ber Cortès 
den preußiihen König proffamirt hätte und daß wir e8 bann noch mit dem Na- 
tionalgefühl eines folgen Volkes zu thun gehabt hätten. Konnten wir in unferen 
Forderungen etwa bejcheibener jein? Ober tabeln Sie es, daß wir gebrochen haben 
nach dem in ber Perfon nnjeres Botjchafters empfangenen Schimpf? Möge jetst 
die Kammer entjheiden! Wenn wir zu empfindlich geweſen find, jo hätten Sie 
unfere Erklärungen nicht mit Ihrem Beifall aufgenommen. Ich ergebe mich in 
Ausführungen, welche, ich weiß es wohl, für die Mehrheit dieſes Hauſes über» 
flüffig find; aber es war nothwendig, vor dem Lande die Gerechtigkeit unb bie 
Stärke unferer Sache darzulegen.” (Anbaltender ftürmijcher Beifall.) 

Thiers: „Seien Sie überzeugt, meine Herren, daß, wenn ich über dieſe 
Frage nicht eine tiefe Ueberzeugung hätte, ich in biefem Punkte dem Gefühle nicht 
wiberftehen würbe, das Sie zu erkennen geben. Der Herr Siegelbewahrer fucht 
feine Schritte zu rechtfertigen, und ich bebauere, ba ich fein Mißwollen gegen das 
Eabinet hege, daß ich mich gezwungen fühle zu befennen, daß wir ben Ri in« 
folge eines Cabinetsfehlers haben. Der Herr Siegelbewahrer hat bie eine Brnse 
mit ber andern verwecjelt; er hat mit Recht bemerkt, daß wir Preußens Unter- 
nehmen in Betreff Spaniens nicht dulden bürfen. 

Preußen hat einen ungeheuren Fehler gemacht: vor dieſem Zwiſchenfall aber 
wollte e8 ben Frieden, weil es die Gefahren kannte, welche ihm dergleichen Unter» 
nehmungen brohten. Was uns anbetrifft, jo haben wir ſtets gejagt, daß ber 
Tag fommen werbe, wo e8 in Schwierigleiten geratben werbe, 
nämlih an dem Zage, wo es bie Hand nah Deutſchland ausftredte. 
Daber fagte ih: Warten Sie zu, denn man muß zu einem Fehler 
nicht einen zweiten Inge, nämlih Die Ungeduld, den erften zu 
bejeitigen. Ia, wir hätten auf dieſe Weiſe die Gelegenheit er- 
balten, Sabowa auszumwetgen, und wir hätten babei bie ganze Welt 
für uns gehabt. 

In unjeren Tagen darf man aus Laune feine Kriege herbeiführen, denn 
bie ganze Welt ift als Zeuge babei zugegen. Preußen bat einen großen Fehler 
begangen! es büßt benjelben zwar bereits durch eine Schlappe und durch ben 
Krieg, aber leider wirb es nicht allein zu büßen haben. Wenn es fich bei uns 
darum banbelte, das Aufgeben ber Candidatur des Prinzen von Hohenzollern 
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durchzuſetzen, fo ſtände ich auf Ihrer Seite; doch was mich im tiefften Innern 
fchmerzt, ift der Umſtand, daß dieſes Ziel der Hauptfache nach erreicht war. Sie 
batten bie Hauptjade erlangt und ein bebeutenber moralifher Eindrud war 
erreicht. Aber, jagte man, bie Candidatur war nicht auf alle Zeiten befeitigt. Ich 
lege Berufung an den gefunden Menichenverftanb ein, und an bas, was auf der 
Hand liegt; Sie werben in einigen Tagen das Urtheil der ganzen Welt über Ihre 
Politik vor Augen haben, Sie werben e8 in allen Blättern leſen. Ich rede nicht 
von den franzöfiihen Zeitungen, auch nicht einmal von ben preußischen, welche 
intereffirte Parteien bei ber Frage find; aber ich rebe von Europa: Europa bat 
fih Ihnen angeichloffen; Sie werden ſehen, was es heute von Ihnen denkt, Sie 
werden es durch bie engliſche Prefje erfahren, welche in dieſer Angelegenbeit eine 
große Mäfigung gezeigt bat. 

Sch wieberhole es, ich berufe mich auf Das, was auf ber Hanb liegt, und 
ich jage, wenn man annimmt, baf Preußen nach einer ſolchen Kampagne, wie es 
foeben gemacht bat, heute die Kandidatur des Prinzen von Hohenzollern zwar 
aufgebe, aber im Sinne babe, mit berjelben wieber bervorzutreten, jo heißt das 
ihm eine Tollheit zuſchreiben. Ja, es müßte toll fein!“ 

Der Herzog von Gramont: „Warum bat e8 ſich benn gemweigert, es 
zu erklären ?“ 

Arago: „Weil Sie es provocirt haben.” 

Thiers: „Es hat fich gewweigert, wollen Sie wiffen warum? (Neue Unter- 
brechung.) 

Sie würden im Rechte geweſen ſein, wenn man ſich en bätte, bie 
Thronbewerbung bes Prinzen zurüdzuzieben. Ia, dann würde im Lande, in 
ganz Europa nur eine Stimme gewejen fein, Franfreih Recht zu geben. Alle 
Welt fagte no vor brei Tagen, daß, wenn man bie Zurüdnabme der Candidatur 
erlange, jo müffe man fi damit begnügen. Es ift augenjcheinlich, daß, wenn 
man, nachdem man fie erlangt bat, Streit über Worte und Empfinblichkeiten er- 
bebt, Krieg daraus entfteben wird. Der gewöhnliche gejunde Menjchenverftand 
genügte, um vorauszufeben, daß, wenn nach einer Conzeffion des Königs von 
Preußen (Olivier unterbricht: er bat feine gemadt!) ... Wie? Bor ber 
ganzen Welt zieht der König von Preußen die Candidatur des 
Prinzen von Hobenzollern zurüd, oder läßt fiezurüdzieben, unb 
das wäre feine Conzeſſion? Können Gie das aufrechtbalten? Ich gebe 
noch weiter: nad ben eben gelejenen Altenftüden bat ber König von Preußen 
eingewilligt, Durch Die Organe feiner Regierung zu erklären, daß er um bie Zu- 
rüdziebung der Kandidatur gewußt und fie gebilligt habe. 

Sie wollen Preußen einen Stoß geben, und id will es, wie 
Sie. Nennen Sie mid, wenn Sie wollen, einen Freund von Preußen; bas 
Land wird enticheiden zwiſchen mir und Ihnen. Ich befchränfe mich darauf, Diefe 
unbeftreitbaren Thatſachen binzuftellen. Die Kandidatur ift zurüdgezogen. Der 
König bat e8 gewußt und eingemwilligt, daf feine Regierung es erlläre. Es war 
augenfcheinlih, daß wenn man fi nicht daran hielt, daß wenn man über bie 
Art der Zurüdziehung eine Diskuffion erheben und neue Empfindlichkeiten ber- 
vorrufen wollte, man den Stolz Preußens reizen unb zum Krieg gelangen werbe. 

Möge ein Jeder von uns die Bedeutung feines Botums vor Augen haben! 
Mas mich betrifft, jo werde ih aus Sorge für mein Andenken bie VBerantwort- 
lichkeit für einen ſolchen Entichluß nicht übernehmen. Ich verlange Angefichts des 
Landes, daf man uns bie Depejchen mittbeile, in Folge deren man die Kriege. 
erflärung bejchloffen bat. Wäre ih am Ruber geweſen, jo hätte ich es für meine 
Pflicht gehalten, dem Lande einige Augenblide der Ueberlegung zu gönnen. Ich 
halte diejen Krieg für unflug; die Ereignijje von 1866 gingen mir 
mebr nabe alsirgenbwem, aber die Gelegenheit, das Uebel wieder 
gut zu maden, ift Häglich gewählt. Man bat Ihnen eine Genugthuung 
zugeftanden. Preußen war in feinem Unrecht und Europa vermag uns Genug- 
thuung zu geben. (Anbaltender Lärm) Ih bin gewiß, daß Sie eines 
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Tages dieſe Ueberflürzung bereuen werben. (Tumult.) Beichimpfen 
Sie mich, ich werbe doch meine Pflicht erfüllen. Die Gelegenbeit zum Krieg ift 
ſchlecht gewählt und dies wirb fich rähen. Ich verlange nochmals Mittheilung 
ter Depeihen; möge bann bie Kammer tbun, was ihr gut ſcheint.“ 

Minifter Dllivier: „Ich batte Herrn Thiers achtungsvoll angebört, da 
es immer ein Beweis von Mutb ift, wenn man gegen ben Strom ſchwimmt, aber 
ih muß gegen einige Worte bes Vorredners proteftiren. Wir wiffen, daß unſere 
Berantwortung groß fein wird. Wir haben ftet8 die Leiden, welche ein Krieg mit 
fib bringt, vor Augen gehabt und auch wir balten Diejenigen für ftrafbar, 
welche das Land in Abenteuer ftürzen. Aber wir erflären, daß, wenn jemals ein 
Krieg nothwendig war, fo ift e8 ber Krieg, zu welchem uns Preußen zwingt. 
Kiemand von uns ſuchte eine Gelegenheit zum Krieg oder fragte fi, ob ber 
Augenblid glüdlih gewählt fei, Preußen anzugreifen. Aber wir hatten feine 
Minute zu verlieren. Wenn man uns in ber Sade eine Genugthuung zuge» 
fanden bätte, jo wären wir zufrieden gemwejen: aber ber König von Preußen 
weigerte fich bebarrlih, ein Berjprechen einzugehen. Haben wir ums etwa von 
einer Leidenſchaft binreifien laffen? Keineswegs. Wir unterbanbelten noch, als 
man uns in ber Preffe ein Minifterium der Feigbeit und Schande nannte und 
indeffen melbet man Europa, daß man unjerem Botichafter die Thür gewiejen 
bätte. Herr Thiers nennt das Empfindfichkeit; ich nenne es Ehrgefühl und in 
Franfreih ift die Ehre das erfte aller Güter. Depeichen haben wir nicht weiter 
vorzulegen; in unferm Erpoje ift Alles gejagt.“ 

Der Minifter des Aeufern, Herzog von Gramont: „Wenn wir länger 
gewartet bätten, jo bätten wir Preußen Zeit gegeben, uns mit jeinen Rüftungen 
zuporzulommen. Das Berfabren Preußens ift eine Beleidigung für den Kaiſer 
und für ganz Frankreih; und wenn fih, was ih für unmöglid balte, 
in meinem Baterlande eine Kammer fände, ſolches zu ertragen, 
jo würde ib nidht fünf Minuten mebr Minifter bleiben. (Lebbafter 
Beifall.) Im der Zeit, welche Herr Thiers zum Nachdenken fordert, würben 
die Preußen ihre Kanonen laden. Der Krieg ift beffer als der bewaffnete Friebe.“ 

Iules Fapre führt im Sinne Thiers nohmals aus, daß bie Ehre 
Fraulreichs nicht im Spiele jei, daß fein rechtmäßiger Grund zum Kriege vor- 
hege und daß die Regierung allein für die kommenden Ereigniffe verantwortlich jei. 

Herr von Kératry dagegen ift ber Meinung, daß Frankreich mit ber in- 
direften Zurüdziehung ber Candidatur nicht binreichende Genugthuung erhalten 
bätte und daß ber Krieg ein gerechter jei. Ein formeller Antrag Jules Favre's 
auf Borlegung von Depejhen wirb mit 159 gegen 84 Stimmen verworfen. 


Der erfte Gefegentwurf (Erebit von 50 Millionen) wirb mit 245 gegen 
de 10 Stimmen (von Arago, Dejjeaur, Esquiros, Jules Favre, 
Gagneur, Garnier-Pages, Slais-Bizoin, Grévy, Ordinaire und 
Belletan), die drei andern Gejegentwürfe werden mit allen Stimmen gegen bie 
des Herrn Glaid-Bizoin angenommen. 


Im Senat ericheint der Minifter des Auswärtigen Herzog von Gra— 
mont und verlieft daſſelbe Erpofe. Die Senatoren zollen dieſer Erflärung aus- 
nahmslos ſtürmiſchen Beifall. 

Präfident Rouber: „Der Senat ift mit feinen entbufiaftiihen Beifallsrufen 
zur der Borläufer der wahren Gefühle des Landes geweien. An dem Schwert 
Frankreichs ift es jett, feine Pflicht zu thun.“ 
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Empfang des Senats und des gefetsgebenden Körpers 
beim Kaifer. 


16. Zuli. Empfang des Senats. 


Aus der Anrede Rouhers. 


— — „Em. Majeftät zieht das Schwert: Das Baterland ift mit Ihnen, 
bebendb vor Ungeduld und Stoß. Die Uebergriffe eines burd einen 
Tag großen Glüdes überreizten Ehrgeizes mußten früber ober 
fpäter erfolgen. Haftiger Ungebuld widerftehend, bejeelt von jener flillen Be- 
barrlichkeit, in welcher die wahre Kraft liegt, hat der Kaifer zu warten gewußt; 
aber feit vier Jahren hat er die Ausrüftung unferer Soldaten zur höchſten Boll- 
fommenbeit gebracht und die Organifation unferer Militairkraft zu ihrer ganzen 
Macht erhoben. Dank Ihrer Fürjorge fteht Frankreich fertig da, Sire, und durch 
feine Begeifterung beweift es, daß es, wie Sie, entſchloſſen war, fein vermefjenes 
Unternehmen zu dulden. Möge unferer erhabenen Herricherin wieder bie laijer- 
fihe Macht übertragen werben. Die großen Staatsförper werben fie mit ehr- 
furchtsvoller Zuneigung, mit unbejhräntter Ergebenbeit umgeben. Die Nation 
fennt die Erbabenbeit ihres Herzens und bie Feftigfeit ihrer Seele, fie hat Ber- 
trauen in ihre Weisheit und in ihre Thatkraft. Wenn die Stunde der Gefahr 
gelommen, ift bie Stunde bes Sieges nahe. Bald wird bas banktbare 
Baterland feinen Kindern die Ehre bes Triumpbes zuerfennen, 
bald, wenn Dentihland befreit ift von der Herrſchaft, die es unter: 
drüdt, wenn ber Friede Europa zurüdgegeben ift burd den Ruhm 
unferer Waffen, wird Em. Majeftät, welche vor zwei Monaten für Sih unb 
für Ihre Dynaftie durch den Nationalwillen eine neue Macht erbielt, fi von 
Neuem dem — Werle der Verbeſſerungen und Reformen widmen können, 
die — Frankreich weiß es und der Genius des Kaiſers ſichert es 
ihm zu — keine andere Verzögerung erleiden wird, als die Zeit, 
welche Sie gebrauchen, um zu ſiegen.“ 


Empfang des geſetzgebenden Körpers, 


Aus der Anrebe des Präfidenten Schneider. 


— „Wenn e8 wahr ift, daß ber eigentliche Urbeber bes Krieges nicht ber 
ift, der ihn erklärt, ſondern derjenige, ber ihn nothwenbig gemadht bat, jo wirb 
es nur eine Stimme unter den Bölfern beider Welten fein, welde bie Berant- 
wortlichleit dafür auf Preußen fallen läßt, das, durch ungeboffte Erfolge beraufcht 
und kühn gemacht durch unjere Gebuld und unfern Wunſch, Europa die Wohl» 
thaten bes Friedens zu erhalten, gegen unfere Sicherheit conjpiriren und unferer 
Ehre einen Stoß verjegen zu können geglaubt hat. In diefem Falle weiß Frank— 
reich feine Pflicht zu erfüllen. — Sire! Die heifeften Wünfche werben Ihnen 
zur Armee folgen, deren Oberbefehl Sie übernehmen, begleitet von Ihrem Sobne, 
welcher über bie Pflichten feines Alters hinaus an Ihrer Seite lernen wirb, wie 
man feinem Lande dient. Hinter Ihnen, hinter Ihrer Armee, welche die Fahne 
en zu tragen gewohnt und ftets zum Erſatze bereit ift, ftebt die ganze 

ation.“ 


Antwort bes Kaijers. 


„Meine Herren! Ich empfinde eine hohe Befriedigung, am Borabenbe meines 
Abganges zur Armee, Ihnen für bie patriotifche Unterftügung, welche Sie meiner 
Regierung gewährt haben, zu banken. Ein Krieg ift legitim, wenn er mit ber 
Zuftimmung des Landes und ber Billigung feiner Bertreter geführt wird. Sie 
haben Recht, an die Worte Montesquiens zu erinnern: „Der wahre Urheber bes 
Krieges ift nicht der, welcher ihn erklärt, fonbern ber, welcher ihn nothwendig 
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macht.“ Wir haben Alles, was von uns abhing, gethan, um ihm zu vermeiden, 
und ih kann fagen, daß es das ganze Bolf ift, welches unter feinem unmwiber- 
ſtehlichen Drange unfere Beſchlüſſe dictirt hat.“ 


Ueber das Borgehen Fraukreichs. 


15. Juli. Fürſt Metternich in Paris an Graf Beuft. 

— — — „In den wenigen Tagen ängftlider Erwartung war 
es fihtlih, wie die Wogen anfhmwollen unb wie raſch ber Wunſch 
jih fteigerte, diefe Gelegenheit zu benugen, um ein für alle Mal 
aus ber Lage zu lommen, welde bie immer erneuten Gründe zur 
Mißſtimmung gegen den mädhtigen Nachbar feit 1866 Frankreich 
bereitet hatten. — — — 

Biele ſprechen e8 aus, daß die Regierung mit unvorfichtiger Leiden- 
fchaftlichfeit anf den erften gegebenen Vorwand Iosgeftürzt tft, nm einen 
Streit mit Preußen anzufangen und die ungewöhnliche Form der Erklärung 
des Minifters der auswärtigen Angelegenheiten giebt diefer Behauptung einige 
Wahricheinlichleit; — aber man darf nicht vergeffen, daß unter den jetigen Um— 
fländen der geringfte Vorwand alle feit 1866 faum eingejchläferten Empfinblich- 
feiten ber franzöfifchen Nation wieder erweden mußte, und daß ein Funken, ber 
in die glimmenbe Ajche fiel, diefen Heerd von Unzufriebenheit, von bitteren Er— 
innerungen und eiferfüchtigem Mißtrauen entzünben mußte.” — 


Zur Ridtigftellung der Thatſachen. 
18. Zuli. Depeiche ded Bundesfanzlerd Grafen von Bismarck 
an die Vertreter bei den Deutichen und anderen Regierungen. 


„Das Auftreten der franzöfiihen Minifter in den Sigimgen des Se— 
nat3 und des gefeßgebenden Körper8 am 15.d. M., und die dort mit 
dem feierlichen Charakter amtlicher Erklärungen vorgebradten Entftellungen 
der Wahrheit haben den legten Schleier von den Abfichten hinweg— 
genommen, melde ſchon feinem Unbefangenen mehr zweifelhaft fen 
konnten, jeit das erjtaunte Europa zwei Tage zuvor aus dem Munde 
des franzöfiihen Minifter8 der auswärtigen Angelegenheiten vernommen 
hatte, daß Frankreich mit dem freiwilligen Berzicht des Erbprinzen nicht 
befriedigt fei und noch mit Preußen Berhandlungen zu führen herr 

Während die übrigen europätfhen Mächte mit Erwägungen bejchäftigt 
waren, wie fie diefer neuen und unerwarteten Phaſe begegnen und viel 
leicht auf diefe angeblichen Berhandlungen, deren Natur und Gegenftand 
Niemand ahnen fonnte, einen verjöhnenden und vermittelnden Einfluß 
üben jollten, bat die franzöfijche Regierung es für gut befunden, durch 
eine öffentlihe und feierliche Erklärung, melde den Drohungen vom 
6. d. Mts. unter Entftellungen befannter Thatfachen neue Beleidigungen 
binzufügte, die Verhältniffe auf eine Spite zu treiben, wo jeder Aus— 

leich unmöglich werden und, indem den befreundeten Mächten jede 
ae er der Einmirfung entzogen würde, der Bruch unvermeidlich 
werden jollte. 

Schon jeit einer Woche konnte es für uns feinem Zweifel mehr 
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unterworfen jein, daß der Kaifer Napoleon rüficht3los entſchloſſen jet, 
uns in eine Lage zu bringen, in der uns nur die Wahl zwijchen dem 
Kriege oder einer Demüthigung bliebe, welche das Ehrgefühl feiner Nation 
ertragen fann. Hätten wir noch Zweifel hegen fönnen, fo hätte uns der 
Beriht des königlichen Botjchafterd über jeine erfte eg 
dem Herzog von Gramont und Heren Dllivier nad feiner Rüd- 
fehr aus Ems, in welcher erfterer den Verzicht des Erbprinzen als Neben- 
jache bezeichnete, und beide Minifter die ——— ausſprachen, Seine 
Majeſtät der König ſolle einen entſchuldigenden Brief an den Kaiſer 
Napoleon ſchreiben, deſſen Publikation die aufgeregten Gemüther in 
Frankreich beſchwichtigen könne. Abſchrift dieſes Berichtes füge ich bei; es 
bedarf keines Commentars. 

Der Hohn der franzöſiſchen Regierungs-Preſſe anticipirte den er— 
ſtrebten Triumph; die Regierung aber ſcheint gefürchtet zu haben, daß ihr 
der Krieg dennoch entgehen könnte, und beeilte ſich, durch ihre amtlichen 
Erklärungen vom 15. d. Mts. die Sache auf ein Feld verlegen, auf 
dem es keine Vermittelung mehr giebt, und uns und aller Welt zu be— 
weiſen, daß keine Nachgiebigkeit, welche innerhalb der Grenzen natio— 
nalen Ehrgefühls bliebe, ausreichend ſein würde, um den Frieden zu erhalten. 

Da aber Niemand in Zweifel darüber war und fein konnte, daß wir 
aufrichtig den Frieden wollten und wenig Tage zuvor feinen Krieg möglich 
hielten; da jeder Vorwand zum Kriege fehlte, und auch der legte, künſtlich 
und gewaltſam gejchaffene a, wie er ohne unſer Zuthun erfunden, 
fo aud von felbft wieder verfhmwunden war; da es jomit gar feinen 
Grund zum Kriege gab, blieb den franzöſiſchen Miniftern, um ſich vor 
dem eigenen, in der Mehrheit friedlich gejinnten und der Ruhe bedürftige 
Bolfe — zu rechtfertigen, nur übrig, durch Entſtellung und Er— 
findung von Thatſachen, deren Unwahrheit len aftenmäßig befannt war, 
den beiden repräjentativen Körperjchaften, und durd fie dem Volke ein— 
ureden, e3 fei von Preußen beleidigt worden, um dadurch die Yeiden- 
—** zu einem Ausbruch aufzuſtacheln, von dem fie ſich ſelbſt als fort— 
geriſſen darſtellen konnten. 

Es iſt ein trauriges Geſchäft, die Reihe dieſer Unwahrheiten aufzu— 
decken; glücklicher Weiſe haben die franzöſiſchen Miniſter dieſe Aufgabe 
abgekürzt, indem ſie durch die Weigerung, die von einem Theil der Ver— 
ſammlung geforderte Vorlage der Note oder Depeſche zu gewähren, 
— darauf vorbereitet haben, zu erfahren, daß dieſelbe gar nicht 
exiſtire. 

Dies iſt in der That der Fall. Es exiſtirt keine Note oder 
Depeſche, durch welche die preußiſche Regierung den Cabinetten 
Europas eine Weigerung, den franzöſiſchen Botſchafter zu 
empfangen, angezeigt hätte Es eriirt nichts als das aller 
Welt bekannte Zeitungs-Telegramm, welches den deutſchen Re— 

ierungen und einigen unſerer Vertreter bei außerdeutſchen 

egierungen, nah dem Wortlaute der Zeitungen, mitgetheilt 
worden it. um fie über die Natur der franzöfiichen Forderungen und 
die Unmöglichkeit ihrer Annahme zu informiren, und welches überdies nichts 
Berlegendes für Frankreich enthält. 

Der ZTert derjelben erfolgt hierbei. Weitere Mittheilungen haben 
wir über den Jncidenzfall an feine Regierung gerichtet. 
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Was aber die Thatſache der Weigerung, den franzöfifchen Botſchafter 
u empfangen, betrifft, jo bin ich, um dieſe Behauptung in ihr rechtes 
Bit zu jtellen, von Sr. Majeftät dem Könige ermächtigt worden, Euerer 
... mit dem Erjuchen der Mitteilung an die Regierung, bei der Sie 
beglaubigt zu jein die Ehre haben, die beiden anliegenden Aktenjtüde zu 
überfenden, von denen das erfte eine auf Befehl und unter unmittelbarer 
Approbation Sr. Majeftät des Königs redigirte buchftäblich getreue Dar» 
ftellung der Vorgänge in Ems, daS zweite den amtlichen Bericht des 
zlügel- Adjutanten Sr. Majeftät vom Dienft über die Ausführnng des 
ihm gewordenen Auftrages enthält. 

E3 wäre unnöthig, darauf hinzumeifen, daß die Fejtigfeit der Zurüd- 
mweifung franzöfifher Anmaßung in der Sache zugleih in der Form 
mit aller rückſichsvollen Freundlichkeit umgeben BR sr ift, welche eben jo 
jehr den perjönlihen Gewohnheiten Sr. Majeftät de3 Königs, wie den 
Grundjägen internationaler Höflichkeit gegen die Vertreter fremder Sou— 
peraine und Nationen entjpricht. 

In Bezug endlich auf die Abreife unjeres Botjchafter bemerfe ic) 
nur, wie es dem franzöfiihen Cabinet amtlich befannt war, daß dieje feine 
Abberufung, jondern ein von dem Botjchafter aus perjünlichen Rückſichten 
erbetener Urlaub war, bei welchem der Letztere die Gejchäfte dem erjten 
Botſchaftsrath, der ihn ſchon öfter vertreten, übergab und dies wie üblich 
anzeigte. Auch die Angabe ift unmwahr, daß Seine Majeftät der König 
mir, dem unterzeichneten Bundeskanzler, von der Candidatur des Prinzen 
Yeopold Dittbeilung gemacht habe, Ich habe gelegentlich durch eine bei 
den Verhandlungen betheiligte Privatperjfon vertrauliche Kenntnig von dem 
ſpaniſchen Anerbieten erhalten, 

Wenn hiernach alle von den franzöfiihen Miniftern angeführten 
Gründe für die Unvermeidlichkeit des Krieges in Nichts zerfallen und 
abjolut aus der Luft gegriffen erjcheinen, jo bleibt uns leider nur die 
traurige Nothwendigfeit, die wahren Motive in den jchlechteften und ſeit 
einem halben Jahrhundert von den Völkern und Regierungen der civilifirten 
Belt gebrandmarkten Traditionen Ludwigs XIV. und des erften Kaiſer— 
reichs zu ſuchen, welche eine Partei in Franfreih noch immer auf ihre 
Fahne hreibt und denen Napoleon III, wie wir glauben, glücklich widers 
fanden hatte. 

ALS bewegende Urſachen diejer bedauerlichen rg fünnen wir 
feider nur die jchlechteften Inſtinkte des Haſſes und der Eiferfucht auf 
die Selbjtftändigteit und Wohlfahrt Deutjchlands erkennen, neben dem 
Beitreben, die Freiheit im eigenen Lande dur Verwickelung dejjelben in 
auswärtige Kriege niederzubalten. 

Schmerzlich ift e3, zu denken, daß durch einen jo riefenhaften Kampf, 
wie ihn die nationale Erbitterung und die Größe und Macht der beiden 
Länder im Ausficht ftellt, die friedliche Entwidlung der Civilifation und 
de3 nationalen Wohlftandes, die im fteigender Blüthe begriffen war, auf 
viele Jahre gehemmt und zurüdgedrängt wird. Aber wir müſſen vor Gott 
und Menjchen die Verantwortung daflır denen überlafjen, welche durd) 
ihr frevelhaftes Beginnen und zwingen, um der nationalen Ehre und der 
Freiheit Deutſchlands willen, den Kampf aufzunehmen; und bei einer fo 
gerehten Sache dürfen mir vertrauensvoll auf den Beiftand Gottes hoffen; 
wie wir jchon jet des Beiftandes der gejammten deutichen Nation dur) 
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die fich immer fteigernden Zeichen der freudigen Opfermwilligfeit fiher find, 
und auch die Zuverfiht hegen dürfen, daß Frankreich für einen fo muth- 
willig und fo rechtslos heraufbejhworenen Krieg keinen Bundesgenoffen 
finden werde.“ 


Die Kriegserflärung Frankreichs. 


19. Juli wird die Kriegserflärung durch den franzöfiihen Gefchäftsträger 
te Sourd bem Bunbesfanzler Grafen von Bismard übergeben. 


„Der unterzeichnete Gejchäftsträger Frankreichs hat in Ausführung ber 
Befehle, die er von feiner Regierung erhalten, die Ehre, folgende Mit- 
theilung zur Kenntniß Sr. Ercellenz bes Herrn Minifters der auswärtigen 
Angelegenheiten Sr. Majeftät des Königs von Preußen zu bringen. 

ie Regierung Sr. Majeftät bes Raifere ber Franzoſen, indem fie ben 
Plan, einen preußifhen Prinzen auf den Thron von Spanien zu er- 
beben, nur als ein gegen bie territoriale Sicherheit Frankreichs gerichtetes 
Unternehmen betrachten kann, bat fi in die Nothwenbigleit verfetst ge- 
funden, von Sr. Majeftät dem Könige von Preußen die Berfiherung zu 
verlangen, daß eine ſolche Kombination fich nicht mit feiner Zuftimmung 
verwirklichen könnte. 

Da Se. Majeftät der König von Preußen ſich geweigert, dieſe Zuficherung 
zu ertheilen, unb im Gegentbeil, dem Botjchafter Sr. Majeftät des Kaifers 
ber Franzojen bezeugt bat, daß er fich für dieſe Eventualität, wie für 
jebe andre, bie Möglichkeit vorzubehalten gebenke, bie Umftänbe zu Rathe 
zu ziehen, jo bat die kaiſerliche Regierung in diefer Erflärung bes Königs 
einen Frankreich ebenjo wie das allgemeine europäiſche Gleichgewicht be- 
brobenden Hintergedanfen erbliden müſſen. 

Dieje Erklärung ift noch verfhlimmert worben durch die den Eabinetten 
zugegangene Anzeige von der Weigerung, ben Botichafter des Kaijers 
zu — und auf irgend eine neue Auseinanderſetzung mit ihm ein⸗ 
zugeben. 

In Folge deffen bat die franzöſiſche Regierung bie Verpflichtung zu 
baben geglaubt, unverzüglich für die Vertheidigung ihrer Ehre und ihrer 
verlegten Interefien zu forgen, und, entjchloffen, zu biefem Endzweck 
alle durch die ihr gejchaffene age gebotenen Maßregeln zu ergreifen, 
betrachtet fie fi von jest an als im Kriegszuftande mit Preußen.“ 


A, Außerordentliche Keichstagsfelfion, 


1870. 15. Juli. Nüdfehr des Könige Wilhelm von Ems 
nah Berlin. 


Eröffnung der auferordentlichen Reichstags: Seffion. 


19. Juli. IThronrede Sr. Majeftät ded Königs. 
Geehrte Herren vom Neichstage des Norddeutichen Bundes! 


„Als Ich Sie bei Fhrem legten Zufammentreten an diefer Stelle im 
Namen der verbündeten Regierungen willlommen hieß, durfte Ich es 
mit freudigem Danke bezeugen, daß Meinem aufrichtigen Streben, den 
Wünſchen der Völker und den Bedürfniffen der Eitifffation durch Ber- 
bütung jeder Störung des Friedens zu entjprehen, der Erfolg unter 
Gottes Beiftand nicht gefehlt habe. 

Wenn nichtsdeſtoweniger Kriegsdrohung und Kriegsgefahr den vers 
bündeten Regierungen die Stiche auferlegt haben, Sie zu einer außeror⸗ 
dentlihen Seſſion zu berufen, fo wird ın Ihnen wie in Uns die Ueber- 
zeugung lebendig jein, daß der Norddeutfche Bund die deutjche Volkskraft 
nicht zur Gefährdung, fondern zu einer ſtarken Stütze des allgemeinen 
Friedens auszubilden bemüht war und daß, wenn Wir gegenwärtig diefe 
Vollskraft zum Schutze Unferer Unabhängigkeit aufrufen, Wir nur dem 
Gebote der Ehre und der Pflicht gehorchen. 

Die fpanifhe Thron» Candidatur eines deutjchen Prinzen, deren 
Aufſtellung und Bejeitigung die verbündeten Regierungen gleich fern 
fanden und die für den Norddeutichen Bund nur infofern von Intereſſe 
war, al3 die Regierung jener ung befreundeten Nation daran die Hoff- 
nung zu knüpfen fchien, einem vielgeprüften Lande die Bürgfchaften einer 
geordneten und friedliebenden Regierung zu gewinnen, hat dem Gouver⸗ 
nement de3 Kaiſers der Franzofen den Vorwand geboten, in einer dem 
diplomatischen Verfehre feit langer Zeit unbelannten Weife den Kriegsfall 
zu ftellen und denjelben, auch nad Bejeitigung jenes Vorwandes, mit 
jener Geringihägung des Anrechts der Völker auf die Segnungen des 
Friedens feitzuhalten, von welder die Gefchichte früherer Beherrjcher 
Frankreichs analoge Beiſpiele bietet. 

Hat Deutjchland derartige Vergewaltungen feines Rechts und feiner 
Ehre in früheren Jahrhunderten ſchweigend ertragen, fo ertrug fie es nur, 
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weil e8 in feiner Zerriffenheit nicht wußte, wie ſtark e8 war. Heut, 
wo dad Band geiftiger und rechtlicher Einigung, welches die Befreiungsfriege 
u Inüpfen begannen, die deutichen Stämme je länger, defto inniger ver- 
Findet: heut, wo Deutſchlands Rüftung dem Feinde feine Delfnun 
mehr bietet, trägt Deutfchland in fich felbft den Willen und die Kraft 
der Abwehr erneuter franzöfifcher Gemaltihat. 

Es ift feine Weberhebung, melde Mir diefe Worte in den Mund 
legt. Die verbündeten Regierungen, wie Ich ſelbſt, Wir Handeln in dem 
vollen Bewußtſein, daß Sieg und Niederlage in der Hand des Lenkers 
der Schladhten ruhen. Wir haben mit klarem Blide die Verantwortlid- 
feit ermejjen, welche vor den Gerichten Gottes und der Menfchen den 
trifft, der zwei große und friedliebende Völker im Herzen Europas zu 
verheerenden Kriegen treibt. 

Das deutjche, wie das franzöfiiche Volt, Beide die Segnungen chriſt⸗ 
licher Gefittung und fteigenden Wohlftandes gleichmäßig genießend und 
begehrend, find zu einem heilfameren Wettfampfe berufen, als zu dem 
blutigen der Waffen. 

Doch die Machthaber Frankreich haben e3 verftanden, das mohl: 
berechtigte, aber reizbare Selbſtgefühl Unſeres großen Nachbarvolfes 
durch berechnete Mißleitung für perjönliche Intereffen und Leidenschaften 
außzubeuten. 

Ye mehr die verbündeten Regierungen ſich bewußt find, Alles, was 
Ehre und Wirde geftatten, gethan zu haben, um Europa die Segnungen 
des Friedens zu bewahren, und je unzmweideutiger e8 vor Aller Augen 
liegt, daß man uns das Schwert in die Hand gezwungen hat, mit um fo 
größerer Zuwerficht wenden wir ung, geftügt auf den einmüthigen Willen 
der deutjchen Regierungen des Südens wie ded Nordens an die Vater: 
land8liebe und Opferfreudigkeit de deutjchen Volkes mit dem Aufrufe zur 
Bertheidigung feiner Ehre und jeiner Unabhängigkeit. 

Wir werden nah dem Beifpiele unjerer Väter für unſere Freiheit 
und für unfer Recht gegen die Gemaltthat fremder Eroberer fämpfen und 
n diefem Kampf, in dem wir fein anderes Ziel verfolgen, als den 
rieden Europas dauernd zu fichern, wird Gott mit uns fein, wie er mit 
unjern Vätern war.“ 


Mittheilung der Kriegserflärung an den Reichstag 
in der 1. Sitzung (am 19.) unmittelbar nad der Eröffnungs-Sitzung. 
Bundeskanzler Graf von Bismarck. 


„Ih theile dem Hohen Haufe mit, daß mir der franzöfiihe Ge- 
jchäftsträger heute die Kriegserflärung Frankreichs überreicht Hat. 

Nah den Worten, die Se. Majeftät joeben an den Reichstag ges 
richtet hat, füge ich der Mittheilung diefer Thatſache nichts meiter hinzu.“ 
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Mittheilungen de8 Grafen von Bismarck an den 
Buudesrath und Reichstag über die politifche Lage. 


Erfte Mittheilung im Bundesrath. 
(Aus dem Protofoll der Sigung vom 16. Juli 1870.) 


„Die Ereigniffe, durch welche Europa im Laufe der letzten vierzehn 
Zage aus dem Zuftande einer feit Jahren nicht erlebten Ruhe zum Äus—⸗ 
bruch eines großen Krieges geführt ift, haben fich jo fehr vor Aller Augen 
pollzogen, daß eine Darftellung der Genefis der augenblidlichen Lage 
faum etwa Anderes fein fann, al eine Zujammenftellung bekannter 
Thatſachen. 

Man weiß aus den — —— welche der Herr Präſident des 
ſpaniſchen Miniſterraths am 11. v. M. in der Sitzung der conſtituirenden 
Cortes machte, aus der, durch die Preſſe veröffentlichten Circular-Depeſche 
des ſpaniſchen Herrn Miniſters des Auswärtigen vom 7. d. M. und aus 
einer Erklärung, welche Herr Salazar y Mazarredo vom 8. d. M. in 
Madrid drucken daß die ſpaniſche Regierung ſeit Monaten mit Sr. 
Durchlaucht dem Erbprinzen Leopold von Hohenzollern über die 
Annahme der ſpaniſchen Krone unterhandeln ließ, daß dieſe dem Herrn 
Salazar übertragenen Unterhandlungen, ohne Betheiligung oder Da- 
zwijchentunft irgend einer andern Regierung unmittelbar mit dem Prinzen 
und deſſen erlauchtem Vater geführt wurden, und daß Se. Durchlaucht 
fich endlich entihlog, die Thron-Candidatur anzunehmen. Se. Majeftät 
der König von Preußen, welchem hiervon Anzeige gemacht wurde, hat 
nicht geglaubt, dem, von einem großjährigen Fürften nad) reiflicher Ueber: 
legung und im Einverftändniffe mit deſſen Herrn Vater gefaßten Ent— 
ſchluſſe entgegentreten zu follen. 

Dem Auswärtigen Amte des Norddeutichen Bundes, wie der Re— 
gierung Sr. Majeftät des Königs von Preußen waren diefe Vorgänge 
vollftändig fremd geblieben. Ste erfuhren erft durch das am 3. d. M. 
Abends aus Paris abgegangene Havas’iche Telegramm, daß das jpanijche 
Minifterium bejchloffen habe, dem Prinzen die Krone anzubieten. 

Am 4.d. M. erſchien der kaiſerlich franzöfifche Herr Gefchäftsträger 
auf dem Auswärtigen Amte. Im Auftrage * Regierung gab er der 
peinlichen Empfindung Ausdruck, welche die von dem Marſchall Prim 
beſtätigte Nachricht von der Annahme der Candidatur durch den Prinzen 
in Paris hervorgebracht habe und fragte er, ob Preußen bei der Sache 
betheiligt ſei. Der Herr Staatsſekretair erwiderte ihm, daß die Angele— 

enheit für die preußiſche Regierung nicht exiſtire und letztere nicht in der 
age ſei, über etwaige ge de3 ſpaniſchen Minifter » Präfidenten 
mit dem Prinzen Auskunft zu geben. 

An demjelben Tage hatte der Herr Botjchafter ded Bundes zu Paris 
mit dem Herrn Duc de Gramont eine Unterhandlung über den näm— 
lichen Gegenftand, welcher auch der Herr Minifter DLlivier beimohnte, 
Der kaiferlih franzöfijche u Mintfter ſprach ebenfall3 den peinlichen 
Eindrufd aus, welchen die Nachricht gemacht habe. Man wiſſe nicht, ob 
Preußen in die Berhandlung eingeweiht ei, die öffentliche Meinung werde 
e3 glauben, und in dem Öeheimmiß, welches die Verhandlung umgeben 
babe, ein unfreundliches Berfahren nicht blos Spaniens, jondern bejonders 
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Preußens erbliden. Das Ereigniß, wenn es ſich wirklich vollziehe, werde 
geeignet fein, die Fortdauer des Friedens zu compromittiren. Man appel- 
lire daher an die Weisheit Sr. Majeftät des Königs, welche einer folchen 
Eombination nicht zuftimmen werde. Der Herr Minifter hielt es für ein 
glückliches Zufammentreffen, daß der Herr Botjchafter, welcher ſchon acht 
Tage vorher die Erlaubnig nahgefuht und erhalten hatte, Sr. Majeftät 
dem Könige von Preußen in Ems aufzumarten, den folgenden Tag für 
feine Abreife beftimmt habe, alfo im Stande fei, die Eindrüde, welde in 
Paris herrſchten, aus friiher Anſchauung vortragen zu können, und er— 
fuchte ihn, ihm — Mittheilungen auf tele lern Wege zugehen 
u lafjen. Der Herr Botfchafter konnte auf diefe Eröffnung nur erwidern, 
da ihm von der Angelegenheit gar nicht befannt fei, zugleich übernahm 
er e3, die ihm gemachten Mittheilungen zur Kenntniß Sr. Majeftät des 
Königs zu bringen. Er trat am 5. die Reife nah Ems an, melde er 
unter den obmaltenden Umjtänden unterlaffen haben würde, wenn er nicht 
geglaubt hätte, dem ihm fundgegebenen Wunſche nah raſcher Ertheilung 
von Information und rajcher Zurüdgabe von Aufflärungen entiprechen 
u jollen. 

j Am Tage feiner Abreife brachte Herr Cochery im Corps legislatif 
eine Jnterpellation über die fpanifche Frage ein. Schon am folgenden 
Tage, bevor es Te: war, daß der Herr Botjchafter irgend eine Nach» 
richt aus Ems hätte nach Paris gelangen lafjen können, beantwortete der Herr 
Duc de Gramont diefe Interpellation. Seine Antwort, obgleich fie davon 
ausging, daß die Einzelnheiten der Verhandlung noch nicht befannt feien, 
gipfelte in dem Sage, daß die —* Regierung nicht glaube, durch 
die Achtung vor den Rechten eines Nachbarvolles verpflichtet zu fein, zu 
dulden, daß eine „fremde Macht“, indem fie einen ihrer Prinzen auf den 
Thron Carls V. fege, zum Nachtheile Frankreichs das gegenwärtige 
Gleichgewicht der Kräfte in Europa ftören und das Intereſſe und die 
Ehre Frankreichs gefährden dürfe. 

Nah einer jolhen Erklärung war der Herr Botſchafter nicht mehr 
in der Page, Aufflärungen nad) Baris elangen zu lafjen. Sein dafiger 
Bertreter murde am 9. d. M. von der Sachlage in Kenntniß gefegt, wie 
fie ſchon am 4. dem Herrn Gejchäftsträger Frankreich bier bezeichnet 
war. Die Angelegenheit, wurde ihm gejagt, geht nit Preußen und 
Deutihland, fondern nur Spanien und deſſen Thron- Candidaten etwas 
an. Die Verhandlungen mit dem legteren hat der Marfchall Prim ohne 
Betheiligung Preußens direft führen laſſen. Se. Majeftät der König von 
Preußen habe aus Achtung für den Willen Spaniens und de8 Prinzen 
eine Einwirkung auf dieje Verhandlungen weder üben wollen, noch geübt, 
und daher die Kandidatur weder befördert, noch vorbereitet. 

Inzwiſchen hatte die kaiſerlich franzöfifche Regierung ihren auf Urlaub 
in Wildbad meilenden Botjchafter bei Sr. Majeftät und dem Bunde 
beauftragt, fih nad) Ems zu begeben. Herr Graf Benedetti wurde am 
9. Juli von Sr. Majeftät wohlmollend empfangen, obichon der Aufenthalt 
des Königs im Bade und die Abmefenheit aller Minifter gefchäftliche An— 
forderungen an Se, Majeftät auszuſchließen jchienen. Die Mittheilungen 
des Botſchafters ftimmten mit den —— überein, welche der Herr 
Duc de Gramont dem Herrn Frhrn. v. Werther gemacht hatte; er 
appellirte an die Weisheit Sr. Majeſtät, um durch ein an den Prinzen 
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zu richtende8 Verbot da8 Wort zu fprechen, mweldes Europa die Ruhe 
wiedergebe. Es wurde ihm erwidert, daß die Unruhe, von welcher Europa 
erfüllt jei, nicht von einer Handlung Preußens, fondern von den Erflä- 
rungen der Ffaiferlihen Regierung im Corps ldgislatif herrühre. Die 
Stellung, melde Se. Majeftät der König, als Yamilienhaupt, zu der 
Frage eingenommen, wurde al3 eine außerhalb der Staatsgejchäfte lie: 
ende bezeichnet, und eine jede Einwirkung auf den Fürften und den 
rinzen von Hohenzollern, als ein Eingriff in deren berechtigte freie 
Selbitbeftimmung abgelehnt. 

Sp mar e3 denn auch ein Alt freier Selbftbeftimmung, daß der 
Erbprinz am 12. d. M, im Gefühle der VBerantwortlichkeit, welche er, der 
eingetretenen Sachlage gegenüber, durch die Aufrechthaltung feiner Can— 
didatur übernommen haben würde, diefer Candidatur entjagte und der 
ſpaniſchen Nation die Freiheit ihrer Initiative zurückgab. Die preußifche 
Regierung erhielt die erfte Nachricht von diefem Schritte aus Paris. Der 
dafige jpaniiche Gefandte überbradhte nämlich das Telegramm des Fürften 
dem Herrn Duc de Gramont in dem Augenblid, als legterer den Herrn 
Frhrn. v. Werther empfing. 

Der Botſchafter hatte am 11. d. M. Ems verlaffen und war am 12. 
wieder in Pariß eingetroffen. In einer Unterredung, welche er an dem: 
jelben Tage mit dem Herrn Duc de Gramont hatte, erflärte leßterer 
die eingegangene Entjagung als Nebenfahe, da Frankreich die Thronbe- 
fteigung des Prinzen * niemals zugelaſſen haben würde. In den 
Vordergrund ſtellte er die Verletzung, welche Frankreich dadurch zugefügt 
ſei, daß Se. Majeſtät der König von Preußen dem Prinzen die Annahme 
der Candidatur erlaubt habe, ohne Sich vorher mit Frankreich zu be— 
nehmen. Er bezeichnete als ein befriedigendes Mittel zur Ausgleichung 
dieſer Verletzung ein Schreiben Sr. Majeſtät des Königs an &. Mar 
jeftät den Kaifer der Franzofen, in welchem ausgeſprochen werde, daß 
Se. Majeftät der König, bei Ertheilung jener — nicht habe 
glauben können, dadurch den Intereſſen und der Würde Frankreichs zu 
nahe zu treten und ſich der Entſagung des Prinzen anſchließe. 

Am Tage darauf ſtellte Herr Graf Benedetti, als er Sr. Majeſtät 
dem Könige in Ems begegnete, an Allerhöchſtdieſelben das Anſinnen, daß 
Sie die Verzichtleiſtung des Prinzen approbiren und die Verſicherung er— 
theilen ſollten, daß auch in Zukunft dieſe Candidatur nicht wieder aufge— 
nommen werden würde. Herr Graf Benedetti iſt hierauf von Sr. Ma— 
jeſtät nicht weiter empfangen worden. Dem Botſchafter des Norddeutſchen 
Bundes gegenüber hat der Duc de Gramont vorſtehenden Forderungen 
noch die eines entſchuldigenden Schreibens Sr. Majeſtät des Königs an 
den Kaiſer Napoleon hinzugefügt. 

Es iſt der vorſtehenden Schilderung der Thatſachen nur eine Be— 
merfung binzuzufügen. Als Se. Majeftät der König von Preußen von 
den zwiſchen der ſpaniſchen Regierung und dem Prinzen geführten Ver— 
bandlungen — Kenntniß erhielten, geſchah dies unter der 
ausdrüdliden Bedingung der Geheimhaltung. In Betreff eines 
fremden Geheimnifjes, welches weder Preußen noch den Bund berührte, 
fonnten Se. Majeftät feinen Anftand nehmen, die Geheimhaltung zuzu— 
jagen. Allerhöchftdiefelben haben daher Ihre Regierung von der Ange- 
legenheit, welche für Sie nur eine Yamilienjache war, nicht in Kenntniß 
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gefegt, und hatten das Benehmen mit anderen Regierungen, foweit ſolches 
erforderlich fein konnte, von der fpanifchen Regierung oder deren Thron- 
Candidaten erwartet und denfelben überlafien. Das Ber rg in wels 
chem die fpanifche Regierung zu der benachbarten franzöfiichen fteht und 
die perfönlichen Beziehungen, welche zwiichen dem fürftlich hohenzollernfchen 
Haufe und Gr. Majeftät dem Kaifer der Franzoſen jet langer Zeit ob- 
walten, eröffneten einem unmittelbaren Benehmen der wirklich Betheiligten 
mit Frankreich den einfachften Weg. 

Die Hohen verbündeten Regierungen werden ermeſſen, mie wenig 
unter diejen Umftänden das Bundes» Präfidium darauf gefaßt fein konnte, 
zu erfahren, daß die franzöfifche Regierung, deren Intereſſe an der ſpa— 
nifhen Frage ihm auf die Verhütung einer republifanifchen oder orlea- 
niſtiſchen Entwidtung fich zu begrenzen fhien, in der Annahme der Thron⸗ 
Candidatur durch den Prinzen von Hohenzollern eine ihr zu efigte Kränkung 
erblid. Wäre es dem franzöfifhen Eabinet le ig ih darum 
di tbun gemejen, len Zmede der Befeitigung diefer Can— 

idatur die guten Dienfte Preußens in Anfprud zu nehmen, 
fo hätte fih demfelben hierfür in einem vertrauliden Be— 
nehmen mit der preußifhen Regierung der einfahfte und 
———— Weg dargeboten. Der Inhalt der vom Herrn Duc 
e Gramont im Corps législatif gehaltenen Rede ſchnitt da— 
egen jede Möglichkeit folder vertraulihen Erörterung ab. 
ie Aufnahme, welche dieje Rede in der genannten Berfammlung fand, 
die von der franzöſiſchen Regierung feitdem — Haltung, die 
von ihr geftellten unannehmbaren Zumuthungen fonnten dem Bundes— 
Präfidium feinen Zweifel mehr darüber laffen, daß die fran— 
zöfiihe Regierung e3 von vornherein darauf abgejehen hatte, 
entweder feine Demüthigung oder den Krieg herbeizuführen. 
Der erfteren Alternative fid) zu fügen, war unmöglih. Die Leiden, welche 
mit dem Ausbruch eines Krieges zwiſchen Deutihland und Franfreih im 
Eentrum der europäifhen Civilijation unausbleiblih verbunden find, 
machen den gegen Deutjchland geübten Zwang zum Kriege zu einer 
ſchweren Berfündigung an den nterefjen der Menfiheit. Die öffentliche 
sen, Deutjchlands hat die empfunden. Die Erregung des deutfchen 
gefühls giebt davon Zeugniß. Es bleibt feine Wahl mehr als 
der Krieg oder die der franzöfiichen Regierung obliegende Bürgfchaft 
egen Wiederkehr ähnlicher Bedrohung des Friedens und der Wohlfahrt 
uropas.“ 


Nationa 


Der Freiherr von Frieſen erklärte: 

„Im Namen der königlich ſächſiſchen Regierung, welche, wie ih annehmen 
barf, hierin mit allen übrigen Hohen Bundes - Regierungen im vollen Einflange 
fi befindet, ſpreche ih das Einverftändniß mit allen bisherigen Schritten bes 
Bundes» Präfidbiums und mit der von Preußen fundgegebenen Auffaffung ber 
Sadlage aus. Frankreih will den Krieg. Möge derjelbe denn möglichft nel 
und kräftig geführt werben!“ 


Die Bevollmächtigten der übrigen Bunded- Regierungen 
traten ſämmtlich der Erklärung Königreih Sachſens bei. 
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Mittheilungen an den Reichstag. 


Erklärung ded Bundesfanzlerd Grafen von Bismard . 
in der Sikung vom 20. Juli 1870. 


mMeine Herren! Ich hatte mir vorgenommen, dem Reichstage bie 
Sammlung der Aftenftüde heut vorzulegen, welche fi über die Ent« 
widiung des vorliegenden Kriegsfalles in den Händen der Regierun 
befinden; fie find mir noch nicht zur Hand, ich erwarte fie * 
im Augenblick. 

Ich habe einſtweilen nur zu erklären, daß ſich wohl ſelten ein ſo 
wichtiges europäiſches Ereigniß vollzogen und zwiſchen den verſchiedenen 
Höfen vorbereitet hat, mo die Zahl der Aktenſtücke, in denen der Ge— 
2 dereinft die Urfache fuchen wird, fo karg bemefjen wäre, 
wie bier. 

Wir haben nämlid von der faiferlih franzöſiſchen Re— 
gierung in der ganzen Angelegenheit nur eine einzige amt- 
lihe Mittheilung erhalten: es ift dieß die geftrige Bes. 
erklärung. 

Es ift dieß die erfte und einzige amtliche Eröffnung, welche feit der 
Anfrage des franzöfiihen Geſchäftsträgers — ich glaube am 5. oder 4, 
—, wa3 wir von der Sache wüßten, und unfrer Antwort, 7 wir nichts 
davon müßten, überhaupt unſeres Wiſſens von Seiten der franzöfifchen 
Regierung ausgegangen, jedenfall3 an uns mitgetheilt if. Alle Be— 
fprehungen, die der Graf Benedetti, mag er feine Eigenfchaft als 
franzöfijcher Botjchafter dabei geltend gemacht haben oder nicht, die er 
an einem Badeorte unter vier Augen mit Sr. Majeftät meinem aller- 
gnädigften Herrn gehabt hat, find, wie jedem Kenner internationaler Ber- 
handlungen ohne Berfiherung geläufig fein wird, Geſpräche perjönlicher 
und privater Natur, die für internationale Verhältniffe keine amtliche Be- 
a haben. 

uch alle perfönlihen Erklärungen, die man von Sr. Majeftät dem 
Könige dort im Wege anfcheinend mwohlwollender Privatlonverfation 
erlangen verſucht hat und die vielleicht, wenn Se. Majeftät nicht die 
eigene Feftigfeit des Charakter auch auf die Haltung im Privatleben 
übertrügen, hätten erreicht werden können, würden doch niemals ftaatliche 
Alte gemejen fein, jondern perfünlihe Aeußerungen, fo lange fie 
der Monard nicht in diefer Seiner ſtaatsrechtlichen Eigenjchaft anderweitig 
befräftigt und dadurch Seinen Willen bekundet hätte, fie zu Staatsakten 
zu machen. 

Nahdem ich die über die franzöfiiche Kriegserkllärung vorausge— 
fchidt habe, erlaube ich mir einen Heinen Blid auf die anderen Aktenftüde 
u werfen, die hauptjächlich in Meittheilungen des auswärtigen Amtes des 

ndes beftehen, die ergangen find, nachdem die Sache jchon nicht mehr 
ei zu madhen war, um den andern Regierungen darzulegen, wie bie 
inge fich entwidelt hatten. 

Es enthalten diefe Mittheilungen das befannte Zeitungstelegramm, 
welches dem franzöfiihen Minifterium als jchlieglich einzige ee des 
Krieges übrig geblieben ift und auch nur dadurch zu dem Zwecke benugt 
werden fonnte, daß man ed als eine Note bezeichnet hat, die von Seiten 
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der königlichen Regierung an andere Regierungen erlaffen if. Ich will 
mich I die Definition von Noten nicht — aber die Mittheilung 
eines Zeitungstelegramms, die dazu beſtimmt war, unſere Vertreter bei 
den deutfchen und den andern Regierungen, die wir ung befreundet Bielten, 
darüber zu orientiren, wie die Entwidlung der Sache augenblidlidy Liegt, 
und wie unfere Stimmung eine feftere fei, als auf anderer Seite vielleicht 
— wurde, nachdem wir an den Grenzen, die uns die nationale 

hre zieht, angelommen zu fein glaubten — eine ſolche Zeitungsmit— 
theilung bat das franzöfifhe Meinifterium öffentlich als Note qua= 
lifizirt. Die Herren haben fi wohl gehütet, dem Drängen der wenigen 
bejonnenen Dppofitiond- Mitglieder in Paris nachzugeben und dieſes 
Altenftüd vorzulegen; denn das ganze Gebäude, die ganze Unter- 
lage der Kriegserklärung wäre in Nicht verflogen, jobald 
die BolfSvertretung diefes angebliche Aktenſtück gekannt hätte 
und namentlich feine Form — es war fein Aktenjtüd, e8 war ein benach- 
richtigendes Telegramm. 


Nr. 2 und 3 find zwei bereit3 anderweitig veröffentlichte authentijche 
Darftellungen der im Grunde nicht ftaatlichen, aber doch für die Genefis 
der Situation im hohen Grade wichtigen Vorgänge in Ems, die den 
Herren bereit8 aus den Zeitungen befannt find, denen aber doch ein 
rößeres Anſehen dadurd verliehen wird, daß fie, wie fie e8 ihrem Ur— 
ah nad verdienen, unter die amtlichen Aftenftüde aufgenommen 
werben. 


Dann viertend ein Bericht de Freiheren v. Werther aus Paris 
vom 12. Juli. Dies ift ein amtliches Aktenftüd, welches zwijchen preußi- 
ſchen Behörden, aber immer noch fein ſolches, das zwiſchen Franfreich 
und Preußen gewechſelt if. Diefer Bericht des HKorddeutichen Bot⸗ 
ſchafters erzählte und theilte mit den Inhalt einer Unterredung, welche 
er mit dem franzöſiſchen Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten und 
leichzeitig mit dem Juſtiz-Miniſter Herrn Ollivier gehabt hatte. Der 

eriht gab uns Nadhricht von den befannten unannehmbaren Forderungen 
eines Entjchuldigungsbriefes, den Se. Majeftät zu fchreiben habe, und 
ab defien Inhalt an. Ich habe dem Botſchafter darüber feine amtliche 
ntmwort ertheilt, als diejenige, ich wäre überzeugt, daß er die mündlichen 
Eröffnungen des franzöfiihen Minifter8 mißverftanden hätte; und jeden- 
fall3 weigerte ih mid, in meiner Eigenfchaft als verantwort— 
liher Minifter, diefen Bericht Sr. Majeftät zur amtliben 
Berhandlung vorzulegen. Wenn die franzöfifhe Regierung uns 
Mittheilungen der Art zu machen habe, fo möge fie fie jelbft redigiren 
und und durch den Botjchafter Frankreichs hier ın Berlin überreichen. 

Fünftens ein Eircular vom 18. Juli zur Mittheilung der vorftehenden 
vier Schriftftüde an die deutjchen und andere Regierungen. 

Sehstend — und das it nun da8 einzige Aftenftüf von der 
Art, wie ihrer bei Entwidelung ähnlicher Krifen fehr viele zur öffent» 
Iihen Kenntnig zu kommen pflegen — der Vermittelungsverſuch einer 
befreundeten Regierung, der königlich großbritannifhen, nämlih ein 
Schreiben des len Botſchafters Ford Auguftus Loftus vom 
FIR * in engliſcher Sprache, und ſiebentes Ueberſetzung des Vor— 

ehenden. 
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Achtens. Ermwiderung des Bundesfanzlerd darauf, 


Da dieſes Aktenftüd dem Hohen Haufe noch nicht bekannt ift, fo will 
ih mir erlauben, e8 vorzulefen und die Herren werden auch daraus ſich über- 
zeugen, daß das auswärtige Amt des norddeutfchen Bundes die Richtungs- 
Imte der Mäßigung und friedfertigen Ruhe auch in diefem legten Moment 
miht aufgegeben hat. 

Berlin, den 18. Juli 1870. 
. (Die englifhen Agenten jchreiben uns engliſch und wir antworten 
ihnen deutſch.) 

Em. Ercellenz gefälliges Schreiben vom 17. d. M., worin der 
Gedanke, "daß Preußen und Franfreih die guten Dienfte einer 
befreundeten Macht zur Erhaltung des Friedens nachſuchen mögen 
und zugleih die DBereitwilligfeit des königlich großbritannijchen 
Gouvernement3 zu den etwa gewünſchten vermittelnden Schritten 
ausgefprochen wird, habe ich mich beeilt zur Kenntnig Sr. Ma- 
jeftät des Königs zu bringen. Se. Majeftät hat mir befohlen, 
Em. Ercellenz zu erklären, wie dankbar Er das freundjchaftliche 
und humane Beftreben, von zwei Nationen die Galamität eines, 
für die Wohlfahrt von ganz Europa verderblicen Krieges abzu- 
wenden, anerfenne, und wie Seine, Niemandem befier, als dem 
Goupernement Ihrer Majeftät der Königin von Großbritannien 
befannte aufrichtige Friedensliebe Ihn immer geneigt mache, Sich 
feiner Verhandlung zu entziehen, welche auf einer, für die Ehre 
und das Natinonal st a Deutſchlands annehmbaren Bafis 
den Frieden zu fihern den Zmed hätte. Die Möglichkeit zur Ans 
fnüpfung folder Verhandlung würde aber nur durch vorgängige 
Beftftellung der Bereitwilligfeit Frankreichs gewonnen werden. (Es 
it uns äußerlich befannt, daß Frankreich den gleichen Schritt ab» 
lehnend beantwortet hat; von Seiten der königlich großbritannijchen 
Regierung ift uns darüber Mittheilung gemacht.) Frankreich hat die 
Initiative zum Kriege ergriffen umd an derjelben feftgehalten, nach— 
dem die erfte Eomplifation auch nad) Englands Meinung mas 
teriell bejeitigt war. Eine von unſerer Seite jet zu ergreifende 
Initiative zu Verhandlungen würde von dem nationalen Gefühle 
der Deutjchen, nachdem dafjelbe durch Frankreichs Drohungen tief 
verlegt und aufgeregt worden, mißverftanden werden. Unjere Stärfe 
liegt in dem nationalen, dem Rechts- und Ehrgefühl der Nation, 
während die franzöfiihe Regierung bewiefen hat, daß fie diejer 
Stüge im eigenen Lande nicht in gleihem Maße bedarf. 

Indem ich mich hiermit der Befehle Sr. Majeftät entledige und 
Em. ꝛc. bitte, die Auffaffung Allerhöcftdefjelben zur Kenntniß der 
Regierung Ihrer Majeftät der Königin zu bringen, benuße ich die 
Gelegenheit, um Em. :c. die Verſicherung meiner ausgezeichnetiten 
Hochachtung zu erneuern. 

v. Bismard. 
Sr. Eye. Lord Auguftus Loftus zc. ıc. 
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Dann kommt der franzöfifche Tert der Kriegserflärung, die ja im 
Drud ſchon befannt ift — in deutfcher Ueberſetzung —, aber bier im 
franzöfifhen Driginal in den Akten des Reichstages abgedrudt werden 
wird, und daß Circular an die Gefandten des Norddeutihen Bundes zur 
Mittheilung an die Gefandten über die Urfacdhen, wie der Krieg entftanden 
fei, und über unſer Berhalten dazu. Es bejteht dieſes Eircular aus einem 
neuern, in der That das Hauptſtück jet bildenden und einem etwa zwei 
Tage älteren, was bei der jchnellen Entwidelung aber bereit3 veraltet 
war und nur noch nachträglich und biftorifch mitgetheilt wurde, meil 
es auf der Grundlage beruhte, daß die Kriegserklärung noch nicht 
ausgehändigt worden war. Der Herr Präfident wird mir vielleicht ge— 
ftatten, gleih nah der Situng die nöthigen Beiprechungen über diefe 
Nedaktion und Sonderung der, wie ich mich entjchuldigen muß, er 
etwas ungeordneten Sachen zu halten; die Herren werden es natürli 
finden, daß in diefen Zeiten die Arbeiten Tag und Nacht jo geben, daß 
F Beamten kaum im Stande find, denſelben ohne Erſchöpfung zu 
olgen.“ 


Depeſchenwechſel zwiſchen dem Norddeutſchen 
Bunde und England. 


17. Juli. Mittheilung des engliſchen Botſchafters Lord Loftus an den Bundes⸗ 
kanzler Grafen von Bismarck. 


„Herr Kanzler! Nach den Nachrichten, welche der Regierung Ihrer Majeſtät 
zugelommen ſind, muß ich fürchten, daß ein Bruch der freundlichen Beziehungen 
zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde und Frankreich bevorſtehe und daß Krieg er- 
folgen werde. 

Die Regierung Ihrer Majeſtät würde dieſes große Unglück für zwei be— 
freundete Mächte ſowohl wie für ganz Europa tief bedauern. Im Intereſſe ber- 
jelben und in dem ber Menfchlichkeit, bin ich von Ihrer Majeftät Gouvernement 
beauftragt, an bie Regierung Seiner Majeftät einen dringenden Anruf zu richten, 
begründet auf dem 23. Protofoll des Parifer Vertrages von 1856, woburd bie 
europäijchen Mächte übereingelommen find, irgend zwijchen ihnen entftehenbe Dif- 
ferenzen den guten Dienften einer befreundeten Macht vorzulegen, ehe fie zu ben 
Waffen jchritten. 

In Uebereinftimmung mit biefer weifen und humanen Verabredung, bin ich 
von dem Gouvernement Ihrer Majeftät beauftragt, der Regierung bes Königs 
von Preußen den Gedanken vorzutragen, — wie es in gleicher Weije ber Re 

ierung des Kaijers der Franzofen geichehen ift, — daß, ebe fie zum Aeußerften 
reiten, fie die guten Dienfte einer ober mehrerer befreundeter Mächte anrufen 
möchten, zu dem Zweck, wo möglich, das Unheil des Krieges noch abzuwenden. 

Ich bin ferner beauftragt zu erffären, daß Ihrer Majeftät Regierung 
bereit ift, irgend welche vermittelnde Schritte zu thun, um welde fie erjucht 
werben möchte. 

Indem ich Ew. Ercellenz von Seiten ber Regierung Ihrer Majeftät bie 
dringende Hoffnung ausipreche, daß ber Vorſchlag, welchen ıch jet Ew. Ercellenz 
zu unterbreiten bie Ehre habe, bei der Regierung Sr. Majeftät bes Königs von 
Preußen eine günftige Aufnahme finden möge, benutze ich dieſe Gelegenheit xc. zc. 

(gez.) Auguftus Loftus. 


Die Antwort des Grafen Bismard auf diefe englifhe Depefche 
fiehe vorftehend. 
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Franzöſiſche Zurüdmweifung der engliſchen Ber: 
mittelung*). 
Aus dem englifhen Blaubuche. 


Lord Lyons berichtet über eine Unterrebung mit bem Herzog von Gra⸗ 
mont vom 18. Juli.... „Gramont beauftragte mich, ber engliſchen Regie- 
rung den Dank ber kaiferlihen Regierung für bie freundbligen Bemühungen um 
eine friedliche Löfung ber Frage mit Preußen zu übermitteln. Die freundliche 
Bermittelung jei aber durch die letzten Schritte ber preußifchen Regierung un— 
möglich geworben. Dieſe babe Frankreich infultirt, indem fie dem Publikum er- 
Härte, der König habe ben franzöfifchen Botjchafter beleidigt... . Der König 
babe in ber That den Herrn Benedetti nicht einmal mit ber rohen Unböflich- 
keit behandelt, mit welcher bie preußifche Regierung prable. Aber diefe habe es 
jest für gut befunden, Deutihland und Europa zu erflären, daß Frankreich in 
der Perſon feines Botichafters beleidigt worben ſei. Und gerabe dieſes Sich— 
Brüften made bie Beleidigung aus... . Frankreich könne daher den von Eng- 
fand vorgeichlagenen Mobus zur Ausgleihung der urjprünglicden Streitfrage nicht 
annehmen. ... Was nun die Bein bes Herrn v. Gramont betrifft, 
daß alle Gabinette, an bie er ſich gewandt, bie Beichwerben Frankreichs als be- 
rechtigt anzuerlfennen ſchienen, fo werficherte er mich (Lord Lyons), baß er ganz 

ewiß beabfichtigte, die Regierung Großbritaniens in dieſe Behauptung einzu- 
ließen, und daß er noch immer bente, er fei biezu berechtigt gewejen. .... Die 
Behauptung jei bei einem verhältnißmäßig frühen Stabium ber Unterbandlungen 
gemacht worden, und vor jener —— welche extreme Maßregeln nothwendig 
machte.... Ich ſagte, daß die engliſche Regierung nicht im Stande geweſen ſei, 

nau biejelbe Anficht von dieſem unglüdjeligen Streite zu gewinnen, als bie 
——— bes Kaiſers. . . . Ich lönnte nicht leugnen, daß bie — Regie⸗ 
rung Grund habe, ſich enttäuſcht, um nicht zu jagen, verletzt zu fühlen. an 
babe fie zu dem Glauben gebracht, daß ber Rücktritt des Prinzen Leopold von 
allen Anſprüchen auf den jpaniichen Thron Alles fei, was Frankreich verlange. 
Die engliſche Regierung babe fih aufs Aeuferfte angeftrengt, um dies zu erlangen 
und jegt jage man ihr, Frankreich verlange mehr. Wie dem auch fein möge, 
fagte ih zum Schluß, die freunbjchaftlihe Stimmung, welde das glüdliche Er- 
gebniß eines langjährigen herzlichen Einverftändniffes zwifchen den beiden Regie» 
rungen und den beiden Nationen fei, habe feine Schmälerung erlitten.” 


19. Zuli. Circulardepeſche des Grafen von Bis marck an die 
Vertreter ded Norddeutichen Bundes nad) der franzöfiichen 
Kriegderflärung. 

„Die kaiſerlich franzöfifche Regierung bat durch ihren Gejhäftsträger 
das in Abjchrift anliegende Aktenftüd — ihre Kriegserklärung enthaltend 
— übergeben lajien. 

Es ift das die erfte und einzige amtliche Mittheilung, welche wir in 
der ganzen, die Welt feit vierzehn Tagen bejchäftigenden Angelegenheit 
von der laiſerlich franzöfiihen Regierung erhalten haben. 

Als Motive für den Krieg, mit dem fie uns überzieht, giebt fie 


an: 

die Ablehnung Sr. Majeftät des Königs, die ge u geben, 
daß die Erhebung eines preußifchen Prinzen auf den ſpaniſchen 
Thron nicht mit feiner Zuftimmung verwirklicht werden könne, 
und die angeblich den Cabineten gemachte Notififation von der 


®) Der Ucberfidht wegen bier eingefalten. 
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Weigerung, den franzöfiichen Botjchafter zu empfangen und mit 
ihm weiter zu verhandeln. 

Mir — darauf kurz folgendes zu erwiedern: 

Ge. Majeftät der König, in voller Achtung vor der Selbſtſtändigkeit 
und Unabhängigkeit der ſpaniſchen Nation und vor der Freiheit der Entfhlüffe 
der Prinzen des fürftlich — Hauſes, hat niemals daran ges 
dacht, den Erbprinzen auf den fpanifchen Thron erheben zu wollen. Die 
an Se. Majeſtät gehellten Forderungen von Zufagen für die Zukunft waren 
unberehtigt und anmaßend. Ihm einen Hintergedanfen oder eine feindliche 
Abficht gegen Frankreich dabei zuzufchreiben, ift eine willfürliche Erfindung. 

Die angebliche Notififation an die Cabinete hat niemals ftattgefunden, 
eben jo wenig wie eine Weigerung, mit dem Botjchafter des Kaiſers der 
Franzoſen zu unterhandeln. Im Gegentheil hat der Botjchafter amtliche 
Verhandlungen mit der Föniglichen — niemals verſucht, ſondern 
nur mit Sr. Majeftät dem König perſoönlich und privatim im Bade Ems 
die Fragen befprocen. 

Die deutfhe Nation, innerhalb und außerhalb des Norddeutfchen 
Bundes, hat erkannt, daß die Forderungen der franzöfiichen Regierung 
auf eine Demüthigung gerichtet waren, welche die Nation nicht erträgt, 
und daß der Krieg, welcher niemals in den Abfichten Preußens Tiegen 
fonnte, uns von Frankreich aufgezwungen wird. 

Die gefammte civilifirte Welt wird erfennen, daß die Gründe, melde 
Frankreich anführt, nicht eriftiren, fondern erfundene Vorwände find. 

Der norddeutfhe Bund und die mit ihm verbündeten Regierungen 
von Süddeutſchland proteftiren gegen den nicht propozirten Uebertall 
Deutihen Bundes und werden denjelben mit allen Mitteln, die ihnen 
Gott verliehen hat, abwehren. 


m. .... werden erſucht, von diejer Depefche und ihren Anlagen 
der Regierung, bei welcher fie beglaubigt find, Abjchrift zu übergeben.“ 
vd. Bismard. 


Adreſſe des Reichstages. 


Die Adreſſe wurde vom Abg. Miquel und mehr als 150 Mitgliedern 
aller Fractionen beantragt. 

Bei der Berathung (in der Sitzung vom 20. Juli) fagte der Autragſteller: 
„Die zahlreichen Unterfchriften, die der Entwurf der Adreffe aus allen Fractionen 
gefunden bat, bezeugen, daß die Einmüthigkeit, die in der Nation berricht, ſich 
wieberjpiegelt in den Vertretern des Volles. In dem Augenblide, wo unfere 
Söhne unter die Waffen gerufen find, wo franzöfiiche Truppen an unfere Grenzen 
rüden, würbe ich fein unnötbiges Wort verantworten können. 

Ih halte aber fein Wort für nöthig, die fchlichten Gedanken, die in meiner 
Adreſſe ausgeſprochen find, noch näher zu motiviren und bitte Sie deshalb um 
einftimmige Annahme der Adrefje.“ 

Präfident Dr. Simfon: „Es meldet fi Niemand zum Worte. Ich ſchließe 
die Debatte.“ 

Als der Präfident erflärt, daß er die Adreffe verlefen werde, erbebt fid 
das ganze Haus. Die Berlefung erfolgt dann unter feierliher Stille und ge- 
fpanntefter Aufmerkjamkeit. 

Bei der fodann folgenden Abftimmung erhebt fih das ganze Haus. 

Das Präfivium wird mit der Ueberreihung ber Adreffe beauftragt; dieſelbe 
fand noch am 20. Juli ftatt. 
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Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter, 
Allergnädigſter König und Herr! 

„Die erhabenen Worte, welche Ew. Majeftät im Namen ber verbündeten 
Regierungen an uns gerichtet haben, finden im beutichen Volle einen mächtigen 
Biederball. 

Ein Gedanke, ein Wille bewegt in dieſem ernften Augenblide bie deutſchen 


Mit freubigem Stolze erfüllt die Nation ber fittlihe Ernft und bie hohe 
Kürte, mit welcher Ew. Majeftät die unerhörte Zumuthung des Feindes zurüd- 
mieten, der uns zu demüthigen gebachte, jett aber unter jchlecht erfonnenen 
—— das Valerland mit Krieg überzieht. 

Das deutſche Volk bat keinen andern Wunſch, als in Frieden und Freund» 
Ihaft zu leben mit allen Nationen, welche feine Ehre und Unabhängigkeit achten. 

Bie in der ruhmreichen Zeit der Befreiungsfriege zwingt uns heute wieder 
ein Napoleon in den heiligen Kampf für unfer Recht und unjere Freiheit. 

Wie damals, fo werben heute alle auf die Schledhtigfeit und bie Untreue 
der Menſchen geftellten Berehnungen an ber fittlihen Kraft und dem entichlof- 
jenen Willen des deutſchen Bolfes zu Schanben. 

Der durch Mißgunſt und Ebrfucht irre geleitete Theil des franzöfiichen 
Bolles wird zu jpät bie böfe Saat erfennen, welche für alle Böller aus dem 
Butigen Kampfe emporwächſt. 

Dem befonnenen Theile dieſes Volkes ift e8 nicht gelungen, das gegen bie 
Bohlfahrt Frankreihs und das brüberlihe Zufammenleben ber Völler gerichtete 
Berbrechen zu verhüten. 

— deutſche Bolt weiß, daß ihm ein ſchwerer und gewaltiger Kampf be— 
veritebt. 

Wir vertrauen auf die Tapferleit und die Vaterlandsliebe unferer bewaff- 
zeiten Brüder, auf ben unerjchütterlihen Entihluß eines einigen Bolfes, alle 
Giter dieſer Erte daran zu fegen, und nicht zu bulben, daß der fremde Eroberer 
tem deutichen Mann den Naden beugt. 

Wir vertrauen der erfahrenen Führung bes greifen Helbenfönigs, des beut- 
iben Feldherrn, dem die Vorſehung bejchieben hat, ben großen Kampf, den ber 
Singing vor mebr als einem halben Jahrhundert kämpfte, am Abend feines 
lebens zum enticheidenden Ende zu führen. 

Wir vertrauen auf Gott, beffen Gericht den blutigen Frevel ftraft. 

Bon den Ufern des Meeres bis zum Fuße der Alpen bat das Voll fi 
auf den Auf feiner einmüthig zufammenftebenden Fürften erhoben. 

Kein Opfer ift ibm zu ſchwer. 

Die öffentlihe Stimmung der civilifirten Welt erfennt die Gerechtigkeit 
unſeter Sache. 

Befreundete Nationen feben in unferem Siege die Befreiung von dem aud 
auf ihnen laftenden Drude bonapartifcher Herrſchſucht und die Sühne des auch 
an ihnen verübten Unrechts. 

Das deutſche Volk aber wird endlich auf der behaupteten Wahlftatt den 
von allen Völkern geachteten Boden frieblicher und freier Einigung finden. 

Euer Majeftät und die verbiindeten deutihen Regierungen jehen uns, wie 
unfere Brüder im Süden, bereit. 

Es gilt unſere Ehre und unfere Freiheit. 

Es gilt die Rube Europas und die Wohlfahrt der Völler. 

In tieffter Ehrfurcht verharren wir 

Eurer königlichen Majeftät 
alferunterthänigfte, treugehorfamfte 
Der Reichstag des Norddeutſchen Bundes.“ 
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Mittbeilung bes Präfidenten Dr. Simſon in ber 3. Situng am 20. Juli Nachm. 


„Die Präfidenten des Reichstages haben die in der Sigung vom 
Bormittage bejchloffene Adreffe Sr. Majeftät dem Könige von Preußen 
ſchon bald nach 12 Uhr überreichen dürfen. Se. Majeftät ließen fich die 
Adreffe vorlefen und ertheilten uns demnächſt die Weifung, dem Reichs— 
vage für die, wie der König ſich wörtlich außdrüdte, fo "hönen und ers 
bebenden Aeußerungen voller Hingebung für das deutjche Vaterland feinen 
tief bewegten Dank außzufprechen. Auch in diefer for gene. beichloffenen 
Erklärung erkennen Se. Majeftät ein Pfand das enbliche und voll- 
fommene Gelingen der großen Aufgabe, die vor ihm und vor uns läge. 
Auch daraus gewinne der König die Betätigung feiner vollen Zuverſicht, 
daß die Nation diefe Aufgabe mit unermüdlicher Ausdauer zu verfolgen 
nimmer ablafjen werde.“ 


20. Zuli. Einftimmige Bewilligung des beantragten Kredits 
von 120 Millionen Thalern. 


Schluß des Reichstages. 


21. Zuli. Mittheilung des Bundesfanzlerd Grafen von Bismard 
(im Sigungsjaale des Reichstages). 


„Die verbündeten Regierungen glauben den Wünſchen und Anfichten 
des Reichötages entgegen zu kommen, wenn fie in diefer dDrängenden Zeit, 
mo ein Jeder von uns, fer es durch Amts-, jet ed durch eigene Gejchäfte, 
fo bald als möglich in andere Kreife gerufen wird, von den gewöhnlichen 
berfömmlihen Formen in Bezug auf den Schluß der Seffion abweichen 
und den Schluß bereit3 heute und in diefem Saale ausfprechen. 

Nah den Worten, melde Se. Majeftät der König zu zwei wieder: 
holten Malen an den Reichstag gerichtet hat, würde es mir nicht geziemen, 
denjelben irgend etwas hinzuzufügen, wenn Ge. Majeftät mir nicht aus- 
drüdlich befohlen hätten, dem Reichstag Seinen warmen und herzlichen 
Dank für die Schnelligkeit und Einmüthigkeit auszufprechen, mit welcher 
derjelbe jeinerfeit8 den Bedürfniſſen des Baterlande8 entgegengelommen 
iſt. Indem ich mich diefes Allerhöchſten Befehls entledige, erfläre ich 
— auf Allerhöchſten Präſidialbefehl die Sitzungen des Reichstages 

geſchloſſen.“ 

Präſident Dr. Simſon ſchloß die Sitzung mit fol— 
genden Worten: 


„Meine Herren! Die Arbeit der Vollsvertretung iſt ſomit für dies 
Mal vollbradt; nun wird das Werk der Waffen feinen Lauf nehmen. 

Möge der Segen de3 —— Gottes auf — 
Volke ruhen auch in dieſem heiligen Krieg. Der oberſte Bun— 
desfeldherr der deutſchen Heere, König Wilhelm von Preußen, 
er lebe hoch!“ 


d. Deutſchlunds Erhehung, 


1870. 16. Zul. Mobilmahungsordre® in Sadjen, Bayern, 
Württemberg, Baden und Helfen. 


Die Schuk- und Trusbündniffe und die ſüddeutſchen 
Fürſten. 

19. Juli. König Ludwig von Bayern meldet dem König von 
Preußen, daß er die Mobilmachung ſeiner Armee befohlen 
habe, um dieſelbe auf Grund des Bündnißvertrages vom 
Auguft 1866 unter den Oberbefehl des Königs Wilhelm 
zu ſtellen. 


20. Zuli. Telegramm ded Königs Wilhelm an König Ludwig 
von Bayern. 


„Nach erhaltenem Telegramm von Ihrem Minifterium habe Ich jofort 
dad Commando über Ihre Armee übernommen und diefelbe der unter 
Meinen Sohn geftellten II. Urmee überwiejen. Wir find dur uner⸗ 
börten Uebermuth aus dem tiefften Frieden in den Krieg geworfen. Ihre 
ächt deutfche Haltung hat auch Ihr Volk elektrifirt, und ganz Deutjch- 
land fteht eimig zujammen, wie nie zuvor. Gott molle Unjere ge 
—— in den Wechelfällen des Krieges! Ihnen perſönlich muß ich aber 

einen innigen Dank ausſprechen für die treue Feſthaltung der zwiſchen 
Uns beſtehenden Verträge, auf denen das Heil Deutſchlands ruht.“ 


gez. Wilhelm Rex. 


Ermiderung ded Königs von Bayern: 


Sr. Majeftät dem Könige von Preußen. 

„Ihr foeben erhaltenes Telegramm hat in meiner Bruft den freudigften 
Wiederhall ermedt. Mit Begeifterung werden meine Truppen an der 
Seite Ihrer ruhmgekrönten Waffengenofjen für deutfches Recht und deutjche 
Ehre den Kampf aufnehmen. Möge er zum Wohle Deutſchlands und 
zum Heile Bayerns werden!“ Ludwig Rex 
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Telegramnı des Königd von Württemberg an den 
König von Preußen. 


„Mit voller Zuverficht übergebe ic der bewährten Führung Em. 
föniglihen Majeftät meine Truppen, feſt entjchlojien, mannhaft ın den 
Kampf für Deutfchland einzutreten. Rüdhaltlos vertraue ich im diefem 
Kriege die Intereſſen Württembergd dem ritterlichen Sinne Eurer Mas 


jeftät an.“ Rarl. 


Antwort ded Königs von Preußen: 


„Em. Majeftät haben getreu den zwiſchen Uns beftehenden Verträgen 
Ihre Truppen unter Meine Befehle geftellt und find diejelben jpeziell 
dem Commando Meines Sohnes, des Kronprinzen, zugetheilt. Gott 
wolle Unjere gemeinfamen Anftrengungen ſegnen bei — Kampfe, 
damit endlich ein geſicherter Frieden Deutſchland zu erneuter Blüthe führe. 
Dank Ew. Majeſtät und der einmüthigen Geſinnung Württembergs ſteht 


Deutſchland in Feſtigleit zuſammen.“ 
Wilhelm Rex. 


Bayern und der casus foederis. 


19. Juli. Erklärung des Minifters Grafen von Bray bei Berathung bes 
Geſetzentwurfs über den außerordentlichen Militärcrebit. 


(Der Ausihuß beantragte, den Credit „zur Aufrechthaltung bewaffneter 
Neutralität“ zu bewilligen.) 

Graf Bray jetste zunächſt auseinander, daß Frankreichs Verhalten nad 
ber Zurüdziehung ter Hobenzollernihen Kandidatur beweiſe, daß man in Frank—⸗ 
reich den Krieg wollte. Er fuhr dann fort: „Man bat in der heutigen Situng 
ben casus foederis, jeine Gefdichte und feine Anwenbung für den gegebenen 
Fall des Defteren beſprochen. Ich bin Mitunterzeichner diejes Vertrages; ich weiß, 
wie er zu Stande fam, und babe meine Stellung zu bemjelben nie verleugnet. 
Als ih zu der Ehre berufen wurde, die Leitung der äußeren Angelegenbeiten 
Baperns zu übernehmen, babe ich es ausdrücklich ausgeſprochen, daß ich zu biefem 
Bertrage ftebe. Er ift ein Defenfivbündniß und nicht in jedem Falle verbindlich. 
Aber wenn ein Angriff auf beutiches Gebiet ftattfindet, tritt er in Wirfjamfeit, 
weil in biefem Bündniß Die gegenjeitige Garantie für das Gebiet ver Kontra» 
benten ausgeiproden ift. 

Diejer Fall hat ftattgefunden, beutfhes Gebiet ift über- 
fhritten, bie Kriegserflärung ift erfolgt. 

Die Regierung achtet im höchſten Grade die Nechte diefer hoben Kammer; 
aber fie verlangt auch die Achtung für die ihr zuftehenden Rechte. Unter dieſen 
Rechten des Königs fteht obenan die Entiheidung über Krieg und Frieden. Es 
ift nicht zuläffig, daß die Kammer die Bewilligung der Geldſummen an eine Be- 
bingung fnüpfe: in diefem Falle müßte die Regierung ihre Vorlage als abgelehnt 
betrachten. Ich habe allerdings im Ausicuh gejagt: Neutralität wäre für 
Bayern das wünſchenswertheſte, eine Woblthat; fie mußte fi aber auf den 
ganzen Süben erftreden und von beiden friegführenden Theilen garantirt werben. 

Schließlich habe ich noch mitzutheilen, daß die Regierung das Botum ber 
Abgeordnetenfanmer mit der Ruhe, welche die Ueberzeugungstreue giebt, erwartet. 
Sollte das Botum beweijen, daß die Kammer das Vertrauen zu 
ben Männern, weldhe gegenwärtig an der Spike der Geſchäfte 
fteben, nidht habe — das Bertrauen, bejjen fie jet mehr als je 
bedürfen — jo werben diejelben Anderen Platz maden, welden 
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tiefes im böberen Maß entgegengetragen wirb; fie werben ihrer 
Ueberzeugung getreu von ihrem Poften zurüdtreteu. Ih babe mit 
Sottes Gnade nicht bis beute getreu gelebt, um jetzt am Abend 
meines Lebens meiner Heberzeugung untreu zu werben.“ 


Der Kriegs» Minifter von Prankh jagte: 


In dieſer Debatte, wo bie Waffen ber Dialektik mit großer Kunft geführt 
werben, fomme es ibm ſchwer an, das Wort zu ergreifen; er verftehe als Soldat 
dieſe Kunft nit. Den Muth dazu gebe ihm nur fein wohlbegrünbeter Ruf als 
„Partifularift”. Die Lage fei Harz die Kriegserklärung ſei erfolgt. Auch bie 
Regierung babe eine Hare Lage; dieſe fei erleichtert worden durch das fefte, männ- 
liche Eingreifen des Königs, ber den casus foederis anerlannt babe. In ber 
Bolitif gelte weber Liebe noch Haß, lediglih das Intereſſe enticheive. Das 
bayerische Intereffe aber, bie berechtigte Selbftftändigleit Bayerns verlange e8, 
baß Bayern feine Pflicht erfülle. Wenn die Regierung mit Erfolg, Sicherheit 
und obne Banken in ihrem Wege vorgehen jollte, brauche fie die Zuftimmung 
der Landesvertretung. Dieje möge fi genau prüfen, ob fie im Interefje Bayerns 
oder ohne Wiffen und Willen in anderem Interefje banbelte. 


Die ara ag ſei fih wohl bewußt geweſen, weldhe Stürme fie mit 
ihrem Entſchluſſe für Bayern beraufführe; fie fenne die Opfer, die dem Lande 
an Gut und Blut zugemuthet würden. Das alte taufenbjährige Bayern babe 
große Stürme durchlebt, es werbe auch diefen überdauern, feft und nicht getrennt 
ton den andern beutichen Staaten. 


Blieben wir neutral, fo wären wir ganz beftimunt bas Objekt, iiber das fich 
die großen Streitenden in fürzefter Zeit einigten. 

Bayern müffe jegt beweifen, daß es als ſelbſtſtändiger Staat 
nicht vergefje, daß es aud ein deutſcher Staat fei. Als Partikularift 
tom reinften Waſſer fage er bas. 

Die nationale Idee beftehe, das laſſe fih nicht wegleugnen; e8 handle ſich 
wur, der Idee jenes Bett anzumeifen, wo fie zu unfrem Frommen wirke. 
Treanten wir uns vom übrigen Deutſchland, dann wären wir verloren. Das 

Lerd dürfe fich gefaßt machen, Schweres zu ertragen; ein fefter Entſchluß bringt 
aber das Ziel um Bieles näber. 

Wenn wir wünſchen, daß bie beutichen Waffen fiegen, — unb wer in 
tiefem Saale tbäte das niht? — möchten wir auch zugeben, baf bie Ober- 
leitung ber Heere Preußen übergeben werbe. is Militair ſpreche er 
das aus: bie Leitung müſſe eine einheitliche fein; fie könne und bürfe nur in 
Einer Hand gelegen fein. Die Pfalz fei eine eble Perle in ber Krone Bayerns; 
fie zu fihern, jeien alle Maßnahmen getroffen, welche in feiner bes (Kriegs- 
minifters) Möglichkeit geftanden. 

Aus dem Frieden, ber uns aus dem Krieg erblüht, möge 
noch etwas Schöneres hervorgehen: ber innere Friede, bie allge- 
meine Berjöhnung, das alljeitige Bertrauen.” 


„Es bat“, jo ſchloß Herr v. Prankh, „ein echter Bayer, aber 
auch Deutſcher zu Ihnen geſprochen.“ 


Der Ausſchuß-Antrag wurde vom Abgeordnetenhauſe 


abgelehnt und der Militär-Credit mit großer Mehrheit, 
im Reichsrathe mit Einſtimmigkeit angenommen. 


Fürft Bismard, II. 5 
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Württemberg und der casus foederis. 


21. Juli. Erffärung des Minifters von Barnbüler Namens bes Gejammt- 
Minifteriums bei der Berathung des auferordentlihen Militärcrebits 
in der Kammer ber Abgeordneten. 

„Mit dem am 12. Juli unter Borwiffen und Genehmigung bes Königs 
von Preufen erfolgten Verzichte des Erbprinzen von Hobenzollern auf bie 
panifche Thron» Kandidatur mußte bie friebliche Löſung biefer Frage allen Un- 
befangenen als gefichert erfcheinen. Daß es anders fam, daß mit folder Eile, 
ſolchem Ungeftüm zum Kriege getrieben warb, beweift, daß bie Ipanifche Frage 
wohl der Anftoß, nicht aber der wahre Grund des Krieges fein kann, daß 
deshalb auch die Enbziele des Krieges weiter reichen. 

Das Minifterium, welches in derganzen Angelegenbeitvon Anfang an vollftänbig 
einig ging, hält, jo wie die Dinge liegen, bie Integrität Deutſchlands für bebrobt. 

Für Deutſchlands Unverjebrtbeit und Ehre rehtzeitig, obne 
Schwanten und mit aller Kraft einzutreten, halten wir für Pflicht; 
wir find deshalb der Anficht, daß auf Preußens Frage, ob wir in 
dieſem Krieg ibm uns anzujhließen gejonnen jeien, mit einem 
offenen Ja geantwortet werden muß. Wir fteben vor einem Entichluffe, 
welcher enticheitenb werben kann für das Schidjal Württembergs, für dasjenige 
Deutſchlands. Mit tiefem Schmerze verläßt die Negierung die fegensreihen Ar- 
beiten des Friedens, ruft fie die Woblftand und Gefittung jchaffenden Kräfte zu 
jerftörender Thätigfeit. Ich bitte Sie, meine Herren, fteben Sie zu ibr mit ber 
vollen Kraft des Württemberger Yandes und zeigen Sie Europa burdeinen 
raſchen kräftigen Beihluß, daß ein felbitftändiger deutſcher Stamm 
aus freier Entjhließfung mit männlider Kraft und freudbigem 
Mutbe eintritt inden Kampfum dbeutihes Land, um deutſche Ehre!“ 


Der Eredit wurde in der zweiten Kammer mit 58 gegen 
1 Stimme, und ebenjo in der erften Kammer bewilligt. 


Danf des Königs Wilhelm. 


25. Juli. Allerhöchſter Erlaß: 

„Aus allen Stämmen des deutichen Baterlandes, aus allen Kreijen 
des deutjchen Volkes, jelbft von jenſeits des Meeres, find Mir aus Anlaß 
des bevoritehenden Kampfes für die Ehre und Unabhängigkeit Deutſch— 
lands von Gemeinden und Corporationen, von Vereinen und Privatper- 
fonen jo zahlreiche Kundgebungen der Hingebung und Dpferfreudigfeit für 
das gemeinjame Vaterland zugegangen, daß es Mir ein unabmeisliches 
Bedürfniß ift, diejen un des deutjchen Geiftes öffentlich zu bezeugen 
und dem Ausdrud Meines föniglihen Dankes die Berfiherung hinzuzu— 
fügen, daß Ich dem deutjchen Bolfe Treue um Treue entgegenbringe und 
unmandelbar halten werde. Die Liebe zu dem gemeinjamen Baterlande, 
die einmüthige Erhebung der deutjchen Stämme und ihrer Fürften bat 
alle Unterjchiede und Öegenfäße in fich bejchloffen und verjühnt, und 
einig, wie faum jemals zuvor, darf Deutſchland in feiner Einmüthigkeit, 
wie in feinem Recht, die Bürgjchaft finden, daß der Krieg ihm den dau— 
ernden Frieden bringen und daß aus der blutigen Saat eine von Gott 
gejegnete Ernte deutjcher Freiheit und Einigkeit |prießen werde.“ 


27. Juli. Außerordentliher Bettag. 
3. Auguft. Amneſtie-Erlaß. 


6. Diplomatiſche Kundgebungen und Ent- 
hüllungen beim Beginn des Krieges, 


1870. Schriftwechſel zwiſchen dem Papſte und König Wilhelm, 
Schreiben des Papftes. 
Majeftät! 

„Unter den ernten Umftänden, 'worin wir uns befinden, wird e8 

Ihnen vielleicht ungewöhnlich erfcheinen, von mir einen Brief zu empfan- 
gen, aber als Stellvertreter des Gottes des Friedens auf Erden glaube 
ıh nicht weniger thun zu können, als Ihnen meine Bermittelung an- 
ubieten. 
. Mein Wunſch ift, die SriegSvorbereitungen verfhwinden zu jehen 
und die Uebel, welche die unvermeidliche Folge davon find, zu verhindern. 
Meine Bermittelung ift die eines Souverains, der in feiner Eigenjhaft 
als Regent wegen der Kleinheit feines Gebietes feine Eiferjucht einflößen 
fann, der aber gleichwohl durd den moralijchen und religiöfen Einfluß, 
den er perjonifizirt, Vertrauen einflößen wird. 

Möge Gott meine Wünſche erhören und auch die, welche ich für 
Em. Majeſtät hege, mit welcher ich wünſche, durd die Bande derjelben 
Ehriftenliebe vereinigt zu fein.“ 


Aus dem Batifan am 22. Juli 1870. 


Nachſchrift. Ich habe gleichfalls an Se. Majeftät den Kaiſer der 
Franzoſen gejchrieben. 


Pius R. P. IX. 


Antwort des Königs. 


Sehr erhabener Bapft! 

„sh war nicht erftaunt, fondern tief bewegt, als Ich die von Ihrer 
Hand aufgezeichneten rührenden Worte las, um mid die Stimme des 
Gottes des Friedens hören zu lafien. Wie könnte Mein Herz einen jo 
mächtigen Ruf nicht hören! Gott ift Mein Zeuge, daß weder Ich noch 
Mein Volk den Krieg gewünſcht oder —— haben. Indem Wir 
den geheiligten Pflichten, welche Gott den Souverainen und den Nationen 
auflegt, gehorchen, ergreifen Wir das Schwert, um die Unabhängigkeit 
und die Ehre des Vaterlandes zu vertheidigen, und Wir werden immer 
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bereit fein, es — — ſobald dieſe Güter bewahrt fein können. 
Wenn Ew. Heiligkeit Mir von Seiten deſſen, welcher den Krieg ſo un— 
vermuthet erklärt hat, die Verſicherung aufrichtig friedlicher Geſinnungen 
und Bürgſchaften gegen die Rückkehr eines ähnlichen Angriffes auf den 
Frieden und die Ruhe Europas geben könnten, jo würde Ich ficher Mich 
nicht mweigern, fie au8 den verehrungsmürdigen Händen Em. Heiligfeit zu 
empfangen, mit der Ich durch die Bande der chriftlihen Liebe und einer 
aufrihtigen Freundſchaft verbunden bin.“ 


Berlin, den 30. Juli 1870, Wilhelm. 


Oeſterreichs Stellung. 


20. Zuli. DOftenfibeles Rundjchreiben des NReichslanzlers Grafen von Beuft. 


„Sobald als bie Frage ber hohenzollernſchen Kandidatur für ben ſpaniſchen 
Thron in einer der Ruhe rropas fo bedrohlichen Weife aufgetaucht war, beftand 
unſere einzige Sorge darin, für die Aufrechthaltung des Friedens thätig zu fein. 
Wir erhoben unjere Stimme ebenfo in Paris, wie in Berlin und Madrid, um 
uns zu Gunften der Berfühnung zu verwenden. Wir fonnten nicht Daran benfen, 
als Schiedsrichter in der fo unvermutbet aufgeworfenen Streitfrage aufzutreten, 
und es fam uns nicht zu, ein Urtheil über den Werth der von beiden Seiten 
vorgebradhten Behauptungen abzugeben. Wir mußten uns barauf bejchränfen, 
von ber Aufrechtbaltung einer Kandidatur abzurathen, gegen welde ſich jo ge- 
wichtige Einwendungen erhoben. Ohne vorhergängiges Einvernehmen batten Die 
meiften Cabinete ein Ka Verhalten beobachtet und bie k. und f. Regierung 
vereinigte mithin ihre Bemühungen mit benen, die zur Herbeiführung einer Be- 
ſchwichtigung von verschiedenen Seiten unternommen worben waren. Durch dieſe 
Sorge, der wir uns mit lebhaften Eifer gewibmet batten, völlig in Anſpruch ge- 
nommen, und durch die Hoffnung zurüdgebalten, e8 möge bie Situation 
Spannung verlieren, batten wir es bis jetzt unterlaffen, uns über die Haltung 
auszufprechen, bie wir in bem alle einnehmen würden, daß der Krieg zwiſchen 
den beiden, in einen jo beflagenswertben Conflift verwidelten Mächten unver- 
meidlich werden jollte. 

Heute müffen wir jeboch zu unferem großen Bedauern anerfenuen, daß 
unfere und der übrigen Mächte Bemühungen feine Ausficht auf Erfolg mehr 
bieten. Weit entfernt, daß bie Streitfrage beigelegt wäre, nahm fie nur einen um 
fo ſchärferen Charakter an, jo zwar, daß die eutfeffelten Leidenſchaften faum noch 
die Hoffnung auf die Möglichkeit einer wirkſamen Bermittelung geftatten. Die 
Kriegserflärung Frankreichs ift in Berlin übergeben worden, und Angefichts einer 
fo entſcheidenden Thatjadhe will ich nicht länger zögern, Sie Über die Pflichten zu 
unterrichten, welche die Sorge für Ueberwahung ber Intereffen und der Würde 
des Reichs der k. und f, Regierung auflegen. 

Wenn es uns nicht gelungen ift, Europa und uns jelbft bie ſchweren Er- 
jhütterungen zu erfparen, welche bie unvermeiblihe Rüdwirkung bes Zufammen- 
ftoßes zweier mächtiger Nationen find, jo wünſchen wir mindeftens bie Heftigkeit 
berjelben zu mäßigen. Zur Erreihung beffen muß bie f. und k. Regierung bei 
den gegenwärtigen Conjunkturen eine pajjive Haltung und bie ihr dadurch vor« 
gezeichnete Neutralität bewahren. Diefe Haltung fließt jedoch die Pflicht 
nicht aus, für die Sicherheit der Monarchie zu wachen und ihre Intereffen zu be— 
fügen, indem man ſich in bie Lage verjegt jebe mögliche Gefahr abzuhalten. 

Wir fehen Yänder, deren Neutralität durch internationale Verträge verbürgt 
ift, beträchtliche Opfer nicht jcheuen, um fi in den Stand zu jeßen, auf alle Er- 
eigniffe vorbereitet zu fein und fich jelbft zu beſchützen. Solche Beijpiele dürfen 
nicht unbeachtet bleiben; fie beweijen, wie allgemein die Ueberzeugung ift, daß es 
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nicht binreicht, neutral bleiben zu wollen, fondern daß man fi auf die Noth— 
wenbigleit gefaßt machen muß, feiner Unabhängigkeit Achtung zu verihaffen. In 
fo kritiſchen Augenbliden, wie die gegenwärtigen find, fann die Schwäche eben- 
ſowohl als bie Leidenſchaft Urſache der Gefahr für die Länder wie für die Re— 
gierungen werden. Beibe find Klippen, die eine Nation vermeiden muß, um nicht 
aus der Bahn geworfen zu werben, welche ihr durch ihre eigenen Intereffen vor- 
gezeichnet if. Das öſterreichiſch- ungarische Reich muß jeder Preifion, wie jedem 
unbedachten Gefühle wiberftehen, wenn es Herr feiner Geſchicke bleiben und nicht 
der Spielball der Ereigniffe werben will. 

Der innigfte Wunſch der f. und f. Regierung ift es, die Monarchie vor dem, 
Wechielfälen zu behüten, benen ein großer Theil Europas ſich ausgejett jeben 
dürfte. Wir werden nicht aufhören, die Augen auf dieſen Zwed gerichtet zu halten, 
und alle Mafßregeln, die wir ergreifen, werben uns allein durch den Wunjch diktirt, 
zugleih die Ruhe und bie Iutereffen der Völler des Kaiferftaates ficherzuftellen. 

Wollen Sie fih, fo oft ſich Ihnen die Gelegenheit dazu bietet, im dieſem 
Sinne über unfere Intentionen ausſprechen, und genehmigen Sie ꝛc. ıc. 


Beuft.“ 


20. Juli. Bertraulihe Depeche des Reichsfanzlers Grafen von Beuft an den 
Fürften Metternich*) in Paris. 

„Sraf Vitzthum hat unferen erhabenen Herrn von dem mündlichen Auf» 
trage Kenntniß gegeben, welchen der Kailer Napoleon ihm ertbeilt hat. Dieje 
faiferlihen Worte haben jede Möglichkeit eines Mifverftändniffes bejeitigt, das 
das Unvorhergeſehene dieſes plößlihen Krieges entiteben laſſen konnte. Sie 
wollen daher Sr. Majeftät dem Kailer und feinen Miniftern wiederholen, daß 
wir getren den Verpflichtungen, wie fie in den zu Ende vorigen Jahres 
zwijchen den beiden Souverninen ausgetanjchten Schreiben fejtgeftellt find, 
die Sache Frankreichs wie die unjere betrachten und in den Grenzen des 
Möglichen zum Erfolge jeiner Waffen mitwirten werden. Dieje Grenzen 
find einerjeits durch unfere inneren Berbältniffe, andererjeits durch politiihe Er— 
wägungen von ber höchſten Wichtigleit beftimmt. Ich will befonders von ben 
legteren jpreden. 

Wir glauben, troß der Berfiherungen des Generals Fleury zu wifjen, 
daß Rußland bei feiner Berbindung mit Preußen verbarrt, ber 
Art, daß unter gewiffen Eventualitäten die Einmiſchung ruſſiſcher 
Armeen nicht als wahrſcheinlich, jondern als gewiß anzufjeben ift. 
Unter dieſen Möglichkeiten beichäftigt und diejenige, welche uns jelbit betrifft, 
notbwendiger Weile am meiften. Wenn wir nun dieſe Bejorgniß mit aller 
Offenbeit, welche man fih unter Freunden jchuldet, ausjprecen, jo wird, wie wir 
glauben, der Kaifer Napoleon uns bie Gerechtigkeit widerfahren laffen, es nicht 
als engberzigen Egoismus anzujehn; wir denken dabei an ihn ebenjo wie am 
uns. Grfordert nicht das Intereffe Frankreichs ebenjo wie das unfrige, daß das 
zwiſchen zwei Mächten begonnene Spiel nicht allzubald weitere Berwidlungen erfahre? 

Wir glauben aber zu mwijjen, daß unjer Eintritt in die Hand— 
lung fofort den von Rußland nad ſich ziehen würde, das uns nicht 
blos in Galizien, fondern aub am Prutb und an ber unteren Donau 
bedroht Rußland neutral zu erhalten, bis zu dem Zeitpunkt, wo die vorge» 
rüdte Jahreszeit ihm nicht mehr geftattet, an die Concentration von Truppen zu 
denken, Alles zu vermeiden, was es verleben ober ihm einen Vorwand zur Ein» 
miſchung geben Fönnte, das muß für den Augenblid das oftenfible Ziel unjerer 
Bolitil fein. Man möge fi darüber in Paris nicht täufhen: Die Neutra— 
fität Rußlands hängt von ber unfrigen ab. — — Wie ih in den Be» 
ſprechungen bes letten Jahres ftets bemerkt habe, wir dürfen nicht vergeſſen, daß 
unjere 10 Millionen Deutjcher im gegenwärtigen Kriege nicht ein Duell zwiſchen 


*) Beröffentliht im „Temps“ vom 9. April 1874. 
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Franfreih und Preußen, fondern den Anfang eines nationalen Kampfes erbliden. 
Wir können uns auch nicht verbehlen, daß die Ungarn fich ſehr zurüdhaltend er- 
weifen werden, wenn es gilt, ibr Blut und ihr Geld für die Wiedergewinnung 
unferer Stellung in Deutichland zu opfern. 

Unter dieſen Umftänden ift das Wort Neutralität, weldhes wir nicht 
ohne Bedauern ausjprechen, eine gebieterifche Nothwendigkeit für uns. Aber 
diefe Neutralität ift nur ein Mittel, nämlich das Mittel, uns dem wirt: 
lichen Ziel unferer Politif zu nähern, das einzige Mittel, unfere Rüftungen 
zu vollenden, ohne und einem vorzeitigen Angriffe Preußens oder Ruß— 
lands auszuſetzen. 

Während wir aber unfere Neutralität verfünden, haben wir feinen Augen» 
bfid verloren, uns mit Italien wegen ber vom Kaifer Napoleon uns über- 
laffenen Bermittelung in Verbindung zu fegen. — — Ich babe bereits telegrapbiich 
von der Notbwendi keit ber Räumung Roms geiprohen. — An demjelben Tage, 
wo bie Branzofen Rom verlaffen, müßten bie Italiener mit Zuftimmung Franl- 
reichs und Defterreich8 einrüden. Niemals werden wir die Staliener von Herzen 
für uns baben, wenn wir ihnen nicht den römischen Stachel ausziehen. — Mit 
einem Alt unzweifelhaft liberaler Politit würbe Frankreich feinem Feinde eine 
Waffe entreißen und einen Damm gegen jenes Ueberflutben des Teuto— 
nismus aufmwerien, welden N eine vor Allem proteftantiide 
Macht, in Deutſchland aufzunehmen gewußt hat, und welden wir wegen feiner 
anftedenden Kraft doppelt zu fürdten haben.” 


21. Zuli. Rundſchreiben des Herzogs von Gramont 


an bie diplomatiſchen Vertreter Frankreichs. 


„Mein Herr! Sie kennen bereits die Verfettung ber Umſtände, welche uns 
zu einem Bruce mit Preußen geführt haben. Die Dttbeifung, welche die Re- 
gierung des Kaiſers am 15. d. Mts. auf die Tribüne der großen Staatskörper 
gebracht bat, bat Frankreih und Europa bie raſchen Wechjelfälle einer Unterband» 
lung dargelegt, bei welcher, in tem Maße, wie wir unjere Anftrengungen ver- 
boppelten, um ben Frieden zu bewahren, fich die geheimen Abfichten des Gegners 
entwidelten, ber entichloffen war, fie unmöglih zu machen. Sei es, daß bas 
Cabinet von Berlin den Krieg notbwenbig bielt für die Vollendung ber Projecte, 
die e8 feit langer Zeit gegen die Eefbftftändigfeit der Staaten Deutichlands vor- 
bereitete, jei es, daß, noch nicht zufrieden damit, im Mittelpunkte Europas eine 
Militairmacht gegründet zu haben, die allen feinen Nachbarn gefährlich geworben 
ift, e8 Die erworbene Macht verwenden wollte, um zu feinen Gunften bas inter- 
nationale Gleichgewicht zu verrüden: die vorbedachte Abficht, uns die unerläßlichften 
Garantien für unſere Sicherheit wie für unfere Ehre zu verfagen, zeigt fich mit 
ber äußerften Augenfcheinlichkeit in feiner ganzen Haltung. 

Der gegen uns combinirte Plan war obne Zweifel der folgende: 

Ein geheimnifvoll durch nicht offen anerfannte Vermittler verbreitetes Ein- 
verftändniß follte, wenn es nicht vor ber Zeit ans Licht gebracht worden wäre, 
die Sache auf den Punkt fübren, wo bie Kandidatur eines preußiichen Prinzen 
zur Krone von Spanien plötlich den Cortes verfündigt worden wäre. Eine durch 
Ueberrafhung erlangte Zuftimmung, bevor das ſpaniſche Bolf Zeit zur Ueberlegung 
gehabt, hätte, fo hoffte man wenigftens, ben Prinzen Leopold von Hoben- 
zollern zum Erben des Thrones Karls V. proflamirt. Dann bätte fi Europa 
einer vollbrachten Thatfache gegenüber gefunden, und auf unjere Achtung vor dem 

roßen Grundſatze der Vollsjouverainetät ſpekulirend, rechnete man darauf, daß 

Frankreich, ungeachtet eines vorübergehenden Mifvergnügens, vor dem offen aus- 

—— Willen einer Nation zurücktreten werde, für welche man alle unſere 
ympathien kannte. 

Sobald die Regierung des Kaiſers von der Gefahr unterrichtet war, hat ſie 
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nicht gezögert, biejelbe den Bertretern bes Landes wie auch allen fremden Cabi- 
netten mtitzutbeilen: gegen biejes Manöver warb das Urtbeil ber öffentlichen 
Meinung ibr legitimfter Bundesgenoffe. 

Die unparteiiichen Geifter haben fich nirgends über die wahre Sachlage 
geirrt; fie haben fchnell begriffen, daß wir, wenn auch fchmerzlich berührt, Spanien 
im ausjhließlihen Intereffe einer ebrgeizigen Dynaftie eine Rolle angewiefen zu 
jeben, weiche dieſem ritterlichen Volle jo wenig angemefjen und fo wenig im Ein- 
fange mit den freundichaftlichften Iuftinkten und Traditionen ift, die bafjelbe 
mit uns verbinden, doch nicht den Gebanfen hegen konnten, unjere unmwandelbare 
Achtung vor der Unabhängigkeit feiner nationalen Entjchließungen zu verläugnen. 

Man bat gefühlt, daß bier die wenig ſerupulöſe Politik Preußens allein im 
Epiele war. Dieje Regierung ift e8 in der That, welche ſich nicht an das all« 
gemeine Recht gebunden wähnend, und die Regeln verachtend, denen die größten 
Mächte fih zu unterwerfen bie Weisheit hatten, verjucht bat, dem getäufchten 
Europa eine jo gefährlihe Ausdehnung ihres Einfluffes aufzudrängen. 

Frankreich bat die Sache bes Gleichgewichts aufgenommen, d. h. 
die Sade aller Völker, bie, wie es felbft, bedroht find, durch die unverbält- 
nigmäßige Vergrößerung eines königlichen Hauſes. Setzt es ſich, wie man hat 
glauben maden wollen, indem es jo handelt, in Widerjpruch mit feinen eigenen 
Grundſätzen? Gewiß nicht. Jede Nation, wir verfünden es gern, ift die Herrin 
ibrer Geſchicke. Diejer von Frankreih laut bekräftigte Grundſatz ift eines ber 
Fundamentalgejeße der modernen Politif geworden. Aber das Recht jedes Volkes 
wie jedes einzelnen Menſchen ift beichränft Dur das Recht des andern, und 
feine Nation darf unter dem Vorwande, ihre eigene Souverainetät auszuüben, 
die Eriftenz oder die Sicherheit eines Nachhbarvolfes bedrohen. In diefem Sinne 
jagte einer unferer großen Rebner, Lamartine, im Jahre 1847, als es fih um 
die Mahl eines Souverains handelte: eine Regierung bat niemals das Recht zu 
prätendiren und bat immer das Recht auszufchließen. 

Diejer Grundjag ift von allen Cabinetten in ähnlichen Fällen angenommen 
worden, wie ber ift, in den und die Kandidatur des Prinzen von Hohenzollern 
gebracht bat, namentlich 1831 in ber beigiichen Frage, ſowie 1830 und 1862 in 
der griechifchen Frage. 

Preußen, dem wir nicht ermangelt haben, dieje Präcedentien in Erinnerung 
zu bringen, jchien einen Augenblid unjeren berechtigten Forberungen nachzugeben. 
Prinz Leopold ſtand von — Bewerbung ab; man konnte ſich ſchmeicheln, daß 
der Friede nicht würde geſtört werden. Aber dieſe Hoffnung wich bald neuen 
Befürchtungen und ſodann der Gewißheit, daß Preußen, ohne ernſtlich auch nur 
einen ſeiner Anſprüche zurückzuziehen, nur Zeit zu gewinnen ſuchte. Die Anfangs 
zögernde, dann entſchiedene und hochmütige Sprache des Oberhauptes vom Haufe 
Hohenzollern, die Weigerung, ſich zu verpflichten, die Verzichtleiſtung vom 
Tage zuvor am Tage nachher aufrecht zu erhalten, die unſerem Botſchafter zuge- 
fügte Behandlung, die darin bejtand, daß ihm durch mündliche Beftellung jebe 
weitere Mittbeilung zum Zweck jeiner Berföhnungsmiffion unterfagt wurde, und 
enblid die Deffentlichkeit, die diefem ungewöhnlichen Borgange durch bie preußifchen 
Zeitungen und durch bie ben Cabineten davon ertheilte Notification gegeben 
worden; alle diefe auf einander folgenden Anzeichen aggreifiver Abfichten haben 
in den befangenften Geiftern jeden Zweifel bejeitigt. Iſt Selbfttäufhung zuläffig, 
wenn ein Herrider, der eine Million Soldaten befebligt, mit der Hand am Griff 
bes Schwertes erflärt, er behalte fih vor, mit ſich allein und den Umftänden zu 
Ratbe zu geben? Wir waren fo bis zur äußerften Grenze gelommen, wo eine 
Nation, die fühlt, was fie fich ſchuldig ıft, nur noch den Forderungen ihrer Ehre 
Gehör giebt. 

Wenn die legten Umftände dieſer peinlihen Berbanblung nicht ein ge- 
nügend helles Licht auf die von dem Berliner Cabinet gehegten Projekte würfen, 
fo giebt es einen bis auf den heutigen Tag weniger befannten Umſtand, welder 
feinem Berfabren eine entjcheidenbe Bedeutung verleiht. Die Idee, auf ben 
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Thron von Spanien einen Hohenzoller zu erheben, ift nicht neu. Bereits im 
Monat März 1869 war fie angedeutet durch unferen Gejandten in Berlin, ber 
fogleih aufgefordert wurbe, den Grafen Bismard wiffen zu lafjen, wie bie Re— 
gierung bes Kaifers eine folde Eventualität betrachten würde. Herr Graf Be» 
nebetti bat in Unterrebungen ſowohl mit dem Kanzler des nordeutſchen Bundes, 
als auch mit dem Unter» Staatsfelretair, der mit ber Yeitung ber auswärtigen 
Angelegenheiten beauftragt war, nicht verhehlt, daß wir es nicht zulaffen könnten, 
daß ein preußifcher Prinz jenfeit der Pyrenäen regiere. Graf Bismard feiner 
ſeits hatte erklärt, daß wir feineswegs beforgt fein bürften wegen einer Combi» 
nation, bie er jelbft für unausführbar erachte und in einem Wugenblide, wo, in 
Abwejenbeit des Bunbeskanzlers, Herr Benedetti ſich ungläubig und dringend 
bezeigen zu müſſen glaubte, hatte Herr v. Thile fein Ehremwort gegeben, baß 
ber Prinz von Hobenzollern ein ernfthafter Candidat für die Krone von 
Spanien nicht fei, noch auch werben könne. 

Wenn man die Aufrichtigkeit ber jo beftimmten offiziellen Berficherungen 
beargwohnen müßte, jo wilrben bie diplomatiſchen Mittheilungen kein Pfand des 
europäifchen Friedens mehr fein; fie würden nur noch ein Fallftrid ober eine 
Gefahr bleiben. Daber hatte, obgleich unſer Botjchafter biefe Erklärungen unter 
allen Borbebalten übermittelte, bie Faiferliche Regierung es für entiprechend er- 
achtet, diejelben günftig aufzunehmen. Sie nahm Auftand, den guten Glauben 
derjelben zu bezweifeln, bis zu dem Tage, wo ſich plößlic die Kombination berans- 
ftellte, welche das ſchreiende Gegentbeil derjelben war. Indem Preußen unver- 
hofft das Wort zurüdnahm, welches e8 uns gegeben hatte, ohne jelbft einen Ver— 
ſuch zu maden, fih von den Berbinblichleiten gegen uns zu befreien, richtete es 
an uns eine wirkliche Herausforderung. Fortan Über den Werth aufgeklärt, den 
die beftimmteften Zufiherungen ber preußifchen Staatsmänner haben konnten, 
fag uns die gebieterifhe Pflicht ob, in Zukunft unſere Ebrfichleit gegen neue 
Mifverftändniffe durch eine ausbrüdlihe Bürgichaft zu ſchützen. Wir mußten 
daher, wie wir es gethan, darauf beftehen, um die Gewißbeit zu erlangen, daß 
eine Entjagung, welche nur mit jpisfindigen Unterjcheivungen auftrat, definitiv 
und ernftlich werbe. 

Es ftebt feft, daß ber Berliner Hof vor ber Geſchichte bie Ber— 
antwortlichleit für diefen Krieg trägt, ben zu vermeiden er bie Mittel 
in Händen hatte, doch ben er gewollt hat. Unter welchen Berbältniffen bat er 
den Krieg geſucht? Nachdem Frankreich ibm feit vier Jahren den Beweis einer 
beftändigen Mäßigung gegeben und fich mit ber vielleicht übertriebenen Gewifjen- 
baftigfeit enthalten hatte, gegen ihn Berträge anzurufen, die ſelbſt unter ber Ber» 
mittlung des Kaiſers geichloffen waren, doch beren willfürliche Nichtbeachtung aus 
allen Schritten einer Regierung erhellt, bie bereits in dem Augenblide, wo fie 
dieſelben unterzeichnet, daran dachte, fich derjelben zu entſchlagen. 

Europa ift Zeuge unjeres Verfahrens und es hat dafjelbe mit dem Preußens 
während des Verlaufes dieſer Periode vergleichen können. So möge e8 ſich denn 
heute über bie Gerechtigkeit unferer Sache ausiprehen. Wie aud das Yoos ber 
Schlachten fallen mag, wir erwarten unbejorgt das Urtbeil unferer Zeitgenoffen 
wie das der Nachwelt. 

Genehmigen Sie xc. gez. Gramont.“ 


Paris, 21. Juli 1870. 


23. Juli. Offiziöje Notiz in preußiichen Blättern gegenüber obiger 
Depeſche. 

„In Bezug auf einen telegraphiſchen Auszug, einer angeblichen Des 
pefche des Herzogs von Gramont, monad der Bundeskanzler die Can- 
didatur eines hohenzollernſchen Prinzen für den fpanifchen Thron für 
unausführbar erflärt und der Staatsjekretair v. Thile fein Wort gegeben, 
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daß ſolche nicht eriftire, find fomwohl der Bundeskanzler als der 
Staatsjelretair in der Yage, amtlich und perſönlich zu erklären, daß 
zwifchen einem von ihnen und dem Grafen Benedetti, jeitdem ihnen 
pon dem an den Fürften von Hohenzollern gerichteten Antrag 
etwa3 befannt geworden, die jpanifche Candidatur des Prinzen 
niemal® aud nur mit einer Silbe amtlich oder privatim be— 
fproden worden ift.“ 


Frühere Anfrage wegen der Hohenzollernijdhen Kandidatur, 


(In Folge der vorftehenden Notiz vom 23. Juli veröffentlichte ber 
Herzog von Öramont einen Bericht Benedettis an den Margnis 
de Lavalette vom 31. März 1869 folgenden Inhalts :) 

„Ew. Ercellenz haben mich beauftragt, mich zu verfichern, ob die Kandidatur 
tes Prinzen von Hobenzollern auf ben ſpaniſchen Thron einen ernften Cha— 
rafter habe. Heute Morgen hatte ich Gelegenheit, Herr v. Thile zu feben und 
fragte ihn, ob den in jener Beziehung umlaufenden Berichten irgend eine Wich— 
tigfeit beizulegen jei; und ich machte bemerklich, daß eine ſolche Eventualität bie 
franzöfiihe Regierung zu ſehr berühre, als daß ich nicht alsbald auf die Ge- 
fahren berjelben aufmerkſam machen follte. Herr v. Thile gab mir die förm— 
fihfte Berfiherung, daß er zu keiner Zeit Kenntniß von irgend einem Anzeichen 

ebabt babe, welches an eine ſolche Eonjectur glauben laffen könnte, und daß der 

anife Geſandte in Wien bei jeinem Beſuche in Berlin auch feine Anfpielung 
Darauf gemadt babe. Er glaubte, obwohl in meinen Yeußerungen fein Anlaß 
dazu lag, fein Ehrenwort dafür einfegen zu müffen. — Er fam wiederholt auf 
die Erklärung zurüd, daß von dem Prinzen von Hohenzollern für ben Thron 
von Spanien nicht die Rebe ſei und fein könne,“ 


30. Juli. Staatsjecretär v. Thile an Graf v. Bismard. 


— — „Ih habe zu bemerken, daß von einer Abficht der jpanifchen 
Regierung, dem Prinzen von Hohenzollern die Spanifche Krone anzu— 
tragen, mir die erjte Kunde gegen Mitte März 1870 zugefommen 
und daß jeitdem dieſe Angelegenheit zwifhen dem Grafen 
Benedetti und mirniemals berührt worden ift. Einer Beiprehung 
mit dem Grafen Benedetti über die gedachte Kandidatur aus früherer 
Zeit und namentlih au8 dem März 1869 entfinne ich mich nicht, kann 
aber nicht mit Beftimmtheit behaupten, daß eine folche nicht ftattgefunden 
babe, da bei den zahlreichen Unterredungen, die ich täglich mit den aus— 
mwärtigen Vertretern zu führen habe, ein Geſpräch, deſſen Gegenitand damals 
in die Kategorie müßiger Gerüchte gehörte, nah 16 Monaten meinem 
Gedächtniß entſchwunden fein mag. Hat ein ſolches Geſpräch ftattgefunden, 
jo kann fich dafjelbe meinerjeit8 nur auf das Belenntniß meiner völligen 
Unfenntniß der fraglihen Thron-Kandidatur beſchränkt haben, da legtere, wie 
bemerft, mir erft ein Jahr nach der angeblihen Konverjation zu Ohren 
gefommen ift. Daß ich der Verſicherung meines Nichtwiſſens einen bejonders 
feterlihen Ausdrud gegeben haben —* iſt mir unwahrſcheinlich, da 
ſolche Betheuerungsweiſe nicht in meinen Gewohnheiten liegt. Schließlich 
darf ich daran erinnern, daß der Spaniſche Geſandte in Wien, Herr Rances, 
während jeines Bejuches in Berlin im März 1869 fich in hiefigen Kreifen 
jehr warm und angelegentlih für die Thronfandidatur des Herzogs 
von Montpenfier außgefproden hat. 
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Frankreichs frühere Anerbietungen an Preußen und Anträge 
wegen Belgien. 


25. Juli. Notiz der „Times.“ 

Die „Times“ veröffentlicht den Inhalt eines Offenfiv- und Defenfiv- 
Traftates, den Franfreih, nad den Informationen der „Times“, während der 
Luremburger Angelegenheit Preußen angetragen babe und kürzlich abermals als 
. Friedenspreis beimlich habe antragen laffen. Frankreich erklärt fi im Traktate 
mit dem Beitritt Südbeutichlands zum Norddeutſchen Bunde einverftanden, wo- 

egen Preußen ihm die Erwerbung Luxemburgs geftatte und eventuell ihm zur 
roberung Belgiens gegen jedwede Macht beiftebe. 

Wie die „Times“ binzufügt, habe Preußen beide Male ein ſolches Allianz- 
Anerbieten einfach abgelehnt. 


Der Benedetti'ſche VBertragsentwurf. 


„St. Majeftät der König von Preußen und Se. Majeftät ber Kaifer ber 
Franzoſen, es für nützlich haltend, die Freundſchaſtsbande, welche fie verbinden, 
enger zu Inüpfen unb bie glüdlicherweife zwijchen ben beiden Yändern beftebenden 
Beziehungen guter Nachbarſchaft zu befeftigen, andererjeits überzeugt, daß, um 
biejes die Aufrechtbaltung des Weltfriedens verbürgende Rejultat zu erreichen, es 
ihnen obliegt, fih über Fragen zu verftänbigen, welche ihre zulünftigen Be- 
ziehbungen angeben, baben ſich entichloffen, zu diefem Zweck einen Vertrag abzu- 
ſchließen und in Folge deffen zu ihren Bevollmächtigten ernannt: — —, welde 
über folgende Artifel übereingelommen find: 

Art. I. Se. Majeftät der Kaifer der Franzoſen läßt zu und erfennt an die 
Erwerbungen, welche Preußen in Folge des legten Krieges, den es gegen Defter- 
reih und feine Verbündeten führte, gemacht bat, ebenjo wie die für Aufrichtung 
eines Bundes in Norbdeutihland getroffenen oder noch zu treffenden Einrich— 
tungen, indem er ſich zu gleicher Zeit verpflichtet, der Erhaltung diejes Wertes 
jeine Unterftügung zu leihen. 

Art. Il. Se. Majeftät der König von Preußen veripricht, Frankreich die 
Erwerbung Yuremburgs zu erleichtern: zu biefem Zweck wirb die genannte Ma- 
jeftät in Berhandblungen mit Sr. Majeftät dem König der Niederlande eintreten, 
um benjelben zu beftimmen, dem Kaiſer der Franzojen feine Souverainetätsredhte 
über Diejes Herzogthbum abzutreten gegen eine Entihädigung, die für hinreichend 
erachtet werben wird oder auf anbere Weije. Um dieſe Transaktion zu erleichtern, 
verpflichtet fich der Kaifer der Franzoſen feinerfeits beiläufig, die pefuniären Laften 
auf fih zu nehmen, bie fie mit fich bringen könnte. 

Art. III. Seine Majeftät der Kaifer der Franzoſen wirb fi einer föde— 
ralen Bereinigung des Nordbundes mit den Staaten Süddeutſchlands, Defterreidh 
ausgenommen, nicht wiberfegen, welche Bereinigung auf ein gemeinfames Par- 
lament bafirt fein kann, wobei aber in billigem afe die Souverainetät ber 
fagter Staaten geachtet bleibt. 

Art. IV. Seinerjeits wird Se. Majeftät ber König von Preußen in bem 
Falle, daß Se. Majeftät der Kaifer ber Sranzojen durch die Umftände bewogen 
werben jollte, jeine Truppen in Belgien einrüden zu lafjen, oder e8 zu erobern, 
Frankreich die Beibülfe feiner Waffen gewähren und ihm mit allen feinen Land» 
und Gee» Streitfräjten gegen und wiber jede Macht beifteben, welche in dieſem 
Hall ihm den Krieg erflären follte. 

Art. V. Um die vollftändige Ausführung der vorftebenden Beitimmungen 
zu fihern, fchließen Se. Majeftät der König von Preußen und Se. Majeftät ver 
Kaifer der Franzojen durch gegenwärtigen Vertrag eine Offenfiv« oder Defenfiv- 
Allianz, welche fie fich feierlih aufrecht zu erhalten verpflichten; — Ihre Ma» 
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jeftäten machen fich überbies und ausbrüdlich anheiſchig, diefelbe in allen Fällen 
zu beobachten, wo ihre reipeftiven Staaten, deren Integrität fie ſich gegenfeitig 
verbürgen, von einem Angriff bedroht werden follten, indem fie fich für gebunden 
balten, in einem derartigen Fall, obne Zögern und ohne fih unter irgendwelchen 
Vorwand zu mweigern, die militairischen Vorkehrungen zu treffen, welche durch ihr 
gemeinjchaftliches Intereffe im Einklang mit den oben angegebenen Klaujeln und 
Borausjegungen geboten find.“ 


23. Juli. Telegraphiſche Mittheilung ded Grafen von Bismard 
an den Botihafter in London 


(in Folge ber von dem engliihen Minifter gemachten vorläufigen Aeußerungen 
über den Bertragsentwurf wegen Belgien). 

„Em. Ercellenz wollen an Lord Granville, vorbehaltlich jchriftlicher 
Darlegung, Folgendes mittheilen. Das Aftenftüc, welches die „Times“ ver- 
öffentlicht hat, enthält einen der verſchiedenen Borjchläge, welche uns 
feit Beginn des dänifchen Streites bis vor Kurzem durch amtliche 
und außeramtlihe franzöſiſche Agenten gemacht worden find, 
um zmwilhen Preußen und Frankreich ein Bündnig zum Zwed 
beiderfeitiger Vergrößerung herbeizuführen. Ich werde Em. ꝛc. 
noch den Text eines andern vom Frühjahr 1866 ſchicken, ebenfalls das 
Anerbieten einer Offenſiv- nnd Defenfiv- Allianz enthaltend, vermöge 
welcher Franfreih 300,000 Mann gegen Defterreih und ſechs bis acht 
Millionen Vergrößerung für Preußen verſprach, gegen Abtretung eines 
Landftriches zwifchen Rhein und Mojel. Die Unmöglichkeit für mich, auf 
dergleichen einzugehen, war gewiß Jedermann, nur nicht der franzöfiichen 
Diplomatie far. Nachdem wir im Juni 1866 diefe und andere Bor: 
ſchläge abgelehnt, begann damals die franzöfifche Regierung, auf unfere 
Niederlage und deren Ausbeutung zu rechnen und Ddiefelbe diplomatifch 
vorzubereiten. Nach Eintritt der „patriotiichen Bellemmungen“ des Mi- 
nifter3 Rouber hat Frankreich nicht aufgehört, uns durch Anerbietungen 
auf Koften Deutichlands und Belgiens in Verfuhung zu führen Im 
SInterejje des Friedens bewahrte ih das Geheimniß über 
dieje Zumuthbungen und behandelte fie dilatorifh. Nach Störung 
der bejcheidenen Iuyemburgifchen Beftrebungen Frankreichs durch befannte 
öffentliche Vorgänge, wiederholten fi) die erweiterten Vorjchläge, welche 
Belgien und Süddeutfchland umfaßten. In diefe Zeit 1867 fällt die Mit- 
theilung des Benedettijhen Manuffripts. Daß der franzöfifche Bot- 
fchafter ohne Genehmigung ſeines Souverains eigenhändig diefen Entwurf 
formulirt und mit mir darüber wiederholt verhandelt habe, ift unmwahr- 
ſcheinlich. Die verfchiedenen Phaſen franzöſiſcher Verſtimmung und Kriegs⸗ 
luſt, welche wir von 1866 bis zur belgiſchen Eiſenbahnfrage durchgemacht 
haben, coincidirten mit der Neigung oder Abneigung, welche die franzö— 
ſiſchen Agenten bei mir für dieſe Verhandlung zu finden glaubten. 

Die ſchließliche Ueberzeugung, daß mit uns keine Grenzerweiterung 
Frankreichs zu erreichen ſei, wird den Entſchluß gereift haben, eine ſolche 
ge en uns zu erfämpfen. Ich babe fogar Grund zu glauben, daß, wenn 

4 Veröffentlichung unterblieben wäre, nach Vollendung der franzöſiſchen 
und unſerer Rüſtungen uns von Frankreich das Anerbieten gemadt fein 
würde, an der Spite beider gerüfteter Heere dem unbewaffneten Europa 
gegenüber gemeinfam da8 Benedettijche Programm durchzuführen, d. h. 
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auf Koften Belgiens Frieden zu fchliegen. Der in unferer Hand befind- 
lihe Entwurf, melden Lord U. Yoftus gejehen hat, ift von Anfang bis 
zu Ende, einfchlieglich der Correcturen, von der dem englijchen Botfchafter 
befannten Hand des Grafen Benebdetti ——— 

Wenn das kaiſerlich franzöſiſche Cabinet Beſtrebungen, für welche 
es ſeit 1864, zwiſchen Beſprechungen und Forderungen wechſelnd, ohne 
Unterbrechung bemüht geweſen iſt, uns zu gewinnen, heute ableugnet, ſo 
iſt das Angefichts der politifchen. Situation erklärlich.“ 


Der Beuedetti'ſche Entwurf und die Bolitif Frankreichs. 


29. Zuli. Rundſchreiben des Grafen von Bidmard*) an die 
diplomatiihen Vertreter ded Norddeutihen Bundes. 


„Der von Lord Granpille und Mr. Gladftone im Parlamente 
ausgejprochenen Erwartung, daß über den Bertragg- Entwurf des Grafen 
Denedetti von den beiden betheiligten Mächten nähere Mittheilungen 
erfolgen würden, bin ich vorläufig durch einen an den Grafen Bern- 
ftorff gerichteten telegraphijchen Erlaß vom 27. d. M. nachgefommen. 
Die telegraphifche Form geftattete nur eine furze Darftellung, melche ich 
nunmehr auf fchriftlihem Wege vervollftändige. — Das von der „Times“ 
veröffentlichte Schriftftüd enthält keineswegs den einzigen Vorſchlag, der 
uns in diefem Sinne von franzöfiicher Seite gemacht worden ift. Schon 
por dem dänijchen Kriege ift durch amtliche und außeramtliche franzöfijche 
Agenten mir gegenüber verfucht worden, zwiſchen Preußen und Frankreich 
ein Bündniß zum Zweck beiderjeitiger Bergrößerung herbeizuführen. — 
Ich habe faum nöthig, Em... . darauf ———— zu machen, daß der 
Glaube der franzöſiſchen Regierung an die Möglichkeit einer derartigen 
Transaktion mit einem deutſchen Miniſter, deſſen Stellung durch ſeine 
Uebereinſtimmung mit dem deutſchen Nationalgefühl bedingt iſt, ſeine Er— 
klärung nur in der Unbekanntſchaft der franzöſiſchen Staatsmänner mit 
den Grundbedingungen der Exiſtenz anderer Völker findet. Wenn die 
Agenten des Pariſer Cabinets für die Beobachtung deutſcher Verhältniſſe 
geweſen wären, ſo hätte man ſich in Paris der Illuſion, daß 
Preußen ſich darauf einlaſſen könnte, die deutſchen Angelegenheiten mit 
Hülfe Frankreichs ordnen zu wollen, niemals hingegeben. Em... . find 
freilih von der Unbefanntfchaft der Franzoſen mit Deutichland ebenjo 
unterrichtet wie ih. — Die Beftrebungen des franzöſiſchen Gou— 
vernements, feine begehrlihen Abjihten auf Belgien und die 
Nheingrenze mit preußifhem Beiftande durdhzuführen, find 
Ihon vor 1862, alfo vor meiner Uebernahme de3 Ausmär- 
tigen Amtes an mich herangetreten. ch kann es nicht als meine 
Aufgabe anfehen, folche Mittheilungen, die rein perfönlicher Natur waren, 
in da8 Gebiet der internationalen Berhandlungen zu übertragen, und 
glaube die intereffanten Beiträge, welche ich auf Grund von Privatger 





*) Das Rundſchreiben, weiches bereits im Bande I im Abjchnitte „Fran 
reichs Kompenjationspolitif” (S. 550 ff.) abgediudt ift, wird bier wegen bes 
Zuſammenhanges mit der weiteren Korrespondenz wiederholt. 
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ſprächen und Privatbriefen zur Beleuchtung dieſer Angelegenheit geben 
Lönnte, zurüdhalten zu follen. Durch Außerlihe Einwirfung auf die euro» 
päifche Politik machten fich die erwähnten Tendenzen der franzöfijchen 
Regierung zunächſt in der Haltung erfennbar, welche Frantreih ın dem 
deutfh-dänifhen Streite zu unfern Gunften beobachtet hat. Die 
darauf folgende Berjtimmun Frantreiche gegen und über den Vertrag 
von Gaftein hing mit der Beſorgniß zujammen, daß eine dauernde Be— 
feftigung des preußifch öfterreihifchen Bündniffes das Parifer Cabinet um 
die chte diejer feiner Haltung bringen könnte. — Frankreich hatte 
fhon 1865 auf den Ausbrud des Krieges zwifchen ung und 
Defterreich gerechnet, und näherte ſich uns bereitwillig wieder, fobald 
unfere Beziehungen zu Wien fi) zu trüben begannen. — Bor Aus— 
bruch des öfterreihiihen Krieges 1866 find mir theild durch Ver- 
wandte Sr. Majeftät des Kaijers der Franzoſen, theils durch vertrauliche 
Agenten Vorſchläge gemacht worden, welche jederzeit dahin gingen, Kleinere 
oder größere Transaktionen zum Behuf beiderteitiger Vergrößerung zu 
Stande zu bringen; es handelte ſich bald um Luremburg, oder um die 
Grenze von 1814 mit Yandau und Saarlouis, bald um größere Dbjekte, 
von denen die franzöfifche Schweiz und die Frage, wo die Sprachgrenze 
in Piemont zu ziehen fei, nicht außgefchloffen blieben. — Im Mai 1866 
nahmen diefe Zumuthungen die Geftalt des Vorſchlages eines Dffen- 
ſiv- und Defenfiv-Bündniffes an, von deffen Grundzügen folgender 
Auszug in meinen Händen blieb: 


1) En cas de congrès poursuivre d’accord la cession de la Vé- 
netie à l'Italie et l’annexion des duches à la Prusse. 


2) Si le congr&s n’aboutit pas, alliance offensive et defensive. 


3) Le Roi de Prusse commencera les hostilités dans les 10 jours 
apres la separation du congrès. 


4) Si le congrès ne se r&unit pas, la Prusse attaquera dans 
30 jours apres la signature du prösent traite. 


5) L’Empereur des Frangais declarera la guerre à l'Autriche, dös 
que les hostilites seront commenc6es entre l’Autriche et la Prusse (en 
30 jours 300,000). 

6) On ne fera pas de paix söparde avec l'Autriche. 


7) La paix se fera sous les conditions suivantes: La Vendtie à 
1'Italie. A la Prusse les territoires allemands ci-dessous (7 & 8 mil- 
lions d’ämes au choix) plus la reforme federale dans le sens prussien. 
— Pour la France le territoire entre Moselle et Rhin sans Coblence 
ni Mayence: comprenant: 500,000 ämes de Prusse, la Baviere rive 
gauche du Rhin; Birkenfeld, Homburg, Darmstadt 213,000 ämes. 

8) Convention militaire et maritime entre la France et la Prusse 
des la signature. 

9) Adhösion du Roi d’Italie. 

Die Stärfe des Heeres, mit welchem der Kaifer nah Art. 5 ung 
beiftehen wollte, wurde in jchriftlihen Erläuterungen auf 300,000 Dann 
angegeben; die Seelenzahl der Vergrößerungen, welche Frankreich erftrebte, 
nach franzöfifhen, mit der Wirklichkeit nicht übereinftimmenden Berech- 
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nungen, auf 1,800,000 Seelen. — Ein $eder, welcher mit der intimeren 
diplomatifhen und militairiihen Geſchichte des Jahres 1866 vertraut ift, 
wird durch dieje Clauſeln die Politik hindurchſchimmern jehen, melde 
Branfreich gleichzeitig gegenüber Ftalien, mit dem es ebenfall3 verhanbdelte, 
und fpäter gegenüber Preußen und Italien befolgte. Nachdem mir im 
Juni 1866 ungeachtet mehrfacher, faft dDrohender Mahnungen zur Annahme 
obiges Allianzprojeft abgelehnt hatten, rechnete die franzöſiſche Regierung 
nur noch auf den Sieg Dejterreih8 über uns und auf unjere Ausbeutung 
für franzöfifchen Beiftand nad unſerer eventuellen Niederlage, mit deren 
diplomatijcher Anbahnung die franzöfiiche Politik fih nunmehr nach Kräften 
beſchäftigte. — Daß der in dem vorjtehenden Allianz» Entwurf gedachte 
und fpäter noch einmal vorgejchlagene Congreß die Wirfung gehabt haben 
würde, unfer nur auf drei Monate gejchloffene® Bündnig mit Falten 
ungenußgt zum Ablauf zu bringen, und mie Frankreich durch die weiteren 
Euftozza betreffenden Verabredungen bemüht war, unjere Yage zu benach— 
theiligen, und wo möglich unfere Niederlage herbeizuführen, ift Em... .. 
befannt. Die „patriotiichen Bellemmungen“ des Minifters Rouher liefern 
einen Commentar über den weiteren Berlauf. 

Bon der Zeit an hat Franfreih nit aufgehört, und 
durch Anerbietungen auf Koften Deutſchlands und Belgiens 
in Berfuhung zu führen. Die Unmöglichkeit, auf irgend melde Ans 
erbietungen der Art einzugehen, war für mich niemals zweifelhaft; mohl 
aber hielt ich es im Intereſſe des Friedens für nüglih, den fran— 

öſiſchen Staat3männern die ihnen eigenthbümlihen Illu— 
—3* ſo lange zu belaſſen, daß dieſes, ohne ihnen irgend— 
welche auch nur mündliche Zuſage zu machen, möglich ſein 
würde. Ich vermuthete, daß die Vernichtung jeder frangöfifen Hoff: 
nung den Frieden, den zu erhalten Deutjchlands und Europas Intereſſe 
war, gefährden würde. 
ch war nicht der Meinung derjenigen Politiker, welche dazu riethen, 
dem Kriege mit Frankreich deshalb nit nad Kräften — weil 
er doch unvermeidlich ſei. So ſicher durchſchaut Niemand die 
Abſichten göttlicher Vorſehung bezüglich der Zukunft, und 
ich betrachte auch einen ſiegreichen Krieg an ſich immer als 
ein Uebel, welches die Staatskunſt den Völkern zu erſparen 
bemüht ſein muß. Ich durfte nicht ohne die Möglichkeit rechnen, daß 
in Frankreichs Verfaſſung und Politik Veränderungen eintreten könnten, 
welche beide große Nachbarvölker über die Nothwendigkeit eines Krieges 
ur hätten — eine Hoffnung, welcher jeder Aufjchub des 
rucches zu Gute fam. Aus diefem Grunde jchmwieg ich über die gemachten 
Zumuthungen und verhandelte dilatorijch über Ddiejelben, ohne 
meinerfeit8 jemals auch nur ein Verſprechen zu machen. Nad- 
dem die Verhandlung mit Se. Majeftät dem Könige der Niederlande über 
den Ankauf von Puremburg in befannter Weife gejcheitert war, wieder: 
een fi) mir gegenüber die erweiterten Vorſchläge Frankreichs, melde 
elgien und Süddeutſchland umfaßten. 

In diefe Eonjunktur fällt die Mittheilung des Benedetti'ſchen Ma— 
nuſcripts. Daß der franzöfiiche Botichafter ohne Genehmigung feines 
Souveraind mit eigener Hand diefe Borjchläge formulirt, fie mir über- 
reiht uud mit mir wiederholt und unter Modifizirung von Textſtellen, 
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die ich monirte, verhandelt haben follte, ift ebenjo unwahrſcheinlich, mie 
kt einer andern Gelegenheit die Behauptung war, daß der Kaijer Na- 
seleon der Forderung der Abtretung von Mainz nicht beigeftimmt 
habe, welche mir im Auguft 1866 unter Androhung des Krieges 
im Falle der Weigerung durh den kaiſerlichen Botſchafter 
omtlih geftellt wurde. Die verjchiedenen Phaſen franzöfijcher Ber: 
fimmung und Sriegesluft, welche wir von 1866— 1869 durchgemacht 
haben, coincidirten ziemlich genau mit der Neigung oder Abneigung, melde 
er elle Agenten bei mir für Berhandlung der Art zu finden 
glaubten. 

Zur Zeit der Vorbereitung der belgijchen Eifenbahnhändel im März 
1868 murde mir von einer hochftehenden Perſon, welche den früheren 
Unterhandlungen nicht fremd war, mit Bezugnahme auf legtere angedeutet, 
daß für den Tail einer franzöfiichen Deccupation Belgien „nous trouve- 
tions bien notre Belgique ailleurs.* Gleicherweiſe wurde mir bei frü— 
beren Gelegenheiten zu erwägen gegeben, daß Frankreich bei einer 
!öfung der orientalifhen Frage feine Betheiligung nicht 
ım fernen Dften, ſondern nur unmittelbar an jeiner pe 
Inden könne. — 

Jh habe den Eindrud, daß nur die definitive Ueberzeugung, es jei 
mit und feine Grenz» Erweiterung Frankreichs zu erreichen, den Kaiſer 
zu dem Entjchluffe gerührt hat, eine jolhe gegen uns zu erftreben. ch 
habe jogar Grund zu glauben, daß, wenn die fragliche Beröffentlihung 
unterblieben wäre, nach Vollendung der franzöfiichen und unferer Rüftungen 
uns von Frankreich das Anerbieten gemacht jein würde, gemeinfam an der 
Spige einer Million gerüfteter Streiter dem bisher unbemaffneten Europa 
ꝓynüber die uns früher gemachten Vorjchläge durchzuführen, d. h. vor 
Re nach der erften Schladht Frieden zur jchließen, auf Grund der Bene: 
det chen Borjchläge, auf Koften Belgiens. 

Ueber den Text diejer Vorſchläge bemerfe ih no, daß der in 
anjeren Händen befindlihe Entwurf von Anfang bis zu Ende 
von der Hand des Grafen Benedetti und auf dem Papier des 
Leiſerlich franzöſiſchen Botſchafter geſchrieben ift, und daß die 
ieſigen Botſchafter reſpective Geſandten von Oeſterreich, Großbritannien, 
RKußland, Baden, Bayern, Belgien, Heſſen, Italien, Sachſen, der Türkei, 
Firttemberg, welche das Original gejehen, die Handjchrift erkannt haben. 
In dem Art. I. hat Graf Benedetti gleich bei der erſten Borlefung auf 
den Schlußpaſſus verzichtet und ihn eingeflammert, nachdem ich ihm bemerkt 
hatte, daß derjelbe eine Einmiſchung Frankreichs in die innern Angelegen= 
keiten Deutſchlands vorausfegte, die ich auch im geheimen Aftenftüden 
mht einräumen könnte. Aus eigenem Antriebe hat er eine weniger be- 
deutende Eorreftur des Art. II. in meiner Gegenwart am Nande vorge- 
nommen. Lord Aug. Loftus habe ich am 24. c. von der Eriftenz des 
ftaglichen Aktenſtückes mündlich unterrichtet, und auf feine Zweifel ihn zu 
verfönlicher Einficht defjelben eingeladen. Er hat am 27. d. M. von dem 
klben Kenntniß genommen und fich dabei überzeugt, daß es von der 
dandſchrift ſeines früheren franzöſiſchen Collegen iſt. Wenn das kaiſerliche 
Cabinei Beſtrebungen, für melde es ſeit 1864 zwiſchen Verſprechungen 
ud Drohungen wechfelnd, ohne Unterbrechung bemüht geweſen iſt, uns 
zu gewinnen, heute ableugnet, jo ift das Angeſichts der politiichen 
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Situation leicht erklärlich. — Em... . wollen gefälligft diefen Erlaß dem 
Herrn ... vorlefen und in Abjchrift behändigen.*)“ 


v. Bismard. 


29. Juli. Schreiben bes Grafen von Benedetti an dem Herzog 
von Gramont. 


„Herr Herzog! So ungereht auch die Beurtbeilung war, deren Gegenftand 
ich perjönlich gemwefen bin, als man in Frankreich erfubr, der Prinz von Hoben- 
zollern babe die Krone Spaniens angenommen, jo habe ich es nicht filr paffenb 
gebalten, mich darüber auszuſprechen. Wie es mir meine Pflicht gebot, babe ic 
ber Regierung des Kaiſers die Sorge erg fie zu berichtigen. 

Ih kann nicht daſſelbe Stillfehweigen bewahren dem Gebrauche gegenüber, 
den ber Graf v. Bismard von einem Documente gemacht bat, dem er einen 
Werth zu geben fuchte, den es niemals gehabt bat, unb ich erfuche Em. Ercellen;, 
die Thatfachen in ihrer ganzen Genauigkeit darlegen zu bürfen. 

Es ift allgemein befannt, daß Graf v. Bismard uns vor und wäh— 
rend des letten Krieges angeboten bat, dazu beizutragen, Belgien 
mit Franfreih zu vereinigen als Erjag für die Beftrebungen, nad 
denen er ftrebte und bie er für Preußen erbalten bat. Ich könnte mid 
in biefer Beziehung auf das Zeugniß ber — europäiſchen Diplomatie be 
rufen, der nichts unbelannt geblieben ift. e Regierung bes Kaifers bat fort- 
während biefe Eröffnungen abgelehnt und einer Ihrer Vorgänger Herr Drouyn 


*) Unter ben nah Ausrufung ber Republik vorgefundenen geheimen Papieren 
ber franzöfiihen Kaiferfamilie fand fih ein Aktenſtück, welches das „Journal 
officiel de la Republique Frangaise* aus ber amtlich veranftalteten Sammlung 
mit folgenden einleitenden Worten mittheilt: Parmi les lettres et projets 
diet&s par Napol&on & son chef de cabinet, figure la note qu'on va lire. 
Elle — en lumière les desseins et les procédés de la politique im- 

ériale. 

— „Gans date.) — Si la France se place hardiment sur le terrain des 
nationalités, il importe d'établir, des A présent, qu'il n’existe pas une 
nationalit&E belge, et de fixer ce point essentiel avec la France. Le 
cabinet de Berlin, d’autre part, dispose à entrer avec la France dans 
les arrangements qu’il peut convenir à la France de prendre avec lui, 
il y aurait lieu de negocier un acte secret qui engagerait les deux 
parties. — Sans prötendre que cet acte füt une garantie parfaitement 
süre, il aurait le double avantage de compromettre la Prusse et d'etre 
= elle un gage de la sincérité de la politigue ou des intentions de 
'empereur. Il convient de ne pas se dissimuler, quand on connait le 
caractere du roi de Prusse et celui de son premier ministre, que les 
derniers incidents diplomatiques, comme les dispositions actuelles du 
sentiment public en France, ont dü les raffermir dans la conviction 
que nous n’avons pas renonce à revendiquer la frontiöre du Rhin. — 
Pour ätre certain de trouver une confiance qui est nöcessaire au maintien 
d’une entente intime, nous devons nous employer & dissiper les appröhen- 
sions qu’y a toujours entretenues cette Eventualit6, appr&hensions qui 
ont été reveilldes par nos dernieres communications. Ce r&sultat ne peut 
&tre obtenu par des paroles, il faut un acte, et celui qui consisterait 
à regler le sort ulterieur de la Belgique de concert avec la Prusse, 
en prouvant à Berlin que l’empereur cherche decid&ment ailleurs que 
sur le Rhin l’extension n6cessaire à la France depuis les &v&nements 
dont l’Allemagne vient d’ötre le theätre, nous vaudra du moins une 
certitude relative que le gouvernement prussien ne mettra pas obstacle 
à notre agrandissement dans le Nord.“ 


81 
1870. 


de Lhuys, iſt im Stande, in dieſer Beziehung Erklärungen zu geben, welche 
feine Zweifel obwalten laſſen würden. Im Augenblicke des Abſchluſſes bes Prager 
Friedens und Angefichts der Aufregung, melde in Frankreich die Annerion 
Hannovers, Kurheſſens und der Stabt Frankfurt an Preußen bervorrief, bezeigte 
Herr v. Bismard von Neuem den Tebbafteften Wunsch, das durch feine Acqui— 
fitionen geftörte Gleichgewicht wieder berzuftellen. Verſchiedene Combinationen, 
welche die Integrität der Frankreich und Deutichland benachbarten Staaten rejpel- 
tirten, wurben vorgebradht, fie wurden ein Gegenftanb mehrerer Unterredungen, 
in welchen Herr v. Bismard immer danach trachtete, feine perfönfichen Ideen 
jur Geltung zu bringen. 

Bei einer diejer Unterredbungen und um mir eine genaue 
Rechenſchaft feiner Combinationen zu geben, ging ich darauf ein, fie 
jo zu fagen unter feinem Diktat aufzuzeichnen. Die Form nicht minder 
als ber Inhalt zeigt deutlich, daß ich mich darauf beichränft habe, ein von ibm 
ausgedachtes und entwideltes Projekt wiederzugeben. 

Herr v. Bismard bebielt diefe Abfafjung, weil er fie dem Könige unter- 
breiten wollte. Meinerjeits legte ich ber kaiſerlichen Regierung im Wejentliden 
Rechenichaft ab von den Mittbeilungen, bie mir gemacht worden waren. Der 
Kaijer wies fie zurüd, fobald fie zu feiner Kenntniß gelangten. 

Ih muß fagen, daß der König von Preußen jelbft Die Grundlage berjelben 
nicht jchien annehmen zu wollen, und feit jener Zeit, d. b. während der letzten 
vier Jahre, babe ich durchaus feinen neuen Ideen-Austauſch mit Herrn von 
Bismard über dieſen Gegenftand gepflogen. 

Wäre die Initiative eines derartigen Bertrages von ber Regierung bes 
Kaifers ergriffen worden, jo wäre ber Entwurf vom Minifterium aufgeſetzt 
worden und ich hätte nicht eine von meiner Hand gejchriebene Copie vorzubringen 
gehabt; übrigens wäre er auch anders abgefaßt worben und hätte zu Verhand— 
lungen Aulap gegeben, welche gleichzeitig in Paris und in Berlin verfolgt worden 
wären. Im dieſem Falle hätte ſich Herr v. Bismard nicht damit begnügt, ben 
Wortlaut defjelben in indirekter Weije der Publizität zu libergeben, bejonders im 
Augenblid, wo Ew. Ercellenz in Depeſchen, bie in's offizielle Journal aufge: 
nemmen wurben, andere Irrthümer berichtigten, die man gleichfalls in Umlauf 
zu jegen juchte. Aber um ben Zwed zu erreihen, ben er fich vorgeftedt hatte, 
den, die öffentlihe Meinung irre zu leiten und ben Indiscretionen, die wir jelbft 
uns bätten erlauben können, zuvor zu fommen, bat er fich biejes Ausweges be- 
dient, der ihn davon befreite, genau anzugeben, in weldem Augenblid, unter 
mwelchen Umftänden und auf welche Weile dieſes Document gefchrieben worden 
war. Er bat ſich augenjcheinlih damit gejchmeichelt, Dank dieſen Weglaffungen, 
Eonjecturen zu unterftellen, welde, indem fie jeine perjönliche Berantwortlichkeit 
entlafteten, diejenige der Regierung des Kaiſers compromittiren wilden. Ein 
derartiges Verfahren bedarf feiner Dualification; es genügt, auf baffelbe hinzu- 
weijen, indem man es dem europäifchen Publilum zur Würdigung vorlegt.“ 


3. Auguft. Rundjchreiben des Herzogs von Gramont. 


„Rein Herr... . Wir lennen beute die weitere Ausführung des von 
dem Herm Grafen Bismard an den Gejandten Preußens in London gerichteten 
Zelegramms, um England die angeblihen Gebeimniffe mitzutheilen, in deren 
Befis zu jein der Bundeskanzler angiebt. Seine Depeiche fügt keine wefentliche 
Thatſache zu denen, welche er ſchon vorgebracht hatte. Wir finden darin nur 
einige Unmwahriceinlichleiten mehr. Die öffentliche Meinung bat bereit3 Bebaup- 
tungen ihr Recht wiberjahren laffen, welde keine Autorität gewinnen durch bie 
Kübnbeit, womit man fie wieberholt, und wir betrachten als endgiltig feftgeftellt, 
troß alles Leugnens, daß der Kaijer Napoleon niemals an Preußen einen Ber- 
trag vorgeihlagen hat zum Zwede, von Belgien Befig zu ergreifen. Dieje Idee 
gebört dem Herrn v. Bismarck an, fie war eines der Hilfsmittel der Politif ohne 
Scrupel, welde, wie wir boffen, ihrem Ende nabe ift. 


Für Bismard. II. 6 
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Ih würde mich aljo enthalten, auf Behauptungen zurückzukommen, deren 
Falſchheit heute feftfteht, wenn ber Berfaffer der preußiichen Depejche, mit einem 
Mangel an Takt, dem ich zum erften Male in ſolchem Grabe in einem diploma— 
tiſchen Documente begegne, nicht Verwandte des Kaiſers citirt hätte al8 Träger 
von compromittirenden Botfchaften und Confidenzen. Mit welchem Widerwillen 
ih mich auch genöthigt jehe, um dem preußiichen Kanzler zu folgen, einen meinen 
Gewohnheiten jo entgegengelegten Weg einzufchlagen, jo überwinde ich dieſes 
Gefühl, weil es meine Pflicht ift, die perfiden Andeutungen zurückzuweiſen, welche 
gegen Mitglieder ber faijerlihen Familie gerichtet, augenſcheinlich den Kaifer jelbft 
zu treffen juchen. 

In Berlin war es, wo Herr v. Bismard, die SImitiative der 
Ideen ergreifend, deren erfte Conception er uns heute zufchreiben 
will, in den folgenden Worten den franzöſiſchen Prinzen anjprac, 
welchen er heute mit Veradhtung aller Convenienzen in feine Polemik bineinziebt. 

„Sie ſuchen,“ fagte er ihm, „eine unmöglihe Sade; Sie wollen die 
Rbeinprovinzen nehmen, die deutjh find. Warum wollen Sie fi 
nicht lieber Belgien aneignen, wo ein Volk eriftirt, welches benjelben Ur- 
Iprung, biejelbe Religion bat, und dieſelbe Sprache jpriht? Ich babe das ſchon 
dent Kaifer jagen lafjen; wenn er auf meine Anfichten einginge, jo würben wir 
ibm belfen, Belgien zu nebmen. Was mich betrifft, wenn ich Herr wäre und 
nicht durch ben Willen des Königs gebindert würde, jo wäre das jchon gethan.“ 

Diefe Worte bes preußiihen Kanzlers wurden jo zu jagen wörtlich am 
franzöfiihen Hofe wiederholt dur den Grafen vw. d. Golf. Diejer Gejanbte 
machte jo wenig Gebeimniß daraus, Daß die Zahl der Zeugen, welche fie gehört 
baben, beträchtlich ift. 

Ih füge noch hinzu, daß zur Zeit ber Weltausftellung die Eröffnungen 
Preußens mehr als einer hoben Perjon bekannt wurden, welche bavon genaue 
Notiz nahmen und fich derjelben noch erinnern. Es war biejes außerbem bei dem 
Herrn Grafen Bismard ein worübergebender Einfall, fondern ein wohl über» 
legtes Projekt, an welches fich feine ehrgeizigen Pläne anfnüpften, und er verfolgte 
die Ausführung davon mit einer Ausdauer, welche feine häufigen Ausflüge nach 
Franfreih, jomohl nad Biarig als nah anderen Orten, hinreichend beweiſen. 
Er ſcheiterte an dem unerjchütterlichen Willen des Kaiſers, der fih immer wei— 
gerte, an einer Politik ſich zu betheiligen, bie feiner Yoyalität unwürdig wäre. 

Ich verlaffe jetzt diefen Gegenftand, ben ich zum legten Male berührt habe, 
mit der feften Abficht, nicht mehr auf ihn zurüdzufommen, und ich gelange zu 
einem, wirklich neuen Punkte der Depeiche des Herrn v. Bismard: „Ich babe 
Grund, zu glauben,” jagt er, „daß, wenn ber Bertrag nicht veröffentlicht worden 
wäre, Frankreich uns nach der Bollendung unſerer beiberjeitigen Rüftungen das 
Anerbieten gemacht haben würde, bie Borjchläge, welche es uns früher gemacht 
hatte, auszufübren, wenn wir uns zufammen an der Spite einer Million wohle- 
bewaffneter Soldaten im Angeficht bes unbewaffneten Europa befänden, d. b. vor 
oder nad der erften Schlacht auf Grund der Borfchläge des Herrn Benedetti 
auf Koften Belgiens Frieden zu ſchließen.“ 

Es mwürbe fi für die Regierung des Kaifers nicht ziemen, eine ſolche Ber- 
fiherung zu ertragen. Im Angeſichte Europas fordern bie Minifter Sr. Majeftät 
ben Herrn v. Bismard auf, irgend eine Thatjache beizubringen, welche voraus- 
jegen läßt, daß fie direkt oder indirekt auf offiziellem Wege oder Durch Vermittelung 
geheimer Agenten bie Abficht gezeigt haben, fi mit Preußen zu vereinigen, um 
mit ihm gegen Belgien das Attentat zu werüben, welches gegen Hannover voll» 
zogen wurde. Wir haben mit Herrn v. Bismard keine Unterbandlungen eröffnet, 
weber über Belgien, noch über irgend einen andern Gegenftand. 

Weit entfernt, ben Krieg zu fuchen, wie man uns anflagt, haben wir Lord 
Clarendon gebeten, beim preußifchen Minifter zu interveniren, um eine wechſel— 
jeitige Entwaffnung bervorjurufen, welde wichtige Miffion Lord Clarendon 
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aus Freunbichaft für Frankreih und aus Hingebung an die Ideen des Krieges 
vertranfich zu übernehmen keinen Anftand nahm. 

Hier folgen die Worte, mit denen Graf Daru in einem Briefe vom 1. fe- 
Immar die Abfichten der Regierung dem Marquis von Lavalette, unjerem Ge- 
ianbten in London erlfärte. 

„Sch würde mich ficherlich nicht in diefe Angelegenheit miſchen, noch auch 
eine Einmiſchung Englands verlangen, wenn es fich einfach nur um einen banalen 
and rein formellen Schritt handelte, der nur den Zwed hätte, Herrn v. Bismard 
eine Gelegenheit zum erneuten Ausdrud jeiner Weigerung zu geben. Es handelt 
fih um einen feften, ernften, pofitiven Schritt. Der erfte Staatsjecretair jcheint 
derauszuſehen, daß Herr v. Bismard eine erfte Erregung von Unzufriebenbeit 
und Unmutb verjpüren wird. Das ift möglich, aber nicht ſicher. In diejer Vor— 
ausficht ift es vielleicht gut, das Terrain vorzubereiten, jo daß eine negative 
Antwort gleih von Anfang an vermieden wird. Ich bin überzeugt, daß bie 
leberfegung und die Zeit den Kanzler dahin bringen werben, den Schritt Eng- 
lands in ernfte Betrachtung zu zieben; wenn er nicht vom erften Tage ab jede 
Eröffnung zurüdgewiefen bat, wird Preußens und Deutjchlands Interefje fich 
ſeht bald laut geltend machen, um jein Widerftreben zu befänftigen. Er wird 
nicht die Dieinung feines ganzen Landes gegen fih aufwiegeln wollen. Wie 
märde in der That jeine Yage fein, wenn wir ibm ben einzigen Vorwand 
wegnehmen, hinter dem er fi verichanzen kann, nämlich die Bewaffnung Frank— 
ichs ?“ 

Doch Graf Bismard antwortete darauf, er fünne es nicht über fich ge- 

winnen, dem Könige die Mittheilungen ber britiihen Regierung vorzulegen, und 
er jet über die Anfichten jeines Souverains hinreichend unterrichtet, um den Ein« 
drud auf ibm vorberjehen zu können. Der König Wilhelm, jagte er, würbe in 
dem Schritte des Londoner Cabinets ficherlih den Beweis einer Aenderung in 
den Gefinnungen Englands gegen Preußen erbliden. Schließlich faßte der Bundes— 
tanzler feine Erflärung dabın zufammen: „Es jei für Preußen unmöglich, 
ein militairiihes Syftem zu modifiziren, weldes jo tief mit den 
Traditionen des Yandes verwachſen fei, eine der Grundlagen feiner 
Ceaſitution bilde und ganz normal jei.” 
Sraf Daru ließ fich Durch dieſe erfte Antwort nicht abichreden. Am 13. Febr. 
för er an Herrn v. Lavalette: „Ich hoffe, daß Ford Elarendon fich nicht 
für geihlagen balten und den Muth nicht verlieren wird. Wir werben ibm 
nähitens Gelegenheit geben, auf die Angelegenheit zurüdzufommen, wenn es ihm 
pafiend jcyeint, und die unterbrochene Converjation mit dem Bundeskanzler wieder 
aufzunehmen. Unjere Abficht ift, in der That, unfer Kontingent zu vermindern; 
wır würden es bedeutend vermindert haben, wenn wir eine günftige Antwort vom 
Kanzler des Norbdeutihen Bundes erlangt hätten; wir werben es weniger ver— 
mindern, weil die Antwort negativ ift, aber wir werben es vermindern, Die Re— 
bucion wird, wie ich hoffe, 10,000 Mann betragen; dieſe Zahl werde ich vor- 
ſElagen. Wir werben auf diefe Weije durch Handlungen, die immer mehr als 
orte gelten, unfere Abfichten, unjere Politik beftätigen. Neun Contingente, jebes 
um 10,000 Mann vermindert, machen eine Öefammtverminberung von 90,000 Dann. 
Das ift ſchon etwas, es ift ein Zehntel der beftehenden Armee, ich bebaure, nicht 
mebr tbun zu können. Das Gejet über das Contingent wird nächftens vorgelegt 
kerden. Lord Clarendon wird danır beurtbeilen, ob e8 an ber Zeit ift, — 
d. Bismard vorzuſtellen, daß die preußiſche Regierung allein in Europa ber 
Friedensliebe keine Conzeffionen macht und daß fie ſich jomit in eine bedenkliche 
Stellung bringt inmitten der europäifchen Gejelljchaft, weil fie aller Welt gegen 
fh Waffen leiht und auch den Benölferungen, die erbrüdt werden won den Mi— 
ktairlaften, die fie ihnen auferlegt. 

. Nebhaft gebrängt, hielt Graf Bismard es für nöthig, Yorb Clarendon 
amige neue Erklärungen zu geben. Dieje Erflärungen, wie wir fie durch einen 
Brief des Herrn v. Lavalette, datirt vom 23. Februar, kennen, waren voller 
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Neticenzen. Der Kanzler des preußischen Bundes war auf feinen erften Entichluß 
zurüdgelommen und batte fih mit dem König Wilbelm über ben von England 
empfohlenen Vorſchlag unterhalten; aber Se. Majeftät hatte ihn abgelehnt. Zur 
Stüte diefer Abweifung zog der Kanzler die Furcht vor einem eventuellen Bünd- 
niffe Defterreihs mit Süddeutſchland an und die Neigung zur Vergrößerung, 
welche Frankreich haben Einnte. Boran aber ftellte er vor Allem bie Bejorgniffe, 
welche ibm die Politit Rußlands einflößte, und erging fich bei dieſer Gelegenheit 
in eigentbiimlichen Betrachtungen über ben Petersburger Hof, welche ich lieber 
mit Stillihweigen übergebe, da ich mich nicht entichließen kann, verwundende 
Infinuationen zu reproduciren. Das find Gründe für die Nichtannabme, wie 
fie Graf Bismard dem Toyalen und gemwifjenhaften Anliegen entgegenfetste, 
welches auf bie Bitte der faiferlihen Regierung birch Lord Elarendon wieder 
unb wieder erneuert wurde. 

Wenn aljo Europa unter Waffen geblieben ift, wenn eine Million Menſchen 
im Begriffe ſtehen, fih auf den Schlachtfeldern zu verwunben, jo ift e8 nicht mebr 
erlaubt, es zu leugnen: bie VBerantwortlichleit für einen ſolchen Zuftand ber 
Dinge gebührt Preußen; denn Preußen bat jeben Gedanken an Entwaffnung 
zurüdgeftoßen, als wir ihm den Vorſchlag dazu zulommen ließen und als wir 
anfingen ibm das Beifpiel zu geben. 

Erklärt fich diefes Betragen übrigens nicht aus der Thatjache, daß in ber- 
jelben Stunde, wo Frankreich jein Contingent verminderte, das Berliner Cabinet 
im Dunkeln die provoeirende Kandidatur eines preußiihen Prinzen organifirte? 

Welche Verleumdungen auch der Bundeskanzler erfunden haben mag, wir 
find ohne Furt; er bat das Recht verloren, Glauben zu finden. Das Gewiſſen 
Europas und die Gejchichte werben jagen, daß Preußen ben gegenwärtigen Krieg 
gejucht bat, indem es gegen Frankreich, welches mit Ausbildung feiner politifchen 
Einrichtungen bejcäftigt war, eine Beleidigung jchleuderte, welche Feine ftolje 
und muthige Nation hätte annehmen dürfen, ohne die Verachtung der Völler zu 
verdienen.“ 


Preußens angebliche Bejorgnifje wegen Süddeutſchlands. 


12. Auguft. Erlaß des Staatöjefretairs von Thile an die Ge 
jandten bei den ſüddeutſchen Regierungen. | 


„Ew. .... kennen aus den öffentlichen Blättern das Circular, welches 
von dem Herzoge von Gramont unter dem 3. d. M. an die franzöfiichen 
Geſandſchaften erlafjen und im „Journal officiel“ veröffentlicht ıft. Une 
geachtet der geringen Glaubmwürdigfeit, welche die neuerlichen Kundgebungen 
der faiferlichen Regierung verdienen und finden, glaube ich es nicht unter 
lafien zu dürfen, eine der in diefem Circular enthaltenen Unmahrheiten 
ausdrüdlich als jolche zu bezeichnen. Ich meine die Herrn Grafen Bis— 
marck zugejchriebene Aeußerung, daß er eine eventuelle Allianz Defterreichs 
mit den ſüddeutſchen Staaten Frchte Ich gebe mich zwar feinem Zweifel 
darüber hin, daß die jüddeutjchen Regierungen, ganz abgejehen von dem 
beftehenden Bertrags-Berhältniß, aus unferem Berhalten gegen fie und 
aus ihrem eigenen Bemwußtjein die Ueberzeugung geſchöpft * werden, 
daß eine ſolche Furcht uns nicht beſchleichen kann. Da aber jene Behaup: 
tung in Zuſammenhang gebracht wird mit einem Gegenſtande, der nie 
aus dem Gebiete eines vertraulichen Gedankenaustauſches herausgetreten 
war, den an legterem nicht betheiligten Regierungen alſo ein pragmatiſches 
Material, an welchem fie die Behauptung des Herrn Herzogs prüfen 
könnten, nicht vorliegt, jo bin ich es wenigſtens der hiſtoriſchen Bolftän- 
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digkeit fchuldig, jene Aeußerung, die der Herzog aus einem Schreiben des 
franzöfiihen Gefandten in London, Marquis de Yavalette, entnommen 
haben will, für abjolut erfunden zu erflären. 


Zu Anfang dieſes Jahres machte der Graf Clarendon dem 
Herrn Bundesfanzler vertraulich den Vorſchlag, daß der Norddeutſche 
Bund die Jnitiative zu einer allgemeinen Verminderung der Wehrfräfte 
ergreifen möchte, ließ den Vorſchlag aber auf die dieffeit3 erhobenen Be— 
denfen fallen. Diefe Bedenken, über deren Berechtigung ich heute fein 
Wort zu verlieren brauche, beruhten im Wejentlihen darauf, dag bei 
der Berjhiedenheit der Wehrſyſteme der einzelnen Länder, 
namentlih Norddeutihlands und Frankreichs die Herjtellung 
und Eontrolirung einer verhältnigmäßigen Abrüftung die 
größten Schwierigfeiten haben werde. Der ſüddeutſchen Staaten 
iſt in dem Schreiben des Grafen Bismard über diefe Angelegenheit 
mit feiner ae erwähnt und ebenjomwenig, nad) der amtlichen Erklärung 
des Grafen Bernftorff, in den Unterredungen, welche diejer über den 
Borjchlag gehabt hat. 


Em. .... erjuhe ic — dem Herrn Miniſter der auswär— 
tigen Angelegenheiten dieſen Erlaß vorzuleſen und ihm eine Abſchrift 
deſſelben zu übergeben.“ | 


10. Auguft. Weitere Beröffentlihung des „Staats: An= 
zeigers“ über Franfreihs Forderungen im Auguft 
1866 (vgl. Band I ©. 508). 

Im Archiv des Auswärtigen Amtes befindet fich folgendes Schreiben 
des Grafen Benedetti an den Präfidenten des Staats - Minifteriums 
Grafen Bismard vom 6. — 1866 mit dazu gehörigem Vertrags— 
Entwurf, beides von Anfang bis zu Ende von der Hand des Grafen 
Benedetti. 

Particuliere. 
Mon cher Prösident! 

„En reponse aux communications que j’ai transmises de Nikols- 
bourg à Paris à la suite de Notre entretien du 26 du mois dernier, 
je regois de Vichy, le projet de convention secröte que Vous trou- 
verez ci-joint en copie. Je m’empresse de Vous en donner connais- 
sance afin que Vous puissiez l’examiner ä Votre loisir. Je suis du 
reste à Votre disposition pour en conferer avec Vous quand Vous en 
jugerez le moment venu. 

Tout à Vous 


Dimanche 5 Aoüt 1866. signe Benedetti.“ 


S.M. etc. et S.M. etc. 


Article I. 


. WEmpire francais rentre en possession des portions de territoire 
qui, appartenant aujourdh’ui à la Prusse, avaient été comprises dans 
la d@limitation de la France en 1814. 
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Article II. 


La Prusse s’engage à obtenir du Roi de Baviere et du Grand Duc 
de Hesse, sauf a fournir & ces Princes des dedommagements, la cession 
des portions de territoire qu’ils possedent sur la rive gauche du Rhin 
et à en transförer la possession ä la France. 


Article IIL 


Sont annulees toutes les dispositions rattachant à la conf&deration 
Germanique les territoires places sous la souverainet6 du Roi des Pays- 
Bas, ainsi que celles relatives au droit de garnison dans la forteresse 
de Luxembourg. 


10. Auguft. Rundichreiben des Kanzlerd des norddeutſchen 
Bundes bei Mittheilung vorftehenden Entwurfs. 


„Mein an den Herrn Botſchafter des Norddeutihen Bundes in 
London gerichteter, von dem Grafen Granpille in der Sitzung des 
Dberhaufes vom 28. v. M. mitgetheilter telegraphiicher Erlaß, betreffend 
den in der „Zimes“ vom 25. veröffentlichten Bertrags- Entwurf, Hat den 
Herrn Grafen Benedetti veranlaßt, in dem „Journal officiel de "Ems 
pire“ vom 30. Juli eine Darftellung von der Entftehung jenes Ver— 
trags⸗Entwurfes zu geben; und nachdem ich mich in meinem jchriftlichen 
Erlafje vom 29. dejjelben Monats ausführlicher über den Entwurf und 
jeinen Zufammenhang mit der Politik des Kaiſerreiches ausgefprocen 
hatte, ijt die vom 3. d. M. datirte Circular-Depeſche des Herzogs von 
Gramont publizirt worden. Indem ich an dieſe beiden Beröffentli- 
Hungen erinnere, habe ich nicht die Abficht, eine Ermiderung darauf zu 
geben: der dankbare Stoff, den fie der Kritik liefern, ift ſchon von der 
Preſſe aller Länder, Frankreich nicht ausgenommen, bearbeitet worden. 
Zweck diefer meiner ergebenften Mittheilung ift vielmehr, ein neue3 Bemeis- 
ftüf Eurer.... zugehen zu lafien und zur Kenntniß der hohen Regierung 
zu bringen, bei der Sie bealaubigt find. 

Ich habe von demfelben nicht früher Gebrauch gemacht, weil ich, aud) 
im SKriegszuftande, die Perjon des Monarchen nicht in die Erörterung 
von Amt3handlungen feiner Vertreter und Minifter zu ziehen wünſchte und 
bei dem Regierungsſyſtem, welches in Frankreich erflärtermaßen vor dem 
2. Januar d. J. beftand, nicht auf die Behauptung gefaßt fein konnte, daß 
ein Aft, wie die Vorlegung jenes Bertrags-Entwurfed an mich umd die 
anderen in meinem Graf vom 29, bezeichneten Borjchläge und Zumuthungen 
ohne Borwilfen des Kaiſers Napoleon erfolgt jeien. Die Verfiherung de3 
franzöfifhen Herrn Minifter8 der auswärtigen Angelegenheiten, que jamais 
l'’empereur Napoleon n'a propose à la Prusse un trait€ pour prendre pos- 
session de la Belgique, und die Angaben des Grafen Benedetti, daß der 
Vorſchlag zu dem Bertrage von mir herrühre; daß er, um fich über meine 
Combination klar zu werden, ſich dazu verftanden habe, fie zu Papier zu 
bringen en quelque sorte sous ma dietee, und daß der Kaiſer Napoleon 
erft nachher Kenntnig von diefem Bertrags-Entwurf enthalten habe — 
diefe Behauptungen nöthigen mi, von einem Mittel Gebrauch zu machen, 
welches mir zu Gebote fteht, um meine Vorausjegung von dem geſchäft⸗ 
lichen Berhältnig zwijchen dem Kaifer und feinen Miniftern, Gejandten und 
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Beauftragten und meine Darlegung der franzöfifchen Politif noch zu befräf- 
tigen. In den Alten des ausmärtigen Amtes befindet fich das in Abjchrift 
anliegende Schreiben des Grafen Benedetti an mich vom 5. Auguft 1866 
und ein mitteljt defjelben überfandter Bertragsentwurf. Die Driginalien, 
von der Hand des Grafen Benedetti, lege ich den Vertretern der neu— 
tralen Mächte zur Einfiht vor; ein photographifches Facſimile derfelben 
werde ich Eurer.... zu übergeben mich beehren. ch erlaube mir, daran 
u erinnern, daß nach Ausweis des „Moniteur“ der Kaifer Napoleon die 
age vom 28. Juli biß 7. Auguft 1866 in Vichy zugebradht hat. In der 
amtlichen Unterredung, melde ih mit dem Grafen Benedetti in Folge 
diejes Schreibens hatte, unterftügte derjelbe die in letzterem enthaltenen 
Forderungen durh die Drohung des Krieges für den Fall der 
Ablehnung. Der gleihwohl meinerjeits ausgeſprochenen Ablch- 
nung folgte das Berlangen nad Luremburg und dem Mißlingen 
dieſes Geſchäfts der größere, Belgien umfafiende Vorſchlag, 
welder in dem von der „Times“ veröffentlihten Vertrags— 
entwurfe des Grafen Benedetti formulirt ift. 

Eure .... erjuche ich ergebenft, dem Herrn Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten diefen Erlaß vorzulefen und ihm eine Abjchrift, beziehungs- 
weiſe Ueberjegung, nebft Abjchrift der Anlagen zu behändigen, auch das 
jpäter folgende Facſimile der legeren vorzulögen.“ 

Der Bundesfanzler. 
In Bertretung: 
v. Thile. 


Weitere Mittheilung des „Staats Anzeigers" 


(aus dem Dftober 1871) über die franzöfiiche Kompenfationspolitif im Auguft 1866 
mit Bezug auf die Schrift Benedetti's „Ma mission en Prusse.“ 


„Das Auswärtige Amt hat bei Ausbruch des Krieges mit Frankreich einige 
Bruchſtücke früberer geheimer Verhandlungen, namentlich franzöfiiche Vorſchläge, 
welhe das Königreich Belgien betrafen, der Deffentlichfeit übergeben. Es war 
dies ein Verfahren, zu welchem die Diplomatie nur unter ausnabmsweifen und 
zwingenden Umftänden fchreitet. Solche lagen zur Zeit der Veröffentlichung vor, 
indem es ſich darum handelte, Angefichts eines Angriffstrieges einer jo großen 
Macht, wie Frankreich, den aus demjelben für Deutichland entftehenden Gefahren 
mit allen zuläffigen Mitteln entgegenzutreten und namentlich auch dem Angreifer 
bie Gewinnung der Sympathien anderer Mächte, auf deren wohlwollende Haltung 
beide Kriegführende gleichen Werth zu legen batten, zu erichweren. 

Wenn jetzt ber frühere franzöfiiche Botjchafter Graf Benebetti die Ber- 
öffentlihungen aus diefem Gebiete fortjegt, um nachzuweiſen, wem bie Fehler ber 
ſranzöſiſchen Politik zur Yaft fallen, jo liegt in dieſem Verfahren, beffen Berant- 
wortlichleit feinem Urbeber überlaffen bleibt, ein Anlaß, die Beröffentlihungen 
deſſelben wenigftens in den Punkten zu berichtigen, wo fie baranf ausgehen, bie 
Zuverläffigleit der vworjährigen Mittheilungen des Auswärtigen Amtes in Frage 
zu ftellen. 

Graf Benedetti bat offenbar nicht gewußt, welde Theile ber — 
franzöſiſchen Archive im Verlaufe des Krieges in die Hände ber deutſchen Truppen 
gefallen find; jonft würbe er in feinen Beröffentlihungen vorfichtiger geweſen jein 
und namentlich nicht verjucht haben, die Ableugnungen, welche die fatjerlihe Re- 
gierung im vorigen Jahre den deutſchen Mittheilungen über das befannte Projekt 
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ber Erwerbung Belgiens für Frankreich entgegenfette, auch jetzt noch aufrecht zu 
erhalten. Graf Benedetti fagt auf Seite 197 feines Buches: 

„On se rappelle que, le 5 aoüt, j'avais remis & M. de Bismarck le 
projet de trait6 concernant Mayence et la rive gauche du Haut-Rhin, 
et je n’ai pas besoin de dire que M. Rouher fait, le 6, allusion & cette 
communication dans le second paragraphe de sa lettre. Mais ce qu'elle 
d&montre &galement, et ce qu’il importe d’etablir, contrairement aux 
assertions de M. de Bismarck, c’est que personne à Paris ne songeait & 
faire de la Belgique l’appoint des concessions necessaires à la France, 
et qui lui 6taient dues, au dire m&öme de l’ambassadeur de Prusse.*“ 


Er ſucht damit und im ben darauf folgenden Auseinanberfegungen zwei 
verfchiedene Phafen der dilatoriſchen Verhandlungen, welche der preußiſche Minifter- 
präfident mehrere Jahre hindurch mit ihm geführt bat, zu vermiſchen. Die For- 
derung ber Abtretung deutſchen Gebietes, einfchließlih Mainz, welche er am 
5. und 7. Auguſt 1866 an den Minifterpräfidenten ftellte, zieht er zufammen mit 
ber fpäteren Forderung von Belgien und ſucht die in den Tuilerien gefundenen 
und bereits veröffentlichten Briefe ausfchließlich auf erftere zu beziehen, während 
bdiefe doch mit dem von ihm jelbft auf Seite 181 erwähnten Briefe des Katjers 
an den Marquis de Lavalette ihren Abichluß gefunden hatten. Daß beide 
Phaſen ſich auch im feiner Auffaffung ſehr genau fchieden, gebt aus feiner in den 
Händen des auswärtigen Amtes befindlichen Berichterftattung bervor.“ 

(Hier folgt die Mittheilung über die Verhandlungen im Auguft 1866, wie 
fie im Band I. ©. 508 ff. wiedergegeben find, — bis zu dem vorläufigen Ab» 
ſchluß Ende Auguft 1866. Dann beißt es im „Staats« Anzeiger“ weiter!) 


„Die geheimen Verhandlungen haben alfo bier nothwendig einen Ruhepunkt 
von einigen Monaten gehabt, was fie, wie wir gewiß; find, nicht werhinbert bat, 
jpäter zu verfchietenen Zeiten wieder aufgenommen zu werben und, wenn Graf 
Benedetti auf Seite 185 jeines Buches bervorbebt, daß es ein Irrthum fei, 
wenn Herr von Bismard die Verhandlungen über Belgien, welche 1866 ftatt- 
gefunden haben, in das Jahr 1867 verlegt, fo ift daraus nur zu ſchließen, baß 
der franzöfifche Botjchafter auch im Sabre 1867 die im Vorjahre unterbrochenen 
„dilatoriichen Verhandlungen“ nad dem Miflingen des luxemburgiſchen Verſuchs 
in Beichränfung berjelben auf Belgien wieder angelnüpft bat. Die Haltung 
Frankreichs zur Zeit des belgischen Eijenbahnftreites wird nad dem, was oben 
erzählt ift, es nicht unglaublich ericheinen lafjen, daß Frankreich ſelbſt damals 
noch nicht auf die Hoffnung verzichtet hatte, für fein Lieblingsprojelt die Zuftim- 
mung Norbdeutichlands zu gewinnen. 

Wir haben indeſſen nicht die Abficht, Entbillungen zu machen, welche über 
ben Zwed der Abwehr binausgingen. Wir beſchränken uns darauf, die falſchen 
Auffaffungen über bie deutiche Politik zu berichtigen, zu denen die Darftellung 
des Grafen Benedetti VBeranlafjung geben könnte. Bis wir von Neuem ge 
nöthigt werden, uns biefer Aufgabe zu unterzieben, werben wir der Verſuchung 
wiberfteben, das reichhaltige und lehrreihe Material, welches zu unferer Verfü— 
gung ftebt, ausgiebiger zu benugen.“ 


9. Auguft. Nener Vertrag über die Neutralität Belgiens zwifchen 
England und Prenfen 
(ebenfo zwilhen England und Frankreich). 


„Ihre Majeftät die Königin des vereinigten Königreih® von Großbritannien 
und Irland, und Seine Majeftät der König von Preußen, von dem Wunjche be 
jeelt, im gegenwärtigen Augenblid durch einen feierlichen Akt ihren beftimmten 
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Entihluß urkundlich feftzuftellen, die Unabhängigkeit und Neutralität Belgiens 
aufrecht zu erhalten, wie im Artifel 7 des am 19. April 1839 zu London unter- 
zeichneten Vertrages zwiſchen Belgien und den Niederlanden vorgejehen worden 
ft, welchem Artikel durch den fünffeitigen Vertrag von 1839 biejelbe Kraft und 
Bebeutung beigelegt wurde, als wenn er wörtlich in den genannten fünffeitigen 
Bertrag aufgenommen wäre, haben Ihre Majeftäten beichloffen, unter Sih einen 
Separatvertrag abzufchließen, welcher, ohne die Bedingungen des genannten fünf» 
feitigen Bertrages abzufhwäcen oder zu entkräften, fich fubfidiär und acceſſoriſch 
zu demfelben verhalten foll; und Sie haben demgemäß für diefen Zwed zu Aller- 
böhft Ihren Bevollmächtigten ernannt, nämlid: — — — melde, nachdem fie 
fih gegenfeitig ihre VBollmachten mitgetheilt, und biefelben in guter und geböriger 
Form befunden, über die folgenden Artikel übereingekommen find und biefelben 
abgeihloffen haben: 


Art. 1. Nachdem Se. Majeftät der König von Preufen erflärt bat, daß 
Er, ungeachtet der Feinbieligkeiten, in welche der Norbdeutiche Bund mit Frank» 
reich verwidelt ift, bie feite Abficht habe, bie Neutralität Belgiens fo lange zu 
reipectiren als dieſelbe von Frankreich refpectirt werbe, jo erklärt Ihre Majeftät 
die Königin des Vereinigten Königreihs von Großbritannien und Irland Ihrer: 
jeits, daß Sie, wenn die Armeen Frankreichs während der genannten Feinbjelig- 
keiten dieje Neutralität verlegen jollten, bereit jein wird, mit Sr. preußiichen 
Majeftät zur Vertheidigung berjelben in joldher Weife, als man gegenjeitig über- 
eingelommen fein wird, zufammen zu wirken, indem Sie zu diefem Ende ihre 
See» und Landmacht verwenden wird, um deren Beobachtung zu fihern und in 
Gemeinschaft mit Sr. Majeftät dem Könige von Preußen dann und nachher bie 
Unabhängigkeit und Neutralität Belgiens aufrecht zu erhalten. — Es ift deutlich 
verftanden, daß Ihre Majeftät die Königin des Vereinigten Königreids von 
Großbritannien und Irland Sich dur dieſen Vertrag nicht verpflichtet, Sih an 
den allgemeinen Operationen bes gegenwärtig zwiichen dem Norddeutſchen Bunbe 
und Frankreich geführten Krieges Über die Grenzen Belgiens hinaus zu betheiligen, 
wie bdiefelben durch den Bertrag zwijchen Belgien und den Niederlanden am 
19. April 1839 feſtgeſetzt worben find. 


Art. 2. Se. Majeftät der König von Preußen erflärt Sich Seinerjeits 
damit einverftanden, in bem durch ben vorigen Artikel vorgefehenen Falle mit 
Ihrer Majeftät der Königin des Vereinigten Königreichs von Örofbritannien und 
Jrland zu befagtem Zwede durch Verwendung Seiner See- und Landmacht zu» 
fammen zu wirfen, und im gegebenen Falle mit Ihrer Majeftät die Mafregeln 
ju verabreden, welche abgeſondert oder gemeinjchaftlich getroffen werden follen, um 
die Unabhängigkeit und Neutralität Belgiens zu fichern. 


Art. 3. Diefer Vertrag ſoll für die hoben contrabirenden Theile während 
der Dauer des gegenwärtigen Krieges zwifchen dem Norddeutſchen Bunde und 
—— und für zwölf Monate nach Ratifizirung irgend eines zwiſchen dieſen 
Rächten abgeſchloſſenen Friedens -Vertrages, bindend fein: und nah Ablauf 
dieſer Frift wird die Unabhängigkeit und Neutralität Belgiens, injoweit die hohen 
eontrabirenden Theile beziebentlih dabei betheiligt find, fortfahren, wie bisher 
dem 1. Artikel des fünfjeitigen Bertrages vom 19. April 1839 zu be» 
ruhen. 

Art. 4. Der gegenwärtige Vertrag ſoll ratifizirt, und bie Ratifikationen 
ſollen zu London -jobald als möglich ausgewechſelt werden. — Zur Urkund deſſen 
baben die beiberjeitigten Bevollmächtigten die gegenwärtige Uedereinkunft unter- 
jeihnet und mit ihren Wappen unterfiegelt.“ 


So geihehen zu London, 9. Auguft 1870. 
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Allianz Verhandlungen zwifchen Frankreich, Oeſterreich 
und Stalien, von 1868 bis 1870. 


L 


Aus einer Beröffentlihung des Prinzen Napoleon in der Revue 
des deux Mondes vom 1. April 1878. 


— — „Es wäre ſchwer genau zu fagen, warn und in welchen Ausdrüden 
die erften Vorjchläge von Italien gemacht wurden. E8 waren zunächſt nur beis 
läufige Unterbaltungen, bingeworfene Worte und vertrauliche Briefe. Der Kaifer 
Napoleon und der König von Italien taufchten ihre Anfichten über einen Defen- 
fiovertrag aus, welcher auch zu einem Offenfivvertrag werden könnte. Dieſe Art 
Berbandlungen begannen im Jahre 1868 und dauerten bis zum Juni 1869. 
Die Souveraine bedienten fi dabei vertraulicher Unterhändler. Der Hauptratb- 
geber in Paris war Rouber, welchem der Marquis von Lavallette vertrau- 
lihe Dienfte dabei Teiftete. Der General Menabrea, Minifter- Präfident von 
Stalien, nahm erft Theil an den Verhandlungen, als diejelben ſchon weit vor- 
gerüdt waren. 

Herr von Beuft wußte um Alles und wurde buch den Fürften Metter- 
nich von Allem fofort unterrichtet, welcher dabei nicht fo ſehr als Botjchafter, wie 
als Bertrauter der Tuilerien mitwirfte. Es wurden viele Notizen und Privat- 
briefe gewechjelt, aber fein amtliches Altenſtück. 

n einem weiteren Stadium führten die Verhandlungen zu einem Bertrags- 
entwurf: da mußten jelbftverftändlich die verautwortliden Minifter zugezogen 
werben. Italien verlangte nun als Gegenleiftung für jeine in Ausficht genom— 
mene Action die Regelung der römijhen Frage auf Grundlage der Räu— 
mung Roms durd die franzsfifhen Truppen. 

Der Vertrag follte eine Tripleallianz zwiſchen Frankreich, Oeſterreich 
und Italien zu Stande bringen, — man gelangte zur Rebaction eines Defenfiv- 
vertrags, melder in einen Offenfiovertrag umgewandelt werden könnte; Italien, 
von Oeſterreich unterftügt, verlangte ausdrüdlih die Räumung Roms und die 
Möglichkeit für die Italiener dort einzurüden. Ueber biejen letsten Punkt aber 
konnte man nicht zur Berftindigung fommen. Die ganze Berbandblung von 
1869, die Allianz zwiſchen Frankreich, Defterreih und Italien ſchei— 
terte an der Klauſel wegen Roms. Das ift eine unleugbare That- 
fade. — — 

Der Kaiſer Napoleon meinte jedoch in den perſönlichen Schreiben des 
Kaiſers von Oeſterreich und des Königs von Italien die Gewißheit zu 
beſitzen, daß dieſelben in einem gewiſſen Augenblicke ohne Weiteres als Grund— 
lage für einen Vertrag dienen könnten, den man in wenigen Tagen abſchließen 
könnte. Die Thatſachen haben dies als einen ſchweren Irrthum erlennen laſſen; 
aber man muß anerkennen, daß das Verhalten der beiden Vertreter Oeſterreichs 
und Italiens in Paris, der Herren von Metternich und Nigra durchaus dazu 
angethau war, ben Kaiſer in ſolche Illuſionen zu verſetzen. Dieſelben gaben in 
Privatgeſprächen und vertraulichen Ergüſſen die höchſten Verſicherungen von den 
günſtigen Stimmungen ihrer Souveraine. Ihre häufigen und unmittelbaren Be— 
ziehungen zu den Tuilerien haben offenbar den Kaiſer und ſeine Umgebung irre 
geführt. Die frivolſten Motive mögen den Botſchafter bei dieſem intimen Berlebr 
dazu bewogen haben, dem Kaifer den Glauben beizubringen, daß bie Allianz mit 
den beiden Regierungen leichter zu erreichen fein würbe, als es in Wirklichkeit 
ber Fall war.] 

Der Eintritt des liberalen Minifteriums in Frankreih am 2. Januar 1870 
wurde in Italien als ein Aufgeben aller Kriegsgedanlen angejeben. Mit Defter- 
reih aber wurde die Intimität noch größer, der Gedankenaustauſch noch lebhafter, 
namentlich zur Zeit des Beſuchs des Erzherzogs Albrecht in Paris im Februar 
und März 1870. Die Unterhaltungen bezogen fich bejonders auf bie militärifchen 
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fragen. Der Kaifer hörte mehr zu als er fprad. Der General ?..... wurbe 
gleich darauf nach Wien gejandt, um die ftrategifhen Grundlagen des Krieges, 
fs er unvermeidlich werden jollte, zu erörtern. 

Die jpanifhe Berwidelung traf Frankreich wie ein Donnerfhlag inmitten 
kiner politiſchen Wanbelung. In diefer jchwierigen Yage fand der Kaifer bie 
Stunde gelommen, um die Tripleallianz zum Abſchluß zu bringen. Herr v. Beuft 
machte bei dieſer Gelegenheit Borjchläge wenig ernfler Art: er rietb, ben 
Srinzen von Hohenzollern ſich einichiffen zu laffen und ibn dann auf 
sifener See feſtzunehmen. Die Ereigniffe aber entwidelten fich über jebe 
Erwartung jchnell. 

In der zweiten Juliwoche nahm ber Kaijer die Berhandlungen von 1869 
wieder auf, und fchlug unter Berufung auf die Briefe der beiden Souveraine 
die Unterzeichnung eines Bertrags in brei Artikeln vor, welcher die bewaffnete 
Icon der drei Mächte jeftftellen follte. Dieſer VBertragsentwurf wurde nad 
Alorenz und nah Wien gefandt. Italien erklärte, daß es an einem Kriege zu 
Gunften Frantreihs nicht Theil nehmen könne, ohne ein bedeutendes italienijches 
Intereſſe, d. b. ohne daß der italienischen Nation eine Genugtbuung in Bezug auf 


Kom gegeben würde. — — Ein Schreiben des General Türr (ber zugleich 
Ungar und Italiener war) an den Minifter des Auswärtigen (aus Florenz vom 
7. Inli 1870) ſagte: — — „Kaum bier angelommen, babe ich mich mit ben Mi- 


niſtern in Beziehung gejetst. Ich mußte mich bald überzeugen, daß, wenn man Italien 
raih zum Handeln fortreifen will, etwas Erbebliches zu Gunften der Frage Roms 
xiheben muß. Könnte ber Kaijer nicht geheime Zufagen an den König vou 
Stafien gelangen laffen, damit diefer in der Yage wäre, feinem Bolfe zu jagen, 
daß die nationale Frage Italiens mit dem Kriege ihre volle Löſung finden jolle? 
Beun die Regierung die Nation bierüber berubigt, kann fie dieſelbe jofort gänzlich 
mit ih fortreifen.” — — 

Diejes Schreiben wurde, um jeden Berzug und jede Inbiscretion zu ver» 
büten, dur Madame Türr nad Paris befördert und am 29. Juli übergeben. 
Der General Türr war am 29. in Wien eingetroffen. Am 30. tbeilte ibm unfer 
Seandter in Wien, Prinz Yatour d'Auvergne die folgende Depejche mit: „Der 
Sms von Gramont an den Prinzen Yatour bAuvergne: Sagen Sie dem 
mal Türr — feinen Brief empfangen, — es ift uns unmöglid, das 
Geringfte für Rom zu thun. Wenn Italien niht marfhiren will, 
je mag es zu Hauje bleiben.“ 

König Victor Emanuel war perjönlihd in den beften Dispofitionen für 
Frankreich. Graf Beuft jagte in Paris und in Florenz, Defterreih werde nicht 
unterzeichnen obne Italien, und Italien könne nicht unterzeichnen, wenn es nicht 
in Bezug auf Rom befriebigt werde. — — 

Die Ereigniffe jchritten rafcher vor als die Verhandlungen. Der italienijche 
Unterhändfer kam in Paris am 1. Auguft au, als der Kaiſer ſchon nah Met 
abgegangen war und reifte ihm nad. Die franzöfijche Regierung, die eine rajche 
mulitäriihe Entwidelung nicht vorausſah, erhob eruften Widerjpruch gegen ben 
in Bien binzugefügten Artifel über die römijche Frage. -Der Bertrag nahm auch 
für Italien eine gewiffe Zeit für die Rüftungen in Ausficht. Auch Defterreich 
verlangte einige Wochen. Die erfte Hälfte des September wurde als der 
jrübefte Zeitpunkt für die Beendigung der Borbereitungen in Aus— 
jiht genommen. 

Der Kaijer in feiner Unentjchloffenheit machte unter Anderm auch geltend, 
daß der Vertrag jchlecht gefaßt ſei, und daß e8 bei der Uucorrectheit der Form 
nicht möglich fer, ihm zu unterzeichnen. Ih (Prinz Napoleon) erlaubte mir den 
Rath: „Unterzeihnen Sie, Sire, immerhin den Bertrag, wie er ift; benachrich 
tigen Sie Wien und Florenz telegrapbiih, daß Sie gezeichnet haben, um Ihre 
Serbündeten feft zu machen. Wenn wir fiegen, werden wir etwaige Aenderungen 
leicht erreichen Fönnen; werben wir bagegen befiegt, jo werden wir wenigftens 
dieſen Vertrag gefichert haben, — aber zeichnen Sie, ebe die Waffen entſchieden 
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baben.” — Der Kaijer jchrieb am 3. ag ur an den Minifter Gramont: „Un— 
enge der Vorſchläge von X und der Anftrengungen, gebe ih in Bezug auf 
om nicht nad.“ 

„Der italienifche Unterhändler mußte alſo neue Abänderungsvorjchläge mit 
nehmen: die daraus entftebenden Verzögerungen ſchienen unglüdlicher Weile bie 
franzöfiihe Regierung nicht bebenflih zu mahen, welche an ihre Kriegs- 
erfolge fo fiber glaubte, daß jie Italien und Defterreih nah bem 
erften Siege aub ohne Bedingung wegen Roms fortjureißen 
hoffte. Die allgemeine Auffajjung ber europäifhen Regierungen 
ermutbigte die Hoffnungen; jo groß war das militärifche Anſehen 
Frankreichs. 

Deritalienifhe Abgejandtereifte am 3. Auguftab: am 6. Auguft 
wurden die Schladten von Wörth und Saarbrüden verloren. Die 
einfache Nebeneinanberftellung dieſer Daten ift berebter als jede Betrahtung. — — 

Ich wurde von Chalons nah Italien geſchickt mit perfönlichen Inftructionen 
des Kaifers und einem militäriichen Auftrag des Marſchalls Mac-Mabon und 
fam am 20. Auguft in Florenz an. Ich follte pie bewaffnete Hülfe Italiens 
und Oefterreih8 verlangen; während Italien frei bleiben follte, 
in Rom zu tbun was eswollte. Abereswarzufpät, das Zugeſtändniß 
wegen Roms konnte nicht mehr wirken. Italien verlangte ſich mit Oeſterreich zu 
verftändigen, — Defterreich zögerte mit der Antwort. Die militäriſchen 
Nachrichten waren zu ungänftig, um die Erreihung militärischen 
Beiftandes möglih zu maden. 

Der 4. September fam beran und mit demſelben ſchwand ber 
lette Hoffnungsſchimmer einer bewaffneten Hülfe für Franl- 
reich. — 

Das ift die Wahrheit Über die Verhandlungen zwiſchen Frankreich, Defter- 
reih und Italien von 1868 bis 1870. Ich balte für unwahr was man über 
die von Preußen an Italien gemachten Zuſagen erzäblte. Als die Italiener am 
20. September 1870 in Rom einmarjdirten, waren fie ſehr zweifelhaft und un- 
rubig darüber, wie Preußen über Die Occupation urtheilen würde. Ein Zwiſchen— 
fall erklärt diefe Unficherbeit. Angefichts des drohenden Einmarſchs der Italiener 
batte der Papft an den König von Preußen gejchrieben, um jeine Hülfe zu er 
bitten. Das Schreiben des Papftes traf vor dem 20. September im Haupt 
quartier zu Ferrières ein, wo jedoch die militärijchen Aufgaben den deutſchen 
Minifterpräfiventen verhindern mochten, die Angelegenheit, jo wichtig fie war, bem 
König fofort vorzutragen. Es trat ein längeres Schweigen von Seiten Preußens 
ein, was bei den Jtalienern Unrube, in Rom Hoffnungen bervorrief. Man fiebt, 
daß Seitens des Papſtes alle Einflüffe zugleich angerufen wurben: er widmete 
dem unglüdlichen Frankreich jeine Gebete, während er gleichzeitig die Hülfe des 
fiegreihen Preußen nachſuchte. — — — 

Die erften Verhandlungen von 1868—1869 find an dem Einfluß der 
flerifalen Bartei gejceitert, die zweite Verhandlung im Jahre 1870 ift zu 
fpät aufgenommen worden, — die raſche Folge unferer Niederlagen bat 
jede Hülfe verhindert.” — — 


II. 


Entgegnung des Herzogs von Gramont in der Revue de 
France vom 15. April 1878. 


— — „Hinfihtlih der Unterbandlungen von 1869 ift gegen bie Darlegung 
des Artikels der „Revue des deux Mondes“ nichts einzuwenden. Es ift voll- 
fommen richtig, daß der König von Italien im fetten Augenblide auf der 
Räumung des päpftlichen Gebietes durch die franzöfiichen Truppen beftand und 
ber Kaifer Napoleon nicht im diejelbe willigen zu bürfen glaubte, weil damals 
ber Zuftand Italiens noch nicht genügende Bürgſchaften für eine treue Beob- 
achtung der Convention vom 15. September 1 bot, welde einen wirfjamen 
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Schub gegen alle Anichläge der revolutionären Partei bezwedte. Davon war 
eben ein ofjenbarer Beweis geliefert worden. Gleichwohl machte das Florentiner 
Cabinet aus der fofortigen Räumung bie conditio sine qua non ber Allianz, 
und das Wiener Cabinet, an deſſen Spite der Graf Beuft ftand, ſchien dieſe 
Forderung als gerecht anzuerkennen und gab ihr fogar feine eventuelle Zuftimmung. 
Fu Frankreich war man der entgegengejetten Anficht und der Bertrag von 1869 
wurde nicht unterzeichnet. Man machte damals beim Kaifer Napoleon große Ans 
firengungen, daß er den Papft fallen ließe; aber die feindlihen Kundgebungen, 
mwelbe in Italien gegen ben beiligen Stuhl bervortraten, ließen feinen Zweiſel 
über das Schidjal des Papfttbums, falls man daffelbe auf feine eigenen Kräfte 
angewiejen bätte. Die franzöfiihe Belagung von Rom zurüdzieben, bie ben 
Papſt feinen Feinden ausliefern, und wie innig bie franzöfiihe Regierung auch 
eine Allianz wünjchte, die volllommen ibren Imtereffen entſprach, wollte fie fie 
nicht um diefen Preis erfaufen. Geben wir aber zum Jahre 1870 über; denn 
bier wird unjere Darftellung von der „Revue bes deur Mondes“ abweichen. 

In der zweiten Woche des Juli war nicht ber Kaiſer in der Yage, bie 
Beiprehungen von 1869 wiederaufzunebmen, jondern Defterreih und Italien 
tamen aus eigenem Antriebe der Unterhbandlungentgegen. Sobald 
einmal der Krieg erklärt war, batte die Frage der Ränmung bes päpftlichen Ge— 
biets dur die franzöfiihen Truppen einen ganz anderen Charakter als zuvor. 
Das Schidjal des Papfttbums war thatfächlich an das Loos unjerer Waffen ge- 
bunden. Waren wir befiegt, jo verlor der heilige Stuhl feine letzte Stüte; 
fiegten wir, jo wurde unſer Schug um jo viel wirfjamer. Die Brigade, welche 
Eivitavechia bejett bielt, hatte nur einen moraliſchen Wertb als Borhut der 
franzöfiihen Armee für den Fall eines Angriffs, und als die ganze franzöfiiche 
Armee in einen jchweren Krieg verwidelt war, entſprach dieſes vereinzelte Corps 
nicht mehr den Anforderungen der Lage. Entweber mußte man vielmehr nad 
Rom eine ganze Armee legen, um bieje Stellung mit Gewalt zu behaupten, und 
dann eo ipso auf eine italienische Allianz verzichten, oder bie Brigade abberufen 
und fi mit Italien verbinden und dann von biejer befreundeten Macht die 
nötbigen moraliihen und politifhen Sicherheiten verlangen. Das leßtere allein 
war möglih und bie päpftliche Regierung felbft begriff es. Das Florentiner 
Cabinet war uns durch jeine gewinnende Haltung entgegeugelommen und bie 
Sprache des italienischen Minifters des Aeußern, welche ven Beifall der Kammer 
fand, berechtigte zu ben jchönften Hoffnungen. Demgemäß wurbe die Abberufung 
ber Brigade entichieden und der Kaifer vertraute in einem Handſchreiben dem 
König Victor Emmanuel das Schidjal des Papſtthums feiner Ehre und Yoya- 
Ittät an. Dieje perjünliche Abrede batte den Vortheil, die Sicherheit des heiligen 
Stubles unter die Gewähr des Königs felbft zu ftellen; aber anderjfeits ließ fie 
ein gewifjes Mißtrauen gegen bie italienifche Regierung erfennen, wofür fich bie 
Miniſter jehr empfindlich zeigten. In jeiner am 21. Juli gefchriebenen Antwort an 
den Kaifer gab der König Bictor Emanuel diefer Empfindlichleit Ausdruck und 
man fam überein, des Briefwechjels zwiſchen ven beiden Souveränen nicht weiter 
zu gebenfen und jchledhtweg zu der September» Convention zurüdzugreifen, in 
welcher bie italienijche Regierung ſich verpflichtete, das päpftliche Gebiet zu re- 
fpectiren und nötbigenfall® gegen jeden Angriff von aufen zu jchügen. Diejes 
Uebereinfommen follte in officiellen Depeichen niedergelegt werben, die man 
nötbigenfall® den beiderjeitigen Parlamenten unterbreiten würbe; damit aljo das 
Einvernehmen einen recht aufrichtigen Charakter trage, wurde verabredet, daß Die 
beiden Cabinette fih Die auszutauſchenden Depejchen zuvor im Entwurf mittheilen 
würden. Damit war das Hinderniß, welches einige Monate früher dem Abjchluß 
des von Defterreih und Italien vorgejchlagenen Allianzvertrages im Wege ftand, 
bejeitigt. 

Die Unterhandlung wurde von den beiden Mächten, denen die Sache ſehr 
eringend ſchien, jogleih wieder aufgenommen. Fürft Metternih und Graf 
Bitzthum für Defterreih, Graf Bimercati für ven König von Italien, traten 
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mit dem Minifter des Aeußeren zufammen und beipraden in einer erften Unter- 
rebung die Beltimmungen des Bertrages und ben Interventionsmobus. Der 
officielle Charakter der öfterreichifchen Bevollmächtigten ift unzweifelhaft, der bes 
Grafen Bimercati minder feftgeftellt, obgleich er dem Minifter des Aeußeren 
ein eigenhändiges Schreiben des Königs von Italien vorlegte, in welchem diejer 
ihn ermächtigte, in jeinem Namen zu jpreden; der Minifter benahm fich baber 
auch erft mit dem in Paris beglaubigten italienıihen Gejandten, Ritter Nigra, 
und bolte deſſen Zuftimmung ein. Es handelte fich einfach darum, den 1869 
vorgeichlagenen Zripel- Bertrag wieder aufzunehmen und gleich zu unterzeichnen. 
Dann jollten die beiden Bunbesgenoffen Frankreichs zunächſt diplomatiſch 
interveniren und, wenn bies erfolglos bliebe, ins Feld rüden. 
Für die biplomatiihe Einmifhung erörterte man zwei Syſteme. Nach bem erften 
jollte man einen Congreß vorichlagen, in welchem außer der ſchwebenden Streit- 
frage zwiichen Frankreih und Preußen auch die anderen Fragen bezüglich ber 
Nichtausführung des Prager Friedens zur Sprache gebradht werben 
follten. Die öfterreihiichen und itafieniihen Bevollmächtigten verbehlten ſich nicht, 
daf das berliner Cabinet einen Kongreß auf diefer Grundlage niemals annehmen 
würde, und man gab den Plan bald wieder auf. Das zweite Syftem, welches 
ber öſterreichiſche Botjchafter vorjhlug und die anderen Unterhändler annahmen, 
beftand in einer an Preußen zu rihtenden Forderung oder Somma- 
tion, es folle jih verpflidten, in Deutjhland ben status quo 
— auf Grundlage des prager Friedens aufrecht zu erhalten. 

ieſer Antrag ſollte von Oeſterreich und Italien geſtellt werden und in dem leicht 
vorauszuſehenden Falle einer Ablehnung ſollten die beiden Mächte 
ihre Allianz mit Frankreich erklären und ins Feld rücken. Der 
König von Italien erklärte ſich bereit, ſofort 60,000 Mann und nach einigen 
Wochen weitere 40,000 Mann, im Ganzen alſo für den Anfang 100,000 Maun, 
zu ftellen. Defterreichs Armeen jollten Anfangs September bereit jein. Die beiden 
Mächte follten zunächſt eine bewaffnete Neutralität annehmen, dann an Preußen 
die verabredete Sommation richten und, jo bald Preufen ablehnte, die Feind— 
feligleiten eröffnen. Die italienifhe Armee jollte die öſterreichiſche Grenze 
überjchreiten, in Baiern eindringen und auf Münden marjdiren, 
welches von 100,000 Italienern bejetst werben jollte. Die Defterreiherjollten 
ji in Böhmen befeftigen und den Italienern in Baiern die Sand 
bieten. Nachdem Alles ausgemacht war, ging Graf Bitstbum wieder nah Wien, 
und Graf Bimercati nah Florenz und Wien, um das Projeft zur Ausführung 
zu bringen. Hinfichtlih Roms war bis dabin von nichts Anderem, als von ber 
Räumung des päpftlichen Gebiets auf den Grundlagen der September-Convention 
bie Rede geweſen. 

Der General Türr befand fich Damals in Paris. Er batte feinen offi- 
ciellen oder officisfen Auftrag, interejfirte fich aber im feiner Eigenſchaft als 
Ehren- Adjutant des Königs Victor Emmanuel und vermöge feiner Sympatbien 
für die franzöfiihe Sache lebhaft an dem Zuftandefommen der Triple» Alltanz 
und bot feine Dienfte als Privatvermittler an. Er wurbe von dem Minifter am 
Abend bes 20. Juli empfangen und ging dann nad Florenz. Die Wahrheit zu 
geftehen, fahen bie italienischen Bevollmächtigten feine Einmiſchung nicht gern. 
Setzt trat zum erftenmale der Gedanke hervor, von Frankreich etwas mehr, als 
die Rückkehr zur September» Convention zu verlangen. Graf Beuft ergriff bie 
Snitiative in einem vom 20. Juli datirten, am 23. in Paris eingegangenen 
Briefe, deffen Inbalt in dem Sage gipfelte: „An bem Tage, da bie Fran» 
zoien bie päpftlihen Staaten verlafjjen, müjjen bie Italiener von 
Rechts wegen und mit Zuftimmung Defterreihs und Frankreichs in 
diefelben einrüden dürfen.“ Diefe neue Forderung bes Wiener Cabinets 
mußte in Paris einen um jo mißfälligeren Eindrud maden, je weniger man fie 
grade von dem Wiener Hofe, ber damit alle feine Weberlieferungen verläugnete 
und plöglih einen Act direkter Feinbjeligfeit gegen das Papſtthum anregte, er- 
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warten durfte. Der öſterreichiſche Botichafter jelbit konnte fein Bebauern und 
feine Ueberrafhung nicht verhehlen und erflärte ſich diefe Haltung des Wiener 
Cabinets nur aus gewiffen geheimen Schritten der Florentiner Regierung, welche 
wiederum von den italienischen Bevollmächtigten entſchieden abgeläugnet wurden.“ 

(Hier folgen längere Erörterungen über die römiſche Frage und bie Ber- 
bandlungen über biejelbe bis zum 30. Juli, — dann beißt es weiter:) 

„Zwei Tage jpäter (1. Auguf) fam Graf Bimercati von Wien wieder 
nah Paris mit einem Bertragsentwurf in vier Artikeln. Der Kaiſer von 
Defterreih und der König von Jtalien verpflichteten fi, ibre Land— 
und Seearmeen auf den Fuß der bewaffneten Neutralität zu ftellen, 
welhe auf Abrede und gleichzeitig in eine effective Cooperation zu 
Gunften Frankreichs verwandelt werben jollte. Die Bedingungen diejer 
Cooperation vor, während und nad dem Kriege waren gegenfeitig geregelt und 
in den erften Tagen des September jollte man, wie Defterreih ſchon 
mehrmals erklärt hatte, in's Feld rüden. Der Bertrag enthielt auch einen 
beionderen Artikel über Rom, kraft dejjen Oeſterreich Italien feinen Beiftand 
veriprab, um für die Regelung der römijchen Angelegenbeiten vortheilbaftere 
Bedingungen zu erwirfen, als diejenigen der September» Convention. Diejer 
Artifel wiederholte in einer weniger ausdrüdlicen, aber eben jo wirfjamen Form 
das früher bei Seite geſchobene Anfinnen. Der Bertrag wich übrigens wejentlich 
von dem erften ab, in jo fern er nicht mehr ein Vertrag zu Dreien, jondern 
eine Convention zwifchen zwei Mächten war, bie fich erft jpäter mit einer britten 
verbünben jollten. Das war denn auch die erfte Bemerkung, welcde fich dem 
Minifter des Aeuferen aufbrängte. Man antwortete, daß, da Frankreich ein 
kiegführender Theil geworden, ein Bertrag zu Dreien fofort die Eröffnung ber 
Feindfeligkeiten Preußens und vielleiht auch Rußlands gegen Defterreih und 
Italien nach fich ziehen würde. Man dürfe fi nicht angreifen lafjen, ehe man 
bereit wäre, ſondern müffe bis Anfang September warten dürfen. Darım hätte 
man eine bewaffnete Neutralität verabredet, welcher außerordentliche Zuftand alle 
Rüftungen rechtfertigte, ohne doch eine Kriegserflärung zu jein; um aber bei ung 
keinen Zweifel über den wahren Zwed des Bertrages auflommen zu laffen, bätte 
man ausdrüdlich hinzugefügt, daß dieſe bewaffnete Neutralität fi in eine effec- 
tive Cooperation zu Gunften Frankreichs umwandeln jollte. 

Nachdem er einige Stunden in Paris geweilt, ging Graf Bimercati nad 
Meg, um den Vertrag dem Kaifer zu unterbreiten. Einen oder zwei Tage darauf 
lam er von dort zurüd. Der Kaifer hatte zweierlei verlangt: 1) Daß der Augen» 
blid, da die bewaffnete Neutralität fih in einen effectiven Beiftand verwan— 
deln jollte, jogleih und zwar für einen naben Zeitpunkt feftgeftellt, und 
2) daß der Artikel, in welchem Defterreich- Italien jeine Unterftügung für bie 
Reviſion des Septembervertrags verſprach, geftrichen mwürbe. In der That hatte 
diefer Artifel nach ten in ben leßten vwierundzwanzig Stunden ausgetaujchten 
Erklärungen keine Berechtigung mebr. Am 28., alſo drei Tage vor ber Ankunft 
des Grafen Bimercati, hatte der franzöfiiche Gejandte in Florenz gejchrieben: 
„Herr Visconti«-Venofta erwartet die Ankunft des Grafen Vitzthum, um 
fih von den Vorſchlägen Defterreichs und den Bortheilen einer bewaffneten Neu- 
trafität einen richtigen Begriff zu machen. Er ift der Anficht, daß nad ben 
jüngften Erklärungen ein Uebereinlommen, in welchem das Wiener Cabinet feine 
unten Dienfte veriprab, um von uns wichtige Zugeftändniffe in der römifchen 
Frage zu ermwirfen, nicht von Belang und mithin überflüffig wäre.“ — — 

Nah einem mehrftündigen Aufenthalt in Paris kehrte Graf Bimercati 
nah Florenz zurüd, wo inzwiichen Graf Vitzthum mit ben Inftructionen des 
Grafen Beuft von Wien eingetroffen war. In diejer letten Phaſe der Unter- 
bandiung oder vielmehr der Abjafjung des Vertrages war der König Victor 
Emmanuel eifrig bemübt, die Sache zum Abſchluß zu bringen. Er beflagte den 
Verzug, welhen das Wiener Cabinet in die Action brachte, und jchien bereit, 
ſchon früher ins Feld zu rüden, wenn Defterreich ihm den Durchzug nach Baiern 
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geftatten wollte. Aber bie Defterreiher wandten ein, daß es ein offenbar frie- 
geriſcher und aljo mit der eigenen Eröffnung der Feinbieligkeiten gleich bedeutender 
Act wäre, wenn es ben italienifhen Truppen feine Südgrenzen öffnete. Das 
Gebiet des Kaiferftaates, jagten fie, Hößt an Preußen und Rußland 
und fie müßten ſich baber bei dem erften feinbjeligen Acte barauf 
gefaßt maden, angegriffen zu werben. Deshalb könne Defterreich- Ungarn 
feine halbe Mafregel ergreifen und nicht früber den Krieg erklären, ale 
bis e8 feine Rüftungen beendet hätte. Aus diefem Grunde müffe es fid, 
wie in dem Artikel des Vertrages geicheben, das Recht vorbehalten, im Einver- 
nehmen mit den beiden anderen Mächten den Augenblid feiner militärijchen 
Action zu beftimmen. Der Artikel über Rom bingegen wurde in Wien wie 
in Florenz fallen gelaffen und mithin aus dem Vertrage geftrihen, in bem er 
wohl auch nur als Verſuchsballon Pla gefunden batte. 

Sp weit waren die Dinge gebieben; die franzöfiichen Vertreter hatten die 
nötbigen Vollmachten erhalten und man erwartete von Stunde zu Stunde ben 
Abſchluß und die Unterzeichnung des Vertrages, als die für unjere Waffen 
unglüdlihen Kämpfe von Wörth und Weißenburg dazwiſchen ka— 
men. Das Minifterium trat am 9. Auguft zurüd und aller Wabr- 
jheinlihleit nah war von dem öſterreichiſch-italieniſchen Bertrage, 
ber jih in eine Tripel- Allianz verwandeln follte, nicht mebr die 
Rede; denn noch mehr mit dem Sieger als mit Frankreich batten 
Defterreih und Italien fih verbünden wollen. Bon der Miffion vom 
20. Auguft und den Berzichtleiftungen, die fie bezwedt zu haben jcheint, weiß ber 
Berfaffer diefer Darftellung nichts und kann er nichts jagen. Sie gebört ber 
Kriegsgeſchichte an und nicht der Politik. Wohl aber mußte conftatirt werben, 
daß die Allianzen des Kaijerreichs nicht durch die Schulb des heiligen Stuhls 
zertriimmert oder verhindert worden find. Sie wurden —7 durch 
unſere Unglücksſchläge, die uns in wenigen Tagen tief unter das 
Niveau herabbrachten, auf welchem die Allianzen gedeihen.“ 


7. Die Küſtungen. 


Aus dem Generaljtabswerfe „Der deutich=franzöfiiche 
Krieg 1870— 71." 


Die franzöfifhe Armee, ihr Operationsplan und ibr 
Aufmarid. 


„Gegen Mitte Juli 1870 betrug nad ben beften franzöfiihen Quellen bie 
Stärle des Heeres 567,000 Mann, wovon jedoch 230,500 Mann nicht für bie 
Felbarmee in Betradht famen, jo daß für diefe nur rund 336,000 Dann übrig 
blieben, eine Ziffer, die mit ben vom preußifchen Generalftabe vor dem Kriege 
gemachten Ermittelungen faft genau übereinftimmt. 

Der innere Zuftand der Armee frankte an manchen ſchwer wiegenben Ge- 
breden. — — — 

Durch den fteten Wechfel der Regierungsformen war biejenige Treue unb 
Anbänglichleit an ein angeftammtes Herrſcherhaus im Heer, wie in der Nation 
überhaupt verloren gegangen, welche in andern Ländern verderbliche Erſchütte— 
rungen der öffentlichen Zuftände abwenbet. Der franzöfiiche Offizier und jelbft 
ber gemeine Soldat dient dem BVBaterlande und bient ihm mit Hingebung und 
Aufopferung, aber an der wecjelnden Geftalt des Staatsoberhauptes hängt er 
nicht mit —* regen Pflichtgefühl, das in bedingungsloſer Anerlennung der 
Autorität alle ſeine Kräfte opfert. 

Wie die ganze Nation, ſo belebt auch den franzöſiſchen Offizier ein hohes 
und in vieler Beziehung gerechtfertigtes Selbſtgefühl, aber auch eine Unterſchätzung 
Anderer. Seine ganze Erziehung wirft darauf hin, ihm die Ueberzeugung bei— 
zubringen, daß Frankreich allen anderen Ländern weit voranfteht. Wenn ber 
Zögling der Militärjchule von St. Eyr die goldenen Säle von Berjailles burd- 
Ihreitet, jo erblicdt er jaft nur Schlachtgemälde, und in allen find die Franzoſen 
die Sieger. Im langen Reiben fteben die Helben, welche die Oriflamme, das 
Lilienbanner, ven Aoler oder die Trikolore, immer aber die Zeichen Frankreichs 
nad den Hauptftäbten beinahe aller Yänder getragen haben. So wird bie fran- 
zöſiſche Kriegsgeſchichte, eine Gejchichte ununterbrohener Triumphe, ein Helben- 
gebiht, in welchem Mißerfolge nur durch Nebenumftände oder durch Verrath zu 
erklären find. Die Wahrheit zu fuchen lohnt nicht der Mühe, fie auszufprechen, 
wäre unpatriotifh. Kein Wunber alfo, wenn ber junge Offizier fi wenig um 
das Ausland, um deſſen Sprache, Einrichtungen und Zuftände befümmert. Man 
bat in Frankreich faum eine Ahnung gehabt von dem Umſchwung, den zwei Felb- 
züge in ber Gefinnung der deutſchen Völkerſtämme bewirkt hatten, von ibrem 
nicht mebr befiegbaren Gefühl der Zufammengebörigfeit und man ift volllommen 
überrafht gewejen, einen ebenbürtigen Gegner zu finden. Nur wenige Harer 
blickende Dänner glaubten won ben Heereseinrihtungen des Auslandes etwas 
für ſich ſelbſt brauchen zu können. — — 
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Der Plan für die Verwenbung ber Streitfräfte bei einem Kriege gegen 
Deutihland dürfte jchon jeit Jahren Gegenftand von Beratbungen gewejen jein, 
auch hatte man einzelne Verfuche gemacht, ſich Kenntniß von ben geographiſchen 
und ftatiftiichen Verhältniſſen jenfeit der eigenen Landesgrenze zu vertan. — — 
‚ Eine in ber zweiten Hälfte des Krieges erſchienene und dem Kaiſer Napoleon 
jelbft zugejchriebene Brochüre dürfte das MWejentliche des jchließlih angenommenen 
Planes enthalten. Nach dieſer wäre ber franzöfiihen Heerführung die große 
Ueberlegenheit nicht verborgen gemwejen, welche ba® vereinigte Deutſchland ben 
Streitlräften Frankreichs entgegenzuftellen vermochte. Bon ber Anficht ausgebend, 
daß die Zahl ber wirklichen Kämpfer im freien Felde niemals die Hälfte der 
Gejammt » Heeresftärke überrage, glaubte man bie auf dem Schlachtfelde verwend- 
baren beutihen Streitfräfte auf 550,000 Mann, die eigenen auf 300,000 Dann 
berechnen zu follen. 

Aber diefe faft doppelte Ueberlegenheit des Gegners hoffte der Kaiſer durch 
die Schnelligkeit der Bewegungen nicht nur gut zu machen, jondern aud das 
Berhältniß zu feinen Gunften umzugeftalten. Die Bedingung bierfür war, daß 
e8 ihm gelänge, den Rhein in feinem oberen Laufe überrafhend zu überjchreiten 
und dadurch Süd- und Norbbeutichland von einander zu trennen. 

Preußen berechnete man mit einer Wehrkraft von 350,000 Kombattanten, 
und als Ergebniß eines erften Erfolge wurbe ber Anſchluß Defterreichs und 
Italiens erwartet. 

Seinem Plane gemäß, von welchem ber Kaifer in Paris nur den Mar- 
ihäflen Mac Mahon und Leboeuf Mittheilung machte, jollte die erfte Con— 
centration ber Armee mit 150,000 Mann um Met, mit 100,000 Mann bei 
Straßburg und mit weiteren 50,000 Dann im Yager von Chälons erfolgen. 
Alsdann war beabfichtigt, die Armee von Met näher an die von Straßburg 
heranzuziehen und in einer Stärle von 250,000 Mann den Rhein bei Marau 
zu überjchreiten. 

Nachdem man hierauf bie ſüddeutſchen Staaten zur Neutralität gezwungen, 
jollte die preußifche Armee aufgefucht und befämpft werten. Während dieſer Ope— 
rationen fiel dem aus dem Lager von Chälons auf Met dirigirten Rejervecorps 
die Aufgabe zu, den Rüden der Armee zu bdeden und die Norboftgrenze zu über- 
wachen. Gleichzeitig erwartete man, daß das Erjcheinen ber Flotte im Baltifchen 
Meer einen Theil der feindlichen Kräfte zur Sicherung der Küften feftbalten werde. 

Allerdings bafirte der jo aufgeftellte Plan auf ber richtigen Anfchauung, 
daß die Ueberlegenbeit des Gegners nur durch Schnelligkeit der Bewegung aus- 
zugleihen jei, aber man täufchte ſich über die Verhältniſſe Süd- und Nord— 
beutichlands, wie man bie Selbſtthätigkeit und bie Ziffer der preußifchen Streit» 
fräjte unterſchätzte. Letzteres war um fo auffallenver, als man wifjen mußte, 
daß Preußen bereits im Feldzuge von 1866 etwa 350,000 Mann ins Feld ge- 
führt, und daß feine Streitkräfte ſeitdem eine nicht unbeträdhtlihe Vermehrung 
erfahren hatten. 

Fernerbin aber verlfannte man, wie wenig gerabe bie franzöfiiche Armee in 
ihrem damaligen Zuftande für jchnelle Eröffnung des Feldzuges und rapide 
Führung ber Operationen befonders geeignet war. 

Die ſchwächſte Seite der franzöfiichen Heeresorganifation war der langjame 
und jchwerfüllige Uebergang der Armee von den Friedensverbältniffen auf ben 
Kriegsfuß. Dies zwang zu ſich überftürzenden und verıwirrenden Maßregeln bei 
ber Mobilmahung, deren nachtbeilige Folgen für die Armee gleich bei Eröffnung 
des Krieges überaus verhängnißvol wurden. Während in Deutjchland im Hinblid 
auf den nah allen Seiten hin grünblic vorbereiteten und bewährten Mobil- 
mahungsplan ftreng an dem Grundfag feftgehalten wurde, die Mobilmachung 
jedes einzelnen Zruppentbeils an Ort und Stelle orbnungsmäßig durchzuführen, 
bevor man mit der Konzentrirung und dem Eijenbabntransport nach der Grenze 
begann, wurben in Frankreich die einzelnen, noch dazu meift neu zu formirenden 
Corps in unfertigem Zuftande nad der Grenze vorgeſchoben, noch bevor fie ihre 
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Reſerven, Trains ꝛc. erhalten hatten. Die franzöfiihen Streitkräfte, obichon früher 
bi8 gegen die Grenze vorgeihoben, als die beutichen, wurden demungeachtet erft 
viel ſpäter volllommen gebrauhsfähig, jo daß, als bie beutiche Offenfive mit 
volftändig Friegsgeorbneten Armee - Corps und Armeen begann, die franzöfiichen 
Corps zum größten Theil noch in ber Formation und Kriegsausrüftung begriffen waren. 

Die franzöfiihe Diplomatie hätte den Ausbruch des Konfliftes verzögern 
Binnen, bis man zum Schlagen bereit war; aber fie erflärte den Krieg, noch 
bevor die Regierung in der Yage war, dieſer Erklärung unmittelbar Folge zu 
geben; und jo geihab es denn nachmals, daß die Streitkräfte Frankreichs, noch 
ebe fie völlig verfammelt und zu Offenfiv- Operationen bereit waren, von ben 
beutihen Armeen auf eigenem Gebiet angegriffen wurden. Diejen auf Unfenntniß 
des Gegners ſowohl, als der eigenen Kraft und Bewegungsfähigkeit bafirten fran- 
zöfiihen Planen gegenüber hatte nun bie deutjche Heeresleitung jhon jeit Jahren 
die Grumbideen jeftgeftellt, welche unter ben gegebenen Berhältniffen die Bafis 
ihrer Operationen gegen Frankreich werben jollten.“ 


Die deutſchen Armeen. 

„Bei der in Frankreih herrſchenden Aufregung war die preußiiche Regierung 
nicht im Zweifel gewejen, daß jede in die Deffentlichleit hinaustretende Vorbe- 
reitung gegen Kriegsgefahr den Krieg jelbft unausbleiblih herbeiführen würde. 
Man wußte, daß * ſeit längerer Zeit eine große Thätigleit im franzöſiſchen 
Kriegs - Minifterium berrichte, dab bereits Vorbereitungen für Eifenbahntransporte 
getroffen und bedeutende Borräthe an Fourage beſchafft waren. 

Auf deutſcher Seite war jede partielle Maßnahme, jelbft die Armirung ber 
Feftungen, bisher unterblieben. Man wollte gar nicht oder vollftändig rüfen 
und hatte das Bertrauen, bei der Ordnung, welde in allen militä- 
tiiben Zweigen herrſchte, damit nidht zu jpät zu kommen. Erft als 
im Laufe des 15. Juli die Gewißheit gewonnen war, daß in Frankreich ein Ein» 
berufen von Rejerven und Mobilgarden tbatjächlich ftattfinde, auch in den Häfen 
die Kriegsflotte ausgerüftet werde, erfolgte in der Nacht zum 16. die Mobil» 
madungsordre und zwar für das geſammte norddeutſche Heer. 

Aber Preußen und der Norddeutihe Bund follten im bevorftehenden 
Kampfe nicht allein ftehen. Die Gefahr, welche durch das Vorgehen des alten 
Erbieindes für ganz Deutſchland drohte, fand von dem Moment an, wo Frank— 
reich nah dem Rüdtritt des Hobenzollernfchen Prinzen die Angelegenheit für noch 
nicht erledigt erklärte, alljeitig ihre volle Würdigung. 

Ganz Deutjchland trat unter die Waffen, vom erften Moment jeiner Be- 
drobung an geeint, wie nie zuvor. 

Benn ber Krieg auch unerwartet zum Ausbruch kam, jo wurben bie beut- 
ihen Armeen dennoch durch denjelben nicht überrajht. Die Erfahrungen bes 
Feldzuges von 1866 waren von feiner der damals kriegführenden Mächte unbe» 
rüdfihtigt gelaffen worben und ein alljeitig veges Streben hatte theilmweije zu 
neuen Organifationen, überall aber zu vielfachen: Berbefferungen geführt.“ 

(Der Generalftab giebt bier eine Ueberfiht der Berbefferungen, welde im 
Norbdeutihen Bunde, jowie in Bayern, Württemberg und Baden im mehr oder 
minder engen Anjchluffe an bie norddeutſche Heereseinrichtungen eingeführt waren, 
— und fährt dann fort:) 

„Allen biejen Bemühungen ber verbündeten Staaten verdankte Deutichland 
die Aufftellung einer Streitmadt, wie in Stärke und einheitlicher Ausbildung 
bis dahin noch feine Nation fie zu verwirklichen vermocdt hatte. — — 

Nah erfolgter Mobilmahung zählten die Streitkräfte des Norddeutſchen 
Bundes ohne Stäbe, Offiziere: 

bie Feldarmee 385,000 Mann Infanterie, 48,000 Mann Kavallerie und 
1284 Geſchütze, 
die Bejagungstruppen 115,200 Mann Infanterie, 7200 Dann Kavallerie, 
34,600 Mann Feftungs» Artillerie und 162 Geſchütze, 
7* 
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die Erfagtruppen 122,500 Mann Infanterie, 15,200 Mann Kavallerie unb 

246 Geſchütze. 

Die Berpflegungsflärle nah einer Berechnung im Monat Auguft 1870 
betrug 982,064 Mann mit 209,403 Pferden. 

Die Gefammtleiftung Bayerns ftellte ſich nach berjelben Berechnung auf 
128,964 Mann und 24,056 Pferde, — die Gejammtftärte Württembergs auf 
37,180 Mann und 8876 Pferde, die Badenſchen Truppen auf 35,181 Mann 
und 8038 Pferde. 

Die Totalfumme ber beutjhen Streitfräfte im Monat Auguft nach ber 
Berpflegungsftärte war baber (mit Ausnahme ber Marine) 1 Million unb 
183,389 Mann mit 250,373 Bferben.“ 


General Moltkes Feldzugsplan. 


„Zu ben Aufgaben des Generalftabes im Frieden gehört es, für alle wahr- 
ſcheinlichen kriegeriſchen Eventuafitäten die Gruppirung unb ben Transport ber 
Truppenmaffen in detaillirtefter Weije zu bearbeiten, und bie Entwürfe dafür im 
Voraus bereit zu balten. 

Bei dem Aufmarjche einer Armee kommen bie vielfeitigften politifchen und 
geographiihen Erwägungen neben den militärifhen in Betracht. Fehler in ber 
urfprünglihen Berfammlung ber Heere find im ganzen Berlauf der Felbzüge 
faum wieder gut zu machen. Alle diefe Anordnungen aber laffen ſich lange vorher 
erwägen und — bie Kriegsbereitichaft der Truppen und die Organifation bes 
— vorausgeſetzt — müſſen fie zu dem beabſichtigten Refultat 

ren. 

Kein Operationsplan kann mit einiger Sicherheit über das erfte Zufammen- 
treffen mit der feindlichen Hauptmacht binausreihen. Nur der Laie glaubt im 
dem Berlaufe eines Felbzuges bie woraus geregelte Durchführung eines in allen 
Einzelheiten — und bis an das Ende eingehaltenen urſprünglichen 
Planes zu erblicken. Gewiß wird der Feldherr ſeine großen Ziele ſtetig im Auge 
behalten, unbeirrt darin durch die Wechſelfälle der Begebenheiten, aber die Wege, 
auf welchen er fie zu erreichen hofft, laſſen ſich weit hinaus nie mit Sicherheit 
vorzeichnen. 

Die detaillirten Borfchläge für die Berfammlung aller deutſchen Streit- 
kräfte im Fall eines Krieges gegen Frankreich und für Aufftellung und Gliederung 
der einzelnen Armeen, als Bafis jeber weiteren Operation, finden wir nieber- 
gelegt in einem Memoire des preußiichen Generalftabes, welches ſchon vom Winter 

868 — 69 datirt. 

Als nächſtes Operationsziel wirb in demſelben bezeichnet, „bie Hauptmacht 
bes Gegners aufzuſuchen und, wo man fie findet, anzugreifen.” Bei diefem ein- 
fahen Plan wird jedoch auf die Schwierigleit hingewieſen, welche aus ber Hand» 
babung der dafür erforderlichen „jehr großen Maſſen“ erwächſt; und als leitender 
Gedanke, jhon von ben erften Bewegungen an, läßt fich unfchwer das Beftreben 
erkennen, die feinblihe Hauptmacht in nördlicher Richtung von ihrer Berbindung 
mit Baris abzubrängen. 

Das Memoire des Generals von Moltke prüft zunäcft die Stärlever- 
bältniffe der beiberjeitigen Feldarmeen. Indem bierbei von ber Annahme aus- 
gegangen wird, baf in Folge der Transport» und vielleicht auch politifcher Ver— 
bältniffe Norbdeutichland zunächſt nur über 10 Corps verfügt, werden diefelben 
auf 330,000 Daun beziffert, welchen Frankreich im erften Augenblid nur 250,000, 
nach Einreibung feiner Rejerven aber 343,000 Dann entgegenftellen werde. 

Diejes anfänglide Stärleverbältniß mußte bebeutend zu unjeren Gunften 
umjchlagen, wenn bie ſüddeutſchen Staaten gleichfalls am Kriege Theil nahmen, 
oder wenn demnächſt auch nur bie 3 noch disponiblen Reſerve-Corps und einige 
der zu formirenden Landwehr» Divifionen aus Norbdeutichland rechtzeitig heran- 
gezogen wurden. 

„Es leuchtet ein,“ jagt das „Memoire,“ „wie wichtig es ift, bie Ueberlegen- 
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beit auszunugen, welde wir gleich anfangs, allein ſchon in ben norbbeutichen 
Kräften beſitzen.“ 

„Dieje wird am entſcheidenden Punkte noch wejentlich gefteigert werben, 
wenn die Franzofen fi auf Erpebitionen gegen bie Norbjee- Küfte oder nad 
Süddeutſchland einlaffen. Zur Abwehr der erfteren find bie ausreichenden Mittel 
im Lande verblieben. In Betreff der legteren Operationen hatten bereits früher 
Beiprehungen zu Berlin mit den Bertretern der ſüddeutſchen Kontingente ftatt- 
—— Man batte ſich —— daß bei direkter Vertheidigung bes oberen 

beins und bes Schwarzwalbes Norddeutſchland eine wirffame, unmittelbare 
Hülfe im erften Augenblid, ſchon ber Entfernung nach, nicht zu leiften in ber 
Yage fei, daß eine weit größere Sicherung des deutſchen Südens aus der Ber- 
einigung aller Streitkräfte am mittleren Rhein erwachje, welche von bort, jei e8 
auf dem rechten ober bem Tinten Ufer, offenfiv in die Flanke der feindlichen In- 
vofion vorgingen und biefe nothwendig jehr bald zum Stehen ober zur Umlehr 
jwingen mußten. 

Es verdient ausbrüdlich hervorgehoben zu werden, daß bie fübbeutichen 
Fürften, dieſen Anfichten beipflichtend, im Hingebung an die gemeinfame Sache 
und im Bertrauen auf die obere Heeresleitung nicht zögerten, das eigene Landes— 
gebiet von ihrer altiven Militärmacht zu entblößen, um fie dem norddeutſchen 
Heere unmittelbar anzureihen. Um jo jchwerer wog dabei die Verpflichtung, welche 
der Norden übernahm.” 

Das, wie bereits bemerkt, im Winter 1868/69 niebergelegte Memoire ent- 
widelte fodann vollftändig den Plan zu ben Operationen auf dem erften Kriegs⸗ 
theater zwijchen der Saar und Straßburg, wie berjelbe im Sommer 1870 un- 
verändert Die Grundlage für die bei dem plößlich entbrennenden Kriege zunächft 
zu treffenden Anordnungen gebildet bat. 

In der Borausfegung ihrer Gutheißung waren bie Vorarbeiten in jeber 
Richtung bis in das lette Detail fortgeführt, und als der König beim Eintreffen 
in Berlin die Genehmigung ertheilte, war nur erforderlich, das Datum bes erften 
Mobilmachungstages in die, von der Eifenbahn- Abtheilung im Generalftabe für 
eben einzelnen Xruppentbeil ausgearbeiteten, Marſch- und Fahr» Tableaur ein- 
fügen und jo den Transport beginnen zu laffen. 

Bereits unter dem 18. Juli befahl Se. Majeftät der König die Bildung 
der einzelnen Armeen in ber vorgejchlagenen Weiſe, deren Ober» Kommandos 
gleih nach erfolgter Konzentration ın Wirkſamkeit traten. 

Im preußiihen Generalftabe hatte man die in Frankreich ftattfindenben 
Formationen mit jolher Sorgfalt aufmerkſam verfolgt, daß ſchon am 24. Juli 
eine von dem Major Kraufe zufammengeftellte Orbre de bataille der franzöſiſchen 
Armee zur Keuntniß der deutſchen Armeen gebracht werden konnte, welche jpäterhin 
zur vollftändigen Richtigkeit nur unmwejentliher Korrekturen bedurfte.“ 


8. Der Krieg, 


Bis Sedan. 


1870. 2. Auguft. Armeebefehl ded Könige. 


Ganz Deutſchland fteht einmüthig in den Waffen gen einen Nach⸗ 
barftaat, der ung überrafhend und ohne Grund den Krieg erflärt hat. 
Es gilt die Vertheidigung des bedrohten Baterlandes, unferer Ehre, des 
eigenen Heerdes. Ich übernehme heute das Commando über die gefammten 
Armeen und ziehe getroft in einen Kampf, den unjere Väter ın gleicher 
Lage einft ruhmvoll beftanden. Mit Mir blidt das ganze Vaterland ver- 
trauensvoll auf Euch. Gott der Herr wird mit unferer gerechten Sache fein! 


Mainz, den 2. Auguft 1870. Wilhelm. 


4. Auguft. Weißenburg. 
6. Auguft. Wörth. 
6. Auguft. Spicheren. 


Die Eindrüde und Folgen der Niederlagen in Frankreich. 


Erfte Depeichen des Kaifers. 
Met, 6. Mitternacht. 
„Mac-Mabon hat eine Schlacht verloren. Froffard ift an der Saar 
emo worben, ſich zurüdzuzieben. Der Rüdzug vollzog fi in guter Ordnung. 
8 fann noch Alles wieder gut werben.“ 


Paris, Sonntag 7. Auguft, Nachmittags. 
Aus Mes, Sonntags 8, Uhr Morgens, wird officiell gemeldet: „Um uns zu 
unterftüßen, ift es nöthig, daß Frankreih und Paris einträchtig bereit find, ihrem 
Patriotismus die größten Anftrengungen aufzuerlegen. Hier verliert man weder Kalt- 
blütigleit noch Vertrauen; bie Probe, auf die wir geftellt werben, ift ernft, aber 
fie gebt nicht über das hinaus, was der Patriotismus der Nation leiften kann.“ 


Proclamation der Kaiferin - Regentin. 

„Franzoſen! Der Beginn des Krieges ift für uns ungünftig gemelen. 
Unjere Waffen haben eine Niederlage erlitten. Seien wir biefem Unfall gegen- 
über feft und beeilen wir uns, ihm gut zu machen. Möge es unter uns nur eine 
Partei geben, ber alle Franzofen angehören; nur eine Fahne — bie unferer natio- 
nalen Ehre — möge uns voranwehen. Ich komme in Eure Mitte. Treu meiner 
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Miſſion und meiner Pflicht, werbet Ihr mich ala bie Erfte bei jeder Gefahr 
ſehen, wo e8 gilt, die Fahne Frankreichs zu vertheibigen. Ich beſchwöre alle 
guten Bürger, die Drbnung aufrecht zu erhalten. Diejelbe ftören, wäre nichts 
Anderes, ald mit unjeren Feinden zu confpiriren. 

Gegeben im Palaſt der Tuilerien, 7. Auguft, 11 Uhr Vormittags. 

Eugenie.” 
Proclamation des Minifteriums, 

„Franzoſen! Wir haben Euch jetzt die volle Wahrheit gejagt, jetst ift es an 
End, Eure Pflicht zu tbun. Ein und derjelbe Ruf möge von allen Franzofen 
von einem Ende Frankreichs bis zum andern tönen. Möge das ganze Volkl fich 
erheben in Hingebung, um großen Kämpfen Stand zu balten. Cinige unferer 
Regimenter find unterlegen, unfere ganze Armee ift noch nicht befiegt. Derjelbe 
Hauch der Unerfchrodenbeit bejeelt fie noch immer. Seben wir ber jett von 
glüdlihen Erfolge begleiteten Kühnbeit bes Gegners Zähigkeit entgegen, welche 
die Geihide beberriht. Ziehen wir uns auf uns ſelbſt zurüd und mögen bie 
„Eroberer“ gegen einen Wall von menſchlichen Leibern anftürmen. Wie es im 
Jahre 1792 und wie es bei Sebaftopol gewejen, fo mögen auch jett unſere 
Niederlagen nur eine Schule der Siege fein. Es wäre ein Verbrechen, auch nur 
äinen Augenblid an ber Wohlfahrt des BVBaterlandes zu verzweifeln unb noch 
mehr, nicht zur derfelben beizutragen. Bleibt aufrecht alfjo! Aufrecht! Und Ihr 
Einwohner des Centrums, des Nordens und des Südens, auf denen nicht Die 
Bürde des Krieges laftet, eilet mit einmüthigem Elan Euren Brüdern im Often 
zu Hülfe. Möge Frankreich, das in Erfolgen einig gewejen, noch einiger fein in 
der Zeit der Prüfungen. Gott ſegne unjere Waffen!“ 


Aus dem „Journal officiel“ vom 8. Auguft. 


„Es giebt im Leben der Völler feierlihe und entjcheidende Stunden, wo 
Eott ihnen Gelegenheit giebt, zu zeigen, was fie find und was fie vermögen. 
Ein folder Augeublid ift für Frankreich gelommen! Mean bat oft gemeint, daß 
de große Nation, fo unerjchroden fie im Anftürmen fei, doch jchwere Unglücks— 
Ale nicht zu ertragen wiffe. 

Was fih jet vor unfern Augen vollzieht, ftraft diefe Verleumbung Lügen. 
Le Haltung ber Bevölkerung zeigt feine Entmuthigung, fondern eine patriotifche 
Suth gegen die Angreifer Frankreichs, welche bier ihr Grab finden follen. 

Ale Franzojen werden fih wie ein Mann erheben! Sie gedenken ihrer 
Borfahbren und Derer, die nach ibnen fommen. Hinter ihnen liegen Jahrhunderte 
des Rubmes, vor ihnen eine Zukunft voll Freiheit und Macht, die ihr Herois- 
mus ſchaffen ſoll! Niemals bat Frankreih in gleih großer und impofanter 
Beile den edeln Stolz und die Kraft des National» Eharacters gezeigt. Boll 
Entbufiasmus ruft Alles: Auf zu den Waffen, fiegen ober fterben! 
Während unfere Soldaten heroiſch den Boden des Vaterlandes vertheibigen, 
it Europa mit Recht voll Unruhe über die Erfolge Preußens. Man weiß nicht, 
wie weit der Ehrgeiz biefer unerfättlihen Macht gehen könnte, wenn ein befini- 
tier Triumph fie noch mebr anſtachelte. Es ift ein unveränberliches Geſetz ber 
Geſchichte, daß jedes Volk, welches durch außergewöhnliche Erfolge das allgemeine 
Gleichgewicht ftört, gegen feine Siege eine Reaction wach ruft und alle andern 
Voller fih zu Feinden macht. Es kann nicht fehlen, daß diefe Wahrheit auch 
jegt wieder durch die Thatſachen beftätigt wird. 

Wer ift denn überhaupt intereffirt an ber Herftellung eines deutſchen Reichs, 
wer faun benn überhaupt wünſchen, daß die Nord» und Oftfee ein preußifcher 
See würden ? 

It es vielleicht Schweden, Norwegen und Dänemark, welche der Triumph 
Preußens vernichten würde, ober ift es etwa Rußland, weldes mehr als eine 
andere Macht Intereffe bat, das Gleichgewicht des Nordens gegen bas Bor- 
drängen des Germanenthbums zu wahren? 
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Iſt es vielleiht England, welches als große Seemadt, als Schüter Däne- 
marks ſich weiteren Fortjchritten der preußiihen Marine entgegenftelen muß? 
Iſt es vielleicht Holland, welches bereits lange genug durch die Intriguen Bis- 
marcks bebrobt war. 

Was Defterreich betrifft, jo würde bie Wieberherftellung eines beutfchen 
Reiches unter dem Haufe Hobenzollern der gefährlichſte Schlag nicht nur für die 
Dynaftie Habsburg, fondern überhaupt für die Eriftenz einer auftro » ungariichen 
Monardie fein. Preußen würde ficherlich verfudhen, dem Wiener Cabinet Ber- 
fprehungen zu maden, aber man weiß, welcher Glaube dem Worte Bismard’s 
beizumefien ift. Eine angeblihe Garantie, welcher Art fie auch fein möge, Fönnte 
niemals ftärfer fein als die Bande, welche Preußen mit bem ehemaligen deutſchen 
Bunde verknüpften, und welche Preußen, boch ohne jeiner Verpflichtungen ein- 
gebenf zu fein, in fo gewaltthätiger Weiſe zerriffen hat. 

Ein befinitiver Triumph der Hohenzollern wäre für Italien nicht minder 
traurig als für Defterreih. Ein beutiches Reich würde fih um jeben Preis 
Küftenlänter zu verfchaffen fuchen und zwar im Süben wie im Norben. Es 
würde nach dem Befite Venedigs, Triefts, Amfterbams ftreben. Die Regene- 
ration Italiens würde gefährdet fein. 

Wir appelliren an bie Regierungen unb an bie Völfer Europas, um 
Europa dem preußifchen Defpotismus zu entreißen, um uns, fei es durch Allianzen 
oder durch Spmpathien, bei der Wahrung des europätfhen Gleichgewichts zu 
unterftügen. Für England, Dänemark, Schweben liegen ſchon Anzeichen vor für 
eine folhe Wendung. Defterreih und Italien rüften bereits. Unfer Batriotis- 
mus ift allen Sefabren gewachſen. Je ernfter bie Umſtände jein werben, befto 
größere Energie wird die Nation entfalten.“ 


Sturz des Miniſteriums Dllivier. Minifterium Palifao. 


Einmarſch der deutjhen Armeen in Franfreich. 


11. Auguft. Proclamation an das franzöfiihe Volk. 


Hauptquartier Saarbrüden vom 11. Auguft. 

Wir Wilhelm, — von Preußen, thun den Bewohnern der 
durch die deutſchen Armeen beſetzten franzöſiſchen Gebietstheile zu wiſſen, 
was folgt: 

Nachdem der Kaiſer Napoleon die deutſche Nation, welche wünſchte 
und noch wünſcht, mit dem franzöſiſchen Volke in Frieden zu leben, zu 
Waſſer und zu Yande angegriffen hatte, habe ich den Oberbetehl über die 
rein Armeen übernommen, um diefen Angriff zurücdzumeifen; ich bin 
dur die militairiſchen Ereigniffe dahin gefommen, die Grenzen Frank— 
reichs zu überjchreiten. 

Ih führe Krieg mit den frangöfiihen Soldaten und nicht mit den 
Dürgern Frankreihs. Diefe werden demnah fortfahren, einer vollfoms 
menen Sicherheit ihrer Perjon und ihres Eigenthums zu genießen und 
zwar’ fo lange, als fie mich nicht felbft durch feindliche Unternehmungen 
gegen die deutichen Truppen des Rechts berauben werden, ihnen meinen 

Hug angedeihen zu laſſen. 
Die Generale, melde die einzelnen Corps commandiren, werden 
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durch beiondere Beftimmungen, welche zur Kenntniß des Bublitums werden 
gbraht werden, die Maßregeln feftjegen, welche gegen die Gemeinden oder 
gegen einzelne Perjonen, die ſich in Widerfpruch mit den Kriegsgebräuchen 
ksen, zu ergreifen find; fie werden im gleicher Weiſe Alles, was ſich auf 
die Requifitionen bezieht, feftjegen, welche durch die Bedürfniffe der Truppen 
als nöthig erachtet werden, fie werden auch die Coursdifferenz zwiſchen 
deuticher und franzöfifcher Währung feftftellen, um jo den Einzelverfehr 
joiihen den Truppen und den Bewohnern zu erleichtern. 


Wilhelm. 


Die Answeifung der Dentihen aus Frankreich. 


2. Juli. Circular bes Minifters des Innern an bie Präfecten. 


„Eine gewiffe Anzahl deutſcher in Frankreich wohnender Unterthanen ift 
um Dienft der Reſerven oder ber Landwehr in ihre Heimath zurüdgerufen 
merden. Ich tbeile Ihnen die im Betreff verfelben ſeit der Kriegserllärung ge- 
haften Beichlüffe mit. 

Es darf ihnen nicht geftattet werben, Frankreich zu verlaffen, 
am gegen bafjelbe bie Waffen zu tragen. Sie werben dbajelbftden 
Schutz der Geſetze und der Ihrigen finden, wenn fie fortfahren, 
ih deifen würdig zu zeigen. 

Geben fie fich aber im Gegentbeil Manövern oder Unternehmungen gegen 
die Sicherheit des Staates hin, jo würde es Ihre Pflicht fein, fie daran zu ver- 
findern und Sie würden Sorge tragen, mir Rechenſchaft darüber abzulegen.“ 


D. Auguſt. Aus dem gejfeßgebenben Körper. 


Die Erklärung des Minifters des Innern, Chevreau, daß man anfänglich 
de Ibreife der Deutichen verhindert habe, um dem Feinde feine Streitkräfte zu- 
menden, daß man aber ſodaun in letterer Zeit mit ber maſſenhaften Aus- 
zefung thätig vorwärts fchreite, veranlaßten den Marquis de Piennes zu fol 
gader Anfrage: „Ich erjuche ben Minifter des Innern, das Wort „ausmeifen“ 
(expulser), welches er jo eben ausgeſprochen bat, näher zu erffären. Es hätte 
me bedenflichen Uebelftände nom Gefihtspunfte ber Humanität und ber Civi- 
hation, wenn man ohne Unterjchied alle Perjonen aus Frankreich oder gar nur 
u Paris verjagen würde, melde den Nationen angehören, mit denen wir im 
Kriege find. (Genug! Genug! Tagesordnung!) Die Regierung bat das Recht, 
und fie hat ſogar die Pflicht, die Fremden zu überwachen, welche die Gaftfreunb- 
aft, die fie bei uns finden, mißbrauchen. Ihre Umtriebe müffen ftreng beftraft 
werden. Aber die Humanität und die Civilifation würben Maßregeln zurüdweifen, 
melde ohne Unterſchied Deutſche träfen, welche jeit langer Zeit in Frankreich 
nohnen und melde durch ihre Induſtrie und ihre Arbeit zur Größe und zur 
Vohlfahrt unjeres Landes beigetragen haben.” 

Der Minifter des Innern: „Ich erwibere, daß es felbfiverftändblich außer 
Fmeifel ift, daf eine Maßregel wie diejenige, um welche es fich handelt, Mittel- 
wege (temperaments) zuläßt und daß, wenn Männer als frieblihe Bürger be» 
xichnet werben, welche durch langen Aufenthalt, durch ihre Gewohnheiten, durch ihre 
$amilienbande fo zu jagen naturalifirt find, wir nidt die Grauſamkeit haben, fie 
ef. zu verweifen. Ich glaube nicht, daß es nöthig geweſen wäre, bas 

agen.“ 
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Die ruffiihe Geſandtſchaft in Wien telegraphirt nach geichebener Anfrage bei 
ber ruffiihen Gejanbtihaft in Paris (nah Stuttgart): 
„Dein PBarifer Kollege giebt ihnen Nachricht, daß keine Ausweifungsverfügung 
getroffen if. Frieblihe Deutſche, welde in Frankreich zu bleiben 
wünſchen, find bazu ermädtigt.“ 


Weitere Ausweifungen. 

Paris, 13. Auguſt. Die Ausweifung der Deutfhen aus Frankreich nimmt 
immer größere Dimenfionen an. 

Köln, 15. Auguft. Bei der mafjenbaften Ausweiſung der Deutjchen aus 
Frankreich ift von Seiten des Norbbeutihen Bundes Anordnung getroffen, daß 
allen bebürftigen ausgewiefenen Deutichen das erforderliche Reiſegeld gewährt 
wird. Auch megen demnächſtiger freier Beförderung ber Ausgewieſenen auf ben 
deutſchen Eifenbabnen ift Einleitung getroffen. 


17. Augufl. Antrag Gambetta’s. 

„Sch lege eine Petition der Einwohner von La Billette nieder, welche bie 
firenge Anwendung des Fremdengeſetzes fordert. Sie haben fich zu dieſer ernften 
Mafregel entfehloffen, weil fie überzeugt find, daß wir von Spionen und Agenten 
ber fremden umgeben find. Sie find lebhaft bewegt durch die Borgänge vom 
Sonntag. Das Boll mit feinem eigenthümlichen Sharffinn ſchreibt fie mich 
Franzofen, fondern Umtrieben der Fremden zu.“ 


28. Auguf. Ausweifungs-Decret. 

Der Gouverneur von Paris: „In Erwägung bes Gejeßes vom 9. Auguft 
1849 über den Belagerungszuftand; in Erwägung bes faijerlihen Decrets vom 
7. Auguft 1870, durch welches Paris und das Seinebepartement in Belagerungs- 
zuftand erflärt worden find; in Erwägung bes Artikels 75 des Decrets vom 
24. December 1811, weldes den Gouverneur eines in Kriegszuftanb verjehten 
Plates mit der Vollmacht verfieht, die Ausländer auszumeifen; in Erwägung bes 
Gejetes vom 18,20. November und vom 3. December 1869, betreffend bie auf 
die Ausländer anwenbbaren Polizeimaßregeln; in Anbetracht, daß es im Inter- 
effe der Nationalvertbeidigung und auch für die Sicherheit der Perſonen, melde 
ihrer Nationalität nah den mit Frankreich in Krieg begriffenen Ländern ange 
bören, nothwendig ift, diefe Ausländer zu entfernen: verfügt, wie folgt: 

„Art. 1. Jedes Individuum, welches nicht als Franzoſe naturalifirt ift und 
einem der mit Frankreich im Kriege begriffenen Länder angehört, ift verpflichtet, 
Paris und das Seinedepartement binnen brei Tagen zu verlaffen und ſich aus 
Frankreich zu entfernen oder fi in eines ber jenfeit® ber Loire gelegenen Depar- 
tements zurüdzuziehen. Artilel 2. Ieber Ausländer, welcher in das vorftebende 
Gebot verfällt und demſelben nicht entſprochen und auch feine befondere Aufent- 
baltserlaubnif von dem Gouverneur von Paris erwirkt hat, ift zu verbaften und 
vor die Kriegsgerichte zu ftellen, die nach dem Geſetze zu erkennen haben. 


aris, den 28. Auguft 1870. 
— er Der Gouverneur von Paris. Trodu.“ 


Aeußerung des preußiſchen „Staats-Anzeigers“ über 
bie Ausweijungen. 

„Ih führe Krieg mit ben frauzöſiſchen Soldaten und nicht mit ben Bürgern 
Frankreichs. Dieje werden demnach fortfahren, einer volllommenen Sicherheit 
ihrer Perjonen und ihres Eigentums zu genießen und zwar fo lange, als fie 
Mich nicht jelbft durch feindliche Unternehmungen gegen bie beutjchen Truppen 
bes Rechtes berauben werben, ihnen Meinen Schuß angebeihen zu lafjen.“ 

„So lauten die Worte, welde ber Königliche Oberfeldperr ber deutſchen 
Heere am 11. d. M. an das franzöſiſche Voll richtete. 
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Als Antwort darauf hat zwei Tage fpäter der Minifter des Innern im ge» 
ſetzgebenden Körper erklärt, „daß die Regierung Mafregeln treffe, um alle deutſchen 
Untertbanen von franzöfiihem Boden zu vertreiben.“ 

Dieſe neuefte Maßnahme ber „Machthaber Frankreichs” bildet nur einen 
weiteren Schritt auf der Bahn ber Vergewaltigung, mit welder biefelben ben 
Kriegsfall geftellt und den Krieg bisher geführt haben. 

Im Anfhluß an die einftimmige Haltung der biefigen Blätter geben auch 
wir uns bem Bertrauen bin, baß bie verbündeten deutſchen Regierungen, geftiitst 
auf den einmütbigen Willen der Nation, alle Mittel aufbieten werden, um un- 
feren vertriebenen Brüdern jede irgend angängige Hilfe und Unterftütung zu ge- 
währen. Keineswegs aber wird Deutſchland — wie wir ebenſo ber feflen Zuver- 
fiht find —, im Bemußtfein feiner eigenen Würde und Ehre, an ben Bürgern 
Frankreichs, welche friedlih unter uns leben, die terroriftiihe Gewaltthat ftrafen, 
mit welder das franzöfiihe Gouvernement die beiden „zu einem beilfameren 
Beltlampf berufenen Nachbarvölker“ zu entzweien trachtet. Auch im Angeficht 
ber ungerechten und barbarifchen Verfolgung, welche über unſere beutichen Brüder 
bereingebrochen, werben wir der ehrwürdigen Sitte unjerer Vorfahren gemäß das 
Gaſtrecht der Bürger Frankreihs achten, welche, auf den Schuß unſerer Geſetze 
vertrauend, ben deutſchen Boden betreten haben.“ 





Die Kämpfe bei Met. | 
14. Auguft. Colombey-Nouilly (Gourcelles). 
16. Auguft. Vionville (Mars-la-Tour). 
18. Auguft. Gravelotte. 

Am Abend der Schladt. 


„— — Der König ſaß gegen Abend neben einer Gartenmauer biesjeits 
Rezonville. Unmittelbar an feiner Seite brannte eine große Wollfpinnerei, die 
nächte Umgebung mit ihrem unbeimliden Lichte erbellend. Man hatte eine 
Leiter von einem Bauernwagen ald Sit für ihm eingerichtet, und zwar jo, daß 
das eine Ende auf eine Decimalwage, das andere Ende auf einen crepirten fran- 
zöſiſchen Graufhimmel gelegt war; an feiner Seite befanden fih Prinz Earl, 
der —— von Weimar, der Erbgroßherzog von Mecklenburg, Graf Bis— 
mard, von Roon und Graf Dönhoff. 

Nah dem Siege dachte man auch an Erquickung — ein nicht fern halten— 
der Marfetenber wurde berangejchleppt. Der König trank aus einem abgebrochenen 
Zulpenglaje, Bismard faute vergnüglih an einem großen Stüd Kommisbrod. 

Inzwiſchen war e88’/, Uhr Abends geworben, als das Feuer auf allen Punkten 
nab und nad ſchwieg. Bis Pont-A-Mouffon wären 5 Meilen zurüdzulegen 
ewejen, unb jo befahl der König das Bivouac auf dem Schlachtfelve. Der 
Fönig jelbft wollte fih in jeinen Wagen ſetzen. Es wurde jedoch nach einigen 
Stunden in dem nahen Dorfe Rezonville noch ein Haus gefunden, wo ber König 
fih in einen Raum zurüdziehen konnte, dem er die Benennung einer „Stube“ 
beilegte. Aus bem königlichen Kranlen- Transportwagen wurbe ein Geftell ge- 
nommen und durch ein Er barauf gelegte Sibliffen des füniglihen Wagens in 
ein Feldbett verwandelt. Auf demjelben brachte der König, nur mit einem 
Mantel zugebedt, bie Nacht nach der Schlacht zu. Das Telegramm des Königs 
aus dem Binouac, welches den Sieg vom 18. meldete, war des Nachts vom 
Grafen Bismard beim trüben Scheine eines Wachtfeuers, dem aus der Nach— 
barfchaft ein brennendes Haus leuchten half, niedergeichrieben worben, und zwar 
in die Bruſttaſche eines Beamten, der eben angelommen war und gemeldet hatte, 
baß er die Zelegrapbenleitung nad Gorze bergeftellt, auf ber dann die betreffende 
Siegesnachricht ın bie Welt flog. Lebensmittel waren in diefer Nacht fehr knapp 
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in der Umgebung bes Königs, besgleichen war es mit dem Nachtquartier übel 
beftellt, da alle Dörfer voll Berwunbeter Tagen.” 


Bon Sieg zu Sieg. 
Aus dem „Staats +» Anzeiger.“ 


„©ott leitet unjere Fahnen von Sieg zu Sieg! Seine Hand richtet unfer 
Bolf auf und flärft es in ber ſchweren, blutigen Zeit! 

Drei Schlachten find in der kurzen Spanne Zeit, vom 14. zum 18. Auguft, 
um Metz gejchlagen. Die Palme von Mars-la-Zours, am 16., fiel dem bran- 
benburgifhen Armee» Corps zu. Aber an bem enticheibenben Tage nor Mes, 
am 18. Auguft, führte der Fünigliche Felbherr feine Preußen faft aus allen Landes— 
tbeilen, dazu unfere norbbeutichen —— zu großem, glorreichem Sieg! 

Die franzöſiſche Hauptmacht mit ihren Kerntruppen, die Garden mit ihren 
ſtolzen Erinnerungen, ſind unter ihren bewährteſten Generalen in feſter Stellung 
aufs Haupt geſchlagen worden; Angeſichts des großen Waffenplatzes, der ihren 
Stützpunkt bildete und unerſchöpfliche Hülfsquellen an Kriegsmaterial zu bieten ſchien. 

Legen wir den wohlverdienten Lorbeer und reiche Siegespalmen auf die er— 
blaßten Heldenſöhne und Heldenbrüder, welche für König und Vaterland ſiegten 
und ſtarben, und um welche ihre Waffenbrüder und das ganze deutſche Bolf in 
Trauer fteben! 

Es find Gottes Gerichte, die fie mit ihrem edlen Blute befiegeln; Gottes 
Gerichte gegen ein Volk, das in Ueberhebung und Berblenbung ausharrt, und von 
beffen —— Berfommenbeit der Lügengeiſt Zeugniß giebt, welcher jetzt die wil- 
deſten Leidenſchaften aufruft und entfeflelt. 

Widerwärtig find die Scenen in der Hauptftabt Frankreichs während ber 
nahenden Kataftrophe in den oberen und unteren Volksſchichten. Ein bobler 
Pathos appellirt vergeblih au ben Patriotismus. Er bat mit der Erſchütte— 
rung ber fittlihen Grundlagen im öffentlihen Leben Frankreichs dort feinen 
ebelften Gebalt verloren. 

Der Fanatismus der Parteien und der angefachte Racenhaß vermögen ben 
Patriotismus nicht zu erſetzen. Bölferrechtswidrige Handlungen gegen friedliche 
deutſche Einwohner, Unthaten, welche durch Entjeffelung ber Yeidenjhaften im der 
Kriegführung bervorgerufen werben, find beven Folgen und branpmarfen Frank 
reih in den Augen aller Kulturvölfer. 

Wenden wir dagegen das Auge auf das eigene Vaterland und feine Söhne, 
wie wohlthuend und erbebend ift dann der Blid! x 

Deutihe Männer und deutihe Jünglinge geben freudig und mit Gieges- 
zuverficht in den Opfertod. — Nicht Einer wich vor dem Feinde — nicht Einer 
von der Schönen fittlihen Manneszudht, deren Symbol die preußiihen Fahnen 
flets waren und die jeden unferer deutſchen Krieger erfüllt. 

Unfer Volk daheim aber läßt die Banner und Fahnen nah den Siegen 
— mit ſtolzer Freude, aber zugleich mit Eruſt und Würde und mit ſtummem 

chmerz! 

Wenn ſeine Edelſten fallen, hat es einen zuverſichtlichen Troſt! Vergebens 
wird dieſer heilige Kampf nicht wieder gelämpft werben wie von unſern BVätern, 
gegen ein Volk voll Herrfchjucht und Uebermuth, das Deutjchland feine fehönften 

ebiete geraubt, e8 Jahrhunderte lang anmaßlich bedroht und gefährdet und zu 
erniedrigen verjucht hat. 

Der Herr, der unfere Heerfhaaren zum Siege führt über Lüge und Un 
fitte, Er wird jetzt gnädiglich fürforgen, daß unfere eblen Opfer nicht vergeblich 
fallen. Er wirb unjeren Poniglichen riegsberrn im Silberhaare fegnen, daß ihm 
vergönnt jei, einen bauernden Völlerfrieden berzuftellen im Herzen Europas, durch 
ein großes einiges deutſches Vaterland, als Hort ber Gottesfurcht, edler Sitte und 
wahrer Freiheit!“ 

Das walte Gott!“ 


109 
1870 


1. September. Schlacht bei Sedan. 
Kailer Napoleons Ergebung. 
Schreiben ded Kaiſers Napoleon. 


Monsieur mon frere! N’ayant pas pu mourir au milieu de mes 
trrupes, il ne me reste qu'à remettre mon épée aux mains de Votre 
Najeste. Je suis de Votre Majests le bon fröre. 


Sedan, le 1. Septembre. Napoleon. 


Antwort ded Königs. 


Monsieur mon fröre! En regrettant les circonstances, dans lesquelles 
nous nous rencontrons, j’accepte l’öpee de Votre Majests et je vous 
prie de bien vouloir nommer un de Vos officiers muni de Vos pleins 
pouroirs, pour traiter de la capitulation de l’armee qui s’est si bravement 
battue sous Vos ordres. De mon cöt6 j’ai designe le general de Moltke 
i cet effet. Je suis de Votre Majest& le bon fröre 


Devant Sedan le 1. September 1870. Guillaume. 


2. September. Die Kapitulation von Sedan. 


Beriht ded Grafen von Bismard an Sr. Majeſtät 
den König über die Berhandlungen bei Sedan. 


Dondery, den 2. September 1870. 

„Nachdem ich mich geftern Abend auf Em. Königlichen Majeftät Befehl 
hiether begeben hatte, um an den Verhandlungen der Kapitulation theil- 
junchmen, wurden letztere bis etwa 1 Uhr Nachts durch die Bewilligung 
emer Bedenkzeit unterbrochen, welche General Wimpffen erbeten, nachdem 
Eeneral v. Moltke beftimmt erklärt hatte, daß feine andere Bedingung 
5 die Waffenftredung bewilligt werden und da8 Bombardement um 
I Uhr Morgen3 wieder beginnen würde, wenn bis dahin die Kapitulation 
möt abgefchlofien wäre. Heut früh gegen 6 Uhr wurde mir der General 
Reille angemeldet, welcher mir mittheilte, daß der Kaiſer mich zu fehen 
wünſche und fich bereit3 auf dem Wege von Sedan hierher befinde. Der 
General kehrte fofort zurüd, um Sr. Majeftät zu melden, daß ich ihm 
tolgte, und ich befand mich furz darauf etwa auf halbem Wege zwifchen 
ger und Sedan, in der Nähe von Frenois, dem Kaifer gegenüber. &. Ma: 
jeſtät befand fich in einem offenen Wagen mit drei höheren Offizieren und 
ebenſo vielen zu Pferde daneben. Perfönlich befannt waren mir von leteren 
die Generale Eaftelnau, Reille und Moskowa, der am Fuß verwundet 
dien, und Vaubert. Am Wagen angelommen, ftieg ic) vom Pferde, 
trat an der Seite des Kaiſers an den Schlag und fragte nach den Befehlen 
Cr. Majeftät. Der Kaijer drüdte zunächft den Wunſch aus, Em. Königliche 
Mojeftät zu fehen, anfcheinend in der Meinung, dag Allerhöchftdiefelben 
fh ebenfalls in Donchery befänden. Nachdem ich erwidert, daß Em. Ma- 
kftät Hauptquartier — drei Meilen entfernt, in Vendreſſe, ſei, 
ſtagte der Kaiſer, ob Ew. Majeſtät einen Ort beſtimmt hätten, wohin er 
ſich zunächſt begeben ſolle und eventuell, welches meine Meinung darüber 
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fei. Ich entgegnete ihm, daß ich in vollftändiger Dunkelheit hierher ge— 
fommen und die Gegend mir deshalb unbefannt jei, und ftellte ihm das 
in Donchery von mir bewohnte Haus zur Verfügung, meldes ich jofort 
räumen würde. Der Kaiſer nahm dies an und fuhr ım Schritt gen Don— 
hery, hielt aber einige hundert Schritt von der in die Stadt führende 
Maasbrüde vor einem einfam gelegenen Arbeiterhaufe an und fragte mich, 
ob er nicht dort abfteigen könne. Ar ließ das Haus durch den Legations— 
rath Grafen Bismard-Bohlen, der mir inzwifchen gefolgt war, beſich— 
tigen; nachdem er gemeldet, daß jeine innere Beichaffenheit ſehr dürfti 
und eng, das Haus aber von Verwundeten frei ſei, ftieg der Kaiſer a 
und forderte mich auf, ihm in das innere zu folgen. Hier hatte ich in 
einem fehr Heinen, einen Ziih und zwei Stühle enthaltenden Zimmer 
eine Unterredung von etwa einer Stunde mit dem Kaiſer. Se. Majeftät 
betonte vorzugsweife den Wunſch, günftigere Kapitulationsbedingungen für 
die Armee zu erhalten. Ich Iehnte von Haufe aus ab, hierüber mit 
Sr. Majeftät zu unterhandeln, indem dieſe rein militärifche Frage zwijchen 
dem General v. Moltke und dem General v. Wimpffen zu erledigen jei. 
Dagegen fragte ich den Kaijer, ob Se. Majejtät zu Friedensverhandlungen 
geneigt jei. Der Kaifer erwiderte, daß er jest als Gefangener nicht in 
der Yage jei, und auf mein weiteres Befragen, durch wen feiner Anficht 
nad die Staatögewalt Frankreichs gegenwärtig vertreten werde, verwies 
mih Se. Majeftät auf das in Paris beftehende Gouvernement. Nach 
Aufklärung dieſes aus dem geftrigen Schreiben des Kaijerd an Em. Ma- 
jeftät nicht mit Sicherheit zu beurtheilenden Punktes erkannte ich, und 
verjchwieg die auch dem Kaiſer nicht, daß die Situation noch heut, wie 
geftern, fein anderes praftijches Moment als das militärifche Darbiete, 
und betonte die daraus für uns hervorgehende Nothwendigfeit, durch die 
Kapitulation Sedan’3 vor allen Dingen ein materielle8 Pfand für Die 
Befeftigung der gemonnenen militärischen Reſultate in die Hand zu be 
fommen, dh hatte jchon geftern Abend mit dem General v. Moltfe nad) 
allen Seiten hier die Frage erwogen: ob e3 möglich fein würde, ohne 
Schädigung der deutſchen Antereffen dem militärijchen Ehrgefühl einer 
Armee, die fih gut geichlagen hatte, günftigere Bedingungen als die feft- 

eftellten anzubieten. Nach pflichtmäßiger Erwägung mußten wir Beide in 

er Berneinung diejer Frage beharren. Wenn daher der General. Moltke, 
der inzwilchen aus der Stadt hinzugelommen war, fi zu Em. Majeftät 
begab, um Allerhöchftdenjelben die Wünſche des Kaiſers vorzulegen, jo 
geichah died, wie Em. Majejtät befannt, nicht in der Abficht, diefelben zu 

efürmorten. 

Der Kaiſer begab ſich demmad ins Freie und [ud mich ein, mich vor 
der Thür des Haujes neben ihm zu fegen. Se. Majeftät ftellte mir bie 
Frage, ob es nicht thunlich fei, die franzöfifche Armee über die belgiiche 
Grenze gehen zu lafjen, damit fie dort entwaffnet und internirt werde. 
Ich hatte auch diefe Eventualität bereit® am Abend zuvor mit General 
v. Moltke beſprochen und ging unter Anführung der oben bereits * 
deuteten Motive auch auf die Beſprechung dieſer Modalität nicht ein. 
Berührung der politiſchen Situation nahm ich meinerſeits keine Initiative, 
der Kaiſer nur inſoweit, daß er das Unglück des Krieges beklagte, und 
erklärte, daß er ſelbſt den Krieg nicht gewollt habe, durch den Druck ber 
Öffentlihen Meinung Frankreichs aber dazu genöthigt worden jet. 
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Durch Erkundigungen in der Stadt und insbefondere durch Recognos- 
jirungen der Dfficiere vom Öeneralftabe war inzwifchen, etwa zwifchen 9 und 
10 Uhr, feftgeftellt worden, daß das Schloß Bellenue bei Fresnois zur 
Aufnahme des Kaiſers geeignet und auch noch nicht mit Verwundeten be— 
legt ſei. Ich meldete dies Sr. Majeftät in der Form, daß ich Frésnois 
als den Drt bezeichnete, den ih Em. Majeftät zur Zufammenkunft in 
Vorſchlag bringen würde, und deshalb dem Kaifer anheimftellte, ob 
Se. Mazeftät ſich gleich dahin begeben wolle, da der Aufenthalt innerhalb 
des Meinen Arbeiterhaujes unbequem ſei, und der Kaijer vielleicht einiger 
Ruhe bedürfen würde. Se. Majeftät ging darauf bereitwillig ein, und 
eleitete ich den Kaijer, dem eine Ehren-Eskorte von Em. Majeſtät Leib— 

iraffier- Regiment voranritt, nah dem Schloſſe Bellevue, wo inzwijchen 
da3 weitere Gefolge und die Equipagen des Kaiſers, deren Anfunft aus 
der Etadt bis dahin für unficher gehalten zu werden jchien, von Sedan 
eingetroffen waren. Ebenſo der General Wimpffen, mit weldem, in Er- 
mwartung der Rückkehr des General v. Moltte, die Beſprechung der 
geftern abgebrochenen Kapitulations=- Verhandlungen durch den General 
v. Bodbielsty, im Beifein des Oberjt- Lieutenant v. Berdy und des 
Stabschefs des Generals v. Wimpffen, welche beiden Officiere das Pros 
totoll führten, wieder aufgenommen wurde. Sch babe nur an der Eine 
leitung derjelben durch die Darlegung der politiihen und rechtlichen Si- 
tmation nah Maßgabe der mir vom Kaiſer jelbft gewordenen Aufjchlüffe 
theilgenommen, indem ich unmittelbar darauf durch den Rittmeiſter 
Grafen v. Noftiz im Auftrage des Generals v. Moltke die Meldung 
erhielt, daß Em. Majeftät den Kaifer erft nad Abſchluß der Kapitulation 
der Armee ſehen wollten, — eine Meldung, nach welcher gegneriſcherſeits 
de Hoffnung, andere Bedingungen al3 die abgejchlofjenen zu erhalten, 
aufgegeben wurde. 

Jh ritt darauf in der Abfiht, Em. Majeftät die Lage der Dinge 
zu melden, Allerhöchſtdenſelben nah Chéhery entgegen, traf unterwegs 
den General von Moltfe mit dem von Em. Majeftät genehmigten Texte 
der Kapitulation, welcher, nahdem mir mit ihm in Frésnois eingetroffen, 
nunmehr ohne Widerjpruch angenommen und unterzeichnet wurde. Das 
Verhalten des Generals v. Wimpffen war, ebenjo wie das der übrigen 
franzöfiichen Generale in der Nacht vorher, ein jehr würdiges, und konnte 
diejer tapjere Dfficier ſich nicht enthalten, mir gegenüber feinem tiefen 
Schmerze darüber Ausdrud zu geben, daß gerade er berufen fein müſſe, 
ahtumdvierzig Stunden nach feiner Ankunft aus Afrika und einen halben 
Tag nach Uebernahme des Kommandos feinen Namen unter eine für die 
ranzöfiihen Waffen jo verhängnigvolle Kapitulation zu jegen; indejjen 
der Mangel an Lebensmitteln und Munition und die abjolute Unmög- 
lihfeit jeder weiteren Bertheidigung lege ihm al3 General die Pflicht auf, 
feine perfönlichen Gefühle ſchweigen zu laſſen, da weiteres Blutvergießen 
m der Situation nichts mehr ändern fünne. Die Bewilligung der Ent- 
lafjung der Dffictere auf ihr Ehrenwort wurde mit lebhaftem Dante ent» 
gegengenommen al3 ein Ausdrud der Jntentionen Em. Meajeftät, den 
Öefühlen einer Truppe, welche fi tapfer geſchlagen hatte, nicht über die 
Yinie hinaus zu nahe zu treten, welche durch das Gebot unjerer politijch- 
militäriſchen Interefien mit Nothwendigkeit Kay war. Diejem Gefühle 


hatts der General v. Wimpffen aud) nachträglich in einem Schreiben Aus- 
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drud gegeben, in welchem er dem General v. Moltke feinen Dank für die 
rüdfihtspollen Formen ausdrüdt, in denen die Verhandlungen von Seiten 


defielben geführt worden find.“ Graf Bismard 


Ansprache des Königs an die Kürten. 

„Sie wiſſen nun, meine Herren, weld großes geichichtliches Ereignif 
fi zugetragen hat. Ich verdanfe dies den ausgezeichneten Thaten der 
vereinigten Armeen, denen Ich Mich gerade bei dieſer Veranlaffung ge- 
drungen fühle, Meinen Königlihen Dank auszufprechen, um fo mehr, als 
diefe großen Erfolge wohl geeignet find, den Ri noch fefter zu geftalten, 
der die Fürften des norddeutichen Bundes und Meine anderen Verbündeten 
— deren fürftlihe Mitglieder Ich in diejem großen Momente zahlreich 
um Mich verjammelt jehe — mit Uns verbündet, fo daß wir hoffen dürfen, 
einer glüdlihen Zukunft entgegen zu gehen. Allerdings ift unfere Aufgabe 
mit Dem, was ſich unter Unjeren Augen vollzieht, noch nicht vollendet; 
denn wir willen nicht, wie das übrige Frankreich e8 aufnehmen und beur: 
— wird. Darum müſſen wir ſchlagfertig bleiben; aber ſchon jetzt 

einen Dank Jedem, der ein Blatt zum Lorbeer- und Ruhmeskranze 
Unſeres Vaterlandes hinzugefügt.“ 

(ALS der König ſeine Verbündeten erwähnte, richtete er feine Augen 
bejonder8 auf die Prinzen Yuitpold von Bayern und Wilhelm von 
Württemberg, denen Se. Majeftät fpäter auch noch die Hand reichte.) 


Trinkſpruch des Königs beim Mittagsmahle im 
Großen Hauptquartier (am 3. September). 


„Wir müffen heut aus Dankbarkeit auf das Wohl Meiner braven 
Armee trinken. Sie, Kriegsminiſter v. Roon, haben unfer Schwert ge: 
Ihärft; Sie, General v. Moltfe, haben es geleitet, und Sie, Graf 
v. Bismard, haben jeit Jahren durch die Leitung der Bolitil 
Preußen auf feinen jegigen Höhepunkt gebradt. Laſſen Sie Und 
alfo auf das Wohl der Armee, der drei von Mir Genannten und jedes 
Einzelnen unter den Anmejenden trinfen, der nad) feinen Kräften zu den 
bisherigen Erfolgen beigetragen hat.“ 


Stimmung und Bewegung in Deutſchland. 


Abweijung fremder Einmiſchung. 


Aufruf und Adreffe (in einer Berfammlung in Berlin und bem- 
nächſt in den meiften Stäbten Deutichlands beſchloſſen). 


Aufruf an das deutſche Boll. 


„Während der bewaffnete Theil des Volles auf frembem Boden den und 
zugedachten Angriff abwehrt und feinen Siegeslauf mit feinem Herzblut befiegelt, 
rüftet fih die Diplomatie fremder Mächte, uns im entjcheidenden Zeitpunkt bie 
Bedingungen des Friedens aufjuerlegen. Schon einmal nad den glorreichen 
Kämpfen von 1813, 14 unb 15 ift das deutſche Volk durch fremde Mifgunft um 
ben vollen Lohn feiner Siege, um die Erfilllung feiner beißeften Wiünfche betrogen 
worben. Der befiegte Feind wurde über fein eigenes Erwarten geichont und be 
günftigt, die deutſchen Grenzen blieben gefährdet und der erneuten Angriffstuft 
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ausgeſetzt; flatt der Einheit bes beutichen Reiches wurde uns bie Schwäche bes 
alten Bunbes auferlegt. Ein halbes Jahrhundert bat Europa im bewaffneten 
Frieden die Schuld der Diplomatie gebüßt. Während jet die gleiche Gefabr 
droht, Darf das beutiche Volk nicht fchweigen. Die Welt muß erfahren, daß 
Herriher und Bolt entichloffen find, nachzuholen, was 1815 uns vorenthalten if: 
ein einiges Reih und geſchützte Grenzen. 

In der nachſtehenden Adreſſe an Se. Majeftät den König haben wir den 
einfahen Ausbrud unferer Gefinnungen niedergelegt. Mögen die Unterjchriften 
aus dem gefammten Deutſchland barthun, daß wir bie — des ganzen 
Volles wiedergeben.“ 

Berlin, den 30. Auguſt 1870. 


Die Adreſſe lautet: 

„Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter, 
Allergnädigſter König und Herr! 

Um Em. Majeftät und deren Berbünbete fchaarte fi, als ber Krieg unver- 
meiblih war, einmütbig die Nation. Sie gelobte treu auszubarren in dem Kampfe 
für die Sicherheit, Einbeit und Größe des deutichen Vaterlandes. Gott hat bie 
Baffen gefegnet, welche für die gerechte Sache mit unlibertroffener Tapferkeit ge- 
führt werden. Mit Strömen des edelften Blutes find die Siege errungen worden, 
bob unerwartet jchnell haben fie dem vorgeftedten Ziele uns nahe gebradht. Ge— 
waltige Anftrengungen ftehen noch bevor; das beutiche Vollk ift zu jebem Opfer 
tntichloffen, welches den höchſten nationalen Aufgaben gewibmet ift. Aber in der 
Mitte der ernften und gehobenen Stimmung werben wir beunruhigt durch bie 
immer mieberfebrenden Berichte, daß fremde Einmiſchung, Die doch bie Schreden 
des Krieges nicht abzuwenden wußte, jet bemüht jei, den Preis unferer Kämpfe 
nah ihrem Ermeffen zu begrenzen. Das Andenken an die Vorgänge nach der 

forreihen Erhebung unjerer Bäter lebt frifch in unferem Gedächtniß und mahnt 

tihland, daß es die Forderungen feiner Wohlfahrt allein beratbe. Darum 
noben Em. Majeftät wir abermals mit dem Gelöbniß, treu auszubarren, bis es 
ter Weisheit Em. Majeftät gelingt, unter Ausichluß jeder fremben Einmifchung 
Zuftände zu jchaffen, welche das friedliche Verhalten bes Nachbarvolkes befjer, ala 
bisher, verbürgen, die Einheit des gefammten deutſchen Reiches begründen und 
gegen jede Anfechtung ficher ftellen. 

In unverbrüdliher Treue verbarren wir ebrfurchtsvoll 

Em. Majeftät 
treu gehorſame.“ 


Deutihlands Wünſche wegen Elſaß und Loth— 
ringen. 
Provinzial» Corresponbenz vom 31. Auguft. 


„Der bisherige rafhe und glüdlihe Berlauf des Krieges läßt den Blid 
ſchon vielfah auf die Bedingungen bes fünftigen Friedens richten, indem im 
beutihen Volle die Zuwerficht mehr und mehr Raum gewinnt, daß wir auch 
ihlieglih den Sieg bebalten und in der Lage fein werden, bie Friedensbedingungen 
zu beftimmen. 

In dem Bewußtſein freilich, daß die Arbeit des Krieges noch keineswegs 
beendigt ift und daß das Glüd der Schlachten bis zum letzten Augenblide in 
der Hand bes allmächtigen Gottes fteht, welcher auch das Gejchid der — 
Heere wenden kann — würden wir von ben Aufgaben und Ausſichten ber künf— 
tigen friedensverbandlungen an diejer Stelle auch jetzt nicht fprechen, wenn nicht 
die Art und Weife, wie einzelne auswärtige Stimmen fi darüber vernehmen 
laſſen, es zur patriotifchen Pflicht machten, dem deutſchen Volke, welches jett auf 
den Schladhtfeldern fein Edelſtes bingiebt, jchon im Boraus fein volles und un» 
antaftbares Recht für die bemnächftigen Friedensverhandlungen zu wabren. 


Fürft Bismard. IL. 8 
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Bon den Tagen an, wo Deutſchland fi in verjüngter Einigkeit und Kraft 
erhob, um gegen bie freventliche Herausforderung Frankreichs zunächſt das bedrohte 
Baterland und den eigenen beutjchen Heerb zu vertheidigen, von dem Augenblide 
vollends, wo bie Heere bes übermüthigen Erbfeindes unter ben mächtigen Schlägen 
unjerer beutihen Waffen in Trümmer zerfielen unb vie alten deutſchen Reicht— 
lande Eljaß und Lothringen in unferen Händen blieben, ging immer Tebhafter 
durch alle deutſchen Herzen ber erbebende Gedanke, daß es dieſer großen Zeit 
vorbehalten jet, nicht blos ben jetigen Frevel Frankreichs gegen Deutjchland zu- 
rückzuweiſen, ſondern auch ben Frevel zweier Jahrhunderte endlich zu jühnen und 
jene alten, durch Gewalt und Lift abgeriffenen Neichslande mit dem zu neuer 
Macht erftandenen Deutichland wieder zu vereinigen. 

Es find dies zunähft nur Wünfche, einmütbige Wünfche des deutſchen Volles; 
— inwieweit dieſe Wünſche demnächſt bei den Friedensverbandlungen als aus: 
brüdliche Forderungen geltend gemacht werben follen, dafür liegt in dieſem Augen- 
biide ein beftimmter Aubalt fetbftverftänblich nicht vor. Es kann fich für jegt nur 
darum banbeln, die innere Berechtigung und die wahre Bedeutung jenes natio— 
nalen Berlangens zu begründen. 

Deutihland ift fi bewußt, daß es an dem Ausbruche bes gegenwärtigen 
blutigen Krieges feine Schuld trägt, daß ihm der Kampf vielmehr durch den 
frevelhaften Angriff aufgebrängt worben ift. Nicht Gedanken nationalen Ueber- 
muths, nicht Kriegs» und Eroberungsfucht von unferer Seite haben bie Friedens— 
ftörung berbeigeführt: das deutſche Volk wie die deutſchen Regierungen hatten 
feinen andern Wunfch, als im Frieden das nationale Gemeinwejen weiter ausju- 
bilden und freundliche Beziehungen mit ven Nachbarvölkern zu pflegen. 

Aber mitten in den friedlichen Wünſchen und Beftrebungen wurben wir 
erft durch die diplomatiſche, glei darauf durch die militäriſche Herausforberung 
Seitens Frankreichs geradezu überfallen. 

Durh die inzwilhen erfolgten Enthüllungen ift für Jedermann offenbar 
geworben, daß Frankreih, um jeın jeit Jahrbhunderten erftrebtes Uebergewicht in 
Europa zu fihern, ein einiges und mächtiges Deutſchland neben ſich nicht bulden 
will; zur Erhöhung feiner eigenen Machtſtellung aber richtete e8 bie gierigen Blide 
nicht blos auf die neutralen Staaten an feiner Grenze, jondern auch auf das 
beutjche Gebiet am Mittelrhein, auf Rheinbayern, Rheinheffen und unfere preu- 
ßiſche Rheinprovinz. 

Die Zuverfiht Frankreichs in Bezug auf die leichte Ueberwindung Deutid- 
lands gründete fih aber vorzugsweife auf die günftige Stellung, die es in den 
vormals deutihen Ländern, Elſaß und Lothringen, geftügt auf Die gewaltigen 
Feftungen Straßburg und Met und auf das BVogefengebirge, gegen Deutjchland 
inne bat. Die vom deutſchen Reiche abgeriffenen Länder find für Frankreich bie 
Hauptſtützpunkte des bedrohlichen Angriffs gegen Deutichland geworben. 

Wie hätte nah den glorreihen Siegen ber deutſchen Heere und nad ber 
Eroberung ber früheren deutſchen Lande, wıe hätte nach ben ſchweren und theuern 
Opfern, mit welden bie Siege errungen worden, nicht mit aller Macht die Ueber- 
jeugung bervortreten jollen, daß bie Ehre ſowohl, wie die Sicherheit Deutichlands 
gebieterijch verlangen, jener alten Schmach, daß deutſches Yand zum Ausgang 
punkt für deutſche Knechtung benutzt werde, nunmehr ein Ende zu machen? 

So tief der deutſche Patriotismus alle Zeit den Verluft jener alten Reicht- 
lande empfunden batte, jo würde doch ohne Frankreichs erneute übermütbige 
Herausforderung Niemand in Deutſchland auch bei der zuverfichtlichften Erhebung 
des nationalen Strebens daran gebacht haben, auf jene Frage zurüdzulomman. 
Der jüngfte Friedensbrud allein und bie bei bemjelben bhervorgetretene ſchwere 
Gefährdung der ſüddeutſchen Grenzen haben den Blid ganz Deutichlands unmil- 
fürlih von Neuem auf Elfaß und Lothringen richten müfjen und das alte Be— 
mwußtjein der uns angethanen Schmach mit unmwiderftehliher Gewalt wieder er 
wachen laſſen. 

Auch jetzt ift e8 nicht Luft an Eroberung ober der Wunſch nach Ausdehnung 
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der deutſchen Grenzen, auch nicht Racheburft oder das Verlangen nach einer Zer- 
tüdelung Frankreichs, was jenen einmüthigen Kundgebungen zu Grunbe liegt: — 
biefelben beruhen vielmehr einerjeit8 auf der Ueberzeugung, daß dem fo ſchmählich 
angetafteten deutſchen Nationalgefühl durch die Sühne jener alten Schulb volle 
Genugtbuung zu Theil werben müfje, andrerjeits und vorzugsmweife auf dem feften 
Bilen, durch Wiederberftellung der wirklichen natürlichen Grenzen bie Berthei- 
digung Süddeutſchlands gegen die Wiederkehr franzöfiiher Anfälle beffer als 
bisher ficher zu ftellen. 

Diejes Berlangen ift unter ben Berbältniffen, wie fie fih in ben legten 
Boden geftaltet haben, jo naturgemäß, daß fchwerlih von irgend einer Seite 
verjucht werben dürfte, dem einmüthigen nationalen Willen Deutſchlands darin 
entgegenzutreten. 

Die enropäifhen Mächte haben durch ihr bisheriges Verhalten zu erfennen 
gegeben, daß fie fich in den Austrag des Streites zwijchen Frankreich und Deutjch- 
land nicht mifchen wollen. Sie haben, obwohl fie den von Frankreich benugten 
Vorwand zum Kriege mißbilligten, boch keine erheblihen Anftrengungen gemacht, 
um den Ausbruh des Krieges zu verhindern; — fie jehen auch dem Berlaufe 
besfelben ohne eigene Betheiligung zu. Ste werben, treu der angenommenen 
neutralen Stellung, auch den Folgen des Kampfes nicht willfürlih Halt gebieten 
wollen, infofern nicht durch die etwaigen Friebensbebingungen ein mwejentliches 
europäifche® Intereffe verletst würde.“ 


8* 


9, Der Sturz des franzöſiſchen Kuiſerreichs 
und die Erklärung der Kepublik. 


1870. Die erften Kundgebungen über Sedan nnd der Stur 
des Kaiſerthums. 


Paris, 2. Sept. (Tag der Kapitulation von Sedan.) Die „Patrie* bı 
richtet: „Die von den Preußen in allen ausländiihen Journalen verbreitet: 
falſchen Nachrichten nöthigen uns, trog unjerer gewöhnlichen Zurüdhaltung, ; 
einem näheren Eingehen auf die Thatjadhen. — * Marſchall Mac Mabor 
in Ausführung ber prachtvollen Bewegung, deren Phaſen wir Schri 
für Schritt verfolgt haben, hat mit dem Feinde zahlreihe Zufammen 
ftöße gehabt, welde für unjere Waffen immer rubmreich endeten; ı 
bat ben Uebergang Über die Maas auf glänzende Weiſe ausgefüh 
und zulegt den Preußen bei Longwy, einer Fleinen Grenzftabti 
Mojel-Departement, ein vortbeilbaftes Treffen geliefert. 

Die Preußen, nah Sehr lebhafter Gegenwehr geihlagen, habe 
fih auf [uremburgijhes Gebiet geflüchtet, wo fie entwaffnet un 
internirt werben.“ 

Paris, 3. September. Das „Journal officiel* ſchreibt: „Das Kriegsmin 
fterium bat geftern über das Refultat des Kampfes am Donnerftag noch kei 
officielle Depeſche erhalten. Die anberweitigen bier eingelaujenen Nachricht 
find zu wiberjpredender Art, um berüdfichtigt zu werben.” 

Paris, 3. September. Im Senat wird Seitens der Regierung mitgetbei 
man babe auf verjchiedenen und zwar nicht officiellen Wegen vernommen, di 
Bazaine's neuefter Verſuch, fich der Umſchließung ber Feinde bei Met zu en 
ziehen, mißglüdt jei. Bazaine fei mit großem Heroismus vorgegangen, u 
auch der König von Preußen babe nit umhin gelonnt, der Vorzüglichkeit unſer 
Soldaten alle Anerkennung wiberfahren zu laffen. Mac Mabon ſei nah me 
reren vergeblihen Berfuhen, Bazaine vom Norden zu Hülfe zu fommen, 9 
nöthigt worben, fih auf Sedan zurüdzuziehen; mehrere Tage ſei mit abmed 
felndem Erfolge gelämpft worben. Bei ber numerifchen Ueberlegenbeit d 
Feindes ſcheinen jedoch, troß der energifchften Bemühungen, biefe Kämt 
einen unglüdlihden Ausgang für uns genommen zu haben. Anbermeiti 
Mittbeilungen preußifchen Urjprungs lauten noch ungünftiger für ung, Doch ſchein 
fie unglaubwürdig; jebenfall® würde die Regierung benfelben eine gemil 
Autorität verleihen, wenn fie diefelben dem Publitum mittbeilen wollte. Unſe 
Niederlagen jhmerzen uns; nicht ohne tiefe Bewegung fieht man foviel Mu 
und Hingebung unnüg verjchwendet; aber fern davon, uns unſere Energie | 
rauben, vermehrt, verdoppelt dieſer Umſtand unſere Energie. Es bleiben un 
weun wir alle Hülfsquellen Franfreihs in Anſpruch nehmen, noch binreice 
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viele und mächtige, um mit ber emergifchen Hülfe der Nation in biefem Kampfe 
das letzte Wort zu ſprechen; hoffen wir, daß wir mit Gottes Hülfe den 
Feind verjagen werben. 

Der Minifter David bemerkt noch, daß die Vorkehrungen zur Berthei- 
digung von Paris auf das befte getroffen feien und nah dem Urtheil jachver- 
flündiger Männer allen Verſuchen bes Feindes zu miberftehen im Stande fein 
werben. „Wir werben Paris in den Befefligungen und in ben 
Straßen vertheidigen und wenn es fein muß, uns unter jeinen 
Trümmern begraben.“ 


Im gejeßgebenden Körper. 
Nachtſitzung vom 3. zum 4. September 1870. 

Präfident Schneider: „Meine Herren! Eine ernfte, jchmerzliche Nachricht 
ift mir heute Abend mitgetheilt worben. Ich babe fofort die Kammer zufammen- 
berufen, wie dies meine Pflicht gegen biejelbe, gegen die Nation war. Ich bin 
darin einem Gedanken gefolgt, der mir von einer großen Anzahl unjerer Kollegen 
ausgeſprochen worben war. Ich habe unter jo peinlichen Umftänben feine andere 
Berantwortlichkeit als die Verpflichtung, Sie bier zu verfammeln. Sch ertbeile 
dem Herrn Kriegsminifter das Wort, um bie in ber geftrigen Sigung von ihm 
abgegebene Erklärung zu vervollftänbigen.“ 

Minifter Palikao: „Meine Herren Deputirten, ich habe bie fchmerzliche 
Aufgabe Ihnen anzulündigen, was meine Worte an diefem Morgen Sie bereits 
voraus ahnen Tiefen. Die offizidien Nachrichten find offiziell geworden. Nach 
drei Tagen beldenmüthiger Kämpfe ift unfere Armee auf Sedan zu— 
rüdgedrängt und bort von fo überlegenen Streitlräften eingeſchloſſen 
worden, daß fie fapituliren mußte. Der Kaifer ift zum Gefangenen 

emabt worden. Es ift uns, den Miniftern, nicht möglih, einen fofortigen 
tihluß zu faffen, weil wir nicht die Zeit gehabt haben, uns untereinander zu 
verftändigen. Ich fchlage daher der Kammer vor, bie Berathung zu vertagen.“ 

Präfident: „Ich Ichlage der Kammer vor, heute Mittag zufammenzutreten.“ 
Jules Favre: „Wenn bie Kammer der Anficht ift, daß in ber unglüdlichen 
Lage, in welcher fih das Laub befindet, fie die Situng auf heute Mittag ver- 
tagen joll, jo babe ich für meinen Theil nichts Dagegen einzuwenden. Aber da 
es bei diefer Berwaifung der Gewalt unfere Pflicht ift, Berathungen liber bie 
zum Heile des Baterlandes geeigneten Schritte herbeizuführen, fo lege ich folgenden 
Antrag, dem ich fein Wort der Erläuterung beifügen will, auf dem Bureau nieder: 


Antrag auf Abſetzung: Artikel 1. Louis Napoleon und feine 
Dynaftie find der Befugniffe, welche ihnen die Berfaffung übertragen 
bat, für verluftig erflärt. — Artilel 2. Es wird eine Kommiffion 
von ... Mitglieveru (die Kammer wirb bie Zahl beftimmen) er- 
nannt, welche die Aufgabe bat, die Vertheidigung bis zum Aeußerften 
fortzufegen und ben Feind zu vertreiben. — Xrtifel 3. General 
Trochu wird in feinen Funktionen als Generalgouverneur von Paris 
beſtätigt.“ 

Die Kammer nahm den Antrag mit tiefem Schweigen auf und treunte ſich 


ohne Beſchluß. 


Paris, 4. September. Proflamation bes Miniſterrathes: „Franzoſen! 
Ein großes Unglück bat Frankreich betroffen. Nach dreitägigen heldenmüthigen 
Kinpfen der Armee Mac Mahons gegen 300,000 Feinde wurben 40,000 Mann 
zu Gefangenen gemacht. General Wimpffen, welder den Oberbefehl über bie 
Armee an Stelle bes ſchwer verwundeten Mac Mahon übernommen hatte, 
unterzeichnete die Kapitulation. 

Diefer graufame Unglüdsfhlag fol unfern Muth nicht erſchüttern. 

Paris ift heute im Bertheibigungszuftande. Die militärifchen Kräfte bes 
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Landes organifiren fih und binnen wenig Tagen wird eine neue Armee unter 
er reg von Paris ftehen. Eine andere Armee formirt fih am ben Ufern 
r Loire. 

Euer Patriotismus, Eure Einigkeit, Eure Energie werben Frankreich retten! 

Der Kaifer ift in biefem Kampfe zum Gefangenen gemadt. Die Regierung 
weiß fih Eins mit ben großen Staatslörpern; fie wird alle Maßregeln treffen, 
welche ber Ernft der Ereignifje mit fi bringt.“ 

(Die Unterjchriften.) 


Die Erklärung der Republif, 


Sonntag, 4. September. Abends. Gefetgebender Körper. Die Tri- 
bünen und alsbald aud die Sigungsfäle werben von Boltsmaffen erfüllt, welche 
bie Abſetzung ber Dynaftie und Proflamirung ber Republik verlangen. 
Die meiften Deputirten verlaffen den Saal. 

Gambetta und andere Deputirte fordern, daß das Volf die Freiheit der 
Berathung refpektire und ſtillſchweigend zuhöre. Ihre Berfuche bleiben ohne Erfolg. 

Die Aufregung ift unbejchreiblid. Bon draußen vernimmt man ben Ruf: 
Es lebe bie Republik! 

Gambetta mit anderen Mitgliedern der Linken will fih nad bem Hotel 
be Bille begeben, um bajelbft eine proviforifche Regierung zu proflamiren. 

Paris, 4. Septbr. Abends 9 Uhr: Der Plat vor dem Hotel de Bille ift 
von einer unermeßlihen Menfchenmenge erfüllt, von allen Seiten erfchallt ber 
Auf: E8 lebe die Republik. Die proviforifhe Regierung konftituirt ſich. 


Proclamationen und Decrete der nenen Regierung. 


4. September. Proclamation an das franzöſiſche Bolt. 


„Branzofen! Das Boll hat die Kammer überholt, welche zauderte. Um 
das Baterland zu retten, das fich in Gefahr befindet, hat es bie Republik ver» 
langt. Es hat feine Vertreter nicht in die Regierungsgewalt (au pouvoir), fon- 
bern in bie Gefahr eingejett. Die Republik hat die Invafion im Sabre 1792 
befiegt; die Republik ift proffamirt. Die Revolution ift im Namen des Rechtes, 
des öffentlihen Wohles vollzogen. Bürger! Bewacht die Stadt, die Euch an- 
vertraut worden ift;z morgen werbet Ihr mit der Armee die Rächer des Bater- 
landes fein.“ 

Emanuel Arago, Eremieur, Dorian, Jules Favre, Jules Ferry, 
Buyot-Montpeyrour, Léon Gambetta, Garnier Pages, Magnin, 
Drdinaire, A. Tahard, E. Pelletan, Erneft Picard, Jules Simon. 


An die Barifer. 

„Bürger von Paris! Die Republik ift proffamirt. Eine Regierung ift mit 
Acclamation ernannt worden. Gie befteht aus den Bürgern: Emanuel Arags, 
Eremieur, Jules Favre, Iules Ferry, Gambetta, Garnier Pages, 
Glais-Bizoin, PBelletan, Picard, Rohefort, Jules Simon, Abgeorbneit 
von Paris. General Trohu ift mit den militärifchen Vollmachten für bie natio— 
nale Bertbeidigung ausgerüftet. Er ift zur Präfidentichaft ber 1... berufen 
worben. Die Regierung fordert die Bürger zur Ruhe auf; das Volk wird nicht 
vergefien, daß es dem Feinde gegenüberfteht. Die Regierung ift vor Allem eine 
Regierung der nationalen Bertbeibigung “ 

Die Regierung der nationalen Bertheibigung. 


(Diejelben Unterfchriften und die des General Trochu.) 
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6. September. Broclamation an die Armee. 


„Wenn ein General fein Commando compromittirt bat, jo entzieht man es 
ibm. Wenn eine Regierung durch ihre Febler das Wohl des Baterlanbes in 
Gefahr gejetst hat, jest man fie ab. Das that Frankreich jo eben. 

Mit Abſchaffung der Dynaftie, welche für unfere Unfälle verantwortlich ift, 
bat e8 alsbald vor den Augen ber Welt einen großen Aft der Gerechtigleit voll» 
zogen. Frankreich hat das Urtheil wollftredt, welches Ihr Alle im Innern längft 
gefällt hattet. 

Frankreich hat gleichzeitig einen Rettungsakt ausgeführt. Die Nation hatte 
zu ihrer Rettung nur nöthig, felbft wieder aufzuftehen und außerdem nur auf 
zwei Dinge zu rechnen, ihren Entihluß, welcher unbefieglih ift, und Euren 
Heldenmutb, der nicht Seinesgleichen bat, und ber inmitten unverbienter Schläge 
das Erftaunen der Welt erregt. 


Soldaten! Wir haben in der furdtbaren Krife, welche wir burdeilen, das 
Ruder ergriffen, haben aber damit nicht etwa einen Parteierfolg errungen. Wir 
befinden uns nicht in ber Macht, fondern im Kampf. Wir find keine Bartei- 
regierung, jonbern wir find eine Regierung ber Nationalvertbeidigung. Wir 
baben nur Einen Zweck, nur Einen Willen: das Wohl bes Baterlandes durch 
Armee und Nation, welhe ſich um das rubmreide Symbol jchaaren, welches 
Europa vor achtzig Jahren zurüddrängte. Heute wie damals bedeutet der Name 
Republik: innige Eintracht von Armee und Volk für Vertheidigung bes Bater- 


—— (Die Unterſchriften des General Trochu und aller Miniſter.) 


Decret vom 4. September. 


1. Der legislative Körper ift aufgelöft. 
2. Der Senat ift abgeſchafft. 


6. September. Rundihreiben Gambettas an bie Präfecten. 


„Herr Präfelt, nahdem Sie am Tage äuferfter Gefahr durch eine Regie— 
rung, welche fih den Titel Regierung ber Nationalvertbeidigung beigelegt bat, 
in Ihre Funktionen eingefett find, findet fi Ihre Amtsftellung und das von 
Ihnen einzubaltenbe ——— durch dieſelbe jo klar feſtgeſtellt, als es bie drin— 
genden Forderungen des öffentlichen Wohles geſtatten. 


Vertheidigung des Landes vor Allem! Alſo Sicherung! Nicht nur 
dadurch, daß Sie ohne Verzug mit Ueberwindung aller Hinderniſſe die Ausfüh— 
rung aller Maßnahmen vorbereiten, welche unter der früheren Regierung be— 
ihloffen wurden, fondern indem Sie alle örtlihen Kräfte Ihrer Umgebung er- 
weden, indem Sie im Boraus alle Neuerungen der Hingebung biscipliniren, 
damit bie Regierung nad) den Bebürfniffen des Yandes daraus Vortheil ziehen kann. 


Ihre ganze Verwaltung beſchränkt ſich augenblidiich darauf, den großen Auf- 
wand von Kräften durchzuſetzen, welcher von allen Bürgern in ber Ausficht auf 
Frankreichs Rettung verjucht werden muß. Im diefer Hinficht haben Sie das Recht, 
auf Gutheißung aller Mafnahmen zu zählen, welhe Sie zu diefem Hauptzwed 
ergreifen werben. — 

Mit einem Wort, denken Sie nur an ben Krieg und an bie 
Mafregeln, welche diefer erzeugen muß; fchaffen Sie Ruhe und Sicherheit, 
um dagegen Einigkeit und Bertrauen zu erzielen. Halten Sie von Ihrer Amts- 
thätigleit Alles fern, was nicht auf die Nationalvertheidigung gerichtet ift ober 
fie bemmen fönnte. Geben Sie mir Rechenfchaft über alle Ihre Schritte und 
zählen Sie auf mid, um fi in dem großen Unternehmen zu behaupten, welchem 
Sie Sih angejchloffen haben und welches uns Alle mit dem glübendften Eifer 
entflammen muß, weil e8 bie Rettung des Baterlandes gilt.“ 
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Proclamation ber Regierungs- Delegation in Tours. 


Franzöfiihe Republil, An Frankreich. 

„sranzofen! Der Feind marſchirt auf Paris. — — 

Die Einheit, die Eintracht zwiſchen allen Bürgern, bies ift ber erſte Stüt- 
punkt gegen ben gemeinfchaftlihen Feind, gegen bie Fremden. Möge Preußen 
begreifen, daß, wenn es vor ben Wällen unjerer Hauptftabt ben —— den 
einftimmigften Widerſtand findet, es auf allen Punkten unſeres Territoriums 
jenen uneinnehmbaren Wal finden wird, melden bie heilige Vaterlandsliebe 
gegen ben fremden Einfall erhebt. Erinnern wir uns, daß wir vor kaum zwei 
Monaten das erfte Volk der Welt waren; wenn bie gebäffigfte und unfäbigfte 
Regierung ungeachtet der heroifhen Wunder unferer Armee, bie zu führen fie 
machtlos war, bem Feinde die Mittel lieferte, in unfer Territorium einzubringen, 
jo erinnern wir uns an 92, und, wärdige Söhne der Soldaten ber Revolution, 
erneuern wir mit dem Muthe, den fie auf uns vererbt, ihre prachtvollen Siege; 
wie fie, laßt uns den Feind zurüddrängen und ihn von bem Boden der Republik 
verjagen!“ 

Aus einer Anfprade Bictor Hugo's. 

„Paris retten, heißt nicht Frankreich allein, fonbern bie Welt retten. Paris 
ift der Mittelpunkt der Menfchheit, Paris ift die heilige Stabt. Wer Paris au— 
greift, greift das ganze Menfchengeihleht an. Paris ift die Hauptftabt ber Ci- 
vilifation, die weder ein Kaijerreih, noch ein Königreich, fonbern das ganze 
Menfhengeichlecht im feiner Vergangenheit unb Gegenwart barftellt. Daß eine 
folhe Stadt, eine ſolche Hauptftabt, ein folder Heerb bes Lichtes, ein folcher 
Mittelpunkt der Geifter, Herzen und Seelen, ein folches Gehirn des allgemeinen 
Gedankens, entweiht, zerichmettert, geftürmt werben könnte — und durch Wen? 
durch einen Einfall von Wilden — das ift nicht möglih! Bürger! Paris wird 
triumpbiren, weil e8 bie menjchliche Idee und den Volksinſtinet repräfentirt“ 2c. ac. 


Politifche und diplomatiſche Lage nad) dem Sturze 
des Kaiſerreichs. 


6. September. Rundjhreiben bes Minifters Jules Favre über 
bie Einſetzung ber neuen Regierung. 


„Die Ereigniffe, die in Paris vollzogen wurben, Taffen fich fo leicht durch 
bie unerbittliche Logik der Thatjachen erklären, daß e8 unnütz wäre, ihren Sinn 
und ihre Tragweite umſtändlich zu erörtern. 

Die Bevölkerung von Paris, indem fie einer unmiberftehlichen Begeifterung 
folgte, bie lange zurüdgebalten war, bat einer höheren Nothwenbigfeit, ber ihres 
Heils, gehorcht. Sie wollte nicht mit ber verbrecheriſchen Macht, welche Franf- 
reich zum Berberben führte, zugleich untergehen. Sie hat nicht ben Fall Napo» 
feons III. und feiner Dynaftie ausgejprocdhen: fie hat ihn im Namen bes 
Rechts, der Gerechtigkeit und bes öffentlichen Heils verzeichnet. 

Und diefe Sentenz war ſchon im Boraus fo gut durch das an Aller 
beftätigt, daß nicht ein Einziger unter den lärmendſten Bertheidigern der fallenden 
Macht fih erhoben bat, fie zu unterftügen. Sie ſank von felbft zufammen unter 
ber Laſt ihrer Fehler, unter dem großen Beifallsruf eines großen Volles, ohne 
daß ein Tropfen Bluts vergofjen, ohne daß Jemand feiner Freiheit beraubt 
worden wäre. — — 

Beireit von der Schande und den Gefahren einer zum Berräther getwor- 
benen Regierung begreift ein Jeder, daß die erſte That der endlich wieder er- 
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rungenen Rational» Souverainetät darin befteht, fich felbft zu beherrſchen und 
feine Kraft im Refpelt des Rechts zu fuchen. 

Uebrigens ift bie Zeit koftbar; ber Feind ift vor unferen Thoren; 
wir haben nur einen Gedanken: ibn aus unferem Territorium zu 
vertreiben. 

Jedoch ift dieſe Verpflichtung, bie wir entſchloſſen übernehmen, nicht von 
uns Frankreich aufgezwungen worden; es würde fie nicht zu tragen haben, wenn 
unjere Stimme gehört worben wäre. 

Bir haben, jelbft mit Verluſt unferer Popularität, energiich die Politik des 
Sriebens vertheibigt. Wir beharren in derfelben mit immer größerer Ueberzeugung. 

Unfer Herz bricht beim Anblick biefer Megeleien von Menfchen, in welchen 
bie Blüthe zweier Völler vernichtet wird. Wir befiten feinen Ausbrud, ber bie 
Bewunderung ſchildern kann, die wir für unfere heroiſche, durch die Unfähigkeit 
des Iberbefehls geopferte Armee, in ihrer Niederlage größer, als in 
ihren brillanteften Siegen haben. 

Ihr fei die Ehre! Die Nation öffnet ihr ihre Arme! Die kaiferliche 
Macht hat fie entzweien wollen, das Unglüf und die Pflicht vereinigen fie zu 
einer feierlichen Umarmung. Befiegelt durch ben Patriotismus und die freiheit, 
macht diefes Bündniß uns unbefiegbar. 

Zu Allem entſchloſſen, jehen wir mit Ruhe bie uns bereitete Tage an. 

ieje Lage, ich will fie in einigen Worten darlegen; ich unterbreite fie bem 
Richterfpruche meines Landes und Europas. 

Wir haben laut den Krieg verworfen, und unferen Refpelt für die Rechte 
der Völler ausjprechend, haben wir verlangt, daß man Deutichlanb Herr feines 
Schickſals fein laſſe. Wir wollen, daß die Freiheit zugleich unſer gemeinjchaft- 
liches Schild fei; wir waren liberzeugt, dieſe moraliihen Kräfte würben für 
immer das Aufrechterhalten bes Friedens fichern. 

Die kaiſerliche Regierung, bie feit lange ſchon ihre Intereffen von denen 
bes Volles getrennt hatte, bat unfere Politik zurüdgeftoßen. Wir nehmen fie 
wieder auf in ber Hoffnung, Frankreich, durch die Erfahrung belehrt, wird bie 
Beisheit haben, fie auszuüben. 

Seinerjeits hat der König von Preußen erklärt, er made nicht Frank» 
rei, ſondern der kaiferliden Dymaftie den Krieg. 

Die Dynaftie it am Boden. Das freie Frankreich fiebt auf. 

Will der König von Preußen einen ſcheußlichen Krieg fortjegen, ber ihm 
wenigftens ebenfo verhängnißvoll wie uns fein wirb ? ill er ber Welt bes 
19. Jahrhunderts das graufame Schaufpiel zweier fich zerreißenden Nationen 
geben, die die Menjhlicpleit, die Wiſſenſchaft, die Vernunft vergeffend, Ruinen 
und Leichname aufhäufen ? 

Es ſtehe ihm frei, er übernehme bann auch die BVBerantwortlichkeit vor 
ber Welt und der Geſchichte! Wenn e8 eine Herausforderung ift, nehmen 
wir fie an. 

Wir überlaffen feinen Finger breit Erbe, feinen Stein unferer Feftungen. 

Ein ehrloſer Friede wäre ein Vernichtungskrieg nach kurzer Friſt. Wir 
werben nur wegen eine® dauerhaften Friedens unterhandeln. 

Dabei ift unfer Interejfe das von ganz Europa, und wir haben 
Urſache zu hoffen, die Frage werde ohne jedes dynaſtiſche Vorurtheil fo in ben 
Rabinetten 77 werden. 

Doch ſollten wir auch allein bleiben, wir werden nicht wanken. Wir be— 
ſitzen eine entſchloſſene Armee, gut verſorgte Feſtungen, einen gut angelegten 
Feſtungsgürtel und vor Allem die Bruſt von 300,000 Streitern, entſchloffen, bis 
auf den letzten Mann ſich zu halten, 

Wenn fie Kränze ber Ehrerbietung nieberlegen zu Füßen der Statue 
Straßburgs, jo geborden fie nicht allein einem Gefühle begeifterter Bewunberung, 
fie nehmen auch ihr heldenmüthiges Lojungswort, fie [hwören, ihrer Brüder im 
Elſaß würbig zu fein und, wie fie, zu fterben. 
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Nah ben Forts die Bruftwehren, nah den Bruftwebren die Barrifaben. 
Paris kann fih brei Monate halten und fiegen; wenn es unterläge, jo würde 
Frankreich, auf feinen Ruf aufftehend, es rächen; e8 würde den Kampf fortjegen 
und ber Angreifer würbe babei zu Grunde geben. 

Das ift’s, mein Herr, was Europa wiffen muß. Wir haben die Regie- 
rungsgewalt zu feinem anderen Zwed übernommen. Wir würden fie nicht eine 
Minute behalten, wenn wir nicht die Bevölkerung von Paris und ganz Frank— 
reich entichloffen finden, unfere Bejchlüffe zu tbeilen. 

Ih faffe es in Ein Wort zufammen vor Gott, der uns bört, vor ber 
Nachwelt, die uns richten wird. Wir wollen nur ben Frieden. Aber 
wenn man einen verberblidhen Krieg, den wir verdammt haben, 
gegen uns fortfegt, jo werben wir unfere Pflicht bis zu Ende thun, 
und ih babe die fefte Ueberzeugung, daß unfere Sade, welde bie 
bes Rechtes und ber Gerechtigkeit ift, [hlieflih den Sieg davon 
tragen wirb. 

In diefem Sinne fordere ih Sie auf, die Situation dem Herrn Minifter 
bes Hofes, bei dem Sie accreditirt find, darzulegen und eine Eopie dieſes Docu- 
mentes in feinen Händen zu laſſen.“ 


Die parifer Republik und der Friede, 


„PBrovinzial» Correspondenz“ vom 14. September. 


„Die Republitaner, welche für ben Augenblid die üffentlihe Gewalt in 
Paris ausüben, baben den deutſchen Heeren bie wunderlihe Zumuthung geftellt, 
nah allen den blutigen Kämpfen und Siegen, weldhe uns vor bie Hauptftabt 
gg geführt haben, nunmehr auf Grund der Gefangennahme des Kaifers 

apoleon einfach über den Rhein zurüdzufehren, ohne einen anderen Siegespreis, 
a — der franzöſiſchen Republik für das ſiegreiche Vordringen in 
rankreich. 

König Wilhelm ſelbſt habe ja erklärt, daß er nicht gegen Frankreich, ſondern 
gegen die Regierung des Kaiſers Krieg führe; jetzt habe Frankreich eine Regie— 
rung, welche die Kriegspolitik des Kaiſers verurtheile. Wolle der König von 
Preußen den „ruchloſen Krieg” dennoch fortſetzen, fo werde er allein die Verant— 
bafür zu tragen haben. 

8 bedarf faum eines Wortes, um dieſe einfältige Zumuthung zurüdzu- 
weifen; nur die tbatjächlihen Behauptungen, auf welche biefelbe begründet ift, 
erfordern eine nähere Beleuchtung. 

zunääß find die angeblihen Aeußerungen unferes Königs gefälfcht worden. 

ob! hatte König Wilhelm in feiner Thronrede vom 20. Juli darauf 
bingewiejen, daß das deutſche und das franzöfifche Volk zu einem heilſameren 
Wettlampfe berufen jeten, als zu dem blutigen ber Waffen, — wohl hatte er 
beflagt, daß die Machthaber Frankreichs es verftanden hätten, das wohlberechtigte, 
reizbare Selbftgefühl Frankreichs für perfönliche Intereffen und Leidenſchaften aus» 
zubeuten; — aber niemals bat ber König der Meinung Ausbrud gegeben, daß 
das franzöſiſche Voll etwa mwiberwillig in diefen Krieg gegangen fei, niemals an- 
gebeutet, daß er den Krieg nur gegen Napoleon, it gegen Frankreich führe. 
Beim Einrüden in Frankreich verkündete ber König allerdings, daß jeine Armeen 
nur die Soldaten Frankreichs, nicht den friedlichen Bürger befriegen; und bas 
haben die deutſchen Heere treulich beachtet und befolgt, joweit die Bürger Frank— 
reichs es durch ihr Verhalten möglich gemacht haben. 

Die Solbaten aber, welche wir zu befriegen batten, waren nicht Söldner 
bes Faiferlihen Beberrfhers: e8 waren die Soldaten Frankreichs. Als 
folhe werben fie von ber neuen Regierung jelbft ob ihrer Haltung bewundert 


123 
1870. 


und gerühmt. feierlich wird verfünbet, das Heer ftebe in feinen Niederlagen 
größer ba, als in den glänzendſten Siegen. 

Die Aeuferungen ber jetzigen Regierung geben unummwunben Zeugniß dafür, 
baf wir in ben franzöfifhen Soldaten eben Frankreich bekämpft baben, und bas 
franzöfifche Volk, welches fich mit feiner Armee unbebingt eins weiß, wirb aud 
die Folgen der „glorreihen“ Niederlagen berjelben tragen müſſen. 

Aber Frankreich felbft fei, wie die nene Regierung behauptet, mit ber Ge- 
fangennabme Napoleons ein völlig anderes geworben; das Franfreih, das ben 
Krieg verichuldet bat, eriftire nicht mehr. 

„Bir baben laut den Krieg verdammt,” — ruft der neue Minifter. 

Er fälfcht bier die offenfundigften Thatjahen ebenſo, wie er die Worte 
unjeres Königs gefäljcht hat. “ 

Die Partet, welche fih der Regierung in Frankreich fir einen Augenblid 
bemächtigt bat, ift an ber Berirrung und Aufreizung bes franzöfifhen Volles 
Deutihland gegenüber ebenfo jhulbig, wie die taiferfiche Regierung. Grabe bie 
DOppofitionspartei in Frankreich hat jeit vier Jahren Preußens und Deutichlands 
Erhebung fort und fort als eine Niederlage für Frankreich dargeftellt und als 
Borwurf gegen die Regierung bes Kaifers ausgebeutet. Es verging feine Seffton, 
in welcder nicht die radikalen Abgeordneten auf Preußens Sieg bei Sadowa als 
auf eine noch zu jühnende Schuld der Regierung hinwieſen und bamit die Empfind- 
lichkeit des Volkes und der Armee aufftachelten. Als bie kaiſerliche Regierung 
fhließlih den Krieg gegen Deutſchland beſchloß, fand fie auch bei der Mehrzahl 
der jonftigen Oppofition Zuftimmung und Unterftügung, und wenn einige fehr 
vereinzelte Abgeorbnnete Bedenken und Widerſpruch erhoben, fo gejhab es nicht 
aus Grünben einer ehrlichen Friedenspolitik, ſondern weil fie für den Augenblid 
an ber genügenben Vorbereitung bes Krieges und deshalb an ber Sicherheit bes 
"Erfolges zweifelten. 

Die republifanifhe Partei hat den Krieg gegen Deutichland nicht „ver- 
dammt,“ fie bat vielmehr feit Jahren zum Kriege gebett und gedrängt, und einer 
ibrer bervorragendften Führer, der jegige Minifter des Innern, hat dem Kampfe 

egen Deutichland zuerft jene gebäffige Wendung gegeben, durch welche Taufenbe 
riebliher Deutſcher auf die unmenſchlichſte Weife aus ihren Berbältniffen in 
Frankreich berausgeriffen und vertrieben worben find; — er bat den Eintritt in 
fein neues Amt noch durch eine Schärfung jener gewaltiamen Mafregel bezeichnet. 
In einem ber jegigen Regierung nahe ftebenben Blatte ift geradezu verkündet 
worden, daß die Deutſchen „außerhalb alles Völkerrechts“ zu ftellen feien, und 
bereits treten die Früchte dieſer neuen republifanifchen Lehre in dem nichts» 
würdigen Berbalten ver franzöfiihen Bevölkerung hervor. ‚ 

Und eine ſolche Partei wagt es, ſich auf die hochherzigen Abfichten unferes 
Königs zu berufen, — und dem Giegeslaufe unferer Armeen mit dem bloßen 
Hinweiſe auf ihre wohlwollenden Gefinnungen Halt zu gebieten! 

Welche Bürgichaften könnte denn dieſe jetige jogenannte Regierung über- 
haupt — 

ie verdankt ihr augenblickliches Beſtehen dem Gewaltakt eines wüſten 
Bollshaufens; — der folgende Augenblick kann die That des 4. September rück— 
gängig machen oder durch weitere Ercefje noch überbieten. Die jetige Regierung 
entbebrt jeber wirklihen Zuftimmung bes franzöfiihen Volkes, und wer wollte 
verbürgen, daß fie auch nur fo lange beftehen wird, bis das Voll Gelegenheit 
findet, fih über die künftige Regierungsgewalt auszufprechen ? 

Die Art, wie Frankreich in Zukunft regiert fein foll und 
will, ift lediglich feine innere Angelegenheit; wir haben uns nicht 
barein gemifht und werben es nihttbun; wir haben einen Wechſel 
ber Regierung als Siegespreis nicht geforbert, und können ihn 
uns als ſolchen nicht anrehnen lafjen. 

Welche Bedeutung aber die Bejeitigung Napoleons für Frankreich haben 
möchte, für uns und ben Weltfrieben Könnten wir darin um fo weniger eine 


124 
1870. 


Bürgſchaft finden, als fchon bie wenigen Tage feit bem Regierungswechſel gezeigt 
haben, baß bie neue einftweilige Regierung von demfelben Dünkel, von berfelben 
Ueberhebung und Selbftüberfhägung erfüllt ift, welche das franzöfifhe Volk von 
jeber verblendet haben. 

Wenn die republifanifche Regierung inmitten ber beifpiellofen Niederlagen, 
welche das franzöfifche Heer und Boll Schlag auf Schlag getroffen und jebe 
ernfte Wiberftanbsfraft vernichtet haben, dennod dem Sieger gegenüber eine jolche 
Sprade zu führen fich erbreiftet, wie es in jenen ebenſo thörichten, als heraus» 
fordernden Rundgebungen geihieht, — wie würben Regierung und Volk in Frank⸗ 
reich ſich von Neuem geberden, wenn der Krieg von ihnen genommen würde, 
ohne daß die ganze Bedeutung der Niederlage ihnen vollends zum Bewußtſein 
gebracht wäre? 

Je mehr das politifche Leben in Frankreich auch jetzt wieder von Paris 
aus beberricht und beftimmt wird, befto mehr kommt es barauf an, den Ueber⸗ 
muth Frankreichs vor Allem noch an dieſem feinen Hauptfige zu beugen und 
auch dort enblih das Bewußtſein zu weden, daß die Ruhe Europas nicht ferner 
ber —— ber Launen und ber Frivolität eines ſittlich verlommenen Boltes 
ſein darf. 

Das neu erſtandene Deutſchland wird — Siegeszug durch Frankreich 
nicht abbrechen, ohne dieſe Aufgabe erfüllt zu haben. 

Republik, Kaiſerthum oder Königthum, — das iſt für Gegen— 
wart und Zukunft Frankreichs eigene Sache; — unſer Ziel iſt ein 
Frieden, welcher unſerer blutigen Opfer werth iſt und wahrhafte 
feſte Bürgſchaften für eine friedliche und ſegensreiche Zukunft giebt. 

‚ Einen ſolchen Frieden werben wir, jo Gott will, vor Paris 
erringen.“ 


Der Krieg gegen die franzöfifche Republik. 
3. September. Mari nad Paris. 
5. September. In Rheims. 
18. September. Hauptquartier in Ferrières. 


10, Jeutſchlands Friedensforderungen und 
die Hepublik, 


Rundſchreiben des Grafen von Bismard, 


L 
Rheims, den 13. September 1870. 
„Durch die irrthümlichen Auffaſſungen über unſer Verhältniß zu 
Frankreich, welche uns auch von befreundeten Seiten zukommen, bin 
ih veranlaßt, mich in Folgendem über die von den verbündeten deut- 
ſchen Regierungen getheilten Anſichten Sr. Majeftät des Königs auszu- 
en. 


Wir hatten in dem Plebiszit und den darauf folgenden jcheinbar 
kefriedigenden Zuftänden in Frankreich die Bürgjchaft des Friedens und 
kn Ausdruck einer friedlihen Stimmung der franzöfifhen Nation zu 
kben geglaubt. Die Ereigniffe haben uns eines andern belehrt, wenigfteng 
haben fie gezeigt, wie leicht diefe Stimmung bei der franzöfiichen 
Nation in ihr Gegentheil umjchlägt. Die der Einftimmigkeit nahe Mehr— 
beit der Volksvertreter, des Senates und der Drgane der öffentlichen 
Meinung in der Preffe haben den Eroberungsfrieg gegen uns jo laut 
und nahdrüdlich gefordert, daß der Muth zum Widerfpruch den iſo— 
litten Freunden des Friedens fehlte, und daß der Kaifer Napoleon 
Sr. Majeftät keine Unmahrheit gejagt haben dürfte, wenn er noch heut 
behauptet, daß der Stand der öffentlihen Meinung ihn zum Kriege ge- 
zwungen habe. 

Angefichts diefer Thatſache dürfen wir unfere Garantien nicht in 
franzöfiichen Stimmungen ſuchen. Wir dürfen uns nicht darüber täufchen, 
dag wir uns im Folge diefes Krieges auf einen baldigen neuen Angriff 
von Franfreih und nit auf einen dauerhaften Frieden gefaßt machen 
müflen, und daß ganz unabhängig von den Bedingungen, welche wir etwa 
an Frankreich ftellen möchten. Es ift die Niederlage an fich, es ift unfere 
fiegreihe Abwehr ihres frevelhaften Angriffs, welche die franzöfifche 
Nation und nie verzeihen wird. Wenn wir jegt, ohne alle Gebiet3ab- 
tretung, ohne jede Contribution, ohne irgend welche Bortheile als den 
Ruhm unferer Waffen aus Frankreich abzögen, fo würde doch derfelbe 
Haß, diefelbe Rachſucht wegen der verlegten Eitelkeit und Herrſchſucht in 
der franzöfifchen Nation zurücbleiben, und fie würde nur auf den Tag 
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warten, wo fie hoffen dürfte, dieje Gefühle mit Erfolg zur That zu machen. 
Es war nicht der Zweifel in die Gerechtigkeit unfer Sache, und nicht Be- 
forgniß, daß wir nicht ftarf genug fein möchten, welde ung im Jahre 
1867 von dem und jhon damald nahe genug gelegten Kriege abhielt, 
fondern die Scheu, gerade durch unfere Siege jene deidenfchaften aufzu⸗ 
regen und eine Aera gegenſeitiger Erbitterung und immer erneuter Kriege 
heraufzubeſchwören, während wir hofften, durch längere Dauer und aufs 
merkjame Pflege der friedlichen Beziehungen beider Nationen eine fejte 
Grundlage für eine Aera des Friedens und der Wohlfahrt beider zu ge- 
winnen. et, nachdem man und zu dem Kriege, dem wir widerftrebten, 
gezwungen hat, müfjen wir dahin Äreben, für unfere Bertheidigung gegen 
den nächften Angriff der Franzoſen befjere Bürgjchaften als die ihres Wohl- 
mwollens zu gewinnen. 

Die Garantien, melde man nad dem Jahre 1815 gegen diejelben 
franzöſiſchen Gelüfte und für den europäifchen Frieden in der heiligen 
Allianz und anderen im europätjchen Intereſſe getroffenen Einrichtungen 
gejuht hat, haben im Laufe der Zeit ihre Wirkfamkeit und Bedeutung 
verloren, jo daß Deutichland allein: fich fchlieglih Frankreichs hat er- 
wehren müfjen, nur auf jeine eigene Kraft und feine eigenen Hilfsmittel 
angemiejen. Eine ſolche Anftrengung, wie die heutige, darf der deutjchen 
Nation nicht dauernd von Neuem angejonnen werden; und wir find 
daher gezwungen, materielle Bürgichaften umd die Sicherheit Deutjch- 
lands gegen Frankreichs künftige Angriffe zu erftreben, Bürgſchaften zu- 
gleich fir den europäijchen Frieden, der von Deutjchland eine Störung 
nicht zu befürchten hat. Diefe Bürgjchaften haben wir nicht von einer 
porübergehenden Regierung Frankreichs, jondern von der franzöfiichen 
Nation zu fordern, melde gezeigt hat, daß fie jeder Herrſchaft in den Krieg 
gegen uns zu folgen bereit ift, wie bie Reihe der feit Jahrhunderten 
— gegen Deutſchland geführten Angriffskriege unwiderleglich 
darthut. 

Wir können deshalb unſere Forderungen für den Frieden lediglich 
darauf richten, für Frankreich den nächſten Angriff auf die deutliche 
und namentlich die bisher ſchutzloſe jüddeutiche Grenze dadurd 
zu erjhweren, daß wir diefe Grenze und damit den Aus: 

angspunft franzöfifher Angriffe weiter zurüdlegen und die 
———— mit denen Frankreich uns bedroht, als defenſive 
Bollwerke in die Gewalt Deutſchlands zu bringen ſuchen. 

Euere ıc. wollen Sid, wenn Sie befragt werden, in diefem Sinne 
ausſprechen.“ 

Meaur, den 16. September 1870. 

„Eurer :c. ift das Schriftftüd befannt, welches Herr Jules Fapre im 
Namen der jegigen Machthaber in Paris, melche fich felbft daß Gouver- 
nement de la defense nationale nennen, an die Vertreter Franfreihs im 
Auslande gerichtet hat. 

Gleichzeitig ift e8 zu meiner Kenntniß gefommen, daß Herr Thiers 
eine vertraulihe Miffion an einige auswärtige Höfe übernommen hat, und 
ich darf vorausjegen, daß er es ji) zur Aufgabe machen wird, einerjeits 
den Glauben an die Friedengliebe der jegigen PBarifer Regierung zu ers 
weden, anderjeit3 die Intervention der neutralen Mächte zu Gunften eines 
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Friedens zu erbitten, welcher Deutichland der Früchte feines Sieges be- 
rauben und jeder Friedensbafis, welche eine Erſchwerung des nädjiten 
franzöfiichen Angriffs auf Deutjchland enthalten könnte, vorbeugen joll. 

An die ernitliche Abficht der jegigen Parifer Regierung, dem Kriege 
ein Ende zu machen, können wir nicht glauben, fo lange diefelbe im Innern 
fortfährt, durch ihre Sprade und ihre Akte die Volksleidenjchaft aufzu— 
fadheln, den Haß und die Erbitterung der durch die Leiden des Krieges 
an fich gereizten Bevölkerung zu fteigern, und jebe für Deutichland an— 
nehmbare Baſis als für Frankreich unannehmbar im voraus zu verdammen. 
Sie maht fi) dadurch jelbft den Frieden unmöglich, auf den fie durch 
eine ruhige und dem Ernft der Situation Rechnung tragende Sprache das 
Bolt ——— müßte, wenn wir annehmen ſollten, daß ſie ehrliche Frie— 
densverhandlungen mit uns beabſichtige. Die Zumuthung, daß wir jetzt 
einen Waffenftillftand ohne jede Sicherheit für unjere Friedensbedingungen 
obihliegen follten, könnte nur dann ernfthaft gemeint fein, wenn man bei 
ung Mangel an militairifchem und politiſchem Urtheil oder Gleichgültigkeit 
gegen die Intereſſen Deutſchlands vorausjegt. 

Daneben vu ein weſentliches Hinderniß für die Franzojen, die 
Nothivendigkeit des Friedens mit Deutfchland ernſtlich ins Auge zu faſſen, 
in der von den jegigen Machthabern genährten Hoffnung auf eine diplo— 
matijhe oder materielle Intervention der neutralen Mächte zu Gunften 
Frankreichs. Kommt die franzöfifche Nation zur Ueberzeugung, daß, mie 
fie allein den Krieg willkürlich heraufbeſchworen hat, und wie Deutjchland 
ihn allein hat ausfämpfen müſſen, fo fie auch mit Deutjchland allein ihre 
Rehnung abjchliegen muß, jo wird ſie dem jegt ficher nutzloſen Widerftande 
bald ein Ende machen. Es ift eine Graufamleit der Neutralen gegen die 
franzöfiiche Nation, wenn fie zulafjen, daß die Parifer Regierung im Volke 
merrüllbare Hoffnungen auf Intervention nähre und dadurch den Kampf 
verlängere. 
ir find fern von jeder Neigung zur Einmifchung in die 
inneren Verhältniſſe Frankreichs. Was für eine Regierung 
ih die franzöjifhe Nation geben will, ift für uns gleid- 
gültig. Formel ift die Regierung des Kaiſers Napoleon bisher die allein 
von uns anerkannte. Unfere Friedensbedingungen, mit welcher zur Sache 
legitimirten Regierung wir diefelben auch mögen zu verhandeln haben, 
find ganz unabhängig von der Frage, wie und von wen die franzöfijche 
Nation regiert wird, fie find und durch die Natur der Dinge und durch das 
Gefeg der Nothwehr gegen ein gewaltthätiges umd friedlojes Nachbarvolf 
vorgejchrieben. Die einmüthige Stimme der deutjchen Regierungen und des 
deutjhen Volkes verlangt, daß Deutjchland gegen die Bedrohungen und 
Vergewaltigungen, welche von allen franzöfiihen Regierungen feit Jahr- 
hunderten gegen uns geübt wurden, durch bejjere Grenzen als bisher ges 
Ihügt werde. So lange Frankreich im Bejig von Straßburg und 
Meg bleibt, ift feine DOffenjive ftrategijch ftärfer als unjere 
Defenfive 0 des ganzen Südens und des linksrheiniſchen 
Nordens von len Straßburg ift, im Befige Frank— 
reichs, eine ftet3 offene Ausfallpforte gegen Süddeutjchland. 
In deutihem Befig gewinnen Straßburg und Meg dagegen 
einen defenjivden Charakter; wir find in mehr als zwanzig 
Kriegen niemals die Angreifer gegen Frankreich gewefen, umd 
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wir haben von letterem nicht3 zu begehren, al3 unfere von ihm fo oft ge 
fährdete Sicherheit im eigenen Lande. eantreich dagegen wird jeden jeßt zu 
ee Frieden nur al3 einen Waffenftillftand anjehen und uns, um 

ache für feine jetige Niederlage zu nehmen, ebenfo händelſüchtig und 
ruchlo8 wie in diefem Fahre, wiederum angreifen, jobald es fich durch 
eigene Kraft oder fremde Bündniffe ftarf genug dazu fühlt. 

Indem wir Frankreich, von deffen Fnitiative allein jede bisherige Beun- 
ruhigung Europas ausgegangen ift, daS Ergreifen der Dffenfive erjchweren, 
handeln wir zugleich im europäifchen Intereſſe, welches das des Friedens 
if. Bon Deatihland ift feine Störung de3 europäifchen Friedens 
zu befürdten; nachdem uns der Krieg, dem wir mit Sorgfalt und mit 
Ueberwindung unſeres dur Frankreich ohne — herausgeforderten 
nationalen Selbſtgefühls vier Jahre lang aus dem eg. gegangen find, 
troß unferer Friedensliebe, aufgezmungen worden ift, wollen wir zufünftige 
Sicherheit als den Preis der gewaltigen Anftrengungen fordern, die wir zu 
unferer Bertheidigung haben machen müſſen. Niemand wird und Mangel 
an Mäßigkeit vormwerfen fünnen, wenn wir diefe gerechte und billige For: 
derung feithalten. 

Be zc. bitte ih, Sich von diefen Gedanken zu durchdringen und 
diefelben in ihren Befprehungen mit zur Geltung zu bringen.“ 


Die Aufgabe und Stellung der Regierung der nationalen 
BVertheidigung. 
17. September. Rundſchreiben Jules Favre's. 


„Indem wir die gefährliche Aufgabe, welche uns ber Sturz ber kaiſerlichen 
Regierung auferlegte, auf uns nahmen, hatten wir nur ben einen Gebanten, 
* Gebiet zu vertheidigen, unſere Ehre zu retten und der Nation die von ihr 
ausgehende Gewalt wieder zurückzugeben, welche fie allein auszuüben berechtigt if. 

Wir hätten gewünſcht, daß dieſer große Alt ſich ohne eine Zwijchen » Re- 
gierung vollzogen hätte; allein vor Allem war es notbwendig, dem Feinde ent- 
— Wir haben nicht die Abſicht, von Preußen Uneigennützigkeit zu 

egehren; rechnen wir mit dem Gefühle, welches durch die Größe der erlittenen 

Verluſte und die durch den Sieg naturgemäß erzeugte Exaltation hervorgerufen 
worden iſt. — Wir ſind weit entfernt, hiermit die Abſichten der Staatsmänner 
zu verwechſeln. Dieſe werden ſich vielmehr ſcheuen, dieſen ruchloſen Krieg, in 
welchem ſchon mehr als 200,000 Menſchen zu Grunde gegangen find, fortzu— 
ſetzen; und es würde heißen, denſelben erzwungener Weiſe fortſetzen, wollte man 
Frankreich unannehmbare Friedensbedingungen auferlegen. 

Man wendet uns ein, die gegenwärtige Regierung beſitze keine regel— 
mäßige Vollmacht, Frankreich zu repräfentiren. Wir erkennen dies 
ehrlich an, und eben deshalb haben wir ſofort die frei zu wählende conſtitui— 
rende Verſammlung einberufen. Wir maßen uns kein anderes Privilegium an, 
als unſerem Vaterlande unſer Herz und unſer Blut zu weihen, uns ſeinem ſou— 
verainen Ausſpruche zu unterwerfen. Nicht unſere Eintagsgewalt alſo, ſondern 
das unſterbliche Frankreich iſt es, das ſich gegen Preußen erhebt, um das Leichen— 
tuch bes Kaiſerreichs abzuſchütteln, jenes Frankreich, welches frei, edelmüthig, 
bereit ſich für fein Recht und feine Freiheit zu opfern, jede Politik der Erobe⸗ 
rung, jede gewaltthätige Propaganda von fich abweiſt, das feinen andern Ehrgeiz 
fennt, als Herr feiner jelbft zu bleiben, um feine geiftigen unb materiellen Kräfte 
zu entwideln, mit feinen Nachbarn gemeinfchaftlich in den Fortichritten der Ci⸗ 
vilifation zu arbeiten, jenes Frankreich, welches, ſobald ihm bie Freibeit 
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der Altion zurüdgegeben war, fofort das Aufbören bes Krieges ver- 
langt bat, weldes aber ben Untergang taufendmal der Schande 
vorziebt. 

Diejenigen, welche dieſe fürchterliche Geißel heraufbeſchworen, fie fuchen 
beute der fie zermalmenden Berantwortlichleit bierfür durch die falfche Behauptung 
zu entgeben, fie bätten fih ben Wünſchen des Landes gebeugt. Dieſe Berleum- 
dung kann das Ausland blenden, aber es ift Niemanb unter uns, ber fie nicht 
zurücdweifen würde, als das Werk empörender Falſchheit. Die Wahlen von 1869 
batten ben „Frieden“ und die „Freiheit“ zu Lofungsworten; das Plebiszit jelbft 
eignete fich bieies Programm an. Es ift wohl wahr, daß die Majorität des ge» 
jetsgebenden Körpers bie Friegeriihen Erklärungen bes Herzogs von Gramont 
mit Beifall begrüßte, aber wenige Wochen vorber hatte biejelbe Majorität den 
friedlichen Tan ea Olliviers ebenfalls zugejauchzt. Diefe Majorität, ber» 
vorgegangen aus bem perjönlihen Regimente, bielt fi eben für verpflichtet, 
demielben geborfam zu folgen, und durch bie Abftimmung fein Vertrauen zu 
demjelben zu bezeugen. Aber Niemand in Europa wird der Behauptung Preußens 
beiftimmen, daß Franfreih, wenn es in Freiheit hätte abftimmen können, ben 
Krieg gegen Preußen bejchloffen haben würde. Ich ziehe hieraus feineswegs bie 
Folgerung, daß wir beshalb nicht verantwortlich feien. Wir haben das Unrecht 
begangen, und wir büßen jest graufam dafür, eine ſolche Regierung geduldet zu 
haben, welche uns in das Berberben riß. Wir erfennen nunmehr die Berpflich- 
tung an, daß wir das Unrecht, welches jene Regierung verübt bat, gutmachen 
müffen; aber wenn bie Macht, mit welcher fie uns in fo ſchwere Verwicklung 
geftürzt bat, ihr Uebergewicht und unfer Unglüd zu unjerer Vernichtung benutzen 
will, dann werben wir verzweifelten Widerſtaud leiften, und es ift Dies wohl zu 
beachten, diejen Wiberftanb wird die Durch eine freigewählte Berfammlung 
rehbtmäßig vertretene Nation leiften, welche jene Macht vernichten will. 

Wenn die Frage jo geftellt wird, dann wirb jeder von uns feine Pflicht 
tbun. Das Gliüd, das uns bisher ungünftig war, kann fich unverjehens wenden. 
Europa fängt au, ſich zu regen, feine Sympatbien für uns erwachen wieber, bie 
Sympathien der Cabinette ebren und tröften uns, fie werben lebhaft gerührt fein 
über die edle Haltung von Paris, welches inmitten jo furdhtbarer Ereigniffe und 
gewaltigfter Erregungen voller Vertrauen bereit ift, auch das Letzte zu opfern. 

Die bewaffnete Nation betritt nunmehr den Kampfplak, obne 
rüdwärts zu bliden, und nur bie einfache, große Pfliht vor Augeı, 
ibren beimatbliden Heerb und ihre Unabhängigkeit zu vertbeibigen. 

Ich bitte Sie, mein Herr, diefe Gefichtspunfte dem Repräfentanten ber 
Macht, bei welder Sie accrebitirt find, wahrheitsgemäß darzulegen. Derſelbe wirb 
die Wichtigkeit dieſer Mittheilungen begreifen und dadurch in die Lage gejett 
fein, fih einen richtigen Begriff von unfern Dispofitionen zu machen.“ 


Zufammenfunft des Grafen von Bismard mit Jules Favre 
in Serriereö am 19. und 20. September. 


I. 
Bermittelung Englands Bebufs der Zujammenkunft. 
9. September. Der englische Botjchafter in Paris Lord Lyons an Lord Gran« 
ville (Uebermittelung einer Anfrage von Jules Favre an Graf 
Bismard): 
„Will Graf Bismard in Beiprechungen eintreten Behufs Herbeiflihrung eines 
Waffenftillftandes und einer Konferenz über Friedensbedingungen und mit wen 
wünſcht er bieje Beiprechungen zu halten?“ 


Furſt Bismard. IT. 9 
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13. September. Lord Granville an Lorb Lyons (Uebermittelung einer Ant- 
wort bes Grafen Bismard auf die Anfrage von Jules Favre, 
und zwar): 

„Welche Bürgichaft ift vorhanden, daß Frankreich oder auch für den 
Augenblid die Truppen von Meg und Straßburg bie Abmadhungen 
anerfennen werben, über welde man fich mit ber gegenwärtigen Parijer Re— 
gierung oder einer von denen, bie vermuthlich ihr folgen werben, einigen könnte?“ 


14. September. Lord Granville an Graf Bernftorff (Uebermittelung ber 
Erwiberung Jules Fapre's): 
„Die von Graf Bismard geforderten Bürgichaften können von einem 
zwiefahen Standpunkte gegeben werben, vom politijchen unb vom militärischen. 
Bom politifhen Standpunkte will die Regierung ber nationalen Bertbeidigung 
einen Waffenftillftand fchließen und jofort eine Berfammlung berufen, welde den 
Friedensvertrag genehmigen ſoll. In militäriſcher Beziebung bietet die Re— 
ierung der nationalen Bertheidigung biefelben Bürgſchaften, wie jebe regelmäßige 
eng; da alle Befehle des Kriegsminifters befolgt werben. Was baber in 
biejer Beziehung in einem Waffenftillftandsvertrage beftimmt würde, wird pünktlich 
und unverweilt ausgeführt werben.” 


19. September. Lord Lyons an ford Granville (aus Tours) (Beiprehung 
mit Jules Favre vor ber Ueberfiedelung nah Tours am 17.): 


„Favre will, wenn bie Antwort des Grafen Bismard fich verzögert, 
auf alle Fälle den Gang ins preußiſche Hauptquartier unternehmen. Yorb Lyons 
ermutbigt ihn dazu, da Graf Bismard gegen ben engliſchen Botſchafts— 
jecretair Malet feine Bereitwilligleit ausgefjproden habe, mit irgend 
Jemand, den die franzöſiſche Regierung beauftragen würde, zu 
verhandeln. Jules Favre erklärte darauf, daß er fih am andern Morgen 
in das preufiiche Hauptquartier begeben wolle.“ 


II. 


21. September. Bericht Jules Favre's an die Regierung ber nas 
tionalen Bertbeidigung. 


„Die enge Einheit aller Bürger und beſonders die der Mitglieder der Re— 
gierung ift mehr denn je eine Nothwendigkeit des öffentlihen Wobles. Jede 
unferer Handlungen muß fie befeftigen. Die, welde ich auf meine eigene Ber- 
antwortlichkeit ausführte, war mir von dieſer Geſinnung eingegeben; fie wird 
dieſes Reſultat haben. Ich batte bie Ehre, Ihnen dieſelbe in ıhren Einzelheiten 
zu erflären. Dies reicht nicht bin. Wir find eine Regierung der Oeffentlichkeit. 
Wenn im Augenblide der Ausführung das Geheimniß unumgänglich notbwendig 
ift, jo muß die einmal vollendete Thatſache mit dem größten Yichte umgeben 
werden. Wir find nur etwas dur die Meinung unferer Mitbürger; fie muß 
uns beurtbeilen, und um uns zu beurtbeilen, bat fie das Recht, Alles zu erfahren. 
Ih babe geglaubt, daß es meine Pflicht war, mich in das Hauptquartier ber 
feindlihen Armee zu begeben. Ich bin bingegangen. Ich babe Ihnen über die 
Miſſion Rechenſchaft abgelegt, bie ich mir ſelbſt auferlegt hatte; ich komme, meinem 
Lande die Gründe, welche mich dazu beftimmt, ben te ben ich verfolgt, den, 
welchen ich glaube erreicht zu haben, mitzutheilen. 

Ich habe nicht nothwendig, an die von uns eingefchlagene Politik zu erinnern, 
welche der Minifter des Aeußern bejonders beauftragt war, zu formuliren. Wir 
find vor Allem Männer bes Friedens und der Freiheit. Bis zum legten Augen- 
blide haben wir uns dem Kriege widerjegt, melden bie kaiſerliche Regierung in 
einem ausſchließlich dynaſtiſchen Iutereffe unternahm, und als dieſe Regierung 
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gefallen ift, Haben wir erffärt, energifcher denn jemals auf ber Friedenspolitik zır 
bebarren. Dieje Erklärung machten wir, als die verbrecheriſche Thorheit eines 
Mannes und feiner Rathgeber unfere Armee vernichtet hatte, unfer glorreicher 
Bazaine und jeine tapferen Soldaten vor Met blofirt waren, Straßburg, Toul 
und Pialzburg von den Bomben niedergejchmettert wurden, ber fiegreiche Feind 
auf unfere Hauptftabt marjchirte. Niemals war eine Lage fchrediicher; fie flößte 
aber dem Lande keinen Gedanken der Schwäde ein, und wir glaubten jeine ge- 
treuen Dolmetiher zu fein, indem wir Mar und deutlich die Bedingung aufftellten: 
fein Zoll unſeres Territoriums, fein Stein von unjeren Feftungen. Wenn aljo 
in dieſem Augenblide, wo fi eine jo aufßerorbentlihe Thatjache zutrug, wie ber 
Sturz bes Urhebers bes Krieges, Preußen auf ber Bafis einer Geldent— 
f Banane hätte unterbandeln wollen, jo würde der Friede geichloffen worben 
fein; er würde wie eine unermeßliche Wohltbat aufgenommen worden fein; er 
würde ein fiheres Pfand der Verſöhnung zwifchen den beiden Völkern geworben 
fein, bie eine gebäffige Politik allein entzweit hat. 

Wir bofften, daß die Menjchlichkeit und das mwohlverftandene Intereffe den 
Sieg davon tragen würden, denn er hätte eine neue Aera eröffnet, und bie 
Staatsmänner, welche ihre Namen baran gefnüpft, hätten als Führer die Philo- 
ſophie, die Gerechtigkeit, al8 Belohnung die Segnungen und das Wohlergehen 
der Bölfer gehabt. 

Mit diefen Ideen unternahm ich bie gefährliche Aufgabe, mit welder Sie 
mid betraut. Ich mußte vor Allem mir über die Meinung ber europäiſchen Ea- 
binette Rechenſchaft ablegen und mir ibren Schuß ſichern. Die kaiſerliche Regie- 
rung batte dies vollftändig vernadhläffigt und fie war gefcheitert. Sie ging auf 
den Krieg ein obne Allianz, ohne eine ernftliche Unterhanblung; Alles um fie 
herum war Feindſeligkeit oder Gleichgültigkeit; fie erntete jo die bittere Frucht 
einer Bolitil, die dur ibre Drohungen und Anſprüche für jeden Staat ver- 
letgend war. 

Kaum waren wiy im Stabthaufe, fo verlangte ein Diplomat, deſſen Namen 
wir noch nicht eutbüllen dürfen, mit uns in Beziehungen zu treten. Am nächſten 
Tage empfing Ihr Minifter die Repräfentanten aller Mächte. Die Republik der 
Bereinigten Staaten, bi? Schweiz, Italien, Spanien und Portugal erfannten bie 
franzöſiſche Republik offiziell an. Die übrigen Regierungen ermächtigten ibre 
Agenten, mit uns offizisfe Beziehungen zu unterhalten, welche uns geftatten, jofort 
auf nütliche Beiprehungen einzugeben. 

Ich würde diefem ſchon zu ausgedehnten Erpoje eine Entwidlung geben, 
welche bemjelben nicht zukommt, wenn ich im Einzelnen die furze, aber lehrreiche 
Geſchichte der Unterhandlungen geben wollte, welche folgten. Ich glaube behaupten 
zu können, daß fie nicht ohne Werth für unſeren moraliihen Credit fein werben. 
Ich beſchränke mich darauf, zu jagen, daß wir überall ehrenvolle Sympatbien 
gefunden haben. Mein Zwed war, fie zu gruppiren und bie Mächte, welde ben 
Bund der Neutralen unterzeichnet haben, zu beftimmen, direkt bei Preußen zu 
interpeniren, indem fie als Bafis Die Bedingungen nahmen, die ich geftellt. Bier 
Diefer Mächte haben es mir angeboten: ich babe ihnen im Namen meines Landes 
meine Dankbarkeit bezeigt, aber ich wollte die Mitbülfe von zwei anderen. Die 
eine verſprach mir eine individuelle Action, deren Freiheit fie fich vorbehielt, die 
andere jchlug mir vor, mein Vermittler Preußen gegenüber zu fein. Sie that 
fogar einen Schritt weiter: auf die Bitte des auferordentlihen Abgejandten 
Frankreichs wollte fie direft meine Schritte empfehlen. Ich batte viel mehr ver- 
langt, aber ich verweigerte feine Mithülfe, da ich glaubte, daß das Intereſſe, 
welches man uns bezeigte, eine Kraft jei, die nicht vernachläſſigt werben bürfe. 

Indeß ging die Zeit vorbei, jede Stunde bradte den Feind uns näher. 
Bon den jchmerzlichften Gefühlen beimgefucht, hatte ich mir vorgenommen, bie 
Belagerung von Paris nicht beginnen zu laſſen, ohne einen letzten Schritt zu 
thun, und wäre ich allein, um ihm zu thun. Preußen beobachtete Schweigen, 
und Niemand war geneigt, es zu befragen. Dieje Yage war nicht haltbar; fie 
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geftattete unferem Feinde, die Verantwortlichkeit der Fortſetzung des Kampfes uns 
zur Laſt zu legen; fie verurtbeilte uns bazu, unfere Abfichten zu werfchweigen. 
Dem mußte ein Ende gemacht werben. Ungeachtet meines Wiberwillens entſchloß 
ih mich, die guten Dienfte anzunehmen, weldhe man mir bot, und am 10. Sep- 
tember erhielt Herr v. Bismard ein Telegramm mit der Anfrage, ob er in 
eine Unterredung über die Bedingungen einer Ausgleihung eintreten wollte. 

Die erfte Antwort war eine verneinenbe, auf der Unregelmäßigkeit unferer 
Regierung bafirt. Der Kanzler des Norddeutſchen Bundes beftand jedoch micht 
darauf, und ließ mich fragen, welche Garantien wir für die Ausführung eines 
Bertrages darböten. Da dieſe zweite Schwierigkeit von mir bejeitigt worden war, 
jo mußte man weiter geben. Man jchlug mir vor, einen Courier abzufenden, 
was ih annahm. Zu gleicher Zeit telegrapbirte man direkt an Herrn v. Bismard, 
und ber erfte Minifter der Macht, welche uns als Vermittler diente, jagte unſerm 
außerorbentlihen Abgejandten, daß Frankreich allein bandeln könne; er fügte 
binzu, daß es wünſchenswerth jei, daß ich vor einem Schritt ins Hauptquartier 
nicht zurüdjchrede. Unſer Abgejandter, welcher den Grund meines Herzens kannte, 
antwortete, daß ich zu allen Opfern bereit ſei, um meine Pflicht zu tbun, daß es 
deren feine jo peinliche gäbe, als die, durch bie feindlichen Pinien binburch unfern 
Befieger aufzujuchen, aber er jette voraus, daß ich mich dazu verfteben würde. 
Zwei Tage jpäter fam der Courier zurüd. Nach taufend Hinderniffen hatte er 
den Kanzler gejeben, der ihm gejagt, daß er gern bereit jei, mit mir zu fprechen. 
Ih wollte nun direkte Antwort auf das Telegramm unſeres Bermittlers haben. 
Sie ließ auf fih warten. Die Einjhliefung von Paris wurbe beendet. Man 
durfte nicht mehr zaubern, und ich entichloß mich zur Abreije. 

Nun war es wichtig, daß, mwäbrenb ich dieſen Schritt that, er unbelannt 
bliebe; ich empfahl das Geheimniß, und ich war jchmerzlich erftaunt, als id 
geftern Abend bei meiner Rücklehr erfuhr, daß baffelbe nicht bewahrt morben 
war. Eine ftrafbare Inbiscretion war begangen worden. Ein Journal, der 
„Electeur Libre,“ mwelder von der Regierung ſchon desavouirt worben war, 
hatte daraus Nugen gezogen; eine Unterfuhung ift eingeleitet worden, und id 
boffe, diefen doppelten Mißbrauch beftrafen zu Fönnen. 

Ich hatte die Disceretion fo weit getrieben, daß ich fie jelbft Ihnen, meinen 
Collegen, gegenüber beobachtet batte. Ich batte mich dazu nicht obne großes Mif- 
vergnügen entichloffen. Aber ich Fannte Ihren Batriotismus und Ihre Zunei— 
ung; ih war fider, freigeiproden zu werben. Ich glaubte einer bringlichen 

othwendigleit geboren zu müſſen. Bereits früher babe ich mit Ihnen über 
meine Gewiffensjcrupel geiproden und Ihnen gejagt, daß ich nicht ruhig fein 
würde, bevor ich alles Menſchenmögliche getban, um dieſem abjcheulihen Kriege 
Einhalt zu tbun. Mich an die Unterredung erinnernd, weiche dieſe Eröffnung 
bervorrief, befürchtete ich auf Widerſpruch zu ftoßen, unb jo war ich entichlofien; 
ich wollte übrigens, indem ich mit Herrn v. Bismard anfnüpfte, von jeder 
Berpflihtung frei fein, um das Recht zu baben, keine Verpflichtungen zu über 
nehmen. Ich lege Ihnen dieje Geftänduiffe offen ab; ich made fie dem Lande, 
um Ihnen eine Berantwortlichleit zu nehmen, welche mich allein trifft. Wenn 
mein Schritt ein Fehler war, jo muß ich alle deſſen Folgen tragen. 

Ih batte indeß den Herrn Kriegsminiſter benachrichtigt, der mir einen 
Dffizier mitgeben mußte, um mich zu den Vorpoften zu geleiten. Der Ort bes 
Hauptquartier war uns unbefannt.e Man vermutbete es in Grosbois. Wir 
gingen dem Feinde durch das Thor von Eharenton entgegen. 

Ich unterbrüde alle Einzelbeiten biefer peinlihen, aber doch höchſt inter- 
effanten Reiſe; fie würden bier nicht an ibrem Plate jein. Nach Billeneuve 
©t. Georges geführt, wo ſich der General» Commanbant des 6. Armee» Korps 
befand, erfahre ich ziemlich jpät am Nachmittage, daß das Hauptquartier in Meaur 
wäre. Der General, über deſſen Auftreten ih mich nur belobend ausjprecen 
kann, ſchlug mir vor, einen Offizier mit dem Briefe, welchen ich für Herrn von 
Bismard vorbereitet hatte, abzuſenden. Der Brief lautete: 
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„Herr Graf! Ich habe immer geglaubt, daß, ehe die Feinbfeligkeiten unter 
ben Mauern von Paris einen ernften Anfang nehmen, es unmöglich ſei, daß 
nicht vorber eine ehrenvolle Transaction verfucht werbe. Die Perfon, welche bie 
Ehre hatte, Ew. Ercellenz vor zwei Tagen zu ſprechen, bat mir gejagt, daß fie 
aus Deren Munde den nämlihen Wunſch gehört hätte. Ich bin zu den Bor- 
poften gefommen, um mid Ew. Ercellenz zur Verfügung zu ftellen. Ich erwarte, 
daß Diefelben mich wiſſen laffen wollen, wo ich die Ehre haben kann, auf einige 
Augenblide mit Ew. Ercellenz zu conferiren. Ich babe bie Ehre, mit aller Hoch— 
achtung zu fein Ew. Ercellenz ſehr ergebener und jehr gehorjamer Diener 

Jules Favre.“ 


Wir waren durch eine Entfernung von 48 Kilometern getreunt. Am fol- 
genden Morgen um 6 Uhr empfing ich folgende Antwort: 

„Ich * das Schreiben erhalten, welches Ew. Excellenz bie Gefälligkeit 
gehabt hat, an mich zu richten, und es wird mir außerordentlich angenehm ſein, 
wenn Sie mir die Ehre erzeigen wollten, mich morgen bier in Meaur zu beſuchen. 
Der Ueberbringer dieſes Schreibens, Fürft Biron, wird darüber wachen, daß 
Em. Ercellenz durch unjere Yinien hindurchgeführt werben. Ich babe vie Ehre, 
zu fein mit aller Hochachtung Ew. Ercellenz ſehr geborjamer Diener v. Bismarck.“ 

Um neun Uhr war die Escorte bereit, und ich ging mit ihr ab. In der 
Näbe von Meaur gegen drei Uhr Nachmittags angelommen, wurbe ich von einem 
Adjutanten angehalten, welcher fam, um mir anzufünbigen, daß der Graf mit 
bem Könige Meaur verlaffen babe, um die Nacht in Ferrières zuzubringen. Wir 
hatten uns gelreuzt; indem wir Beide zurüdkehrten, fonnten wir uns treffen. 
Ich kehrte alfo um und ftieg in einem Pächterhofe ab, der, wie faft alle Häuſer, 
welche ich auf dem Wege gejeben, vollftändig verwüftet war. Nach einer Stunde 
fam Herr v. Bismard an. Es war für uns jchwierig, in einem folden Orte 
mit einander zu jpreden. Das dem Grafen v. Rillac angebörige Schloß Haute 
Maison war in unferer Nähe; wir begaben uns bortbin, und die Unterredung 
begann in einem Salon, wo Trümmer jeder Art in Unorbnung berumlagen. 

Ih möchte Ihnen dieſe Unterredung vollftändig wiedergeben, jo wie ich fie 
am näcften Tage einem Secretair biktirte. Jede Einzelheit darin bat ihre Wich— 
tigkeit. Ich kann fie bier nur analvfiren. 

Ich ftellte zuerft genau den Zweck meines Schrittes feſt. Da ich durch mein 
@ircular die Abfihten der franzöfiihen Regierung bekannt gemacht, fo wollte ich 
die bes erften Minifters von Preußen erfahren. Es ſchien mir unzuläffig, daß 
zwei Nationen, ohne fich vorber zu erklären, einen fchredlicen Krieg fortfegen, 
ber ungeachtet der errungenen Bortbeile dem Sieger harte Leiden auferlegt. Durch 
die Macht eines Einzigen hervorgerufen, hatte diefer Krieg feinen Grund mehr, 
fortzudauern, jobald Frankreich wieder Herr feiner jelbft geworden war. Ich ſtand 
für beffen Liebe zum Frieden ein und zugleich für deffen unerjhütterlihen Ent- 
ſchluß, feine Bedingung anzunehmen, welche aus dieſem Frieden einen kurzen 
und drohenden Waffenftillftand machen werbe. 

Herr dv. Bismard antwortete mir, daß, wenn er bie Ueberzeugung bätte, 
daß eim folder Friede möglich wäre, er ihn fofort unterzeichnen würde. Er er» 
fanıte an, daß die Oppofition ben Krieg immer verbammt habe. Aber die Re- 
gierung, welde heute dieſe Oppofition repräjentire, jei mehr als prefär. Wenn 
in einigen Tagen Paris nicht genommen werbe, jo werde fie der Pöbel ftürzen.... 
Ih unterbrah ihn lebhaft, um ihm zu jagen, daß esin Paris feinen Pöbel 
gebe, ſondern eine intelligente, ergebene Bevölkerung, welche unjere Abfichten 
fenne, und die ſich nicht zum SHelfersbelfer des Feindes machen werde, indem fie 
unjerer Aufgabe der Bertheidigung Hinderniffe in den Weg lege. Was unfere 
Gewalt anbelange, fo jeien wir bereit, fie in Die Hänbe der bereits von uns zu— 
jammen berufenen Verſammlung nieberzulegen. 

„Diefe Verſammlung,“ jo entgegnete der Graf, „wird Abfichten haben, bie 
Nichts vorausfehen läßt. Aber wenn fie dem franzöfiihen Gefühl Gehör jcheukt, 
fo wird fie den Krieg wollen. Sie werben eben jo wenig die Kapitulation von 
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Sedan vergeffen, wie Waterloo und Sadowa, welches letztere Sie Nichts anging.” 
Er lieh fih dann über ben feften Willen der franzöfiihen Nation aus, Deutjch- 
land anzugreifen und ihm einen Theil feines Gebietes zu entreifen. Bon 
Ludwig XIV. an bis auf Napofeon III. hätten ſich dieſe Tendenzen nicht ge- 
ändert, und al8 ber Krieg angekündigt worben, hätte der geſetzgebende Körper 
die Worte des Minifters mit Beifall überjchütte. Sch bemerkte ibm, daß bie 
Majorität des gejeßgebenden Körpers einige Wochen vorher dem Frieden acclamirt 
hätte; daß diefe von dem Fürften gewählte Majorität unglüdlicherweije es für 
nöthig erachtet hätte, ihm blindlings nachzugeben, daß bie Pation jedoch, zweimal 
confultirt, bei den Wahlen von 1869 und bei der Abftimmung bes Plebiszits, 
ber Friedens- und Freiheitspolitik energifch zugeftimmt babe. 

Die Unterredung über dieſen Gegenftand verlängerte ſich; denn ber Graf 
hielt feine Meinung aufreht und ich vertheidigte die meinige; da ich Betreffs 
feiner Bedingungen in ibn drang, jo antwortete er mir Mar und deutlich, daß die 
Mehrheit feines Yandes ihm auferlege, das Gebiet zu behalten, welches baffelbe 
ficherftellt. Er wiederholte mir mehrere Male: „Straßburg iſt der Schlüſſel 
zum Haufe, ich muß ihn haben.“ Ich forderte ihn mehrere Male auf, deutlicher 
zu fein. Es ift unnüß, entgegnete er, da wir uns nicht verftändigen können, jo 
ift es eine Sache, welche jpäter georbnet werden muß. Ich bat ihn, es jofort zur 
tbun, und er ſagte mir alsdann, baf die beiden Departements des Ober- und 
Nieberrheines, ein Theil des Mojel- Departements mit Met, Chäteau - Salins 
und Soiffons ihm unumgänglich notbwendig feien und daß er nicht Darauf ver— 
zichten könne. 

Ih machte ihm bemerklih, daß die Zuftimmung ber Völler, über bie er 
auf diefe Weife verfüge, mehr als zweifelbaft fei, und das europäiiche Staatsrecht 
ihm nicht geftatte, diefe zu umgehen. „Doc,“ antwortete er mir, „ih weiß ſehr 
wobl, daß fie von uns nichts wijjen wollen. Es wird eine große 
Laft für uns fein, aber wir fünnen nicht umbin, fie zu nebmen.“ 
Ich bin ficher, daß wir in einer nahen Zeit einen neuen Krieg mit Ihnen haben 
werden. Wir wollen ihn mit allen Bortheilen für uns führen. 

Ich lehnte mich, wie ich e8 mußte, gegen ſolche Löſungen auf. Ich fagte 
ihm, daß mir e8 jchiene, daß er zwei wichtige Elemente der Diskuffion vergeffe. 
Zuerſt Europa, welches dieſe Forderungen übertrieben finden und fi ins Dittel 
legen Könnte, dann das neue Recht, ber Fortichritt der Sitten, welde joldyen 
Forderungen ganz antipatbifch feien. Ich fügte hinzu, daß, was uns betreffe, 
wir fie niemals annebmen würden. Wir könnten als Nation untergehen, aber 
uns nicht entehren; übrigens ſei das Yanb allein kompetent, um fich über bie 
Abtretung von Gebiet auszufprehen. Wir zweifelten nicht an feiner Anficht, aber 
wir wollten e8 fonjultiren. Ihm gegenüber aljo befinde fi Preußen. Und um 
Mar und deutlich zu fein, müffe man jagen, daß es, vom Gieg beraufct, bie 
Vernichtung Frankreichs wolle. 

Der Graf proteftirte, indem er immer die Vertheidigung der nationalen 
Sicherheit vorjhütte. Ich fuhr fort: „Wenn es Ihrerſeits fein Mißbrauch ber 
Gewalt ift, der geheime Abfichten verbirgt, jo geftatten Sie mir, die Verſammlung 
jufammentreten zu laffen; fie wird eine definitive Regierung ernennen, welche 
Ihre Bedingungen beurtbeilen wird.“ 

Um diefes Projekt auszuführen — antwortete mir ber Graf — bebürfe 
e8 eines Waffenftillftandes, und er wolle denſelben um feinen Preis. 

Die Unterredung nahm einen immer peinlicheren Verlauf. Der Abend 
fam beran. Ich verlangte von Herrn v. Bismard eine zweite Unterrebung zu 
Ferrieres, wo er die Nacht zubringen follte, und Jeder ging feinen Weg. 

Da ih meine Miffion bis zum Schluß erfüllen wollte, jo mußte ich auf 
mehrere der Fragen, welche wir behandelt hatten, zurüd- und zu Enbe kommen. 
Deshalb bemerkte ich dem Grafen, als ich gegen 9%, Uhr Abends mit ihm wieder 
zufammentraf, daß, da bie Auskunft, welche ich von ibm haben wollte, für meine 
Regierung und das Publikum beftimmt jei, ih zum Schluß unjere Unterrebung 
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rejumiren werbe, um nur das zu veröffentlicen, worüber wir übereingelommen 
feien. „Geben Sie fi dieſe Mühe nicht — antwortete er mir — ich gebe fie 
Ihnen ganz Preis; Ihrer Beröffentlihung ftebt nichts entgegen.“ Wir nahmen 
bie Dishuffion wieder auf, die bis Mitternacht dauerte. Ich bob beſonders bie 
Nothwendigkeit hervor, eine Berfammlung zu berufen. Der Graf ließ fih nach und 
nach überzeugen, und fam auf den Waffenftillftand zurüd. Ich verlangte 14 Tage. 
Wir disfutirten Die Bedingungen. Er erflärte fi auf fehr unvollftändige Weiſe 
unb bebielt fih vor, den König zu confultiren. Deshalb verabjchiedete er mich 
auf den folgenden Tag um 11 Uhr. Ich babe nur noch ein Wort zu fagaır; 
benn, indem ich biefe peinliche Erzählung mittheile, wirb mein Herz von allen 
Aufregungen zerriffen, welche e8 während der 3 jchredlihen Tage gequält haben, 
und es drängt mid, zu Ende zu kommen. Ich war im Schloß zu Ferrieres um 
11 Uhr Morgens. Der Graf trat um 11%, Ubr aus ben Appartements bes 
Königs, und ich vernahm von ihm bie Bedingungen, welche er an den Waffenftill- 
ftand knüpfte. Sie waren in einem in deutſcher Sprache gejchriebenen Texte 
niebergelegt, von welchem er mir mündlih Mittheilung machte. Er verlangte 
als Pfand die Beſetzung von Straßburg, Toul und Pfakburg, und da ih am 
Tage vorber gejagt, daß die Verfammlung in Paris zufammentreten follte, fo 
wollte er in biefem falle ein Fort, welches die Stadt beberriche, 3. B. das bes 
Mont Balerien. 

Ich unterbrah ihn, um ihm zu fagen: „Es wäre viel einfacher, Paris von 
uns zu verlangen. Wie, wollen Sie, daß eine franzöfifche Berfammlung unter 
Ihren Kanonen beratbe? Ich batte die Ehre, Ihnen zu fagen, daß ich meiner 
Regierung unſere Unterhaltung mittheilen werbe; ich weiß wahrlich nicht, ob ich 
wagen werde, zu jagen, daß Sie mir eine ſolche Propofition gemacht haben.“ 

„Suden wir eine andere Kombination,“ erwibderte er mir. Ich ſprach ibm 
von dem Zujammentritt der Berfammlung in Tours, ohne daß man nad ber 
Seite von Paris ein Pfand nehme. 

Er jhlug mir vor, mit dem Könige darüber zu fprechen, und, auf die Be- 
ſetzung von Srrafburg zurüdkommend, fügte er binzu: bie Stadt wird in unfere 
Hände fallen; das ift nur noch Sache ber Berechnung eines Ingenieurs. Des- 
balb verlange ih auch von Ihnen, daß die Garnifon fih als kriegsgefangen 
übergebe. 

. Bei dieſen Worten ſprang ih vor Schmerzen in die Höhe und rief aus: 
„Sie vergeffen, daß Sie zu einem Franzofen jprechen, Herr Graf! Eine helben- 
mütbige Bejagung opfern, welche der Gegenftand von unjerer und aller Welt 
Bewunderung ift, wäre eine Feigbeit und ich verſpreche Ihnen nicht, zu jagen, 
daß Sie mir eine jolhe Bedingung geftellt haben.“ 

Der Graf antwortete mir, daß er nicht die Abficht babe, mich zu verlegen, 
daß er fih nach den Geſetzen bes Krieges richte, daß übrigens, wenn ber König 
einwillige, diefer Artilel mobifizirt werden könne. 

Nah einer BViertelftunde kehrte er zurüd. Der König acceptirte die Com— 
bination von Tours, aber er beftandb darauf, daß ſich die Beſatzung von Straß 
burg als friegsgefangen ergebe. 

Meine Kräfte waren erjchöpft und ich fürchtete einen Augenblid lang, zu- 
jammen zu finfen. Ich wandte mich ab, um die Thränen zu verfchluden, die 
mich erftidten, und inbem ich mich wegen dieſer unfreiwilligen Schwäche ent- 
jhuldigte, verabſchiedete ich mich mit diejen einfachen Worten: „Ich babe mich 
getäufcht, Herr Graf, indem ich hierher kam; ich bereue es nicht, ich babe genug 
gelitten, um mich vor mir felbft zu entjchulbigen; übrigens habe ich nur bem Ge— 
fühle meiner Pflicht gebordht. Ich werde Alles, was Sie mir gejagt haben, 
meiner Regierung berichten, und wenn biefelbe für paffend hält, mich abermals 
zu Ihnen zu fchiden, fo werde ich, wie fehmerzlich mir auch diefer Schritt fein 
möge, die Ehre haben, Sie wieber zu feben. Ich weiß Ihnen Dank für Ihr 
Woblwollen gegen mich, aber ich fürchte, daß wir den Ereigniffen ibren Yauf 
lafien müffen. Die Bevölkerung von Paris ift muthig und zu allen Opfern bereit. 
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Ihr Heldenmuth kann den Gang ber Ereiguiffe ändern. Wenn Sie bie Ehre 
baben, fie zu befiegen — unterwerfen werben Sie biefelbe nicht. Die ganze 
Nation ift von berjelben Gefinnung. So lange wir in ihr ein Element bes 
Witerftandes finden, werben wir Sie bekämpfen. Es ift bies ein enblofer Kampf 
zwiſchen zwei Völkern, welche fich bie Hände reihen follten. Ich hatte eine andere 
Löſung gebofft. Ich entferne mich ſehr unglüdiih und dennoch voll Hoffnung.“ 

Ich füge dieſer durch fich ſelbſt zu berebtfamen Darftelung nichts hinzu. 

Sie erlaubt mir die Schlußfolgerungen zu ziehen und Ihnen zw fagen, 
weldhe in meinen Augen die Tragweite jener Beſprechungen ift. Ich verlangte 
die Möglichkeit, das durch eine freigewählte Berjammlung vertretene Frankreich 
zu fragen, man bat mir geantwortet, indem man mir bas faubinifche Joch zeigte, 
unter welhem es fich zuvor beugen müſſe. Ich Mage Niemanden an. Ic be» 
ſchränle mich darauf, die Thatſache zu erhärten, um fie meinem Lande und 
Europa zu fignalifiren. Ich babe lebhaft den Frieden gewünſcht, ich verhehle es 
nicht, und indem ich drei Tage lang den Jammer unjerer unglüdlichen Yänber 
fab, fühlte ich in mir dieſe Liebe zum Frieden zunehmen mit einer jolhen Macht, 
daf ich meinem Muthe Gewalt anthun mußte, um auf ber Höhe meiner Miſſion 
u bleiben. 

: Ich habe nicht weniger einen Waffenftillftand gemilnfcht, ich geftebe auch 
dies ein, damit das Volk Über die fürchterliche Yage, die das Geihid uns ftellt, 
befragt werben könne. 

Sie kennen jetzt die Borbedingungen, die man uns auferlegen möchte. So 
war ib, und waren Sie ohne Berathung einftimmig der Anficht, daß man beren 
Demütbigung zurüchweiſen müffe. Ich bin von ber Ueberzeugung durchdrungen, 
daß ungeachtet der Leiden, welde es erbulbet und noch vorberjieht, das entrüftete 
Franfreih unfern Entſchluß theilt, und ich habe geglaubt, von feinen Anfhauungen 
infpirirt zu fein, als ich diefe, die Verhandlung fchließende Depeihe an Herrn 
vd. Bismard nieberjchrieb: 


Herr Graf! Ich habe meinen —— der Regierung der nationalen Ver— 
theidigung die Erklärungen, welche Ew. Excellenz mir hat geben wollen, getreu 
dargelegt. Ich bedaure, Ew. Excellenz mittheilen zu müſſen, daß die Regierung 
Ihre Vorſchläge nicht annehmen kann. Sie würde einen Waffenſtillſtand an— 
nehmen zu dem Zwecke der Wahl und der Vereinigung einer Nationalverſammlung. 
Allein ſie kann die Bedingungen nicht unterſchreiben, welche Ew. Excellenz die— 
ſelbe unterwirft. Was mich betrifft, ſo bin ich mir bewußt, Alles gethan zu 
haben, damit das Blutvergießen aufhöre und den beiden Nationen der Friede 
wieder gegeben werde, für die er eine große Wohlthat ſein würde. Ich weiche nur 
zurück vor einer gebieteriſchen Pflicht, die mir vorſchreibt, nicht die Ehre meines 
zum ea ge iderftande entichloffenen Yandes zu opfern. Ich fchliefe mich 
ohne Rückhalt diefem Wunfce, jo wie dem meiner Collegen an. Gott, welder 
und richtet, wird über unfere Geſchicke enticheiden. Ich vertraue auf feine Ge- 
rechtigfeit. Ich habe die Ehre, Herr Graf, zu jein Ihr ganz ergebener und ge- 
horſamſter Diener. 


21. September 1870. Jules Favre. 


Ih babe Alles gejagt, meine Tieben Kollegen, und Sie werben, wie ich, 
glauben, daß, wenn ich feinen Erfolg hatte, meine Miffion doch nicht durchaus 
ohne Nuten war. Sie bat bewiejen, daß wir uns getreu geblieben find. Wie 
in den erften Tagen, verwerfen wir einen von uns zum Voraus mißbilligten 
Krieg, wie in ben erften Tagen nehmen wir ihn aber lieber an, als daß wir ung 
entebren follten. Wir haben noch mehr gethban: wir haben die Zweibdeutigfeit 
vernichtet, in welche Preußen ſich einhüllte, und welche zu zerftreuen Europa uns 
nicht beiftand. Indem es unjeren Boden betrat, hat e8 der Welt jein Wort ge- 
geben, daß es Napoleon und feine Soldaten angreife, aber baf es die Nation 
rejpeftire. Wir wiffen heute, was davon zu halten ift. Preußen verlangt brei 
unjerer Departements, zwei Feltungen, bie eine von 100, die andere von 
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65,000 Einwohnern, 8 bis 10 anbere, ebenfalls befeftigte Städte. Es weiß, daß 
die Bevöllerungen, die es von uns nehmen will, es zurüdftoßen, es bemächtigt 
ſich berjelben nichtsdeftoweniger, indem es bie Schneide feines Säbels den Pro- 
teftationen ihrer Bürgerfreiheit und ihrer moraliihen Würde entgegenbält. Der 
Nation, welche in die Tage zu kommen verlangt, fidh zu berathen, jchlägt es bie 
Garantie der auf den Mont Balerien aufgefteflten Mörfer vor, melde ben 
Sitzungsſaal beihüten follen, in welchem unfere Deputirten abzuftimmen haben. 
Das ift-e8, was wir wiffen, unb was ich autorifirt bin, Ihnen zu jagen. Möge 
das Land uns bören, möge e8 aufftehen, um uns zu verleugnen, wenn wir ihm 
ratben, bis aufs Aeußerfte zu wiberfteben, ober mit uns dieſe fette und ent» 
iheidende Prüfung zu ertragen. Paris ift dazu entichloffen. Die Departements 
organifiren fih und eilen berbei, um uns zu unterftügen. Das letzte Wort ift 
noch nicht gejagt in biefem Kampfe, in bem jett bie Gewalt über das Recht 
berftürzt. Es hängt von unferer Ausdauer ab, daß es ber Gerechtigkeit und ver 
Freibeit angehöre. Genehmigen Sie, liebe Collegen, bie brüberfehan 

gung meiner unveränberlichen Ergebenbeit. 

Baris, 21. September 1870. 


Der Bice-Präſident der Regierung ber National- Bertheidigung. 
Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, 


Jules Favre.“ 


tlihe Huldi⸗ 


III. 
Gircular= Depeihe des Grafen von Bismarck an die 
Vertreter ded norbdeutihen Bundes. 


Ferrieres, ben 27. September 1870. 
„Der Bericht, welchen Herr Jules Favre über feine Unterredungen 
ar mir am 21.d. M. an jeine Collegen gerichtet hat, veranlagt mic, 
— über die zwiſchen uns ſtattgefundenen Verhandlungen eine 
Miit eilung zugehen zu lafjen, welche Sie in den Stand jegen wird, ſich 
von dem Berlaufe derjelben ein richtige8 Bild zu machen. 

Im Allgemeinen läßt ji der Darftellung des Herrn Jules Fapre 
die Anerkennung nicht verjagen, daß er bemüht gemejen ift, den Dergang 
der Sache im Ganzen richtig wiederzugeben. Wenn ihm dies nicht übera 

lungen iſt, jo in dies bei der Dauer unferer Unterredungen und den 
Umftänden, ı unter melden fie ftattfanden, erflärlih. Gegen die Geſammt⸗ 
Tendenz ſeiner Darlegung kann ich aber nicht unterlaſſen zu erinnern, 
daß nicht die Frage des Friedensſchluſſes bei unſerer Beſprechung im 
Vordergrunde ſtand, ſondern die des Waffenſtillſtandes, welcher jenem 
porausgehen follte. Im Bezug auf unfere Forderungen für den jpäteren 
Abſchluß des Friedens habe ich Herrn J. Favre gegenüber ausdrüdlich 
conftatirt, daß ich mich über die von uns beanſpruchte Grenze erft dann 
erflären würde, wenn das Prinzip der Pandabtretung von Frankreich über» 
haupt öffentlich anerkannt fein würde. Hieran anfnüpfend, ijt die Bildung 
eines neuen Mofel- Departements, mit den Arrondiſſements Saarburg, 
Ehäteau- Salind, Saargemünd, Meg und Thionville, als eine Organi» 
jation von mir bezeichnet worden, welche mit unjeren Abfichten zus 
jammenhänge. Keineswegs aber habe ich darauf verzichtet, je nach den 
Dpfern, melde die Fortfegung des Krieges uns in der Folge aufer« 
— wird, anderweitige Bedingungen für den Abſchluß des —2* zu 

n. 
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Straßburg, welches Herr Fapre mich als den Schlüffel des Haufes 
bezeichnen läßt, wobei es ungemwiß bleibt, ob unter legterem Frankreich 
en ift, wurde von mir ausdrüdlich als der Schlüffel unferes Haufes 

ezeichnet, deſſen Befig wir deshalb nicht in fremden Händen zu laflen 
wuͤnſchten. 

Unſere erſte Unterredung im Schloſſe Haute Maiſon bei Montry 
hielt ſich uberhaupt in den Grenzen einer academiſchen Beleuchtung von 
Gegenwart und Vergangenheit, deren ſachlicher Kern ſich auf die Erklärung 
des Herrn J. Favre beſchränkte, jede mögliche Geldſumme (tout l'argent 
que nous avons) in Ausſicht zu ſtellen, Landabtretungen dagegen ablehnen 
zu müffen. Nachdem ich letztere als unentbehrlich bezeichnet hatte, erklärte 
er die Friedendunterhandlungen als ausſichtslos, I er von der Anficht 
ausging, daß LTandabtretungen für Frankreich erniedrigend, ja fogar ent- 
ehrend fein würden. 

E3 gelang mir nicht, ihn zu überzeugen, daß Bedingungen, deren 
Erfüllung Franfreih von Italien erlangt, von Deutfchland gefordert habe, 
ohne mit einem der beiden Länder im Kriege gewefen zu fein, Bedingungen, 
welche Frankreich ganz zweifellos ung dar dest haben würde, wenn wir 
befiegt worden wären, und welche das Ergebniß fait jeden Krieges auch 
der neueſten Zeit gemejen wäre, für ein nad) tapferer Gegenwehr befiegtes 
Land an ſich nichts Entehrendes haben könnten, und daß die Ehre Frank— 
reichs niht von anderer Bejhaffenheit fei, als diejenige 
aller anderen Fänder. Ebenjomwenig fand ich bei Herrn Favre dafür 
ein Berftändniß, daß die Rückgabe von Straßburg bezüglic; des Ehren- 
punftes feine andere Bedeutung als die von Yandau oder Saarlouis haben 
würde, und daß die gemaltthätigen Eroberungen Ludwigs XIV. mit der 
Ehre Frankreichs nicht fefter verwachſen wären, al3 diejenigen der erften 
Republik oder des erften Kaijerreichs. 

Eine praftiichere Wendung nahmen unfere Beiprehungen erft in 
Ferriereß, wo fie fich mit der Trage des Waffenſtillſtandes bejchäftigten 
und durch diejen ausjchlieglihen Inhalt ſchon die Behauptung widerlegen, 
daß ich erklärt hätte, einen Waffenftilftand unter feinen Umftänden zu wollen. 
Die Art, in welder Herr Favre mir die Ehre erzeigt, mich mit Bezug 
auf diefe und andere Fragen als felbftredend einzuführen („il faudrait 
un armistice, et je n’en veux & aucun prix“ und Aehnliches), nöthigt 
mic au der Berichtigung, daß ei in dergleihen Unterredungen mi 
niemals der Wendung bedient habe oder bediene, daß ich perfünli 
Etwas wollte oder verjagte oder bemilligte, fondern ftet3 nur von den 
Abfihten und Forderungen der Regierungen jpreche, deren Geſchäfte ich 
zu führen habe. 

AS Motiv zum Abſchluß eines Waffenftillftandes wurde in diejer 
Unterredung beiderjeit3 das Bedürfniß anerkannt, der franzöfifhen Nation 
Gelegenheit zur Wahl einer Vertretung zu geben, welche allein im Stande 
fein würde, die Legitimation der gegenwärtigen Regierung jo meit zu er- 
gänzen, daß ein völferrechtlicher Abſchluß des Friedens mit ihr möglich 
würde. Sch machte darauf aufmerkfam, daß ein Waffenftillitand für eine 
im fiegreihen Fortichreiten begriffene Armee jederzeit militairijche Nachtheile 
mit fi) bringe, in diefem Falle aber für die Bertbeidigung Frankreichs 
und für die Reorganiſation ſeiner Armee einen ſehr wichtigen Zeitgewinn 
darſtelle, und daß wir daher einen Waffenſtillſtand nicht ohne militairiſches 
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Aequivalent gewähren könnten. Als ein jolches bezeichnete ich die Uebergabe 
der Feltungen, welche unfere Verbindung mit Deutjchland erjchwerten, 
weil mir bei der Verlängerung unferer Berpflegungsperiode durch einen 
dazmwijchen tretenden Waffenftillitand eine Erleichterung diefer Verpflegung 
als Borbedingung defjelben erlangen müßten. Es handelte ſich daber um 
Straßburg, Toul und einige Heinere Pläge. In Betreff Straßburgs machte 
ich geltend, daß die Einnahme, nachdem die Krönung des Glacis vollendet 
fei, in furzer Zeit ohnehin bevorjtehe, und wir deshalb der militairifchen 
Eituation entiprehend hielten, daß die Bejagung fich ergebe, während die 
der übrigen Feltungen freien Abzug erhalten würden. — Eine weitere 
ſchwierige Frage betraf Paris. Nachdem wir diefe Stadt vollitändig einges 
ſchloſſen, konnten wir in die Deffnung der Zufuhr nur dann willigen, 
wenn die dadurch ermöglichte neue Verproviantirung des Platzes nicht 
unjere eigene militairiihe Pofition ſchwächte und die demnächitige Frift 
für da8 Aushungern des Plages hinausrüdte. Nach Berathung mit den 
militairischen Autoritäten ftellte ich daher auf Allerhöchften Befehl Sr. Ma— 
jeftät des Königs in Bezug auf die Stadt Paris jhlielicd Folgende Al— 
ternative auf: 

Entweder die Pofition von Paris wird uns durch Uebergabe eines 
dominirenden Theils der Feſtungswerke eingeräumt; um diejen Preis find 
wir bereit, den Verkehr mit Paris volljtändig preiszugeben und jede Verpro= 
viantirung der Stadt zuzulaffen. 

Oder die Pofition von Paris wird uns nicht eingeräumt; alsdann 
fönnen wir auch in die Aufhebung der Abjperrung nicht willigen, jondern 
müſſen die Beibehaltung des militairiichen status quo vor Paris dem 
Waffenftillftand zu Grunde legen, weil jonft legterer für uns lediglich die 
Folge hätte, daß Paris uns nad Ablauf des Waffenjtillftandes neu ver- 
proviantirt und gerüftet gegenüberftehen würde, 

Herr Favre lehnte die erfte Alternative, die Einräumung eines 
Theils der Befeftigungen enthaltend, eben fo bejtimmt ab, wie die Bedin- 
gung, daß die Befagung von Straßburg friegsgefangen jein ſollte. Da— 
gegen verſprach er, über die zweite Alternative, welche den militatrijchen 
status quo vor Paris aufrehthalten follte, die Meinung feiner Collegen 
in Paris einzuholen. 

Das Programm, welches Herr Favre als Ergebniß unferer Unter: 
redungen nad Paris brachte und welches dort verworfeu worden ift, ent« 
hielt demnach über fünftige Friedensbedingungen gar nichts, wohl aber die 
Bewilligung eines Waftenftillftandes von 14 Tagen bis drei Wochen zum 
Behuf der Wahl einer Nationalverfammlung unter folgenden Bedingungen: 

1) In und vor Paris Aufrechthaltung des militatrifchen status quo. 
2) In und vor Meg Fortdauer der Yeindjeligfeiten innerhalb eines 
—— zu beſtimmenden, um Metz gelegenen Umkreiſes. 
3) Uebergabe von Straßburg mit Kriegsgefangenſchaft der Beſatzung; 
von Toul und Bitſch, mit freiem Abzug derſelben. 

Ich glaube, unſere Ueberzeugung, daß wir damit ein ſehr entgegen- 

fommendes Anerbieten gemacht haben, wird von allen neutralen Cabinetten 
etheilt werden. — Wenn die franzöfiiche Regierung die ihr gebotene Ge— 
och zur Wahl einer Nationalverfammlung aud innerhalb der von 
und occupirten Theile Frankreichs nicht hat benugen wollen, jo bekundet 
fie damit ihren Entjhluß, die Schwierigkeiten, im welchen fie fich einem 
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völferrechtlihen Abſchluß des Friedens gegenüber befindet, aufrecht zu er— 
alten und die öffentliche Meinung des franzöfiihen Volkes nicht hören zu 
wollen. Daß allgemeine und freie Wahlen im Sinne des Friedens aus— 
gefallen fein mürden, ift ein Eindrud, der fi) uns hier aufdrängt und 
und aud den Machthabern in Paris nicht entgangen fein wird, 

Eu erfuche ich ergebenft, den gegenwärtigen Erlaß gefälligft zur 
Kenntniß der dortigen Regierung zu bringen. 

v. Bismard,.“ 


Nach dem Scheitern der Waffenftillftandsverhandlungen. 


20. September. Proclamation der Parijer Regierung. 


„Hranzöfiihe Republit. Regierung ber nationalen Bertheidigung. 

Man hat das Gerücht verbreitet, daß die Regierung ber nationalen Ber- 
tbeibigung daran benfe, die Politit aufzugeben, in Folge deren fie auf den Poften 
ber Ehre und der Gefahr geftellt wurde. Dieje Politik ift die, welche fih in 
folgenden Ausdrüden formulirt. Weder einen Zoll unjeres Territoriums, noch 
= Stein unjerer Feftungen. Die Regierung wird fie bis zu Enbe aufredyt 
erhalten. 

Gegeben im Hotel be Bille am 20. September 1870. 


General Trochu. Emanuel Arago. Jules Favre. Gambetta. 
C. Picard. Rocdefort. Jules Simon. General Le 510. 
Magnin. Dorian.“ 


24. September. Broclamation der Regierung in Tours. 


„An Frankreih! Bor der Cernirung von Paris bat Herr Jules Favre 
ben Grafen Bismard befuchen wollen, um die Abfichten des Feindes kennen zu 
lernen. Folgendes ift die Erklärung des Feindes: Preußen will den Krieg 
fortfegen und Franfreih auf den Stand einer Macht zweiten 
Ranges berabjegen. Preußen will Elſaß unb Lothringen bis Met kraft 
Eroberungsrecht. Für die Gewährung eines Waffenftillftandes wagt Preußen bie 
Uebergabe von Straßburg, von Toul und vom Mont VBalerien zu fordern. Das 
erbitterte Paris würde fih eher unter feinen Trümmern begraben. Auf fo un— 
verfhbämte Anſprüche antwortet man nur burd den Kampf bis aufs 
Aeußerfte. Franfreih nimmt diefen Kampf auf und rechnet auf alle feine 


Kinder.“ Die delegirten Mitglieber der Regierung: 
Er&mieur, Glais-Bizoin, Admiral Fourichon.“ 


3. Dftober. Broclamation ber Regierungsbelegation in Tours. 


„Franzoſen! Am 8. September richtete die in Paris verweilende Regierung 
an Franfreich folgende Worte, die wir heute zu wiederholen verpflichtet find: 

„Europa muß aufgeflärt werden; es ift nöthig, baß es durch unbeftreitbare 
Zeugniffe davon Kenntniß nimmt, daß das ganze Yanb mit uns if. Der Er- 
oberer muß auf feinem Wege nicht allein dem Hinderniß einer immenfen Stabt, 
die eher zu fterben als fih zu ergeben entſchloſſen ift, begegnen, jondern auch 
einem ganzen, gerüftet und organıfirt baftehenden Bolle, einer Berjammlung 
endlich, die überallhin, jedem Unglüd zum Trotz, das Leben und die Seele des 
Baterlandes tragen kann.“ 

Diefer Infpiration unferes Herzens, die den öffentlichen Gedanken mieber- 
fpiegelte, war ein Dekret hinzugefügt, welches bie Wablbezirke zum Zwecke der 
Wahl einer konftituirenden Nationalverfammlung auf Sonntag, den 16. Oftober, 
zufammenberief. 
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Ihr wißt, daß die Berufung dann auf einen früheren Tag, auf ben 
2. Dftober feftgefett wurde. Die Regierung batte geglaubt, daß unfer tbeurer 
Jules Favre, indem er bei feinem patriotifchen Befuche beim Könige von 
Preußen fih auf ein Gejet ftütste, welches den Tag, an welchem das ganze Voll 
feinen Willen kundgeben joll, vorbatirte, dem Feinde das Vertrauen einflößen 
mwürbe, welches bie Yoyalität unferer Nation erheiſcht und dem Mitgliede ver 
durch die Afflamation des Volles von Paris eingejetten und von allen unfern 
Mitbürgern freudig begrüßten Regierung einen ibm gebübrenden ebrenvollen 
Empfang ficherte. 

Es war fein Grund mehr fürden Kampf zwiſchen zwei großen 
Nationen vorbanden; ganz Europa wußte aus unferen Debatten im gejetz- 

ebenden Körper, daß alle Mitglieder der Regierung ber nationalen Bertheidigung 
ch dieſem unbeilvollen Kriege widerſetzt hatten, ber nur im dynaftiihen Inter— 
effe durch den ftrafbaren Ehrgeiz eines Despoten bejchloffen worden war. Der 
König von Preußen batte keinen Feind zu befämpfen, nachdem von beiden Theilen 
in diefem Riejenfampfe fo viel Heldenmutb gezeigt war. 

Während aber das Mitglied der Regierung der Nationalvertheidigung von 
bem preußifchen Minifter mit allen feinem Charakter und jeinem Rufe geziemen- 
den Rüdfihten empfangen. wurbe, babt Ihr mit jchmerzliher Entrüftung bie 
Bropofitionen des Herrn von Bismard vernommen. Paris, verzweifelt und 
durch eine Belagerung bebrobt, durfte nur an feine Vertbeidigung denken, db. b. 
an bie Bertheidigung der Hauptftadt der civilifirten Welt; feine unerjchrodenen 
Bürger verlangten Waffen, um fi zu jchlagen, und nicht Urnen zur Abftimmung. 
Die Wahlen wurden vertagt und das beftürmte Paris zeigt uns täglich einen 
energijhen Soldaten in jedem feiner Bürger, die Alle mit gleicher Hingebung 
bie ———— ber Nationalvertheidiguug umgeben. 

Uns ift die Ehre zu Theil geworben, Die Regierung zu repräjentiren, bie 
in dieſem Augenblide ſich nicht an Frankreich, den Gegenſtand unjerer Verehrung, 
wenden fann. 

In ihrem Namen und in unferem eigenen fordern wir jet unfere Mit- 
bürger zur Bornabme bes wichtigften Altes des republikaniſchen Lebens auf. 
Das allgemeine Stimmrecht ſpreche fih aus, der Bolfswille werde befannt und 
fonftatirt, eine fonftituirende Nationalverfammlung trete zujammen! Möchten 
doch vor dem Tage, zu welhem die republilanifche Regierung die VBerfammlung 
berufen wird, die Ereigniffe und der Muth der Parijer die Befreiung berbeige- 
führt haben! Wenn wir noch kämpfen müffen, jo möge bie VBerfammlung jelbft 
der Armee, die Paris befreien wird, den Hauch des Patriotismus und der Ehre, 
die das Ganze bejeelt, einflößen. Möge der Feind in der That das ganze fran- 
zöfifche Volk wie Einen Mann gegen den fremben Eindringling, der in unjer 
theures Vaterland eingebrochen ift, marjchiren jeben. 

Bürger, ibr begreift die Bedeutung ber bevorftebenden Wahlen. Die voll- 
ftändigfte Freiheit ift Euch gelafjfen; feine Autorität wird Eurem Willen Gewalt 
antbun, bie öffentliche Verachtung hat die offiziellen Kanbidaturen gebrandmarkt. 
Beratbet Euch während der vierzehn Tage, die dem Wahltermin vorbergeben. 
Kein Tumult, feine ftürmifchen Bereinigungen! Niemals, zu feiner Zeit der 
Geſchichte der Völler, war die Yage eine ernftere und feierlihere. Frankreich wird 
auf der Höhe der Geſchicke fteben, die fein Votum feftftellen joll. 

Mit einem jchmerzlicen Bedauern für unfere Mitbürger, bie ber Feind 
bebrängt, werden fich die Repräſentanten noch mehr ihrer ruhmvollen Pflichten 
erinnern, die fie zu erfüllen baben, nicht nur in ibrem Namen, jonbern auch 
Namens der Abweſenden, bie, indem fie eine Gewalt nicht ausüben fünnen, bie 
in ihren Händen jo gut aufgehoben wäre, biejelbe denen anvertrauen, bie von 
ihren Mitbürgern al® die würbigften erklärt werben.“ 
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Weitere Erklärungen der preußiſchen Regierung. 


1. Dftober. Girculars Depeiche ded Grafen von Bismard über 
die Proclamation der Regierung in Tours. 
Ferridres, ben 1. Dftober 1870. 


„Den Zeitungen zufolge iſt von Seiten der fi in Tours aufhaltenden 
Abtheilung der franzöjiichen Regierung eine amtliche Bekanntmachung er- 
lafjen, laut deren der Unterzeichnete dem Herrn Favre erflärt haben joll, 
„Preußen wolle den Krieg — und Frankreich auf den Stand einer 
Macht zweiten Ranges zurückführen“. Wenn auch eine ſolche Aeußerung 
nur in den Kreiſen auf eine Wirkung berechnet ſein kann, welche weder 
mit der üblichen Sprache internationaler Verhandlungen, noch mit der 
Geographie Frankreichs näher befannt find, jo veranlaßt mich doch der 
Umjtand, daß jene amtlihe Bekanntmachung die Unterjhrift der Herrn 
Er&mieur, Glais-Bizoin und Fourihon trägt, und daß dieje Herren 
der jegigen Regierung eine großen europäiſchen Reich angehören, zu 
dem Erjuchen, daß Em. ... diejelbe einer Beleuchtung in Ihren geſchäftlichen 
Beiprehungen unterziehen wollen. 

In meinen Unterredungen mit Herrn Fapre ift die Frage der 
Friedensbedingungen überhaupt nicht bis zur gejchäftlihen Behandlung 
ediehen, und nur auf feinen wiederholten Wunſch habe ich dem franzöfiichen 

inifter diefelben Gedanken, welche den Hauptinhalt meines Rundjchreibens 
d. d. Meaur, den 16. September, bilden, in allgemeinen Umriſſen mit— 
— darüber hinausgehende Forderungen aber bisher nach keiner 

ichtung hin geſtellt. Die danach von uns erſtrebte Abtretung von 
Straßburg und Metz bedingt in ihrem territorialen Zuſammen— 
hange eine Verminderung des franzöſiſchen Gebietes um 
einen Flächeninhalt, welcher der Vermehrung deſſelben durch 
Savoyen und Nizza ziemlich gleich kommt, die Bevölkerung dieſer 
von Stalien erworbenen Yandestheile aber um etwa 7. Millionen über- 
trifft. Wenn man ſich nun vergegenwärtigt, daß Frankreich nad dem 
Cenſus von 1866 ohne WUlgerien über 38 Deillionen, und mit Algerien, 
melche8 gegenwärtig ja einen mwejentlichen Theil der franzöfiichen Streit- 
fräfte Vielert, 42 Millionen Einwohner zählt, jo liegt auf der Hand, 
dag eine Verminderung von , Millionen der legteren an der Be— 
deutung Frankreichs dem Auslande gegenüber nichts ändert, 
diefem großen Reiche vielmehr diejelben Elemente der Mactfülle läßt, 
durch deren Befig es im orientalijchen, wie im italienischen Kriege einen 
fo entjcheidenden Einfluß auf die Gefhide Europa® auszuüben im 
Stande mar. 

Diefe wenigen Andeutungen werden genügen, um den Ueber— 
treibungen der Üroflamation pom 24. d. M. die Logik der Thatjachen 
fiegreich entgegenzuftellen. Ich füge nur noch Hinzu, daß ich auch Herrn 
Favre im unjeren Bejprehungen auf dieje Geſichtspunkte ausdrüdlich auf- 
merkſam gemadt habe und daher, wie Em..... auch ohne meine Ver⸗ 
fiherung überzeugt fein werden, weit entfernt gewejen bin von jeder ver- 
legenden Hindeutung auf die Folgen des gegenwärtigen Krieges für Frank— 
reihs zukünftige Weltftellung.“ 
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Der diplomatifche Verkehr mit Paris. 


26. September. Rundichreiben ded Staatsjecretaird von Thile. 


„Nachdem die franzöfiihen Machthaber den Waffenftillftand abgelehnt 
und Paris zum Schauplage des Krieges gemacht haben, und nachdem 
eine anerfannte Regierung in Paris nicht befteht, auch die faktifche dem 
Bernehmen nah nah Tours verlegt ift, beehrt fich der Unterzeichnete 
2 ganz ergebenft zu benachrichtigen, daß die Sicherheit des Ver— 
fehr3 nad, aus und in Faris nur no nah Maßgabe der militärischen 
Ereignifje befteht.“ 


20. Dftober. Rundſchreiben des Grafen von Bismard. 


„Mein Herr! Ich Hatte die Ehre, den Brief vom 6. October zu em» 
pfangen, worin mir die noch in Paris wohnenden Mitglieder des diplo- 
— Corps haben anzeigen wollen, daß es ihnen unmöglich werde, 
die officiellen Beziehungen mit ihren reſp. Regierungen zu unterhalten, 
wenn die Bedingung, daß nur offene Depeſchen an dieſelben gerichtet werden 
können, feſtgehalten würde. 


Als die Fortdauer der Belagerung von Paris durch die Verweigerung 
eines Waffenſtillſtandes von Seiten der franzöſiſchen Regierung unaus— 
weichlich gemacht wurde, benachrichtigte die "abe des Königs aus 
eigenem Antrieb durch eine Circularnote des Staats-Secretairs von Thile 
vom 26. September die in Berlin accreditirten Agenten der neutralen 
Mächte, dag die Freiheit des Verkehrs mit Paris nur in jo weit beftehe, 
al3 die militairiichen Vorgänge es erlaubten. Am nämlichen Tage empfing 
ih in Ferriered eine Mittheilung des Hrn. Minifter8 des Aeußern der 
Regierung der Nationalvertheidigung, die mir den vom Ddiplomatifchen 
Corps ausgedrüdten Wunſch anzeigte, ermächtigt zu werden, jede Woche 
einen Courier mit Depejchen an ıhre Regierungen abzufenden, und ich 
ftand nicht an, in Uebereinftimmung mit den nach dem internationalen 
Hecht aufgeftellten Regeln eine Antwort zu geben, die von den Erforder- 
niffen der militairiſchen Lage bdictirt war. Die gegenwärtigen Inhaber 
der Gewalt haben es für angemefjen gehalten, den Sit ihrer Regierung 
innerhalb der Befeftigungen von Paris aufzufchlagen, und dieſe Stadt 
und ihre Umgebung zum Kriegsjhauplag zu wählen. Wenn Mitglieder 
des diplomatiihen Corps bei der früheren Regierung fich entſchloſſen 
haben, mit der Regierung der Nationalvertheidigung die mit dem Aufent- 
halt in einer belagerten Feſtung unzertrennlihen Widermärtigfeiten zu 
theilen, jo fällt die Verantwortlichkeit hierfür nicht der Regierung des 
Königs zu. 

Welches auch unfer Vertrauen jei, daß die Unterzeichner des Briefes 
vom 6. October in den an ihre Regierungen gerichteten Mittheilungen fich 
perfönlih den BVerbindlichkeiten zu unterziehen wiſſen merden, melde 
ihre Gegenwart in einer belagerten Feſtung nad den Regeln des Kriegs: 
rechts diplomatifchen Agenten auferlegen fann, jo muß man doch der Mög» 
lichkeit Rechnung tragen, daß ihnen die Wichtigkeit gemilfer Thatſachen 
vom militairifchen Gefichspunfte aus entgehen könnte. Es ift überdies 
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Har, daß fie außer Stande feien, und die nämlihe Garantie für die 
Boten zu geben, die fie verwenden müßten, und die mir genöthigt wären, 
durch unfere Linien hin- und hergeben zu laſſen. 

E3 hat fih in Paris ein Auftant der Dinge gebildet, zu dem die 
neuere Geſchichte unter dem Gefichtöpunfte des internationalen Rechts 
feine zutreffende Analogie bietet. Eine Regierung im Kriege mit einer 
Macht, welche diefelbe noch nicht anerkannt hat, hat fich in eine belagerte 
Feſtung eingefchloffen und fieht fich von einem Theile der Diplomaten ums» 
eben, die da bei der früheren Regierung accreditirt waren, an deren Stelle 
* die Regierung der National-Vertheidigung geſetzt hat. Angeſichts 
einer jo unregelmäßigen Lage wird es ſchwer fein, auf Grundlage des 
Bölferreht3 Regeln aufzuftellen, die unter jedem Gefichtspunft als unbe: 
ftreitbar erjcheinen. Ich glaube hoffen zu dürfen, daß J. Exc. die Richtig- 
keit diefer Bemerkungen nicht verfennen und die Betrachtungen würdigen 
werde, die mich zu meinem lebhaften Bedauern hindern, dem in Ihrem 
Briefe vom 6. October ausgedrüdten Wunfche Folge zu geben. 

Wenn übrigens die Unterzeichner die Richtigkeit nicht glaubten zu: 
eben zu können, fo werden fich die Regierungen, die fie in Paris vertreten 
—— und denen ich unverzüglich von der mit Ihnen ausgetaufchten Cor— 
rejpondenz Mittheilung machen werde, ihrerjeit8 mit der Regierung des 
Königs in Verbindung jegen, um die Fragen des Völlerrechts zu prüfen, 
die fih an die anormale Pofition knüpfen, welche die Ereignifje umd die 
a der Regierung der National» Vertheidigung in Paris gefchaffen 
haben.“ 


23. September. Kapitulation von Zoul. 
28. September. Fall von Straßburg. 


Die MWiedervereinigung von Straßburg mit 
Deutſchland. 
„Provinzial-Correspondenz“ vom 5. Dftober 1870. 


„Im ganzen wunderbaren Berlaufe bes jeßigen Krieges bat Feine Sieges- 
nachricht die deutſchen Herzen mit ſolch inniger Freude erfüllt, wie die Kunde von 
ber Einnahme Straßburg. 

So groß ber Triumpb und Siegesjubel über Sedan und über des Katjerd 
Gefangennebmung waren, jo mächtig das Bewußtjein des dort Errungenen alle 
Herzen ergriff, jo ift doch die Befriedigung des beutichen Volkes über Straßburg 
noch tiefer und inniger: überall wird empfunden, daß in ber Einnahme Straf- 
burgs nicht blos ein friegeriicher Erfolg, ſondern vor Allem ein hochbedeutſames 
nationales Ergebniß vorliegt. 

Die Wiedergewinnung Straßburgs ift im deutſchen Volksbewußtſein das 
Wahrzeihen ber Wiedergeburt Deutichlands, der Auferftehung bes Volkes zu 
nationaler Kraft und Madt. Ebenjo wie die Losreifung Strafburgs vom 
beutihen Reiche durch franzöſiſche Lift die Zeit des tiefften Verfalls unferes VBater- 
landes bezeichnet, jo ift burh eine wunderbare Fügung Gottes bie Wiederver- 
einigung ber alten deutſchen Stabt mit dem neu erftehenden Reiche die erfte Be- 
thätigung ber geeinigten Bollskraft Deutichlands geworben. 

Eine Fügung Gottes ift es in Wahrheit; denn Niemand hätte vor wenigen 
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Monaten geahnt, daß wir dahin fommen Fönnten, Straßburg wieber mit Deutjch- 
land zu vereinigen. So ſchmerzlich die Erinnerung an die frühere Shmad und 
Beraubung bes deutſchen Baterlandes bie patriotiihen Herzen immerbar berührte, 
jo galten doch jene Thatfahen und bie barauf begründeten Verhältniſſe als 
traurige zwar, aber unmiberrufliche Ergebniffe einer früheren Gefchichte, nicht als 
möglihe Anläffe und Fragen einer Politik der Gegenwart. Bei allen nationalen 
Kegungen und Bewegungen ber letten fünfzig Jahre fonnte e8 doch den eifrigften 
beutihen Patrioten je in ben bocdfliegendften Plänen nicht in ben Sinn 
Iommen, die Wiedergewinnung von Straßburg, die Wiebervereinigung von Elſaß 
und Lothringen mit Deutſchland in das Bereich ihrer Hoffnungen oder Forde— 
rungen zu zieben. 

Der neuen Herausforderung und Bebrobung Deutſchlands durch ben alten 
Erbfeind war e8 vorbehalten, das Bewußtſein der Jahrhunderte alten Berjchul- 
dung Franfreihs im beutihen Volle wieder aufzufriihen; — aber nur ein 
Siegeslauf von fo beifpiellofer niederſchmetternder Gewalt, nur eine Bewährung 
der einheitlichen deutſchen Macht, wie fie in dieſem Feldzuge bervorgetreten, 
fonnten Die unerwartete weltbiftorifhe Wandelung der Auffafjungen und Ber- 
bältniffe zu Wege bringen, daß jene vor Kurzem ungeahnte und unfaßbare For- 
berung für Deutſchland jett al® ganz naturgemäß, ja als jelbftverftänblich gilt, 
daß das beutjche Boll, welches vor wenigen Wochen keinem Fürften, feinem 
Staatsmanne eine ſolche Aufgabe zugemuthet oder zugetraut hatte, jett bagegen 
es nicht verfteben und zulaffen würde, daß auf die Erreihung diefes Ziels ver- 
jichtet würde. 

In dieſer großen Wanbelung der Gefammtauffaffung und Stellung Deutjch- 
lands vor Allem tritt die erbabene Bedeutung der Einnahme Strafburgs hervor. 
So gewichtig bie pofitiven, thatſächlichen Gründe, namentlich die militärifchen 
Gefihtspunfte der nationalen BVertheidigung find, um verenwillen die Feftbaltung 
des eroberten Landes bis zur Bogejen- und Mojel- Linie geboten erſcheint, — in 
dem Jubel des beutichen Volles über Straßburg ift boch nicht dies bie Haupt- 
ſache, — die Feftfreube entipringt vor Allem dem unmittelbaren Bewußtſein bes 
Volkes, das in Straßburg Deutiland fi jelber wieder gefunden und eine neue 
Zeit feiner Geſchichte ruhmvoll begonnen bat. 

In diefem Sinne enthält die jetige große Freude zugleich ein ernftes Ge- 
lübde: Das deutjche Volk, welches die Wiedergewinnung Straßburgs als ein Feft 
der Wiedererftehung Deutſchlands feiert, muß entichloffen fein, die Grundlage ber 
neu erwachten Kraft, die Einmüthigfeit der Herzen und bie Gemeinſchaft bes 
— Strebens zu wahren und durch feſte politiſche Einrichtungen zu 

m. 
Die Wiebervereinigung Straßburgs und ber alten deutſchen Gauen mit dem 
neuerftebenden deutſchen Reiche möge nicht blos eine Probe und Bewährung bes 
neu erwachten Geiftes, jonbern für alle Zeiten ein Unterpfanb ächter deutſcher 
Einheit und nationaler Macht fein!“ 


5. Oftober. Einzug in Verjailles. 


Fürſt Bismard. II. 10 


I, Die Neutenlen und die Milfion Thiers, 


1870, Verſuche zu einer Vereinbarung unter den neutralen Mädten. 


17. Auguft. Note des Lorb Granville an den öſterreichiſchen Botſchafter in 
London Grafen Apponpi. 


„Ihrer Majeftät Regierung bat mit vieler Befriedigung die Mittheilung 
von dem burch Ihre Regierung angekündigten Entſchluß, in dem unglücklicher— 
weiſe zwiſchen Preußen und Frankreich ausgebrodenen Kriege eine firenge Neu- 
tralität zu beobadten, empfangen, und es ſcheint Ihrer Majeftät Regierung, daß 
dieſer Entſchluß, der von ihr jelbft — wird, noch befeſtigt und geſichert werden 
dürfte, wenn alle neutralen Mächte ein beſonderes Abkommen unter 
einander mit Bezug auf die Aufrechterhaltung ihrer gemeinſamen 
Neutralität abſchlöfſen. 

Ihrer Majeſtät Regierung iſt der Meinung, daß es in dem jetzigen Augen- 
blide nicht angemeffen wäre, daß bie neutralen Mächte eine förmliche oder be- 
ftimmte Berpflihtung wegen der Erhaltung der Neutralität eingehen follten, noch 
hält fie es für notwendig ober wiünfchenswertb, daß das bejonbere Ueberein— 
fommen, von welchem ich ſprach, bie Form eines feierlihen Tractats annehme, 
ober auch nur zu Protokoll gebradyt werbe, jonbern fie hält es für hinreichend 
und in ber That vorzuzieben, daß es bloß durch Schreiben abgeichloffen werde, 
bie zwijchen ben verjchiedenen Theilen gewechjelt werben und beftätigen, daß 
feine von ben beiden Mächten, zwiſchen benen ein folder Austauſch 
ftattgefunden bat, von ihrer Neutralität im gegenwärtigen Kriege 
abgeben folle, ohne vorhergehende Mittheilung der Abjihten und 
die gegenfeitige Ankündigung einer Aenderung in ber Beobadtung 
ihrer Neutralität. 

Ich möchte hinzufügen, daß bie Regierungen von Rußland und Italien, 
welchen Ihrer Majeftät Regierung Mittheilungen darüber gemacht bat, ihre Zus 
flimmung zu dieſem Berfahren gegeben haben.“ 


23. Auguft. Graf von Beuft an ben Grafen Apponpi. 


„Ih habe Ew. Ercellenz ichon dur mein Telegramm vom 19. davon be— 
nachrichtigt, daß bie k. k. Regierung geneigt wäre, im Prinzip die durch die brit- 
tifhe Regierung angeregte Idee anzunehmen. Wir fünnen uns in ber That nur 
mit Befriedigung jedem Plane anſchließen, der zum Zwed bat, die Stellung ber 
neutralen Mächte zu ftärfen. 

Nur betrachtet es die ka k. Regierung, um biefen Zweck beffer zu erreichen 
und zugleich bie gejchlofjene Verbindung fefter und erjprießlicher zu machen, als 
jelbftverftänblih, daß feine ber fih verbindenden Mächte einen verein» 
zelten Bermittlungsverfuh maden werde, ohne ſich mit den andern 
zu verfländigen, und baß, wenn eine folde Vermittlung flattfände, 
bie andern Mächte fogleih ihre volle und gänzlihe Freibeit bes 
Handelns wiebererhalten würden.“ — — 
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10. September. Note des Grafen Apponvi an Lorb Granpille. 

„Durch bie Note, die Em. Ercellenz mir bie Ehre erwieien haben, unter 
dem heutigen Datum an mich zu richten, tbeilen Sie mir gütigft mit, daß bie 
Regierung Ihrer brittiichen Majeftät bereit ift, mit ber Sr. k. f. Apoftolifchen Ma- 
jeftät ein Uebereinfommen abzuſchließen, wonah „weder England nod Defter- 
reih-Ungarn während des gegenwärtigen Krieges aus ihrer Neutra-» 
lität beraustreten jollen, ohne ſich ihre Anfihten mitgetheilt, und 
einander ——— jede Veränderung angekündigt zu haben, die 
ihre Neutralität erleiden könnte.“ 

Der Bevollmächtigung gemäß, die ich zu dieſem Zweck erhalten habe, 
beeile ich mich, Ihnen anzuzeigen, Herr Graf, daß die Regierung Sr... 
Apoftolifhen Majeftät ihre volle Zuſtimmung zu bem oben erwähnten 
— — giebt, und ſich verpflichtet, es in allen Punkten zu 

alten.“ 


29. September. Graf Beuft au ben Grafen Apponyi. 


„Als die engliihe Regierung verfuchte, dur den Austaufh von gegen- 
jeitigen Schreiben zur Aufrechterhaltung der Neutralität die Mebrbeit der Mächte 
zu einer gemeinfamen Haltung zu vereinigen, bofften wir, daß dieſe Mafregel zu 
einer gemeinfamen Bemübung für die Wiederberftellung des Frie- 
bens führen könnte. Mit Bezug auf biefes mögliche Ziel, wünſchten wir im 
unfere Antwort einen Vorbehalt, der jeden vwereinzelten Verſuch der Vermittlung 
ausſchließen follte, zu jeten. 

Unſer Vorſchlag wurde nicht günftig aufgenommen, unb wir haben darauf 
verzichten müſſen, ihn zur Geltung zu bringen. Die englifhe Regierung 
bat vorgezogen, daß jede Macht ihrerjeits frei handeln könne. Jede 
bat ſeitdem in der That ziemlich fruchtloſe Verſuche gemacht, um eine Annäherung 
unter den Kriegführenden anzubahnen. Diefer wenig befriedigende Erfolg betrübt 
uns, ohne uns zu überraſchen. Wir finden darin bie Beftätigung unjerer Vor— 
aufficht, Die nur im gemeinfamen Handeln die Möglichkeit des Erfolges erblidte. 

Ih habe mich ſchon über die Beweggründe ausgeſprochen, welche die f. f. 
Regierung verhindern müfjen, in Betreff der Vermittlung eine Initiative zu er— 
reifen. Die Rüdfihten, die uns davon abbalten müſſen, find bei 

eitem nicht in demſelben Grade für England und Rußland vor- 
banden. Der Stand ihrer Beziehungen zu den kriegführenden Mächten war 
ein folder, daß man von Feiner Seite ihren Schritten einen Hintergedanken 
unterlegen unb fie einer ungerechten Parteilichkeit befchulbigen konnte. Die Ka- 
binette von London und von St. Petersburg wären nur die Dollmeticher des 
allgemeinen Gefühls von Europa gewejen, welches danach feufzt, Die Unrube und 
bie Angft aufhören zu ſehen, die durch den gegenwärtigen Krieg jo ſchwer auf 
ihm laftet. Wir würden uns ihnen jchleunigft angeichloffen haben, um die Sache 
bes Friedens im Namen ber Intereflen der Menjchbeit zu führen, nicht weniger 
als die ber Bolitif. Den erften günftigen Moment zu benugen, um burch weije 
Anfihten und gemäßigte Ratbichläge die Neigungen, die fih zu Gunften bes 
Friedens zeigen würben, zu ftärfen, wäre gewiß ein verbienftliches Werk gewejen, 
würdig bes Beifalls aller Völker. 

Unter dem Einfluffe diefes Gefühls haben wir gehandelt, als wir bem 
Schreiben, das Ew. Ercellenz an Lord Granpille richten follten, jenen Bor- 
bebalt Hinzufügen wollten. Wir haben nicht länger barauf beftanden, um nicht 
das Anjeben zu haben, als wollten wir uns von den übrigen Mächten trennen, 
während wir im Gegentheil ihre Bereinigung befördern wollten. — — 

Ich wünſche, daß Sie mit Lord Granville über den Gegenftanb meiner 
jetzigen Depeiche jprehen. Wenn die Gründe, welche ich eben barlegte, uns be- 
wegen, bie Initiative den Kabinetten von London und St. Petersburg zu über- 
Ya jo find wir doch nicht weniger von dem lebhaften Wunjde durch— 
drungen, Europa aus ber Art von Betäubung beraustreten zu jeben, 

10* 
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in die e8 Angefichts einer großen Ummwälzung gefallen iſt. Es jcheint, 
daß man in London und eben jo in St. Petersburg ber Anficht ift, daß bie ge- 
meinſchaftlichen Schritte weniger Ausficht hätten, von bem Sieger günftig auf- 
genommen zu werden, als einzelnes Einjchreiten. Wir verfennen keineswegs, was 
an biefer Beurtheilung Richtiges ift, aber es ift uns auch erlaubt, uns zu fragen, 
ob eine Bereinigung der neutralen Mächte, bie fich im Geifte einer 
woblwollenden Unparteilichleit erwiefe, und nicht nur Danach ftrebte, 
die Forderungen des Siegers zu mäßigen, ſondern aud die Erregung 
des Befiegten zu befänftigen, nicht geeignet wäre, Bortheile darzu— 
bieten, die Preußen und feine Berbündeten eben jo würbigen fönnten, 
wie Franfreid. 

Scheuen wir uns nicht, e8 auszuiprehen: was heute mächtig dazu wirft, 
den Kampf zu verlängern, bis zu den größten Schreden eines Vernichtungskrieges, 
das find einerfeits die IMufionen und falihen Hoffnungen, andererſeits bie Un- 
befiimmertheit und Nichtachtung in Bezug auf das dem Kampfe zufchauenbe 
Europa. Aber ich wiederhole es, es ift nicht die ka k. Regierung, bie ſich in ben 
Borbergrund ftellen kann, ibr Borgeben würde von beiden Theilen falſch ver- 
ftanden werben, auf den einen als unbeilbringende Ermutbigung wirkend, würbe 
es von dem andern als feinblihe Einmiſchung angejeben werben.“ 


Frankreichs Hülferuf an die Neutralen. 
Aus dem englifchen Blaubuche. 


In einer Depefhe aus Tours vom 27. September berichtet ber engliſche 
Botichafter, Lord !yons, an Lord Granpille: 

„Sraf Chaudordy habe vermittelt Ballonbriefes aus Paris einen Bericht 
Favre's über feine Unterredung mit dem Grafen Bismard erhalten, Preußens 
Prätenfionen feien nach ber Anfiht Favre's derart, daß Frankreich ſich ihnen 
niemals fügen könne: 

Jules Favre fühle fih daher beredtigt, an die übrige Welt um 
Hülfe zu appelliren. Die Zeit für bloße Bermittelung jei vorüber. 
Die Mächte follten jeßt zu Preußen in einem Tone fpreden, ber 
nicht mißverftanden werben könnte, und fie follten Maßregeln er- 

reifen, welde dafür bürgten, daß man ihnen Gebör ſchenke. Herr 

ules Favre habe alles Möglihe gethan, um dauerhafte Friedensbedingungen 
zu erzielen; er ſei zu jebem vernünftigen Opfer bereit, um ſolche Bebingungen 
zu erlangen. Es jei nicht fein Fehler und auch nicht der Fehler Frankreichs, wenn 
der Krieg fortbauere und er fühle fich berechtigt, mit Bertrauen die active 
Intervention Europas anzurufen.“ 


Die Mijfion von Thierd und die nentralen Mächte. 


Ankündigung der Miffion Thiers. 


12. September. Lord Lyons an Lorb Granpille. 


„In dem „Journal officiel“ ift eine Notiz erfchienen, daß Herr Thiers 
im Begriff ftehe, fih in einer fpeziellen Miſſion zuerft nah London und dann 
nach Petersburg und Wien zu begeben. Ich erhielt einen Beſuch von Herrn Favre, 
welcher mir fagte, daß biefer Schritt geftern Abend beichloffen worden ift, und 
daß die Regierung und das Land Herrn Thiers fehr dankbar fein müßte, daß 
er in feinem bohen Alter diefe wichtige Miffion unternebmen wolle. Seine lange 
Erfahrung, fein großer Ruf und die hervorragende Stellung, welche er in Frank— 
reich einnehme, werden ben Informationen, welche er den Regierungen über bie 
Lage und Ausfichten Frankreichs geben jolle, großes Gewicht verleihen.“ 
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Thiers in London. 
13. September. Lord Granville an Lord Lyons. 


„Herr Thiers ift heute früh angelommen, ich ging um 12 Uhr zu ihm. 
Er jagte mir: es fei der Wunſch der Minifter einen ebrenvollen Frieden zu 
ließen, und zu biefem Zwecke habe er auf ben Wunſch nicht blos der Regie» 
rung, fonbern aller feiner fonfervativen und fiberalen Freunde, die Reife unter- 
nommen. Er verlange feine Intervention mit Waffengewalt, aber er appellire 
an England, daf es all feinen moralifchen Einfluß zur Wieberherftellung bes 
Friedens anwende. Es könne nicht im Intereſſe Englands liegen, auf feine 
Stellung als Großmacht zu verzichten. Obwohl es eine Infel und eine Seemadht 
fei, gehöre es doch zu Europa. Früher babe e8 fein Intereffe an der Erhaltung 
bes europäiihen Gleichgewichtes ſtets bethätigt. Es könne nicht wünſchen, Frank— 
reih, — welches an feiner Seite in ber Krimm gefochten, — erniedrigt und ge— 
ſchwächt zu jeben. Wenn England fih an die Spite ftellen wolle, jo würben 
alle anderen Mächte folgen. — — Ih fagte ihm, England babe Alles gethan, 
um ben Krieg zu verhüten, — e8 babe dazu beigetragen, ben Grund bes Krieges 
zu bejeitigen. Aber die franzöfiihe Regierung babe fih daran nicht genügen 
laffen, babe uns bei Seite gelaffen und fich beeilt, den Krieg zu erflären. Wir 
hätten jeitbem mit Zuftimmung bes Parlaments Neutralität beobadtet. Eine 
Bermittelung könnten wir nur verfjuchen, wenn wir Ausficht hätten, fie von beiden 
Seiten angenommen zu ſehen.“ — — 


16. September. Lord Granville an Lorb Lyons (Weitere Beiprehung mit 
T hiers). 

— „Herr Thiers kam nochmals auf bie von England bewiejene Apatbie 
zurüd, — er ſprach von ber Beeinträchtigung ber Würbe Englands, von bem 
Gefahren, melde für uns und ganz Europa aus dem Uebergewicht Deutſchlands 
entfteben, — ganz unmittelbar fiir Defterreich, welches feine deutſchen Provinzen 
verlieren müffe; denn es werbe Nichts geben, was Norddeutſchland mit 60 Mil- 
fionen Einwohnern, welche wie eine Mafchine geleitet werben und unter Bismard 
niht ausführen könne. — Ich fagte Herrn Thiers, daß ich feine Argumente 
nit weiter erörtern Fünne: dieſelben gingen über feine Anträge hinaus und 
zielten auf eine bewaffnete Intervention. Darüber aber ſei bie öffentliche 
Meinung Englands nicht zweifelhaft. Uebrigens werbe er mit feinem Bejuche 
in London doch nicht ganz unzufrieden fein können. — Während feiner Anmwejen- 
beit jet die Möglichkeit einer Beiprehung I. Favre's mit Bismard herbei» 
geführt worden, welche jchwerlich ohne Nuten fein könne.“ — — 


17. September. Lord Granpville an Lorb Lyons. 


„Ich hatte mit Herrn Thiers auf feinen Wunſch noch eine Unterrebung. 
Nah einer philoſophiſchen, biftorifchen und beredten Anſprache fam er auf meine 
Stellung vor dem englifhen Parlament, das eiferflichtig ſei auf die Ehre Eng- 
lands und fragte mich in verfchiebenen Wendungen, ob in dem Falle, daß Rußland 
freundfchaftlihe Borftellungen zu Gunften Franfreihs an Deutſchland richtete, 
England fich nicht anfchfiehen wolle. Ich fagte ihm, daß das Parlament unjere 
Politit gebilligt habe, und daß ih mich auf die Beantwortung hypothetiſcher 
Fragen nicht einlafjen könne.“ — — 


Thiers in Wien. 
28. September. Graf von Beuft an den Grafen Apponpi. 


„Auf feiner Reife nah St. Petersburg bat fih Herr Thiers nur einen 
Tag in Wien aufgehalten, wo er ſich vorbehält, auf feiner Rückreiſe länger zu 
verweilen. Ich babe darum nur eine einzige Unterhaltung mit biefem Staats- 
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mann in Betreff der Miffion, die ihm von der gegenwärtigen Regierung anver- 
traut ift, haben fünnen. 

Herr Thiers ift, nachdem er mir über den Urfprung und ben Lauf bes 
Krieges Andeutungen gegeben batte, welche ſowohl durch den Inhalt intereffant, 
wie durch die Form anziehend waren, zu beftimmten Schlüffen in dieſer Unter- 
haltung nicht gelommen. Er ging kaum über pe na hinaus, und 
außer dem fehr natürlihen Wunſch, ein wohlmwollendes Eingreifen ber 
Neutralen für Frankreich zu bewirken, ſchien er mir fein beftimmteres 
Ziel zu verfolgen. 

Ih muß indeffen anerkennen, daß er fih feine Illuſionen in Betreff ber 
Lage zu machen ſcheint. Seine Sprade macht nicht ben Eindrud ber Entmu- 
tbigung, fondern zeigt eine richtige Würdigung der Ereigniffe und giebt bie 
Notbwendigkeit zu, fih bedeutenden Opfern zu unterwerfen, um ben 
Frieden zu erlangen. 

Mas die befondern Forderungen betrifft, die er an bie Ef. Regierung zu 
richten hatte, jo beſchränken fie fich etwa auf die beiden folgenden Punkte. Erftens, 
daß man bie gegenwärtige Regierung Frankreichs ernftlih nehmen, 
und ihr mit Bertrauen begegnen möge, banı, daß man ſich ben Ber- 
mittelungs-Berjuhen anjhließen wolle, die von andern Mächten, 
und bejonders von Rußland gemadt werben follten. 

Die republilaniiche Form wäre die einzige, jagte mir Herr Thiers, bie 
jet in Franfreih angenommen werben könnte. Es wäre die einzige Art, alle 
Parteien unter die Fahne der nationalen Bertheidigung zu jfammeln, und keine 
andere Regierung könnte fich feftiegen. Er ſprach mit Yobeserhebungen won ben 
Männern, die an die Spitee der Regierung geftellt find. Sie wären rechtichaffen, 
gemäßigt in ihren Meinungen und bächten nur daran, das Land zu retten. Die 
Cabinette jollten alfo kein Mißtrauen begen und ſich nicht durh das Wort Res 
publik erjchreden lafjen. Man müfje die gegenwärtige Regierung ernftlich nehmen, 
und fie als bie befte und genauefte Repräjentation der Iuterefjen Frankreichs betrachten. 

Was die VBermittelungsverfuche betrifft, jo boffte Herr Thiers gute Re- 
fultate von feiner Reife nah Rußland. Nach feiner Meinung wäre ohne Wider: 
rede das Gabinet von St. Petersburg am erften in der Yage, ſich im 
Berlin vernehmen zu lajjen, und für die Wiederberftellung eines auf an- 
nehmbaren Bedingungen gegründeten Friedens einzutreten. Er glaubte, daß bie 
Intereſſen der Menfchlichkeit fowohl, als die der Politif den Hof Rußlands be- 
wegen würben, jeine guten Dienfte einzujegen, und er wünſchte nur, daß Defter- 
reich die eventuellen Schritte Rußlands unterftüte. 

Ich babe mich beeilt, Herrn Thiers zu verfidern, daß, was uns an— 
betrifft, jeine Wünjhe im Voraus gewährt wären. Wir bütten fein 
feindliches Borurtbeil gegen welche Form der Regierung es auch jei in Frankreich. 
Bon dem erften Augenblid an wären wir in Verbindung mit ber neuen Regie 
rung getreten, unb wir verlangten nichts Anderes, als fortbauernd gute Bezie- 
bungen mit ihr zu erhalten. Unjere Sympatbien für Frankreich ſowohl wie die 
Intereffen, welche uns mit diefem Lande verbänden, wären unabhängig von feiner 
Regierungsform, und wir wären bereit, den Männern, welche unter fo jchwierigen 
Umftänden die Laſt der Macht auf fich genommen hätten, unjer Vertrauen zu ſchenken. 

Die Anfihten des Herrn Thiers in Betreff einer eventuellen Vermittlung 
entſprächen ganz den unfrigen. Wir hätten ſchon in St. Petersburg wie in London 
das Angemefjene einer gemeinfamen Vermittlung angedeutet, und wären immer 
ber Anficht geweſen, daß die Initiative von St. Petersburg ausgeben müſſe. 
Wir könnten alſo nur mit unbedingter Befriedigung einen Erfolg der Miifion 
des Herrn Thiers betrachten, und man würde uns immer bereit finden, 
uns den Bemühungen anzujhließen, die von Rußland verſucht wer- 
den dürften, um bem Elend des Krieges Grenzen zu jegen. 

Das ift ungefähr der Inhalt des Geſprächs, das ich mit dem berühmten 
franzöfiihen Staatsmann hatte.“ 
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Thiers in Petersburg. 


6. Ditober. Ford Lyons an Lord Granville (aus Tours). 


„Borgeftern machte mih Graf Chaudordy mit dem Inhalt eines Tele» 
gramms belannt, das er von Herrn Thiers aus Petersburg empfangen hatte. 
Herr Thiers jcheint eine große Befriebigung über den Empfang ausgebrüdt zu 
haben, ber ibm vom Kaifer und ber Kaiferlihen Familie, vom Fürften Gort— 
ſchakoff und ber ganzen Gejellichaft bereitet worden. Er fand bie öffentliche 
Meinung beunrubigt durch die Fortichritte Preußens und ausnehmenb günftig 
geftimmt für Frankreich. Der Kaifer und Fürſt Gortſchakoff haben fih mit 
Wärme gegen die Auferlegung irgend welcher übertriebener (exorbitant) Friedens— 
bedingungen ausgeſprochen und erklärt, daß Rußland niemals feine Zuftimmung 
zu unbilligen Bedingungen geben würde. Demzufolge würde auch die Sanction 
ber übrigen Mächte ausbleiben und bie Gewaltjchritte (exactions) Preußens 
würden daher der europäifhen Bürgichaft entbehren. Dies war ber weſentliche 
Inhalt des Telegramms von Herrn Thiers. Es ſcheint jedoch nicht, daß 
Herr Thiers weder vom Kaifer, noch von Fürft Gortfchaloff eine 
bejtimmte Aeußerung berausgelodt bat, welde Friedensbedbingungen 
fie für billig oder unbillig halten würben, noch auch irgend eine 
beftimmte Erklärung zu Gunften der Erhaltung ber Integrität des 
franzöfifhen Gebietes.“ 


Nah Thiers Rückkehr aus Petersburg. 


12. Oltober. Der Graf von Beuft an den Grafen von Chotel in St. Peters» 
burg. (Kein Europa mehr.) 

„Ich babe mehrere Unterhaltungen mit Herrn Thiers bei feiner Rückkehr 
von Rußland gehabt. Ich fand ihn etwas entmuthigt durch die Eindrüde, die 
er in St. Petersburg empfangen bat. Er jagt jedoch, er habe Vertrauen in bie 
Gefühle des Wohlwollens, die der Kaifer Alerander ibm perfönlih in Hin- 
ficht auf Frankreich gezeigt habe; aber er macht fich feine Illuſion über das Maß 
der Bortbeile, die fein Baterland durch das vereinzelte Einjchreiten Rußlands er- 
langen könnte, und beftebt lebhaft auf der Nothwendigfeit eines gemein- 
ſchaftlichen Handelns der Neutralen. 

Ich fagte ihm, daß ich im dieſem Punkte feine Meinung volllommen theile, 
ohne mir die geringe Ausficht zu verbehlen, die fie habe zur Geltung zu gelangen. 
Die Haltung Ruplands unb die ber brittiihen Regierung, die wenig davon ab» 
weicht, laffen in biefer Hinfiht wenig Hoffnung. Wenn ich trotzdem fortfabre, 
die Sache des gemeinjamen Handelns zu vertreten, jo ift es, weil in meinen Augen 
die Vortheile erfichtlih find. 

Unter ben jetigen Umftänden fann in der That nur eine übereinſtimmende 
Sprade der Regierungen in einem friedlihden Sinne noch Autorität genug 
baben, um bei den Entſchlüſſen der deutſchen Staaten ins Gewicht zu fallen. 
Es ift dies außerdem nach unjerer Anficht das befte Mittel, das für die Mächte 
fo jehr wünſchenswerthe Refultat zu erlangen, daß fie mit dem Stande ber 
öffentlihen Meinung Europa® in Uebereinftimmung bleiben. Es ift Far, 
daß die dem Frieden günftigen Stimmungen täglih mebr Boben 
gewinnen, wäre e8 auch nur durch eine natürliche Folge der Leiden des Krieges, 
deren traurige Einwirkung man anfängt in allen Ländern mehr oder weniger zu 
fühlen. Auch fträubt ſich die öffentlihe Meinung allgemein, an den Erfolg der 
durch dieſe oder jene Regierung gemachten, vereinzelten Verſuche zu glauben, und 
ſchreibt eine ernftlihe Einwirkung nur dem gemeinfamen Handeln des neutralen 
Europas zu. 

Als ih neulich mit Herrn v. Novikow fprach, bemerkte ich ihm, daß neuer» 
dings eine merklihe Veränderung in den Anfichten jeiner Regierung vorgegangen 
zu jein ſchiene. 
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Zur Zeit Ihrer leiten Reife nah Wien rieth uns, wie fih Em. Ercellenz 
erinnern, ber Hof von St. Petersburg fortwährend bie größte Zurüdhaltung auf 
militärifhem Gebiete an, indem er ſich befonbers darauf gründete, daß jebe 
Bewegung, die wir machen würben, bem Gelingen einer möglichen Bermittelung 
Gefahr brächte. Die Thatfahe ift, daß man nirgends Anzeichen einer Ber- 
mittelung wahrnimmt, und befonders vermag ich fein Europa mehr zu erfennen. 

Als ich dem Gefandten Rußlands diefe Bemerkung machte, fuchte er fie zu 
befämpfen, indem er bemerkte, daß ſeit dem Zeitpunkt der Reife Ew. Ercellenz 
bie Ereigniffe mit einer Schnelligkeit vorgeſchritten feien, bie 
Niemand hätte vorausfehen können. Damals, fagte er, ftanden 
zwei Kämpfenbe gegenüber, unter denen Bermittlung möglid war, 
bald nachher bat die Kataftropbe von Sedan einen der beiden 
Kämpfer vernichtet, und ber Erfolg bes Krieges ift Daburd ent» 
ſchieden. 

Ich erwiderte Herrn v. Novikow, daß ich mich dieſer Auffaffung nicht 
anſchließen könne. Wie wunderbar auch die durch die Waffen Preußens und feiner 
Berbündeten errungenen Erfolge gewefen jeien, es gäbe doch immer noch Deutich« 
land gegenüber ein Frankreich. Ohne Zweifel ift e8 wenig warfcheinlid, daß bie 
Franzofen dazu gelangen, Kräfte ins Feld zu fchiden, bie fähig wären, ben 
beutjhen Armeen die Spite zu bieten, aber fo lange es biejen nicht ge» 
lungen fein werde, zwei Pläße erften Ranges, wie Paris und Meg 
zu nehmen, könne man nicht jagen, daß der Krieg aufgehört habe. 
Es bleiben zwei ftreitende Parteien, zwifhen welchen das vermit- 
telnde Europa jede Fähigkeit hat, einzutreten. 

Ih halte aufrecht, was ich in einer meiner Depeſchen an ben Grafen 
Apponyi gejagt habe: bie vereinigten Kräfte der Mächte jollten nicht nur barauf 
gerichtet fein, die Forderungen bes Siegers zu mäßigen, fondern auch die Bit- 
terfeit der Gefühle zu mildern, welde ben a Pie nieberbrüden 
müſſen, und einem Volke, das fo graufam geprüft ift, und fo zart 
im Punkte ber Ehre, bie Entjhlüffe leihter machen, welde bie 
Nothwendigkeit von ibm verlangt. Ich werbe befeftigt in biefer Anficht 
burh das, was mir der Fürſt von Metternich vor Kurzem gefchrieben bat, 
welcher glaubt, daß bie Bedingungen, die man Frankreich diktiren wird, fo bart 
fie auch fein mögen, doch leichter bewilligt werben würben, wenn fie ihm von 
ber vereinigten Stimme ber unbetheiligten Mächte angerathben würben, als wenn 
e8 nur das Geje des Siegers zu ertragen hätte. Ein Telegramm, das ich in 
dieſen Tagen aus Tours erhalten habe, unterftütst auch noch diefe Anſchauungsweiſe. 

Die Borgänge eines gemeinjamen Handelns von Europa 
fheinen mir alfo außer Zweifel und follte ih in der Wüfte pre» 
bigen, ih werde nicht aufhören, fie bervorzubeben. 

Em. Ercellenz ift ermächtigt, die vorliegende Depeiche dem Fürften Gort> 
ſchakoff vorzuleſen. Ich werbe mit dem höchſten Interefje die Betrachtungen aufs 
nehmen, bie fie bei einem Staatsmann, deſſen Weisheit jo allgemein und fo ger 
rechterweiſe geihäßt wird, hervorrufen.“ 


4. Oktober. Lord Granville an Lorb Lyons. 


„Offenbar verfolgt die proviforische Regierung das Ziel, daß die neutralen 
Mächte, falls nöthig, etwaige BVorftellungen, bie he Preußen gegenüber machen 
würben, mit Gewalt unterftügen follten. Die Regierung Ihrer Majeftät ift ver: 
pflichtet, ausdrücklich hervorzuheben, daß fie ihrerjeits nicht vorbereitet ift, 
einen ſolchen Weg einzufhlagen ober ben andern Mächten vorzu- 
Ihlagen. Sie kann nur ängftlih den Zeitpunkt abwarten, wo ſich etwa eine 
Ausficht zeigt, daß dieſer traurige Conflikt durch die Weisheit, den moralifchen 
Muth und die Mäßigung ber beiden Kriegführenden zum Ende gebracht wird, 
ober daß fich eine Gelegenheit für die neutralen Mächte biete, ihren Einfluß zur 
Wieberberftellung bes Friedens auszuüben.“ 
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Chaudordy verlas bald barauf vor Lorb Lyons eine Depeiche Favre's 
aus Paris, „welde mit einiger Bitterleit darüber Magt, daß bie europäiſchen Ca⸗ 
binette — wie ber Schreiber es ausbrüdte — Frankreich im Stich ließen, und 
welche — eine Anweiſung enthielt, daß er eine beſtimmte Forderung um 
Baffenhülfe (concours arme) an Stalien richten ſollte.“ 


II. —— Lord Granville an Lord Lyons: 


nn ſich Ihnen eine ähnliche Gelegenheit wiederum bieten ſollte, 
wollen" Sie go hervorheben, daß Ihnen zwar feine Inftructionen zugegangen 
feien, eine ‚Anficht über bie Friebensbebingungen abzugeben, baf es aber aus einem 
Theile meiner Depefche vom 4. d., in welcher ich 2 bie Forderung ber franzö- 
fiſchen Regierung um active Unterſtützung erwiederte, nothwendigerweiſe erſichtlich 
ſei, wie die Regierung Ihrer Majeſtät die Anſicht bege, unter den gegenwär— 
tigen B——— ſei das zähe Feſthalten Herrn Favre an 
den Bedingungen, „teinen Zoll breit Landes und feinen Stein einer 
Feftung“ abzutreten, ein großes Hinberniß für den Frieden. Gollte 
ch im Laufe ber Unterredbung eine Bereitwilligfeit zeigen, die von ber franzöſiſchen 
egierung behauptete Stellung aufzugeben, jo wollen Sie fragen, ob Sie ermäd- 
tigt feien, dies ber Regierung Ihrer Majeſtät mitzutheilen, und wollen Sie mir 
in biefem Falle fofort telegrapbiren.” 


12, Weitere Vaffenſtillſtandsverſuche. 
Thiers in Derfnilles, 


1870. Die Gefahren für Paris. 


4. Dftober. Graf Bismarcks Denkichrift über die Gefahren 
von Parid (Gireular= Depeiche). 

„Ew.... überfende ich anliegend ein kurzes Memoire über die 
Folgen, welche unausbleiblich dann eintreten müſſen, wenn die Stadt Paris, 
oder vielmehr die im ihr jegt herrjchenden Machthaber, ihren Widerftand 
bi3 zu dem legten Augenblid fortjegen follten, wo die Erjchöpfung der 
Borräthe fie zur Uebergabe zwingen wird. 

Wir bliden mit ſchmerzlichem Bedauern auf diefe Folgen, welche ab» 
zumenden wir nicht im Stande find. 

Aber wir haben im Voraus darauf aufmerkffam machen wollen, um 
zu erflären, daß wir feine Verantwortung für das unvermeidliche Elend 
übernehmen, und daß wir die ſchwere Verantwortung dafür denjenigen über- 
lafjen müſſen, welche durch fortgejegte Aufreizungen und bewußte Lügen 
eine Bevölkerung, welche ein Augenblid der Beionnenbeit retten könne, zu 
einem nutzloſen Widerjtande aufitacheln. 

Em... . erjuche ich, mit diefer mündlichen Bemerkung eine Abjchrift 
des anliegenden Pro Memoria der dortigen Regierung zu übergeben; und 
nachdem dies gejchehen it, auch für die Verbreitung dejjelben durch die 
Preffe Sorge zu tragen.“ 

v. Bismard. 


„Die Herrn Jules Fapre geftellten Waffenftillftands - Bedingungen, 
auf Grund deren die ——— geordneter Zuſtände in Frankreich erſtrebt 
werden ſollte, ſind von ihm und ſeinen Kollegen verworfen worden. 

Die Fortſetzung eines, nach dem bisherigen Gange der Ereigniſſe, für 
das franzöſiſche Volk ausſichtsloſen Kampfes iſt damit ausgeſprochen. 

Die Chancen dieſes opfervollen Kampfes haben ſich Hr Frankrei 
ſeitdem noch verſchlechtert. Toul und Straßburg ſind gefallen, Paris i 
eng cernirt und die deutſchen Truppen ſtreifen bis zur Loire. Die vor 
jenen Feſtungen engagirt geweſenen beträchtlichen Streitkräfte ſtehen der 

eutſchen Armeeführung zur freien Verfügung. 
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Das Land hat die Konfequenzen des von den franzöfifhen Macht- 
babern in Paris gefaßten Entjchluffes eines Kampfes à outrance zu 
tragen, feine Opfer werden ſich unnützer Weife vergrößern und die focialen 
Buftände in immer gefährlicheren Dimenfionen ſich zerjegen. 

Dem entgegen zu wirken fieht fich die deutjche Armeeführung leider 
nicht in der er Über fie ift fich über die Folgen des von den franzöfifchen 
Machthabern beliebten Widerftandes völlig Far und muß namentlich auf 
einen Punkt die allgemeine Aufmerkfamteit im Voraus leiten. 

Es betrifft die die fpeciellen Verhältniſſe in Paris. 

Die bisher von diefer Hauptftadt geführten größeren Gefechte am 
19. und 30. v. Mt3., in welchen der Kern der dort vereinigten feindlichen 
Streitkräfte nicht ein Mal vermocht hat, die vorderfte Yinie der Cernirungs— 
truppen zurüd zu werfen, giebt die Ueberzeugung, daß die Hauptftadt 
über furz oder lang fallen muß. 

Wird Ddiefer Zeitpunkt durch das Gouvernement provisoire de la 
defense nationale jo weit hinausgefchoben, daß der drohende Mangel an 
Lebensmitteln zur Kapitulation zwingt, fo müfjen daraus fchredenerregende 
Konfequenzen entftehen. 

Die franzöfifcher Seit in einem gewiſſen Umfreife von Paris aus- 
geführten widerfinnigen Zerftörungen von Eifenbahnen, Brüden und Ka- 
nälen, haben die Fortjchritte der diefjeitigen Armeen nicht einen ar 
aufzuhalten vermodt; die für legtere nothwendigen Land- und Waller- 
Kommunikationen find in ſehr kurzer Zeit von ihr retablirt worden. 

Dieje Wiederherftellungen beziehen ficy naturgemäß nur auf die rein 
militäriſchen Intereſſen; die fonftigen Zerftörungen aber hemmen felbjt 
nah einer Kapitulation von Paris die Verbindung der Kapitale mit den 
Provinzen auf lange Zeit hinaus, 

Der deutſchen Armeeführung ijt es, wenn jener Fall eintritt, eine 
pofitive Unmöglichkeit, eine Bevölkerung von nahe an 2 Diillionen Menfchen 
auch nur einen einzigen Tag mit Lebensmitteln zu verjehen, die Um— 
gegend von Paris bietet alsdann, da deren Beftände für den Bedarf 
der diefjeitigen Truppen nothwendig gebraucht werden, auf viele Tage- 
märſche hin ebenjowenig irgend melde Hülfsmittel und geftattet babe 
nit ein Mal, die Bewohner von Paris auf den Landwegen zu evafuiren. 

Die unausbleiblihe Folge hiervon ift, daß Hunderttaujende dem 
Hungertode verfallen. 

Die franzöfiihen Machthaber müſſen diefe — —— ebenſo klar 
überſehen, wie die deutſche Armeeführung, welcher nichts übrig bleibt, als 
den angebotenen Kampf auch durchzuführen. 

Wollen Jene es bis zu dieſem Ertrem kommen laſſen, jo find fie 
auch für die Folgen verantwortlich.“ 


13. Oftober. Graf von Beuft an den Grafen von Wimpffen in Berlin. 


„Dur die verjchiedenen, von dem Grafen Bismard aus dem Haupt- 
quartier Sr. Majeftät des Königs von Preußen erlaffenen Circular-Depeſchen 
wurde feither der Laiferlih und königlichen Regierung Anlaß zu irgenb einer 
Aeuferung nicht geboten. Einige diefer alsbald auch zur Deffentlichleit gelangten 
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Altenftüde waren zunächſt an bie Adreffe der am Kriege betbeiligten deutſchen 
Regierungen gerichtet, und wiewohl General von Schmweinit biefer Erflärungen 
mündlich gegen mich erwähnte, jo geſchah dies doch nicht in einer Weiſe, die mich 
zu ber Annahme berechtigt hätten, daß in Berlin einer Erwiderung auf dieje bloß 
nachrichtlihen Mittheilungen entgegen gejehen werde. 

Im Grunde liegt der gleiche Fall auch bezüglich eines Memorandums bes 
Grafen Bismard vor, mweldes von ben fohredenerregenden Folgen ſpricht, bie 
fih an einen bartnädig und bis zu eintretendem Mangel an Yebensmitteln fort- 

ejetsten Widerſtand der von zwei Millionen Menſchen bewohnten Hauptftabt 
Frantreiche fnüpfen müßten. Da inbeffen der königlich preußiihe Herr Gejanbte 
uns eine Abjchrift diefer auch Ihrem Berichte vom 10.0. M. beiliegenden Auf- 
zeichnung übergeben bat, jo muß ich hierin eine Aufforderung, von derjelben 
Notiz zu nehmen, um fo mehr erbliden, als ihr Zwed dahin gebt, vor Europa 
alle Berantwortlichkeit für die darin vorgejehene entjeglihe Eventualität von ber 
königlich preußischen Regierung abzulehnen. 

Dies vorausgeihidt, kann ich den Eindrud meiner Bejorgniß nicht unter- 
brüden, daß bereinft vor dem Urtbeile der Gejhichte ein Theil der Berantwort- 
lichkeit auf die Neutralen fallen würbe, wenn fie fi bie Gefahr unerhörten 
Unheils in ſtummer Gleichgültigkeit vor Augen ftellen ließen. Ih muß baber 
Ew. Ercellenz auffordern, wenn ber Gegenftand gegen Sie berührt wird, offen 
unfer Bedauern darüber auszufprehen, daß in einer Lage, in welder bie 
föniglih preußifche Regierung Kataftropben, wie die in jenem Me- 
morandbum angebeutete, vorberfieht, dennoch das entjhiedenfte Be- 
fireben ji fund giebt, jede verfüöhnlihe Einwirkung dritter Mächte 
fern zu halten, gleih als ob im vorhinein beforgt werben müßte, man 
werde Preußen zumutben, Deutſchlands edles Blut umfonft vergojjen 
zu haben, und man werde fi ber vielleiht wenig dankbaren, aber 
barum nidht minder lohnenden Aufgabe entziehen, bem Bejiegten 
die Annahme harter Bedingungen durch Schonung feiner Gefühle zu 
erleichtern. 

Zenes Beftreben kann nit das Mittel fein, das Uebermaß von Greuel 
abzuwenden, welches Preußen aus Gründen ber Menjchlichleit dem Feinde er. 
fparen zu können wünſcht. Um nicht bie Strafe ber Fehler ber geftürzten Re— 
gierung tragen zu müffen, find die republifanifhen Machthaber in Frankreich zu 
ben äußerften Entjhlüffen geneigt, — e8 kann nicht das Mittel fein, fie hiervon 
zurüdzubringen, daß man außer dem Machtgebote des Siegers feine andere 
Stimme zu ihnen ſprechen läßt. Nüdfichten auf eigene Intereffen find es nicht, 
welche die Regierung Defterreich »- Ungarns beflagen laffen, daß auf dem Puntte, 
zu welchem bie Dinge gebiehen find, jede friedliche Einflußnahme der neutralen 
Mächte fehlt. Aber es ift ihr unmöglich in der Weije, wie es neuerlih von 
Seiten des Petersburger Cabinets gejchieht, bie abjolute Enthaltung bes unbe- 
theiligten Europa zu billigen und zu empfehlen. Sie hält es —— für Pflicht 
auszuſprechen, daß ſie noch an allgemein europäiſche Intereſſen glaubt und daß 
fie einen durch unparteiiſche Einwirkungen der Neutralen herbeigeführten Frieden 
ber Bernichtung weiterer Hunberttaufende vorziehen würde. 

Ich wieberhole indeffen ausprüdiih, daß Vorftehendes nur für den Fall 
geihrieben ift, daß Em. Ercellenz Anlaß gegeben werben jollte, fi über den 
angeregten Gegenſtand auszufprechen. Unſer Intereffe ift mit der vollftänbigften 
Enthaltfamteit vereinbar und wirb von ber längeren Dauer des Krieges wenig 
berührt. Nichts kann uns baber ferner liegen, als die Abficht, Rathſchläge oder 
Anerbietungen entgegenzubringen. Nur infofern bie Blide ſich nad den neutralen 
Mächten richten, liegt uns daran, die Sachlage in das rechte Licht zu ftellen.“ 
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handlungen. 


20. Oktober. Lord Granville an Lorb Foftus. 

„Es ift unnötbig zu erwähnen, wie tief bie Regierung Ihrer Majeftät ben 
Ausbruh und die Fortbauer des großen Krieges beklagt bat, welcher noch immer 
zwiihen Deutichland und Frankreich wüthet. 

Sie bat ihr Aeuferftes getban, denfelben zu verbüten und feit der Kriegs- 
erflärung unb ihrer eigenen Neutralitäts- Erflärung bat fie ihren Einfluß auf- 
— ſeiner Ausdehnung vorzubeugen, denn, wenn eine der neutral gebliebenen 

ationen daran Theil genommen hätte, ſo würde wahrſcheinlich ganz Europa 
allmählich in die Drangſale verwickelt worden ſein zum — ——— Vortheil 
eines der Kriegführenden. 

Nichts würde der Regierung Ihrer Majeftät mehr Befriedigung gewährt 
baben, al® auf irgend eine Weife zu einem ehrenvollen und dauerhaften Frieden 
beizutragen. Anerbietungen zur Vermittlung ober zu guten Dienften würben 
ibrerfeits nicht gefehlt haben, wenn bie Regierung Ihrer Majeftät zu irgend einem 
Zeitpunfte geglaubt hätte, daß folche Anerbietungen für beide friegführende Theile 
annehmbar gewejen wären. 

Sie konnte gleihwohl ihre Augen vor der Thatfache nicht verſchließen, daß 
fol ein Stand der Dinge nicht eingetreten fei und der Weg, welden fie jelbft 
einſchlug und welchen fie Anderen anempfabl, war bie Enthaltung von unannehm— 
baren Borjchlägen oder wirkungslojen Ratbichlägen, welche nur bie Ausficht ver- 
mindern konnten, in einer fpäteren Zeit das Ziel zu erreichen, welches fie im 
Auge hatte. 

Sie empfahl in der That, daß Graf Bismard und Herr Favre per- 
ſönlich ihre Anfichten austauschen follten; fol eine Begegnung fand ftatt, aber 
unglüdficherweife ohne einen anderen unmittelbaren Erfolg, als den zu zeigen, 
wie weit auseinanbergebenb bie beiberfeitigen Meinungen über eine mögliche 
Grundlage ber Verhandlung feien. Welches ift nun, nah ununterbrocdhenen und 
außerordentlihen Erfolgen auf Seiten Deutjchlands, die gegenwärtige Kriegslage? 

Die Hauptmadt des beutichen Heeres ift durch die Umzingelung ber fran- 
zöſiſchen Hauptftabt gebunden und die Unterwerfung von Paris durch Hungers- 
notb und Beſchießung jcheint fich unter den Mapnahmen zu befinden, welche im 
deutihen Hauptquartier erörtert werben. 

Graf Bernftorff bat mir einige der Runbdfchreiben mitgetbeilt, welche von 
der Norbdeutichen Regierung in Betreff des Krieges veröffentlicht wurden und 
am 11. d. Mts. übergab er mir das Cirkular, in welchem darauf aufmerkſam ge- 
macht wird, daß bie unvermeibliche Folge einer Verlängerung des Kampfes vor 
Baris der Hungertob von Hunderttaufenden fein mürbe. 

Die Mitteilung dieſer Anficht Über die furdhtbaren Ergebniffe, welche 
möglicher und jelbft nicht unmahrjcheinficher Weife aus einer langen Belagerung 
von Paris hervorgehen werben, macht e8 ber Regierung Ihrer Majeftät zu einer 
zweifellojen Pflicht, nichts unverfucht zu laffen, um fol ein jchreiendes Unglüd 
abzuwenden. Auch ift e8 einleuchtend, daß ber Krieg bereits Erſcheinungen zu 
Tage geförbert bat, und wenn er verlängert wird, in zunehmender Anzahl aufs 
ven muß, welche nicht Die beiden Kriegführenden allein, fondern ganz Europa 

rühren. 

Die Regierung Ihrer Majeftät vertraut darauf, daß bie Darlegung ihrer 
Anfihten nicht als ein unfreundfchaftlicher Akt aufgefaßt werben wird. Diejelbe 
ift eingegeben durch die aufrichtigfte Beforgniß um bie gegenwärtige und zufünf- 
tige Wohlfahrt zweier Nationen, mit welchen diefes Land jeit lange in den freund— 
ſchaftlichſten Beziehungen geftanden bat. 

Ich kenne jehr wohl die gewichtigen Gründe, welche zu Gunften der äußer— 
fien Maßregeln gegen Paris geltend gemacht werben können. 

Indefjen wünfche ich lebhaft zu unterfuchen, ob es nicht Erwägungen giebt, 
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welche vielleicht ben Zuſchauern burchichlagenber erjcheinen, als denen, welche 
unter dem Einfluffe außerorbentlicher militairifher Erfolge und des Bewußtſeins 
großer Anftrengungen und weitreihender Opfer fteben. 

Es ift unzweifelhaft, daß ein Unternehmen wie die Bezwingung von Paris 
buch Hungersnothb ober Beſchießung, obihon ohne Vorgang in Betreff feiner 
Größe, durch die Gewohnheiten bes Krieges gerechtfertigt ift: ebenjo ficher aber 
wird Jedermann einräumen, daß zu biefem Unternehmen, welches nah Graf 
Bismard’s eigener Angabe nit nur den Ruin, fondern aud den Tod von 
Hunderttaufenden von Nichtkämpfern unter befonbers ſchrecklichen Umſtänden nach 
ſich zieht, nicht früher geichritten werben follte, als bis alle andern möglichen 
Alternativen erichöpft worben find. 

Wird unterftellt, daß ein Angriff auf Paris im nicht ferner Zeit zu einem 
fiegreihen Ausgang führen werbe, fo ift e8 nicht unvernünftig, mit deſſen Bor- 
tbeilen bie vorausfichtlih damit verbundenen Nachtbeile zu vergleichen, und bie 
Thatfahe, daß einige der letzteren ebenjo jehr das menſchliche Gefühl, als den 
menſchlichen Berftand berühren, ermutbigt die Regierung Ihrer Majeftät, dieſelben 
bem Könige und befjen Ratbgebern vorzulegen. 

Die bittere Erinnerung an bie vergangenen brei Monate mag mit der Zeit 
und durch die Empfänglichkeit für das Benehmen und die Tapferkeit des Feindes 
auf dem Schlachtfelde ausgelöfcht werben. Aber e8 giebt Grabe der Erbitterung 
und bie Wahrjcpeinlichkeit eines neuen und unverſönlichen Kriegs muß ſehr ver- 
größert werben, wenn eine Generation ber Franzojen Zeuge ift von ber Zerftö- 
rung einer Hauptftabt, ein Schaufpiel, begleitet von dem Tode einer großen 
Anzahl büfflofer und unbewaffneter Menſchen und der Zerftörung unfchägbarer 
und unerjeglicher Schätze der Kunft, der Wiffenjchaft und gejchichtlicher Erinnerungen. 

Schredlih, wie eine ſolche Kataftropbe für Frankreich und gefahrvoll, wie 
fie, meines Erachtens, für die künftige Erhaltung des europäiichen Friedens jein 
würbe, müßte fie nach der Anficht Ihrer Majeftät Regierung für Niemand pein- 
licher werben, als für Deutſchland und feine Herricer. 

Die franzöfiihe Regierung, nah Gefichtspunkten handelnd, melde ihr 
folgerichtig erſcheinen, hat jeit der Begegnung bes Grafen Bismard mit Herrn 
Favre es abgelehnt, Friedensverbandlungen vorzujchlagen. 

Aber die Regierung Ihrer Majeftät bat die Verantwortung über ſich ge- 
nommen, bei der proviforifchen Regierung auf Annahme eines Waffenftillftandes 
zu bringen, welcher zur Berufung einer Lonftituirenden Berfammlung und ber 
Wiederberftellung bes Friedens führen Könnte. 

Die Regierung Ihrer Majeftät hat es auch nicht daran fehlen laffen, ber- 
jelben die Wichtigkeit jedes, unter den gegenwärtigen Berbältniffen des Krieges 
mit ihrer Ehre vereinbaren Zugeftändniffes vorzuftellen. 

Die Regierung Ihrer Majeftät ift nicht ermächtigt zu erflären, aber fie 
fann nicht glauben, daß ſolche Borftellungen ohne Wirkung auf bie franzöfiiche 
Regierung bleiben würden. 

In diefem Kriege haben zwei moralifche Urſachen die große materielle Macht 
der Deutichen unermeßlich unterftüßt. Sie haben gefämpft, um bie Drohung 
eines fremden Ueberfalls zurückzuweiſen und das Recht eines großen Landes zu 
vertheidigen, fi in der, einer vollen Entwidelung feiner Hülfsmittel förderlichften 
Weiſe einzurichten. 

Der Ruhm diefer Anftrengungen wird noch vermehrt werben, wenn bie 
Geihichte in Wahrheit erzählen kann, daß der König von Preußen jeden Verſuch, 
zum Frieden zu gelangen, erſchöpft habe, bevor der Befehl zum Angriff auf Paris 

egeben mwurbe, und daß die Bebingungen bes Friedens gerecht, gemäßigt und 
in Uebereinftimmung gewejen jeien mit richtiger Bolitif und den Empfindungen 
ber Zeit. 

Die Regierung Ihrer Majeftät wünfcht, es möchte Mar verftanden werben, 
was ihr gg Verhalten deutlich beweift, daß fie nicht daran beuft, ben 
Kriegführenden Überflüffige oder unannehmbare Rathſchläge zu ertheilen. 
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Die Anregung, welche fie jo eben in dem freunbichaftlichften Geifte gegeben 
bat, entipringt daraus, daß ihre Aufmerkſamleit auf die erſchrecklichen Folgen 
förmlih gelenkt wurbe, welche nah Graf Bismard’s Urtheil aus ber verlän- 
gerten Einſchließung von Paris wahrfcheinlich entftehen werben. 


Sie kann nit ſchweigend verharren ober etwas unverfucht laffen, was zum 
Zweck haben kann, ſolch ein furdtbares und beifpiellofes Unglüd abzuwenden.” 


23. Oftober. Der englifhe Botjhafter in Petersburg an Lord Granpille. 


— „Auf die Anfrage, ob die ruffifche Regierung eine biplomatifhe Vor⸗ 
ftellung zur Unterftüßung der englifhen Vorſchläge an Preußen gerichtet babe, 
fagte rk Gortſchakoff, daß die Korrespondenz in dieſer Beziehung birect 
zwifhen dem Kaifer und dem König von Preußen ftattfinden werde, da ber 
Kaiſer e8 vorziehe, feine Anfichten darüber in feiner Privatlorresponbenz mit bem 
Könige auszuſprechen.“ 


27. Oftober. Graf Beuft an Graf Apponpi. 


„Mit aufrichtiger und lebhafter Befriebigung habe ich den Entſchluß des 
engliihen KabinetS vernommen. Das allgemeine Gefühl Europa’s fpricht fich 
offen gegen bie Berlängerung eines Kampfes aus, welcher nur bie von beiden 
Theilen erbuldeten Leiden vermehrt. Indem die Kabinette fih zum Organ dieſes 
Gefühle mahen, haben fie nicht zu fürchten, daß man fie anlage, jelbftjlichtige 
Abfihten zu verfolgen. Je mehr fie gemeinfchaftlich handeln, defto weniger wirb 
man dieſer Einmifhung den Sinn einer dem einen ber beiden Gegner feindlichen 
Manifeftation beilegen fünnen. Man wird darin im Gegentbeil den einfachen 
Ausbrud eines allgemeinen Wunſches erbliden, einem Bedürfniß entiprechend, das 
fi in faft ganz Europa tief fühlbar macht und mit Autorität genug bervortritt, 
daß man es nicht mit dem Entihluß bloßer Nichtannahme abweifen kann. 

Der gemeinjame Charakter eines folhen Handelns ift gerade das, was 
demſelben in unferen Augen Gewicht giebt und damit zugleich jeden Schein 
nimmt, ben bejonderen Intereffen biefer oder jener Macht zu dienen. Wenn bie 
Regierungen alle die Sache bes Friedens vertreten, aus gleihem Gefichtspunft 
und in gleiher Sprade, jo würbe ihre den Stempel ber volllommenen Unpartei- 
lichkeit tragende Haltung Preußen weder erregen noch fein Miftrauen ermweden 
fönnen, und Frankreich nicht erlauben, fih Ilufionen zu machen über die Hilfe, 
bie e8 von auswärts erwarten Tann. 


Ih ſehe aus Ihren letzten Mittheilungen, daß Lord Granville noch immer 
ben größten Werth darauf legt, Alles zu vermeiden, was einem auf Preußen 
ausgeübten Drud ähnlich ſehen könnte. Ich habe mich von ganzem Herzen ben 
Bemübungen Englands angejhloffen und wünſche ihnen ven beften Erfolg. Aber 
ich glaube aufrichtig, daß ihre Ausfichten größer geworben wären, wenn alle neu« 
tralen Mächte zu gleicher Zeit den Kriegführenden gegenüber dieſelbe Sprache 
geführt hätten. 

Wir wollen jedoch hoffen, daß man zu einem befriebigenben Reſultat ge- 
langen werde, indem man fi darauf bejchränft, der durch bie englifche Regierum 
glüdlicherweife gegebenen Anregung zu folgen. Wir hegen heiße Wiünfche, bat 
es gelingen möge, dem Elend bes Krieges ein Ziel zu ſetzen, und werben bie 
aufrichtigften Bemühungen in biefer Hinficht befunden. 

Wollen Sie Lord Granville in meinem Namen banken für die Auf- 
Märungen, die er Ihnen gegeben bat, und ihm verſichern, daß wir ben durch 
England der Sache bes Friedens bei dieſer Gelegenheit geleiſteten Dienſt ſehr 
* ſchätzen. Wir wünſchen ihm Glüd, dieſe Initiative ergriffen zu haben, und 
werben es bafür fegnen, wenn e8 bie Regierungen zu ber Richtſchnur der Hal- 
tung binführt, die wir oben bezeichnet haben.“ 
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28. Oftober. Journal de St. Petersbourg. 


(Nah einem Rüdblide auf die früheren unfruchtbaren Verhandlungen ber 
Neutralen heißt es weiter:) 

„se mehr ber Kampf ſich in die Länge 309, je mehr berfelbe einen Cha— 
rafter ber Erbitterung annahm, um fo mehr mußten bie Gefühle der Humanität 
und das allgemeine Sntereffe Europas bavon berührt werben. 

Die Denkichrift des Bundeskanzler über die Gefahren einer Hungersnoth 
in Paris mußte einen um fo tieferen Eindrud machen, weil fie zugleich die Ber- 
antwortlichleit der Neutralen anzurufen jchien. 

Dieſer Eindrud war allgemein und rief den einen gleichzeitigen Gebanten- 
Austaufh unter ben neutralen Mächten hervor. Doc ergab fi baraus fein be- 
flimmter Plan. Man ſah wohl überall ben Wunfch hervortreten, irgend etwas 
für den Frieden zu thun, indem man fi über den Vorſchlag annehmbarer 
Friedensbedingungen zu verſtändigen fuchte. 

Das kaiſerliche Kabinet glaubte jedoch nicht, daß dieſer Weg zum Ziele 
führen könne: derſelbe zielt auf eine Art Bermittlung oder Schiedsgericht, welches, 
wenn fein materieller Nachdruck hinzukam, wirkungslos bleiben mußte. Den 
Kriegführenden allein füme es zu, bie Friedensbebingungen unter 
einanber feftzuftellen. 

Was die Neutralen nah der Meinung des kaiſerlichen Kabinets thun 
fonnten, beftand darin, wieder eine Thür zur Verhandlung zu eröffnen. Das 
einzige Mittel, dies zu erreichen, war die Wiederaufnahme des Plans eines 
MWaffenftillftandes, um eine conftituirende Berfammlung zu be— 
rufen, welde allein berechtigt erſchien, fih über die Fortſetzung 
bes Krieges oder über ehe auszufpreden. 

Diefe Erwägungen führten zu dem von allen Neutralen unterftügten Vor— 
ſchlage des Londoner Kabinets, welcher hoffentlich zu dem von Europa und wie 
wir glauben, von den Kriegführenden ſelbſt gewünſchten Ausgang führen wird.“ 


28. Dftober. Graf Bismard an Graf Bernftorff in Zondon. 


„Lord Granpille hat die Gefälligfeit gehabt, Em. Ercellenz die 
Depejche mitzutheilen, welche er unter dem 20. d. Mts. an Lord Auguftus 
Loftus gerichtet hat. Em. ꝛc. find daher mit dem Inhalt derjelben befannt. 

Ih kann fofort zu der Berfiherung übergehen, daß der lebhafte 
Wunſch nad einer Beendigung des zerjtörenden Kampfes zweier großer 
Nationen und nach Vermeidung der äußerften, durch den völferrechtlichen 
Kriegsgebrauch gebotenen Mittel, welcher fi darin ausfpridt, von Gr. 
Majeftät dem Könige nicht minder lebhaft getheilt, ja um jo viel tiefer 
empfunden wird, als Deutjchland durch die Opfer, die es ſelbſt auch im 
fiegreihen Kriege zu bringen hat, noch ganz anders dabei betheiligt ift, 
al3 ein neutrales Land, welches dem Kampfe mit den theilnehmenden Ge— 
fühlen der Menjchlichkeit, deren reiche und edle Bethätigung wir anerkennen, 
zuſchauen darf. 

In diefem Sinne hat e8 Se. Majeftät den König befonder8 ange- 
nehm berührt, aus der Depefche des Lord Granpille zu erjehen, mie 
auch die königlich großbrittanifche Regierung unjere Ueberzeugung theilt, 
daß, um fruchtbare Friedensverhandlungen zu ermöglichen, e3 vor allen 
Dingen nöthig fei, dem franzöfiichen Volke die Wahl einer nationalen 
Bertretung zu geftatten. Wir find von diefer Nothmwendigfeit ftet3 über— 
zeugt gewejen von dem Augenblide an, wo uns die Parifer Ereigniffe des 
4. September befannt wurden; und wir haben diejer Ueberzeugung bei 
jeder Gelegenheit, welche ji) uns darbot, Ausdrud gegeben. 
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Ih darf daran erinnern, daß auf den Vorſchlag des englifchen 
Eabinet3 Se. Majeftät der König mich jchon vor länger al einem Monate 
in Meaur ermächtigte, mit Herrn Jules Fapre über die Möglichkeit 
der Zufammenberufung einer conftituirenden Berfammlung in Berhand- 
lung zu treten. Der Wunſch nach Herftellung einer legalen Vertretung 
des franzöfifhen Volkes beftimmte Se. Majeftät den König, bei den 
Berhandlungen in Yerridred fo günftige Bedingungen für den Waffen- 
ftillftand zu ftellen, daß deren äbigung allgemein anerkannt und durch 
den einige Tage darauf erfolgenden Fall von Zoul und Straßburg in 
fchlagender Werfe bekundet wurde. Daß und mie fie dennoch a 
murde, ift befannt. Ebenfo betannt ift, daß nichtödeftomeniger Se. Mas 
jeftät der König bereit war, die ſchon von der Regierung in Paris auf 
den 2. Dftober ausgefchriebenen Wahlen im ganzen Bereih der von den 
deutjhen Truppen occupirten Landestheile in voller Freiheit zu geftatten 
und ihnen jede Erleichterung zu gewähren, obſchon die Ausfchreibung durch 
eine noch nicht anerkannte —— erfolgt war. Unſere Verhandlungen 
mit den franzöſiſchen Lokal- und Departemental-Behörden, von welchen 
die mit dem Maire von Verſailles geführten in öffentliche Blätter über— 
egangen ſind, beweiſen die Bereitwilligkeit der deutſchen Behörden, das 
——————— unabhängiger Wahlen zu fördern. 

Wie wenig aber das Pariſer Gouvernement die Abſicht hatte, die 
Nation wirklich zur Wahl kommen zu laſſen, bewies daſſelbe, indem es 
nicht nur die urſprünglich auf den 2. d. Mts. angeſetzt geweſenen Wahlen 
hinausſchob, jondern auch die von der Regierung in Tours ausgegangene 
neue Berufung derjelben auf den 16. ej. ausdrücklich annullirte. Das be» 
treffende Dekret ift durch die Zeitungen bereit3 veröffentlicht; die Aus— 
fertigung defjelben mit den Originalunterfchriften der Regierungsmitglieder 
ift in unjere Hände gefallen, zugleich mit einem Schreiben von Herrn 
Gambetta, von weldem ich mir nicht verfagen kann, Em. ıc. in der Ans 
lage Abjchrift mitzutheilen, weil e8 die in der Parifer Regierung herrjchende 
Stimmung kennzeichnet. 

Diefe Wahrnehmungen verhinderten und nicht, an neuen Verſuchen 
der Pariſer Regierung, wenn fie das franzöfiihe Volk zu Wahlen, zu 
Meinungsäußerungen und zur Betheiligung an der Berantmwortlichkeit der 
eigenmächtig ade Ya Landesregierung in den Stand jegen wollte, unfere 
Mitwirkung zu diefem Zwed in Ausficht zu ftellen. 

Die freundlich dargebotene Bermittelung angefehener, einer neutralen 
Nation angehörender Perfönlichkeiten, welche zum Behufe der VBermittelung 
nah Paris ſich begaben, gewährte die Gelegenheit, den dortigen Macht» 
habern noch at das Mittel darzubieten, durch Vornehmen der Wahlen 
Frankreich von der Anarchie zu befreien, welche Berhandlungen über den 
Frieden unmöglih macht. Wir erflärten ung bereit zu einem Waffenftill» 
ftande von der zur Vornahme von Wahlen erforderlihen Dauer, und 
boten zugleich an, entweder alle Deputirte der Nation nach Paris hinein, 
oder die Pariſer Deputirten, falls ein anderer Berfammlungsort beliebt 
werden jollte, aus der Stadt ungehindert herauszulaſſen. 

Diefe Vorfchläge, welche noh am 9. d. M. von neutraler Seite mit 
unjerer Zuftimmung bei den Mitgliedern der Parijer —— befür⸗ 
wortet worden ſind, begegneten bei letzterer einer ſolchen Aufnahme, daß 
die vermittelnden Perſönlichkeiten ſelbſt erklärten, nunmehr die Hoffnungen 
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aufgeben zu müffen, die fie gehegt haben. Unmittelbar nachher verließ 
Herr Gambetta Paris mittelft eines Luftballons, und fein erfter Auf, 
nachdem er den Erdboden wieder erreicht hatte, ift nach franzöfifchen 
Duellen ein Proteft gegen die Vornahme von Voltswahlen gemejen. 
Die Erfahrung zeigt, daß es ihm gelungen ift, diejelben zu verhindern 
und die den ablen günftigen Beitrebungen von Er&mieur wirkungslos 
zu machen. 

Aus diefer Darlegung von Thatſachen geht hervor, daß zu dem 
Mittel, welches die königlich großbrittannifhe Regierung mit Recht als 
den Weg zum Frieden empfiehlt, nämlich der Bornahme Br Wahlen zu 
einer conftituirenden Berfammlung nicht unfere, fondern die Zuſtim— 
mung der PBarifer Machthaber fehlt, und daß wir von Anfang an 
dazu bereit geweſen find und wiederholt die Hand geboten haben, daß 
aber dad Gouvernement der nationalen Vertheidigung diefe Hand jederzeit 
— hat. 

ir ſind daher auch in unſerem vollen Recht geweſen, wenn wir in 
der Mittheilung vom 11. d. Mts., auf welche der engliſche Herr Miniſter 
ſich bezieht, jede Verantwortlichkeit für die traurigen Solar von uns ab⸗ 
lehnen, welche ein bis aufs Aeußerfte fortgejegter Widerjtand der Feſtung 
Paris für die Benölferung diefer Stadt haben muß. 

Es entjpricht unferer Erwartung, daß diefe Mittheilung ihren Ein- 
drud auf das englifche Eabinet nicht verfehlt hat. Wie jehr wir e8 be= 
Hagen würden, wenn die Machthaber von Paris den Widerftand bis zu 
dieſer Außerften Kataftrophe treiben follten, haben wir eben dadurch be= 
wiejen, daß mir die Deffentlichfeit und namentlich die neutralen Mächte 
rechtzeitig darauf aufmerkſam gemacht haben, indem mir hofften, daß ins» 
befondere die Borftellungen der legteren auf die Machthaber, welche das 
Vermögen und das Leben der Bevölkerung von Paris ihrem eigenen Ehr- 

eize opfern, nicht ohne Eindrud bleiben würden. Wir hatten dies um 

ho mehr gehofft, al3 die Regierungen von Paris und von Tours die 
Leitung der Geſchicke Frankreichs auf eigene Verantwortung und ohne 
andere Legitimation in die Hand genommen haben, als die, welche eigen- 
mächtige und gemaltthätige Befigergreifung bei fortgejegter Weigerung, 
die Stimme der Nation zu hören, zu verleihen im Stande find. 

Wenn die königlich großbrittannifche Regierung den Verſuch macht, 
dieſes Gouvernement von dem gemwaltthätigen und gefährlichen Wege, auf 
dem es fich befindet, abzuwenden und e8 Erwägungen zugänglich zu machen, 
welche Frankreich vor dem weiteren Fortfchritte feiner politifchen und ſo— 
ug —— und ſeine glänzende Hauptſtadt vor den Zerſtörungen 

er Belagerung bewahren, ſo können wir das nur dankbar anerkennen. 

Wir können uns freilich der — nicht verſchließen, daß bei 
der Verblendung, in welcher die Pariſer Regierung befangen zu ſein 
ſcheint, die wohlwollende Intention des engliſchen Cabinets von derſelben 
nur mißverſtanden, und in der humanen Theilnahme, welche dieſe Ein— 
wirkung veranlaßt hat, die Illuſion einer Unterſtützung durch die neutralen 
Mächte und dadurch eine Ermuthigung zu weiterem — gefunden 
werde, welche gerade das Gegentheil von den Abſichten Lord Granpille’8 
bewirken könnte. 

Daß von unferer Seite nah den Erfahrungen, die wir gemacht 
haben, feine Jnitiative zu neuen Verhandlungen ergriffen werden kann, 
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davon ſcheint auch Lord Granville nah dem Inhalte feiner Depefche 
überzeugt zu fein. Ich bitte Em. ıc. aber, indem Sie ihm von dem ganzen 
Inhalt diefes Erlaffes Kenntniß geben, ihm zugleich zu verfihern, daß 
wir jeden von franzöfiiher Seite uns zugehenden, auf Anbahnung von 
Briedensverhandlungen gerichteten Borfdlag, bereitwillig entgegennehmen 
— aufrichtigem Wunſche nach Wiederherſtellung des Friedens prüfen 
werden.“ 


Zur Stellung Rußlands. 


8. November. Lord Granville an ben Botſchafter in Petersburg. 


„Herr Tiſſot theilte mir ein Telegramm bes Herrn v. Chaudordy mit, 
wonach ihm ber franzöfifhe Geſchäftsträger in Petersburg Kenntnif davon ge» 
eben, daß ber Kaifer von Rußland an den König von Preußen unb an bie 
önigin von Württemberg gejchrieben, um zu empfehlen, baf man auf ben Ge- 
danken von Zerritorialabtretungen, welche geeignet wären, den Friedensabſchluß 
unmöglih zu maden, verzichte. Herr Tiſſot fagte mir nicht, ob das Refultat 
dieſer Mittheilung an den König von Preußen und der baraus für ben Fürften 
Gortſchakoff ſich ergebende Eindrud, daß es für die neutralen Mädte 
vergeblid fein würde, eine Anficht über bie Friedensbedbingungen 
auszufprehen, ber franzöfiihen Regierung gleichfalls mitgetheilt worben ift. 
Es ift zu beforgen, daß, Falls dies BE BEIDEREN ift, eine unvoll» 
ftändige Mittheilung die proviforifhe Regierung leicht in Bezug 
al bie Hülfe, welche fie von Rußland zuerwarten hätte, irreleiten 
nnte.“ 


Baffenftillftandsverhandlungen zwifchen Graf Bismard 
und Thiers, 


Vorverhandlungen. 


23. Oktober. Lord Granpille an Graf Bernftorff. 
„Mittbeilung des Wunfches des Herrn Thiers, mit Zuftimmung ber Re- 
terung in Tours perjönlih mit der Regierung in Paris und dann mit Graf 
Bismard zu lonferiren, um über einen Baftenftilftand mit Ausficht auf Be- 
rufung einer Nationalverfammlung und eventuellen Friedensihluß zu verhandeln.“ 


24. Oktober. Lord Granpille an Lord Lyons. 


„Mittbeilung eines Telegramms bes Grafen Bismard, wonach Herr 
Thiers ſich wegen eines Geleitiheins an ben General v. d. Tann in Soiffons 
ewanbt babe; es ei ihm ein folder von Berjailles überſandt worben, und bei 
einer Ankunft würben Verhandlungen zwifchen ihm und Graf Bismard ftatt- 
finden.” 


8. November. Rundſchreiben ded Grafen von Bidmard. 


„Em. ... ift e8 befannt, daß Herr Thiers den Wunſch ausgedrücdt 
hatte, fich zu Verhandlungen ins Hauptquartier begeben zu dürfen, nach— 
dem er fih mit den es Mitgliedern des Gouvernements der 
nationalen Bertheidigung in Tourd und in Paris in Verbindung gejegt 
haben würde. Auf Befehl Sr. Majeftät des Königs habe ich mich zu 
einer ſolchen Beſprechung bereit erklärt und ift Herrn Thiers geftattet 
worden, fich zuvor am 30. v. M. nach Paris hineinzubegeben, von wo er 
am 31. ej. ind Hauptquartier zurüdgelehrt ift. 

11* 
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Die Thatjache, daß ein Staatsmann von der Bedeutung und der 
Geſchäftserfahrung des Herrn Thiers die Vollmachten der Pariſer Res 
gierung angenommen hatte, ließ mich hoffen, daß uns Vorfchläge gemacht‘ 
werden würden, deren Annahme möglih und der Herftellung des Friedens 
förderlich fein würde. Ich empfing Herrn Thiers mit dem achtungs⸗ 
vollen Entgegenfommen, auf melcdes feine ausgezeichnete Perfönlichkeit, 
auch abgejehen von unferen früheren Beziehungen, ihm den volliten 
Anſpruch gab. Herr Thiers erklärte, dab dranfreih auf Wunſch der 
— ächte bereit fein werde, ſich auf einen Waffenſtillſtand ein 
ulaſſen. 

Se. Majeſtät der König hatte gegenüber dieſer Erklärung zu er— 
wägen, daß jeder Waffenftillftand an und für fih für Deutſch— 
land alle die Nachtheile bedingt, mit denen für eine Armee, 
deren Berpflegung auf weit zurüdgelegenen Hülfsquellen be= 
ruht, jede Berlängerung des Feldzuges verbunden ift. Außer- 
dem übernahmen wir mit dem Waffenftillitande die Berpflihtung, der 
deutſchen Truppenmaffe, welche durch die Kapitulation von Met verwendbar 
geworden war, in den Stellungen, welche fie am Tage der Unterzeichnung 
inne gehabt haben würde, Halt zu gebieten, und damit auf die Sefegung 
weiter feindlicher Yänderftreden zu verzichten, melde gegenwärtig ohne 
Schmwertftreih oder mit Ueberwindung unbedeutenden Biderftande von 
und eingenommen werden können. Die deutjchen Heere haben einen we— 
fentlihen Zuwachs in den nächſten Wochen nicht zu erwarten. Dagegen 
würde der Waffenftillftand Franfreih die Möglichkeit gewährt 
haben, die eigenen Hülfsquellen zu entmwideln, die in der 
Bildung begriffenen Formationen zu vollenden, und, wenn 
die Feindjeligkeiten nah dem Ablauf des Waffenftilftandes wieder be— 
ginnen follten, und miderftandsfähige Truppenkörper entgegenzuftellen, 
welche jet noch nicht vorhanden find. 

Ungeadtet diefer Erwägungen ließ Se. Majeftät der König den 
Wunſch, einen erften entgegenfommenden Schritt zum Frieden zu thun, 
vorwiegen; und ich wurde ermächtigt, Herrn Thiers jofort mit der Ges 
währung eines Waffenftillftandes auf 25 oder auch, mie er fpäter ge— 
mwünjcht, 28 Tage auf dem Grund des einfachen militairifchen status quo 
am Tage der Unterzeichnung entgegenzufommen. ch Ihtug ihm vor, 
durh eine zu beftimmende Demarfationglinie die Stellung der beiders 
feitigen Truppen, fo wie fie am Tage der Unterzeichnung fein würde, 
abzugrenzen, die Feindfeligfeiten auf 4 Wochen zu jiftiren, und in diefer 
Zeit die Wahlen und die Conftituirung der nationalen Vertretung vor» 
zunehmen. Auf franzöfiiher Seite würde diefe Waffenruhe nur den VBer- 
zicht auf Feine und jederzeit unglüdliche Ausfälle und auf eine nuglofe 
und unbegreifliche Verſchwendung artilleriftifcher Munition aus den Feftungs- 
gefchügen für die Dauer des Waffenftilftandes zur militairifchen Yolge 
gehabt habeı. 

In Bezug auf die Wahlen im Eljaß konnte ich erflären, daß mir 
auf feiner Stipulation beftehen würden, welche die Zugehörigkeit der deut— 
chen Departements zu Frankreich vor dem Friedensfchluffe in Frage ftellen 
könnte, und daß wir feinen Bewohner der legteren dafür zur Rede ftellen 
würden, daß er als Abgeordneter jeiner Yandsleute in einer franzöfijchen 
Nationalverfammlung erſchienen jei. 
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Ih war erftaunt, al8 der franzöfifhe Unterhändler diefe 
Borſchläge, bei welchen alle Vortheile an franzöfifher Seite waren, ab» 
lehnte und erflärte, einen —— — nur dann annehmen 
u können, wenn derſelbe die Zulaſſung einer umfaſſenden 

erproviantirung von Paris einſchlöſſe. Ich erwiderte, daß dieſe 
Zulaſſung eine fo weit über den status quo und über jede billige Erwar—⸗ 
tung hinausgehende militairiſche Conzeſſion u würde, daß ich ihn 
frage, ob er ein Aequivalent dafür zu bieten im Stande fein 
werde und weldhes? Herr Thiers erklärte, zu feinem militairifchen 
Gegenanerbieten ermächtigt zu fein, und die Forderung der Verprovian— 
tirung von Paris ftellen zu müffen, ohne uns dafür etwas Anderes 
bieten zu fönnen, als die Bereitwilligfeit der Parifer Regierung, der 
franzöfiihen Nation die Wahl einer Bertretung zu geflatten, aus 
welder wahrſcheinlich eine Behörde hervorgehen würde, mit welcher uns 
über den Frieden zu unterhandeln möglich fein werde. 

In diefer Page hatte ich das Ergebniß unferer Verhandlungen dem 
Könige und Seinen militatriichen Rathgebern vorzulegen. 

Se. Majeität war mit Recht befremdet über fo ausfchmweifende 
militairiihe Zumuthungen, und enttäufht in den Erwartungen, 
welche Allerhöchftdiefelben an die Unterhandlungen mit Herrn Thiers 
gefnüpft hatte. Die unglaublihe Forderung, daß wir die Frudt 
aller ——— Monaten gemachten ee en und er= 
rungenen Bortheile aufgeben, und die Berbältnifje auf den 
Punkt zurüdgeführt werden follten, auf welchem fie beim 
Beginn der Einfhliefung von Paris gewefen waren, konnte 
nur von neuem den Beweis liefern, daß man in Paris nad 
Borwänden, der Nation die Wahlen zu verfagen, fuchte, aber 
niht nah einer Gelegenheit, diejelben ohne Störung zu 
vollziehen. 

uf meinen Wunfch, vor Fortfegung der Feindjeligkeiten noch einen 
Verſuch der Verftändigung auf anderen Grundlagen zu machen, hat Herr 
Thiers am 5. d. M. in der Borpoftenlinie noch eine Beiprehung mit 
den Mitgliedern der Parifer Regierung gehabt, um denjelben entweder 
einen kürzeren Waffenftillftand auf Baſis des status quo, oder die ein» 
fache Ausjchreibung der Wahlen vorzufchlagen, ohne conventionsmäßigen 
Waffenftillftand, in welchem Falle ich die freie Zulaffung und die Ge— 
währung aller mit der militairiihen Sicherheit irgendwie vereinbaren Er— 
leihterungen zujagen fonnte, 

Ueber den Inhalt diejer feiner Beiprehung mit Herrn Favre und 
Zrohu hat Herr Thiers ſich micht näher gegen mich ausgejprocden; 
er konnte mir als Ergebniß derjelben nur die erhaltene Weiſung mit« 
theilen, die Berhandlungen abzubrehen und Berjailles zu verlaffen, 
da ein Waffenftillftand mit Verproviantirung von Paris nicht zu er: 
reichen ſei. 

Seine Abreife nad) Tours hat am 7. Morgens ftattgefunden. 

Der Berlauf der Berhandlungen hat mir nur die Ueberzeugung 
erg daß ed den jegigen Machthabern in Franfreih von 

nfang an nidht Ernft damit gemwejen ift, die Stimme der 
franzöjifhen Nation dur freie Wahl einer diejelbe vertre— 
tenden Berfammlung zum Ausdrud gelangen zu lafjen; und 
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daß es eben fo wenig in ihrer Abficht gelegen, einen Waffenftillftand zu 
Stande zu bringen, fondern daß fie eine Bedingung, von deren 
Unannehmbarfeit fie überzeugt fein mußten, nur darum ge— 
ftelt haben, um den neutralen Mächten auf deren Unter- 
ftüßung fie hoffen, nicht eine abmweifende Antwort zu geben.“ 


8. November. Bericht von Thiers an bie Vertreter der neutralen Mächte. 


„Herr Botichafter! 

Ih glaube den vier Großmächten (an bie Türkei und Spanien wurbe ber 
Bericht erft jpäter gefanbt), welche Die Propofition Betreffs eines Waffenftilltanbes 
zwifchen Frankreich und Preußen unterftügt haben, einen gebrängten, aber ge= 
treuen Bericht Über die ernfte und zarte Miffion zu fchulben, zu deren Uebernahme 
ich meine Bereitwilligfeit erflärtt. — — 

Der Gegenftand meiner Miffion war bem Grafen v. Bismard vollftändig 
befaunt, da er, wie Franfreih, die Propofition der neutralen Mächte erhalten 
hatte. Nach einigen Referven über die Einmifhung der Neutralen in biefe Nego— 
ciation, welche Rejerven ich anhören mußte, ohne fie zuzugeben, wurde ber Gegen« 
fand meiner Miffion zwiſchen Herrn v. Bismard und mir vollftändig genau 
angegeben und feftgeftellt. Es handelte fih um den Abſchluß eines Waffenftill- 
ftandes, welcher dem Blutvergießen zwifchen zwei ber civilifirteften Nationen ber 
Erde Einhalt thun und Frankreich geftatten follte, durch freie Wahlen eine regel- 
mäßige Regierung zu conftituiren, mit welder man auf gültige Weije unterhanbeln 
könne. Dieſer enftanb war um fo mehr angebeutet, als die preußifche Di— 
plomatie mehrere Dale behauptet hatte, daß bei ber gegenwärtigen Lage der Dinge 
in Frankreich fie nicht wiffe, an wen fie fih wenben folle, um Unterhandlungen 
anzufnüpfen. Bei diefer Gelegenheit machte mir Herr v. Bismard, ohne jebod 
darauf weiter einzugeben, bemerklich, daß fich in dieſem Augenblide zu Caffel bie 
Ueberbleibjel einer Regierung befänden, bie ſich neu zu geftalten fuche, und welche 
bis jett die einzige von Europa anerkannte jei; daß er biefe Bemerkung nur 
made, um bie biplomatifche Lage genau feftzuftellen und keineswegs, um fich in 
irgend einer Weije in bie innere Regierung Frankreichs einzumiſchen. Ich ant- 
wortete auf ber Stelle dem Herrn Grafen v. Bismard, daß wir e8 eben fo 
verftänden; baß Übrigens die Regierung, welche Frankreich in den Abgrund eines 
thöricht bejchloffenen und unfähig geführten Krieges geſtürzt habe, für immer in 
Sedan ihre unbeilvolle Eriftenz bejchloffen habe und für die franzöſiſche Nation 
nur eine Erinnerung der Schande und bes Schmerzes fein werbe. 

Ohne das, was ich fagte, zu beftreiten, proteftirte Herr Graf v. Bismard 
nochmals gegen jede Idee Betreffs einer Einmifhung in unfere inneren Angelegen- 
beiten und fügte hinzu, baß meine Anmefenbeit im Hauptquartier und ber Em- 
pfang, der mir bort zu Theil werbe, ber Beweis der Aufrichtigleit diefer Erklärung 
fei, weil ber Kanzler des Norbbundes, ohne dem Rechnung zu tragen, was in 
Caſſel vorgehe, fich beeile, mit dem Abgejanbten ber franzöfiihen Republik zu 
unterhandeln. 

Nachdem biefe Präfiminar-Bemerkungen erledigt, unterwarfen wir bie Fragen, 
— die Propoſition der neutralen Mächte hervorriefen, einer erſten ſummariſchen 

fung: 

1) Waffenſtillſtandsprinzip, welches zum weſentlichen Zweck bat, dem Blut—⸗ 
vergießen Einhalt zu thun und Frankreich die Mittel zu gewähren, eine Regierung 
zu conſtituiren, welche auf dem von der Nation ausgedrückten Wunſche beruht. 

2) Dauer dieſes Waffenſtillſtandes, motivirt durch die Zeit, welche die 
Bildung einer ſouverainen Verſammlung erheiſcht. 

3) Vollſtändig geſicherte Freiheit ber Wahlen in ben von ben preußiſchen 
Truppen gegenwärtig bejegten Provinzen. 

4) Verhalten ber Friegführenden Armeen während ber Unterbredung ber 
Feindſeligkeiten. 
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5) Enblih Berproviantirung ber belagerten Pläge, namentlich von Paris, 
während ber Dauer bes Waffenftillftandes. 

Betreffs biefer fünf Punkte und beſonders betreffs des Waffenftillftanbs- 
Prinzips ſelbſt jchien mir Herr v. Bismard keine unüberwindbaren Einwürfe 
zu haben, und ich konnte glauben, daß in Folge biefer erften Konferenz, melde 
nicht weniger als vier Stunden gedauert hatte, wir uns über alle Punkte ver- 
fländigen und eine Convention abjchließen würden, welche ber erfte Alt der von 
ben beiden Welttbeilen jo heiß gewünſchten PBacifilation fein werde. 

Die Conferenzen folgten fi auf einander, gewöhnlich zwei an jebem Tage, 
benn ich war ungebuldig, ein Reſultat zu erlangen, welches dem Donner der 
Kanonen ein Ziel jege, die wir ohne Unterbredung hörten, und von welchen ein 
jeder Schuß mich neue Berwüftungen, neue menſchliche Opfer befürchten Tieß. 

Hier die Einwürfe und Löfungen über die verfchiedenen oben aufgezäblten 
Punkte während biejer Conferenzen. 

Was das Prinzip und ben Zweck des Waffenftillftandes anbelangt, jo be- 
fräftigte mir Herr v. Bismard, daß er eben jo ſehr wie Die neutralen Mächte 
bas Ende ber Feinbfeligfeiten ober doch zum wenigften ihre Suspenfion wünſche, 
und daß er für Frankreich die Errichtung einer Regierung wolle, mit welcher er 
Berpflidtungen eingeben könne, bie zugleich gültig und von Dauer fein würden. 
Es beftand daher ein vollftändiges Einvernehmen in biefem mwejentliden Punkte 
und jebe weitere Diskuffion war unnöthig. 

Die Dauer des Waffenftillftandes betreffend, verlangte ich von dem Herru 
Kanzler des Norbbundes 25 bis 30 Tage, 25 Tage zum mwenigften. Zwölf Tage 
— fo ſagte ih ihm — find notbwendig, damit die Wähler fi verftändigen und 
ihre Candidaten aufftellen fönnen, ein Tag für die Abftimmung, 4 bis 5 Tage, 
damit bie gewählten Kandidaten bei dem Auftande der Wege Zeit haben, fich in 
dem zu bezeichnenben Orte zu verfammeln, unb 8 bis 10 gu für eine ſumma— 
riſche Berifilation ber Gewalten und ber Eonftituirung ber zukünftigen National» 
verfammlung. Der Herr Graf v. Bismard beftritt dieſe Berechnungen nicht 
und beſchränkte fich darauf, zu bemerken, daß, je weniger lang die Dauer, befto 
weniger groß die Schwierigkeiten fein würden, auf weldhe das Waffenftillftands- 
Projekt ſtoßen könnte. Er ſchien jedoch, wie ih, ber Anficht zu fein, baf eine 
Dauer von 25 Tagen feftgefetst werden müffe. Hierauf kam die ernfte Frage der 
Wahlen an bie Reihe. Herr v. Bismard verfiherte mir, daß fie in ben von 
ber preußiihen Armee bejetsten Landestbeilen jo frei fein würden, wie fie es nur 
in Frankreich bätten fein können. Ich dankte ihm für biefe Zuficherung, mit der 
ih mich begnügt hätte, wenn ber Herr Graf v. Bismard, ber zuerft feine Aus- 
nahme für bieje Freiheit der Wahlen verlangt hatte, nicht einige Rejerven gemacht 
bätte betreffs gewiſſer Theile des franzöfiihen Territoriums, an unferer Grenze 
gelegen, und wie er fagte, ihrem Urfprung und ihrer Sprache nach beutih. Ich 
antwortete jofort, daß der Waffenftillftand, wenn man ihn, wie e8 ber allgemeine 
Wunſch ſei, ſchnell abfchließen wolle, feiner der Fragen vorgreifen bürfe, welche 
erft bei Gelegenheit eines definitiven Yyriedensvertrages in Anregung gebracht 
werben dürften; baß ich mich für meinen Theil weigere, auf irgend eine ber- 
jelben einzugeben, unb daß ich, inbem ich jo handle, meinen Inftructionen und 
meinem perjönlichen Gefühle gehorche. Der Herr Graf Bismard antwortete 
mir, baß er auch der Anficht jei, an feine diefer Fragen zu rühren, und er ver- 
ſprach mir, in das Projekt des Waffenftillftandes nichts über diefen Gegenftand 
einzurüden, fo daß über nichts im dieſer Hinficht im Voraus abgeurtbeilt werbe; 
daß, wenn er bie Wahlagitation in den Provinzen, von welchen bie Rebe jei, 
nicht zulaffe, er nicht verweigere, daß fie in der zufünftigen National-Berjanm- 
lung von Notabeln repräfentirt würden, die wir bezeichnen jollten, obne daß er 
fih bineinmifhe und welche, wie alle Repräjentauten Frankreichs, vollftändige 
Meinungsfreiheit haben würden. Da biefe Frage, die ernftefte von allen, fich 
auf bem Wege ber Löſung befand, fo beichäftigten wir uns mit bem Berbalten 
ber Armeen während ber Einftellung ber Feinbfeligleiten. Herr v. Bismard 
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hatte vorher an die von Sr. Majeftät dem Könige verfammelten unb präfibirten 
preußifchen Generale referiren müſſen, und nachdem wir Alles geprüft, war ba®, 
was uns beiberfeit8 gerecht und den in allen äbnlihen Fällen angenommenen 
Gebräuhen am meiften entiprechend erſchien, Folgendes: Die kriegführenden 
Armeen werben gebalten fein, am Zage, wo ber Waffenftillftand unterzeichnet 
wird, da Halt zu machen, wo fie ſich befinden; eine Linie, alle Punkte, wo fie 
Halt gemacht, verbindend, wirb bie Grenzlinie bilben, welche fie nicht überſchreiten 
dürfen, innerhalb welcher fie fich aber bewegen können, ohne jeboch irgend einen 
Alt der Feindfeligkeiten zu begeben. Wir waren, fo zu jagen, betrefi der ver⸗ 
ſchiedenen Punkte dieſer fchwierigen Unterbanblung einig geworden, als bie leßte 
vage, die ber Verproviantirung ber feften Pläge und bejonders von Paris, zur 
prade fam. Der Herr Graf v. Bismard hatte betreffs bieies Punktes feinen 
Haupteinwurf erhoben, und e8 fchien mir, baß er nur wegen ber Höhe ber ver- 
langten Quantitäten, fowie wegen ber Schwierigkeiten, fie zufammenzubringen 
und in Paris einzuführen, Bebenten batte (mas letteres übrigens uns nur allein 
anging); was bie Quantitäten jelbft anbelangt, jo hatte ih ihm förmlich erflärt, 
daß fie der Gegenftanb einer freundſchaftlichen Diskuifion und jelbft wichtiger 
Eonzeifionen unjererjeits fein würben. Diejes Mal wollte der Kanzler des Norb- 
bundes nohmals an bie militairifhen Bebörben referiren, welchen er ſchon vorber 
mehrere Fragen unterbreitet hatte, unb wir famen überein, bie befinitive Löſung 
biejer Srage auf den näcften Tag, Donnerftag 3. November, zu vertagen. 
onnerftag, den 3., fragte mid Herr v. Bismard, welcher, wie ich fand, 
beforgt ausſah, ob ih Nachrichten aus Paris babe, worauf ich erwiberte, daß ich 
feit Montag Abend, dem Tag meiner Abreije, feine erhalten habe. Herr v. Bis- 
mard war in der nämlihen Lage. Er ließ mich hierauf bie Berichte der Vor— 
poften lejen, welche von einer Revolution in Paris und ber Prollamation einer 
neuen Regierung jpraden. Diejes Paris, von welchen fonft die geringften Nach— 
richten mit der Schnelle der Electricität abgingen, um fi in wenigen Minuten 
über die ganze Welt zu verbreiten, hätte in biejem — ber Schauplatz 
einer Revolution ſein können, ohne daß man es drei Tage ſpäter an feinen 
Thoren wußte. Tief betrübt über dieſes hiſtoriſche Phänomen, verſicherte ih dem 
Herrn Grafen v. Bismard, daß, wenn bie Unordnung einen Augenblick lang 
in Paris babe triumphiren können, die energiſche Liebe der Parifer Bevölkerung 
für die Ordnung, bie ihrer Baterlandsliebe gleihlemme, die geftörte Ordnung 
bald berftellen werbe. (Thiers mußte befanntlich, daß bei feiner Abreife von Paris 
ein Aufftand ausgebrochen war, er glaubte jedoch, daß Alles wieber beigelegt jei, 
ba Herr de Choiſeuil, Nationalgarbift zu Pferde, ihm nachiprengte, um ihm, je- 
doch fälihlicher Weiſe, mitzutheilen, daß bie Ruhe wieder bergeftellt worben jei.) 
Indeß batte ich feine Vollmachten mebr, wenn die verbreiteten Nachrichten be- 
gründet waren. Ich mußte baber bie Unterhandlung bis zu weiteren Informa» 
tionen juspenbiren. Da ih von Herrn v. Bismard bie Mittel erlangt batte, 
mih mit Paris in Berbindung zu jegen, jo konnte ih am nämlihen Tage 
(Donnerftag) erfahren, was fih am Montage zugetragen, und mich vergewifjern, 
daß ich mich nicht geirrt hatte, als ich verficherte, daß der Triumph der Unorbnung 
nur einige Stunden hatte dauern können. 

Ich begab mih am nämlichen Abenb zu Herrn v. Bismard, und wir 
festen die am Morgen unterbrochene Unterhaltung während eines Theile ber 
Nacht fort. Die Frage betrefis ber Berproviantirung ber Hauptftabt wurde 
zwiſchen uns aufs lebhaftefte beiprocden, indem ich immer bebauptete, daß meine 
Borberungen, infofern es Die Duantitäten beträfe, nach einer betaiflirten Diskuifion 
mobifizirt werden könnten. Bald konnte ich aber jeben, daß es feine Detailfrage, 
fondern eine Prinzipienfrage war, welche aufgeworfen wurde. Ich machte bet 
Herrn v. Bismard das große Waffenftillftandsprinzip geltend, welches erbeifcht, 
daß ſich jeber Kriegiührende am Ende einer Suspenfion der Feinbieligkeiten im 
ber nämlichen Lage befindet, in der er fich beim Beginn derjeiben befand; daß 
biejes auf der Gerechtigkeit und ber Vernunft bafirte Prinzip den Gebrauch zur 
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Folge gehabt, bie befagerten Plätze zu berproviantiren und jeden Tag bie Lebens- 
mittel zu erſetzen, welche aufgezehrt worben ſeien; denn ohne diefe Borficht, ſagte 
ich zu Herrn v. Bismard, märbe ein Waffenſtillſtand binreichen, um die ftärkften 
Pläge der Welt zu nehmen. 

Er konnte, ich glaube e8 zum wenigften, auf diefe Auseinanberjegung ber 
unbeftrittenen unb unbeftreitbaren Prinzipien und Gebräude nichts erwiebern. 
Der Kanzler bes Nordbundes, alsdann nicht in feinem Namen, fondern im Namen 
ber Militairbebörben fprechend, erffärte mir, daß der Waffenftillftand ganz gegen 
bie preußiihen Intereffen ſei; daß bie Gewährung eines Waffenftillftandes von 
einem Monat unjeren Armeen bie Zeit verjchaffen würde, fih zu organifiren; 
daß bie Einführung einer Quantität von Lebensmitteln in Paris, bie ſchwer feft- 
zufegen, biefem das Mittel geben würde, auf unbeftimmte Zeit jeinen Wiberftand 
zu verlängern, und daß man beshalb ſolche Vortheile ohne „militairifche Aequi- 
valente“ (jo ift ber Ausprud des Herrn v. Bismard) nicht bemwilligen könne. 
Ich beeilte mich, zu erwibern, baf der Waffenftillftand ohne Zweifel für uns ge- 
wiſſe materielle Bortbeile haben fünne, daß jedoch das preußiſche Cabinet dieſes 
kei Aulaffung des Waffenftillftandsprinzips hätte vorausſehen müffen; daß Übrigens 
bie PBacififation ber nationalen Leidenichaiten, die Vorbereitung bes Friedens und 
beionbers die Erfüllung des fürmlichen Wunſches von Europa für Preußen poli« 
tiihe Vortheile wären, welche bie materiellen Bortheile, die es uns bewilligen 
fönne, aufwiegen würden. Ich fragte alsdann, welches die „militairifchen Aequi- 
valente“ wären, welche man von uns verlange, benn Herr v. Bismard gab 
eine große Sorgfalt fund, fie nicht zu bezeichnen. 

Er tbeilte fie mir endlich immer mit ber nämlihen Zurüdhaltung mit. 
„Es wäre — meinte er — eine militairifche ge um Paris.“ Und als id 
"darauf beftand, mehr zu wiffen: „Ein Fort — fügte er hinzu, — vielleicht 
zwei.“ Ich fiel dem Kanzler bes Norbdeutichen Bundes fofort ins Wort: „Es 
ift Paris — fagte ih ihm — mweldes Sie von uns verlangen; benn uns bie 
Berproviantirung verweigern, beißt, uns einen Monat unjerer Bertbeidigung 
wegnehmen; von uns ein ober mehrere Forts forbern, heißt unfere Wälle ver- 
langen. Es heißt mit einem Worte, uns Paris abverlangen, indem wir Ihnen 
bie Mittel an bie Hand geben follen, es auszubungern ober zu bombarbiren. Als 
wir barauf eingingen, mit Ihnen wegen eines Waffenftillftanbes zu unterhandeln, 
haben Sie niemals vorausjegen fönnen, daß bie Bedingung befjelben fein werbe, 
Ihnen Paris jelbft zu Überliefern; Paris, unfere Hauptkrajt, unfere große Hoff- 
nung und für Sie bie größte Schwierigfeit, welche Sie nad einer Belagerung 
von funfzig Tagen noch nicht überwinden konnten.“ Bei diefem Punkte angelangt, 
fonnten wir feinen Schritt weiter tbun. Ich bemerkte bies Herrn v. Bismard, 
und es war für mich leicht zu erkennen, daß ber militairifche Geift in ben Be- 
ſchlüſſen Preußens über den politifchen Geift, welcher den Frieden und alles, 
was zu demjelben führen konnte, anrieth, den Sieg davon getragen habe. Ich 
verlangte hierauf von Herrn v. Bismard die Möglichkeit, mich nochmals zu den 
Borpoften zu begeben, um mit Herrn Jules Favre über biefe neue Lage zu be- 
ratben, was er mit einer Höflichkeit bewilligte, die ich immer in Allem, was bie 
perjönliden Beziehungen betraf, gefunden habe. Als ih Herrn v. Bismard 
verließ, beauftragte er mich, ber franzöfiihen Regierung zu erklären, daß, wenn 
man bie Wahlen ohne Waffenftillftand vornehmen wolle, er ihnen in allen von 
ben preußijhen Armeen bejetsten Landestheilen volle Freiheit laffen und er alle 
Leichtigfeit gewähren würde, damit Paris und Tours über alles, was bie Wahlen 
anbelange, mit einanber verlehren Fönnten. 

Ih nahm biefe Erklärung entgegen und begab mich am nächſten Tage, 
5. November, zu ben franzöfifhen VBorpoften. Ich ging durch biefelben hindurch, 
um mich mit Heren Jules Favre in einem verlaffenen Haufe zu beipredhen. Ich 
machte ihm ein vollftänbiges Erpoi& der ganzen Lage vom militatrijhen und po— 
litiſchen Standpunkte aus, indem ich ihm bis zum mächften Tage Zeit ließ, um 
mir bie offizielle Antwort ber Regierung zulommen zu laffen, unb ihm zugleich 
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bie Mittel angab, um fie mir nad Berfailles zu fenden. Im ber That erhielt 
ich diefelbe am folgenden Tage, Sonntag, den 6. November. Sie forberte midh 
auf, die Unterhbanblung wegen bes Zurüdweifens ber Forderung betreffs der Ber- 
proviantirung abzubredhen, fofort das preußifhe Hauptquartier zu verlaffen, um 
mich nach Tours zu begeben unb bort zu verweilen, wenn ich zuftimme, zur Ber- 
fügung ber Regierung für den Fall zu bleiben, baß meine Intervention bei 
jpäteren Verhandlungen noch nüßlich fein könne. Ich theilte dieſen Beſchluß 
Herrn v. Bismard mit, ihm wieberbolend, baf wir ihm weder ben linterbalt, 
noch bie Bertheibigung von Paris überliefern fönnten, und baß ich bitter be— 
daure, daß ich nicht einen Alt babe abſchließen fünnen, der eine Anbahnung zum 
Frieden gewefen wäre. 

Das ift das getreue Erpof& biefer Verhandlung. Es ift jetzt an ben neu- 
tralen Mächten, zu beurtbeilen, ob ihren Rathſchlägen genug Rechnung getragen 
mworben ift, und wir find es nicht, ich hoffe es, denen fie vorwerfen Fönnen, ihren 
Rathſchlägen nicht Die Beachtung gezollt zu haben, bie fie verdienten. Wir ſetzen 
fie Übrigens zu Richtern über das Auftreten ber beiden kriegführenden Mächte 
ein, und ich danke ihnen meinerjeits ebenfo fehr als Menſch wie als Franzofe 
für die Unterftügung, welche fie mir bei ben Anftrengungen gewährt haben, bie 
ich verjucht, um meinem Baterlande bie Wohlthaten des Friedens zurüdzugeben, 
biejes Friedens, welchen es verloren bat nicht durch feinen Fehler, ſondern durch 
ben einer Regierung, deren Eriftenz ber einzige Fehler Frankreichs ift; es ift 
freilih ein fehr großer, nicht wieber gut zu machender ebler, fich eine ſolche 
Regierung gegeben und ihr ohne Eontrole alle jeine Geſchicke überlaffen zu 


haben.“ Thiers. 


13. Der Fall von Meb, 


1870. is Gapitulationdverhbandlungen und die Ueber— 
gabe. 
Aus dem „Staats » Anzeiger.” 


„Nachdem am 7. Oltober der Marſchall Bazaine in dem neunftünbigen 
Kampfe bei Woippy abermals die Erfahrung gemacht hatte, baf ein Durchbrechen 
der Cernirungslinie weber auf dem rechten noch auf dem linken Mofelufer möglich, 
weber nah Süden noh nah Norden ausführbar, daß auf ein Entlommen auf 
neutrales Gebiet aber noch weniger zu boffen fei, konnte es für bdenjelben im 
Hinblid auf eine durch die Berbältniffe nunmehr ibm mit Sicherheit auferlegte 
Kapitulation nur noch darauf anfommen, für eine ſolche die möglihft günftigen 
Bedingungen zu erhalten: als ſolche galten ihm mit Recht diejenigen, in welchen 
das Schidjal der Feſtung unabhängig von dem ber Armee feitgeftellt werben 
würde. Für folden Fall mit Vollmachten verſehen, traf der erfte Adjutant des 
Marſchalls, General Boyer, mit ber Erlaubnif bes Ober-Befehlshabers ber 
Cernirungsarmee im Föniglihen Hauptquartier zu Berfailles in Begleitung bes 
Rittmeifters Milfon vom oldenburgifhen Dragoner-Regiment Nr. 19 ein; in ben 
Tagen bes 13.—15. Ditober fanden bafelbft die bezüglichen Verhandlungen ftatt, 
welche jeboch zu feinem Refultate führen konnten, da man beutfcherjeits die Armee 
und bie Feftung als ein nachgerade untrennbares Ganzes anſah, anbererfeits aber 
General Boyers Juſtruktionen auf dieſen Fall nicht ausgedehnt worben waren. 

Wenn die Anwefenbeit des Generals in Berfailles auch nicht fogleich zum 
Abſchluß der Kapitulation geführt hatte, jo war doch während ber Berhanblungen 
demfelben die volle Ueberzeugung geworben, baß auf andere und noch gemäßigtere 
Bedingungen einzugeben man im königlichen Hauptquartier keineswegs geſonnen 
wäre. Mit dieſen Anfhauungen kehrte General Boyer nah Met zurüd, wo bie 
Erfolglofigkeit der in Berfailles geführten Berbanblungen ſehr bald auf bie leitenden 
militäriihen wie die Eivil-Berwaltungs-Behörden ihren Rüdichlag zu üben begann. 

Schon einige Tage vor der Kapitulation war ber Feltungs-Kommanbant, 
General Coffinidres, mit einigen Offizieren in ber öffentlichen Sigung bes Ge- 
meinberathes erſchienen und hatte dort, wenn auch noch nicht bireft, jo doch durch 
Anordnung befonderer Maßregeln, und durch bie, diefe begleitenden Aeußerungen 
die Kataftropbe angelündigt. Am 21. Oftober machte der General Eoffinidres 
dem Marihall die Eröffnung, daß er fih aufer Stand fähe, für bie außerhalb 
ber Feſtung gelagerte Armee noch ferner Mundvorräthe liefern zu können, unb 
baß bieje ſonach ſelbſt für ihre weitere Verpflegung forgen müffe. Im Folge 
beffen befahl der Marſchall Bazaine feinen Borpoften, auf bie bieffeitigen das 
Feuer einzuftellen, und ſtillſchweigend geftattete er feinen Mannfchaften zu bes 
fertiren. Kleinere Gruppen von Deferteuren wurden anfangs als —— 
in ben preußiſchen Linien angenommen, größere hingegen durchweg zurüdgewiejen. 

Noch einmal wollte der Marjhall in der Naht vom 24. zum 25. Oftober 
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in ber Richtung auf Gravelotte einen ftarlen Ausfall wagen; berfelbe follte ohne 
irgenbweldhe Hoffnung auf die Rettung eines Theiles ber organifirten Truppen 
ausgeführt und nur zu dem Zwede unternommen werben, um bie Cernirungs- 
Armee zu zwingen, bie franzöfiihen Soldaten in großen Mengen zu Gefangenen 
zu maden, damit alsbann die Feftung ſelbſt in Folge ber um fo viel geringer 
beanfpruchten Mundvorräthe in ben Stand gejett würde, noch einige Zeit länger 
fih zu halten. Bevor jeboch biefer, im preußiihen Hauptquartier bereits befannt 
geworbene Ausfall noch ausgeführt wurde, gelang e8 dem Marſchall Bazaine, 
am 24., etwa gegen 7 Uhr Abends, ben General Eoffinidres davon zu Überzeugen, 
baß das unvermeibliche Blutvergießen für bie Verlängerung bes Wiberftandes um 
nur wenige Wochen boch ein zu theurer Preis fein würbe. Es mwurbe baber von 
bem beabfichtigten Kampfe Abftand genommen und an ben Ober-Befehlshaber ber 
Gernirungs-Armee ein Parlamentär mit ber Melbung geichidt, daß bie irn, 
zu fapituliren geſonnen jei. Died war ber erfte Vorſchlag, welcher die Feſtung 
und die außerhalb liegende Armee einbegrifl. Am 25. Oftober, Mittags Y, 1libr, 
erihien ber General Changarnier in Corny zum Zwede einer Aubienz, die Se. 
Königlihe Hoheit der Prinz Friedrih Carl auf Anfuhen bes Marihalls 
Bazaine dem erfteren gewährte. Diejelbe hatte bie Dauer von etwa einer 
halben Stunde, nad Ablauf deren ber franzöftiche Unterhändler nah Met zurüd- 
fehrte. Um 5 Uhr defjelben Tages traf in Folge der gegenfeitig getroffenen Ber- 
einbarungen ber Chef bes Generalftabes der Gernirungs-Armee, General von 
Stiehle, in Begleitung bes Hauptmanns Steffen vom großen Generalftabe 
im Schloſſe von he ein, welches filbmweftlih von Meb, noch im Bereiche 
ber preußifhen VBorpoftenlinien gelegen war. Franzöſiſcherſeits hatte in bemielben 
fi) der General Eijfey, einer der Divifions-Commanbeure vom Corps Labmirault, 
eingefunben, welchem in einer längeren Unterrebung bie vorläufigen Kapitulations- 
Bedingungen mitgetheilt wurben; es zeigte ſich von Seiten defjelben zunächft feine 
beſondere Geneigtheit, auf viefelben einzugeben. General v. Stiehle kehrte in 
ber Naht nad Corny, General Ciſſey nah Met zurüd, wo noch in ber Nacht 
ein Marjchalls- Rath abgehalten wurde, welcher die Kapitulation ber Feſtung wie 
ber Armee beichloß. 

Am 26. Oktober wurben baber die Berbanblungen in Frescaty fortgefetst, 
und war zu biefem Zwecke ber Generalftabs-Chef des Marſchall Bazaine, Ge- 
neral Jarras, dort eingetroffen, welcher vom Oberften Hay und bem Major 
Samuel begleitet wurde. Auch an biefem wie dem folgenden Tage dauerten 
bie Verhandlungen noch längere Zeit, da es ſich darum handelte, den franzöſiſchen 
Offizieren ihre Degen zu belaffen, eine Bewilligung, zu welder die Erlaubniß 
erit aus bem Königlichen Hauptquartier telegraphiih eingeholt werben mußte. 
Nah Genebmigung derjeiben reisten die Unterbandlungen mehr und mebr ihrem 
Ende zu, jo daß die Kapitulation als gefichert zu betrachten unb bie vesfallfige 
Meldung noch in der Nacht an Se. Majeftät ven König gemacht werben konnte, 
bei Allerhöchſtwelchem biejelbe am 27. Dftober Morgens 8 Uhr eintraf. Im 
Laufe bes 27. DOftober famen bie beiberjeitigen Bevollmächtigten abermals im 
Schloffe zu Frescaty zufammen, wo in ber zebuten Abendſtunde vom General v. 
Stiehle und dem General Jarras das Kapitulations-Protofoll, wie bie dem— 
felben angefügten Beilagen definitiv vollzogen wurben. 

Um 12 Ubr 18 Minuten Nachts wurde in Corny bas Telegramm an Se. 
Majeftät den König aufgegeben, das bie vollzogene Kapitulation meldete und, 
nah 2 Uhr Morgens, am 28. Dftober, in Berjailles angelommen, jofort bem 
Königlichen Oberfeldherrn eingehändigt wurde. Noch an vemjelben Tage erlie 
Se. Majeftät einen Armeebefebl an die deutſchen Truppen, in welchem deu letteren 
die Ernennung Ihrer Königlichen Hobeiten des Kronprinzen und bes Prinzen 
Sriebrih Carl zu General-Felbmarjhällen mitgetbeilt wurde, ein nie bage- 
wejenes Ereigniß in dem bobenzollernichen Fürftenhaufe, von welchem Se. Majeftät 
auch ben General-Felbmarjchall Grafen v. Wrangel direft in Kenntniß zu ſetzen 
gerubt hatten. 
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Die Bedingungen ver Kapitulation find im Wejentlichen bie von Sedan, bie 
Uebergabe der Armee und ber Feftung, die Armee re das Material 
der Feftung als Kriegsbeute; nur bleibt ben Offizieren in Anbetracht ber bes 
wiejenen Zapferleit der Armee der Degen a nah ben bis jett eingegan- 
genen Meldungen find im beutiche Hand gefallen: 3 Marihälle, 50 Generale, 
6000 Offiziere, 173,000 Mann, unter benjelben 20,000 Verwundete und Krante, 
53 Adler mit Fahnen, 66 Mitrailleufen, 541 Feldgefchlitte, 800 Feſtungsgeſchütze, 
das Material 85 Felbbatterien, 2000 Militärfahrzeuge, gegen 300,000 Ge⸗ 
wehre, Küraſſe, Säbel in größter Anzahl, ſo wie nicht verarbeitetes Blei, Bronze, 
Holz in großen Maſſen, eine vollſtändig eingerichtete Pulverfabrik u. ſ. w. 

Die Gährung in der Stadt, wie bie — — in der Armee hatten 
Vorkehrungen nothwendig gemacht, welche die nächſten Tage vollauf in Anſpruch 
nahmen, ſo daß das Einrücken unſerer Truppen erſt am 29. Oktober ſtattfinden 
tonnte. Morgens um 10 Uhr unterſuchten Artillerie- und Ingenieur-Offiziere 
die Forts auf Minen, melde alsdann von der Artillerie bes 7. Corps bejetst 
wurden. Um 12 Uhr etwa injpizirte Prinz Friedrich Carl Königliche Hoheit 
unmeit Xourtebride, auf der Ehauffee von Met nah Nanzig, die dritte Divifion, 
welche ter bereit8 zur Cernirungsarmee abgerüdten vierten unverzüglich folgen 
follte. Gegen 3 Uhr etwa empfing der General- Felbmarjhall den Frontrapport 
der franzöfifchen Armee, nad deſſen Ueberreihung der Vorbeimarſch ber franzöfli- 
ihen Garben erfolgte, welche allein mit Waffen befilirten, die von ben übrigen 
Corps in ber Feftung abgelegt worden waren. Wenige Stunden jpäter war 
Met von ben preußiihen Regimentern bejegt. Um 6 Uhr kehrte der Prinz nad 
Corny zurüd, während der lommanbirende General bes 7. Corps, General ber 
Infanterie von Zaftrom, interimiftifch die Gejchäfte des Gouverneurs, General» 
Lieutenant von Kummer bie bes Kommandanten übernahm. Die obere Leitung 
dieſer ſämmtlichen Angelegenheiten übernahm zunächft General von Zaftrom, bie 
durch Allerhöhfte Cabinets-Ordre der General-Lieutenant v. Loewenfeld zum 
Gouverneur des Plates ernannt worben ift.“ 


General Boyer im deutihen Hauptquartier. 
Aus dem Generalftabswerf. 


„Zu biejer Zeit machte fih der zunehmende Mangel an Lebensmitteln auf 
Seite der Franzofen bon in hohem Grade fühlbar. In Folge einer am 8. Ok— 
tober erftatteten Meldung bes Feftungs- Kommandanten, daß feine Borräthe 
böchftens noch für 12 Tage ausreichten, hatte Marſchall Bazaine am 10, einen 
Kriegsratb berufen, welcher fih in Beantwortung der ihm vorgelegten Fragen 
ungefähr babin ausiprah: „Das Ausharren bei Met ſei noch immer ber befte 
Dienft, den bie Rhein-Armee dem Baterlande zu leiften vermöge, weil ein ftarfes 
Deutſches Heer baburh vor ben Mauern der Feftung gefeffelt und für bie 
Rüftungen im Lande Zeit gewonnen werde. Die Gebenflice Abnahme der Bor- 
räthe gebiete indeſſen ein fofortiges Anfnüpfen von Unterhandlungen mit dem 
Gegner, um, falls Leterer unannehmbare und die Waffenehre verlegende Forderungen 
ftellen jollte, noch ein Durchbrechen der Einjchließungslinie verſuchen zu können, 
bevor der Hunger bie eigenen Kräfte völlig erfchöpft habe.“ Auf Grund dieſes 
Beihluffes ging am folgenden Tage der General Boyer mit dem Auftrage bes 
Marſchalls nah Berjailles ab, für die Rhein-Armee freien Abzug von Met mit 
kriegerifhen Ehren zu forbern, die Bedingungen der Kapitulation von Sedan 
aber unter allen Umſtänden abzulehnen. 

Als der Franzöfiihe General in Verſailles eintraf und fein Anliegen im 
roßen Hauptquartier vorbradhte, wurde zunächſt die Frage aufgeworfen, welche 

jönlichleit bei der augenblidlihen Lage Frankreich dazu berechtigt fei, für das» 
jelbe einen bindenden Bertrag abzuſchließen. Seinerjeits erflärte der General, 
daß bie Rhein-Armee an ihrem dem Kaifer geleifteten Eide feftbalte und daher nur 
die von bemfelben eingejetste Regentichaft anerkenne. Da die Kaijerin aber das 


174 
1870. 


Anknüpfen von Unterhandblungen bereit8 verweigert batie, es auch vorläufig an 
jeber Bürgfchaft dafür fehlte, daß fih Frankreich ihren etwaigen Abmahungen 
fügen werde, fo forderte Graf v. Bismard als Borbedingung jeber ferneren 
Erörterung, daß die Kaiferin fich zum Unterzeichnen eines Vertrages bereit er- 
Märe, und daß bie Rhein-Armee ihre Bereitwilligkeit, der Regentichaft zu ge- 
borchen, durch eine beftimmte Kundgebung unzweifelhaft darthue. Nachdem —* 
neral Boyer mit dieſem Beſcheide nach Met zurüdgelehrt war, begab er fi 
bemnäcft unter Zuftimmung bes Franzöſiſchen Kriegsraths zur Kaiferin ma 
England. Letterer lie jedoh Sr. Majeftät bem Könige eröffnen, daß fie einen 
vierzehntägigen Waffenftilftand nebft ber Erlaubniß zur Berproviantirung von 
Met verlange und in eine Schmälerung bes Länderbeftanbes Frankreichs niemals 
einwilligen werbe. Dieje 33 unannehmbaren —— führten natürlicher 
Weiſe auch diesmal zum Abbruch der Unterhandlungen. Der König beantwortete 
die an ihn gelangte Erklärung der Kaiſerin dahin, daß es ſein aufrichtiger Wunſch 
ſei, den Frieden wiederherzuſtellen, daß aber die noch obwaltende Ungewißheit, 
ob das Franzöſiſche Volt und die Rhein-Armee den etwaigen Vereinbarungen 
Folge leiften würde, ihm vorläufig nicht erlaube, auf weitere Verhandlungen ein» 
zugeben.“ 


Reife des General Bourbafi zur Kaijerin 
Eugenie. 
Aus dem Generalftabswerf. 


„Bon einem aus England kommenden Franzofen, Namens Regnier, war 
ber anfcheinend mwohlgemeinte Verſuch gemacht worden, auf Grund einer zwijchen 
ber Kaiferin und dem Ober Befehlshaber der Rhein-Armee zu erzielenden Ber- 
fländigung ben Abſchluß bes Friedens mit Deutjchland anzubahnen. Nachdem 
fih Regnier in Ferriöres als Beauftragter des Kaijerlichen Hofes vorgeftellt*) 
und die Genehmigung bes Bunbesfanzler® Grafen von Bismard erbalten 
hatte, fich zu obigem Zwed nah Det zu begeben, gelangte er zunächft in das 
Hauptquartier des Prinzen Friebrih Karl nah Cornh und von dort am 
23. September in bie eingefchloffene Feſtung. Marſchall Bazaine entſchied fich 
nah mehrfacher Rückſprache mit dem ibm bisher perſönlich unbelannten Unter» 
händler zur Abjendung bes Generals Bourbali an die Kaiferin. Der ge- 
nannte General durchſchritt hierauf am 25. gemeinfchaftlich mit mehreren Aerzten 
aus Luremburg, in bürgerlicher — die Deutſchen Vorpoſten, erhielt aber in 
England von Seiten der Kaiſerin den Beſcheid, daß ſie Regnier den von ihm 
bezeichneten Auftrag nicht ertheilt habe und auch nicht auf Unterhandlungen ein- 
geben wolle, weldhe bie Bedrängniß der augenblidlihen Landesregierung ver- 
mebren müßten. Marſchall Bazaine beantwortete feinerjeits eine an ihn ges 
richtete Anfrage aus Ferridres am 29. September dahin, daß er eine Capi— 
tulation nur mit Ausjchluß der Feftung unb bei Gewährung freien Abzuges für 
bie Rhein» Armee unterzeichnen werbe. Da man Deutſcher Seits auf berartige 
Bedingungen nicht eingehen fonnte, ohne bie nun ſchon veifende Frucht ber 
langen Einſchließung preiszugeben, jo wurden bie Verhandlungen abgebrochen.” 


12. Dftober. Lord Granville an Lord Lyons. 


— „Ich erhielt am 29.0. M. ein Schreiben bes Generals Bourbali fol- 
genben Inhalts: ein Franzofe Namens Regnier, mit einem von Graf Bis— 
mard ertheilten Paß fiir zwei ober brei Perfonen, ftellte fih am 23. September 
bem Marihall Bazaine vor und führte an, daß er im Befige münblicher In— 
fiructionen der Kaiferin fei, wonah Marjhall Canrobert oder General Bour- 
baki unverweilt zu ihr gefandt werben möchte. Regnier babe erflärt, daß bie 


*) Unter Borzeigung ei i Haftings, I bie Unterf des 
Ey ee een an ee alien Mater in eh 
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preufifche Regierung fih dem nicht wiberfegen wolle, daß einer von ben beiden 
Genannten abreife — Marihall Bazaine habe biefer Erklärung zufolge, ba 
Eanrobert unmwohl fei, Bourbafi entjandbt. Bei ihrer Ankunft an ben Aufen- 
poften haben fie einen preußiſchen Oberft gefunden, welcher fie feit bem Tage 
zuvor erwartet babe, und dem General Bourbafi jei jebe Erleichterung zur 
Reife nah Belgien gewährt worden, von wo er am 26. in Lonbon eingetroffen 
fei. Bei ben erften Worten aber, bie er mit ber Kaiferin gemwechjelt habe, jei 
offenbar geworben, baß fie bie Opfer von Schritten und Umſtänden geworben 
feien, welche vorläufig nicht aufgellärt find. Die Kaiferin habe weder direct noch 
inbirect, weber jchriftlih noch mündlich irgend Jemandem einen Auftrag ober 
Inftruction für den Marihall Bazaine gegeben. Bei biefem Stande ber 
Dinge fagte Bourbali, feine militäriihe Ehre erforbere, daß er direct zu feinen 
Truppen zurücklehre und ihr Geſchick theile. Er bat mich zu diefem Zwecke, mid 
für ihn beim König von Preußen zu verwenden, um einen Paß zur Rückkehr auf 
feinen Boften zu erhalten. Der König werde, davon fei er überzeugt, bas Ge— 
fühl an Ehre, das ihn dabei leite, würdigen unb nicht bulden, daß das Berbalten 
eines ebrlihen Soldaten ungeredhten Auslegungen ausgefetst werbe. Ich verlor 
feine Zeit, mich unter Mittheilung bes Schreibens bes Generals Bourbali an 
Graf Bernftorff zu wenden. Am 4. d. M. tbeilte er mir folgendes Schreiben 
des Grafen Bismard mit: „Prinz Friedrich Karl ift unterrichtet worden, 
daß er bie Rückkehr bes General Bourbaki auf feinen Poften nad deſſen 
Wünſchen erleichtern möge. Herr Regnier ſcheint ein Schwinbler zu fein, doch 
mag er aufridtig der Kaiferin zu dienen gemeint haben, indem er Bourbaki 
zu ihr brachte.” — General Bourbali äußerte fi jehr bankbar für bie ihm 
ertbeilte Erlaubniß-und verließ alsbald England.“ 


Angeblihe Separatverhbandlungen Bazaines,. 


20. Oktober. Lord Lyons an Lorb Granville. 

„Ih erhielt geftern Abend Ihr Telegramm über bie Mittheilung aus 
Brüffel, daß zwifhen Bazaine und den Preußen ein Bertrag abgeichloffen J— — 
Ich ſah heute h Herrn Chaudordy; er wiederholte mir, daß bie Regierung 
in Tours feine Kenntniß von irgend einem zwiſchen Bazaine und —— 
verhandelten Vertrage babe. Die franzöſiſche Geſandtſchaft in Brüffel habe auch 
offenbar feine berartige Nachricht. Die Regierung bier jei freilich beforgt, daß 
Marihall Bazaine Berbindungen mit den preußiichen Autoritäten unterbalte, 
und fie babe Grund zu dem Verdachte gehabt, daß er mit demselben zu einem 
Ablommen zu gelangen wünſche auf dem Boben der Wiebereinfegung bes Kaiſers 
ober einer Regentichaft ber Kaiſerin. Das letzte Telegramm bes Herrn Tachard 
(in Brüffel) ſei vom 18. und berichte, daß Bazaine’8 Verhandlungen neuerdings 
einen ernfteren Character angenommen zu haben fcheinen und nicht mebr auf bie 
Reftauration ober eine Regentichaft, fondern auf die Einfegung des Marihalls 
ferbft ala Dictator gerichtet ſeien.“ 


Schreiben des Königs Wilhelm an die Katjerin Eugenie. 


Madame! Berfailles, 25. Oltober 1870. 


„Graf Bernftorff hat Mir die Worte telegraphirt, welche e8 Ihnen 
—— hat an Mich zu richten. Ich wünſche von ganzem Herzen den 
iden Nationen den Frieden wiedergeben zu fünnen; dazu müßte aber 
vor Allem menigftens die Wahrjcheinlichkeit vorhanden fein, daß es uns 
gelingen würde, das Ergebniß unferer Berhandlungen Frankreich gegenüber 
— Anerkennung zu bringen, ohne genöthigt zu fein, den Krieg gegen die 
efammtheit der franzöfifhen Streitkräfte weiter zu führen. Zur Zeit 
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muß ich bedauern, daß die Ungemißheit, in welcher wir uns in Betreff 
der politifchen Abfichten der Armee von Meg, ſowie der franzöfifchen 
Nation befinden, und nicht geftattet, den von Em. Majeftät vorgefchlagenen 
Verhandlungen Folge zu geben. Wilgelm.“ 


27. Oktober. Die Kapitulation. 





Proclamation ber Regierung zu Tours in Betreff ber 
Kapitulation von Metz. 


„Franzoſen! Erhebet eure Seelen und eure Eutſchließungen auf bie Höbe 
ber erihredlihen Gefahren, welche über das Vaterland hereinbrechen; es bängt 
von uns ab, das Unglüd zu ermüben und ber Welt zu zeigen, was ein großes 
Volk ift, welches nicht untergehen will und deſſen Muth fich jelbft inmitten ber 
Schidjalsihläge fteigert. 

Met bat capitulirt!!! 

Der General, auf welchen Frankreich, jelbft nach ber Erpebition von Merilo, 
rechnete, nimmt dem Vaterlande ın Gefahr mehr als bunberttaujend Bertheibiger. 
Bazaine bat Berratb geübt, er bat fih zum Werkzeug bes Mannes von 
Sedan gemaht und zum Mitfchulbigen der Eroberer, und mit Beradhtung ber 
Ehre der Armee, über welche er die Obhut hatte, bat er, jelbft ohne eine letzte 
Anftrengung zu verjuchen, bundertunbzwanzigtaufenb Kämpfer, zwanzigtaufenb 
Verwundete, feine Gewehre, feine Kanonen, feine Fahnen und bie ftärkfte Eita- 
belle Frankreichs, Meg, jungfräulid bis auf ihn von aller Befledung, ben 
Fremden überlieiert. Ein ſolches Verbrechen fteht felbft über ben Strafen ber 
Gerechtigkeit; und jetzt, Franzofen, mefjet bie Tiefe bes Abgrunbes, in welchen 
euch das Kaiſerthum geftürzt bat. 

Zwanzig Jahre lang hat Frankreich diefe corrumpirende Gewalt ertragen, 
die in ibm alle Quellen ber Größe und des Leben verfiegen machte. Das Heer 
Frankreichs, feines nationalen Charakters beraubt, ohne es zu wiffen, ein Wert- 
zeug ber Regierung und der Knechtſchaft geworben, ift troß bem Heldeumuthe ber 
Soldaten durch ben Berrath der Anführer in den Unfällen bes Baterlandes vers 
fchlungen; in weniger als zwei Monaten find zweimal hundertundzwanzigtauſend 
Mann dem Feinde ausgeliefert worden. Unheilvolles Nachſpiel zu dem mili- 
tairifhen Handftreihe vom December! 

Es ift Zeit, uns wieder zu erheben unb unter ber Aegide der Re— 
publif, welde wir weber im Innern noch im Heußeren capituliren 
zu lajjen entſchloſſen find, aus dem äußerften Maße unferes Unglückes 
felbft die Wieberverjüngung unſerer Moralität, unferer politifchen und focialen 
Männlichkeit zu ſchöpfen. Ya, welchen Umfang unjer Unglüd aud haben möge, 
es findet uns nicht beftürzt noch zaghaft; wir find bereit zu ben letten Opfern, 
und Angefichts von Feinden, welche Alles begünftigt, fchwören wir, uns niemals 
zu ergeben; jo lange wir nod einen En bes geheiligten Bodens unter unferen 
Füßen haben, werden wir die glorreiche Fahne der franzöftichen Revolution feſthalten. 

Unfere Sache ift bie der Gerechtigkeit und des Rechtes. Europa fieht es; 
Europa fühlt e8; vor fo viel unverbienten Unglüdsfällen ift e8 aus eigenem An» 
triebe, ohne von uns weber Aufforderung noch Zuftimmung erhalten zu haben, 
ergriffen worden und rührt ſich. 

Keine Illufionen. Laffen wir uns weder entkräften noch entnerven, und 
beweilen wir durch unjere Handlungen, daß wir durch uns felbft die Ehre, bie 
Unabhängigkeit, bie Integrität, alles was das Baterland frei und ftolz macht, 
feftbalten können. 

Es lebe Frankreich, e8 lebe bie einige untheilbare Republik! 

Die Mitglieder der Regierung. 
(Unterz.) Crémieux. Glais-Bizoin. Gambetta.“ 
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Proclamation Gambetta's an die Armee. 

„Soldaten! Ihr wurbet verratben, aber micht entebrt; jetst wo Ihr Eurer 
unmürbigen Führer entlebigt feib, fämpfet für die Rettung des Baterlandes, für 
Euren beimathlichen Heerd und Eure Familien, für Franfreih, Eure Mutter. 
Rächet Eure Ehre, welche die Ebre des Landes if. Eure Brüder von ber 
Rheinarmee haben gegen jenes feige Attentat ihre Stimme erhoben, und ihre 
Hände von jener fluhmwürdigen Kapitulation ferngehalten. Führet ihr den Sieg 
zu ung zurüd. Eud find die Gejchide des Landes anvertraut.” 


Erllärung des General Boper. 
„Die Gerüchte, die fich feit mehreren Tagen an meinen Namen Inüpfen, 
die Interpretationen aller Art, zu denen bie mir übertragene Milfion Anlaß ger 


geben, haben mich aus der Zurüdhaltung nicht beraustreten laffen, bie mir durch 
bie Umſtände auferlegt war. 

Ih babe bie Gerüchte ihren Lauf nehmen laſſen und bie Interpretationen 
babe ich nicht zu berichtigen. 

Aber jeit zwei Tagen leje ih in allen öffentlihen Blättern Aufrufe an bie 
Ehre und den Patriotismus Frankreichs, denen Berwünfchungen beigefügt find 
gegen den Marihall Bazaine und die militairifchen Führer der Rheinarmee. 

Beleidigungen unb gemaltfame Angriffe find bie einzigen Grünbe, über 
welde Herr Gambetta verfügen kann. 

Er bedient fih dieſer oratorifhen Mittel in ausgiebigfter Weife. Ohne 
Zweifel wird er einige kindliche ober blöbe Geifter täufchen, welche das Heer ber 
Eraltirten verftärfen werben. 

—— als er, beſchränle ich mich auf einen Proteſt gegen ſeine nicht 
näher zu bezeichnende Gewaltthätigkeit, und im Namen der ganzen Rheinarmee, 
von der ich die Miſſion erhalten, die mich nach Verſailles und nach London ge— 
führt hat, im Namen ihres ruhmvollen Führers erkläre ich, daß Herr Gambetta 
das öffentliche Gewiſſen ebenſo wie unſere tapferen Soldaten beleidigt hat. 

Wir haben nicht capitufirt mit der Ehre, nicht mit der Pflicht, wir haben 
capitufirt mit dem Hunger. 


Brüffel, 31. October 1870. General Baron Napoleon Boyer.“ 


Die Kriegslage und die Fortſetzung des Kampfes. 


24. November. Aus der Rede ded Minifterd Delbrüd zur Er- 
öffnung ded außerordentlihen Reichstages. 


„Seine Majeftät der König von Preußen J mir den Auftrag zu 
ertheilen geruhet, den Reichſtag des Norddeutſchen Bundes im Namen 
der verbündeten Regierungen zu eröffnen. 
Es würde Seiner Majeftät zu hoher Befriedigung gereicht haben, 
heute in Ihrer Mitte zu jein, um an diefer Stelle Gott für die Erfolge 
danfen, mit welchen die Waffen der deutfchen Heere geſegnet worden 
End, um Ihnen anszufprechen, welchen Antheil die nationale Haltung 
und die Einmüthigteit des Reichstages bei Bereitftellung der zur Füh— 
rung des Krieges erforderlichen Mitt an diejen Erfolgen gehabt haben. 
Durch die in der Kriegsgeſchichte beilpiellofen Siege, welche nach Gottes 
Willen die heidenmüthige Tapferkeit und die einfichtige Führung der deut- 
(den eere erfochten haben, ift der Angriff, den Frankreich im Juli auf 
eutfhland unternahm, zurückgeworfen worden. Das franzöfifhe Bolt 
muß die Ueberzeugung gemonnen haben, daß. feine jegige Kriegsmacht, 
Fürft Bismard. IT. 12 
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nad) der Bernichtung der gegen uns aufgeftellten Heere, der geeinten 
Wehrkraft Deutfchlands nicht gewachſen ift. Wir könnten daher den Ab- 
ſchluß des Friedend als gefichert betrachten, wenn unjer unglüdliches 
Nahbarland eine Regierung hätte, deren Träger ihre eigene Zufunft als 
untrennbar von der ihres Yandes betrachteten. Eine ſolche Regierung 
würde jede Gelegenheit ergriffen haben, die Nation, an deren Spike fie 
fi) aus eigener Machtwollkommenheit geftellt hat, zur Wahl einer Bolfs- 
vertretung und durch dieje zur Ausfprache über die Gegenwart und die 
Zukunft des Landes in den Stand zu fegen. Aber die Aftenftüde, welche 
Fhnen, meine Herren, von dem Präfidium des Bundes ag et werden 
follen, werden Ihnen den Beweis liefern, daß die jegigen Machthaber in 
Frankreich es vorziehen, die Kräfte einer edlen Nation einem ausfichts- 
lojen Kampfe zu opfern. 

Die unverhältnigmäßige Erihöpfung und Zerrüttung, welche für 
Franfreih die Folgen der — ——— dieſes Kampfes unter den gegen= 
märtigen Umftänden find, müſſen zwar die Kraft des Landes in dem 
Maße ſchwächen, daß dafjelbe zu jeiner — — Zeit bedürfen 
wird, als bei einem regelmäßigen Verlaufe des Krieges der Fall geweſen 
wäre. Die verbündeten Regierungen haben aber mit Bedauern der Ueber— 
jeugung Ausdrud zu geben, daß der Friede zwiſchen den beiden großen 

achbarvölfern, u deſſen ungetrübte Dauer fie noch vor weniger als 
einem halben Jahre zählten, durch die Erinnerungen, welche die Eindrüde 
diefes Krieges in Frankreich hinterlaffen werden, nur um fo ficherer ge= 
fährdet fein wird von dem Augenblide an, wo Frankreich durch die Er- 
— der eigenen Kraft oder durch Bündniſſe mit andern Mächten 
ſich ſtark genug Fühlen wird, den Kampf wieder aufzunehmen, 

Die Bedingungen, unter melden die verbündeten Regierungen zum 
Frieden bereit jein würden, find in der Deffentlichkeit beſprochen worden. 
Sie müſſen zu der Größe der Opfer, welche diefer ohne jeglichen Grund, 
aber mit der Zuftimmung der gefammten franzöfifhen Nation unter- 
nommene Krieg unſerm Baterlande auferlegt hat, im Berhältniß ftehen; 
fie müffen vor allen Dingen gegen die Fortjegung der von allen 
Mahthabern Frankreichs ſeit Jahrhunderten geübten Erobe- 
rungspolitif eine vertheidigungsjähige Grenze Deutfhland 8 
dadurd herftellen, daß fie die Ergebnijje der unglüdliden 
Kriege, welche Deutfhland in der Zeit feiner Zerriffenheit 
nah Frankreichs Willen führen mußte, SL theilmweije 
rüdgängig mahen und unjere füddeutfhen Brüder von dem 
Drude * drohenden Stellung befreien, welche Frankreich 
feinen früheren Eroberungen verdankt. Die verbündeten Regie— 
rungen haben das Bertrauen zu dem norddeutichen NReichstage, daß der— 
jelbe ihnen die Mittel, welche zur Erreichung dieſes Zieles noch erforderlich 
find, nicht verjagen werde. Sie find gewiß, jet, mo es gilt, die erlangten 
Erfolge zu fichern, bei Ihnen der nämlichen patriotifchen Hingebung zu 
begeguen, welche fie fanden, als e8 darauf ankam, die heute gewonnenen 
Erfolge zu errreihen. Es ift ihr lebhafter Wunſch, daß es möglich 
werde, jene Mittel nicht in vollem Umfange zu verwenden.“ 





14, Luxemburg. 


Zur Haltung Luremburgs. 


1870. Depeiche des Grafen von Bismarck an die Luxem— 
burgiihe Regierung. 
Berjailles, den 3. Dezember 1870, 

„Der unterzeichnete —— des Norddeutſchen Bundes beehrt ſich 
der Hochlöblichen Regierung des Großherzogthums Luxemburg folgende 
ganz ergebenſte Mittheilung zu machen. 

Bei dem Ausbruch des Krieges hat die Regierung Sr. Majeſtät 
des Königs erklärt, daß fie die Neutralität des Großherzogthums Luxem⸗ 
burg achten würde unter der Vorausſetzung, daß dieſelbe auch von 
franzöſiſcher Seite reſpeltirt, und, wie ſelbſtverſtändlich, von dem Groß- 
derzngthum jelbjt mit Ernft und gutem Willen aufrecht erhalten werden 
würde 


Die königliche Regierung ift diefem Verſprechen nachge» 
fommen und ıft in ihrer Rüdficht jo weit gegangen, daß fie fich alle 
Unbequemlichkeiten in Betreff des Transports ihrer Verwundeten aufs 
erlegt hat, welche der Proteft der franzöfifchen Regierung gegen den im 
Intereſſe der Menſchlichkeit vorgefchlagenen Transport von Verwundeten 
durch Iuremburgiiches Gebiet ihr auferlegt. 

Zu ihrem lebhaften Bedauern aber hat das Berfahren weder auf 
franzöfiicher noch auf Iuremburgifcher Seite den gehegten Borausfegungen 
entjprochen. 

Eine Anzahl von Fällen, in welchen fich eine feindlihe Stimmung eines 
Theild der Bevölkerung felbft bis zu thätlihen Mißhandlungen —— 
deutſcher Beamten verſtiegen hat, mögen unerwähnt bleiben, um nicht die 
großherzogliche Regierung für die Vergehen Einzelner verantwortlich zu 
machen, welche allerdings eine ftärfere Repreſſion verdient haben würden, 
als ihnen zu Theil geworden zu fein jcheint. 

Ein eflatanter Fall von Berlegung der Neutralität ift durch die 
durch mächtlihe Eifenbahnzüge von Yuremburg aus betriebene Verpro— 
viantirung der Feſtung Thionville, fo - fie noch in franzöſiſchen Händen 
war, eingetreten. Die großherzogliche Regierung bat ihr Bedauern hier⸗ 
über ausgedrüdt, aber nicht umhin gekonnt, die Thatſache anzuerkennen, 
und es it unzweifelhaft conftatirt, daß die Beförderung der betreffenden 
Eijenbahnzüge nad Thionville nicht hat ohne Connivenz großherzoglicher 

12*® 
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Eifenbahn- und Polizeibeamten ftattfinden können. Die königliche Regie 
rung bat ſchon bei diefer Gelegenheit ihre Beſchwerde ar die großherzog⸗ 
liche Regierung gerichtet und letztere auf die Folgen aufmerkſam gemacht, 
welche ein ſolches Verfahren nothmwendiger Weife nach fich ziehen müſſe. 

Diefe Warnung ift leider nicht beachtet worden. 

In der neueren Zeit hat vielmehr die Verlegung der Neutralität eine 
Ausdehnung angenommen, welche es der königlichen Regierung unmöglich 
macht, fie länger zu überjehen. 

Nah der Uebergabe von Met hat ein maflenhafter Durdgang 
franzöfifcher Soldaten und Dificiere dur das Großherzogthum Behufs 
MWiedereintritt in Frankreih unter Umgehung der deutfchen Aufftellungen 
ftattgefunden. 

In Luremburg felbft hat fich der dort refidirende franzöſiſche Bice- 
Eonjul auf dem Bahnhof ein fürmliches Bureau eingerichtet, in welchem 
die — —— mit Mitteln und Beſcheinigungen verſehen worden ſind, 
um den Marſch nad Frankreich zum Eintritt in die Nord- Armee forts 
ſetzen Ri können. 

ie geh der auf diefe Weife den franzöfiihen Streitkräften zu= 
geführten Combattanten beläuft fih nad den vorliegenden Angaben auf 
über 2000 Mann. 

Bon Seiten der großberzoglihen Regierung find feine Maßregeln 
dagegen ergriffen morden, die Franzöftfchen ilitatr8 find weder internirt, 
noch an der Rückkehr nad Frankreich mit der offenkundigen Abfiht, an 
dem Kriege gegen Deutichland Theil zu nehmen, verhindert worden. Dem 
franzöſiſchen Bice- Conful find bei feinem ebenfo offenfundigen, der Neu- 
tralität des Großherzogthums hohnſprechenden Verfahren, feine Schwierig- 
feiten in den Weg gelegt worden. 

Daß in diefem Durchzuge durch das Großberzogthum zum Zweck 
des Eintritts in die aftiven franzöfiihen Streitkräfte, in der offiziellen 
Bermittelung defjelben durch den Beamten der franzöfiichen Regierung, 
in der Duldung dieſes DBerfahrens dur die großherzogliche Regierung 
eine flagrante Verlegung der Neutralität des Großherzogthums liegt, kann 
nicht in Zweifel gezogen werden. 

Hiermit find die Borausjegungen, an welche die königliche Regierung 
die Beobachtung der Neutralität des Großherzogthums tnüpfen mußte, nicht 
mehr vorhanden. 

In Folge deffen hat der Unterzeichnete auf Befehl Sr. Majeftät des 
Königs die Ehre, der großherzoglihen Regierung zu erflären, daß die 
föniglihe Regierung aud) ihrerteits in den militäriihen Operationen der 
deutichen Heere ſich durch feine Rückſicht auf die Neutralität des Groß- 
* gthums mehr — erachtet, und daß ſie die Verfolgung ihrer 

nſprüche an die Regierung des Großherzogthums wegen der ihr durch 
Nichtaufrechterhaltung der Neutralität zugefügten Schädigung und die 
pe Mapregeln zur Sicherftellung gegen ähnliche Vorkommniſſe ſich 
vorbehält. 

Indem der Unterzeichnete ſich hinzuzufügen beehrt, daß die Regie 
rungen, welche den Vertrag vom 11. Mai 1867 unterzeichnet haben, hiervon 
in Kenntniß gejegt find, benugt er auch diefen Anlaß zu erneuerter Bers 
fiherung feiner ausgezeichneten Hochachtung. 

v. Bismarck. 
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Die Luremburgiihe Regierung ſprach in ber Ermwiberung vom 
14. Dezember 1870 die Hoffnung aus, den angekündigten folgenichweren Entſchluß 
einer richtigern Auffaffung der Thatſachen weichen zu jehen; fie bege die Ueber— 
zeugung, daß derjelbe nur auf Grund ungenauer Berichte gefaßt worben ift. Sie 
verjuchte „Aufflärungen zu geben, welche geeignet feien, den Beweis zu liefern, 
baß die Thatſachen, wodurch bas Großberpatium feine Neutralität folle verlett 
haben, entweder bes ihnen beigelegten Charakters entbehren, oder feine Verant⸗ 
wortlichkeit für den Staat involviren.” 

Die jehr eingehende Darlegung des Verhaltens der Iuremburger Regierung 
fhloß mit dem Ausbrude, der AZurerficht, daß dieſes Verhalten ſchließlich Die ver 
diente Würbigung finden werde im Hinblid auf die loyalen Abfichten der lurem- 
burgifhen Regierung, Abfichten, welche offizielle Anerkennung gefunden, welche fich 
aus ben Mafregeln ergaben, die fie zu verfchiedenen Malen, felbft auf bie Gefabr 
bin fih Frankreich gegenüber zu compromittiren, getroffen, unb welche fie noch 
täglich, bejonbers im Intereſſe von Deutihland treffe, jowie aus ber ſteten Sorg- 
falt, womit fie auch nicht unterfagte Handlungen vermied, wo nur eine faliche 
Deutung derfelben zu befürdten ftand. Sie gebe daher die Hoffnung nicht auf, 
daß das Großherzogthum ben Gefahren entgehen werbe, womit e8 eine Verlegung 
ber Berbindlichkeiten feiner Neutralität bebrobe. 


Auf eine Depeihe des Bundeskanzlers Grafen von Bismard 
vom 6. Januar 1871 erklärte die Ingemburgifche Regierung unterm 
12. Januar 1871: 

„Die Iuremburgifche Regierung bat mit großer Genugthuung ben Borichlag 
entgegen geuommen, welcher die Ernennung eines Commiffars zum Gegenſtande 
bat, der fih nach Luremburg begebeu würde, um ein Einverſtänduiß hinſichtlich 
ber Maßregeln herbeizuführen, welche jeder Schwierigkeit in der Neutralitätsfrage 
vorzubeugen beftimmt find. Es liegt uns nichts mehr am Herzen, als zu feinerlei 
Reklamation in biefer Hinfiht Veranlaſſung zu geben. Ich habe fhon im 
Boraus Herru Foehr beauftragt, der Regierung Sr. Majeftät des Königs in 
Berlin Eröffnungen zu maden, um ihre Abfichten kennen zu lernen.“ 


Die Handhabung der Neutralität Seitens Englands, 


Aus dev Vorftellung bes deutſchen Borfchafters in London. 

— — „Die gegenwärtige Controverje bewegt fich lediglich um bie Frage, ob bie 
Weigerung der löniglih großbrittannishen Regierung, die Waffenausfuhr zu „ver 
bieten, mit ben zur Zeit noch nicht abgeänberten allgemeinen Regeln bes Bölfer- 
rechts Über bie Pflichten der Neutralen gegen bie Kriegführenden und mit ben zur 
Erfüllung dieſer Pflichten einftweilen noch nicht durch die geſetzgebende Gewalt 
Englands bejeitigten Geſetzen biejes Landes in Widerſpruch ftebt. Daß dies ber 
Fall, glaube ih Eurer Ercelleuz an ber Hanb der Thatſachen und der Gejeße 
felbft nachgewiejen zu haben. 

Es bleibt mir nur noch Übrig, zu verfuchen, das legte Bedenken zu zerftreuen, 
welches nad dem Schlußſatz der geebrten Note Euer Ercellenz vom 15. v. M. bie 
Regierung Ihrer großbrittanniichen Majeftät verhindert, jet ein Verbot gegen bie 
Waffenausfuhr ergeben zu laffen. Euer Ercellenz conftatiren, daß Frankreich nur 
Niederlagen erlitten, Deutichland bagegen ununterbrochen Erfolge aufzumeifen babe, 
und fnüpften hieran die Erwägung, daß e8 gegen die Gefühle ber großbrittanniichen 
Regierung verftoßen würde, jegt diejenige Politik zu verändern, welde fie zu einer 
zeit eingefhlagen hatte, wo fie noch nicht wifjen founte, auf welche Seite ſich das 
riegsglüd wenden würbe. 

Hiergegen möchte ich mir zunächft einzuwenden erlauben, daß bie Regierung 
Ihrer großbrittannifhen Majeftät deu neuen Foreign Enlistment Act nad dem 
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Ausbruch des Krieges dem Parlamente ——— und bei Vertheidigung deſſelben 
ausdrücklich betont hat, daß bie bisherigen Geſetze hierdurch nicht abgeändert, ſon⸗ 
bern nur ergänzt würden. Wenn es nun aber einerfeits nicht zweifelhaft ift, daß 
nad der Lage ber Berhältniffe das neue Geſetz ausſchließlich Frankreich zu Gute 
kam, indem es Deutſchland bie Beihaffung von Schiffen, an benen es am meiften 
Mangel litt, unmöglih machte, während anbererfeits die englifche Regierung fich 
jet weigert, die alten Geſetze zur ge rein. bes Erports von fien unb 
Munition anzuwenden unb dadurch das Vereinigte Königreich zu einem großen 
Kriegsarfenal für unfern Gegner werben läßt, fo erhält in Folge deſſen jenes neue 
Gefe einen gegen Deutſchland feindlichen, wenigfteus praktiſch übelwollenden 
Charakter, was ber Anficht des Geſetzgebers, wie bies zu meiner Genugthuung 
die Parlamentsverhandlungen bemeifen, feineswegs entſpricht. 

Sodann aber habe ich die Ehre, zu bemerken, daß unfere Beſchwerden über 
die Handhabung der engliihen Neutralitätsgejee ebenfalls aus einer Zeit ber- 
flammen, wo wir noch keine Siege erfochten hatten; daß fie feineswegs zuerft 
durch mein Memorandum vom 30. Auguft erhoben worden find; fowie daß zur 
Zeit der Abfaſſung beffelben Frankreich noch zwei ſtarle Armeen befaß, während feine 
Flotten die Oft- und Norbjee beberrichten, und daß es daher nichts weniger als 

leichgültig für uns fein konnte, ob England durch die Art der Handhabung feiner 
—** t die Vortheile weſentlich vergrößerte, welche Fraukreich aus unſerer 
Schwäche zur See zog. 

Aber auch unter den gegenwärtigen Verhältniſſen möchte es dem deutſchen 
Volle ſchwer einzureden fein, daß es unritterlich ſei, ſich darüber zu beſchweren, 
daß durch die offene Duldung der Waffenausfuhr unſerem mit großen eigenen 
Opfern überwältigten Feinde die Mittel in die Hand gegeben werden, einen Kampf 
zu verlängern, der, wenn auch ſein ſchließliches Reſultat dadurch nicht weſentlich 
geändert werden ſollte, doch jedenfalls beiden Theilen um ſo mehr Blutvergießen 
und Opfer koſten wird. Dies mit den ſonſt fo vielfach betonten Humanitätsrück⸗ 
fihten und Friedenswünſchen Englands in Einklang zu bringen, möchte bem be» 
rebteften Bertheibiger einer ſolchen Neutralitätspolitif vor ber öffentlihen Meinung 
Deutſchlands nicht leicht gelingen. 

Ih vermag daher Eurer Ercellenz Hoffnung, das beutjche Volk werbe in 
einem rubigeren Augenblide bie gegenwärtige Haltung ber Regierung Grofbrit« 
tannien® in biefer Frage weniger ftreng, als jett während ber Hite des Kampfes 
beurtheilen, in Folge der Note Eurer Ercellenz vom 15. v. M. und ber gleich» 
zeitig zu ihm herübergelommenen Nachrichten von ber täglichen Verſorgung feines 
Feindes mit englifhen Waffen, leider nicht zu theilen, und glaube zur Linderung 
feiner Gefühle, wenn biejer Zuftand fortbauert, nur noch auf den verfühnenben 
Einfluß der zahlreihen und thatſächlichen Beweije von Sympathie bes englifchen 
Bolles und der vielfahen Aeußerungen ber öffentlihen Meinung in diefem Lande 
zu Gunften Deutichlands und feines guten Rechts vertrauen zu dürfen.“ 


Bernforff. 


18. Die Frage des Schwarzen Meeres, 


1870. 19. Oftober. Depeiche bes ruffiihen Reichskanzlers an ben ruffifchen 
Gefandten Baron von Oubril in Berlin. 


„Die allmäligen Beränberungen, welche bie als bie Grunblage bes euro» 
päiſchen Gleichgewichts angefehenen Transaktionen in ben legten Jahren erlitten, 
haben das kaiſerliche Kabinet in die Notbwenbigfeit verſetzt, bie daraus für bie 
politifhe Stellung Rußlands hervorgehenden Konfequenzen zu erwägen. 

Unter biefen Transaltionen ift jene, welde Rukfand am unmittelbarften 
berührt, ber Bertrag vom 18./30. März 1856. Die Spezialfonventionen zwifchen 
den beiben Uferftaaten des Schwarzen Meeres, welhe einen Anhang zu biefem 
Bertrage bildet, enthält für Rußland die Verpflichtung, feine Seeftreitfräfte bis auf 
das geringfte Maaß zu beſchränlen. Dagegen bot ibm biefer Vertrag das Prinzip 
ber Neutralifirung dieſes Meeres. 

Nah der Meinung ber unterzeichneten Mächte follte biefes Prinzip jebe 
Möglichkeit von Konflikten, fei e8 unter den Uferftaaten, fei e8 zwiſchen ihnen und 
ben Seemächten, bejeitigen. Es follte die Zahl der durch einhellige Uebereinkunft 
Europa’s zum Genuffe der Wohlthaten ber Neutralität berufenen Gebiete ver- 
mehren, und foldpergeftalt Rußland felber vor jeber Gefahr eines Angriffs ficher 
ftellen. ine fünfzehbnjährige Erfahrung hat bargetban, daß biejes Prinzip, von 
welchem bie Sicherheit der Grenzen bes ruifiichen Reichs nach dieſer Richtung in 
ihrer vollen Ausdehnung abhängt, nur auf einer Theorie beruht. In Wirklich- 
keit, während Rußland ım Schwarzen Meere abrüftete, und fich fogar durch eine 
in den Konferenz= Protolollen niebergelegte Erklärung loyaler Weife die Möglich- 
feit verfagte, Mafiregeln zu wirkſamer maritimer VBertheibigung in ben angren- 
zenden Meeren und Häfen zu treffen, bewahrte die Türlei das Recht, unbegrenzte 
Seeftreitfräfte im Arcipel und in den Meerengen zu unterhalten, unb blieb es 
Frankreich und England freigeftellt, ihre Geihwaber im Mittelläubiihen Meere 
zufammenzuziehen. Weberbies ift, nach bem Wortlaut bes Bertrags, bie Einfahrt 
ins Schwarze Meer fürmlih, und für immermwährende Zeiten ber Rriegsflagge, 
fei es ber Uferftaaten, fei e8 irgend einer andern Macht, unterfagt; allein Fraft 
bes jogenannten Meerengen- Bertrags ift die Durchfahrt durch dieſe Meerengen 
nur in Friedenszeiten für die SKriegsfchiffe gejperrt. Aus diefem Widerſpruch 
ergiebt fich, daß die Küften des ruffiihen Reichs allen Angriffen, felbft von Seiten 
minder mächtiger Staaten, von dem Augenblid an preisgegen find, wo bieje über 
Seeftreitkräfte verfügen, denen Rußland nichts als einige Schiffe von geringem 
Umfang gegenüberzuftellen hätte. 

Der Bertrag vom 18.80. März ift Übrigens nicht den Abweichungen 
(derogations) entgangen, wovon die Mehrzahl der europäiſchen Transaktionen 
betroffen worden ift, und Angeſichts deren es ſchwer wäre zu behaupten, daß bas 
auf bie Achtung der Verträge ald Grundlage bes öffentlichen Rechts und .. 
für bie Beziehungen zwiſchen ben Staaten begründete gejchriebene Recht diefelbe 
morafifhe Sanftion bewahrt habe, bie e8 zu anderen Zeiten gehabt haben mag. 
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Man hat gejehen, wie bie Fürftentbümer Moldau und Walachei, deren Geſchick 
durch den Friedensvertrag unb bie fih ihm anreibenden Protololle unter ber 
Bürgihaft der Großmächte feftgefettt worben, eine Reihe von Ummwälzungen voll- 
bracht haben, die ebenfo ſehr dem Geifte wie dem Buchftaben dieſer Transaktionen 
zuwiberliefen, und fie zuerft zur Union und bann zur Berufung eines auswär- 
tigen Fürſten geführt haben. Diefe Thatſachen haben ſich vollzogen mit Ein» 
willigung ber Sorte, mit Zuftimmung ber Großmächte, oder wenigftens ohne daß 
diefe für nothwendig erachtet hätten, ihren Feftjegungen Achtung zu verſchaffen 
(de faire respecter leurs arröts). Der Vertreter Rußlands war ber einzige, 
welcher feine Stimme erhob, um bie Kabinette darauf aufmerffam zu maden, daß 
fie fih dur diefe Duldjamleit in Widerfpruch mit den Klaren Beftiimmungen bes 
Vertrages ſetzten. Gewiß, wenn biefe einer ber riftfichen Nationalitäten bes 
Drients gewährten Konzeffionen aus einem allgemeinen Einverftändniß zwiſchen 
ben Kabinetten und der Pforte in Gemäßheit eines auf fämmtliche chriftliche Be- 
völferungen ber Türkei anmwenbbaren Prinzips hervorgegangen wären, hätte das 
kaiferlihe Kabinet dem nur feinen Beifall zollen können. Cie waren jeder 
erliufiver Art. 

Das kaiſerliche Kabinet mußte alfo betroffen fein, zu jehen, daß faum einige 
Jahre nach feinem Abſchluſſe der Vertrag vom 18.80. März Angefihts der zu 
Paris in Konferenz verfammelten und in ihrer Geſammtheit die hohe Kollektiv» 
Autorität, auf welcher der Friede des Orients rubte, darftellenbeu Großmächte un» 

eftraft in einer feiner wefentlichen Beftimmungen übertreten werben konnte. Dieſe 
erleung war nicht die einzige. Zu wiederholten Malen und unter verſchie— 
denen Borwänben ift die Einfahrt in die Meerengen fremden Kriegsſchiffen und 
jene in bas Schwarze Meer ganzen Gejhwabern geöffuet worden, deren, An« 
weſenheit eine Verlegung bes dieſen Gewäfjern beigemefjenen Charakters unbe» 
dingter Neutralität bildete. 

In dem Maaß, als foldhergeftalt die von dem Vertrage dargebotenen Unter- 
pfänder und mameutlih die Birgfchaften einer wirkſamen Neutralität bes 
Schwarzen Meeres an Werth verloren, vermehrte bie Einführung ber zur Zeit 
ber Abſchließung des Bertrages von 1856 unbelaunten und nicht vorhergeſehenen 
Banzerjchiffe für Rußland die Gefahren eines etwaigen Krieges, indem dadurch 
die ohnehin fchon offenkundige Ungleichheit ber ri nur Seeftreitfräfte in ſehr 
bedeutenden Verhältniſſen gefteigert wurbe. 

Bei biejer Lage ber Dinge mußte fih Se. Majeftät ber Kaiſer die Frage 
vorlegen: welches die Rechte mud welches bie Pflichten find, bie für Rußland aus 
biefen Modificationen ber allgemeinen Lage und aus dieſen Abweihungen (dero- 
gations) von den Verpflichtungen fich ergeben, denen es unausgeſetzt gewiffenbaft 
treu geblieben ift, wiewohl fie im Geifte des Mißtrauens gegen Rußland abgefaßt 
worben waren. Nach einer reiflihen Prüfung diefer Frage gelangte Se. Kaijerl. 
Majeftät zu folgenden Schlußfolgerungen, welche Sie angewiefen werben, zur 
Kenntniß der Regierung, bei weldher Sie beglaubigt find, zu bringen. 

Unfer erlauchter — vermag de jure nicht — daß Verträge, die 
in mehreren ihrer weſentlichen und allgemeinen Klauſeln überſchritten worden 
find, in denjenigen Klauſeln, welche die direkten Intereſſen feines Reiches be— 
rühren, verbindlich bleiben ſollen. Se. Kaiſerl. Majeſtät kann de facto nicht 
zugeben, daß die Sicherheit Rußlands von einer Fietion abhänge, die der 
Probe der Zeit nicht widerſtanden hat, und daß dieſe Sicherheit durch die 
Achtung ruſſiſcherſeits derjenigen Verpflichtungen gefährdet werde, bie in ihrer 
Integrität nicht beobachtet worden find. Im Bertrauen auf das Billigleitegefühl 
ber Mächte, welche ben Bertrag von 1856 unterzeichnet haben, ſowie auf das 
Bewußtfein, das dieſe Mächte von ihrer eigenen Würde haben, befiehlt Ihnen 
ber Kaifer zu erflären: „Daß Se. Kaiferl. Majeftät an die Berpflid- 
tungen bes Bertrages vom 18./30. März 1856, infoweit biejelben 
f ine Souveränetätsredhte im Schwarzen Meer einſchränken, ſich 
nicht länger mehr gebunden erachten faun; baß Se. Kaiferl. Majeftät 
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ſich berechtigt und verpflichtet glaubt, Sr. Majeflät dem Sultan bie Special» 
und Zujag-Eonvention zu dem befagten Bertrage zu kündigen, welche letztere bie 
La und bie Größe der Kriegsſchiffe feftftellt, welche die beiden Ufermächte im 

warzen Meere zu beſitzen fich vorbehalten; daß Allerhöchftberjelbe den Mächten, 
welche ven allgemeinen Bertrag, befjen integrirenben Beftanbtheil dieje Convention 
bildet, unterzeichnet und gewährleiftet haben, davon in loyaler Weife Kenntniß 
giebt; daß Allerhöchſtderſelbe in diefer Beziehung Sr. Majeftät bem Sultan ben 
Bollgenuß feiner Rechte zurüdgiebt und ebenfo biefen Bollgenuß für fich jelber 
zurücknimmt.“ 

Indem Sie ſich dieſer Pflicht entledigen, werden Sie für den Nachweis 
Sorge tragen, daß unſer erhabener Gebieter nur die Sicherheit und Würde ſeines 
Reiches im Auge hat. Se. Kaiſerl. Majeſtät trägt ſich keineswegs mit dem Ge— 
danken, die orientalische Frage anzuregen. Auf biefem Punkte, wie überall jonft, 
begt Se. Kaiſerl. Majeftät keinen anderen Wunſch, als den des FFortbeftandes 
und ver Befeftigung bes Friedens. Allerhöchſtderſelbe verbarrt vollftänbig in ber 
Zuftimmung zu den allgemeinen Principien bes Bertrages von 1856, welche bie 
Stellung der Türkei im europäifhen Konzert feitgeftellt haben. Se. Kaiferl. 
Majeftät ift bereit, fih mit ben Mächten, melde die Transaktion unterzeichnet 
baben, zu verftäubigen, fei e8 um bereu allgemeine Stipulationen neu zu be» 
ftätigen, fei e8 um fie zu erneuern, fei es enblih um an deren Gtelle jebes 
andere billige Ablommen (arrangement) zu ſetzen, das geeignet: erſchiene, bie 
Ruhe des Orients und das europätfche Gleichgewicht zu fichern. 

Se. Kaijerl. Majeftät ift überzeugt, daß biefer Friede und dieſes Gleichge- 
wicht eine Bürgſchaft mehr erhalten, wenn fie auf gerechter und fefterer Grunb- 
lage ruben, als auf derjenigen, welche aus einer Stellung hervorgeht, bie feine 
Großmacht als eine normale Bedingung ihrer Eriftenz hinnehmen kann. 

Sie werben eingeladen, bem Herrn Minifter der auswärtigen Angelegen- 
beiten gegenwärtige Depeſche vorzulefen und in Abjchrift zu binterlaffen.“ 


10. November. Aus der Depeiche Lord Granvilles an Lord Buchanan in 
Petersburg (Schluß). 


„Es entfteht bie Frage, nicht ob ein von Rußland ausgedrüdter Wunſch in 
freunblihem Sinne von den Übrigen Mächten, welche mitunterzeichnet haben, jorg- 
fältig zu erwägen wäre, fonbern ob die Mächte von Rußland die Ankündigung 
binnehmen follen, daß es durch eigenes Vorgehen ohne ihre Zuftimmung fih von 
einer feierlichen Vereinbarung losgemacht hat. Ich brauche kaum zu fagen, daß 
Ihrer Majeftät Regierung diefe Mittbeilung mit tiefem Bebauern vernommen 
bat, weil biejelbe eine Erörterung eröffnet, welche das von ihr fo ernftlih an- 

eftrebte herzliche Einvernehmen mit Rußland aus dem Geleiſe bringen könnte. 
us ben oben erwähnten Gründen ift es für Ihrer Majeftät Regierung unmög— 
fih, zu dem von dem Filrften Gortihalow angelünbigten Berfahren ihre Ge- 
nebmigung zu ertheilen. Wenn ftatt einer derartigen Erklärung die ruffiihe Re— 
terung an bie biefjeitige Regierung und bie übrigen Mächte, welche bei bem 
—— von 1856 betheiligt ſind, einen Vorſchlag zur gemeinſchaftlichen Er— 
wägung gerichtet hätte, ob ſich etwas zugetragen babe, was man für eine Ver— 
tragsverleßung halten fönnte, oder ob ſich unter den Bedingungen etwas befinde, 
was unter ben veränderten Berbältniffen mit Üübermäßiger Härte auf Rußland 
drüde, ober was im Laufe ber Ereigniffe unnöthig geworben jei für bie ſchuldige 
Beihükung der Türkei, jo würde Ihrer Majeftät —— ſich nicht geweigert 
haben, die Brage im Einverftändniß mit den Mitunterzeichnern des Vertrages zu 
unterſuchen. as immer auch die Ergebniſſe derartiger Mittheilungen geweſen 
fein möchten, die Gefahr fernerer Berwidelungen und ein jehr gefährlicher Prä- 
cedenzfall für Die Gültigkeit internationaler Berbinblichkeiten wäre vermieben worben. 

Ich bleibe x. 

gez. Oranpille.“ 
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16. November. Aus der Depeſche des Grafen Beuft an ben Grafen E hotel. 


„Die Regierung Sr. k. und k. apoftolifhen Majeftät konnte nur mit pein- 
lichem Bebauern den Entſchluß vernehmen, ben uns bie Depefche bes Fürften 
Gortſchakow ankündigt, unb für welchen bie kaiferl. ruffiiche Regierung eine ſchwere 
Berantwortlichleit übernimmt. Es ift ihr unmöglich, ihr äußerftes aumen zu 
verbeblen und fie muß bie ernfte Aufmerkſamkeit des kaiſerl. ruffiihen Kabinets 
auf bie Folgen eines Schrittes lenken, welcher nicht blos fih gewaltfam gegen 
einen von allen Großmächten unterzeichneten internationalen Vertrag vergeht, fon: 
bern ber aud unter Berhältniffen gefchieht, die mehr als je Europa jene Garan- 
tien zum Bebürfniß machen, die für feine Ruhe und feine Zukunft in ber Heilig- 
a Sn Verträge liegen. j 

nehmigen Sie x.“ 


16. re - einer zweiten Depeche des Grafen Beuft an ben Grafen 
hotel. 

„Der Schritt, der eben gemacht wurde, kann nicht verfehlen, bie ernfteften 
Bejorgniffe hervorzurufen. Im weftliben Europa brachte er bereits eine Erregung 
ber Geifter hervor, bie ber Sache bes Friedens ſehr abträglich ift; in der Levante 
wird biefer Verſuch Rußlands, ſich jelbft Recht zu verjchaffen, ohne Zweifel als 
Beweis betrachtet werben, daß dieſe Macht den Moment für gelommen erachtete, 
bie Löfung der fogenannten orientalifchen Sense in bie Hanb zu nehmen. Die fo 
lebhafte Einbildungskraft der chriftliden Vöoller in dieſen Gegenden wirb darin 
eines ber lebhafteften Aneiferungsmittel finden. Das a are Beiſpiel eines 
Staates, deffen Anjeben in ihren Augen jo groß ift, wird in Zukunft, jo fürchten 
wir, bei ihnen alle Agitationen und Gewaltthätigleiten rechtfertigen. 

Der ruffiihe Kanzler wirb nicht in Abrebe ftellen können, daß etwas vor« 
handen, was uns Grund zur Bejorgniß giebt, und wirb fih auch nicht wundern, 
baß wir bie Ueberrafhung fehr ernft nehmen, bie er ber politiichen Welt bereitet. 
Wir ſehen in der von dem Petersburger Kabinet eingenommenen Haltung zwar 
nicht eine birelte Bebrobung Europas, aber doch eine Urſache unangenehmer 
Störung, die feine Ruhe und Sicherheit in Gefahr bringt. Ich habe nie ein 
Geheimniß aus meiner Ueberzeugung gemacht, daß das Lebereinlommen von 1856 
Rußland am Schwarzen Meere in eine Situation gebracht, bie einer Großmacht 
wenig würdig, da fie bie Rolle abſchwächt, die e8 ın ben Gewäſſern zu fpielen 
berufen ift, welche feine Ufer beipülen, und ich babe nichts unterlaffen, ich fann 
bies behaupten, um für biefe Ueberzeugung bei den anderen Garantiemächten 
Theilnahme zu gewinnen. Ich war deshalb um fo peinlicher berührt, bie kaiſerl. 
Regierung, um ihren Beſchwerden abzubelfen, zu einem Mittel greifen zu feben, 
das in jeder Beziehung mir zum Mindeften unglücklich gewählt erjcheint.“ 


8. November. Aus einer Depeihe bed Fürften Gortjhaloff an Baron 
Brunnow in London. 

„Unfer erhabener Herr hat eine gebieterifche Pflicht gegen fein Land zu er- 
füllen gehabt, ohne damit weber eine Verlegung, noch eine Bebrohung eines ber 
Unterzeichner des Bertrages von 1856 zu beabfichtigen. Im Gegentheil appellirt 
Se. Majeftät an das Gerechtigleitsgefühl berjelben und jan ihr Bewußtjein ber 
eigenen Würbe. 

Wir bedauern zu ſehen, daß Lorb Granville fich vorzugsweife an bie 
Form unferer Mittbeilung bält. Diefelbe lag nicht in unferer Wahl. Gewiß, 
wir hätten nichts Beſſeres verlangt, als durch eine Berftänbigung mit ben Unter- 
zeichnern des Vertrages von 1856 zum Ziel zu fommen. Aber ber erfte Staats- 
felretair Ihrer britiihen Majeftät weiß wohl, baß alle die zu verichiebenen 
Malen gemachten Verſuche zur Vereinigung der Mächte, um gemeinſchaftlich über 
Bejeitigung ber ben allgemeinen Frieden ftörenden Urfachen zu beratben, ftets 
gefceitert find. Die Verlängerung der gegenwärtigen Kriſis und bie Abwejenbeit 
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einer regelmäßigen Regierung in Frankreich fchiebt die Möglichkeit einer ſolchen 
Berftändigung noch hinaus, inzwifchen aber ift die durch jenen Vertrag für Ruf 
lanb gemadte Stellung mehr und mehr unerträglich geworben. 

Lord Granville wirb zugeben, daß das heutige Europa weit entfernt iſt, 
dafjelbe zu fein, welches ben Alt von 1856 unterzeichnete. Es war unmöglich, 
daß Rußland fih dazu verftehen konnte, allein, in infinitum an ein Weberein- 
fommen gebunden zu bleiben, welches, jchon befchwerlich zur Zeit, als es abge- 
ſchloſſen wurbe, von Tag zu Tag feine Garantien mehr und mehr verlor. 

Unfer erhabener Herr hat zu ſehr bas Gefühl deſſen, was er feinem Lande 
ſchuldig ift, um bemfelben noch länger eine Verpflichtung aufzuerlegen, gegen 
welche das Nationalgefühl proteftirt. 

Wir fönnen nicht zugeben, daß bie Bejeitigung eines theoretiihen Grund» 
fages ohne unmittelbare Anwendung, welche Rußland einfach ein Recht zurüd- 

iebt, beffen keine Großmacht beraubt werben kann, als eine Bebrohung bes 
Kriens zu betrachten wäre, noch aud, daß die Annullirung eines Punktes bes 
ages von 1856 die Annullirung des Ganzen in fich begreift. 

Dies ift nie ber Gedanke des faiferlihen Cabinets geweſen. 

Im Gegentheil erklären unfere Mittbeilungen vom 19. Oktober in ber 
beutlichften Weife, daß Se. Majeftät der Kaifer feine Zuftimmung zu ben Ber- 
trägen von 1856 vollftändig aufrecht erbält, unb daß er bereit ift, fich mit ben 
Unterzeichnern dieſes Uebereinflommens zu verftänbigen, fei e8 um bie allgemeinen 
Feſtſetzungen beffelben zu beftätigen, fei es um biejelben zu erneuern, fei es um 
biejelben burch irgend eine andere billige Abmachung, welhe für geeignet zur 
Sicherung ber Ruhe im Orient und das Gleichgewicht Europas erachtet würde, 
zu erjegen.“ 


Zur Stellung der dentfchen Politik. 


Bismards erſte Neußerungen über Rußlands Vorgehen. 
23. November. Odo Ruſſell an Lord Grauville. 


„Graf Bismard empfing mich geftern und das Ergebniß breiftünbiger Er- 
Örterungen war, baß er mich ermächtigte zu verfihern: 

1. daß das ruſſiſche Rundſchreiben vom 19. ihm überraſchend gelom- 
men ſei; — 

2. daf mährend er jeder Zeit der Meinung gewejen ſei, baß ber Vertrag 
von 1856 mit ungerechtfertigter Härte auf Rußland laſte, er boch bie Art des 
Borgehens Rußlands und bie zur Erzwingung einer Revifion des Vertrags ge- 
wählte Zeit mifbillige; 

3. daß er bebaure wegen des gegenwärtigen Krieges weber ſich einzumifchen 
noch ſelbſt das ruffiihe Eircular zur Zeit amtlich beantworten zu können; — 


4. daß er jebodh, um ben Ausbruch eines anberweitigen Krieges zu ver- 
hüten, fich entichieben für bie Abhaltung von Konferenzen in Konftantinopel 
aussprechen werde. — — 

Eine zweite Beiprehung mit Graf Bismard bauerte geftern Abend von 
10 Uhr bis nad Mitternacht. 

Der Kaifer hatte inzwifchen telegrapbifch mit dem preußiſchen Gefandten in 
Petersburg corresponbirt und autorifirte mich nach London zu telegrapbiren, daß 
Falls Ew. Lordſchaft einverſtauden wäre, er gern ber Initiative zu dem Vor⸗ 
ſchlage von Konferenzen ergreifen würde, um eine frieblihe Löſung einer Frage 
zu finden, welche, wie ich ihm offen ausgefprochen hatte, in ihrer gegenwärtigen 
Lage geeignet wäre, uns mit ober obne Bunbesgenofjen zum Kriege mit Rußland 
brängen würde. — Graf Bismard ſprach fih für Abhaltung einer Konferenz 
in Petersburg aus, wo mir Nüdficht auf die Anmejenheit des Kaifers leichter zu 
einer Berftändigung zu gelangen wäre als in Konftantinopel ꝛc. ꝛc.“ 


188 
1870. 
25. November. Lorb Granpille an Odo Ruſſell. 

Ausdrud der Befriebigung darüber, daß die ruffiihe Eröffnung aud von ber 
preußiihen Regierung mit Ueberrafhung und Bebauern aufgenommen worben 
fei. — Bereitwilligkeit Englanbs zu einer Konferenz, — aber weber in Petersburg 
noch in Konftantinopel, — auch nicht in Berlin mit Rüdfiht auf Frankreich. 


Odo Rufiell an Lorb Granpille. 

Graf Bismard fchlägt London als Konferenzort vor, — nachdem Fürft 
Gortſchakoff fih dazu gegen ben Norbbeutihen Gefanbten bereit erklärt babe, 
um bie Ehrlichkeit der ruſſiſchen Politik zu bethätigen und ber öffentlihen Meinung 
Englands eine Befriedigung zu gewähren. 


29. November und 1. Dezember. Lord Lyons an Lorb Granpille. 

Bedenken der franzöfiihen Regierung in Tours, an einer Konferenz Theil 
zu nehmen, welche auf Preußens Anlaß und unter den Auspicien Preußens 
ftattfinden ſolle. — 

Frankreich würbe ba eine untergeordnete Rolle fpielen und bazu beitragen, 
das von Preußen ſchon jett in Anfpruch genommene Uebergewidt in Europa zu 
fonftatiren. — 

Lord Lyons machte bagegen geltend, daß Frankreichs Würbe und Intereſſe 
u erfordern fchiene, daß es bei den Konferenzen nicht fehle. Eine Zujammen- 
kunft ber Bertreter ber Großmächte, bei welcher auch Frankreich vertreten jei, 
würde gerade in dem Augenblicke vortheilhaft für baffelbe fein. 

Herr v. Chaudordy blieb fchließlich dabei ftehen, daß die Regierung in 
Tours eine Entiheibung nicht ohne Verhandlung mit der Regierung in Paris 
treffen Könnte. — 


27. Dezember. Mittheilung ber franzöfifhen Regierung nah London, daß 
I. Favre zum Bertreter Frankreichs auf den Konferenzen beftimmt ſei. 


Deutſcher Bermittelungsvorjdlag. 


6. Dezember. Mittheilung ded Bundesfanzlers Grafen v. Bis— 
mard bei Vorlegung der Actenftüde im Reichötage. 


„Ich bemerfe, daß das Bundespräfidium den Zeitpunft für günftig 
erachtet hat, um einen Bermittelungsvorfhlag an die Mitunterzeichner 
des — Friedens-Vertrages vom 30. März 1856 zu richten, welcher 
dahin geht: 
a diefelben ihre Vertreter in London autorifiren möchten, zu 

einer Konferenz zufammenzutreten, um in derjelben die Fragen 
gu erwägen, melde fih an die von dem faiferlich rujfifchen Ka— 
inet duch defjen Eirkular vom 19./31. Dftober d. J. gemachten 
Eröffnungen knüpfen. 

Diefer Vorſchlag hat die allfeitige Zuftimmung gefunden und das 
Präfidium wird hiervon dem Yondoner Kabinet mit dem Erſuchen Kenntnig 
geben, den Zujammentritt der Konferenz in London einzuleiten.“ 


Der Berlauf ber Londoner Konferenz. 
Aus den Protocollen. 


„Rad wiederholter Verſchiebung trat bie Eonferenz am 17. Januar zum 
erften Male zujammen. In dieſer erften Situng ftellte der türliſche Gejanbte ven 
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Antrag, daß Lord Granpille den Borfig übernehme, als ein Zeugniß für das 
Bertrauen aller Mächte auf deſſen erleuchtete Fürſorge, eine Löſung anzubabnen, 
welche mit der Gerechtigkeit und bem allgemeinen Wunſche nah Erhaltung bes 
Friedens im Einflange jei. Lorb Granville nahm den Borfit danfend an und 
fprach zugleih jein Bebauern aus, baß fein Bertreter Frankreichs zugegen fei. 
Er fchlägt vor, die Reſultate ber Berbandlungen dem franzöfifhen Geihäftsträger 
jebesmal konfidentiell mitzutbeilen, und bie Berfammlung fimmt dem bei. Hierauf 
ftellt Lord Granville ben ange ein befonderes Protokoll zu unterzeichnen, bes 
Inhalts, daß die Konferenz von allen den Mächten, welche ven Bertrag von 1856 
unterzeichneten, angenommen jei, um obne vorgefaßte Beichlüffe und mit voll- 
fommener Freiheit die Mobdificationen jenes Bertrages zu beratben, welche Ruß- 
land in Beziehung auf die Neutralifirung des Schwarzen Meeres wünſche, und 
im Einflange mit bem weſentlichen Grundſatze bes öffentlichen Rechtes, welches 
alle Mächte anerlennen, daß „feine berjelben fi von den Berpflihtungen eines 
Bertrages losjagen oder deſſen Beitimmungen mobifiziren fann, es fei denn mit 
Zuſtimmung der contrabirenden Parteien auf dem Wege freundlicher Berftän- 
Digung.“ Hierliber wirb ein Protofoll ad hoc unterzeichnet und die Vertreter 
der Pforte, ber En Monardie und Italiens erflären ihre 
formelle Zuftimmung zu bem udſatze. Dann las der Vertreter Rußlands 
ein Memoire vor über die Thatfahen und Umftände, welche feit dem Bertrage 
von 1856 die Wirkungen beffelben mobifizirt und ben Czaaren veranlaßt haben, 
eine Revifion ber Artikel, welche fih auf das Schwarze Meer bezieben, zu bean- 
tragen, da dieſe nicht länger verträglich find mit ben guten nachbarlichen Be— 
ziehungen zwijchen den beiden Ufermäcdten. Er beantragt biefe in boppeltem In« 
tereffe für die Sicherheit ſowohl als für die Würde feines Staates und mit ter 
feften Abficht, die allgemeinen Grundſätze des Bertrages von 1856, durch melden 
die Stellung der Türkei im europäiſchen Concerte fetgeftellt wurde, aufrecht zu 
erhalten. Bertreter ber Pforte erfennt den verjönlichen Geift der rujfifchen 
Erflärung an und fpricht ben Wunfch bes Sultans aus, mit bem Czaaren in ben 
freunblichften nachbarlichen Beziehungen zu bleiben und feine friedlichen Gefin- 
nungen bei dieſer Gelegenheit durch jeine Mitwirkung zur Verhinderung von Com« 
plilationen zu beweifen. Er beantragt dann einen Aufihub der nächſten Situng, 
um bie ruffifhen Vorſchläge reiflicher erwägen zu können. Der Vertreter von 
Norbdeutichland wünſcht die erfte Gelegenheit zu ergreifen, um zu beftätigen, daß 
bie Regierung bes Königs eine Conferenz vorgeichlagen babe im Sinne der Ber- 
föhnlichkeit, der Billigleit und bes Friedens; er ſei in demſelben Sinne beauftragt, 
eine eruftliche Erwägung ber ruffiihen Wünſche nah einer Reviſiou folcher 
Elaufeln des Bertrages von 1856 zu empfehlen, welche bie nachbarlichen Be- 
ziebungen ber beiben Ufermächte zu berühren fcheinen, die fo weſentlich für bie 
Ruhe des Orients feien. Er würde feinen Inftructionen gemäß mit völliger und 
aufrichtiger Unparteilichfeit auf bie Diskuffion eingeben, lediglich in ber Arficht, 
durch das Einverflänbniß aller Bertragsmächte die Sicherheit des Drients und bie 
Integrität ber ottomanifhen Pforte zu wahren. Zum Schluß giebt Lord Gran» 
ville den Gefinnungen feine Anerkennung, welche Preußen veranlaßten, eine 
Eonferenz in Anregung zu bringen, halte es aber für nötbig, zu bemerken, daß 
urfprünglich vorgeichlagen war, die Konferenz in Petersburg zu balten, und baf 
fie nur angenommen wurde unter ber Bedingung, daß fie an einem anderen 
Orte unb ohne vorgefaßte Beichlüffe gehalten werde. 

In der zweiten Sitzung am 24. Februar zeigt ber preufifche Bevoll- 
mächtigte an, daß fein Souverain den faiferlibden Titel angenommen babe, 
und ber ruſſiſche Geſandte beeilt fih, anzufünbigen, daß er Inftructionen 
erhalten babe, diefen neuen Titel des Königs von Preußen anzuer- 
fennen. Alle anderen Vertreter fchließen fich diefer Anerkennung an. 

Dann verfieft ber ruffiiche Vertreter ein Reſumé der Anfichten feiner Regierung. 
Er vergleicht den gegenwärtigen Zuftand von Europa mit dem zur Zeit des Endes 
bes Krimkrieges. Dann auf bie Frage wegen bes Schwarzen Meeres fommenb, 
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wirb darauf hingewieſen, daß bie Navigationsfreiheit ein weſentliches Recht beiber 
Uferftaaten fei, daß eine geſunde Politik den Mächten empfehle, einem Zuftanbe 
ein Ende zu machen, ber bie Unabhängigleiten beider Staaten beichränfe und bie 
Keime von Unruhe und Zwietracht enthalte, und es wirb der Pforte bie Initiative 
zu jolden Mopifilationen vorbehalten, wie Rußland fie wünſcht. Der türkiſche 
Bevollmächtigte will die VBeftimmungen von 1856 nicht als nachtheilig für die 
Unabhängigkeit der Uferftaaten anerlennen, noch auch, daß fie durch die Begeben- 
beiten ber legten fünfzehn Jahre weſentlich berührt feien; er bedauert, daß Ruß- 
land darin ein Hinderniß für den Frieden im Orient erblide, jedoch babe feine 
Regierung in verjöhnlihem Sinne ihn inftruirt, folhen Mopifilationen zuzu⸗ 
flimmen, welche bie anderen Bertragsmächte fiir äquivalente Garantien und für 
verträglich mit der Sicherheit bes ottomaniſchen Reiches anerkennen. Dieſem 
Prinzipe der Aequivalente fiimmt ber öfterreichifche Vertreter bei. Lorb Gran» 
ville lobt ben verjöhnlichen Sinn der türkiſchen Erklärung, bemerkt aber, daß 
ſchon zur Zeit bes Bertragsichluffes politiihe Perſonen in England fi gegen die 
Neutralitätsflaufeln des Bertrages erklärt hätten. Er felbft glaube zwar, baf fie 
zur Zeit wichtig und nützlich für die Sicherheit bes türfifchen Reiches gewejen 
feien, er wäre jeboch bereit, Namens feiner Regierung eine Convention im Sinne 
ber ruſſiſchen Wünfche zu unterzeichnen, unter der Bebingung, daß Aequivalente 
für die Neutralitätsffaujeln erlanıt würden. 

Am 3. März war wiederum Sitzung, und bie Artilel eines neuen Ber- 
trages als Erjat für den von 1856 wurben biscutirt. Der Vertreter der Türlkei 
macht Einwäürfe gegen den Ausbrud „Nichtufermächte” (pouvoirs non riverains) 
in dem Artikel, welcher dem Sultan erlaubt, in bringenden Fällen bie Darda- 
nellenftraße fremben Kriegsichiffen zu öffnen, und wünſcht anftatt beffen „befreunbete 
Mächte” zu ſetzen, ba jener Ausbrud eine Beſchränkung der fouverainen Rechte 
ber Pforte einjchließe und ben Schein babe, gegen Rußland allein gerichtet zu 
fein. Baron v. Brunnomw ergeht fich weitläufig über bie durchaus friedliche 
Politif feines Souverains und fpricht das Vertrauen aus, daß bie Einftimmigfeit 
aller Mächte die befte Garantie fei für bie Rube, die Sicherheit und die Wohl» 
fahrt ber Türkei. Lord Granpille betont alle bie freundlichen Gefinnungen 
noh mehr, kann aber ven Einwürfen des türkifchen Vertreters wegen bed Aus- 
brudes „Nichtufermächte” nicht beiftimmen, ba diefer Ausdruck in dem Bertrage 
von 1856 gebraudt fjei. Muſurus Paſcha befteht aber darauf, aus dem neuen 
Bertrage jeben Unterſchied zwiichen ben Mächten zu entfernen, welche alle gleich— 
mäßig die Integrität unb bie Unabhängigkeit bes ottomaniſchen Reiches garantirt 
baben und beruft fih auf den Bevollmächtigten Deutſchlands, welcher wiederholt, 
baß das weſentliche Ziel jeiner Regierung fei, ein gemeinfames Einverftänduiß 
zwiſchen ben Unterzeichnern des Bertrages von 1856 herbeizuführen. Dann werden 
bie Elaufeln über die Donau in Betracht gezogen unb Lorb Granville ſchlägt 
vor, bie internationale Commiffton für 26 Jahre beizubehalten, obgleich er eine 
unbeſchränkte Verlängerung ihres Beftebens wünſchen möchte. Graf Bernftorff 
hätte auch einer unbelhehuiten Fortbauer zugeftimmt, da jedoch Oeſterreich und 
Rußland nur einen Zeitraum von 12 Jahren zugeben wollen, jo nimmt er biejen 
an und Lord Granpille ftimmt vorläufig zu. 

Die vierte Sitzung der Konferenz war fehr kurz. Alle Bevollmächtigten, 
anfer Mufurus Paſ 2: waren bereit, die Artifel des vorgeichlagenen Vertrages 
anzunehmen, aber ber Bertreter Frankreichs war noch nicht eingetroffen. 

Bei Eröffnung der fünften Situng am 13. März ftellte der Vorſitzende 
ben Herzog de Broglie ber Eonferenz als Bevollmächtigten für Frank— 
reich vor. Der Herzog be Broglie erkennt die Worte Lord Granville's 
als voll Freundſchaft und Wohlwollens für Franfreih an, bezieht fih auf bie 
Urſachen, welche verhindert haben, daß ein Vertreter Frankreichs bei ben früheren 
Situngen gegenwärtig war; bemerkt, daß die franzöfiiche Regierung vielleicht vor- 
gezogen haben würbe, bis zu Ende abweſend zu bleiben, jedoch gefürchtet babe, 
daburch ihrem Bewußtjein von ber Wichtigkeit, die Harmonie zwiſchen den beiben 
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Großmãchten zu bewahren ober herzuftellen, nicht genügenden Ausbrud zu gebe. 
Er ergreift Eifer bie Gelegenheit, um fich zu bem heilſamen Grundſatze der 
europäischen Geſellſchaft zu befennen, „daß keine wejentlichen Aenderungen in ben 
internationalen Beziehungen ftattfinden jollten ohne bie Einftimmung aller Groß⸗ 
mãchte“. Die franzöfiihe Regierung babe keinen genügenden Grund zur Ab» 
änderung ber Beftimmungen bes Bertrages von 1856 finden Fönnen, unb würde 
vorgezogen haben, ihn beizubehalten; da jedoch die Pforte, als Haupt-Intereffent, 
die Wünjche Rußlands zugeftebe, jo ſtimme die franzöfiiche Regierung gern ben 
Beichlüffen der Eonferenz zu. Der Vertreter Italiens fchlägt vor, in dem zweiten 
Artikel des neuen Bertrages bie Worte „befreundet und alliirt“ an bie Stelle 
von „Richtufer“ (non riverain) zu jegen, womit Mufurus Paſcha einverftanden 
if. Dann werben noch verichiedene Aenberungen einzelner Ausprüde in Bor- 
ſchlag gebradt, wie „Konvention“ für „Vertrag“, „Kriegsichiffe” fir „Flotten“ 
und ein Schlußſatz hinzugefügt, welcher das Recht bes Sultans, nöthigenfalls in 
Friebenszeiten die Darbanellenftraße zu öffnen, mit der Nothwendigleit, die Aus- 
führung des Vertrages von Paris zu wahren, ibentifizirt. Diefe Amenbements 
werben angenommen. Bezüglih auf die Dauer der internationalen Donau— 
Commiſſion wird ber öfterreichifche Vorjchlag von 12 Jahren angenommen; Graf 
Apponvi bätte eine längere Dauer gewünjcdt, wenn bie andern Mächte zuge» 
ſtimmt bätten, Graf Bernftorff und Baron Brunnom find nur zur Annahme 
ber 12 jährigen Frift ermächtigt; die Vertreter Frankreich und Italiens hätten eine 
unbeftimmte Berlängerung angenommen. Dann melben bie Bevollmächtigten 
Rußlands und der Türke, baf fie ermächtigt find, eine befonbdere Convention zu 
unterzeihnen, woburdh bie jpeziellen Claufeln bes Bertrages bon 1856 bezüglich 
auf bie Zahl ber Kriegsjchiffe, welche jede Macht im Schwarzen Meere halten 
barf, bejeitigt werben; dieſe beſondere Convention fol ber Conferenz mitgetbeilt, 
dem Bertrage angehängt und bie Ratififation beider an bemfelben Tage ausge» 
taufcht werben. ann wirb bie Urfchrift bes Bertrages von allen fieben Be— 
vollmädhtigten unterfchrieben und am folgenden Zage die fieben Abjchriften ge- 
bührend unterzeichnet und beflegelt, worauf ber türkiſche Bevollmächtigte für fich 
und alle Theilnebmer den Dank der Eonferenz an ihren Borfigenden, Lord 
Granpville, ausſpricht.“ 


Ergebnif der Eonferenz über die Pontudfrage. 


Bertrag vom 13. März 1871 zwiſchen Deutſchland, Defterreich, 
Frankreih, England, Italien, Rußland und ber Türkei. 

Art. 1. Artikel 11, 13 unb 14 des Parifer Bertrages vom 30. März 
1856, wie bie zwilchen ber hoben Piorte und Rußland abgefhoffene und dem 
Art. 14 beigefügte Convention werben aufgehoben und durch den folgenden Artikel 
erſetzt. 

Art. 2. Das Prinzip der Schließung der Dardanellen und des Bosporus, 
wie daſſelbe durch Separatvertrag vom 30. März 1856 hergeſtellt worden, wird 
aufrechterhalten, ſowie die Macht Sr. kaiſerlichen Majeſtät des Sultans, die ge— 
nannten Meerengen in Friedenszeiten bei Flotten ber befreundeten und alliirten 
Mächte, falls die Ausführung der Stipulationen bes Parifer Vertrages vom 
30. März 1856 es erfordern follte, zu öffnen. 

Art. 3. Das Schwarze Meer bleibt wie bisher den Hanbels-Marinen 
aller Nationen geöffnet. 

Art. 4. Die dur Art. 16. des Parifer Vertrags errichtete Commiffion, in 
welcher jeder ber Mächte, die gemeinjhaftlic ben Vertrag unterzeichneten, durch 
einen Delegirten repräfentirt ift, und die mit bem Entwurf und ber Ausführung, 
der unterhalb Iſaktſcha nothwendigen Arbeiten betraut wurbe, um bie Münbung 
der Donau, fowie die benachbarten Theile des Schwarzen Meeres, von Sanb- 
bänken und anderen Hinberniffen frei zu maden, damit biefer Theil bes Fluffes 
und bie genannten Theile des Meeres in beften Zuftaub für die Schifffahrt geſetzt 
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werben, verbleibt in ihrer gegenwärtigen Zufammenfegung. Die Dauer biefer 
Commiſſion ift auf einen weiteren Zeitraum von 12 Jahren, und zwar vom 
24. April 1871 bis 24. April 1883 — bem Termin zur Einlöfung bes von biejer 
Commiſſion unter Garantie von Deutſchland, Defterreih, Ungarn, Frankreich, 
Großbrittannien, Italien und der Türkei contrabirten Anlehens — feftgeftellt. 

Art. 5. Die Bedingungen des Wieberzufammentritts ber burch Krtitel 17 
bes Barifer Bertrages vom 30. März 1856 gebildeten Fluß-Commiſſion ſoll durch 
eine vorhergehende Berftändigung zwiſchen den Flußmächten, ohne Präjubiz der 
auf die drei Donau-Fürftentbümer Bezug habenden Claufel feftgeftellt werben, 
und infofern irgend welche Mobifizirung bes Artikels 17 bes genannten Bertrages 
involvirt fein mag, fo foll Tetstere der Gegenftanb einer Spezial-Konvention 
zwifhen den Signaturmächten bilden. 

Art. 6. Die Mächte, weile die Küften biefes Theiles der Donau befigen, 
wo bie Katarafte und die Eifernen Thore der Schifffahrt Hinderniffe bereiten, in- 
dem fie fich vorbehalten, Behufs Befeitigung dieſer Hinberniffe zu einer Ber- 
ftändigung zu fommen, erkennen ben hoben contrabirenden Parteien das Recht 
zu, bi® zur Zilgung der zur Ausführung der Arbeiten contrahirten Schuld eine 
proviforijhe Abgabe auf Hanbelsichiffe jeber Flagge, welde von nun an dadurch 
Nuten ziehen, zu erheben, und fie erklären, daß Artikel 15 des Parijer Vertrages 
von 1856 auf diefen Theil des Fluffes für den zur Rüdzablung ber qu. Schuld 
nothwenbigen Zeitraum feine Anwendung findet. 

Art. 7. Alle durch die europätiche Commiffion in Ausführung bes Parifer 
Vertrages von 1856 oder bed gegenwärtigen Vertrages errichteten Bauten und 
Etablifjements follen fortfahren, fi derjelben Neutralität zu erfreuen, bie fie 
bisher geihilgt bat und melde Seitens der hohen contrabirenden Parteien unter 
allen Umftänden in gleicher Weile fir die Zukunft refpektirt werben wird. Die 
baraus entfpringenben Bortheile ber Privilegien erftreden fi auf bas gejammte 
Berwaltungs- und Ingenieur-Perjonal der Commiffion. Wobhlverſtanden affiziren 
biefe Beftimmungen biejes Artilels in keiner Weije das Recht der hoben Pforte 
in ihrer Eigenſchaft als Territorialmacht, wie bisher ihre Kriegsschiffe in bie 
Donau zu jenben. 

Art. 8. Die boben contrabirenden Parteien erneuern unb beftätigen alle 
Stipulationen bes Bertrages vom 30. März 1856, fowie auch beren Anhänge, 
bie durch ben gegenwärtigen Bertrag nicht anullirt oder mobifizirt find. 

Art. 9. Der gegenwärtige Bertrag fol ratifizirt und bie Ratififationen 
follen innerhalb jehs Wochen oder früher, wenn möglich, ausgewechſelt werben. 


16. Die Campagne der franzöſiſchen Kepublik. 


Die erfie Campagne. 


1870. 10. Oftober. Gambettas Proclamation nad feiner Ankunft in Tours, 


„Mitbürger! Auf Befehl der Regierung ber Republil habe ich Paris ver- 
laſſen, um Eud zugleih mit den Hoffnungen, von denen das Bolf von Paris 
erfüllt ift, die Anmweifungen und Befeble derjenigen zu übermitteln, welche ſich 
der Aufgabe unterzogen haben, Franfreih von ben Fremben zu befreien. 

Paris, welches jeit fiebzehn Tagen belagert ift, bietet das Schaufpiel bar, 
wie mehr als 2,000,000 Menſchen, welche alle Zwiftigleiten vergeffen, um ſich 
um die Fahne der Republif zu fchaaren, die Borausficht bes einbringenden 
Feindes zu nichte machen, welcher auf Zmwietracht im Innern rechnete. Die Re- 
volution batte in Paris weber Geſchütze noch andere Waffen gefunden. Jetzt find 
in ber Stabt 400,000 bewaffnete Nationalgarden, 100,000 Mobilgarben und 
60,000 Mann reguläre Truppen. In den Werkftätten werben Gejchiite gegoffen, 
bie Frauen fertigen täglich eine Million Patronen an. Jedes Bataillon ber 
Nationalgarbe hat zwei Mitrailleufen; auch wirb fie mit Feldgeſchützen verfeben, 
um Ausfälle gegen die Belagerer machen zu können. Die Forts find mit 
Marine-Truppen befegt und mit vortrefflihen Geſchützen verfehen, welche von 
ben beften Artilleriften der Welt bebient werden. Bis jett hat ihr Feuer ben 
Feind verhindert, auch nur das Meinfte Erbwerk aufzurichten. Die Enceinte, 
welche am 4. September nur mit 500 Kanonen bejegt war, bat jetzt deren 3800 
mit ausreihenber Munition. Mit dem größten Eifer wirb das Feuer fortgejekt; 
jeder Dann befindet fih an bem für ien beftimmten Poften. Die Enceinte ift 
fortwährend von der Nationalgarbe beiett, weldhe vom Morgen bis zum Abend 
das Werk des Krieges verrichtet. Die Feltigkeit und Erfahrung biefer improvifirten 
Soldaten wirb.von Tag zu og größer. Hinter der einen Enceinte eriftirt noch 
eine andere, von Barriladen gebildete, deren Bau die PBarifer zur Vertheidigung 
ber Republik jettt wieder aufgenommen haben. Alles biejes ift mit Ruhe, Orb» 
nung und Enthufiasmus ins Werk gejegt worden. 

Es ift feine Illufion — Baris ift uneinnebmbar! Es kann 
weder durch Gewalt noch durch Ueberrafhung erobert werben. Zwei 
anbere Mittel blieben ben Preußen: ber Aufſtand und bie Hungers- 
notb; aber weder zu bem einen, noh zu bem andern wirb es in 
Paris kommen. Da die Stabt mit dem Nöthigen verſehen ift, fo ift fie im 
Stande, dem Feinde fange Monate hindurch Trotz zu bieten. Die Lebensmittel 
find in Maffe aufgehäuft und mit männlicher Ausdauer wirb die Stabt alle Be- 
drängniffe ertragen, um ihren Brüdern in den Departements Zeit zu 
geben, ihr zu Hülfe zu fommen. Dies if, ohne irgeub welche Entftellung, 
die Situation von Paris. 

Große Pflichten werden Euch dadurch auferlegt. Die erfte dieſer Pflichten 
ift, daß Ihr Leinen anderen Gedanken habt als ben Krieg. Die 
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zweite beftebt barin, daß Ihr in brüberlidem Entgegenlommen Euch den Befehlen 
ber republilfaniihen Regierung fügt, welche durch das Recht der Nothwen- 
digkeit geichaffen ift und feinen anderen Ehrgeiz, feine andere Leidenſchaft hat, 
als Frankreih dem Abgrunde zu entreißen, an welchen e8 die Monarchie geführt 
bat; jobalb das geſchehen iſt, wirb bie Republik feft begründet und ge— 
jhüst fein gegen alle Berfhwörer und Reactionaire. 

Die Republik ruft die Mitwirkung Aler an. Der Himmel wirb aufhören, 
unfere Gegner zu begünftigen. Die Herbftregen werben kommen, und, zurüd- 
gehalten bei Paris, weit entfernt von ihrer Heimatb, beunruhigt von uns, werben 
bie Feinde vecimirt werben durch unfere Waffen, durch den Hunger, durch Die Natur. 

Nein! es ift nicht möglih, daß der Genius Frankreihs fein Antlig auf 
immer verhüllt babe, daß bie große Nation fich den ihr zukommenden Plat in 
ber Welt durch die Invafion von 500,000 Menfchen nehmen läßt. Erbeben wir 
uns in Maffen; laßt uns lieber fterben, als die Schmah einer Zerftüdelung 
Frankreichs erdulden; trog alles unjeres Unglüds bleibt uns noch das Gefühl 
der Einheit und Uutheilbarkeit der franzöfiihen Republik, 

Ruhmreicher als je wird das belagerte Paris jene unfterblihe Devije auf- 
rechterhalten, welche ganz Frankreich ihm nachſprechen wird: Es lebe die Nation, 
es lebe die eine uud untheilbare Republik.“ 


11. Dftober. Einnahme von Orleans. 
30. Dftober. Gefecht bei Le Bourget. 


2. November. Dekret der franzöfiihen Regierung wegen Mafjen- 
aufgebot3. 


Gefahren an der Loire. 
9. November. Räumung von Drleand Seitens der deutjchen Truppen. 
27. November. Sieg bei Amiens. 
29. November. Gefecht bei Billiers. 
2.—4. Dezember. Gefechte bei Brie und Champigny. 
4. Dezember. Wiedereroberung von Drleans. 


Die Ergebnifje der erjten republifanifhen Campagne. 
6. Dezember. Armeebefehl ded Königs. 

„Soldaten der verbündeten Deutſchen Armeen! Wir ftehen abermals 
an einem Abjchnitt des Krieges. 

As Ich zulegt zu Euch ſprach, war mit der Capitulation von Meg 
die legte der jeindlihen Armeen vernichtet worden, welche uns beim Be- 
ginn des Feldzuges gegenüberftanden. 

Seitdem hat der Feind durch die außerordentlichiten Anftrengungen 
uns neu gebildete Truppen entgegengeftellt, ein großer Theil der Be— 
wohner Frankreichs hat feine friedlichen, von uns nicht gehinderten Ge— 
werbe verlajjen, um die Waffen in die Hand zu nehmen. 

Der Feind war uns an Zahl oft überlegen, aber dennoch habt Ihr 
ihn wiederum gejchlagen; denn Tapferkeit und Mannszucht und das Ber: 
trauen auf eine gerechte Sache find mehr werth, wie die Ueberzahl. 
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Alle Verſuche des Feindes, die Cernirungslinie von Paris zu durd- 
brechen, find mit Entjchiedenheit zurüdgemiejen worden, oft zwar mit 
vielen blutigen Dpfern — wie bei Champigny und bei Le Bourget — 
aber auch mit einem Heldenmuth, wie Ihr ya überall bemeijet. 

Die Armeen des Feindes, welche zum Entfag von Paris von allen 
Seiten heranrüdten, find ſämmtlich geſchlagen. 

Unjere Truppen, die zum Theil noch vor wenigen Wochen vor Met 
und Straßburg ftanden, find heute jchon über Rouen, Orleans und Dijon 
hinaus, und neben vielen Heinen fiegreihen Gefechten find zwei neue 
große Ehrentage — Amiens und die mehrtägige Schlaht von Orleans 
— den früheren binzugetreten. Mehrere Feftungen find erobert und vieles 
Kriegsmaterial ift genommen worden; jomit habe ih nur Anlaß zur 
rößten Zufriedenheit, und es ift Mir eine Freude und ein Bedürfniß, 

uch dies auszufprechen. 

Ih danfe Euch Allen, von General biß zum gemeinen Soldaten. 

Beharrt der Feind bei einer weiteren Yortiegung des Krieges, fo 
weiß Ih, dag Ihr fortfahren werdet, diefelbe Anjpannung aller Kräfte 
zu bethätigen, welcher wir unjere bisherigen großen Erfolge verdanten, 
bi3 wir einen ehrenvollen Frieden erringen, der würdig der großen Opfer 
ift, die an Blut und Yeben gebradht worden. 

H.⸗Q. Berjailles, den 6. Dezember 1870, Wilhelm.“ 


Der Angriff auf Paris. 


„Provinzial-Correspondenz“ vom 26. Oltober. 

„Die Verzögerung des Angriffs auf Paris hat mannigfache irrthümliche Aus- 
legungen bervorgerufen: bie einzig richtige Erklärung der jeitherigen Verzögerung 
ift, daß die nothwendigen militäriihen Borbereitungen nicht raſcher gefürbert 
werben konnten. 

Die urjprünglien Berehnungen und voraneilenden Erwartungen berubeten 
zunächſt auf der Annabme, daß eine tbeilweije Beſchießung von Parıs ſchon ftatt- 
finden wiirde, jobald das dazu unbedingt erforderlihe Material an Feitungsge- 
jhüß bei der Belagerungsarmee eingetroffen jein würbe. Es lag dabei vor Allem 
die VBorausfegung zu Grunde, daß der Muth und die Wiberftanbsfraft der in 
allen Richtungen leicht erregbaren Pariſer Bevölkerung Angefichts einer Beſchießung 
jebr bald zur Verwirrung und Nachgiebigkeit umfchlagen würde. Nah dem Falle 
von Toul fhien nun die Hoffnung begründet, daß die nach jener Auffafjung er- 
forderlihe Anzahl von Belagerungsgeihügen nebſt Munition in furzer Zeit bis 
vor Paris würden gejchafft werden fünnen. 

Im Kriegsratbe unjers Königs gelangte jedoch nicht jener Geſichtspunkt 
einer wejentlihd moraliſchen Wirkung auf die parifer Bevöllerung zur enticheiden- 
den Geltung, jondern die ernft militärifche Auffaffung des Bombardements, nad) 
welcher auch dieje kriegeriſche Operation von vorn herein mit ber vollen Energie 
und alljeitigen Vorbereitung in Angriff genommen werben jollte, durch welche 
alle Aufgaben während bes ganzen Verlaufs bes Krieges jo erfolgreih gelöft 
worden find. Man verzichtete darauf, Paris, wie man es allerdings jchon vor 
Wochen gekonnt hätte, durch eine vorläufige Beſchießung zu jchreden, welche den 
gehofften Eindrud möglicher Weife doch verfehlt und in folhem Falle ein erftes Mih- 
lingen bereitet hätte; man jchritt vielmehr jofort zu den umfaſſenden Vorbereitungen, 
um die artilleriftiiche Aufgabe, wenn auch mit einem kurzen VBerzuge, doch um jo 
wirfjamer und nachdrucksvoller durchzuführen. 

13* 
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Die Vorarbeiten hierzu haben allerbings eine etwas längere Zeit in An- 
ſpruch genommen, als zunächſt (auch an dieſer Stelle) vorausgeſetzt war; die 
Schwierigleiten der Herbeiſchaffung des gewaltigen Materials an Geſchütz und 
Munition haben ſich noch erheblicher erwieſen, als man ſie geſchätzt hatte. Auch 
nach dem Falle von Toul reichte die Eiſenbahnverbindung nur bis Nanteuil vor 
Meaur, wo burh bie Sprengung eines Tunnels bie Berbindung geiperrt ift. 
Bon dort bi8 vor Paris muß ber Transport des Belagerungsmaterial® auf einer 
Strede von 10 bis 12 Meilen mit Fuhrwerk erfolgen, wobei einerjeits durch die 
Schwierigkeit der Beihaffung von Pferden, Wagen und Karren, andererſeits durch 
die Zerftörung faft aller Wege in bem weiten Umkreiſe von Paris die größten 
Erſchwerungen bereitet wurden. Wer einen Begriff von bem Umfange des Ma- 
terials bat, welches zur wirfjamen Belagerung einer Riejenfeftung wie Paris er- 
forberfih ift, der wird auch ben um einige Wochen verlängerten Zeitraum für 
bie ungeheuren Vorbereitungen nicht übertrieben lang finden. Die Eroberung 
ber Feſtung Sebaftopol feitens der vereinigten Engländer, Franzoſen und Italiener 
bat ein ganzes Jahr erfordert. Man bat baber feinen Grund zur Ungedulb, 
wenn bie urfprünglichen Erwartungen vor Paris um eine kurze Weile über- 
fchritten worben find. 


Mit größter Beftimmtbeit aber darf wieberholt hervorgehoben werben, daß 
bie Verzögerung einzig und allein durch bie in ber Sache liegenden Schwierig- 
keiten, nicht burch irgenb welche politiihen Bedenken veranlaßt worben ift. 

Es kann feine politifche und keine fogenannte Gefühlsrückſicht geben, welche 
barauf verzichten ließe, den Krieg, ber uns wider Willen aufgebrängt ift und 
befien Fortfegung durch das Verhalten ber jegigen franzöfifhen Regierung und 
bes franzöfiihen Volles zur Nothmwendigkeit geworben ift, in jeber Beziehung mit 
durchgreifendem Erfolge und bis zur gänzlihen Niederwerfung Frankreichs durch⸗ 
zuführen. 

Es bebarf feiner erneuten Berfiherung, daß, wenn irgend ein Monarch, 

ewig König Wilhelm die Verantwortung für jebe nutzloſe Fortfegung bes 
- Brieges, für jedes weitere Blutvergießen und nicht minder fiir die Zerrüttung 
einer Stadt wie Paris meit von ſich weifen würbe, wenn ihm ein anderer Weg 
geboten wäre, ben angemefjenen Abſchluß dieſes Krieges und damit zugleich bie 
Bürgichaften fünftigen Friedens zu finden. 

Bei ber beberrihenden Stellung aber, melde Paris gegenüber ganz frank» 
reich einnimmt und welche fi auch in jüngfter Zeit wieder bethätigt bat, ift 
eine volle Beendigung des Krieges ohne die Unterwerfung ber Hauptftabt nicht 
möglih. Wenn bierzu eine Belagerung mit ihren Gefahren und Schreden er- 
forderlich ift, jo ift Dies nicht unfere Schuld, fonderu die Schuld derer, welche 
Paris in eine Feftung verwandelt haben, fowie bie Schuld der jegigen Macht« 
baber, welche nad der Ueberwindung aller fonftigen militärifhen Widerſtandskraft 
Frankreichs die Werke und die Mauern von Paris zur letten Zuflucht ihres un- 
gebeugten Trotzes und Uebermutbes machen. 


Was uns betrifft, jo forbert all das tbeure und eble Blut, welches die 
Söhne des deutſchen Vaterlandes in biefem fürchterlichen Kriege vergoffen haben, 
daß wir in dem Siegeslauf nicht vor dem Ziele fteheu bleiben, fondern ihn viel» 
mehr bis zum legten entjcheibenden Ziele vollenden. 

Das Ziel eines fiegreihen Krieges gegen Frankreich kann nur Paris fein; 
nur bort fünnen wir bie endgültige Anerlennung unjeres Gieges und bie Biürg- 
Ihaften des Friedens finden. 

Unfere Kriegsfeitung hat Alles vorbereitet, um auch das letzte Bollwerk bes 
Feindes zu bezwingen; ſobald es zum Angriff fommt, wird gewiß ein raſcher 
und wirljamer Erfolg auch dieſes lette große Unternehmen und bamit bie ganze 
Kriegsarbeit krönen.“ 
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Militärifhe Ehre und Sitte in Frankreich. 
Bruch des Ehrenwortö Seitens franzöjijder 
D ffiziere. 
14. Dezember. Rundjchreiben des Grafen von Bismard. 


„Die häufigen Entweihungen franzöfifcher Offiziere unter Bruch ihres 
Ehrenwortes und die Erklärungen, welche einige von denen, die in der 
Kapitulation von Sedan begriffen waren, mit Bezug auf ihre heimliche 
Entfernung veröffentlicht haben, beweiſen, daß die Begriffe von Ehre 
wenigſtens nicht bei allen franzöfifhen Offizieren diejenigen find, melde 
von deutjcher Seite bei Annahme eines Ehrenmwortes als Bürgichaft bisher 
vorausgejegt wurden. Wir hatten e8 am 2. September in der Gewalt, 
die in Sedan eingefchloffene Armee im Ganzen wie im Einzelnen durch 
Waffen oder durch Hunger zu vernichten und dadurch unjchädlich zu machen. 
Im Bertrauen auf Vertragstreue aber bemilligten wir die befannte Ka— 
pitulation. Indem der Überbefehlshaber der eingeſchloſſenen Truppen, 
General von Wimpffen, diefelbe unterzeichnet hatte, verbürgte er uns 
die Erfüllung derfelben durch die unter ihm ftehenden Difiziere, und legtere 
waren nad den jonft üblichen Begriffen von militärifcher Ehre und nad) 
allgemeinem Vertragsrecht verbunden, die Konvention zu beobachten. 
Davon, ob etwa einzelne Offiziere mit der Kapitulation nicht einverftanden 
mwaren, hatten wir feine Kenntniß und brauchten wir feine Kenntniß zu 
nehmen, jonft könnte niemal3 ein Heer oder eine Befagung ohne Er» 
Härung jedes Einzelnen zur Kapitulation angenommen werden. That— 
ſächlich machten fich —** alle Offiziere der Mac Mahon-Wimpffen’schen 
Armee, die in Sedan waren, die Bewilligungen, die in der Kapitulation 

ugeftanden waren, zu Nuße, um ihr Leben und ihr Eigenthum zu erhalten. 
inige unter ihnen aber mißbrauchten das Vertrauen, welches die deutichen 
Befehlshaber bezüglid der Erfüllung der Gegenbedingungen perfönli in 
fie gejettt hatten. Unter ihnen die Generale Ducrot, Barral und Cam— 
briel3. Em. werden in den Zeitungen die Erklärungen des erfteren be= 
merkt haben, in der er erzählt, wie er von dem Bahnhoje von Pont -ä- 
Mouffon entwichen ſei, und vermittelft einer Kafuiftif, auf deren Beurtheis 
lung ich nicht eingehen will, darlegt, wie er das im ihm gejegte Vertrauen 
getäufcht, die gewährten Rüdjichten gemißbraucht, und fein nach Abjchluß 
der Kapitulation perſönlich gegebenes Ehrenwort feiner Meinung nad 
nicht gebrochen, aber jedenfall® umgangen habe. In einem dur den 
„Siecle* veröffentlihten Schreiben vom 15. November d. J., in welchem 
der General Cambriels fi mit lebhaft erregtem Ehrgefühl gegen ges 
wiſſe Vorwürfe erhebt, die ihm von franzöfiicher Seite gemacht werden, 
erwähnt er beiläufig, und als eine Sache, die ſich von jelbft verjteht, daß 
er ſich die Kapitulation, in welche er — war, und unſere rückſichts⸗ 
volle Behandlung der Berwundeten zu Nutze gemacht habe, heimlich aus 
Sedan zu entweichen. Der General Barral hat meines Wiſſens gar 
leinen van einer Rechtfertigung oder Beſchönigung darüber gemacht, 
daß er ſein Ehrenwort gegeben hat, in dem gegenwärtigen Kriege nicht 
die Waffen gegen Deutſchland zu führen und ſich an den ihm bezeichneten 
Aufenthaltsort zu begeben und unmittelbar darauf wortbrüchig in die 
franzöfifche Armee eingetreten ift. Nach diefen Vorgängen nimmt e8 wer 
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niger Wunder, ift aber doch für eine auf ihre Ehre eiferfüchtige Armee 
nicht minder empfindlich, wenn viele Offiziere niederen Grades, von denen 
einige in der anliegenden Pifte verzeichnet find, mit Bruch ihres Ehren— 
wortes aus den Orten in Deutſchland entwichen find, innerhalb deren 
ihnen die freie und umbeauffichtigte Bewegung nur im Glauben an ihr 
verpfändetes Ehrenwort, fich nicht zu entfernen, geftattet worden war. 

So erheblidy die Zahl diefer wortbrüchigen Offiziere an ſich ift, fo 
bildet fie doc einen Heinen Bruchtheil der Geſammtzahl ihrersehrenmwerthen 
Kameraden, melde für das unmürdige Verhalten jener bis jett nicht 
einmal durch eine Berfchärfung der Auflicht verantwortlich gemacht worden 
find. Eine andere Geftalt aber geminnt die Sache dadurch, daß der 
Wortbruc der entflohenen Dffiziere von der Regierung der Nationalver- 
theidigung durch Anftellung derfelben in’ der gegen und fämpfenden Armee 
amtlich gebilligt wird, und daß bisher feine Weigerung aus dem Schooße 
der aktiven franzöfihen Armee gegen die Aufnahme mortbrücdiger Offi- 
iere in ihre Reihen befannt geworden ift. E3 leuchtet ein, daß die parifer 

egierung felbft und alle unter ihr dienenden Dffiziere dadurch die Mit- 
verantwortung für den Wortbrud jener Individuen gegen allen Kriegs— 
gebrauch auf ſich nehmen. 

Unter diefen Umftänden haben die verbündeten deutfchen Regierungen 
die Berpflihtung, zu erwägen, ob e8 mit den militärischen Intereſſen 
vereinbar ift, ferner gefangenen franzöfiihen Dffizieren die üblichen Er- 
leichterungen zu gewähren, und fie werden ſich die noch ernftere Frage 
vorzulegen haben, welches Vertrauen fie zur Erfüllung etwa mit franzöfiichen 
Befehlshabern oder mit der franzöfifchen Regierung noch abzujchliegender 
Konventionen ohne materielle Garantien werden haben fünnen. Indem ich 
den deutichen Regierungen ihre Entjchliegungen in diefer Beziehung vor— 
behalte, empfinde ich das Bedürfniß, auf die Erfahrung, die wir gemacht 
baben, und auf die Bedeutung, welche ihr für die internationalen Vers 
hältniſſe mit dem jegigen Frankreich beizulegen ift, die Aufmerfjamfeit der 
Negierung, bei mwelder Em...... beglaubigt find, binzulenfen, damit 
etwaige Reklamationen der jranzöfifchen Machthaber gegen von uns zu 
treffende Borfichtmaßregeln die fachentiprehende Würdigung finden. 
Wa erjuche ich daher ergebenft, diefen Erlaß dem Herrn Miniiter 
der auswärtigen Angelegenheiten vorlejen und ihm eine Abjchrift defjelben 
behändigen zu wollen. v. Bismard.“ 


(Folgt die Pilte der Wortbrüchigen.) 


Deutſche und franzöfiihe Kriegführung. 
1871. 9. Januar. Gireular= Depeche ded Grafen von Bismard. 


Em.... merden gleid) mir im den Zeitungen ein von dem Grafen 
Ehaudordy umterzeichnetes Schriftftüik bemerkt haben, welches mit An— 
Hagen gegen die deutjchen Heerführer und Truppen angefüllt ift und den 
neutralen Mächten im Namen der Regierung der Nationalvertheidigung 
mitgetheilt jein fol. Ob dies wirklich geſchehen ift, weiß ich nicht und 
möchte e3 fat bezweifeln, fo ſichtlich ift das Schriftftüd auf ein franzöfi- 
ſches Publifum und auf das Bedürfniß des uns feindlich gefinnten Theiles 
der Preſſe anderer Länder berechnet. Es ift kaum zu glauben, daß der 
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Graf Ehaudordy und die Berfonen, die ihn beauftragt haben, bei einer 
Regierung diefelbe, Unbefanntfhaft mit auswärtigen Dingen vorausgeſetzt 
haben jollten, auf die fie in Frankreich ihre Berechnungen gründen fönnen. 
In anderen Ländern aber ift man gewöhnt, audy die Eulturzuftände fremder 
Bölfer zum Gegenftande ded Studiums und der Beobadhtung zu machen. 
Die Welt fennt das Unterrichtsmefen und jeine Früchte in Deutichland 
und in Frankreich, die allgemeine Wehrpflicht bei uns und die ons 
feription mit Loskauf bei unfern Gegnern; fie weiß, welche Elemente in 
den deutſchen Heeren den Erjagmännern, den Turkos und den Straf: 
Bataillonen gegenüberftehen; fie erinnert fi aus der Gefchichte früherer 
Kriege und in vielen Gegenden aus eigener Erfahrung, mie franzöſiſche 
Truppen in Feindesland zu verfahren pflegen. Bereitwillig bei uns zu— 
gelajjene Vertreter der europäijchen und der amerikanischen Preſſe haben 
beobadtet und bezeugen, wie der deutjche Soldat Tapferkeit mit Menjch» 
lichkeit zu paaren weiß und wie zögernd die ftrengen, aber nad Bölfer- 
recht und Kriegsgebrauch berechtigten Maßregeln zur Ausführung fommen, 
melde anzuordnen die deutjche Heeresleitung durd das völferrehtsmidrige 
Berhalten der Franzofen und zum Schute der eigenen Truppen gegen 
Meuhelmord gezwungen worden ift. Auch der größten und ausdauernditen 
MWahrheitsentftelung wird e8 nicht gelingen, die Thatſache zu verdunfeln, 
daß die Franzoſen e3 find, welche diefem Kriege den Charakter gegeben 
haben, den ein jeder Tag tiefer und breiter ausprägen muß. Schon vor 
mehreren Monaten, nachdem wiederholte Fälle uns die Ueberzeugung ver- 
{haft hatten, daß die franzöfiihen Truppen das allgemeine Bölferrecht, 
fomie die befonderen Abmahungen, an denen Frankreich Theil genommen 
hatte, grundjäglih mißachteten, nachdem wiederholt, man darf faft jagen 
regelmäßig auf unfere Barlamentäre gejchoffen, jo mie gegen Aerzte und 
Ambulanzen vertragswidrige und rohe Teindieligkeiten verlbt morden 
waren, babe ih Em...... erjucht, dieferhalb bei der dortigen Regie— 
rung Proteft zu erheben. In der feitdem verfloffenen Zeit haben wir nicht 
nur die damals vorbehaltenen Beweisſtücke jammeln können, fondern auch 
eine lange Reihe neuer Fälle zu conftatiren gehabt. 

Unter Umftänden, melde die Annahme eines Zufalled oder eines 
Irrthums auf Seiten der franzöfiihen Truppen völlig ausſchließen, ift 
auf Parlamentäre, welche eine meiße Fahne und einen blafenden Trompeter 
mit fich hatten, bei den in der Anlage A. aufgeführten 21 Gelegenheiten 
geihoffen worden, theil3 mit Kleingemwehr, theils mit Granaten, zumeilen 
von einzelnen Schügen, zumweilen in Salven. Einige Trompeter find dabei 
getödtet, Fahnenträger vermundet worden. Die gerichtlichen Protofolle, Durch 
welche dieje Fälle fonftatirt worden find, liegen mir vor und merden ge— 
drudt werden. j 

Nah der Schlaht von Weißenburg ftellte es ſich heraus, mie 
Ew...... aus meinem Erlaß vom 27. September v. J. erinnerlich ſein 
wird, daß nicht nur die in unſere Gefangenſchaft gerathenen Verwundeten, 
ſondern auch höhere franzöſiſche Militärärzte von der Genfer Convention 
gar nichts wußten und daß einige der letzteren, nachdem ſie von den 
dieſſeitigen Delegirten belehrt worden waren, ſich das vorgeſchriebene Ab» 
zeichen nothdürftig und unkenntlich ſelbſt herſtellten. Freilich kann uns das 
weniger Wunder nehmen, ſeit wir aus den durch die Pariſer Machthaber ver- 
Öffenlichten amtlichen Depejchen aus dem Juli und Auguft v. 3. erfahren 
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* wie unvolllommen vorbereitet für dieſen fo lange beabfichtigten und fo 
evelhaft herbeigeführten Krieg Frankreich geweſen iſt. Allmählich hat man 
fih auf franzöfiicher Seite mit der Genfer Convention jo wohl vertraut 
gemacht, daß man die Vortheile derfelben in vollem Maße in Anjpruch 
zu nehmen weiß; um die Erfüllung der entſprechenden Pflichten aber iſt 
es nicht befjer geworden. Während wir aud die unzwedmäßigen Be— 
ftimmungen der Convention um den Preis großer Unbequemlichkeiten und 
militärischer Nachtheile durchzuführen uns angelegen fein lafien, während 
mehr als hundert franzöfijche Militärs hier am Sige des Hauptquartier 
als Aerzte und Kranfenmwärter fi) mit der größter Freiheit bewegen, 
während franzöfifche Delegirte in Gefangenendepots in Deutfchland zuge= 
lafjen worden find, obwohl zu vermuthen war und fi zu beftätigen 
fcheint, daß ein folder Berfehr verrätherifche Anzettelungen zur Folge 
haben würde, jo haben von franzöfifcher Seite die Angriffe auf Verband» 
pläge und Ambulanzen, die Mighandlungen und Beraubungen von Aerzten, 
Delegirten, Yazarethgehülfen und Kranfenträgern, die Ermordung von Ver— 
wundeten bis auf die meuefte Zeit fortgedauert, und wo Aerzte in die Ge— 
walt der feindlichen Truppen gefallen And, find fie nicht ſelten mißhandelt 
und eingeferfert, im günftigften Falle ihrer Effekten beraubt und auf be» 
fchwerliden Wegen nach der fchweizer oder italienischen Grenze gefchafft 
worden. Bei den häufigen Bewegungen der Truppen und Ganität- 
Eolonnen ift e8 noch nicht möglich gewefen, alle zur Sprache gelommenen 
Fälle gerichtlich zu conftatiren; aus dem vorhandenen reichhaltigen Material 
mögen die in der Anlage B. furz aufgeführten Beiſpiele genügen. Nur 
ein Zeugniß kann ich ung nicht enthalten, gleich hier ausFührlicher mit⸗ 
zutheilen, des Schweizer Arztes Dr. Burkhard, datirt aus Puiſeaux vom 
18. Dezember: 

„Die Genfer Convention iſt in den Gefechten in den Wäldern von 
Orleans vielfach verlegt worden. Ich ſah den 30. November einen franzöſi— 
ſchen Militärarzt, von dem nicht nur franzöfiiche Gefangene behaupten, 
fondern der e3 jelbft offen eingeftand, daß er mit feinem Revolver viele 
preußifche Gefangene erſchoſſen. 

Viele Franctireurs, jo erzählen uns zahlreiche VBermundete, zogen bei 
rüdgängigen Bewegungen Genfer Binden aus der Taſche. Das Schießen 
auf Verwundete kam öfters vor.“ 

Einer jo confequenten Mißachtung der Genfer Abmachungen gegen- 
über werden die verbündeten deutjchen Regierungen zu der Ermägung 
genöthigt werden, ob oder in welchen Grenzen fie ſich Frankreich gegen« 
über ferner an diejelbe gebunden erachten fünnen, Außer den in meinem 
Gircular vom 27. Scptember v. %. erwähnten, find von franzöfifcher Seite 
auch Zumiderhandlungen anderer Art gegen Vertrag, Bölferreht und 
Kriegsgebrauch civilifirter Bölker vorgefommen. In der Schlaht bei 
Wörth wurde bemerkt, daß ———— in die Erde einſchlugen und 
dann mit einem ſehr vernehmlichen Exploſionsknall das Erdreich aufs 
warfen. Unmittelbar nach diefer Wahrnehmung wurde der Oberft v. Bede- 
dorff durch eine erplofive Flintenkugel ſchwer verwundet. Ein eben ſolches 
Geihoß hat in dem Gefecht bei Tours am 20. Dezember v. 9. den 
Lieutenant vom 2. pommerſchen Ulanen»Regiment v. Dergen getroffen. 
Bei angejftellten Nachforſchungen, die noch nicht abgejchlofjen find, haben 
fi unter der in Straßburg erbeuteten Munition Sprenggejchoffe für 
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das fogenannte fusil & tabatidre vorgefunden. ch behalte mir vor, über 
dieje Verlegung der Petersburger Convention an die Unterzeichner derjelben 
eine beſondere Mittheilung zu richten. Schon jet aber verdient es in 
die Erinnerung zurüdgerufen zu werden, daß ein franzöfifcher Befehls- 
haber die badijchen Truppen, bei denen fo wenig, wie in den übrigen 
deutfchen Heeren, Sprenggejchoffe für die Hand-Feuerwaffen vorhanden 
find, der eng Der conventionsmwidrigen Erplofivgeichoffen beſchuldigt 
und die badiihe Benölterung deswegen amtlich mit dem Schickſal der 
Pfälzer unter Louis XIV. bedroht hat, „möme les femmes.* 

Eine nahe Berwandtichaft mit diefer Kampfweiſe hat e8, daß in den 
Zafchen gefangener Franzofen eine Patrone gefunden worden ift, deren 
Geſchoß aus einer in 16- oder mehrfantige Stüde zerjchnittenen, loſe 
wieder zufammengelegten Bleifugel befteht. Eins der vielen eingelieferten 
Eremplare dieſes Geſchoſſes, welches in feinen Wirkungen dem ge 

dten Blei gleichtommt, ift dem Ausmärtigen Amte in Berlin über 
— und daſelbſt den Herren Vertretern der fremden Mächte vorgelegt 
worden. 

Auch im Seekriege ſetzen ſich die Franzoſen ebenſo über das Völkerrecht 
— Der franzöſiſche Kriegsdampfer „Deſaix“ hat drei deutſche Kauf—⸗ 
ahrer, die er aufgebracht hatte, „Ludwig“, „Vorwärts“ und „Charlotte“, 
anftatt fie in einen franzöfifhen Hafen zu führen und den Sprucd eines 
Prifengerichtes herbeizuführen, auf hoher See durch Verbrennen, beziehungs» 
meije Berjenfen, zerjtört. Die deutichen Schiffe werden deshalb zu Re— 
prefjalien gegen franzöfifche angemiefen werden. 

Es kann nicht befremden, dak Machthaber, welche für Gejeg und 
Bertrag jo wenig Achtung haben, noch weniger Anftand nehmen, fi von 
der Sitte der heutigen Völker loszuſagen und zu Verfahrungsweiſen längft 
vergangener Eulturperioden zurüdtehren, ja Dinge billigen, die in allen 
Zeiten und bei allen Völkern, welche irgend einen, wenn auch noch fo 
eigenthümlichen Begriff von Ehre haben, für bejonders ſchimpflich ge 
halten worden find. 

Wie die franzöfiihen Gefangenen, deren wir eine beifpiellofe Menge 
unterzubringen haben, die verwundeten und kranken, wie die gefunden, in 
Deuticjland behandelt werden, darüber haben Krankenpfleger aus neutralen 
Staaten auß eigener Anſchauung öffentlich und mit Nennung ihrer Namen 
unaufgefordert Zeugniß abgelegt. Die deutfchen Gefangenen in Frankreich, 
obwohl fie nicht den zehnten Theil jener Zahl erreichen, find an manchen 
Drten mit unmenjhlicher Härte und Bernadläjfigung behandelt worden. 
Ein Transport von ungefähr 300 in den Lazarethen von Drleand „ges 
fangenen“ baierifhen Kranken, die meiften entweder von Typhus und 
Dofenterie befallen oder verwundet, wurden in Pau in den Zellen und 
Gängen des Gefängniſſes zufammengepferht, mit einem Strohbündel als 
Lager, und erhielten ſechs Tage lang feine andere Nahrung, ald Brot 
und Wafler, bis deutſche und engliſche Damen ſich ihrer annahmen, mit 
eigenen Mitteln zutraten und die miderftrebenden Behörden zu einiger 
Fürforge bewogen. An anderen Orten, insbefondere bei der Armee des 
General Faidherbe, werden die Gefangenen, bei einer Kälte von 
16 Grad, in unheizbaren Bodenräumen gehalten und nicht mit Deden, 
nicht einmal mit warmer oder ausreichender Nahrung verjehen, während 
in Deutjhland alle zur Aufnahme von Sriegsgefangenen beftimmten Ges 
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laſſe beim Eintritt de Winter mit Defen verfehen worden find. Die 
Mannſchaften deutſcher Kauffahrer werden nicht allein als Kriegsgefangene 
feftgehalten, fondern murden zu Anfang wie Berbreder behandelt, zwei 
und zwei mit Ketten zufammengejchloffen, von Ort zu Ort transportirt 
und erhielten eine Nahrung, die nad Beihaffenheit und Menge zu der 
Ernährung eine® Menſchen unzureihend war. Einem rechtswidrig zum 
Gefangenen gemachten Eiviliften wurde auf feine Beſchwerde über Zurüd- 
haltung des für ihn eingefandten Geldes ſchriftlich der amtliche Beſcheid, 
es höre jede Nüdficht gegen die Gefangenen auf. — Gegen empörende 
Mißhandlungen der durd Städte transportirten Gefangenen dur die 
Bevölterung werden letztere außerhalb Paris noch heute nicht beihügt. 
In Deutfchland dürfte fein Fall vorgelommen fein, daß die Bevölkerung 
auch nur mit einem kränkenden Worte die Achtung verlegt hätte, melde 
das Unglück bei gebildeten Völkern findet. Ungeachtet der von Turcos 
begangenen Barbareien ift feiner derfelben in Deutjchland beleidigt oder 
gar mißhandelt worden. 

Die von den Turcos und Arabern an Bermundeten verübten Grau— 
famfeiten und gefchlechtlihen Beftialitäten find ihnen ſelbſt nad dem 
Grade ihre Eivilifation weniger anzurechnen, als einer europäifchen Re— 
gierung, welche diefe afrifanifchen Horden mit aller Kenntniß ihrer Ge- 
wohnheiten auf einen europäijchen Kriegsihauplag führt. Das „Journal 
des Debats“ hat ſich fo viel menfchliches Gefühl und Scham bemahrt, 
um Entrüftung darüber zu ‚äußern, daß Turcos den Verwundeten oder 
Gefangenen mit dem Daumen die Augen aus dem Kopfe drüden. Aber 
die „Indöpendance Algerienne“ und nad) ihr andere franzöfiiche Blätter 
richten an die neuerdings gebildeten afrifanifchen Soldtruppen, die Gums, 
— ſie ihnen einen Einfall in Deutſchland empfehlen, folgende An— 
prache: 

„Wir kennen Euch, wir ſchätzen Euren Muth, wir wiſſen, daß Ihr 
energiſch, ungeſtüm, unternehmend ſeid; geht und ſchneidet Köpfe ab; je 
mehr, deſto höher wird unſere Achtung vor Euch ſteigen. — Fort mit dem 
Erbarmen! fort mit den Gefühlen der Menſchlichkeit — Die Gums 
werden Ehre einlegen, wenn wir ihnen die Pojung geben: Tod, Plünde- 
rung, Brand!“ 

Man mag e8 auf Rechnung der Turcos jchreiben, daß nit nur 
Leichen, fondern auch Verwundeten in dem Dorfe Eoulourd. bei Villeneuve 
le Roi die Köpfe und in dem Dorfe Auron bei Troyes und anderwärts 
Najen und Ohren abgefchnitten worden find. 

Vielleicht ift e8 der langjährigen Beziehung zu Algier und den Nach— 
fommen. der Barbaresten zuzujchreiben, daß franzöfiiche Behörden ihren 
Mitbürgern Handlungen geftatten und ſogar Vorjchriften geben, in denen 
alle Kriegsfitte chriftliher Völker und jedes militärifche Ehrgefühl ver- 
läugnet it. Während bei den übrigen europäiichen Bölfern der Soldat 
eine Ehre darein fett, fi ald das, was er ift, ald Feind, dem Feinde 
fenntlich zu machen, hat zum Beifpiel der Präfect des Departements Cote 
d'Or, Luce-Billiard, am 21. November v. %. an die Unterpräfecten und 
Maires ein Eircular erlafien, in dem der Meucelmord durch Nicht- 
uniformirte empfohlen und als Heldenmuth gefeiert wird. 

„Das Baterland“, heißt es darin, „verlangt von Eud nicht, daß 
Ihr Euch in Maffen verfammelt und Euch dem Feinde offen entgegen- 
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ftellt; e8 ermartet von Euch, daß drei oder vier entichloffene Männer 
jeden Morgen von ihren Communen ausgehen und fih an einem durch 
die Natur Febr bezeichneten Orte etabliren, von mo fie ohne Gefahr auf 
die Preußen ſchießen fünnen. Bor Allem müffen fie auf feindliche Reiter 
fchießen, deren Pferde fie an dem Hauptort des Arrondiffements abzu— 
liefern haben. ch werde ihnen eine Prämie ertheilen und ihre helden- 
müthige That in allen Departemental-Zeitungen und im „Journal officiel“ 
befannt maden lafien.* 

Eine Berleugnung nicht nur des militärischen Ehrenpunftes, fondern 
auch der gemwöhnlichiten Rechtlichkeit ift an den gegenwärtigen Machthabern 
mwahrzunehmen in Bezug auf den Ehrenwortsbruch franzöfifcher Offiziere, 
über den ich mich in meinem Cirkular vom 14. Dezember ausgeſprochen 
habe. Wie dort bemerkt, fommt es weniger darauf an, eine verhältniß- - 
mäßig geringe Anzahl von Individuen des frangöfifchen Offizierftandes 
zu beurtheilen, welche ihr Ehrenwort brechen, nachdem fie fi) durch Ver- 
pfändung bdefjelben die Freiheit der Bewegung innerhalb einer deutfchen 
Stadt erfhlihen haben, fondern es fommt hauptfädhlih darauf an, das 
Berfahren einer Regierung zu würdigen, melde einen Ehrenwortsbruch 
durch Aufnahme des Wortbrüchigen in die Armee thatſächlich gutheißt, 
ihn durch Agenten und Prämien fördert. In den legten Tagen haben 
wir den Beweis erhalten, daß der gegenwärtige Kriegäminifter den Wort- 
brud ausdrüdlich qutheißt, dazu ermuntert und ihn durch Baarzahlung 
zu belohnen verheißt. Ein in die Hände unferer Truppen gefallener Er— 
laß des Kriegsminifterd vom 13. November, desirant encourager les 
officiers à s’echapper des mains de l'ennemie, verheißt jedem aus 
Deutfhland Entflohenen, abgejehen von der nach älteren Beitimmungen 
zuläffigen Entjhädigung für erlittene Berlufte, eine Gratififation von 
750 Franten. 

Eine Regierung, welche darauf rechnete, unter regelmäßigen Zuftänden 
an der Spite des Yandes zu bleiben, würde jolhe Maßregeln im In— 
tereffe der Zufunft ihres Vaterlandes verihmähen. Die Dictatur aber, 
melche fi in Franfreih der Gewalt durch einen Handftreih bemächtigt 
bat, und melde weder von den europätjchen Mächten, noh von dem 
franzöfiihen Bolfe anerkannt ift, rechnet mit der Zukunft des Yandes 
nur nah Maßgabe ihrer eigenen Intereſſen und Leidenſchaften. Die 
Machthaber in Paris und Bordeaur unterdrüden das im VBolfe laut ges 
mordene Verlangen nad) der Möglichkeit einer Willenserklärung ebenjo 
gewaltjam, mie jede freie Meinungsäußerung in Wort und Särik; durch 
eine Schredensherrichaft, mie fie jo willfürlih in keinem anderen euro» 
päifchen Lande möglich wäre, zwingen fie da8 Bolf zur Hergabe jeiner 
Geld- und Streitmittel und zur Verlängerung des Krieges, weil fie vors 
ausfehen, daß deſſen Beendigung auch ihrer Ufurpation ein Ende machen 
würde. Eine foldhe Regierung bedarf, um zu beftehen, der fortdauernden 
Erregung der Leidenschaften und der gegenfeitigen Berbitterung der beiden 
—— Nationen, weil ſie der Fortdauer des Krieges bedarf, um ſich 
die Herrſchaft über ihre Mitbürger zu erhalten. Dieſem Zwecke dient 
eine Art der Kriegführung, welche den ſittlichen Begriffen des Jahr— 
bundert3 miderftrebt und für melde, abgejehen von den eingeborenen 
afritaniihen Elementen des franzöſiſchen Heeres, mejentliche Beftandtheile 
defjelben nur durch die Entwöhnung von europätjcher Kriegsfitte in über: 
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feeiihen Kämpfen fo weit vorbereitet werden konnten, daß fie in den 
militärifhen Traditionen Frankreichs feine allgemeine Berurtheilung mehr 
findet. Wenn e8 in der Abficht der Machthaber in Frankreich läge, nicht 
den Haß der beiden fämpfenden Nationen zu fteigern, fondern ihnen die 
uns des Friedens zu ermöglichen, fo würden fie dem franzöfiichen 

olte die Möglichkeit gewähren, auf dem unfehlbaren Wege freier Preſſe 
die Wahrheit zu erfahren umd jeine Meinungen zu äußern, und fie würden 
fi beeilen, die auf ihnen laſtende Verantwortlichfeit mit den Vertretern 
der Nation zu theilen. Statt defien jehen wir, daß die Preffe in Frant- 
reih als Monopol einer gemaltthätigen Regierung nur zur Entftellung 
der Creigniffe, zur Fälfhung der Situation und zur Ausbeutung der 
Borurtheile benugt wird, melde die franzöfifche Staatserziehung den 
Franzoſen bezüglich ihrer Ueberlegenheit und ihres Anſpruchs auf Herr- 
Schaft über andere Völker ſyſtematiſch anerzogen hat. 

Die Regierung der nationalen Bertheidigung regt die Vollsleiden— 
Ihaften auf, ohne irgend welches Beftreben, ihre Wirkungen in den 
Schranken der eg und ded Bölferrehts zu halten; fie will den 
Frieden nicht, denn fie beraubt fi durch ihre Sprade und ihre Haltung 
der Möglichkeit, ihn, jelbft wenn fie wollte, der von ihr erzeugten Stim— 
mung der Mafjen gegenüber, zur Annahme zu bringen. Sie hat Kräfte 
entfeffelt, welche fie nicht zu beherrfchen und nicht innerhalb der Schranfen 
des Bölferrecht3 und der europäifchen Kriegzfitte zu halten vermag. Wenn 
wir diefer Erjheinung gegenüber zur Handhabung des Kriegsrechtes in 
einer Strenge genöthigt And, melde wir bedauern, und melde weder in 
dem deutſchen Volkscharalter, noch, nad Ausweis der Kriege von 1864 
und 1866, in unjerer Tradition liegt, jo fällt die Verantwortung dafür 
auf die Perjonen, melde ohne Beruf und ohne Beredtigung die Fort- 
jegung des Napoleonijchen Krieges gegen Deutjchland unter Losſagung 
von den Traditionen europäifcher Kriegführung übernommen und der 
franzöfifhen Nation aufgezwungen haben. 


1 erjuche ich ergebenft, dem Herrn Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten eine Abjchrift dieſes Erlafjes und feiner Anlagen zu über: 
geben. v. Bismard.“ 


Die Anlage A. bringt eine Ueberfiht der Fälle, in denen von fran- 
zöfifchen Truppen auf deutiche Parlamentäre gefchoffen worden ift; es find 
23 an der Zahl. 

In Anlage B. wird eine Ueberſicht der bis jegt ermittelten Berlegungen 
der Genfer Convention ſeitens der Franzoſen gegeben. In allen auf: 
geführten 31 Fällen waren die betreffenden Perjonen, Fahrzeuge und 
Yocalitäten mit den vorfchriftSmäßigen Abzeichen verfehen; Fälle, in denen 
die Möglichkeit eines Irrthums oder Zufalls durd die Stellung und 
Entfernung der Angreifenden oder die Tageszeit gegeben ift, find nicht 
aufgenommen. 
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weite Campagne der. Republik. 


1870. 28. Dezember. Zweite Schladht bei Amiens. 
1871. 2. u. 3. Januar. Schlacht bei Bapaume. 
5. Fanuar. Beginn des Bombardementd in Paris. 


Bas Bombardement und das Bölkerredit, 


13. Januar. Beſchwerde und Bitte der in Paris affreditirten 
Gelandten der Schweiz, von Schweden, Dänemarf, Belgien, 
Niederlande, der Nordamerifaniihen Staaten u. |. w. an 
den Kanzler ded Norddentihen Bundes. 


„Herr Graf. Seit mehreren Tagen find zahlreiche Geſchoſſe von den ver- 
fhiedenen Punkten der Belagerungstruppen ausgebend, in das Innere bie Stabt 
Paris gedrungen. Frauen, Kinder, Kranke find davon betroffen worben. Unter 
ben Opfern gehören einige ben neutralen Staaten an. Das Leben unb Eigen- 
in Paris wohnhaften Perfonen jeder Nationalität find fortwährend in 

efahr. 

Dieſe Thatſachen ſind eingetreten, ohne daß die Unterzeichneten, deren 
Mehrzahl gegenwärtig feine andere Aufgabe in Paris habe, als über die Sicher- 
beit und bie Intereffen ihrer Angehörigen zu wachen, durch eine worbergebenbe 
Mitteilung in den Stand gejegt worden wären, fie gegen bie Gefahren zu ſchützen, 
von benen fie bebrobt find und denen fich zu entzieven, fie durch Gründe zwin- 
gender Gewalt und beſonders durch die ihrer Abreife Seitens ber Kriegführenden 
entgegengejegten Schwierigkeiten verhindert worben find. 

Angefihts von Ereigniffen fo ſchwerer Bedeutung haben die Mitglieder des 
diplomatifhen und des conjulariihen Corps es für nöthig erachtet, im Gefühl 
ihrer VBerantwortlichfeit gegen ihre Regierungen und durchdrungen von ben 
Pflichten gegen ihre Nationalangehörigen, fich über gemeinfame Schritte zu beratben. 
Dieje Beiprehungen haben bie Unterzeichneten zu dem einmüthigen Beichluffe ge- 
führt, zu bitten, daß den Prinzipien und anerkannten Bräuchen des Völlerrechts 
entiprechend, Maßregeln ergriffen werben, um ibren Angehörigen zu geftatten, fich 
und ihr Eigentbum zu fhügen. Indem wir mit Vertrauen die Hoffnung aus— 
ſprechen, daß Em. Excellenz im Sinne biefer Bitte bei ben militärifchen Behörben 
eintreten wolle, benugen wir bie Gelegenheit zur Verſicherung ac. ꝛc.“ 


17. Januar. Erwiderung des Grafen von Bidmard an 


den Schweizer Gejandten in Paris. 
„Mein Herr Minifter! 

Ich habe die Ehre gehabt, das von Ihnen und dem amerikanifchen 
Herrn Öejandten, ſowie von mehreren früher in Paris accreditirten Di— 
plomaten unterzeichnete Schreiben vom 13. d. M. zu empfangen, in welchem 
mit Berufung auf das Völlerrecht das Verlangen an mich gerichtet wird, 
bei den Militärbehörden dahin zu wirken, daß Maßregeln getroffen würden, 
die es den Landsleuten der Herren Unterzeichner gelatteten, fih und ihr 
Eigenthum während der begonnenen Belagerung von Paris in Sicherheit 
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zu bringen. Ich bedaure, mich nicht überzeugen zu fünnen, daß die Re 
clamation, welche an mid zu richten die Herren Unterzeichner mir die 
Ehre ermwieien haben, in dem Bölferrechte ihre Begründung findet. Die 
ungewöhnliche, in der neueren Geſchichte einzig daftehende Maßregel, die 
Hauptftadt eines großen Landes in eine Feſtung und ihre Umgebung mit 
fait 3 Millionen Einwohnern in ein verjchanztes Yager zu verwandeln, 
bat allerdings für die legteren ungewöhnliche und jehr bedauernswerthe 
Zuftände zur Folge gehabt. Diefelben jind von denen zu verantworten, 
welche dieje Hauptjtadt und ihre Umgebung zur Feitung und zum Scladt- 
felde gewählt haben, im jeder Feſtung aber von denen zu tragen, melde 
in einer joldyen freiwillig ihren Wohnjig nehmen und im Kriege beibe- 
halten. Paris iſt die wichtigfte Feftung des Yandes und Frankreich hat in 
derjelben jeine —— geſammelt; dieſe greifen aus ihrer feſten Stellung 
inmitten der Bevölkerung von Paris durch Ausfälle und Geſchützfeuer 
die deutſchen Heere an. Angeſichts dieſer Thatſachen kann den deutſchen 
Heerführern nicht zugemuthet werden, auf den Angriff der Feſtung Paris 
zu verzichten oder denſelben in einer Weiſe zu führen, welcher mit dem 
Zwecke jeder Belagerung unverträglich wäre. 

Was geſchehen konnte, um den unbewaffneten neutralen Theil der 

parijer Bevölkerung vor den Nachtheilen und Gefahren der Belagerung zu 
bewahren, das ijt von deutjcher Seite gejchehen. Durch ein Circular des 
Staatsjecretairs Hrn. v. Thile vom 26. September v. J. wurden die in 
Berlin beglaubigten Gejandten und durch mein Schreiben vom 10. Oktober 
wurden Se. Eminenz der päpſtliche Nuntius und die übrigen damals noch 
in Paris verweilenden Mitglieder des diplomatifchen Corps daran erinnert, 
daß die Einwohner von Paris fortan dem Gange der militäriichen Ereig- 
niffe unterworfen jeten. In einem zweiten Eircular vom 4. Dftober wurde 
auf die Folgen hingemiejen, welche für die Eivilbevölferung aus einem aufs 
Aeußerſte fortgejegten Widerftande erwachjen müßten; und den Inhalt diejes 
Eirculard habe ich unter dem 29. dejjelben Monats dem Herrn Gejandten 
der Vereinigten Staaten in ‘Paris mit dem Erſuchen mitgetheilt, den 
übrigen Mitgliedern des diplomatijchen Corps davon Kenntniß zu geben. 
E3 hat an vorgängiger Warnung, an Aufforderung, die belagerte Stadt 
zu verlajfen, den Neutralen nicht gt. obwohl der Erlaß folder 
Warnungen und die Geſtattung der Entfernung wohl von humanem Ge— 
fühl und von Rüdjiht auf die Angehörigen neutraler und befreundeter 
Staaten, aber keineswegs durch einen Say des Völkerrechts dictirt find. 
Noch weniger iſt dur Gejeg oder Gewohnheit die Berpflichtung be 
gründet, den Belagerten von den einzelnen militärifchen Operationen, zu 
denen die Belagerung fortjchreitet, vorher Anzeige zu machen, wie ich jchon 
mit eaug auf dad VBombardement in meinem an Herren J. Fapre ge 
richteten Schreiben vom 26. September v. J. zu conjtatiren die Ehre 
ehabt habe. Daß bei fortgejegtem Widerftande eine Beſchießung der 
Stat erfolgen werde, darauf mußte man gefaßt fein. Obwohl er fein 
Beijpiel einer befeftigten Stadt mit jo großen Heeren und Kriegsmitteln 
wie Paris, vor Augen hatte, bezeugt Vattel: 

„Dötruire une ville par les bombes et les boulets rouges est d'une 
extremit6 à laquelle on ne se porte pas sans de grandes raisons. 
Mais elle est autoris6e cependant par les lois de la guerre, lorsqu'on 
n'est pas en état de r@duire autrement une place importante de la- 
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quelle peut dependre le succès de la guerre ou qui sert à nous porter 
des coups dangereux.* 

Gegen die Beſchießung von Paris ijt ein rechtöbegründeter Einwand 
um jo weniger zu erheben, als es nicht unfere Abjicht ift, die Stadt, 
wie Battel es zuläffig hält, zu zerjtören, ſondern nur die feite centrale 
Stellung unhaltbar zu machen, in welcher die franzöſiſchen Armeen ihre 
Angriffe auf die deutjchen Truppen vorbereiten und nad deren Aus- 
führung Dedung finden. 

ch erlaube mir endlih, Em. ꝛc. und die übrigen Herren Unterzeichner 
des geehrten Schreibens vom 13. d. M. daran zu erinnern, daß nad den 
oben erwähnten diefjeitigen Ankündigungen und Warnungen monatelang 
alle Neutrale, die es wünſchten, ohne weitere Bedingung ald die Feſt— 
ftellung ihrer Identität und Nationalität durch unſere Pinien gelafjen 
mwurden, und daß bis zum heutigen Tage nicht allein den Mitgliedern 
des diplomatifhen Corps, fondern auch anderen Neutralen, wenn fie von 
ihren Regierungen rejp. Gejandten veclamirt wurden, Paſſirſcheine bei 
unjeren Borpoften zur Verfügung geftellt worden find. Biele der Herren 
Unterzeichner des Schreibens vom 13. find jeit Monaten von uns be— 
nachrichtigt, daß fie unjere Linien pafliren können, und fie find jeit lange 
im Befige der Erlaubniß ihrer Regierungen, Paris zu verlajfen. In 
analoger Lage befinden ſich Hunderte von Angehörigen neutraler Staaten, 
deren Herauslajjung durch ihre Geſandten bei uns beantragt wurde. 
Weshalb diefelben von der Ermächtigung, die fie jeit jo langer Zeit befigen, 
feinen Gebraud machten, darüber fehlen amtlihe Nachrichten. Aus glaub» 
würdigen Privat» Mittheilungen darf ich aber jchließen, daß die franzöliichen 
Behörden jeit längerer Zeit den Angehörigen neutraler Staaten, aud den 
Diplomaten derjelben, nicht gejtatten, Paris zu verlajien. Wenn dies 
der Fall ijt, jo würde es fich empfehlen, daß die zum Berbleiben in 
Paris Gezwungenen ihre Proteſte bei den dortigen Machthabern anbringen. 
In jedem Falle bin ich nach dem‘ Borftehenden beredtigt, die Annahme 
in dem Schreiben vom 3.0. M., daß die Neutralen ont été empöches 
de se soustraire au danger par les difficultes opposees à leur depart par 
les belligerants, rüdjichtlih der deutſchen Heerführung zurüdzumeijen. 
Die den Mitgliedern des diplomatiſchen Corps ertheilte Ermächtigung 
werden mir als eine Sache internationaler Courtoifie aufreht erhalten, 
jo ſchwierig und jtörend auch die Ausführung in dem gegemmärtigen 
Stadium der Belagerung werden muß. Ihre zahlreichen Yandsleute den 
von der Belagerung einer Feſtung unzertrennlihen Gefahren zu entziehen, 
habe ich gegenmwärtig zu meinem Bedauern kein anderes Mittel mehr, 
als die Uebergabe von Paris. Wir befinden uns in der traurigen Noth- 
wendigfeit, die militäriſche Action nicht unjerem Mitgefühl für die Yeiden 
der Givilbevöllerung von Paris unterordnnen zu können: unjer Verfahren 
ift und ftreng vorgezeichnet durch das Gebot des Krieges und die Pflicht, 
die deutjchen Heere gegen neue Angriffe der Parijer Armee zu fichern. 

Daß die deutjche Artillerie nicht abjichtlic) auf Gebäude ſchießt, welche 
zum Aufenthalt von Frauen, Kindern und Kranken beftimmt find, braucht 
faum verfichert zu werden, bei der Gemifjenhaftigfeit, mit weldyer unjerer- 
feit3 die Genfer Convention auch unter den Phmterigften Berhältnifjen 
beobachtet worden ift. Wegen der Bauart der Feſtung und der Entfer- 
nung, aus der die Batterien jest noch feuern, ift eine zufällige Beſchädi— 
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gung folder Gebäude ſchwer zu verhüten, — wie die Verwundung und 
ödtung nicht militäriſcher Perſonen, die bei jeder Belagerung zu beklagen 
ſind. Daß die peinlichen und von uns lebhaft beklagten Bor e in einer 
Stadt wie Paris in größerem Mapftabe ald in anderen Feltungen mit 
einer Belagerung verbunden fein müfjen, hätte von der Befeftigung oder 
von hartnädiger Bertheidigung derfelben abhalten follen. Aber keiner Na- 
tion fann gefattet werden, ihre Nachbarn mit Krieg zu überziehen und 
im Laufe defjelben ihre Hauptfeftung durch Bezugnahme auf die dort moh» 
nenden unbewaffneten und neutralen Einwohner und auf die vorhandenen 
Hofpitäler fügen zu wollen, in deren Mitte die bewaffneten — nach 
jedem Angriffe ihre Deckung ſuchen und ſich zu neuen Angriffen rüſten 
können. 

Ih erfuhe Em. ıc. ergebenft, dieſe Antwort geneigteft zur Kennt» 
niß der Herren Mitunterzeichner des Schreibens vom 13. d. M. bringen 
und die ermeuerte Berficherung meiner vorzüglihen Hochachtung geneh- 


migen zu mollen. So Rismards 


10.— 12. Januar. Schlacht bei Le Mans. 

16.— 18. Sanuar. Werderd Kämpfe bei Montbeliard. 

19. Zanuar. Schlacht bei St. Quentin. 

19. Sanuar. Lepter Ausfall aus Paris. 

26.— 27. Sanuar. Ende ded Bombardements. 

„Bor Paris jchweigt gemäß Verabredung jeit 12 Uhr 

in der Naht vom 26. zum 27. vorläufig beiderieitd das 
Geſchützfeuer.“ 


17. Die Kapitulation von Paris und der 


Waffenſtillſtand. 


1871. Letzte Vermittelungsverſuche. 


Aus dem engliſchen Blaubuche. 


Frankreich beſtürmte England immer und immer wieder um Bermittelungs- 
fchritte im deutſchen Hauptquartier. Gran ville flug das Gefuh ab. Im 
Dezember macht Graf Chaudordy einen breifahen Vorſchlag, welchen Obo 
Auffell dem Grafen Bismard unterbreiten jollte. — Charakter und Erfolg 
dieſes Borjchlages ift aus folgender Depeihe Granvilles an Lyons erfichtlich: 

„Auswärtiges Amt, 19. Dezember 1870. Mylord, Graf Bismard, 
welhem ber Inhalt bes Zelegramms Em. Ercellen; vom 16. b. mitgetbeilt 
mworben ift, bat erwibert, es fet unmöglich, auf eine ber barin enthaltenen brei 
—— ber franzöfifhen Regierung einzugeben — nämlich entweder ein 
Waffenſtillſtand mit der Bedingung der Verproviantirung, um eine Nationalver- 
fammlung zu erwäblen, ober Friedensihluß ohne Gebietsabtretung, ober ſchließlich 
Einberufung eines europäiſchen Congrefjes, welcher bie zwiſchen Frankreich und 
Preußen jhwebenden Fragen erörtern würbe, und Se. Ercellenz fügte überdies 
binzu, baß irgend eine deutſche Regierung, welche in folche Borfchläge willigen 
würde, ohne durch Waffengewalt zum Nachgeben genöthigt zu fein, fich in ber 
Lage ſehen wilde, zur Abdankung gezwungen zu fein. Graubille.“ 


Eine Depeſche Granvilles an Mr. Odo Ruſſell vom 9. Januar 1871 
beipricht eine Unterrebung zwifhen Granville und Beruftorff. Granpille 
warnt Deutfchland vor den Folgen, welche bie Ablehnung freunbichaftlicher Ber- 
— haben könnten und ſagt: 

„Wenn Deutſchland nicht im Stande wäre, den Krieg ſofort (d. h. mit der 
Kapitulation von Paris) zu beendigen und ſeine eigenen Friedensbedingungen zu 
erlangen, dann würde es die Hartnäckigkeit bedauern, mit welcher es ſeine Ab— 
neigung gezeigt habe, die freundſchaftlichen Vermittelungen der neutralen Mächte 
anzuwenden ober auch nur zu geſtatten. Ich verſtehe es vollſtändig, daß Deutich- 
land, ſiegreich in einem großen Kriege, deſſen Druck und deſſen —* es allein 
zu tragen gehabt, den Entſchluß zeigt, ſich von denjenigen, welche ferne ſtanden, 
feine Vorſchriften machen zu laſſen (to be dictated)..... Wenn aber ber 
Krieg fortdauerte, wenn Frankreich gänzlich desorganifirt wülrde — ein Fluch für 
fi jelber und für Europa — unfähig Deutjhland für bie Koften des Krieges 
ſchadlos zu balten, und wenn dann Deutichland Nichts anderes Übrig bliebe, als 
fih großer Länderftreden gegen den Willen der Bevöllerung zu bemächtigen und 
fie zu occupiren, dann würbe ihm die Schuld zufallen, daß es — nicht die Inter» 
vention — jonbern die freunbfchaftlihe Bermittelung einiger neutralen Mächte 
von fih gewieſen babe, eine Vermittelung folder Natur, wie fie jo oft in inter- 
nationalen Amiftigleiten zu befriedigenden Refultaten führte.“ 

Fürft Bismard. II. 14 


* 


210 
1871. 
20. Januar. Lord Granpille an Odo Ruffell in Berfailles. 


„Sraf Bernftorff bat mir das Runbfchreiben des Grafen Bismard vom 
9.0. M. über die franzöfiihe Kriegführung mitgetheilt. — — Dieſer erneute 
Anruf der öffentlihen Meinung Europas veranlaft die Regierung Ihrer Majeftät, 
ber Kaiſerlich beutihen Regierung nochmals im Geifte aller Freundſchaftlichkeit 
einige Bemerkungen in der Abficht zu unterbreiten, das Aufbören eines Konflikts 
berbeizuführen, deſſen Fortdauer ein Gegenftand tiefen Bedauerns für bie bemtfche 
Regierung jelbft jein muß. Es ift gelagt worben, e8 jei Sache des Unterliegenben, 
zuerft Friedensvorſchläge zu machen, und bie Neutralen follten ſich mit ihren 
Ratbiehlägen dahin wenden. Aber das Widerftreben von Seiten Frankreichs, um 
Frieden zu bitten, wirb offenbar durch bie Größe feiner Nieberlagen nur ver- 
flärkt. — Die englifhe Regierung bat ſich enthalten, die Hoffnungen Frankreichs 
zu ermuntern; fie bat fih fogar große Zurüdhaltung in dem Ausbrud der 
Sympathien für ein Land auferlegt, mit dem es fo lange Zeit eng verlnüpft 
war, und bas jo tief miedergebrüdt ift, wie Franfreih in dieſem Augenblid. 
Aber fie vermag nicht ihren Rath einem Volle aufzubrängen, welches für die 
Bertheivigung jeines Gebiets kämpft und felbft Richter darüber fein muß, was 
feine Ehre und fein Interefje erfordern. 

Solde Rüdfihten können uns dagegen nicht von einer offenen Mittheilung 
an Deutſchland abhalten, welches auf der Höhe feiner Macht und in feinem vollen 
Siegeszuge nicht fürdten kann, daß ein Wunſch, biefem gi“ Kampfe ein 
Einde zu machen, faljche Deutungen finde. Bis zu biejer Stunde ift feine 
beftimmte Anbeutung über die Forderungen Deutfhlande gegeben 
worden. Die Regierung Ihrer Majeftät will durchaus feine Vorſchlaͤge in 
Bezug auf die Bedingungen maden, unter welchen Deutichland zum Frieben 
bereit fein follte, aber fie glaubte, baß eine Erklärung über die Abfichten ber 
Kaiferliben Regierung und ihre Bereitwilligfeit zu Unterhanblungen das Enbe 
der Drangfale ber Belagerung von Paris, der Schreden bes Krieges und bie Ber- 
Iufte auch für bie fiegreihen Armeen in Frankreich bejchleunigen könnte.“ 


Gorrespondenz über die Theilnahme Jules Favre's an 
der Londoner Poutus-Couferenz. 


12. Januar. Circular⸗-Depeſche Jules Favre's. 
„Mein Herr! Die Regierung hat es bis jetzt für ihre Pflicht gehalten, 
roße Zurückhaltung betreffs der Veränderung der Verträge von 1856 zu beobachten. 

—* eine ſolche Beränderung, wenn fie nothwendig iſt, ausſchließlich den Mächten, 
Unterzeichnern dieſer Verträge, zuſteht, iſt eine ſo augenſcheinliche Wahrheit, daß 
es unnütz iſt, bei derſelben zu verweilen. Sie konnte nicht in Zweifel gezogen 
werben. Sobald eine ber Mächte Mobifilationen der Conventionen verlangte, 
welche alle Unterzeichner gleichmäßig verpflichteten, wurbe deshalb die Idee Betreffs 
einer Konferenz, in welcher bie Frage discutirt werbe, ohne Schwierigkeit ange- 
nommen. Der Plag Franfreihs ift in berjelben bezeichnet. Aber 
fonnte es daran denken, ibn einzunehmen, wenn es von der Ber» 
thbeibigung feines Territoriums gänzlih in Anfprud genommen 
war? Das ift bie Frage, weldhe die Regierung unter ben Umftänben, an bie ich 
ſummariſch erinnern will, zu prüfen hatte. 

Es war eine Depeche, batirt aus Tours vom 11. November, eingetroffen in 
Paris amt 17., durch welche der Minifter ber äußeren Angelegenheiten durch Herrn 
von Chaudordy von dem Circular des Fürften Gortſchakoff Kenntniß er» 
bielt. Diefe Nachricht war ibm durch folgendes Telegramm unferes Minifters in 
Wien zugegangen: „Der ruffiiche Minifter bat geftern eine Mitteilung gemacht, 
aus welcher hervorgeht, daß feine Regierung fidy durch die Stipulationen der Ber- 
träge von 1856 für nicht mehr gebunden erachtet.” Am nämlichen Tage, 17. No» 
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vember, antwortete ber Minifter bes Aeuferen Herrn Chaudordy und empfahl 
Diefem die ftrengfte Zurüdhaltung. Wir hatten noch keine officielle Mittheilung 
unb wir mußten uns auf bie Rolle bes Beobachters beſchränken, ohne jeboch zu 
verjäumen, bei jeber Gelegenheit unfer fürmliches Recht aufrecht zu erhalten, zu 
einem Beihluß hinzugezogen zu werben, ber ohne unfere Betheiligung abfolut 
obne allen Werth fein würbe. 

Europa konnte dieſes nicht anders auffaffen und in ben Unterredungen und 
Noten zwiſchen ben verſchiedenen Mächten unb uns galt e8 immer für felbftver- 
ſtändlich, daß Frankreich nothwenbigerweife an der Berathung Theil nehmen und 
zu berjelben berufen werben müffe. 

Unfere Bemühung war, aus den wohlwollenden Dispofitionen, die man 
uns bewies, Nuten zu ziehen und die Repräjentanten ber Mächte dahin zu führen, 
anzuerfennen, daß, ohne in Etwas das Intereffe erften Ranges aufzugeben oder 
zu verringern, welches für uns mit ber Diskujfion der Berträge von 1 entftebt, 
wir bei unferem Eintritt in die Conferenz die Pflicht hätten, in berjelben eine 
Debatte von einer ganz anderen Bedeutung anzuregen, betreff3 berer man ung, 
fein „fin de non recevoir* entgegenftellen fönne. Indeß muß man jagen, daß bie 
Delegation von Tours, indem fie dieſe Anficht vollftändig theilte, immer glaubte, daß 
wir die Einladung Europa’s, wenn fie an uns gerichtet würbe, annehmen müßten. 
Diefe Meinung zufammenfaffend, ſchrieb Herr v. Chaudordy im feiner Depeſche 
vom 10. Dezember: „Die Delegation ift, nachdem fie mit mir alle Depeichen geprüft 
bat, ber Anficht, daß wir in die Conferenz geben müſſen, felbft wenn wir vorher 
weber ein Verſprechen, noch einen Waffenftilftand erlangt haben.“ Die Meinung 
der Mitglieder der Delegation hat fi übrigens nie geändert. Herr Gambetta 
drüdt fie noch auf fo kräftige Weife in jeiner letzten Depeihe vom 31. Dezember 
aus, fih an den Minifter des Aeußern richtend, fagt er: „Sie müfjen auf bem 
Buntte ſtehen Paris zu verlaffen, um fich zur Londoner Konferenz zu begeben, 
wenn, wie man bebauptet, e8 England gelungen ift, einen Geleitjchein zu erhalten. 
Ich ftelle mir die Qualen vor, welche Sie empfinden müfjen, Paris zu verlaffen. 
Ih böre bier den Ausbrud Ihrer Schmerzen und Ihrer ernften Weigerungen, unb 
doch muß ich im Intereffe unjerer Sade Ihnen jagen, daß es geicheben muß.“ 

Ebe Herr Gambetta dieſe Zeilen geſchrieben, hatte ber Minifter des Aeußern 
die in Tours begonnenen und jeitbem ın Bordeaur fortgejegten Unterbandlungen 
verfolgend, fo viel e8 bie Unvollftändigkeit und die Verzögerungen ber Communi— 
cationen geftatteten, dem Herrn v. Chaudordy bekannt gemacht, daß die Regie- 
rung beichloffen babe, daß Frankreich, wenn man es auf regelmäßige Weije berufe, 
fih in ber Londoner Konferenz, jedoch unter der Bedingung, vertreten laffen 
werde, daß England, welches die mündliche Einladung gemacht, fich damit be» 
fafjen werde jeinem Repräjentanten, weun er in Paris gewählt würbe, ben noth» 
wenbigen Geleitjchein zu verichaffen. 

Diefe Anordnung wurde von bem engliihen Kabinet angenommen. Herr 
v. Chaudordy fette den Minifter bes Aeußern durch eine Depeiche, Borbeaur, 
den 26. Dezember 1870, die den 8. Januar eintraf, davon in Kenntniß. Er 
unterrichtete ibn zugleih, daß bie Delegation der Regierung ihn dazu beftimmt 
babe, Frantreih in der Eonferenz zu vertreten. Dieje Mittbeilung wurde burd) 
folgendes Schreiben beftätigt, weldes Lord Granville am 29. Dezember jchrieb, 
und weiches durch die Bermittelung bes Minifters ber Bereinigten Staaten am 
10.d. M. übergeben wurbe.” 


London, 29. Dezember. 

Lord Granville an Se. Ercellenz ben Minifter des Aeußern in Paris. 

„Herr Minifter! Herr Chaudordy hat Lord Lyons benachrichtigt, daß Em. 
Ercellenz in Vorſchlag gebracht worben ift, um Frankreich in ber Gonferenz zu 
repräfentiren, und er bat zugleich von mir verlangt, einen Geleitjchein zu be» 
forgen, welcher Ew. Ercellenz geftatten werde, bie preußiſchen Yınien zu burd- 
ſchreiten. Ich bat fofort den Grafen v. Bernftorff, dieſen Geleitſchein zu ver— 
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fangen und Ihnen denfelben burch einen als Parlamentair abzufendenden beutfchen 
Offizier zuftellen zu laffen. Herrn v. Bernftorff ließ mich geftern wiffen, daß ein 
Seleitjchein zur Verfügung Ew. Ercellenz geftellt werbe, ſobald er burdh einen von 
Paris nah dem beutihen Hauptquartier abgebenden Offizier verlangt werben 
würde. Er fügte hinzu, daß er von feinem deutſchen Dffizier gebradyt werben 
fönne, fo lange dem Difizier, Träger der Parlamentärfahne, auf welden bie 
range gejchoffen, feine Genugthuung gegeben worben fei. Ich bin von Herrn 

iffot in Kenntniß geſetzt worden, ab viel Zeit vergeben werbe, ebe bieje Mit- 
tbeilung Ihnen von der Delegation in Borbeaur überſandt werben könne, ich 
babe deshalb dem Grafen Bernftorff ein anderes Mittel angeratben, fie Ihnen 
zulommen zu laffen und bie Gelegenheit zu benugen, welde mir vom Gejcäfts- 
träger ber Vereinigten Staaten angeboten wurde, um Sie von dem Borgefallenen 
in Kenntniß zu feßen. Ich boffe, daß Eure Erellenz mir geftatten wirb, dieſe 
©elegenbeit zu ergreifen, um Denjelben meine Befriedigung, zu Ihnen in perfönfiche 
Beziehung zu treten, und das Vergnügen auszubrüden, welches ich empfinben 
werde, Diejelben in London zu ſehen. 


Ich babe die Ehre ꝛc. Lord Granville.“ 


„Durch dieſe Depeſche direct aufgefordert, konnte die Regierung, ohne dem 
Rechte Frankreichs zu entſagen, die Einladung nicht zurückweiſen, bie fie in feinem 
Namen erbielt. Ohne Zweifel fann man ermwibern, daß die Stunbe zu einer 
Diskuffion über die Neutralifation des Schwarzen Meeres für Frankreich nicht 
glüdtich gewählt if. Aber gerade dadurch, daß in biefem höchſten Augenblide, 
wo e8 allein für feine Ehre und Eriftenz fämpft, ber officielle Schritt der euro- 
päilhen Mächte bei ber franzöfifchen Republik gemacht wird, erhält er einen aus- 
nahmsweiſen Ernft. Er ift ein verfpäteter Anfang ber Gerechtigkeit, eine Ber- 
pflichtung von ber man fich nicht mehr losſagen kann. Er heiligt mit ber Autorität 
des Völkerrechts ben Regierungswechlel und läßt auf der Ecene, auf welcher es 
fih um die Geſchicke der Welt handelt, die ungeachtet ihrer Wunden freie Nation 
ericheinen Angefichts des Oberhauptes, das fie zu ihrem Ruin geführt, ober ber 
Prätendenten, welche Über fie verfügen wollen. Wer fühlt übrigens nicht, 
daß Franfreih, zu den NRepräjentanten Europa’s zugelaffen, das 
unbeftreitbare Recht erhält, vor ihnen feine Stimme zu erheben? 
Wer wird es aufbalten können, wenn es, fih aufbie ewigen Regeln 
der Gerechtigkeit ſtützend, bie Principien vertbeibigen wird, welde 
jeine Unabbängigleit und feine Würbe fiherftellen? Es wirb feines 
berjeiben aufgeben. Unjer Programm bat fich nicht geändert, und Europa, welches 
denjenigen einlabet, ber e8 aufgeftellt, weiß jehr mwobl, daß er den Willen und 
die Pflicht hat, es aufrecht zu erhalten. Man dürfte baber nicht zaudern, und 
die Regierung bätte einen fchweren Fehler begangen, wenn fie die ihr gemachte 
Eröffnung zurüdgemwiejen hätte. 

Indem fie dies aber anerfannte, dachte fie, wie ih, daß ber Minifter des 
Auswärtigen, wenn es fich nicht um höhere Intereffen handle, Paris inmitten 
bes Bombarbements nicht verlaffen fünne, welches der Feind auf die Stabt 
richtet. Es find acht Tage, daß ber Obercommandant der preußifchen Armee 
plöglih, ohne die Waffenlojen und Neutralen zu benachrichtigen, unjere Gebäude 
mit feinen Wurfgefchoffen bebedt. Es jcheint, daß er unfere Hofpizen, unfere 
Schulen, unſere Tempel und Ambulanzen mit Borliche gewählt hat. Die Frauen 
werben in ibren Betten getöbtet, die Kinder in den Armen ibrer 
Mütter wie unter ben Augen ibrer Lehrer; geftern begleiteten wir zu 
ihrer legten Rubeftätte fünf Heine Särge junger Zöglinge, niebergejchmettert unter 
dem Gewichte einer Bombe von 180 Pfund. Die Kirche, wo ihre fterbliden 
Ueberbleibjel von dem WPriefter gejegnet und von den Thränen ihrer Eltern be» 
negt wurden, legte durch ibre Mauern, die in der Nacht durchlöchert worden 
waren, Zeugniß von ber Wurb ber Angreifer ab. Ich weiß nicht, wie lange 
biefe unmenjchlihen Hinſchlachtungeu bauern werben. Für den Angriff nutlos, 
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find fie nur ein Act ber Berwäftung und bes Mordes, dazu beftimmt, Schreden 
zu verbreiten. Unjere brave Pariſer Bevölferung fühlt mit der Gefahr ihren 
Muth fleigen. Feſt, gereizt, entichloffen, ift fie entrüftet und beugt fich nicht. Sie 
will mehr benn je fümpfen unb fiegen, unb wir wollen es mit ihr. Ich kann. 
nicht daran denken, mich in biejer Krifis von ihr zu trennen. Bielleicht jegen 
unſere an Europa gerichteren Proteftationen wie die der in Paris anweſenden Mit- 
glieder des diplomatiſchen Corps derſelben bald ein Ziel. England wird begreifen, 
daß bis dahin mein Plat in der Mitte meiner Mitbürger ift. Dies erflärte ich 
dem Minifter der äußeren Angelegenheiten Großbrittanniens in der Antwort, bie 
folgt, und welde dieſes Erpoje natürlich ſchließt. 

„Herr Graf! Ich erhalte erft heute, 10. Januar, um 9 Uhr Abends, durch 
Bermittelung des Minifters der Bereinigten Staaten ben Brief, welden Eure 
Ercellenz; mir am 29. Dezember zu ſchreiben die Ehre erwiefen und worin Die- 
felben mir ankündigen, daß Sie den Herrn Grafen von Bernftorff gebeten haben, 
den Geleitjchein zu meiner Berfügung zu ftellen, deſſen ich bedarf, um bie preußifchen 
Linien zu burchjichreiten und als 2* — Frankreichs der Conferenz anzu— 
wohnen, welche in London eröffnet werben fol. Ich danke Eurer Excellenz für 
dieje Mittbeilung und die Güte, mit welcher mir biejelben die Erfüllung der mir 
auferlegten Pflicht erleichtert haben. Es wirb mir jedoch ſchwierig, mich fofort 
aus Paris zu entfernen, das feit acht Tagen den Schredniffen eines Bombarbements 
Preis gegeben ift, welches ohne die im Völkerrechte übliche Ankündigung auf eine 
waffenloje Bevölkerung gerichtet ift. Ich fchreibe mir nicht das echt zu, meine 
Mitbürger im Augenblide zu verlaffen, wo fie das Opfer dieſer Gemwaltthat find. 
Uebrigens find die Verbindungen zwifchen Paris und London durch die Schulb 
des tale ber Belagerungs- Armee jo langſam und ungewiß, daß ich 
ungeachtet meines guten Willens auf ihren Aufruf dem Wortlaute Ihrer De- 
peihe gemäß nicht entiprehen kann. Sie haben mich wiffen laffen, daß die Eon- 
ferenz am 3. Februar zufjammentreten und fi dann wahrſcheinlich um eine Woche 
vertagen wird. Benadrichtigt am 10. Januar, Abends, würde ich nicht zur rechten 
Zeit von Ihrer Einladung Gebraub machen lönnen. Außerdem bat Herr 
von Bismard, als er mir biejelbe zulommen ließ, keinen Geleitichein hinzugefügt, 
der doch unumgänglich nothwendig if. Er verlangt, daß ein franzöfiicher Sffiger 
fih ins Hauptquartier begiebt, um ihn zu bolen, indem er ſich auf eine Recla- 
mation ftügt, bie er bei Gelegenheit eines Vorfalles, Über den fi ein Parla- 
mentär am 23. Dezember zu beffagen gehabt, an ben Herrn Gouverneur von 
Paris gerichtet hatte, und Herr von Bismard fügt hinzu, daß bis Genug- 
tbuung gewährt jei, ber preußiiche Ober» Commandant jede Mittheilung durch 
Parlamentäre unterjagt habe. Ich unterfuche nicht, ob ein folder, den Kriegs— 
gejegen zumiderlaufender Beſchluß nicht die abjolute Negation der höheren Rechte 
tft, welche die Nothwendigkeit und die Menjchlichkeit immer zu Gunften ber Krieg- 
führung aufrecht erhalten haben. Ich begnüge mich, Eurer Ercellenz bemerklich 
zu machen, daß der Gouverneur von Paris ſich beeilt bat, eine Unterjuhung über 
die vom Grafen von Bismard bezeichnete Sache zu befeblen, und indem er 
ihm dies ankündigte, brachte er zu feiner Kenntniß viel zabfreichere Thatjachen, 
weiche den preußiſchen Schildwachen zur Laft gelegt worden find, auf bie er fid 
aber nie ftütte, um ben Austauſch der gewöhnlichen Mittheilungen zu unterbrechen. 
Der Herr Graf von Bismard jcheint, zum wenigften theilweie, die Richtigleit 
diejer Bemerkungen zugelaffen zu haben, weil er heute den Minifter ber Ver— 
einigten Staaten beauftragt hat, mich wiffen zu laffen, daß unter dem Vorbehalte 
gegenfeitiger Unterfuhung er die parlamentärifhen Berbinbungen wieberherftelle. 
Es Tiegt aljo feine Nothwendigkeit vor, daß ein franzöfifcher Sfisier fih in das 
preußiiche Hauptquartier begebe, und ich werde mich mit dem Minifter ber ver- 
einigten Staaten in Beziehung fegen, um ben Geleitſchein zu erhalten, weldyen Sie 
für mich erwirft haben. Sobald ich denfelben in Händen haben werde, unb bie 
Lage von Paris es mir geftattet, werbe ich ben 2 nah London nehmen, im 
Boraus ficher, nicht vergeblih im Namen meiner Regierung das Princip des 
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Rechtes und ber Moral anzurufen, dem Achtung zu verfchaffen Europa ein fo 
großes Imtereffe hat. Wollen Sie x. 

Baris, 10. Januar 1870. Jules Favre.“ 

Ich bitte Sie, mein Herr, dem Repräfentanten der Regierung, bei welcher 
Sie beglaubigt find, Kenntniß von biefer Depeiche zu geben. Cs in wichtig, daß 
Europa über umfere Abfichten und Handlungen aufgellärt wird; wir unterbreiten 
biefelben feinem Rechtsgefühle.“ 


13. Januar. Depeſche Jules Favre's an den Grafen von Bismard. 

„gerr Graf! Lord Granville benachrichtigt mich durch feine Depeſche vom 
29. Dezember v. J., welche ih am 10. Januar Abends erhielt, daß Ew. Ercellenz 
auf das Erſuchen bes englifhen Cabinets einen Geleitſchein zu meiner Verfügung 
balten, welcher für den Bevollmächtigten Frankreichs zur Londoner Konferenz noth» 
wendig ift, um bie preußifchen Linien paffiren zu können. Da ich in diefer Eigen- 
ſchaft defignirt bin, beehre ich mich, von Ew. Ercelleuz die Zujenbung biejes Ge— 
leitfcheins in meinem Namen in ber möglichft kürzeften Frift zu reclamiren. Ge— 
nebhmigen Em. ꝛc.“ 


16. Januar. Antwort de Grafen von Bidmard an Jules 
Favre. 


„Herr Minifter! Em. Ercellenz bitte ih, in Ermiderung auf die 
gefälligen beiden Schreiben vom 13. d. M., mir zunächſt die Befeitigung 
eines Mißverſtändniſſes zu geftatten. 

Em. Ercellenz nehmen an, daß auf den Antrag der königlich groß- 
brittannifchen Regierung ein Geleitſchein für Sie bei mir bereit liege, zum 
Zwed Ihrer Theilnahme an der Yondoner Eonferenz. 

Diefe Annahme ift indeffen nicht zutreffend. 

Ich würde auf eine amtlihe Verhandlung nidt haben 
eingehen können, mwelder die Borausjegung zu Grunde lag, 
daß die Regierung der nationalen Bertheidigung völferredt« 
lid in der Lage fei, im Namen Frankreichs zu handeln, fo 
lange fie nit mindeftens von der franzöfifhen Nation felbft 
anerfannt ift. 

Ich vermuthe, daß die Befehlhaber unferer VBorpoften Em. ꝛc. die Er» 
mächtigung zum Paffiren durch die deutjchen Linien ertheilt haben würden, 
wenn Em. ıc, diejelbe bei dem Commando des Belagerungsheeres nach» 
gefuht hätten. Letzteres würde nicht den Beruf gehabt haben, Em. xc. 
politiihe Stellung und den Zweck Ihrer Reife in Berüdjihtigung zu 
ziehen, und die von den militärifchen Führern gewährte Ermächtigung, 
unfere Linie zu paffiren, weldhe von ihrem Standpunkte fein Bedenken 

efunden, würde dem Botjchafter Sr. Maj. des Königs in London freie 
gend gelafien haben, um in Betreff der Frage, ob nad dem Völlerrecht 
mw. ıc. Erklärungen al3 Erklärungen Frankreichs anzufehen wären, jeine 
Stellung zu nehmen, und feinerteits Formen zu finden, melde jedes 
Präjudiz verbütet hätten. 

Diefen Weg haben Em. :c. mir durd Ihr an mich unter amtlicher 
Angabe des Zmedes Ihrer Reife gerichtetes amtliches Geſuch um einen 
Geleitfcein behuf3 der Vertretung Frankreichs auf der Conſerenz durd 
Em. :c. abgejchnitten. Die oben angegebenen politijchen 03. 
gungen, zu deren eg A mich auf die Erflärung be— 
ziehe, welche Em. :c. am 12. d. M. amtlich veröffentlicht haben, 
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verbieten mir, Ihrem Wunfhe um Ueberfendung eines folden 
Documentes zu entfpreden. | 

Indem ih Ihnen dies mittheile, fann ich Ihnen nur überlaffen, für 
Sih und Ihre Regierung zu erwägen, ob fich ein anderer Weg finden 
läßt, auf welchem die angeführten Bedenken bejeitigt und jedes aus Ihrer 
Anweſenheit in London —538 Präjudiz vermieden werden kann. 

Aber auch wenn ein ſolcher Weg jr Inte werden ſollte, erlaube ich 
mir doch die Frage, ob es rathſam ift, daß Em. xc. Paris und Fhren 
BPoften als Mitglied der dortigen Regierung jest verlaffen, 
um perſönlich an einer Conferenz über das Schwarze Meer AR I 
in einem Augenblid, wo in Paris ntereffen auf dem Spiele ftehen, 
melde für Frankreih und Deutjchland wichtiger find, als der Artikel XL 
des Bertrages von 1856. Auch würden Em. ꝛc. in Paris die diplo- 
matijhen Agenten und die Angehörigen der neutralen Staaten zu- 
rüdlaffen, welche dort geblieben oder vielmehr zurüdgehalten find, nad 
dem fie längft die Erlaubniß zum Pafjiren der deutihen Yinien erhalten 
batten, und melde daher um jo mehr auf den Schug und die Fürforge 
Em. ꝛc. als des Minifterd der factifchen Regierung für die ausmärtigen 
Angelegenheiten angemiejen find. 

Ih kann daher faum annehmen, daß Em. x. in der kri— 
tiihen Lage, an deren Herbeiführung Sie einen jo weſent— 
lihen Antheil hatten, Sich der Möglichkeit werden berauben 
wollen, zu einer Löſung mitzuwirken, wofür die Berantwort- 
lichfeit aud Sie trifft.“ 


Berziht Jules Favre's auf bie Theilnahbme an ber 
Eonferen;. 


Aus Paris vom 23. Januar: „Sicherem Bernehmen nah bat Jules Favre 
die Mittheilung an Odo Rufjell in Berfailles gelangen laſſen, baf er Paris 
nicht zu verlafjen gebenle. — Der Herzog v. Broglie wurde fobann als Ber- 
treter Frankreichs zur Londoner Conferenz entjanbt. 


Jules Favre in Verſailles. 


Berjailles, 24. Januar. „Am 23. Januar Abends ift Jules Favre in 
Berfailles erſchienen. Ein vom Kommandanten, General von VBoigts-Rhep, 
eitellter Wagen hatte ibn an der Sövresbrüde — und unter Eskorte von 
ragonern hierher geführt, wo er gegen 8 Uhr Abends eintraf. Herr Jules 
Favre ſprach noch am 23. Abends ben Bunbesfanzler Grafen Bismarck, ber 
fih dann um 11 Uhr in die Präfectur zu Sr. Majeftät vem Kaifer begab. Am 
Morgen des 24. fand eine Berathung ftatt, an ber, außer Sr. Majeftät und dem 
Kronprinzen, Graf Bismard, die Generale und ber SKriegs-Minifter Theil 
nahmen. So viel bis jett bekannt, ift die Miffion bes Herrn Favre keine 
ftreng officielle gewefen, in dem Sinne, baß er von den Mitgliebern bes Gonver- 
nements mit beftimmten Anträgen gejchidt worben wäre. Bielmehr fam Herr 
erh zunächſt nur, um bie bieffeitigen Forderungen binfichtlih ber eventuellen 
— von Paris zu vernehmen. Er verließ Verſailles heute bald nach 
3 Uhr.“ 


Berfailles, 25. Januar. „Geftern früh 11 Uhr machte Graf Bismard dem 
Herrn Jules Favre in beffen Quartier einen bafbftündigen Beſuch. Hierauf 
Kriegsrath beim Kaifer, dem ber Kronprinz, die Generale von Moltke, 
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von Boyen, von Roon und Graf Bismard beimohnten. Um 2 Uhr fand 
bei Graf Bismard eine Konferenz zwiſchen biefem unb Herrn Favre flat. 
Um '44 Ubr kehrte letzterer mit feinem ihm begleitenden Schwiegerjohne über bie 
Söpresbrüde nah Paris zurüd. Die Nachrichten über die Unruhen in Baris 
find durch Herrn Favre beftätigt. Heute, den 25., Favre wieber aus Paris 
zurüd und in Verhandlungen mit dem Grafen Bismard.“ 

Berjailles, 27. Ianuar, Bormittags. „Eine zweite Verhandlung wegen ber 
Präliminarien zur Kapitulation von Paris, die geftern und vorgeftern ber Bunbes- 
fanzler Graf Bismard mit dem am 25. Abends nach Verſailles zurüdgelebrten 
auswärtigen Minifter bes Parifer Gouvernements, Jules Favre, gepflogen bat, 
endete damit, daß von bem letteren die Entſendung einer militärifhen Commiffion, 
mit welcher die näheren Bedingungen vereinbart werben follen, zugejagt wurde.“ 


Berjailles, 27. Januar. „Jules Favre reifte geftern Nachmittag nad) Paris 
jurüd, um bie aufgeftellten Bebingungsvorichläge dem Parifer Gouvernement zur 
Genehmigung zu unterbreiten. ie beiden Staatsmänner baben das 
Ablommen getroffen, baß von 12 Uhr Nachts bis 6 Uhr Morgens 
von beiben Seiten das Feuer eingeftellt werben jollte, während 
welcher Zeit die Regierungsmitglieder in Paris ſich über die Vorſchläge einigen 
follten. Mit dem Glockenſchlage 12 Uhr wurbe bie Kanonabe eingeftellt, die bis 
Mitternadht von beiden Seiten auf das febhaftefte unterhalten worben war. Die 
in ber Nacht in Paris gepflogenen Beratbungen jcheinen deu Erfolg gehabt zu 
haben, daß man fich geneigt zeigt, bie Grundlage unferer Forderungen anzu« 
nehmen. Soeben, 10%, Uhr Vormittags, ift nämlih Jules Favre in Be- 
gleitung eines franzöfiihen Generals, zweier Legations-Secretaire und feines 
Schwiegerſohnes bier eingetroffen. Ohne Aufenthalt begaben fih die Herren jo- 
fort zum Reichslanzler Graf Bismard, bei welchem in dieſem Augenblide bie 
entjheidenden Verhandlungen geführt werden. In Paris fährt die Mehrzahl der 
Pariſer Journale fort, zum Widerftande aufzureizen und einen großen Maffen- 
ausfall zu fordern, jo namentlih das „Siecle“ vom 24. mit größter Leidenjcaft- 
lichkeit. Alle Sournale find aber dennoch ber —— daß die Tage von 
Paris gezählt ſind, da der Hunger in furchtbarſter Geſtalt ſich meldet. Dazu 
fommt, daß von unſerer Seite geſtern nach Belleville hineingeſchoſſen worden 
iſt, rg Quartier, in welchem bekanntlich die Arbeiterbevöllerung ihren Wohn- 
fit bat.“ 

Berjailles, 28. Januar. „Jules Favre hatte geſtern in Gemeinſchaft mit 
dem franzöfiihen General Beaufort eine vierftündige Unterrebung mit bem 
Grafen Bismard. Hierauf begaben fich die Herren zum Grafen Moltke, bei 
welchen in einer längeren Gonferenz bie militärishen Maßnahmen vereinbart 
wurben. 


28. Januar. Die Waffenftillftands - Convention von Berfailles. 


„Zwilhen dem Herrn Grafen v. Bismard, beutihen Bundeskanzler, ber 
im Namen Sr. Majeſtät des Kaifers von Deutichland, Königs von Preußen, 
banbelt und Herrn Jules Favre, Minifter der auswärtigen Angelegenbeiten 
ber Regierung ber Nationalvertheidigung — beide mit regelmäßigen Bollmachten 
verjeben — find nachſtehende Abmahungen beichloffen worben. 

Art. 1. Ein allgemeiner Waffenftillftand wird auf der ganzen militärijchen 
DOperationslinie eintreten und für Paris noch beut, für die Departements inner- 
halb breier Tage beginnen. Die Dauer des Waffenftillftands ift von beute ab 
einundzwanzig ga e, bergeftalt, daß außer im Falle der Erneuerung er überall 
am 19. Februar Mittags 12 Uhr fließt. Die kriegführenden Heere behalten 
ihre beziehungsmweifen Stellungen, welhe durch eine Demarcationslinie getrennt 
werben. — — Die beiben friegführenden Heere und ihre beiberjeitigen Borpoften 
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halten ſich auf 10 Kilometer Entfernung von ben, zur Trennung ihrer Stellungen 
gezogenen Linien. Jedes ber beiden Heere behält ſich das Recht vor, feine Auto» 
rität in bem von ihm bejeßten Gebiete aufrecht zu erbalten und die Mittel an« 
juwenben, die feine Befehlshaber zur Erreihung dieſes Zweckes nöthig halten 
werben. Der Waflenftillftand findet gleihmäßig auf bie Seeftreitkräfte der beiben 
Länder Anwendung, indem der Meridian von Dünkirchen ald Demarcationslinie 
angenommen wird. — — 

Art. 2. Der alfo verabredete Waffenftillftand hat den Zwed, ber 
Regierung ber ae or bie Berufung einer frei ge- 
wählten Berjammlung zu geftatten, bie über bie Frage zu ent- 
ſcheiden haben wird, ob der Krieg fortgefegt oder unter welden Be: 
dingungen Frieden gejhlojjen werben foll. Die Berfammlung tritt in 
Borbeaur zufammen. Alle Erleichterungen zur Wahl und zum Infammentritt 
der Abgeordneten werden jeitens ber Befehlshaber ber deutſchen Heere gewährt 
werden. 

Art. 3. Dem deutſchen Heere werben buch bie franzöfiiche Militärbehörbe 
alle Forts ber äußeren Bertbeidigungslinie von Paris, wie ihr 
Kriegsmaterial Übergeben. Die —8 — dieſes Umkreiſes, oder zwiſchen 
den Forts liegenden Gemeinden und Häuſer können von den deutſchen Truppen 
bis zu einer von militäriſchen Commiſſarien zu ziehenden Linie beſetzt werden. 
Das Terrain das zwiſchen dieſer Linie und der befeſtigten Enceinte der Stadt 
Paris liegt, iſt den bewaffneten Streitkräften beider Parteien unterjagt. 

Art. 4. Während des Waffenſtillſtandes wird das deutſche Heer Paris 
nicht betreten. 

Art. 5. Die Enceinte wird von ihren Geſchützen entwaffnet, deren Laffetten 
in bie von einem Bevollmächtigten des deutſchen Heeres bezeichneten Forts ge— 
bracht werben. 

Art. 6. Die ie ee (Linienbeer, Mobilgarben, Seetruppen) von 
Paris unb der Forts find kriegsgefangen, bis auf eine Divifion von 
12,000 Dann, welche die Militärbehörbe in Paris für den inneren Dienft be» 
hält. Die friegsgefangenen Truppen geben ihre Waffen ab, welde in ben be- 
zeihneten Orten gefammelt und bergebrachter Maßen abgeliefert werben. Dieje 
Truppen bleiben in der Stabt und bürfen bie Enceinte während bes Waffen- 
ſtillſtandes nicht Überjchreiten. — — 

Art. 7. Die Nationalgarde behält ihre Waffen und verfieht die Be— 
wahung von Paris und die Aufrechterhaltung ber Orbnung, ebenjo die Gen» 
barmerie und bie zum Stadtbdienft verwandten gleichartigen Truppen, wie bie 
republifanifche Gurte, Zollbeamten und Feuerwehren. Die Gejammtzahl biefer 
Kategorien barf die Zahl 3500 nicht Überfteigen. Alle Franctireurd-Eorps werben 
durch Befehl der franzöfiihen Regierung aufgelöft. 

Art. 8. Gleich nach Unterzeihnung diefes und vor ber Befignahme ber 
orts wird ber Oberbefehlshaber ber deutſchen Heere ben Bevollmächtigten alle 
rleihterungen gewähren, welche die franzöfiihe Regierung in die Departements 

oder ins Ausland abjhiden wird, um die Ernährung ber Stadt vorzus 
bereiten unb bie der Stadt beftimmten Waaren heranſchaffen zu laffen. 

Art. 9. Nach Uebergabe der Forts und Entwaffnung der Enceinte (Art. 5 
und 6) wirb bie Ernährung von Paris auf ben Eiſenbahnen und Flüffen frei- 
gegeben. Die zu biefem Zwecke erjehbenen Lebensmittel bürfen aus den von 
Deutichen bejettten Gebietstheilen nicht genommen werben unb bie franzöfiiche Re— 
gierung verpflichtet fich, fie außerhalb der bie deutſchen Truppen umgebenden 
Demarcationslinie zu fuchen, falls nicht von den Kommandanten der Letzteren 
Gegenerlaubniß gewährt wird. 

Art. 10. Wer Paris verlaffen will, bedarf einer regelmäßigen Erlaubniß 
der franzöfiihen Militärbehörbe und des Viſums der deutſchen Vorpoſten. Dieje 
Erlaubnißſcheine und Bifa werden von Rechts wegen den Canbibaten, welche fich 
um eine Wahl in ben Provinzen bewerben, und den Abgeorbneten ber Berjamm- 
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fung ertbeilt. Der Berlehr der aljo mit Erlaubniß verſehenen Perſonen ift nur 
— 6 Uhr Morgens und 6 Uhr Abends zuläſſig. 
rt. 11. Die Stadt Baris zahlt eine Räbtifche Kriegscontribution 
von 200 ) Dil France und zwar vor dem 15. Tage des Waffenftillftandes. Die 
— wird von einer gemiſchten deutſch- franzöſtſchen Commiſſion feſtgeſetzt. 
rt. 12. Während bes Waffenſtillſtandes darf von öffentlichen Werthen, 
bie zur Zehnzus der Contribution dienen könnten, nichts entfernt werden. 
In Paris dürfen während bes Waffenſtillſtandes Waffen, Mur 
nition “ di zu ihrer Fabrikation bienenden Stoffe nicht eingeführt werben. 


Geſchehen zu Berfailles am 28. Januar 1871. 
Bismard. Favre.“ 


Die Uebergabe der Forts. 


Der Kaiſerin und Königin. 


Verſailles, 30. Januar. „Die Uebergabe aller Forts hat incluſive 
St. Denis im Laufe des geftrigen Tages ohne alle Widerfeglichkeit und 
Störung ftattgefunden. 

Bon unfern Belagerungs- Batterien ſah ich die Preußifche Fahne auf 


Sfiy flattern. Wilhelm.“ 


Der Fall von Paris und der Friede. 


„Provinzial-Correspondenz“ vom 1. Februar. 


„Mit dem Fall von Paris ſtehen wir unerwartet vor dem gänzlihen Enbe 
bes Krieges und vor dem wirklichen Friedensichluffe. 

Das ift Mehr und Höheres, als die Zuverfichtlichften noch vor Kurzem zu 
boffen wagten. 

Es find erft wenige Wochen ber, da war noch überall, und bei ben Kundigen 
nicht minder als in weiteren Kreifen, bie Ueberzeugung geltend, daß nah bem 
Falle von Paris erft noch bie volle Entfaltung uuferer militärifchen Macht in 
den Provinzen Frankreichs nöthig fein würde, um bie neu aufgerufenen Kräfte 
bes MWiderftaubes zu brechen, — unb man wünſchte mit einiger Ungebuld be» 
jonders beshalb die Ueberwinbung von Paris beſchleunigt zu jehen, bamit unjere 
— Freiheit gewinnen möchten, ihre weiteren Aufgaben in Frankreich 
zu erfüllen 

Noch in der erſten Woche des Januar war dies die allgemeine rg gr 
ber militärifchen Lage, und bie beutjche Heeresleitung, ebenfo wie unjer 
mußte fi darauf gefaßt maden, die endliche Niederlage Frankreichs erft no 
mit dem Aufwand weiterer Kräfte und mit längeren Opfern zu erlaufen. 

Da bradten zuerft die gewaltigen Siege des Feldmarſchall Prinzen 

riebrih Carl über bie franzöſiſche Weftarmee und bes General® von Goeben 
ber bie Norbarmee, fowie die Vereitelung ber Pläne Bourbaki's burd ben 
heldenmüthigen Widerftand des Werder'ihen Corps — eine hoch erfreuliche 
Wendung der Ausſichten herbei; aber fo zuverſichtlich man nun auch hoffen konnte, 
baß die Nieberwerfung Frankreichs nah dem Falle von Paris feine erheblichen 
militärifchen Schwierigleiten mehr bereiten wilrbe, jo galt es doch als gewiß, daß 
bie Fortfegung des Widerſtandes, zu welder namentlih Gambetta mit bifta» 
toriſcher Gewalt immer auf's Neue antrieb, ernftlich verfucht werben und nod 
eine langwierige und läftige, wenn auch nicht mebr gefahrvolle Kriegführung nöthig 
machen würbe. 
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Aber wäre felbft ber Krieg thatfächlich beendigt geweſen, jo war es doch 
nicht abzuſehen, wie unb mit wem es zum Friedensſchluſſe fommen follte; 
benn die Regierung ber nationalen Bertheidigung entbehrte einerfeits noch aller 
foatsrechtlihen Anerlennung aud im eigenen Volke, fie erichien anbererfeits in 
ſich ſelbſt zwiefpältig und zerfallen, und es war faum zu hoffen, daß bie Ergebung 
von Paris und ein Abkommen mit ber dortigen Regierung einen entfcheibenden 
Einfluß auf das Verhalten Gambetta's und der Regierung in Borbeaur zu 
üben vermödhten. 

Die Unterwerfung von Paris war baber nur als ein gemwichtiger Schritt 
zum glüdlihen Ende, aber nicht-als das Ende jelbft in Ausficht genommen. 

Es galt als unvermeidlich, daß unfere Heere noch auf lange Zeit hinaus in 
Frankreich feitgebalten werben würden. 

Dank der Umfiht und Energie unferer Staatsleitung fcheint e8 anders zu 
fommen; wir bürfen jegt in dem Falle von Paris zugleih den Schluß bes 
Krieges und einen nahen glorreichen Frieden begrüßen. 

Benn es, wie zu hoffen ift, gelingt, durch den Parijer Kapitulationsvertrag 
gleichzeitig die Unterwerfung ganz Frankreichs und einen Frieden, wie Deutich- 
lanb ihn haben muß, von ber Regierung ber nationalen Bertheibigung zu er- 
zeichen, jo wirb Damit eine der größten und ſchwierigſten Aufgaben der Politik 
in ebenjo glänzender und überraſcheuder Weije erfüllt fein, wie jeither alle militä- 
riſchen Aufgaben während bes Feldzuges gelöft worden find.“ 


4. Februar. Proclamation der Parijer Regierung über die 
Urjaden der Gapitulation. 


„Mitbürger, wir wollen Frankreich jagen, in welcher Lage und nach welchen 
Anftrengungen Paris unterlegen if. Die Einjchließfung bat vom 16. September 
bis zum 26. Januar gedauert. Während biefer ganzen Zeit haben wir, abgejehen 
von einigen Depeichen, von ber übrigen Welt abgefperrt gelebt. Die ganze männ— 
fihe Benöllerung war in Waffen, bei Tage zu ben Uebungen und Nachts auf 
den Wällen und Vorpoſten. Das Gas ging uns zuerft aus und bie Stabt war 
Abends in Dunkelheit gebüllt; dann fam ber Mangel an Hol; unb Kohlen. 
Seit dem Monat Dktober mußte zum Metgerfleiih Pferbefleiih zur Speije 
binzugefügt werben; vom 15. Dezember an mußten wir noch zu leßterem ganz 
unfere Zuflucht nehmen. Sechs Wochen hindurch befamen die Parijer täglich 
nur 30 Grammes Pierbefleiih; jeit dem 18. Januar wurde das Brod, worin 
Roggen nur noch den britten Theil bildete, zu 300 Grammes für den Tag an- 
gelett, was auf einen gejunben Menfhen im Ganzen 330 Grammes a Bu 
ausmachte. Die Sterblichkeit, welche fonft 1500 betrug, überftieg 5000 unter dem 
Einfluffe ver bartnädigen Boden und der Entbehrungen aller Art. Alle Stände 
baben gelitten, alle Famitien batten Trauer. Das Bombardement bat einen 
Monat gedauert und bie Stabt St. Denis, fo wie faft die ganzen Stadttheile 
auf dem linken Seineufer niebergejchmettert. 

Yu dem Augenblide, wo ber Widerftanb aufbörte, wußten wir, daß unjere 
Armeen an der Grenze zurüdgetrieben und außer Stande waren, uns zu belfen. 
Unterftügt von der Nationalgarbe, welche ſich tapfer gejchlagen und eine große 
Anzahl von Leuten verloren bat, hat die Armee am 19. Januar ein Unternehmen 
verjucht, das allgemein als ein Alt der Verzweiflung bezeichnet wurde. Diejer 
Verſuch, deſſen Zweck die Durchbrechung der feindlichen Linien war, ſcheiterte, 
= —— Verſuch des Feindes, die unſrigen zu durchbrechen, geſcheitert ſein 
w 

Trotz alles Feuers unſerer Nationalgarden, welche nur ihren Muth zu 
Rathe zogen und ſich bereit erkärten, in ben Kampf zurüchzukehren, blieb uns 

e Ausficht, Paris zu deblokiren oder e8 zu verlaffen, um nur bie Armee nad 
außen zu werfen und fie in eine Entjag-Armee umzugeftalten. Alle Generale 

es würde eine Thorheit fein, wenn biejes Unternehmen verfucht würde; 
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die Werke der Deutihen, ihre Anzahl, ihre Artillerie machten ihre Linien un- 
burdbringlid; wir würden, wenn wir das Unmögliche leifteten und ihnen über 
ben Leib binwegidritten, darüber hinaus nur eine Einöde von dreißig Wegftunden 
finden; dort würden wir vor Hunger vergeben, benn man bürfte nicht daran 
benten, Lebensmittel mitzunehmen, weil wir bereits am Ende unjerer Hülfe- 
quellen jeien. Die Divifionäre wurden bei den Chefs ber Armee zu Rathe ge» 
zogen und ertheilten Beicheid wie fie. Im Anwejenbeit der Minifter und Maires 
von Paris wurden diejenigen Oberften und Bataillons-Chefs berufen, welche für 
bie tapferften galten. Die nämliche Autwort. Man konnte ſich töbten lafjen, 
aber man lonute nicht mehr fiegen. In biefem Augenblide, als jebe Hoffnung 
auf Hülfe und jede Ausfiht auf Erfolg geihwunben, blieb uns nach ficherer 
Schätzung noch Brod auf acht Tage und Pierbefleiih auf 14 Tage, wenn alle 
Pferde gejchlachtet wurden. Bei ben zerftörten Eijenbahnen, ben verborbenen 
Wegen, ber abgeiperrten Seine fehlte viel an der Gemwißheit, bis zur Stunde ber 
Widerverproviantirung auszureihen. Selbſt heute noch leben wir in ber Be- 
forgniß, das Brob und bie übrigen Borräthe könnten uns ausgehen, ehe bie erften 
Bujendungen eintreffen. Wir haben daher über die Möglichkeit hinaus ausgebarrt 
und — ſelbſt die Möglichkeit nicht, die uns noch bedroht, uns der furchtbaren 
er r ber Hungersnothb einer Bevölkerung von zwei Millionen Seelen aus 
zuſetzen. 

Wir ſagen es laut, daß Paris durchaus und ohne Rückhalt Alles that, was 
eine belagerte Stabt thun konnte. Wir ertheilen ber Benölferung, bie bem 
Waffenſtillſtande ihre Rettung verdankt, diejes Zeugniß, daß fie bis ans Ende 
beivenmüthigen Muth und Ausdauer bewiejen bat. Frankreih, das Paris nad 
fünf Monaten wieberfindet, fann auf die Hauptftabt ftolz fein. 


Bir haben den Widerftand aufgegeben, die Forts übergeben, bie Enceinte 
abgerüftet, uniere Bejagung ift Friegsgefangen, wir zahlen eine Kriegsentihäbigung 
von zweihundert Millionen. 

Aber der Feind rückt nicht in Baris ein; er erfennt das Prinzip der Bolts- 
fouveränetät an, er läßt unferer Nationalgarde ihre Waffen und ihre Organifation, 
er läßt eine Divifion der Armee von Paris befteben. Unſere Regimenter behalten 
ihre Fahnen, unfere Offiziere behalten ihre Degen; Niemand wird als Kriege- 

efangener aus der Ummallung berausgeführt: Niemals bat fi ein belagerter 
lag unter jo ebrenvollen Bedingungen ergeben, und diefe Bedingungen wurden 
erreicht, al8 Hülfe unmöglich und das Brod ausgegangen war. 


Eudlich bat der abgejchloffene Waffenftillftand zur unmittelbaren Folge die 
von Seiten ber Regierung erlaffene Einberufung einer Affemblde, welche ſouverän 
über Krieg und Frieden zu entjcheiben haben wirb. 


Das Kaiſerthum unter feinen verjchiedenen Formen bot dem Feinde bie 
Anknüpfung von Verhandlungen an. Die Affemblee wird rechtzeitig zujammen- 
treten, um bieje Umtriebe zu vernichten und ben Grundſatz der Nationaljouve- 
ränetät zu wahren. Frankreich allein wird über Frankreichs Gejchide entjcheiden. 
Eile war nöthig, der Verzug war bei dem Auftanbe, in welchem wir uns be- 
fanden, bie größte Gefahr. In act Tagen wirb Frankreich jeine Vertreter ge- 
wählt haben. Möge e8 die ergebeuften, uneigennügigften und unbeftechlichften 
wählen. 

Das größte Intereffe für uns ift, wieder aufzuleben unb bie blutenden 
Wunden des Baterlandes zu heilen. Wir find überzeugt, daß diejes biutbebedte, 
ausgeraubte Land wieder Ernten und Menſchen hervorbringen, daß der Wohl- 
ftand nah jo harten Prüfungen wieberlehren wird, wenn wir unverzüglich 
bie wenigen Zage recht benußen, bie uns noch zur Erholung und Beratbung 
bleiben. 

An dem Tage ber Aſſemblée wirb bie Regierung bie Gewalt in deren 
Hände legen. An diefem Tage wird Franfreih, wenn es bie Augen auf fid 
lenkt, fich tief unglüdlih finden; aber wenn es fich zugleih durch das Unglüd 
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wieder gefählt unb im vollen Befite feiner Energie und feiner Souveränetät 
—— ſo wird es wieder Vertrauen auf ſeine Größe und auf ſeine Zukunft 
en.“ 
Paris, 4. Februar 1871. 


Proclamation Napoleons. 


Wilhelmshöhe, am 4. Februar 1871. 

„Frauzoſen! Vom Glüde verlaſſen, babe ich ſeit meiner Gefangennahme 
jenes tiefe Stillſchweigen beobachtet, welches die Trauer des Unglücks if. So 
fange fih bie Armeen gegenüber geftanden, babe ich mich eines jeden Schrittes, 
eines jeden Wortes entbalten, welches Zwieſpalt hätte hervorrufen können. Heute, 
bei dem tiefen Unglüd bes Landes, kann ich mich nicht länger im Schweigen 
Halten, ohne gefühllos für feine Leiden zu ericheinen. 

jenem Augenblid, als ich gezwungen war, mich gefangen zu geben, 
tonnte ih in feine Berbanblungen über den Frieden eintreten; ba ich nicht frei 
war, fo hätte e8 den Anſchein gewonnen, als feien meine Entſchließungen durch 
perſonliche Rüdfihtsnahmen viktirt. Ich überließ ber Regierung der Regentichaft, 
weiche ihren Sit in Paris inmitten der Kammern hatte, bie Pflicht, darüber zu 
enticheiben, ob das Intereſſe der Nation die Fortſetzung bes Kampfes erbeijche. 

Trog unerbörter Unglüdsfälle war Frankreich nicht befiegt; unfere feften 
Pläge fanden noch aufreht, Paris war im Zuſtande ber BVertheibigung, einer 
meiteren Ausdehnung unſerer Unglüdsfäle konnte noch Einhalt getban werben. 
Aber, während alle Blide gegen den Feind gerichtet waren, brach in Paris eine 
Infurreltion aus; die Bollsvertretung wurde vergewaltigt, bie Kaiferin bebrobt, 
eine Regierung inftallirte ſich durch Ueberrafhung auf dem Stabtbaufe und das 
Kaijerreih, welhem die gefammte Nation foeben zum dritten Mal ihre Zuftim«- 
mung gegeben batte, wurte durch diejenigen geftürzt, welche berufen waren, es 
zu vertbeibigen. Meinen gerechten Unmuth unterbrüdend, rief ich mir zu: „Mas 
liegt an der Dynaftie, wenn das Baterland gerettet werden fann“, und anftatt 
egen die Verlegung bes Rechtes zu proteftiren, richtete ich meine beißeften 

ünſche auf den Erfolg ber nationalen Bertbeidigung, und bie patriotifche Hin- 
gebung, melde alle Klaſſen der Bevölkerung und alle Barteien bewiejen, bat mich 
mit Bewunderung erfüllt. 

Aber jett, wo ber Kampf unterbrochen und die Hauptftabt nach heiven- 
mütbigem Wiberftande gefallen ift, jet, wo jede vernünftige Ausficht auf den 
Sieg verſchwunden ift, jett iſt es Zeit, von Ienen, welche bie Gewalt ufurpirt 
haben, Rechenſchaft zu verlangen für das unnötbiger Weile vergofjene Blut, für 
die ohne Grund aufgebäuften Trümmer, für bie ohne Kontrole verichleuberten 
Hülfaquellen des Landes. 

Das Schidjal Frankreichs kann nicht einer Regierung ohne Mandat überlaffen 
werben, welche, indem fie die Berwaltung desorganifirte, nicht eine einzige jener 
Autoritäten befteben Tieß, welche ihren Uriprung bem allgemeinen Stimmrecht 
verdankten. Eine Nation kann einer Regierung nicht lange Geborjam ſchenlen, 
welche kein Recht bat, zu befehlen. Orbnung, Vertrauen, ein ficherer Friede wird 
nur dann erzielt werben, wenn das Boll zu Rathe gezonen worben ift über jene 
Regierung, welhe am meiften befähigt ift, das Baterland von jeinen Leiden zu 
befreien. Unter ben feierlichen Umftänden, in welchen wir uns Angefichts ber 
Invafion und bes aufmerffjamen Europas befinden, ift e8 nötbig, daß Frankreich 
eins fei in feinen Beftrebungen, in feinen Wünſchen, in feinen Entjchliefungen. 
Dies ift das Ziel, welches alle guten Bürger beftrebt fein müſſen zu erreichen. 
Was mih anbelangt, gebeugt durch jo viele Ungerechtigleiten und bittere Ent» 
tãuſchungen, will ich beute nicht jene Rechte in Anſpruch nehmen, welche Ihr vier 
Mal in zwanzig Jahren mir freiwillig übertragen habt. 

Angefihts des Unglüds, welches uns umringt, ift fein Raum vorhanden 
für perfönlihen Ehrgeiz; aber, jo lange nicht das Volk in regelmäßiger Weife in 
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feinen Komitien verfammelt, feinen Willen wirb tundgegeben haben, wird es 
meine Pflicht fein, als wahrhafter Repräfentant ber Nation, mich an. diefelbe zu 
menden und ihr zu jagen: Alles, was ohne Eure birefte Betbeiligun geichieht, 
ift ungejeglih. Nur eine aus. der Bollsfouveränetät entiprungene Regierung, 
welche fi über ben Egoismus ber Parteien zu erbeben vermag, wird im Stande 
fein, Eure Wunden zu heilen, Eure Herzen ber Hoffnung, und die entweibten 
Kirchen Euren Gebeten wieder zu eröffnen und bie Arbeit, die Einigfeit und den 
Frieden in ben Schooß bes Baterlandes zurüdzuführen.” 
Napoleon. 


Gambetta’s Sturz. 


31. Januar. Proclamation Gambetta's an das franzöfiiche Voll. 


„Bürger! Die Fremden haben Frankreich die graufamfte Beleidigung zu- 
gefügt, welde unjerem Volle in biefem unglüdlichen Kriege, der uns eine über» 
mäßige Züchtigung für unfere Irrtümer und Schwächen auferlegte, zu ertragen 
beſchieden war. Das uneinnehmbare Paris bat, gezwungen durch ben Hunger, 
bie deutſchen Horben nicht länger von ſich abhalten fünnen. Am 28. Januar ift 
es erlegen. Die Stadt Paris bleibt noch intaft. Es ift bas bie letzte Huldigung, 
welche der Barbarei dur die moralifhe Macht und Größe abgerungen wurde. 
Nur bie Forts find den Feinden übergeben worden; aber noch im Falle hat uns 
Paris den Preis feiner heroiſchen Opfer binterlaffen. Während der Entbehrungen 
und Leiden, bie es 5 Monate hindurch auf fih nahm, bat es Frankreich Zeit ge- 
währt, fich wieberzufinden und feine Söhne aufzurufen, damit fie fih waffneten 
und neue Heere bildeten, welche allerdings noch jung, aber boch tapfer unb ent» 
ſchloſſen, und benen bis jett nichts fehlt, als eine gewifle Solibität. Paris ver- 
banken wir e8, daß wir zu patriotiihem Handeln entjchloffen find. Im unferen 
—— haben wir Alles, was nöthig iſt, um Paris zu rächen und uns zu 

eien. 

Aber es ſcheint, als ob ein ſchlimmes Geſchick uns noch größeres Unglück 
und größeren Schmerz, als durch den Fall von Paris geſchehen war, bereiten 
will. Ohne unſer Wiſſen, ohne Euch zu benachrichtigen und ohne uns zu Rathe 
zu ziehen, hat man einen Waffenſtillſtand unterzeichnet, deſſen ſträfliche Leichtfertig- 
feit wir nur zu fpät erfahren haben; einen Waffenftillftand, welcher den preußiſchen 
Truppen die Departements überliefert, welche noch von unferen Soldaten beſetzt 
find; einen Waffenftilftand, welcher uns bie Verpflichtung auferlegt, uns 3 Wochen 
ruhig zu verhalten, um in ben traurigen Berhältniffen, in denen das Land fich 
befindet, eine Nationalverfammlung zufammen treten zu laffen. 

Bir haben Auflfärung über die Verhältniffe von Paris erbeten unb bis 
dahin Stillihweigen bewahrt. Indem wir uns an Euch wendeten, wollten wir 
bie verbeißene Ankunft eines Regierungsmitgliedes aus Paris abwarten. Wir 
hatten beichloffen, unſere Vollmachten in die Hände biejes Mitgliedes nieber- 
zulegen. 

Die biefige Delegation der Regierung bat den Willen zu gehorchen, um ein 
Pfand ihrer Mäßigung und ihres guten Glaubens zu geben. Sie will die Pflicht 
erfüllen, welche erbeijcht, feinen Poſten nicht eber zu verlaffen, als bis man von 
demjelben entboben if. Sie will ihren Freunden und Gegnern durch ihr Bet- 
jpiel den Beweis liefern, daß eine demokratiſche Regierung nicht nur die größte, 
ſondern aud die gewifjfenbaftefte aller Regierungen ift. 

Indeſſen es ift Niemand von Paris gelommen, und fo müffen wir beum, 
es fofte was es wolle, handeln, um die perfiden Kombinationen ber Feinde Franl- 
reichs zu Schanden zu machen. 

Preußen rechnet auf den Waffenftilftand, um unfere Armeen zu entnerven 
und zur Auflöfung zu bringen. Preußen hofft, daß eine Berfammlung, welche 
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nah vielem auf einander folgenden Unglüdefällen und unter bem furdhtbaren 
Eindruck bes Falles von Paris zujammentritt, auch muthlos unb zur Annahme 


eines jhmählihen Friedens geneigt fein müſſe. 

Es hängt von uns ab, diefe Berechnungen zu Schanden zu maden und 
zu bewirken, daß bie Werkzeuge, welche beftimmt waren, ben Geift des Wiber- 
ftanbes zu ertöbten, vielmehr benjelben aufs Neue beleben unb erhöhen. Be— 
nutzen wir den Waffenftillftand dazu, um unfere jungen Truppen einzuüben unb 
die Organijation ber Bertheidigung und bes Krieges mit größerer Energie als je 
zu betreiben; bieten wir Alles auf, daß an Stelle der von ben Fremden erhofften 
reaftionären unb feigen Kammer eine wahrhaft nationale und republilanifche Ber» 
fammlung zujammentritt, welche den Frieden will, wenn berjelbe die Ehre uub 
die Integrität unferes Yanbes fichert, die aber ebenfo fähig und bereit ift, ben 
Krieg zu wollen, um zu verhindern, daß ein Morb (assassinat) an Frank— 
reich begangen werde. 

Franzoſen, gedenlen wir unjerer Väter, welche uns Frankreich als einen 

fompalten und untbeilbaren Staat hinterlaffen haben. Hüten wir uns bavor, 
unjere Geſchichte zu verrathen und unfern ererbten Befit in bie Hände der Bar- 
baren übergeben zu laffen. Wer würde Überhaupt ein Lebereinlommen, bas 
folches enthielte, unterzeihnen? Ihr würdet e8 gewiß nicht thun, Ihr Legitimiften, 
die Ihr jo tapfer unter ber Fahne ber Republik fämpftet, um ben Boden des 
alten föniglihen Frankreichs zu vertheibigen. Und eben fo wenig würbet Ihr es 
tbun, Ihr Söhne der Bürger von 1789, die vor Allen dahin gewirkt haben, bie 
alten Provinzen zu einer feften, unlöslihen Einigung zufammenzufügen, und 
fiherlih würdet auch Ihr, Arbeiter in den Städten, Euch zu folhem Thun nicht 
berbeilafien, Ihr, deren intelligenter und ebler Patriotiemus fich ftets in jeiner 
ganzen Kraft und Einheit und als Ausgangspunkt für bie Freiheit der Völler 
ezeigt bat, und eben fo wenig barf ich Euch nennen, die Ihr den Boben bes 
Fanıdes bebaut und befitt, bie Ihr niemals Euer Blut gejpart habt, wenn es fich 
darum handelte, bie Revolution zu vertheibigen, ber Ihr das Eigenthum an 
Grund und Boden und die Würbe des Bürgers verdankt. Nein, nicht ein ein- 
ziger Franzoſe wirb fi finden, um einen fo ehriojen Vertrag zu unterzeichnen. 
Die Fremden werben fich getäufcht finden, fie werben barauf verzichten müffen, 
Frankreich zu verſtümmeln; denn Alle find bejeelt von derſelben Liebe für bas 
gemeinjame Baterland und laffen fih durch Unglücksſälle nicht niederbeugen; wir 
werben wieder erftarken unb vie Fremben verjagen. Um biejes heilige Ziel zu 
erreichen, müfjen wir unjere Herzen, unſer Wollen und unſer Leben bingeben und 
wir dürfen nicht davor zurüdichreden, Das ſchwerſte Opfer zu bringen und vielleicht 
unfer Beftes einzubüßen. 

Mir müffen uns alle um die Republik fchaaren und vor Allem Faltes Blut 
und Feſtigkeit befunden, weder Schwächen noch Leidenfchaften dürfen wir ung 
bingeben. Schwören wir als freie Männer Frankreich und die Republik gegen 
alle Angreifer zu vertheidigen. Zu den Waffen! Es lebe Frankreich! Es lebe 
die eine untheilbare Republik!” 

Leon Gambetta. 


1. Februar. Wahldekret Gambetta's. 


„Die Regierung bat unter geftrigem Datum ein Dekret erlaffen, durch 
welches die Wahlen für bie fonftituirende Verſammlung auf ben 8. Februar ans 
beraumt werben. Ein zweites Dekret erklärt verſchiedene Perfonen für wahlun« 
fähig. Yu diefem Dekret heißt es: Es ift gerecht, daß alle Mitichuldigen jener 
Regierung, welche mit bem Attentate vom 2. Dezember begann, um durch bie 
Kapitulation von Sedan zu endigen, indem fie Frankreich den Ruin und die 
Invafion als Erbtbeil binterließ, — daß diefe Berjonen in dieſem Augenblid in 
diefelbe politiſche Ohnmacht verjetst werben, in welcher ſich bie Dynaftie befindet, 
deren Mitjchuldige und en fie gewejen find. Es ift dies die nothwendige 
Sanktion ber Berantwortlichleit, welche fie auf fih genommen haben, indem fie 
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ben Kaifer bei Bollbringung gemwiffer Alte feiner Regierung unterftütten. Hierzu 
gehören alle diejenigen Perſonen, welche vom 2. Dezember 1851 bis zum 
4. September 1870 die Stellung eines Minifters, Senators, Staatsrath und 
BPräfelten beffeivet haben. Ebenjo, wie dieje, find von ber Wäbhlbarkeit für bie 
Berfammlung ausgefhloffen alle Inbividuen, welche bei ven Wahlen zur Legis— 
lative in der Zeit vom 2. Dezember 1851 bis zum 4. September 1870 als oifi- 
zielle Kandidaten in irgenb einer Form aufgeftellt worben find. Gin brittes 
Dekret verfügt bezüglich bes Bollzuges ver Wahlen, daß alle Wähler im Haupt- 
erte des Kantons ihre Stimmzettel abzugeben haben. Bon der MWählbarkeit aus- 
eihloffen find bie gr ge berjenigen Familien, weiche in Frankreich feit dem 
Gahre 1789 regiert haben. Als Repräfentanten des Bolls können ferner bie- 
jenigen Berfonen nicht fungiren, welche in einer ber neun erften Kategorien bes 
Artikels 79 des Geſetzes vom 18. März 1849 und durch die Beftimmungen bes 
Artikels 81 defjelben Gefetses bejonders bezeichnet find.“ 


Proteſt ded Grafen Bismard gegen Gambetta’s 
Wahldekret. 


Telegramm an Gambetta. 


„Im Namen der durch die Waffenſtillſtands-Konvention verbürgten 
Freiheit der Wahlen erhebe ich Einfpruc gegen die von Ihnen erlafjenen 
Berfügungen, welche zahlreihe Kategorien franzöfifher Bürger des Rechtes 
berauben, in die Verſammlung gemählt zu werden. Durh Wahlen, die 
unter der Herrjchaft der Unterdrüdung und der Willfür ftattfinden, können 
die Rechte nicht erworben werden, welche die Waffenftillftands- Konvention 
freigemählten Abgeordneten zuerfennt.“ 


3. Februar. Depeihe an Jules Favre. 


„Herr Minifter. 

Aus Amiens wird mir der Inhalt eines Wahldekrets der Delegation 
de3 Gouvernement3 der nationalen VBertheidigung zu Bordeaur mitgetheilt, 
weldhes von der Wählbarkeit alle diejenigen ausſchließt, welche unter dem 
Kaiſerreich Minifter, Senatoren, Staatöräthe oder Präfelten gemejen 
find; ferner Alle, die feit 1851 jemald im „Moniteur“ als offizielle oder 

puvernementale Kandidaten genannt worden find. Ein Auszug des Eir- 
Fulars liegt in Abjchrift bei. 

Ich beehre mich, an Euere Ercellenz die Frage zu richten, ob Sie 
dies mit der Beitimmung der Konvention, daß die Berfammlung „frei 
gewählt“ (librement &lue) werden foll, verträglich erachten. 

Erlauben Euere Ercellenz mir, Sie an die Verhandlungen zu erin- 
nern, welche der Konvention vom 28, Januar vorangegangen find. Ich 
fprah ſchon damals die Befürchtung aus, daß unter den gegenwärtigen 
Umftänden e3 fchwer fein würde, die volle Freiheit der Wahlen zu fihern 
und jeden gegen dieje Freiheit gerichteten Verſuch zu verhindern. & diejer 
Beſorgniß, welcher das Cirkular des Herrn Gambetta heute Recht zu 
geben jcheint, ftellte ich die Frage, ob es nicht richtiger fei, das corps 
lögislatif zu berufen, welches eine gejegliche, durch allgemeine Stimm: 
recht gewählte Autorität bilde. Euere Excellenz lehnten dies ab, und gaben 
mir die förmliche Zuficherung, daß fein Drud auf die Wähler ausgeübt, 
und daß die vollite Freiheit der Wahlen gefichert werden jolle. 

Ich wende mich an die Yoyalität Euerer Ercellenz, um zu entjcheiden, 
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ob die durch das fragliche Dekret grumdfäglich ausgefprochene Ausſchließung 
anzer Kategorien von Kandidaten mit der Freiheit der Wahlen, fo mie 
e ın der Konvention vom 28. Januar verbürgt worden, verträglich ift. 
Ich glaube die beftimmte Hoffnung ausdrüden zu dürfen, daß dies Dekret, 
defien Anwendung mir im Widerfprud mit den Stipulationen der Kon» 
vention zu ftehen jcheint, ohne Verzug zurücgenommen und daß die Re- 
gierung der nationalen Bertheidigung die erforderlichen Maafregeln ergreifen 
werde, um die Ausführung des Artikel II. der Konvention in Betreff der 
Hreiheit der Wahlen zu garantiren. Wir würden den Perfonen, welche 
unter den Beftimmungen des Cirkulars von Bordeaur gewählt werden, die 
Privilegien nicht — können, welche durch die Waffenftillftands«- 
Konvention den Abgeordneten zur Verſammlung gewährt worden ſind. 

Genehmigen ꝛc. ꝛc. 

v. Bismard.“ 
Antwort Jules Favres. 

„Herr Graf! Sie hatten recht, an meine Ehrenhaftigleit zu appelliren, Sie 
werben mich nie gegen biejelbe fehlen feben. Es ift vollftänbig richtig, daß 
Ew. Excellenz mir dringend ans Herz gelegt hat, die einzig mögliche Kombination 
der Zuſammenberufung der letzten Kammer anzunehmen. Ich habe ſie aus 
mebreren Gründen, auf die zurückzukommen mir überflüſſig erſcheint, welche Sie 
aber gewiß nicht vergeſſen haben, abgelehnt. Auf die Einwände Ew. Excellenz 
erwiedere ich, daß ich meines Landes ſicher genug zu ſein glaubte, um zu be— 
haupten, daß es nur freie Wahlen wolle und daß ſeine einzige Zuflucht das 
Prinzip der Souveränetät ber Nation ſei. Daraus aber geht bereits hervor, daß 
ich feine Beihränfung des Wahlrechts zulaffen konnte. Ich babe das Syſtem ber 
offiziellen Kandibaturen nicht darum befämpft, um es nachher zu Gunften ber 
gegenwärtigen Regierung anzumenben. Em. Ercellenz kann alfo verfichert fein, 
baf, wenn das Dekret, von welchem Ew. Ercellenz fpricht, von ber Delegation in 
Borbeaur veröffentlicht worden ift, e8 von ber Regierung ber nationalen Ber- 
—— widerrufen werden wird; ich will mich blos vergewiſſern, ob jenes 
Dekret überhaupt offiziell beſteht und habe zu dieſem Behufe Erkundigungen ein- 
gezogen. Es beſteht demnach zwiſchen uns feine Uneinigleit, und wir beibe 
müſſen an der feſten Ausführung der Uebereinkunft, welche unſere Unterſchrift 
trägt, arbeiten. Ich werde übrigens die Ehre haben, Ew. Excellenz um 1 Uhr 
zu ſehen. Inzwiſchen danke ich Excellenz für die ſchnelle Bereitwilligfeit, mit 
der Sie die Anordnungen zur Senbung von Lebensmitteln nach Paris getroffen 
haben. Genehmigen Ew. Ercellenz :c. Jules Favre.“ 

4. Februar 1871, 1 Uhr Morgens. i 


4. Februar. Erflärung der Barifer Regierung gegen die Dele- 
gation in Bordeaux. 


„Hranzofen! Paris bat bie Waffen niedergelegt am Tage, ehe es hätte 
Hungers fterben müffen. Man hatte ihm gejagt: Haltet Euch einige Wochen, 
und mir werben Euch befreien! Es bat fünf Monate Widerſtand geleiftet, und 
ungeachtet heldenmüthiger Anftrengungen haben bie Departements ihm nicht zu 
Hülfe fommen fönnen. Cs bat bie graufamften Entbehrungen erbulbet. Es bat 
ben Ruin, die Krankheit, bie Erjhöpfung ausgehalten. Während eines Monats 
haben die Bomben es heimgeſucht, haben die Weiber, haben die Kinder getöbtet. 
Seit über jehs Wochen haben die wenigen Grammes fchlechten Brodes, die man 
an jeben Einwohner vertbeilte, faum bingereicht, ihn vor dem Hungertobe zu 
ſchützen. Und als jo, von ber unerbittlichjten Nothwendigkeit befiegt, bie große 
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Stadt inne hält, um nicht zwei Millionen Bürger zur gräßlichften Kataftropbe zu 
verurtbeilen, als fie die fette ibr übrig bleibende Kraft benugt unb mit bem 
Feinde unterbanbelt, anftatt eine Ergebung auf Gnade und Ungnabe zu ertragen, 
beihuldigt man draußen die Regierung nationaler Bertbeidigung ftrafbarer Yeicht- 
fertigfeit, man denuncirt fle, man verwirft fie. Möge Frankreich ung benrtbeilen, 
uns und Diejenigen, die uns noch geftern mit Zeugniffen ber Freundſchaft und 
Achtung überjhütteten und die uns heute infultiren! Wir würben ibre Angriffe 
nicht aufnehmen, wenn die Pflicht uns micht geböte, bis zur legten Stunde mit 
fefter Hand das Steuer zu halten, welches das Boll von Paris uns anvertraut 
bat inmitten des Ungewitters. Dieje Pflicht, wir werben fie erfüllen. 

Als wir und Ende Januar zu dem Berfuch entichloffen, zu unterhandeln, 
war es bereits jehr ſpät. Wir batten nur noch für zehn Tage Mebl und wir 
wußten, daß bie Verbeerung bes Landes bie Berproviantirung ganz unficher 
machte. Diejenigen, die beute gegen uns auftreten, werben niemals bie Angſt 
fennen, die wir empfanden. Es handelte fich indeffen darum, fie zu verbergen, 
dem Feinde mit Entfchloffenbeit entgegen zu geben, noch bereit zu jcheinen, zu 
fümpfen unb mit Pebensmitteln verjehen zu fein. Was wir wollten, war Fol- 

endes: vor Allem kein einziges Recht ufurpiren. Frankreich allein gebört das 
Recht, über fich jelbft zu verfügen. Wir haben es ihm vorbehalten wollen. Es 
bat langer Kämpfe beburft, zur Anerkennung feiner Souveränetät zu gelangen. 
Sie ift der wichtigfte Punkt unferes Vertrages. Wir haben ber Nationalgarde 
ihre Freiheit und ihre Waffen bewahrt. enn wir ungeachtet unjerer Beftre- 
bungen die Armee und die Mobilgarbe nicht haben ber Strenge bes Strieges 
entziehen können, jo haben wir fie wenigftens vor der Gefangenihaft in Deutjch- 
land oder vor ber Internirung in einem verfchanzten Lager unter den Flinten 
bes Feindes bewahrt. Man wirft uns vor, die Delegation von Borbeaur nicht 
zu Rathe gezogen zu baben! Man vergißit, daß wir in einen eifernen Ring einge- 
ſchloſſen waren, den wir nicht brechen konnten. Dan vergißt Übrigens, daß jeder Tag 
die fchrediiche Kataftrophe der Hungersnoth wahrſcheinlicher machte, und dennoch 
baben wir während ſechs Tagen den Boden Schritt für Schritt vertheidigt, wäbrend 
die Bevölkerung von Paris ihre wahre Lage nicht kannte und nicht kennen durfte und 
fie, von einem hochherzigen Eifer bingeriffen, zu fümpfen verlangte. Wir baben 
mitbin einer verbäugnißvollen Notbwendigkeit nachgeneben. Wir haben für die 
Aufammenberufung der Verſammlung einen Wafjenftillftand ſtipulirt, als vie 
Armeen, die uns zu Hülfe fommen konnten, weit von uns zurüdgebdrängt waren. 
Eine einzige bielt fih nod, wir glauben es wenigftens. Preußen hat die Erge- 
bung Belforts gefordert. Wir haben fie verweigert und wir haben badurd) jeibft, 
um ben Pla zu jhügen, für einige Tage die Altionsfreiheit ihrer Hülfsarmee 
vorbehalten. Aber, was uns unbelannt war, e8 war zu jpät. Bon den deutſchen 
Armeen in zwei Theile zerichnitten, fonnte Bourbaki, ungeachtet feines Helden— 
muthes, nicht Widerftand leiften, und nach einem Alt hochherziger Verzweiflung 
gab er fih auf, feine Truppen wurden genöthigt, über die Grenze zu geben. Der 
Bertrag vom 28. Januar bat mithin durchaus feine Intereffen fompromittirt und 
Paris allein ift aufgeopfert. Es murrt nit. Es huldigt der Tapferkeit derer, 
bie weit von ibm gefämpft haben, um es zu unterftügen. Es klagt nicht ein- 
mal denjenigen an, ber beute jo ungerecht und jo tollfühn ift, und der doch Ge» 
neral Chanzy aubalten wollte, als er Paris zur Hülfe marſchiren wollte, und ibm 
ben Befehl gab, ſich hinter die Mayenne zurückzuziehen. Nein! Alles war nutzlos 
und wir mußten unterliegen. Aber unjere Ehre ftebt aufrecht und wir werben 
nicht leiden, daß man daran taftet. Wir haben Frankreich berufen, frei eine 
Beriammlung zu wählen, welche in dieſer äußerſten Krifis feinen Willen zu er 
fennen geben wird. Wir erfennen Niemanvden das Necht zu, ibm einen aufzu- 
drängen, weder für den Frieden noch für den Krieg. Eine von einem mächtigen 
Feinde angegriffene Nation kämpft bis zum Aeußerſten; aber fie wird ftets be» 
urtheilt nad der Stunde, in welder der Widerftand aufbört, möglich zu fein. 
Das wird das Yanb fagen, welches über fein Schidjal zu Rathe gezogen wird. 
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Damit fein Wille fi Allen als ein geachtetes Geſetz auferlege, muß er ber fou- 
veräne Ausdrud ber freien Abftimmung Aller fein. Nun aber geben wir nicht 
zu, daß man dieſer Abftimmung willfürlihe Beſchränkungen auflegen könne. 
Wir haben das Kaiferreih und feine Praktifen befämpft, wir wollen fie nicht 
wieber anfangen, indem wir auf dem Wege von Auäſchließungen offizielle Kan- 
dibaturen einführen. Daß große Fehler begangen find, daß daraus ſchwere Ver— 
antwortlichfeiten hervorgehen, nichts ift wahrer; aber das Unglüd des Baterlanbes 
läßt über das alles hinweggehen; und übrigens, wenn wir uns zu Parteimännern 
berabjeten würden, um unjere ehemaligen Gegner zu ächten, jo bätten wir den 
Schmerz und die Schmach, Diejenigen zu treffen. welche ihr Blut kämpfend an 
unjerer Seite vergofien haben. Sich ber vergangenen Zwiftigleiten erinnern, 
während der Feind auf unferem blutigen Boden fteht, daß biefe das große Wert 
der Befreiung des Baterlandes durch feinen Groll verkleinern. Wir ftellen bie 
Prinzipien über diefe Erörterungen. Wir wollen nicht, daß das erfte Dekret ber 
republifanifchen Berfammlung von I871 eine Handlung des Mifitrauens gegen 
die Wähler fei. Ihnen gehöre die Souveränetät an; mögen fie die ohne Schwäche 
zur Ausführung bringen und das Baterlanb wird gerettet werben fünnen. Die 
Regierung weift mitbin das widergejeglich von ber Delegation von Borbeaur er- 
lofjene Dekret zurüd und annullirt es nötbhigenfalls, und fie beruft alle Franzoſen 
zur Abftimmung, ohne Kategorie, über die Repräjentanten, die ihnen die wirbigften 
ſcheinen, Frankreich zu verteidigen. Es lebe die Republit! Es lebe Frankreich. 


Paris, 4. Februar. 
Die Mitglieder der Regierung: 
General Trohu, Jules Favre, Yules Ferry, Garnier-Pagès, 
Eugène Belletan, Erneft Picard, Emanuel Arago. 


Die Minifter: Dorian, General Leflö, I. Magnin F. Herold.“ 


Gambetta's Rüdtritt. 


Borbeaur, Sonntag 5. Februar. Ein Altenftüd der Regierung entbält 
folgende Mittbeilung: „Jules Simon, Mitglied der Regierung zu Paris, bat 
nah Bordeaur die Anzeige eines Wahldekrets überbracht, welches mit bem 
Seitens der Regierung zu Borbeaur am 31. Januar erlaffenen Wabldefret in 
einem Punkte nicht übereinftimmen würde. Die Regierung zu Paris ift feit vier 
Monaten eingeichloffen, fie ift abgejchnitten von jeder Verbindung mit ber öffent- 
lihen Meinung, noch mebr, fie befindet fich gegenwärtig im Zuftande ber Kriegs- 
gefangenſchaft. Nichts ftebt der Annahme entgegen, daß die Regierung zu Paris, 
wenn fie befjer unterrichtet gewejen wäre, in Uebereinftimmung mit der Regierung 
zu Bordeaur verfahren haben würde; ebenjo wenig ift e8 aber erwiejen, daß, als 
die Parifer Regierung Jules Simon im Allgemeinen die Milfion ertbeilte, die 
Wahlen bewerkitelligen zu laffen, fie in abfoluter und verlegender Weife für ben 
Fall der Incompatibilität hat enticheiden wollen. Unter diefen Umftänben bält 
die Regierung zu Bordeaur es für ihre Pflicht, ihr Wabhldekret aufrecht zu er- 
balten, troß der Nemonftrationen und der Einmifchung des Grafen Bismard 
in die inneren Angelegenheiten des Yandes; fie hält es aufrecht im Namen ber 
Ehre und Intereffen Frankreichs. Ein Mitglied der Regierung von Bordeaur 
ift beute abgereift, um ſelbſt den wahren Sadwerbalt zur Kenntniß der Parijer 
Regierung zu bringen. Gegeben zu Borbeaur am 4. Februar 1871. Gez.: 
Gremieur, Gambetta, Glais-Bizoin, Fourichon.“ 

Bordeaur, Montag 6. Februar. Die Regierungs- Mitglieder Arago, 
Garnier-Pagès und Pelletan haben ein von ſämmtlichen Mitgliedern der 
Regierung unterzeichnetes Decret Überbracht, welches das Wahlbeſchränkungsdecret 
Gambetta's vom 31. Januar annullirt. 

15 * 
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Gambetta bat heute an bie Präfelten ein Eircular erlaffen, worin er den⸗ 
felben anzeigt, daß er in Folge bes fein Wabhlbecret vom 31. Januar annulli- 
renben Decretes ber Parifer Regierung vom 4. d. feine Demiffion gegeben babe. 


Borbeaur, Dienstag 7. Februar. Die Demiffion Gambetta’s ift feitens 
ber Regierung ber nationalen Bertheidigung angenommen. Ein Decret berfelben 
vom 6.b. ernennt an Stelle Gambetta’s Emanuel Arago zum Minifter 
bes Innern. — Ein zweites Decret überträgt dem neu ernannten Minifter bes 
Innern, Arago, bie interimiftiiche Leitung des Kriegsminiſteriums. 

In Folge Aufforberung des aus Paris bier eingetroffenen Mitgliedes ber 
Regierung der Nationalvertbeidigung bat ber biefige General» Direltor ber 
Telegrapben an alle Präfelten auf telegraphiſchem Wege folgende amtliche Mit- 
theilung gelangen laffen: 

„Ein Decret d. d. Borbeaur, 6. Februar annullirt das aus Borbeaur unter 
dem 31. Januar erlaffene Wahldecret, welches den Wählern Beſchränkungen auf- 
erlegte und gewifje Kategorien von Bürgern mit ber Nichtwählbarleit belegte, bie 
nach dem Wahldecret der Parifer Regierung wählbar find. Diefe Beichränkungen 
find unvereinbar mit ber Freiheit und bem allgemeinen Stimmredt. Die von 
der Parifer Regierung unter bem 28. Januar erlaffenen Wahlbecrete werden un- 
verjehrt aufrecht erhalten.“ 


1. Februar. Die Kataftrophe Bourbafis. 
16. Februar. Kapitulation von Belfort. 


18. Vom Wuffenſtillſtand zu den Friedens- 
prüliminnrien, 


1871. 12. Februar. Eröffnung der Nationalverfammlung zu 
Bordeaur. 


13. Februar. Niederlegung der Regierungdgewalt Seitens der Re 
gierung der nationalen Vertheidigung. 
16. Februar. Einjegung von Thiers ald Chef der Erecutivgewalt. 


17. Februar. Proteft der Abgeordneten aus Elſaß und 
Lothringen gegen die Abtretung diefer Provinzen. 


„Frankreich und Europa, welche das Schaufpiel der preußifchen Forderungen 
vor Augen haben, können nicht dulden, baß fich ein Alt vollziehe, durch welchen 
Elſaß und Lothringen Frankreich entriffen würden. Wir find unb wir bleiben 
in guten wie in ſchlimmen Tagen Franzojen; wir baben mit unferem Blute den 
unlösbaren PBact befiegelt, ber uns mit Frankreich vereint, indem wir bie Treue 
an bie gemeinfame Sache unerjchütterlih in allen Brüfungen bewahrten. Frank— 
reich wird biejenigen nicht verlaffen, welche ſich nicht von ihm lostrennen wollen. 
Eine Berfammlung, welche aus dem allgemeinen Stimmrecht hervorgegangen ift, 
fann nicht felbft an einem Werle Theil nehmen, durch welches die Nationalität 
einer ganzen Völkerſchaft zu Grunde gerichtet werben foll, und eben jo wenig ale 
bie Nationalverfammlung kann fih Europa an einem foldhen Attentate betheiligen; 
es kann nicht dulden, daß ein Volk wie eine Heerde behanbelt werbe. Ein Friebe, 
durch Gebietsabtretungen erfauft, wiürbe fein bauerbafter Friede, er würbe höchſtens 
ein Waffenftillftand fein, der bald von einem neuen Kriege gefolgt wäre. Wir, 
Bewohner von Elſaß und Lothringen, find bereit, den Krieg aufs Neue zu be» 
innen und wir erflären von vornherein für null und nichtig jedes Anerbieten, 
jeben Bertrag und jede Abftimmung, welche bezwedt, Eifaß und Lothringen von 
Frankreih zu trennen. Proklamiren wir unfer Recht, mit Frankreich vereint zu 
bleiben, halten wir feft an unferen Verpflichtungen zur Bertheibigung unferer Ehre 
und unferer Würde.“ 

Bei ber Debatte der Nationalverfammlung über die geichäftliche Behandlung 
dieſes Proteftes erklärt fih Thiers für fofortige Verweiſung an bie Bureaur 
zur Berichterftattung und motivirt diefen Antrag in folgender Weife: „Es handle 
fih darum, zu wiffen, ob die Kammer ben zur Unterhandlung Beauftragten ein 
imperatives Mandat geben, ober ob fie benjelben bie Freiheit zur Unterhandlung 
lafjen wolle. Er für feine Perfon theile von Grund feines Herzens die Gefühle 
Kellers; es fei aber nöthig, daß die Kammer in einem fo eruften Augenblide 
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denjenigen Entichluß faffe, welcher allein ihrer Würde entipräbe. Nach feiner 
Anficht wäre jede Vertagung mehr als inopportun, fie wäre wahrhaft kindiſch 
(puerile). Nicht morgen, jondern fofort müffe die Kammer beratben und be- 
ſchließen; die Kammer barf ſich nicht hinter jene Regierung verfchanzen, welche 
fie einjegen werbe, fie müffe vielmehr jelbft in voller Ausübung ihrer Rechte und 
ihrer Verantwortlichkeit ſich entſcheiden. Es ſei nöthig, daß man wiffe, was bie 
Kammer wolle. Was mich anbelangt, fügt Thiers hinzu, ber ich mein ganzes 
Leben meinem Baterlanbe geweiht babe, jo bin ich bereit, auch jett noch alle 
meine Kräfte, alle meine Ergebenbeit vemjelben zu wibmen; allein es ift nöthig, 
daß die Kammer bie Frage erledige. Yaffen wir fofort die Bureaur zufammen- 
treten und ohne 24 Stunden zu warten, fagen wir, was wir wollen!” — Die 
Kammer fuspenbirte hierauf ihre Situng für furze Zeit und fahte nach Wieber- 
zufammentritt ben Beichluß, den Antrag fofort in den Abtheilungen zu berathen; 
fie ſprach fich demmächft einfach dahin aus: fie babe von dem Protefte Kenntniß 
genommen und benjelben ben Friedensunterhänblern übermwiejen. 


(Die Berfammlung vermied es hiernach, fich irgendwie durch eine aus— 
drückliche Zuſtimmung zu dem Protefte zu binden, indem fie es vielmehr dem 
Laufe der Unterbandlungen überließ, inwieweit eine Berüdfichtigung beffelben 
möglich fein würde.) 


19. Februar. Rede von Thiers beim Antritt ber Regierung in ber 
Situng der Nationalverfammlung. 


„Meine Herren! Ich muß Ihnen vor Allem danken, nicht filr die nieber- 
ſchmetternde Laft, die Sie mir aufgeladen, jondern für den Beweis bes Vertrauens, 
welchen Sie mir in ber vorgeftrigen Sitzung gegeben haben. 

Obgleich erichredt durch die jchwierige, gefährliche und beſonders ſchmerz⸗ 
bafte Aufgabe, die mir —— iſt, empfand ich nur ein Gefühl, ein einziges, 
das der ſofortigen abſoluten Unterwerfung unter den Willen des Landes, dem 
man um fo mehr geborchen, das man um fo beſſer bedienen, um fo mehr lieben 
muß, je ungtüdficer es ift. Ah! es ift unglüdlih, unglüdlider als 
zu irgend einer Beit feiner fo gewaltigen, fo glorreihen Ge» 
fhichte, in ber man es fo oft in den Abgrund des Unglüds geftürzt ſah, um 
plötlich wieder auf den Gipfel der Macht und bes Ruhms emporzufteigen, indem 
es beftändig die Hand in Allem hatte, was groß, ſchön und der Menſchheit 
nüglih war! Es ift allerdings im Mißgeichide; aber es bleibt eines ber größten, 
ber mädhtigften Länder der Erde, immer jung, ftolz, unerfhöpflih im 
feinen Hilfsquellen, befonders immer beroifch, wie dieſer lange Widerftand 
von Paris beweift, der eines der Monumente ber menjchlichen Beftändigfeit und 
Energie bleiben wird. Boll Vertrauen in bie mächtigen Hilfsquellen unferes theuren 
Baterlandes gebe ich mich ohne Zaubern, obne Berehnung dem von Ihnen aus— 

ebrüdten nationalen Willen bin, und ich bin bier zu Ihrer Verfügung, zu Ihren 

Befehlen, wenn ich fo jagen kann, bereit, Ihnen zu geborchen, jedoch mit einem 
Borbebalt, nämlich dem, Ihnen zu widerftehen, wenn Sie, bingeriffen durch ein 
ebelmütbiges, aber unüberlegtes Gefühl, von mir das verlangen, was bie politische 
Klugbeit verbammen würde, wie ich es that, als ich vor acht Monaten mich 
plöglid erhob, um den bebauernswertben Hinreißungen zu widerſtehen, welde 
uns zu einem unglüdjeligen Kriege führen follten. — — 

Ohne Ihnen heute ein Regierungsprogramm vorzulegen, was immer etwas 
Unbeftimmtes bat, werbe id mir erlauben, Ihnen einige Bemerkungen über bie 
Einbeitsidee zu unterbreiten, welche mich leitet und aus ber ich bie gegenwärtige 
Reconft tution unferes Yandes bervorgeben ſehen möchte. In einer im Wohlftand 
lebenden, regelmäßig conftituirten Gejellihaft, die friedlich ohne Erſchütterung bem 
Fortſchritt nachgebt, repräfentirt jebe Partei ein politiſches Syſtem unb vereinigen 
fih alle Parteien in einer nämlihen Verwaltung; wenn man entgegengefette 
Tendenzen, die ſich gegenfeitig annulliren oder befämpfen würben, gegenüberftellt, 
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würbe man zur Machtlofigleit und dem Conflicte gelangen. Aber ach! ift dieſe 
unfere gegenwärtige Lage eine regelmäßig conftituirte Geſellſchaft, welche dem 
Fortſchritt der Geifter nachgeht? 

Franfreih, obne ernftbaften Beweggrund, obne hinreichende 
Vorbereitung in den Krieg gekürzt, ſah feinen Boden überfallen, 
feine Armee vernichtet, feine ſchöne Organifation zerftört, feine alte 
und mächtige Einbeit in Gefahr gebradt, feine Finanzen zerrüttet, 
beu größten Theil feiner Kinder der Arbeit entrijjen, um auf dem 
Schlachtfelde zu fterben, die Orbnung durch ein plößlides Er- 
Ideinen der Anarchie geftört und nach der erzwungenen Uebergabe 
von Paris ben Krieg nur für einige Tage fuspendirt um alsbald 
wieberzu beginnen, wenn nicht einevon Europa geachtete Regierung, 
mit Mutb die Gewalt in die Hand nebmend und auf fi die Ber- 
antwortlichteit jchmerzbafter Unterhandlung ladend, ſchrecklichen 
Unglücksfällen ein Ziel ſetzt. 

Giebt es, kann es angeſichts einer ſochen Sachlage zwei Politiken geben? 
Und giebt es im Gegentheil nicht eine einzige, gezwungene, noth— 
wendige, dringliche Politik, darin beſtehend, ſchnellmöglichſt den 
Uebeln ein Ziel zu ſetzen, welche uns niederſchmettern? Wird irgend 
Jemand behaupten können, daß man nicht ſo ſchnell und ſo vollſtändig, als nur 
möglih, der fremden Occupation vermittelſt eines Friedens ein Ende machen 
muß, über den man unnöthiger Weije debattirt, der freilich nur angenommen 
werden kann, wenn er ebrenbaft iſt; — daß es nicht nöthig ift, unſere Landbe— 
völferungen vom Feinde zu befreien, ber fie miebertritt und ausfaugt, aus den 
fremden Gefängniffen unjere Soldaten, Offiziere und Generale zurüdzuberufen: 
mit ihnen eine disciplinirte und tapfere Armee zu reconftituiven; die gejtörte Orb» 
nung wieder berzuftellen; alsdann und fjofort die Abminiftratoren, die unwürdig 
find oder ihre Entlafjung gegeben baben, zu erjegen, unfere aufgelöften General» 
und Gemeinderäthe durch die Wahl zu reformiren, jo unſere desorganifirte Ver— 
mwaltung wieder herzuftellen; die uns zu Grunde richtenden Ausgaben einzuftellen, 
wenn auch nicht unjere Finanzen, was nicht das Werk eines Tages fein kann, 
doch unjern Credit wieder zu heben, was das einzige Mittel ift, dringlichen Ver— 
pflichtungen die Spige zu bieten; dem Lande und ben Werkftätten unjere Mobilen 
und Mobilifirten zurüd zu ſenden; bie unterbrodpenen Landſtraßen wieder zu 
Öffnen, fo wie überall unterbrochene Arbeit wieder ins Leben zu rufen, welche 
alein unferen Arbeitern und Bauern wieder ihre Thätigleit verichaffen kann ? 
Gicht e8 irgend Jemand, der uns fagen könnte, daß es irgend etwas Dring- 
Iiheres gebe, als alles dieſes? Und wilde es zum Beijpiele Iemanden bier 
geben, der wagen würde, Artifel der Berfafjung zu diskutiren, während unjere 
Gefangenen elendiglih in fernen Gegenden umlommen oder während unjere vor 
Hunger fterbenden Bevölkerungen genöthigt find, den fremden Soldaten das legte 
Stück Brod zu verabreihen, welches ihnen übrig bleibt? 

Nein! Nein! Meine Herren! Frieden machen, reorganijiren, 
ben Eredit beben, die Arbeit beleben — bies ift die einzig mög— 
lie, in diefem Augenblide allein begreiflihe Politil. An biejer 
lan jeder vernünftige, ebrenbafte, erleuchtete Dann, wie er auch über die Re— 
pubitl oder die Monarchie denken mag, auf nützliche Weife arbeiten; und würde 
er daran nur ein Jahr, nur jehs Monate gearbeitet haben, jo wirb er in den 
Schooß des Vaterlandes mit hochgetragener Stirn und befriedigtem Gewiffen zu— 
rüdkchren Können, Wenn wir unferem Lande die dringenden Dienfte geleiftet, 
bie ih angeführt, wenn wir biefen edlen Verwundeten, den man frankreich 
nennt, vom Boden, auf bem er bingefiredt liegt, aufgehoben haben, wenn wir 
feine Wunden gebeilt, feine Kräfte neu belebt haben, jo werben wir ibn auf feine 
eigene Füße ftellen, und er, dann bergeftellt und wieder im vollen Befige feiner 
Freiheit des Geiftes, wird jagen, wie er leben will. 

Denn diejes Werk der Neparation beendet fein wid — und es wird nicht 
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lange währen können —, wirb die Zeit zur Discuffion, zur Abwägung ber Re— 
gierungstheorien gelommen, fein, unb dies wirb nicht eine dem Wohle des Landes 
geraubte Zeit fein. Schon ein wenig entfernt von ben Leiden einer Revolution, 
werben wir unfere Kaltblütigleit wieber gefunden haben; indem wir unter ber 
Regierung der Republik unfere Reconftitution bewerkftelligt haben, können wir 
uns über unfere Geichide ausſprechen, und biejes Urtheil wird ausgeſprochen 
werben nicht von einer Minorität, fondern von ber Majorität der Bürger, db. b. 
von bem nationalen Willen ſelbſt. — 

So ift die einzig mögliche, notbwendige, den jchmerzlihen Umftänben, im 
welchen wir uns befinden, angepafte Politik. Bereinigen wir uns, meine Herren, 
und jagen wir uns, baß, inbem wir uns ber Eintracht und der Weisheit fühig 
zeigen, wir bie Achtung Europas und mit feiner Achtung feine Unterftügung und 
dann die Achtung des Feindes felbft erlangen werben, und bies wirb bie größte 
Kraft fein, welche Sie Ihren Unterhändlern geben können, um bie Intereffen 
Frankreichs in dem ernften Unterbandlungen zu vertheibigen, welche beginnen 
werben. Verſchieben Sie aljo bis zu einer Zeit, bie Übrigens nicht mehr fern 
fein fan, die Berfchiebenheit der Principien, welche uns geipalten haben, die uns 
vielleicht noch fpalten, aber fommen wir barauf nicht eher zurüd, als bis bie 
Streitigkeiten, jo jehr fie eruſten Ueberzeugungen entipringen mögen, nicht mehr 
ein Attentat gegen tie Eriftenz und das Wohl bes Landes fein werben.“ 


Die Friedensverhandlungen. 


Notiz der „Provinzial- Eorrespondenz”“ vom 22. Februar. 


„Die Friedenshoffnungen baben fi im Laufe ber jüngft verfloffenen Woche 
befeftigt, unb wir bürfen jet mit einiger Zuverfiht ber nahen Erfüllung ber» 
felben entgegenjeben. 

Die Berfammlung in Borbeaur bat durch ihre erften Schritte die Er— 
mwartungen beftätigt, welche fih au ben Ausfall der Wahlen Enüpften: der Geift 
patriotijher Ergebung in bie unabwenbbaren Folgen ber gewaltigen Nieberlage 
Franfreihs und vor Allem die Einfiht in die abjolute Nothwenbigfeit eines 
ichleunigen Friedensſchluſſes fcheint ihr ganzes Verhalten zu leiten. 

Die Berufung auf Frankreichs Ehre, wie fie in den Aeuferungen aus 
Borbeaur öfter wieberlehrt, hat im Zufammenhange der fonftigen Schritte und 
Kundgebungen ber Nationalverfammlung und ber neuen Regierung augenjcheinlich 
nicht mehr benjelben Sinn, in welchem die Ehre Frankreichs bei den früheren 
Berbandlungen als ein abjolutes Hinderniß jeder Abtretung franzöfifchen Gebietes 
bezeichnet wurde. Vielmehr jcheint die vom Grafen Bismard früher geltend ge» 
machte Auffafjung, baß die Ehre Frankreichs nicht von anderer Beichaffenbeit jei, 
als diejenige anderer Länder, und daß die Bebingungen, welche Frankreich ganz 
zweifellos uns auferlegt haben würbe, wenn wir befiegt worden wären, und welche 
das Ergebniß faft jeden Krieges auch ber neueften Zeit geweſen find, für ein 
nad) tapferer Gegenwehr befiegtes Land an fich nichts Entehrendes haben können, 
— bieje Auffaffung ſcheint jetzt auch bei ber franzöfiihen Regierung zur that« 
fählihen Anerkennung zu gelangen. 

Hierauf, fowie auf ber Erfenntniß der abfoluten Unmöglichkeit einer er« 
folgreihen Wiederaufnahme des Kampfes Seitens Frankreichs beruht die Zuver- 
fit, daß bie Friedensverhandlungen zu einem baldigen erwünſchten Ergebniffe 
führen werben. 

Eine Berlängerung bes Waffenftillftandes konnte unter ben ob» 
waltenden Berhältniffen Seitens unferer Regierung umfomehr bewilligt werben, 
als durch bie Uebergabe von Beljort inzwiichen auch ein neues thatfächliches Unter— 
pfand für die Sicherung der umerläßlichen Friedensbedingungen gewonnen war. 

Die Berlängerung ift jeboch nicht, wie von franzöfifcher Seite gewünſcht 
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wurbe, auf eine geräumigere Frift, fondern mit Rüdfiht auf bie im Süben 
Frankreichs fortbaueruden Rüftungen, nur auf 5 Tage, bis zum freitag (24.) 
Mittags erfolgt, um ber franzöfijhen Regierung und Nationalverjammlung bie 
unvermeilte feite Entichließung über Krieg und Frieden unbedingt nahe zu legen. 

Thiers hat in dem von ihm ernannten Minifterium bie fernere Leitung 
ber auswärtigen Angelegenheiten dem bisherigen Minifter Jules Favre, welcher 
ſämmtliche Einleitungen für bie Friedensverhandlungen getroffen hatte, über- 
tragen. Beide haben fich bereits am 21. nad Paris und von da nach Berfailles 
begeben, um bie Verhandlungen mit Graf Bismard bort wieder aufzunehmen. 

Die Regierung des deutſchen Reiches bat die Forderungen, melde fie im 
Imtereffe der gerechten Entihäbigung Deutichlands, fowie feiner zukünftigen 
Sicherheit ftellen muß, zugleich fo beftimmt auf das Maß bes Unerläßlichen be— 
ſchränkt, daß es ſich für die franzöfiichen Unterhändler in ber Hauptfahe nur um 
einen raſchen und feften Entichluß handeln kann. 

Nur in dem Falle, daß beim Ablaufe des Waffenftillftandes am 24. bie 
Forderungen Deutſchlands im Weſentlichen bereits angenommen find, wird mög—⸗ 
licher Weiſe eine nochmalige Frift von einigen Tagen zum definitiven Abjchluffe 
gewährt werben. 

Unfere Regierung bat in ber Zuverficht auf das Gelingen ber Friebens- 
verbandlungen die Bertreter ſüddeutſcher Regierungen zu benfelben zugezogen. 

Die nächſte Woche wird uns, wenn bie bisherigen Anzeichen nicht trügen, 
mit Gottes Hilfe die Grundlagen des wiederhergeftellten Friedens bringen.“ 


Ueberficht der „Provinzial» Eorresponbenz“ vom 1. März. 


„Herr Thiers hatte es übernommen, in Gemeinfchaft mit den Miniftern 
Jules Favre und Picard, fowie unter dem Beiratbe einer Commiffion von 
* — mit dem deutſchen Hauptquartiere Über den Frieden zu ver- 
anbelı. 

Die Verhandlungen begannen am 21. Februar. Herr Thiers war an 
biefem Tage in Paris eingetroffen und hatte noch für denſelben Tag eine Zur 
fammentunft mit dem Bundeskanzler Grafen Bismard in Berfailles erbeten, 
zu welcher er in Begleitung von Jules Favre bort eintraf. 

Die erfte Unterrebung beftätigte durch ihren Verlauf die Ausficht auf eine 
Berftändigung und führte demzufolge alsbalb zu einer — des Waffen⸗ 
ſtillſtandes, welcher am freitag (24.) zu Ende gehen ſollte, zunachſt bis zum 
Sonntag (26.). 

Am Mittwoh (22.) fam Herr Thiers wiederum aus Paris nad Ber- 
ſailles und hatte nicht nur eine längere Eonferenz mit dem Grafen Bismard, 
fondern wurde auf feinen Wunſch auch von Er. Majeftät dem Deutſchen 
Kaifer empfangen. Auch dem Kronprinzen hatte er feine Aufmwartung ge» 
macht und in einer Unterrebung, welche faft eine Stunde mwährte, fich über bie 
Berhältnifje Frankreichs fehr eingehend ausgeiprocen. 

Die Grundlagen ber — Friedensbedingungen, insbeſondere die For— 
derung einer Gebietsabtretung, ſcheinen bei den gegenwärtigen Berhandlungen von 
vornherein jenem grundfäglihen Widerſpruche, an weldem bie früheren Ber- 
bandlungen gejcheitert waren, nicht mehr begegnet zu fein. 

Freilich war das Streben des Herrn Thiers darauf gerichtet, Die Gebiets- 
abtretungen auf das geringfte Maß zu beichränfen, und es jcheint, daß in biejer 
Beziehung die berechtigten deutfchen Ansprüche nur Schritt vor Schritt durchgejett 
werben konuten. 

Während aber die Abtretung bes weſentlich beutfchen Elſaß mit Straß- 
burg, wenn aud mit Widerftreben, zugeftanden werben mußte, jcheint dagegen 
bie Abtretung eines größeren Theils von Lothringen und namentlih ber 
Feftung Mey auf den beftigften und hartnädigften Wiberftand geftoßen zu fein. 

die franzöfifhen Unterhändler fcheinen fich hierbei, abgejehen von ihren 
eigenen Auffafjungen, zugleich auf gewiffe Kunbgebungen ver öffentlichen Meinung 
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in England geftüßt zu baben, ohne zu erwägen, wie wenig praltiiche Bebeutung 
berartigen Yeußerungen beizumeffen ift. 

Auch die Forderung, daß deutſche Truppen noch in Paris einmarjchiren, 
begegnete dem lebbafteften MWiderftreben ber franzöfiihen Unterhändler, welde 
darin eine neue, tiefe Demütbigung für die Hauptftabt erfennen wollten unb zu» 
gleih vermöge ber Erregung ber Bevöfferung bie größten Gefahren für bie ein- 
rüdenden Deutſchen verlünden zu müffen glaubten. 

Einen Augenblid ſchien es, als follten bie unter ben beften Anzeichen be- 
en Berbanblungen jchließlich cheitern, indem Herr Thiers namentli bie 

erantwortung für bie Abtretung von Metz nicht übernehmen zu können meinte. 
Er madte den Berſuch, einen Verzicht Deutichlande auf Met unter ber Be- 
dingung zu erreichen, daß frankreich ſich verpflichte, die Feftungswerke zu ſchleifen; 
— er fol enblih ein Arrangement vorgefchlagen baben, Durch welches Deutich- 
land einen anberweitigen Eriag für Det erhalten hätte; — Graf Bismard 
aber beftand unbedingt auf der Erwerbung von Met, welches für Deutichland 
in militärifcher Beziehung noch bei Weiten wichtiger ift, al8 Straßburg, und in 
biefem Betracht durch kein anderes Zugeſtändniß aufgemwogen werben Fünnte. 

Um den Franzoſen Dagegen ben Beweis zu liefern, daß bie deutſche Politik 
in ber That nur auf dem beftehe, was fie aus überwiegenden Gründen bes 
nationalen Intereffes feftbalten muß, willigte Graf Bismard ſchließlich barein, 
baß Belfort an Frantreih zurüdgegeben werde. Auch dieſe Feitung, welche 
jüngft mit blutigen Opfern von uns errungen wurbe, ift zur Vertheidigung bes 
ſüdlichen Eljaß von einiger Wichtigkeit, — doch nicht von fo unmittelbarer und 
Durchgreifenber, wie Straßburg und Met. Wenn es gelang, durch ben Verzicht 
auf Belfort ohne Erneuerung des Krieges einen Friedensichluß zu fihern, der uns 
dieſe Hauptbollwerfe in die Hand gab, jo war biejer Erfolg gewiß eines ſolchen 
Opfers werth, und bie tapferen Krieger, welche um Belfort gerungen, baben fich 
auch bei folhem Ausgange ein großes Berdienft um den glorreidhen Erfolg des 
Krieges errungen. 

Der Berziht Deutichlands auf Belfort jcheint in ber That bie ftodenben 
Berbandlungen wieder belebt und ben Eutihluß der franzöfiichen Unterhändler, 
fih in die Abtretung von Met zu fügen, ermöglicht zu baben. 

Auch der Widerſpruch gegen ben Einmarjch deutſcher Truppen in Paris 
konnte nicht aufrecht erhalten werden, ba es für unfere fiegreihen Truppen jeden— 
falls verlegender wäre, auf den Eintritt in Die bezwungene Hauptftabt verzichten 
zu müfjen, als für bie Parijer, die Feinde, welche von den Fort8 aus bereits bie 
Stadt beherrſchen, auch innerhalb der Thore berjelben zu feben. 

In Betreff der Kriegsentihäbigung fanden die deutſchen Anſprüche zunächft 
gleichfalls lebhaften Widerſpruch; es erfolgte jchließlih eine Verftändigung über 
eine Zahlung von 5 Milliarden France.” 


Zepter Verſuch einer Einmiſchung in die Ver- 
bandlungen. 


Aus dem engliihen Blaubuche. 

Der neue franzöfiihe Botichafter, Herzog von Broglie, traf am 24. Fe- 
bruar in London ein; ſchon um 10%, Uhr batte Lord Granpille eine Zufammen- 
funft mit ihm, ftellte ihn um 1%, Uhr Ihrer Majeftät ber Königin zur Ueber- 
reihung jeiner Beglaubigungsichreiben vor, unterbreitete jeine Forberungen un. 
mittelbar barauf einem eigens einberufenen Kabinetsrathe und beförderte dann ben 
dort gefaßten Beihluß an Lord Loftus in Berlin. Das betreffende Altenſtück 


lautet im Auszuge: 
Ausw. Amt, 24. Februar 1871. 
„Mylord. — Ohne von den anderen in Vorſchlag gebrachten Friedensbe- 
dingungen unterrichtet zu jein, vernimmt Ihrer Maj. Kegierung von dem Bot- 
ſchafter Frankreichs, daß die von Deutichland verlangte Kriegsentihädigung ſechs 
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Milliarden Franfen beträgt, die faft unverzüglich zu zahlen unb einigen noch 
nicht feftgeietten Abzügen unterworfen feien. Se. Ercellenz bat ber Regierung 
Ihrer Diajeftät vorgeftellt, daß es ber Regierung Frankreichs unmöglich fein 
würde, eine ſolche Summe zu zablen, und daß es ihrerjeits unehrenhaft wäre, 
fih zu einer Zahlung zu verpflichten, deren Leitung durchaus ihre Kraft überfteigt; 
fie erfucht daher Ihrer Majeftät Regierung, bie Unmöglichkeit einer ſolchen Zah— 
Iungsleiftung vorzuftelen.... . Angefichts des äußeren Drängens ber Zeit ift 
Ihrer Majeftät Regierung gewillt, Deutjchland über den Betrag biefer Entichä- 
digung Borftellungen zu machen und ihre Vermittelung in freundſchaftlichem 
®eifte beider Parteien anzubieten, in ber Meberzeugung, daß es nicht minder in 
Deutichlands als in Frankreichs Intereffe liegt, den Betrag der Kriegsentihäbigung 
nicht größer zu maden, als man vernünftiger Weife erwarten kann, daß Frant- 
reich ibn zu zahlen im Stande fein werbe.“ 

In einer Depeihe an Lord Lyons, vom 25., tbeilt dann Lord Gran— 
ville mit, worauf bie Forderungen des Herzogs von Broglie eigentlich hinaus» 
liefen: 

„Der Herzog von Broglie fagte, er wünide, daß wir Deutſchland auf- 
forderten, den Waffenftillftand zu verläugern, damit bie Unterhandlungen nicht 
aller Kenntnißnahme von Seiten Europas entzogen blieben und zweitens jollten 
wir fehiedsrichterlihe Aburtbeilung über den Betrag der Kriegsentihädigung vor- 
fhlagen ... . . Ih verſprach, die Angelegenheit meinen Kollegen vorzulegen, 
und der Herzog von Broglie bebielt ſich das Recht vor, bezüglich der terri- 
torialen und politiihen Bedingungen au uns zu appelliren ..... Nachdem 
ohne Berzug ein Kabinetsrath bezüglich ber mir vom Herzog von Broglie ge- 
machten Mittheilungen einberufen worden, theile ich ihm mit, bezüglich des erften 
Punktes, daß Ihrer Majeftät Regierung Deutſchland zu einer Verlängerung bes 
Waffenftillftandes bebufs des von Sr. Ercellenz hervorgebobenen Zwedes veran- 
laffen möge, jei das Kabinet der Anficht, daß ein folder Schritt den von Sr. Er- 
cellenz beabfichtigten Zwed nicht fördern würde, daß aber Ihrer Majeftät Re— 
gierung in ber Depeihe an Lord Auguftus Loftus die Wejenbeit des zweiten 
mir vom franzöfiihen Botichafter unterbreiteten Borichlages, behufs eines befrie- 
digenden Abkommens über die von Franfreih zu zahlende Entſchädigung nieber- 
gelegt babe... ... u 

Auf die erfte Depefche erwiderte Lord Yoftus unterm 28., daß er fie dem 
Staats - Sekretär von Thile vorgelegt, und biejer ihm verſprochen babe, biejelbe 
fofort an ben Bundeskanzler Grafen von Bismard zu übermitteln, während 
bie Erwiderung Odo Ruſſels — weldem eine Abjchrift der Depeiche an Lord 
Loftus zugegaugen war — von größerem Iutereffe if. Sie lautet: 


Berjailles, 26, Februar 1871. 


„Das Telegramm Ew. Lordſchaft vom 24. d., 11 Uhr 45 Minuten Nachts, 
bezüglich der Kriegsindemmität wurde mir geftern Abend um 11 Uhr ausgehändigt, 
furz nah meiner Rüdkehr von einem Bejuche beim Hauptquartier des Kron- 
prinzen, wo ic vernommen hatte, daß die Kriegsindemnität von ſechs auf fünf 
Milliarden herabgefett und von M. Thiers genehmigt worden war. Ich ziehe 
den Schluß, daß das Telegranım Ew. Yorbihaft durch den Grafen Bernftorff 
geftern früh eingetroffen iſt; jelbft aber habe ich den Kanzler nicht jehen können; 
er ift zu ſehr durch die franzöfifchen Unterhändler in Aufpruch genommen, um 
beute irgend Jemanvden empfangen zu können. Die Unterbandlungen müffen wor 
Mitternacht geichloffen fein, denn dann endigt der Waffenftillftanb und werben Die 
Feindjeligleiten wieder aufgenommen werden, wein bie Präliminarien nicht ans 
genommen find.” — 
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26. Februar. Der Friedens -Präliminar-Bertrag von Verfailles. 


„Zwiſchen dem Kanzler bes deutſchen Reiche Herrn Grafen Otto v. Bis— 
mard-Schönhaufen, der mit Vollmacht feitens Sr. Majeftät des beutichen 
Kaifers und Königs von Preußen verfehen ift, 

Dem Minifter der auswärtigen Angelegenheiten Sr. Majeftät des Königs 
von Baiern, dem Herrn Grafen Otto v. Bray- Steinburg, 

Dem Minifter der auswärtigen Angelegenheiten Sr. Majeftät des Könige 
von Württemberg dem Herrn Freiberrn Auguft v. Waechter, 

Dem Staatsminifter und Minifterraths - Bräfidenten Sr. Königlichen Hoheit 
des Großherzogs von Baden, Herin Julius Jolly, melde bas beutiche Reich 
vertreten einerjeits 

und dem Chef ber Erecutivgewalt ber franzöfiihen Republik, Herrn Thiers, 
und dem Minifter ber auswärtigen Angelegenheiten, Herrn Jules Favre, 
welche Frankreich vertreten, andererjeits 

ift, nachdem die Vollmachten ber beiden contrahirenden Theile in guter und 
regelrechter Form befunden worben, nachſtehende Bereinbarun getroffen worben, 
bie als Präliminar» Grundlage für den fpäter abzufchließenben Frieden dienen joll. 


Ürtifel I. Frankreich verzichtet zu Gunften des deutjchen Reiches auf 
alle feine Rechte und Ynprüd auf diejenigen Gebiete, welche öftlih von 
der nachftehend verzeichneten Grenze belegen find. 


Die Demarcationslinie beginnt an ber norbweftlichen Grenze bes Kantons 
Cattenom nah dem Großherzogthum Luremburg zu, folgt ſüdwärts ben meft- 
lihen Grenzen der Cantons Cattenom und Thionville, durchichneibet ben Canton 
Briey, indem fie längs der weftlichen Grenzen ber Gemeinden Montois + la-Mon- 
tagne und Roncourt, fomwie der öftlichen Grenzen ber Gemeinden Marie - aur- 
hönes, Saint Ail, Habouville hinläuft, berührt die Grenze des Kantons Gorze, 
welche fie längs der Grenzen der Gemeinden Bionville, Bouridres und Onville 
durcichneidet, folgt der Sübmweft- bez. Südgrenze des Arrondiffements Meg, ber 
Weftgrenze bes Arrondiffements Chateau - Salins bis zur Gemeinde Pettoncourt, 
von ber fie die Weſt- und Südgrenze einjchließt, und folgt dann bem Kamme 
ber zwijchen ber Seille und Moncel gelegenen Berge bis zur Grenze bes Arron- 
difjements Saarburg fjüblih von Garde. Sodanı füllt die Demarcationslinie 
mit ber Grenze dieſes Arronbiffements bis zur Gemeinde Tanconville zufammen, 
deren Norbgrenze fie berührt. Bon bort folgt fie dem Kamme ber zwijhen ben 
Quellen der Saare blande und ber Bezouze befinblien Bergzüge bis zur 
Grenze des Cantons Schirmed, geht entlang ber weftlichen Grenze diejes Cantons, 
ichließt die Gemeinde Saales, Bourg- Bruce, Eolroy-Ta- Roche, Plaine, Ranrupt, 
Saulrures und St. Blaife-la Rode, im Kanton Saales ein und fällt dann mit 
ber weftlihen Grenze der” Departements Nieber- und Ober- Rhein bis zum 
Canton Belfort zufammen. Sie verläht deſſen Sübgrenze unweit von Bour- 
venans, burchichneibet den Kanton Delle bei der Sübgrenze ber Gemeinden 
Bourogne und Froibe » Fontaine und erreicht bie Schweizergrenze, inbem fie längs 
ber Oftgrenzen ber Gemeinden Jondery und Delle binläuft. 


Das deutjche Neich wird diefe Gebiete für immer mit vollem Sous 
veränetätd- und Eigenthumsrecht befigen. 


Eine internationale Commiſſion, bie beiderjeitd aus ber gleihen Zahl von 
Vertretern ber hoben contrabirenden Theile gebildet wird, joll unmittelbar nach 
dem Austaufche der Ratificationen des gegen irtigen Vertrages beauftragt werben, 
an Ort und Stelle die neue Grenzlinte in Gemäßbeit der vorftebenden Stipu- 
lationen feftzuftellen. Dieſe Commiffion wirb bie Bertheilung des Grund und 
Bodens, jo wie ber Capitalien leiten, welche bis jetst gemeinjchaftlich Diftricten 
oder Gemeinden angehört haben, die durch die neue Grenze getrennt werben; im 
Falle einer Meinungsverjchiebenheit Über die Grenze und die Ausführungs- Be- 
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fimmungen werben die Commiffionsmitglieber die Entſcheidung ihrer refpectiven 
Regierungen einholen. Die Grenze ift, fowie fie vorſtehend feftgefetst ift, mit 
grüner Farbe auf zwei gleichen Eremplaren ber Karte von ben „Gebietstheilen, 
welche das General» Gouvernement bes Elſaſſes bilden“ vermerkt, die im Sep- 
tember 1870 in Berlin durch Die geographiiche und ftatiftiiche Abtheilung des 
großen Generalftabs veröffentlicht worden ift. Ein Erempfar berjelben wirb jeder 
der beiden Ausfertigungen bes — Vertrages angefügt. Die ange— 
gebene Grenzlinie hat indeſſen mit Uebereinſtimmung beider contrahirenden Theile 
ſolgende Abänderungen erfahren: Im ehemaligen Moſel-Departement werden 
bie Dörfer Marie aur Chéênes bei St. Privat fa Montagne und Vionville, 
weftlih von Rezonville, an Deutichland abgetreten. 


Dagegen werden die Stadt und die Feſtungswerke von Belfort mit 
einem jpäter feftzufegenden Rayon bei Frankreich verbleiben. 


Artikel II. Frankreich wird Sr. Majeftät dem deutfchen Kaifer die 
Summe von 5 Milliarden Francs zahlen. Mindeftens eine Milliarde 
Francd wird im Laufe des Jahres 1871 gezahlt und der ganze Reft im 
Lauf dreier Jahre von der Ratification des gegenwärtigen Vertrages ab. 


Artifel III. Die Räumung der franzöſiſchen, durch die beutfchen Truppen 
beiegten Gebiete und wird nach der Ratification bes gegenwärtigen Bertrages 
feitens der in Bordeaur tagenten National» Berfammlung, beginnen. 

Unmittelbar nah der Ratification werben bie beutihen Truppen bas 
Innere der Stadt Paris, fo wie die am linken Ufer ber Seine belegenen Forts 
verloffen. Sie werben in möglichft kurzer Frift, die durch ein Einvernehmen 
zwiſchen den Militärbebörden beider Länder fefigeftellt wird, bie Departements 
Calvados, Orne, Sartbe, Eure et Yoir, Loiret, Loir et Eher, Inbre et Loire, 

une, gänzlich und weiter die Departements Seine inferieure, Eure, Seine et 
ie, Seine et Marne, Aube, Cote d'or bis zum linken Ufer ber Seine räumen. 

Die franzdfifhen Truppen werden fich gleichzeitig hinter die Loire zu- 
rüdzieben, bie fie vor Unterzeichnung des befinitiven Friedens» Bertrages nicht 
werben überjchreiten bürfen. Ausgenommen von biejer Beitimmung find bie 
Garniſon von Paris, deren Stärke die Zahl von 40,000 Mann nicht itberjchreiten 
darf, und die zur Sicherheit der jeften Plätze unerläßlich erforderlichen Garnifonen. 

Die Räumung der zwiſchen bem rechten Ufer der Seine und ber Oftgrenze 
gelegenen Departements wird jeitens ber deutſchen Truppen jchrittweife nach der 
Rotification des definitiven FFriedensvertrages und ber Zahlung der erften halben 
Milliarde der Eontribution erfolgen, die im Artikel II. ftipulirt ıft. Die Räumung 
wirb beginnen bei den Paris am nächſten gelegenen Departements unb wird, je 
nahdem die Zahlungen der Kontribution bewirkt fein werden, fortgejegt. Nach 
der erften Zahlung einer halben Milliarde wird die Räumung folgender Depar- 
temeuts ftattfinden: Somme, Dije und ber Theile der Departements Seine in— 
ferieure, Seine et Dife, Seine et Marne, die auf dem rechten Seine-Ufer ge- 
legen find, fo wie bes Theiles des Departements Seine und ber Forts auf dem 
zchten Seine-Ufer. Nach der Zahlung von zwei Milliarden wird bie deutſche 
Deeupation nur noch die Departements Marne, Ardennes, Haute Marne, Meufe, 
Bosges, Meurtbe, jo wie die Feftung Belfort mit ihrem Gebiete umfaffen, die als 
Band für die rüdftändigen drei Milliarden dienen jollen. 

Die Zabl der in denjelben befindlichen deutfhen Truppen 
wırd 50,000 Mann nicht überfchreiten.. Es wird Sr. Majeftät dem Kaifer über- 
laſſen, au die Stelle der Territorial- Garantie, welche in der theilweiſen Bejegung 
des franzöſiſchen Gebietes beftebt, eine finanzielle Garantie treten zu lafjen, wenn 
diejelbe durch die franzöfifche Regierung unter Bedingungen offerirt wird, welche 
von Sr. Majeftät dem Kaifer und König als für die Interefien Deutſchlands 
ausreichend anerfannt werden. Für bie drei Milliarden, deren Zahlung verſchoben 
fein wird, werben 5pCt. Zinfen vom Tage ber Ratification der gegenwärtigen 
Vereinbarung abgezablt. 
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Artikel IV. Die deutſchen Truppen werben fih in ben befesten Depar- 
tements ber Requifitionen, jet es in Geld, fei e8 in Naturalien enthalten. Da- 
gegen wird ber Unterhalt ber deutſchen Truppen, welche in Frankreich zurüd- 
bleiben, auf Koften ber franzöftihen Regierung erfolgen und zwar nah Mafigabe, 
wie fie durch ein Einvernehmen mit ber deutſchen Militär- Intendantur ver- 
einbart ift. 

Artilel V. Die Intereffen der Einwohner in dem von Frankreich abge- 
tretenen Gebiete werben in Allem, was ihren Handel und ihre Privatrechte angeht, 
jo günftig als möglich geregelt werben, ſobald die Bedingungen des befinitiven 
Friedens werben feftgeftellt fein. Zu dieſem Zwecke wirb ein Zeitraum feftgefegt 
werben, innerhalb deſſen dieſe Bewohner bejondere Erleichterungen bezüglich ber 
Eirculation ihrer Handelserzeugniffe genießen follen. Die deutſche Regierung 
wird ber ungebinderten Auswanderung der Einwohner ber abgetretenen Gebiets- 
tbeile nichts in den Weg ftellen, aud wird biejelbe den Einwohnern gegenüber 
keine Maßregel ergreifen dürfen, welche Berjon oder Eigentbum berjelben antaftet. 

Artilel VI. Die Kriegsgefangenen, welche nicht bereits auf dem Wege ber 
Auswechſelung in Freiheit geiegt worden find, werben unverzüglich nach ber 
Ratification der vorliegenden Präliminarien zurüdgegeben werben. Um ben 
Transport ber franzöfiihen Gefangenen zu bejchleunigen, wird bie franzöftiche 
Regierung zur Dispofition ber deutſchen Behörden einen Theil des Fahrmaterials 
ihrer Eifenbahnen im Innern Deutichlands ftellen, und zwar in einer durch be— 
fondere Verabredung feftzuftellenden Ausdehnung, jo wie zu denjenigen Preijen, 
welche in Frankreich von der franzöfiihen Regierung für Militärtransporte ge» 
zahlt werben. 

Artikel VIL. Die Erdffnung ber Berbandlungen, betreffend ben 
befinitiven Frieden, weldher auf Grundlage dergegenmwärtigen Prä- 
liminarien abzuſchließen ift, wird in Brüffel unverzüäglih nad 
Ratification der legteren dburh die Nationalverfammlung und 
Se. Majeftät den deutſchen Kaijer ftattfinden. 


Artilel VIII. Nah Abſchluß der Natification des definitiven Friedens— 
bertrages wird die Abminiftration ber Departements, welche noch von deutſchen 
Truppen bejett bleiben jollen, ben franzöfiichen Behörden wieder übergeben werben. 
Doch jollen dieſe letteren gebalten jein, den Befehlen, weldhe die Kommandanten 
ber deutſchen Truppen im Intereffe der Sicherheit, bes Unterhaltes und ber Ber- 
tbeilung ihrer Truppen erlaffen zu müſſen glauben, Folge zu leiften. In den 
occupirten Departements wird die Erhebung der Steuern nad Ratification bes 
gegenwärtigen Bertrages für Rechnung der franzöfiihen Regierung und mittels 
der Beamten berjelben bewirkt werben. 

Artikel IX. Es ift ausgemacht, daß die gegenwärtigen Bertragsbeftimmungen 
der beutichen Militärbebörbe keinerlei Recht auf die Theile des Gebietes, welches 
von Deutjchen gegenwärtig nicht bejett ift, geben können. 

Artikel X. Die gegenwärtigen Präliminarien werben ber Ratification 
Sr. Majeftät des deutichen Kaijers, jo wie der franzöfiihen National» Berfammte 
lung, welche ibren Sig in Bordeaur bat, unverzüglid unterbreitet werben. 


(gez.) v. Bismard. A. Thierd. Jules Favre.“ 


„Da die Königreihe Bayern und Württemberg und das Groß— 
berzogtbum Baden als Bundesgenofjen Preußens an dem gegen— 
wärtigen Kriege Theil genommen haben und jegt zum beutjden 
Reich gebören, fo treten Die Unterzeihhneten ber worliegenben Ueber- 
einlunft Namens ibrer betreffenden Souveräne bei. 

Berfailles, ven 26. Februar 1871. 


gez. Graf v. Bray- Steinburg. Mittnacdt. 
Baron v. Wächter. Folly.“ 
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Bufag-Eonvention Über bie Berlängerung bes Waffen» 
ftillftanbes und die Beſetzung von Paris. 


„Artilel I. Um die Ratification ber Friedenspräliminarien zu erleichtern 
wirb ber unterm 28. Januar und 15. Februar ftipulirte Waffenftillftand bis zum 
12. März verlängert. 

Artifel II. Die Verlängerung bes Waffenftillftandes bezieht ſich nicht auf 
Artilel IV. der Convention vom 28. Januar, welcher burch folgende Beftimmung 
erſetzt wird: Der Theil der Stabt Paris innerhalb ber Ringmauer zwiſchen ber 
Seine, der Straße der Borftabt St. Honore und der Avenue bes Ternes wirb 
von deutſchen Truppen bejetst, deren Zahl 30,000 nicht überjchreiten darf. Die 
Art und Weife der Occupation wird burd höhere Difiziere beider Armeen ge» 
regelt werben. 


Artikel II. Die deutfhen Truppen werben fortan feine Eontribution an 
Geld mehr von den occupirten Gebieten erheben. 


Artitel IV. Beide Theile behalten das Recht, vom 3. März ab den Waffen- 
ſtillſtand mit einer Frift von 3 Tagen für den Wieberbeginn der Feinbfeligleiten 
zu fünbigen. 

Berfailles, 26. Februar 1871. 


v. Bismard. Thiers. Jules Favre.“ 


Eonvention betreffend die Dccupation eines Theils 
von Paris durch die deutſchen Truppen, abgeichloffen zu 
Berjailles, am 26. Februar 1871. 


„$ 1. Die deutſchen Truppen werben von Mittwoch, 1. März d. 3., 10 Uhr 
Bormittags ab, den Theil von Paris auf dem rechten Ufer der Seine bejegen, 
welcher durch diejen Fluß, die Enceinte vom Point du jour bis zum Thor des 
Ternes, durch die Strafe des Faubourg St. Honore bis zur Straße bes Champs 
Elyſées, duch das Garde Meuble, das Marine» Minifterium und den Garten 
der Zuilerien begrenzt wird. Die im dieſem Terrain an ber Seine belegenen 
franzöſiſchen Milttärmagazine, ſowie bie über ben Pont d'alma und Pont de Jena 
dorthin führenden Straßen find von ber Occupation durch die deutſchen Truppen 
ausgeichloffen. — $ 2. Das Ueberichreiten der vorerwähnten Orenzlinien ift den 
bewaffneten Mannjchaften beider Theile ausdrüdiih und ftrenge unterfagt. Da— 
gegen wird ber Verlehr für alle nicht den Truppen angebörige und nicht be— 
waffnete Perfonen freigegeben. — $ 8. Den deutſchen Truppen wirb jebe Er- 
leichterung gewährt werden, um auferbalb ihres Dccupationsrayons bie Galerieen 
des Louvre und das Hotel des Invalides zu beſuchen. Die Details derartiger 
Beſuche werden im gegenjeitigen Einverftändniß zwiſchen den beutichen und fran— 
zöfiihen Militärbehörven feftgeftellt werden. Jedenfalls ericheinen die Mannſchaften 
bierbei ohne Feuergewehre und nur unter ber Führung von Offizieren. — 
8 4. Die beutjchen Truppen werben tbeils in öffentlichen Gebäuden, tbeils bei 
ben Bürgern einquartirt werden. Eine gemifchte Commiſſion, beftebend aus De- 
fegirten der Municipalität und einem oder mehreren deutſchen Generalftabs-Oift- 
jieren, wird Dienftag, den 28. d. M., um 2 Uhr Nachmittags, an ber Brüde 
von Sevres zufammentreten, bie Detaild ber Einquartirung zu verabreden. — 
8 5. Die Verpflegung der in Paris einquartirten Mannſchaften ift Sache ber 
deutihen Militärbehörden. Fir Nichtigkeit: Blume, Major im Generalſtabe.“ 
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Amtlihe Telegramme über die Präliminarien. 


Telegramm des Kaijerd an die Kaiferin= Königin. 


Berfailles, 26. Februar. 
„Mit tief bewegtem Herzen, mit Danfbarfeit gegen Gottes Gnade 
zeige ih Dir an, daß jo eben die Friedens» Präliminarien unter- 
eichnet find. Nun ift nod) die Einwilligung der National - Berfamm- 
ng in Bordeaug abzuwarten. Wilhelm.“ 


Telegramm des Katjerd an den König von Bayern 
(ähnlich an andere deutſche Fürſten). 

„Mit dankerfülltem Herzen gegen die Vorſehung zeige ich Ihnen an, 
daß geſtern Nachmittag die Friedenspräliminarien hier unterzeichnet worden 
find, durch welche der Elſaß, aber ohne Belfort, Deutich- Yothringen mit 
Met an Deutfchland abgetreten worden find, 5 Milliarden gezahlt werden 
und Theile Frankreichs befegt bleiben biß zur Abzahlun dieler Summe, 
Paris wird theilweife befegt. Wenn die Ratififation in erh erfolgt, 
fo ftehen wir am Ende diefes glorreichen, aber auch blutigen Krieges, der 
und mit Frivolität ohne Gleihen aufgezwungen wurde und an dem Sr 
Truppen jo ehrenvollen Antheil nahmen. Möge Deutſchlands Größe fich 
nur in Frieden fonfolidiren. Wilhelm.“ 


Erwiderung des Königs von Bayern. 


„Innigſt bewegt von der erhebenden Friedenskunde bringe ich Ihnen 
meinen tiefempfundenen Dank für eine Nachricht, welche von mir und 
meinem treuen Volke aufs Wärmſte begrüßt wird. Deutſchland iſt nach 
ſchweren Kämpfen zu ungeahnter Größe emporgeſtiegen und mit Recht 
werden Mit- und Nachwelt Em. Majeftät als den glorreichen Gründer 
diejer neuen Aera preijen. Ludwig.“ 


Telegramm des deutſchen Kaijerd an den Kaiſer von Rußland. 

Berjailles, 27. Februar. 
„Mit unausfprechlichen Gefühlen und der Gnade Gottes dankend 
zeige ich Ihnen an, daß die Friedenspräliminarien zwiſchen Bismard 
und Thiers unterzeichnet worden find. Der Elſaß, aber ohne Belfort, 
Deutjch- Lothringen mit Meg find an Deutjchland abgetreten worden, eine 
Eontribution von 5 Milliarden Franc wird von Frankreich gezahlt werden. 
Nah Maaßgabe der Bezahlung diefer Summe wird das Yand in drei 
Jahren geräumt werden. Baris wird bis zur Ratififation durd) die National« 
verfammlung in Bordeaux theilweife befegt werden. Die Details der Friedens 
verhandlungen werden in Brüffel geführt werden, fobald die Ratifilation 
erfolgt fein wird. So ftehen wir denn am Ende eines ebenjo glorreichen 
als biutigen Krieges, welcher ung mit einer Frivolität ohne Gleichen auf: 
geamuungen wurde. Preußen wird niemals vergeffen, daß e8 Ihnen zu ver- 
anfen ift, wenn der Krieg nicht die äußerten Dimenfionen angenommen 

hat. Möge Gott Sie dafür fegnen. 
Für immer Ihr dankfbarer Freund 
Wilhelm.” 
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Antworf ded Kaiferd von Rußland. 


„Ih danke Ihnen für die Anzeige der Details der Friedenspräli— 
minarien. Ich theile Ihre Freude. Gebe Gott, daß denjelben ein dauer- 
bafter Friede folge. Ich bin glüdlih, im Stande geweſen zu fein, Ihnen 
als ergebener Freund meine Sympathien zu beweiſen. Möge die Freund- 
fchaft, welche uns verbindet, das Glüd und den Ruhm beider Länder 


fipern. Alexander.“ 


Die Annahme der Friedenspräliminarien in Bordeaux. 


Ueberficht der „Provinzial» Eorresponbenz.“ 


In der Sigung ber Nationalverfammlung vom 28. Februar erfolgte bie 
Mittheilung ber Präliminarien durch das Haupt der Regierung, Herrn Thiers. 
Inmitten tiefen Schweigens nahm berjelbe das Wort und ſprach: 

„Wir haben eine ſchmerzliche Aufgabe übernommen; wir haben alle mög- 
lichen Anftrengungen gemadt, und mit tiefem Bebauern befinden wir uns jett in 
der Lage, Ihrer Berathung einen Gefegentwurf zu unterbreiten, für welchen wir 
die fhleunigfte Berathung erbitten. 

Der Gefebentwurf lautet: Art.1. Die Nationalverfammlung, ber 
Nothwendigkeit weihend unb die Berantwortlicleit zurückweiſend, 
‚nimmt die in Berjailles am 26. Februar unterzeihneten Friedens- 
präliminarien an.“ 

Im Begriff, die Bedingungen bes Friedens mitzutheilen, verlaffen Thiers 
bie Kräfte, er ift genöthigt, von ber Tribüne berabzufteigen und den Saal zu 
verlaffen. 

N ener ber Friedenslommiffare verlieft die Präliminarien unb giebt ber Ber- 
fammlung gleichzeitig Kenntniß von ber Vereinbarung wegen Berlängerung bes 
Baffenftilftandes, nach welcher 30,000 Dann ber beutihen Truppen bis zum 
Abihluß der Friebenspräliminarien einen Theil von Paris bejegen bürfen. 
Gerade mit NRüdfiht auf biefe Beftimmung wurde bie Dringlichkeit ber Be- 
—— wiederholt hervorgehoben. 

hiers ergriff im weiteren Verlauf wiederum das Wort, um hervorzu⸗ 
heben, wie es von größter Wichtigkeit ſei, daß die Berathung nicht verſchoben 
werde. 

„Wir ſtehen (ſagte er) als Opfer einer Lage da, welche wir nicht geſchaffen 
haben, für welche wir aber einſtehen müſſen. Wir bitten Sie, nicht einen Augen— 
blick Zeit zu verlieren; wir bitten Sie mit energifher Dringlichkeit, pr 
Zeit zu verlieren. Wenn Sie unferer Bitte entipreben, können Sie viel- 
leiht ber Hauptftabt einen großen Schmerz erfparen. Ich babe meine 
Berantwortlichleit eingefegt, meine Kollegen haben bafjelbe gethan, es ift noth- 
wendig, daß aud Sie Ihre Berantwortlichkeit einfegen. Hier — es leine Ent⸗ 
haltung; ich kann nur wiederholen, Jeder von uns muß ſeinen Theil an der 
Verantwortlichkeit Übernehmen.“ 

Die Verſammlung beſchloß nach den Anträgen von Thiers die ſchleunigſte 
Berathung und zwar zunächſt am Abend in vertraulicher Kommiſſionsſitzung. 

In dieſer nicht öffentlichen Sitzung wird Thiers ben Abgeordneten ben 
Gang der Verhandlungen und den Stand der Dinge in Frankreich und in 
Europa dargelegt haben, aus welchem ſich die unerläßliche Nothwendigleit ergab, 
jetzt die vereinbarten Friedensgrundlagen anzunehmen, um nicht Frankreich vollends 
dem Untergange verfallen zu laffen. 

Die Kommiffion beſchloß demzufolge einftimmig, der National» Berfammlung 
bie Annahme der Präliminarien zu empfehlen. 


Flirt Bismard. II. 16 
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Die entſcheidende Sitzung fand ſchon am folgenden Tage (11. März) ftatt. 


Der Berichterftatter ber Kommiffion, Bictor Lefranc, verlieft den Bericht 
derfelben und empfiehlt der Berfammlung bie Friebenepräliminarien, fo wie fie 
find, anzıumebmen. 

Er beutet an, daß bie Kommiffion ber Berfammlung nicht Alles fagen 
könne, was ihr felbft mitgetbeilt worden: Jedermann werbe ihre Zurüdbaltung 
begreifen. Er bringt auf fchleunige Entſcheidung. Man müſſe fih bald aus- 
ſprechen, um Paris aus feiner peinlihen Lage zu retten. Der Patriotismus- 
erheifhe die Annahme der Friedensvorſchläge. So ſchmerzlich bie Gebietsab- 
tretungen feien, jo müffe man doch ber Drohungen bes Feindes gedenken. Man 
babe noch größere Abtretungen befürchtet, als man fie jetst unterzeichne. 


„Es ift Alles geicheben (fuhr er fort) um zu retten, was zu retten war. 
Wenn Met verloren gebt, fo ift Belfort gerettet. Wohl unterzeichnen wir bie 
theilweiſe — von Paris, aber ſie iſt eben beſchränkt. Uebrigens ſind dieſe 
Unglücksfälle das Reſultat von Fehlern, für Die wir nicht verantwortlich ſind. ... 

Die Ehre Frankreichs ift ficher geftellt. Europa ift jett aus feiner Theil- 
nabmlofigfeit herausgetreten. Man glaubt, uns entwaffnen, erfchöpfen zu fünnen. 
Diele Berehnung wird zu Schanden gemacht werben. Für ben Augenblid handelt 
es fih darum, ber brüdenben Laft des feindlichen Einfalls ein Ziel zu feßen. 
Was die Zukunft anbelangt, jo wird Frankreich feine gegenwärtigen Berlufte 
wieder gut machen können, wenn e8 aus der Erfahrung ber Vergangenheit Nuten 
zu ziehen weiß, fich nicht mehr in die Revolutionen ſtürzt und nicht mehr in der 
Gewaltberrjhaft Zuflucht juchen wird. 

Die Unterjhrift, die Sie geben follen, ift ſchmerzlich. Aber erwägen Sie, 
ob Sie biejelbe vermeiden können, unb um welchen Preis. Soll man in ber 
jetigen Lage den Kampf wieder aufnehmen nach erfolgter Nieberlage, unb um 
bie Ehre derer zu beden, bie uns ins Verderben geftürzt? Würde es nicht ein 
Spiel mit der Ehre Frankreichs fein, das durch eine ſolche That äußerſter Ver— 
zweiflung vollends preisgegeben würde? 

Aber, wirb man fagen, wir hätten dem Feind überlaffen follen, zu tbun, 
was er wolle, und an das Urtbeil und die Gerechtigkeit Europas appelliren 
müffen. Wir gefteben zu, baß bieje Idee uns einen Augenblid angeſprochen bat. 
Aber ber Baftenftillftand ging zu Ende, die Forts von Paris waren bejett, 
unfere Linien waren Angeſichts unferer bejorganifirten Armeen bebrobt. Die 
Kommiffion bat alſo nicht geglaubt, ihre Zuflucht zu dieſem verzweifelten Akt 
nehmen zu bürfen, ber Paris und Frankreich ins Verderben geftürzt haben würde. 
Paris und Franfreih wären von uns niebergefchmettert worben, ohne befragt 
worben zu jein. Sie fünnen den Bertrag ablehnen, Sie fünnen den Kampf 
wieder aufnehmen, aber wenn Sie dies tbun, jo wirb Paris bejett und ganz 
Frankreich überflutbet, Gott weiß, mit welden weiteren Schidfalsfhlägen! Wir 
rathen Ihnen daher an, ſich nicht ber Auffaffung der Verzweiflung hinzugeben. 

Was auch lommen mag, Frankreih wird das Recht bewahren, feine bobe 
Aufgabe in der Welt aufrecht zu erhalten.” 


Beltätigung der Abjegung Napoleons. 

Die Schuld Napoleons an dem Kriege und an bem bemütbigenben Friebens- 
fchluffe wurde von mehreren Seiten in beftigfter Weife hervorgehoben. 

„Ein Abgeordneter ber Linken jagte: Ein einziger Mann hätte einen folchen 
Bertrag unterzeichnen können, Napoleon III., befien Namen auf ewige Zeiten 
an den Schandpfahl der Geſchichte angebeftet bleiben werde.” 

Als darauf ein alter Anhänger bes Kaifers die Vertheidigung deſſelben 
übernehmen wollte, wurde er von der VBerfammlung faum zum Worte zugelaffen. 
Dagegen wurbe folgender Antrag geſtellt: 
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„Die Rationalverfammlung beftätigt unter ben ſchmerzlichen Berhält- 
niffen, in welchem ſich das Baterlanb befindet, die Abjegung Na- 
poleons III. und feiner Dymaftie, und erflärt ihn verantwortlich für 
den Ruin, die Invaſion unb die Zerftüdelung Frankreichs.” 

Herr Thiers nimmt das Wort zu folgender Aeußerung: 

„Ih babe eine Politif ber Verſöhnung und des Friedens in Borichlag ge- 
bradt. Alle Welt begreift die Zurüdhaltung, welche wir uns betrefis der Ber- 
gangenbeit auferlegen; aber am Tage, wo ſich die Vergangenheit vor dem Lande 
erhebt, welches dieſelbe vergeflen möchte, müffen wir — proteſtiren. Die 
europäiſchen Fürſten ſagten, daß Frankreich den Krieg gewollt babe. Dies iſt nicht 
wahr. Sie, (bie Anhänger des Kaijers) haben ihn gewollt. Die Wahrheit tritt 
vor Sie; es ift ihre Züchtigung, bier zu fein, um bie Demüthigung und bie 
Heimjuhung vor ſich zu feben, zu welcher ihre Fehler uns verurtbeilt haben.“ 


Die Berfammlung beichließt mit faft allen gegen etwa vier bis fünf 
Stimmen die Beftätigung der Abjegung bes Kaifers und feines Haufes. 


Ein Abgeorbnneter aus dem Eljaß proteftirt gegen ben Vertrag und erffärt 
ihn im Boraus für null und nichtig.‘ Er ruft Gott, die Nachwelt, alle Völter, 
das Schwert aller Männer von Herz an, welche dieſen ſchmachvollen Bertrag fo 
ſchnell als möglich gerreißen werben. 


Erklärungen von Thiers. 


Diefen Aeußerungen gegenüber erklärt Thiers im ausführlicher Rebe, 
warum Franfreih in die Notbwenbigfeit verjetst fei, Frieden zu fchließen. 

„Der Krieg, fagte er, hat zwei Perioden gehabt: zuerft bie, welche auf bie 
berüdhtigte Kriegserflärung folgte, und dann die Periode nach dem 4. September 
(nad der Erklärung der Republik). Ich will über Niemand richten, will Niemand 
verurtbeilen. Ich bin überzeugt, daß Jeder getban bat, was in feinen Kräften 
ftand. Was mich betrifft, jo babe ich mit jenen beiden Perioden nichts zu thun 
gehabt; wenn ber Krieg feinen glüdlichen Berlauf genommen bat, jo fann man 
weber mich, noch meine Kollegen, weldhe mir die Berfammlung jeit einigen Tagen 
zur Seite geftellt bat, beffen anlagen. 

Als ich unterhandeln mußte, fand ich die Uebergabe von Seban, von Met, 
von Paris vor, fand die Armeen zerftreut, welche der Hauptftabt zu Hülfe eilen 
follten, e8 aber nicht vermodten. 

Ih babe die Unterhandlungen mit allem Patriotismus, beffen ich fähig 
war, geführt. Ich babe mit aller meiner Kraft Tage lang gelämpft. Ich habe 
nicht mehr thun können, als ich gethan habe. Glauben Sie befjere Bedingungen 
erlangen zu können, jo ſchicken Sie andere Unterhänbler; Sie werben mir einen 
großen Dienft damit ermeifen. Sie werben mich von einer drüdenden Laſt be- 
freien. Wenn Jemand glaubt, noch militärische Hülfsquellen zu haben, jo fomme 
er ber, und lege fie uns bar. 

Spreden Sie nit von Ehre gegen Leute, bie ebenfoviel Ehre haben wie 
Sie, welche biefelbe aber nicht darin Ken. das Wohl ihres Landes auf's Spiel 
zu ſetzen, um einer falſchen Popularität willen. 

für meinen Theil zweifle nicht an ber Macht meines Landes, wen 
ich fage, daß wir jetzt nicht mehr fümpfen fünnen. Nein, ich zweifle nicht an 
Frankreichs Macht, und der Feind, den wir vor uns haben, zweifelt ebenjowenig 
daran.... Wenn er einen jo großen Theil unferer Reichthümer fordert, jo thut 
er das eben nur in der Hoffnung, uns zu ſchwächen. An Frankreich zweifle ich 
alfo nicht. Ja, diefe Macht unjeres Landes ift mein Troft in unferm heutigen 
Schmerz. Gewiß, ih glaube an feine Zukunft. Ja gewiß! ich glaube daran; 
aber unter ber Bedingung, daß wir endlich Vernunft annehmen, daß wir uns 
nicht mehr mit Worten abfpeifen, fonbern daß wir zu den Worten Thaten fügen, 
und daß wir nicht nur Vernunft, fondern auch den Muth der Vernunft haben. 

16* 
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Ich zweifle nicht an Frankreichs Macht, aber ich zweifle an feiner heutigen 
Organifation. Seine militärijhe Organifation ift gebrochen; das ift bas Ge- 
beimniß feiner Schwäche. 

Barum ift diefe Organifation gebrochen worbeu? Als man bie Thorbeit 
begangen hatte, im vergangenen Monat Juli ben Krieg zu erflären, da babe ich 
vom erften Tage an gejagt, daß frankreich nicht vorbereitet fei. Wie konnte man 
Smfanterie-Regimenter von 13—1400 Mann Effektivftärle in adt Tagen zu 
"3000 Dann ftarten Kriegsregimentern machen? Das war unmöglid. Ich babe 
damals zu den Miniftern gefagt: „Stellen Sie mid dem Kriegsminifter gegen- 
über, und ich werbe ihm bemeifen, daß Sie nicht vorbereitet find, daß Sie es 

nicht fein Fönnen.“ 

Sie wiffen, was geſchah. Um bie Bollzähligkeit berzuftellen, mußte man 
ftatt eines Regimentes zwei jchiden; das heißt, man mußte, um mich fo auszu- 
drüden, bie Cadres ohne Soldaten ſchicken, was ohne Beifpiel in ber Militär- 
DOrganifation war. Ich babe es allen Mächten wieberholt: Frankreich war bas- 
felbe, was e8 immer gewejen war; aber jeine Organijation war durch die Un— 
Hugheit und Unerfahrenheit ber gefallenen Regierung zerflört worden. 

Man führt alio den Krieg mit leeren Cabres. Und was geſchah? Bon 
120 Regimentern wurben 116 bei Sedan und Meg zu Gefangenen gemadt. Im 
Folge deffen wurde man gezwungen, den Krieg ohne Cadres, ohne Offiziere fort- 
zufegen, mit tapferen Soldaten — ber Feind jelbft bat ihre Tapferkeit mir gegen- 
über anerfannt! — aber Soldaten ohne Organifation, ohne Offiziere können 
tapfer fein; fie bilden darum noch feine Armeen. Diejenigen, welche das nicht 
‚einfeben, können höchftens ihr Land preisgeben, wenn fie bie Yeitung feiner An- 

gelegenheiten übernehmen. 

Merten Sie wohl! man kann nicht plöglih Armeen ſchaffen. Selbſt bie 
Revolution, auf welche man jo oft hinweift, hat nicht plögfich Armeen geichaffen. 
Sie führte einen erften Krieg mit einem Mann von überlegenen Geift, den ein 
glüdliher Zufall ihr zugeworfen hatte, mit bem General Dumouriez, aber er 
führte die alte Löniglihe Armee. Mit diefer Armee bat die Revolution ihre 
erften Siege davon getragen. Später wanbte fi bie Sache lange Zeit, bis zu 
bem Augenblid, wo fie endlich wirkliche Armeen jchaffen konnte. 

Ih will nit etwa Frankreichs Schwäde vor Ihnen vertheibigen: ich fage 
nur, daß unfere Organifation gebrochen ift und daß Sie dieſelbe nicht in einigen 
Tagen wieberberftellen können. Ich wieberhole: nicht Frankreich ift gebrochen 
und ohnmächtig, ſondern nur feine Organifation ift durch eine Unklugheit ohne 
Gleichen vom Beginn des Krieges an vernichtet. 

Fraukreich konnte zu allen Zeiten, eine, zwei, brei Armeen aufftellen. 
Diesmal ift ihm das nicht gelungen, weil man ben Krieg nur mit Cadres 
führte, und weil es nachher feine Cadres mehr in Frankfreihd gab. So muthig 
die Bauern, bie Bürger auch fein mögen, wenn fie ben Krieg nicht verfteben, 
find fie feine wirtlihen Soldaten. Der Beweis liegt in unjeren letzten Nieder- 
lagen vor uns. Es waren tapfere und gejdidte Männer: ber General Faid— 
berbe, ber General Chanzy, ber General Bourbaki; unb trotzdem, welde 
Reſultate haben fie erreicht? Es ift nicht ihre Schuld, ihrem Talent und ihrer 
Energie laffe ich Gerechtigleit widerfahren. 

Nicht weniger wahr ift es aber, baf die Armee bes General Faidherbe 
zerftreut und in bie feften Pläge geworfen worben ift; daß ber General Bourbali, 
ber das Unglüd feiner Armee nicht überleben wollte und ber es nur wiber jeinen 
Willen überlebt hat, gezwungen wurbe, feine befiegte Armee ber Schweiz zu über- 
—— ohne ſeine Eaup: und daß fogar General Chanzy fi zurüdziehen 
mußte. 

Nun, in diefer Lage möge Jemand kommen und mir fagen, baß wir einer 
regulären Armee von 500,000 Dann wiberftehen können; dann werbe ich ibm 
antworten: Nein! Sie würben nur Frankreichs Untergang berbeiführen, Sie 
würben es in Armuth ftürzen, Sie würden feine legten Hülfsquellen verbrauden, 
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und Sie würben ihm bie Mittel nehmen, zu ber Zukunft zu gelangen, bie Sie 
ihm wünſchen, und bie boffen zu bürfen, heute mein einziger Troſt ift. 

Ja, meine Herren, Sie wollen eine andere Zukunft für das Baterlanb. 
Ich will es auch, ich wünſche es heiß; aber bei meinem hohen Alter hält mich 
nur bie Hoffnung aufrecht, dazu beitragen zu fönnen, wenn auch nicht mehr 
fange, jo doch noch einige Zeit. Deshalb aber müſſen Sie die Wahrheit wiffen; 
Sie müfjen den Muth haben, fie fich felbft zu fagen und daran zu glauben. 

Nur dann werden Sie eine ernfthafte Nation fein unb ein befjeres Schid- 
fal verdienen. Es ift jchwer, ber Wahrheit Gehör zu verjchaffen; ja es ift ſehr 
ſchwer, die Nationen zu bewegen, die Wahrheit anzubören. 

Meine Herren, wenn Sie jet die Wahrheit nicht hören umb glauben 
wollen, dann werben Sie vielleicht noch eitles Rühmen von ber Zukunft unferer 
Nation machen, aber in dem Augenblide, wo Sie unfere Zukunft auf foldhe 
Weiſe rühmen, werben Sie biejelbe vernichten.“ 


Bei der nunmehr folgenden Abſtimmung wurbe ber Vertrag 
mit 546 gegen 107 Stimmen angenommen. 


Die Beſetzung von Paris, 
Ueberficht der „Provinzial» Corresponbenz“ vom 8. März. 


„Die Beietung von Paris Seitens ber deutfhen Truppen war beim Abſchluß 
bes Waffenftillftandes vom 28. Januar für die Dauer befjelben ausdrücklich aus- 
geihloffen worden. Auch bei ber erften Berlängerung bes Waffenftillftandes am 
15. Februar wurde biefer Borbehalt aufrecht erhalten. 

Als der Waffenſtillſtand ſodann am 26. Februar wiederum zu Ende ging, 
zur Beflätigung bes Friedensvertrages Seitens ber Nationalverfammlung aber 
eine nochmalige Frift erforderlich wurde, willigte unfere Regierung in bie weitere 
Berlängerung bes Waffenftillftandbes mit Ausnahme ber Beftimmung in Betreff 
der Beſetzung von Paris. 

In diefer Beziehung wurbe vielmehr feftgefetst, daf vom Mittwoch, 1. März, 
ab der mweftlichfte Theil der Stadt Baris zwifchen der Seine und ber St. Honore- 
Borftabt (vom Triumphbogen durch die elyjeeiichen Felder und den Eoncorbien- 
plat bis zum Zuileriengarten) von deutſchen Truppen bis zu 30,000 Mann be» 
fetst werben jollte. 

Die Kunde von bdiefer Vereinbarung rief in Paris eine bei Weitem größere 
Erregung hervor, als die Bedingungen bes Friedensvertrages ſelbſt. Der Berfuf 
von Eljaß und Lothringen und die Auflegung von 5 Milliarden jchienen ben 
Barifern minder drückend als der Gedanke, daß ihre vermeintlich „heilige“ und 
„unbefiegliche” Stabt von bem Feinde betreten werben ſolle. So lange bies 
nicht geſchehen durfte, wiegten fie ihre Eitelfeit weiter in dem Wahne, daß Paris 
von den Deutihen nicht bezwungen fei. Ihr unliberwinblicher Uebermuth bäumte 
fd gegen die Forderung, daß nunmehr auch Paris dem Geſetze des Siegers ver- 
fallen jolle. 

Die große Erregung, welche fich darüber in ber Bevölkerung kundgab, ver- 
anlafte die Mitglieder der Regierung Thierd, Favre und Picard zum Erlaß 
folgenden dringenden Aufrufs: 

„Einwohner von Paris! Die Regierung wenbet fih an Euren Patriotis- 
mus und an Euere Klugheit; Ihr habt das Schidjal von Paris, von ganz 
Frankreih in Eurer Hand, von Euch hängt es ab, Hauptfiabt und Vaterland zu 
retten ober zu verderben! Nachdem Ihr durch Hunger bezwungen, nad) heroiſchem 
Widerſtande dem fiegreichen Feinde die Forts überliefert hattet, und bie Feld— 
armeen fich jenfeit® der Loire hatten zurückziehen müffen, war die Nationalver- 
fammlung genötbigt, die Verhandlungen einzuleiten. Während bes Verlaufs von 
6 Zagen haben bie Unterhändler Alles aufgeboten, fie haben Alles gethan, was 
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menfchenmöglih war, um weniger nachtheifige Bedingungen zu erlangen; fie 
haben jchließlich die Friedenspräliminarien unterzeichnet, welche der Nationalver- 
fammfung unterbreitet werben. Während ber Erörterung der Friedenspräliminarien 
würben bie einbjeligkeiten wieber begonnen haben, würbe unnüg Blut vergoffen 
fein, wenn nicht ber Baffenfillftand verlängert worden wäre. Die Berlängerun 
beffelben konnte nur erlangt werben burh Einwilligung in bie theifweife u. 
vorübergehende Beſetzung beftimmter parifer Stabttheile. Wenn die abgefchloffene 
Convention nicht rejpectirt und ber Waffenftillftand gebrochen wirb, jo würbe ber 
Feind, der ſchon Herr ber Forts ift, mit Gewalt die ganze Hauptflabt befegen. 
Das Unglüd würde ganz Frankreich erreichen; bie ſchrecklichen Drangfale bes 
Krieges, welche bisher bie Loire nicht überfchritten haben, würden ſich bis zu 
den Pyrenäen ausbreiten. Es ift alfo bie ftrenge Wahrheit, daß es fih um bie 
Wohlfahrt von Paris und ganz Frankreich handelt. Berfallt nicht in ben Fehler 
derjenigen, welde uns vor 8 Monaten nicht haben Glauben ſchenlen wollen, als 
wir fie befhworen, von dieſem Kriege abzulaffen, ber uns fo vwerberblich werben 
follte. Die Linientruppen, welche Baris fo muthvoll vertbeibigt haben, werben 
das linke Seine-Ufer befegen und bie loyale Ausführuug bes neuen Waffenftill- 
ftanbes ficher ftellen. Die Nationalgarde wirb fi mit ihnen vereinigen, um bie 
Orbnung in ben Übrigen Theilen der Hauptftabt aufrecht zu erhalten. Daffelbe 
werben alle guten Bürger thun, welche ſich ausgezeichnet haben durch Tapferkeit 
vor dem Feinde. Dieje ichredlihe Situation wird ein Ende finden burch dem 
Frieden und burd die Rücklehr bes öffentlihen Wohlergehens.“ 

Diejer Aufruf fand anfcheinenb bei dem größten Theile der Bevöllerung 
bie gebührende Beachtung; doch dauerte eine gewiffe Erregung fort, es fam zu 
Ausichreitungen roher Leidenſchaft und zu einzelnen Schritten, welche eine Auf- 
lehnung gegen die Beſetzung ber Hauptftabt befürdten ließen. 

Bei biejer Stimmung ber Bevölkerung von Paris lag ber franzöfifchen 
Regierung dringend daran, daß bie Beftätigung des Friedensvertrages in Borbeauf 
raſch genug erfolgte, um dem Einzug ber deutſchen Truppen wo möglich noch zu- 
vorzulommen. 

Der Minifter Picard bat in ber dringendften Weife in Borbeaur, man 
sc burh rajhen Beihluß Paris vor dem Einzuge bewahren und Thiers 
mahnte bie Berjammlung zur Beichleunigung der Berathung, „um Paris einen 
großen Schmerz zu erjparen.“ 

Nah den Friedenspräliminarien hätte nämlich nad erfolgter Beftätigung 
berjelben eine Beſetzung ber inneren Stabt nicht mehr eintreten können. 

Der „große Schmerz“ follte jevoh Paris nicht erjpart werben. Die Na- 
tional-Berfammlung faßte erft jpät am 1. März ihren Beihluß, und am Morgen 
bes 1. hatte bereits der Einzug unferer Truppen ftattgefunben. 


Unfer Hauptquartier hätte, bei der jegigen Lage ber Dinge, möglicher Weife 
auf die Bejegung von Paris Überhaupt keinen Werth mehr gelegt, wenn nicht 
die Kundgebungen aus ber Hauptftabt ben Einzug zu einer Nothwendigfeit ge» 
macht hätten. 

Thatlählih konnte die Beſetzung von Paris unferen Erfolgen unb unferem 
Waffenruhm Nichts mehr hinzufügen; nachdem die Forts von unferen Truppen 
bejetst und baburd bie Stabt vollftändig in unfere Gewalt gegeben war, konnte 
e8 uns in mifitärifcher Beziehung völlig gleichgültig fein, ob wir die Stabt ſelbſt 
beſetzt hatten oder nicht. 

Bei den tief zerrütteten und völlig baltlofen inneren Zuftänden aber fonnte 
eine eigentlihe und dauernde Beſetzung der Stadt wenig Reiz für unfere Armee 
haben, welde leicht hätte in die Lage fommen können, an Stelle der ohnmächtigen 
franzöfiihen Regierungsgewalten ben Pöbel der Hauptftadt zu zügeln. 

Unfere braven Truppen batten Beſſeres verbient, als daß fie am Schlufje 
eines beiſpiellos ruhmreichen Felbzuges in die inneren Kämpfe ber Hauptftabt 
verwidelt oder zum Polizeidienſt gegenüber gewiffen Schichten ber parijer Be— 
völferung hätten gebraucht werben jollen. 
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Im Intereffe unferes Heeres jelber war baber eine längere Bejeung von 
Paris feineswegs wünſchenswerth. Wäre fie als wünfdhenswerth erkannt worden, 
fo würbe fie auch begehrt und gewiß; ebenjowenig verweigert worben fein, wie 
uns Straßburg und Met verweigert werben konnten. 

Nachdem jedoch die jüngften übermütbhigen und herausforberuden Kundge- 
bungen Seitens ber Barifer ben Beweis geliefert hatten, daß fie bie Beweggründe 
unferer Zurüdhaltung nicht zu würbigen verftanden, daß fie unfere Mäßigung 
nur mit Hohn und Trotz erwiberten, und fich für die Zukunft den Wahn in Be- 
treff ber Uinverleglichleit ihrer Stabt von Neuem zuredht machten, da kam es 
unjerem Hauptquartier barauf an, dieſe Einbilbung thatſächlich zu widerlegen 
und wenigftens durch einen vorübergehenden Eintritt unferer Truppen in bie 
Hauptftabt feftzuftellen, daß bie Macht bierzu uns nimmermehr beftritten werben 
lonnte, und baß es nur unfer freier Wille war, wenn wir davon fo mäßigen 
und furzen Gebraud gemacht haben. 

Die Kriegsgeſchichte wirb bie Thatſache rihtig würdigen, daß 
bie beutihen Zruppen alle Forts um Paris befegt unb bie Armee 
ber Stabt entwaffnet hatten, und daß ber deutſche Kaijer eine 
Heerihau feiner Krieger im Boulogner Wäldchen an den Thoren 
von Paris bielt; ebenjo wird aber bie Gefhichte aud die politifhen 
und fittlihen Gründe würdigen, aus welden ber Kaiſer auf einer 
längeren Befegung der Hauptftabt Seitens feiner braven Truppen 
nicht beffand.“ 


Parade vor Paris. „Bor dem Einzuge ber erften für bie Beſetzung von 
Baris beflimmten Truppen fand eine Revue berfelben vor Sr. Majeftät bem 
Kaifer und König bei Longchamps vor Paris ftatt. Am Mittwoch (1.) Vormittags 
verließ ber Kaifer zu Wagen Berfailles, um fi über St. Cloud nah Longchamps 
zu begeben, wobin ihm ber Kronprinz, der das Commando über bie Parade 
führte, vorausgeeilt war, und wo ein großer Theil der deutſchen Fürſten ſich ver- 
fammelt hatte, darunter ber König von Württemberg, bie Prinzen Karl, Albrecht, 
Adalbert von Preußen, bie Großherzöge von Baden, Weimar, Dibenburg unb 
Medlenburg- Schwerin, der Herzog von Coburg, die Prinzen Luitpold und Otto 
von Bayern, die Herzöge von Altenburg, Meiningen. Die Truppen gebörten 
unferem 6. und 11. Armee-Corps und dem 2. bayeriihen Corps an. a nicht 
mebr als 30,000 Mann auf einmal in Paris einrüden follten, jo war von jedem 
Regiment der drei genannten Armee-Corps ein Bataillon zugezogen worben. 

Gegen 10’, UÜhr traten die Truppen an, und von Bataillon zu Bataillon 
wälzte ſich ein tiefes Hurrab, als ein Trupp Offiziere, ber Kronprinz voran, vor» 
beiritt. Um 10 Minuten vor 11 erhob fih dann ber Ruf: „der König!” unb 
von Borreitern begleitet, fam die Equipage bes Kaifers, von vier Rappen ge— 
zogen. Um 11 Uhr, der für bie Heerjhau angefegten Stunbe, flieg ber Kaijer 
zu Pferde und ritt in fcharfem Trab, von feinen Generalen unb Heerführern be» 
gleitet, die Allee hinauf nach der Stelle, wo ihn der Kronprinz mit feinem Stabe 
erwartete und ihm falutirend entgegenritt. Faſt im nämlichen Augenblid ftimmten 
bie Mufilcorps längs der ganzen Linie das „Heil Dir im Siegerfranz“ an, unb 
der Kaifer — feinen Sohn dit an feiner Seite und etwa 5—600 Offiziere 
binter ibm — galoppirte von rechts nad linf3 die Front entlang. Der Entbu- 
—— war ungebeuer, ſagt ein engliſcher Berichterftatter, e8 war nicht das „Vive 
’empereur“ ber franzöfiihen Truppen mit dem Schwenken von Säbeln und tem 
unordentlihen Marjchiren. Das „Hurrah“ der Deutſchen war tief und dem Donner 
ähnlich, aber nicht ein Bajonnet zitterte in den Reihen. Die Scene war groß unb 
wirbevoll. 

Es folgte dann der Vorbeimarſch der Truppen, welde ber Kronprinz au» 
führte. Zuletzt ftellte fi der Prinz an bie Spite feiner (8.) Dragoner und 
führte diejelben feinem erlauchten Vater vorüber. 

Die letten von den 30,000 Mann waren fur; vor 1 Uhr vorbeimarfdirt 
und auf dem Wege nach Paris, während ſich der Kaifer nach Verſailles zurückbegab. 
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Der Einmarſch in Paris war durch einen Vortrab von einem Bataillon 
Infanterie, einer Schwabron Hufaren und 16 Gefhüten am Morgen eingeleitet 
worben. Die Truppen, bie bei ber Revue gewejen, rüdten Mittags von Long- 
champs auf drei Wegen durch das Boulogner Gehölz auf Paris zu. Bor bem 
Giegestbor (Arc de triomphe), beffen pomphafte Reliefs die Siege ber Revolu- 
tiondzeit und des Kaiferreich8 verherrlichen, trafen bie anrüdenben deutihen Truppen 
zufammen unb machten einige Augenblide Halt, um ſich zum Einmarſch zu ordnen. 

Als die Spiken ber Truppen fih dem Triumphbogen näberten, verſuchte 
ein Haufen von 2- bis 300 Menſchen benjelben durch einen Wagen zu jperren; 
berjelbe wurbe jebodh mit großer Ruhe von unfern Soldaten weggeichafft, ein Zug 
Kavallerie ging mitten durch das Thor und im Uebrigen vollzog fih nun ber 
Einmarjh ohne jede Störung. In den Champs Elyſées wartete eine außer- 
orbentlich zahlreihe Menfchenmenge der anlommenben Truppen. Sie hatte längs 
bes großen, mehr als 1200 Schritt Tangen Fahrweges bis zum Concorbienplag 
ein ununterbrochenes Spalier gebildet. In den Nebenalleen zirkulirten Spazier- 

änger zu vielen Zaufenden aus allen ag © ber Geſellſchaft. Die Läden waren 
“ Folge eines Polizeibeſehls gejchloffen. ie Menge verhielt ſich durchſchnittlich 
rubig und gemefjen. Wenn Kavallerie vorbeigeritten fam unb die Mufilcorps ihre 
Hangvollen Märjche fpielten, tbeilte fich der Menge eine lebhafte Bewegung mit. 
auf dem Concordienplag trieben Banden von Gaffenjungen und Bloufenmänner 
ihr Wefen. Sie zogen umber unb riefen noch immer: à Berlin, à Berlin! 

Diefe und ähnliche Kundgebungen hatten jedoch einen mehr findifchen als 
gefährlichen Charakter. Dagegen wandte fi) die Vollswuth gegen Jeben, ber es 
wagte, fi mit den Truppen irgendwie in freunblichere Beziehungen zu ſetzen ober 
ihnen irgend eine Auskunft zu geben. 

Auch waren einzelne Deutjche, welche fich aus dem Gebiete ber Truppen 
entfernten, der robeften Mißhandlung und Lebentgefahr preisgegeben. 

Am zweiten Tage follte eine zweite Abtheilung der vor Paris lagernden 
Truppen in die Stabt geführt werben, und zwar das Gartecorps, die Garbe- 
Landwehr und das Königs- Örenabier- Regiment. Der Kaifer bielt über dieſe 
Truppen am 2., Bormittags, wiederum bei Longhamps Revue ab. 

Inzwifchen war jedoeh die Mittheilung über die Beftätigung bes Friedens 
vertrages im Hauptquartier eingetroffen und es erging demzufolge am Nachmitta 
bes 2. der Befehl an die Truppen, bie Hauptftabt am anderen Morgen bis 
11 Uhr wieder zu verlaffen. 

Gleichzeitig aber war von Berfailles Vorſorge getroffen, daß jämmtlichen 
Truppen vor Paris noch Gelegenheit gegeben werden folle, Paris zu jeben, inbem 
die Soldaten truppweife ohne Schufwaffen in die Stadt geführt wurben. 

Bom frühen Morgen an entwidelte fih auf ben elyſäiſchen Feldern das 
regfte militärische Leben. Militärs jeden Ranges, Beamte, die Feldpoft x. famen 
von Berjailles, um einige Stunden in Paris zuzubringen. An allen Eden fanden 
ben Tag hindurch Concerte ftatt; vor dem Inbuftriepalafte ftanden Hunderte von 
Parifern, die den Leiftungen von zwei bayrifchen Mufilcorps zubörten. Im Laufe 
bes Bormittags kamen die vier Garbe-Regimenter, die Garde-Landwehr und zahl» 
reihe Abtbeilungen Kavallerie bier an, die in ihrer Gefammtbeit und den bunten 
Uniformen ein — militäriſches Bild boten. Das größte Aufſehen erregten 
bie hünenhaften Geſtalten unſerer Garde-Laudwehr, die das Arndt'ſche „Vater⸗ 
land“ und die „Wacht am Rhein“ ſangen. 

Immer neue Züge an Truppen trafen am Nachmittage ein, es bewegten 
ſich wohl 50,000 Mann in den elyſäiſchen Feldern. Auch der Kronprinz machte 
am Nahmittage nur in Begleitung eines Adjutanten eine Fahrt nach Paris und 
burh die von unferen Truppen bejesten Stabttheile und wurbe überall mit 
freudigen Zurufen begrüßt. 

Der Ausmarſch der Truppen aus Paris erfolgte am 3. März. Das ganze 
deutiche Corps zog bei feinem Abmarſch durch den Triumphbogen der Champs Elvſées. 
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Die Verfündigung des Friedens. 


Depeihe ded Kaiſers und Königs an die Kaijerin- Königin. 


Berfailles, ven 2. März; 1871. 

„So eben habe Ich den Friedensſchluß ratificirt, nachdem er 
fon geftern in Bordeaux von der Nationalverfammlung augenommen 
worden ift. Soweit ift aljo das große Werk vollendet, welches durch 

ebenmonatlidje I Kämpfe errungen wurde; Danf der Tapfer- 
eit, Hingebung nnd Ausdauer des unverglei lichen Heeres in allen 
feinen Theilen und der Opferfreudigkeit des Vaterlaudes. 

Der Herr der Heerſchaaren hat überall unjere Unterucehmungen 
ſichtlich geſegnet und daher dieſen ehrenvollen Frieden in Seiner 
Gnade gelingen laſſen. Ihm fei die Ehre! Der Armee und dem 
Baterlande mit tief erregtem Herzen Meinen Dank! 

Wilhelm.” 


„Staats » Anzeiger” vom 3. März. 

„In der zuverfichtlichen Erwartung, daß die Ratififation der von der 
National: Berfammlung zu Bordeaur anerkannten Friedens» Präliminarien 
am heutigen Tage unbedingt eintreffen müſſe, hatte fi Vormittags ein 
zahlreiches Publifum vor dem Königlichen Palais verfammelt. In ie 
erregter Stimmung harrte dafielbe auf den Moment, wo die officielle 
Beftätigung des ratificirten Frieden® verfündet werden würde, 

Da inzwifchen daß Telegramm Sr. Majeftät des Kaiſers und Königs, 
welches die Ratifikation des Friedensſchluſſes meldete, eingegangen war, 
atten die ſämmtlichen bier anweſenden Mitglieder des Königlichen Haufes 

ch in dem mit den preußifchen Fahnen geihmüden Königlichen Palais bei 

Ihrer Majeftät der Kaiferin und Königin eingefunden, wo fih außerdem 
auf Allerhöchftderen Befehl die Staat? - Minijter und die Generalität zur 
Berlefung des aus Berfailled eingegangenen Friedens» Telegramms ver- 
fammelt hatten. 

Um 12 Uhr traten die Generale auf die zum Palais führende Rampe, 
voran der General: Feldmarihall Graf von Wrangel, der Gouverneur 
von Berlin, General der Infanterie Freiherr von Ganftein, der Stadt» 
Kommandant und der ftellvertretende Chef des Generalftabes der Armee, 
General» Lieutenant von Hanenfeld. 

Nahdem das einftimmig ertönte Hoc der allgemeinen Erwartung 
ewichen, verlas legterer mit weit vernehmbarer Stimme, vom lauteften 
Subel mehrfach unterbroden, das Allerhöchſte Friedenstelegramm. 

Allgemeiner Jubel, Hochs auf Se. Majeftät den Kaiſer, das Heer, 
das Baterland tönten durch einander, bi8 dad am Fuße des. Denkmals 
König Friedrih II., defien Haupt ein frifcher Lorbeerkranz ſchmückte, 
aufgeftellte Garde-Muſikcorps die erjten Akkorde von „Nun danket Alle 
Gott” intonirte. In diefe feftlichen Klänge, in den Gefang der Menge, 
mifchte fi) das Geläute aller Gloden, das Salutſchießen der im Luft 
garten vor dem Königlichen Schloffe aufgefahrenen Garde = Batterie, deren 
101 Schüſſe aud den entlegeneren Theilen der Hauptftadt Mittheilung 
— von dem feierlichen Ereigniß, das vor dem Königlichen Palais 
elannt geworden war. 

Ihre Majeſtät die Kaiferin- Königin, Ihre Kaiſerliche und Königliche 
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Hoheit die Kronprinzeffin, ſowie jänmtliche 2 anmwefenden PBrinzejfinnen 
des Königlichen Haufe waren inzwijchen auf den Balkon des Königlichen 
Palais getreten, vor welchem nad) pl > der erften Strophe des 
Choral ſich der Jubel erneuerte. An den Ehoral ſchloß ſich die National» 
ymne; entblößten Hauptes ftimmte das Publikum in das „Heil dir im 

iegerkranz“ ein, auf welches „Die Wacht am Rhein“ folgte, während 
von der Rampe des Palaid aus der Wortlaut des Allerhöcften Tele 
gramms in vielen Eremplaren an die Menge vertheilt wurde, 

Nachdem der General: Feldmarjhall Graf von Wrangel ein drei 
fahes Hoc auf Se. Majeftät den Kaifer und König, in das die jubelnde 
Menge begeiftert einftimmte, ausgebracht und Ihre Majeftät vom Balkon 
Sid zurüdgezogen hatte, nahm Allerhöchftdiefelbe die Glückwünſche der 
Generalität und der Staats- Minifter entgegen. 

Nachmittag um 4 Uhr fand in jämmtlichen Kirchen der Haupt- und 
Nefidenzftadt zur Feier des Friedens ein Dankgottesdienft ftatt. Im Dome 
wohnten demjelben Ihre Meajeftät die Kaiferin- Königin, Ihre Majeftät 
die vermittwete Königin, Ihre Kaiferliche und Königliche Hoheit die Kron- 
prinzeffin, ſowie ſämmtliche hier anmefenden Prinzejfinnen mit dem ge: 
fammten Hofftaate bei. Die Dankfeſtrede hielt der Hof» und Dompres 
diger von Hengftenberg über Pjalm 29, Vers 29. Choralgefang mit 
Drgelbegleitung jchloß die erhebende Feier, an der eine jehr zahlreiche, 
die ganze Kirche füllende Berfammlung Theil nahm. Auch in allen übrigen 
Kirden war die Betheiligung der Andächtigen, welche dem Herrn der 
Heerjchaaren ihren Danf Für den fegensreihen Frieden darzubringen fi 
gedrungen fühlten, eine äußerft zahlreiche.“ 


Ueber die Friedenöbedingungen. 


„Provinzial» Correspondenz;“ vom 15. März. 


„Die Friedensbedingungen von Berfailles werben von ben Freunden Franl- 
reich8, namentlih in England, als allzu hart bezeichnet, — und an den Vorwurf 
ber Härte werben zugleich trübe Borherfagungen über die Folge derſelben für 
die gemeinfame Zukunft geknüpft; folhe Bedingungen, fagt man, können nur 
Rachegedanken und dadurch neue Kriege erzeugen. 

Was die Härte ber Bedingungen betrifft, fo ift e8 richtig; bie Bebingungen 
find bart; aber fie mußten bart fein. Die Frage ift eben nur, ob fieg t find, 
ob Frankreich folde Bedingungen verwirkt hatte und ob bie Auferlegung berjelben 
für das Heil und ben Frieden Deutſchlands und Europas nothwenbig war. 

Wohl mag e8 den Franzojen vorweg ſchon hart angelommen fein, nachdem 
ihre Politik feit Jahrhunderten und noch jüngft auf ben inneren Zwiejpalt Deutſch- 
lands gegründet war, jet den Frieden mit dem Kaijer des geeinigten Deutid- 
lands jchließen und ſich vor ber vollendeten Thatjache des Deutjchen Reiches ftill- 
fhweigenb beugen zu müffen. 

Wohl ift es hart für Frankreich, nachdem es fein Streben und Trachten 
von jeher auf den beutichen Rhein gerichtet hatte, jetzt Deutſchlands Grenze bis 
an bie Vogejen und über bie Mojel vorgerüdt zu jehen, etwa 20 Meilen näber an 
bie franzöfifche Hauptftabt, und nunmehr auf unferer Seite geſchützt durch bie 
ſtarken Bollwerke, welche gegen uns errichtet waren. 

Hart, ſehr hart ift enblih die Auferlegung einer Kriegsentichäbigung 
von fünf Milliarden Fraucs oder 1300 Millionen Ehalern, eine Summe, wie 
fie mit einem Male ober in kurzer Zeit noch niemals von einem Volle zu 
zahlen war. 
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Aber fo hart und fchwer bie Bedingungen fein mögen, fo finb fie doch 
* hart; fie entſprechen vielmehr ber tigleit und ber unerläßlichen 
r. 


Es iſt gerecht und nothwendig, daß der Frevel ohne Gleichen, welcher in 
der N ach bes Krieges lag, im vollem Maße geahndet werde. Das 
jetzige Oberhaupt Frankreichs, Herr Thiers, der in feiner ganzen früheren politifchen 
Laufbahn ben Gegenſatz gegen Deutſchland genährt hat, fah fi genöthigt, laut 
anzuerlennen, baß ber jüngfte Krieg ohne jeden Grund erflärt worden ji. Man 
hatte in Frankreich feit Jahren eben kein Geheimniß daraus gemadt, daß man 
uns den im Jahre 1866 gewonnenen Waffenruhm, obwohl er nicht gegen Frauk⸗ 
reich —— war, nicht gönne und nicht verzeibe. Ein hochgeſtellter Franzoſe 
batte ſchon im Jahre 1867 bier verſichert: die franzöſiſche Armee und das franzöſiſche 
Bolt Bönnten den Gebanfen nicht ertragen, daß bie Preußen im böhmiſchen 
Feldzuge leichter und vollftändiger gefiegt hätten, als Frankreich im italieniſchen 
Feldzuge, und deshalb müſſe e8 zum Sriege fommen. Solche Stimmungen bes 
Uebermuthes waren es offenbar, durch welche die Regierung Frankreichs ſich zu 
dem unerbhörten Frevel bes jüngften Friedensbruches treiben lieh. Es ift gerecht, 
daß das franzöfiihe Volt mit ber Verantwortung für einen ſolchen Friedensbruch 
auch die ganze Schwere und die bitteren Folgen des Krieges empfinde. 

| Die Gerechtigkeit der jetigen Buße tritt aber vollends in das rechte Licht, 
wenn man erwägt, daß Frankreich nicht zum erften Male, ſondern in zwei Jahr- 
hunderten zum zwanzigften Male Deutſchland mit ungerechten, willfürlichen 
Kriegen überfallen bat. 

Frankreih hat unter allen feinen Regierungen, unter der alten Monarchie, 
wie unter ber Republif und unter dem Kaiſerthum eine Politik willfürlicher 
Einmifhung und gewaltjamer Eroberung getrieben, und feine Erfolge ſtets mit 
einer rlüdfichtelofen Härte ausgebeutet, wie fein anberer Staat in Europa. Die 
Art, wie Frankrei Frieden geſchloſſen vom Weftfälifhen bis zum Zilfiter Frieden, 
fowie die Ankündigungen, bie wir in ben letzten Monaten aus Frankreich ver- 
nommen haben, laffen feinen Zweifel über das, was wir auch jet zu erwarten 
gehabt hätten, wenn das Geſchick der Schladhten gegen uns entſchieden hätte; 
unb gewiß, feine unter ben neutralen Mächten hätte uns dagegen geſchützt. So 
bart die jeßigen Bedingungen fein mögen, fie reichen nicht entfernt an bie Härte 
defien heran, was Preußen z. B. im Tilſiter Frieden nicht blos an Länderverluſt, 
fondern auch an Opfern und Laften auferlegt worden ift. 

Mit Recht jagt ein biefiges Blatt: „Es haben jet nur noch wenige eine 
Borftellung davon, was Deutſchland in den Franzofenkriegen gelitten hat; mit 
jeber Bergleihung von einft unb jegt würbe man bie Lebenden in bas größte 
Erftaunen verjegen. Deutſchland bat feiner würbig den Krieg der jüngften Tage 
geführt; es hat nicht mit dem Maße gemeffen, mit bem es jelber einft ge- 
mefjen worden war, und auch nicht mit bem, welches ber Feinb angewendet 
haben würde, wenn es ihm geglüdt wäre, unjere Fluren im vorigen Jahre zu 
überfallen.“ 

Unferer Regierung, wie dem beutjchen Volle liegt jeder Gedanke an bloße 
Rachſucht fern; — aber politifhe Großmuth zu üben wäre eine Berfünbigung 
an unjern eigenen höchſten Bollsintereffen und an unferer Zukunft gewejen; bie 
Großmuth wäre um fo weniger angebradt, als Frankreih, wie bie Bergangen- 
beit und die Gegenwart gleihmäßig lehren, für jede Großmuth unempfindlich ift 
und jeden Schritt der Milde oder bochherziger Rüdfichtnahme nur ale Schwäche 
beutet. 


Ale Stimmen aus Frankreich verlünden, daß man fich jet zwar dem Un— 
vermeiblichen füge, daß aber ber Friebe nur als ein Waffenftillftanb zu be» 
traten ſei und daß Frankreich ſich fowohl für feine Niederlagen, wie für 
bie Friebensbedingungen Revande holen werbe, fobald e8 dazu im Stande fei. 
Darin würde bie höchſte Großmuth von unferer Seite nichts ändern; denn 
alle Großmuth, die in den Jahren 1814 und 1815 zu Gunften Frankreichs und 
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auf Koften Deutichlands geübt worden, hat nicht verhindert, daß bennod bie 
erg für Waterloo feitvem das populärfte Feldgeſchrei aller Parteien in Frauk⸗ 
reich war. 

Graf Bismard hatte deshalb von vorn herein erfannt und angekündigt, 
daß gegen die Wiederkehr folher Angriffe, wie wir fie wiederholt von —— 
erfahren haben, nur die ausgiebigſten materiellen Bürgſchaften uns ſchützen Fönnten, 
baf eben, weil die Franzoſen gleich nach dem ——————— nur auf die Gelegen⸗ 
heit ſinnen würden, uns mit einem neuen glücklicheren Kriege zu überziehen, die 
einzige richtige Politik fei, Frankreich auf lange Zeit hinaus zur erfolgreichen Krieg- 
ai Pay u zu machen. 

e Kriegsentſchädigung von fünf Milliarden erfüllt den doppelten Zwech, 
einerſeits Deutſchland für bie unmittelbaren und mittelbaren Schäben, die es an 
feiner nationalen Wohlfahrt Durch ben Krieg erlitten bat, foweit möglich ſchadlos 
zu halten, andererfeits Frankreich auf Jahre hinaus in einem Mafe zu belaften, 
daß eine übermüthige Kriegspolitif darin ein entſcheidendes Hemmniß finde. So 
groß bie Kriegsentihädigung ift, jo kann biefelbe doch nimmer ben vollen Erſatz 
für alle Opfer und Berlufte, die ber Krieg verurjacht hat, gewähren, namentlich 
nicht für bie tiefe Störung und Gefährbung bes gewerblichen Lebens und Auf- 
ſchwunges. Erft eine längere Dauer unb Gicherheit des Friedens wird biele 
Schäden gut mahen Fünnen, und dazu wirb die Höhe ber Kriegsentichäbigung 
infofern belfen, als fie Frankreich jedenfalls auf längere Zeit hinaus nöthigt, 
Frieden zu halten. 

Daß die geforderte Summe für Frankreich nicht unerſchwinglich fei, ift von 
ber bortigen Regierung, wie von der Nationalverfammlung entjchieden bezeugt 
worden. Herr Thiers hat in bemfelben Augenblide, wo er bie Nothwendigkeit 
des Friedensſchluſſes verkündete, mit vollfter Zuverfiht und mit Stol3 von 
Frankreichs ewiger Jugenb und unerſchöpflicher Kraft geiprochen, und ber Be- 
richterftatter der Nationalverfammlung hat bie Annahme der Friebensbebingungen 
mit der ausbrüdlihen Verſicherung empfohlen, daß die Friedensunterhändler bie 
Zahlung der hohen Kontribution nicht zugefagt hätten, wenn fie nicht gewußt, daß 
Frankreich diefelbe zu tragen vermöge. Frankreichs Hilfsquellen, fagte er, feien 
groß genug, um aud folden Anforderungen zu genügen, vorausgefett, daß Frank⸗ 
reich Entſchließungen für die Zukunft faffe, wie fie fih aus der jeßigen harten 
Prüfung ergeben, Entſchließungen, durch welche Frankreich ebenfo vor Revolutionen 
wie vor beöpotifcher Herrſchaft bewahrt bleibe und eine Aera ernfter Arbeit, wahr» 
bafter Orbnung und freiheit gefichert werbe. 

Ye mehr diefe Hoffnung fich erfüllt, defto mehr wird die Auferlegung ber 
Kontribution in ber That eine Quelle des Segens für Frankreich jelbft und eine 
Bürgichaft dauernden Friedend für Europa werben, — befto mehr werben bie 
Borberfagungen von einer künftigen Politik ber Race Seitens Frankreichs an 
Bedeutung verlieren. 

So ſtark und mächtig die Stimmungen fein mögen, weldye das franzöftiche 
Volk jet bewegen; — die Zeit wirb einen milbernden und beilenden Einfluß 
auf biefelben üben: je ernfter und je länger das franzöfiiche Volk durch eine ab» 
folute Nothwenbdigkeit darauf bingewiejen fein wird, ftatt ben Eingebungen ber 
Leidenſchaft vielmehr einer Bolitit ber Befonnenheit und Mäßigung zu hulbigen, 
befto mehr ift zu hoffen, daß bie jetigen Rachegedanken allmälig frieblihen Ge— 
finnungen unb dem gemeinfamen Streben nad wahrer Bollswohlfahrt weichen, 
welche zu fördern das neue Deutihe Reich in Uebereinftimmung aller jeiner 
Glieder als feine höchſte Aufgabe erkennt.“ 


Die 


Gründung des deutſchen Kaiſerthums. 


19. Die Wertrüge mit den ſüddentſchen Staaten 
und die außerordentliche Keichstngsfeffon, 


Eröffunng des anferordentlichen Reichstags. 


1870. 24. November. Aus der Rede des Staatd-Minifters 
Delbrüd zur Eröffnung ded Reichstages. 
[Der erfte Theil der Rebe ift oben S. 177 mitgetbeilt.] 


— — „Die Fortdauer des Krieges hat eine friedliche Arbeit nicht ver- 
hindert. Das Gefühl der Zufammengehörigfeit, welches durch gemeinfame 
Gefahr und durch gemeinfam erfämpfte Siege belebt ift, das Bemußtfein der 
Stellung, welche Deutjchland zum erften Male feit Jahrhunderten durch 
feine Einigkeit errungen hat, die Erfenntniß, daß nur durch Schöpfung 
dauernder Inſtitutionen der Zukunft Deutfhland 8 das Ber- 
mädhtniß diefer Zeit der Opfer und der Thaten geficert 
werden fönne, haben fchneller und allgemeiner, ala noch vor Kurzem 
denkbar erſchien, das deutfche Volt und feine Yürften mit der Ueber- 

ugung erfüllt, daß es zwifhen dem Süden und Norden eines 
efteren Bandes bedürfe als der völferrechtlichen Verträge. Diefe 
unter der Regierungen einhellige Ueberzeugung hat zu Unterhandlungen 
eführt, als deren erfte, auf dem Felde des Krieges erwachſene Frucht 

nen eine, zwiſchen dem Norddeutihen Bunde, Baden und Heſſen 
vereinbarte, vom Bundesrathe einftimmig angenommene Berfaffung eines 
Deutihen Bundes zur Genehmigung vorgelegt werden wird. Die auf 
leihen Grundlagen mit Bayern getroffene Verftändigung wird ebenfalls 

egenftand Ihrer Berathungen werden, und die Uebereinftimmung der 
Anfichten, welche mit Württemberg über das zu erftrebende Biel befteht, 
läßt hoffen, daß eine gleiche Uebereinftimmung über den Weg zum Biele 
nicht ausbleiben werde. 

Sie werden, geehrte Herren, mit diefem Werke eine Thätigkeit 
würdig abjchließen, wie jolche wenigen gefeßgebenden Berjammlungen ver 
gönnt geweſen ift. In menig mehr, al8 drei Jahren haben Ste durch 
eine lange Reihe wichtiger, in die verfchiedenften Verhältnifie des Volls— 
lebens tief eingreifender Gejege den Ihrer Mitwirkung anvertrauten erften 
Ausbau der Bundesverfaffung fördern helfen und durch die legte, vor dem 
Ablauf Ihrer Amtsdauer Ihnen zugehende Vorlage fol diefe Berfaflung 
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und follen die, auf derjelben beruhenden Gefege über die Grenze aus— 
werden, welche bisher unfere füddeutfchen Brüder von uns ſchied. 

er große nationale Gedanke, welcher Sie ftet3 bei Ihren Berathungen 
leitete, wird durch die legte Berathung, zu welcher Sie zufammentreten, 
fo Gott will, um einen entjcheidenden Schritt feiner vollen Berwirflihung 
näher geführt werden.“ 


24. November. Worte bes Reichstags - Präfidenten Dr. Simfon zur Eröffnung 
ber Berathungen. 


„Meine Herren! Wir treten nach einer furzgen Trennung zur Wieberauf- 
nahme unferer Gejhäfte zufammen. Inzwiſchen baben unfere beutfchen Heere 
unter einer Führung voll Rath und Weisheit, vol Muth und Demuth, getragen 
von einer beifpiellos einmütbigen Erhebung ber Nation, freilich auch unter Opfern, 
bei deren Vergegenwärtigung unfere Herzen bluten, in einem fchnellen und fteten 
Siegeslauf die deutihen Fahnen bis in das Herz des feinblihen Nachbarlandes 
etragen. 

u — Gott weiter hilft und Segen giebt, fo bürfen wir uns jetzt ſchon 
eines Friedens verfichert halten, würbig bes ungebeuren Kampfes, würdig bes 
Heldentobes unferer Brüder und vollaus entſprechend ben berechtigten Erwartun- 
gen ber Nation. 

Ich würde vergebens verſuchen, meine Herren, für bas Gewicht folder 
Thatfahen einen einigermaßen genügenden Ausbrud in Worten zu finden. Wir 
haben eben nichts, womit wir bas Ereigniß vergleichen können. Aber den Dank 
des von uns vertretenen norbbeutichen Volkes laffen Sie uns in Ehrfurdt nieber- 
fegen vor dem oberften Führer des beutjchen Heeres, vor feinen Felbberren und 
Befeblshabern, vor den Männern allen, unferen Söhnen und Brüdern, welche 
ben heiligen Boben des Baterlandes jo ruhmvoll wertbeibigt haben, wie vor ben- 
jenigen, bie bem Kriegsheere in fchwerer Arbeit hülfreich zur Geite ftanben, 
belfend, förbernd, beilend, aufrichtend und tröftend. Und inbeffen ber Kampf in 
ber ferne fein letztes Ziel noch weiter verfolgt, laſſen Sie uns in ber Heimath 
ben Verſuch machen, eine feiner ebelften und berrlichften Früchte jetzt ſchon ein- 
zubringen: bie Einigung unferes Baterlandes in Berfafjung unb 
Freiheit! 

Denn verfhmwunden ift in ber Erhebung ber Nation, was uns 
bisher trennte und zerriß. Der alte Fluch bat fi gelöft und die 
befeligenbe Gewißheit davon verbürgt uns auch eine Zukunft 
fegensvoll und gebeihlih für die Werke bes Friedens. 

In biefem Sinne, meine Herren, laffen Sie uns an bie Arbeit treten umb 
— er obne Raſt, aber auch ohne Haft zum Heile bes Baterlanbes 
vollenden!” 


Die Verträge über den Deutſchen Bund, ihre Entftehung 
und ihr Wefen. 


5. Dezember. Rebe bes Präfidenten bes Bunbeslanzler- Amtes Staats - Mi- 
nifters Delbrüd. 

„Meine Herren! Als im Frühjahr 1867 die Berfaffung beratben wurbe, 
auf Grund deren wir bier verfammelt find, gab e8 einen Gebanken, in welchem 
bei aller fonftigen Meinungsverfchiedenheit die Freunde und die Gegner bes ba- 
maligen Berfaffungsentwurfs fi zufammenfanben, ben Gebanfen nämlih, daß 
die damalige Begrenzung des Bunbesgebietes nicht auf bie Dauer fortbefteben 
dürfe. Die Gegner ber Berfaffung machten es ihr zum Vorwurf, daß fie über⸗ 
haupt biefe Grenze enthalte: die Freunde ber Berfaffung rühmten es ihr als 
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einen Borzug nah, baß fie fo gefaltet fei, um ben Gintritt ber fübbeutichen 
Staaten in das Bundesverhältniß möglih zu machen. Seinen prägnanteften 
Ausdrud fand biefer Gedanke, als der Reichstag auf den Antrag ber damaligen 
Herren Abgeorbneten für den 1. berliner Wahlkreis und für Dsnabrüd mit ſehr 
großer Majorität beichloß, dem fetten Artilel ber Berfaffung den Sag binzuzu- 
fügen: „Der Eintritt der jübdeutichen Staaten ober eines berjelben in den Bund 
erfolgt auf den Vorſchlag des Bundespräfibiums im Wege der Geſetzgebung.“ 

Diejer damals mit jehr großer Mehrheit angenommene und in bie Ber- 
faffung übergegangene Sat hatte nach der Abficht feiner Urheber den Zwed, aus⸗ 
zuiprechen, daß das Ziel und bie Aufgabe der deutſchen Nation eine volle fant« 
lie Bereinigung aller ihrer Theile jei. 

Die Borlagen, meine Herren, in deren Berathbung Sie heute eintreten, 
haben die Aufgabe, diefen damals ausgeſprochenen Gedanken zu erfüllen. Sehr 
viel rafher, als e8 bei der Beratbung ber Berfaſſung gehofft 
werben fonnte, raſcher, als es ſelbſt die lebhafteften Anhänger ber 
deutſchen Einheitsidee zu erwarten wagten, bat ein großes welt» 
geihbihtlihes Ereigniß fämmtlihe deutſche Stämme mit dem Be- 
wußtjein erfüllt, daß die Zeit gelommen jei, für die volle flaat- 
lihe Bereinigung aller Tbeile Deutſchlands, und die ſämmtlichen 
ſüddeutſchen Regierungen beftimmt, mit bem Norddeutſchen Bunde 
zur Begründung eines beutihen Bundes zujammenzutreten. 

Erlauben Sie mir, mit einigen Worten den äußeren Hergang barzuftellen, 
aus welchem ſich die Ihnen vorliegenden Verträge entwidelt haben. 

Die Initiative fam von Bayern. Die Fönigliche bayerifche Regierung 
gab im Laufe des September dem Bundespräfidium zu erfennen, daß bie Ent» 
widiung ber politiihen Berhältniffe Deutichlands, wie fie durch die kriegeriſchen 
Ereigniffe herbeigeführt fei, nach ihrer Ueberzeugung es bebinge, von bem Boben 
ber völlerrechtliden Verträge, melde bisher die fübdentihen Staaten mit bem 
Norbdeutihen Bunde verbanden, zu einem Berfafjungsbündniffe überzugehen, 
Sie verband mit biefer Mittheilung den Ausdruck des Wunfches, mit einen Be— 
vollmächtigten des Präſidiums über die Borfchläge in Beſprechung zu treten, melde 
fie zur Ausführung ihres Gedankens vorbereitet hatte. Das Präfidium beeilte 
fi, diefem Wunſche zu entipredhen, und es wurde mir ber Befehl zu Theil, mich 
zu dieſem Zwed nah Münden zu begeben. Der Zmwed war nicht eine Ber- 
bandiung, jondern eine Anhörung der Vorſchläge, die von der königlich bayerjchen 
Regierung vorbereitet waren, eine Beſprechung dieſer Vorſchläge aus der Kenntniß 
ber Berbältniffe heraus, die mir meiner Stellung nach beiwohnte; bie einzige In⸗ 
ftruftion, welche ich erhielt, war die, mich jeder Aeußerung zu enthalten, welche 
gebeutet werben könnte, als ob das Präfibium im jegigen Momente gefonnen fei, 
auf die freien Entſchließungen eines treuen und bewährten Alliirten auch nur ben 
entjernteften Drud auszuüben. Die Beiprehungen in Münden fanden ftatt und 
wurben wejentlich gefördert dadurch, daß die königlich württembergiſche Regierung 
durch eines ihrer Mitglieder an dieſen Beiprehungen theilnahm. Während das 
Ergebniß dieſer Beiprehungen der Erwägung bes Bunbes-Präfidiums unterlag, 
wurde von Stuttgart aus der Wunſch ausgeiprochen, die in München eingeleiteten 
Beiprehungen in Berfailles fortzufegen und zu ergänzen, zu ergänzen uamentlich 
nach ber militärischen Seite bin, indem ber königlich württembergiſche Vertreter 
in München nicht in der Lage gewejen war, fich über dieſen vorzugsmweije wichtigen 
Theil der Berfaffjung weiter, als in einigen allgemeinen Andeutungen zu äußern. 
Gleichzeitig mit diejer Anregung erfolgte ber offizielle Antrag Badens auf Eintritt 
in den Norbdeutihen Bund. Das Präfibium konnte nicht zögern, dieſen Ans 
veguugen zu entiprechen, und ſowohl die königlich württembergiiche, als bie groß— 
berzoglich badifche Regierung zur Entfendung von Bevollmächtigten nad Berjailles 
einzuladen. Es gab gleichzeitig davon nah Münden Nachricht, indem es zur 
Wahl ftellte, entweder ebenfalls in Berjailles die Mindener Beiprehungen fort- 
zujeßen, ober, wenn es vorgezogen werben ſollte, das Ergebniß der Verhandlungen 
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mit ben andern bort vertretenen beutfchen Staaten abzuwarten, um fobann bie 
Berhandlungen in München wieder aufzunehmen. Enblich erflärte auch die groß— 
berzoglich beifiihe Regierung ihren Entichluß, mit dem ſüdlichen Theil ihres Ge- 
biets in den Bund einzutreten, und jo gejchab es, daß in der zweiten Hälfte bes 
Oktobers Bertreter ber jümmtlichen ſüddeutſchen Staaten in Verſailles zufammen- 
traten, um über bie Gründung eines Deutſchen Bunbes zu verhandeln. Die 
Verhandlungen mit Württemberg, mit Baden und mit Heffen führten ſehr bald 
zu ber Ueberzeugung, daß es obne große Schwierigkeiten gelingen werde, auf 
Grundlage der Berfaffung des Nordbeutihen Bundes zu einer Verfländigung zu 
gelangen; die Verhandlungen mit Bayern boten anfangs größere Schwierigkeiten, 
und es war auf den eigenen Wunfch der königlich bayeriſchen Bevollmächtigten, 
daß zunächſt die Verhandlungen mit den drei andern ſüddeutſchen Staaten * 
geſetzt wurden. Die königlich bayeriſchen Bevollmächtigten fühlten das Bedürfniß, 
nicht ihrerſeits durch die ſich darbietenden Schwierigkeiten den Abſchluß mit den 
anderen Staaten zu verzögern. So kam es, daß gegen Mitte des November die 
Verſtändigung mit den drei andern ſüddeutſchen Staaten zum Abſchluß gekommen 
war. Ein unvorhergeſehener Zufall verhinderte es, daß gleich am 15. November 
Württemberg an der mit ihm bereits in allen Hauptpunkten feſtgeſetzten Verſtän— 
digung theilnahm. Es wurde deshalb zunächſt mit Baden und mit Heſſen ab— 
geſchloſſen. Während dem wurden die Verhandlungen mit Bayern wieder auf— 
genommen oder fortgeſetzt; ſie führten raſcher, als es anfangs erwartet werden 
durfte, zum huß der in dem Vertrage vom 23. November vorliegt. Am 
25. November erfolgte alsdann auf Grund der in Verſailles bereits feſtgeſtellten 
Berftänbigung der Abihluß mit Württemberg. 

Ich babe geglaubt, auf biefen biftorifchen Hergang auch aus einem fachlichen 
Grunde eingeben zu müffen, nämlich deshalb, weil ich es betonen möchte, daß 
bie Berträge, wie fie jetst biftoriich hinter einander liegen, nicht dem Gedanken 
nad binter einander entftanden find. Als mit Württemberg, Baden und Heffen 
verhandelt wurbe, waren die Wünfche Bayerns bekannt. &s fand von Seiten 
bes Präfibiums feinen Anftand, einer Zabl diefer Wünſche fofort zu entjprechen. 
Es wurde davon, wie es nicht anders jein konnte, den übrigen verhandelnden 
Staaten Mittheilung gemacht; fie eigneten fich die bayerifhen Amendements an, 
und fo find in bem erften Ihnen vorliegenden Bertrage, in bie Anlage bes 
Prototoll® vom 15. November, eine Anzahl Beftimmungen aufgenommen, welche 
eigentlich, wenn ich jo jagen barf, bayerifchen Urjprungs find, welche der Initia— 
tive Bayerns ihren Urfprung verbanften. Ob fie von anderer Seite gebracht 
fein würden, wenn fie nicht von Bayern gebracht worden wären, bas habe ich 
anbeimzuftellen. 

Indefjen die Thatſache möchte ich hier konſtatiren, weil fie für die Be— 
urtheilung des Ganzen, wie ich glaube, nicht ohne Intereffe ift. 

Ih made auf diefen Hergang aus einem zweiten Grunde aufmerkfjam, 
nämlih um zu erklären, weshalb in dem Bertrage mit Bayern vom 23. November 
verſchiedene formelle Inkongruenzen mit der Anlage bes Protokolls vom 15. No— 
bember und mit dem Inhalte des Bertrages vom 25. November fi vorfinden. 
Während der Sit ber Berbanblungen inzwijchen nach Berlin verlegt war, wurde 
mit Bayern in Berjailles verhandelt, und jo ift e8 gelommen, daß über bie- 
ſelben Gegenftände in etwas verjchiedenen Ausdrüden bier und da verhandelt ift, 
und daß es nothwenbig wurbe, dem Schlußprotokolle mit Bayern eine Clausula 
salvatoria hinzuzufügen, welche die Natur biefer nicht beabfichtigten, ſondern 
burd die Natur der Dinge herbeigeführten Inlongruenzen fonftatirte. 

Wenn ich mich nun zur Sadye felbft wende, jo glaube ich vorausſchicken zu 
müffen, baß es bei ben Verhandlungen nicht unerwogen geblieben ift, ob es ſich 
empfehle, in die neue Berfaffung Beitimmungen aufzunebmen, welche, unabhängi 
von der in Ausficht genommenen Erweiterung bes Bundesgebiets, bie eigentliß 
verfafjungsmäßige Ausbildung des Bundes zum Gegenftanbe hätten. Ich glaube, 
bie zwei Fragen, bie bier vorzugsweile in Betracht fommen mußten, nicht ber 
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zeichnen zu follen; fie liegen in Aller Munde. Man glaubte indeſſen, daß, ohne 
bie Bebeutung biefer Fragen zu unterſchätzen, ohne die Nothwenbigfeit ber Orb» 
nung dieſer Fragen im Laufe der Zeit irgendwie verneinen zu wollen, ber jetige 
Augenblid nicht dazu geeignet fei, um bieje an ſich ſchwierigen, zum Theil zwar 
viel beiprocdhenen, aber doch wenig vorbereiteten Fragen zum Abſchluß zu bringen. 
Man ging davon aus, daß es richtiger fet, jett fih auf das zu befchränfen, was 
unmittelbar durch den Beitritt ber füddentihen Staaten geboten fei und ben 
weiteren inneren Berfaffungsausban dem Zuſammenwirken bes zulünftigen Deut- 
ſchen Bundesratbes mit dem künftigen Deutſchen Reichstage zu überlaffen. So 
bewegen ſich denn bie vorliegenden Berträge auf der Grunblage ber hi 
bes Norbbeutichen Bundes und bejchränfen ſich darauf, in dieſe Berfaffung das— 
jenige bineinzutragen, was durch die Erweiterung bes Bundes unmittelbar ge- 
boten war. Wenn id fage, die vorliegenden Berträge jchließen fih an ben In— 
balt der Bunbesverfaffung an, jo hebe ich dabei befonders hervor, weil man viel- 
leicht barüber zweifeln könnte, daß zu dem Inhalt der Bunbesverfaffung nad) 
allen dieſen Verträgen auch der Eingang der Bundesverfaffung gehört. Es könnte 
aus der Faſſung der Erwägungsgründe in dem pr&ambule des Bertrages mit 
Bayern bergeleitet werben, daß der Eingang unferer Norbdeutihen Bunbesver- 
faffung, der wörtlid übernommen ift in ben Eingang ber bem Protofolfe vom 
15. November beigefügten Bunbesverfaffung, verändert ſei. Das ift nicht ber 
Fall. Diefe Confiderants in dem Eingange bes Bertrages mit Bayern find 
Eonfiderants, wie fie in einem ſolchen Vertrage üblich find. Acceptirt ift unbedingt 
mit der Berfaffung auch deren Eingang. 

Die Aenderungen, welche die Bunbesverfaffung erhalten bat, charafterifiren 
fih in der Hauptſache dahin, daß ber füberative Charakter ber Bunbesverfaffung 
verftärkt ift. Es konnte das in der That bei einer Verhandlung, die von That- 
ſachen, von aktuellen Berbältniffen ausging, nicht anders fein. Die Staaten, die 
dem Bunbe zutreten, gehören ſämmtlich zu ben größeren; ber größte biefer 
Staaten bat nicht ſehr viel weniger Einwohner, wie ſämmtliche Staaten bes 
Norbdeutihen Bundes mit Ausnahme Preußens. E8 liegt in ber Natur 
ber Sade, daß ber Beitritt größerer Staaten zum Bunde das 
föderative Element in ber Bundesverfafjung nothwendig verftärfen 
mußte, und daß, wenn man überhaupt den Anſchluß ber ſüddeutſchen Staaten 
wollte, es ohne Anerkennung der berechtigten Seiten biejes Elementes nicht ge- 
jheben konnte. Im Einzelnen tritt dies zumächft bei einem ber wichtigften Punkte 
bervor, bei ber Regelung bes Bundes-Kriegswejens. Gerabe bei diefem Punkte 

laube ich wieder an die Berbanblungen erinnern zu bürfen, bie im Jahre 1867 
Bier ftatt fanden. Der erfte Nebner, der damals zur Generaldiskuffion ſprach, deſſen 
berebte Stimme zu unfer Aller Schmerz verftummt ift, der damalige Abgeordnete 
für Reichenbach (Tweften), bob es als einen Borzug des Berfafjungsentwurfs 
bervor, daß er Mopvifilationen nad verichiedenen Seiten bin offen lafje, daß er 
Mopdifilationen in einer Form namentlich offen laſſe, welche den Regierungen bie 
Möglichkeit gewähre, durch Sonberftipulationen über die militäriihen Verbältniffe 
der vollftänbigen Abjorbirung durch die Kentral-Gewalt zu entgehen; er bob bies 
bervor in bejonderem Hinblick auf den auch won ihm Tebhaft gewünſchten Anſchluß 
ber füddeutichen Staaten. Der Gedanke ift unzweifelhaft ein volllommen richtiger; 
es kann auf dieſem Gebiete — und es ift das auch ſchon in dem beftehenden 
Bundesverbältniß geicheben — e8 kann auf dieſem Gebiet der Sonberftellung ber 
einzelnen Staaten Rechnung getragen werben und in ziemlich weitgehender Art, 
ohne Das, worauf es ankommt, nämlich die Einheit des Bundesheeres, zu geführ- 
ben. So ift e8 au in den bier vorliegenden Verträgen geicheben. 

Die Grundlagen ber Bundes-Kriegsverfafjung: die allge 
meine Webrpfliht ohne Stellvertretung, die Dauer ber Wehr- 
pfliht in bemftebenben Heere, in der Reſerve und in der Landwehr, 
die Beftimmung ber Friedens» Präjenzftärle — dieſe allgemeinen 
Grundlagen find alljeitig diefelben. Aufpiefen Grundlagen herauf 
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ift aufgebaut, aud vollftändig Übereinftiimmenb, bie Organifation, 
bie Formation und die Ausbildung. Im ber Ausbilbung ftedt zu- 
gleich der Präfenzftand ſämmtlicher Kontingente. 

Es find übereinftimmend die Vorſchriften über bie Mobil- 
madhung, und bie Anorbnung der Mobilmahung liegt allein in ber 
Hand bes Bunbdesfelbherrn. Es ift ferner Übereinftimmend bie 
Geldleiftung, welde von den beitretenden Staaten aufzubringen 
iſt; es ift auch im dieſer Beziehung bie vollfändige Gleichheit ber 
Pflihten burdgeführt. 

Dies find die großen allgemeinen und durchweg überein- 
ſtimmenden Grundlagen, welde unter Hinzutritt anderer Beftim- 
mungen nad der Heberzeugung ber Männer, denen ich meinerjeits 
das entjheidende Urtheil über dieſe tehniihen Fragen zuſchreiben 
muß, die vollfte Gewähr bafür geben, daß in Beziehung auf das 
Bundesheer basjenige erreicht ift, was nothwendig ifl. 

Ich gebe nun über zu den Abweihungen. Gie Itegen zunächſt barin, 
daß in einzelnen ber beitretenden Staaten bie Gejeßgebung über bie militärijchen 
Berbältniffe nicht, wie e8 ber betreffende Artikel der Bundesverfaffung vorjchreibt, 
fofort eingeführt werben fol. Indeffen, meine Herren, biejer Vorbehalt ift weber 
u überſchätzen noch in feiner Berechtigung in Frage zu ftellen. Er ift nicht zu 
Äberiägen deshalb, weil das Kriegsdienftgefeg — aljo von ben gejeglichen Be- 
flimmungen, die neben ser Berfaffung über die Militärverbältniffe befteben, Das 
wichtigfte — in Württemberg, Baden und Heffen — durch die Berfaffung ſelbſt 
eingeführt wirb und in Bayern in jedem Augenblid im Wege ber Gefeßgebung 
eingeführt werben kann, und ich bemerfe dabei, daß das bayeriiche Kriegsbienft- 
gejet mit dem Norbbeutihen im Wejentlichen jchon jet Übereinftimmt. Es gilt 
das letztere von bem feit Erlaß der Bunbesverfaffung zu Stande gekommenen 
Gejets Über die Einguartierung im Frieden. Das Militär-Strafrecht konnte im 
der That in den fübdeutihen Staaten jetzt nicht eingeführt werben. Dem Reiche» 
tage ift in Erinnerung, daß bereits in ber legten ordentlichen Seffion zugefagt 
tft und zugefagt werben mußte, baß dem nächften Reichstage ein Militär-Strafs 
geiegbuch vorgelegt werben würde unb zwar in naturnotbwenbiger Konjequenz 
ber Aenderungen bes allgemeinen Strafrechts. Es konnte nicht in der Abficht 
liegen, ben ſüddeutſchen Staaten zuzumuthen, jett das preußiſche Militär-Straf- 
geſetzbuch einzuführen, mit deffen Aufhebung und Erfag durch ein anderes Geſetz 
man eben umgeht. Damit hängt Die Straf- Prozeß-Orbnung zufammen unb ganz 

leich Tiegt es mit dem Rayongejeg. Dem vorigen Reichstage ift ſchon eine Ge— 

———— gemacht worden, welche damals nicht hat zur Berathung gelangen 
können; ich zweifle nicht daran, daß bem nächſten Reichstage eine gleichartige 
Vorlage gemacht werben wirb. 

Hiermit, meine Herren, haben Sie aus ber Enumeration der Geſetze, welche 
fih in den bezüglichen Berfaffungsartifeln vorfinden, die wejentlichften und im 
dem, was ich zu bemerken bie Ehre hatte, wie ich glaube, den Nachweis, daß es 
theils unbedenklich, theils nothwendig war, bie Ausführung biefer Geſetze zu jus- 
penbiren. Es kommen nun noch andere Gefege in Betracht, 3. B. iiber Vorſpann 
und ähnliche Leiftungen; es find das Vorſchriften, auf deren unbebingte Gleich" 
mäßigfeit, glaube ih, ein entſcheidender Werth von feiner Seite gelegt wird, bei 
denen es im Wejentlihen zunähft nur darauf anlommt, daß Borjchriften bes 
fteben. 

Eine erheblihe Abmweihung von den Beflimmungen ber Bunbesver- 
fafjung findet fi in bem Vertrage mit Bayern endlich darin, baß ber Oberbefehl 
im Frieden nicht, wie e8 die Bundesverfaffung will, dem Bunbesfelbberrn, fondern 
Sr. Majeftät dem Könige von Bayern zuftehbt. Meine Herren, bei biejer Frage 
befindet man fich wieder vor realen Berbältniffen, vor denen man feine Augen 
nicht verjchließen fann. Das Gewicht, welches ein größerer Staat an fich bat, 
zugleich aber auch bie Fähigkeit, welche ein größerer Staat in Beziehung auf die 
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tüchtige Erhaltung einer felbftftänbigen Armee befigt, haben dahin geführt, biefe 
Abweichungen von ber Bundesverfaflung für zuläffig zu erachten, eine Abweichung, 
die durch die im Uebrigen dem Bundesfeldherrn zuftehenden Rechte ihre Be- 
grenzung und, joweit nötbig, ihr Korreftiv findet. 

Ih gebe nun Über zu einigen mehr die inneren Berbältniffe bes 
treffenden Abänberungen, bie gleich ben eben erwähnten bie Bedeutung einer 
Berftärkung des füberativen Elements haben. Es lann dahin zunächft gerechnet 
werben bie neue Rebaltion des Art. 7 der Berfaffung, in welche die Attribu- 
tionen bes Bundesraths zufammengefaßt find. Ich fage, fie kann bierber 
— werden, denn dieſe Zuſammenfaſſung von Beſtimmungen, die weſentlich 

bereinſtimmend ſich an anderen Stellen der Bundesverfaſſung finden, hat eine 

ins Gewicht fallende materielle Bedeutung nicht. Es wurde Werth gelegt auf 
dieſe Zuſammenfaſſung, um an einem Ort klar zu ſtellen die eigentlichen Zu— 
ſtändigkeiten des Bundesraths, deren Ergründung aus der Bundesverfaſſung ſelbſt 
nicht ohne ein gewiſſes Studium möglich war. Eine materielle Aenderung des 
Beſtehenden ift damit kaum herbeigeführt. 

Es gehört ferner hierher die Schaffung eines neuen Ausſchuſſes für 
die auswärtigen Angelegenheiten. Je weiter ſich der Bund ausdehnt 
und je mehr größere Staaten ihm beitreten, deſto mehr tritt das ſachliche Be— 
bürfniß bervor, daß nicht bloß, wie es bisher vielfach geicheben ift, durch gelegeut- 
liche Mittheilungen an die Gefandten und an bie im Bunbesrath verfammelten 
Bertreter ber Bundesregierungen, fonbern in einem formell geregelten Wege Mit- 
tbeiflungen über den Gang der politifchen Lage gemacht werden. Es liegt in ber 
Natur der den Ausichüffen des Bundesraths überhaupt zugewielenen Funktionen, 
daß die Inftruirung der Geſandten biefem Ausihuß nicht zufallen faun, er wirb 
feinerfeit8 Kenntniß von der Lage der Dinge nehmen und wirb in ber Lage fein, 
burch dieſe Kenntniß, durch Anträge, bie er an ben Bunbesrath ftellt, durch Be— 
merkungen, bie er dem Präfivium macht, auf bie Behandlung ber Politik einen 
Einfluß auszuüben. 

Ich babe ferner zu erwähnen den Artikel über die Erelution. Es ift 
bie Aenderung, die dieſer Artikel erhalten bat, eine faltiſch in der That nicht 
wejentliche; die Beranlaffung zu der Aenderung liegt bauptfächlich auf dem Ge» 
biete der internationalen Konvenienz. 

Ich komme enblich bei der Beiprehung ber bierher gehörigen Aenderungen 
auf den Zuſatz, welchen der Art. 11 der Bunbesverfaffung in Beziehung auf die 
Kriegserllärung erhalten bat. Dieſer Zuſatz läßt ſich unzweifelhaft charal- 
terifiren als eine Verſtärkung des füberativen Elements in der Bundesverfaffung; 
jein wirklicher Charakter Tiegt aber in etwas Anderem. Je mächtiger ber 
Bunb wird, je weiter er fih ausdehnt, um fo mebr ift es von In» 
terejje, aub dem Auslande gegenüber in der Bunpdesverfajlung 
ſelbſt zum Ausdrud zu bringen, was der Bunb ift, nämlich ein we- 
fentlih befenfives Staatswejen. Dieſer Gedanke konnte in feiner zu» 
treffenberen Weife zum Ausbrud gebracht werben, als durd den Zuſatz, ben Sie 
bier in ben Art. 11 aufgenommen finden. 

Einige die Finanzen betreffende Yenberungen ver Bunbesverfaffung waren 
nicht zu vermeiden. Sie betreffen bie inneren Steuern von Bier und Brannt- 
wein. Theils ganz beiondere ftaatsrechtliche Verhältniffe, wie fie 3. B. in Bayern 
im Betreff der Malzfteuer in ihrem Zuſammenhange mit der Staatsjhulb ob» 
walten, tbeil® abweichende Betriebsverhältniffe, wie fie in Süddeutſchland gegen» 
über Norbdeutichland beftehen, Tiefen es jebenfall® zur Zeit nicht zu, die Be— 
fteuerung bes Biers und Branntweins, wie fie jett im Bunde geſetzlich befteht, 
auf Süddeutſchland auszudehnen. Es kam dazu, daß, wie den Herren Allen be» 
kannt ift, bei uns felbft erhebliche Zweifel über die Nichtigkeit der Grundlage für 
die Branntweinftener und, wie ich glaube, eine ziemlich allgemeine Ueberein» 
ſtimmung darüber obwaltet, daß die Bierſteuer, fo wie fie befteht, nicht lange mehr 
fortvauern kann und daß in einem Augenblid, wo man befanntlich fi mit ein» 
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gehenden Ermittelungen barüber befchäftigt, ob an Stelle ver Maifchraumftener 
eine Fabrifatfteuer gefetst werben foll, fei e8 fo, ober fo; wo man fich ferner mit 
ber frage beicäftigt, ob die Bierbefteuerung, wie fie in tem größten Theile des 
Norddeutſchen Bundes befteht, einer Abänderung zu unterziehen fei, — in ſolchem 
Augenblid fonnte man nicht füglih ben fübbeutichen Staaten zumutben, biefe 
beiden Steuerformen anzunehmen. Die notbwendige Conſequenz dieſes Zuge» 
fändniffes war, daß in Beziehung auf dieſe Steuern dafür Vorſorge getroffen 
werben mußte, wie ihre Behandlung ſowohl im Bundesrathe, als im Reichstage 
ftattzufinben bat. Man könnte nicht wohl davon ausgeben, daß bie fübbeutichen 
Regierungen im Bunbesrathe Über Steuern mit zu bejchließen bätten, bie auf fie 
feine Anwendung finden; unb ebenfo wenig, daß bie ſüddeutſchen Abgeordneten 
im Reichstage die entjcheidende Stimme bei ſolchen Steuerfragen mit abgeben dürfen. 

Es hat biefe Erwägung geführt zu den beiden Ausnabme-Beftim- 
mungen, bie fowohl im Kapitel vom Bunbesrathe als im Kapitel vom Reichs— 
tage binfichtlich derjenigen Angelegenheiten ſich finden, die nicht dem ganzen 
Bunde gemeinihaftlich find. 

Sodann wurde von Bayern ſowohl, als von Württemberg ein ent- 
ſcheidender Werth auf die Beibehaltung der eigenen Verwaltung der Poften und 
Telegrapben gelegt. Es berubte ber Werth, den man der Erhaltung dieſer beiden 
Inftitutionen in der Selbftverwaltung beilegte, auf verfchiedenen Motiven. 

Das finanzielle Motiv, wie ich gleich bemerke, war nicht das weſentlich ent» 
ſcheidende. Man wünſchte theild dem Verkehr lieb gewordene Einrichtungen zu 
erhalten, welche man bei dem Uebergange auf den Bund fiir gefährber hielt, man 
wiünfchte Beamtenorganifationen zu erhalten, an bie man fchon jeit langer Zeit ge 
wöhnt war. Es fonnte diefen Wünſchen füglich und ohne Schaden für die Ein— 
beit und Gemeinfamkeit nachgegeben werben, da fowohl Bayern wie Württemberg 
barüber nicht im Zweifel waren, daß bie Geſetzgebung bes Buntes in allen dieſen 
Angelegenheiten, jobald fie fich nicht lediglich auf die internen Verhältniſſe Bayerns 
und Württembergs binfichtlich des Porto's bezieht, daß Die Geſetzgebung über dieſe 
Angelegenheiten ſich auf beide Staaten zu erfireden babe. 

ch bemerle hierbei, daß bie bezüglihen VBerabrebungen in dem Bertrage 
mit Bayern und in bem Bertrage mit Württemberg nicht mit einander tertuell 
übereinftimmen. Es gebört dies eben zu ben Inlongruenzen, welde bie Ber: 
handlung an zwei verſchiedenen Drten berbeiführt. Es hat nicht in der Abficht 
gelegen, fachlich durch die eine FKaffung etwas Anderes zu jagen als durch die andere. 

Bayern allein bat fih enblih noch zwei Vorbehalte gemacht, ben 
einen in Beziehung auf bie Borfchriften des Titels über die Eifenbahnen, 
welche eigentlich reglementärer und abminiftrativer Natur find. Der Borbehalt 
berubte darauf, daß es fi in Bayern um ein im Großen und Ganzen völlig ge- 
ſchloſſenes Gebiet handelt, in welchem Gebiete neben der Staatsverwaltung nur 
eine einzige Privateifenbahn befteht, und daß man mwünfchte, ſich in Beziehung 
auf die Regelung dieſer abminiftrativen Verhältniſſe freie Hand zu balten. Der zweite 
Vorbehalt wiegt ſchwerer, er findet feinen Ausbrud darin, daß von den Gegen- 
ftänden ber Beauffichtigung und Gejetgebung des Bundes jür Bayern ausgefchloffen 
ift die Beftimmung über Heimatbs- und Niederlajfjungsverbältnifje. 

Meine Herren! In Bayern bat bis vor zwei Jahren rechts des Rheins in 
Beziehung auf diefe Materie eine Gefeßgebung beftanden, welche fi von ber 
in dem größten Theile des übrigen Deutichlands beftebenden fehr wejentlich unter» 
ſchied, welche der freien Bewegung ungemein ſtarke Feffeln anlegte und welche, 
wie man jett auch wohl in Bayern davon überzeugt ift, entichieden nicht zum 
Heil des Landes diente. Vor zwei Jahren bat man eine volllommen neue Ge 
jeßgebung in dieſer Materie erlaffen; biefe fogenante Sozial» Gefeßgebung ift eben 
erft eingeführt, ihre Rejultate find bisher günftig gemweien, und man trug im 
Bayern Bedenken, den Beſtand und die Ergebniffe diejer eben erft ins Leben ger 
tretenen Gejeßgebung durch die Annahme der im Bunde erlaffenen und in dem 
wictigften Theile im Bunde noch nicht einmal ausgeführten Gejeßgebung in 
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Frage zu ſtellen. Es war bies ein Bedenken, welches ſich unüberwindlich zeigte, 
unb welches zu dem Ausichluß biejes Gegenſtandes führte. 

Meine Herren! Ich habe bisher eine Reihe mehr oder minder weſentlicher 
Aenderungen ber beſtehenden Bundesverfaſſung zu erwähnen gehabt; ich kann zum 
Schluß mit einer Befriedigung, welche, wie ich glaube, der Reichstag theilen wird, 
auf ben legten Artikel des Verfaſſungsentwurfs übergeben, auf den Artikel 80. 
Dur biejen Artifel wird eine ſehr lange Reihe von Geſetzen, in ber That mit 
einer ober zwei Ausnahmen alle fundamentale und widtige Ge- 
fege, bie im Norbbeutihen Bunde befteben, in Württemberg, Baden und Süd— 
Heffen entweder jofort oder zu einem von vornherein beftimmten nabeliegenden 
Termin eingeführt. Man hat es in den genannten Staaten gewagt, ohne auf 
Vorbereitungen in ber inneren Geſetzgebung zu warten, den Sprung zu machen, 
ber, wie unverfennbar ift, mit ber en bios. Manatese einer großen Anzahl jo 
tief einſchneidender Geſetze verbunden ift. 

IH kann, meine Herren, bier gleih noch Eines hinzufügen. Bei ben Ber- 
banblungen, die über den Art. 80 flattfanden, war, wie Sie e8 begreiflich finden 
werben, nicht immer in Beziehung auf jedes einzelne Geje die volle Drien- 
tirung über die Möglichkeit ber Einführung zu einem beftimmten Termin durchweg 
vorbanden. So ift es gelommen, daß für Südheſſen die Einführung des Straf- 
geſetzbuchs vorbehalten ıft für den 1. Januar 1872, und die Einführung der Ge- 
werbeorbnung ohne einen beftimmten Termin im Ausficht genommen if. Die 
großberzoglich beifiiche Regierung bat es für möglich erachtet, nach nochmaliger Er- 
mwägung — und ich bemerfe, daß die ſämmtlichen betbeiligten Regierungen damit 
einverftanden find — das Einführungsgejeg zum Strafgefehbudh für den Nord» 
deutihen Bund, das Strafgejegbuch für den Norbdeutihen Bund und bie Ge- 
werbeorbnung für den Norbdeutichen Bund gleichzeitig mit dem Eintritt der Ver— 
faffung für Seffen als Bundesgejeg in Kraft treten zu laffen. Es würden hiernach 
am Schluß bes Artikels 80 diejenigen Veränderungen eintreten müffen, bie durch 
dieſe von ber großberzoglihen Regierung gefaßte und von jämmtlichen übrigen 
betheiligten Regierungen angenommene Aenderung nothwendig werden. 

Rn fomme nun auf die Stellung Bayerns zu dem Artikel. Ich kann 
auf das Beftimmtefte konftatiren, daß, wenn eine Anzahl von dieſen Gejegen in 
dem bayeriſchen Bertrage nicht als fofort einzuführen bezeichnet find, dies darauf 
beruht, daß man mit Rückſicht auf die befondere Lage ber Dinge in Bayern eine 
Borbereitung durch die Landesgeſetzgebung bei einzelnen biefer Geſetze filr nöthig 
bielt. Man bat ſich — und darüber bat gar fein Zweifel obgewaltet — hin— 
ſichtlich aller diefer Gefege in Bayern der Bundesgejeßgebung in Beziehung auf 
den Einführungstermin unbedingt unterworfen; man bat aber Bebenfen getragen, 
ohne die Möglichkeit zu haben, eine legislative Vorbereitung in Bayern felbft zu 
treffen, oder auch nur in gründliche Erwägung zu ziehen, ob eine folche legislative 
Borbereitung nicht zu entbehren ſei — ich fage, mau bat Bedenken getragen, vor» 
ber eine große Reihe der bier in Rebe ſtehenden Gefete in Bayern einzuführen. 
Aus dem Bertrage mit Bayern felbft ergiebt fich, daß dieſe Einführung nicht in 
Frage fteht binfichtlich des Wahlgejetses für den Norbdeutihen Bund. 

Meine Herren, ich glaube in der allgemeinen Diskuffion mich auf dieſe 
Charakterifirung ber vorliegenden Verträge befchränfen zu müſſen. Sch wieber- 
hole: fie find erwachſen = bem Boden der Thatfachen, fie find zu Stande ge- 
fommen, indem man fich die realen Verbältniffe vergegenwärtigte. Ich bitte, daß 
auh Sie, meine Herren, fi bei Beurtbeilung der Vorlage auf dieſen Stand- 
punkt ftellen und fich vergegenwärtigen, daß es Deutſchland ſchon mehr als einmal 
nicht zum Segen gereicht bat, das Erreihbare dem Wünfchenswertben zu opfern.“ 


Die Verträge mit Baden, Hefjfen und Württemberg wurben 
im Reihstage faft einftimmig, der Vertrag mit Bayern mit 195 
gegen 32 Stimmen genehmigt. 
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Aaiſer und Reid. 


Schreiben ded Königs von Bayern an den König von Preußen. 


„Rad dem Beitritt Süddeutſchlands zu dem deutſchen Verfaſſungs— 
bündnig werden die Ew. Majeftät übertragenen Präfidialrechte über alle 
deutichen Staaten fich erftreden. ch habe mich zu deren Vereinigung in 
einer Fe in der Ueberzeugung bereit erklärt, dab dadurch den Geſammt⸗ 
intereflen des deutjchen VBaterlandes und feiner verbündeten Fürften ent» 
fprochen werde, zugleich aber in dem Vertrauen, daß die dem Bundes— 
präfidium nach der ee zuftehenden Rechte durch Wiederher- 
ftellung eines deutfhen Reiches und der deutfhen Kaifer- 
würde ald echte bezeichnet werden, welche Em. Majeftät im Namen 
des geſammten bdeutfchen Baterlandes auf Grund der Einigung feiner 
Fürften ausüben. 

Sch habe mich daher an die deutichen Fürſten mit dem Borfchlage 
ae gemeinschaftlich mit mir bei Em. Majeftät in Anregung zu bringen, 

aß die Ausübung der Präfidialrechte des Bundes mit Führung des Titels 
eines deutfchen Kaijers verbunden werde. 

Sobald mir Ew. Majeftät und die verbündeten Fürften Ihre Willens» 
meinung fundgegeben haben, würde ich meine Regierung beauftragen, das 
Weitere zur Erzielung der entjprechenden Vereinbarungen einzuleiten. 


Ludwig.“ 


5. Dezember. Mittheilung ded Staats» Minifterd Delbrüd im 
Reichstage. 

(Auf eine Anfrage des Abg. Dr. Friedenthal, ob in Wahrheit 
Thatſachen vorliegen, welche die Gewißheit geben, daß die gegenwärtige 
Phaſe der deutſchen Dinge dazu führen werde, dem deutſchen Volke ein 
Dberhaupt zu geben.) 

„Meine Herren! Auf die von dem Herrn Vorredner hierher gerichtete 
Frage nehme ich feinen Anftand, Folgendes zu ermidern. Se. Königl. 
are Prinz Luitpold von Bayern hat vorgeftern Sr. Majeftät dem 

Önige von Greußen ein Schreiben Sr. Majeftät des Königs von Bayern 
übergeben, defjen Text folgendermaßen lautet: 
(Folgt das obige Schreiben.) 

Ih kann thatfächlich hinzufügen, daß die in Verfailles anmefenden 
deutihen Souveräne Sr. Majeftät dem Könige von Preußen und Sr. 
Majeftät dem Könige von Bayern ihre Zuftimmung zu diefem Vorjchlage 
ausgejprochen haben. Die Erklärungen der übrigen Souveräne und der 
drei freien Städte find zu erwarten.“ 


Schreiben ded Könige von Bayern an den König von Sadien 
(und ebenjo an die übrigen Souveräne). 
„Durchlauchtigſter, großmächtigfter Fürſt, freundlich lieber Bruder und 
Better! Die von Preußens Heldenkönig fiegreich geführten deutſchen 
Stämme, in Sprade und Sitte, Wiffenfchaft und Kunft feit Jahr» 
hunderten vereint, feiern nunmehr aud eine Waffenbrüderfchaft, melde 
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von der Machtſtellung eines geeinigten Deutjchlands glänzendes Zeugniß 
ar Befeelt von dem Streben, an diefer werdenden Einigung Deutfch- 
nds nad Kräften mitzuwirken, habe ich nicht geläumt, deshalb mit dem 
Bundesfanzleramte de3 Srorddeutfchen Bundes in Verhandlungen zu treten. 
Diefelben find jüngft in Verſailles zum Abfchluffe gediehen. Ich wende 
mic daher an die deutjchen Fürften, insbejondere an Em. Majeftät, mit 
dem Vorſchlage, gemeinichaftlihd mit mir bei Sr. Majeftät dem Könige 
von Preußen in Anregung zu bringen, daß die Ausübung der Präfidials 
rechte mit Führung des Firefe eines deutfchen Kaiſers verbunden werde. 
Es ift mir ein erhebender Gedanke, daß ich mich durch meine Stellung 
in Deutjhland und durch die Gefchichte meines Landes berufen fühlen 
fann, zur Krönung des deutſchen Einigungswerkes den erften Schritt zu 
thun, und gebe ich mich der freudigen Kl, bin, daß Em. Königliche 
Majeftät meinem Vorgehen freundliche Zuftimmung ertheilen werden. In—⸗ 
dem ich mir daher das Vergnügen gebe, Ew. Königliche Majeſtät gleich 
den übrigen verbündeten Fürften und freien Städten, um deren gefällige 
Willendmeinung zu erfuchen, bin ih mit Berfiherung vollfommenfter 
gedadtung und Freundihaft Em. Königlichen Majeftät freundmwilliger 
ruder und Better. Ludwig.“ 


9. Dezember. Antrag ded Bundesraths. 


An den Präfidenten bes Neichstages. 

„Ew. Hochmohlgeboren beehre ich mich die ganz ergebenfte Mittheis 
lung zu machen, daß der Bundesrath des Norddeutichen Bundes, im 
Einverftändniß mit den Regierungen von Bayern, Württemberg, Baden 
und Helfen befchloffen hat, dem Neichstage des Norddeutichen Bundes 
folgende Abänderungen der Berfaffung des Deutſchen Bundes zur ver- 
fafjungsmäßigen Abjtimmung vorzulegen: 

1) Im Eingange der Bundesverfaffung ift an Stelle der Worte: 
Diefer Bund wird den Namen Deutfcher Bund führen, 
zu jegen: 
Diefer Bund wird den Namen Deutfches Reich führen. 
2) Der erfte Abjay des Artikels 11. der Bundesverfaffung erhält nach- 
ftehende Faſſung: 
Das Präfidium des Bundes fteht dem Könige von Preußen zu, 
welcher den Namen Deutſcher Kaifer führt. Der Kaifer ja 
das Reich völferrechtlich zu vertreten, im Namen des Weiches 
Krieg zu erklären und Frieden zu jchliegen, Bündniffe und andere 
Verträge mit fremden Staaten einzugehen, Geſandte zu be= 
glaubigen und zu empfangen, 


Der Kanzler des Norddeutihen Bundes, 
%. 8: Delbrüd.” 


10. Dezember. Erklärung des Staats -Minifters Delbrüd. 


„Meine Herren! Zur Einleitung ber Berathung Über die geftern von dem 
Bunbesrathe eingebrachten Aenberungen zweier Beftimmungen ber Bunbesver- 
faffung glaube ich mich auf wenige Worte befchränfen zu können, 

Der thatſächliche Hergang, welcher zu biefen Vorſchlägen geführt hat, tft 
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belannt. Er nimmt feinen Urfprung in dem Schreiben Sr. Majeftät des Königs 
von Bayern an Ge. Majeftät ben König von Preußen, welches ich in einer 
früheren Situng bier zu verlefen bie Ehre gehabt habe. Dem darin von Sr. 
Majeftät dem Könige von Bayern ausgeiprocdhenen Wunſche ift feitbem von 
fümmtliden deutjhen Fürſten unb den Senaten ber freien Städte 
zugeftimmt worden. Bei biefer Lage der Sache bielt e8 ber Bundesrath bes 
Norbdeutihen Bundes im Einverftändniß mit den Regierungen ber fübdeutichen 
Staaten für richtig, die beiden Punkte, auf welche das Schreiben Sr. Majeftät 
bes Königs von Bayern abzielt, an ben beiden Stellen ber Berfaffung zum Aus- 
drud zu bringen, welche dafür bie prägnanteften find: ben Begriff „Deutjches 
Neih“ da, wo zuerft von dem Namen bes zwiſchen ben beutfchen Staaten ge- 
fchloffenen Bundes die Rebe ift, und den Begriff „Deuter Kaifer” an ber 
Stelle der Bundesverfaffung, welche bie Präfidialftelung der Krone Preußens 
bezeichnet. Die verbiindeten Regierungen haben fich keineswegs verhehlt, daß es 
bei dieſen beiden Aenberungen ber Berfaffung nicht bewenben fann; fie gingen 
aber davon aus, daß es für jett genüge, an ben beiden entjcheidenden Stellen 
ber Berfaffung das auszufprechen, worüber fie fich vereinigt hatten, und daß es 
vorbehalten bleiben müfje für den nächften orbentlichen Reichstag, die weiteren an 
biefe beiden Aenderungen fi anfchließenden Aenderungen im Zerte der Bunbes- 
verfaffung vorzunehmen. Dieſe Veränderungen jet ſchon vorzunehmen, war bie 
Zeit entſchieden zu kurz, denn es handelt fich bei manchen biejer Veränderungen 
feineswegs blos um die einfache Erjegung des einen Wortes durch das andere, 
fonbern um eine weitere jahlihe Erwägung.“ 


Die Vorlage wurbe mit 188 gegen 6 Stimmen (bie Socialdemokraten) ge- 
nehmigt. 


Reichstags-Adreſſe und Deputation. 


Adreſſe des Reichsſtages an Se. Majeſtät den König 
Wilhelm. 


Angenommen in der Abend-Sitzung vom 10. Dezember 1870 
(mit 191 gegen 6 Stimmen). 


„Allerdurchlauchtigſter, großmächtigfter König. 
-Allergnädigfter König und Herr! 

Auf den Ruf Em. Majeftät bat das Boll um feine Führer ſich geichaart 
und auf frembem Boden vertheidigt es mit Helbenkraft bas frevelbaft heraus— 
geforderte Baterland. Ungemefjfene Opfer fordert ber Krieg, aber ber tiefe 
Schmerz über den Berluft der tapferen Söhne erſchüttert nicht den entjchloffenen 
Willen der Nation, welche nicht eher die Waffen ablegen wird, bis der Friebe 
burch geficherte Grenzen beffer verbürgt ift gegen wiederlehrende Angriffe bes 
eiferfüchtigen Nachbarn. 

Dank den Siegen, zu denen Ew. Majeftät die Heere Deutſchlands in treuer 
Waffengenoſſenſchaft geführt hat, fieht die Nation ber dauernden Einigung ent» 
gegen. 

Bereint mit ben Fürften Deutjchlands naht ber norbbeutjche Reichstag mit 
ber Bitte, daß es Em. Majeftät gefallen möge, durch Annahme ber 
beutihen Kaiſerkrone das Einigungswerk zu weiben. 

Die deutfhe Krone auf dem Haupte Ew. Majeflät wirb bem 
wieder aufgeridhteten Reiche deutfher Nation Tage der Madt, bes 

riebens, der Wohlfahrt und der im Shut ber Geſetze gejiderten 
reibeit eröffnen. 

Das Baterland dankt dem Führer und dem rubmreichen Heere, an befjen 
Spite Ew. Majeftät heute noch auf dem erlämpften Siegesfelde weilt. Unvergeffen 
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für immer werben ber Nation bie Hingebung und die Thaten ihrer Söhne 
bleiben. Möge dem Volle bald vergönnt fein, daß ber ruhmgekrönte Kaifer ber 
Nation den Frieden wiebergiebt.. Mächtig und fiegreich bat ſich das vereinte 
Deutihland im Kriege bewährt unter jeinem bödften Feldherrn, mächtig und 
friebliebend wird das geeinigte deutſche Reich unter feinem Kaifer fein. 
Ew. Königlihen Majeftät 
alleruntertbänigfte, treugehorfamfte 
Der Reihstag des Norddeuſchen Bundes.“ 


Zur Begründung der Adreife. 


Worte des Antragftellers Abgeorbneten Lasker in ber Situng vom 
10. Dezember 1870. 


„Wir alle find erfüllt von ten ſchweren Opfern, welche der verbängnißvolle 
Krieg mit Franfreih vom Volle erforbert, find aber ebenſo feft entichloffen, — 
den Schmerz über dieſe Opfer uns nicht davon abhalten zu laſſen, das Werk, 
welches wir in ſeinem Abſchluſſe für ein wahrhaſtes Friedenswerk halten, indem 
wir auf fremdem Boden die Sicherheit des eigenen Landes vertheidigen, bis zu 
Ende zu führen. 

Wir können uns ferner nicht enthalten, Dank auszuſprechen ber gemein- 
famen Waffenthat bes gefammten Deutſchlands, welches, hinausgehend über bie 
Folgen auf dem Schladtieibe, auch im Frieden die Vollendung des Einigungs- 
mwerfes verjpricht, und geftügt hierauf, fo wie auf bie Beichlüffe, welche wir ge— 
faßt haben, aber indem wir uns nicht begnügen mit Baragrapbenworten, ſondern 
lebendig von Mund zu Mund fpredhen wollen, richten wir an Se. Majeftät ben 
König von Preußen die Bitte, daß es ihm gefallen möge, die Kaiferfrone anzu— 
nehmen und fo das Werk der Einigung zu erreichen. 

Wir erwarten von diefer Wandlung nicht blos eine Veränderung der Form, 
fondern auch eine Veränderung bes Inhalts, der Bund foll ein Reich werben 
ein geeinigter nnd gefchloffener Staat, und wir erwarten von biefem Staat, ba 
er und Macht, Frieden, Wohlfahrt und den Schu gewähren wirb, ber allein ben 
Bürger im Frieden befriedigen kann: der Schuß durch bie Gejeke. 


Und dann, meine Herren, in dem letzten Abſatze, doch keineswegs zuletzt, 
fondern voran in unferem Gefühle, danken wir den Thaten ber Armee und ihrer 
Führer, welche unfere Grenzen gejhügt haben und gegenwärtig noch nicht er» 
müden, alles, was fie befigen, das Leben freubig dafür hinzugeben in dem Be» 
mwußtfein, daß fie einem edlen Volke nicht nur feine Grenzen fichern, fondern auch 
eine neue und fegensreiche Zukunft eröffnen. 

Meine Herren! Begeiftert, wie wir im Kriege find, und fo, daß jeber 
beutihe Mann, während noch irgend eine Gefahr vorhanden ift, feine anderen 
Gedanken begte, als ben Echut bes eigenen Landes unb bie Befiegung bes 
Feintes — mitten in dieſer Arbeit, drängt es uns doch, auszuſprechen, daß wir 
unferer Natur nach kein kriegerifches Volk find, d. h. fein Volk, weldes ben 
Krieg führt, fei es um bes Ruhmes oder um anderer Nebenabfichten willen. Nur 
um uns felbft zu ſchützen, zu retten gegen ungerechten Angriff, zu ſchützen gegen 
bie Eiferfucht eines neidiihen Nachbarn, können wir dahin gebrängt werben, bie 
Waffen in bie Hand zu nehmen. Und berausgefordert war biefer Nachbar nur 
durch bie Zwieſpaltigleit, welche in Deutjchland ſelbſt geherricht hat, für Die Zu- 
kunft aber hegen wir bie Hoffnung, daß das Einigungswerk, welches wir jet 
vollzogen haben, ganz Europa ankündigen wird, daß fortan auf die Schwäche 
Deutichlands nicht mehr gerechnet werden barf. 

Und daran fnüpfen wir die Hoffnung, daß unfere Einigung nicht blos ber 
eigenen Nation zu Gute kommt, fondern ohne Weberhebung, als ob wir ben 
Frieden diktirten, lediglich durch die moralifhe Macht, welche bie Friedensliebe 


268 
1870. 


Deutichlands ausübt, hegen wir bie Hoffnung, daß fortan unfer Reich der Anfang 
fein wird eines wahren unb geficherten Friedens. 

Und diefe Gefühle wollten wir, ehe wir, ber Norddeutſche Reichstag, 
ſcheiden, nicht allein in einem Beichluffe, fondern in einer Anrede an Se. Mai 
ben König von Preußen, ber in wenigen Tagen ber Träger unb ber Ausbrud 
bes gefammten beutjchen Reichs fein wird, richten. Das ift der Sinn ber Abreffe, 
und ich meine, ich brauche fie nicht mehr zu befürworten, benn fie ift aus bem 
Gefühle des ganzen Haufes, ja, aus den Gefühlen bes Bolles hervorgegangen.“ 


Die Adrefje wurde am 10. Dezember von 191 gegen 
6 Stimmen angenommen. 

Der Schluß der Reichstagsſeſſion erfolgte un— 
mittelbar nad der Annahme der Adrefje am 10. Dezember 
durch den Präfidenten des Bundesfanzler- Amted Staatö- 
minifter Delbrüd. 


Der Empfang der Reichsſtags-Deputation bei Sr. Maj. 
dem Könige. 
(Nah bem „Staats Anzeiger.“) 

„Die Deputation, welche unferem Könige die Adreffe des Norbbeutichen 
Reichstages überreichen follte, war am 16. Abends in Verjailles eingetroffen. Für 
den Empfang bei Sr. Majeftät dem Könige war ber Sonntag, 18. Dezember, 
beftimmt. Im einfacherer und ergreifenderer Weife ift wohl nie ein Staatsakt von 
höchſter welthiftorifcher Bedeutung vollzogen worden. Die Umftände ber Zeit und 
die äußere Umgebung, in welder das königliche Berjprehen der Annahme des 
Kaijertiteld vor den Bertretern ber Nation abgelegt wurde, konnten nicht ohne 
Einfluß auf den Charakter der feierlihen Handlung bleiben. Inmitten eines 
beutichen Heereslagers, das feine fiegreihen Waffen mitten in Feindesland hinein« 
getragen bat, drängt fih noch einmal der Gedanke auf an die ſchweren Opfer, mit 
welchen das beutjche Volk in blutigen Kämpfen gegen die herrichflichtige Politik 
einer benadhbarten Nation das lang erftrebte und nun endlich erreichte Ziel feiner 
inneren Einigung erkaufen mußte. Gleichzeitig aber gelangte an biejer Stelle 
zum reinften Ausdrud die Ueberzeugung, daß die Würde, welche heute ber ein« 
ſtimmige Wunſch des Bolles dem Könige von Preußen entgegen trägt, nicht das 
Werk perfönlichen Ehrgeizes ift, jonbern daß die Nation, fern von jeder Ueber- 
bebung, ein beiliges Recht und bie Pflicht bat, für das, Durch ihre Waffenthaten 
geeinte Deutjche Reich einen Namen anzunehmen, dem durch Jahrhunderte bin- 
dur in allen Landen die böchfte Ehrfurcht gezollt ward. Ein Blid auf die Ber- 
fammlung, die in ber Stunde eines hochwichtigen Entjchluffes Se. Majeftät den 
König umftand — die Fürften des deutſchen Reiches, bie ihre Hand zu einem 
machtvollen Bunbe reichen, die Führer der beutfhen Armeen, welche die Spiaten 
von 1870 geichlagen haben, die Vertreter des beutichen Volkes, die durch ibre 
Beichlüffe die begeifterte Erhebung einer beleidigten Nation mit vaterländifcher 
DOpferwilligkeit unterftügten, — ein Blid auf die Berfammlung fagte jedem Anz 
weſenden, daß das fünftige beutjche Kaiſerthum auf einen feljenfeften Unterbau 
gegründet fein wird, ber nicht verfehlen kann, bem deutſchen Namen Achtung 
durch alle Welt zu verichaffen. 

Es war des Könige Wunſch geweſen, baß ber Empfang ber Reichstag 
Deputation nach beendigtem Gottesdienſt ftattfinden jolle. 

Segen 10 Uhr verfammelte fih vor der Schloflapelle auf der „Place 
b’Armes“, um das Dentmal Ludwigs XIV., der Kronprinz mit feinem Stabe, 
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die Prinzen bes Königlichen Haufes, bie beutjchen Fürften, bie Generale unb 
Dffisiere, um Se. Majeftät zu erwarten. Der König betrat, dem glänzenden 
Gefolge um wenige Schritte voran, die Kirche, nach allen Seiten ben Gruß ber 
verfammelten Soldaten erwidernd, und nahm Pla zur Rechten bes Altars, an 
feiner Geite bie Prinzen und Fürften. Die vorberften Reiben ber linten Seite 
waren von ben Abgeorbneten eingenommen. Nach dem Gefang eines Militär» 
chors: „Ehre fei Gott in der Höhe“, und einem von ber Militärmufif begleiteten 
Choral bielt Hof- und Divifions-Prebiger Rogge aus Potsbam bie Predigt, bie 
auf bie Bebeutung des Tages Bezug nahm. 

Die Ueberreihung der Adreſſe fand um 2 Uhr in dem großen Empfangs- 
faale ber Präfektur ftatt. Auf den Korridoren, welche die Eintretenden paffiren 
mußten, verfaben Mannichaften von der Stabswache des großen Hauptquartierd 
die Ebrenpoften. Eingeladen waren bie Fürften mit den böchften Chargen ihrer 
perjönlihen Umgebung, der Bunbesfanzfer, die Generale, bie höheren Beamten 
des Königlichen Hofftaates. 

Se. Moajeftät nahm am Ende des Saales Platt. Zur Rechten ftanden Se. 
Königfihe Hoheit der Kronprinz, die Prinzen Carl und Adalbert von 
— die Großherzöge von Baden, Sachſen und Oldenburg, die Herzöge 
von Koburg und Meiningen, der Prinz Wilhelm von Württemberg, bie Cıb- 

ßherzöge von Sachſen, Medlenburg- Schwerin, Medienburg-Strelit und Olden— 

rg, der Herzog Eugen von Württemberg, der Erbprinz von Hohenzollern. Es 
folgten die Generale v. Roon, v. Bodbielsli,v. Blumenthal, v. Hinderjin, 
v. Kirchbach u. A. General Graf v. Moltke hatte fih den Deputirten ange- 
jchloffen, die in ber Mitte des Saales vor Sr. Majeftät Aufftellung genommen 
batten. Zur Linken Sr. Majeftät des Königs ftand der Bunbeslanzler, bie 
Herren vom Eivil- und Militär-Kabinet, die Flügel-Adjutanten, der Hofftaat. 

Tiefe Stille berrichte, als der Präfivent Dr. Simſon die feierlichfeit mit 
ber folgenden Anjprade an Se. Majeftät eröffnete: 

„Allerburhlauchtigfier König, 
Allergnäbigfter König und Herr! 

Ew. Königlihde Majeftät haben huldreich geftattet, daß die von dem 
Reichetage des Norbbeutihen Bunbes am 10. d. M. beichloffene Adreſſe Aller- 
böchftbenjelben in Ihrem Hauptquartier zu Berjailles überreicht wird. 

Dem Beihluß der Adrefje war die Zuftimmung zu den Verträgen mit 

« . ben beutichen Sübdftaaten und zu zwei Berfaffungsänderungen voraufgegangen, 
mittelft beren dem künftigen deutſchen Staat und feinem höchſten Oberhaupt 
Benennungen gefichert werden, auf benen die Ehrfurcht langer Jahrhunderte 
gerubt, auf deren Herftellung das Verlangen bes beutichen Vollkes fih zu 
richten niemals aufgehört bat. 

Ew. Majeftät empfangen bie Abgeorbneten bes Neichstages in einer 
Stabt, in welder mehr als Ein verderblicher Heereszug gegen unjer Vater» 
land erjonnen und ins Werk geſetzt worden ift. Nabe bet berfelben find — 
unter bem Drud fremder Gewalt — die Verträge geichloffen, in beren uns 
mittelbarer Folge das Reich zufammenbrad. 

Und beute darf die Nation von eben biefer Stelle ber fich der Zuficherung 
getröften, daß Kaifer und Reich im Geift einer neuen lebensvollen Gegen- 
wart wieber aufgerichtet und ihr, wenn Gott ferner hilft und Segen giebt, 
in Beiden die Gewißheit von Einheit und Macht, von Recht und Gejet, von 
Freiheit und Frieden zu Theil werben. 

Em. Majeftät wollen geruben, den Befehl zu ertbeilen, daß der Wortlaut 
ber Adreſſe verlefen und bie Urkunde in Ew. Majeftät Hände gelegt werde.” 

Nachdem Se. Majeftät Allerböchftibre Zuftimmung gegeben, verlas ber 
Bräfident Dr. Simfon die Adrefje, welche auf Pergament gefchrieben, in rothem 
Einband eingeiiloffen, Sr. Majeftät überreicht und von Allerhöchftbemjelben dem 
Flügel-Adjutanten Grafen Lehndorff eingehändigt wurde. Se. Majeftät der König 
verlajen darauf bie folgende 
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Geehrte Herren! 


„Indem ich Sie auf fremdem Boden, fern von der deutfchen 
Grenze, empfange, ift e8 Mir das erfte Bedürfnig, Meiner Dant- 
barkeit gegen die göttliche Vorſehung Ausdrud zu geben, deren wunder- 
bare Fügung uns bier in der alten Frangöifcen Königsftadt zu⸗ 
fammengeführt. 

Gott hat und Gieg verliehen in einem Maße, wie Ich e3 kaum 
zu hoffen und zu bitten wagte, al® Ich im Sommer diejes Jahres 
zuerft Ihre Unterftügung für diefen ſchweren Krieg in Anſpruch nahm. 

Diefe Unterftügung ift mir in vollem Maße C Theil geworden, 
und ch fpreche Ihnen den Dank dafür aus in Meinem Namen, im 
Namen des Heeres, im Namen des PVaterlandes. Die fiegreichen 
deutfchen Heere, in deren Mitte Sie Mich aufgefucht haben, fanden 
in der Opfermilligfeit des Vaterlandes, in der treuen Theilnahme und 
Fürſorge des Volkes in der Heimath, in der Einmüthigfeit des Volkes 
ber des Heeres ihre Ermuthigung in ſchweren Kämpfen und Ent- 

ehrungen, 

Die Gewährung der Mittel, welche die Regierungen des Nord— 
deutſchen Bundes noch in der eben gejchloffenen Seſſion des Reichs— 
tages für die Fortſetzung des Krieges verlangten, hat Mir einen neuen 
Beweis gegeben, daß die Nation entjchloffen ift, ihre volle Kraft dafür 
einzujegen, daß die großen und jchmerzlichen Opfer, welche Mein der 
wie das Ihrige tief bewegen, nicht umfonft gebracht jein jollen, um 
die Waffen nicht auß der Hand zu legen, bi8 Deutjchlands Grenze 
gegen Fünftige Angriffe ficher geftellt ift. 

Der Norddeutiche Reichstag, deſſen Grüße und Glückwünſche Sie 
Mir überbringen, iſt berufen gemwefen, noch vor feinem Schluß zu dem 
Werke der Einigung Deutfchlands entfcheidend mitzuwirken. Ich bin 
demfelben dankbar für die Bereitwilligfeit, mit welcher er faft einmüthig 
Se Zuftimmung zu den Berträgen ausgeſprochen Hat, melde der 

inheit der Nation einen organischen Ausdrud geben werden. 

Der Reichstag hat, gleich den verbündeten Regierungen, dieſen 
Berträgen in der Ueberzeugung zugeftimmt, daß das gemeinjame 
ftaatliche Leben der Deutſchen ſich um fo fegensreicher entwideln werde, 
als die für dafjelbe gewonnenen Grundlagen von unfern füddeutjchen 
Bundesgenofjen aus * Entſchließung, nach Maßgabe ihrer eigenen 
Würdigung des nationalen Bedürfniſſes, bemeſſen und dargeboten 
worden ſind. Ich hoffe, daß die Vertretungen der Staaten, denen 
jene Verträge noch vorzulegen ſind, ihren Regierungen auf dem be— 
tretenen Wege folgen werden. 

Mit tiefer Bewegung hat Mich die durch Se. Majeſtät den König 
von Bayern an Mich gelangte Aufforderung zur Herſtellung der 
Kaiſerwürde des alten ger Neihs erfüllt. Sie, meine Herren, 
bringen Dir im Namen des Norddeutichen Reichstages die Bitte, daß 
Ih Mich dem an Mich ergehenden Rufe nicht entziehen möge. 

Ich nehme gern aus Ihren Worten den Ausdrud des Vertrauens 
und der Wünſche des Norddeutichen Reichstages entgegen. Aber Sie 
wiſſen, daß in dieſer jo hohe nterefien und fo große Erinnerungen 
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der deutjchen Nation berührenden Frage nicht Mein eigenes Gefühl, 
auch nicht Mein eigenes Urtheil Meinen Entſchluß beftimmen fann. 

Nur in der einmithigen Stimme der deutjchen Fürften und freien 
Städte und in dem damıt fibereinftimmenden Wunſche der deutjchen 
Nation und ihrer Vertreter werde ich den Auf der Borjehung er- 
fennen, dem ich mit Bertrauen auf Gottes Segen folgen darf. 

E3 wird Ihnen wie Mir zur Oenugthuung gereichen, daß ch 
durd Se. Majeftät den König von Bayern die Nachricht erhalten habe, 
daß das Einverftändnig aller deutſchen Fürften und freien Städte ge— 
fihert ift und die amtliche Kundgebung deſſelben benorfteht.“ 


Nach beendeter Rede jchritt Se. Majeftät auf den Präfidenten Dr. Simfon 
zu, begrüßte ihn auf das Hulbvollfte und fünbete ihm bie Verleihung bes Sterns 
zum Rotben Adler-Drben zweiter Klaffe an. Ge. Majeftät reichte dann allen 
Mitgliedern die Hand, und fprady mit Jedem einige Worte. Ein Hoch bes Prü- 
fibenten auf Se. Majeftät den König Wilhelm, ben oberften Felbherrn bes beut- 
ſchen Heeres, ſchloß die Feier.” 


Annahme der Verträge in Baden, Heſſen und Württemberg. 


In Baden. 

Aus der Eröffnungsrebe des Minifters Jolly an die Stände. 
„Sie find, durdlaudtigfte und bochgeebrtefte Herren, berufen, die Verträge, 
durch welche die künftige Geftaltung Deutſchlands beftimmt wirb, zu beratben 
und benfelben durch ihre Zuftimmung in unferem Lande verfaffungsmäßige 
Geltung zu verleihen. Dieje Verträge gewähren das Ziel unferer langjährigen 
Wünſche und Beftrebungen: die Verbindung ber deutſchen Einzelftaaten zu einem 
politiihen Ganzen. Se. Königl. Hoheit vertrauen, daß ber Gedanke ber politiichen 
Einbeit der Nation, ber in Erneuerung ber altehrwürbigen Kaiſerwürde feinen 
ſymboliſchen Ausdruck findet, mit Hilfe der gewonnenen Berfafjungsformen, welche 
ben Einzelftaaten für ihre innere Angelegenheiten genügende Selbſtſtändigkeit 
wahren, zu einer reiheren und fräftigeren Berwirflihung gelangen werde. Möge 
ber tief gefühlte Wunfch unferes Fürften und Herrn in Erfüllung geben, daß bie 
Saat der politiihen Einigung, gerüngt mit dem ebeiften Blut, errungen durch 

bie ſchwerſten Opfer, gebeibe zum Heil bes Ganzen und aller feiner Glieder.” 


Die Annahme der Verträge erfolgte in der 2. Kammer am 16. Dezember 
einftimmig, in ber 1. Kammer am 19. Dezember mit allen gegen zwei 
Stimmen. 

Beide Kammern richteten durch gemeinfamen Beſchluß vom 20. Dezember 
folgende: 

Adrejfe an den Großherzog. 


„Durdlauchtigfter Großberzog, Gnädigfter Fürft und Herr! Eure Königliche 
Hobeit haben bie getreuen Stäube zur weg rungen Mitwirkung bei dem 
Bertragswerle berufen, das ber beutjchen Nation die lang erfebnte Einigung 
bringt. Inmitten eines gewaltigen Krieges, welden bie eitle Eiferfucht eines 
Nacbarftaates zur Erniedrigung Deutſchlands begonnen bat, wurbe von nationaler 
Begeifterung und durch ben wundergleichen Siegeslauf unferer Heere das beutiche 
Neich wieder aufgerichte. Es wird ſich erheben — ein fichtbares Zeugniß gött- 
fihen Waltens zum Segen eines feften unb dauernden Friedens, das Unter- 
pfand einer glüdlihen Zukunft des deutſchen Bolls, vollwerthig jo vielen ver- 
gofjenen Blutes, fo ſchwerer Heimfuchung ber Familien, fo großer ungezäblter 
Opfer der Nation. 
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Mit dankbarem Stolz blickt Deutjchland auf feine Söhne unter den Waffen; 
ihre heldenmüthigen Anftrengungen begründen das fefte Vertrauen, baß fie ben 
noch fortdauernden ſchweren aber fo glorreihen Kampf als Sieger beenbigen. 
Freudig bofft es, daß bie wieder gefundene beutfche Kaiferfrone auf dem Haupte 
des greifen Fürften, beffen Hanb feither ſchon das mächtige beutiche Reichsſchwert 
geführt, das weihevolle Sinnbild eines in ben geficherten Grenzen feines alten 
Nechtes neu erblühenben Reiches fein werbe, das, ſtark unb mohlgeorbnet, ben 
Frieden nad außen und eine freie, fortichreitende Entwicklung nach innen verheißt. 

Em. Königl. Hoheit jelbft haben in brangvollen Tagen, als Frankreich mit 
überrafhenber Schnelligkeit ben ungerechten Krieg heraufbeſchwor, keinen Augenblid 
gesögert, bie gefahrvolle Wacht der ſüddeutſchen Grenzmark zu übernehmen. Wir 
önnen mit bober Befriedigung ausiprecdhen, daß das badiſche Volk in patrioti- 
fher Hingebung einmütbhig zu dieſem Entichluffe geftanben if. Seine Söhne 
haben begeiftert bie Waffen ergriffen und im Wetteifer mit den Waffenbrübern 
aus allen Theilen bes großen Baterlandes ihren vollen Ruhmesantheil und ihr 
volle8 Anrecht auf unfere Dankbarkeit erftritten. 

Unb als e8 galt, das Einigungswerk Deutſchlands zu vollenden, ba war 
Em. Königlihe Hoheit ber Erfte, um das Wort der Treue gegen Deutichland 
mit Berleugnung jedes Sonberinterefjes einzulöjen, in ber Ueberzeugung, daß bas, 
was Deutichland ſtark und frei zu machen berufen ift, auch bem Theile des 
Ganzen, dem geliebten Heimatblande zum Segen und Heil gereicht. 

Ja, das babifhe Volk, das ganze beutiche Voll weiß es und wirb es um: 
vergeffen in dankbarem Gemüthe bezeugen, baf unter allen feinen PBatrioten feiner 
bochfinniger, feiner mehr von treuer Liebe zum Baterlande befeelt, feiner mit 
reinerem Herzen die Einigung Deutichlands erftrebt und ihren Aufbau befördert 
und vollzogen bat, als Badens Fürſt. 

Wir, die getreuen Stände des Landes, fllhlen uns aus tieffter Seele ger 
brungen, Ew. Königlichen Hoheit den innigen Dank und bie liebende Verehrung 
bes Landes in biefem großen Augenblide auszufprechen, in welchem eine neue glüd» 
verheißende Zeitepoche für Deutichland und Baben beginnt. Möge ein balbiger 
ebrenvoller Frieden Em. Königlichen Hoheit vergönnen, als Neichsfürft bie freie 
und frieblihe Entwidelung des großen Baterlandes zu förbern, als geliebter 
Lanbesberr in gewohnter Treue bie fortichreitende Wohlfahrt unſeres Heimath- 
lanbes zu pflegen. 

Gott jegne Em. Königliche Hoheit.“ 


Die Annahme ber Berträge in Heffen erfolgte in ber zweiten 
Kammer am 20. Dezember mit 40 gegen 3 Stimmen, — in ber erften Kammer 
am 29. Dezember einftimmig. 


Die Annahme ber Berträge in Württemberg erfolgte in ber 
Kammer ber Abgeordneten am 23. Dezember 1870 mit 74 gegen 14 Stimmen, 
in ber Kammer der Standesherren am 29. Dezember mit 26 gegen 3 Stimmen. 


Die Kammer ber Abgeorbneten richtete unterm 30. Dezember folgende 


Adreſſe an den König von Württemberg. 


„Ew. Majeftät haben uns verfammelt in einer großen Zeit unb zu einem 
großen Wert. 

Niemals hat Deutſchland einen gerechteren Kampf gelämpft, niemals find 
Deutſchlands Heere jo ruhmvoll geführt worben, niemals haben fie ſolche Erfolge 
errungen, wie in biejem uns frevelhaft aufgezwungenen Kriege. 

Wirttembergg Truppen haben ihren Theil an ben glorreihen Kämpfen 
a Siegen bes beutjchen Heeres, fie haben fi) würdig gezeigt bes Ruhmes ber 

ter. 

Mit freubigem Stolz folgt das Land ben Thaten feiner Söhne. Wohl ift 
bie Freude gemijcht mit herbem Schmerz, aber mit Faſſung tragen ihn bie ba- 
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beim Gebliebenen, benn fie wiffen, daß bie gefallenen unb verwundeten Krieger 
geblutet haben für Deutihlands freiheit und nationale Wiedergeburt. 

Das beutiche Volk, das Bolf in Waffen, wie das Boll in frieblicher Arbeit, 
will als Preis des Kampfes und Sieges, als fiherfte Bürgſchaft eines dauernden 
Friedens die jo lange erftrebte, jo oft mißlungene Einigung. 

So benft und fühlt auh Württemberg. 

In gehobener Stimmung bat es Ew. Majeftät hochberzigen Entichluß ver- 
nommen, die Herftellung eines Deutichen Bunbesftaates anzubahnen, dankbar be- 
* das Land die von Eurer Majeſtät — abgeſchloſſenen Verträge und 

t in ungmweidentiger Weife feine Zuftimmung fund gethan; die freubigften 
— knüpft es an bie Wiederaufrichtung der altehrwürdigen Namen Kaiſer 
und 

Ganz in dem Geiſte, ber Em. Majeſtät und das württembergiſche Volk be— 
ſeelt, haben wir ohne Zaubern den uns auf höchſten Befehl vorgelegten Ber- 
trägen über bie Bildung bes Deutſchen Bundesſtaates unſere Zuſtimmung er⸗ 
theilt, überzeugt, damit ir Kong eine in ber Gefchichte der deutichen Nation 
tief begründete Notbwenbigkeit anerfannt und bas Beſte für Württemberg, wie 
für Deutihland getban zu haben. 

Ferne Gefhlechter werde Ew. Majeftät noch fegnen für Höcftihren ruhm⸗ 
vollen Gelee an biefem großen Werke. Württembergs Boll weiß ſich einig mit 
feinem Fürften in dieſer großen Stunde. 

Darum dirfen wir auch vertrauen auf das Gelingen ber inneren ‚Reformen, 
welche Ew. Majeftät als Folge der Neugeftaltung Deutichlands uns in Ausficht 
ſtellen. In diefem Geifte treten wir an unfere weiteren Aufgaben beran. 

Das ige na Bolt wirb treu ausbarren, bis ein bauerbafter 
Frieden, bis bie Herftellung der das deutſche Gebiet fihernben Grenzen errungen 
ift, es weiß, daß bie hierfür jett noch zu bringenden Opfer gering find - 
—— zu denjenigen, mwelde eine baldige Erneuerung bes Brieges beijche 
würde 

Mit unferem erhabenen Fürften flehen wir zum Himmel, daß er bem ge- 
einigten mächtigen Deutſchland unb ben in ihm verbundenen Staaten eine Zeit 
des Friebens, der Wohlfahrt, der Freiheit und Orbnung ſchenken möge! 

Gott jegne und erhalte Ew. Majeftät! 

Stuttgart, den 30. Dezember 1870. 

In tieffter Ehrfurcht 
Ew. Königlihen Majeftät 
untertbänigfte treugeborfamfte 
Kammer ber Abgeorbneten.” 


(Die Berhandlungen in den bayrifhen Kammern gelangten bis zum 31. De- 
zember 1870 nicht zum Abjchluffe. 

Nur in ber Kammer ber Reichs räthe erfolgte die Annahme ber Verträge 
am 30. Dezember mit 37 gegen 3 Stimmen. 

In der Kammer ber Abgeorbneten zogen fi bie Verhandlungen bis zum 
21. Januar 1871 hin. 


Des Zufammenhanges wegen wirb das Nähere auch aus der Kammer ber 
Reichsräthe erft weiterhin mitgetheilt.) 


Die Verkündigung der Verfafjung des Deutſchen Bundes 
im Bundes» Gejetblatt vom 31. December 1870, 


In dem 51. Stüd des Bunbes-Gejetzblattes des Norbdeutichen Bundes ift 
bie mit den Großberzogthiimern Baden und Heffen vereinbarte Berfaffung 
des Deutiden Bundes publicirt. 

Der Eingang berjelben lautet: 


Fürft Bismard. II. 18 
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„Se. Majeftät der König von Preußen im Namen bes Norbbeutichen Bundes, 
Se. Königliche Hobeit der Großberzog von Baden und Se. Königliche Hoheit ber 
Großherzog von Heffen unb bei Rhein für die füblih vom Main belegenen 
Theile des Großherzogthums Heffen fchließen einen ewigen Bund zum Schutze 
des Bunbesgebietes und bes innerhalb beffelben gültigen Rechtes, ſowie zur Pflege 
ber Wohlfahrt des deutſchen Volles. Diefer Bund wird ben Namen Deutiches 
Reich führen und wird nachſtehende Berfafjung haben. — 

Art. 11. Das Präſidium bes Bundes fteht dem Könige von Preußen zu, 
welcher den Namen Deutſcher Kaifer führt. Der Kaifer bat das Reich völler- 
rechtlich zu vertreten, im Namen des Reiches Krieg zu erflären und Frieden zu 
fließen, Bünbniffe und andere Verträge mit fremben Staaten einzugeben, Ge» 
fandte zu beglaubigen und zu empfangen. 

Zur Erklärung des Krieges im Namen des Bunbes ift die Zuftimmung 
bes Bunbesratbes erforderlich, es jei denn, baß ein Angriff auf das Bundesgebiet 
oder befjen Küften erfolgt. 

Infoweit die Verträge mit fremden Staaten ſich auf foldhe Gegenftänbe be- 
zieben, welche nad Art. 4. in den Bereich der Bunbesgejeßgebung gebören, ift 
zu ibrem Abſchluß die Zuftimmung des Bunbesrathes und zu — Gültigkeit 
die Genehmigung des Reichstages erforderlich.“ 

Das Bundes: Gejetblatt publicirt ferner das Protofoll, betreffend die Ber- 
einbarung zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde, Baden und Heffen über Gründung 
des Deutihen Bundes und Annahme der Bunbesverfaffung. Bom 15. Novem- 
ber 1870. 

Endlich veröffentlicht das Bunbesgejegblatt ben Vertrag zwiſchem bem Norb- 
deutſchen Bunde, Baden und Heffen einerjeits und Württemberg anbererfeite, 
betreffend den Beitritt Württembergs zur VBerfaffung des Deutfhen Bundes, nebft 
bazu gehörigem Protofoll, vom 25. November 1870. 





Am Nenjahrstage in Verjailles. 


1871. 1. Januar. „PBrovinzial- Correspondenz.“ 


„Am Neujahrstage fand beim Könige nach dem Gottesdienfte Gratu— 
lationgempfang jtatt. | 

Mit Bezug hierauf bemerft die „Neue Preufifche Zeitung“: „An 
den Neujahrstagen mwendeten fich früher die Blide mit banger Erwartung 
und Bejorgnig nah der Refidenz des dritten Napoleon, weil diejer es 
liebte, beim Empfange des diplomatischen Corps zwei- und mehrdeutige 
Worte fallen zu lafjen, auß denen man, je nach dem, Bündniß- Aner- 
bietungen oder Kriegsdrohungen herauslas.“ 

Diesmal hält unjer König feinen Neujahr -Empfang zu Berfailles 
in den „allen Berühmtheiten Frankreichs“ gewidmeten Räumen. Da 
wenden fich auch viel Tauſend Augen und viel Taufend Herzen dorthin; 
aber in feinem Auge ift bange Ermartung, in feinem Herzen Bejorgniß. 
Denn Jeder weiß vorher, daß der königliche Gruß treu und fchlicht lauten 
wird, ein rechtes Königswort an welchem Niemand drehen und deuteln 
fann. 

Bei dem Feftmahle brachte der König folgenden Trinkſpruch aus: 

„sh erhebe Mein Glas, um das neue Jahr zu begrüßen. » Auf 
das vergangene bliden wir mit Dank, auf das beginnende mit Hoff: 
nungen. Der Dank gebührt dem Heere, das von Sieg zu Sieg ge- 
zogen; Mein Dank aber den anmwejenden deutfchen Fürten, die theils 
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Führer in diefem Heere geweſen find, theils fich ihm angefchlofjen hatten, 
Die — richten ſich auf die Krönung des Werkes, einen ehren- 
vollen Frieden.“ 


‘ 


Trinkſpruch des Großherzogs von Baden: 


„Seftatten Em. Königliche Majeftät, daß ich im Namen der hier an- 
wejenden deutſchen Fürften aufrichtig danke für die wohlwollenden Gefin- 
nungen, welche Höchftdiefelben auszufprechen — Es ſei mir auch 
geſtattet, den Gefühlen der Freude Ausdruck zu geben darüber, daß 
es uns vergönnt iſt, beim Beginn dieſes vielverheißenden Jahres um 
den ſieggekrönten Königlichen Heerführer verſammelt zu ſein. Das deutſche 
Heer hat unter Em. Königlichen Majeſtät glorreicher See die Ein- 
er der deutjchen Nation gegen den äußern Feind erfämpft. Em. König- 
ihe Majeftät haben im Bereine mit den deutjchen Fürften und freien 
Städten den unjhägbaren Werth diefes heldenmüthigen Kampfes wohl er- 
kannt und denfelben bethätigt in dem Streben, die innere Einheit der 
— kun ihönjten Lohn für die großartigen Opfer zu dauernder Größe 
zu erheben. 

Der heutige Tag ift dazu beftimmt, das ehrwürdige deutſche Reich in 
verjüngter Kraft entjtehen zu ſehen. Ew. Königliche Majeftät mollen aber 
die angebotene Krone des Reiches erft dann ergreifen, wenn fie alle Glieder 
defjelben ſchützend umfaſſen kann. 

Nichtsdeſtoweniger erbliden wir heute ſchon in Em. Königlichen Ma- 
jeftät das Oberhaupt des deutichen Kaiſerreichs und in deſſen Krone die 
Bürgſchaft unmiderrufliher Einheit. König Friedrich Wilhelm IV. jagte 
vor 21 Jahren: „Eine Katferfrone kann nur auf dem Schlachtfelde er- 
rungen werden.“ Heute, da diefes Königliche Wort fich glänzend erfüllt 
bat, dürfen wir uns wohl Alle in dem Wunfche vereinigen, e8 mögen 
Em. Königlihen Majeftät durch Gottes Gnade noch recht lange und ge— 
fegnete Jahre vergönnt fein, diejesgeheiligte Symbol deutjcher Einheit und 
Kraft in Frieden zu tragen. Zur Bekräftigung diefes aufrichtigen —— 
rufe ich die Worte aus, welche der hohe Verbündete Ew. Königlichen Ma— 
jeſtät, der König von — zu er Bedeutung erhoben hat: 
„Hoch lebe Se. Majeftät König Wilhelm der Siegreiche!“ 


18® 


20. Proclamation und Anerkennung des 


deutſchen Keichs. 


1871. Die Proclamation des Deutſchen Kaiſerreichs. 
18. Januar. An das deutſche Volk. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen, 
nachdem die Deutſchen Fürſten und freien Städte den einmüthigen 
Ruf an Uns gerichtet haben, mit Herſtellung des Deutſchen Reiches 
die ſeit mehr denn 60 Jahren ruhende Deutſche Kaiſerwürde zu er— 
neuern und zu ei au und nahdem in der Berfafjung ded Deut: 
ihen Bunded die entiprehenden Beitimmungen vorgejehen find, be 
funden hiermit, daß Wir es ald eine Pflicht gegen dad gemeinfame 
Vaterland betrachtet haben, diefem Rufe der verbündeten Deutſchen 
Fürften und Städte Folge zu leiften und die Deutiche Kaiſerwürde 
anzunehmen. Demgemäß werden Wir und Unjere Nachfolger an der 
Krone Preußen fortan den Kaiferlihen Titel in allen Unferen Bezies 
bungen und Angelegenheiten des Deutſchen Reiches führen, und hoffen 
zu Gott, daß ed der Deutihen Nation gegeben fein werde, unter dem 
Wahrzeichen ihrer alten Herrlichkeit das Vaterland einer jegensreichen 
Zukunft entgegenzuführen. Wir übernehmen die Kaijerlide Würde 
in dem Bemwußtjein der Pflicht, in deuticher Treue die Rechte ded 
Reichs und jeiner Glieder zu ſchützen, den Frieden zu wahren, die 
Unabhängigfeit Deutſchlands, geftüpt auf die geeinte Kraft jeines 
Volkes, zu vertheidigen. Wir nehmen fie an in der Hoffnung, daß 
dem Deutichen Volke vergönnt jein wird, den Lohn feiner heißen und 
opfermüthigen Kämpfe in bdauerndem Frieden und immerhalb der 
Grenzen zu genießen, weldhe dem Baterlande die ſeit Iahrhunderten 
entbehrte Sicyerung gegen erneute Angriffe Sranfreih8 gewähren. Uns 
aber und Unjeren Nachfolgern an der Kaijerfrone wolle Gott ver: 
leihen, allzeit Mehrer ded Deutichen Reichs zu fein, nicht an kriege— 
riichen Eroberungen, jondern an den Gütern und Gaben des Friedend 
auf dem Gebiete nationaler Wohlfahrt, Freiheit und Gefittung. 

Gegeben Hauptquartier Berjailled, den 18. Januar 1871. 

Wilhelm." 
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Armeebefehl des Kaijerd und König. 


„Mit dem heutigen für Mich und Mein Haus denfwürbigen Tage 
nehme Ich im Einverftändnig mit allen deutfchen Fürften und unter Zu— 
fiimmung aller deutjchen Völker neben der von Mir durch Gottes Gnade 
ererbten Stellung des Königs von Preußen auch die eine Deutjchen 
Kaifers an. 

Eure Tapferkeit und Ausdauer in diefem Kriege, für melde Ih Euch 
wiederholt Meine vollfte Anerkennung ausfprah, hat das Werk der in- 
neren en ennn bejchleunigt, ein Erfolg, den Ihr mit Ein- 
ſerung Eures Blutes und Eures Lebens erkämpft habt. 

Seid ftet3 eingedent, daß der Sinn für Ehre, treue Kameradjchaft, 
Tapferkeit und —28 eine Armee groß und ſiegreich macht; erhaltet 
Euch dieſen Sinn, dann wird das Vaterland immer, wie heute, mit Stolz 
auf Euch blicken und Ihr werdet immer ſein ſtarker Arm ſein. 


Hauptquartier Verſailles, 18. Januar 1871. 
Wilhelm.“ 


Die Feier der VBerfündigung des Deutſchen Kaiſerthums 
in Berfailles. 


(Nah dem „Staats Anzeiger.“) 


„In dem Schloffe Ludwigs XIV. in dem alten Site einer feindlichen 
Macht, die Jahrhunderte hindurch Erniedrigung und Zerfplitterung Deutjchlands 
auf ihre Fahnen gejchrieben hatte, fand am 18. Januar, dem 170jährigen Ge- 
benftage bes Ben Königthums, die feierliche Proflamation des Deutſchen 
Kaiferreiches ftatt. Wenn auch bie Verhäftniffe ber Zeit es bedingten, daß bei 
diefer für ewig benfwürbigen Feier die Armee das Deutſche Volk zu vertreten 
hatte, jo waren Doc die Augen der ganzen Nation, erfüllt vom Dank für das 
erreichte Ziel der Einigung, auf die Stelle gerichtet, wo im Kreife der Fürften, 
ber Heerführer und der Truppen König Wilhelm verkündete, daß Er für Sich 
und Seine Erben an ber Krone Preußens ben altehrwürbigften Titel bes Deutichen 
Kaifers in neuem Glanze wieberberftellen wolle. 

Die unabweislihen Pflichten des Kriegsdienftes verhinderten, daß alle Theile 
bes um Paris lagernden Deutichen Heeres fih in gleihmäßiger Stärke an ber 
Kaiferfeier betbeiligten. Bon den entfernter liegenden Truppen, wie von benen 
der Maas- Armee, hatten nur einzelne Deputationen entſandt werben können. 
Die oberften Führer aber und mit ihnen Abgejandte der Offiziercorps waren zur 
Stelle erfhienen. Auch für das Bereich ber III. Armee hatte die Ordre bes 
Kronprinzen beftimmt, daß von jedem Regiment 3—4 Bertreter in Begleitung 
ber Fahnen und auferbem von den höheren Offizieren nur diejenigen nad Ber- 
failles fich begeben jollten, denen die dienftlihen Intereffen eine kurze Abweſenheit 
von ihrem Kommando erlaubten. Den beiben bayerifhen Corps war freigeftellt 
worben, ob fie an ber Feftlichleit Theil nehmen wollten. Sie entſprachen biefer 
Aufforderung, indem fie den größten Theil ihrer Fahnen nach Berfailles abſchickten 
und außerdem ſich durch bie ſämmtlichen Prinzen des bayeriihen Königshauſes, 
bie im Felde vor Paris fteben, fowie durch zahlreiche Deputationen der Offiziere 
und mehrere Detachements Königlich bayeriiher Soldaten vertreten ließen. 

Am Morgen bes 18. begab fi) der Kronprinz nah dem Schloß, um bier 
Seinen Erlaudten Vater zu empfangen. Auf dem Schloßhof ftand, ebenjo wie 
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vor der Hauptwache, als Ehrenwade eine Compagnie bes (7.) Königs- Grenabier- 
Regimentes mit ber Fahne. 

Se. Majeftät verließen Allerhöchſt Ihr Hauptquartier Schlag 12 Uhr. Bor 
dem Schloſſe angelommen, ließen Allerhöchſtdieſelben e8 auch heute Sich nicht 
nehmen, die Truppen der Ehrenwache zu injpiciren. 

Während Se. Majeftät, umgeben von den Prinzen, ben Fürften, Generalen 
und Miniftern, noch einige Augenblide in den Borzimmern ber Feſträume ver- 
'weilten, batte fich in bem Saale, wo bie Feierlichkeit ftattfinden follte, der Ga- 
lerie des Glaces, die Berfammlung geordnet. An ber Sübfeite, bie nach dem 
Park geht, rechts und links von dem mit einer rotben Dede befleideten Altar, 
welche als Symbol das Zeichen bes Eifernen Kreuzes trug, flanden bie Truppen, 
welche bie Fahnen nad BVerfailles begleitet hatten. Die Fahnen jelbft, von ben 
Fahnenträgern gebalten, batten ihren Play auf einer Eftrade an der Oſtſeite 
bes Feftraumes. Die Zahl der anmwejenden Offiziere betrug zwiſchen 5- und 600. 

Bald nad 124), Uhr traten Se. Majeftät in ben Feftfaal ein, während ein 
Sängerhor, zuſammengeſetzt aus Mannjhaften des 7., 47. und 58. Regiments, 
das „Jauchzet dem Herrn alle Welt“ anftimmte.. Der König nahm in ber 
Mitte vor dem Altar Aufftellung, im Halbkreife um Se. Majeftät die Prinzen 
und Fürften; ber Kronprinz, Prinz Carl und Adalbert von Preußen, ber 
Kronprinz unb Prinz Georg von Sachſen, die Grofiberzöge von Baben, 
Sachſen und Oldenburg, die Herzöge von Coburg, Meiningen und Altenburg, 
bie Prinzen Otto, Luitpold und Leopold von Bayern, bie Prinzen Wilhelm 
und Auguft, fowie die Herzöge Eugen ber Xeltere und Eugen ber Jüngere 
von Württemberg, bie Erbgroßherzöge von Sachſen, Medlenburg- Schwerin und 
Strelig, die Erbprinzen von Meiningen, Anhalt, die Fürften von Schaumburg- 
Lippe und Schwarzburg- Rubolftabt, ber Erbprinz von Hohenzollern, der Land- 

raf von Heflen, der Herzog von Auguftenburg, die Fürften von Wied, Putbus, 

Pleß, die Prinzen von Reuß, Eroy, Biron von Kurland. Hinter ben 
Fürſten und ihnen zur Seite ftanden die Generale und Minifter. An ver Spike 
bes linten Flügels der Bundesltanzler und ber Haus- Minifter Freiberr von 
Schleinitz, rechts Staats» Minifter Delbrüd. 


Nah dem Chorgefang fang die Gemeinde einen Vers des Chorals: „Sei 
Lob und Ehr'.“ Dann folgte die Liturgie und darauf die Feftrede. Nachdem 
ber Gefang: „Nun danket Alle Gott“ und ber Segen die kirchliche Feierlichkeit 
beendet hatten, jchritten Se. Majeftät durch die Reihen der Berfammlung auf bie 
Eitrade zu, verlafen vor den Fahnen die Urkunde der Verkündigung bes Kaijer- 
reih8 und gaben dann dem Bundeskanzler den Befehl zur BVerlefung der „Pros 
Mamation an das Deutſche Boll.“ Mit lauter Stimme rief darauf der Großherzog 
von Baben: „Se. Majeftät der Kaifer Wilhelm lebe hoch!“ 

Unter ben Klängen ber Volkshymne ftimmte die Berfammlung dreimal be- 
geiftert ein. 

Se. Kaiferlihe Majeftät umarmten dann den Kronprinzen, ben Prinzen 
Earl und die ihm perjönlih verwandten Fürften. Dann ließ der Kaiſer die 
Deputationen der Offiziere an fich worüber paffiren und ging an ven Reiben ber 
im Saale aufgeftellten Truppen entlang. Die Mufilcorps batten ſich inzwijchen 
in dem an bie Gallerie öſtlich anftoßenden „Friedensſaal“ aufgeftellt. Sie be- 
grüßten Se. Majeftät, als Allerhöchftviefelben von den Prinzen, Fürften und Ge 
neralen begleitet, ben — verließen, mit dem Hobenfriebberger Marſch. Die 
Dffiziere —* Sr. Majeſtät; die Fahnen wurden von ben begleitenden Mann- 
Ihaften in Empfang genommen.“ 
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14. Januar. Schreiben des Kaifers uud Königs an die deutſchen 
Fürften und Städte. 


„Durchlauchtigſter Fürft, freundlich lieber Vetter und Bruder! 

Nahdem Em. Königlihe Majeftät (Hoheit) in Gemeinſchaft mit der 
Geſammtheit der deutichen Fürften und freien Städte die Aufforderung 
ur Herftellung der Deutſchen Kaiſerwürde Mir haben zugehen Laffen, 

nfe ih Em. Königlihen Majeftät für diefen Beweis Ihres Bertrauens 
nnd halte für eine Mir gegen das gemeinfame Vaterland obliegende 
Pfliht, dem an mich ergangenen Rufe Folge zu leiten, 

Ich nehme die deutjche Kaiſerkrone an, nicht im Sinne der Macht: 
anfprühe, für deren Bermwirklihung in den ruhmpollften Zeiten unferer 
Geſchichte die Macht Deutjchlands zum Schaden feiner inneren Entwides 
lung eingefegt wurde, fondern mit dem feften VBorfage, fomeit Gott Gnade 
giebt, als deutjcher Fürft der treue Schirmherr aller Rechte zu fein und 

a8 Schwert Deutichlands zum Schuge defelben zu führen. 

Deutichland, ftarf durch die Einheit feiner Fürften und Bölfer, bat 
feine Stellung im Rathe der Nationen wiedergemonnen und das deutjche 
Bolt hat weder das Bedürfniß noch die Neigung, über feine Grenzen 
hinaus etwas anderes al3 den auf gegenfeitiger Achtung der Selbſtändig— 
feit und gemeinfamer Förderung der Wohlfahrt begründeten Verlehr der 
Bölfer zu erſtreben. 

Sicher und befriedigt in fich felbft und im feiner eigenen Kraft, wird 
das deutſche Reich, wie ich vertraue, nad) fiegreicher Beendigung des 
Krieges, in welchen ein unberechtigter Angriff uns vermwidelt hat, und nad) 
Sicherſtellung feiner Grenzen gegen Frankreich ein Reich des Friedens und 
des Segens Sn, in welchem das deutjche Volk finden und genießen wird, 
was e3 ſeit Jahrhunderten gefucht und erftrebt hat. Mit der Berfiherun 
der außgezeichnetiten Hochachtung und wahren Freundichaft verbleibe ie 
Em. Königlihen Majeſtät freundwilliger Vetter und in 

ilhelm.“ 


20. Januar. Antwortfchreiben der Fürſten und freien Städte *). 


Dom König Johann von Sachſen. 


Durdlaudtigfter, Großmächtigfter Kaifer, 
freundlich lieber Better und Bruder! 

„Eurer Kaiferlihen und Königlihen Majeftät geehrte8 Schreiben, 
welches ich durch Allerhöchft Deren Gefandten empfing, hat mich mit hoher 
Befriedigung erfüllt. Innig erfreut über das in demjelben ausgejprochene 
Anerkenntniß der Gefinnungen, die mich in diefer Angelegenheit geleitet 
haben, erkenne ich in der Erfüllung des von uns einftimmig gefellten 
Antrags ein Pfand des Heil für das große deutiche Vaterland. 

ie edlen Abfichten, melde Eure Kaiferlihe und Königlihe Ma- 
jeftät bei diefer Gelegenheit an den Tag legen und denen is nur voll- 


? Aehnliche Antwortireiben, wie die obenftebenden des Königs von Sachſen und bes Ham- 
‚ find von allen beutfhen Fürſten und von ben Senaten zu Bremen und Lübed er⸗ 
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fommen beiftimmen kann, erweden die befte Hoffnung auf eine glückliche 
Zukunft für daß mieder aufgerichtete Reich deutſcher Nation. 

Möge e8 Eurer Kaiferlichen und Königlichen Majeftät, zunächſt durch 
Gottes aa gelingen, den fo ruhmreich begonnenen und fortgejegten 
Kampf fiegreih zu Ende zu führen. Möge auch der Geift weifer Mäßi— 
gung, der Eurer Kaiferlihen und Königlihen Majeftät Schritte leitet, 
und in nicht zu ferner Zeit die Wohlthat eine ehrenvollen, geficherten 
und dauerhaften Friedens zu Theil werden lafjen. Möge dann Deutich- 
land unter Eurer Majeftät Fräftiger und umfichtiger Bührung die Seg— 
nungen deffelben in vollem Maße genießen, die unvermeidlihen Wunden 
des jchweren Kampfes ſich allmählich ſchließen ſehen und auch nach Außen 
* als ein geachtetes Mitglied der europäiſchen Völlerfamilie feine Stimme 

r alles Gute und Rechte zur Geltung bringen. 

Eurer Kaiferlihen und Königlihen Majeftät 

freundmwilliger Better und Bruder 


Dresden, am 20. Januar 1871. Jo hann. 


22. Januar. Antwortſchreiben des Hamburger Senates. 


„Ew. Kaiſerliche Majeſtät haben geruht, uns durch das Allerhöchſte 
Schreiben aus Verſailles d. d. 17. d. M., Kunde zu geben von der An— 
nahme der Kaiſerwürde, mit der Verheißung, als Deutſcher Fürſt der 
treue Schirmherr aller Rechte zu ſein, das Schwert Deutſchlands zum 
Schutze deſſelben zu führen und ein Reich des Friedens und Segens zu 
Ki in welchem das deutfche Volk finden umd genießen werde, was 
es jeit Jahrhunderten gefucht und erftrebt hat. Mit tiefempfundenem 
Danke haben wir diefe hochherzigen Zuficherungen empfangen und nahen 
uns Em. Kaiferlihen Majeftät, um unferen — Segenswünſchen 
Worte zu leihen, mit denen wir und unſere Mitbürger Ew. Kaiſerlichen 
Majeſtät als Deutſchen Kaiſer begrüßen. Von dem erſten Deutſchen 
Kaiſer von Deutſchland gegründet und ſchon früh unter dem Kaiſerlichen 
Schutze zu einer ſchönen Blüthe und einem —* Gedeihen entwickelt, 
* die alte Reichsſtadt Hamburg mit ihren Bürgern den Deutſchen 

aiſern ſtets unwandelbare Treue bewahrt. Möge Ew. Kaiſerliche Ma— 
jeſtät überzeugt ſein, daß die Enkel des leuchtenden Beiſpiels ihrer Vor—⸗ 
fahren eingedenk bleiben und für alle Zeiten in guten und böſen Tagen 
feſtſtehen werden zu Kaiſer und Reich. Geruhen Ew. Kaiſerliche Majettät 
die Verſicherung der tiefften Ehrerbietung entgegenzunehmen, mit welcher 
verharren Em. Kaiferlichen Majeftät treu ergebene 
Der Senat der freien und Hanfaftadt Hamburg. 
Der Präfident des Senates: Kirhenpauer.“ 


1870. Die Berathung und Annahme der Verträge in Bayern, 


30. Dezember. Rebe bes Fürften Hohenlohe in der Kammer ber Reichsräthe. 
„Meine Herren! Ich ftimme für die Annahme bes Vertrages. Wenn id 

mir erlaube, mein Botum mit einigen Worten zu begründen, jo geſchieht es nicht 
in der Abficht, Sie davon zu überzeugen, daß diefer Vertrag die Selbftftändigfeit 
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Bayerns unbeeinträchtigt laffe. Ich geftebe offen zu, baf bie bayeriſche Selbftflän- 
bigfeit ober, befier gejagt, die Sonderftellung Bayerns in Deutichland durch biefen 
Bertrag mehr und tiefer erfchüttert wird, als durch irgenb eine flaatsrechtliche 
ober internationale Berbinbung, in welder ſich Bayern feit Abichluß bes weftfä- 
fiihen Friedens befunden hat. Allein, meine Herren, mir fcheint bie Frage nicht 
fo zu liegen, ob bie bayerijche Selbftftändigleit durch den Bertrag gefährvet fei, 
und wir deshalb ihn ablehnen müßten, fonbern wir müffen uns bie Frage fo 
ftellen: Sollen wir, trog ber Beſchränkung der Selbftftändigkeit, welche der Ber- 
trag mit fi bringt, ihm dennoch zuftimmen? Und auf dieſe Frage muß ich ent» 
ſchieden mit „Ja“ antworten. Ich flüge mich dabei auf bie uns vorliegenden 
Thatſachen. Wollen Sie mich aber nicht mifverftehen. Ich bin fein blinder An— 
beter des Erfolgs. Meine politische Vergangenheit giebt dafür Zeugnif. Wenn 
ih aljo von ber beftimmenben Macht der biftorifchen Thatſachen rede, fo meine 
ih damit nicht die großen Ereigniffe dieſes Jahres allein. Nein, ich gebe weiter 
zurüd auf die ganze deutſche Entwidelung. Da ſcheint es mir nun, baf zwei 
Thatſachen ganz befonbers dazu beigetragen haben, bie bayrifche Politik in neue 
Bahnen zu leiten, und bie Stellung Bayerns, wie fie fih im Laufe ber lebten 
Jahrhunderte entwidelt bat, zu mobifiziren und Bayern fefter an Deutfchland 
anzuſchließen. 

Die eine dieſer Thatfachen iſt das erwachte Nationalgefühl des deutſchen 
Volkes, die andere bie veränderte Machtſtellung der deutſchen Großmächte. Mit 
ber Königswürde hatte Bayern im Jahr 1806 ben Höhepunkt jener Politik er- 
reicht, welche ich als bie Politif ber Sonderftellung bezeichnet babe, und bie in 
ber Lage bes deutſchen Reichs unb in ber Abtwefenbeit jebes deutſchen National» 
gefübls ihre Erklärung, wenn nicht ihre Berechtigung, fand. Der beutfche Reiche- 
verband, jeit dem weftfälifchen Frieden fih immer mehr zerbrödelnd, war endlich 
ganz zufammengebroden, und Bayern erlangte bie volle Souveränetät. Aber jchon 
mwenige Jahre darauf verzichtete e8 auf mwejentliche Rechte zu Gunften bes veutichen 
Bundes. Und was bier vor allem beftimmendb eingewirkt bat, war bie Achtung 
vor dem erwachten Nationalgefühl bes deutſchen Volles. Die Erhebung ber 
Freiheitsfriege hatte die Fortſetzung der Politik des Rheinbundes unmöglich gemacht. 

Und als im Jahr 1866 Bayern zum zweitenmal jene zweifelbafte Freiheit 
ber Entſchließung durch bie . bes beutjchen Bundes zu Theil mwurbe, 
beeilte e8 fih, Die gewonnene — * ſofort wieder in dem Allianz» 
vertrage vom 22. Auguſt zum Opfer zu bringen; augenſcheinlich geleitet von dem 
Gedanken, daß das deutſche Nationalbewußtſein dem bayeriſchen Staat keine andere 
Politik möglich machen werde, als diejenige, welche in den Beſtimmungen des 
Allianzvertrages ihren Ausdruck gefunden hat. 

Auch Sie, meine Herren, ſtanden im Herbſte des Jahres 1867 vor einem 
ſolchen Wendepunkte der Geſchichte Bayerns, als es ſich um die Erneuerung des 
Zollvereins und um Annahme oder Ablehnung des darauf bezüglichen Vertrags 
handelte. Sie haben ſich in Ihrer Mehrheit damals nicht entſchließen können, 
den Verſuch einer Sonderſtellung in wirthſchaftlicher Beziehung zu wagen, die 
folgerichtig zur politiſchen Iſolirung geführt haben würde. Sie haben Ihren 
Entſchluß nach ernſten Zweifeln gefaßt und Sie baben zugeſtimmt, weil eben eine 
undeutſche Politik in einem beutihen Staate nicht mehr möglich war. 

Und als in diefem Sommer der entjcheidende Augenblif an Sie berantrat, 
wo es zum lebten Male möglich ſchien, den Weg zu betreten, ber Bavern bie 
Stellung bes Jahres 1806 hätte zurücdgeben fünnen, haben Sie ben Lodungen 
wiberftanden, melde eine Partei dem bayeriſchen Volke vormalte, die man mit 
Recht die vaterlandlofe nennt — Sie haben jene Neutralität, welche zur franzö— 
ſiſchen Allianz führen mußte, zurückgewieſen, und haben mit einftimmigem Be— 
ſchluſſe den Weg betreten, der nicht allein fir uns ber Weg der Ehre war, ſondern 
auch für unfere Armee zum Wege der Ehre und unvergänglichen Ruhmes ge- 
worden ift. 

Damals rief mir ein politiicher Gegner zu: „Nun ift das deutſche Reich 
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fertig!” Und nicht deshalb ift jene Vorausſagung Wahrheit geworben, weil aus 
ber Waffenbrüberjchaft mit Nothwendigkeit auch bie Unterorbnung unter ben 
mädhtigeren Allürten zu folgen hätte, fjonbern deshalb mußte jenes Wort zur 
Wahrbeit werben, weil das deutſche Nationalgefühl in diejem Kriege zu einer 
Macht geworben ift, und eine Gewalt erlangt hat, vor ber ſich auch die Vorliebe 
für altgewohnte Berbältniffe beugen muß, und vor ber ber Gegenfat ber beutjchen 
Stämme gegen einander verſchwunden ift. 

Dieles Selbftbewußtiein der Nation ift aber kein leerer Gedanke geblieben, 
es bat eine thatfähhlihe Grundlage gewonnen in ber emporfteigenden Macht des 
Haufes Hohenzollern. 

Wie die Machtftellung Bayerns im beutichen Reich aus dem allmähligen 
Zerfall der Reichsmacht herausgewachſen ift, fo war die Stellung Baverns im 
deutſchen Bunde das Ergebniß des Dualismus. In der Rivalität der beiden 
beutihen Großmächte lag das Lebensprinzip der bayerijchen Selbſtſtändigleit wäh— 
renb ber Dauer bes deutſchen Bunbes. 

Als durh die Erfolge der preußiihen Waffen der Bund gefprengt und 
Defterreih aus Deutichland ausgeichloffen war, konnte das Hebergewicht Preußens 
in Deutſchland nicht länger zweifelhaft fein. Für Bayern blieb jeit jener Zeit 
nur die Wahl, fih entweder den Bemühungen berjenigen anzufchließen, welche 
die Ereigniffe des Jahres 1866 durch erneute Kämpfe vernichten wollten, oder zu 
verjuchen, eine den thatjächlichen Berhältniffen Rechnung tragende, für die Selbft- 
ftändigfeit Bayerns möglihft günftige Stellung in Deutſchland zu erlangen. Sie 
wiffen, daß ich mich der legteren Meinung anſchloß, und kennen die Bemühungen, 
welche bie bayerifche Regierung während der Zeit meiner Amtsführung aufge 
wendet bat, um biejes Ziel zu erreihen. Wenn die Unterhanblungen der baye- 
riſchen Regierung geicheitert find, fo kann ich meine damaligen politiihen Gegner 
des In» und Auslanbes nicht von Schuld freiiprehen. Das geringe Maß von 
Opfern, mit welchem damals noch bie Verbindung mit bem Norben zu erreichen 

ewejen wäre, erjchien meinen politiichen Gegnern des Inlandes als übergroße 
Beichränfung ber Selbftftänbigkeit. Das Ausland, deſſen Einfluß fih geltend 
machte, ſah darin eine Berlegung bes Prager Friebens. Das Lofungswort war: 
Aufrechterhaltung des status quo. Wohl nicht ohne die file Hoffnung auf 
Wiederberftellung des status quo ante, d. b. auf Wieberherftellung eines bem 
deutſchen Bunde ähnlichen Zuftandes unter gleichzeitiger Nieberwerfung Preußens. 

Diefe Plane und Hoffnungen hat die von ben Gegnern unterſchätzte Kraft 
bes preußifchen Volles und Heeres, hat die beutfhe Gefinnung Süddeutſchlands, 
bat vor allem endlich der männliche Entſchluß unferes Königs im Juli d. I. zu 
nichte gemacht. Jene ie find in ben Schladhten des deutſchen Krieges und 
in den Verträgen von Berjailles begraben worben. 

Dieſe Verträge find aber nicht das Reſultat ſüddeutſcher Schwähe unb 
norbbeuticher Ueberliftung. Sie find das naturnothwendige Ergebniß einer ge- 
ſchichtlichen Entwidelung, in welche hemmend einzugreifen nicht dem Inbivibuum 
und nicht einzelnen Staaten von der Größe Bayerns vergönnt ift. 

Der Bertrag in feinen Einzelheiten tritt zurüd vor der großen Thatſache 
bes neugegrünbeten beutjchen Reichs. Hier ift ber Keim einer großen Zukunft für 
Deutihland gelegt. Und die hochherzige Initiative unferes Königs, jowie die un- 
eig Zuftimmung ber deutſchen Souveräne, giebt die Bürgichaft, daß Kaiſer 
und Reich auch wirklich Wejen und Inhalt gewinnen werben. 

Wenn unfer beutiges Botum bazu beiträgt, daß ein Deutiches Reich mit 
ftarker Centralgewalt und freigewäbhlter Volksvertretung gejchaffen wird; wenn von 
nun an an bie Stelle rubelofer und unfruchtbarer Sonberbeftrebungen eine deutſche 
Politik tritt, an ber wir loyal und ehrlich mitarbeiten; wenn, wie Se. Königliche 
Hobeit Prinz Ludwig mit Recht bemerkte, bie fefte Geftaltung des Deutichen 
Reichs die Möglichkeit gewähren wird, mit bem öfterreichiich - ungarifchen Nachbar- 
reiche dauernde freundichaftliche Beziehungen zu begründen, welche allein geeignet 
find, eine Garantie für die Erhaltung des europäifchen Friedens zu bieten; wenn 
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von jest an in allen Ländern bes Erbballes jeder Deutſche ftolz jein kann, ſich 
Bürger des Deutjchen Reichs zu nennen, des Reichs, das ihn ſchützt, und feine 
Iutereffen fördert — wenn biejes Ziel erreicht wird, dann fünnen wir wahrhaftig 
fagen, daß wir Theil haben an einer großen That, indem wir dem Vertrag zu— 
flimmen, und daß die Ströme von Blut und Thränen, welche biejer Krieg Toftet 
nicht umſouſt gefloffen find.” 


14. Dezember. Rede des YJuftiz-Minifters von Lutz in der Kammer ber Ab- 
georbneten (Auszug). ; 


„Wenige Tage, nachdem dieſes Haus dem von Seiner Majeftät unſerm 
allergnäbigften Könige und Herrn hochgeſchwungenen Banner folgend, ſich ent- 
fchloffen hatte, die angelobte Bertragstreue zu halten, reibten fich aneinander bie 
merkwürdigen Schlachten von Weißenburg, Wörth, Saarbrüden, Met und Seban, 
in denen die Waffenbrüberfchaft der Deutichen Heere mit theuer erfauften und im 
edlem Wettftreite errungenen Siegen bekräftigt wurbe. Die Deutichen Grenzen 
waren bamit gefihert und bie beutjchen Lande von grenzenlofem Jammer und 
unfägfihem Elend für immer befreit. Auf athmete jebes Deutſchen Bruft und 
heiße Dankesgebete entquollen unjeren Herzen. Aber mächtiger noch als wor 
über bie Abwehr des Feindes von Heerb und Hof, mächtiger noch als bie Genug- 
thuung über die Sicherheit unjerer Grenzen, über die Sicherung unferer Frauen 
und Kinder, mächtiger noch als bie Genugthuung über den errungenen Waffen- 
ruhm entfaltete fih der Gedanke, daß wir alle biefe Herrlichkeit und Ehre ber 
Einigleit des Deutſchen Bolfes verdanken, entfaltete ſich die Ueberzeugung, daß 
bieje Einheit nie mehr auseinanberfallen dürfe, mächtiger noch entfaltete fich bie 
Deutſche Idee. Im biejer Zeit reifte bei der Königlichen Staatsregierung ber 
Gedanke, daß der Verſuch, ein einiges Deutjchland unter einer einheitlichen Ber- 
faffung wieber berzuftellen, nicht länger mehr verfchoben werben bürfe. . . Unfere 
Abfiht und unfere Auffaffung war die, daß Deutichland nicht für alle Zeit in 
einzelne Theile zerfallen fein könne, und daß bie Zeit, von welcher ich eben zu 
ſprechen die Ehre hatte, die rechte, bie einzige Zeit fei, in welcher dieſe Geftaltung 
in entſprechender Weiſe, entſprechend nad jeder Richtung, von uns geichaffen 
werben könne. Die Königl. Staatsregierung ergriff die Initiative für bie Ge- 
ftaltung Deutichlands. Es ift biefes von competenter Seite an benkwürbigem 
Drte zugeftanden worben. 

Wir rechten nicht mit dem Redner, ber die Initiative dem Volle vinbicirte. 
Ich glaube, wir überheben uns nicht, wenn wir in Bezug auf die Deutſche Po- 
fitit behaupten, daß wir uns Eins wiffen mit dem Bolfe, deſſen Geichide wir 
bis zu diefer Stunde zu leiten berufen geweſen find. 

Unter allen Umftänden laffen wir uns genügen mit dem Bewußtfein, unter 
den Deutihen Regierungen die erfte geweſen zu fein, melde es verfuchte, bie 
Deutihe Idee vom Gebiete ber theoretifhen Erörterungen auf bas Gebiet ber 
Thatſachen binüberzuführen. . . 

Biele Jahrhunderte hindurch hatte Bayern — von ber Zeit au, da man 
feinen Namen zum erften Male genannt hat — einen Theil des Deutjchen Reiches 
gebildet. Bon je hat es Leib und Freud mit Deutichland getheilt; feine Geſchichte 
war fo eng als die irgend eines andern beutichen Gebietes mit ber bes deutſchen 
Boltes verbunden, und als das Deutfche Reich zerfallen, als die Zeit bes erften 
Napoleon vorüber war, in welder Bayern zum Königreiche erhoben worden ift, 
jene Zeit, die gleihwohl Niemand eine Zeit der freien Selbſtbeſtimmung für 
Bayern nennen wird, wenn e8 auch nicht mehr dem Kaifer untergeben und nicht 
mehr Einem Reiche eingefügt gewejen ift, als jene Zeit vorüber war und man 
an bie Neugeftaltung Deutſchlands ging, da dachte Niemand daran, aus Bayern 
einen international ganz unabhängigen Staat zu machen. Auch nach dieſer Zeit 
war Bayern trog unbezweifelter Souveränetät den Dispofitionen untergeben, 
welche nach ber damals beftehenden Verfaffung die Gemeinfamleit über Deutich- 
land zu treffen berufen geweſen if. Erſt das Jahr 1866 bat, nachdem die Uns 
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baltbarkeit des bisherigen Zuftanbes nachgewiefen war und noch Niemanb in ber 
Lage geweſen ift, einen annehmbaren Vorſchlag darliber zu machen, wie ſich bie 
Sade in der Folge geftalten follte, Bayern eine völlige Unabhängigkeit von ver⸗ 
fafjungsmäßigen Berbinbungen mit ben übrigen Deutſchen Staaten und eine 
völlig unabhängige internationale Stellung gebradt. Aber auch diefe Wanbelung 
vollzog fih, darüber ift fein Zweifel, nicht etwa in ber Weife, daß es irgend 
Jemand beabfichtigt hätte, es follte fo werben und nicht anders. Nur die Unreife 
le bat zu biefem völlig unabhängigen internationalen Stanbpunft 
geführt. 
Niemand war im Zweifel darüber, ich wenigftens babe mich von jeher zu 
ber Anficht befannt, daß die erfte große Krifis dem im Jahr 1866 geichaffenen 
Zuftande ein Ende mahen werde. Die Ungemwißbeit beftanb nur, meines Erach— 
tens, darüber, wie Diejes gejcheben werde, ob mit entiprechender Schonung unjerer 
berechtigten Eigenthümlichkeiten, ob dadurch, baf das Geihid über den Namen 
Bayern hinweggehe. Aber trot diefer unabhängigen Stellung waren und blieben 
bie Beziehungen Bayerns zum übrigen Deutichland jo eng, daß felbft Defterreich 
und Frankreich, welche doch das dringendfte Intereſſe gebabt hätten, alle Berbin- 
dungen zu löfen, ich will nicht jagen, es nicht wagten, aber es nicht für ange 
meſſen bielten, von ſoſchen Verbindungen gänzlich abzujehen. So eng waren unb 
blieben die Beziehungen Bayerns zu dem übrigen Deutjchland, daß in dem Augen- 
blide, in welchem ber alte Bund auseinanderfiel, an beffen Stelle die Allianz- 
verträge traten, bie uns in politifcher Beziehung enge mit Norddeutſchland und 
ben übrigen Deutihen Staaten in Verbindung bradten, und daß an die Stelle 
ber alten Beziehungen auf wirtbichaftlihem Gebiete der neuformulirte Zollverein 
trat, welder uns bereits zu dem Anfange eines verfaffungsmäßigen Zufammen- 
fchlufjes mit dem übrigen Deutichlanb führte. 

Meine Herren, ich denfe mir, es kann Niemand behaupten, daß uns bie 
Allianzverträge und ber Zollverein eine größere und wahrere Unabbängigleit ge- 
fihert hätten, als dies bei einem verfaffungsmäßigen Bünbdniffe der Fall iſt. Der 
wejentlihe Uuterfhieb zwifchen beiden beftebt darin, daß wir mit 
ben Allianzverträgen die Politif, bie man anderwärts zu maden 
für gut fand, einfach unfererjeits acceptiren mußten, wäbrenb wir 
jegt fortwährend in der Lage fein werben, bie gewidtige Stimme 
Bayerns in ber Ordnung der deutſchen Berhältnijfe zur rechten 
Zeit auf redlihem und ehrlichem Wege und, ich denke mir, nicht 
obne Erfolg zu verwertben. 

In Deutjhland haben die Parteien feit Jahren geftritten, wie das Bater- 
land geeinigt, wie feine Neugeftaltung gefördert werben ſollte. Man bat viel 
darüber geftritten, ob die öſterreichiſchen Deutſchen auch bei uns eine Stelle finden 
bürften, müßten, ob nicht. Darüber habe ich Niemand ftreiten hören, ob in einem 
Deutihen Bunde Bayern fein joll. 

Soldye Erwäguugen und die feft begründete Ueberzeugung, daß jet bie 
Zeit jei, um mit Wahrung aller berechtigten Intereffen das Ziel zu erreichen, 
bas wir früher ober fpäter erreihen mußten, biefe Ueberzeugung bat die Baye- 
riihe Staatsregierung zu ber von mir bereits erwähnten Initiative veranlaßt. 
Auh wenn Sie nüchterner, als wir es getban haben, bie Lage der Dinge be- 
trachten, werben Sie zu dem Schiuffe fommen, daß die Stellung, welde wir 
eingenommen baben, die allein richtige war, und daß wir auf dem rechten Wege 
—— ſind. Betrachten Sie die Lage der Dinge mit dem nüchternſten und 
älteſten Blicke ſo werden Sie, auch wenn es allen Ihren Empfindungen wider— 
ſpricht, zu dem Schluſſe kommen, daß Bayern gezwungen war, den Verſuch einer 
Neugeſtaltung Deutſchlands zu machen, ja, daß es in einer Zwangslage war. 

Nicht als ob von Seite der deutſchen Großmacht, mit der wir tranſigirt 
haben, irgend ein Zwang geübt worden wäre. In den loyalſten Worten hat 
man uns zu wiederholten Malen beftätigt, wir würden von feiner 
Seite einen Zwang zur Eröffnung und Weiterführung der Ber- 
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bandlungen über die Neugeftaltung Deutſchlands zu erleiden haben, 
ja nicht einmal Borfhläge bat man uns gemadt, um, wie es in 
den betreffenden Eröffnungen beißt, nicht unfere Empfindungen 
zu verlegen. Schäten Sie dieſe Loyalität fo gering, als Ihnen gut dünkt, 
indem Sie jagen, man wußte auch von der anderen Seite, wie weit bie Mög- 
fichleit reichte, in Bayern eine vollftänbig ifolirte Stellung zu bewahren, jo hebt 
doch die Thatſache feft, daß man einen Bang nicht geübt hat. 

Und dennoch waren wir gezwungen, mit bem Norbbeutihen 
Bunde in Berbandlungen einzutreten, denn wir wußten mit Beftimmt- 
beit, daß wenn Bayern auch nicht dem Bunde ſich anfchließe, diejes von Seiten 
Württembergs, Badens und Heflens doch geſchehen würbe. Und mit diefem Augen- 
bfide war für uns, minbeftens für eine unferer ſchönſten Provinzen die Möglich« 
keit einer gebeihlichen Eriftenz außerhalb des Bundes ein für allemal bejeitigt. 
Ich vente mir, auf wirthſchaftlichem Gebiete wäre in fürzefter Zeit auch für bas 
übrige Bayern die Unmöglichkeit einer ifolirten Eriftenz eingetreten. Sie wiſſen, 
in weldem Maße wir bes Zollvereins bedürfen. Minveftens und fpäteftens bie 
Zeit, in welder die Zollvereinsverträge zu erneuern gewejen wären, würbe uns 
die Nothwendigleit, ohne Bedingung dem Bunde beizutreten, auferlegt haben. In 
biefem Sinne ſpreche ich von einer Zwangslage Bayerns. Die fibyllinifchen Bücher 
find ein abgebrojchenes Beifpiel, und doch babe ich in meinem Leben feinen Fall 
gejeben, in welchem bie Moral ber alten Sage von dieſen Büchern beffer am 
Plage geweſen wäre, als gerade jetzt. Darf ih Sie beun nit daran zurüder- 
innern, daß Preußen im Jahre 1866 bei Löfung bes alten Bundes Vorſchläge 

emacht bat, bie ben Eigenthümlichfeiten ber einzelnen Staaten noch ein wefentlich 
eieres Feld ließen, als jpäter bie Norddeutſche Bunbesverfaffung? Jene Propo— 
fitionen bat man zurüdgewiefen. Sie gingen ja viel zu weit! Sie entfernten ſich 
von dem alten Deutihen Bunde in einer Weife, daß man fich in Süddeutſchland 
mit biefen Propofitionen unmöglich vertragen konnte! Aus bem, was ich inzwifchen 
erlebt habe, — ih kann Ihnen biejes nicht mit Schwarz auf Weiß nachweifen, 
aber ih bitte Sie, glauben Cie es mir — babe ich die Heberzeugung gejchöpft, 
daß, wenn wir vor ber großen Krifis und bevor die Nation und Dasjenige, 
was bie Nation that, jo hoch ftand, wie in der leßten Zeit, das Anerbieten ge- 
macht hätten, uns mit dem Norddeutſchen Bunde abzufinden, baß, fage ich, bie 
Bedingungen, welde damals zu erlangen gewejen wären, noch ein ganz anberes 
Bild geboten hätten, als der Vertrag, den mir Ihnen heute vorlegen. 

Jetzt find wir wieder an dem Punkte, uns entjcheiden zu müffen; wir haben 
uns wieder über Bedingungen fchlüffig zu machen — meifen Sie fie nicht zurüd! 
Zum zweiten Male werben auch dieſe Bedingungen von feinem Neichstage, von 
feiner Bundesregierung bewilligt. Sagen Sie mir nicht, was man bisweilen 
bört: Wir wollen biefe Bedingungen nicht; wir wollen, wenn denn doch Bayern 
zu Grunde geben joll, mit Ehren zu Grunde gehen; fagen Sie mir nicht, wir 
wollen lieber annektirt fein. Ich betrachte dieſe Aeußerungen lediglich als vorläu- 
fige Aeußerungen des Unmutbes über eine Tage, von ver ich recht wohl fühle, 
daß fie für Mehrere in dieſem Haufe peinlich ift. Laffen Sie mid nun noch ber 
Empfindungen der Großbeutihen gedenken. Ich thue biefes ſehr gern, meine 
Herren, weil ih bis im die neuefte Zeit zu ben Großdeutſchen gehört babe und 
dem Herzen nah noch ein Großbeuticher bin. Den Schmerz der Herren, die ein 
Deutihland jet werben ſehen gegen ihre Wünſche, begreife ich wohl. Ich wünſchte 
auch, es wären alle deutſchen Brüder in bem Bunde vereinigt, den wir zu ſchließen 
im Begriff find. Es find nicht blos Sympathien allein, die mir biefe Worte in 
ven Mund legen, es find ſehr reale Erwägungen. Ich fühle ſehr wohl, was es 
beißt Deutjchland mit einer Mehrzahl Heinerer Staaten und Einer Großmadt zu 
refonftruiren; ich erfenne ſehr wohl die Gefahren, die für die einzelnen Staaten 
in dieſer Berbindung liegen könnten. Aber, meine Herren, mit der Politik ber 
Großdeutſchen bat meines Erachtens das Jahr 1866 aufgeräumt. — Das Gebiet 


286 
1870. 


ber Thatſachen, auf dem man ſich bei Handhabung ber Politif bewegen muß, 
fließt die Politik der Großdeutſchen, meiner Anficht nah, fürs Erfte unb bis 
vielleicht auch für dieſe wieder glüdlichere Zeiten fommen, aus. Jetzt nükt es 
nichts mebr, meine Herren, ber großbeutjhen Idee nahzubängen. 
Einer Wittwe, meine Herren, ftebt die nie endende Trauer um ben verlorenen 
Gatten, um das Ideal ihres Lebens, jehr wohl an; ben Regierungen und Böltern 
ift ein ſolches Trauern über ein verlorenes Ideal nicht vergönnt; Regierungen 
und Bölfer müfjen von ber Bahre eines verlorenen Ideal weg den Blid zum 
Leben kehren, und das haben wir getban. 

Jetzt, jetzt ftebt die Entſcheidung bei Ihnen; die Entfcheidung jage ich, meine 
Herren, aber ich füge bei, nicht die Wahl, — glauben Sie nicht, daß ich mit 
biefem Ausdrude einen Eingriff in die Kompetenz der Kammer machen will, o 
nein! Sie können „Ja“ jagen, fie Finnen „Nein“ fagen, dennoch fage id, Site 
baben die Entſcheidung, nicht die Wahl; Sie haben vie Entſcheidung in 
dem Sinne, wie ber Richter die Entſcheidung in einem Nechtsfalle hat: das, was 
Sie für Recht anerkannt haben, müſſen Sie ausſprechen, es bleibt Ihnen feine 
Wahl und ich babe die Ueberzeugung, — prüfen Sie bie Lage Bayerns, prüfen 
Sie die Berträge ruhig — und Sie werben zu dem Sage kommen, den ich bier» 
mit ausſpreche — ich wieberbofe, nicht in ber Abficht, um irgend ein Recht zu 
beeinträchtigen — Sie müffen die Verträge annehmen.“ 


1871. 19. Januar. Aus der Rede des Minifters des Aeufern Grafen v. Brav. 


„Meine Herren! Das fünftige Verhältniß Deutſchlands zur öſterreichiſch— 
ungarifhen Monarchie ift im Laufe ber Debatte wiederholt zur Sprache gebracht 
worden. Schon im Laufe biefes Sommers vor dem Beginn der Berfaffungsver- 
bandlungen beftanb bei ben leitenden preußiichen Staatsmännern die Abficht einer 
Berftändigung mit Oefterreih. Es erfolgten einleitende Schritte und enblidh ber 
Ihnen befaunte Depeihenaustaufh. Meine Herren! Es ift erfreulich, zu konſta— 
tiren, daß die erfte politifhe Aktion bes neuen Deutjhen Reiches der 
Annäherung am Defterreich gegolten hat. Für den Abſchluß der Verträge 
war dies von höchſter Wichtigkeit. Hätte jene erfreuliche Ausficht nicht beftanben 
und wäre vielmehr an den Bertragsabihluß bie gegründete Befürchtung eines 
Zermwürfniffes mit Defterreich gefmüpft gewejen, fo bätte ich wenigitens bie Hand 
zu einem ſolchen Abſchluß nicht geboten; denn, meine Herren, was wäre ein 
Krieg mit Defterreih? Es wäre aller Wahrfcheinlichfeit nach gleichzeitig ein neuer 
Krieg mit Franfreih, d. i. ein europäifcher, ein allgemeiner Krieg, und in erfter 
Linie der Ruin Bayerns. 

Was ein folder Krieg für Defterreich - Ungarn wäre, das wirb man bort 
am beften zu würdigen wiffen. Nach meiner Ueberzeugung baben beide große 
ftaatlihen Gemeinſchaften allen Grund, eine ſolche Eventualität forgfältig zu 
meiden. Meine Herren! Wenn hinter den Aeußerungen der Regierungen bie we— 
jentlichften Intereffen der Nation fteben, dann folgt dem Worte die That, dann 
werben die Worte jelbft zur That. Bergegenwärtigen Sie fih bie Aeußerung, 
welhe Graf Beuft in feiner Depejhe vom 14.0. M. Namens Sr. Majeftät bes 
Kaifers Franz Joſeph getban hat. Sie lautet: „Der Kaijer wird, freien und 
hoben Sinnes, die erbebenden Erinnerungen, bie feine Dynaſtie in der glanz- 
vollen Geihichte von Jahrhunderten mit den Geſchicken des deutſchen Volles ver- 
banden, nicht anders auffaffen, ald mit den wärmften Sympathien für bie fernere 
Entwidelung biefes Volkes und mit dem rückhhaltloſen Wunſche, daß es im beu 
neuen Formen feines ftaatlihen Dafeins die wahren Bürgfchaften einer glücklichen, 
für feine eigene wie für die Wohlfahrt des ihm in geichichtliher Tradition, in 
Sprade, Sitte und Recht fo vielfah verwandten Kaiferftaates gleich jegensreihen 
Zukunft finden möge.” Sind folde Worte aus folhem Munde nicht ſchon ein 
Ereigniß, eine politiiche That zu nennen? 

Allianz mit Oefterreih, das, meine Herren, ift Die einzige jetst mögliche 
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Berwirffihung der großbeutfchen Idee, welche wiele von uns auf ihr Banner ge- 
fhrieben hatten. Uber, meine Herren, um für biefen Gedanken zu wirken, um 
ihn werwirflihen zu können, müſſen wir im Deutſchen Bunde fein. Außerhalb 
befielben ftebend, find wir fein Mittelglied, dienen wir nicht zur Verbindung 
zwijchen beiben großen Nachbarn, wir geratben in Gefahr, zum Streitobjelt zwi- 
ſchen beiden zu werben. Meine Herren! Der Herr Vorredner bat mit vollem 
Recht auch für jeine Partei den nationalen Gedanken in Anſpruch genommen. 
In der That ift viel von den Nationalliberalen und von ihrem Einflufje auf bie 
Neugeftaltung Deutichlands die Rebe. Von ihnen hängt es ab, meine Herren, 
durch ihren Beitritt dazu beizutragen, baf auch der national + fonferwativen und 
gewiffermaßen ber großbeutichen Richtung Rechnung getragen werde. Sie werben 
babur dem Frieden, der frieblihen Entwidelung und folgeweife der Entlaftung 
ber Bölfer neue und fihere Garantien verichaffen.“ 


21. Januar. Rebe des Kriegs» Minifters von Prankh (Schluß). 


„Wir hielten es für eine Ehrenſache, daß Bayern in den Krieg eintrete, 
und zugleich für ein Gebot unferes Interefjes. Die Entbüllungen, welche jeitbem 
an den Tag famen, haben biefe unfere Anficht als richtig bewährt, denn wären 
wir nicht in ben Krieg eingetreten, fo würde Bayern heute wabrjcheinlich nicht 
mebr eriftiren. Der Krieg brachte die politifche und militärifche Einheit Deutich- 
lands unter Preußens Führung zu Stande. Die Siege von Weißenburg, Wörth, 
Metz zeigten, welche Kraft das geeinigte Deutjchland befittt, und der Wunſch nad 
bauernder Einigung gab fih aufs lebhaftefte fund, nicht blos in ben national» 
fiberalen, fondern auch in den konſervativen, felbft in ftreng partifulariftiichen 
Kreifen. Den Höhepunkt erreichte diefe Bewegung durch das Ereigniß von Seban. 
Die Regierung batte zu erwägen, wie fie fich gegenüber dieſer Bewegung ver» 
balten, ob fie verfuchen folle, dieſelbe zu beberrichen, oder ob fie einfach abwarten 
folle, was fommen würde Wir bätten pflichtwidrig gebanbelt, und wären ber 
Größe der Zeit abfolut nicht gewachſen geweien, wenn wir nicht verſucht hätten, 
Die Bewegung ins richtige Bett zu leiten. Präzifer gejagt ftanb bie frage jo: 
Soll Bayern in feiner bisherigen Sonderftellung verbarren ober eine Einigung 
mit dem Norbbund auf dauernder Grundlage berbeiführen helfen? Wir ftellten 
die Grundlagen einer jolden Einigung feſt, und nachdem bies gejcheben war, er- 
griffen wir die Initiative. Herr Delbrüd fam nah München. In ben Be- 
ratbungen mit ihm murben Wenderungen an unjerer Grundlage gemadt; das 
aber warb uns auch Har, daß der Norbbund auf weientlihe Aenderungen jeiner 
Berfaffung durchaus nicht eingeben werde. Wir gedachten demgemäß damals ein 
internationales Bündniß mit dem Norbbund anzuftreben. Nun famen die Bes 
ratbungen in Berfailles. Man bat freilich gejagt, wir hätten fie nicht während 
bes Krieges führen, ſondern bis nach geichloffenem Frieden damit warten follen. 
Aber man bedenke doch: nicht wir gaben den Anlaß zu ben Berfailler Berband- 
lungen; die anderen Sübdftaaten waren ja fchon in die Unterhandlungen wegen 
ihres Beitritts zum Bund eingetreten. Wir hatten die Wahl, wegzubleiben ober 
tbeilzunehmen. Wir bielten es für befjer, theilzunehmen. Balb erlannten wir, 
daß ein internationales Bündniß unter den gegebenen Berhältniffen nicht mebr 
möglih war; ebenfo, daß wir nicht außer aller Verbindung mit dem Bund bleiben 
fonnten. 

So blieb alfo nur der Beitritt übrig, für welchen wir nun bie möglichften 
Modifilationen der Norbbundverfaffung zu erreichen ftrebten. Dies führte zum 
Ziel. Ich will Ihnen bier mittheilen, was damals Graf Bismard fagte: „Wir 
wollen kein verftimmtes, wir wollen ein freimwilliges Bayern.“ Dies 
war ber rothe Haben, welcher ſich durch die Verhandlungen durchzog; ihr Ergebnif 
liegt jett vor. Opfer allerdings an Rechten der Krone wie der Bollsvertretung 
fordert das Bunbesverhältniß von uns; dies aber ift die unabmweisliche Konfequenz 
eines jeden Bundesverbältniffes: entweder wollen Sie keinen Bund, oder Sie 
wollen einen folhen; im legteren Fall müſſen Sie fi zu Opfern entſchließen. 
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Man bat mir vorgehalten, daß ih am 19. Juli fagte: ich würbe Front 
machen wiber jeben Berjuch gegen Bayerns Selbftändigfeit. Ich habe mein Wort 
eingelöft; er Sie bie, mit welden ich unterhandelte. Das erſte Wort, womit 
mein König bei meiner Rücklehr aus Verfailles mich empfing, war ber Dank für 
bas, was ich für Bayern getban hatte. Andere unabhängige Männer äußerten 
fih in gleihem Sinne. Und dann vergeffe man nicht, als ih am 19. Juli nod 
beijegte: man bürfe die nationale Bewegung auch nicht überſehen. Eine abfolute 
Selbftändigkeit, eine Sonderftellung zu behaupten, wäre Bayern nur dann im 
Stande, wenn neben feiner Vollszahl, Größe und Kraft auch die Einftimmigleit 
bes Volles hierüber beftände; beftände fie, dann hätten wir die Verträge gar nicht 
fließen können. Nun rang Nie ir Sie fih die Folgen ber. Ablehnung ber 
Berträge, die neugewählte Kammer tritt in ſechs Wochen frübeftens zufammen; 
nimmt fie die Berträge an, dann geſchieht in zwei Monaten, was jettt mit mebr 
Erfolg geihähe, denn mittlerweile find unfere Vertreter weder im Reichstag no 
im Bunbesrath. Werben dann bie Verträge wieder abgelehnt, dann tritt, glaube 
ich, dieſes Minifterium ab; Männer nah Ihrem Sinn mögen dann neue Ber- 
handlungen in Berlin anzufnüpfen verſuchen, und werden mit aller Höflichkeit 
die Antwort befommen: es fei unmöglich, der Bund fei fertig, und in den könne 
Bayern eintreten. Verſuchen Sie's dann etwa noch mit einem internationalen 
Bündniß, jo wird dies gewiß in biefem Haus verworfen, nicht blos von ber 
Linken, fonbern auch von ber Rechten. Es würde dies zubem auch nicht wohl» 
feier fommen. Dann ift die Lage wie jett, dann fagen Sie vielleiht: „Hätten 
wir bod die alten Minifter wieder.“ Aber biefe werben dann nicht mehr mögen. 
Dann wird ein Minifterium der Linken fommen, und biefes geht einen anderen 
Weg als wir, ben bes unbebingten Eintritts in ben Bund. So denke ih mir 
die Lage, die dann kommt. Wäre ich heute Abgeoıbneter, jo jäße ich auf ber 
Rechten, dafür fennen Sie mich, aber ich würbe für bie Berträge flimmen, weil 
ih in ihnen das einzige Mittel erfenne, Bayern feft beifammen und geachtet zu 
erhalten in Berbindung mit Deutjchland und mit feinem Monarchen.“ 


Bei der Abflimmung wurben bie Berträge mit 102 gegen 
48 Stimmen, alfo mit der erforberliden Mehrheit von zwei Drit- 
teln ber Anmwejenden angenommen. 


Der Präfident Dr. Weis richtete Dann folgende Worte an die Berfammlung: 


„Durch diefen Beſchluß ift das deutſche Einigungswerf vollendet, und 
Bayern ift in das nen gegründete Deutjche Reich eingetreten. Geloben wir uns 
in dieſer ernften Stunde mit ernfter, tiefer Hingebung im Geifte der Baterlands- 
fiebe an Allem mitzuarbeiten, was zu bes gefammten Baterlandes Wohl gereicht, 
bann wird ber Segen bes Himmels nicht fehlen, und ber Baum, ber jetzt ge» 
pflanzt ift, bald fefte Wurzel faffen und reiche Früchte tragen. Zu diefen Früchten 
rechne ich einen ehrenvollen Frieden und bie Herftellung der Eintracht, nicht blos 
unter ben beutichen Regierungen und Stämmen, fonbern auch innerhalb ber 
Stämme unter ben bisher beftandenen Parteien. 


Ueber dem großen Gefammtvaterlande vergeffen wir aber nicht unfer engeres 
Baterland Bayern; ibm bleiben große Aufgaben und indem Sie innerhalb dieſer 
Aufgaben fein Wohl fördern, fördern Sie auch des Gefammtvaterlandes Wohl; 
benn nur, wenn bie Einzelftaaten blühen, können fie für die Geſammtheit leiften, 
was biejen nöthig ift. 

Um biefer Gefinnung Ausdrud zu geben, fordere ih Sie auf, im Gefühl 
= Zufammengehörigteit unjerem Allergnäbigften König ein breifahes Hoch zu 

ngen!“ 
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Die Vollendung des Deutſchen Reiches. 


„Brovinzial» Correspondenz“ vom 25. Januar 1871. 


„So ift denn das Deutſche Kaiſerthum wieder erftanden und unter bem 
begeifterten Zurufe des deutſchen Volles feierlich verkündet worden. 

Es war Gottes Fügung, daß die ftille Arbeit bes deutſchen Geiftes, durch 
melche das Werk der Einigung feit Jahrzehnten vorbereitet war, ihre enbliche Er- 
füllung erſt auf den Schladhtfeldern finden follte. 

Die Propbezeibung, daß unfer Voll durch „Blut und Eifen“ zur erfehnten 
Einheit fommen werde, ift rafher und vollftändiger, ala man es ahnen konnte, 
zur Wahrheit geworben. In der einmüthigen Erhebung und im —— 
Kampfe aller deutſchen Stämme gegen den alten Erbfeind deutſcher Nation hat 
das Bewußtſeiun ter inneren Einheit mit unerwarteter Kraft alle Hüllen und 
Hemmniffe zeriprengt und abgeftreift, und ift mit einem gewaltigen Schlage zur 
Geltung und Herrſchaft gelangt. 

Die beutiche Einheit war innerlich fertig, ſchon als ber nationale Krieg 
unter Führung unferes Helbenfönigs begann, fie war vollends im Geifte bes 
Volkes beſtätigt und befiegelt, nachdem bie geeinigte Kraft des Volles fih in 
wunderbaren Siegen und Erfolgen bewährt batte. 

Deutichland war bereits in der That und Wahrheit ein mächtiges Reich 
geworben, unfer König war bereits ber Kaifer und Herzog ber Deutjchen mit 
einer Machtfülle und Größe, mie fein Kaifer zuvor, unfer Volk war eriüllt und 
geboben von dem freubigen Bemwußtjein der wiebererftandenen Herrlichkeit bes 
Deutichen Reiches; — fo mußte denn, was in ——— Thatſachen und in 
allen Herzen ſchon Leben gewonnen hatte, auch in der Geſtaltung des neuen 
deutſchen Staatsweſens zum wirklichen vollen Ausdruck gelangen. 

Nicht von unſerm Könige, nicht vom Norddeutſchen Bunde war ber Anſtoß 
ausgegangen, um inmitten bes Krieges bie Einheit Deutſchlands in einem gemein- 
famen Deutihen Bunde zu vollenden, — die ſüddeutſchen Staaten jelber folgten 
dem erbebenden Drange des allgemeinen Bewußtſeins, indem fie den unverzüg- 
fihen Eintritt in die engere Gemeinjchait erftrebten. 

König Wilhelm hätte nimmer die Erneuerung ber Kaiſerwürde erftrebt 
oder beantragt: das Königtbum ber Hohenzollern war an Ehren reich genug, um 
auch das Deutjche Reich nach allen Eeiten hin würdig zu vertreten. Aber es lag 
in dem Weſen der unmiberftehlich eingetretenen nationalen Entwidlung, daß bie 
Fürften, wie das Volk mit der Wiederberftellung des Reiches au das Wahrzeichen 
der alten Herrlichkeit defjelben, das Kaifertbum wieder aufgerichtet wiffen wollten; 
— in den neu binzugelommenen ſüddeutſchen Bolkskreifen zumal würde man das 
Deutſche Reich ohne das Kaifertbum faum recht verftanden und in voller Bebeu- 
tung anerlaunt haben. 

So war es benn in Wahrheit die Erfüllung einer „Pflicht gegen das ge- 
meinſame Baterland,“ daß unjer König dem Rufe ber beutfchen Fürften und 
freien Städte und den übereinftimmenben Beichlüffen aller deutſchen Vollsvertre— 
tungen feine Zuftimmung gab und mit ber Herftellung des Deutichen Reiches 
auch bie ſeit mehr denn 60 Jahren ruhende Deutjche Kaiſerwürde erneuerte. 

Mit dem 1. Januar bereits war bie Berfaffung bes neuen Deutſchen Bundes 
amtlich verkündet und in Kraft getreten, mit ihr die Beftimmungen, nach welchen 
der Bund ben Namen „Deutjches Reich,“ das Oberhaupt bes Bundes den Namen 
„Deutſcher Kaifer“ führt. 

Kaifer und Reich waren feit dem 1. Januar ftaatsrechtlich feitgeftellte und 
anerkannte Einrichtungen des neuen Deutichland: jeder Alt, welcher vom Präft- 
dium des Bundes ausgeht, mußte fortan unter dem Namen des „Deutichen Kai— 
ſers“ erfolgen. 

Wenn die feierliche Weihe der großen geihichtlihen Wendung noch um eine 
furze Weile binausgejchoben war, fo geſchah es, weil unjer König die Krone bes 
Reiches erjt dann ın fürmlicher Weije zu erfaffen gebachte, wenn fie alle Glieder 
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umfaßte. Die bedeutungsvolle — wurde auf ben 18. Januar, den Gedenktag 
ber Gründung bes yeenhikden önigsthums, feitgejett in ber Hoffnung, daß bis 
dahin eben alle Glieder, auch Bayern ihren Beitritt zum neuen Deutſchen Reiche 
endgültig befiegelt haben würben. 

Obwohl dieje Hoffnung bis zu dem in Ausfiht genommenen Tage nod 
nicht erfüllt war, fo ift doch die Erfüllung unmittelbar darauf erfolgt, und heute 
ihon feiert Bayern mit dem gejammten Deutichland feine Zugehörigkeit zu dem 
wiebererftanbenen Weiche. 

In wenigen Wochen wird ganz Deutihland die Wahlen zu dem erften ge- 
meinfamen Reichstage vollziehen, der, jo ®ott will, den Deutſchen Kaijer bei ber 
Heimkehr von feiner Siegesbahn begrüßen wird. 

Die Thatjahen geben lautes Zeugniß dafür, daß dieſe ganze deutſche 
Entwidefung, wie fie fih in den letzten Monaten wollgogen bat, aus bem Geift 
bes deutſchen Volkes unter dem fichtlihen Walten Gottes hervorgegangen: ift.“ 


Oeſterreichs Stellung zu Deutſchlands Nengejtaltung. 


1870. Depeſche bes Grafen von Beuft an ben Grafen von Wimpffen in 


Berlin. 
Wien, 5. Dezember 1870. 

„Schon vor einiger Zeit bat der Königlich preufiiche Herr Gejandte mich 
auf eine Mittheilung vorbereitet, die er in Bezug auf bie fünftige Geftaltung 
Deutichlands binnen Kurzem an die K. K. Regierung zu richten baben werde. 
General v. Shweinit bat mir angefünbigt, er werde biefe Mittheilung mit der 
Berfiherung des Wunſches und der Hoffnung jeiner Regierung zu begleiten baben, 
daß das Verhältniß des neugeftalteten Deutichlands zur öfterreichiich- ungariichen 
Monardie ganz jenen Charakter aufrichtiger unb dauerhafter Freundſchaft an fich 
tragen werbe, der ben Gefinnungen Preußens nicht weniger wie ben Erinnerungen 
an bie deutiche Bergangenbeit entiprece. 

Bon biejer —— Anzeige habe ich Sr. Königl. und Kaiſerlich apoſto— 
liſchen Majeſtät ſogleich Bericht erſtattet. Mit Allerhöchſter Ermächtigung und in 
Uebereinſtimmung mit der Auffaſſung des Miniſterconſeils habe ich mich hierauf 
gegen Herrn v. ——— dahin ausgeſprochen, daß die Regierung Oefterreich- 
Ungarns die angekündigte Mittheilung ſo günſtig aufnehmen werde, wie es von 
Seite Preußens nur immer gewünſcht werden könne. Man beabſichtige unjerer- 
jeits nicht, der Logik der mächtigen Ereigniffe, durch welche die Führung des neuen 
deutichen Bundes der Krone Preußen zugefallen fei, das Recht des Prager Frie- 
bensvertrages entgegenzuftellen, vielmehr werbe unjere Erklärung befunden, daß 
wir bie Freundfchaftsanerbietungen Preußens und des unter feiner Yeitung geeinten 
Deutichlands gerne und riidhaltlos annehmen und unferes geihichtlihen Verbandes 
mit ibm nur gedenken werden, um es aud in feiner neuen Geftalt mit unferen 
beften Wünſchen zu begleiten und jebe ©elegenheit zur Berftändigung mit ihm 
in berzlicher Bereitwilligkeit zu ergreifen. 

Der Königlich preußischen Regierung muß dies dur Herrn v. Shweinig 
befannt geworben fein. Als ich inbefjen geftern den Herrn Geſandten wieber bei 
mir fab, war er mit dem erwarteten Auftrage noch nicht verjeben und bemerkte 
auf meine diesfällige Anfrage, daß das neue Verfaffungsprobuft wohl noch ver» 
jchiedene Stadien in den Beratbungen der berechtigten Faktoren zu durchlaufen 
babe, ehe es fich als ein endgiltig abgeichloffenes Werft werde darftellen können. 
Dieje Aeuferung ließ mich vermutben, daß die Abficht beftehe, die Urkunden jelbft, 
auf melden der neue Bunb beruhen wird, zum ®egenftanbe ber vorbebaltenen 
Mittbeilung an uns zu macen. Ich batte dies jeither nicht vorausgejegt, und 
ih muß in der That der Meinung fein, baß, dba wir den Anſpruch auf Prüfung 
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ber neuen Bunbed+Berträge nicht erheben, e8 unferer Stellung zur Sache beffer 
entjprehe, wenn auch eine Mittbeilung umnterbleibe, die von uns entweber als 
zwedios, oder als eine Aufforderung zu eingehender Prüfung betrachtet werben 
müßte, und die mich im letzteren Falle mit der Aufgabe einer Diskuffion ober 
mit ber Berantwortlichkeit für deren Berfäumung belaften würde. Es wird für 
uns leichter und für den Zweck fürberlicher fein, wenn uns dieſe Alternativen 
eripart werden, und Preußen, indem es uns im Allgemeinen von der Thatjache 
bes Abjchluffes der Verfaffungsverträge und von der dadurch begründeten Präro- 
gative Kenntniß giebt, dabei mehr die Gefihtspunfte herworbebt, die ſich ihm in 
feiner neuen Stellung in Bezug auf das Verhältniß zu Defterreich- Ungarn auf 
dem Felde der allgemeinen europäiſchen Politik darbieten mögen. Ungeftört durch 
innere beutjche Fragen können wir dann mit um jo mehr freibeit uus über 
unfere fünftigen Beziehungen zur leitenden deutſchen Macht in dem obenbezeich- 
neten freunbjchaftlihden Sinne ausiprecen. 

In diefer Weije habe ich mich geftern gegenüber dem Königlichen Geſandten 
in Bezug auf den bevorftehenden Schritt ausgeſprochen. Indem ich Eure Ercellenz 
biervon zu perjönlicher Kenntnißnabme und zur Benugung für Ihre vertraulichen 
Aeußerungen benachrichtige, erneuere ich Hochderſelben ꝛc. 

Beuſt.“ 


Depeſche des Grafen von Bismarck an Herrn von 
Schweinitz in Wien. 
Verſailles, den 14. Dezember 1870. 

„Die Ew. Hochwohlgeboren bekannten Verträge des Norddeutſchen 
Bundes mit den ſüddeutſchen Staaten, welche hier in Verſailles mit 
Bayern, Baden und Heſſen, in Berlin mit Württemberg unterzeichnet 
worden ſind, haben durch die letzten Verhandlungen in Berlin, bei welchen 
dieſe ſämmtlichen Staaten gegenſeitig ihre Zuſtimmung ausgeſprochen 
haben, ihren Abſchluß ſoweit erhalten, daß fie den jüddeutjchen —— 
vorgelegt werden können. 

Nicht allein die Rückſicht auf den Prager Frieden, in welchem 
Preußen und Defterreich-Ungarn ſich über ihre Äuffaſſung von der damals 
erwarteten Gejtaltung der Deutſchen Verhältniſſe verftändigt haben, ſon— 
dern auch der Wunjch, mit dem mächtigen und bejreundeten Nachbarreiche 
Beziehungen zu pflegen, welche der gemeinfamen Vergangenheit ebenjo wie 
den Gejinnungen und Bedürfniffen der beiderjeitigen Bevölkerung ent- 
ſprechen, veranlaßt mich, der Kaijerlichen und Königlichen Defterreichiich- 
Ungarijhen Regierung den Standpunkt darzulegen, weldjen die Regierung 
Sr. Majeftät des Königs in Bezug auf diefe Neugeftaltung der Deutjchen 
Berbältniffe einnimmt. 

In dem Frieden vom 23. YAuguft 1866 ift der Vorausfegung Aus— 
drucd gegeben, daß die Deutfchen Regierungen füdlih vom Main zu einem 
Bunde zujammentreten würden, welcher neben einer eigenen unabhängigen 
Stellung zugleid zu dem Bunde der Norddeutihen Staaten in engere 
nationale Beziehungen treten würde, Die Verwirklichung diefer Voraus— 
fegung blieb jenen Regierungen überlaffen, da keiner der beiden contrahi« 
renden Theile durch den Friedensfchluß berechtigt oder verpflichtet werden 
konnte, den jouverainen jüddeutichen Staaten über die Geftaltung ihrer 
Beziehungen zu einander Borjchriften zu machen. Die ſüddeutſchen 
Staaten haben es ihrerfeitS unterlafien, den Gedanken des Prager Frie— 
dens zu vermwirklihen. Sie haben die Herftellung der in Ausficht ge— 
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nommenen nationalen Beziehungen d Norddeutihland zunähft in Gejtalt 
de3 Bollvereins und gegenfeitiger arantie-Verträge angeftrebt. 

E3 lag außerhalb menfchlicher Berehnung, daß dieſe Einrichtungen 
unter dem Drange der mächtigen Entwidlung, zu welcher ein unermarteter 
franzöfifcher Angriff das Deutfche Nationalgefühl aufrief, ihren Abſchluß 
in den jegt vorliegenden Berfafjungs-Bündniffen und in der Errichtung 
eines neuen Deutichen Bundes finden follten. E3 fonnte nicht der Be- 
ruf Norddeutichlands fein, dieje nicht von uns herbeigeführte, jondern aus 
der Geſchichte und dem Geifte des Deutjchen Volles hervorgegangene Ent- 
widelung zu hemmen oder abzumeijen. Auch die Raiferlih: ömigliche 
— — von Oeſterreich-Ungarn, davon find wir durch Em. Hochwohl⸗ 

eboren Berichterftattung verfichert, erwartet und eg a nicht, daß die 
Beflimmun en des Prager Friedens die gedeihliche Entwidelung der 
Deutſchen Nachbarländer erſchweren follen. Die Kaiferlihe Regierung 
fieht der Neugeftaltung, in welcher die Deutihen Verhältniſſe begriffen 
find, mit dem beredtigten Bertrauen entgegen, daß alle Genojjen des 
neuen Deutichen Bundes und insbeſondere der König unſer Allergnädigfter 
gen, von dem yo bejeelt find, die freundſchaftlichen Beziehungen 

eutichlands zu dem Oeſterreichiſch-Ungariſchen Nachbarreiche zu erhalten 
und zu fördern, auf welche beide durch die ihnen gemeinſamen Intereſſen 
und die Wechjelmirktung ihres geiftigen wie ihres materiellen Verkehrs— 
lebend angemiefen find. Die verbündeten Regierungen hegen ihrerjeit3 
die Zuverficht, daß derjelbe Wunſch auch von der Defterreihiich-Ungarifchen 
Monardie getheilt wird. 

Die bevorftehende Befriedigung der nationalen Beftrebungen und 
Bedürfniffe des Deutfchen Volkes wird der weiteren Entwidlung Deutſch— 
lands eine Stätigkeit umd Sicherheit verleihen, melde von ganz Europa 
und bejonder3 den Nachbarländern Deutjchlands nicht alleın ohne Be— 
ſorgniß, jondern mit Genugthuung wird begrüßt werden fünnen. Die 
ungehemmte Entfaltung der materiellen Intereſſen, welche die Yänder und 
Völker mit jo mannigfaltigen Fäden verbinden, wird auf unfere politischen 
Beziehungen eine wohlthätige Rüdwirfung äußern. Deutihland und 
Deiterreih- Ungarn, mir büren e8 zuverfichtlich hoffen, werden mit den 
Gefühlen des gegenfeitigen Wohlwollend auf einander bliden, und fi 
zur Förderung der Wohlfahrt und des Gedeihens beider Yänder die Hand 
reichen. 

e Sobald die Grund:Berträge des neuen Bundes die Natification 
allerjeit3 erhalten haben, werde ih Eure Hocdhmohlgeboren zu amtlicher 
Mittheilung derjelben an den Herrn Reichskanzler in den Stand jegen. 

Ih erjuhe Em. Hochwohlgeboren —— dieſen Erlaß dem Herrn 
Reichslanzler vorzuleſen und ihm eine Abſchrift von demſelben zu über— 


geben. von Bismard.“ 


Depeſche des Grafen von Beuſt an den Grafen von Wimpffen 
in Berlin. 
Wien, 26. Dezember 1870. 
„Der Königlich Preußiſche Herr Geſandte hat die wiederholt in Ausſicht 
eſtellte Mittheilung feiner Regierung in Betreff der künftigen Geſtaltung Deutich- 
lands an mich gelangen lafjen. In der Anlage erhalten Eure Ercellenz zu Ihrer 
Kenntnißnahme Abichrift der bezüglichen Depejce. 
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Ih war in ber Lage Eurer Ercellenz gleich nad ben erften Andeutungen 
bes Generals v. Schweinit über bie bevorftehende Eröffnung ber Königlich 
Preußifhen Regierung in meinem Erlaffe vom 5. d. Mts. die allgemeinen Ge⸗ 
fichtspunkte zu entwickeln, welche wir als bie maßgebenden und beſtimmenden für 
unfere Auffaffung betradhten würden. Form und Inhalt des mir nunmehr vor- 
liegenden Schriftftüdes geftatten mir in erfreulichfter Weife meine damaligen Be- 
merkungen aufrecht zu erhalten. 

Allerdings gilt dies anbererfeits auch von einem Punkte, in welchem ſich 
äußerlih wenigftens unſere Anſchauung mit ber ber Königlich Preußiſchen Re» 
gierung nicht vollftändig begegnet. 

Rn babe in meinem Erlaß vom 5. I. Mts. den Hinweis darauf nicht um- 
eben können, wie wünſchenswerth e8 uns erichiene, ber Erörterung über den 

rager Frieden aus Anlaß bes gegenwärtigen Meinungs - Austaufhes mit Preußen 
und mit Rüdfiht auf das Ziel, deffen Erreihung beide Theile gleihmäßig dabei 
im Auge haben, möglichft überhoben zu fein. Die Königlih Preußifche Regierung 
bat geglaubt in ihrer Mittbeilung vom 14. d. Mte. diefe Frage berühren zu follen, 
und wiewohl wir die freunbichaftliche Gefinnung bereitwillig anerfennen, in welcher 
die Erwähnung bes Prager Friedens gefcheben ift, jo halten wir es doch für 
befjer, auf bie baburch gebotenen Aufnüpfungspunkte zu einer weiteren Ausein- 
anderſetzung bier nicht einzugeben und auf unferer Anficht zu verbarren, daß bie 
Bermeibung einer Diskuffion in dieſer Richtung im beiderfeitigen Interefje liegt. 

In der That find es nicht formelle Interpretationen, nicht materielle Rechts» 
Anſprüche, die wir zum Gegenftand der Diecuffion gemacht zu ſehen im gegen- 
wärtigen Augenblide für wünjchenswerth erachten können. Unfere Auffaffung neigt 
vielmehr babin, in der Einigung Deutihlands nnter Preußens Führung einen 
Alt von biftoriiher Bedeutung, eine Thatſache erften Ranges in ber modernen 
Entwidiung Europas zu erbliden und darnach das Verhältniß zu beurtheifen, 
welches zwiſchen ber Defterreichifch- Ungarifhen Monarchie und ber neuen ftaat- 
lihen Schöpfung an unferen Grenzen angebahnt und befeitigt werden fol. 

Bon diefem Standpunkte aus fann e8 mir, indem ich ben weiteren von 
ber Königlih Preußifhen Regierung angelündigten Mittheilungen entgegenjebe, 
nur zu bober Befriebigung gereichen, jetzt ſchon bejtätigen zu bürfen, bab in allen 
maßgebenben Kreijen Defterreich »- Ungarns der aufrichtige Wunfch vorberrfcht, mit 
dem mädtigen Staatswejen, beffen Gründung fih nunmehr vollziehen wird, bie 
beften und freundſchaftlichſten Beziehungen zu pflegen. Diejer Wunſch wurzelt in 
ber feften Ueberzeugung, daß eine unbefangene Erwägung und Würdigung ber 
gegeniektigen Bebürfniffe nur die erfprießlichfte und mobltbätigfte Wirkung auf 

eide Reiche äußern, fie in Frieden und in reger Mitarbeiterjchaft an den Auf- 
aben der Gegenwart und Zukunft einigen wird. In dieſer Beziehung ift bie 
öniglich Preußiiche Regierung nur dem Ausdrude unferer eigenen Empfindungen 
zuvorgelommen, wenn fie unferer gemeinfamen Vergangenheit gebenft und ber 
Hoffnung Worte leiht, daß Dentihland und Defterreich- Ungarn mit Gefühlen 
des gegenfeitigen Wohlmollens auf einander bliden und fich zur Förderung ber 
Wohlfahrt und des Gedeihens beider Länder die Hanb reichen werden. Sicht 
obne berechtigte Vertrauen bürfen wir hiernach gerade in dieſem Augenblide ber 
Berwirflihung fo verbeißender Ausfichten ein ergiebiges Feld eröffnet fehen, ein 
Feld, auf welchem Gemeinſamkeit des Wollens und Handelns für beide Reiche 
ein Unterpfänd bleibender Eintracht, für Europa eine Bürgſchaft dauernden Frie- 
dens werben kann. 

Mit hoher Genugthuung muß uns aber die Thatſache erfüllen, daß jene 
Gefinnungen ber Bevölkerung Defterreich » Ungarns aud in ber Perfon Sr. Ma- 
jeftät des Kaijers und Königs, unferes Allergnädigften Herrn, einen erhabenen 
Schlüter und Förderer finden. Allerhöcftderjeibe wirb freien und hohen Sinnes 
die erhebenben Erinnerungen, die Seine Dynaftie in der glanzvollen Gejchichte 
von Jahrhunderten mit ben Geichiden des Deutſchen Boltes verbanden, nicht 
anders aufjafjen, als mit der wärmften Sympathie für die fernere Entwidelung 
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biejes Volles und mit dem rüdbaltlofen Wunſche, daß es in ben neuen Formen 
feines flaatlihen Dafeins die wahren Bürgichaften einer glüdlihen, für feine 
eigene, wie für bie Wohlfahrt bes ihm im gejchichtlicher Tradition, in Sprade, 
Eitte und Recht fo vielfach verwandten Kaijerftaates gleich jegensreihen Zukunft 
finden möge. 

Ew. Ercellenz find beauftragt, die vorftebenben Bemerkungen zur Kenntniß 
bes Herrn Königlich Preußiſchen Staats» Secretärs zu bringen und ibm auf Ber- 
langen Abichrift derfelben zu ertbeilen. 

Empfangen x. Beuf.“ 


1871. 7. März. Abreife des großen Hanptquartiers von Verjailles. 


9. März. Rückkehr Bismards nad) Deutſchland. 


Der Bundeskanzler Graf von Bismard hat mit Rüdficht auf die 
wichtigen und dringenden Aufgaben, welche ihn in der Heimath erwarteten, 
früher als da8 große Hauptquartier Frankreich verlaffen und ift von Mes 
über Frankfurt a M. in einer Tour nad) Berlin zurüdgefehrt. Unter 
wegs wurden ihm auf allen größeren Stationen ungeachtet des kurzen 
Aufenthaltes begeifterte Kundgebungen der Verehrung Seitens der Bevöl- 
ferung gewidmet. Der Bundeskanzler ift am 9. Morgens in Berlin ein 
getroffen. (Prov.= Corr.) 


15. März. Armeebefehl des Kaifers bei der Abreife ans Franfreid. 


Soldaten der deutjchen Armee! 


„Ich verlaffe an dem heutigen Tage den Boden Franfreihs, auf 
welchem dem deutichen Namen jo viel neue friegerifche Ehre erwachſen, 
auf dem aber auch jo viel theures Blut geflojien ift. Ein ehremvoller 
Frieden ift jet gefichert und der Rüdmarjch der Truppen in die Heimath 
hat zum Theil begonnen. Ich ſage Euch. Lebewohl umd ich dante Eud 
nohmal3 mit warmem erhobenem Herzem für Alles, was Ihr in diefem 
Kriege durch Tapferkeit und Ausdauer geleiftet habt. Ihr kehrt mit dem 
ftolzen Bemußtjein in die Heimath zurüd, dag Ihr einen der größten 
Kriege fiegreich gejchlagen habt, den die Weltgefchichte je geſehen, — daß 
das theure Vaterland vor jedem Betreten durch den Feind gejchügt worden 
ift, und daß dem Deutfchen Reiche jet Yänder wiedererobert worden find, 
die es vor langer Zeit verloren hat. Möge die Armee des nunmehr ge: 
einten Deutjchlands defjen ftet3 eingedenf fein, daß fie ſich nur bei ftetem 
Streben nah Bervollfommnung auf ihrer hohen Stufe erhalten kann, 
dann können wir der Zukunft getroft entgegenjehen. 

Nancy, den 15. März 1871. Wilhelm.“ 


Der Empfang in Deutſchland. 


Adreſſe der Rheinlande an den Kaifer beim Empfang in Saar- 
brüden (unter Ueberreihung eines goldenen Lorbeerkranzes). 


„Ew. Majeftät Heimkehr aus dem Laube bes Feindes, welcher frevelbaft 
ben von ben deutſchen Fürſten und Bölfern gewünfchten Frieden brach, wird ein 


235 
1871. 


Siegeszug fein von einer Grenze bes Baterlandes bis zur andern. Ihn be- 
gleiten die Bewunderung des Königlihen Helden, welchen ein ebrwärbiges Alter 
vom Feuer der Schlachten nicht fernhält; die Ehrfurcht vor der Weisheit, welche 
bes Feindes Pläne vereitelte; ber gerechte Stolz auf alle die tapferen Heerführer, 
welche mit aufopferndem Muth und reicher Umficht ihren Schaaren voranleudten; 
bie Freude über den Triumph der unter Einer glorreihen Führung geeinigten 
beutichen Heere und bas erhebende Bemußtiein ihrer gleihen Tapferkeit. 

Aber, Allergnäbigfter König, an der Schwelle Allerhöhft Ihres Reiches be- 
grüßt Ew. Majeftät vor Allen die Dankbarkeit, welche die vom Feinde nächſt be- 
drobt gewejene Provinz ſchuldet. Die Rheinprovinz war bem Einfall eines mit 
milden Horben vermifchten Heeres ausgeiett; fie blieb vor deſſen Schredniffen 
bewahrt durch bie Bejonnenbeit und Rafchheit, welche ben von den Grenzen mit 
Zapferleit zurüdgeworfenen Feind auf feinem Boden auffuchte, verfolgte und 
Niederlage auf Niederlage ihm beibradte. Die Siege waren nicht blos jet die 
Rettung ber Provinz; fie werben das Gelüfte bannen, bie weftlihe Grenzmarf 
Deutihlands von dem Herrſcherſtamme abzureißen, welcher über ein halbes Jahr- 
bunbert ibr tapferer Schützer war; fie werben für alle künftigen Zeiten ein einiges 
Deutiches Vaterland begründen und erhalten. 

Em. Majeftät diefe Gefühle des Danfes und ber Vewunberung der voll» 
zogenen Thaten in Ehrfurcht unterthänigft auszufprechen, haben die Vertreter 
rbeiniicher Stäbte und Gemeinden für eine Ehrenpflicht gehalten und bitten, die 
Urkunde diejes Dankes und ihrer Treue in Gnaben entgegen nehmen zu wollen.“ 


| Des Kaiſers Danf an die Rheinlande. 


An den Oberbürgermeifter Bachem zu Cöln. 

„Ich habe durch langjährige eigene Erfahrung inmitten der rheinifchen 
Gauen die warme, umerjchütterlihe Liebe ihrer Bewohner zum theuren 
deutihen Baterlande wahrgenommen, welche die Provinz in dem glüdlich 
vollendeten Kampfe von Neuem im Wetteifer mit allen Theilen Deutjch- 
lands opferfreudig bethätigt und mit dem Blute ihrer heldenmüthigen 
Söhne befiegelt hat. Mit Gottes Hülfe ift durch die Tapferkeit der von 
Mir geführten Heere der Ausfpruh, daß der Rhein Deutfhlands 
Strom, niht Deutſchlands Grenze fei, gegen die bedrohliche An- 
fehtung thatkräftig gefichert und diefe Wahrheit hoffentlih nunmehr für 
ewige Beiten unter dem Schuße des Deutfchen Reiches jedem Streite ent- 

oben. Im Hinblik auf diejen ruhmmürdigen, wiewohl mit jchmerzlichen 

pfern errungenen Erfolg habe Ich, als nach dem Verlaſſen des Kriegs— 
fhauplage8 Mein Fuß zuerjt wieder den heimijchen Boden betrat, den 
berzlihen Gruß ungemein wohltuend empfunden, mit welchem die Vertreter 
der Städte und Gemeinden Meiner Aheinprovinz in altbewährter Treue 
und Anhänglichkeit Mic empfangen haben. Es iſt Mir Bedürfnig, Meinen 
innigen Dank öffentlih auszuſprechen, und Ich veranlaffe Sie, denjelben 
zur Senntniß des Rheinlandes zu bringen. 


Berlin, den 22. März 1871. Wilhelm.” 


17. März. Einzug des Kaifers in Berlin. 
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21. März. Eröffnung des Deutſchen Reichstages. 


Thronrede ded Kaijerd Wilhelm. 


„Geehrte Herren! 


Wenn Jh nad) dem glorreichen, aber ſchweren Kampfe, den Deutſch⸗ 
land für feine Unabhängigkeit fiegreich geführt hat, zum erften Male den 
Deutihen Reichstag um mich verfammelt jehe, jo drängt e8 Mich vor 
Allem Meinem demüthigen Danke gegen Gott Ausdrud zu geben für 
die weltgeſchichtlichen Erfolge, mit denen feine Gnade die treue Eintracht 
der bdeutichen Bundesgenofjen, den Heldenmuth und die Manneszudt 
unferer Heere und die opferfreudige Hingebung des deutjchen Volkes ge- 
jegnet hat. 

e Wir haben erreicht, was feit der Zeit unferer Väter für Deutſch— 
land erftrebt wurde: die Einheit und deren organiihe Geftaltung, die 
Sicherung unferer Grenzen, die Unabhängigkeit unferer nationalen —* 
entwickelung. 

Das Bewußtfein jeiner Einheit war in dem deutſchen Volke, wenn 
aud verhüllt, doch ſtets lebendig; es hat feine Hülle gejprengt im der 
Begeifterung, mit welcher die gefammte Nation fich zur VBertheidigung des 
bedrohten Gaterlandes erhob und in unvertilgbarer Schrift auf den 
Schlachtfeldern Frankreichs ihren Willen verzeichnete, ein einiges Volk zu 
fein und zu bleiben. 

Der Geift, welcher in dem deutjchen Volke lebt und feine Bildung 
und Gefittung durchdringt, nicht minder die Verfaffung des Reiches 
und feine Heeres» Einrihtungen, bewahren Deutfchland in Mitten feiner 
Erfolge vor jeder Berjuhung zum Mißbrauche feiner, durch jeine 
—— gewonnenen Kraft. Die Achtung, welche Deutſchland für ſeine 
eigene Selbſtſtändigkeit in Anſpruch nimmt, zollt es bereitwillig der 
Unabhängigleit aller anderen Staaten und Völker, der ſchwachen, wie 
der ftarfen. Das neue Deutjchland, wie es aus der Feuerprobe de3 
gegenmärtigen Krieges hervorgegangen ift, wird ein zuverläffiger Bürge 
des europäijchen Friedens fein, weil es ftarf und jelbitbemußt genug it. 
um fi die Ordnung feiner eigenen Angelegenheiten als fein ausſchließ— 
liches, aber auch außreichende8 und zufriedenftellendes Erbtheil zu bes 
wahren. 

Es hat Mir zur befonderen Genugthuung gereicht, in diefem Geifte 
des Friedens in Mitten des ſchweren Krieges, den wir führten, die Stimme 
Deutjchlands bei den Verhandlungen eltend zu machen, welche auf der 
durch die vermittelnden Beftrebungen Meines Bei aa Amtes herbeis 
a rten Conferenz in London ihren befriedigenden Abſchluß gefunden 

aben. 

Der ehrenvolle Beruf des erften deutfchen Reichstages wird es zu: 
nädhft fein, die Wunden nad) Möglichkeit zu heilen, melche der Krieg ge: 
fchlagen hat, und den Dank des aterlantes denen zu bethätigen, melde 
den Sieg mit ihrem Blut und Leben bezahlt — gleichzeitig werden 
Sie, geehrte Herren, die Arbeiten beginnen, durch welche die Organe 
des Deutſchen Reiches zur Erfüllung der Aufgabe zuſammenwirken, 
welche die Berfaffung Ihnen ftellt: ir Schutze des in Deutjchland 
gültigen Rechtes und zur Pflege der Wohlfahrt des deutjchen Volles,“ 
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Die Borabeiten für die regelmäßige Gefeggebung haben leider durch 
den Krieg Verzögerungen und Unterbrehungen erlitten; die Vorlagen, 
welche Ihnen zugehen werden, leiten ſich daher unmittelbar aus der neuen 
Seftaltung Deutichlands ab. 

Die in den einzelnen Berträgen vom November v. J. zerftreuten 

Berfaffungs» Beftimmungen follen in einer neuen Redaction der Reichs: 
verfafjung ihre en Zufammenftellung und ihren gleihmäßigen Aus— 
drud finden. Die Betheiligung der einzelnen Bundesftaaten an den 
laufenden Ausgaben des Reiches bedarf der gefeglihen Regelung. Für 
die von der Königlich bayerifchen Regierung beabjichtigte Einführun 
norddeuticher Gefjege in Bayern wird Ihre Mitwirkung im Anfpruß 
enommen werden. Die Verfügung über die von Frankreich zu leiftende 
Fries» Entfhädigung wird nad) Maßgabe der Bedürfniffe des Reichs 
und der berechtigten Anſprüche feiner Mitglieder mit Ihrer Zuftimmung 
—— und die Rechenſchaft über die zur Kriegführung verwendeten 
ittel Ihnen ſo ſchleunig vorgelegt werden, als es die Umſtände ge— 
atten. 

Die Lage der für Deutſchland rückerworbenen Gebiete wird eine Reihe 
von Maßregeln erheiſchen, für welche durch die Reichsgeſetzgebung die 
Grundlagen zu ſchaffen ſind. Ein Geſetz über die Penſionen der Officiere 
und Soldaten und über die Unterſtützung ihrer Hinterbliebenen ſoll für 
das geſammte deutſche Heer die Anſprüche gleichmäßig regeln, welche der 
a Hingebung für das Baterland an den Dank der Nation zus 

eben. 

Geehrte Herren, möge die Wiederherftellung des Deutſchen Reiches 
für die deutfche Nation auch nad) Innen das Wahrzeichen neuer Größe 
fein; möge dem Deutjchen Reichskriege, den wir fo ruhmreich geiübet, 
ein nicht minder glorreicher Neichsfrieden folgen, und möge die Aufgabe 
des deutſchen Volfes fortan darin bejchloffen fein, fic) in dem Wettlampfe 
um die Güter des Friedens als Sieger zu ermeijen. 

Das malte Gott!“ 


Fürſt von Bismard, 
„PBrovinzial» Eorresponbenz.“ 


„In der denfwürdigen Stunde, wo ſich die Vertreter des neuen 
Deutihen Reiches zum erften Male um den Thron des deutſchen Kaijers 
verfammelten, ift der Bundeskanzler Graf von Bismard zum Fürften 
erhoben worden. 

Kaum hätte zur Verleihung diefer Würde ein bezeichnenderer Tag 

emwählt werden können; denn mit der Wiedererftehung des Deutjchen 
Reiches wird der Name Bismard für alle Zeiten innig verfnüpf fein, 
und in dem großen weltgejhichtlihen Akte, welcher am 21. März 1871 
im Sclofje unjerer Könige vollzogen murde, durfte der neue Fürſt— 
Kader 9 ler mit tiefer Genugthuung die Frucht feines langjährigen po- 
Kitifchen Denkens und Schaffen erbliden. 

Es ift jet nicht die Zeit zu gefhichtlihen und politiſchen Rüdbliden; 
die Gegenwart mit ihren gewaltigen Eindrüden nimmt die Geifter zu 
mächtig in Anfprud. Die künftige Geſchichtsſchreibung aber wird mit 


298 
1871. 


Demwunderung die jtetig ‚auffteigende Entwidelung der Bismardichen 
Politik in ihrem inneren Zufammenhange überfchauen und würdigen: von 
dem unjcheinbaren — der raſchen und gebieteriſchen Löſung der 
langjährigen kurheſſiſchen Wirren, von der feſten Haltung Europa gegen- 
über in der Frage des polnifchen Aufftandes, von der Abweifung des 
Frankfurter Fürftentages bis zu dem glorreihen Frieden von Berfailles, 
welcher zmei feit Jahrhunderten von Deutjchland — Provinzen in 
die nationale Gemeinſchaft zurückführt, geht derſelbe Geiſt ſelbſtbewußter 
Kraft und klarer feſter Entſchloſſenheit, daſſelbe Streben einer wahrhaft 
deutſchen Großmachtspolitik durch die ganze Reihe immer wichtigerer di« 
plomatiſcher Thaten hindurch. 

Dieſe Thaten und ihre großen Ergebniſſe verdienen aber um ſo 
höhere Bewunderung, als ſie lange Zeit hindurch der widerſtrebenden 
öffentlichen Meinung des eigenen Landes abgerungen werden mußten und 
eine freudige Mitwirkung zum Theil erſt eintrat, als die weſentlichſten 
Erfolge bereits errungen, als der Grund zum nationalen Neubau bereits 
ſichtlich gelegt war. 

Der Bundeskanzler hat die hohe Genugthuung, daß die deutſche 
Entwidlung in den Bahnen, in welde er fie geleitet hat, rafcher als 
irgend Jemand es ahnen konnte, zum glorreihen Abjchluffe gelangt ift, 
daß aus ‚den Keimen der Einigung zwijchen Nord und Süd, die er ge 
pflanzt und forglich gepflegt hat, in der Stunde der Enticheidung die 
reife Frucht der vollen Einheit und Kraft hervorging. Die nationale 
Erhebung Süddeutjchlandg im vorigen Sommer und die glorreiche Waffen: 
gemeinjchaft, welche Deutjchland ſchützte und Frankreich niederwarf, waren 
nur möglih in Folge jener umfichtigen, wahrhaft bundesfreundlichen 
Politit, welche in den legten Jahren unjere Beziehungen zu Süddeutſch— 
land leitete, 

„Segen wir Deutjchland in den Sattel, reiten wird es jchon 
können“, — rief Graf Bismard bei der Gründung feines nationalen 
Werkes allen Zmweiflern zu, — und feine Zuverficht # fih in wunder: 
barer Weije erfüllt. Durch den Ritt des geeinigten Deutſchlands nad 
Frankreich hinein ift nicht blos die Kraft des deutſchen Volkes herrlich 
erprobt und bemährt, fondern ein neues Zeitalter der europäifchen Politik 
iſt eingeleitet worden. 

Der neue Fürft- Reichsfanzler ift eine der großen weltgeſchichtlichen 
Perſönlichkeiten geworden, deren Wirken weit hinausragt über den Bereich 
des Landes, welchem fie angehören. 

Die jüngite feierlihe Kundgebung von dem Throne des Deutjchen 
Kaiferd hat Zeugniß davon gegeben, in meld erhabenem Geijte die 
Schöpfer der neuen Ordnung der Dinge ihre und des deutjchen Volkes 
weitere Aufgaben erfaßt haben: ein glorreicher Neichsfrieden, ein Wett- 
fampf der Völker um die Güter des Friedens joll das Ziel der ferneren 
deutſchen Politik fein. 

Möge e8 dem Fürften von Bismard vergönnt fein, als herrlichite 
Frucht feines an Mühen und Erfolgen fo reihen Wirkens fortan den 
Danf des Bolfes auch für einen wahrhaft jegensvollen Reichäfrieden und 
und eine immer blühendere innere Entwidelung Deutjchlands zu erndten.“ 


21, Von den Prüliminnrien zum Frieden, 


1871. Die Revolution in Paris und die Einjegung der Commune, 


Notiz des „Staats » Anzeigers.” 


„Bei dem Einmarſch der deutihen Truppen in Paris, am 1. März, batte 
ein Theil der Nationalgarden zahlreiche Geihüte auf dem Montmartre unb in 
Belleville zufammengebraht, angeblih um dieſe Stabttheile gegen bie beutjchen 
Zruppen zu vertheibigen. Nachdem Paris von ben letteren wieder geräumt war, 
verblieb die Nationalgarbe mit ihren Geichüten in drobender Haltung. Ver— 
mittelungsbemübungen ber Regierung waren erfolglos; ber Verſuch aber, am 
18. März durch die Generale Susbielle, Wolff, Henrion und Faron, bie 
Geſchütze durch Ueberrafhung zu nebmen, fchlug gänzlich fehl: bie Mehrzahl ber 
Truppen verbündete fi mit den Nationalgarden, General Binoy mußte ſich mit 
dem Reſt der treu gebliebenen Truppen auf das linke GSeine-Ufer, am 19. März 
fogar nad Berfailles zurüdzieben, wo auch bie franzöſiſche Regierung ihren Sit 
nahm. 

Paris war auf diefe Weife in die Gewalt der aufftändiihen Nationalgarbe 
gelangt; ein Theil ber Nationalgarbe bielt zwar noch zur Regierung, gab aber 
nab einem am 22. März ftattgebabten Gefechte mit den Aufftändifchen jeden 
weiteren Widerftand gegen bie Letteren auf. Als „neue Regierung der Republik“ 
machte fidh ein aus meift ganz unbelannten 37 Berfönlichkeiten beftebendes „Kentral- 
tomite” oder „Komitee des Stadthauſes“ unter Borfit des Arbeiters Aſſy be- 
kannt, für welches in dem „Dificiellen Journal“ auch „die Delegirten des Komités 
für das Offizielle Journal“ das Wort ergriffen. Diejes Komité hatte fich fchnell 
aus den rührigften Mitgliedern ber „Internationalen Arbeiter Affociation“ ger 
bildet und mit der jchon vorher beftebenden und wirkenden „republifaniichen 
Böberation“, bie angeblih durch Delegirte von 215 Bataillonen Nationalgarbe 
erwäblt war, verkündet. Das, aus focialiftifchen und rein republifantiichen 
Elementen zufammengejegte Centrallomit& ließ fich in feinen erften Proflamationen, 
vom 19. März, über die Ziele der neuen Republif nur in allgemeinen, unbe— 
ftimmten Phrafen aus, es erflärte aber beftimmt, die Friedenspräliminarien 
achten zu wollen und verficherte, daß Die gegenwärtige Gewalt nur proviforifch 
fei und durch eine jhon am 22. März zu errichtende Commune werbe erjeigt 
werben. 

In Berfailles war inzwifchen die Nationalverfammlung, bie bis babin in 
Bordeaux getagt hatte, zufammengetreten; fie bemühte fich, auf ben Antrag ber 
Deputirten und Maires von Paris, eine Verftändigung mit dem Gentrallomite 
zu Stande zu bringen, indem fie auch die Geſetzentwürfe über die Municipalwablen 
in Berathung nahm, ein Geſetz wegen der Miethe und Wechjel unb bie Fortbe— 
zablung bes Soldes in Ausficht ftellte. Diefe Vermittelungsverfudhe hatten aber 
feinen anderen Erfolg, als daß die Wahlen für die Commune in Paris auf 
einige Tage verjhoben wurben. 
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Das Centrallomite ernannte Menotti Garibaldi zum Chef der Streit- 
fräfte von Paris und übertrug am 24. März bis zu feinem Eintreffen die mili- 
tärifhen BVBollmadten an Duval, Brunel und Eudes als „Generale“. 
Garibaldi’fhe Freiwillige und Ueberläufer von ben franzöfifchen Truppen ver» 
ftärften fortwährend die Streitkräfte des Kentrallomites, dem auch die Forts von 
Paris, mit Ausnahme des Mont Balerien und felbftverftändlih der von deutſchen 
Truppen bejegten, in bie Hände fielen. Gelb verjchaffte es ſich burch Requifitionen 
bei der Bank. Gegen die Preffe Recht zu fprechen, behielt fih das Eentrallomite 
feloft vor: es unterbrüdte oder fonfiscirte alle Zeitungen, welche auf Seiten der 
Berfailler Regierung ftanden. 

Am 25. März orbnnete das Centrallomite die Wahlen für die Commune 
auf den 26. an; in einer Proflamation bezeichnete es bie Aufrechterhaltung ber 
Republik, die Wahl eines Communalratbs für Paris, die Abſchaffung der Polizei- 
präfeftur, der ftebenden Heere und die Reorganifation der Nationalgarbe, die auch 
allein berechtigt fein folle, Paris zu bewachen, als das Verlangen ber gegen bie 
Berjailler Regierung gerichteten Beftrebungen. Das Komite —— die Na— 
tionalverſammlung, dieſen Forderungen nicht entgegenkommen zu wollen; gleich— 
zeitig wiederholte es die Verſicherung, daß es an demſelben Tage, an welchem 
die Commune konſtituirt ſei, ſeine rein organiſatoriſche Gewalt niederlegen werde, 
eine Verſicherung, die es noch am Abend des 26. März erneuerte. 

Am 26. März fanden in Paris unter ſchwacher Betheiligung die Wahlen 
für die Commune ftatt; bie Gewählten waren bis auf Aſſy, Delescluze, 
Pyat, Flourens, Blangqui, Gambon meift Unbelannte, aber 20 Mitglieder 
bes Centrallomites; in einigen Arrondiffements waren die Maires und beren 
Adjunkte gewählt worden. Das Centrallomite, welches ſchnell einen fürmlichen 
Requifitionsdienft für Geld und. Lebensmittel organifirt, aub von der Banlf 
wieder eine halbe Million Francs „entlichen“ hatte, begnügte fih bamit, am 
28. März die Commune feierlich zu proflamiren, ohne jedoch bie eigene 
Thätigleit einzuftellen. Es — fih fogar neu: Aſſy Präſident, Duval 
(Artillerie), Henri (Infanterie), Bergeret (Kavallerie). 

Das „Journal officiel* bezeichnete als die Aufgabe der Commune, 
die konftituirende Gewalt, „bie man jo unumſchränkt und konfus einer National» 
verjammfung für ganz Frankreich zugeftehe“, für fich felbft und für Paris aus- 
zuüben; die Verfaſſungsurkunde, „welche unjere Vorfahren im Mittelalter ihre 
Commune nannten“, auszuarbeiten, berfelben die Anerlennung der Gentralge- 
walt zu verjchaffen und fi zu biejem Zwed mit andern fouveränen Communen 
zu verbinden; dann ber Nationalverfanmlung ein Wahlgejet abzuzwingen, ver— 
möge beffen bie Vertretung der Städte nicht mehr durch die der Lanbbevölferung 
gleihjam ertränft würde.“ 


22. März. Proclamation ber National-Berfammlung. 


„Das größte Attentat, das bei einem Volle, welches frei fein will, begangen 
werben kann, eine Revolution gegen die Volls-Souveränetät, ift in Diefem Augen- 
blide allem Unglüd unferes Baterlandes als ein neues Mißgeſchick zugefügt 
worben. Berbreder, Sinnloje haben am Tage nah unferen Unglüdsfällen, als 
bie Fremden fih faum von unferen verwüſteten Gefilden entfernt hatten, fich nicht 
geſcheut, an biejes Paris, welches fie zu ehren unb zu vertbeidigen vorgaben, 
mehr als Unordnung und Berberben zu tragen und e8 zu entebren. Sie haben 
es mit Blut befledt, welches das menſchliche Gewiffen gegen fie aufruft und ibnen 
gleichzeitig verbietet, das edle Wort Republik ausjufprechen, weldhes nur Sinn 
bat bei unverleglicher Achtung des Nechts und der Freiheit. Wir wiſſen bereits, 
baß ganz Frankreih mit Entrüftung biefes verabiheuungswürbige Unternehmen 
zurüdweift. Fürchtet nicht von uns moraliſche Schwächen, welche das Uebel ver- 
größern würden, inbem mir mit ben Schuldigen uns in Verhandlungen einließen. 
Wir werben das Mandat, welches Ihr uns anvertraut habt, um Euch zu retten, 
um bas Baterland und bas große Prinzip ber Vollsſouveränetät zu relonftituiren 
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und zu organifiren, unverlegt bewahren. Wir baben es durch Eure frei abge- 
gebenen Stimmen erlangt, die freieften, bie jemals abgegeben wurden. Wir find 
Eure Repräfentanten und einzigen Manbatare. Bon uns und in unferem Namen 
muß jeder, jelbit der Meinfte Theil unferes Bodens regiert merben, um fo mehr 
dieje heldeumüthige Stadt, das Herz unferes Frankreichs, welche nicht dazu ger 
fchaffen ift, fih lange Zeit durch eine aufrühreriihe Minorität überraſchen zu 
laffen. Bürger und Soldaten! Es banbelt ſich um das erfte Eurer Rechte, an 
Euch ift es, dafjelbe aufrecht zu erhalten. Eure Repräfentanten appelliren ein- 
ftimmig an Euren Muth: fie fordern von Euch Allen einmütbigen und kräftigen 
Beiftand, Wir beſchwören Euch, Euch eng um diefe Berfammlung zu jchaaren, 
welche Euer Werl, Euer Ebenbild, Eure Beh und Euer einziges Heil ift.“ 


Die Stellung der dentfhen Regierung zu den Bor: 
gängen in Fraukreich. 


Diedeutihen Truppen und die Ereignijje von Paris. 


22. März. Erklärung des General-Gouverneurd General von 
Fabrice an Jules Favre. 


„Ich habe die Ehre, Sie davon in Kenntniß zu jegen, daß An- 
gi der Ereigniffe, die joeben in Paris gefchehen, und faum mehr die 
usführung der Konvention für die Folge erwarten laffen, der Ober: 
befehlshaber der deutſchen Armee vor Paris jede Annäherung an unjere 
Linien vor den von uns bejetten Forts umterjagt, binnen 24 Stunden 
die Wiederherftellung der bei Pantin zerjtörten Telegraphenleitung ver: 
langt und Paris als feindlihe Stadt behandeln wird, fobald fie ſich zu 
den Friedenspräliminarien in Widerſpruch jet, was ſofort zur Folge haben 
würde, daß aus den von uns befesten Forts das Feuer auf die Stadt - 
eröffnet wird.“ 


Antwort Jules Favre's. 


„Ih empfange erft jehr fpät heute Abend das — welches Ew. 
Excellenz heute um zwanzig Minuten nach Mittag mir die Ehre erzeigte, an mich 
zu richten. Die auffländiſche Bewegung, welche in Paris triumphirt hat, iſt nur 
eine Ueberrafhung geweſen, vor welcher fih die Regierung nur für den Augenblid 
zurüdgezogen bat, um den Bürgerkrieg zu vermeiden. Sie ift das Werl einer 
Handvoll von Aufwieglern, die von der großen Mebrheit ber Bevöllerung ver« 
leugnet, von ben Maires energifch befämpft wird, welche muthig Wiberftand 
leiften. Die Departements find einftimmig, fie zu verbammen und ber Ber- 
fammlung ihre Mitwirkung zu verfprehen. Die Regierung wird fie bemeiftern, 
und wenn fie e8 nicht gleich morgen tbut, fo ift es, um Blutvergießen zu ver- 
meiden. Ew. Ercellenz kann aljo berubigt fein, unfere Verpflichtungen werben 
gebalten. Sie werben gegenüber dieſen Ehatfaden unb unferer beftimmten Er— 
Härung der Stadt Paris, welche durch die Friedenspräliminarien geſchützt wirb, 
nicht das Unbeil einer militäriihen Erekution zufügen wollen. Es hieße bas, 
Unjhuldige das Verbrechen einiger verderbten Menſchen büßen laffen, welche bie 
Feinde ihres Baterlantes find. Was den an dem Telegrapben von Pantin ver 
urfadhten Schaden betrifft, jo hat die Regierung leider für ben Augenblid feine 
Mittel, um ibn berzuftellen. Sie benadhrichtigt Die Maires davon, welche vielleicht 
dafür forgen können. Aber ich habe die Ehre, Ew. Ercellenz zu wiederholen, daß 
Dank dem gefunden Sinne ber großen Mebrzahl der Bevölferung von Paris, 
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Dank der feften Haltung der Verfammlung unb ber unbebingten Unterftügung 
ber Departements, bie Sache des Rechts überwiegen wirb, und in wenigen Tagen 
wird es mir möglich“ jein, Em. Ercellenz eine vollftändige Genugtbuung zu 
geben für diejenigen Ihrer Reklamationen, welche unſere Verpflichtungen recht- 
fertigen.“ 


Mittheilung an die Commune. 


Das „Journal officiel* bes Genrralfomites veröffentliht am 23. März 
folgendes Schreiben des fommanbirenben Generals ber beutjchen Armee in Com« 
piögne an den gegenwärtig Kommandirenben in Paris: 

„Der unterzeichnete fommanbirende General beebrt fih, Ihnen anzuzeigen, 
daß die deutijhen Truppen, welche bie Forts im Norden und Often von Paris 
und bie Umgebungen der Stadt am rechten Seineufer bejetst halten, Befehl 
erhalten haben, jo lange eine paffive freunbichaftlihe Haltung zu beobadten, 
als die Ereignifje, deren Schauplag das Innere von Paris gegenwärtig ift, 
feinen derartig feinbjeligen Charakter gegenüber den beutjhen Armeen an— 
nehmen, baß leßtere dadurch in Gefahr gejetst würben; fie werben fich viel- 
mebr innerhalb der durch die friebenspräliminarien beftimmten Grenzen 
balten. Sobald jedoch bieje Ereigniffe einen feindjeligen Charakter annehmen, 
würde die Stabt Paris feinblich behandelt werben. 

General von Schlotheim.“ 


Der Delegirte bes Centrallomites für Die auswärtigen Angelegenbeiten 
antwortete bierauf: 

Die Revolution, welche fih in Paris durch das Eentrallomite vollzogen 
bat, befite einen wejentlih municipalen Charakter und ſei mithin in keiner 
Weiſe aggreſſiv gegen die beutjchen Armeen, auch haben wir, fügte der De- 
legirte hinzu feine Befugniß, die dur bie Nationalverfammlung in Borbeaur 
angenommenen Friedenspräliminar-Bedingungen zu bisfutiren. 


Rectifilation. 


Das verjailler officielle Blatt vom 29. März berichtet: Der franzöfifche 
Minifter des Aeußeren bat folgendes Schreiben vom General Fabrice erhalten: 
Rouen, 26. Mär. 
„Herr Minifter! Eine rein militärifhe Mittbeilung, welche kürzlich vom 
Generalftabs: Chef der III. Armee an die Adreſſe des zeitweiligen Komman- 
manbanten von Paris gefandt worben ift, bat zu Kommentaren Anlaß ge- 
geben. Man hat fich darin gefallen, dieſe Notifilation als eine ber parijer 
Bewegung gegebene Aufmunterung zu betradpteu. Um jeden Verdacht biejer 
Art zu bejeitigen, reicht es hin, ben Tert des beutichen Briefes des Generals 
v. Schlotbeim berzuftellen. Diefer Brief bejagt, daß, gewifje Eventualitäten 
ausgenommen, die man einer unbelannten Regierung gegenüber, deren Dis- 
pofitionen man nicht kenne, genau feftftellen müfje, Die deutjchen Truppen 
eine friedlihe und vollftändig paifive Haltung beobadten mwürben. Das 
GEentral-Komite bat e8 bei ber BVeröffentlihung der Notifilation für notb» 
wendig erachtet, „friebliche Haltung” in „freundjhaftlide Haltung“ umzu« 
ändern. Genehmigen Sie x. Fabrice.“ 


1. April. Vorläufige Aeußerung des Fürſten von Bismard im 
Reichstage. 

„Was uns die auswärtigen Verhältniſſe bringen können, entzieht ſich 
für den Augenbick meinem Urtheil, wir müſſen die Entwicklung der Er— 
eignifje in Frankreich meiner Ueberzeugung nad) nod eine kurze Zeit hin« 

durch abwarten. 
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Die verbündeten Regierungen haben da8 Jnterefje und 
den ®illen, der ——— der franzöſiſchen Republik, mit 
welcher ſie den Präliminarfrieden in Verſailles geſchloſſen 
haben, ihre Aufgaben zu erleichtern, ſoweit es irgend möglich 
iſt, ohne durch Einmiſchung in die inneren Angelegenheiten 
Frankreichs ſie zu erſchweren. Die Grenze iſt dabei ſchwer zu finden, 
und mehr für ein franzöſiſches Auge erkennbar, als für einen J——— 
und es iſt bisher die Abhicht Sr. Majeftät des Kaiſers und der verbündeten 
Regierungen, fi) nad) wie vor jeder Einmiſchung in die inneren Angelegen- 
heiten Frankreichs und jeder Beftimmung über die Zukunft eines großen 


zu enthalten. 

Daß diefer Entſchluß nur bis zu der Grenze d werde, 
wo die Intereſſen Deutfhlands durch weitere Enthaltung ges 
fährdet werden, wo namentlich die Ergebnijje des Präliminarfriedens 
dadurch in Frage geftellt werden könnten, daß eine faktiiche Regierung in 
Frankreich, ſei es die jegige, fer es eine künftige, ich will nicht jagen, den 
Willen, wohl aber die Macht nicht hätte, ihn auszuführen; wo dieje Grenze 
eintritt, fann nur die Zukunft lehren. Sollte fie erreicht werden, nad) der 
Ueberzeugung, die nur aus der Gejammtlage der Bolitif Europas ſowohl, wie 
—— ihre Elemente und die Gründe der Entſchließung entnehmen kann, 
follte fie erreicht werden, dann würden wir mit Bedauern, aber mit 
derfelben Entſchloſſenheit, mit der wir bisher gehandelt haben, 
das Nachſpiel dieſes Krieges zu Ende führen.“ 


24. April. Erflärung des Fürften von Bismard bei der Be— 
rathung der Greditworlage im Deutſchen Reichstage. 


„Die verbündeten Regierungen durften bei Abjchluß des Berjailler 
Präliminar: Friedens fi der Hoffnung bingeben, daß ſowohl die Aus: 
führung dieſes Vertrages als auch die Ergänzung defjelben durch einen 
definitiven Friedensvertrag mefentlihen Schwierigfeiten und Störungen 
nicht ausgefegt jein würde. Sie glaubten deshalb, mit neuen finanziellen 
Forderungen in diefer Seſſion nicht vor den Reichstag treten zu dürfen, 
indem jie zu hoffen berechtigt waren, daß ſowohl die Zahlungen der 
franzöfiichen Regierungen für die Verpflegung der deutichen Truppen in 
Frankreich regelmäßig, al3 auch die erften Zahlungen auf die Kriegsent— 
ſchädigung jo rechtzeitig erfolgen würden, daß in den deutjchen Kafjen ein 
2 nicht eintreten wiirde. 

ie ich äußerlich vernommen babe, waren auch furz vor Ausbruch 
der Parijer Bewegung von Seiten der franzdfiihen Regierung Beran- 
ftaltungen getroffen, die erften zwei Milliarden der Kriegsentſchädigung in 
verhältnigmäßiger kurzer Zeit zu zahlen und dadurch die bedeutende Ver— 
minderung der Occupation herbeizuführen, welche von den erften Zahlungen 
abhängig gemadt war, wenn auch, mie ich beiläufig bemerfe, um einem 
vielverbreiteten Mißverftändniß zu begegnen, die bloße Zahlung 
einer halben Milliarde von Beil Brrufreiäs noch gar feine 
Räumung, auch nicht die der Forts vor Paris nad ſich ziehen 
würde. Es gehört dazu noch eine andere Borbedingung, nämlich 
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der definitive Friedensfhluß, der vorher erfolgt jein muß. 
Ich erlaube mir, auf den Artikel darüber — da ih aud in öffentlichen 
Dlättern vielfah Mißverftändniffe darüber gefunden habe — ausdrüdlich 
aufmerkſam zu machen. Es ift im Art. 3 das zweite Alınea: L'svacuation 
des döpartements situes entre la rive droite de la Seine et la frontiere 
de l'Est par les troupes allemandes s’op6rera graduellement après la ratifi- 
cation du trait& de paix definitif et le paiement du premier demi-milliard. 
Indejjen der Drud, der in dieſer Beſtimmung auf einen baldigen 
Abſchluß des definitiven Friedens liegen konnte, erweiſt fich bisher als nicht 
mwejentlih wirkſam. Ich kann nicht jagen, daß die Verhandlungen in 
Brüſſel den rafchen Fortgang nehmen, den ich von ihnen unter diejen 
Umftänden erwartet hätte, ich kann mich im Gegentheil dem Eindrude 
nicht verfagen, als ob die franzöfiiche Regierung fih der Hoffnung hin— 
übe, zu einer fpäteren Zeit, wo fie mehr erjtarft fein würde, andere 
edingungen als jegt zu erlangen. Auf Verſuche, die Bedingungen des 
Präliminarfriedens abzuſchwächen, würden wir und in feiner Weife ein— 
laſſen, nad welcher Richtung diefelben auch verfucht werden möchten, jei 
e3 im territorialen, ſei e8 im finanziellen Theile der Abmachungen. 
Eine andere Gefahr, die der ruhigen Entwidlung der Berhältniffe 
drohen fonnte, beftand in der Entlajjung einer fo. großen Zahl 
von Öefangenen, wie die ed war, welche wir hier verfammelt hatten. Als 
Bürgihaft gegen die Gefahr, die fih aus einer übermäßigen Vergröße— 
rung der franzöfiichen Armee, durch Verbindung der während des Winters 
ur Armee einberufenen Elemente und der wieder entlaffenen Kriegsge- 
— ergeben konnte, war von unſerer Seite zuerſt vorgeſchlagen worden, 
die ſämmtlichen Kriegsgefangenen ſollten, — die Offiziere auf ihr Ehren» 
wort, die übrigen auf da8 Wort der franzöfifchen Regierung — verpflichtet 
fein, bi3 zum definitiven Friedensichluß reſp. bis zu deiten Ausführung 
nit in der franzöfiichen Armee Dienfte zu nehmen. Dieſe Bedingung 
wurde von den franzöfiichen Unterhändlern abgelehnt, indem fie diejelbe 
einerfeit3 verlegend für die Armee fanden, und andererjeit3 auch wohl 
fhon damals glaubten, diefer Armee im Innern zu bedürfen und jie 
deshalb vollzählig erhalten zu müſſen. Es wurde deshalb von den fran- 
öfifhen Unterhändlern und namentlich) von Herren Thiers als Erfag 
dir unjere Forderungen und als Garantie gegen die Gefahren, die wir 
bejorgten, der Vorſchlag gemadt, daß die franzöfijche Armee bis 
ur Ratifilation des definitiven Friedens hinter der Loire 
internirt bleiben follte, jo daß zmwilchen der Seine und Poire ein 
breiter neutraler Strich zwiſchen beiden Heeren geweſen wäre, der nicht 
überjchritten merden SE jo daß die Ueberjchreitung der Loire durch 
einen irgendwie beträchtlichen franzöfiichen Truppentheil jofort das Signal 
jur Erneuerung des Krieges, d. h. die Ankündigung der Abficht ſeitens 
er franzöfiihen Regierung, den Krieg zu erneuern, jein würde. Wegen 
der bejonderen Berhältniffe von Paris murde eine Ausnahme ftipulirt 
dahin, daß 40,000 Mann franzöfiihe Truppen in Paris zur Aufrecht- 
erhaltung der Drdnung bleiben fonnten. Die Eriftenz einer franzöjiichen 
Armee zwijchen der Seine und Poire, aljo bei Verjailles, ift an fich nad 
dem Präliminarfrieden nicht zuläſſig. Da indejfen, nachdem die Unruhen 
in Paris ausgebrohen waren und die franzöfifchen Truppen ſich nicht 
ſtark und zuverläffig genug erwiejen hatten, fie zu unterdrüden, die Re— 
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ierung, mit der wir den Präliminarfrieden gejchloffen hatten, zur Aus— 

hrung defjelben nur im Stande blieb, wenn ihr geftattet wurde, 
fih wieder in den Befig von Paris zu jfegen, und da fie dazu 
einer Truppenmadht zwijhen Seine und Loire bedurfte, und 
ohne Zweifel einer bedeutenderen als 40,000 Mann, jo haben 
wir gegen die Abmweihung von den Stipulationen, die in 
einer Truppen Anfammlung bei Berfailles liegt, feinen Ein- 
fprud erhoben. Aber es it jelbftverftändlich, daß in Folge des Verzicht 
auf die Garantien, auf die Ausführung der Gegenbedingung auch unjere 
Berpflihtung zur Auslieferung der Gefangenen einftweilen erlicht, d. h. 
das Maß ıhrer Erfüllung von unjerer Erwägung der Berhältniife ab» 
bängig bleibt und unſere Verpflichtung voll erft dann wieder eintritt, 
wenn die franzöfiiche Regierung ihrerjeitS in der Yage fein wird, die Ge— 
genjtipulation, zwijchen der Seine und Loire feine Armee zu halten, zu 
erfüllen. Wir hatten von Haufe aus, wie es unjerer Verpflichtung ent= 
ſprach, mit der Freilaffung der Gefangenen im breiteften Maßſtabe den 
Anfang gemadt; ich glaube, daß ungefähr zwiichen einem Drittel umd 
der Hälfte derjenigen, welche in unferer Gewalt waren, außer denjenigen, 
die wir nad) Eiiak und Lothringen entlaffen haben, bereits ſich in Freiheit 
befinden werden. Dieje Umitände machen aber nun leider einen weit ers 
beblicheren finanziellen Aufwand für ung nothmwendig, als wir bei Ab- 
ſchluß der Friedens» Präliminarien vorausfehen konnten. Ich ſpreche nicht 
von der länger dauernden Verpflegung von immerhin 2= bis 300,000 Ges 
fangenen, jondern der zwingende Grund für die ftärkere Ausgabe tegt 
in den inneren Berhältniffen von Frankreich. Wir find durch die dort ob» 
maltenden Berhältniffe genöthigt, eine jehr viel erheblichere Truppenmadt 
nod für die Dauer der Unruhen dort ftehen zu lajien, ala es damals 
bei Abichliegung des Präliminarfriedens unſere Abficht fein konnte. Man 
fhägt die Armee der Regierung bei Verjailles auf über 100,000 Dann, 
ich weiß nicht, zu welchem Procent aus Linientruppen reip. aus Nationals 
garden beftehend. Wenn die Regierung mit diefer Armee die Aufgabe, 
die fie fich geftellt hat, durchführt, fo vertrauen wir auf ihre Toyalität in 
Ausführung des Friedens; wenn ihr aber die Aufgabe mißlingt, jo können 
wir unmöglich vorher überjehen, welche Wgglomerationen von Truppen 
und unter welcher Führung fih in Franfreih aus den dort auf beiden 
Seiten vorhandenen Beftandtheilen bilden fünnen. Wir müfjen aljo, wenn 
mir ganz ficher gehen wollen — und nad) fo großen Opfern ift es Pflicht 
der Regierung, ganz ficher zur gehen — jo ftarf bleiben, daß wir jeder 
Eventualität, jeder Kombination von Streitkräften in unferer Stellung 
gewachjen find. Das bedingt erhebliche finanzielle Opfer, um jo größer, 
als die franzöfifche Regierung ſich bisher nicht in der Lage gejehen hat, 
auch nur die Zahlungen zu leiften, die für die Unterhaltung der Truppen 
als Erjag für unſern Verzicht auf Naturalrequifitionen ftipulirt wurden, 
nämlih 36 Millionen umd einige Francd im Monat; daneben läuft die 
Berzinfung eines erheblihen Theils der Kriegstontributionen. Die Fällig- 
feitötermine im Monat März und April find nicht eingehalten worden; 
aber es ift uns die Zufage gegeben, daß am 25.d. M., aljo ich glaube 
morgen, alle bisher aufgelaufenen Rückſtände bezahlt werden follten, und 
dag am 1. Mai der dann fällige Termin regelmäßig gezahlt werden 
würde. Wir find überzeugt, daß die franzöſiſche Regierung zahlen wird, 
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wenn fie in der Lage ift, obwohl mir ſchwer begreiflich ift, wie jie es für 
diefe Fleine Summe nicht fein fünnte, da wir das Geld meiftentheils in 
Frankreich jelbft ausgeben und daher nicht darauf beftehen, es in Mietall 
zu haben, ſondern mit dem Erzeugnig der alle Zeit bereitwilligen Bant- 
noten=Prefje vorlieb nehmen. Aber wenn dennod die Regierung am 25. 
niht im Stande fein jollte, ihre Zufage zu erfüllen, jo würde das für 
uns und für das gegenjeitige Verträgnig zwiſchen Truppen und Einwoh— 
nern jo jehr bedauerliche Verhältniß wieder eintreten, daß mir zur Requi— 
fition von Naturalien jchreiten müßten, da die Vorſchüſſe, die wir unjers 
jeitS zu diefem Behufe der den Franzoſen obliegenden Verpflegung leiften 
fönnen, doch ihre Grenzen haben. 

E3 wäre ja eine Möglichkeit für ung, die und von Haufe aus nahe 
etreten ift nnd die wir jorgfältig erwogen haben, dem jegigen Zu: 
— in Frankreich durch Eingreifen von unſerer Seite ein 
Ende zu machen, ich habe mich indeſſen nicht entſchließen können, 
Sr. Majeſtät zu dieſem Mittel zu rathen, ich muß befürchten, 
daß eine unerbetene Einmiſchung in dieſe Verhältniſſe alle 
Theile gegen uns, ich will nicht ſagen einigen, aber doch ein— 
ander nähern würde; man würde nach franzöfifcher Art raſch bereit 
fein, alle Uebel der Situation auf die Einmiſchung des Auslandes zu 
ſchieben und fich gegenfeitig mit der Betheuerung: nous sommes frangais 
umarmen, oder, wenn dad Wort zu weit geht, fich weſentlich einander 
näher rüden auf unjere Koften, und außerdem möchte ich ungern, daß 
wir von dem Programme, welches Se. Majeftät der Kaiſer aufgeftellt hat 
und nach dem wir zu handeln gedenken, von dem Programm der Nicht» 
einmifchung in die Angelegenheiten anderer Völker und entfernen, 
felbjt in einem Falle, wo die Berfuchung dazu uns fo nahe gelegt ift und 
mo unſer eigenes finanzielles Intereſſe jo jehr dazu zu drängen ſcheint. 
Db es wirklich damit gewahrt werden würde, wenn wir uns in die Sache 
einmijchen und uns dadurch der Gefahr ausjegen, daß uns die moraliſche 
Berantwortlihkeit für die Regelung der Zukunft Frankreichs zufallen 
könnte, das laſſe ich dahin geftellt jein; es kann fein, daß e8 uns gelänge, 
durch eine ſolche Einmifchung die von uns anerkannte Regierung zu befeftigen, 
e8 könnte aber auch jein, daß die Regierung entweder, nachdem fie Gegen: 
ftand fremder Unterjtügung geworden ift, ihre Yage unhaltbar oder doch fo 
unangenehm fände, daß fie den willlommenen Vorwand ergriffe, fich zurüd- 
zuziehen und fich der Berantwortlichfeit zu entlaften, und dann würde es 
unjere Aufgabe fein, zunächſt wieder eine neue Spite von Frankreich ent- 
weder zu machen oder zu finden. ch bin daher der Meinung und habe 
bisher gefunden, daß die öffentlihe Meinung und, wie ich glaube, die Ma— 
jorität diefer Berjammlung in dieſer ſchwierigen Berechnung einer theils zu— 
künftigen, theils auch in ihrer Gegenwart für uns nicht volllommen durch: 
fihtigen Yage, daß fie in diejer Lage findet, daß die Regierung in ihrer bis— 
herigen Enthaltung das Richtige getroffen hat. Die Zujage einer Enthaltung 
um jeden Preis zu geben, halte ich aber nicht für indicirt, es würde das 
unter Umftänden eine YAufmunterung, eine Zufage der Straflofigfeit, ein Ber- 
zicht jein können, während wir jedenfalls das Recht und die Pflicht yo 
uns vorzubehalten, daß wir da, wo mir unfere eigenen Intereſſen und Rechte 
verlegt oder gefährdet finden, nicht behufs — in fremde Angelegen- 
heiten, fondern behufs der DBertheidigung der eigenen, eingreifen.“ 
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Schwierigkeiten bei den Friedensverhandlungen in Brüffel. 
„Rorbbeutihe Allgemeine Zeitung“ vom 4. Mai 1871. 


„Bei den in Brüffel ftattfindenben Verhandlungen über die Zahlung der fünf 
Milliarden Kriegscontribution haben bie deutichen Bevollmächtigten im Einklang 
mit den Präliminarien von Berjailles vorgeichlagen, daß dieſelbe in vierteljährigen 
Raten beginnend mit dem 2. Juni 1871 und endigend mit dem 2. März 1874 
erfolge und in Geld oder gleichwertben Papieren oder Barren geleiftet werbe. 
Die franzöfiiche Regierung bat hierauf durch ihre Unterhändler mit einem Gegen- 
vorſchlag geantwortet, der nicht im Einklang mit bem Präliminarfrieden von Ber- 
failles ftebt und ver nicht ſowohl darauf, wie gezahlt, als barauf, wie nicht ge— 
zahlt, wie die Zahlung binausgejhoben und wenigftens zum Theil illuforifch ge- 
macht werben fünnte, abzuzielen jcheint. 

Die franzöfifhe Regierung jagt in dem betreffenden Schriftftüd hierüber: 

„Der Gedanke, im Voraus elf vierteljährliche Termine fir die ganze 
Zahlung einer in Elingender Münze oder Handelspapieren zu beichaffenden Summe 
von fünf Milliarden feftzuftellen, könne nicht angenommen werben. Er ſei materiell 
nicht zu verwirklichen und es gebe in der Welt keinen Staat, fein Confortium 
von Bangquiers, welches ernftbaft und ehrlich daran denken könnte, ſolche Ber- 
pflichtungen zu übernehmen, einer ähnlichen Berantwortlichkeit fich zu unterziehen.“ 

Unb weiter beißt es in Betreff der verlangten Zahlung in Gelb ober 
Barren: 

„Es ift eine materielle Unmöglichkeit, welche feines langen Beweijes bebarf. 
Eine jolde Maſſe bisponibler Capitalien eriftirt nicht in der ganzen Welt.“ 
Folgt dann der Gegenvorſchlag mit Nachftehendem: „1. Frankreich zahlt effectiw 
während breier Jahre in gleichen Theilen und vom 1. Juli 1871 an bie jährliche 
Summe von 333,333,333 Fres. (aljo eine Milliarde.) 2. Es übergiebt Deutich- 
land am 1. Juli 1871 fünfzig Titel franzöfifcher fünfprocentiger Rente, bie ein 
Capital von einer Milliarde bilden und in noch feftzuiegenden Friften in Titel 
convertirt werben, bie in ber gewöhnlichen Form negocirt werben können. 3. Es 
übergiebt dem beutichen Reih .. . Monat nach Auswechſelung ber Ratificationen 
bundertundfünfzig Titel, jeber von einer Million fünfprocentiger Nente, conver« 
tirbar in vorläufige Zitel vom 1. Novbr. 1874 an, nah ſchließlichem Weberein- 
fommen ber vertragichließenden Parteien. 4. Endlich, als Folge ber Regulirung 
der Schuld, hört die Occupation bes franzöfifchen Gebietes vom 1. Juli 1871 auf.“ 

Wir jollen alfo uns gefallen laffen, daß die franzöfifche Regierung ihre 
Schub an uns nur mit einer Milliarde in Gelb entrichtet, und daß fie bie 
Zahlung diefer einen Milliarde über drei Jahre ausbehnt. Wir follen uns dann 
zum größten Theil, zu vier Fünfteln unjeres Anfpruchs, mit Nententiteln ab» 
finden laſſen, welche allen Coursſchwankungen unterworfen find, weldye unter Um» 
ftänden mit gänzlicher Entwerthung bebrobt fein können, und welche, wenn wir 
auf diefen Vorſchlag eingehen wollten, die fünf Milliarben zu brei, höchftens drei 
und einer halben zujammenjchmelzen laffen würben. 

Wir haben nun abzuwarten, ob bie franzöfiihe Nationalverfammlung diejen 
Berjuh, uns vertragewidrig in ber Zahlung zu kürzen, gutbeißen wird. Wir 
fönnen bem Ergebniß mit Gelaffenheit entgegenfehen, da wir in ben von beutjchen 
Truppen occupirten Theilen Frankreichs ein genigendes Pfand für einen dem 
Präliminarfrieden und unferem Intereffe gemäßen Ausgang der Angelegenheit 
beſitzen.“ 


Friedensverhaudlungen in Frankfurt. 
„Provinzial-Correspondenz“ vom 10. Mai 1871. 


„Der NReihslanzler Fürft von Bismard hat zur Zeit in Frankfurt am 
Main nene Berhandlungen mit dem franzöſiſchen Minifter Jules Favre zu dem 
Zwech, volle Klarheit in bie gegenwärtige Stellung ber franzöfifhen Regierung 
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zu bringen und den Abſchluß des endgültigen Friedens zu fihern und zu be— 
ſchleunigen. 

Als die Friedenspräliminarien von Verſailles abgeſchloſſen wurden, durfte 
unſere Regierung von der Ueberzeugung ausgehen, daß die Regierung Frankreichs 
von dem aufrichtigen Willen erfüllt ſei, raſch zum wirklichen Friedensſchluß zu ge— 
langen, und daß ſie die Kraft beſitzen werde, die Ausführung deſſelben zu ſichern. 
Auf dieſer Zuverſicht beruheten die mannigfachen Rückſichten ver Schonung, welche 
bei dem Abſchluſſe der Verſailler Konvention von unſerer Seite beobachtet wurden: 
es lag unſerer Regierung daran, der neuen franzöſiſchen Regierung die Durch— 
führung ihrer anicheinend ernten Friedensabſichten in Franfreih möglihft zu 
erleichtern. 

Auf einen raſchen Abjchluß des endlichen wirklichen Friedens mußte um fo 
mehr gerechnet werden, als in dem vorläufigen Vertrage nad der beiberfeitig 
ausgeſprochenen Abficht alle erheblicheren Fragen als bereits entichieden und dem- 
gemäß meitere grunbjägliche Streitigkeiten als ausgejchloffen gelten durften, fo 
daß für die Berbanblungen in Brüffel nur noch die nähere Beftimmung über bie 
Ausführung der feftgejetten Bedingungen im Einzelnen vorbehalten ſchien. Der 
Geiammtinhalt der frievenspräliminarien giebt Zeugniß davon, baß bei dem 
Abſchluſſe eine ſolche Auffaffung und Abficht zu Grund: lag; nicht minder ließen 
die militärifben Anordnungen und Vorkehrungen nach dem vorläufigen Friedens- 
fchluffe erfennen, daß man auf franzöfifcher Seite, ebenjo wie Seitens uuferer 
Regierung und Heeresleitung, von der Erwartung eines ſehr baldigen feften 
Friedensſchluſſes ausging. 

Durch den Pariſer Aufftand und durch die Sorgen und Schwierigkeiten, 
welche berjelbe der franzöfiihen Regierung bereitete, wurben die befinitiven 
Friedensverbandlungen zunächft einigermaßen erfchwert und verzögert. 

So ſehr unjere Regierung den Mangel an BVBorausfiht und Energie be- 
klagte, welcher fi in dem Verhalten der Verſailler Regierung kundgab, fo bielt 
fie e8 doch für eine Ehrenpflicht, dieſer Regierung, mit welder fie jo eben den 
Präliminarvertrag abgeichloffen hatte und welche als der Ausdrud des augenblid- 
lihen Volkswillens Frankreichs allfeitig anerfannt war, die Durhfübrung ihrer 
Stellung und Aufgabe unter den neu entftandenen inneren Schwierigkeiten ſoviel 
als möglich zu erleichtern und ohne unmittelbare Einmifhung in die inneren 
Kämpfe Frankreichs doch die Hinderniffe abzuſchwächen, welche fih aus den Be— 
—— des Präliminarfriedens für die Bekämpfung bes Pariſer Aufſtandes 
ergaben. 

Einzig und allein durch die bereitwilligen Zugeſtändniſſe unſerer Regierung 
iſt es der Verſailler Regierung überhaupt möglich geworben, fich dort zu halten 
und zu vertbeidigen und bemmächft zum Angriff gegen Paris vorzugehen. 

Im Bertrage von Berjailles war im Artikel III. beftimmt: 

„Die franzöfiihen Truppen werden fih binter die Loire zurück— 
ziehen, bie fie vor Unterzeichnung des definitiven riedensvertrages 
nicht werben iüberjchreiten dürfen. Ausgenommen von biejer Beftim- 
mung find die Garnijon von Paris, deren Stärke die Zahl von 
40,000 Mann nicht überjchreiten darf, und bie zur Sicherheit ber 
feften Plätze umerläßlich erforberliden Garniſonen.“ 

Die franzöfiihe Regierung durfte hiernach in und bei Berjailles eigentlich 
feine Truppen balten. 

Nur das vertrauensvolle Entgegentommen ber beutichen Regierung bat 
Herrn Thiers in die Yage verjegt, den Kampf gegen Paris aufzunehmen und 
Frankreich vor abjoluter Zerrüttung zu bewahren. 

Indem unfere Regierung geftattete, daß abweichend von dem Präliminar- 
Bertrage neben der zablreihen Armee, welche in Paris vorhanden ıft, eine Armee 
biefjeitS der Yoire, zwiſchen Berjailles und Paris zulammengezogen wurde, und 
war in einer Stärke, welche die Zahl von 40,000 um mebr als das Doppelte 

berfteigt, konnte fie nur von dem Bertrauen ausgeben, daß bie Regierung, zu 
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deren Gunften fie ein fo meit gebenbes AZugeftänbniß machte, ihre Ehre barein 
fegen werde, ihre Gejammtbeziehbungen zu Deutjchland nach dem Geifte bes ge- 
ſchloſſenen Friebensvertrages zu regeln und den Abſchluß des fchließlichen vollen 
Friedens auf jede Weife beichleunigen zu belfen. 

Diejes Vertrauen ſchien jedoch feither keine Beftätigung finden zu follen. 

Abgejehen davon, daß bie franzöfiihe Regierung fich fäumig erwies, bie 
eingegangenen Berpflibtungen für die georbnete und ausreichende Verpflegung 
unjerer Truppen zu erfüllen und bie betreffenden Zahlungen regelmäßig zu leıften, 
fo trat vor Allem in den Berbandlungen zu Brüffel mehr und mehr das Be- 
ftreben bervor, die im Präliminarvertrage bereits feftgeftellten Verpflichtungen 
Frankreichs wieder in Frage zu bringen oder abzuſchwächen. Namentlich ift dies 
in Bezug auf die Zahlung ber Kriegsentihäbigung durch fo überrafchende Vor— 
ſchläge geſchehen, daß dadurch jeder Glaube an den Ernft der franzöfiichen 
Friedensverhandlungen erjchüttert werben mußte. Es feblte nicht an Anzeichen, 
buch welche die Bejorgnii begründet wurbe, daß politifche Beftrebungen ſehr 
verjchiebener Art auf das Ziel ten ben endgültigen Abichluß bes Friedens 
hinauszuſchieben. 

Unſere Regierung konnte ihrerſeits bie Verzögerung bes definitiven Friedens— 
ſchluſſes unter keinen Umſtänden zulaſſen. So wenig auch zu befürchten wäre, 
daß es ben Frauzojen in der That gelingen könnte, durch eine Verzögerung bes 
Friedensihluffes etwa günftigere Bedingungen zu erreichen, jo drängt doch bei 
uns das Intereffe der Vollswohlfahrt unbedingt dahin, daß dem Zuftaube ber 
Ungewißbeit zwijchen Krieg und Frieden ein Ende gemacht werbe. Unſere Heeres» 
einrihtungen, durch welche in Wahrbeit die Blüthe des Volles aus allen Ständen 
und a zum Kampfe fürs Baterland berbeigernfen wird und durch welche 
die glänzenden Erfolge auch in diefem legten gewaltigen Kriege errungen worben 
find, — dieſe Heereseinrihtungen legen unjerer Regierung die Pflicht auf, mit 
aller Fürſorge dahin zu wirken, daß dieſe reiche Vollstraft nicht länger, als nöthig 
ift, dem bürgerlichen Berufe und dem häuslichen Heerde entzogen bleibe. Es 
fann daher nicht in das Belieben der franzöfiihen Regierung geftellt werden, bie 
Einkehr eines wirklihen Friedenszuftandes, wie er nah dem Abichluffe bes 
Präliminar-Bertrages in nahe Ausfiht genommen war, ins Ungewiffe zu ver- 
zögern. 

Fürſt Bismard hatte denn die Regierung in Berjailles in jüngfter Zeit 
nicht im Zweifel darüber gelafjen, daß er gegenüber den mannigfahen Zugeſtänd— 
niffen, welche ihr gewährt worden, ein größeres Entgegenlommen Bebufs baldigen 
Abjchluffes des definitiven Friedens beanipruche, und daß nur um diefen Preis 
eine weitere Rüdfichtnahme auf die Bedürfniffe der franzöfiihen Regierung zu 
erwarten jei. 

Die Regierung in Berfailles jcheint erkannt zu haben, daß fie nur durch 
eine erneute und durchgreifende VBerftändigung mit unjerer Regierung die Schwierig. 
keiten ihrer eigenen Lage bewältigen unb dem vollftändigen Ruin Frankreichs 
vorbeugen kann. Diejer Erkenntniß entipricht die Zufammenkunft des Minifters 
Jules Favre mit dem Fürften Bismard in Frankfurt a. M., auf melde 
Letzterer bereitwillig eingegangen ift. 

Die Berbandlungen in der alten beutichen Neichsftabt werben boffentlich 
von entſcheidender Bedeutung für das definitive Friedenswerk fein. Man darf 
überzeugt fein, daß Fürft Bismard jein perfönliches Anſehen zu dem Zwecke er- 
neut einjeßt, alle Zweifel und Bedenken, welche gegenüber den Präliminarien 
noch möglich ericheinen konnten, endgültig zu befeitigen und jomit bie vorläufigen 
Friedensgrundlagen von Berjailles als Beftimmungen des wirklichen Friedens zu 

eftalten und zu ergänzen. Nicht um bie Befeitigung einzelner Schwierigkeiten 
ann es ſich jetst handeln, fondern um die alljeitige und vollfländige Anbahnung 
bes wirklichen Friedens. 

Jules Favre hat bei den Waffenftillftands- und bei den Friedensverhand⸗ 
lungen im Januar und Februar d. 9. bewieſen, daß er fich über die Yage 
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Frankreichs und die fi daraus ergebenden Nothwenbigkeiten keinen Täufhungen 
mebr bingiebt; er wirb feinen Patriotismus gewiß auch jett baburch bewähren, 
daß er ohne weiteres Zögern die Schritte thut, welche zu Frankreichs Rettung 
vor noch tieferem Fall unerläßlich find.“ 


7. Mai. Fürft Bismard an den franzöfiichen Minifter ded Aus- 
wärtigen und Bevollmächtigten in Frankfurt am Main 
Jules Favre”). 

„Herr Minifter! Mit Bezugnahme auf unfere geftrige Unterredung 
habe ich die Ehre, Em. Ercellenz bemerflich zu machen, daß die heutige 
Lage Frankreichs ſich weſentlich von derjenigen unterjcheidet, auf die es 
im Augenblid der Unterzeichnung der Friedenspräliminarien abgefehen war, 
und daß die Regierung der Republid nicht in demfelben Manke, wie 
damals, die Eigenfchaft bewahrt hat, allen ihren Berpflihtungen nach: 
zulommen. Der Pariſer Aufftand hat, indem er die Lage änderte, 
die Zufunft, auf welde wir zählen zu dürfen glaubten, in 
Frage geftellt. Seitdem die franzöfijche Regierung ſich gezwungen jah, 
Paris den Händen der Inſurrection zu überlajjen und fi außerhalb der 
Bedingungen der Friedenspräliminarien zu ftellen, um die Mittel zur 
MWiederherftellung ihres verfannten Anjehens zu gewinnen, liegt uns die 
Bejorgniß nahe, daß ähnliche Vorgänge fih auch dann — erneuern 
könnten, wenn es der Regierung wirklich gelänge, ſich der Hauptſtadt 
wieder zu bemächtigen. Wenn mir uns bis jetzt enthalten haben, Paris 
anzugreijen, im einer Yage ein Biel zu fegen, melde in dem Bertrage 
vom 26. Februar nicht vorhergejehen war und nicht ohne Beeinträchtigung 
unferer Intereſſen verlängert werden fann, wenn wir in eine Zufammen- 
ziehung franzöfifher Truppen gemilligt haben, die beträchtlich genug. ift, 
um im Falle einer unvermutheten Wendung der Dinge unfere Lage zu 
erfhweren, jo können wir nicht länger diefe pajfive Haltung 
Zuftänden gegenüber beobadten, die gegen die Bedingungen 
der Friedenspräliminarien verftoßen, wofern Frankreich * 
nicht dazu verſteht, dieſen letzteren größere Kraft zu verleihen, 
indem es uns für die Zukunft Bürgſchaften gewährt, welche die 
deutſchen Intereſſen gegen allfällige, der Ruhe Frankreichs hinderliche 
Störungen ſchützen würden. Wir würden es vorziehen, dieſe Bürgſchaften 
in der gewiſſenhaften Ausführung der bis jetzt geſchloſſenen Uebereinkünfte 
u finden, denen zufolge die franzöſiſchen Truppen, die außerhalb Paris 
Heben, fih auf die Südfeite der —* zurückziehen würden, es ſei denn, 
daß die Regierung in ein Uebereinkommen willigte, kraft deſſen die deut— 
ſchen Truppen nach der Zahlung der erſten halben Milliarde der Kriegs— 
entſchädigung und der Beſtätigung des endgültigen Friedensvertrages fort- 
fahren würden, die auf dem rechten Seineufer gelegenen Pariſer Forts 
mit dem entſprechenden Theile der neutralen Zone bis zu den Wällen 
der Stadt, ſowie die auf dem rechten Ufer gelegenen Thore derſelben be— 
ſetzt zu halten, jo daß die in dem Vertrage vom 26. Februar vor— 
ejehene Yard fi vorläufig auf die Departements Somme, Seine 

nferieure und Eure bejchränfen, und daß die in Art. 3 der Friedens» 
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*) Aus dem Bude Jules Favre's: „Simple reeit d'un membre du Gourernement 
de la Defense Natlonale.“ 
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präliminarien —— Räumung in ihrem vollen Umfang erſt dann 
erfolgen würde, wenn die politifche Yage Frankreichs binlänglich befeftigt 
märe, um die Gewähr zu bieten, daß die franzöfifche Regierung im Stande 
ift und bleiben wird, dire Berpflichtungen gegen Deutfchland zu erfüllen. 

3 wäre den Intereſſen Deutſchlands zumider, die Occupation über die 
Zeit hinaus zu erftreden, deren Franfreich zur Befeftigung feiner Regie 
rung durchaus bedarf; denn die Deutfchland aus der Aufrechterhaltung 
unferer Heere in Frankreich erwachjenden Koften überfteigen weit alle 
Summen, die Frankreich dazu .beifteuert. — Die Intereffen unferer beiden 
Länder geftatten uns nicht, eine Sachlage fortbeftehen zu laſſen, welche 
beide in der Ungemwißheit erhält, ſowohl was die Zufunft in gegenfeitigen 
Beziehungen als die Dauer von Zuftänden, die weder Friede noch Krieg 
find, betrifft. Wir werden, um ihnen ein Biel zu fegen, in unferen gegen- 
märtigen Beiprechungen darnach trachten müfjen, uns über die in dem ent» 
gültigen Friedensvertrage zu erledigenden Hauptfragen zu einigen. Wenn 
und dies nicht gelänge und wenn die fran sfilhe Regierung ji 
weigerte, und die Bürgjchaften zu a die Em. Ercellenz 
anzudeuten ich joeben die Ehre hatte, fo würde Deutichland 
fih vor Allem das Recht vorbehalten, feinerfeit3 Schritte 

egen die unregelmäßigen, augenblidlid in Baris herrſchenden 
2 ufände zu tbun und auf der firengen Ausführung der Be— 
Dingung zu beſtehen, welde die franzöfifhe Regierung dazu 
anhält, ir Truppen aufdie Südſeite der foire zurüdzuziehen, 

Genehmigen Sie ꝛc.“ 


Der Abſchluß des definitiven Friedens in Frankfurt. 


Telegramm. 
Franffurt a. M., 10. Mai, Nachmittags 2 Ubr. 


Der definitive Frieden zwiſchen Frankreich und Dentichland ift 
foeben unterzeidjnet worden. 


10. Mai. Der Friede zu Franffurt. 


Fürft Otto von Bismard-Schönhaufen, Kanzler des Deut: 
fhen Reiches; 
Graf Harry von Arnim, außerordentliher Gefandter und bevoll« 
mächtigter Minifter des Deutjchen Kaiſers beim — Stuhle, 
Namens Sr. Majeftät des Deutſchen Kaiſers einerſeits und ans 
dererſeits 
Herr Jules Favre, Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten 
der franzöſiſchen Republik; 
Herr Auguſtin Thomas Joſeph Pouyer-Quertier, Finanz— 
Miniſter der franzöſiſchen Republik und 
Herr Marcus Thomas Eugen von Goulard, Mitglied der 
Nationalverſammlung, 
Namens der franzöſiſchen Republik, 
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in der Abfiht, den Präliminar- Friedensvertrag vom 26. Februar d. J. 
mit den nachftehenden Veränderungen in einen definitiven Friedensver⸗ 
trag umzuwandeln, haben Folgendes feitgejegt: 


Art. 1. Die Entfernung von ber Stabt Belfort bis zur Grenz 
linie, wie dieſe urfprünglich bei den Unterbanblungen von Berjailles vorgeichlagen 
worden und auf ber dem ratificirten Inftrumente der Präliminarien vom 26. Fe— 
bruar beigefügten Karte bezeichnet ift, joll als Ausdehnung bes Rayons 
gelten, der, gemäß ber barauf bezüglihen Claufel bes erften Artikels der Prälis 
minarien, mit der Stadt und deu Bejeftigungen von Belfort bei Fruntreich ver- 
bleiben joll. 

Die deutſche Regierung ift Willens, diefen Rayon folcher Weife zu ver- 
größern, daß er bie Cantons von Belfort, Delle und Giromagny umfaßt, 
jowie den weftlihen Theil des Kantons von Fontaine, weftlih einer Linie von 
dem Punkte, wo der Canal von der Rhone nah dem Rhein aus dem Canton 
von Delle austritt, im Süden von Montreur Chateau bis zur Norbgrenze bes 
Eantons zwifhen Bourg und selon, wo dieſe Yinie die Oftgrenze des Kantons 
von Giromagny erreicht. Die deutſche Regierung wirb indeffen die oben bezeich- 
neten Territorien nur unter der Bedingung abtreten, daß bie franzöfiiche 
Republik ihrerfeits in eine Grenzrectification einwillige längs ven 
weftlihen ®renzen ber Cantone von Catenom und Tbionville, 
welche an Deutihland das Gebiet überläßt im Often einer Linie, bie 
von der Grenze von Luremburg zwiſchen Huffiguy und Redingen ausgeht, bie 
Dörfer Thil und Billerupt an Frankreich laffend, fih zwiſchen Erronville und 
Aumetz, zwiſchen Beuvillers und Boulange, zwiſchen Trieur und Lomeringen bin» 
zieht und die alte Grenzlinie zwiſchen Avril und Moyeuvre erreicht. Die inter- 
nationale Commiffion, deren im Art. 1 der Präliminarien erwähnt ift, wird fich 
fogleih nad der Auswecjelung ber Ratificationen bes gegenwärtigen Bertrages 
an Ort und Stelle begeben, um die ihr obliegenden Arbeiten auszuführen und 
bie Linie der neuen Grenze gemäß ber vorfiehenden Dispofition zu ziehen. 


Art. 2. Die den abgetretenen Gebieten angebörigen, gegenwärtig auf 
biefem Gebiete bomicilirten franzöfifhen Untertbanen, welde beabfichtigen, 
die franzöfifhe Nationalität zu behalten, jollen bis zum 1. Dftober 1872 
und mitteld einer vorausgehenden Erffärung an bie competente Behörde die Be- 
fugniß baben, ibr Domicil nah Franfreih zu verlegen und fidh dort 
nieberzulaffen, ohne daß dieſes Recht alterirt werben Fünue durch Die Gefete über 
den Militärdienft, — in welchem Falle ihnen die Eigenſchaft als franzöfiihe Bürger 
erhalten bleiben wird. Es fteht ihnen frei, ihre auf den mit Deutichland ver- 
bunbenen Xerritorien gelegenen Immobilien zu behalten. Kein Bewohner ber 
abgetretenen Territorien darf in feiner Perjon oder in feinen Gütern auf Grund 
feiner politiſchen oder militärifhen Handlungen während bes Krieges verfolgt, ge- 
ftört oder zur Unterſuchung gezogen werben. 

Art. 3. Die franzöfiihe Negierung wirb ber beutichen Regierung bie 
Archive, Documente und KRegijter übergeben, welche bie civile, militärifche 
oder gerichtliche Verwaltung ber abgetretenen Territorien betreffen. Sollten einige 
biefer Altenftiide weggejchafft worben fein, jo wirb bie franzöfifche Regierung bie- 
jeiben auf Anforderung der deutihen Regierung wieder berbeijchaffen. 

Urt. 4. Die franzöfiihe Regierung wird der Regierung bes Deutjchen 
Reiches innerhalb einer Frift von jechs Monaten, von der Auswechjeluug ber 
Natification diefes Vertrages an gerechnet, übergeben: 

1. ben Betrag ber Seitens der Departements, Gemeinden und öffentlichen 
Anftalten der abgetretenen Territorien veponinten Summen; 

2. den Betrag ber Anwerbungs- und Stellvertretungs- Prämien, welche ben 
aus ben abgetretenen Territorien gebürtigen Soldaten und Seeleuten gehören, die 
fih für die deutſche Nationalität entichieden baben; 

3. ben Betrag der Eautionen der Rehnungs-Beamten des Staates; 
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4. ben Betrag ber für gerichtliche Confignationen in Folge von Maßregeln 
ber Berwaltungs- oder Juftizbehörben in ben abgetretenen Territorien eingezablten 
Geldſummen. 

Art. 5. Beide Nationen werden gleiche Behandlung genießen in Bezug 
anf die Schifffahrt auf der Mojel, dem Kanal von der Marne nah dem Rhein, 
dem Kanal von ber Rhone nah dem Rhein, dem Kanal der Saar und den mit 
dieſen Wafferwegen in Verbindung ftebenden jciffbaren Gewäſſern. Das Flöß- 
recht wirb beibebalten. 

Art. 6. Da bie hoben contrabirenden Parteien ber Meinung find, daß 
bie Diöcefangrenzen der an das Deutſche Reich abgetretenen Territorien mit 
ber neuen durch obenftehenden Art. 1. beftimmten Grenze zujanımenfallen 
müffen, jo werben fie fi nad ber Ratification bes gegenwärtigen Vertrages un- 
verzüglich Über die zu biefem Zwede zu ergreifenben gemeinfamen Mafregeln 
verftänbigen. 

Die der reformirten Kirche ober der Augsburger Eonfeffion an- 
gebörigen, auf ben von Frankreich abgetretenen Territorien anfäffigen Gemeinden 
werden aufhören, von ber frauzöfiichen geiftlihen Behörde abhängig zu jein. 

Die zur Kirche der Augsburger Confeifion gehörigen, auf franzöſiſchem 
Territorium anfäffigen Gemeinden werben aufhören, von dem Ober-Eonfiftorium 
und von dem Director in Straßburg abhängig zu fein. 

Die ifraelitifhen Gemeinden ber Territorien im Often der neuen 
Grenze werben aufhören, von dem ilraelitiichen Central-onfiftorium zu Paris 
abhängig zu jein. 

Art. 7. Die Zahlung von 500 Millionen wird erfolgen innerhalb 
ber dreißig Tage, welche der Herftellung der Autorität der franzöfiihen Regierung 
in der Stadt Paris folgen werden. Eine Milliarde wird bezablt werben im 
Berlaufe des Jahres und eine halbe Milliarde am 1. Mai 1872. Die 
legten drei Milliarden bleiben zahlbar am 2. März 1874, jo wie es durch 
ben präliminarifhen Friedensvertrag ftipulirt worben if. Vom 2. März bes 
laufenden Jahres an werben die Zinfen diefer drei Milliarden Frances jedes Jahr 
am 3. März; mit 5 p&t. per. Jahr bezahlt werben. . 

Jede im voraus auf bie drei Milliarden abgezablte Summe wird vom Tage 
ber geleifteten Zahlung an aufbören, Zinfen zu tragen. 

Ale Zahlungen Finnen nur in den hauptſächlichſten Hanbelsftäbten Deutjch- 
lands gemacht werden unb werben in Metall, Gold oder Silber, in Billets 
der Bank von England, in Billets der Bank von Preußen, in Billets 
der föniglihen Bank der Niederlande, in Billets ber National— 
baut von Belgien, in Anmweifungen auf Orbre oder biscontirbare 
Wechſel erftien Ranges zum vollen Wertbe geleiftet werben. Da bie 
deutiche Regierung in Frankreich den Werth bes preufäfchen Thaler auf 3 Fr. 
75 Cts. feftgeftellt bat, jo nimmt die franzöfiiche Regierung die Umwechslung der 
Münzen beider Länder zu oben bezeichnetem Courje an. Die franzöfiihe Regierung 
wird bie deutſche Regierung brei Monate zuvor von jeder Zahlung benadrichtigen, 
welche fie den Kaſſen des Deutichen Reiches zu leiften beabfichtigt. 

Nah Zablung ber erften halben Milliarde und ber Ratification 
des befinitiven ricbensvertrages werden die Departements ber Somme, ber 
Seine Inférieure und der Eure geräumt, in jo weit fie noch von deutſchen 
Truppen bejett find. Die Räumung der Departements ber Dije, ber Seine- 
etsDife, der Seine-et-Marne und der Seine, fo wie ber Forts von 
Paris wird Statt finden, jobalb die deutihe Regierung die Herftellung ber 
Ordnung ſowohl in Franfreih als in Paris für genügend erachtet, um 
bie Ausführung der dur Frankreich übernommenen Berpflictungen ſicher zu 
ſtellen. In allen Fällen wird biefe Räumung bei Zahlung der dritten 
balben Milliarde Statt finden. 


Die deutihen Truppen behalten im Intereffe ihrer Sicherheit die Verfügung 
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über bie neutrale Strede zwifchen der deutſchen Demarcationslinie und ber Um— 
wallung von Paris auf dem rechten Ufer ber Seine. 

Die Stipulationen des Bertrages vom 26. Februar, bezüglih auf bie 
Decupation bes franzöfifhen Gebietes nah Zahlung der beiben Milliarben 
bleiben in Kraft. Bon ber Zahlung ber erften fünfbundert Millionen können 
feine Abzüge, wozu bie franzöfiihe Regierung berechtigt fein Fönnte, gemacht 
werben. 

Art. 8. Die deutihen Truppen werben fortfahren, fih ber Requiſi— 
tionen in natura ober Gelb in ben bejetten Territorien zu enthalten; ba bieje 
Verpflichtung ihrerjeits in gegenfeitiger Beziehung ſteht zu ber von ber franzö— 
fiihen Regierung übernommenen Berpflihtung, fie zu unterbalten, jo werden im 
Halle, daß trot wiederholter Anforderungen der deutſchen Regierung bie franzö— 
fifche Regierung in Ausführung befagter Verpflichtung zurüdbleiben jollte, bie 
deutihen Truppen das Recht haben, fich das Nöthige für ihre Bedürfniſſe durch 
Erhebung von Steuern und Requifitionen in ben bejegten Departements zu ver— 
Ihafien, und felbft außerhalb berjelben, wenn deren Hülfsmittel nicht binreichen 
follten. 

Bezüglih auf die Verpflegung der deutſchen Truppen werben bie gegen- 
wärtig in Kraft ftebenden Anorbnungen beibehalten bis zur Räumung ber Forts 
von Paris, 

Kraft des Vertrages von Ferriöres vom 11. März 1871 werben bie durch 
— Vertrag angegebenen Rebuctionen zur Ausführung kommen nah Räumung 
ber Forte. 

Sobald der Effectivftand ber deutſchen Armee unter die Zahl von 500,000 
Mann berabgeiunfen fein wird, werben bie unter dieſe Zahl gemachten Rebuc- 
tionen angerechnet werben, um eine verbältnigmäßige Verminderung der von 
ber franzöfifhen Regierung bezahlten Unterhaltungstoften für die Truppen ber» 
zuftellen. 

Art. 9. Die gegenwärtig ben Erzeugnifien der Inbuftrte in den 
abgetretenen Gebieten zur Einfuhr nah Frankreich geftattete Ausnabmebe- 
handlung wirb für einen Zeitraum von jehs Monaten, vom 1. März an ge» 
rechnet, unter den mit ben Delegirten bes Eljaffes vereinbarten Bebingungen auf— 
rechterhalten. 

Art. 10. Die deutfche Regierung wird fortfahren, die Kriegsgefangenen 
zurückkehren zu laffeu, indem fie fi mit ber franzöfiihen Regierung in Einver- 
nehmen jeßt. Die franzöfiiche Regierung wirb diejenigen dieſer Gefangenen, 
welche nerabichiedbet werben können, in ihre Heimath zurüdjenden. Diejenigen, 
welche ihre Dienftzeit noch nicht zurüdgelegt, haben fich hinter bie Loire zurüd- 
zuzieben. Es ift vereinbart, daß bie Armee von Paris und von Berjailles, 
nad Herftellung der Autorität ber fränzöfiihen Regierung in Paris und bis zur 
Räumung der Forts von Seiten der beutjchen Truppen, 80,000 Mann nidt 
überfteigen fol. Bis zu biefer Räumung fann die franzöfiihe Regierung keine 
Truppenzufammenziebung auf dem rechten Ufer ber Loire vornehmen, jedoch wird 
fie die regelmäßigen Bejagungen ber in biefer Zone gelegenen Städte, gemäß 
den Bebürfniffen der Aufrechterhaltung der Ordnung und ber öffentlichen Rube, 
ftellen. 

Nah Maßſtab des Fortichritts der Räumung werben fi die Commanbanten 
der Truppen über eine neutrale Zone zwijchen den Armeen ber beiben Nationen 
verftändigen. 

Zwanzigtauſend Gefangene follen ohne Verzug nad Lyon dirigirt werben, 
unter der Bedingung, daß fie nad ihrer Organifirung fofort nad Algerien ge» 
ſchickt werben, um in biefer Eolonie zur Berwenbung zu kommen. 

Art. 11. Da die Handelsverträge mit ben verjdiebenen Staaten 
Deutichlands durch ben Krieg aufgehoben find, werben bie franzöfiihe unb bie 
beutjche Regierung zur Grundlage ihrer Hanbelsbeziehungen den Grundbjag ber 
gegenjeitigen Behandlung auf dem Fuße ber meiftbegüuftigten Nationen nehmen. 
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In dieſer Regel find einbegriffen die Eingangs- und Ausgangsrechte, ber 
durchgehende Berkehr, die Zollformalitäten, die Zulafjung und Behandlung ber 
Untertbanen beider Nationen und ber Bertreter berjelben. 

Sind jedoch ausgenommen von obiger Regel die Begünftigungen, welche 
eine ber vertragſchließenden Parteien durch Hanbelsverträge anderen Ländern, als 
den folgenden, gewährt hat: England, Belgien, Niederlande, Schweiz, 
Defterreih, Rußland. 

Die Schifffahrtsverträge und die auf den internationalen Eijenbabn- 
verfehr bezügliche Uebereinkunft in ihren Beziehungen auf die Berzollung, jo wie 
Die Convention für ben wechfelleitigen Schub des Eigentbums an geiftigen 
und fünftlerifhen Werfen werden wieder in Kraft geſetzt werben. 

Indeſſen behält fih die franzöfiihe Regierung das Recht vor, von ben 
deutſchen Schiffen und deren Ladung Tonnen» und Flaggengebühren zu erheben, 
unter der Bebingung, daß diefe Gebühren die von ben Schiffen und Ladungen 
der vorerwähuten Nationen erhobenen nicht überfteigen. 


Art. 12. Alle vertriebenen Deutichen bleiben in vollem Genuffe 
aller Rechte, welche fie in Frankreich erworben haben. 

Diejenigen Deutſchen, welche die von den franzöfiihen Geſetzen verlangte 
Ermädtigung erhalten haben, ihren Wohnfi in Frankreich aufzufchlagen, werden 
in alle ihre Rechte wieber eingejetst und können in Folge deffen auf franzöſiſchem 
Gebiete ihren Wohnſitz nehmen. 

Die durch bie franzöfiichen Geſetze bedungene Frift zur Erlangung ber 
Naturalijation wird als durch den Kriegszuftand nicht unterbrochen betrachtet für 
Die Perjonen, welche von der vorerwähnten Erlaubniß, nach Frankreich zurüdzus 
Kehren, binnen jehs Monaten nad Austauſch der Ratificationen diefes Vertrages 
Gebrauch maden, und bie zwiichen ihrer Vertreibung und ihrer Rücklehr auf 
franzöfiihen Boden verfloffene Zeit foll angejehen werben, als ob fie nie auf- 
gehört bätten, in Frankreich zu wohnen. 

Dbige Bebingungen find in voller Gegenjeitigfeit auf die in Deutſchland 
wobhnenden oder zu wohnen wünſchenden franzöfiihen Untertbanen anwendbar. 

Art. 13. Die deutſchen Schiffe, welche durch Prifengerichte vor dem 
2. März; 1871 verurtbeilt waren, follen als endgültig verurtheilt angejehen werben. 

Diejenigen, welche am bejagten Tage nicht verurtheilt waren, follen mit ber 
Labung, jomeit fie noch beftebt, zuriderftattet werden. Wenn die Rüderftattung 
ber Fahrzeuge und Ladungen nicht mehr möglich ift, jo joll ihr Werth, nach dem 
Berlaufspreije angejegt, ihren Eigenthümern vergütet werben. 

Art. 14. Jede der vertragichließenden Parteien wird auf ihrem Gebiete 
bie zur Canalifirung der Mojel unternommenen Arbeiten fortführen. Die 
gemeinfamen Intereffen ber getrennten Theile der beiden Departements Meurthe 
und Mojel jollen fiquidirt werben. 

Art. 15. Die hoben vertragichließenden Parteien verpflichten ſich gegen- 
feitig, auf die gegenfeitigen Unterthanen bie Mafnahmen auszudehnen, welde fie 
zu Gunften derjenigen ihrer Staatsangehörigen für nüglich erachten würden, bie 
in Folge ber Kriegsereigniffe in bie Unmöglichfeit verjegt worden waren, zu 
richtiger Zeit für die Wahrnehmung oder Aufrechterbaltung ibrer Rechte einzutreten. 

Art. 16. Die franzöfifche und bie beutihe Regierung verpflichten fich 
gegenfeitig, bie Gräber ber auf ihren Gebieten beerbigten Soldaten 
zu rejpectiren unb unterhalten zu lafjen. 

Art. 17. Die Regulirung der nebenfählihen Punkte, über welche eine 
Berftändigung erzielt werben muß in Folge dieſes Vertrages und bes Präliminars 
vertrages, wirb ber Gegenftanb weiterer Verhandlungen fein, welche in Frankfurt 
ftattfinden werben. 

Art. 18. Die Ratificationen des gegenwärtigen Bertrages durch bie 
Rotional-Berfammlung und durch das Oberhaupt ber vollziebenben Gewalt ber 
franzöfifhen Republik einerjeits. 
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und durch Se. Majeftät den Kaifer von Deutſchland 
anbererjeits 
werden in Frankfurt, binnen zehn Tagen ober wo möglich früher aus- 
getaufcht werben. 
Zur Beglaubigung dieſes haben bie beiberjeitigen Bevollmächtigten ihre 
Unterſchrift und ihr Siegel beigefügt. 
Frankfurt, ben 10. Mai 1871. 
(ge3.) von Bismard, (gez3.) Iules Favre. 
(gej.) von Arnim. (ge3.) Bouyer- Duertier. 
(ge3.) E. de Goulard.“ 


Zuſatzartikel. 


„Art. 1, 8. 1. Bon jetzt ab bis zu dem für den Austauſch der Ratifica— 
tionen des gegenwärtigen Vertrages feftgejetten Zeitpunkte wirb die franzöfliche 
Regierung von ihrem Rechte des Rückkaufes der der Oſtbahn-Geſellſchaft 
gegebenen Conceſſion Gebraub maden. Die deutihe Regierung wırd 
in alle Rechte treten, welde bie franzöfifhe Regierung durh den Rüdkauf 
ber Eonceifionen erworben haben wird, ſoweit e8 fih um bie in den abgetreteuen 
Gebieten gelegenen Eiſenbahnen, vollendete oder im Bau begriffene, banbelt. 

8. 2. In dieſe Eonceifion find einbegriffen: 

1. Alle der befagten Gejellichait zugebörigen Grundftüde, was auch ibre 
Beftimmung fein mag, 5. B. Bahnhofs» und Stationsgebäude, Schuppen, Werk— 
flätten und Magazine, Wegewärterhäushen u. ſ. w. 

2. Alle dazu gebörigen Immobilien, wie Barrieren, Zäune, Weichen, 
Nabeln, Drebiceiben, Pumpen, hydrauliſche Krabnen, fefte Maſchinen u. j. w. 

3. Alle Brennmaterialien und Borrätbe aller Art, Bahnhofs-Mobiliar, 
Berfzeuge in ven Werkftätten und Babnböfen u. f. w. 

4. Die Summen, welde ber Oftbabn-Gejellihaft zufteben ale Subven- 
tionen, die von ben im abgetretenen Gebiete anfälfigen Corporationen oder Privat- 
perjonen gewährt find. 

8. 3. Ausgejchloffen von dieſer Ceſſion iſt das Betriebsmaterial. Die 
beutiche Regierung erftattet den etwa in ihrem Befit befindlichen Theil des Be— 
triebsmatertals nebft Zubehör der franzöfifhen Regierung zurüd. 

$. 4. Die franzöfiiche Regierung verpflichtet fib, die abgetretenen Eifen- 
bahnen und was dazu gebört, dem deutſchen Neiche gegenüber von allen Redhts- 
anjprüchen zu befreien, die von Dritten darauf erhoben werben fönnen, namentlich 
von ben Ansprüchen der Obligationsgläubiger. Gleichfalls verpflichtet fie ſich, ein- 
tretenden Falls für bie deutihe Regierung in Bezug auf die Reclamationen, 
welche gegen die beutihe Regierung von Gläubigern der in Rede ftehenden 
Bahnen erhoben werden follten, aufzulommen. 

$. 5. Die franzöfiihe Regierung nimmt auf fich Die Reflamationen, welche 
die Oftbabn-Gejellihaft gegen Die beutiche Regierung oder deren Mandatare in 
Bezug auf Die Ausbeutung der befagten Eifenbabnen und auf den Gebraud der 
im $.2 angedeuteten Gegenftände jo wie auf das Betriebsmaterial erheben könnte. 

Die deutſche Regierung wird ber franzöfiihen auf deren Forderung alle 
Scriftftüde und Auskunft mittheilen, welde dazu bienen könnten, die That— 
ſachen zu conftatiren, auf bie fih die vorerwähnten Reclamationen fügen würden, 

$. 6. Die deutſche Regierung wirb ber franzöfiihen Regierung für die 
Abtretung der in 88. 1 und 2 erwähnten Eigenthumsrechte und als Erjak für 
für die im $. 4 von ber franzöfifhen Regierung übernommene Berpflichtung die 
Summe von dbreibunbertfünfundzwanzig Millionen (325,000,000) Free. 
zahlen, 

Diefe Summe wirb von ber in Artikel 7 feftgefetsten Kriegsentſchädigung 
in Abzug gebradt. 
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$. 7. Im Erwägung ber Fage, welche bem zwiſchen der Oftbahn-Geiellichaft 
und ber königl. großberzonl. Gefellihaft der Wilbelm-Lurenburg- Bahnen 
unter den Daten des 6. Juni 1847 und des 21. Yanuar 1868 und ferner bem 
zwiichen ver Regierung des Großberzogtbums Yuremburg und den Gefellichaften 
der Wilbelm-Lurenburg-Babnen und der franzöfiihen Oſtbahn unter dem Datum 
bes 5. December abgejchloffenen Bertrage als Grundlage gedient bat, und welche 
wejentlich abgeändert worben ift, jo daß bie Verträge auf die durch die $. 1 ent- 
baltenen Stipulationen gejchaffene Sachlage nicht mehr anwendbar find, erklärt 
die deutſche Regierung fich bereit, ihrerſeits für bie aus diefen Verträgen für bie 
Oſtbahn-Geſellſchaft erwachſenden Rechte und Laften einzutreten. 

Für den Fall, daß die franzöfifhe Regierung an die Stelle tritt, jei es 
durch Rüdtauf der Eonceffion der Oftbabn-Gejellichaft, ſei es durch eine befondere 
Uebereinkunft über bie durch dieſe Gejellichaft erworbenen Rechte fraft der vor- 
erwähnten Berträge, verpflichtet fie fih, unentgeltlich binnen ſechs Wochen ihre 
Rechte ber deutſchen Regierung abzutreten. 

Für den Fall, wo bejagte Subrogation fich nicht verwirklichen follte, wirb 
bie franzöfifhe Regierung Conceffionen für die der Oftbabn-Gejellichait gehörigen 
und auf franzöfiihem Boden gelegenen Linien nur unter der ausbrüdlichen Be- 
dingung gewähren, daß ber Concejfionirte nicht die im Großherzogthum Yuremburg 
gelegenen Linien ausbeute. 

Art. 2. Die deutiche Regierung bietet zwei Millionen Fres. für die 
Rechte und das — — an, welche die Oſtbahn-Geſellſchaft auf 
dem Theile ihres Netzes beſitzt, der auf ſchweizeriſchem Gebiete an 
der Grenze von Baſel liegt, wenn die franzöſiſche Regierung ihr die Zu— 
ſtimmung dazu binnen einem Monat verſchafft. 

Art. 3. Die Gebietsabtretung bei Belfort, welche die deutſche Re— 
gierung in Art. 1 des gegenwärtigen Vertrages zum Austauſche für die im Weſten 
von Thionville verlangte Grenzberichtigung anbietet, wird um das Gebiet der 
folgenden Dörfer vermehrt werden: Rougemont, Leval, Petite Fontaine, Romagny, 

élon, La Chapelle⸗ſous-Rougemont, Angeot, Boutbier-Mont, La NRiviere, Ya 
range, Reppe, Fontaine, Frais, Fouffemagne, Euneliere, Montreur, Chäteau, 
Bretagne, Cavanatte und Suarce. 

Die Strafe von Giromagny nach Nemiremont, welche über den Wälſch— 
beihen (Ballon d'Alſace) gebt, wird in ibrer ganzen Strede bei frankreich bleiben 
und, foweit fie außerbalb des Cantons Giromagny liegt, als Grenze dienen. 

Frankfurt, 10. Mat 1871. 

(gez.) v. Bismard. (g83.) Jules Favre. 
(gez.) v. Arnim. (gez.) Bouyer-Quertier. 
(gez.) E. de Goulard.“ 


In dem Schlufprototoll vom 10. Mai 1871 heißt es nod: 
„Der unterzeichnete Kanzler des Deutichen Reiches erklärte, daß er e8 über- 
nimmt, ben Bertrag den Regierungen von Bayern, Württemberg und Baben 
mitzutbeilen und ibren Beitritt herbeizuführen.“ 


15. Mai. Bayern, Württemberg und Baden erklären durch ein 
Protocoll in Berlin ihren Beitritt zum Friedensvertrage. 


18. Mai. Annahme des Friedensvertrages Seitens der franzöftichen 
Nationalverfammlung. 


Der Berichterftatter äußerte ſich babei wie folgt: 


„Die Friebens-Präliminarien, denen fich zu unterwerfen Sie in Borbeaur _ 
terurtheilt wurden, find in einen definitiven Friedensvertrag umgewandelt worden. 
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Diefer Friede ift in unferen Augen ber jchmerzlichfte und unvermeiblichfte, ber je 
in unferer Gefhichte vorgelommen if. Das britte Kaiferreich bat Frankreich einer 
britten Invaſion preisgegeben, und als eine freigewählte Berfammlung zujammen- 
berufen wurbe, fand fie fich folgender Lage gegenüber: in Drittel bes Gebietes 
von Frankreich vom Feinde bejetst; feine Offizier-Cabres mit ganzen Armeen in 
Gefangenihaft; geichlagene Armeetrümmer und Rekruten, tapfer, aber aus ver- 
ſchiedenen Gründen machtlos vor einem Feinde, der überall in Waffen und fieg- 
rei war; dies ift, was aus den jchlagendften und unmiberleglihften Thatſachen 
hervorgeht. Wir können die geforderten Territorien nicht mebr retten; wir haben 
nur das blutige und verftiimmelte Frankreich ficher zu ftellen. 

Wir baben die Friedens-Präliminarien mit Schmerz unterzeichnet. Die 
Notbwendigkeit, weldhe uns in Bordeaur gezwungen, ift uns nad Berjailles ge- 
folgt. Nichts ift im Inlande oder Auslande geſchehen, um dieſe Lage zu ändern; 
nichts, was unfere Unglüdsfälle mildern könnte. Das Gegentbeil bat vielmehr 
ftattgefunden. 

Der Anfturm der Demagogie am 31. hatte den Frieden compromittirt, der 
unterzeichnet werben follte.e Der Triumph der Demagogie am 18. März ſchiebt 
die Befreiung bes Territoriums hinaus. Wenn der definitive Vertrag nur bie 

riedens-Präliminarien wiebergäbe, jo würden wir unſerem erften Beichluffe nichts 
inzuzufügen haben; aber wir haben die peinliche Pflicht, zu unterjuchen, im 
weldhen Punkten bie beiden Berträge von einander abweichen, biejelben mit ein- 
anber zu vergleihen unb die Unterjchiede mit fefter Hand und den Tod im 
Herzen abzumwägen. 

Einer biejer Unterſchiede beftebt darin, daß der Vertrag die Räumung bes 
Gebietes bis zur Wiederberftellung der Ordnung binausjhiebt. Wir verbanten 
biejes der Demagogie. Wie hart dieſe Claufel auch fein mag, jo baben wir bie 
Hoffnung, daß die Deutjhen nicht lange Zeit das Privilegium bewahren werben, 
fih mit unferen inneren Angelegenbeiten zu befaffen, da ber Finanz-Minifter uns 
bie Berfiherung gegeben, daß Die erften 1500 Millionen mit einem Schlage durch 
eine einzige Anleihe bezahlt werben follen. 

Betrefis Belforts haben wir zwifchen einer größeren Ausdehnung unjeres 
Territoriums auf diejer Seite, und dem Aufgeben umferes Gebietes an ber 
Iuremburger Grenze zu wäblen. Die Regierung räth diefen Austaufh an. Nach— 
bem die Kommiſſion alle bei dieſer Frage intereffirten Perjonen befragt, bat fie 
beichlofjen, Ihnen den Austaufh anzuempfehlen. Luremburg, jo zu fagen von 
Preußen umjchloffen, und ber Berluft einiger Zaufenb Franzojen, die Über ibr 
Schidjal beunruhigt waren —, das war es, was uns in Erregung verſetzte. Ju— 
bei bat die Majorität der Kommiffion geglau't, daß es beſſer wäre, uns im 
Dften zu deden und uns ber jchweizer Grer e für den Fall zu nähern, baf die 
Neutralität diefes Landes in Frage geftellt werden könnte. 

Die Kommilfion jhlägt vor, deu Bertrag zu ratifiziren und den vorge 
ſchlagenen Austaufh anzunehmen. Bei der Ratification bes Vertrages kann bie 
Berjammlung Gott, unjer Land, Europa, die ganze Welt als Zeuge anrufen, daß 
wir nicht für dieſen Krieg verantwortlich find. Wenn ber Fremde bei uns vor 
neun Monaten eingefallen ift, jo ift er vom Kaiferreich bierbergeführt worben. 
Wenn er heute unter den Mauern von Paris feftgebalten wird, fo ift es bie 
Demagogie, bie ihn dort zurüdhält. Dur die Annahme einer Lage, bie wir 
nicht geichaffen, haben wir uns verpflichtet, fie wieder gut zu machen. 

Um uns zu erbeben, wird uns nichts zu tbeuer fein. Wir haben Bertrauen 
in das Genie Frankreichs, das ſich mehr als einmal aus dem Abgrunde erhoben 
bat. Bon morgen an werben wir uns anftrengen, unfer Löjegeld zu bezablen. 
Mir werben es balbmöglichft bezahlen, und es wirb nicht unjere Schuld jein, 
wenn bieje Laften nicht von ben zukünftigen Generationen binweggenommen 
werben. 

Die Demagogie, welche ſich jeit 80 Jahren einer fortlaufenden Arbeit bin- 
giebt, bat alle ihre Kräfte gefammelt, um einen verzweifelten Kampf gegen bie 
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Geſellſchaft und die Eivilifation zu beginnen. Wir werben fie befiegen, fie er- 
ftiden unb alsdann wird Frankreich feinen Rang in der Welt wieder einnehmen, 
unb bie Mächte, bie uns einigermaßen vernadhläffigt haben, werben eines Tages 
unfern Schiedsſpruch wieder aufſuchen.“ 

Im Laufe der Beratbung trat befonders ber General Chanzy (Ober- 
fommanbant der Loire-Armee unter Gambetta) lebhaft gegen bie neuen Forde— 
rungen Deutichlands, namentlich gegen den Gebietsaustaufh auf, den er für 
Frankreich als fehr unvortheilhaft bezeichnet. Es fei nicht richtig, daß man auf 
ber Seite von Met mehr Deutich ſpreche als bei Belfort. Vom flrategifchen 
Standpunkt aus fei der Nachtheil eben fo groß. Dur das Abtreten der Terrie 
torien an ber Inremburger Grenze fchließe man die Eifenbahn von Longwy nad 
Arlon ab. Durch die Ceſſion dieſes Landſtriches würde Yuremburg auch faft 
gänzfih von Deutfchland umfchlungen, das ganz offen mach demjelben begehre. 
Er ſchließt damit, daß er verlangt, man folle an den Bedingungen ber Friedens- 
Präliminarien fefthalten. Die verabſcheuungswürdige Infurrektion, welche Frank— 
reih in Trauer verjete, könne Deutichland nicht das Recht geben, neue Bebin- 
gungen aufjulegen. Es banble fih um die Würde Frankreichs und um bie Ehre 
Deutichlande. 

Der Chef der Regierung, Herr Thiers, fuchte diefe Auffaffung zu wiber- 
legen, indem er die Wichtigkeit Belforts aufs Tebhaftefte betonte. „Nicht ohne Er- 
ftaunen, jagte er, höre ich Generale, unterrichtete und verbienftvolle Männer, bie 
ih hochachte, Meinungen ausbrüden, melde ich micht theilen kann. Ich kann 
nicht begreifen, daß man bas Opfer, welches wir uns an ber luremburger Grenze 
auferlegen, mit bem Vortheil vergleihen kann, welchen uns bie Bergrö erung bei 
Belfort barbietet. Die Grenze nad Luxemburg hin bat für uns nur ein politisches 
Intereffe. Die Stellung von Belfort ift im Gegentheil von erfter Bedeutung, 
und am Tage, wo wir die Rheingrenze verlieren, ift e8 von ber höchſten Wichtig- 
keit, uns bie Bogejengrenze zu fihern. Ich werbe nicht unterfuchen, ob bie zweite 
nicht der erfteren vorzuzieben ift. Ich werde Sie nit mit den Gründen be» 
fäftigen, welche die Strategiften entzweien. Die Einen geben, was bie Grenzen 
betrifft, ben Flüffen, die Anderen den Gebirgen den Vorzug. Was nicht au» 
gezweifelt werben fann, ift, daß ber Befit von Belfort uns die Bogejengrenze 
fihert.“ 

Auf den Präliminar-Bertrag unb bie ihm vorhergehenden langen Unter» 
banblungen zurüdtommend, erklärt dann Thiers, baf die Nothwenbigfeit, 
feinen Namen auf biefen Vertrag zu feßen, der größte Schmerz feines Lebens 
gewejen jei. 

Er fließt, indem er nochmals auf die Wichtigkeit von Belfort binweift, 
das beute feine Feftung mebr fei, ſondern ein verfchanztes Lager für 100,000 Dann. 
Zum Beweis citirt er ein Schreiben bes tapferen Generald Denfert, bes Ber- 
tbeibiger8 biejes Plaßes, der erffäre, daß ohne die Vergrößerung des Rayons ber- 
jelbe ohne alle Wichtigkeit ſei. 

Schließlich wurde der befinitive Friedensvertrag von ber Nationalverfamm- 
lung angenommen und demzufolge beftätigt. 


20. Mai. Auswechſelung der Ratificationd-Urfunden 
in Sranffurt. 

Fürſt Bismard hatte fih dazu am 19. Abends felbft von Berlin 
nah Frankfurt begeben, um dort mit den franzöfifchen Miniftern Jules 
Favre und Pouyer-Quertier nochmal zufammenzufommen und in 
Betreff der Ausführung des Friedensvertrages und der Stellung Deutjdh- 
lands Ein den augenblidlihen Vorgängen bei Paris weitere Berabredungen 


u treffen. 
5 Am 20. Abends konnte der Reichskanzler Sr. Majeftät dem Deutſchen 
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Kaiſer die erfolgte Auswechjelung der Ratififationen und damit den end- 
lihen vollgültigen Abſchluß der Seriegsperiode melden. 
Am 21. fanden noch weitere Konferenzen des Reichskanzlers mit den 
franzöfihen Miniftern ftatt; am 22. kehrte Fürft Bismard nad Berlin 
zurüd, 


12. Mai. Erklärung des Fürften von Bismard in der Sigung 
des Neichötages. 


„Ich knüpfe an eine frühere Erwähnung unjerer Friedensverhandlungen 
an, bei der ich mein Bedauern darüber ausſprach, daß diefe Verhand- 
Iungen fih mehr, als wir erwartet hatten, in die Yänge zogen. Wir 
hatten beim Abſchluß des Präliminarfriedens uns der Hoffnung hingegeben, 
daß in einem Zeitraum von 4 bi8 6 Wochen diejenigen Berhandlungen, 
welche erforderlich waren, um den Präliminarfrieden zu einem definitiven 
umzumandeln und zu verpollftändigen, beendigt jein könnten; wir hatten 
darauf gerechnet, daß die Regierung, mit der wir den Frieden gefchloffen 
haben, fich der umbeftrittenen Herrfchaft in Frankreich erfreuen würde, 
Diefe Hoffnung hat fich bekanntlich nicht verwirklicht, und die Regierung 
bat mit einer ſchweren und noch nicht übermwundenen Inſurrektion im 
der Hauptftadt zu kämpfen. Eine meitere Berzögerung der Berhand- 
lungen mußte in uns die Frage und die Befürchtung erweden, ob das 
Land bei Fortdauer feiner inneren Kämpfe, und rejpeftive ob die an der 
Spitze jtehende Regierung oder diejenige, welche ihr folgen würde, Willens 
und im Stande bleiben werde, den und gegenüber eingegangenen Ver— 
pflibtungen zu genügen. Der Präliminarfrieden beſchäftigt ſich mit den 
beiden mwichtigften Fragen des Friedensſchluſſes in einer endgültigen Weife, 
nämlich mit der Territorialabtretung und mit der Bezahlung der Kriegs— 
entihädigung. In Bezug auf die erjte war das ftreiige Objeft in unjeren 
Händen und war es nicht wahrjcheinlih, daß die Ausführung der Be- 
- ftimmung weiter inhibirt und zweifelhaft werden fonnte, oder vielmehr, daß 
die Dauer unſeres Befiges gefährdet werden konnte. In Bezug aber auf 
den zmeiten Punkt griff die Befürchtung Pla, die ich vorhin erwähnt 
habe, in Bezug jomohl auf den Willen als auf die Fähigkeit, ihn definitiv 
auszuführen. Es find in der Gejchichte die Fälle nicht jelten, daß ein 
Präliminarfrieden oder ſonſtiges Präliminar- Abfommen gejchloffen morden 
ift, und daß es nicht gelungen ift, fich über die unentbehrlichen Bervoll- 
ftändigungen, deren der definitive Friede bedarf, rechtzeitig zu vereinigen, 
daß daher einer der beiden vertragenden Theile, um nicht in eine nad 
theiligere Lage zu kommen, es vorgezogen hat, die Feindſeligkeiten wieder 
u eröffnen, anjtatt länger die Ausführung der Präliminarien in Ungewiß— 
Bei zu laffen. Jch war in der Beforgniß, daß wir nahe vor diefer Even- 
tualität ftanden, und da fie eine fehr ernſte war, jo lag das Bedürfniß vor, 
vorher durch eine perjönliche Beſprechung mit Mitgliedern der franzöftichen 
Regierung ſich darüber Har zu werden, ob eine ſolche Nothwendigkeit wirklid 
porläge oder nicht. ES wäre für uns immer noch nicht indicirt gemejen, 
wenn wir uns nicht verftändigten, fojort die Truppen der franzöſiſchen 
Regierung anzugreifen; aber meiner politifhen Erwägung nad) wären wir, 
wenn wir uns jegt nicht verjtändigten, wenn wir ernfte Ber: 
legungen unjerer Intereſſen mit der Verlängerung der Un: 
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gemwißheit fürdteten, in der Page gewesen, der Ungewißheit da- 
durch ein Ende zumaden, daß wir Paris entweder dur Akkord 
mit der Kommune oder durh Gewalt einnahmen und dann im 
Befig diejes Pfandes von der Berjailler Regierung forderten, daß fie, den 
Gtipulationen des Präliminarfriedens entjprechend, ihre Truppen hinter die 
Loire zurüdzöge, und im diefer gegenfeitigen Verfaſſung die weitere Ver— 
handlung über den Frieden fortgejegt würde. Daß dies uns in jchmierige, 
wenn nicht für die Erfüllung der Friedensbedingungen gefährliche Ver: 
bältniffe verwidelt haben würde, liegt auf der Hand. Indeſſen ſolche Ber- 
hältniſſe werden oft durch längeres Zuwarten nicht bejfer, fondern ſchwieriger, 
und ich glaube, wir wären in der Nothwendigfeit gewejen, mit 
Entjihlojjenheit vorzugehen, um einen zmweifellojen Zuftand 
hberzuftellen, wenn e3 nicht gelungen wäre, zu einem definis- 
tiven Abjhluß mit Frankreich zu gelangen. 

Ich war urfjprünglic nicht in der —— nach Frankfurt gegangen, 
daß es dort ſchon ſo weit würde kommen können, ſondern nur in der 
Abſicht, einige noch ſchwebende Fragen — einige der prinzipiell wichtigeren 
— zur Entſcheidung zu bringen und für die Zahlung der Kriegskontribuütion 
eine Verkürzung der Friften und eine Verftärfung der Garantien zu er- 
reihen und dann den meitern Abjchluß der Verhandlungen den Bevoll- 
mädhtigten in Brüffel zu überlaſſen; jobald fi indejjen die Ausficht darbot, 
in Frankfurt fofort definitiv abzufchliegen, hielt ich dieß für einen großen 
Gewinn im Intereſſe beider betheiligten Yänder, indem ich überzeugt bin, 
daß dadurch nicht mur für Deutichland die militairifchen Laften, welche wir 
und nod auflegen müſſen, mejentlic werden erleichtert werden, jondern 
dag auch diefer Abjhluß zur Konjolidirung der Verhältniſſe in Frankreich 
wejentlich beitragen werde. Dadurch, daß die jegige Regierung den des 
finitiven Frieden abgejchloffen hat, ift fie diejenige, welche am leichteften 
im Stande ift, den ım Allgemeinen nach Frieden verlangenden Wünſchen 
des franzöſiſchen Volkes zu entfprechen. Jede Regierung, die fich durch 
Gewalt oder andere Mittel an ihre Stelle jegte, hätte das Bedenken gegen 
fih, daß für fie und ihr der Friede nicht jo volljtändig und unbedingt 
gefichert ift, wie für die jegige Regierung. Ich glaube daher, daß, wenn 
meine Borausfegung richtig ift, daß die Mehrheit der Franzojen den Frieden 
wünſcht, es auch fir die Konjolidirung der jegigen Zuftände weſentlich 
wichtig und vortheilhaft gemejen ift, daß der definitive Friede abgefchlofjen 
worden ift. Sch glaubte deshalb nicht, daß wir fo rajch dazu gelangen 
würden, weil aus der Feitftellung der Hauptbedingungen doch bei einem 
folhen Friedensſchluß eine Anzahl von Nebengejchäften zu erledigen find, 
die, wenn nicht ſehr viel beiderfeitiger guter Wille und ein jehr dringendes 
Bedürfniß des Friedens auf beiden Seiten vorhanden ift, jonft noch nicht 
in Wochen, ja felbjt mitunter faum in Monaten ihre Erledigung finden 
lönnen. Es werden deshab auch nadträgliche Ausführungsperhandlungen 
ftattzufinden haben, und ıft Frankfurt als Drt derjelben auserjehen worden; 
in der Hauptfade aber ift ein befriedigender und endgültiger 
Abſchluß erreiht worden: die Zahlungsfriften find verkürzt und 
ſchärfer definirt worden; anftatt daß die erfte Zahlung erjt im Yaufe 
diefes Jahres zu erfolgen hatte, wird die Zahlung der erften halben Milliarde 
fhon innerhalb der dreißig Tage, die auf die Unterwerfung von Paris 
folgen werden, ftattzufinden haben. Nach der militairifchen Lage der Dinge 
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dürfen wir hoffen, daß der Kampf vor und in Paris fich feinem Ende 
nähert; und jobald die Truppen der Regierung fiegreich fein werden — 
wozu wir die Mittel jet, nachdem der definitive Friede abgejchloffen ift, 
durch verftärfte Freilaffung der Gefangenen bereitwillig gewähren werden —, 
wird innerhalb 30 Tage eine erfte Zahlung von 500 Millionen Francs 
ftattzufinden haben. 

ALS Zahlungsmittel ift feftgefegt worden, daß nur Metallgeld oder 
Noten von fiheren Banken, wie die englifche, die niederländijche, die preu— 
Kifche, die belgijche angenommen werden oder Wechjel erfter Klaſſe, d. 5. 
jolche, die jo gut wie baar Geld find, und wenn fie e8 wider Erwarten nicht 
fein jollten, jo trifft der Ausfall nicht uns. 

Die zweite Zahlung von 1000 Millionen Francs hat jodann im Yaufe 
d. J., wenn mein Gedächtniß mich nicht täufcht, fogar bi8 zum 1. Dezember 
ftattzufinden. Erft nad) diefer zweiten Zahlung find wir verpflichtet, die 
Befeftigungen von Paris zu räumen, aljo nachdem 1Y, Milliarden gezahlt 
fein werden. Es mar dieje Beftimmung zu meinem Bedauern eine noth- 
wendige Vorſichtsmaßregel gegen die Schwankungen, denen die inneren 
Zuftände des Yandes noch ausgejegt fein können, wenn wir zu früh von 
der Hauptjtadt uns zurüdziehen, und jo ſchwer e8 den franzöfiichen Bevoll— 
mächtigten gemwejen ift, hierin zu willigen, jo babe ich doch geglaubt, hier— 
auf bejtehen zu müfjen. Dann wird die vierte halbe Milliarde bis zum 
1. Mai nächſten Jahres, und nicht erft bis zu Ende nächften Jahres, zu 
ahlen fein. In Bezug auf die drei legten Milliarden bleiben die Be- 
——— des Präliminarfriedens in Kraft — ſie ſind bis zum 1. März 
1874 vollſtändig abzuzahlen, und was früher gezahlt wird, das ſcheidet 
natürlich aus der Verzinſung, die Frankreich für diefe drei Milliarden zu 
leiften hat, aus. Die franzöfijche Regierung hat die Ueberzeugung, ihrer 
Berpflihtung in der feftgefegten Zeit genügen zu fünnen. 

Eine andere jehr jchwierige Frage war die der Handeläbezie- 
bungen. Die franzöfiiche Regierung fcheint die Handelöverträge, die fie 
geſchloſſen hat, Löfen zu wollen und den mit ung beftandenen nicht wieder 
ins Leben treten lafjen zu wollen. Sie ift der Meinung, daß die gefteigerten 
Einnahmen, deren fie bedürfe, durch gefteigerte Zölle wejentlic gefördert 
werden würden. Es iſt meines Eradıtens nicht thunlich, im internationalen 
Verkehr zwiſchen großen Völkern einen Handelövertrag zu eimer . durch 
Krieg erfämpften Dedingung zu machen, die der Souveränetät eined großen 
Bolfes und der Beichränfung feines Gejeggebungsrecht3 auferlegt würde. 

Sch Habe deshalb auch nicht darauf beftanden und glaube nicht, daß 
die Mafregel praftiich gewejen wäre. Namentlich habe ich befürchtet, daß 
fie eine jo ftarfe Verlegung des Nationalsgefühls enthielte, daß fie fpäter 
den Frieden frühzeitig beeinträchtigen würde. Ich habe mich deshalb darauf 
beijchränft, zu fordern, daß wir nach dem Prinzip der meiftbegünftigten 
Nationen uns gegenfeitig in Zulunft zu behandeln hätten. Diefes Prinzip 
ift in Wefenheit angenommen. Es wurde gewünfcht, daß es nicht jo allgemein 
genommen würde, um nicht Verträge mit einzelnen Staaten, die der fran= 
zöſiſchen Republif befonders naheftehen und bei ihrer Kleinheit oder ihren 

andelsbeziehungen weniger von Bedeutung find, unmöglich zu machen. 
ch nenne beifpielsmweife Monaco mit drei Schiffen oder Tunis und Andere. 
Vermuthlich auch deshalb wünſchte dies die franzöfiiche Regierung, meil 
der Handelövertrag mit Jtalien noch länger läuft, als fie mit ihren Zoll- 
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reformen zu warten beabfichtigt. Wir haben deshalb ausgemacht, daß die 
Nationen, unter denen wir mit den Begünftigten gleich zu behandeln find, 
fih beichränfen auf England, Belgien, die Niederlande, die Schweiz, Defter- 
reih und Rußland. 

Demnädft ift die Grenzfrage einer erneuten Diskuffion unterworfen 
worden, injomeit fie offen Fr war, namentlich in dem Punkte, den 
Rayon von Belfort zu beftimmen. Wir waren nad) dem ftrengen Wort- 
laute wohl berechtigt, unter Rayon dasjenige zu verftehen, was unfer 
amtlicher Sprachgebrauch darunter verfteht und was man ım Franzöfiichen 
mit dem Ausdruf „rayon administratif des servitudes militaires“ be» 
zeichnet, d. h. eine Entfernung von 960 Meter von der äußerften Grenze 
der Befeftigung. E3 war indefjen zweifellos, daß eine fo ftrifte Auslegung 
des Wortes bei unferer Verabredung nicht zu Grunde gelegen hat, aber 
auf der andern Seite auch nicht eine jo ausgedehnte, wie fie von Frank— 
reih in Brüffel beanjprudt worden war, und wir haben uns deshalb 
dahin verftändigt, daß der Halbmefjer des Gebietes von Belfort gebildet 
wird dur die Entfernung, in welcher dieje Feſtung von der Grenze ge— 
legen haben würde, wenn die urfprüngliche Grenze bei Belfort die zwiſchen 
Eljaß und dem nächften franzöfifchen Departement geblieben wäre, alfo 
vier bis fünf Kilometer. Darüber hinaus ift einftweilen definitiv feine 
Grenzäbtretung erfolgt. Wohl aber war e3 für uns wünfchenswerth, einige 
Gemeinden an der J bei Thionville, in welchem das Deutſche 
theils ausſchließlich, theils uberwiegend geſprochen wird, zu erwerben. 

Die franzöſiſchen Miniſter erklärten ſich in der Unmöglichkeit, definitiv 
uzuſtimmen, daß Gemeinden, die bisher franzöſiſch geblieben waren, auf⸗ 
Daten e3 zu jein. Sie waren daher mohl bereit, eine andermeitige Relti- 
fitation der franzöfifchen Grenze bei Belfort zu acceptiren, aber ohne 
Yequivalent. Ich habe deshalb vorgejchlagen, und der Borjchlag ift an— 
genommen worden, daß fie dies, weil jie die Verantwortung dafür nicht 
tragen wollten, der ratificirenden Verſammlung überlajjen. dc babe das 
Angebot einer ferneren Gebiet3-Eefjion vor Belfort geftellt für den Fall, 
dag man von franzöfiicher Seite uns die fraglichen Gemeinden in der 
Gegend von Thionville, von der Luremburger Grenze bei Redingen bis 
gegen Moyoeuvre, abtrete, 

Die übrigen Bedingungen werden die Herren ja binnen Kurzem aus 
der Beröffentlihung und einer amtlichen Mittheilung, die ich mir erlauben 
werde an Sie zu richten, erjehen können. 

Wir haben das Bedürfnig gehabt, die Bahnen, welche der Gefellichaft 
der Dftbahn in Elſaß und Pothringen gehören, für eine bejtimmte Summe 
zu erwerben, indem e3 nicht thunlich erſchien, dieje überwiegend franzöſiſch 
bleibende Gejellichaft, die nur etwa ein Viertel ihres Eigenthums in Elfaß 
und Lothringen liegen hat, im Beſitz der dortigen Konzefjionen zu laſſen, 
und indem wir, wenn wir uns nicht vertragSmäßig darüber geeinigt hätten, 
in der Page gewejen wären, die Gejellichaften dort gejeglich zu erpropriiren, 
wobei, da wir zugleich Partei und Gefeggeber waren, die Frage der 
Abſchätzung des Werthes des Eigenthums immerhin eine unerwünfchte 
gewejen wäre. 

Für die Ratification, einerjeit8 durch Seine Majeftät den Kaifer, 
andererjeit8 durch die Verjammlung in Berjailles, ift eine Frift von zehn 
Tagen vorbehalten; fie würde aljo bis zum 20. d, M. zu erfolgen haben. 

21* 
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Ich kann nicht annehmen, daß diefe Abmachungen jeden einzelnen 
an Wunſch befriedigen werden; das ift indeſſen bei fo großen 
— zwiſchen zwei Völkern überhaupt nicht möglich. Trennung 
alter Verbindungen, Schließung neuer Verbindungen find ohne Verluſie 
und geſchäftliche Nachtheile niemals durchzuführen; aber ich glaube, daß 
reg dasjenige erreicht worden ift, was wir von Frankreich vernünftiger 
eife und nad) den Traditionen, die andern Friedensfchlüffen zu Grunde 
liegen, verlangen konnten. Wir haben unſere Grenzen durd die 
Landabtretung gefichert, wir haben unfere Kriegsentſchädi— 
gungen ſoweit gefidhert, wie ed nah menſchlichen Berhältnifien 
überhaupt möglich ift; denn weiter ausgedehnte Sicherheiten 
zu nehmen, muß man fi gegenwärtig halten, wäre für und 
mit erheblich größeren Koften und Anftrengungen verknüpft; 
wir würden nicht nur Geld opfern, fondern, was viel ſchwerer 
empfunden wird, die Abmwefenheit der Truppen aus dem 
Lande und fo mander Arbeitsfräfte würde auf die Dauer 
ſchwerer empfunden werden. Indeſſen ich habe das Bertrauen, 
daß e8 die Abficht der gegenwärtigen franzöfifchen Regierung 
ift, den Vertrag auch ohne folde Bürgfhaften redlich ans: 
zuführen, und ıc habe die Ueberzeugung, wie die Herren fie 
ſelbſt — daß die Kräfte dazu vorhanden find, und daß 
die Behauptung, die Kriegsentfhädigung wäre von einer un: 
möglih zu bezahlenden Höhe, eine unbegründete ift, die von 
franzöſiſchen J—— und Staatsmännern nicht ge— 
theilt wird. 

Ich erlaube mir, die Mittheilung mit dem Ausdrud der 
Hoffnung zu ſchließen, daß diefer Friede ein dauerhafter und 
fegensreiher fein, und daß wir der Bürgfchaften, deren mir 
uns verfihert haben, um gegen einen etwa wiederholten An- 
griff gefihert zu fein, auf lange Zeit nicht bedürfen mögen.“ 


20. Mai. Niederlage der Kommune in Paris, 


22, Nereinigung von Elſaß-Lothringen mit 
dem deutſchen Keiche. 


1871. Aus der Denkſchrift zu dem betreffenden Geſetzentwurf. 


„Durch Artikel 1. des am 3. März d. J. ratifizirten Präliminarfriedens 
zwiſchen Deutichland und Frankreih vom 26. Februar d. 3. bat Frankreich allen 
feinen Rechten und Anſprüchen auf bie daſelbſt näher bezeichneten Gebiete zu 
Bunften bes Deutichen Reiches entjagt. Letsteres foll dieſe Gebiete fiir immer 
mit voller Yandeshobeit und zu vollem Eigentbum befigen. Vorbehalten ift nur 
F re bes bei Frankreich verbleibenden Rayons um Stadt und Feftung 

elfort. 

Vorbehaltlich diefer durch den Definitivfrieden zu treffenden Beftimmung 
befindet fih das Reich im rechtlichen Befige des im gedachten Artikel bezeichneten 
Gebietes. Es ift daher befugt, die Verhältniſſe des letteren geſetzlich zu regeln 
und die baldige Regelung dieſes Verbältniffes liegt ebenfo jehr im Reichsinterefje, 
als in bem ber Bewohner von Elſaß und Lothringen. Der vorliegende Gejet- 
entwurf foll bieje Regelung einleiten. Derjelbe beftimmt folgendes: 

I. Elſaß und Yothringen werben mit dem Deutjchen Reiche fofort vereinigt. 

II. Die Berfaffung des Deutſchen Neiches tritt in Elfaß und Lothringen am 
1. Januar 1874 in Wirkjamteit. 

III. Einzelne Theile der Reichsverfaffung Können durch Verordnung des Kaifers 
mit Zuftimmung des Bundesrathes ſchon vor dem 1. Januar 1874 ein- 
geführt werben. 

IV. Bon jest bis zum Eintritt ber Wirkſamkeit der poker wirb 
das gefammte Geſetzgebungsrecht — auf dem Gebieten ber Reichs- und 
ber —— — vom Kaiſer mit Zuſtimmung des Bundesrathes 
ausgeübt. 

V. Vom Eintritt der Wirkſamkeit der Reichsverfaſſung an ſteht dem Reiche 
für Elſaß und Lothringen das Recht der Geſetzgebung auch bezüglich der 
Angelegenheiten zu, welche in ben Bundesſtaaten ber Reichsgeſetzgebung 
nicht unterliegen. 

VI. Alle anderen Rechte der Staatsgewalt außer dem der Geſetzgebung übt 
ber Kaiſer aus. 

Elſaß und Lothringen werden für immer mit bem Deutjchen Reiche ſtaats— 
rechtlich vereinigt, fie werben nicht Beftanbtheile eines einzelnen Bundesſtaates, 
fondern unmittelbares Reichsland. Allerdings ift die Verfaffung des Reichs für 
ein unmittelbares Reichsland noch nicht eingerichtet. Das Deutſche Reich ift 
feinem Grundcharakter nah ein Bund jelbftftändiger fonveräner Staaten, welde 
einen durch bie Reichsverfaſſung begrenzten Theil ihrer Stantshoheitsrecdhte an bie 
gemeinfamen Organe bes Reiches abgegeben, im Uebrigen aber ihre ftaatliche 
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Selbftftänbigfeit bewahrt haben. Dabei nehmen bie einzelnen Bunbesftaaten 
wiederum Theil an der Ausübung ber Reichshoheit durch ihre Bevollmächtigten 
zum Bundesrath und ihre gewählten Abgeorbneten zum Reichstag, Das von 
Frankreich abgetretene Gebiet ift nicht beftimmt, einen mit eigener Staatsbobeit 
bekleideten, felbftftändigen Bunbesftaat zu bilden; die Landeshoheit über bafjelbe 
rubt im Reiche. Die Wiedergewinnung von Elfaß und Lothringen ift das er- 
bebende fichtbare Ergebniß der gemeinfamen kriegeriſchen Aktion, durch welche 
Deutihland in Abwehr des franzöfiihen Angriffs auf feine Unabhängigkeit feine 
Einheit und Größe wiebergewonnen bat; es find jene Lande der Siegespreis ber 
Kämpfe, in welden alle deutſchen Stämme mit- und nebeneinanber geblutet haben, 
das äußere Pfand ber Einheit des Deutichen Reiches, mit vwereinter Kraft er» 
rungen, mit vereinter Kraft jpäter wielleicht noch einmal zu vertbeidigen. Deshalb 
follen die wiebergewonnenen Gebiete als untrennbares Ganze dem ganzen 
Reiche einverleibt, nicht einem Bundesſtaate überantwortet, nicht unter mebrere 
getbeilt werben. Die Neichsverfaffung bietet Raum, die formellen Schwierig- 
keiten eines ſolchen Berbältniffes im Wege der Reichsgefetgebung zu überwinden. 

Daß eine Uebergangsperiode erforderlich, bevor das neue Reihsland in bie 
Gemeinſchaft des Reichs mit verfaffungsmäßigen Rechten und Pflichten eintreten 
kann, daß für die Bevölkerung befjelben ein jolcher Uebergang wünſchenswerth ift, 
wird einer bejonderen Begründung nicht bebürfen. Der Termin des 1. Januar 
1874 fällt mit der Erneuerung der Legislaturperiode des Reichstags zujammen. 

Daß ſchon vor dem 1. Januar 1874 einzelne Theile der Reichsverfaffung 
in Wirfjamleit treten, wie 3. B. die Beftimmungen über das Inbigenat, Zolls 
und Handelsweien, Eifenbabnweien, Poft- und Telegrapbenwejen, Kriegsmweien, 
ift durch wichtige Interefjen des Reichs, wie des Neichslandes geboten. Nicht 
minder notbwenbig wird vor jenem Termine die Einführung zablveicher Reichs- 
gefete werden, mögen ſolche zur Ausführung jener Beftimmungen erlaffen fein, 
oder mögen fie Imftitutionen begründen, deren Uebertragung auf das Reichsland 
Durch die Einheit des Reichs gefordert wird. Enblich ift ed unerläßlich, beſondere 
in den Bereich der Landesgeſetzgebung fallende Beftimmungen für das Reichsland 
zu treffen, welche, wie die Organiſation ber Juftiz und ber Verwaltung, ber Etat 
u. ſ. w. feine Verzögerung dulden. 

Der Entwurf beantragt für ben Kaiſer und ben Bundesrath die Ermäd- 
tigung, bieje gelegeberifchen Alte während ber Lebergangsperiode ohne Mit- 
wirfung des Reichſtags vorzunehmen. Dieſe Abweihung von dem normalen 
Gange findet ihre Begründung in dem Umftande, daß bie Thätigleit der Geſetz— 
gebung während jener Periode eine ununterbrochene und jederzeit bereite fein muß. 

Es bedarf faum ber Bemerkung, daß bei Ausübung berjelben ein Be— 
nehmen mit Notabeln und Sachkundigen des Reichslandes in allen Fällen ftatt- 
finden wird, wo die Dringlichkeit und die politiihen Rüdfichten es nicht hindern. 

Simmtlihe Hobheitsrechte außer der Gejetgebung werben vom Kaifer aus- 

eübt. Diejer Sat fennzeichnet das Berbältniß des unmittelbaren Reichslandes. 
er deutſche Kaifer als erblicher Vertreter der Gejammtbeit, welchem die Souve- 
ränetät über das Reichsland zuftebt, übt Die lanbesherrlihen Rechte über das 
Neichsland aus. 
Dem Bunbesratbe ift eine Theilnahme an der Verwaltung nur nah Maf- 
abe feiner Zuftändigkeit für das gene Neich eingeräumt. Die Organifation bes 
Bunbesraths ift im Allgemeinen für eine Betheiligung an ber lolalen Verwaltung 
nicht geeignet; und einzelne bejonbers wichtige Alte bier berauszugreifen ift ſchwer. 

n wieweit ber Kaifer feinerjeits Vollmacht ertheilen kann zur Vertretung 
in Ausübung der lanbesherrlihen Rechte, ift nach allgemeinen ftaatsrechtlichen 
Grundfägen zu enticheiden. Es ſcheint fein Bedürfniß vorzufiegen weder zu be- 
fonderer Beihränfung, noch zu ausnahmsweiſer Ausdehnung der landeshobeit- 
lichen Befugniffe. 

Als jelbftwerftändlich ift zu betrachten, daß die landesherrlichen Anordnungen 
und Berfügungen bes Kaifers zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung eines Mi- 


327 
1871. 


nifters bedürfen, welcher dadurch die Berantwortlichkeit übernimmt. Diefer Mi- 
nifter wird ber Reichskanzler fein, es mag nun bie gefeßgebende Gewalt dem 
Reichdtage allein oder dem Reichstage und in Yandesangelegenbeiten einer Landes» 
vertretung zugemwiejen werben.“ 


2. Mai. Rede des Fürften Bismard bei der erften Berathung 
der Vorlage im Reichstage. 


(Barum Eljaß-Fothringen wieder mit Deutfchland vereinigt werben 
mußte; — warum es nicht neutrales Land werben durfte; — bie 
Stimmungen im Elſaß und die Hoffnung auf allmälige Gewinnung 
berjelben; — communale Freiheit in Deutichlanb und Frankreich; 
— bie vorläufige Ordnung der Berwaltung.] 


— „Wenn wir uns ein Jahr — oder genauer zehn Monate — 
zurüdverjegen, jo werden wir ung jagen fünnen, daß Deutjchland einig 
war in feiner Piebe zum Frieden; es gab kaum einen Deutjchen, 
der nicht den Frieden mit Sranfreih wollte, jo lange er mit Ehren zu 
halten war. Diejenigen frankhaften Ausnahmen, die etwa den Krieg 
wollten in der Hoffnung, ihr eigenes Vaterland werde unterliegen, — fie 
find des Namens nicht würdig, ich zähle fie nicht zu den Deutjchen. Ich 
bleibe dabei, die Deutjchen in ihrer Einftimmigfeit wollten den Frieden, 
Ebenfo einftimmig aber waren fie, als der Krieg und aufgedrängt wurde, 
al3 wir gezwungen wurden, zu unferer Bertheidigung zur Wehr zu greifen, 
wenn Gott uns den Sieg in diejem Kriege, den wir mannhaft zu führen 
entjchlojjen waren, verleihen ſollte, nah Bürgfhaften zu fuchen, 
welche eine Wiederholung eines ähnlichen Krieges unwahr— 
Iheinliher und die Abwehr, wenn er dennoch eintretenjollte, 
leichter maden. edermann erinnerte fih, daß unter unjeren Vätern 
feit dreihundert Jahren wohl ſchwerlich eine Generation geweſen 
ift, Die niht gezwungen war, den Degen gegen Franfreich zu 
ziehen, und Jedermann fagte fi, daß, wenn bei früheren a 
wo Deutjhland zu den Siegern über Frankreich gehörte, die Möglichkeit 
verfäumt worden war, Deutjchland einen befjeren Schuß gegen Weften 
zu geben, dies darin lag, daß wir den Sieg in Gemeinjchaft mit Bundes- 

enojjen erfochten hatten, deren Intereſſen eben nicht die unfrigen waren. 

Sn war aljo entjchloffen, wenn wir jegt, jelbitftändig und vein 
auf unfer a und unfer eigenes Recht gejtügt, den Sieg erfämpften, 
mit vollem Ernfte dahin zu wirken, daß unferen Kindern eine ges 
fihertere Zukunft hinterlajjen werde. 

Die Kriege mit Frankreich hatten im Laufe der Jahrhunderte, da 
fie vermöge der Zerriffenheit Deutjchlands faft ftets au unferem Nach» 
theile ausfielen, eine geographiſch-militairiſche Grenzbildung gejchaffen, 
welche an ſich für Frankreich voller Verſuchung, für Deutſchland voller 
Bedrohung war, und ich kann die Yage, in der wir uns befanden, in der 
namentlich Süddeutſchland ſich befand, nicht jchlagender charakterifiren, 
als es mir gegenüber von einem geiftreichen ſüddeutſchen Souverain einft 
geiheb, als Deutſchland gedrängt wurde, im orientalifchen Kriege, Tür 

ie Weſtmächte Partei zu nehmen, ohne daß es der Ueberzeugung feiner 
Regierungen nad) ein felbftftändiges Interefje hatte, diefen Krieg A führen. 
Ih kann ihn auch nennen — e8 war der hochjelige König Wilhelm 
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von Württemberg. Der jagte mir: „Ich theile Ihre Anficht, dag wir 
fein Intereffe haben, ung in diefen Krieg zum mijchen, daß fein deutſches 
Anterefje dabei auf dem Spiele fteht, mwelche® der Mühe mwerth märe, 
deutjches Blut dafür zu vergießen. Aber wenn wir und darum mit den 
Weſtmächten überwerfen follten, wenn es foweit fommen follte, zählen 
Sie auf meine Stimme im Bundesrathe, bi3 zu der Zeit, wo der Krie 
zum Ausbrud kommt. Dann aber nimmt die Sache eine andere Geitalt 
an. Ich bin entjchloffen, fo gut mie jeder andere, die Berbindlichkeiten 
einzuhalten, die ich eingegangen bin. Aber hüten Sie fi, die Menſchen 
anders zu beurtheilen, wie fie find. Geben Sie ung Straßburg, und 
wir werden einig fein für alle Eventualitäten; fo lange Straß— 
burg aber ein Ausfallthor ift für eine ftet3 bewaffnete Madt, 
muß ich befürdten, daß mein Land überfhmemmt wird von 
fremden Truppen, bevor mir der Deutfhe Bund zu Hülfe 
kommen fann. Ich werde mich feinen Augenblid bedenfen, das harte 
Brod der Verbannung in ihrem Lager zu effen, aber meine Unterthanen 
werden an mich fchreibeu. Sie werden von Kontributionen erdrüdt werden, 
um auf Aenderung meines Entjchluffes zu wirken. Ich weiß nicht, mas 
ih thun werde, ich weiß nicht, ob alle Leute feft genug bleiben werden. 
Aber der Knotenpunkt liegt in Straßburg, denn jo lange das nit 
dDeutfch ift, wird eS immer ein Hinderniß für Süddeutfhland 
bilden, fih der deutfhen Einheit, einer deutfch-nationalen 
Politif ohne Rüdhalt hinzugeben. So lange Straßburg ein Aus— 
fallthor für eine ftet3 mwaffenbereite Armee von 100, bis 150,000 Mann 
ift, bleibt Deutjchland in der Yage, nicht na mit ebenfo ftarfen 
Streitkräften am Oberrhein eintreten zu können — die Franzofen werden 
ftet3 früher da jein.“ 

Ich glaube, diefer aus dem Leben gegriffene Fall fagt Alles — ich 
habe dem nicht3 hinzuzufügen. 

Der Keil, den die Ede des Elſaß bei Weißenburg in Deutjchland 
bineinfhob, trennte Süddeutfchland wirkſamer als die politifhe Mainlinie 
von Norddeutfchland, und es gehörte der hohe Grad von Entjchlofjenheit, 
von nationaler Begeifterung und Hingebung bei unſeren füddeutichen 
Bundesgenoffen dazu, um ungeachtet diejer naheliegenden Gefahr, der jie 
bei einer gefchieten Führung des Feldzuges von Seiten Frankreichs aus— 

efegt waren, feinen Augenblid anzuftehen, in der Gefahr Norddeutich- 
ands die ihrige zu jehen und frifch zuzugreifen, um mit ung gemeinjchaft- 
lich vorzugehen. Daß Frankreich in 3* überlegenen Stellung, in dieſem 
vorgeſchobenen Baſtion, welches Straßburg gegen Deutſchland bildete, der 
Verſuchung zu erliegen jeder Zeit bereit war, ſobald innere Verhältniſſe 
eine Ableitung nach Außen nützlich machten, das haben wir Jahrzehnte 
hindurch geſehen. Es ift bekannt, daß ich noch am 6. Auguft 1866 in 
dem Fall geweſen bin, den franzöfifchen Botjchafter bei mir eintreten zu 
ſehen, um mir mit furzen Worten dag Ultimatum zu fielen, Mainz 
an Frankreich abzutreten, oder die fofortige Kriegserklärung 
zu gewärtigen. ch bin natürlich nicht eine Sekunde ‚meifelbaft gewejen 
über die Antwort. ch antwortete ihm: Gut, dann ift Krieg! Er 
reifte mit diefer Antwort nah Paris; in Paris befann man fich einige 
Tage nachher anders, und man gab mir zu verftehen, diefe Inftruftion 
ſei dem Kaifer Napoleon mährend einer Krankheit entrifjen worden. 
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Die weiteren Verſuche in Bezug auf Yuremburg und weitere Fragen find 
befannt. Ich komme darauf nicht zurüd. ch glaube, ich brauche auch 
nicht zu bemeifen, daß Frankreich nicht immer charakterftarf genug war, 
Reh Berfuhungen, die der Befig des Elſaß mit ſich brachte, zu mwider- 
eben. 

Die Frage, wie Biürgfchaften dagegen zu gewinnen feien, — terri= 
torialer Natur mußten fie fein, die ——— der auswärtigen Mächte 
fonnten uns nicht viel helfen, denn ſolche Garantien haben zu meinem 
Bedauern mitunter nachträglich eigenthümlich abihmächende Deflarationen 
erhalten. Man jollte glauben, daß ganz Europa das Bedürfnig empfunden 
hätte, die häufig wiederkehrenden Kämpfe zweier großen Kulturvölker in— 
mitten der europäijchen Eivilifation zu hindern, und daß die Einficht nahe 
lag, daß das einfachſte Mittel fie zu hindern, dasjenige fei, daß man den 
weifellos friedfertigeren Theil von beiden in feiner Bertbeidigung ſtärke. 

ch kann indeß nicht ſagen, daß dieſer Gedanke von Haus aus überall 
einleuchtend gefunden wurde. Es wurde nach andern Auskunftsmitteln 
lud eö mwurde un vielfach vorgejchlagen, wir möchten ung mit den 

iegsfoften und mit der Schleifung der Framöflfchen Feftungen in Elfaß 
und Yothringen begnügen. Ich habe dem immer widerftanden, indem ich 
dieſes Mittel für ein unpraftiiches im Intereſſe der Erhaltung des Frie- 
dens anjehe. Es ift die Konftituirung einer Servitut auf fremdem Grund 
und Boden, einer fehr drüdenden und bejchmwerlichen Yaft für das Sou— 
veränetät3=, für das Unabhängigfeitsgefühl desjenigen, den fie trifft. Die 
are, der Feltungen wird faum fchwerer empfunden, als das Gebot 
des Auslandes, innerhalb des Gebietes der eigenen Souveränetät nicht 
bauen zu dürfen. Die Scleifung des unbedeutenden Plage8 Hüningen 
ift vielleicht öfters wirkjamer zur Erregung franzöfiicher Leidenſchaft be— 
nugt morden, als der Berluft irgend eined Territoriums den Frankreich 
an feinen Eroberungen 1815 zu erleiden hatte. Ich habe deshalb auf 
diejes Mittel feinen Werth gelegt, um fo weniger, als nad) der geogra= 
phiſchen Konfiguration das vorjpringende Baſtion, wie ich mir erlaubte, 
es zu bezeichnen, als Ausgangspunkt der franzöfiiden Truppen 
immer gleich nahe an Stuttgart und München gelegen hätte, wie 
jest. Es fam darauf an, ihn weiter zurüdzunerlegen. 

Außerdem ift Meg ein Drt, deſſen topographifche Konfiguration von 
der Art, daß die Kunſt, um es zu einer ftarfen Feſtung zu machen, nur 
jehr wenig zu thun braudt, und dasjenige, was fie etwa daran gethan 
bat, wenn es zerftört würde, was jehr foftipielig wäre, doc) ſehr raſch 
wieder herzuftellen wäre. ch habe aljo die Ausfunftsmittel als unzu— 
länglich angejehen. 

Ein anderes Mittel märe geweſen — und das wurde aud von Ein- 
mwohnern von Elſaß und Lothringen befürwortet — einen neutralen 
Staat, ähnlich wie Belgien und die Schweiz, an jener Stelle zu 
errichten. Es wäre dann eine Kette von neutralen Staaten hergeftellt 
gewejen von der Nordfee bis an die Schweizer Alpen, die e8 uns aller 
ir unmöglid gemacht haben würde, Frankreich zu Yande anzugreifen, 
meil wir gewohnt find, oe und Neutralitäten zu achten, und meil 
wir durch Ddiefen dazmijchen Tiegenden Raum von Frankreich getrennt 
wären; keineswegs aber würde Frankreich an dem, im legten Kriege ja 
gehegten aber nicht ausgeführten Plan gehindert fein, gelegentlich feine 
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Flotte mit Yandungstruppen an unfere Küften zu fchiden oder bei Ber- 
bündeten franzöfiihe Truppen zu landen und bei ung einrüden zu laſſen. 
Frankreich hätte einen ſchützenden Gürtel gegen uns befommen, 
wir aber wären, fo lange unfere Flotte der franzöfifhen 
nicht Bra ift, zur See nicht gededt gemwejen. Es war 
diefer Grund aber nur in zweiter Linie. Der erfte Grund ift der, daß 
die Neutralität überhaupt nur haltbar ift, wenn die Bevölke— 
rung entjhlojjen ift, fich eine unabhängige neutrale Stellung 
u wahren und für die Erhaltung ihrer Neutralität zur Noth mit 
Baffengemalt einzutreten. So hat es Belgien, jo hat e8 die Schweiz 
gethan; beide hätten uns gegenüber es nicht nöthig gehabt, aber ihre Neu- 
tralität ift thatjächlich von beiden geachtet worden; beide wollen unab- 
bängige, neutrale Staaten bleiben. Diefe VBorausfegung wäre bei den 
neuzubildenden neutralen Eljaß und Lothringen in der nächſten Zeit nicht 
zugetroffen, jondern es ift zu erwarten, daß die ftarfen franzöſiſchen Ele— 
mente, welche im Lande noch lange zurüdbleiben werden, die mit ihren 
Interefien, Sympathien und Erinnerungen an Frankreich hängen, dieſen 
neutralen Staat, welcher immer fein Souverän fein möchte, bei einem 
neuen franzöfiich=deutjchen Kriege beſtimmt haben würden, fih Frankreich 
wieder anzufchließen, und die Neutralität wäre eben nur ein für 
una ſchädliches, für Franfreih nüglihes Trugbild gemejen. 
E83 blieb daher nichts anderes übrig, als dieſe Yandesftriche mit ihren 
ftarfen Feſtungen vollftändig in deutiche Gewalt zu bringen, um fie jelbjt 
al3 ein ſtarkes Glacis Deutichlands gegen Frankreich zu vertheidigen, und 
um den Ausgangspunkt etwaiger franzöfifcher Angrife um eine Anzahl 
von Tagemärſchen weiter zurüdzulegen, wenn Frankreich entweder bei 
eigener Exftarfung oder im Befig von Bundesgenoffen uns den Hand« 
ſchuh wieder hinwerfen follte. 

Der Verwirklichung dieſes Gedanfens, der Befriedigung dieſes une 
abweisbaren Bedürfnifjes zu unferer Sicherheit ftand in erfter Linie die 
Abneigung der Einwohner fjelbft, von Frankreich getrennt zu 
werden, entgegen. Es ijt nicht meine Aufgabe, bier die Gründe zu 
unterjuchen, die e8 möglich machten, daß eine urdeutjche Bevölkerung einem 
Lande mit fremder Sprade und mit nicht immer mwohlmwollender und 
fchonender Regierung in diefem Maße anhänglich werden fonnte. Etwas 
liegt wohl darin, daß alle diejenigen Eigenjchaften, die den Deutjchen 
vom Franzofen unterjcheiden, gerade in der elfafjer Bevölkerung in hohem 
Grade verkörpert werden, fo daß die Bevölkerung diefer Yande in Bezug 
auf Tüchtigkeit und Ordnungsliebe, ich darf wohl ohne Ueberhebung jagen, 
eine Art von Ariftofratie in Frankreich bildete; fie waren befähigter zu 
Aemtern, zuverläffiger im Dienft, die Stellvertreter im Militär, die Gens» 
darmen, die Beamten; im Staatödienft in einem die Proportion der Be— 
pölferung weit überragenden Verhältniß waren Eljaffer und Lothringer; 
e3 waren die 1’, Millionen Deutjchen, die alle Vorzüge des Deutſchen 
in einem Bolfe, das andere Vorzüge hat, aber gerade nicht diefe, zu ver: 
werthen im Stande waren und thatjächlich verwertheten; fie hatten durch 
ihre Eigenſchaften eine bevorzugte Stellung, die fie manche gejegliche Un— 
billigfeit vergeffen machte. Es liegt daber im deutichen Charakter, daß 
jeder Stamm ſich irgend eine Art von Weberlegenheit namentlih über 
feinen nächſten Nachbar vindicirt; hinter dem Elſaſſer und Yothringer, jo 
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lange er franzöfifh war, ftand Paris mit feinem Glanze und Frankreich 
mit feiner einheitlihen Größe; er trat dem deutjchen Landsmann gegen» 
über mit dem Gefühle: Paris ift mein, und fand darin eine Quelle für 
ein Gefühl partifulariftifcher Ueberlegenheit. Ich gehe nicht auf die mei- 
teren Gründe zurüd, daß jeder fich einem großen Staatsweſen, welches 
feiner Fähigkeit vollen Spielraum giebt, leichter affimilirt, als einer zer- 
riffenen, wenn auch ftammpermandten Nation, wie fie fich früher dieſſeits 
des Rheins für den Elfaffer darftelltee Thatſache ift, daß dieje Ab- 
neigung vorhanden war und daß es unfere Pflicht ift, fie mit 
Geduld zu überwinden. Wir haben meines Erachtens viele Mittel 
dazu; wir Deutfchen haben im Ganzen die Gewohnheit, wohl- 
mwollender, mitunter etwas ungejhidter, aber auf die Dauer 
fommt es doch heraus, wohlmwollender und menjchlicher zu regieren, als 
e3 die franzöfifchen StaatSmänner thun; es ift das ein Vorzug des deut- 
ſchen Weſens, der in dem deutjchen Herzen der Elfafjer bald anheimeln 
und erkennbar werden wird. Wir jind außerdem im Stande, den 
Bewohnern einen viel höheren Grad von fommunaler und 
individueller Freiheit zu bewilligen, als die franzöſiſchen 
Einrihtungen und Traditionen dies je vermodten. Wenn wir 
die heutige Parifer Bewegung betrachten, fo wird auch bei ihr eintreffen, 
was bei jeder Bewegung, die eine gewiſſe Nachhaltigkeit hat, unzweifelhaft 
ift, daß neben allen vernünftigen Motiven, die ihr ankleben und den Ein» 
zelnen beftimmen, in der Grundlage irgend ein vernünftiger Kern ftedt, 
fonft vermag feine Bewegung auch nur das Maß von Kraft zu erlangen, 
wie die Parijer es augenblidlich erlangt hatten. Diefer vernünftige Kern 
— ich weiß nicht, wie viel Leute ihm anhängen, aber jedenfalls die beiten 
und intelligenteften von denen, die augenblidlih gegen ihre Landsleute 
fümpfen, — ih darf es mit einem Worte bezeichnen: es ift die deutjche 
Städteordnung; wenn die Kommune diefe hätte, dann würden die Befleren 
ihrer Anhänger zufrieden fein, — ich jage nicht alle. Wir müſſen unter 
ſcheiden: wie liegt die Sache? die Miliz der Gewaltthat befteht überwie— 
gend aus Leuten, die michtS zu verlieren haben, e8 giebt in einer Stadt 
von zwei Millionen eine große Anzahl fogenannter repris de justice, 
Leute, die man bei uns als unter polizeilicher Aufficht bezeichnen würde, 
Leute, die die Intervalle, die fie zwiſchen zwei Zuchthausperioden haben, 
in Paris zubringen, und die fi dort in erheblicher Anzahl zufammen- 
finden, Leute, die überall, mo es Unordnung und Plünderung giebt, be * 
reitwillig derjelben dienen. Es find gerade Dieje, die der Bewegung den 
bedrohlihen Charakter für die Eivitifation gegeben haben, durch den fie 
fi gelegentlich hervorthat, ehe man die theoretifihen Ziele näher unter- 
fuchte, und die im Intereſſe der Menjchlichkeit, hoffe ich, jett zu den 
Ueberwundenen gehören, aber freilich ebenjo gut auch rüdfällig werden 
können. Neben diejem Auswurf, wie er fi im jeder großen Stadt ja 
reichlich findet, wird die Miliz, der ich gedacht, gebildet durch eine Anzahl 
von Anhängern der europätfchen internationalen Republik. Mir find die 
Ziffern genannt worden, mit welchen die fremden Nationalitäten fich dort 
betheiligen, von denen mir nur vorjchwebt, daß beinahe achttauſend Eng» 
länder fih zum Zwecke der Berwirflihung ihrer Pläne in Paris befinden 
follen, ich jege voraus, daß es großentheils irifche Fenier find, die mit 
dem Ausdrude Engländer bezeichnet würden, ebenjo eine große Anzahl 


332 
1871. 
Belgier, Polen, Garibaldianer und Ftaliener. Das find Leute, denen bie 
Kommune und die franzöfifchen Freiheiten ziemlich gleich ültig find, fie 
erftreben etwas Anderes, und auf fie war natürlich jenes Argument mit 
Sa wenn ich ſagte, es ift im jeder Bewegung ein vernünftiger 
ern. 

Solche Wünſche, wie fie ja in Frankreich bei den großen Gemeinden 
jehr berechtigt find im Vergleich mit ihrer ftaatrechtlihen Vergangenheit, 
die ihnen nur ein ſeg geringes Maß der Bewegung zuläßt und nach 
den Traditionen der franzöſiſchen Staatsmänner das Aeußerſte dennoch 
bietet, was man der kommunalen Freiheit gewähren kann, machen ſich ja 
bei dem deutſchen Charalter der Elſaſſer und Lothringer, der mehr nach 
individueller und kommunaler Selbſtſtändigkeit ſtrebt, wie der Franzoſe, 
in hohem Grade fühlbar, und ich bin überzeugt, daß wir der Bevöl— 
ferung des Eljaß auf dem Gebiete der Gelbftvermwaltung 
ohne 26 für das geſammte Reich einen erheblich freieren 
Spielraum laſſen können — von Hauſe aus, der allmählich ſo 
erweitert wird, daß er dem deal zuftrebt, daß jedes Individuum, jeder 
engere fleinere Kreis da8 Maß der Freiheit bejigt, mas überhaupt mit 
der Ordnung des Geſammt-Staatsweſens verträglih if. Das zu er 
reichen, diefem Ziele möglihit nahe zu kommen, halte ich für die Aufgabe 
jeder vernünftigen Staatskunft, und fie tft für die deutſchen Einrichtungen, 
unter denen wir leben, jehr viel erreichbarer, als fie e3 in Franfreid 
nah dem franzöfifchen Charakter und der unitarifchen Verfaſſung von 
Frankreich jemald® werden kann. Ich glaube deshalb, daß es und 
mit deutjcher Geduld und mit deutſchem Wohlmollen gelingen 
wird, den Landsmann dort zu gewinnen — vielleidt in für: 
zerer Zeit, als man jegt erwartet. Es werden aber immer Ele 
mente zurüdbleiben, die mit ihrer ganzen perfönlichen Vergangenheit in 
Branfreih murzeln und die zu alt find, um ſich davon noch loszureißen, 
oder die durch ihre materiellen Intereſſen mit Frankreich nothwendig zus 
fammenhängen und für da8 Zerreißen der Bande, die fie an Frankreich 
knüpften, eine Entſchädigung bei uns entweder gar nicht oder mur jpät 
finden fönnen. Alfo wir dürfen uns nicht damit fhmeideln, 
ſehr raſch an dem Ziele zu fein, daß in Elſaß die Verhältnifie ſein 
würden wie in Thüringen in Bezug auf deutfhe Empfindungen; aber 
wir dürfen denn doch auch nicht verzweifeln, das Biel, dem 
“wir zuftreben, unfererfeit3 noch zu erleben, wenn wir die Zeit 
erfüllen, welche dem Menfchen im Durchſchnitt gegeben ift. 

Wie num diefer Aufgabe näher zu treten jet, in welcher Form zus 
nächſt, das ijt die Fräge, welche jeßt zuerft an Sie herantritt, metne 
a aber doc nicht in einer enticheidenden und die Zukunft bindenden 

eife. Ich möchte Sie bitten, bei diefen Berathungen fich nicht auf den 
Standpunft zu ftellen, daß Sie etwas für die Emigfeit Gültiges machen 
wollen, daß Sie jett ſchon fich in einem feften Gedanten bilden wollen 
über die Geftaltung der Zukunft, mie fie nach mehreren Jahren etwa 
fein fol. Dahin reiht meines Erachtens feine menſchliche Borausfidt. 
Die Verhältniſſe find abnorm; fie mußten abnorm fein — unſere ganze 
Aufgabe war e8 — und fie find nicht nur abnorm in der Art, mie wir 
das Eljaß gewonnen haben, fie find auch abnorm in der Perjon des 
Gemwinnerd. Ein Bund, aus fouveränen Fürften und freien Städten be» 
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ftehend, der eine Eroberung macht, die er zum Bedürfniſſe feines Schutzes 
behalten muß, die ſich aljo im gemeinfamen Befige befindet, ift eine im 
der Gedichte jehr jeltene Erfcheinung, und wenn wir einzelne Unterneh» 
mungen von Schweizer Kantonen abrechnen, die doch auch immer nicht 
die Abficht hatten, fich die gemeinfam gewonnenen Yänder gleich berechtigt 
u affimiliren, ſondern fie als gemeinjame Provinzen zum Bortheil der 
bee zu bewirthichaften, jo glaube ich faum, da fi in der Geſchichte 
etwas Aehnliches findet. Ich möchte alfo glauben, daß gerade bei diefer 
abnormen Lage und abnormen Aufgabe die Mahnung, den Fernblid des 
Iharfjichtigften Politifers in menſchlichen Dingen nicht zu überſchätzen, 
befonders an uns herantritt. Ich mwenigftens fühle mich nicht im Stande, 
jest fchon mit voller Sicherheit zu jagen, wie die Situation nach drei 
Jahren im Eljaß und in Lothringen jein wird. Um das berechnen zu 
fünnen, müßte man in die Zukunft jehen. Es hängt das von Faktoren 
ab, deren Entmwidelung, deren Verhalten und guter Wille gar nit in 
unferer Gewalt jtehen und von uns nicht regiert werden fönnen. Es ift 
das, was wir Ihnen vorlegen eben ein Berfuh, den richtigen Anfang 
einer Bahn zu finden, über deren Ende mir felbft nach der Belehrung 
durch die Entwidelung, durch die Erfahrungen, die wir machen werden, 
bedürftig find. Und ich möchte Sie deshalb bitten, einftweilen denjelben 
empiriihen Weg gehen zu wollen, den die Regierungen gegangen find, 
und die Berhältnijje zu nehmen, wie fie liegen, und nicht, wie fie vielleicht 
wünfchensmwerth wären. Wenn man nichts Befferes an die Stelle zu fegen 
weiß von Etwas, was einem nicht vollftändig gefällt, jo thut man immer, 
meiner Weberzeugung nah, bejjer, der Schwerkraft der Ereignifje 
ihre Wirkung zu lajjen und die Sade einftweilen jo zu neh— 
men, wie jie liegt; fie liegt aber fo, daß die verbündeten Regierungen 
gemeinſam dieſe Yänder gewonnen haben, daß ihr gemeinjamer Befig, ihre 
gemeinjame Verwaltung etwas Gegebenes ift, was nach unjeren Bedürf- 
niffen und nad den Bedürfnifjen der Betheiligten in Eljaß und Lothringen 
modificirt werden lann, aber ich möchte dringend bitten, fparen Sie 
fih, ebenjo wie e8 die verbündeten Regierungen madhen, das 
Urtheil über die Öeftaltung, mie jie definitv einmal werden 
fann, nod auf. Haben Sie mehr Muth, die Zukunft zu präjudiciren, 
ala wir haben, jo werden wir Ihnen bereitwillig entgegenfommen, da wir 
unfere Arbeit ja doch nur gemeinjchaftlich betreiben fünnen, und gerade 
die Borficht, mit der ich die Ueberzeugung der verbündeten Regierungen 
fumdgebe, mit der diejelben fich die Ueberzeugung gebildet haben, zeigt 
Ihnen zugleich die Bereitwilligfeit, in der wir ung befinden, uns belehren 
zu laſſen, wenn wir irgend einen befjeren Vorſchlag erhalten, namentlich 
wenn er fi) dur die an der Hand der — ſelbſt einer kurzen 
Erfahrung, als der beſſere bewährt haben ſollte. Und wenn ich unſerer—⸗ 
ſeits dieſen guten Willen fundgebe, jo bin ich ficher, daß er bei Ihnen 
ebenfo vorhanden ilt, auf diefem Wege gemeinfam mit deutſcher Ge— 
duld und deutjcher Liebe zu allen, bejonders zu den neuejten 
Landsleuten, daß richtige Bier zu finden und ſchließlich zu er— 
reichen.“ 
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20.—22. Mai. Zweite Berathung. Beſchlüſſe des Reichstages: 
Die Dauer der Dicetatur wird nad dem Kommilfiond- 
antrag ftatt bi8 zum 1. Sanuar 1874 nur bi zum 
1. Zanuar 1873 beftimmt. 
Ferner wird ein Antrag (von Stauffenberg und 
Lasker) angenommen, nad) weldem 


„bis zum Eintritt der Wirkjamfeit der Reichsverfaſſung 
der Kaiſer bei Ausübung der Gejeßgebung an die Zuftimmung 
des Bundesrathes und bei Gefegen, welche Eljaß- Fothringen 
mit Anleihen oder Garantien belaften, aud an die Zuftimmung 
des Reichstages gebunden fein ſoll.“. 


Bei der dritten Berathung. 


>25. Mai. Aud den Neden ded Fürften v. Bismard gegen 
obige Beichlüffe. 

(Barum Eljaß Lothringen unmittelbares Reichsland, nicht pren- 
ßiſches Land werden mußte; — ber elſäſſiſche Particularismus und 
feine Förderung; — Selbftregierung; — Bismard ber „Advolat“ 
für Eljaß » Lothringen; — Bertrauensfragen.] 

— „Ih habe das Bedürfniß, in der allgemeinen Berathung über 
die vorliegende Frage einige Worte zu jagen, weil e8 mir nicht vergönnt 
gewefen ift, mich in der erften und zweiten Leſung an den Berathungen 
weiter zu betheiligen, ich meine namentlich auch an den Kommijjionsver- 
bandlungen, jo jehr ich das Bedürfniß hatte, mich dort in vertraulicherer 
Weije, als es hier geichehen kann, auszuſprechen. Ich war zu der Zeit 
in Frankfurt abmwejend. Sch habe mich gefreut, auß dem Ergebniß zu 
erjehen, daß Sie der in der Kommijfion vielfad an Sie herantretenden 
Berjuhung widerftanden haben, das Schidjal von Eljaß-Lothringen in 
dem jegigen Stande und ohne Mitwirfung der Einwohner dieſer Sander 
weiter feitzulegen, al8 es in diefem Momente unbedingt rechtlich noth- 
wendig ift, die rechtlihe Nothwendigkeit bejchränft ſich im Augenblick 
a den Bewohnern diefer Yänder das ftaatsrechtliche Bürgertum in 
Deutjhland zu fihern; alle Schritte darüber hinaus halte ich für den 
Augenblid für gewagt und der politifhen Klugheit nicht entiprechend. 
Letztere räth meiner Ueberzeugung nad, in unficheren und unklaren Ber- 
hältnifjen die Schritte vorwärts auf das nothwendige Maß zu beichränten, 
den Boden zu unterſuchen, ih will nicht jagen, Verſuche zu machen, aber 
doch erſt fi durch die Betheiligten und durch die Dinge, die wir bisher 
nicht mit voller Genauigkeit kennen, belehren zu laſſen, was dort zu ge= 
ſchehen hat. 

Was wir den Eljafjern jet aljo zu geben haben, ift das deutſche 
Dürgerreht, die Möglichkeit des freien Verkehrs innerhalb Deutjchlands 
in Handels- und fozialer Beziehung, nahdem ihnen der freie Verkehr mit 
Frankreich abgejchnitten und verfchloffen fein wird. Wir müffen uns daher 
nothwendig ſchlüſſig machen über die Form, in der mir ihnen diejes 
Bürgerrecht geben wollen, gewiſſermaßen über die Thür, welche wir ihnen 
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ind Reich hinein öffnen. E3 hat ja dabei ernfthaft nur in Frage fommen 
fünnen, ob das Elfaß und Lothringen einem der beftehenden 
Bundesftaaten ganz oder unter Bertheilung der Länder an— 
ke werden Pt, oder ob es zunächſt ein unmittelbares 

eichsland bleibt, bis es felbft, jo zu jagen, in der deutſchen 
Familie mündig geworden ift, um über jein eigenes Geſchick 
mitzuwirken. Ernſthaft ift wohl nur in Frage gefommen: ſoll Eljaß 
und Yothringen zu Preußen gelegt werden, oder foll e8 unmittelbares 
Reihsland fen? Ich habe mich unbedingt für das Letztere von 
Anfang an entjchieden, einmal um dynaftifche ae nicht ohne Noth in 
unfere politifhen zu miſchen, zmweitend aber auch darum, weil ich e3 
für leichter halte, daß die Elſaſſer fih eher mit dem Namen 
der „Deutjhen“ befreunden, als mit dem Namen der „Preußen.“ 

Die Elfaffer haben fi in ihrer zmweihundertjährigen Zugehörigkeit 
zu Frankreich ein tüchtiges Stüd Partikularismus nah guter 
deutjcher Art erhalten, und das ift der Baugrund, auf dem wir meines 
Erachtens mit dem Fundamente zu beginnen haben werden; diejen Par— 
tifularismus zunähft zu ftärfen, ift im Widerfprud zu den 
Erjheinungen, die uns in ähnliher Weije im Norden Deutſch— 
lands vorgelegen haben, jegt unfer Beruf. Je mehr fi die 
Bewohner des Elſaß als Elfajjer fühlen werden, umfomehr 
werden fie das Franzoſenthum abthun. Es ift faum zu zweifeln, 
dag dem Eljaß, jo wenig wie wir und gegenfeitig fennen, die ein Men— 
Ichenalter hindurch fortgefegte Verdächtigung des preußischen Namens 
von Seiten der franzöfifhen Regierung einigermaßen abgefärbt hat. 
Außerdem aber ift e3, wie ich Ihnen vorhin ſchon erwähnte, den Elfafjern 
leichter, fich ihrer Abftammung als Deutjche bewußt zu werden, als den 
Namen Preußen anzunehnen. Allein diefer Grund würde fchon fiir mich 
entjcheidend fein. 

Was jpäter im nterefje des Reichs, im Intereſſe des Eljafjes zu 
tdun fein wird, darüber wollen wir vor allen Dingen, denke ich, 
die Eljajjer und Lothringer jelbft hören. Ehe wir meiter gehen, 
babe ich wenigftend das Bedürfnig — und muß ich jagen, daß es mir 
in den Verhandlungen, die ich bißher gelefen habe, doch nicht mit hin— 
reihender Anerkennung der berechtigten Unabhängigfeit eine jeden Volks— 
ftammes betont worden ift, — habe ich vor Allem das Bedürfniß, die 
Meinung der Elfafjer ſelbſt kennen zu lernen. 

Wenn das Gefeg ind Leben tritt, und, fo weit ich berufen jein 
werde, dabei Sr. Majeftät einen Rath zu ertheilen und diefen Rath im 
Bundesrathe geltend zu machen, jo wird die erfte Mafregel fein: die 
Anordnung der Kommunalwahlen im ganzen Eljaß, weldhe am 
6. Auguft v. 3. ftattzufinden hatten und micht ftattgefunden haben. Die 
zweite Maßregel wird die fein, daß die Generalräthe gewählt werden 
nah dem alten franzöfifchen Geſetze, wonach für jeden Kanton ein Ge— 
neralrath gewählt wird, damit wir in den Departements Berfammlungen 
baben, die ung mit mehr Sachkunde als unfere dorthin geſchickten Beamten 
Auskunft darüber geben fünnen, wo die Yeute der Schuh drüdt und was 
fie für Bedürfniffe haben. Ich habe nicht das mindefte Bedenken, jo weit 
zu gehen, daß die Ernennung der Kommunalbeamten ebenfalld der Wahl 
übertragen werde. ch mürdige vollfommen die Gefahren, die daraus 
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entftehen können; ich fürchte mich aber noch mehr vor den Gefahren, die 
daraus entitehen, wenn die Zahl der Beamten, die wir dorthin ſchicken 
müffen, über das Allernothwendigfte hinaus vermehrt wurde. Es ift ganz 
unvermeidlich, daß ein Beamter, der fremd ind Land hineinfommt, wenn 
auch mit dem dazu erforderlichen Bildungsgrade, doch vielleicht nicht mit 
der breiteren Weltanjchauung, die zu einer Neumiffion im neuen Lande 
erforderlich ift, hinfommt, daß der durch Mißgriffe Feindſchaft, Verſtim— 
mung hervorruft, die mit den Abfichten der Regierung, die er ausführen 
follte, durchaus in feinem Zujammenhange ftehen. Hat er einmal fi 
geirrt, fo liegt es der menjchlichen Natur wiederum zu nahe, dies nicht 
zuzugeben, fondern die Schuld in den Einwohnern zu fuchen, und nicht 
in fi jelbft; man befümmt gegenfeitig Denunziationen und Verdächti— 
gungen gegen den Beamten auf der einen Seite und Beſchwerden aus 
den Gemeinden auf der anderen Seite. Ich fürchte viel weniger, daß die 
ung noch abgeneigte Stimmung dazu führen könnte, daß die Kommunal 
beamten, wenn fie von den Gemeinden gewählt werden, gefährlicher werden 
fönnten, al8 ich unfer eigenes Umvermögen fürchte, dem Lande überall 
geeignete Beamte liefern zu fönnen. 

Sollte diefe Hoffnung täufchen, jo ift e8 der Vortheil einer ener- 
giſchen und entjchlofjenen Regierung, daß fie Kleine Feuer, die irgendwo 
aufgehen könnten, nicht fürdtet. Wie weit man außerdem in der Selbſt— 
regierung des Landes durch fich ſelbſt wird gehen können, darüber 
getraue ich mich faum, ſchon ein Urtheil auszuſprechen, jedenjalld halte 
ıh es rathſam, hier wie überall fo weit zu gehen, wie irgendwie 
mit der allgemeinen Sicherheit des Reiches und des Landes 
verträglich fein wird. 

Es ift das eine Aufgabe, vor die ich mich geftellt fühle, die mir ja 
in meiner bisherigen Lebensthätigfeit neu ift und eine bejchwerliche, jehr 
jchwierige, fehr verantwortliche Aufgabe, an die heranzutreten für mid 
nicht ohne Bedenken ift. 

Nachdem die Aufgabe, die ich mir bei Uebernahme des 
preußijhen auswärtigen Minifteriumß geftellt babe, oder 
ih will jagen, die mir vorgejchwebt hat, die Herjtellung des 
Deutſchen Reiches in irgend einer Geftalt, in einer fürzeren 
Zeit, als ih nah menſchlicher Berehnung erwarten fonnte 
und in vollerem Maße, als ih damals hoffte, zu erleben, 
jih erfüllt hat, betradte ich meine politijhen Berpflihtungen 
meinem Baterlande gegenüber einigermaßen als ausgelöft, 
und wenn ich in diefem Stadium bei abnehmender Gejundheit und ab- 
nehmender Arbeitskraft vor einer folhen Aufgabe nicht zurüdjchrede, fo 
leitet mich dabei ein gewiſſes Gefühl der DVerantmwortlichkeit für das 
Schidjal der Bewohner diefer Provinz, wegen des Antheild, den 
ih an ihrer Loslöſung von Frankreich habe; ich üble mich berufen, 
ihr Advokat in dem neuen Staatömwefen, dem fie beitreten, 
fomweit e8 mir gegeben ift, zu fein und ich möchte fie ungern 
im Stiche laffen. 

Zur Durchführung diefer Aufgabe bedarf ich eines entgegenfommenden 
Vertrauens der Länder felbit, aber vor allen Dingen bedarf ich des 
vollen Bertrauens der Neihsbehörden, des Reichstages und 
des Bundesrath3, die hinter mir ftehen, und in deren Namen ich dort 
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zu handeln habe, und da bin ich genöthigt, der Einzelberathung einiger- 
maßen vorzugreifen. Den Ausdrud dieſes Bertrauens Serie ih in 
wei Beitimmungen, die Sie unferer Vorlage hinzugefügt haben, ja, ich 
Ind in denjelben einen entjchiedenen Ausdrud des Mißtrauens: das 
ine ift die Verkürzung der Frift, für melde Sie und Vollmacht 
geben wollen und für welche Sie Diktatur einführen wollen. In ans 
derthbalb Jahren, meine Herren, läßt jich viel Böſes thun, 
aber nicht jehr viel Gutes ſchaffen! Ich habe behaupten hören, daß 
erfteres in dem neuen preußiichen Provinzen einigermaßen der Fall geweſen 
jet, hauptſächlich aus der Ueberhaftung der Thätigkeit, mit der man vor« 
egangen ift; ich kenne die Verhältnifje nicht genau genug, um über die 
echtigung diejer Klagen zu urtheilen, aber ich erlaube mir darauf auf- 
merffam zu machen, daß die Aufgaben ganz verjchiedene find. Dort 
ndelte e3 fi darum, eine auf dynaftifchem Boden gemwachjene Selbit- 
ändigfeit einem großen Gemeinmwejen, wie e8 Preußen war, anzupaflen 
und e3 dadurch vorzubereiten. Hier handelt es fich gerade darum, eine 
Selbitftändigkeit zu entwideln, die bisher unter dem ftarfen Drud einer 
Eentralijation —— hat. Um ſich über viele ig nit nur felbft 
ein Urtbeil zn bilden, fondern auch Ihnen und den Bundesrath für die 
jpätere Entſcheidung ein Urtheil zu unterbreiten, ift der Termin von an— 
derthalb Fahren, fürchte ich, zu furz gegriffen. Ja, ich halte auch jchon 
den Termin bis zum Jahre 1874, den mir jelbft geftellt haben, für einen 
ziemlich willfürlich gegriffenen. E8 kann ebenjoqut dann das Bedürfniß 
vorhanden jein, dieſe role vor deren Anfang wir vielleicht ftehen, 
m verlängern, falls fie fich bewährt, wie ja auch das Bedürfniß eintreten 
ann — Das gebe ich jehr gern zu —, Ihnen ſchon nad einem halben 
Jahre, nad einem ganzen Jahre zu fagen, die Sache jei jo weit fertig, 
um in die Reichöverfafjung aufzugehen, und daß wir dann weitere Schritte 
zu deren voller Anwendung thun können. Ich möchte Sie bitten, doch 
niht dem Verdacht Raum zu geben, al8 ob in der Regierung — und 
ih fann hierbei nach meiner ganzen amtlichen Stellung meine Perjon 
einigermaßen in den Bordergrund ftellen — als ob in mir irgend ein 
Beitreben vorhanden wäre, dieſe ſchwerwiegende Verantwortlichkeit eine 
Stunde länger zu tragen, al8 durchaus fachlich nothwendig iſt. bin 
meiner ganzen Natur mach nicht regierungsbedürftig, das heißt pajliv im 
hohem Grade, aber ich habe nicht das Bedürfniß, zu regieren und laſſe 
gern Andern freie Bewegung. Alſo, meine Herren, die Befürdtung 
tft wirklich nicht begründet, daß wir diefe Berantwortlichkeit 
länger in der Hand würden behalten wollen, als dringend 
nothbmwendig ift zu den Aufgaben, die uns geftellt jind, und 
die vielleicht in jo kurzer Zeit faum erfüllbar fein werden, wie es andert- 
balb Fahre find. 

Mit dem Beamtenperfonal geht e8 wie mit der Marine: man kann 
zwar Schiffe kaufen, aber jo lange man feine Matrojen und feine zuver- 
läjfigen Seeleute hat, nützen die Schiffe allein nicht viel. So ift aud in 
diefem Lande meines Erachtens zunächſt die Aufgabe, fih einen zu ver— 
läjjigen Beamtenftand heranzuziehen, der, wenn es nad meinen 
Wünjchen geht, jo viel als möglid aus Eingeborenen beftehen muß, 
welchen mir trauen können, welchen wir nach unferen Begriffen fir be- 
fähigt halten, Das find alles Sachen von Bedeutung. Es if auch möglich, 

Fürft Bismard. IT. 22 
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daß mir zuerft in der Ernennung der höheren Beamten Mißgriffe 
machen, daß nicht gleich Alles gelingt und einichlägt, dag man Wochen 
und Monate verliert, ehe man auf den richtigen Weg kommt; unfehlbar 
ift Niemand, und auch eine von dem Reichstage ftärfer bevormundete 
Regierung wiirde immer diejer Gefahr verfallen. Es ift aljo möglich, daß 
wir Zeit verlieren. Wird ein endgültiger Zuftand gejchaffen, dann muß 
auch die Beamtenfchaft, die dort hingeftellt ift, ſich aller der Bürgjchaften, 
auf denen die Zuverläffigkeit der Deutichen Beamten beruht, erfreuen, 
danı muß das Berjegen, das Widerrufen aufhören und man muß den 
Leuten diejenigen Garantien für die Dauer ihrer Eriftenz geben, die die 
Beamten bei uns haben. ch möchte Sie daher dringend bitten, lafien 
Sie diefe Befürchtung aus alter Zeit, von der ich wirklich jagen möchte: 
ich weiß nicht, was joll fie bedeuten! 

Eine zweite Angelegenheit, bei der ich das Gefühl hatte, während 
meiner Abmejenheit eın Mißtrauensvotum befommen zu haben, und die, 
ih muß jagen, mich perfönlich ichmerzlich berührt hat, ift die Frage 
wegen der Schulden, da8 Amendement der Herren Lasker und 
pon Staufienberg. Ich meiß nicht, ob Sie ſich den eigenthümlichen 
Eindrud zu vergegenmwärtigen im Stande find, den e8 mir machen mußte, 
als ih von den Friedensverhandlungen zurüdfam, mo endgültig die 
Schuldenfreiheit des Elſaß feftgejtellt war, und dieje Kreditlos-Erflärung 
meiner Perſon mir entgegenfam. Ich überjchäge meinen Antheil an der 
Herftellung des Friedens überhaupt nicht, — er gebührt wefentlich unfern 
tapfern Kriegern, ich habe nur ihre Thaten zu regiftriren gehabt, — wenn 
ich aber an irgend etwas einen perjönlichen Antheil, ja das Reſultat faft 
allein mir zufchreiben kann, fo ift e8 das Ergebniß, daß Eljaß voll— 
ftändig fhuldenfrei ift, und es war das nicht leicht zu machen. Es 
hat mir außerdem dringend am Herzen gelegen, diejem Yande die Geld» 
quellen, die ihm augenblidlich fehlen, wieder zu eröffnen; ich weiß nicht, 
ob Ihnen befannt ift, daß noch heute bei Straßburg die Ruinen, der 
Schutt liegt, eben wie er nad dem Bombardement gelegen bat, daß aus 
Mangel an Mitteln, melde die Grundlage der amtlihen Anordnungen 
find, aus Mangel an amtlicher Jnangriffnahme, welche dort leitend und 
fördernd — könnte, noch heute kein Stein aufgebaut iſt; es ſtand 
zu befürchten, daß, wenn es ſo bleibe den ganzen Sommer hindurch, die 
Leute nicht unter Dach kommen, da ihnen Betriebskapital fehlt, und daß 
ſie beim Eintritt des Winters ſich in einer ähnlichen Lage befinden würden. 
Ich habe deshalb mein Augenmerk darauf gerichtet, aus den franzöſiſchen 
Kriegskontributionen eine erhebliche Zahlung noch früher flüſſig zu machen, 
als es bei dem Frieden bedungen war; ich habe dies dadurch erreicht, daß 
ich mich anheiſchig machte, einen Theil der erſten Zahlung in franzöſiſchen 
Banknoten anzunehmen, welche in Elſaß und Lothringen und Frankreich 
pari ſtehen und als Zahlungsmittel für uns jeden Tag verwerthbar ſind. 

Mit allem dieſem in der Taſche und mit dem ſchulden— 
freien Eljaß fomme ih nah Haufe und glaubte hierüber im 
Interejje des Elfaß zu einiger Anerfennung beredhtigt zu 
fein, und was mir entgegen)pringt, ift die Erfärung: wir 
ſchicken Eu diejen Kanzler, aber leiht ihm fein Geld, wir 
fteben nit gut für ihm. Ich werde wie ein leidhtfertiger 
Schuldeumaher dem Lande gegenüber hingeſtellt. 


339 
1871. 

Die Berjuhung für die Regierung, dort auf das Elſaß nutzloſe 
Schulden zu machen, — ich wüßte nicht, wozu die führen jollte, was mir 
mit dem Gelde machen, zu welchem Zmed wir Schulden machen jollten, 
es jei denn, daß das Land felbft erflärt: wir haben beftimmte Bedürfnifie, 
wir wollen zur Befriedigung derfelben eine Anleihe machen, eine Freiheit, 
die ja Jedem geftattet wird. Warum mir diefes Land, defien Bewohner 
doch volllommen ausgetragene Kinder find, die ihre Gefchäfte volljtändig 
verftehen, warum wir dieſes Yand gemiffermaßen unter eine Reichsvor— 
mundjchaft ftellen wollen, das kann ich nicht verftehen. L 

Ih kann Ihnen nur jagen, meine Herren, ich würde es im höchften 
Grade bedauern, wenn Sie bei diefem Amendement beharren würden; ich 
würde dann im Bundesrath den Antrag ftellen, der Vorlage eine neue 
Geftalt zu geben, bei welcher die perjönlihe Mitwirkung des Bundes— 
kanzler8 ausgeſchloſſen if. Es widerftrebt meinem perſönlichen 
Ehrgefühl, unter diejer Kreditlos-Erklärung in die mir zu— 
gedadhte Stellung einzutreten. Es läßt fih ja fehr leicht eine 
andere Einrihtung finden: Se. Majeftät der Kaifer kann ja einen ver- 
antwortlihen Minifter für Eljaß und Yothringen ernennen, der dies über- 
nimmt; ich habe als Bundeskanzler eigentlich dazu feinen nothmendigen 
Beruf. Ich habe dazu mein Amt nicht übernommen, um diefe Berant- 
wortung für die Diktatur in diefem großen und bedeutjamen Moment 
und in bdiejem Yande zu tragen, wenn fie mir nicht jo übergeben wird, 
daß ich vor das Yand treten und jagen kann: ich komme mit dem vollen 
Bertrauen des Deutichen Reiches ausgerüfte. Hat man das Bedürfniß, 
mir Borfihtsmaßregeln gegenüberzuftellen, als ob man befürchtet, a 
könnte mit den Schäßen diejed Yandes irgend welchen Mißbrauch treiben 
— cd ſpreche von mir, denn fo lange ich Kanzler bin, kann ohne meine 
Mitwirkung nichts gejhehen; die Sache ift gegen meine Perjon 
gerichtet, denn ich kann nach der Yage der Dinge in der Frage nicht 
majorifirt werden, ohne Zuftimmung des Kaiſers ift fein Gejeg möglich. 
— Ich bin jehr gern bereit, jeden Dienit zu leiften, den das 
Yand noch aus mir ziehen kann; aber geben Sie mir die Mög- 
lihfeit, daß ich ein ſolches Amt mit Freudigfeit übernehme, 
und befreien Sie mid von diefem Votum, das ich niht anders 
denn ald Mißtrauen bezeichnen kann.“ 


Meitere Bemerfung Bismarcks gegenüber dem Abgeord- 
neten Zasfer, der geäußert hatte, daß fein Mißtrauend- 
votum gegen den Neichöfanzler beabfichtigt jei. 

Ich ergreife zunähft das Wort, un einem Mißverftändnifje ent- 
egen zu treten, zu welchem meine Aeußerung über Anerfennung dem 
orredner Anlaß gegeben hat. Er jchien zu glauben — und ich würde 
beflagen, wenn ſich diefe Meinung feftiegte — daß ich über Mangel an 

Anerkennung meiner politifhen Thätigkeit im Allgemeinen geklagt hätte. 

Da wäre ich jehr unbefcheiden. Sie ift mir weit über mein Berdienit 

geworden, und ich fühle mich durch die —— meiner Mitbürger 

von vielen Seiten her in hohem Grade geehrt und befriedigt. Die An— 
22* 
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erfennung, von der ich hier gefprochen habe, ift lediglich die, daß ich die 
Anerkennung meines Beftrebens, das Elſaß nicht mit unnöthigen Schulden 
zu belaften, und das hatte ich in einer mehr ausgefhmüdten Redeweiſe 
ausgefprodhen, daß ich geglaubt hatte, dur meine Bemühungen Ber- 
trauen — das wäre das richtige Wort — zu erweden, denn ich ‚hätte 
ja leicht ein andere Abfommen mit den Franzoſen abjchließen können, 
das und diefe Erörterungen erjpart hätte. Daß ich dieje8 Vertrauen, 
welches ich glaubte, mir erworben zu haben, hier nicht wiederfand, diejen 
Eindrud kann felbft eine jo gejchidte Auslegung und ein jo gemandter 
Nedner, wie der Herr Vorredner, mir nicht nehmen und nicht befeitigen. 
Ich kann nur meine reifliche und wohlerwogene Entſchließung wiederholen: 
wenn diefer Artikel ſtehen bleibt, fo fann ih das Mandat, 
das mir durch den $.4 dieſes Geſetzes beigelegt werden joll, 
als Kanzler niht übernehmen, jondern muß bitten, das zu 
ftreihen und auf diefe Weife Seiner Majeftät dem Kaiſer die 
Freiheit zu lajjen, einen für das Elfaß verantwortlichen Mi: 
nifter zu ernennen, der ih alsdann nicht fein würde; denn 
ih glaube nit — fo viel Bertrauen habe ih zu dem Ber» 
trauen der Herren —, daß Sie beabfidhtigen, daß ich in dem 
Falle mein Amt als Reihsfanzler niedergulegen haben würde 
— ein Anderer wird dann vielleicht die Elſaſſer Bermaltung 
übernehmen, ich aber als Kanzler und auch als Minifter nicht; 
ih müßte dann, wie fhon gejagt, entweder bitten, daß bier 
in der a ein Antrag geftellt wird auf Streihung 
des Artikels und Einjegung eines anderen verantwortlidhen 
Minifterd außerhalb meiner Perſon, oder ih würde diefe 
Aenderung im Bundesrathe geltend zu madhen fuchen.“ 


Auf den Antrag ded Fürften Hohenlohe wird der Ge 
jegentwurf Behufs weiterer Verftändigung nochmals in die 
Kommiſſion gewiejen. 

In der Kommijjion wurde in Bezug auf den erjten 
Streitpunft, die Frage der Anleihen für Eljah = Lothringen 
vorgejchlagen, daß die Beihränfung nur für ſolche Anleihen 
gelten joll, durch weldye irgend eine Belaftung des 
Reiches herbeigeführt werde. 


Fürſt Bismard erflärte, daß er diefem neuen Antrage zuftimmen könne. 

Ueberrajcht habe ihn eine Neigung der Mehrheit des Reichstages, fich an 
die Stelle eines Elfäffer Landtages zu fegen, das Elſaß folle aber nicht 
als BVBerjuhhsftation dienen. Der Reichskanzler habe im Elſaß eine Ver— 
trauensmifjion zu erfüllen, und könne das nur, wenn ihm volles Ver— 
trauen zu Theil werde. Er erflärte bei den Kommiffionsberathungen ferner: 
den Gedanken, aus Eljaß und Yothringen ein ftaatliches Gebilde zu jchaffen, 
habe er nicht, da er überhaupt noch nıcht wifje, was die Bevölferung wolle, 
daher habe er nad) jeder Richtung freie 2 gelaſſen; rechtlich eriftirten in 
den neuen Panden vorerft nur die drei Departements. Db man e3 nützlich 
finden werde, aus ihnen ein organifche® Ganze zu fchaffen, darüber laſſe 
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fi heute noch nicht entjcheiden. Met mit feinem Gebiete verlange viel» 
leicht eine Behandlungsmeife, welche auf die Geſammtheit — die 
Aſſimilirung der deutſchen Lande erſchwere. Möglich, daß man aus den 
beiden Elſäſſer-Departements ein Ganzes machen könne, ob ſich Theile 
von Deutjch- Fothringen dazu legen ließen, müfle man abwarten. Man 
müſſe als erften Grundjag fefthalten, nicht vorzugehen ohne Fühlung” mit 
der Bevölkerung. Deshalb follten die Kommunal» und Departemental- 
wahlen ausgejchrieben werden. Sollte übrigens aus der jegigen Drei- 
theilung eine Zmweitheilung gemacht werden, fo werde er auch eine Schuld, 
an welcher beide Elſäſſer Departements Theil nehmen, als Departemental« 
ſchuld auffaffen. Der Begriff eines Reichslandes ſei mit dem eines jelbft- 
ftändigen Staatswejens nicht durchaus zufammenfallend. 


Der neue Antrag wurde von der Kommiffion mit 
großer Mehrheit angenommen. 


In Betreff ded zweiten Streitpunftes, des Termins, 
zu welchem die Reichöverfaffung in Eljaß= Lothringen ein- 
geführt werden follte, ſprach fih der Kanzler in der Kom: 
million nochmals für die Ausdehnung bis zum 1. Januar 
1874 aus. 

Er fagte: „ein zwingender Grund für den Termin 1874 oder für 
einen andern lafle fich überhaupt nicht angeben. Die Gefahr, daß man 
bei dem kürzeren Termine in Haft noch viele Dinge fertig zu bringen fuchen 
müſſe, werde durch den Termin von 1874 jedenfalls vermindert Die Res 
ierung ſelbſt werde feine Stunde länger, als nothmwendig fei, an der 

iftatur fefthalten. Dieſe lafje ſich aber, wenn fich dies zuläffig zeige, 
leiht um ein Jahr verkürzen, aber ſchwer um ein Jahr verlängern“ 


Die Kommiſſion hielt jedoh in diefem Punkte an dem 
früher gefaßten Beichluffe (Einführung der Reichsverfaſſung 
am 1. Sanuar 1873) feit. 


Meitere Berathbung im Reihötage. 
Erklärung ded Fürften Bismard: 

„Was mich zu der VBertheidigung deſſen veranlaßt, was Sie Diktatur 
nennen, und der Verlängerung der Periode, in welcher fie ausgeübt werden 
foll, ift nur das dringende Bedürfniß, die Pandesinterefien des 
Eljaß und die Betheiligung feiner Bewohner an der geſetz— 

eberifhen Behandlung diefer Yandesinterejjen zu vertreten. 
I erwarte fein Heil von einer dauernden Einrichtung, die dem Reichstage 
das Detail der Pandesgejeggebung übertragen fol, und würde es nebenher 
ald eine große Ungerechtigkeit und Rechtsbeeinträchtigung der Eljafjer be» 
trachten, daß, während alle übrigen deutjchen Stämme den Be 
Theil ihrer Angelegenheiten, den die Reichsverfaſſung nicht berührt, felbft 
ftändig behandeln, fie allein davon ausgefchloffen fein jollten, und von 
Abgeordneten, die fie ihrerjeit3 nicht gewählt haben, mehr bevormundet 
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werden, al3 bei Andern der Fall ift; e8 würde dies eine Berjchiedenheit 
der Behandlung der verfchiedenen Stämme fein, welche gerade dort, wo 
das Ehrgefühl recht empfindlich ift, reizen und unangenehm berühren würde. 

Nun ift es vielleicht eine Ueberhebung oder eine Ueberſchätzung, 
aber es ift meine Anficht, ich mwitrde mich gern durch den Erfolg wider 
legen lafien, aber ich glaube, daß einftweilen wir, die Regierung, 
diejes jüngfte Kind der deutſchen Familie forgfältiger und 
fhonender behandeln würden, als die Reihstagsmajorität. 
Es wird ſich ja, fei e8 nach 1873, fei e8 nach 1874, ermeffen laffen, ob 
diefe Befürchtung richtig iſt. Es ift die Sorge vor Etörung der faum 
beginnenden Anjegung deutjcher Sympathien, die mich veranlaßt, die Ge— 
fhäfte noch möglichſt lange ungeftört in der Hand behalten zu mollen. 
Behandeln Sie die neu erworbenen Yandestheile mit einer, ich will nicht 
fagen mütterlicheren, aber väterliheren Sorgfalt und Schonung, als wir, 
jo würde ich mich freuen, wenn die Ablöfung eintritt, daß dies geichieht, 
aber ich fürchte einftweilen, daß e8 nicht gefchieht, und ich möchte deshalb 
lediglich im Intereſſe der Pänder ſelbſt bei dem Wunfche verharren, daß 
Sie den längeren Termin für 1874 fefthalten, was Ihnen namentlich 
dann um jo leichter fein wird, wenn wir es erreichen, fchon vor dieſem 
Zeitpunfte Elfaffer Abgeordnete in Ihrer Mitte zu haben, die jeder Be— 
jchwerde gegen die angebliche Diktatur jofort hier Ausdrud geben können, 
die alle ihre Klagen an die große Glode in Deutjchland zu hängen im 
Stande fein werden. Alles, was von der Diktatur gefürchtet wird, das trifft 
die Zeitfrage eigentlich gar nicht. Wenn alle Befürchtungen richtig find, 
müſſen Sie die Diktatur gar nicht zulaffen, Sie müffen dann heute ſchon die 
Sade in die Hand nehmen und auch nicht 24 Stunden uns das gefährliche 
Inſtrument der Gejeggebung in der Hand laffen. Denn was für eine 
Menge von Gejegen fann man nicht in 24 Stunden in die Welt fegen! 
Mit einer Minute fouveräner Gejeggebung kann man gerade fo viel Un— 
heil anrichten wie in vier Jahren, aber, wie ich ſchon neulich erwähnte, 
fehr viel Gutes läßt fich in einer fo kurzen Zeit nicht ftiften. 
Ih möchte aljo bitten, die Frage aus dem Geſichtspunkt ind Auge zu 
fafien, ob Sie nicht den Elſaſſern Schaden thun, wenn Sie zu 
früh mit dem Reihstags-Regiment eintreten. 

Ih bin der Meinung, daß, wenn auch hier Elfaffer Abgeordnete 
im Haufe jäßen, dennoch einftweilen die Yandesgefeggebung in den Händen 
des Kaiſers und Bundesraths immer noch auf ein Jahr oder zwei ver- 
bleiben jollte, weil ein fo Fünftlihes Neg von Erwägungen bei den Aende- 
rungen, die beabfihtigt werden, erforderlich ift, daß das Verwerfen eines 
einzigen Paragraphen bei einer parlamentarifhen Diskfuffion das Ganze 
verihiebt. Es würde in der That eine außerordentlich fchwierige Arbeit 
fein, wir würden eine volle Jahresfigung mit ihnen in Anfprud nehmen 
müffen, wenn wir diefe organijatorifchen, diefe ummandelnden Gefege mit 
Ihnen vornehmen mollten in Plenum. Alfo in Ihrem eigenen Intereſſe 
laffen Sie der Regierung etwas länger freie Hand; es würde nicht aus 
Rachſucht, fondern mit Bedauern fein, daß wir Sie zu langen und häufigen 
Sitzungen berufen, wenn wir genöthigt wären, über alle diefe Einzel» 
heiten, die dort geordnet werden müſſen, parlamentarif zu verhandeln, 
wenn Sie und nicht die Zeit laſſen, fie mit Bejonnenheit zu erledigen, 
fo daß wir entweder genöthigt find, fie im der Zwiſchenzeit gar nicht zu 
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erledigen, oder fie im Reichsſtage zu behandeln oder fie mit einer Haft 
zu erledigen, bei der das Intereſſe des Yandes leidet. 

Man hält mir vor, daß ich diefe Fragen zu erledigen gejucht hätte 
durch den Drud einer Kabinetsfrage. Das trifft fo ganz nicht zu; 
ih habe nicht gejagt, wenn Sie jo und fo nicht ftimmen, will ich nicht 
mehr Bundeskanzler fein, — da habe ich doch, ehe ich zuridtrete, noch 
andere Pflichten, al3 die gegen das Elfaß und Lothringen allein, in Er— 
wägung zu ziehen — ich habe nur gejagt, wenn die Aufgaben, die Mifjionen, 
die bier irgend einem Menſchen gegeben werden ſollen — es fann ja aud) 
für Elfaß ein verantwortliher Minifter fein — fo eingerichtet werden 
follen, dann münjche ich von ihrer Uebernahme entbunden zu fein, und 
man fann doch, ehe man ein Amt übernimmt, feine Bedingungen ftellen, 
ohne daß darin ein unbilliger, ein außerhalb der Sache liegender Drud 
auf die Entichliegung der Betheiligten gefunden werden fönnte, und ich 
möchte die Herren dringend bitten, aus der vielleicht nicht ausreichend vor— 
bereiteten Art, in der ich meine Meinung mitunter vertrete, und namentlich 
nad einer längeren Abmwefenheit, nach einer längeren Nichtbetheiligung an 
Ihren Gefchäften, — aus der Art, wie ich in umvorbereiteter Yage eine 
Sache vertrete, nicht fofort Schlüffe auf tiefergehende Ber- 
ffimmungen zu maden, und einer Reizbarfeit unter Umftänden 
etwas zu gute zu halten, ohne die ich andererjeits nicht im 
Stande wäre, Ihnen und dem Lande Dienfte zu leiften. Das 
Necht, etwas müde zu fein, wird miraud ve Borredner 
nicht beftreiten.“ 


Der Reihätag nahm die Anträge der Kommiſſion 
an. Die Dauer der Dictatur blieb hiernach bis zum 
1. Sanuar 1873 beſtimmt. 


23, Zur inneren Keichspolitik, 


Die Adrehverhandlungen und die ultramontane Partei. 


1871. Adreßentwurf (vom Abgeordneten von Bennigien 
entworfen und mit den Führern aller Fractionen außer 
den Ultramontanen vereinbart). 


„Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigfter Kaifer, 
Allergnädigfter Kaijer und Herr! 

Durch Gottes gnädige Fügung ift e8 Em. Majeftät und der ein- 
müthigen Nation gelungen, die Sehnſucht der Vorfahren und die Hoff- 
nung der Mitlebenden zu erfüllen. Auf fefteren Grundlagen ala je, it 
da8 Deutſche Reich wieder aufgerichtet und die Nation ift ent 
ſchloſſen, es zu erhalten in der Fülle feiner Kraft, es fortzuentwideln 
auf den Bahnen der Freiheit und des Friedens. 

Wollen Em. Majeſtät den Dank entgegennehmen, melden die ge: 
fanımte Nation dem erhabenen Feldherrn, dem Heldenmuth und der Hin 
gebung des deutjchen Heeres fchuldet, den Dank für die gewaltigen Thaten, 
denen es bejchieden mar, nicht allein die gegenwärtige Gefahr abzumenden, 
fondern auch die Zufunft vor der Wiederkehr gleicher Gefahren zu ſchützen. 
Denn mehr noch als die erlittenen Niederlagen wird die jegt ftarfe Be— 
feftigung unferer Grenzen den Nachbarn zur Vorſicht mäßigen. 

Die fhweren Drangfale, melde über die Noth des Krieges hinaus 
Frankreich heute erduldet, befräftigen die oft, doch niemals ftraflos ver- 
fannte Wahrheit, daß in dem Verbande der civilifirten Völker felbft die 
mächtigfte Nation nur in dev weiſen Befchränfung auf die volle Entfaltung 
ihres inneren Wefens vor fchweren Verwirrungen gefichert bleibt. 

Auh Deutfhland hat einft, indem die Herrfcher den Ueberliefe: 
rungen eined fremdländifchen Urjprunges folgten, durh Einmifhung 
in da8 Leben anderer Nationen die Keime des VBerfalles em- 
pfangen. Das neue Reid) ift dem felbfteigenen Geifte des Volkes 
— GEN, welches, nur zur Abwehr gerüftet, unmwandelbar 
den Werfen des Friedens ergeben ift. In dem Verkehr mit frem: 
den Völkern fordert Deutfchland Hr feine Bürger nicht mehr, als die 
Achtung, welche Recht und Sitte gewährleiften und gönnt, unbeirrt durd 
Abneigung oder Zuneigung jeder Nation die Wege zur Einheit, jedem 
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Staate die befte Form feiner Geftaltung nach eigener Weiſe zu finden, 
Die Tage der Einmifhung in das ınnere Leben anderer Völker 
werden, jo hoffen wir, unter feinem Vorwande und in feiner 
Form wiederlehren. 

Em. Majeftät folgen wir mit freudiger Zuftimmung zu den dringenden 
Aufgaben, welche der beendete Krieg, und zu den dauernden Aufgaben, 
melde die Berfafjung des Reiches uns ftellt. Alle unfere Kräfte werden 
perl dem hohen Berufe gewidmet fein, die Wunden zu heilen, welche 

Krieg geichlagen hat, und die Pflicht des Vaterlandes zu erfüllen gegen 
diejenigen, welche Leben oder Gefundheit für feinen Schuß geopfert haben. 

Allen Borlagen werden wir unjere aufmerfjame Mitthätigfeit zu— 
wenden. E3 überrafcht nicht, daß der Krieg die Vorarbeiten der regel- 
mäßigen Gefeggebung verzögert hat, und vermindert nicht unjere Hoffnung, 
daß die Geſetzgebung des Reiches fich eben fo fruchtbar ermweifen 
wird, wie die Gejeßgebung des Norddeutjchen Bundes. Die umfangreiche 
Einführung norddeuticher Gejege in den Südftaaten erhöht unjer Ver— 
trauen zu dem harmonischen Zufammenmirfen aller Glieder des Reiches, 
auch der Drgane, welche berufen find, die einzelnen Staaten zu vertreten. 

Mit Genugthuung vernehmen wir, daß aus der Kriegsentſchädi— 
gung zunächſt das Bedürfniß des Reiches, jodann die berechtigten An— 
Iprüche jeiner Mitglieder bejriedigt werden jollen. 

Für das Wohl der für Deutjhland zurüderworbenen Ge— 
biete ift das deutſche Volk mit den mwärmjten Gefühlen brüderlicher 
Theilnahme erfüllt. Die ſchönſten Denkmäler deutfher Kultur und deut- 
Ihen Vollslebens erinnern an deutfche Vergangenheit im Elſaß und Loth— 
ringen. Lange Entfremdung hat manche Spuren eines reichen Jahrtaus 
ſends deutſcher Geſchichte verwiſcht, doch unfere Spradhe und Sitte find 
der Mehrzahl des Volkes noch unverloren. Mögen Gejeßgebung und 
Bermaltung zufammenmirken, an diefe Beziehungen überall anknüpfen, 
dad Wiedererwachen des deutjchen Geiftes zu unterftüten und in der Ver— 
löhnung der Gemüther die Bande zu ftärken, welche die herrlichen Pro— 
vinzen mit dem übrigen Deutjchland wieder vereinigen. In dieſem Geifte 
werden wir und den Arbeiten widmen, welche die Grundlagen der neuen 
Ordnung fchaffen oder vorbereiten jollen. 

Raijerlide Majeftät! Der Zufriedenheit Deutfhlands, 
der Sicherheit Europas hat die Einheit des Deutjhen Rei— 
he8 gefehlt. Jetzt ift die Einheit errungen und das Reid 
unter dem Schuge feines Kaiſers, unter der Herrjhaft feiner 
Verfaſſung und der Gefege fiher geftellt. Jegt fennt Deutſch— 
land feinen höheren Wunſch, als im Wettfampf um die Güter 
der Freiheit und des Friedens den Sieg zu erringen. 

Em. Kaiferlihen Meajeftät 
allerunterthänigfte treugehorfamfte 
Der Deutſche Reichstag.“ 


Die ultramontane Partei verlangte (in der Hoffnung 
auf Deutſchlands Einmiſchung zu Gunften der Wieder: 
aufribtung der weltliden Macht des Papites) 
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die Weglajjung des Paljus: daß im dem neuen deutichen 
Reiche 
„die Tage der Einmifhung in das innere Peben anderer 


Völker unter feinem Vorwande und in feiner Form wieder: 
fehren ſollen.“ 


Rede des Abg. von Bennigfen zu Gunften der Nichtein— 
mifhung der deutſchen Politik in das Leben anderer Völler: 

„Ih bin überzeugt, daß bie große Mehrheit biefes Haufes, wie ganz 
Deutihlands mit uns in ber Anficht Übereinfiimmen wird, daß wir, die Vertreter 
bes jetzt geeinigten deutſchen Volks, ganz bejonders berufen find, ber bereits in 
ber Thronrede angekündigten Gefinnung friedlichen Verhaltens einen lauten und 
fräftigen Ausprud zu geben. Wir können e8 ja begreiflich finden, baf mit bem 
Widererftehen eines jo mächtigen Deutſchlands, mit dem Namen von Kaifer und 
Reich alte Erinnerungen unb Traditionen wachgerufen werben bei anderen unb 
bei unferem Volke. Unvergeffen ift e8 bei ben europäifchen Völkern, daß bereinft 
unter dem Namen des beutihen Kaifertbums und Reichs die Idee einer allge- 
meinen Monarchie lebendig war durch ganze Jahrhunderte hindurch. Die anderen 
Bölfer Europa’s haben in ber Zeit, wo Deutichland ftarf war, den Drud ber 
Durchführung diefer Idee erfahren. Ja, e8 bat Zeiten gegeben, wo bie Deutichen 
in der Neigung, in das Leben anderer Völker fich einzumifchen, in der Neigung, 
fih Macht und Einfluß nicht blos, fondern auch ſich Länder anderer Völker zu 
verihaffen, mit dem mittelalterlichen Kaiſerthum der Schreden Europas geweſen find. 

Diefer Schreden, diefe Furcht könnte fehr wohl wieder lebendig werben zu 
einer Zeit, wo unverbofft und unerwartet für Deutichland und das Ausland eine 
unerbörte Kraftentfaltung bes deutjchen Volkes gejchab. Ueberraſchend mie viele 
Kraftäußerung war, in ber fi vereinigte das Genie unb bie unübertreffliche 
Tüchtigkeit der Staatskunft, des Heeres, wie ber Führer, überrafchenb wie dieſer 
Eindrud war, haben wir es allerdings zu beforgen, daß dieſem nenerftanbenen 
mächtigen beutjchen Reiche nicht das Bertrauen, fonbern das Miftrauen und bie 
Bejorgniffe der anderen Bölker entgegen getragen werben. 

Bon vornherein dem entgegenzutreten, dazu hatten wir um jo mehr Ber» 
anlaffung, als Deutjchland jetzt früher ibm entriffene deutſche Grenzländer mwieber- 
erobert bat. Gerade im Hinblid bierauf könnte leicht die Befürdtung ent- 
eben, daß in dem deutſchen, fo übermädtigen Volke und Staate 
jetzt die Neigung aufbreche, auch noch nach anderen Ländern ſich 
umzuſehen, welche dereinſt in einem engeren Verbande mit dem 
deutſchen Reiche geſtanden haben. Hier in Deutſchland wiſſen wir, meine 
Herren, daß dem anders iſt; hier im Reichstag wiſſen wir, daß derartige Gelüſte 
nicht vorhanden ſind; aber um ſo gewiſſer meine ich, haben wir die Verpflich— 
tung, wenn bie Kaiſerliche Regierung infolder offenen und [ovalen 
Weije den fremden Nationen bie Friedenspolitif, die Politif ber 
Nihteinmifhung verkündet, bem unfere freudige und fräftige Zu 
ſtimmung nit zu verfagen. 

Ich gebe aber noch weiter: wenn wir auf diefe Art den dauernden Frieden 
in Europa beförbern, jo haben wir aud bie Verpflichtung, von vornherein zu 
warnen vor den Abwegen und Irrwegen beutjcher Politil, Die bereinft mehr als 
irgend etwas anderes den Fall von Deutjchland herbeigeführt hat. An ben Namen 
von Kaifer und Reich, da knüpft fih vor Allem und namentlih auch bie Er- 
innerung an 'die großen und verhbängnißvollen Kämpfe, Die bie 
beutfhen Kaifer niht als Kaifer von Deutſchland, fondern als 
römifhe Kaifer, als Kaifer mit den Anſprüchen auf bie Nachfolge 
bes römiſchen Imperatorentbums führten, bie Kämpfe mit ber 
römischen Kirde, mit dem Lande Italien. M. H.! Unfere Aufgabe 
wirb es fein, von vornherein in Deutſchland Darüber bei unferem 
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Bottle Leinen Zweifel zu laſſen, daß bie überwiegende, eine ganz 
überwältigende Mehrheit feiner Vertreter und feines Volkes in 
Uebereinftimmung mit der Kaiferliben Regierung weit entfernt 
if, in dieſen alten Fehler einer deutſch-italieniſchen, einer deutſch— 
firhlihen Bolitil wieder einzulenfen. Wenn vielen von uns, namentlich 
im Norben, die Erinnerungen an das Mittelalter als etwas trübes, als etwas 
Frembartiges erjcheint, fo find es gerabe dieſe traurigen Erinnerungen an jene 
Politik, die gerade die glänzendften Herrichergeftalten unferer Kaiſerlichen Ber- 
gangenbeit erfüllte. Ja, meine Herren, mit dem Namen von Kaiſer und Reich, 
da treten bie alteı Kämpfe und furdhtbaren Gegenfäte wieber auf zwiſchen Kaifer 
und PBapft, welche die dauernde Verwüſtung Italiens und bie politiihe Obn- 
macht und innere Zerriffenbeit Deutichlands zur Folge hatten. Das ift es gerabe, 
was uns auffordert, von vorne herein in bem erften Augenblide, wo der Deutjche 
Kaifer den erften Deutfchen Reichstag um fich verſammelt, bier einen Markftein 
aufzurichten, deutlich und weithin fichtbar für alle Welt, für das Inland wie für 
das Ausland, daß die deutſche Politik Fünftig begrenzt fein foll auf die inneren 
Aufgaben Deutichlands, daß es nicht mehr ihre Aufgabe fein foll, in das innere 
Leben fremder Nationen einzugreifen. Wir werben jo uns ben Frieden fichern 
und dem YAuslande bie darin hie geben einer frieblihen Politik, bie wir für 
das Deutiche Reih in Anſpruch nehmen. 

Start in unferer Kraft, werben wir von anderen Völkern 
niht angegriffen werben und werben bie Zeit haben, bie Kultur- 
aufgaben zu entwideln, Die ganz befonders das deutjhe Volk durch 
bie reihen und Föftliben Gaben, mit benen bie Natur es gerabe 
für die friebliden Aufgaben auegeftattet bat, zu erfüllen be- 
rufen ift.” 


Abg. Reihensperger (Grefeld): 

— „Dem Heereszuge Über die Alpen will ih nidht das Wort 
reben, aber ibm auch nicht abjolut ben Riegel vorſchieben. — Wir 
Hr nicht den Gegeujag, jondern die Einheit von Kaijer und 

apſt.“ — — 


Der Adreßentwurf wird unverändert mit 243 gegen 
63 Stimmen angenommen. 


Erwiderung Sr. Majeſtät des Kaiſers an die Adreß— 
Deputation des Reichstages. 


„Ich habe die verleſene Adreſſe mit herzlichem Dante entgegen— 
genommen. Ich freue Mich der Geſinnungen, welchen der Reichstag 
in derſelben Ausdruck gegeben hat, ſie beweiſt, daß die Worte Meiner 
Thronrede durchaus richtig ergriffen worden ſind. 

Wohl iſt dem Heldenmuthe der deutſchen Heere, die Mir zu 
führen vergönnt war, und ihren unvergleichlichen Thaten Dank zu 
ollen, vor Allem aber der göttlichen Vorſehung, deren Finger man 
Bei jedem Schritt fo deutlich erkennen konnte. Wir wollen uns be- 
fireben, ftet3 fo zu handeln, daß ihr Schug auch ferner uns 
nicht fehle. 

Der Reichstag hat der Niederlage Frankreichs gedacht, das auch 
jegt noch, nachdem es mit und Frieden gefchloffen, in Konvulfionen 
liegt. Darin zeigt fich die Folge der feit 80 Jahren immermwährenden 
Revolution, die Alles big * die Dynaſtie entwurzelt hat und auf 
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deren Wegen es fein Ende giebt. Das foll aud uns eine Warnung 
fein, deren e8 aber bei den von dem Reichötage fundgegebenen Ge— 
finnungen nicht bedarf. 

ohl ift in den dem Deutfchen Reiche zurückgewonnenen Ländern 
die deutſche Volfsthümlichkeit nicht zerftört, aber doch in der That 
fehr verwifcht; wir dürfen darum feine fo rafche Wandlung erwarten, 
fondern müſſen Geduld und Nahficht üben. E8 wäre ja nicht einmal 
mwünjchenswerth und gut, wenn Völker bei einem ſolchen Scheiden aus 
dem bisherigen Zuſammenhange gleichgültig bleiben. Durch Milde 
werden mir die deutjche Gefinnung in den in Rede ftehenden Ländern 
allmälig wieder erweden; erfreulihe Spuren davon beginnen fchon 
jest ſich zu zeigen. 

Mögen denn die Bertreter des Deutſchen Reiche in treuer 
Pflihterfüllung fortarbeiten, damit das neue Deutfche Reich den Er- 
wartungen entjpreche, die die Welt davon hegt. Mir, bei Meinen 
porgerüdten Jahren, wird e8 nur noch vergönnt fein, an dem Grund» 
bau thätig zu fein; aber ch vertraue, daß Meine Nachfolger in 
leihem Sinne, mit gleicher Innigkeit und Herzlichkeit daran fort- 

auen werden. | 
ch bitte Sie, Meine Worte und Meinen Dank dem deutfchen 
Reichstage mitzutheilen.* 


Reviſton der Reichsverſaſſung. 


Poſen und das Deutſche Reich. 


[Antrag polniſcher Abgeordneter, die Provinz Poſen nicht in 
das Deutjche Reih mit aufzunehmen.) 


1. April. Aeußerung ded Fürften Bismard. 


„Ich beftreite den Antragftellern zunächſt das Recht, ſich hier auf 
die Worte der Thronrede zu berufen. In der Thronrede ift die Rede 
von anderen Bölfern und Staaten, deren Selbftitändigfeit gefhont werden 
fol. Die Herren gehören zu feinem anderen Staate und zu feinem ans 
deren Bolfe, ald zu dem der Preußen, zu dem ich felbft mich zähle, und 
fönnen Pofen und Weftpreußen, langjährige Beftandtheile der preußiichen 
Monarchie, nicht zu denjenigen andern Bölfern und Staaten zählen, 
welche in der Thronrede gemeint find. 

Ich beftreite den Herren ferner das Recht, im Namen der Bevölke— 
rung irgend eines preußifchen Tandestheiles zu fprechen, welches auch die 
Sprache diefer Bevölkerung fein mag. Ich will nicht daran erinnern, 
dag Sie gejegmäßig hier nur die Gefammtheit des Volt und nicht einen 
einzelnen Pandestheil vertreten, und feine befonderen Aufträge haben 
fönnen; ich will nur daran erinnern, mas ich Ihnen bei einer früheren 
Gelegenheit gründlicher nachgemwiefen habe, daß Ihre Wähler mit dem, 
was Sie hier angeblih im Namen Jhrer Wähler erklären, nicht einver- 
ftanden find, und daß die Sache von folder Offenkundigkeit ift, daß ich 
mich darüber jedes Beweiſes überhoben halten kann. Ihre Landsleute 
haben mit demfelben Muthe und mit derfelben Hingebung 
für die Sache, welche uns hier vereint, geftritten, wie die Be— 
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wohner jedes anderen Theils von Preußen, und Ihre Lands— 
leute, die Sie bier vertreten, find für die Segnungen der 
preußifchen Kultur gerade fo dankbar, wie die Bewohner 
Schlejiens und anderer Provinzen. 

Sch beftreite Ihnen ferner — und ich glaube, es geſchieht von diefer 
Stelle ſchon zum zehnten Male — das Recht, ſich auf einen Vertrag für 
Sonderftellung einzelner Provinzen im preußiichen Staat zu berufen, 
Sie haben es ſtets jorgfältig vermieden, dieje Verträge ihrem vollen Worts 
laute nah anzuführen. Ich habe im preußifchen Yandtage an diefer 
Stelle Gelegenheit gehabt, dies wörtlich nachzuweiſen, und nur, weil Sie 
bier unrichtige Behauptungen wiederholen, muß ich auch meinen Wider: 
fpruch dagegen wiederholen. Es märe die Exiſtenz des Großherzogthums 
Bojen und Weftpreußens im preußifchen Staat, wie fie feit einem halben 
Jahrhundert ift, nicht möglich geweſen, wenn etwas Derartiges, wie Sie 
ftet3 wiederholt anführen, in den Verträgen feitgejegt wäre. 

Ich möchte Sie dann auch daran erinnern, und mehr dur das 
Beijpiel der Duldjamteit, als durch Ihre Worte zu belehren. 

Wie hat jih denn die polniſche Nation zu der Zeit, wo 
fie jelbftftändig war, gegen die von ihr mit dem Schwert 
Untermworfenen verhalten? 

Die Herren, die fi) mit der Spezialgefhichte von Weftpreußen ver- 
traut gemadt haben, werden fi erinnern, daß mir in diefen Tagen einen 
Gedächtnißtag für die Stadt Thorn haben feiern fünnen, wo die polni- 
ſchen Herrſcher es den Deutjchen mit blutiger Schrift bewieſen haben, 
wie fie nationale Sonderbeftrebungen zu behandeln entſchloſſen waren. 
Fürchten Sie nicht, meine Herren, daß wir aus diejen hiſtoriſchen Erin— 
nerungen, zu denen Sie mich wider meinen Willen zwingen, irgend ein 
Beiipiel oder eine Empfindlichkeit übernehmen. Die verbündeten Re— 
gierungen und insbeſondere Ihre Yandesregierung, die Kö— 
niglich preußijche, wird fortfahren, in den Beftrebungen die 
Segnungen des Rechtsſchutzes und der Gefittung unter den 
Danfbaren und unter den Undanfbaren zu verbreiten, und 
— ſind die Dankbaren in der Mehrheit auch bei 

nen.“ 


Ferner nach dem Abgeordneten Dr. v. Niegolewski: 


„Meine Herren! Ich fühle, daß ich den ee der Verſamm⸗ 
fung mehr entjprechen würde, wenn ich jegt nicht das Wort ergriffe. ch 
thue e8 nur darum, um zu verhüten, daß eines jener Schlagwörter mehr 
in die Welt gejegt werde, von denen ich an meiner Stelle nicht jelten 
durh das Wohlmollen meiner parlamentarijhen Gegner zu leiden gehabt 
babe, und jo noch bis in die Tage des jegigen franzöfiihen Krieges hin, 
an dem Worte ded Grafen Schwerin: „Gewalt geht vor Recht“, was 
ich bekanntlich niemals gebraucht habe. Nun habe ich aus der Betonung 
des legten Herrn Redners vermuthet, daß auch er fi ein neues Schlag- 
wort vorbereitet: „Wir find fein Volk.“ a, damit fann man viel 
Mißbrauch treiben; es fommt darauf an, was man unter dem „wir“ 
verfteht. In meinem Sinne verjtehe ich unter dem „wir“ — und damit 
unterfchreibe ich volljtändig den Sag — die etwa zwanzig Herren Ab» 
geordneten, die ſich hier ald Bolt gebehrden, und zwar als polniſches 
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Boll. Sie, meine Herren, Sie find mirklich kein Volf, aud vertreten 
Sie kein Bolt, Sie haben fein Bolt hinter fih, Sie haben nicht3 
hinter ſich als Ihre Irrthümer und Ihre Täufhungen, und 
zu denen gehört u. A, daß Sie vom polnifhen Bolfe hierher 
ın den Reichstag gewählt feien, um die polnifche Nationalität 
u vertreten. {ch weiß auch etwas davon, wozu Sie gewählt worden 
End. Ich habe es Ihnen jchon bei früheren Gelegenheiten auseinander- 
ejegt und kann Ihnen darüber auch jegt nähere Einzelheiten geben: Sie 
And gewählt, um die Intereſſen der Fatholijchen Kirche zu vertreten, und 
wenn Sie das thun, jobald dieje Interefjen in Frage fommen, jo werden 
Sie Ihre Schuldigkeit gegen Ihre Wähler erfüllen. Denn dazu find Sie 
ehrlich gewählt, dazu haben Sie das volle Recht; aber hier das polnijche 
Bolf oder die polnijche Nationalität zu vertreten, dazu haben Sie daß 
Mandat nicht; ein foldhes Mandat hat Ihnen kein Menſch gegeben, und 
das Bolf im Großherzogthbum Bofen und in Weitpreußen am allerwenigjten; 
es theilt nicht die Fiktionen, die Sie vertheidigen: daß die polnijche Herr- 
fhaft gut gewejen wäre — oder nicht ſchlecht, wie der Herr Vorredner 
fi ausdrückte. Bei aller Unparteilichfeit und bei aller Neigung, gerecht 
zu fein, fann ich Ihnen verfichern, fie war ganz herzlich ſchlecht, und 
darum wird fie niemals mwiederfommen!“ 


Der Antrag der Polen wurde abgelehnt. 


Die Reichöverfaffung und der Antrag anf Grundrechte. 


Notiz der „Provinzial- Korrespondenz.” 

„Bei der jegigen Revifion ber Berfaffung banbelt es fih nit um ven In— 
balt der Berfaffung, ſondern nur um eine gleihmäßige und übereinftimmenbe 
— — ——— der Beſtimmungen, welche bisher in drei verſchiedenen Urkunden, 
nämlich in den Verträgen, mit den einzelnen ſüddeutſchen Staaten, enthalten ſind. 

Beim Beginn der Berathung wurde von dem Abg. Laster Namens ber 
fiberalen Partei die Erflärung abgegeben, daß dieſelbe au an ibrem Theile für 
jetst lediglich eine Redaktion ber Berfaffung, nicht fachliche Aenderungen beab- 
fihtige. Er jagte: 

„Sch meine, Daß jede Nation einmal eines Ruhepunktes bebarf, 
wo fie fih freut der Dinge, die fie vollendet bat, bejonders 
Deutihland, das fo lange nach einer Berfajjung gerungen bat. Daß 
eine foldhe nicht ohne Mängel jein wird, haben wir alle gewußt. Während wir 
gegenwärtig an bie Frucht der großen Thaten der Nation den Maßſtab anlegen, 
ba geziemt es der Nation, einige wenige Tage wenigftens fich zu erholen, ben 
Streit ruben zu laffen und ſich deſſen zu freuen, was fie fraft ibres 
inneren ©eiftes troß der äußeren Hindernifje zu erreihen gewußt 
hat durch Feftigfeit und Beſcheidenheit. Dies ift mein Stanbpunft, wes⸗ 
balb ich mwenigftens für meine Perjon mich enthalten werbe, in jebe fachliche 
Debatte mich zu mijchen, und irre ich nicht, fo darf ich auch wohl im Namen 
ber politiichen Freunde jagen, daß bies fie bewegt, an feiner Stelle und an feinem 
Drte irgend eine materielle Aenderung in ber Berfaffung vorzunehmen, welche 
zu einem Streite in biefem Haufe Veranlaſſung geben könnte.” 

Der Bunbeslanzer Fürft von Bismard bemerkte bierauf: „Ich kann mich 
ber jo eben Bannn Anfiht nur aus voller Ueberzeugung anjchließen, nicht nur 
im eigenen Namen, fonbern auch im Namen bes Bundesratbes, ber biefelbe An+ 
fit in feinen Motiven bereits angedeutet bat, unb ich habe nicht nötbig, nach ben 
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berebten Worten, mit benen bies fo eben befürwortet worden ift, meinerjeits noch 
etwas hinzuzufügen.“ 

Seitens ber fatboliihen KCentrumspartei wurde bie Aufnahme fo- 
genannter „Grundrechte“ in bie Reichsverfaſſung beantragt, namentlich zu Gunften 
der Preffreibeit, des Vereinsrechts, jowie der religiöfen Freiheit unb der Selbft- 
ſtändigkeit ber Kirchen. Die katholiſche Partei verlangte in allen diefen Beziehungen 
bie Aufnahme der preußifhen Berfaffungsbefimmungen in die Reicheverfaffung. 

Der katholiſchen Bartei dürfte es dabei vor Allem darauf angelommen 
fein, ben Artikel 15 ber preußiichen Berfaffung, welder die Selbſtſtändigkeit 
und Unabbängigleit ber Kirchen gewährleiftet, auf ganz Deutichlandb über- 
tragen zu ſehen und bierburd ber katholiſchen Kirche in mehreren Bundesftaaten 
eine günftigere Stellung als bisher zu jchaffen. Um dieſen Zweck zu erreichen, 
und da es von vornherein nicht wohl thunlich erſchien, die Aufnahme jenes Artilels 
allein durchzuſetzen, beantragten bie Katholifen die Uebernahme ber betreffenden 
preußifhen Berfaffungsbeftimmungen in ihrem ganzen Zufammenbange. 

Alle Parteien des Reichstages wielen jeboch den Antrag zurüd, und zwar 
vor Allem, weil bie Hereinziehung ber firdlihen Fragen in das Gebiet ber 
Reichsgeſetzgebung ohne vorgängige forgfältige Erwägung und Borbereitung als 
gefährlich erachtet wurde. 

Die Fragen des Preß- und Vereinsrechts werden, da biefelben in ber 
jeigen Berfaffung als Gegenftände der Reichsgeſetzgebung ausbrüdlich bezeichnet 
find, jo wie jo in fürzefter Zeit ihre grunbjägliche Erledigung finden. 

Dagegen ift die Ausdehnung ber Befugniffe bes Reichs auf die religiöfen 
Angelegenheiten von vornherein als höchſt bebenklich erjchienen. Bei ber Be- 
ratbung bes Berfaffungsentwurfs im Jahre 1867 bob der Vertreter der Regierung 
(Herr von Savigny) unter fat alljeitiger Zuftimmung hervor, daß das religiös- 
fittlihe Gebiet der jelbftftänbigen Beftimmung ber einzelnen Staaten entichieben 
nit entzogen werbe folle. Hiervon in diefem Augenblide abzugeben, würde 
gerade jetzt bei ber jchwierigen unb empfindlichen “ ber religiöjen Fragen in 
mehrfacher Beziebung boppelt bebenflih und der Entwidelung der Reichsan— 
gelegenbeiten böchft nachtheilig jein. 

Der Antrag der katholiſchen Partei hat eine breitägige ungemein lebhafte 
Verhandlung im Reichstage hervorgerufen, an welcher fi) die Vertreter der Re— 
gierungen nicht betbeiligt und beren Ergebniß die Ablehnung beffelben mit 283 
gegen 59 Stimmen war.“ 


20. April. Die revidirte Neihöverfajjung wurde im Reichs— 
tage am 14. April in dritter Leſung mit allen gegen 
7 Stimmen angenommen und nad) definitiver Genehmigung 
im Bundeörathe am 20. April publizirt. 


Das allgemeine Wahlrecht und Diäten; Staatenhans 
oder Bundesrath. 
19. April. Neußerungen ded Fürften Bismard 


[auf Anlaß des Antrags des Abgeorbneten Schulte (Berlin) 
auf Zahlung von Diäten an die Keihstagsmitglieder und eines 
von lonſervativer Seite geftellten Gegenantrages auf Errichtung 
eines Staatenhaufes]. 

„Der Herr Antragfteller hat daran erinnert, daß ich bei einer frü— 
heren Erörterung diefer Sache gejagt hätte, wenn das deutjche Parlament 
fih der Sache bemädtige und bliebe dabei, jo würde der Widerftand 
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fehwierig fein. Ich weiß nicht, ob ich das gejagt habe; da es der Herr 
Antragfteller fo angiebt, wird e8 wohl richtig jein, und ich kann dann 
nur fagen, daß ich damals eine ganz richtige Vorausſicht bekundet hatte. 
E3 wird jchmwierig fein, aber wir —* nicht in der Lage, daß wir vor 
Schwierigkeiten der Aufgaben zurückſchrecken, und ich glaube, es wird auf 
der andern Seite eben ſo ſchwierig ſein, dieſe Verfaffungsänderung jetzt 
in dieſem Stadium, und ich hoffe überhaupt, durch den Bundesrath zu 
bringen. Sch habe bei früheren Verhandlungen in der Berjagung von 
Diäten hauptjächlich die nützliche Wirkung auf furze Parlamente zu 
erbliden geglaubt. Diefer Gefichtspunft ıft ein ganz außerordentlich we- 
fentliher. Wenn die Volfövertretungen wirklich ein lebendiges Bild der 
Bevölferung zu geben fortfahren follen, jo müfjen wir nothwendig kurze 
Parlamentzfigungen haben, fonft können alle diejenigen Leute, die noch 
etwas Anderes in der Welt zu thun haben — und Gott ſei Danf find 
wir Deutfche derart, daß Feder jo ziemlich feinen Beruf hat, dem er fid 
nicht zu lange entfremdet — ich jage, ſonſt können diefe Leute fich nicht 
bereitwillig und mit voller Hingabe dazu berbeilaffen, als Wahlfandidaten 
aufzutreten. Nur kurze Parlamente machen es möglich, daß alle Berufs: 
Er, und gerade die Tüchtigften und ZTreueften in ihrem bürgerlichen 
Beruf, fih die Zeit abmüßigen können, daß fie dem VBaterlande auch hier 
an diefer Stelle ihre Dienfte weihen. Nun ift das, meine Herren, eine 
Erfahrungsfahe, daß diätenloje Sigungen immer kürzer find, als diejes 
nigen, bei denen Diäten gegeben werden. Es ift das ganz ohne Frage, 
wir können im preußiichen Yandtage den Bergleich ziehen: Das Herren: 
haus hat immer die Neigung, die Sigungen abzufürzen, das Abgeordneten- 
haus hat die Neigung, * Thätigkeit noch weiter fortzuſetzen. Ich bin 
weit entfernt, in den Diäten das allein Wirkſame zu le ich glaube 
vielmehr, daß darin ſich ſchon die Wirfung fühlbar macht, die ich vorher 
als zu vermeiden charafterifirte. Es giebt im preußiſchen Abgeordnetenhauje 
mehrere Mitglieder, die e3 zu ihrem Yebensberufe geradezu gewählt haben, 
ihrem Baterlande in dieſer Richtung vorzugsweiſe zu dienen und ihre 
andern Gejchäfte mehr in den Hintergrund treten zu laſſen. Es giebt 
wenigftens einen Kern von Abgeordneten, die nach der Thätigfeit, die fie 
ihrem Mandat als Abgeordnete widmen, nach den Borftudien, die fie zu 
den Sitzungen machen, nad den gründlichen Prüfungen der Sachen, die 
fie vertreten, gar nicht im Stande find, daneben etwas erhebliches Anderes 
u thun, auch bei der größten Arbeitskraft. Nun achte ich diefe Hingebung 
* die parlamentariſche Thätigkeit ſehr hoch und würde es ſehr bedauern, 
wenn dieſes Element uns fehlte; daß es aber in den parlamentariſchen 
Verſammlungen vorherrſchend ſei, das halte ich nicht für erwünſcht, 
daß der aus der Volksvertretung einen Lebensberuf machende 
Abgeordnete vorherrſcht, das halte ich nicht für gut. Dann haben 
Sie keine wirkliche Volksvertretung mehr, dann haben Sie eine Art von 
berufsmäßiger bureaukratiſcher Volksvertretung, eine andere 
Art von Beamten, die für die Arbeiten der Geſetzgebung zwar ſehr nützlich 
ſind, aber doch nicht immer im Sinne des Volkes und * augenblick⸗ 
lichen Stimmung, nicht immer in lebendiger Vertretung aller Berufsklaſſen 
wirken, weil dieſe Berufsklaffen nicht immer die Zeit haben, fich ihrem 
Beruf jo lange zu entziehen, wie lang gedehnte Parlamentsfigungen es 
unentbehrlich machen. | 
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In Betreff des Oberhauſes muß ich zu meinem Bedauern fagen, 
die politifhe Erfahrung hat mich überzeugt, daß ſolche Verſammlungen 
den Zwed, ein Gegengewicht und einen Schug zu gewähren gegen die 
Gefahren, die das allgemeine Stimmrecht in feiner volliten Ausbeutung 
in fi) bergen kann, nicht erfüllen können. Ich gehöre ja jelbft einer 
folden Berjammlung, dem preußifchen Herrenhaufe, an, und Gie 
werden deshalb nit von mir verlangen, daß ic) contra domum 
fpreche; aber ich habe feinen Glauben an die Stärke . Gegen» 
gewicht3 in den jegigen Zeiten; wenn eine friſch durch Wahlen an» 
erfannte, den Anſpruch einer Bertretung des gejammten Bolfes in fi 
tragende Berfammlung das Gegentheil votirt, dann braude ich ein 
ſchwereres Gegengemidt. 

Das haben wir im Bundesrathe. ch weiß nit, was die 
Herren bemwegt, den Bundesrath in dem gejeggebenden Gewalten nicht 
mitzuzählen. Die Verfaſſung weift ihm die volle Gleichberechtigung an, 
und wenn ich fage, er wiegt ſchwerer als ein gemöhnliches erftes Haug, 
fo ift das, weil er zugleich ein Staatenhaus im vollften Sinne des Wortes 
ft, im viel berechtigterem Sinne, ald was man gewöhnlih Staatenhaus 
nennt, was z. B. in der Erfurter Verfaſſung Staatenhaus genannt wurde. 
Dort ftimmte im Staatenhauß nicht der Staat, fondern der Einzelne ab, 
er ftimmte nicht nad) Inftruftionen, jondern nad) feiner Ueberzeugung ab. 
So leiht wiegen die Stimmen im Bundesrath nit; da ſtimmt 
nicht der Freiherr von Friejen, jondern das Königreih Sachſen ftimmt 
durch ihn, nach feiner Inſtruktion giebt er eine Meinung ab, was forg- 
fältig dejtillirt it aus all den Kräften, die zum öffentlichen Leben in 
Sachſen mitwirken. In der Stimmenabgabe ift die Ausgleihung und 
Bermittelung aller der Kräfte enthalten, die in Sachſen thätig find, um 
das Staatsweſen zu bilden, e8 ift das Botum der fächfischen Krone, be- 
ftimmt durch die Einflüffe der ſächſiſchen Yandesvertretung, vor welcher 
das ſächſiſche Miniſterium für die Bota, welche es im Bundesrath abgeben 
läßt, verantwortlid ift. Es ift aljo recht eigentlih da8 Votum eines 
Staates, ein Botum in einem Staatenhaus. Aehnlich ift e8 — ich habe 
Ihnen dies Beijpiel von Sachſen nur genannt — in den Hanfeftädten, 
in den republilaniſchen Gliedern, e8 ift das ganze Gewicht der Be— 
völferung einer reihen, großen, mächtigen, intelligenten 
ch was fih Ihnen ın dem Votum der Stadt Hamburg im 
Bundesrath darftellt, und nicht das Votum eines Hamburgers, der nad) 
feiner perjönlichen Ueberzeugung jo oder fo votiren fann. Die Abſtim— 
mungen im Bundesrath nehmen für fi die Achtung in Anz 
jprud, die man dem gefammten Staatömwejen eines der Bun» 
desglieder ſchuldig iſt. Und das halte ich für außerordentlich 
ſchwer wiegend, und dieje Bedeutung macht fih unbemwußt ja 
in uns längft fühlbar. Einem Botum von fünfundzwanzig 
einzelnen Herren würden Gie niht das Anſehen beimejjen, 
dejjen der Bundesrath jih glüdliherweije erfreut, aber dem 
Botum von fünfundzwanzig Staaten, wo Jeder der Herren 
bier einem derjelben angehört und von lauter Staaten, die 
jih einer freien parlamentarifhen Berfafjung erfreuen, wo 
die Abftimmungen der Einzelnen recht eigentlih den Ausdrud 
der Gefammtheit deſſen, was man früher jagte, Völker, jegt 
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will ih nur fagen Einwohnerfhaften für fih haben, dem 
find Sie Achtung ſchuldig in einer anderen Weiſe, und die 
zollen Sie ihm aud, und die Bevölferung zollt fie ihm. 
Ich halte deshalb jede Neuerung in unſeren Inſtitutionen, durd 
welche diefer meines Erachtens jehr glüdlich gefundene Senat — Staaten: 
aus, erftes Haus — des Deutfchen Reiches in feiner Bedeutung abge 
* gewiſſermaßen mediatiſirt wird, ſür eine ſehr bedenkliche Aenderung 
in der Verfaſſung. Ich glaube, daß der Bundesrath eine große Zukunft 
bat, indem er zum erften Male den Verſuch macht, ohne die Wohlthaten 
der monardifchen Gewalt oder der einheitlichen Obrigkeit dem Einzelftaat 
zu nehmen, als höchfte Spige ein füderatived Kollegium binzuftellen, um 
die Souveränetät des gefammten Reiches zu üben; denn die Souveränetät 
ruht nicht beim Kaiſer, fie ruht bei der Sefammtbeit der verbündeten Re 
ierungen. Es ift daS zugleich nüßlich, indem die — nennen Cie & 
Weisheit oder Unmeisheit, von fünfundzwanzig Regierungen unvermittel 
in diefe Berathungen hineingetragen wird — eine Mannigfaltigkeit von 
Anfhauungen, mie wir fie ım Einzelftaate niemals gehabt haben. Wir 
haben, jo groß Preußen ift, von den kleineren und Heinften Mitgliedern 
doch) Manches lernen können; fie haben umgekehrt von uns gelernt. G 
find ar ng 3 Minifterien oder Obrigfeiten, von denen jede unver 
kümmert in ıhrer Sphäre die Intelligenz, die Weisheit, die dort qunllt, 
an ſich jaugt und im Bundesrath felbjtjtändig von fich zu geben berechtigt 
ift ohme irgend eine Beichränfung, während der Einzelftaat fehr viele 
zn hat, die die Quellen auch da, wo fie fließen möchten, ftopfen. 
urz, ich kann Ihnen auß meiner Erfahrung jagen, daß ich glaube, m 
meiner politiichen Bildung durch die Theilnahme an den Situngen des 
Bundesrath8, durch die belebende Reibung der fünfundzwanzig deutiden 
Gentren mit einander erhebliche Fortjchritte gemacht zu haben und zugelernt 
zu haben. Deswegen möchte ic Sie bitten, taften Sie nicht an dem 
Bundesrathel ich ſehe grade in dieſer Geftaltung eine Art 
von Palladium für unjere Zukunft, eine große Bürgſchaft für 
die Zukunft Deutjhlands.“, 
(Der Antrag Schultes wird mit 186 Stimmen gegen 128 au 
genommen, vom Bundesrathe aber abgelehnt.) 


Dank des Kaifers und Volkes an die Heerführer. 


14. April. Worte des Fürften Bis marck bei der erften Berathung 
ded Dotationsgeſetzes. 

„Es handelt fi) hier um einen Akt Königlicher Freigebigfeit, zu dem 

Se. Majeftät der Kaifer Sie bittet, ihm die Mittel zu gewähren. Es 
ift ein ungewöhnlicher und jeltener Fall, in welchem ih auch Nachſicht 
dafür in Anjpruc nehme, daß ich von dem fonftitutionellen Brauche, dıe 
Perfon des Souveräns hier nicht zu nennen, mich entferne. Ich mill 
ir von dem Souverän im eigentlihen Sinne des Wortes jprechen, ih 
will von dem Kaiferlichen Feldherrn reden und auch von diejem nicht 
direft, fondern Sie nur indirekt bitten, fich die Frage zu ftellen, mie etwa 
diefe Verhältniffe hätten ablaufen fünnen, wenn auf dem Throne von 
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Preußen fih ein anderer Monarch als Seine jetzt regierende Majeftät 
befunden hätte. 

War e8 nicht möglich, daß diefer große Krieg, der größte unferes 
Zeitalter3, der ein Menjchenalter, ein halbes Jahrhundert hindurch mie 
erne große Wolle am Horizonte Deutfchlands ſchwebte, daß der bei dem 
Monarchen, der auf dem mächtigften der deutjchen Throne fteht, nicht die 
leiche Entſchloſſenheit, den gleichen Muth, diefen Hohen Muth, der Krone, 

eich und Leben freudig einjegt, vereinigt fand, — war ed nicht möglich, 
daß diejer Krieg entweder im Augenblide vermieden worden wäre unter 
Umftänden, die das deutjche Nationalgefühl ſchwer geſchädigt und gefränft 
hätten, — war es nicht möglih, daß er aufgefchoben worden wäre, bis 
der Feind Bundesgenoffen gegen uns gefunden hätte. — Alles dies nicht 
aus dem Geſichtspunkte einer Aengjtlichkeit, die ich bei feinem deutjchen 
Fürften vorausjege, aber aus dem Gefichtöpunfte ae päterlicher 
Friedensliebe, die nicht zu rechter Zeit da8 Schwert zu ergreifen verfteht? 
War es nicht möglich, daß diefer Krieg mit weniger Geſchick, mit weniger 
nügliher Verwendung aller Mittel, vor allen Dingen mit weniger vor— 
bereiteten Mitteln geführt wurde? 

Wem verdanfen wir alles Dies? Wem verdanken wir, 
dag die Mittel jorgfältig vorbereitet waren, daß der Krieg 
mit diejem Gejhid, mit diefer Entfchlojjenheit und in diefem 
richtigen Momente ergriffen wurde, um vorwärts zu geben 
und den Feind niederzumerfen? Daß nicht dur Bögerung 
die rechte Zeit verloren ging? Wir verdanten es unjerem Kai— 
ferlihen Feldherrn, in erfter Linie dem Könige von Preußen 
und in zweiter Linie der deutſchen entfchlofjenen Hingebung 
Seiner erhabenen Berbündeten. 

Wenn ein Monard, an Jahren und an Ehren reich, mit 
diejer Entjchlojjenheit feine nad irdifhem Maßſtab furz be— 
mejjene Kraft, feine befriedigtsruhmpolle Eriftenz einjegte 
für fein Bolf, wenn er in feinem hohen Alter einen Kampf 
dDurhlämpfte, der ganz anders ablaufen fonnte, wennerdann 
zurüdfehrt und jih fragt: Wem verdanfe ich, daß ich jiegreich 

urüdfehre, daß unjer Volk geſchützt ift vor den Leiden und 
— des Krieges, vor dem Druck des Eroberers, und 
daß darüber hinaus Gott ſeinen Segen gegeben hat, das 
deutſche Bolf in dieſem Kriege, wo man es böſe mit uns vor— 
hatte, zu einigen und ihm ſeinen Kaiſer wiederzugeben, und 
dieſer erſte Deutſche Kaiſer kehrt zurück nach einem langen 
interregnum, im Beſitz der größten Vollgewalt und Macht, 
die in diefem Augenblide in Europa, und fragt fih: durd 
welche Werkzeuge hat Gott mir das geſchenkt, habe ich dies 
erreicht, mem bin ih Danf jhuldig? Dann fällt fein Blid 
zuerft auf fein Heer und auf die Intelligenz der Führer, 
und ed muß ihm ein Herzensbedürfniß fein, bier zu lohnen, 
wo er fann. 

Tapferkeit läßt fih im Einzelnen nicht belohnen, fie ift, Gott fei 
Dank, ein Gemeingut der deutſchen Soldaten, jo daß man, wolle man 
belohnen, jeden Einzelnen zu belohnen hätte. Aber die Tapferkeit allein 
reicht nicht hin; Muth haben aud die Franzoſen bewiefen, mit 
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Zapferfeit haben ſich aud die franzöfiihen Soldaten ge: 
fhlagen; was ihnen fehlte, waren die Führer, die Pflicht: 
treue, die Einſicht der Führer, die entjchlofjene Leitung eines 
Kaiſerlichen Monarden und Feldherrn, der in voller Ber: 
antwortlihfeit um Krone und Reih an der Spige ftand, — 
diefe Führung zu belohnen, muß ein Herzensbedürfniß des 
Kaiſers fein. 

Ich will von den Nüglichfeitsmomenten nicht reden, die darin liegen 
fönnten, daß man ihnen mitten in dem fargen Leben die Hoffnung auf 
ein ungewöhnlicy großes Loos, die Hoffnung, die Napoleon den Mar: 
Ihallsjtab im Torniſter nannte, daß man fie ihnen nicht abjchneidet durch 
eine rechnende Kargheit in dem Augenblide, wo wunden-, blut- und fieg: 
reih das Heer nah Haufe fonımt, daß man in einem folhen Momente 
reich belohnt die Dienjte, die zu leiften Jeder in die Lage kommen fann. 
. Der gemeine Örenadier kann es bei uns biß zum General bringen; — 
ih habe Generale gekannt, die feinen anderen Urjprung hatten, von denen 
der eine eine hohe Stellung an der Spige des Generaljtabes einnahm, 
ein anderer an der Spite ded Remonteweſens ftand, ein anderer vom g% 
meinen Küraſſier bis zum angejehenften Minifter hinaufftieg — dergleichen 
ift in unferen Berhältniffen, bei unferer Gleichheit vor dem Gefeg überall, 
wo Auszeihnung da ift, möglih; und wenn jo mancher müde Soldat 
ſchließlich frühzeitig fich zurüdzieht und fi jagen muß: ich habe es nicht 
erreicht, dann bleibt ihm die —— ſeine Söhne können etwas Außer— 
ordentliches leiſten und Belohnung im Dienſte des Staates erwerben, 
wie ſie der Kaiſer von Ihnen bittet. In dieſem Sinne möchte ich Sie 
bitten, ſtellen Sie ſich auf die Höhe der Situation und vergeſſen Sie 
einen Augenblick den geldbewilligenden Abgeordneten, denken Sie daran, 
dieſes Herzensbedürfniß Sr. Majeſtät des Kaiſers zu befrie— 
digen, geben Sie Ihm die Befriedigung, die Er durch Seine 
Hingebung und Seinen hohen Muth um Deutſchland jo wohl 
verdient hat.“ 


Die Kommilfion jchlug einen Zujag zu dem Entwurf 
vor, wonach auh „Deutihen Staatömännern, weld: 
bei den nationalen Erfolgen in hervorragender 
Weile mitgewirkt haben,“ Dotationen verliehen werden 
jollten. 


Der Berichterftatter, Abgeordneter von Bennigjen, ging bei ber Be 
thung im Reichstage noch ausführlich auf die Bedeutung und den Zweck des &- 
jetges ein. Er wies zunächſt auf das Jahr 1813, wo den Feldherrn gleicfalt 
Dotationen gegeben worden feien, und fuhr dann fort: 

„Das, was wir 1815 getban haben, können wir heute noch wiel mebr wer- 
antworten, und in gewiffer Weije find wir noch wiel mehr dazu verpflichtet, mie 
damals, wenn wir die Thaten und Erfolge der jegigen Zeit mit den damalıgen 
vergleihen. Meine Herren! Erinnern wir uns doch, daß Deutſchland 1813 fih 
uur mit äußerfter Anftrengung erhob, wiederholt jelbft uneinig, auf auswärtige 
Hilfe angewiejen, in einem verzweifelten, an den größten Wechſelfällen reihen 
Kampfe, endlich doch die napoleonishe Weltherrichaft und die Fremdherrſchaft ın 
Deutichland überwältigend, aber ſelbſt nach dieſem unerhörten Siege, der mit den 
äußerten Auftrengungen, welde ev dem mitlebenden, dem damalıgen Geſchlechte 
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zumutbete, in eine eben fo große Ermattung überging, felbft mit dieſem Siege 
fonnten wir boch beffelben und des Preifes des Kampfes nicht frob werben. 

Und jest zum erften Male bat ganz Deutfchland, aber Deutichland allein, 
ohne fremde Hülfe, ei H, auch zum erften Male in feiner Geſchichte, unter allen 
feinen Fürften und Böllern fi erhoben gegen einen Angriff des Nachbars, der 
uns durch Jahrhunderte vergewaltigt hat. E8 hat mit diefem Nachbar eine 
Schlußabrechnung gehalten und aus biefem Kriege, ber, wenn wir befiegt wären, 
uns Ueberſchwemmung durch ben Feind, Berwäftung des Landes, Beremigung 
unferer Uneinigfeit und bamit das Brechen der nationalen Kraft zugezogen bätte 
— aus biefem Kampfe gerabe ift nach ber Befiegung Frankreichs das Höchfte, 
was eine Nation in Anfpruch nehmen kann, feine Einheit aus jahrbundertignger 
Uneinigfeit, feine ftaatlihe Geſchloſſenheit hervorgegangen. 

Diefe Ereignifie, bie wir in den legten Jahren erlebt haben, 
find fo —— und gewaltig, daß man, um etwas Gleiches oder 
Aehnliches zu finden, auf Jahrtauſende zurückliegende Zeitalter 
en muß, etwas Gleiches oder Aehnliches, das die Gemütber der 

enſchen in folder Art erfhüttert und bewegt. Meine Herren! Wir, 
nahbem wir auf beutidhe Art aus ben Aufregungen und ben Er» 
folgen diejes mädtigen Kampfes zurüdfehren an unfere Arbeit, 
—* müſſen es uns oft klar machen, in welcher großen Zeit wir 
eben. 

Wenn an diefem Kampf das ganze Volk in feinen beiten Kräften betbeiligt 
eweſen ift, jo find doch aus der Gefammtbeit eines fo kräftigen Volles eine 
nzabl Männer bervorleuchtendb ausgezeichnet, welche vor Allem bas Berdienft 

in Anſpruch nehmen, das Angeregt unb gefihert zu baben, was 
allerdings zur Durchführung der Kraft des ganzen Volkes bedurfte, 
Diefe Männer im nicht zu großer Zahl in einer befonderen Weife auszuzeichnen, 
das fonnte meiner Meinung nad dem Gefühl, den Abfichten einer edelmütbigen, 
einer kraftvollen Nation nicht wiberftreben. 

Sollen wir jetst zögern, wenn uns eine Vorlage gemacht wird, wodurch 
dem Kaiferlihen Felbherrn, dem Träger ber Vertreter der Gefammtbeit, die Mög- 
Tileit gegeben wird, reich und voll diefen Männern zu ihrem inneren Wertbe 
und dem Bewußtſein beffelben, zu der Anerfennung, die fie haben und bebalten 
werben, für alle Zufunft noch die äußere Auszeichnung, für fich und die Ihrigen 
ben Schmud des Dafeins binzuzufiigen ?“ 


[Das Dotationsgeje wurde mit obigem Zufat mit 175 gegen 51 
Stimmen angenommen.) 


15. Sun. Schluß des Reichstages. 


Thronrede Sr. Majeſtät des deutichen Kaiſers. 


Geehrte Herren! 


„Als Ich Sie vor drei Monaten an diefer Stelle begrüßte, bezeichnete 
Ih es als den ehrenvollen Beruf des erften Deutſchen Reichstages, die 
Wunden, welche der Krieg geichlagen hat, nach Möglichkeit zu heilen und 
den Dank des Baterlandes Denen zu bethätigen, welche den Sieg mit 
ihrem Blute und ihrem Leben bezahlt haben. Sie haben diejen Beruf nach 
dem Herzen des deutichen Volkes erfüllt. Mit freigebiger Hand haben 
Sie für die an ihrer Gefundheit geſchädigten Krieger und für die Hinter- 
bliebenen der Gefallenen gemährt, mas die Dankbarkeit des Vaterlandes 
erftatten kann. 

Sie haben die verbündeten Regierungen in den Etand geſetzt, die 
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Nachtheile zu mildern, welche der Auf zur Fahne für die Erwerböverhältnifie 
vieler Berufenen herbeigeführt hat. 

Zum Erfaß der Schäden, melde die Anwohner unferer bisherigen 
Grenzen und die für Deutfchland rüdermorbenen Gebiete erlitten haben, 
zur Ausgleihung der Berlufte, welche die deutjche Schifffahrt durch den 
Krieg ae nee Bat, und zur Erleichterung der Page, in welche deutſche 
Mitbürger dur ihre Ausweifung aus Frankreich verfegt worden find, 
haben Sie bereitwillig Ihre Mitwirkung gewährt. 

Im Bereine mit den verbündeten Nieungen haben Sie e8 Mir 
ermglicht, den Danf des Baterlandes den Männern darzubringen, 
welche das deutjche Heer zu feinen Thaten erzogen, dafjelbe von Sie a 
Sieg geführt und die glorreichen Errungenfchaften des Krieges ficher efte 
haben. Ich erfülle ein Bedürfniß Meines Herzens, indem Ich Ahnen 
dafür in Meinem und des deutjchen Heere8 Namen Meinen Kaiferlichen 
Dank ausſpreche. 

Durch die neue Redaction der Reichsverfaſſung haben die 
ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe Deutſchlands die den Verträgen entſprechende 
Form gewonnen und durch den Nachtragsetat für 1871 haben die finanziellen 
Beziehungen der Bundesftaaten zum Reiche ihre Regelung gefunden. Der 
größte Theil der Gefeggebung des Norddeutichen Bundes ift zur Geſetz 

ebung des Reiches geworden und die lettere hat im Beginn ihrer gemein- 

— Thätigkeit die Haftpflicht induſtrieller Unternehmungen in einer Weiſe 
geregelt, deren Wohlthaten an erſter Stelle den Invaliden der Arbeit 
zugute kommen werden. 

Für die Einrichtungen, welche in Elſaß und Lothringen zu 
treffen ſind, iſt die geſetzliche Grundlage gewonnen. Die Verhandlungen, 
welche darüber in —5* Mitte ſtattfanden, werden den Bewohnern dieſer 
Gebiete die Ueberzeugung gewähren, daß den deutſchen Regierungen und 
dem deutſchen Vollke, wie auch über einzelne Fragen die Anſichten ab— 
weichen mögen, der eine Gedanfe und der eine Wille gemeinjam ift, das 
riiderworbene Yand, unter Schonung bewährter Einrichtungen, dur eine 
milde Verwaltung uud durch eine freiheitliche Entwidelung feiner Gejeg- 

ebung zu einem auch innerlich verbundenen Gliede unferes großen Bater: 
andes zu machen. 

Während der Dauer Ihrer Berfammlung ift der Frieden mit 
Frankreich endgültig abgefchloffen worden. Diejer Abjchluß und die 
MWiederherftellung gefegliher Gewalten in Frankreich haben es zu Meiner 
Freude — gemacht, einen großen Theil des Heeres in das Vater— 
land zurüdfehren zu laſſen. Der Schluß Ihrer Thätigfeit fällt zufammen 
mit dem Einzuge der fiegreihen Truppen aller deutjchen Heerestheile ia 
Meine Hauptitadt. Sie werden, geehrte Herren, Zeugen des Einzuges 
fein, und wenn Sie unter dem Eindrude diefer nationalen Feier in Jhre 
Heimath zurüdfehren, werden Sie die freudige Gemwißheit mit fich nehmen, 
daß die patriotifche Hingebung der deutſchen Volfsvertretung an der groß- 
artigen Entwidelung des Vaterlandes und an dem Glanze der Sieges— 
feier ihren berechtigten Antheil hat. Möge, wie Ich zu Gott hoffe, und 
wie Ich nach den neu begründeten gg des Deutjchen Reiches 
zu allen auswärtigen Mächten überzeugt jein darf, der Frieden, defien 
wir und erfreuen, ein dauernder fein.“ 
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Zuli. Dem Kanzler ded Deutichen Reiches Fürſten v. Bismarck 
ift von Sr. Majeftät dem Kaiſer und König in Anerkennung 
feiner BVerdienfte eine Dotation an Grundbefig im Amte 
Schwarzenbed im Herzogthum Lauenburg überwieſen worden. 

Fürft Bismarck hatte fi in voriger Woche auf feine 
neuen Befigungen in Lauenburg begeben. Nach der Rüd- 
fehr von dort ift er (am 4.) nad Varzin in Pommern 
zu längerem Aufenthalte gegangen. (Prov.Corr.) 

11. u. 12. Auguft. Zujammenfunft des Kaijerd Wilhelm mit 
dem Kaiſer Franz Sojeph in Iſchl. 

Bismard zur Kur in Gaftein; Begegnung mit Graf 
Beuft. 

Beſuch ded Kaijerd Franz Joſeph bei Katjer Wilhelm 
in Gaftein. 

8. September. Fürft Bismard hat ſich, in Begleitung des Grafen 
Beuft, von Salzburg aus nad) dem Bade Reichenhall 
begeben, wojelbjt er im Schooße feiner Familie einige Tage 
verweilt. Am Abend feiner Ankunft ward dem deutichen 
Reichskanzler ein Ständchen gebracht, welchem ſich jubelnde 
Hochrufe der in dichten Schaaren verfammelten Bevölkerung 
anſchloſſen. Der hohe Staatömann gab in jeinen Danfes- 
worten der Anerfennung für die begeifterte Hingebung des 
deutichen Volfed und für die Thaten der deutichen Armeen, 
an denen auch dad Bayeriſche Heer einen jo ruhmvollen 
Antheil genommen, den wärmften Ausdrud und brachte 
ein Hoch auf den König von Bayern aud. (Prov.-Eorr.) 

19. September. NRüdfehr über Berlin nah Varzin. 


Seit der Wollendung des deutſchen 
Reichs. 
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24. Das Untiennifche Konzil, 


Aus der Beit der Vorbereitung des Konzils. 


1868. 29. Zuni. Bulle des Papftes Pius IX. wegen Be— 
rufung eined ökumeniſchen Konzild im Vatican auf den 
8. Dezember 1869. 


— — „Es ift Allen befannt und Tiegt Mar zu Zage, von welch' fchred- 
lichem Sturme gegenwärtig die Kirche erihüttert und von wie vielen und meld)’ 
großen Uebeln auch die bürgerliche Gejellihaft barniebergebrüdt wird. Denn von 
den beftigften Feinden Gottes unb der Menſchen wird bie katholiſche Kirche und 
ihre beilbringende Lehre und ebrwürbige Gewalt, wie die höchſte Autorität dieſes 
apoftolifhen Stubles angegriffen und mit Füßen getreten, wird alles Heilige 
verachtet, das Kirchengut geplündert, werben Die Biſchöfe, die angejebenften Seift 
lichen und katholiſch gefinnten Männer auf alle Weife gequält, bie religidjen 
Drbensfamilien aufgehoben, dazu gottlofe Schriften jeder Art und peftartige Zei— 
tungen mit vielgeftaltigem höchſt verberbten Sectenweſen allentbalben verbreitet, 
unb ber Unterricht der unglüdlichen Jugend nahezu überall der Geiftlichleit ent» 
zogen, um biefelbe, was noch jchlimmer ift, an nicht wenigen Orten den Lehr— 
meiftern in ber Schlechtigkeit und im Irrthum zu überantworten. Daher kommt, 
zu Unferem und aller Gutgefinnten Leidweſen und zum böchft beflagenswertben 
Unheil der Seelen, das überall zunehmende Umfichgreifen bes Unglaubens, bes 
Berberbniffes der Sitten, bie zügelloje Ausgelafjenbeit, die Anftedung durch jchlechte 
Grundfäge jegliher Art und alle denkbaren Yafter und Verbrechen, die Berlegung 
enblich göttlicher und menjchlicher Gefete, jo daß nicht allein unfere beiligfte Rer 
Yigion, ſondern auch die menschliche Gefellihaft auf beffagenswertbe Weife mit 
Berwirrung und Elend heimgefucht wird. Angefichts aljo diefer unfägliben Be- 
brängniffe, unter beren Laft Wir feufzen, fordert das oberfte Uns göttlich über- 
tragene Hirtenamt, daß Wir alle Unfere Kräfte immer mehr anftrengen, um bie 
Schäden der Kirche auszubeffern, für das Heil der gefammten Heerde bes Herrn, 
vorzuforgen, töbtlihe Angriffe und Beftrebungen, welche es auf den gänzlichen 
Ruin der Kirche und der bürgerlichen Geſellſchaft abgejehen haben, zurüdzumeijen. 

Aus den angegebenen Gründen haben Wir den Zeitpunkt für gelommen 
erachtet, zu einem allgemeinen Concil, wie es ſchon längft Unſer Wunſch war, 
alle Unfere ehrwürdigen Brüder, bie Bifchöfe des ganzen katholifhen Erdkreiſes 
welche zur Theilnahme an Unjerer Hirtenforgfalt berufen find, zu verfammeln. 


Auf diefem Delumenifchen Eoncil foll alles auf's forgfältigfte erwogen und 
feftgejegt werben, was insbefondere in dieſen fo jchweren Zeitumftänden bie 
größere Ehre Gottes, die unverjehrte Reinheit des Glaubens, die wirbige freier 
bes Gottesbienftes, das ewige Heil der Menſchen, die Disciplin und eine heil» 
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fame unb grünbfihe Bildung der Welt» und Drbensgeiftlichleit, die Beobachtung 
ber Kirchengebote, bie Verbefferung ber Sitten, ben chriftlihen Unterriht ber 
Jugend, den gemeinen Frieden und die Eintracht Aller vorab angeht. Auch ſoll 
mit ber höchſten Befliffenbeit darauf Bedacht genommen werben, daß unter bem 
Beiftande Gottes alle Uebelftände von ber Kirche und ber bürgerlichen Gejellichaft 
bei Seite geichafft, die unglüdlichen Berirrten auf den rechten Weg ber Wabrbeit, 
der Gerechtigkeit und bes Heils zurüdgeführt werden; daß Lafter und Irrtbiimer 
ausgetottet, Unfere erbabene Religion und ihre beilfame Lehre allentbalben wieder 
belebt, immer mehr verbreitet und zur Herrſchaft erhoben werden, und daß fo 
Gottſeligkeit, Ehrbarleit, Rechtichaffenbeit, Gerechtigkeit, Liebe und alle hriftlichen 
Tugenden zum größten Nuten der menſchlichen Gejellichaft gebeihen und erblüben. 
Denn Niemand wird je zu beftreiten vermögen, daß ber Einfluß der katholiſchen 
Kirche und ihrer Lehre nicht allein das ewige Heil der Menfchen berühre, fondern 
auch dem zeitlihen Wohl der Völker und ihrer wahren Wohlfahrt, Ordnung, 
Ruhe, ſowie dem Fortichritt und der Befeftigung der menfchlichen Wiffenfchaft zu 
ftatten fomme, wie biejes die Kirchen» und Profangefchichte durch bellleuchtende 
Thatſachen fonnenflar vor Augen ſtellt und feft und überzeugenb nachweiſt. 
Deshalb, geftütt auf die Vollmacht des allmächtigen Gottes des Vaters unb bes 
Sohnes und des bi. Geiftes, ſowie der hl. Apoftel Petrus und Paulus, melde 
auh Wir bier auf Erben beffeiden, wie nicht minder auf den Rath und die Zu- 
flimmung Unferer ebrwürdigen Brüder, der Carbinäle ber hl. R. K., jagen Wir 
an mit biefem Schreiben, verkünden, berufen und beichließen ein beiliges, üfı- 
menifches, allgemeines Coneil, welches in biejer Unferer bebren Stadt Rom das 
fünftige Jahr, da man zäblt Ein Taufend Acht Hundert und Neun und Sedzig, 
in der Baſilica des Batican abgehalten und am 8. Dezember, dem Feſte der Un- 
befledten Sich ori der Gottesgebärerin und Jungfrau Maria eröffnet, fort- 
gejett und mit Gottes Hülfe zu Seiner Ebre und zum Heil bes gefammten 
chriſtlichen Bolfes, zum Abſchluß und zur Vollendung gebradyt werden joll. Wir 
leben aber der Hoffnung, Gott, in deſſen Händen die Herzen ber Menfchen fin, 
werbe Unferen Wünſchen gnädig fein und in Seiner unausſprechlichen Barmber- 
zigkeit und Gnade bewirken, daß alle höchſten Fürften und Lenker ber Böller, 
bejonders die fatboliichen, immer mehr durchdrungen von ber Erfenntniß, daß 
von ber katholiſchen Kirche der menſchlichen Geſellſchaft die größten Güter zufliehen, 
und daß fie die feftefte Grundmauer der Reiche ift, nicht allein Unfere ehrwür— 
digen Brüder, die Biſchöfe und alle Anderen, Die oben erwähnt, am Erſcheinen 
auf bem Concil nicht hindern werben, fondern auch ihnen darin gern ihre Gunft 
und Beihilfe gewähren und, wie e8 katholiſchen Fürften geziemt, zu allem, was 
zur größeren Ehre Gottes und zum Wohl eben deſſelben Coneils gereichen mag, 
ihre Mitwirkung nicht verfagen werden (et studiosissime, uti decet Catholicos 
Principes, iis cooperentur, quae in majorem Dei gloriam ejusdemque 
Coneilii bonum cedere queant.).“ 


1869. 6. Februar. Meber die wahrjheinlihe Thätigkeit 
des Konzils. 


Aus der Civiltà cattolica. 


„Was den dogmatiſchen Theil betrifft, jo bemerkte ich ſchon, daß die Katho— 
lilen wünſchen, das zukünftige ökumeniſche Concil möge bie Doctrinen dee 
Syllabus promulgiren. Auch könnte e8 geſchehen, daß das Koncil, indem 
e8 die im Evllabus in negativer Form niedergelegten Sätze in affirmativer Form 
und mit ben nötbigen Erläuterungen vertünber, bie Mißverſtändniſſe verichwinden 
madte, welche nit allein in den Spbären der Gewalt, fondern auch bei einer 
großen Zahl im Uebrigen gebildeter und intelligenter, aber mit dem theologiſchen 
Styl nicht wertrauter Perfonen, über den Syllabus befteben. Wie dem auch jet, 
mit ber Zeit werben bie Borurtbeile entweihen, die Augen werben fih an das 
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Licht gewöhnen und bie Wahrheit, welche ja unfterblich ift, wird mit aller Macht 
durhbringen. 

Die Katholilen werden mit Freude bie Verkündigung der päpftliden 
Unfeblbarkeit durch das zukünftige Concil entgegennebmen. Dadurch würbe 
es inbirect gelingen, jene berüchtigte Declaration von 1682 zunichte zu machen, 
obne daß eine fpecielle Erörterung jener unfeligen vier Artikel nöthig wäre, welche 
fo lange Zeit hindurch die Seele des Gallicanısmus bildeten. Niemand verbehlt 
fih jeboh, daß der Papſt, aus einem Gefühle erbabener Zurüdhaltung, nicht 
jelbft die Initiative zu einem Vorfchlage wird ergreifen wollen, der ſich unmittel- 
bar auf ihn zu beziehen jcheint. Aber man bofft, daß die einftimmige Kundge- 
bung bes heiligen Geiftes durch den Mund der Väter des ökumeniſchen Coucils 
die Unfehlbarkeit des Papftes per acclamationem befiniren werde. Endlich 
fpricht eine große Anzahl von Katboliten den Wunſch aus, das kommende Coneil 
möge ben Kreis ber von ber Kirhe ber unbefledten Jungfrau dargebrachten 
Huldigungen burh bie Berfündigung bes Dogmas ihrer glorreidhen 
Himmelfahrt jchließen.“ 


9. April. Die Gefahren des Konzils für das Verhältniß in 
Staat und Kirche. 
Rundſchreiben des bayeriſchen Minifters Fürften von Hobenlobe. 
„Die einzige dogmatiſche Materie, welhe man, wie id aus, fiherer Duelle 
erfahre, in Rom durch das Koncilium entſchieden ſehen möchte, und für welde 
gegenwärtig die Jefuiten in Stalten wie in Deutichland und anderwärts agitiren, 
iſt die Frage von ber Unfehlbarkeit des Papftes. Dieje aber reicht weit über das 
rein religidje Gebiet hinaus und ift bochpolitifher Natur, da hiermit auch die 
Gewalt der Päpfte Über alle Fürften und Völker (aud bie getreunten) 
in weltlichen Dingen entjchieden und zum Olaubensjat erhoben wäre. Iſt nun 
ſchon dieſe höchſt wichtige und folgenreihe Frage ganz geeignet, die Aufmerkjan- 
keit aller Regierungen, welche katboliihe Uuterthanen baben, auf das Koncil zu 
lenken, jo muß ibr Intereffe, richtiger ihre Beſorgniß, fih noch fteigern, wenn fie 
die bereits im Gange befindlichen Vorarbeiten und die Gliederung ber für dieſe 
in Rom gebildeten Ausſchüſſe ins Auge faffen. Unter diejen Ausihüffen  ift 
nämlih einer, welcher fi bloß mit den ftaatsfirhliden Materien zu be» 
faffen bat. Es ift alfo obne Zweifel bie beftimmte Abficht des römiſchen Hofes, 
durch das Concilium wenigftens einige Beſchlüſſe über kirchlich-politiſche Materien 
oder Fragen gemijchter Natur fejtftellen zu laffen. Hierzu fommt, daß die von 
den römiſchen Jejuiten berausgegebene Zeitichrift, die „Civiltä cattolica,* welcher 
Bius IX. in einem eigenen Breve die Bedeutung eines officidjen Organs ber 
römischen Curie zugeſprochen, es erſt kürzlich als eine bem Concilium zugedachte 
Aufgabe bezeichnet hat, die Berbammungsurtbeile des päpftlihen Syllabus vom 
8. Dezember 1864 in pofitive Beichlüffe oder couciliariihe Decrete zu verwandeln. 
Da dieſe Artikel des Syllabus gegen mehrere wichtige Ariome bes Staatslebens, 
wie es ſich bei allen Kulturvölkern geftaltet bat, gerichtet find, jo entfteht für bie 
Regierungen die ernfte Frage, ob und im welcher Form fie theils die ihnen unter: 
gebenen Biſchöfe, theils ſpäter das Concil jelbft hinzuweiſen hätten auf die be— 
denklichen Folgen, welde eine ſolche beredhnete und principielle 
Zerrüttung der bisherigen Beziehungen von Staat und Kirde 
herbeiführen müßte. Es entftebt ferner die Frage, ob es nicht zweckmäßig 
eriheine, daß die Regierungen gemeinjhaftlih, etwa durch ihre in Rom befind- 
lihen Bertreter, eine Verwahrung oder Proteftation gegen ſolche Beichlüffe ein- 
legten, welche einfeitig, ohne Zuziehung der Vertreter der Staatsgewalt, ohne 
jede vorhergehende Mittheilung über ſtaatskirchliche Fragen oder Gegenſtände ge» 
mijchter Natur von dem Concilium gefaßt werden möchten. 


Es erſcheint mir unumgänglih nötbig, daß die betbeiligten Regierungen 
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gegenfeitigee Einverftändniß Über dieſe ernfte Angelegenheit zu erzielen verfuchen. 

w.... . wollen ber Erwägung gedachter Regierung die Frage unterftellen, ob 
nicht eine gemeinfame, wenn auch nicht collective Maßnahme der europätjchen 
Staaten in einer mehr ober minder ibentifchen Form zu ergreifen wäre, um ben 
römifhen Hof über die bem Eoncil gegenüber von ihnen einzuneb- 
mende Haltung im Voraus nicht im Kascwilfen zu lajjen, und ob 
nicht etwa eine Konferenz von Vertretern jämmtlicher betbeiligten Regierungen 
al8 das geeignetfte Mittel erachtet werben Pönnte, jene gemeinjame Haltung einer 
eingehenden Berathung zu unterziehen.“ 


15. Mai. Ablehnung gemeinfamer Schritte Seitens 
Oeſterreichs. 


Depeſche des Grafen Beuſt. 

„Eine Regierung, welche, wie die öſterreichiſch-ungariſche, die Freiheit ber 
verſchiedenen Religionsbelenntniffe innerhalb der freiheitlich conftituirten bürger- 
lihen Gejellihaft zum leitenden Grundjate erhoben hat, wilrde nach unjerer 
Auffaffung die volle Conſequenz ihres Princips nicht feftbalten, wenn fie einem 
in der Berfaffung der katholiſchen Kirche begründeten Vorgange, wie e8 die Ein- 
berufung eines allgemeinen Concils ift, ein Syſtem präventiver einjchränfenber 
Maßnahmen gegenüberftellen wollte. Steht es nun aber als allgemeine Regel 
feft, daß ben anerkannten Religionsgejellibaften in ihren inneren Lebensäuße- 
rungen, jo lange diefe nicht mit dem ftaatlichen Standpunkte collidiren, die vollfte 
Freiheit gelaffen werden müſſe, jo hat die faiferliche und königliche Regierung in 
ber Sachlage, wie fie fich bis heute barftellt, keine genügenden Motive des Rechts 
oder der DOpportunität zu erbliden vermoct, um ſchon jegt dem an ſich jo beach— 
tungswertben Vorſchlage der königlich baverifhen Regierung Folge zu geben. 

Ueber ben Berlauf des Concils können nämlid dermalen nur Vermu— 
thbungen, mehr oder weniger wahrſcheinliche, aufgeftellt werden. Nicht einmal 
über das Programm der Berathungsgegenftände des Concils find andere officielle 
Aufihlüffe, als die überfichtlichen Andeutungen ber päpftlichen Einberufungsbule 
vorhanden. Das Gebiet der wirklich rein dogmatiſchen Fragen wird ohnehin 
Niemand dem allgemeinen Kirchenratbe ftreitig machen wollen. 

Was aber die ftaatsfirhlihen Angelegenheiten, ſowie diejenigen Materien 
betrifft, welche mit ber Confeſſion zugleih das bürgerliche Recht berühren, jo 
läßt ji heute ſchwerlich jhon ein Urtbeil darüber gewinnen, ob bie 
Gefahr vorbanden fei, daß die in diefem Bereiche jeither herworgetretenen 
Gegenfäge durch die Verhandlungen und Beichlüffe des Coneils noch gejchärft und 
zu größerer Gefährlichkeit fiir die Ruhe der Staaten gefteigert werben könnten, 
Wir können das Vorhandenjein einer ſolchen Gefahr weber beftätigen, noch in 
Abrede ftelen. Doch dürfte im Allgemeinen faum vorauszufegen jein, daß bie 
Biſchöfe der Fatholiihen Welt, die der großen Mehrzahl nah in Ländern mit 
volllommen fäcularifirter Geſetzgebung leben und wirken müffen, nicht eine genaue 
Kenntniß der praktiihen Nothwendigkeiten unferes Zeitalters nah Rom mitbringen 
follten. Und wenn die Erwartung berechtigt ift, daß es dem Amede ver Erbal- 
tung des Friedens zwijchen Staat und Kirche an Wortführern unter den Prälaten 
bes Concils nicht fehlen werde, fo liegt e8 vielleicht nicht im Intereffe der Re— 
gierungen, bieje Stimmen als von Staatswegen patronifirt erfcheinen zu laffen 
und dadurch im ihrer Autorität zu beeinträchtigen. Würde demnächſt das ver- 
fammelte Concil fih wirklich anſchicken, in bie Rechtsjphäre der Staatsgewalt 
überzugreifen, oder würben fi beftimmte Imbicien für eine derartige Abſicht in 
authentiſcher Weife herausftellen, dann wäre auch nach ber Anficht der kaiſerlichen 
und königlichen Regierung ber Fall fiher nicht auszujchließen, daß neben ben ab- 
wehrenden und abmahnenden Schritten der einzelnen Staaten auch gemeinjame 
Berathungen ber Eabinette zum Zwede übereinftimmenber Wahrung der Staats» 
bobeitsrechte fih als nöthig oder nützlich erweifen könnten. Dagegen vermögen 
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wir nicht dafür zu flimmen, daß der bloßen Präfumption mögliher Eingriffe in 
dieſe Rechte die Thatfache einer diplomatischen Eonferenz entgegengeftellt und dadurch 
— abgeieben von ber erhöhten Schwierigkeit, auf jo unficherem Grunde zu feften 
Einverftändniffen zu gelangen — vielleicht der Schein einer beabfichtigten Con— 
trofe und Beſchränkung der Freiheit der katholischen Kirche hervorgerufen und bie 
Spannung der Gemüther ohne Noth vermehrt werden könnte.“ 


14. Mat. Borjhlag, die Zulajjung von Vertretern der 
Regierungen beim Konzil zu verlangen. 


Der Gefandte beim päpftlihen Stuble Graf v. Arnim an ben 
Grafen v. Bismard. 


„Ew. Ercellenz boben Erlaß vom 2. d. M. mit der Eircularbepeidte bes 
Fürften Hobenlohe vom 9. April babe ich zu erhalten die Ehre gehabt. Die 
Vorausſetzung, daß die baierifhe Depeſche auch bier mitgetheilt worden fei, trifft 
nicht zu. Herr v. Sigmund hat nicht den Auftrag gehabt, im Batican fi im 
Sinne der Depeſche zu äußern. Er beftreitet auch, durch feine Berichte Anlaß 
zu berjelben gegeben zu haben. Wahrjcheinlich ift ver Fürſt Hohenlohe zu dieſem 
Schritte von dem GStiftspropft Döllinger infpirirt worden, welcher im feiner 
Berftimmung gegen Rom ohne Zweifel jehr geneigt fein wird, die Gefahren in 
etwas übertriebener Weife bervorzubeben, weldhe dem „modernen Staat” aus ben 
vermutbeten Coneilsbeſchlüſſen erwachſen können. Der Fürft Hohenlohe wird zu- 
nächſt durch die Befürdtung beunruhigt, daß die Infallibilität des Papftes von 
dem Concil auf Betrieb der Jefuiten dogmatiſch feftgeftellt werben könnte. Ge» 
rade diefe Frage bürfte jedoch nicht zu denjenigen gehören, deren Löfung in dem 
einen ober dem andern Sinne für den Staat von weſentlicher Bebeutung if. 
Denn e8 möglich wäre, der Theorie des Bajeler Concils Anerlennung zu fichern, , 
daß das Coneil über dem Papft ſteht, könnte das durch die Regierungen ver- 
tretene Yaienelement ein Interefje daran haben, für die Definirung des Dogma’s 
in biefem Sinn einen ernftlihen Kampf zu beginnen. Das Bafeler Concil ift aber 
in Rom nie anerlannt worden, und innerhalb ber katholiſchen Kirche find die Ans» 
bänger dieſer Definition fo jelten wie die Huffiten in Böhmen. Der Streit brebt 
fi jett nur um bie Frage: ob der Papft ohne das Concil infallibel ift, oder ob 
die Infallibilität nur dem Papft mit dem Concil zulommt. Gin müßiger Wort- 
ftreit, der auf die Stellung der weltlichen Regierung ohne Einfluß bleibt. Kirchen- 
geſetze und Kirchenvecrete können ben Regierungen unbequem oder unannebmbar 
erjcheinen und ihnen die Pflicht des Widerftandes auferlegen. Wie dieſe Gejee 
und Decrete aber zu Stande gelommen find, ob burd eine Willensäußerung des 
infpirirten abjoluten Papftes oder durch einen Beſchluß der conftitutionellen 
Kirchenlegislative, wird meiftens ganz gleichgültig fein. Es wäre zu bebauern, 
wenn bie Regierungen in den Streit um dieſe theologifhen Schulmeinungen fich 
einmijchen wollten. Wejentlih anders liegt die Sache in Bezug auf die Be- 
fchlüffe, welche bie kirchlich-politiſche Commiſſion vorbereitet. Diejelben werben 
zwar für den Staat — fei er feubal oder modern — nicht jo gefährlich fein wie 
die Tendenzen und Maaßregeln der „Internationale“. Aber unzweifelhaft bleibt, 
daß die Regierungen die Berechtigung und vielleicht die Verpflichtung haben, 
rechtzeitig Stellung zu nehmen gegen die möglicherweife vorliegende Abficht, über 
das Berhältniß des Staates zur Kirche mit dogmatischer Autorität Grunbfäge zu 
proclamiren, welche ben gejetslich oder vertragsmäßig beftebenden Zuftanb in Frage 
ftellen. Auf den erften Blick fcheint es, bat dieſes „Stellungnehmen“ verſchoben 
werben könne, bis beftimmte Bejchlüffe vorliegen, durch welche ein Confliet ge» 
fhaffen wird. Man könnte meinen, daß dann immer noch Zeit fein wird, bem 
unberechtigten und einfeitigen Anjpruch die vis inertiae des beftebenden Rechtes 
entgegenzuftellen. Hiebei wirb jedodh ein Factor von immenſer Wichtigkeit über- 
jehen. Es ift zwar richtig, daß bie Concilsbeſchlüſſe in diefen Materien für bie 
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weltlichen Regierungen zunächſt feine andere Bebeutung haben als die Thejen 
eines wiffenihaftlihen Vereins. Aber es ift ebenjo unleugbar, daß das einmal 
feſtſtehende Concilsbecret Millionen in ihrem Gewiffen bindet und daß die Re- 
ierungen — wenn fie auf dem Wiberftanb beharren — was ihnen in ber 

egel nicht zu gelingen pflegt — barüber in eine verjchobene Stellung zu ihren 
Untertbanen geratben, welde für lange Zeit eine Duelle von Unannehmlid- 
feiten für bie Regierung und von Klagen feitens der Unterthanen werben Tann. 
Hier drängt fih nun die Frage auf, ob und auf welche Weiſe es möglich ift, 
biefen Unannehmlichkeiten zu entgehen. Der Fürft Hohenlohe ficht das Mittel 
in einem Einverſtändniß aller europätfhen Regierungen über die Haltung, welche 
fie gegenüber den Tendenzen und Beichlüffen des Concils einnehmen wollen. 
Das Bier, welches ber bayeriſche Minifterpräfident fich geftecdt hat, liegt etwas zu 
hoch. Die Beforgniß liegt nahe, daß durch das jedenfalls refultatlofe Bemühen, 
für zu viele wiberftreitende Elemente einen Boden gemeinfchaftlicher Intereffen zu 
finden, auch das Erreichbare erfchwert worden ift — nämlich das Einverftänbniß 
der vereinigten Staaten Deutſchlands über ein ibentifches Verhalten in ber bevor» 
ftebenden kritiſchen Epoche. Sollte Dies jedoch nicht der Fall fein, jollte in Paris, 
Florenz, Wien die baierifhe Initiative nicht den Wunſch rege gemacht haben, 
bie dargebotene Gelegenheit zu allerhand eigenen Zweden zu benuten, fo würde 
es rathjam fein, zumächit mit dem Fürften Hohenlohe und dann mit den übrigen 
deutſchen Regierungen die Schritte zu vereinbaren, welche, nah Maßgabe der ver- 
änderten Umftände, ben geſchichtlichen Traditionen entſprechen unb nad Lage ber 
Dinge unerläßlich erſcheinen. — Der Fürft Hohenlohe glaubt, daß es zweddientich 
fein werde, wenn bie Vertreter der Regierungen angewiejen würden, ſchon jett 
gegen ſolche Beichlüffe Verwahrung einzulegen, welche das Concil einfeitig und 
ohne Berathung mit den Staatögewalten fafjen möchte. Hiefür ift jedoch, wie 
Ew. Ercellenz in dem Erlaß vom 2. d. M. hervorheben, die Sache in keiner Be— 
ziehung reif. Es ift vollftändig unmöglih, auch nur eine annähernde Keuntnif 
von dem Rejultat der Berathungen zu haben, welde im Schoofe der Commiſſien 
für firhlich-politifche Fragen gefaßt fein mögen. Und jelbft wenu dieſe Bejchläfe 
uns im Einzelnen befannt wären, würbe ein Proteft gegen biejelben nicht ge 
rechtfertigt fein, ba bas Gutachten einer Commiſſion immer noch fein Koncils- 
bejhluß iſt. Die Perjonen, weldhe in ber Commiffion den Ton angeben, ber 
Cardinal Reiſach, und von Deutihen Moufang und Molitor, von Franzojen 
ber Abbe Gibert, Bicar des Bifhofs von Moulins, Monfignore de Dreur- 
Breze, rehtfertigten die Bejorgniß vor unannebmbaren Beihlüffen in bobem 
Grade. Dagegen ift in biefelbe Commilfion von franzöfiihen Geiftlihen ber 
Abbe Freppel eingetreten, und es fitten darin Italiener, die ganz anderen Kid 
tungen angehören, aus beren Mittheilung gejchloffen werben barf, daß die ge 
mäßigten Elemente nicht obne allen Eintlup geblieben find. Mit einem Wort, 
es ift unmöglih über die Natur der bis jet gemachten Vorarbeiten Daten zu 
erhalten, welche bie Grundlage eines Proteftes oder Überhaupt irgend einer Diplo- 
matifhen Demarjche werden könnten. Eine Thatſache aber ſteht feft, gegen 
welche bie Regierung eines jeden Yandes proteftiren kann, in dem bie Fatholijche 
Kirche eine durch Gejege oder Berträge geregelte Stellung hat — die That- 
jade, daß in Rom über das Berhältniß des Staates zur Kirde mit 
dem Anjprud verhandelt wird: bindende Normen aufzuftellen, obne 
ben bei dieſen Diugen interejjirten Staat als andern Pacis— 
centen oder gleichberechtigten legislativen Factor zur Berathung 
zu zieben. Gegen dieje Thatſache könnte die Regierung proteftiren, 
und bier ift der Punkt, auf welchem ber Hebel eingejegt werden muß, wenn es 
fih darum handelt, Deutſchland den legitimen Einfluß zu fibern, den es zu allen 
Zeiten auf Concilsbejhlüffe gehabt bat. Der Proteft allein genügt jedoch nicht, 
wenn nicht gleichzeitig der Anjpruh auf Zulafjung eines oder mebrerer 
oratores zu den Berbandlungen bes Coneils erhoben wird. Die 
Theilnabme des durch den Staat vertretenen Jaienelements an 
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den Berbandlungen des Coneils erjheint als das einzige Mittel, 
rechtzeitig von bem Gange ber Berbanblungen unterrichtet zu fein, 
rechtzeitig — das heißt: nicht zu früb und nicht zu fpät — zu pro» 
teftiren, Einfluß zu gewinnen, ſchüchterne Elemente zu fammeln 
und politifhen Madinationen vorzubeugen, welde unter dem Deck— 
mantel firhliher Beratbungen verjudht werben könten. Die Maf- 
regel, über welche zwijchen dem norddeutſchen Bunde mit dem Fürften Hohenlohe 
und ben übrigen beutihen Regierungen ein Einverftänbniß berbeigeführt werden 
müßte, wäre demnach: „bas in Rom eventuell zu ftellende Verlangen, daß zu 
ben Beratbungen des Eoncils ein oder mehrere Botſchafter des 
vereinigten ober zu diefem Zwede verbündeten Deutihlands zu- 
elajfen werben.” Einen weiteren Bericht zur Erörterung einiger bier in 
Ka fommenben Schwierigleiten und zur weiteren Motivirung ber Form bes 
gebachten Vorſchlags behalte ich mir vor. An diefer Stelle geftatte ich mir nur 
noch zu erklären, warum ih die Aborbnung eines beutihen Botichafters zum 
Eoncil als eine „eventuelle“ Mafregel bezeichnet habe. Nach allen bier ein« 
gebenden Nachrichten iſt der Kaifer Napoleon über fein Berhalten in ber 
Concilsfrage eben fo unjchlüffig, wie er es in ber Regel am Vorabende wichtiger 
Entſcheidungen zu fein pflegt. Namentlich fcheint über die Theilnahme eines 
franzöfifchen Botſchafters am Concil noch feine Entſcheidung getroffen zu fein. 
Auf der andern Seite Tiegt am Tage, daß ber Kaifer an dem Ausgange des 
Concils mehr directes Intereffe hat als irgend ein anderer Souverän. Sollte 
er aber dennoch für angemefjen erachten, Rom und das Eoncil ſich felbft zu 
überlaffen, und fich vorbehalten, gegen etwaige mit bem franzöfiihen Staatsrecht 
unverträgliche Beſchlüſſe nadhträglih zu reagiren, jo wiirde er das Obium bes 
Eonflict® anf fih nehmen müffen, und die andern europäifhen Regierungen 
würden bie Verantwortung ihrer etwaigen Protefte in viel geringerem Maaße 
tragen als die faiferlihe Kegierung. Dazu lommt, baß die Rechte des Staates 
in Frankreih viel ausgebehntere und eingreifenbere find als in Deutfchland, 
namentlich in Preußen, jo daß ein Eoncilsbeihluß, der bie geringe Prärogative 
ber preußiſchen Krone verletzt, nothwendig auch in Frankreich einen Conflict her— 
vorrufen müßte. In Berüdfihtigung dieſes Verhältniſſes ſcheint es geratben, 
bie etwaigen Berabrebungen mit Bayern gebeimzubalten und nicht zur Aus» 
führung zu bringen, fo lange wir nicht über die Abfichten ber franzöfiihen Re— 
gierung vellftändige und fihere Information haben.“ 


Abweifung ded Arnimjhen Vorſchlages; beab- 
ſichtigte Verftändigung mit Süddeutſchland. 
26. Mat. Depeihe Bismardd an Herrn v. Arnim. 


„Ih benuge den diegmaligen Feldjäger zu einer fofortigen Mittheilung 
in Bezug auf die in Ihren eingehenden Berichten vom 14. bis 17. Mat 
über das ökumeniſche Eoncil behandelten Fragen. Nachdem ih Sr. Mai. 
dem König darüber Vortrag gehalten, kann ıch in Uebereinftimmung mit 
den allerhöchſten Intentionen Em. ıc. Folgendes darüber eröffnen. Mit 
dem Vorſchlage Em. :c., daß Preußen fih, eventuell in Gemeinſchaft mit dem 
übrigen Deutſchland, nach dem Gebrauch der Regierungen bei früheren Eons 
cilien, durch beftimmte Abgefandte oder Regierungsbevollmächtigte (Oratores) 
al3 Staat auf dem ökumenischen Concil felbit vertreten (affen jolle, am 
Se. Maj. der König ſich nicht einverjtanden erfären können, Em. ıc. haben 
felbft die Schwierigkeiten einer ſolchen Maaßregel nicht unbeachtet gelafjen; 
diefelben würden fich aber bei jedem Verſuch einer praktiſchen Verwirklichung 
no viel größer herausftellen, al3 fie ſchon im voraus erfcheinen müjfen. 


Fürſt Bismard. IL 24 
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Es ift mir faum zweifelhaft, daß Rom den Anſpruch proteftantifcher, 
d.h. fegerifher Regierungen — und als jolde wird man in Rom 
Preußen und die Mehrheit der deutjchen Regierungen immer anfehen und 
über das perfönlihe Glaubensbekenntniß des Souveräns nicht jo leicht 
binweggeben, wie Em. ꝛc. e8 zu glauben jcheinen — auf Vertretung nicht 
anerfennen werde; eine Ko berun aber zu ftellen, welde nicht 
durhgejegt werden fann, würde die Negierungen nur in eine 
fhiefe Tage bringen, ihrem Proteft aber ficherlich feine größere 
Kraftverleihen. Aber jelbjt wenn man in Ron den Anſpruch zugeftehen 
wollte, in welcher Page würden ſich die Dratores auf dem Concil befinden, 
defjen immenje Mehrheit fie als Eindringlinge, als (wenn aud ihrer 
Perſon nad Fatholifh) Abgefandte ketzeriſcher Regierungen anjehen und 
jede ya Heußerungen mit Mißtrauen und Mißgunft aufnehmen würde! 
Eine fortwährende Verlegung der Würde der Souveräne wäre dabei faum 
vermeidlich. 

Em. :c. haben ſelbſt die Frage aufgeworfen: welche Stellung die 
Abgefandten auf dem Eoncil einnehmen En Al Fndividuen wären 
fie, wie Em. :c. mit Recht bemerken, Einzelne gegen Hunderte, und ihr 
individuelle Stimmrecht würde von gar feiner Bedeutung fein; ihr perjön- 
liher Einfluß aber würde eben von * Perſönlichkeiten abhängen, welche 
für dieſen Zweck auszuwählen ſchwer genug fein würde. Als „Regierungs— 
bevollmächtigte“ dagegen müßten fie im Namen der Regierungen ein 
Veto einlegen können, dag man ihnen dies nicht zugeftehen wird, verjtebt 
fih von jelbft. PBroteft einzulegen aber tft immer eine undank— 
bare Mühe und hat nur dann eine Bedeutung, wenn es in der 
Macht des Proteftirenden liegt, dasjenige zu verhiudern, 
= er proteftirt. Ein Proteft der Abgefandten aber, über den 
das Concil ohne Zweifel ohne alle Rüdjicht mit weiteren Beſchlüſſen 
hinmwegginge, würde die Regierungen nur in eine ſchwierigere Page bringen, 
als wenn fie einfach Beichtliffen gegenüberftänden, die ohne Betheiligung 
von ihrer Seite und ohne Gegenwart von ihren Bevollmächtigten zu Stande 
gefommen wären. 

Sch habe nur einen Theil der Schwierigkeiten flüchtig berühren wollen, 
welche ſich der praftiichen Ausführung des Vorſchlags entgegenjegen würden. 
Die Hauptjache bleibt immer, daß die ganze Theilnahme der Staats» 
gewalten an einem Concil auf einem ganz fremden, für uns nicht mehr 
vorhandener Boden, auf einem der Bergangenheit angehörigen 
Berhältnijfe des Staats zur Kirche beruht und nur jo lange 
einen Sinn hatte, als der Staat der katholischen Kirche, als der Kirche, 
der einzigen, allumfafjenden Kirche, En hang Selbft bei dem triden- 
tiniſchen Eoncil, wenigjtens bei den Anfängen und Vorbereitungen deſſelben, 
war diejes alte Verhältnig nocd vorhanden, und die proteftantijchen Regie— 
rungen, wie die proteftantifchen Gemeinden, fonnten noch zu dem Eoncil ein= 
geladen werden, meil fie noch nicht als unwiederbringlich aus der Kirche 
ausgefhieden angejehen werden fonnten. Die Kirche ftand damals noch 
in einem beftimmten intimen und gemiljermaßen rechtlich feftgeftellten, 
d. h. von der Kirche in ihrem Recht anerkannten Verhältniß zum Staat; 
das kanoniſche Recht mit dem ganzen Arjenal feiner Beftimmungen auch 
über da8 Grenzgebiet zwiſchen Staat und Kirche hatte damals noch eine 
Bedeutung für den Staat. Darum konnten die Regierungen auch unter 
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beftimmten rechtlichen Yormen in die Berathung und Regelung der Kirch» 
lihen Dinge eingreifen, wie Sie e8 dur ihre Dratores auf dem Concil 
thaten. Ebenfo trat an fie nachher die Frage heran: ob fie durch Acceps 
tation der Concilsbeſchlüſſe die von den legteren in kirchlich-ſtaatlichen 
Dingen getroffenen Aenderungen al3 einen Theil ihres öffentlichen Rechts 
anerkennen wollten. Diefes Verbältni bat fich jett, wenigftens für ung, 
rk, eändert. Belanntlich hat eine Anzahl der europäifchen Staaten 
die Beſch üffe des tridentinischen Concils ausdrücklich acceptirt und publicirt, 
andere nicht. Für Preußen hat davon nie die Rede fein, oder auch nur 
die Frage aufgeworfen merden fönnen. Ebenjomenig fünnte oder dürfte 
jegt für Preußen die Frage entjtehen: ob e3 die Beichlüffe des neuen 
öfumenijchen Eoncil3 acceptiren und damit als einen Beftandtheil feines 
—— öffentlichen Rechtszuſtandes anerkennen wolle. Wenn es aber 
urch abgeſandte Vertreter an den Berathungen des Concils theilnähme, 
fo würde es eben dadurch in den Fall kommen, ſich über die Beſchlüſſe des— 
felben zu erklären und fie eventuell als Theil feines Staat3- und Kirchen» 
recht3 anzunehmen oder zu verwerfen — einen Fall, deffen Bermwirflihung 
Em. ꝛc. fih nur einen Augenblid vorzuftellen brauchen, um die volle Uns 
möglichkeit einzujehen. 

Für Preußen giebt e3 verfafjungsmäffig wie politifch 
nur einen Standpunft, den der vollen Freiheit der Kirche in 
firhliden Dingen und der entjhiedenen Abwehr jedes Ueber— 
griff auf das ftaatlihe Gebiet. Zu der VBermifhung beider 
felbft die Hand zu bieten, wie es durch die Abfendung von 
Dratores gefchehen würde, darf die Staatäregierung ji nit 

eftatten. Em. :c. bitte ich, fich von diefem Standpunft der königlichen 
Meile für Ihre ganze ge möglichft lebendig zu durchdringen, 
Em. :c. werden alddann auch anerfennen, daß uns diefe Haltung durch 
unfere eigene Stellung zur Sache vorgejchrieben wird, und daß e3 für 
und nicht maßgebend jein kann, welche Haltung der Kaifer Napoleon dem 
Eoncil gegenüber einnehmen, und ob er dajjelbe bejchiden werde oder nicht. 
Etwas ganz Anderes aber ald müßige und nicht berüdfichtigte Protejte 
find die auf dem Gefühl der eigenen Macht beruhenden Kundgebungen 
der Regierungen, Uebergriffe nicht dulden zu wollen. Dieſe fünnen als 
beilfame Mahnungen und Warnungen auch im Voraus dienen, und ich 
bin mit Em. :c. vollfommen einverftanden, daß die bloße Thatfache der 
Eriftenz einer kirchlich-politiſchen Commiffion für das Concil, das Factum: 
dag in Rom über das Verhältnig zwiſchen Staat und Kirche mit dem 
—— verhandelt wird, bindende Normen aufzuſtellen, ohne den bei 
dieſen Dingen intereſſirten Staat als gleichberechtigten Faktor zur Be— 
rathung zu ziehen, den Regierungen hinreichenden Anlaß zu ſolchen 
Mahnungen und Wahrnungen darbiete. Se. Maj. der König haben 
mich demgemäß ermächtigt, mit der königlich bairiſchen Regierung und 
eventuell mit den übrigen ſüddeutſchen Regierungen in vertrauliche Ver— 
bandlungen zu treten, um, wo möglih ım Namen des gefammten 
Deutfhlands, auf welches es ung zunädft hier nur anfommen 
fann, gemeinfame Einwirfungen auf die Eurie zu verſuchen, 
welche ihr die Gemwißheit geben würden, daß fie bei etma be= 
abfihtigten Ausjchreitungen einem entjhiedenen Widerftande 
der deutjchen Regierungen begegnen werde, Wenn diefe Ber- 
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— zu einem Ergebniß geführt haben, werde ich Ew. ꝛc. mit weiterer 
nftruftion für die zunächſt vertraulichen und nad Umſtänden zu ver— 
ſtärlenden Schritte in Rom verſehen.“ 


Die Bedeutung des Einverſtändniſſes der deut— 
ſchen Regierungen. 
11. Auguſt. Aus einem Schreiben Bismarcks an Fürſt Hohenlohe. 


— — — ‚Eurer Durchlaucht wird es zur Genugthuung gereichen, daß 
ſchon jetzt die Beſprechungen der deutſchen Regierungen untereinander, 
wie ſie auf die von Bayern ergangene Anregung ſtattgefunden, in Rom 
im Sinne der Vorſicht und des Friedens nicht ohne Wirkung geblieben 
er E3 giebt dort eine Partei, welche mit bemußter Entjchlofjenheit 
en kirchlichen und politifchen Frieden Europa’3 zu ftören beftrebt iſt, in 
der fanatifchen ei daß die allgemeinen Yeiden, melde aus 
Zerwürfniffen hervorgehen, das Anfehen der Kirche fteigern werden, an— 
nüpfend an die Erfahrungen von 1848 und auf die pfychologiihe Wahr: 
beit fußend, daß die leidende Menjchheit die Anlehnung an die Kirche 
eifriger fucht als die irdijch befriedigte. Der Papft indeffen fol angefihts 
des Widerftandes, der ſich in Deutfchland anfündigt, bedenklicher und 
dem Einfluffe jener Patei weniger zugänglich geworden fein. 
Wir haben ohne Zweifel in der parlamentarifhen Geſetz— 
ebung, in Norddeutjhland mwenigjtens, eine durchſchlagende 
affe egen jeden ungerehten Uebergriff der geiftlihen Ge» 
walt. Aber beſſer ift es gewiß, wenn wir nicht gezwungen werden, 
von derjelben Gebraud zu machen, und ich halte e8 daher für 
eine Wohlthat, die dem geiftlihen wie den weltliden Obrig— 
feiten erwieſen wird, wenn der Conflict zwiſchen beiden fi 
durch die von uns befprohenen Warnungen und VBorfjorgen 
verhüten läßt. Auf unfern Epiecopat hat das Cultusminiſterium fich 
bemüht in vertraulihem Wege vorbeugend einzumirken. 
Senehmigen Sie ıc. v. Bismarck.“ 


Die Stellung Bismarcks zum vaticaniihen 
Konzil ift im Jahre 1874 von dem früheren bayerijchen 
Minifter Fürften Hohenlohe in einer Rede vor jeinen 
Mählern in Kulmbady in folgender Weije berührt worden: 


„Man höre fehr häufig große8 Erftaunen darüber äußern, daß ein 
Staat3mann von der eminenten Bedeutung des Fürjten Bismard den Kon- 
flift mit der Kirche nicht habe herannahen fehen und nicht bei Zeiten feine 
Borfehrungen dagegen getroffen habe. Er benuge (fuhr Redner fort) gern 
die Gelegenheit, um zu fonjtatiren, daß dem nicht fo ſei. Im April 1869 
babe er jeine Eirkulardepejche mit jener — ungehörten — Mahnung an 
die fremden Mächte gerichtet, und de Monate darauf habe er Gelegen- 
beit gehabt, mit dem Grafen Bismard oft und eingehend über die Sade 
zu verhandeln; er wiſſe daher, mit welcher bangen, immer wachſenden 
Sorge der Kanzler dem Herannahen des Konflittes, deſſen traurige Be 
deutung er nicht unterfchägte, entgegengejehen habe. Damals — im 


373 

1869. 

September 1869 — habe er, Hohenlohe, aber ſchon die ablehnenden 
Antworten Defterreih8 und Frankreichs in Händen gehabt, und er frage 
nun, was Angeſichts diefes ablehnenden Verhaltens der beiden maßgebenden 
fatholifchen Mächte Bismard, der Kanzler des überwiegend proteftantifchen 
Norddeutihen Bundes, und er, der Minifter- Präfident des verhältnig- 
mäßig Heinen Bayerns, habe thun follen, um der Sonzentrirung der 
Kirchenherrfhaft entgegen zu wirken, welche fpäter auf dem Concil durch 
die Definition des Dogmas von dem unfehlbaren Lehramt des Papites 
ihren Ausdrud fand! 


Zuni. Aus der Koblenzer Katholifen-Adrejje an den Biſchof 
von Trier. 


— — ‚Ridten wir unfere Aufmerkſamkeit auf das allgemeine Berbältnif 
ber Kirche zum Staate und zur modernen Gejelljchaft überhaupt, jo fcheint es 
uns im Intereffe der Freiheit und Selbftftändigfeit der Kirche auf's bringenbfte 
geratben, daß das bevorftebende Concil keinen Zweifel darüber laffe, die Kirche 
babe mit dem Wunſche, die theofratifchen Staatsformen bes Mittelalters herzu- 
fielen, vollftändig gebrodhen. Denn das ift es vorzüglich, was die Geifter heute 
ber Kirche entfrembet, daß man fürchtet, jene Zeiten möchten mwieberlebren, wo 
bie Staatögewalt mit weltlihen Zmwangsmitteln für die Dogmen unb Gejete 
eines beftimmten, auf übernatürlihe Offenbarung zurüdgeführten religiöfen Be— 
lenntniſſes eintrat, wo demnad das Gewiffen gebunden und die Würde der Re— 
ligion ſelbſt, welche ohne die von ftaatlihem Zwange freie Hingebung ber Gläubigen 
nicht zu beftehen vermag, geichädigt wurde. Wir verfennen nicht, daß aud das 
Staatsleben eine religiöfe Grundlage bat, infofern die Orbnung des Staates und 
die obrigfeitlihe Gewalt auf der Anerkennung eines lebendigen perjönlichen 
Gottes und. des von ihm der Seele eingepflanzten Sittengeſetzes beruben; aber 
wir find uns auch mit voller Ueberzeugung bewußt, daß die Sphäre des Staates, 
der in gleicher Weife, wie die Kirche, auf dem ihm eigenthümfichen Gebiete in 
voller Selbftftändigfeit fih bewegt, innerhalb jener geiftigen Erkenntniffe und fitt- 
lihen Geſetze beichloffen ıft, welche durch bie natürlichen Kräfte des Menſchen er- 
faßt werden. Gerade der Staat wirb unferer Meinung nach ber hriftlichfte fein, 
ber dieje feine Schranken am gewiffenbafteften achtet und, während er ber über- 
natürlichen Religion, der Kirche und den Confeſſionen, welche feine eigene religids- 
fittlihde Grundlage anerkennen, die freiefte und felbftftändigfte Bewegung auf ihrem 
Gebiete und den Schuß ihrer Nechte fichert, feinerfeits freiwillig, foweit es ohne 
Berletung der Nechtsgleichheit geicheben kann, auf die religiöfe Eitte des Volles 
Rüdficht nimmt und die höhere Einficht der dur das Chriftenthum erzogenen 
Bürger gern benußt, um das natürliche Geſetz immer tiefer zu erfaffen und in 
feinen Ordnungen immer reiner zum Ausdrud zu bringen. Auf dieſem Wege 
wird fih eine volllommnere Harmonie, eine fruchtbarere Wirkjamleit, eine ibealere 
Ausgeftaltung von Staat und Kirche erreichen laſſen, als bie Geſchichte fie bis 
jest gefehen hat; und wenn dennoch im Leben ber Einzelnen Conflicte zwiſchen 
beiden Ordnungen eintreten, jo werben es doch nur foldhe fein, Die einerfeits aus 
dem durch das Chriſtenthum zuerft klar ausgeſprochenen Unterſchiede ber Kirche 
und bes Staates, anbererjeitd aus der Schwäche und Fehlerhaftigkeit alles Menſch— 
lihen fid mehr oder weniger nothwendig ergeben.“ — — — 


6. September. Hirtenbrief der in Fulda verjammelten 
deutſchen Biſchöfe. 


— — „Als die Berufung eines allgemeinen Concils zur Gewißheit ge— 
worden war, erfüllte auf ber einen Seite fromme Erwartung und frohe Hoffnung 
die Gemüther der Gläubigen, und Tauſende richten mit findlichem Bertrauen ihre 
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Blide nah Rom. Nicht, als ob das Eoncil ein Zaubermittel wäre, um alle Uebel 
und Gefahren von uns hinwegzunehmen und mit einem Male bas Angeficht der 
Erbe zu verändern, fondern weil nach ber von Ehriftus in feiner göttlichen Weis- 
beit gegebenen Einrihtung die Bereinigung ber Nachfolger ber Apoftel um ben 
Nachfolger des heiligen Petrus in einer allgemeinen Kirhenverfammlung das vor- 
züglichfte Mittel ift, um die befeligende Wahrheit des Chriſtenthums in ein belleres 
Licht zu ſetzen und fein beiliges Geſetz wirlſamer ins Leben einzuführen. — — 
Darum baben von je ber bie treuen Kinder ber Kirche die allgemeinen Concilien 
mit Troft und beiliger Hoffnung begrüßt. Dieſe Gefinnung auch angefichts bes 
bevorftehenden Eoncils in Uns eröf zu pflegen und bei Anberen zu verbreiten, 
ift eine heilige Pflicht. 

Dagegen können wir uns nicht verbergen, baß auf ber anderen 
Seite jelbfi von warmen und treuen Gliebern ber Kirde Beforg- 
niffe gebegt werben, welde geeignet find, das Vertrauen abzu— 
fhwäden. Hierzu kommt, daß von den Gegnern ber Kirche Beichuldigungen 
ausgefprodhen werben, welche feinen anderen Zwed baben, als weithin Argwohn 
und Abneigung gegen das Concil zu erregen und jelbft das Mißtrauen der Re— 
gierungen —— 

So werben Befürchtungen laut, als ob das Eoncil neue Glaubens— 
lehren, welde in der Offenbarung Gottes und ber Ueberlieferung 
ber Kirche nit enthalten find, verfündigen und Grunbfäge auf- 
ftellen könne und werde, welde ben Intereſſen des Chriſtenthums 
und ber Kirche nachtheilig, mit den beredtigten Anjprüden bes 
Staates, ber Civilifation und ber Wiffenfhaft, ſowie mit der 
rehtmäßigen Freibeit und dem zeitlihen Wohle der Völker nit 
verträglich jeien. Man gebt noch weiter, man bejchuldigt ben b. Vater, daß 
er unter dem Einfluffe einer Partei das Coneil lebiglih als Mittel benugen wolle, 
um die Macht des apoftolifhen Stuhles über Gebühr zu erböben, die alte und 
ächte Berfaffung ber Kirche zu ändern, eine mit ber chriftlichen Freiheit unver- 
trägliche geiftlihe Herrſchaft aufzurichten. Man fcheut fi nicht, das Oberhaupt 
ber Kirche und den Episfopat mit Parteinamen zu belegen, welche wir bisber 
nur im Munde ber erklärten Gegner ber Kirche zu finden gewohnt waren. Dem— 
gemäß jpridht man dann ungejcheut den Verdacht aus, e8 werbe ben Biſchöfen 
bie volle Freiheit der Berathung nicht gegeben jein, und es merbe 
auch den Biihöfen jelbft an der nothwendigen Erkenntniß und Freimüthigkeit, um 
ihre Pflicht auf dem Concil zu erfüllen, fehlen, und man ftellte in Folge bavon 
fogar die Gültigkeit des Concils und feiner Beſchlüſſe felbft in Frage. 


Woraus dieſe und ähnliche Neben auch entjprungen fein mögen, — aus 
lebendigem Glauben, aus treuer Liebe zur Kirche, aus einem unerjchütterlichen 
Bertrauen auf jenen Beiftand, den Gott feiner Kirche niemals entzieht, find fie 
es nit. So haben niemals unjere Väter im Glauben, niemals die Heiligen 
Gottes gedacht; das wiberftreitet, geliebte Diöcefanen, ohne Zweifel auch eurem 
innerften Glaubensbemußtjein. Aber Wir wollen euch auch ausbrüdlich ermahnen, 
Durch ſolche Reden euch nicht irre führen und in eurem Glauben und Bertrauen 
erjhüttern zu laffen. 


Nie und nimmer wirb und fann ein allgemeines Coneil eine 
neue Lehre ausſprechen, welde in der b. Schrift oder der apofto- 
lifhen Ueberlieferung nicht enthalten ift, wie denn überhaupt die 
Kirche, wenn fie in Glaubensfahen einen Ausſpruch tbut, nicht 
neuetehren verlündigt, jondern Die alte und urjprünglihe Wabr- 
beit in Flareres Licht ftellt und gegen neue Irrthümer ſchützt. Nie 
und nimmer wirb und faun ein allgemeines Concil Lehren ver» 
fünbigen, welde mit ben Grunbfägen ber Gerechtigkeit, mit bem 
Rechte des Staates und feiner Obrigleiten, mit ber Gefittung und 
mit den wahren Intereijen ber Wiifenfhaft oder mit ber redt- 
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mäßigen Freiheit uub dem Wohle der Böller im Widerſpruche 
fteben. Ueberhaupt wirb das Eoncil feine neuen unb feine anderen 
Grundſätze aufftellen, als tiejenigen, welche euch Allen durch ben 
®lauben und das Gemwiffen ins Herz gefhrieben find, welde bie 
chriſtlichen Völker durch alle Jahrhunderte heilig gehalten baben 
und auf welden jegt und immer das Wohl der Staaten, die Auto» 
rität ber Obrigleiten, bie Freiheit der Völker berubt, und welde 


die Borausfegung aller wahren Wiſſenſchaft und Gejittung 
bilden. 


Und warum können Wir dieſes mit folcher Beftimmtheit und Auverficht 
ausiprehen? Weil wir durd den Glauben gewiß find, daß Jeſus Chriftus bei 
feiner Kirche bleibt alle Tage bis ans Ende der Welt, daß ber h. Geift fie nie 
verläßt und fie an Alles erinnert und in alle Wahrheit einführt, fo daß fie ift 
unb bleibt die Säule und die Grunbdfefte der Wahrbeit, welche auch bie Pforten 
der Hölle nicht zu Überwältigen vermögen; weil wir enblich glauben und wiffen, 
Daß, wenn die Nachfolger Petri und ber Apoftel, ber Papſt und bie Bilchöfe, 
auf einem allgemeinen Eoncil rechtmäßig verfammelt, in Saden bes Glaubens 
und bes Sittengeſetzes Entſcheidungen geben, fie durch Gottes Fürficht und Bei— 
ftand gegen jeden Irrthum ficher geftellt find. 

Auh braudt Niemand zu beforgen, das allgemeine Eoncil 
werde in Unbedachtſamkeit und Uebereilung Beſchlüſſe fafien, 
welche ohne Noth mit den beſtehenden Verhältniſſen und den Be— 
dürfniſſen der Gegenwart ſich in Widerſpruch ſetzen, oder es 
werde nah Weiſe ſchwärmeriſcher Menſchen Anſchauungen, Sitten 

und Einrichtungen vergangener Zeiten in die Gegenwart verpflanzen 
wollen. Und wie kann man auch nur vernünftiger Weiſe jo etwas von einer 
Berfammlung der Biſchöfe der ganzen katholiſchen Welt befürchten, welche, mit 
den reichften Lebenserfahrungen ausgeftattet, mit den Znuſtänden ber verfchieben- 
artigften Länder vertraut, mit ber Verantwortlichkeit bes beifigften Berufes be» 
laſtet, hauptiächlich zu dem Zwecke vom Oberhaupte der Kirche verfammelt werben, 
um mit ihm zu beratben, wie am beften Die ewigen Wahrheiten der Religion 
in ber Gegenwart zu verwirklichen und bie Wohlfahrt bes Chriftentbums ben 
gegenwärtigen unb zufünftigen Gejchlechtern zu erhalten und zu übermitteln jei! 


Unbegrünbdet ift auch und überaus ungerecht der Verdacht, es werde ba auf 
dem Goncil die Freiheit der Beratbung beeinträchtigt fein. Wie wenig 
kennen Diejenigen, welche jo benfen, bie Gefinnungen bes Papftes, die Gefinnun- 

en der Biihöfe und die Handlungsweife der Kırde! Wir wiffen es auf das 
mar, daß es der erklärte Wille des heiligen Vaters ift, weder der Freiheit, 
noch ber Zeit ber Beratbungen eine Schranle zu jegen, und was follen wir zu 
jener fo unwürdigen Berbächtigung jagen, daß es den Biichöfen aus Menfchen- 
furcht an der pflichtmäßigen Freimüthigkeit auf dem Coneil gebreden 
werde? Eingedenk bes Gebotes unferes Herrn, gegen bie nicht zu fchelten, die ung 
läftern, wollen wir nur fchlicht und einfach jagen: die Biſchöfe der katholiſchen 
Kirche werben auf dem allgemeinen Concil, in biefem wichtigften Geſchäfte ihres 
Amtes und Wirkens, der beiligften aller Pflichten, der Pflicht, ber Wahrbeit 
Zeugniß zu geben, nie und nimmer vergeffen; fie werben, eingedenf bes apofto- 
liihen Wortes: daß, wer den Menſchen gefallen will, nicht Chriſti Diener ift, 
eingedenk der Rechenichaft, die fie bald vor dem göttlichen Richterſtuhl ablegen 
müffen, feine andere Richtſchnur kennen als ihren Glauben und ihr Gewiffen. 


— — In Kurzem werden wir auf längere Zeit Unfere Diöcefen verlaffen, 
und unfere Herzen find tief bewegt, indem wir auf bie großen Gefahren ber 
gegenwärtigen Zeit binbliden. Wir haben daher beſchloſſen und verordnen hiermit, 
ah eine dreitägige Andacht zum heiligen Herzen Jeſu, anfangend am 8. De- 
cember d. 3., in allen Pfarreien unferer Didcefen abgehalten werde, in Anbe- 
tracht welcher Andacht wir uns nähere Anordnung vorbehalten.“ 
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10. Oftober. Die Stellung der preußiſchen Regierung 
zum Konzil. 


Schreiben des Kultus-Minijterd von Mühler an den 
Erzbiihof von Köln. 


„Euer erzbiihöflihen Gnaden ſage ich für die gefällige Mittheilung 
vom 15.0. M., betreffend das in Rom bevorftehende allgemeine Eoncil, 
meinen Danf. Zugleich unterlafje ich nicht, bei diefer Gelegenheit Em. 
erzb. Gnaden in der Kürze von der Auffaffung zu unterrichten, welder 
die Regierung Sr. Maj. des Königs in diefer Angelegenheit folgt. Wenn 
die preußifchen Bischöfe der ergangenen Einladung gemäß an dem Eoncil 
in Nom theilnehmen, um über Angelegenheiten der fatholifchen Kirche zu 
berathen, fo machen fie damit nur von einem Rechte Gebrauch, welches 
die Verfafjung des Landes ihnen giebt. Die bisher bewährten verfaffungs- 
mäßigen Principien der religiöjen und kirchlichen Freiheit finden auch auf 
den vorliegenden Fall ihre volle Anwendung. Auch haben die Grenzen, 
innerhalb deren ſich die Freiheit der Kirche bewegt, fowie die Gegen- 
ftände und Fragen, für melde die Gejeßgebung des Staates und deren 
Handhabung durch ftaatliche Organe vorbehalten bleiben muß, durch die, 
innere Entwidelung des preußiihen Staatsrechtes, durch Yegislation und 
Verwaltung im Einzelnen eine jo klare und erjchöpfende Beſtimmtheit 
erhalten, daß über den Umfang derfelben kaum noch in irgend einer 
einzelnen Beziehung ein Zmeifel übrig ift. Diefe Grenzen zu wahren und 
den Zuftand geficherter Rechtsordnung aufrecht zu erhalten, ift nicht ein 
Interefie des Staates allein, fondern in nicht geringerem Maaße ein 
Interefje und eine Aufgabe auch der Kirche. 


Die föniglihe Staatsregierung hegt da8 Bertrauen, daß 
die preußifchen Bifhöfe auch außerhalb des Heimathlandes der 
Nehteund Pflichten ſich bewußt bleiben, welhe ihnen als Bürgern 
des Neihes und als Unterthanen Sr. Maj. des Königs zus 
fommen. Sie ift aufridhtig gemwillt, den beftehenden — 
und Friedenszuſtand innerhalb des Landes aufrecht zu —— 
Sie wird aber darüber wachen, daß nicht Störungen herbei— 
geführt werden, und denſelben, wenn nöthig, entgegentreten, 
und iſt ſich in dieſem Punkte, ſofern es ſich nicht um die Ab— 
wehr von Uebergriffen auf das ſtaatliche Rechtsgebiet handeln 
wird, der Uebereinſtimmung mit allen hrijtlihen Regierungen 
bewußt. Wird der hier bezeihnete Standpunft von allen 
Seiten gleihmäßig anerfannt und gewahrt, fo fann aud) 
die Abhaltung des bevorftehenden Concils dazu beitragen, 
die Auffaffungen zu klären, und eine richtige Würdigung der 
Berhältniffe zu fördern.“ 
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Während des Konzils, 


1869. 8. Dezember. Eröffnung des Konzild. 


1870. 3. Januar. Die Infallibilitäts-Petition von 369 Mitgliedern: 

„Bon der heiligen ökumeniſchen Vaticaniſchen Synode 

erbitten die unterzeichneten Väter, mit flaren und jeden 

Anlaß zum Zweifel ausſchließenden Worten fanftioniren 

zu wollen, dat die Autorität des römiſchen Papſtes 

die höchſte und deshalb irrthumslos jei, wenn fie 

in Saden des Glaubens und der Sitten feitge- 

ftellt bat und vorſchreibt, was von allen Chriſt— 

gläubigen zu glauben und zu beobachten oder zu 
verwerfen und zu verdammen jein ſoll.“ 


5. Januar. Weiſungen Bismardd an den Gejandten in 
Rom (Inſtructionsdepeſche). 


„Die Berihte Em. Hochmohlgeboren vom 22. bis 29. December find 
mir nunmehr zugegangen. Wenn ich diefelben zufammenfaffe und mir ein 
Bild von der bisherigen Entwidlung der Dinge zu gewinnen fuche, foweit 
dies überhaupt bei der augenblidlihen Sachlage möglich ift, jo erjcheint 
mir dieje bis jet noch als eine fo chaotiſche, daß es unmöglich ift, über 
Die Wahrfcheinlichkeiten des meiteren Berlaufd ein Urtheil zu gewinnen. 
Was für greifbare und wirkliche Geftaltungen fi aus diejen kreiſenden 
Mebeln herausbilden mögen, läßt fich noch nicht vorausfehen. Ich würde 
e3 nicht für meife halten, wenn wir in diefes nebelhafte Chaos hinein- 
greifen wollten, in welchem wir die richtige Operationsbaſis zu wählen 
noch außer Stande find. Wir könnten durch ein voreilige8 Eingreifen 
möglicherweife der Entwidlung eine ung unerwartete Richtung geben und 
Elemente, auf welche wir gern zählen, nad) der andern Seite hinüber- 
drängen. Was fi) von wirklich lebensfräftiger Thätigkeit der freieren 
geiftigen Elemente entwideln fol, muß ſich aus fich felbjt heraus ent- 
mwideln, und an uns kann die Aufforderung zum Handeln erjt herantreten, 
wenn eine ſolche Thätigfeit eine beftimmte Geftalt und einen fefteren 
Boden gewonnen hat. Die abwartende Stellung wird uns um fo leichter, 
weil gerade wir, mas auch jchlieglich das Ergebniß fein möge, Feine Ur- 
fache zu Beforgniß vor wirflihen Gefahren haben, die unjerem Staats— 
leben drohen möchten. Ich habe Em. ꝛc. ſchon früher bemerklich gemacht 
— und ich bitte Sie, vor allem fich die immer gegenwärtig zu halten —, 
daß wir vom Standpunfte der Regierung auß Feinerlei Bes 
fürdtungen Raum geben, weil wir die Gemißheit haben, auf 
dem Felde der Gejeggebung, unterftügt von der Macht der 
öffentlihen Meinung und dem ausgebildeten ftaatlihen Bes 
mußtjein der Nation, die Mittel zu finden, um jede Krifis 
zu überwinden und die gegnerifhen Anjprüdhe auf das Maß 
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BEIRE RITTER, welches fih mit unferm Staatsleben verträgt. 
ir find in Norddeutfchland des nationalen und des politifchen Bew 
ſeins, auch der Fatholifchen Bevölkerung in ihrer Mehrheit, ſicher und 
aben in der überwiegenden Mehrheit der evangeliichen Kirche einen 

tützpunkt, welcher den Regierungen rein oder wefentlich fatholifcher Yänder 
fehlt. E8 bedarf für uns der ee des Papftes, daß durch die 
Ergebnifie des Concils die hergebradhten und feftgeftellten Beziehungen 
der Curie zu den Regierungen nicht geändert werden follten, in Feiner 
Weife. Jeder Verſuch, diefelben umzugeftalten, würde ſchließ— 
ih nit zu unferem Nachtheile ausfallen, 

Ungeachtet diefer Zuverficht find mir natürlich weit davon entfernt, 
zu wünfchen, daß die Sachen auf die Spige getrieben werden. Im In— 
terefie der Fatholifchen Unterthanen Seiner Majeftät des Königs und 
einer friedlichen Weiterentwidlung des nationalen Lebens können wir nur 
wünfhen, daß der Organismus der Fatholifhen Kirche, auf 
deſſen Grunde ſich bisher gedeihlihe Beziehungen zwiſchen 
Staat und Kirche gebildet haben, nicht geftört oder unters 
broden werde. Wir haben ein lebhaftes Intereſſe daran, daß die Ele- 
mente des religiöfen Lebens, verbunden mit geiftiger Freiheit und mwifjen- 
Ihaftlihem Streben, melde der katholiſchen Kirche in Deutſchland eigen- 
thümlih find, audh in Rom auf dem Concil im Gegenfag gegen die 
fremden Elemente zur Geltung fommen und nicht durch die numerifche 
Mehrheit unterdrüdt und vergewaltigt werden. Aber wie diefer Wunſch 
nicht aus dem ftaatlichen Intereſſe der Regierung, fondern aus der Syms 
pathie für das religiöje Leben unferer fatholiichen Bevölkerung hervorgeht, 
jo kann er auch nicht in einer von der Regierung ausgehenden Action 
feinen Ausdrud finden, fondern wir müſſen erwarten, daß die Action 
von dem deutfhen Element auf dem Concil felbft ausgehe, 
und wir unfererjeit3 müfjen uns darauf bejchränfen, dem deutſchen Epis- 
copat die Gewißheit unferer Sympathie und, wenn der Fall des Bedürf- 
niſſes eintreten und von dem Episcopat erfannt werden follte, unjere 
Unterftügung zu geben. 

Unfererjeit3 im Namen der Regierung Forderungen von dem Epis- 
copat an die Eurie oder dad Concil zu ftellen, betrachte ich nicht als 
unfere Aufgabe. Abgejehen davon, daß es jchwer fein würde, einen praf- 
tifchen Boden dafür zu finden — wie denn fchon die Forderung eines 
Abftimmungsmodus nad) Nationen eine ſehr ſchwer definirbare fein würde 
— mürden wir uns im eine faljche Stellung zu dem Concil und zu der 
Eurie bringen und eine Art Anerkennung der dort beanſpruchten Autorität 
ausfprechen, deren Folgen ſich ſchwer berechnen ließen. Was follen wir 
thun, wenn die Forderung, wie es wahrſcheinlich ift, abgemwiefen wird, 
weil es ſich dabei um ein reines Internum des Concils handle? Und 
wenn gar römijcherjeit8 darauf eingegangen würde — mas freilich nicht 
wahrjcheinlich ift — würden uns nicht gerade dadurd die Hände gebunden 
werden für die Zukunft? Würden wir damit nit den für uns 
einzig möglihen Standpunft aufgeben, daß wir als Regie» 
rung dem Eoncil völlig fremd und frei gegemüberftehen und 
feine Beichlüfje vor das Forum unjerer Gefege und unjeres 
Staatslebens zu ziehen beredtigt find? Schon aus diefem Grund 
können mir eine ftändige Conferenz der Vertreter der Regierungen in 
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Rom, melde Em. ꝛc. mit dem Namen eines Anticoncil8 bezeichnen und 
re zwar nicht empfehlen wollen, aber doch als eine ind Auge zu 
affende Eventualität anführen, nicht für angemeffen erachten, felbft wenn 
fie möglich wäre. Sie dürfte aber auch praftifch ſich nicht als möglich 
ermeijen, jchon weil fi nur ſehr wenige Bertreter von Regierungen darin 
zufammenfinden würden, wie denn Em. ꝛc. jelbft mit Recht ein Zufammens 
wirfen mit dem öfterreichifchen Botſchafter als ſchwierig bezeichnet haben. 
ee welches das Eoncil ganz in feiner Hand hat und durch ein 
Zurüdziehen feiner Truppen daffelbe gefährden kann, würde fich ficherlich 
abjeit halten; von England, von Rußland, von Ftalien find feine Ver— 
treter vorhanden, und welches Gewicht würde in Rom eine Conferenz 
erh die ſich aus den Vertretern des norddeutfchen Bundes, Bayerns 
welches die andern jüddeutfchen Staaten nicht mit repräfentiren würde, 
da Würtemberg wenigſtens fi nicht geneigt zeigt, Bayern mit zu beauf- 
tragen) und Portugal zufammenfegte? Alle diefe Betrachtungen fünnen 
nur dazu dienen, die Ueberzeugung zu verftärken, daß jede Action auf 
das Eoncilnurpvon den Nadien, d. b. womöglich den deutfchen, 
in Berbindung mit den öfterreihifhen und ungarifchen, even- 
tuell aud den franzöfijhen und den einzelnen Elementen in 
anderen Nationalitäten, ausgehen muß. Es wird für jegt mehr 
nicht thunlich fein, al3 daß wir die deutfchen und die ihnen zuftimmenden 
Biſchöfe ermuthigen und moralifh unterftügen, und ihnen 
die Zuverfiht geben, daß wir aud im fhlimmften Fall ihre 
Rechte im — Lande wahren würden. Ich erſehe aus Ihren 
Berichten mit Vergnügen, daß Ihnen die Fühlung mit den Biſchöfen nicht 
fehlt; und ich wünſche dringend, daß Sie dieſelbe dazu benutzen mögen, 
um auf die Biſchöfe in dieſem Sinne vertraulich einzuwirken. Inwieweit 
Em. ꝛc. bei den einzelnen Prälaten Gelegenheit und Boden dafür finden, 
fann nur von Ihnen ſelbſt beurtheilt werden. Hierüber bitte ich Em. ꝛc. 
auch mit dem Grafen Taufflirchen, deffen Uebereinftimmung Ihnen ſicherlich 
—* fehlen wird, und mit dem portugieſiſchen Geſandten ſich zu ver— 
ändigen. 
en Bifhöfen gegenüber werden Sie aber aud hervor— 
heben fünnen, was ih oben ſchon andeutete, daß tief ein= 
reifende Aenderungen in dem Organismus der fatholifhen 
Rice, wie fie durch die abfolutiftifhen Tendenzen der Eurial« 
partei angeftrebt werden, allerdings aud nicht ohne Einfluß 
auf die Beziehungen der Kirche zum Staat und damit aufihre 
eigene Stellung der Regierung gegenüber bleiben würden. 
Diefe Beziehungen und das bisher von der Staatsregierun 
ezeigte wohlwollende Entgenfommen für die Bedürfnijje un 
ln ice der Kirche beruhen auf dem bejtehenden Organismus 
der Kirche und auf der anerfannten Stellung der Biſchöfe in 
demjelben. Werden diefe alterirt, jo werden auch die Pflichten 
der Regierung andere, nicht nur in moralijcher, fondern aud 
in iurififher Hinfiht, und legtere muß fich fragen, ob die ver— 
änderte Stellung der Biſchöfe, welche ihr gegenüber die nächſten 
Vertreter und Organe der Kirche find, nicht eine veränderte 
Dehandlung in legislatorijcher und adminijtrativer Hinficht er» 
forderlih made. In diefer Beziehung erfcheint mir aud die Argu— 
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mentation des franzöſiſchen Botſchafters, welche Em. ıc., ich weiß nicht 
recht, warum, als eine jubtile bezeichnen, durchaus gerechtfertigt; und ich 
glaube, dag Sie ähnliche Erwägungen gegenüber den Biſchöfen geltend 
machen fönnen. Indem ich noch bemerfe, daß diefe Inftruction Seiner 
Majeftät dem König vorgelegen hat und von Allerhöchitdemjelben genehmigt 
worden iſt, faſſe ich diefelbe nach einmal darin zufammen: daß ih Ew. xc. 
bitte, dem Eoncil und der Eurie gegenüber eine vollftommene 
ruhige und abwartende Stellung zu bewahren, und vertraulid, 
in Uebereinftiimmung mit Ihren gleihgefinnten Collegen, eine 
möglichft ermuthigende und ftärfende Einwirkung auf die Bijhöfe 
geltend zu maden“ i 


Ende Sanuar. Vorftellung deutiher und öſterreichiſcher 
Biſchöfe gegen die Infallibilitäts-Petition. 


„Es find uns gedrudte Briefe zugelommen, in denen man von ben Bätern 
bes Concils die Unterjchrift verlangt für eine Petition, in welcher bie ökumeniſche 
Synode erfucht wird, biefelbe möge fanctioniren, daß die Autorität bes römijchen 
Papftes Die höchſte und deshalb irrthumlos fei, wenn fie in Saden des Glaubens 
und der Sitten mit apoftoliicher Machtvollkommenheit allen Gläubigen Vorſchriften 
ertheilt. Es iſt gewiß verwunderlich, die Richter des Glaubens einzuladen, daß 
fie noch vor der Verhandlung eine mit ihrer Unterſchrift bekräftigte Erklärung 
über den erft zu füllenden Spruch veröffentlichen. Aber wir haben in einer jo 
wichtigen Angelegenheit uns an Dich felbft, beiligfter Bater, zu wenden bejchlofien. 

Die Zeiten find verſchwunden, in welchen es vorlam, daß die Rechte des 
apoftoliihen Stuhles von Katbolifen in Zweifel gezogen wurden. Es giebt Nie- 
manben, ber nicht wüßte, „daß, gleichwie der Leib ohne Haupt verftümmelt ift, 
fo auch nicht ein bie ganze Kirche repräjentirendes Concil ohne den Nachiolger 
bes heiligen Petrus gebalten werben kann“ — und Alle gehordhen den Geboten 
bes heiligen Stuhles mit willigftem Herzen. Ueberbies ift das, was über bie 
Autorität des römischen Pontifer von den Gläubigen zu halten fei, von dem Tri- 
bentiner Concilium ausgeiproden, wie auch von dem Florentiniſchen, beffen 
Beſchluß Über diefen Punkt im Ganzen und Einzelnen um fo beifiger gehalten 
werben muß, weil berjelbe durch die Uebereinftimmung der lateinifchen und grie- 
chiſchen Kirche feftgeftellt ift und die Grundlage für die MWieberberftellung ber 
Bereinigung fein wird, wenn der Herr auf das von fo vielen Leiden beimgejuchte 
Morgenland den Blid feiner Barmberzigkeit wendet. Dazu fommt, daß bie 
Kirche in dieſer ftürmifchen Zeit gegen Bene, welche fi) wider bie Religion wie 
eine dem menſchlichen Gejchlechte verderbliche Erfindung erheben, einen neuen, jeit 
Jahrhunderten unerbörten Kampf führen muß, fo bat es keineswegs angemefien 
ericheint, den von fo vielen und allfeitigen Umtrieben in Berfuhung geführten 
fatbolifchen Völkern Größeres als bie Väter von Trient aufjuerlegen [majora 
imponere]. Uebrigens, obſchon Bellarmin mit ber ganzen Fatholifchen Kirche 
ausſpricht: „Enticeidungen in Saden des Glaubens hängen vorzüglich von ber 
apoftofifchen Ueberlieferung und der Zuftimmung der Kirchen ab,“ und obwohl bie 
allgemeine Synode ten fürzeften Weg bietet, die Meinung der ganzen Kirche kennen 
zu lernen, fo find dennoch von dem erbabenen Concil, welches die Apoftel mit den 
Aelteften von Jeruſalem gehalten haben, bis zu dem von Nicäa, nnzählige Irrtbümer 
durch Entiheidungen der Einzellirhen unter Zuftimmung bes Nachfolgers bes beili- 
gen Petrus und der ganzen Kirche niedergeichlagen und vernichtet worden. Es ift 
zweifellos, daß alle gläubigen Chriften den Beichlüffen des apoftoliihen Stuhles 
aufrichtigen Geborfam ſchulden; außerdem lebren unterrichtete und fromme Männer, 
dasjenige, was ber Papſt über den Glauben und die Sitten ex cathedra redend 
feftietst, fei auch ohne die auf was immer für eine Weije kundgegebene Zuftim« 
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mung der Kirhen unumſtößlich. Dennoch darf man nicht ftillichweigend darüber 
binmeggeben, daß nichtsbeftoweniger noch gewichtige Schwierigkeiten übrig bleiben, 
die aus den Schriften und Handlungen der Kirchenväter, aus echten Urkunden 
ter Geſchichte und der katholifchen Lehre felbft hervorgehen, vor deren vollftändiger 
Löfung die in dem oben genannten Schreiben empfohlene Lehre dem riftficen 
Volle als eine von Gott enthüllte unmöglich vorgelegt werben könnte. Wahrlich, 
vor biejen Erörterungen ſcheut fich unjere Seele, und daß uns die Nothwendigleit 
einer ſolchen Berathung nicht auferlegt werde, darum bitten wir im Vertrauen 
auf Dein Wohlwollen. Ueberdies, da wir unter den bedeutendſten fatho- 
liſchen Nationen das biſchöfliche Amt verwalten, fo fennen wir ihre 
Berbältniffe aus täglicher Erfahrung; für uns aber ftebt feft, daß 
bie Definition, welde verlangt wird, den Feinden ber Religion 
eine Waffe geben würbe, um gegen bie katholiſche Sache aud bei 
anerlannt befferen Männern Groll zu erregen, und wir find gewiß, 
daß diefe Sade in Europa, wenigftens den Regierungen unjferer 
Sprengel, den Grund oder doch den Borwand bieten würde, bie 
noch übrig gebliebenen Rechte ber Kirche anzugreifen. Das haben wir. 
Deiner Heiligleit mit jener Aufrichtigfeit auseinanbergefett, die wir dem gemein- 
jamen Vater ber Gläubigen jchulden, und wir bitten Dich, anzuordnen, daß die 
Lehre, um deren Sanctionirung gebeten wird, dem allgemeinen 
Concile zur Beratbung nicht vorgelegt werde. Auch erbitten wir, zu 
Deinen Füßen liegend, für uns und für bie Völker, die uns anvertraut find, 
um fie zu Gott zu führen, den apoftoliihen Segen. 
Deiner Heiligkeit demütbigfte, gehorjamfte und ergebenfte Diener.“ 


(46 Unterjhriften, barunter Ehmwarzenberg. Rauſcher. Fürftenberg. 
Haynald. Melchers. Förfter. Stroßmayer. Namszanowsli. Eber- 
bard. Krement. Bedmann. Ketteler. Hefele. 


Die BVorftellung, als deren Berfaffer Cardinal Erzbifchof v. Rauſcher 
gilt, wurde, da der Papft deren Annahme — wie es bie wegen eines Form- 
ſehlers — verweigerte, vom Cardinal Erzbifhof v. Schwarzenberg unterm 
29. Januar dem Präfidenten des Concils mitgetheilt. Außer biejer Vorftellung 
— noch vier andere, ganz ähnliche Eingaben in derſelben Weiſe ein— 
gebracht.) 


Januar. Vorſtellungen der franzöſiſchen Regierung in Rom 
wegen der Gefahren der beantragten Beſchlüſſe. 


10. Februar. Oeſterreichiſche Warnung an die Kurie. 


Depeſche des Grafen v. Beuft an Graf Trautmannsdorff in Rom. 
— — — „Die Haltung einer impoſanten Minorität auf dem Konzil, — 
einer Minorität aus Prälaten der aufgeklärteſten und zugleich der katholiſchen 
Kirche treu ergebenen Länder, und in welcher wir mit lebhafter Genugthuung 
die bedeutendſten Namen des öfterreichifch- ungariſchen Episcopats finden, — lief 
ung auf ein unferen Wünfchen mehr entiprechenbes Ergebniß hoffen, als bie erften 
bierher gelangten Anzeichen. Dieſe. Hoffnung ift freilich noch nicht zerftärt, — 
aber Eyınptome, deren Wichtigkeit wir nicht verfennen können, flößen uns ernfte 
Beforgniffe ein. Diefelben beweifen zweifellos, daß in den höchſten Kreijen der 
Kirche eine beftimmte Tendenz gegen die Zulaffung derjenigen Freiheit befteht, 
melde für den Staat in allen ber bürgerlichen Geſetzgebung angehörigen An- 
gelegenbeiten befteht. — Die öffentlihe Meinung erhebt fich nicht ohne Grund 
gegen gewiffe Kundgebungen, welche zwar zunächſt nur PBrojecte bezeichnen, welche 
über, wenn fie ſich verwirklichten, einen unausfüllbaren Abgrund 
milden den Gejeten ber Kirhe und denen der meiften modernen 
Staaten jhaffen würden. Die Ausficht auf diefe Gefahr reiht hin, um eine 
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tiefe Beunrubigung in bie Gemüther zu werfen, unb bie Kaiferlich - Königliche 
Regierung würde ihre Pflicht verfäumen, wenn fie nicht verfuchte, ihre Stimme 
u erheben um bas Uebel zu bezeichnen und feinen Folgen vorzubeugen. — — — 

iemanb würbe aufrichtiger als wir einen neuen Konflikt zwijchen zwei Gewalten 
entfteben ſehen, welche fo leicht im Frieden neben einander leben könnten. Aber 
wir bürften nicht vor ber Erfüllung ber gebieterijhen Pflicht zurüd- 
weidhen, ben Gejeten des Staates die Achtung zu ſichern, die ihnen 
Jedermann ohne jede Ausnahme und unter allen Berbältnifjen 
ſchuldig if. — — Unfer Gewiffen nöthigt uns, ſchon jet auf bie ernften und 
unvermeiblihen Folgen ber Annahme von Beichlüffen wie die in Rebe ftehenben 
im voraus hinzumweijen. ꝛc.“ 


Mittheilung der vorjtehenden Depejhe nad 
Berlin. 
Depeiche des Grafen Beuft an den Grafen Wimpffen. 


— — „Es ift möglich, daß man Sie fragen wird, warum gerabe bie Kaifer- 
fihe und Königliche Regierung, die ſich fo beftimmt und früher als alle anderen 
für eine einfah abwartende Haltung gegenüber den Eoncils-Berathungen ausge- 
fproden bat, und hierin den anderen Mächten mit ihrem Beifpiel vorangegangen 
ift, nunmehr aus ihrer Zurüdhaltung heraustretenb, allein und ohne vorgängiges 
Einvernehmen mit anderen Cabinetten fich zu einem diplomatiſchen Schritte bei 
ber Eurie entichloffen bat. Werden Sie in diefem Sinne interpellirt, fo bitte ich 
zu antworten, daß Ihre Regierung durch die Berbältniffe im Innern der Mo— 
nardie fich gegenüber dem Concil im eine ungleich fühlbarere Lage wie jede andere 
verjetst jehe. Die Thatjache, daf unmittelbar vor dem Concil die confeifionellen 
Fragen in Defterreich- Ungarn einen jo großen Plat in ber öffentlichen Discuffion 
eingenommen, bie Gemüther jo mächtig aufgeregt haben und mit dem Lebergange 
der Monardie zu parlamentarifhen NRegierungsformen in jo engem Zufammen- 
bange geftanben find, biefe Thatjache übt bei uns auf die moraliihe Situation 
ber Regierung einen Einfluß, welcher anderwärts nicht, oder boch bei weitem nicht 
in gleihem Grade fich geltend macht. Die Regierung darf, wie die Dinge fteben, 
es nicht darauf anlommen laffen, daß man an ihrem entichiedenen Willen zweifle, 
die Hoheitsrechte des Staates gegenüber den Anſprüchen der katholiſchen Hierarchie 
wachſam und energijch zu vertreten. Sie bebarf hierin des öffentlichen Vertrauens 
im vollften Maße. Die Linie, jenfeit welcher unfere Regierung fich nicht mehr 
auf bloßes Schweigen beichränfen durfte, war unter dieſen Umftänden für uns 
dadurch bezeichnet, daß allerdings bloße Bermuthungen und nicht- officielle Pro- 
gramme für bie künftigen Concils-Beſchlüſſe von uns ohne präventive Einiprade 
bingenommen werben konnten, unjere Entbaltung aber ihre Grenze finden mußte, 
fobald autbentijche Documente uns die Gefahr eines ernftlichen Eonflicted zwijchen 
den Eoncils» Beihlüffen und den Staatsgejegen vor Augen ftellten. Die von ber 
Augsburger Allgemeinen Zeitung jüngft veröffentlichten Canones gehören zwar 
nur zu ben in Rom ausgearbeiteten Borlagen, welde den Berathungen bes 
Eoncils zu Grunde gelegt werben follen. Sie unterliegen daher jeder Aenderung, 
und bie Haltung eines Theiles der Bäter des Concils läßt vorberjehen, daß es 
an DOppofition gegen mande dieſer Sätze nicht fehler werde. Aber fie find als 
Borlagen authentiih und gewähren als folche beftimmten Aufjchluß über bie in 
Rom gebegten oder zugelaffenen Intentionen. Ich habe daher nicht ſäumen dürfen, 
unfere warnende Stimme bort hören zu laſſen.“ 
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6. März. VBorlegung der Definition der Unfehlbarfeit. 


Aufaglapitel zu dem Dekret über den Primat bes römiſchen Papftes. 


— — „So lehren wir mit Zuftimmung bes beiligen Concils und befiniren 
es als ein Dogma des Glaubens, daß kraft des göttlihen Beiftandes ber römiſche 
Bapft, von dem in der Perjon bes beiligen Petrus gleichfalls von unſerem Herrn 
Jeſu Ehrifto gejagt ift: „Ich babe für Dich gebetet, daß bein Glaube nicht wanke,“ 
wenn er in Uebung bes Amtes als höchſter Fehrer aller Ehriften mit feiner Auto» 
rität befinirt, was in Saden des Glaubens uub ber Moral von der ganzen 
Kirche zu halten jei, nicht irren könue, und daß dieſe Prärogative der Irrthum— 
Iofigleit ober Unfehlbarkeit des Papftes ſich auf benfelben Bereich erftrede, auf 
welchen bie Unfeblbarkeit der Kirche ſich ausdehnt (quid in rebus fidei et morum 
ab universa ecclesia tenendum sit, errare non possit; et hanc Romani 
Pontificis inerrantiae seu infallibilitatis praerogativam ad idem objectum 
porrigi, ad quod infallibilitas ecclesiae extenditur). Wenn aber Jemand, 
was Gott abwenden möge, biejer unferer Definition zu wiberjprechen fi anmaßen 
follte, jo wife er, daß er von ber Wahrbeit des fatboliihen Glaubens und ber 
Einheit der Kirche abgefallen jei.“ 


Aufforderung, bei Bertheilung des Zuſatzkapitels ven 
Bätern übergeben. 


„Da die meiften Biſchöfe unjeren beiligften Herrn gebeten haben, einen 
Sat über die Unfehlbarkeit des Römiſchen Pontifer dem Concil vorzulegen und 
unjer beiligfter Herr auf den Beirath der bejonderen Eongregation, welde für 
bie Entgegennahme und Prüfung der Anträge ber Väter niedergeſetzt ift, dem 
erwähnten Geſuche zu willfahren gerubt bat, jo wird an bie hochwürdigſten Väter 
des Concils die Formel eines neuen über biefen Gegenfiand handelnden Capitels 
zur Prüfung vertheilt.* 


4. April. Erneute Borftellungen Frankreichs bei dem 
Papſte. 
Aus der Denkſchrift bes Miniſters Daru, au ben Papſt über— 
reicht durch den franzöſiſchen Botſchafter v. Bauneville. 


„Fragen politiſcher und bürgerliche Art ſind kürzlich in der Verſammlung 
erhoben worden. Die Beziehungen der Kirche und des Staates find der Gegen- 
ftand einer Anzabl von Anträgen, welde nächſtens zur Verhandlung fommen 
follen. Die Regierung Sr. Majeftät hält es für ihre Pflicht und ihr Recht, bie 
Beunrubigung zu documentiren, welche die Annahme von Marimen hervorrufen 
würden, welde die Geſetze unjeres Landes berühren. 

Um die guten Beziehungen aufrecht zu erhalten, erbitten wir dringend von 
ber Weisheit des Papftes und von ben Vätern bes Konzils, aus dem „Schema 
de Ecclesia* alles das zu befeitigen, was im Text veröffentlicht und nicht des— 
avouirt ift, und was, wie wir fürchten, bie ernfteften Folgen für die geſetzliche 
und fociale Ordnung aller europäifchen Staaten haben würde. 

Je mehr man die Doctrin diefes Documentes prüft, um fo weniger ift zu 
verfennen, daß biefelbe im Grunde fo viel bedeutet, als die gänzliche Unter» 
orbnung ber bürgerlichen unter bie religiöſe Gefellihaft. Nah ben 
Dispofitionen, welche dieſes Schema enthält und unter ber fürdhterlihen Sanction 
bes Anathema’s, ſoll fih bie Infallibilität und bie Autorität nicht nur auf die 
Wahrbeiten erftreden, welche uns durch die Offenbarung gegeben find, fonbern 
auch auf alle diejenigen, welche ber kirchlichen Tradition angehören. 

Mit andern Worten, hätte bie Infallibilität und die päpftlide 
Autorität feine anderen Örenzen, als diejenigen, weldhe die Kirde 
jelbft ihr geben will und alle Prinzipien ber bürgerlihen, politi» 
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tifhen, wiffenfhaftliden Ordnung fallen Direct oder indirect unter 
ihre Mactbefugniß. Auf diefem unbegrenzten Felde würbe fid 
bas Recht ber Kirche bewegen, Entiheibungen zu treffen, und Ge 
fege zu verfünben, welde bag Gewiſſen der Gläubigen binden ohne 
jede Beftätigung ber politifhen Autorität, und felbft in directem 
Gegenfat zu den politifhen Autoritäten. 

In diefem Bereiche, deffen Grenzen die Kirche allein zu beftimmen haben 
wilıbe, ſollen die beabfichtigten Canones ihre abfolute Macht zuerfennen und zwar 
zugleich legislative, richterliche und zwingende Gewalt, eine Macht, welcher die rit- 
lihen Fürften und Regierungen zur Mithülfe verpflichtet wären, indem fie biejemigen 
ftrafen müßten, welche den Verſuch machen würden, fich biefer Macht zu entziehen. 

Es ift offenbar, daß wenn nad folden Principien gebanbelt 
würde, die Regierungen feine Macht unb die bürgerliche Geiell- 
{haft feine Freiheit bewahren würden, als bie Macht und bie 
Freiheit, welche die Kirche ihnen zu bewilligen geneigt wäre. Alle 
politifhen Einridtungen, alle Grundlagen ber bürgerliden Ge» 
jeßgebung in Betreff des Eigenthbums ber Familie, und des Unter 
rihts fonnten täglih durch die geiftlihe Autorität in Frage ge 
ftellt werben. 

Zur Vervollftändigung dieſes Syſtems hat man verlangt, im bemielber 
Decret die perfönlihe Infallibiliät des Papſtes zu verkünden, d.h 
nahdem man alle politifhe Macht und alle religiöjfe Macht in bie 
Hände der Kirche gelegt hat, concentrirt man alle Macht der Kirde 
in die Hände ihres Hauptes. 

Das find die Grundſätze, melde das ölkumeniſche Konzil Angefichts dei 
19. Jahrhunderts verkünden jollte, und da folde Grundfäge nirgends im drit- 
lihen Europa zugeftanden und anerfannt find, jo würde damit Namens bes 
Bapftes das Anathem über alle bürgerlihen Einrihtungen und bie 
ganze bürgerlihe Gejellihaft ausgefproden. 

Selbſt im Mittelalter ift der Verſuch, biefe Prinzipien zur Geltung ju 
bringen, die Urſache der blutigften Conflicte gemwejen. Der lange Kampf de 
Prieftertbums und bes Kaiferreichs geben zergmiß bavon. In dem jetigen Ju- 
ftand der Gefellichaften würde freilich die Verkündigung diefer Principien nicht io 
ernfte Folgen nach fich ziehen. Die Unabhängigkeit der bürgerlichen Geſellſcheft, 
bie man früher bedroht geglaubt hätte, ift in unferen Tagen ebenfo der That: 
jache, wie dem Rechte nach über allem Streite und über jedem Angriffe teen. 

Die modernen Prinzipien haben ihre Stelle in dem öffentlichen, eurepü- 
fhen Recht endgültig errungen und find Daraus nicht zu verdrängen, weil fie für 
die Würde wie für die Freiheit der Menſchen und der Regierungen unerläßlih 
find. Es ift durchaus fein Gefühl politifcher Unruhe, das uns tveibt und und 
Borftellungen eingiebt, weldhe wir bem Coneil übergeben wollen. 

Es ift die tiefere und zugleih uneigemnüßigere Bejorgnif, 
daß fih, — wenn nidt die Klugheit bes heiligen Stuhls es nod zu 
verbindern ſucht, ein Gegenſatz zwiſchen allen bürgerlihen Gejel!- 
haften und der Kirche anbahnt, welcher gleich verberblich für Beide 
werden fanı. Es ift um den öffentlichen Frieden, ebenjo wie um die Ueber 
einftimmung politiiher und religiöfer Gejellihaften gejchehen, wenn man einen 
Gegenjat in den Gemüthern hervorruft, und wenn man ben Feinden ber Kirk 
eine Waffe in die Hand giebt, deren fie fih nur zu gut gegen fie bedienen werden. 

Als Hüter des fozialen Friedens müffen die Regierungen es fid zu 
böchften Aufgabe machen, ſolchem Unheil zuvorzukommen. Sie würden ihre Pflicht 
vernachläffigen, wenn fie in den jegigen Umftänden ftillfhwiegen. Die Erregung, 
welche fich der hriftfichen Welt in Erwartung der Entjheidungen des Concils I 
mächtigt bat, macht e8 den Regierungen zur dringenden Nothwendigkeit zu jpreden, 
und gegen die Anträge Verwahrung einzulegen, welde, wenn fie angenommes 
wilden, die jchwerften Unruhen zur unausbleiblihen Folge haben würden.“ 
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10. April. Borftellung der Minderheit auf dem Konzil 
wegen Aufihub der Berathbung über die Unfehl- 
barfeitölehbre (vom Kardinal v. Rauſcher entworfen; 
die Zahl und Namen der Unterichriften ſtehen nidyt feit). 


— „Es ift eine unter ben Grogen, beren höchſte Wichtigkeit niemandem 
entgehen kann, der Gott über der Seelen Heil Rechnung legen muß: benn fie 
berührt die dem driftliden Bolfe von den —28* Gottes zu ge— 
bende Unterweiſung und betrifft direet das Berhältniß ber katho— 
liſchen Lehre zur bürgerlichen Geſellſchaft. 

Wir ſind weit entfernt vom unbilligen Urtheile jener, welche die Päpſte des 
Mittelalters bezüglich ihrer Urtheile über die Könige und Reiche des ungebändigten 
Ehrgeizes und der Störung der bürgerlichen Ordnung anklagen. Vielmehr ſind 
wir volllommen überzeugt, dieſelben haben geſetzmäßig eine ihnen vom öffentlichen 
Rechte der abendbländifchen Bölfer zugefchriebene Gewalt ausgeübt, und daraus 
feien große Wohlthaten für das chriftliche Volk entjprungen. Da aber jene Bäpfte, 
wie auch ber Gelebrtefte damals pflegte, nach bem Maßſtabe ihrer Zeit die ver- 

angenen Dinge beurtheilten, auch durch falfche Erzählungen von Päpften früherer 

abrhunderte, welche bie Kaiſer abgejett hätten, getäufcht worben waren, fo 
glaubten fie ſowohl feit, als fie auch im Decreten und Refcripten ausiprachen, 
von Gott jei ihnen das Recht verliehen, über alle zeitlichen Angelegenheiten aus 
dem Gefihtspunfte ber Sünde Borfchriften zu geben und Urtbeile zu fällen; ins- 
bejondere habe Ehriftus der Herr dem bi. Petrus und den an beffen Stelle Nach— 
folgenden zwei Schwerter übergeben, das eine das geiftliche, welches fie ſelbſt 
fübrten, das andere das weltliche, welches bie Fürften und Krieger nach ihrer 
Borjchrift führen müßten. Dieſe Lehre von dem Verhältniß der päpftlichen Ge- 
walt zur ftaatlihen bat Bonifaz VIII. durdh die Bulle „Unam Sanctam“ 
verfünbigt und allen Gläubigen anzunehmen befohlen. Es giebt Leute, welche 
zur Hebung der Schwierigkeit behaupten, Bonifaz habe nichts befinirt als: alle 
Menihen feien gehalten, den römiſchen Papft als das von Chriſtus gefettte Haupt, 
der Kirche anzuerfennen; aber dem, welcher die Borgänge zwiſchen Bonifaz und 
Philipp dem Schönen fennt, muß die Meinung bes Papftes, der auf einer über 
die Angelegenheiten Frankreichs gehaltene Synode bie Bulle erließ, ewident fein. 
Diefer Evidenz zu widerftreben erlaubt bie Liebe zur Wahrheit nicht; auch ent- 
fpricht Dies der Klugheit nichz denn bie ſolche Waffen benuten, bieten ben Gegnern 
der Kirche die glänzenbften Vorwände bar fie zu verleumden, und bie Zeugniffe 
der Geſchichte, welche für die Kirche jprechen, zu entlräften. Uebrigens haben bie 
Väpfte bis ins fiebzehnte Jahrhundert öffentlich gelehrt, die Gewalt in weltlichen 
Dingen jei ihnen von Gott gegeben, und fie haben bie entgegengefete Meinung 
verworfen. Eine andere Lehre Über das Verhältniß der firhliden 
Gewalt zur ftaatlihen tragen wir mit faft allen Biſchöfen ber fa- 
tbolifhen Welt dem Kriftlihden Volke vor. Denn wir lehren: ungleich 
zwar fei beiber Gewalten Würde, ba, wie ber Himmel die Erbe überrage, jo bie 
ewigen Güter, welche den Menihen durch das Amt ber geiftlihen Gewalt zu- 
fommen, böber feien als bie zeitlichen, auf beren Erhaltung oder Vermehrung 
die unmittelbare Thätigleit der bürgerlihen Gewalt fi beichränke: eine jede von 
beiden Gewalten fei aber in den ihr anvertrauten Dingen unter Gott bie höchſte 
und in ihrem Amte der anderen nicht unterworfen. Der weltliche Fürſt als 
Glied der Kirche unterftehe der kirchlichen Gewalt, welcher durch göttliche Ein- 
richtung das Recht verliehen fei, auch die Könige mit Kirchenftrafen zu züchtigen, 
niemals aber das Recht zuftebe, fie abzuſetzen und die Unterthbanen 
vom Bande des Gehorſams zu löſen. Die Gewalt, über Könige 
und Reihe zu urtbeilen, welche die Päpfte des Mittelalters aus- 
geübt, babe ihnen zufolge einer gewijfen eigenthümlichen Geftal- 
tung des öffentlihen Rechts zugeftanden; aber mit ben veränderten 
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dffentlihen Einrihtungen und audb ben privaten fei biejelbe zu— 
gleih mit der Grundlage, auf der fie gerubet, binweggefallen. 

Was wir von dem Berhältniß der firchlichen Gewalt zur ftaatlichen lebren, 
ift nicht neu, ſondern uralt und burch die Uebereinftimmung ber beifigen Bäter 
und bie Ausſprüche und Beifpiele aller Päpfte bis auf Gregor VII. beftärtt: 
weshalb wir nicht zweifeln, daß es die volle Wahrheit jei; denn Gott wolle ver- 
hüten, daß wir wegen der Zeiten Bebürfniffe den urjprünglihen Sinn bes gött- 
lihen Geſetzes fälſchen! Dennoch müfjen die Gefahren angezeigt werben, melde 
für die Kirche aus einem Decrete entftehben werden, das mit biefer unferer Lebre 
nicht übereinftimmen würde. Es entgeht niemandem, daß es unmöglich ift, die 
ftaatlihe Gejellihaft nach der in der Bulle „Unam Sanctam“ feftgejetsten Regel 
zu reformiren. Gleichwohl kann durch ben Wechjel der Meinungen und menjc- 
lihen Einrichtungen weber ein von Gott verliehenes Recht noch die biefem ent- 
ſprechende Pflicht aufgehoben werden. Wenn der römiſche Papft im bI. Peter bie 
Gewalt empfangen bätte, welche figürlich durch die zwei Schwerter bezeichnet wird, 
und, wie in ber Bulle „Cum ex Apostolatus officio* verfichert wird, aus gätt- 
lihem Rechte über die Völler und Reiche die Fülle ver Gewalt innehätte, dann 
fände e8 ber Kirche nicht frei, dies ben Gläubigen zu verbergen; vemu fie muß 
ben Spuren bes heiligen Paulus folgen, der bie, welche er zu unterrichten be» 
fonımen, verfichert: „Ich habe nicht unterlaffen, Euch ben ganzen Plan Gottes 
zu verfünbigen.“ Wäre aber der chriftliche Unterricht auf diefe Art umgeftaltet, 
fo würde es wenig nützen, weitläufig zu verſichern: was zu der Gewalt des hei- 
ligen Stubles im Zeitlihen gehöre, halte fih in den Grenzen der Theorie und 
jei von keinerlei Gewicht rüdfichtlich der Angelegenheiten und Ereigniffe; Pins IL 
denke nicht entfernt daran bie Lenker ber ftaatlichen Angelegenbeiten abzuſetzen. 
Hohnlachend würden die Gegner antworten: bie päpftlichen Urtbeile fürchten mir 
nit; aber nah langen und verjhiebenen Berftellungen ift es endlich 
evibent worden, daß jeder Katholik, deſſen Werke durch den 
Glauben, den er belennt, geleitet werben follen, ein geborener 
Feind des Staates ift, da er fih im Gewiſſen für gebunden er- 
achtet, joviel er fann dazu beizutragen, daß alle Reihe und Böller 
bem römifhen Papfte unterworfen werben. Es ift wohl überflüifig, die 
vielerlei Macinationen und Berleumbdungen, welche von den Feinden ber Kirde 
daraus abgeleitet werden Fünnten, weitläufiger auseinanderzujegen. Da ſich bie 
jo verhält, kann es menigftens dem dieſe Schwierigkeit recht aufmerfjam Ermwi- 
genden nicht zweifelhaft fein, daß diefelbe, bevor über bie Unfehlbarkeit des Paritet 
verhandelt werbe, auf das genauefte biscutirt werden müſſe. Es würde nicht 
Recht fein, die Väter zu verleiten, daß fie über eine Sache, deren Conjequenzen 
fih fo weit ausdehnen und die Beziehungen der Kirche zu der menjchlihen Ger 
fellihaft jo mannigfaltig und tief afficiren, ohne ausbrüdliche und volle Unter 
juhung der Sache entſchieden. Deshalb ift es nöthig, daß ihnen die angegebene 
Frage, bevor das 11. Eapitel des Schema’s von ber Kirche in Angriff genommmen, 
zur Erwägung übergeben werde.“ 


20. April. Borjtellung der Mehrheit wegen unverzüg: 
liher Beſchlußnahme über die Unfehlbarfeit. 


23. April. Preußiſche Voritellungen zur Unterftügung der 
franzöſiſchen Depeſche. 
Depeſche des Norddeutſchen Geſandten (v. Arnim) 
in Nom an den Kardinal-Staatsſecretär Antonelli. 


„Die Raiferlich franzöfifche — —— hat uns Kenntniß von dem 
an den heiligen Stuhl gerichteten Memorandum gegeben und uns um 
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Unterftügung defjelben erſucht. — — Die Regierung des Norddeutichen 
Bundes würde in der That im Hinblid auf die tiefe Bewegung, welche 
in der Kirche Deutfchlands herriht, ihre Pflichten verfäumen, wenn fie 
Air die — ————— der von Frankreich geltend gemachten Auf: 
faflungen mit denjenigen Beforgniffen conftatiren wollte, welche in Deutſch— 
land die Gemüther — haben, Angeſichts der Gefahr, daß die im 
Gegenſatz zu der faſt einſtimmigen Anſicht der deutſchen Biſchöfe gefaßten 
Beſchlüſſe des Concils die ſchwierigſten Verhältniſſe hervorrufen, und dem 
Gewiſſen endloſe Kämpfe auferlegen. — Es iſt allgemein bekannt, daß 
die deutſchen Biſchöfe ſich die Auffaſſungen, welche auf dem Konzil 
herrſchen, nicht haben aneignen können, — Durch Altenſtücke, welche ver- 
öffentlicht worden ſind, haben ſie die Pflicht erfüllt, im voraus auf die 
beklagenswerthen Folgen hinzuweiſen, welche zu befürchten wären, wenn 
die höchſte Autorität der Kirche zur Erklärung gewiſſer Beftimmungen 
fchreiten wollte, welche nicht verfehlen würden, die gegenfeitige Stellung 
wijchen den beiden Gewalten, der meltlichen und der geiftlichen, zu ver— 
— Dieſe —— würden alte hinlänglich bekannte Lehren 
wieder aufleben laſſen, welche von der bürgerlichen Geſellſchaft zu allen 
Zeiten und von allen Nationen belämpft worden ſind. Es hieße dies 
Verwirrung in alle Beziehungen zwiſchen der Kirche und dem Staat 
bringen und Kriſen herbeiführen, von deren Tragweite ſich der heilige 
Stuhl nicht vollauf Rechenſchaft zu geben jcheint. 

In Deutſchland müſſen die katholifchen und nicht Fatholifchen Ehriften 
friedlich nebeneinander leben. Unter dem Einfluffe täglicher Beziehungen 
bat ſich eine Stimmung gebildet, unter welcher die verfchiedenen Kon— 
feffionen fi) einander genähert haben, jo daß man hoffen darf, alle le— 
bendigen Kräfte der hrijtlihen Bevölkerung zu vereinigen, 
um gemeinfhaftlich die Jrrthümer zu belämpfen, deren Ein 
flug ſich heute zum großen Schaden aller religiöjen Gefühle 
geltend madt. Es it aber zu fürchten, daß diefe Annäherung aufges 
halten würde, wenn die Anfichten, welche unfere Bijchöfe betämpten, auf 
dem Konzil die Oberhand erlangten und der Welt als Glaubensregel 
auferlegt werden jollte. — 

E3 wäre niht unmöglih, daß die Regierung des Norddeutjchen 
Bundes alsdann im religiöjer Beziehung nicht mehr die Unbefangenheit 
der Aktion behielte, welche fie bis jetzt im Intereſſe der katholifchen Kirche 
benust hat. 

Indem wir dem heiligen Stuhl diefe Bemerkung unterbreiten, folgen 
wir nicht den Ideen Derjenigen, welche der heilige Stuhl vielleicht als 
feine Gegner anfieht. Wir haben Fein Intereſſe, die Autorität des Papftes 
zu ſchwächen. Als befreundete Macht und um der römijchen Kurie einen 
neuen Dienft zu leiften, möchten wir durch diefe offene Ausſprache dazu 
beitragen, von den Beſchlüſſen des Konzils Alles fern zu — was die 
bisher fo befriedigende Lage der katholiſchen Kirche in Deutſchland ge— 
fährden könnte. enn wir dazu helfen fünnten, ein ſolches Reſultat zu 
fihern, fo würden wir darin einen Grund mehr finden, auf dem ftet8 
feftgehaltenen Wege in unferen Beziehungen zur Kurie aud ferner zu 
verharren.“ 


25* 


wir 


388 
1870. 


8. Mat. Proteft einer Anzahl von Biſchöfen gegen die 
jofortige Berathung der Unfehlbarfeitölehre. 


„In der General» Kongregation bes vaticaniihen Concils, welde am 
29. April gehalten wurde, ift von ben hocherlauchten Präfidenten verfünbet worben, 
es werbe geſchehen, baß mit dem Berlaffen ber Orbnung, melde fih im Ent» 
wurfe von ber Kirche Chriſti finbet, zuerft von bem XI. Kapitel des Entwurfes 
und dem biefem beigegebenen Decrete d. i. von ber Unfehlbarkeit des römifchen 
Bapftes abgejondert und außer dem gehörigen DIE: worin bie Rechte 
und Prärogative bes Primates mit ben andern Lehren von ber Kirche ſtehen, ver- 
handelt würde. Diefe ganz unerwartete Aenberung ber Verhandlungen ber vati- 
canifhen Synode in reiflihe Erwägung ziebend, haben bie unterzeichneten Bi- 
ſchöfe, obwohl fie ſehnlichſt wünfchen, bat bie gegenwärtige Meinungsverichiebenbeit 
jo ſchnell als möglich zu Ende gebracht werbe, es für ihre Pflicht erachtet, den 
bocherlauchten Präfidenten zu erklären, daß fie, falls die Beſprechung jenes Zu- 
ſatzes durchaus nicht aufgegeben werben jollte, innigft überzeugt find, daß biefer 
neue Vorgang ber Berhanblungen weder ber Natur der Sache jelbft, noch dem 
Wohle der Kirche, noch der Ehre bes heiligen Stubles auch nur im entfernteften 
entipricht. 

(Nah ausführlicher Darlegung der Gründe beißt es weiter:) 

Wir können e8 mit unferer biihöflihen Würde, mit der Stellung, bie wir 
im Concil einnehmen, und mit ben Rechten, bie uns als Mitgliedern des Concils 
zuftehen, nicht länger für vereinbar halten, daß wir Bitten vortragen, da wir ja 
durch die Erfahrung mehr als genug belehrt find, daß ſolche Bitten nicht berüd- 
fihtigt, ja fogar, daß fie nicht einmal einer Antwort würbig erachtet worben find. 
Es bleibt uns alſo nichts anderes übrig, als gegen bie befagte Art des Borganges, 
welchen wir für bie Kirche unb ben —— * Stuhl als höchſt gefährlich be— 
trachten, Einſprache zu erheben und Proteſt einzulegen, damit wir 
auf dieſe Weiſe die Verantwortung für bie unglücklichen Folgen, 
welche daraus ohne Zweifel in kurzer Zeit hervorgehen werden, ja 
ſchon jeßt hbervorgeben jowohl vor den Menjhen als vor Gottes 
ſchrecklichem Gerichte, jo viel an uns liegt, von unsabmwälzen, deſſen 
diefe Schrift ein bleibendes Zengniß fein fol. Wenn jedoch das Decret, welches 
über die Kirche ausgegeben werben joll, mit Weglaffung aller Fragen, melde 
Streit hervorrufen, vorzüglih dahin zielte, bie Schönheit und Erhabenheit ber 
Braut Ehrifti zur größern Ehre Gottes und zum Heile der Seelen vor Aller 
Anblid zu enthüllen, wie leicht wäre e8 uns, die gefammte Lehre von ber Kirche 
in kurzer Zeit zu beenden und wielleicht könnten wir ſchon das nächſte Pfingftfeft, 
an bem jährlih das Gedächtniß der Gründung ber Kirche wieberkehrt, alle im 
Berein mit höchſter Freude feiern. Dann würden ſicher ber vaticaniihen Ber- 
fammlung bie feierlichften Pfingften anbrechen, deren Glanz über die ganze Welt 
ftrablend alle Ehriften mit unermeßliher Freude erfüllen würbe. Aber ah! es 
fehlt viel dazu, daß uns biefe Freude bereitet wird, eher jcheinen bie fommenben 
Pfingften uns Trauer als Freude zu verfünbigen! Dafür follte von jenen Rechen- 
ſchaft abgelegt werben müſſen, welche mit Hilfe des Concils nicht für bie brin- 
ende Nothlage des chriftlihen Staates Sorge tragend, nicht die Feinde ber 
Kirche, fonvdern ibre Brüder befiegen, für Schulmeinungen die Siegespalme bean- 
fpruden und daburd der Gegenwart ben empfinblichften Schaden zufügen werben, 
was in ber Kirche und noch weit mehr bei Erwägung der Zukunft Stoff zur be» 
ftändigen Furcht und Belümmerniß giebt. Möchte e8 doch Gott, dem Höchften, 
gefallen, ein jo großes Uebel von dem vaticanifchen Concil abzuwenden und durch 
jeine himmliſche Güte uns alle zur wahren Eintracht und Einigkeit der Gefinnung 
zurüdzufübren.“ 
(Folgen die Unterfchriften der Erzbiſchöfe und Bifchöfe darunter von deutſchen Bi— 
ihöfen die von Münden» Freyfing, Bamberg, Köln, Breslau, Mainz, 
Angsburg, Osnabrüd, Ermeland, Rottenburg, Agatbhopolis in p.). 
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13. Zuli. Abjtimmung über die Constitutio de ecclesia 
in der Generalcongregation. 


Von den in Rom nody anwejenden 692 Prälaten waren 
nur 601 erjdhienen; von diejen ftimmten mit Placet un— 
bedingt 451, mit Placet juxta modum 62, mit Non placet 
88. — 91 hatten fih, ald abmwejend, der Abjtimmung 
enthalten. 


Unter den mit Non placet Etimmenden waren bie 
Kardinäle Schwarzenberg und Rauſcher, — und von 
deutjchen und öjterreihiihen Erzbiichöfen und Biſchöfen: 


Der Erzb. von Gran. Erzb. Fürftenberg, Olmütz. Erzb. Scherr, 
Münden. Erzb. Wierzchleyski, Lemberg, rit. lat. Erzb. Deinlein, 
Bamberg. Erzb. Haynald, Kolocza. Bild. Ketteler, Mainz. Bild. 
Legat, Trieft. Bild. Förfter, Breslau. Bild. Ranolder, Veszprim. 
Biſch. Forwerk, Leontopolis i. p. i. apoft. Vicar in Sachſen. Bild. 
Stroßmayer, Dialovar. Bild. Dinkel, — Biſch. Jirſic, 
Budweis. ich. Eberhard, Trier. Biſch. Beckmann, Osnabrück. 
Biſch. Dobrilla, Parenzo-Pola. Biſch. Kremenz, Ermeland. Biſch. 
Smiciklas, Kreutz rit. rutn. Biſch. Namszanowsky, Agathopolis 
i. p. i. Propſt der preußiſchen Armee. Biſch. Wiery, Gurk. iſch. 
——— Rottenburg. Biſch. Peitler, Waitzen. Biſch. Bonnaz, Cſänad. 

iſch. Stepisſchnegg, Lavant. Biſch. Fogaraſſy, Siebenbürgen. 
Biſch. Mariaſſy, Paläopolis i. p. i. (Weihb. von Erlau). Biſch. Pird— 
de-Kezdi⸗-Po Il Szäthmar. Biſch. Pankovics, Munfacs, rit. ruth. 
Bild. — Raab. Biſch. Berger, Kaſchau. Biſch. Lipopniczky, 

Großwardein. Biſch. Koväacs, Fünflirchen. 


17. Juli. Erklärung der Minoritätsbiſchöfe an den Papſt 
über ihre Enthaltung bei der definitiven Abſtimmung und 
ihre Abreiſe von Rom. 


„Eurer Heiligkeit iſt befannt, daß 88 Väter, gebrungen von ihrem Gewiſſen 
und aus Liebe zu der heiligen Kirche, ihre Stimmen mit non placet abgaben, 
62 andere mit placet juxta modum ftimmten und enblich ungefähr 70 von ber 
Eongregation abwejend waren und ſich der Abftimmung enthielten. Dazu kommt, 
daß andere theild wegen Krankheit, theils aus anderen gewichtigen Gründen in 
ibre Diöcejen zurüdgelehet find. So wurden Eurer Heiligkeit und ber ganzen 
Welt unfere Bota offenkundig, und zwar conftatirt, von wie vielen Biſchöfen 
unfere Anihauung gebilligt wurde; auf biefe Weife erfüllen wir das Amt und 
die Pflicht, welche uns obliegen. Bon jenem Zeitpunfte an ereignete fich aber 
ganz und gar Nichts, was unfere Willensmeinung (sententiam) ändern könnte; 
Dagegen fielen viele und zwar äufßerft gewichtige Dinge vor, welche uns in unjerem 
Borjate beftärkt haben. Deshalb erflären wir, daß wir unfere bereits abgegebenen 
Bota erneuern und beftätigen. Indem wir durch dieſe Eingabe unfere Vota be- 
ftätigen, bejchließen wir zugleih, uns von der öffentlihen Sigung, welde am 
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18.d.M. gehalten werben fol, fernzuhalten. Die kindliche Pietät und Ber- 
ehrung, — jüngſt unſere Abgeordneten zu den Füßen Eurer Heiligkeit führte, 
geſtatien uns nicht, in einer Sache, welche die Perſon Eurer Heiligkeit ſo nahe 
angeht, öffentlich und im Angeſicht des Vaters non placet zu ſagen. Und ben- 
uoch könnien wir in ber feierlichen Sitzung nur bie in ber Generalcongregation 
abgegebenen Bota wiederholen. 

Wir kehren baber ohne Aufihub zu unferen Heerben zurüd, denen wir nach 
fo Tanger Abweſenheit wegen der Kriegsbefürcdhtungen und befonders wegen ihrer 
höchſten geiſtigen (spirituales) Bedürfniſſe äußerſt nothwendig ſind, wir empfinden 
mit Betrübniß, daß wir wegen der — — traurigen Zeitumſtände unter 
unſeren Gläubigen auch den Frieden und die Ruhe der Gewiſſen geſtört finden 
werden.“ 


18. Juli. Endgültige Annahme und feierliche Verkün— 
digung der Konſtitution über die Kirche Chriſti 
(mit 531 unter 533 Stimmen angenommen). 


Das vierte Hauptſtück: von dem unfehlbaren Lehr— 
amte des römiſchen Papſtes in folgender Faſſung: 


„Indem wir an der vom Anbeginn des chriſtlichen Glaubens 
überlommenen Ueberlieferung treu feſthalten, lehren Wir, mit Zu— 
ffimmung des bl. Eoncils, zur Ehre Gottes unferes Heilanbes, zur 
Erhöhung der fatholifhen Religion und zum Heile ber chriſtlichen 
Böller, und erklären es als einen von Gott geoffenbarten Glaubens. 
faß: daß der römische Papft, wenn er von feinem Lehrſtuhle aus 
(ex cathedra) fjpridt, das heißt, wenn er in Ausübung jeines 
Amtes als Hirt und Lehrer aller Ehriften, fraft feiner bödften 
apoftolifhen Gewalt, eine von der gefammten Kirche feftzubaltenbe, 
ben Glauben ober bie Sitten betreffende Lehre entjheibet, ver 
möge bes göttlihen, im heiligen Petrusihm verbeißenen Beiftandes 
jene Unfeblbarkleit befigt, mit welder ber göttlide Erlöfer feine 
Kirche in Entjheidug einer ben Glauben ober bie Sitten betreffen- 
ben Lehre ausgeftattet wiffen wollte, unb baß baber ſolche Ent- 
ſcheidungen bes römiſchen Papftes aus ſich jelbft, niht abererft durch 
die Zuftimmung der Kirche, unabänberlic find. 

So aber Jemand biefer Unferer Entſcheidung, was Gott ver- 
büte, zu widerſprechen wagen jollte: der jei im Banne.“ 


20. September. Einrüden der Truppen ded Königs von 
Italien in Rom; Aufhebung der weltliden Herr— 
ſchaft des Papftes. 

Dftober. Vertagung des Konzils. 
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Nach dem Konzil. 


Auguft. Hirtenbrief der wiederum in $ulda verfammelten 
deutihen Biſchöfe. 
Grmahnung zur Unterwerfung unter die Beichlüffe des 
Konzils: 
„Die unterzeichneten Biſchöfe entbieten dem hochw. Klerus und den Gläubigen 
Gruß und Frieden im Herrn. 

Bom beiligen allgemeinen vaticanijchen Eoncil in unfere Bisthümer zuriüd- 
gelehrt, halten wir es in Bereinigung mit anderen deutſchen Biſchöfen, welche 
ber Kirhenverfammlung beizumohnen verhindert waren, für unfere oberbirtliche 
Pflicht, an euch, Geliebte im Herrn, einige Worte der Belehrung und Mahnung 
zu richten. Daß wir bies gemeinfam und feierlich thun, dazu liegt VBeranlaffung 
und Grund in den vielfah irrigen Auffaſſungen, welde feit Monaten über 
Das Coneil verbreitet worden find, und die auch jegt noch in unbefugter Weife 
an manden Orten fich geltend zu machen fuchen. Um bie göttlichen Wahrheiten, 
welche Chriſtus ber Herr die Menjchen gelehrt hat, in ihrer ganzen Reinheit und 
Unverfäljchtheit zu bewahren und fie gegen jebe Veränderung und Entftellung zu 
fihern, bat er in feiner heiligen Kirche ein unfeblbares Lehramt eingejett und 
bemjelben feinen Schuß und den Beiftand bes heiligen Geiftes für alle Zeiten 
verbeifen und gegeben. Auf diefem unfehlbaren Lehramte ber Kirche berubt bie 
ganze Sicherheit und Freudigleit unferes Glaubens. So oft im Laufe der Jahr- 
hunderte Mißverftänbniffe oder Anfeindbungen einzelner Lehrſätze auftauchten, bat 
Diejes unfehlbare Lehranıt auf verjchiedene Weife, bald in größeren Berfammlungen, 
bald ohne diefelben, die Irrthümer aufgebedt und zurückgewieſen, fowie bie 
Wahrheit erklärt und feftgeftellt. Im ber feierlichften Form geſchah dies durch 
die allgemeinen Concilien, d. b. durch jene großartigen VBerfammlungen, auf benen 
Das Haupt und bie Glieder des einen kirchlichen Lehrlörpers zur Entſcheidung ber 
obwaltenden Zweifel und Streitfragen in Glaubensſachen zufammenwirkten. 
Diefe Entiheidungen haben nach der einmüthigen und unzweifelhaften Ueber— 
lieferung in ber Eirche ftets als ſolche gegolten, bie ein übernatürlicher göttlicher 
Beiftand vor Irrtbum bewahrt. Deshalb haben fih die Gläubigen zu allen 
Zeiten dieſen Enticheidungen als unfehlbaren Ausiprücden des heiligen Geiftes 
unterworfen und fie mit zweifellofer Glaubensgewißbeit für wahr gehalten. 

Ein ſolches allgemeines Concil ift das gegenwärtige, welches unſer heiliger 
Bater, Papft Pius IX., wie ihr wiffet, nach Rom berufen bat, und zu welchem 
die Nachfolger ber Apoftel zahlreicher als je zuvor von allen Theilen ber Erbe 
berbeigeeilt find, um mit dem Nachfolger Petri und unter feiner Yeitung bie 
großen Interefjen ber Kirhe in der Gegenwart wahrzunehmen. Nach vielen und 
ernften Berathungen bat der heil. Bater kraft feiner apoftoliihen Lehrgewalt am 
24. April und am 18. Juli d. 3. mit Zuftimmung bes beil. Coneils verſchiedene 
Entſcheidungen über die Lehre vom Glauben und von ber Kirche und ihrem 
Oberhaupt feierlich verfündigt. Hierburdh bat aljo das unfehlbare Lehr— 
amt der Kirche entjhieben, ber beil. Geift bat durch den Stellvertreter 
Chriſti und ben mit ihm vereinigten Episcopat gejproden, und daher müjjen 
alle, die Bifhöfe, Priefter und Gläubigen, dieſe Entjheibungen 
als göttlich geoffenbarte Wahrheiten mit feftem Glauben annehmen 
und jie mit freudigem Herzen erfalfen und befennen, wenn fie 
wirkflih Glieder der einen beiligen fatbolifhen und apoftolijdhen 
Kirche fein und bleiben wollen. Wenn ihr,. Geliebte im Herrn, beifen- 
ungeachtet Einfpradhe dagegen erheben und die Behauptung ausſprechen hört, daß 
die vaticanische Kirchenverfammlung fein wahres allgemeines Coneil und befjen 
Beſchlüſſe nicht gültig feien, jo le euch dadurch in eurer Hingabe an bie Kirche 
und in ber gläubigen Annahme ihrer Entjheidungen nicht beirren. Solde Ein 
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reden find durchaus unbegründet. Solange die Berathungen bauerten, haben bie 
Biſchöfe, wie e8 ihre Ueberzeugung forberte und es ihrer Amtspflicht entſprach, 
ihre Anfichten mit unummwunbener Offenheit und mit ber nothwenbigen Freiheit 
ausgefprochen, und es finb hierbei, wie dies bei einer VBerfammlung von nahezu 
800 Väter faum anders zu erwarten war, auch mande Meinungsverjchiebenheiten 
bervorgetreten; wegen biefer Meinungsverſchiedenheiten kann aber bie Gilltigfeit 
der Concilsbeichlüffe in keiner Weife beftritten werben, jelbft abgefehen von dem 
Umftanbe, daß faft ſämmtliche Biſchöfe, welche zur Zeit ber öffentlihen Sitzung 
noch abweichender Anficht waren, fi der Abftimmung in berfelben enthalten 
haben. Deffenungeadtet behaupten, baß bie eine ober bie andere vom 
allgemeinen Eoncil entſchiedene Lehre in ber heiligen Schrift und 
in der katholifhen Ueberlieferung, ben beiden Quellen bes katho— 
liihen Glaubens, nicht enthalten jei, ober mit denjelben jogar im 
Widerfprud ftebe, ift ein mit ben Grundſätzen ber katholiſchen 
Kirhe unvereinbares Beginnen, weldhes zur Trennung von der Ge— 
meinfhaft der Kirde führt. 

Diefem nah erflären wir bierburdh: daß das gegenwärtige vaticaniſche 
Concil ein rechtmäßiges allgemeines Coneil iſt; baß ferner biefes Eoncil eben- 
fowenig wie irgend eine andere allgemeine Kirhenverfammlung 
eine neue von ber alten abweichende Lehre aufgeftellt ober ge» 
ſchaffen, ſondern lediglich die alte, in der Hinterlage bes Glaubens enthaltene 
und treu gebütete Wahrheit entwidelt, erllärt und ben Irrthümern der Zeit 
gegenüber ausdrücklich zu glauben vorgeftellt bat; daß endlich deſſen Beſchlüfſe 
ihre für alle Gläubigen verbindende Kraft durch Die in der öffentlichen Situng 
vom Oberbaupte der Kirche in der feierlichften Weiſe vollzogene Publication er- 
halten haben. Indem wir mit vollem und rüdhaltlofem Glauben ben Be- 
ſchlüſſen des Concils beiftimmen, ermabnen wir, als eure von Gott gejeßten 
Hirten und Lehrer, und bitten wir euch in der Liebe zu euren Seelen, daß ibr 
allen wiberftrebenden Behauptungen, von welcher Seite fie auch fommen mögen, 
fein Gehör ſchenket. Haltet vielmehr unerfchütterlich feft in der Bereinigung mit 
euren Biihöfen an der Lehre und bem Glauben der fatholiihen Kirche; laſſet 
euch durch nichts trennen von dem Felſen, auf welchen Jeſus Chriftus, der Sohn 
Gottes, feine Kirche gegränbet bat, mit ber Verheißung, daß die Pforten ber 
Hölle fie nicht Üüberwältigen werden. Im Hinblid auf die große Aufregung, 
welche in Folge unkirchlicher Aeußerungen und Beftrebungen gegen bie Concils- 
beihlüffe an verſchiedenen Orten eingetreten ift und manden Seelen ohne Zweifel 
nicht geringe Prüfungen und Gefahren bereitet, fowie mit Rüdfiht auf bie ge- 
waltigen Ereigniffe des furdtbaren, unferem beutihen Baterland aufgebrungenen 
Krieges, welcher unfere geipanntefte Aufmerkiamkeit und Theilnahme gleichzeitig 
in Anſpruch nimmt und bereits unzählige Familien in Schmerz und Trauer 
verjegt hat, können wir nicht umbin, alle Gläubigen zum andächtigen Gebete für 
bie gegenwärtigen großen Anliegen in Staat und Kirche dringend einzulaben. 
Erhebet eure Herzen mit Ölauben und Vertrauen zu dem Bater im Himmel, 
befjen weiſe und liebreiche Vorſehung alles leitet und regieret, und deſſen göttlicher 
Sohn uns fihere Erhörung verbeißen hat, wenn wir beten in feinem Namen. 
Betet aljo mit Glauben und Bertrauen, daß ber blutige Krieg bald durch einen 
völligen Sieg ber gerechten Sache und durch einen wahren, dauerhaften Frieden 
zum Ende gelange. Betet für die Anliegen unferer heil. Kirche, insbeſondere für 
alle, die da irren oder wanlen im Glauben, um bie Gnade eines feften, entfchiedenen 
und lebendigen Glaubens, betet für das Oberhaupt unferer heil. Kirche, den beil. 
Bater, welcher eben jetzt vielleicht mehr als je zuvor fi in Bebrängniß und Noth 
befindet. Ende Auguft 1870, 


T Gregor, Erzbifhof von Müncen-Freifing. F Paulus, Erzbifchof von Köln. 
T Peter Joſeph, Biſchof von Limburg. Chriſtoph Florentius, Biſchof 
von Fulda. F Wilhelm Emanuel, Biſchof von Mainz. F Eduard Jakob, 
Biſchof von Hildesheim. F Conrad, Bilhof von Paderborn. + Johannes, 
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Biihof von Culm. + Ignatius, Biſchof von Regensburg. F Bancratius, 

Bilhef von Augsburg. F Franz Leopold, Bilhof von Eichftädt. F Matthias, 

Biihof von Trier. F Philippus, Bifchof von Ermland. F Fotbar, Biſchof von 

Leula i. p. i. Erzbisthumsverwejer von Freiburg. F Adolf, Biſchof von Agatho- 

polis i. p. i., Welbbifchof ber Armee. F Bernhard Brintmann, Cap. vic. 

und praecon. Bifhof von Münfter. F Conrad Reither, praecon. Bijchof 
von Speyer.“ 


Auguft. Aufhebung ded Konfordats in Oeſterreich durch ein Kaijer- 
liches Schreiben — „nahdem das Konfordat durch die 
neuefte Erklärung des heil. Stuhles über die Macdtvoll» 
vollkommenheit des Dberhauptes der katholiſchen Kirche 
hinfällig geworden ift.“ 


. Das erfle Hervortreten einer Spaltung in der katholifchen 
Kircht Deutſchlands. 


September. Die Nürnberger Erklärung katholiſcher Gelehrter gegen 
die Beſchlüſſe des Vaticanums vom 18. Juli 1870. 


„Wir ſind der Ueberzeugung, daß ein längeres Schweigen gegenüber den 
in Folge der Mehrheitsbeſchlüſſe der vaticaniſchen Biſchofsverſammlung vom 
18. Juli 1870, durch die Bulle „Pastor aeternus* kundgemachten päpſtlichen 
Decreten weder uns ziemt noch zum Nuten der Kirche gereichen kann. In dem 
dritten Capitel diejer „Constitutio dogmatica prima de ecclesia Christi“ 
wird ale Glaubensjat aufgeftellt: der römische Biſchof babe nicht bios das Amt 
der Oberaufficht und ber höchſten Leitung über die Kirche, fondern fei Inhaber 
der ganzen Machtfülle und befige über alle Kirchen und jede einzelne, über alle 
Kirhenvorfteher und jeden einzelnen, und über jeden Chriſten die ordentliche und 
unmittelbare Gewalt. Im vierten Kapitel wirb gelehrt: e8 fei von Gott geoffen- 
barter Glaubensſatz, daß der römifche Bifchof als Lehrer für die ganze Kirche 
(„ex Cathedra“) in Gegenftänden des Glaubens und der Sitten die ber Kirche 
ven Chriftus verbeißene Unfehlbarkeit befite, und daß deshalb derartige Ent» 
ſcheidungen irreformabel ſeien aus fich jelbft, nicht aber auf Grund ber Zuftimmun 
ber Kirhe. Dieje Site vermögen wir nicht als Ausſprüche eines wahrhaft 
ökumenischen Concils anzuertennen; wir verwerfen fie als neue von der Kirche 
niemals anerlannte Lehren. Bon den Gründen, deren ftreng wiſſenſchaftliche 
Ausführung vorbehalten wird, machen wir folgende nambaft: 1. Eine Confti- 
tutrung ber Lehre der Kirche über dieſe Punkte ift auf der Synode zufolge der 
Verbeimlihung vor ihrer Eröffnung, fowie durch Verhinderung vollftändiger Zeug- 
nigabgabe und freier Meinungsäußerung mittelft vorzeitigen Schluffes der Debatte 
nicht erfolgt. Damit ift die wejentliche Aufgabe eines ökumeniſchen Concils bei- 
jeite gefegt worden. 2. Iene freiheit von jeder Art moralifhen Zwanges und 
jeder — durch höhere Gewalt, welche zum Weſen eines ökumeniſchen 
Concils gehört, iſt auf dieſer Verſammlung nicht vorhanden geweſen, unter 
anderem: a) weil der Verſammlung von dem Papſt im Biberipruch mit ber 
Praris der früheren Concilien eine die Freiheit bemmende Geſchäftsordnung auf- 
erlegt, trog Proteftes einer großen Anzahl von Biſchöfen belaffen, und nachher 
wiederum ohne Zuftimmung der Berfammlung mobificirt und gegen ben aber- 
maligen Proteft aufrecht erhalten wurde; b) weil in einer erft zu entjcheibenben 
und den Bapft perjönlich betreffenden Lehre durch die mannigfaltigften dem Papfte 
zu Gebot ftehenden Mittel ein moralifher Drud auf die Mitglieder ausgeübt 
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worben if. 3. Wenn bisher flets in ber Kirche als Hegel gegolten, daß nur bas 
immer, überall unb von Allen Belannte Glaubensſatz ber Kirche fein könne, jo 
ift man auf der vaticanifhen Verſammlung von dieſem Grundſatz abgewicen. 
Der bloße Bruchtheil einer Biihofsverfammlung bat, gegen ben bebarrligen und 
noch zuletst fchriftlih erneuten Widerfpruch einer a ihre Zahl ſowohl als 
Durch die Dignität und den Umfang ihrer Kirchen überaus gewichtigen Minber- 
beit, eine Lehre zum Dogma erhoben, von ber es notoriſch und evibent ift, daß 
ihr von ben brei Bedingungen feine, weber bas Immer, noch bas Ueberall, noch 
das von Allen, zulomme. In biefem Vorgange liegt bie thatfächlihe Anwendung 
bes völlig neuen Sabes: daß als göttlich geoffenbarte Lehre eine Meinung erklärt 
werben fünne, deren Gegentheil bis dahin frei gelehrt und in vielen Diöceſen ge- 
glaubt wurde. 4. Inbem das britte Capitel gerade bie ordentliche Regierungs- 
gewalt in ben einzelnen SKirchenjprengeln, welche nach katholiſcher Lehre den 
Biſchöfen zufommt, auf ben Papft überträgt, wirb die Natur und Wefenbeit bes 
‚Episfopats als göttlicher, in dem Apoftolat gegebener Inftitution und als integri- 
renden Beftanbtheiles der Kirche alterirt, beziehungsweije völlig zerftört. 5. Durch 
die Erffärung, daß alle an die ganze Kirche gerichteten boctrinellen Ausjprüche 
der Päpſte unfehlbar feien, werben auch jene kirchenpolitiſchen Sätze und Aus- 
ſprüche Älterer und neuerer päpftliher Erlaffe für unfehlbare Glaubensnormen 
erklärt, welche die Unterwerfung der Staaten, Völler und Fürften unter die Ge- 
walt der Päpfte auch in weltlihen Dingen lehren, welche über Duldung Anders- 
gläubiger und Stanbesrechte bes Klerus Grunbfäge aufftellen, bie ber heutigen 
Ordnung der Geſellſchaft widerſprechen. Hiermit wirb das friedliche Einvernehmen 
zwifchen Kirche und Staat, zwiſchen Klerus und Laien, zwiſchen Katholiken und 
Andersgläubigen für bie Zukunft ausgefchloffen. Angefichts ber Berwirrung, 
welche durch dieſe neuen Lehren in ber Kirche jetzt ſchon eingetreten ift und ſich 
in ber Zufunft worausfichtlih noch fleigern wird, feben wir in jene Biſchöfe, 
welche diefen Lehren entgegengetreten find und durch ibre Haltung auf ber Ber- 
fammlung den Dank der katholiſchen Welt verdient haben, das Bertrauen und 
richten zugleih an fie bie Bitte: daß fie in gerechter Würdigung ber Notb ber 
Kirche und ber Bebrängniß der Gewiffen auf das baldige Zuftandelommen eines 
wahren, freien und baber nicht in Italien, fonbern bieffeit der Alpen abzubalten« 
den ökumeniſchen Concils mit den ihnen zu Gebote ftehenden Mitteln binwirlen 
mögen. Im September 1870. 

v. Döllinger, Profeffor zu Münden, Reinkens, Profeffor ber Kirchenge- 
fhichte zu Breslau; Dittrich, Profeffor der Moraltheologie zu Braunsberg; 
Michelis, Profeffor der Philofophie zu Braunsberg; Knoodt, Profeffor der 
Pbilofophie zu Bonn; Mayer, Profefjor der Theologie zu Prag; Löwe, Pro- 
feffor der Philofopbie zu Prag; Friedrich, Profeffor der Theologie zu Münden; 
Weber, Privatdocent der Philojopbie zu Breslau: Balter, Profefjor der Dog- 

matik zu Breslau; v. Schulte, Profeffor bes kanoniſchen Rechts zu Prag.“ 


30. Dezember. Erſte Wahrung des ftaatlihen Stand- 
punftes gegenüber den Konzilsbeſchlüſſen. 


Reſeript des Kultus Minifterd von Mühler auf eine 
Beſchwerde ded Senats der Univerfität Bonn gegen das 
Vorgehen des Erzbiihofs von Köln, 

(welcher von den Profefforen geiftlihen Standes einen Revers wegen 
Annahme des Unfehlbarkeitspogmas verlangt unb biejenigen, melde 


fi weigerten a sacris fuspendirt unb den Befuch ihrer Borlefungen 
ben Stubirenden der Theologie unterjagt hatte). 


„Bereit3 am 24. October und wiederholt am 22. v. M. habe ich dem 
Herrn Erzbijhof von Cöln zu erkennen gegeben, daß jeine Verhandlungen 


395 
1870. 


mit den betheiligten Profefforen das rein Firchliche Gebiet infofern über— 
fchritten haben, als denjelben unter Androhung von Maßregeln, welche ihre 
Iehramtliche Thätigfeit berühren, das Verſprechen abgefordert worden ift, bei 
Ausführung ihres Lehramtes den auf dem Eoncil zu Rom jüngft gefaßten 
Beihlüffen treue Folge zu leiften. Dem gegenüber habe ich daran er- 
innert, daß durch den $. 26 der nad vorgängigem Benehmen mit der 
Kirche erlaffenen Statuten der tatholifetbeologithen Facultät der Uni» 
verfität Bonn, und durch die demgemäß von den Lehrern diefer Yacultät 
eleiftete professio fidei Tridentina eine Norm für die Ausübung ihres 

hramtes gegeben ift, welche ohne Zuftimmung des Staates nicht ver- 
ändert werden kann. Ebenjo habe ich erklärt, daran feithalten zu müſſen, 
dag nah 8.4 Nr. 3 jener Statuten eine bifhöflihe Zurechtweiſung von 
Mitgliedern der gedachten Facultät, auch in ihrer Eigenfchaft als —* 
liſche Geiſtliche, nur mit Vorwiſſen des Staates eintreten darf. Der aka— 
demifche Senat wird hieraus die Ueberzeugung gewinnen, daß auf Seiten 
der Staatöregierung ein Zweifel gegen die fortdauernde, durch die Vers 
faſſungsurkunde nicht veränderte Sültigteit der Statuten der Fatholifch- 
rg Se Facultät nicht befteht, und daß die Staatäregierung die recht- 
fihe Stellung der Profefforen der Fatholifchen Theologie in dem vom 
Staate ihnen anvertrauten Lehramte lediglich nah den vom Staate 
jelbft fanctionirten gefeglihen und ftatutarifhen Beftim- 
mungen ermißt.“ 


1871. 18. Februar. Adreſſe katholiſcher Abgeordneter an 
den Kailer Wilhelm in Berjailles um Wiederherftellung 
des Kirchenſtaats und der weltlihen Souveränetät des 


Papftes: 

„Ew. Kaiferl. und Königl. Majeftät nahen in Ehrfurdt die unterzeich- 
neten Mitglieder des Haufes der Abgeorbneten, um Allerhöchftveren Auf- 
merffamkeit auf bie bedrängte Lage bes heiligen Vaters und der ganzen katho— 
liſchen Kirche zu richten. Die fiegreihe Abwehr der vereinten beutichen Stämme 
egen franzöfiiche Aggreifionen en wir in Mißachtung alles Rechtes von einer 

enden Macht benutt, um ben Katholiken unerträglihe Gewalt und ben belei- 
digendften Hohn anzutbun. Rom, ihr Rom, der Iette Reſt des Kirchenftaates, ift 
sccupirt, der Papft feiner weltlichen Herrichaft beraubt, bie ältefte der legitimen 
Mächte der Chriftenheit vernichtet. Dankfbar erinnern wir uns ber erbabenen 
Worte, in denen Em. Majeftit bei Eröffuung des Landtages der Monarchie am 
15. November 1867 den Anfprücen ber fatholifchen Preußen auf Allerhöchftberen 
Fürforge für die Würde und Unabhängigkeit des Oberhauptes ihrer Kirche gerecht 
zu werben, feierlich verheißen. Allergnäbigiter Herr! Für das Papſtthum giebt 
es feine andere Unabhängigkeit als Die Souveränetät; nur in ihr ift feine Würde 
vollfommen gefihert. Ein enttbronter Papſt ift immer ein gefangener oder ein 
berbannter Papft. Was feiner Macht gleichgiltig fein kann, müßte folgen. Die 
Gewifjensfreiheit der Katholiken, von der fouveränen Freiheit des Papftes zuletzt 
getragen, wäre gefnechtet mit ber töbtlihen Verlegung ihres Rechtes, jede Auto- 
nität in ihren Örundfeften erjchütter.. Die Natur der Sache und das Zeugnif 
aller Einfichtsvollen lehrt es, die Gefchichte beftätigt e8 und feine mehr, ald — 
aller Berjprechen unerachtet — die der leßtvergangenen Monate. Mit den Ge- 
fühlen, ber Ueberzeugung und dem Wunſche der Katholilen Preußens, welche uns 
wählt, dürfen wir das Bewußtſein begen, diejenigen ber Katholiken von ganz 

eutihland auszuſprechen, welche in Ew. Majeftät ihren Schirmberrn verehren. 
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Möge es Allerböchftvemfelben gefallen, als eine der erften Thaten kaiſerlicher 
Weisheit und Gerechtigkeit den großen Act ber Wiederberftellung ihres Rechtes 
und ihrer Freiheit zu vollziehen. Möge ber neue riedenstag bie nothwendige 
Wieberaufrihtung ber weltlihen Herrſchaft des römifhen Stuhles bringen, zu 
welcher auf dem Congreß zu Wien Ew. Majeftät hochjeliger Bater König Friedrich 
Wilhelm III. glorreihen Andentens jo hervorragend mitgewirkt. Der Dank ber 
katholiſchen Mitwelt und aller Freunde ber im Recht gefriedeten Orbmung und 
bie Anerkennung einer vom Wahn der Tagesmeinungen unabhängigen Nachwelt 
wirb ber ungefhwächten Proclamirung biefes großen Princips folgen.“ 


6. März. Glückwunſch des Papftes an Kaifer Wilhelm 
auf die Anzeige von der Wiederaufrichtung ded Kaiſerthums. 


„Papſt Pius IX. dem Allerdurdlaudtigiten, Grogmädhtigften 
Kaijer, Gruß! 

Durch das geneigte Schreiben Eurer Majeftät ift und eine Mitthei- 
lung a der Art, daß fie von jelbft unjere Glückwünſche hervorruft, 
fowohl wegen der Eurer Majeftät dargebotenen höchften Würde, ala wegen 
der allgemeinen Einftimmigfeit, mit welcher die Fürſten und freien Städte 
Deutſchlands fie Eurer Majeftät übertragen haben. Mit großer Freude 
haben wir daher die Mittheilung dieſes Ereigniſſes entgegengenommen, 
welches, wie wir vertrauen, unter dem Beiftande Gottes für das auf das 
allgemeine Befte gerichtete Beftreben Eurer Majeftät, nicht allein für 
Deutihland, fondern für ganz Europa zum Heil gereichen wird. Ganz 
bejonderen Dank aber jagen wir Eurer Majeftät für den Ausdrud Ihrer 
Freundſchaft für uns, da wir hoffen dürfen, daß derjelbe nicht wenig bei- 
tragen wird zum Schuß der Freiheit und der Rechte der katholiſchen Re- 
ligion. Dagegen bitten wir aud Eure Majeftät, überzeugt zu fein, daß 
wir nichts unterlafjen werden, mwodurd wir bei gegebener Gelegenheit 
Eurer Majeftät nüglich fein können. Inzwiſchen bitten wir den Geber 
aller Güter, daß er Eurer Kaijerlihen und Königlichen Majejtät jedes 
wahre Glüd reichlich verleihe und Sie mit und durd) das Band vollfom- 
miener Liebe verbinde, 


Gegeben zu Rom bei St. Peter (im Batifan) am 6. März 1871 im 
25. Jahre Unjeres Pontififats.“ 


25. Die erſten Anfünge des kirchlichen Konflikts. 


1871. Altkatholiihe Bewegung in Deutihland — be— 
jonderd in Bayern und am Rhein. 


Mai. Hirtenbrief der deutſchen Biſchöfe gegen die 
altfatbolifhe Bewegung und für Befreiung des 
Papſtes. 


„In Folge der Beſchlüſſe des vaticaniſchen Concils bat namentlich im 
Deutſchland manche Geiſter eine große Bewegung ergriffen. Während das gläubige 
katholiſche Volk überall mit freudiger Bereitwilligleit den Entſcheidungen ber ale 

emeinen Kirchenverfammlung fi unterworfen bat, finden wir in jenen Kreiſen 
= Gejellihaft, welche auf ein höheres Maß von Bildung Anfpruch machen, 
vielfah Abneigung und Befremdung Angefichts ber verfündigten Concilsbeichlüffe, 
insbejondere über das unfeblbare Lehramt des Bapftes. In dem der Kirche feind- 
lichen Lager aber hat fi eine heftige und weit verbreitete Agitation erhoben, um 
die Kirche zu ſchmähen, zu verleumben, in Feffeln zu fchlagen und felbft zu ver- 
nichten, wenn die Macht der Menſchen vermücte, was jelbft den Pforten ber 
Hölle nimmer gelingen wird. Wober diefe Erjcheinung? Die Wiffenfchaft in 
Deutihland hat vwielfah auch auf bem Gebiete der Theologie in neuerer Zeit 
Wege betreten, welche fih mit dem Wejen bes wahren katholiſchen Glaubens nicht 
vereinigen laffen. Dieje wiffenichaftliche Richtung, welche fih von der Auctorität 
der Kirche losgeſagt hat und nur an ihre eigene Unfebibarleit glaubt, ift unver- 
träglich mit dem katholiſchen Glauben. Sie ift ein Abfall von dem wahren Geifte 
der Kirche, indem fie dem Geifte einer faljchen Freiheit bulbigt, welcher dem 
Glauben an die göttliche im der Kirche durch den heiligen Geift wirffame Lehr— 
auctorität perfönliche Anfihten und Meinungen vorziebt. Erjcheint es nicht folchen 
Thatjachen gegenüber jetzt als ein Werk der göttlichen Vorſehung, daß gerade in 
unferer Zeit, wo bie fogenannte freie tbeologifhe Wiffenichaft jo hoch ihr Haupt 
erhoben bat, das Dogma von dem unfehlbaren Yebramte bes oberften Hirten unb 
Lehrers ber Kirche, welches mit jener falfchen Richtung in ber Theologie im 
ſchroffſten Gegenſatze ftebt, verfünbdigt worden ift? Was würbe wohl auf die Dauer 
aus diefer fogenannten freien Wiffenichaft auf dem Boden ber katholiſchen Theo» 
logie geworben fein, wenn nicht das vaticanifche Concil jenen Prüfftein der Geifter 
aufgeftellt hätte, an dem ber vernunftftolge Dünkel ber fich jelbft für unfehlbar 
baltenden Wiffenfchaft fich gebrochen und an dem nicht minder jene beflagens- 
werthe Yeichtfertigleit unjerer Zeit offenbar werben mußte, welche Die jogenannte 
öffentlihe Meinung wie ein böchftes Orakel auch in Sachen der Übernatürlichen 
Ordnung anbetet, während fie das von Gott geſetzte Lehramt der Kirche verachtet. 
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Der ganze Episkopat, alle Nachfolger der Apoftel, zu welchen ber göttliche Heiland 
gefagt bat: „Siehe, ich bin bei euch alle Tage bis an bas Ende ber Welt*)“ 
unb „mer euch höret, ber höret mich, und wer euch verachtet, ber verachtet mich **),“ 
fie find einig, nachdem Petrus geſprochen hat. Sie alle ſtehen auf diefem Feljen- 
grunde ber Kirche, von welchem fi Niemand trennen kann, wer immer zu ber 
Heerbe Jeſu Chrifti gehören will. 

Indem wir baber, in bem Herrn Geliebte, in innigfter Gemeinjchaft mit 
bem ganzen Episkopate ber Fatholifhen Welt unfere vole Zuftimmung und 
Unterwerfung unter alle und jede Beichlüffe bes vaticanifhen Koncils hierdurch 
einftimmig erklären, proteftiren wir zugleih mit aller Entſchiedenheit gegen bie 
Behauptung, als fei dadurch eine neue, in ber uralten Ueberlieferung der Kirche 
nicht enthaltene Lehre verkünbigt worden, oder als ſei durch die werfünbigte Lehre 
von dem unfeblbaren Lehramte und der Amtsgewalt bes Papftes das Verhältniß 
ber Kirche zum Staate geändert ober gar ber Staatsgewalt gefährlich geworben. 
Sleichzeitig warnen wir alle Glieder der uns von Gott anvertrauten Heerden 
vor ben Gefahren der bezeichneten Irrwege, welche von ber Gemeinſchaft der 
heiligen Kirche treunen. ir ermahnen alle Gläubigen auf das einbringlichfte 
zum treuen und ſtandhaften Fefthalten an dem Glauben unferer Mutter, ber hei— 
ligen katholiſchen Kirche, welche nah dem Worte bes Apoftels eine Säule und 
Örundfefte der Wahrheit if. Wir forbern fie auf zum anbächtigen und bebarr- 
fihen Gebete für Alle, die da wanken und irren im Glauben. 

Bei biefer Gelegenheit können wir nicht umbin, euch Alle, in Chriſto Ge— 
fiebte, zum fortgeſetzten Gebete für das theuere Oberhaupt unjerer heiligen 
Kirche zu ermabnen, welches noch immer wie ein Gefangener im eigenen 
Haufe der nöthigen Freiheit zur Ausübung feines apoftolifyen Amtes entbehrt. 
Noh immer find die Provinzen des Erbtheils Petri mit ber Stabt Rom jelber 
in ber Gewalt derjenigen, welche fie ber Kirche und ihrem Oberhaupte durch bie 
rechtlojefte und fchmählichfte Gewaltthat geraubt haben und bis zur Stunde fort- 
fahren, die heilige Kirche in Rom ihrer Güter und jener frommen Anftalten, 
beren viele feit Jahrhunderten zum Heile ber ganzen Chriftenheit von den Päpften 
errichtet worden find, zu berauben. Zu Florenz find unlängft fogenannte Ga» 
rantie-Gejege beratben und beſchloſſen worden, welche vorgeblich bie Freiheit 
und Unabbängigleit des päpftlihen Stuhles verbürgen jollen. Aber kein Ber- 
nünftiger glaubt daran, daß ſolche Gejege von ber italienischen Regierung, welche 
—— die Rechte der Kirche und des ag er Stubles mit Füßen tritt, 
werben beobachtet werben. Jene Beratbung und Beſchließung erſcheint wie ein 
Trugipiel, welches den verübten Raub beſchönigen ſoll. Sollten jene Geſetze aber 
auch wirklich beobachtet werben, jo wird doch Niemand glauben, daß dadurch dem 
beraubten PBapfte bie zur Ausübung feines apoftoliihen Amtes durchaus noth- 
mwenbige Freibeit und Unabhängigkeit, welche er mit feiner jouveränen fürftfichen 
Macht verloren hat, wiedergegeben ober erjegt werben könnte. Dieje Freiheit und 
Unabhängigkeit kann ihm nach menſchlicher Einfiht nur durch die Zurüdgabe 
dieſer ohne jeden Schein von Recht geraubten Macht zurüderftattet werden. Das 
zu verlangen, ift ein Recht und eine Pflicht aller Katholiken der ganzen Welt. 
Daß dieſe Wiedererftattung aber gejchehen werbe, das hoffen wir zunächft von 
Gottes Fürforge, welche in der Geſchichte von bald zweitauſend Jahren fi ja jo 
oft in wunderbarer Weife an unjerer heiligen Kirche bewährt und das Scifflein 
Petri aus Wind und Wellen gerettet bat.“ 


*) Math. XXVII. 20. 
“*) Yuc. X, 16. 
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März und April. Das erfte Hervortreten der ultramon= 
tanen Fraction im Deutſchen Reichstage. 

1. Widerjprud gegen den Pafjus der Adreife in Bezug 
auf die Abweiſung „der Einmiſchung in das innere Leben 
anderer Bölfer” — zu Gunften der Wiederaufrihtung 
der weltlihen Macht des Papftes (f. oben ©. 345 f.). 

2. Ultramontaner Antrag auf Grundrechte (j. oben 
©. 351). 

Anſcheinende Mikbilligung des Auftretens der 
fatbolijhen Fraktion durh den Kardinal Ans 
tonelli. 

19. Juni. Schreiben des Fürften Bismard an den Abgeordneten 
Grafen Frankenberg: 


„Em. Hocgeboren beehre ich mich auf die von Ihnen unter dem 
12.d. M. an mich gerichtete gefätlige Zufchrift zu erwidern, daß die von 
Ihnen angeführte Thatſache einer Unterredung des Grafen Tauffkirchen 
mit dem Kardinal Staatsjekretär und einer von Letzterem dabei ausge— 
jprochenen Mißbilligung des Vorgehens der ſ. g. Fraction des Centrums 
begründet ift. Diele igbilligung ift mir nicht unerwartet gemwejen, da 
die Kundgebungen, welche Gr. Mai. dem Kaiſer nad Bahn, des 
deutjchen Reiches von Sr. Heiligkeit dem Papſte zugegangen waren, jeder» 
zeit den unzmweidentigften Ausdrud der Genugthuung und des Vertrauens 
enthalten hatten. Ich hatte deshalb gehofft, daß die Fraction, welche fich 
im Reichsſstage unter dem Namen des Centrums bildete, in gleichem Sinne 

unächſt die Befeftigung der neuen Jnftitutionen und die Pflege des inneren 
Keiedens, auf dem fie beruht, fi zur Aufgabe ftellen werde. Dieje Vor—⸗ 
ausjegung traf nicht zu; der parlamentariiche Einfluß der Fraction des 
Centrum fiel, welches auch die Anfichten der Führer der legteren fein 
mögen, thatſächlich in derjelben Richtung ins Gewicht, wie die parlamen= 
— Thätigleit der Elemente, welche die von Sr. Heiligkeit dem Papſte 
mit Sympathie begrüßte Herftellung des deutjchen Reiches principiell ans 
fehten und negiren. Ich habe von diefer Wahrnehmung die Gefandtichaft 
des deutſchen Reiches in Rom unterrichtet, damit fie Gelegenheit habe, 
fi zu überzeugen, ob die Haltung diefer Partei, welche jich felbft als 
den — ertheidiger des römiſchen Stuhles bezeichnet, den Inten— 
tionen Sr. Heiligkeit des Papſtes entſpreche. Der Kardinal⸗Staatsſekretär 
hat dem Grafen Tauffkirchen darüber keinen Zweifel gelaſſen, daß die 
— der Partei an der höchſten geiſtlichen Stelle der katholiſchen 

irche nicht gebilligt werde. Den Wortlaut der Aeußerungen Sr. Exc. 
bin ich nicht berechtigt ohne ſpecielle Erlaubniß des Herrn Cardinals 
wiederzugeben; ich darf aber hinzufügen, daß Aeußerungen von Vertretern 
anderer Mächte in Rom mir die Beſtätigung geben, daß der Cardinal 
Antonelli in ſeiner gegen den Grafen Tauftlirden außgejprochenen 
Migbilligung der Haltung der Centrumspartei auch den perſönlichen Ge- 
finnungen Sr. Heiligkeit Ausdrud gegeben habe.“ 
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[In Folge der Beröffentlihung dieſes Echreibend publizirt 
der Biihof von Ketteler folgenden Brief ded Kardinals 
Antonelli vom 5. Juni 1871:] 


„Aus Ihrem Schreiben vom 28. Mai habe ich erjehen, daß durch die Gegner 
ber Kirche in beutichen Zeitungen verbreitet wurde: es fei die Hanblungsmeile 
ber Fatholifchen Fraction im deutſchen Reichstag von mir getabelt worden. Daß 
dies geſchehen, bat mich nicht wenig betrübt. Damit Sie aber beutlih und klar 
erfennen, wie die Sache fich zugetragen bat, will ich Ihnen mittheilen, daß ich 
auf Grund von Zeitungsnadrichten, welche im Allgemeinen berichteten, es fei von 
einigen Katholiken im Reichstag ber Autrag eingebracht worden, fih ber Ange- 
legenheiten des apoftoliichen Stuhles anzunehmen, in einer Unterrebung mit bem 
bayeriihen Gejandten und zeitweiligen Gejchäftsträger bes beutihen Reiches 
geäußert habe: ich erachte bie Abficht, ben Reichstag zu einer Meinungsäußerung 
über eine zum Schute ber weltlichen Herrfchaft ber Kirche zu beſchließende Inter- 
vention zu veranlaffen, nur für verfrüht. Es bätten biefelben nämlich dieſer Ab- 
fiht Folge gegeben bei Berathung der auf bie faiferlihe Thronrede zu gebenben 
Antwort. Hieraus läßt fich ——— daß ich in jener Unterredung durchaus nicht 
das Beſtreben ber katholiſchen Abgeordneten getadelt habe, das Wohl ber Kirche 
zu fördern und die Rechte des heil. Stuhles zu ſchützen, indem es durchaus nicht 
zweifelhaft ſein kann, daß dieſelben mitten unter ben Verſuchen, welche man ge- 
macht bat, fie einzufchlichtern, jede geeignete Gelegenheit ergreifen würben, ibrer 
Sewifjenspflicht zu genügen, wozu die Wahrung und bie Bertheibigung ber Re— 
figion und der Rechte ihres Oberhauptes gebört.“ 


Der Konflift am Gymnaſium in Braunsberg. 


29. Zuni. Schreiben des Kultug-Minifterd von Mübler an 
den Bifhof von Ermeland Dr. Kremenz in Betreff 
des Neligionölehrerd Dr. Wollmann und der Weigerung 
dejjelben die Beichlüffe des Konzild anzunehmen. 


„Euerer bifhöflihen Hochmürden habe ich bereit3 in meinem erge- 
benften Schreiben vom 27. März und 20. April d. J. erflärt: daß ich den 
Maßnahmen, welche Sie gegenüber dem WReligionslehrer Dr. Wollmann 
wegen jeiner Stellung zu den Beichlüffen des vaticanifhen Concils er: 
griffen haben, eine rechtliche Wirkung in Beziehung auf das von ihm be: 

eidete Staatdamt nicht zugeftehen Fönne, daß derfelbe mithin im Genuß 
feines amtlichen Einfommens verbleiben müſſe, und daß ich nicht gejonnen 
jei, ihm in Ertheilung des Religionsunterrichts Hinderniffe zu bereiten. 
Hieran muß ich auch jest fefthalten. Der Umftand, daß Euere bifchöfliche 
Hohmürden dem zc. Wollmann die missio canonica entzogen haben, 
würde für den Staat nur dann von Bedeutung fein, wenn für dieſe 
Maßregel Gründe nachgewieſen würden, welche auch der Staat als zus 
reihend anerkennt. Das ift nicht der Fall. Denn der ꝛc. Wollmann iſt 
feiner Zeit mit Zuftimmung der Kirche ordnungsmäßig zum Religions: 
lehrer berufen und lehrt noch heute dafjelbe, was er vor dem 18. Juli 
1870 mit Zuftimmung der Kirche gelehrt hat. Ihn zu nöthigen, daß er 
etwas Anderes lehren joll, oder ihn, weil er fich deijen weigert, in feinem 
Amte zu beunruhigen, hat der Staat feine Veranlafjung. ft hiernach 
weder gegen die Perfon des ꝛc. Wollmann, noch gegen den von ihm er- 
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theilten Religionsunterricht etwaß zu erinnern, jo muß verlangt werden, 
daß die das Gymnaſium in Braunsberg befuchenden fatholifhen Schüler 
an diejem Unterrichte theilnehmen; denn der Religionsunterricht ift auf 
den preußijhen Gymnaſien ein obligatorifcher Lehrgegenftand ꝛc.“ 


8. Zuli. Aufhebung der katholiſchen Abtheilung im Kultus-Mi- 
niſterium. 
Allerhöchſte Ordre. 


„Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 30. v. M. will Ich 
genehmigen, daß die im Minifterium der geiftlichen, Unterrichts» und Me— 
icinal= Angelegenheiten jegt beftehenden gefonderten Abtheilungen für die 
epangelijchen Kirchen» Angelegenheiten und für die katholischen Kirchen- 
Angelegenheiten aufgehoben und deren Gejchäfte Einer Abtheilung für die 
geiftlihen Angelegenheiten übertragen werden.“ 

Berlin, den 8. Juli 1871. 


Motivirung der Mafßregel in der „Provinzials 
Gorreöpondenz," nad dem Bericht ded Staatd- Mi: 
niſteriums. 

„Der Staat und die katholiſche Kirche.“ 

„In dem Miniſterium der geiſtlichen Angelegenheiten iſt ſoeben eine wichtige 
Veränderung eingetreten: die geſonderten Abtheilungen für die evangeliſchen und 
für die katholiſchen Kirchen-Angelegenheiten ſind aufgehoben, und an deren Stelle 
iſt nur eine gemeinſame Abtheilung für alle geiſtlichen Angelegenheiten eingeſetzt 
worden. Es iſt damit die Einrichtung, wie de bis zum En 1841 beftanben 
batte, wieberbergeftellt worben. Erft unter a... Wilbelm IV. war mit 
Rüdfiht auf die Schwierigkeiten, welche bie Beziehungen der Staatsregierung zur 
fatboliihen Kirche damals in mehrfacher Hinficht darboten, eine befondere fatho- 
liſche Abtheilung im Cultusminifterium unter einem katholiſchen Director und 
ausſchließlich katholifhen Räthen gegründet worden, „um eine verftärkte Bürgſchaft 
für die gründliche und vielfeitige Berathung der katholiihen Kirchenfragen zu ge- 
mwinnen und zu geben.” Während bie Aufgaben, welche diejer Abtheilung zu- 
nächſt zufielen, inzwijchen erledigt find, war durch die Berfaffungsurtunde vom 
31. Januar 1850 eine neue Grundlage für die Beziehungen zwifchen dem Staate 
und ber Kirche geichaffen worben, der gegenüber ber Fortbeſtand einer ausfchließ- 
lich katholiſchen Behörde innerhalb der Staatsregierung von vornherein nicht 
ohne Bedenken war. Wenn die katholiſche Kirche nah Art. 15 ber Berfaffung 
ihre Angelegenheiten jelbfttändig ordnet und verwaltet, wenn nach Art. 16 ber 
Berkehr der Religionsgefellihaften mit ihren kirchlichen Oberen ungehindert und 
die Bekanntmachung firchliher Anordnungen keinen Beichränkungen unterworfen 
ift, — fo ergiebt fich hieraus, daf für die Beziehungen des Staates zur Kirche 
lediglich ftaatsrechtliche, nicht confeffionelle Gefichtspunfte maaßgebend fein können, 
und daß auch die Staatsbehörbe, welcher die Wahrnehmung dieſer Beziehungen 
obliegt, nicht ausſchließlich nach confeifionellen Rüdfichten gebildet werben kann. 
Bei der Stellung, in welcher der einzelne katholiſche Gläubige fih in allen kirch— 
fihen Fragen den Anforderungen feiner Kirche gegenüber befindet, und bei ber 
Energie, mit welcher die fatholifche Kirche ihr Anjehen und ihren Willen dem 
einzelnen Mitglieve gegenüber zur Geltung zu bringen gewohnt ift, lag die Ge- 
fahr jederzeit nahe, daß eine ausichlieflich katholiſche Behörde ſich bei allen er- 
beblichen Streitfragen vielmehr als Vertreterin der katholiſchen Kirche dem Staate 
gegenüber, wie als berufene Rathgeberin ber Staategewalt betrachten würde. 


Fürft Bismardk. IT. 26 
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Die Regierung hatte deshalb die Angemeffenheit einer Aenberung in Bezug 
auf die fatholifche Abtheilung ſchon vor einer Reihe von Jahren in Betracht ge 
zogen. Nachdem bie damaligen Erwägungen zu einem entſcheidenden Beſchlufſe 
noch nicht geführt hatten, war burch bie gegenwärtigen —— auf dem Gebiete 
ber latholiſchen Kirche dieſe Entſcheidung zu einer Nothwendigleit geworben. 

Durch die Beſchlüſſe bes vorjährigen Concils in Rom finb einerfeits bie 
Beziehungen zwiſchen der Fatholifchen Kirche und ber Staatsgewalt jo wejentlich 
berührt, andererjeits jo lebhafte Bewegungen unb Berwürfniffe innerbalb ber 
fatholifchen Bevölkerung jelbft hervorgerufen, daß bie Staatsgemwalt ſich dringender 
als zuvor veranlaßt finden muß, dafür zu forgen, daß in Bezug auf die Wahr- 
nehmung ihrer Stellung zu den katholiſchen Angelegenheiten ausjchließlih und 
unbedingt ftaatsrechtliche Geſichtspunkte zur Geltung gelangen. Daß das römiiche 
Eoncil jolhe Folgen haben würde, war innerhalb wie außerhalb ber katholiſchen 
Kirche klar vorhergeſehen und vorbergefagt worden. Während die zum Glaubens- 
fat erhobene Lehre von ber päpftlichen Unfehlbarkeit an und für fih die Gefahr 
nabe legt, daß damit auch die Forderung ber Unterwerfung ber Staaten unter 
die auch auf das Weltlihe und Politiſche fich erfiredende Herrichaft des römiſchen 
Stuhls ſich zu gelegener Zeit erneuern werbe, find ferner in bem auf dem Concil 
endgültig feftgeftellten „Syllabus“ über bie Irrthümer unferer Zeit in religiöfer, 
politiicher und jocialer Beziehung Auffaffungen und Lehren enthalten, beren ernfte 
Durhführung feitens ber katholiſchen Kirche zu einer Erjchütterung aller welt— 
fihen Staatsgewalt unbedingt führen muß. 


Die preußifche Staatsregierung hatte nicht unterlaffen, den römischen Stubl 
auf die Gefahren, welde aus jolhen Beichlüffen in Bezug auf das Verhältniß 
des Staates zur Kirche erwachſen könnten, ſchon während bes Coneils entſchieden 
aufmerfjam zu maden. Es geſchah bies vor Allem im Intereffe ber Kirche und, 
bes päpftlihen Stuhles jelbft ; unfere Regierung burfte darauf binweifen, daß fie 
Gefahren nicht jo ſehr für unfern Staat, wie für die Kirche entfteben jebe, daß 
ihr gegen etwaige Beeinträchtigung des Staates in feinen Intereffen die Mittel 
der Geſetzgebung nicht fehlen würden, daß jedoch ein jchroffes Verhalten feitens 
ber Kirche die freundlichen und rüdfichtsoollen Beziehungen erjchweren würde, 
welche jeither auf Grund ber wohlwollenden Gefinnungen aller preußiſchen Fürften 
obgewaltet haben. Als fodann vor den entſcheidenden Beichlüffen des Koncils 
auch die franzöfiiche Regierung ben päpftlihen Stuhl in dringendfter Weiſe davor 
warnte, nicht Yebren und Grunbfäge verfündigen zu wollen, welche nirgends im 
riftlihen Europa anerkannt und zugelaffen feien unb burch welche ein verberb- 
liher Wiberftreit zwiſchen der bürgerlichen Gejellihaft und ber Kirche geichaffen 
würde, jchloß ſich unfere Regierung biefen Borftellungen auf das Beftimmtefte an. 

Der Papft und das Concil haben dieſe Borftellungen nicht beachtet; bie 
bebenflihen Beſchlüſſe find gefaßt worden, und ihre Wirkungen find raſcher noch, 
als man es erwartet hatte, bervorgetreten. Die Verkündigung bes Glaubeusfates 
über die päpftliche Unfehlbarkeit hat innerhalb der fatholiichen Bevölkerung jelbft, 
unter den Faien und unter den Geiftlichen, Bewegungen und Spaltungen bervor- 
gerufen, deren Folgen fich bereits auch in mehrfachen praftiihen Fällen hinficht- 
lih der Beziehungen zwiſchen den katholiſchen Biſchöfen und der Staatsregierung 
— machen, namentlich in Betreff der Behandlung von Lehrern an den unter 

taatsaufſicht ſtehenden katholiſchen Gymnaſien, welche ſich weigern, den neuen 
Glaubensſatz zu lehren, und welche auf den Schutz des Staates in ihren Stellen 
und Rechten Anſpruch haben. 

Es iſt für jetzt nicht abzuſehen, inwieweit die Bewegung unter ben Katho— 
lilen eine feſtere Geſtalt gewinnen und etwa zu tieferen Spaltungen führen wird. 

Die Staatsregierung aber fann den jchon jet obwaltenden Schwierigkeiten 
gegenüber nur dadurch eine fefte Richtichnur für ihr Verhalten finden, wenn fie 
fi) unparteiifh auf den rein ſtaatsrechtlichen Standpunkt ftellt und demgemäß 
die einzelnen ftreitigen Fälle behandelt. Um diefen Standpunkt zu fihern und 
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auch äußerlich zu erfennen zu geben, erſchien es rg | und geboten, in dem 
Minifterium ber geiftlihen ꝛc. Angelegenheiten bie bisher beftehende confeifionelle 
Sonderung ber kirchlichen Wbtheilungen zu befeitigen unb wieberum nur eine 
Abtheilung für bie geiftlichen Angelegenheiten zu bilden. Die Staatsregierung 
bekundet dadurch, daß fie geſonnen ift, beide Kirchen unparteiifch, gerecht, bem 
beftehenden Staatsrechte entfprechend zu behandeln, das Intereffe des Staates 
aber auch mit gleicher Kraft der Latholifhen, wie der evangelifhen Kirche gegen- 
über zu wahren.” 


2. Auguft. Weitere Auslaffung der „Provinzial= Correspondenz.” 


„Zur katholiſchen Frage.” 

„Bei der Erörterung ber neueften Schritte unferer Regierung in Bezug 
auf bie katholiſche Kirche ift baran erinnert worden, daß von Seiten ber 
preußiſchen Regierung ſchon während des letzten Eoncils geltend gemacht worben 
fei, wie nicht bloß durch die Lehre von der Unfehlbarkeit des Papftes, fondern 
auch durch die emdgiltige Feftftellung und Durchführung gemwiffer in dem fo- 
genannten „Syllabus“ enthaltener Auffaffungen und Bere das Berbältniß 
zwijchen bem weltlichen Staate und der Kirche wefentlich erjchüttert werben müſſe. 
Dem gegenüber ift von katholiſcher Seite behauptet worden, daß es ſich auf dem 
Eoncile von 1869 um den „Syllabus“ gar nicht habe handeln können, da berjelbe 
bereits im Jahre 1864 vom Papſte endgiltig verkündet worden fei. Obige An— 
nahme verrathe daher eine „bodenloje Unwiffenbeit in ben einfachften katholifchen 
Dingen.” Es ift nun gewiß merkwürdig, daß biefe „bodenlofe Unwiffenheit“ 
nicht bloß von ſämmtlichen, felbft Fatholifchen Regierungen und fogar von ben 
katbolifchen Facultäten getheilt wurbe, welche ſehr eingehende Gutachten über bie 
vorausfihtlihen Folgen ber endgiltigen Feftftellung des „Syllabus“ auf bem 
‚Eoncil abgegeben haben, — fondern daß ſogar die von ben römiſchen Jeſuiten 
berausgegebene Zeitjchrift, die „Civiltä cattolica* (welcher Bapft Pius IX. in 
einem eigenen Breve die Bebeutung eines vertraulichen Blattes ber römischen 
Eurie zugeiproden bat), furz vor bem Concil e8 als eine Aufgabe befjelben be- 
zeichnet hatte, bie VBerbammungsurtbeile des päpftlihen „Syllabus“ von 1864 in 
beftimmte Beſchlüſſe oder Eoncilsdecrete zu verwandeln. Aus dieſer Anfündigung 

erabe entnahmen die Regierungen bie ernfte Pflicht, die päpftliche Regierung im 
— auf die bedenklichen Folgen derartiger Beſchlüſſe aufmerkſam zu machen. 

Was ſodann Über den Verlauf und die Beſchlüſſe des Concils befannt ge— 
worben ift, bat jene vorgängige Erwartung und Beſorgniß keineswegs befeitigt 
ober abgeſchwächt. Die bauptjächlichften Lehren zumal, welche im „Syllabus“ in 
ber Form der Verneinung und Berbammung entgegengefeter Auffaffungen ent- 
halten waren, finb in den vom Concil bejchloffenen „Schematen” und „Kanones“ 
über die Kirche und ben fatholifhen Glauben in ber That, wie e8 das päpftliche 
Blatt vorher verkündet hatte, in beftimmter und pofitiver Faſſung feftgeftellt und 
verkündet worden. Hierdurch ſah fich die franzöſiſche Regierung veranlaft, durch 
ihren Gejandten in Rom bringenb zu bitten, daß von dem „Schema über bie 
Kirche“ alles entfernt werbe, was in bem veröffentlichten und nicht abgeleugneten 
Terte die ernfteften Folgen für bie gejetliche und gejellichaftlihe Ordnung in 
allen Staaten Europa’s befürchten laſſe. Je mehr man bie im jenem Schrijt- 
ftüd zufammengeftellte Lehre unterfuche, um jo weniger ſei zu verfennen, daß 
dieſe Lehre im nde ber vollftändigen Unterwerfung der bürgerlichen Gejellichaft 
unter die Kirche gleichlomme; denn die für bie Kirche in Anjpruch genommene 
Autorität kenne keine anderen Grenzen, al® die, welche die Kirche felbft ihr an— 
weife, und alle Grunbfäge ber bürgerlichen, politiihen, wifjenfchaftlihen Ein» 
richtungen fallen unmittelbar oder mittelbar unter ihren ee pr „Die Canones“, 
hieß es weiter, „chreiben der Kirche eine vollftändige zugleich gefeßgebenbe, richter- 
liche und zwingende Gewalt zu, die ſich auf Aeußeres wie Inneres bezieht, — 
eine Gewalt, deren Ausübung jogar durch materielle Strafen zu fichern der Kirche 
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erlaubt fein foll, und welcher bie chriftlichen Fürften und Regierungen gehalten 
fein follen ihre Mitwirkung zu leihen durch Züchtigung aller derer, melde ver⸗ 
ſuchen follten, ſich ihr zı entziehen. Das war die Auffafjung einer dem päpft- 
lichen Stuble unzweifelhaft ergebenen Latholifhen Regierung in Betreff ver auf 
dem Eoncil verhandelten und feftgeftellten Beichlüffe. 

Wie jehr aber die Bedenken und Gefahren diefer Beſchlüſſe durch die gleich» 
zeitige Verkündigung ber päpftlihen Unfehlbarkeit gefteigert werben mußten, Das 
ſprach dieſelbe Depefhe in den Worten aus: „Als Vervollſtändigung dieſes 
Syſtems foll in denſelben Beihluß die perſönliche Unfehlbarfeit des Papſtes auf- 
genommen werben, d. b. nachdem man alle politifhen und religiöfen Gewalten im 
den Händen ber Kirche vereinigt hat, will man alle Gemwalten der Kirche in bem 
Händen ihres Oberhauptes vereinigen.” Man wird e8 biernah erflürlih und 
vollauf gerechtfertigt finden, daß die Regierungen, nachdem das Concil alle 
Mahnungen in Betreff der Folgen feiner Beihlüffe unbeachtet gelaffen bat, 
wenigftens nicht die Hand dazu bieten wollen, ben bebenflihen Lehren ihrerjeits 
Eingang und Geltung zu verſchaffen. 

Was die preußische Regierung betrifft, jo bat fie, ungeachtet ihrer lebhaften 
Bebenlen gegen bie Soncilebefelüffe, bennoh im Bertrauen auf ben gefunden 
Sinn unſeres Bolfes und auf die feftgegründete Kraft unjeres Staatsweſens bie 
Glaubensfreibeit der Katbolifen auch ın biefem Punkte nicht beeinträchtigt: fte 
bat feinem Bifchofe, feinem Geiſtlichen oder Lehrer anihrem Theile 
ein Hinderniß bereitet, bie Lehren des Concils zu verfündigen. 
Nur das bat fie abgelehnt, katholische Lehrer, welche fih in ihrem 
Gewiſſen gehindert finden, den Beſchlüſſen bes Eoncils Geltung 
zuzuerlennen, durch Mitwirlung bes weltliden Arms zur Berfün« 
dDigung von Lehren zu nöthigen, durch welde, nach ber Ueberzeugung 
der Regierung felbft, nicht blos eine weltlihe Aenderung bes 
Glaubensftandes, fondern zugleih eine tief greifende Beränbe- 
rung in ber Gefammtftellung der katholiſchen Kirdhe zum Staate 
eingetreten if. Es handelt ih für bie Regierung nicht um bie An- 
erfennung ober Nihtanerfennung eines Ölaubensfagesalsfolden, 
— das überläßt fie der Gemwifjens- und Glaubensfreiheit der ein» 
zelnen Katholiken, — fondern darum handelt es ſich, ob fie im Be— 
reiche ihrer geſetzlichen Mitwirkung eine Lehre unterftügen foll und 
darf, welde fie für das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirde ver 
derblich eradtet.“ 


Meitered Verhalten des Biſchofs von Ermeland. 


9. Zuli. Proteft ded Biſchofs gegen die Entſcheidung des 
Kultus- Minifters. 


„Die Entſcheidung Ew. Ercellenz verftößt gegen die den preußiſchen Staats- 
bürgern gewäbrleiftete Glaubens- und Gewiſſensfreiheit, weil fie innere firdh- 
liche Angelegenheiten, welche nach der Staatsverfaffung durch die Kirche zu ordnen 
find, vor das Forum bes Staates zieht und ohne Rüdfiht auf das Urtheil ber 
gelehtigen und vom preußischen Staate anerkannten Vertreter der katholiſchen 

irhe in Glaubensfahen Entſcheidungen und Anorbnungen trifft. Ob bie Lehre 
eines Priefters katbolifch fei ober nicht, darüber hat nach dem beftehbenden Rechte 
nur befjen Bifhof und im böchfter Inftanz der Papſt zu entſcheiden, nicht aber 
bie ſtaatliche Behörde. — — 

Ew. Excellenz motiviren Hoch-Ihren Entſcheid mit den Worten: „Woll— 
mann lehrt noch heute daſſelbe, was er vor dem 18. Juli 1870 mit Zuſtimmung 
ber Kirche gelehrt bat.” Der Einſicht Em. Ercellenz kann es aber nicht entgehen, 
daß es bier fih gar nicht Darum handelt, was Wollmann vor bem 18. Juli 1870 
factifch gelehrt hat, fondern was er beim Antritt feines Amtes und burch feinen 
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Amtseid zu lehren fich verpflichtet hat und was er bemgemäß jetst zu lehreu ver» 
bunden if. Bon Seiten bes Staates ift ihm bie Lehrftelle mit ber ausdrückli 
ober ſtillſchweigend geftellten Bebingung Übertragen worden, baß er fich gemä 
bem Glauben und den Anorbnungen jeiner Kirche in feinem Amte zu balten 
babe. Em. Ercellenz Fönnen nicht in Abrebe ftellen, daß gegenwärtig gemäß ben 
Entiheidungen des allgemeinen vaticaniſchen Concils die Lehre von dem un- 
fehlbaren Lehramte des Dberhauptes ber Kirche zu bem Glauben ber fatho- 
|. Kirche gehöre. Mithin muß er auch in feiner Lehre dieſes Dogma ver- 
nden. — — 

— — Indem Em. Ercellenz den Stanbpunft des Dr. Wollmann recht— 
fertigen unb als fatholifhen erklären, verlegen Sie die Freiheit und Autonomie 
ber katholiſchen Kirche in Glaubensfadhen und damit die von der Verfafjung ver» 
bürgte Glaubensfreiheit. Noch bärter aber erfcheint biefer Angriff auf unfern 
Glauben durch bie in ber Entiheidung vom 29. Juni enthaltene Beftimmung, 
daß fümmtliche katholifhe Schüler, weldhe das Gymnaſium zu Braunsberg be» 
ſuchen wollen, verpflichtet feien, den Religionsunterridt des Dr. Wollmann zu 
beſuchen. Diefe Beftimmung ift ein offener, von dem Gejege ausdrüdlich ver- 
Eotener Gewiffenszwang, eine birecte Verfümmerung der in Preußen den Katho- 
lilen feierlih garantirten Gewiffensfreibeit. Das Geſetz beftimmt, daß ſolche 
Kinder, melde in einer andern Religion, als welche in der öffentlichen Schule 

elebrt wird, nah den Gefeten des Staates erzogen werben follen, von ver 
S beifnahme an dem Religionsunterrichte jener Schulanftalt befreit fein follen. 
Die competente Kirchliche Bebörbe erffärt, daß Dr. Wollmann und feine Lehre 
* im Widerſpruche mit der Kirche und ihrer Lehre befinden, daß er eine von 
er latholiſchen Religion verſchiedene Anſchauung über weſentliche Glaubenspunkte 
hat; ja, ſie hat ihn wegen ſeiner hartnäckigen und bewußten Oppoſition gegen 
die kirchliche Lehre mit kirchlichen Strafen belegt. Viele Eltern haben in ihren 
ſowohl an Ew. Excellenz als an mich gerichteten Schreiben ihn als einen ſolchen 
bezeichnet, der einen von bem ihrigen verjchiedenen Glauben befennt. Sie haben 
ein gejetsliches Recht darauf, und ich als Vertreter der Kirche forbere es, daß 
ber ganze Glaubensinhalt unferer beiligen Religion rein und unverfürzt den 
tatholiſchen Schülern des ftiftungsmäßig fatholifhen Gymnaſiums in Braunsberg 
borgetragen werde, und zwar durch einen nah dem Zeugniffe der Kirche dem 
tatholiſchen Glauben treuen und mit feinem Bifchofe in religiöfer Gemeinschaft 
lebenden Briefter. — — 

— — Nachdem id Herrn Dr. Wollmann feit dem 8. December 1870 
in verjchiedenen feine Bedenken berüdfichtigenden Schreiben zur Umkehr aufge- 
fordert und ibm, ba alle Bemühungen und auch ernftere Schritte furchtlos 
blieben, vwielmebr eine entjchieben, unkirchliche Geſinnung und Handlungsweije fi 
fundgab, nad einer legten vwäterliben Mahnung unter dem 14. Juni eine peremp- 
torifhe Frift von 10 Tagen zur Unterwerfung unter das vaticanifche Concil ge— 
fetst hatte, ſah ich mich nach einer am 24. Juni eingelaufenen ablehnenden Ant» 
wort in die fchmerzliche Nothwenbigkeit verjegt, unter dem 4. Juli durch richter- 
liches Urtbeil feftzufegen, daß er der durch das vaticaniſche Eoncil ausgeſprochenen 
großen Ercommunication verfallen ſei. Er ift mithin fein Glied ber ka— 
tholifhen Kirche mehr, er ift Durch freie und hartnädige Yeugnung ihrer Autorität 
und ihrer meueften Lehrenticheidungen aus ihrem Verbande ausgeſchieden, und 
biefe Ausſcheidung ift durch die allein hierin competente kirchliche Behörde con— 
ftatirt. Ew. Ercellenz mögen beurtbeilen, welche Gefühle fih in dem Heizen far 
tbolifher Eltern regen miüffen, wenn fie durch die ftaatlihen Behörden, von 
welchen fie Schuß der ihnen garantirten Glaubens- und Gewifjensfreiheit mit 
Recht erwarten und fordern fünnen, gezwungen werden, entweder ihre Kinber in 
ben Unterricht eines ercommunicirten Priefters zu ſchicken, welden fie ihrem 
Glauben und Gewifjen nach nicht befuchen dürfen, oder aber auf geiftige höbere 
Bildung und bie durch diefelbe zu gewinnende höhere Stellung im Staatsleben 
für ihre Kinder zu verzichten. 
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Ich bitte von Herzen Ew. Ercellenz, eine Entiheibung geneigteftens abän- 
bern zu wollen, die mit tiefem Mifttrauen und Unmutb jegliches wahrhaft katho— 
liſche Gemüth erfüllt, und die nicht zum Wohle unferer Provinz, nicht zum Wohle 
bes preußifchen und beutfchen Baterlanbes gereihen kann.” 


21. Zuli. Erlaß des Kultus-Minifterd von Mübhler. 
Zurüdmweifung des Proteftes; Folgen der vaticanifhen Beſchlüſſe. 


„Die Gefichtspunfte, von welchen aus Em. Biſchöfliche Hohmwürden 
nah Inhalt des — Schreibens vom 9. d. Mts. Verwahrung gegen 
die in meinem Schreiben vom 29. v. Mts. ausgeſprochenen Grundſätze 
und deren Conſequenzen einlegen, habe ich bereits vor meiner Entſcheidung 
über die bei dem Gymnaſium in Braunsberg entſtandene Differenz forg- 
Teltig erwogen. E83 ift nicht meine Wbficht, über die —— und 
die Angemeſſenheit jener Entſcheidung in Erörterungen mit Em. Biſchöf— 
lichen Socmürden einzutreten, welche von vornherein feine Ausſicht auf 
gegenjeitige Berftändigung darbieten. 

Den katholiſchen Bifhöfen Deutſchlands ift es nit unbe— 
fannt gemwefen, und fie haben e8 vor den Beſchlüſſen des va= 
ticanifhen Concils wiederholt felbft bezeugt, daß diefe Be- 
fhlüjfe für Deutfhland den Keim von Berwidelungen zwifchen 
Staat und Kirche in fih tragen. Diefe berehtigte Warnung 
ift an der entfheidenden Stelle unbeadtet la Nach— 
dem die Beſchlüſſe gefaßt und verkündet ſind und auch dieje— 
nigen Biſchöfe, welche deren Erfolg vorausgeſehen haben, die 
unbedingte Durchführung derſelben ſich zur a 96% geftellt 
haben, ıft von dergleihen Berhandlungen ein Erfolg nicht 
wohl abzuſehen. 

Daß die Staatsregierung bei * Schritten ſich ſtreng innerhalb 
der Grenzen des Rechtes halten wird, verfteht ſich von ſelbſt. Das iſt 
auch bei der Entjcheidung in Betreff des Dr. Wollmann geſchehen. In 
feiner Eigenſchaft als Staatsbeamter fteht er ausfchlieglih unter der Dis- 
ciplinargewalt des Staated. Sein Verhalten als Staatsbeamter ift 
völlig vorwurfsfrei. Die kirchlichen Strafen aber, welche Em. Bifchöfliche 
Hochwürden über ihn zu verhängen für angemefjen gefunden haben, ent— 
halten feinen felbftftändigen Grund für ein disciplinarifches Einjchreiten 
des Staates. 

Wenn Em. Bifhöflide Hochmürden nah Empfang meines Erlafjes 
vom 29. v. Mts. den Wollmann mit der großen Ercommunication belegt 
haben, fo muß ich ergebenft darauf a machen, daß die von Hoch 
denjelben an dieſe en gefnüpfte Bemerkung, der x. Wollmann 
% nicht mehr ein Glied der Fatholifhen Kirche, fi im Widerfpruch be— 

ndet mit $. 55 Th. II Tit. 11. A. L. R., wonad wegen bloßer abmei- 
hender Glaubensmeinungen fein Mitglied einer Kirche von der kirchlichen 
Gemeinschaft mit rechtliher Wirkung ausgefchloffen werden kann. Für 
den Staat ift mithin der Dr. WB ollmann nad der Ercommuni= 
cation ebenfowohl wie vor derjelben ein Mitglied der 
fatholijhden Kirche, und enthält diefes neu hinzugetretene Moment 
feinen Anlaß, die Entjcheidung vom 29. v. Mts. abzuändern. 

Em. Biſchöflichen Hohmürden Wunſch, daß die Gerechtigkeit und der 
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Friede in — Dingen, das Palladium der Stärke Preußens, nicht 
aus ſeiner Mitte weiche, theile ich aufrichtigen Herzens. Aber die Ge— 
rechtigkeit, welche ich Jedem in gleicher Weiſe ſchulde, fordert, daß ich den 
Dr. Wollmann nicht ſchutzlos laſſe, und den Frieden zu halten, liegt 
nicht in der Hand des Staates allein.“ 


7. September. Immediatvorſtellung der preußiſchen 
Biſchöfe beſonders gegen das Verfahren der Regierung 
in der Braunsberger Angelegenheit. 


— „Mit dieſem Act, wird nicht nur den Katholiken Allerh. Ihres Staates 
eine ihnen zugehörige Anftalt ihres katholiſchen Charakters entkleibet, ſondern 
aud ein offener Eingriff in bas innere Gebiet des Glaubens und ber Kirche, ein 
unverbohlener Gewifjenszwang ausgeübt. Nach den Grunbfägen, bie bort als 
Motive der Verfügungen aus — werden, erſchiene die ganze gegenwärtige 
katholiſche Kirche in Allerhöchſtderen Landen als recht- und Toutes. und als 
wären bie wenigen Abtrünnigen die allein berechtigten Vertreter derſelben. Darum 
bat allerort in ganz Deutichland tiefer Schmerz über biefe, bie ganze redht- 
liche Stellung ber Kirche bedrohenden Entſcheidungen die Katholilen ergriffen, 
und in viele Herzen ift bie Furcht eingezogen, als ob Preußen nunmehr feine 
alten Traditionen verleugnen und bie heiligen Grundſätze der Gewifjensfreibeit 
und Gerechtigkeit in religiöfen Dingen ge wolle. Die Grundſätze des fa- 
tholiſchen Glaubens fordern e8 unbedingt, daß jeder Einzelne fih den Ausjprüchen 
eines allgemeinen Concils in Sachen ber Glaubens» und Sittenlehre unterwerfe. 
Wer fih befien weigert, jcheidet dadurch von jelbft aus ber katholiſchen Kirche 
aus und kann felbftverftändlich ein Tatholifches Lehramt nicht ferner ausüben. — 
Die Aufzwängung des Religionsunterrichts eines vom Fatholifhen Glauben ab- 
gefallenen und aus ber irde ausgejchiebenen Lehrers ift eine birecte Verlegung 
bes beiligften Gebietes unferes Glaubens, ift ein unmittelbares Attentat auf bie 
zen ber * ber katholiſchen Schüler und involvirt eine Verfolgung ber 
itterften und gefährlichften Art. Tief befümmert im Hinblid auf diefe traurigen 
Borgänge, die nur unbeilvolle Verwirrung unter dem Bolle verbreiten, die Ehr⸗ 
furdt vor den von Gott gejettten Autoritäten ſchwächen und fein bisher fo treu 
bewahrtes Vertrauen auf Biefeiben erjchüttern, gebrängt von bem Gefühle unferer 
Pflicht, durchbrungen von dem Bewußtjein ber Berantwortlichfeit für bie uns 
anvertrauten Seelen, erjcheinen wir unterthänigft unterzeichnete Oberbirten ebr- 
erbietigft vor dem Throne Ew. Majeftät feierliden Proteſt einzulegen 
gegen alle und jede Eingriffe in das innere Ölaubens- und Rechts— 
En unjerer heiligen Kirhe uud von Ew. Majeftät Rechte unb 
bhülfe zu erbitten. Weil wir aber überzeugt find, daß ber gegenwärtige 
Conflict vermieben worben wäre, wenn eine Hare Erlenntniß ber innern Glaubens» 
und Lebensprincipien ber Kirche, eine gerechte Würdigung ihrer ganzen religiös. 
fittlihen Ordnung und ihres Organismus, fowie der unveränberlichen Grunbfäge 
ihres Mechtögebietes bei den Berathungen über die beregte Angelegenheit fich 
hätte geltend machen Fünnen, unb weil wir bas Vertrauen begen, bah auch jest 
noch eine Bejeitigung des entbrannten Conflicts unjchwer herbeizuführen iſt, er- 
lauben wir uns, ein Promemoria über die katholiſchen Anſchauungen und Grunb- 
füge in Betreff dieſes Gegenſtandes unterthänigft beizufügen. Wir vereinigen 
uns im Gebete zu Gott dem Herrn, daß fein allmächtiger Schug und Gegen, 
der in bem eben vollendeten Krieg über Ew. Majeftät tbeurem Haupt allen ficht- 
bar gewaltet, auch bei bem jeßigen großen Friedenswerke Ew. Majeftät dauernd 
begleite, damit auf dem Boden der Gottesfurdt, des Rechts und ber Gefittung 
ber Bau bes geeinten deutichen Baterlanbes ebenjo herrlich fih emporbeben und 
vollenden möge, als die heldenmüthige Kriegführung Ew. Majeftät ihn glorreich 
begonnen und begründet hat.“ 
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18. Dftober. Erlaß des Katjerd an die Biſchöfe (zu Händen 
des Erzbiſchofs von Köln). 


„Hohmürdiger Erzbifhof! In der Eingabe, welche Em. ꝛc. unter der 
Mitunterfhrift anderer Biihöfe von 7.0. M. an Mich gerichtet haben, 
werden Mafregeln, welche Meine Regierung auf dem Gebiete des höheren 
Schulweſens au treffen nad) Maßgabe der beftehenden Geſetze in der Page 
geweſen ift, als ein „offener Eingriff in das innere Gebiet des Glaubens 
und der Kirche, als ein unverhohlener Gewiſſenszwang“ bezeichnet und 
Em. :c. finden ſich veranlaßt, „feierlich Proteft einzulegen gegen alle und 
jede Eingriffe in das innere Glaubens- und Rechtsgebiet der Tatholifchen 
Kirche.“ Nachdem von den Biihöfen der Fatholiihen Kirche, insbeſondere 
aber von Gr. Heiligkeit dem Papfte, bisher jederzeit anerkannt worden 
war, daß die fatholifche Kirche in Preußen fich einer jo günftigen Stel— 
lung erfreut, wie kaum in einem anderen Lande, ilt e8 Mir unerwartet 
gemejen, in einer Eingabe preußiicher Biſchöfe Anklänge an die Sprache 
zu finden, durch melde A publiziftiichem und parlamentarifhem Wege 
verjucht worden ift, daS berechtigte Vertrauen zu erjchüttern, mit welchem 
Meine katholiſchen Unterthanen bisher auf Meine Regierung bliden, 
Em. :c. wiffen, daß in dieſer Gefeggebung, welche fich bisher der Aner— 
fennung des Tatholifhen Episfopat3 erfreut hatte, eine Aenderung nicht 
ftattgefunden hat; ein Gefeg aber, welches von Meiner Regierung nicht 
beachtet wäre, ift in Em. zc. Eingabe nicht angeführt worden. 

Wenn dagegen innerhalb der Fatholifhen Kirche Vor— 

änge ftatt a, haben, in Folge deren die bisher in 
— ſo befriedigenden Beziehungen derſelben zum Staate 
thatſächlich mit einer Störung bedroht erſcheinen, fo liegt es 
Mir fern, Mich zu einem auf Würdigung dogmatifcher Fragen eingehenden 
Urtheile über diete Erfcheinung berufen zu finden; es wird vielmehr die 
Aufgabe Meiner Regierung fein, im Wege der Gefeggebung dahin 
zu wirfen, daß die neuerlid vorgefommenen Konflikte zwijchen 
weltlihen und geiftliden Behörden, fo weit jie nicht verhütet 
werden können, ihre gejeglidhe Löſung finden. Bis dies auf 
verfaffungsmäßigem Wege erfolgt fein wird, liegt Mir ob, die bejte- 
en Gejege aufrecht zu erhalten und nah Maßgabe derjelben jeden 

reußen in feinen Rechten zu fchügen. Eine eingehende Würdigung der 
Vorwürfe gegen Meine Regierung, welche Em. ꝛc. an Mich gerichtet haben, 
überlaffe Ich Meiner Regierung. ch hatte gehofft, daß die gewichtigen 
Elemente innerhalb der Eatboltichen Kirche, welche fich früher der natio- 
nalen Bewegung unter preußiicher Leitung abgeneigt zeigten, nunmehr 
nah verfafjungsmäßiger Neugeftaltung des Deutjchen Sreiches der fried- 
lihen Entwidelung deſſelben im Intereſſe ftaatliher Ordnung ihre frei 
willige Unterftügung widmen würden. Die wohlmollenden Kundgebungen, 
mit denen Se. Heiligkeit der Papft Mich bei Herftellung des Heiches in 
eigenhändigem Schreiben begrüßte, ließen e8 Mid) Kar Aber aud, 
wenn diefe Sofinung ſich nicht verwirklicht, jo wird feine Enttäufchung 
auf diefem Gebiete Mich jemals abhalten, auch in Zufunft ebenfo wie 
bisher darauf zu halten, dag in Meinen Staaten jedem Glaubens» 
befenntniß das volle Maß der Freiheit, welches mit den 
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Rechten Anderer und mit der Gleichheit Aller vor dem Ge— 
fege verträglich ift, gewahrt bleibe. Im Bemußtfein gemifienhafter 
Erfüllung der Königlichen Pfliht, wohlwollende Gerechtigkeit gegen Jeder 
mann zu üben, werde Jh Mid in Meinem durch die —— be⸗ 
währten Vertrauen zu Meinen katholiſchen Unterthanen nicht irre machen 
laffen, und bin gewiß, daß dieſes Vertrauen ein gegenfeitiges und ein 
dauerndes if. Indem Jh Em. :c. erfuche, diefe Meine Antwort den 
übrigen Unterzeichnern der Borftellung vom 7. v. Mts. mitzutheilen, ver- 
bleibe Ich 
Em. Hochwürden mohlgeneigter 


(gez.) Wilhelm.“ 


25. November. Aus dem Nejcript des Kultus: Minifterd von 
Mühler an den Erzbiihof von Köln. 


„Rah dem Bejcheide, melden des Kaiſers Majeftät am 18. v. M. 
Em. erzbifchöflihen Gnaden auf die Eingabe vom 7. September d. J. zu 
ertheilen gerubt haben, bleibt mir übrig, einige Bemerkungen hinzuzufügen 
über den Inhalt der Denkſchrift, mit welcher Em. erzbiihöflihe Gnaden 
die Borftellung vom 7. September begleitet haben. Diefelbe geht von der 
Unfehlbarkeit des kirchlichen er aus und bezeichnet als 
die Träger diefes unfehlbaren Lehramts nach uralter katholiſcher Glaubens 
lehre die Nachfolger der Apoftel, den mit dem Papfte verbundenen Epis- 
fopat, welcher jene Lehrgewalt auf dem ordentlichen Wege der fortwäh— 
renden Berfündigung des Glaubens, zumeilen auch auf dem außerordent- 
lichen der Entjheidung durch conciltarifchen Beſchluß ausübe. Sie führt 
meiter aus, daß die Entjcheidungen allgemeiner Kirchenverfammlungen den 
Katholiken keine neue Glaubenslehren, fondern nur eine endgültige Yeft- 
ftellung beftrittener oder verdunfelter Glaubenswahrheiten bringen, daß e8 
in dieſem Sinn aud eine Entwidlung des Glaubens in der latholiſchen 
Kirche gebe, und daß eine foldhe Entjcheidung am 18. Juli 1870 erfolgt 
fei, welcher fi zu unterwerfen jeder Katholik verpflichtet jei, wenn anders 
er Katholif bleiben wolle. Die Richtigkeit diefer Ausführung nach ihrer 
dogmatiſchen Seite zu prüfen, Liegt außerhalb meines Berufs. Aber über 
ihre logiiche Begründung darf ich urtheilen. Und von diefem Standpunft 
aus muß ich darauf hinweiſen, daß fie einen logiſchen Widerſpruch enthält. 
Denn wenn einerjeits, wie Em. Erzbiſchöfliche Gnaden jagen, nad) uralter 
Fatholifcher Lehre der mit dem Papſte verbundene Episcopat der Träger 
des unfehlbaren Lehramtes ift, andererſeits die am 18. Juli 1870 ver- 
fündete Conftitution die athedraldefinitionen des Papftes als ex sese, non 
autem ex consensu ecclesiae irreformabiles erflärt, fo folgt mit logifcher 
Nothwendigkeit, dag die Eonftitution vom 18. Juli 1870 die 
Perjon des Trägers des firdhlihen Lehramtes geändert, mit» 
hin eine neue Pehrentfheidung getroffen hat, welche mit der 
von Em. Erzbijhöjlihen Gnaden und den übrigen Unterzeid- 
nern der Eingabe vom 7. September bezeugten uralten fatho- 
lifhen Glaubenslehre in Widerfprud fteht. ES ift demnach nicht, 
wie die Denkjchrift fih ausdrüdt, ein Spiel mit Worten, fondern eine 
nicht abzulehnende Folgerung aus den eigenen Erklärungen der berufenen 
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Drgane der katholischen Kirche, wenn behauptet wird: ein Katholik, welcher 
por dem 18. Juli 1870 die an diefem Tag entjchiedene Glaubenslehre 
nicht geglaubt habe, fei, wenn er - nad) diefem Tage diefelbe nicht 
glaube, noch Katholik, da er daffelbe glaube, was vor diefem Tage hin» 
reichte, um fatholifch zu fein. Was die Denkjchrift von der Pflicht des 
einzelnen Katholiken fagt, mit der Lehre feiner Kirche in Uebereinftimmung 
zu bleiben, hat eine Berechtigung nur infoweit, als die Lehre der Kirche 
unverändert bleibt. Tritt hierin eine Aenderung ein, wie e8 durch bie 
Eonftitution vom 18. Juli 1870 gejchehen ift, jo ift der Staat weder 
verpflidtet, noch auch nur beredtigt, die Anhänger der alten 
Lehre in ihrem Berhältniß zum Staat als Abtrünnige zu 
behandeln. Sie find ihres Anſpruchs auf den Schuß des 
Staated niht dadurd verluftig geworden, daß die Kirche den 
Inhalt ihrer Lehre verändert hat, und diefer Schuß wird 
ihnen nad wie vor gewährt werden.“ 


Die kirchlichen Borgänge in Bayern und der Aanzelparagraph. 


Auf Antrag der bayerjchen Regierung wurde dem Reichs— 
tage ein Zujapparagraph zum Strafgeſetzbuch folgenden 
Inhalts vorgelegt: 

„Ein Geiftliher oder anderer Religionsdiener, welcher 
in Ausübung oder in VBeranlaffung der Ausübung feines 
Berufs öffentlid) vor einer Menjchenmenge, oder welcher 
in einer Kirche oder an einem anderen zu religiöjen Ver- 
jammlungen beftimmten Orte vor Mehreren Angelegen- 
heiten des Staated in einer den öffentlichen Frieden ge 
fährdenden Weile zum Gegenftande einer Verkündigung 
oder Erörterung madt, wird mit Gefängniß oder 
Feſtungshaft bis zu zwei Sahren beftraft.“ 


10. Dezember. Rede des bayerjhen Kultus-Minifters 
von Lug zur Vertheidigung ded Antrags im Reichötage. 


„Die bayeriiche Regierung bat den Anftoß zu biefer Vorlage im Bunbes- 
rath gegeben; deshalb werden Sie es natürlich finden, wenn gerabe ich fie bier 
begründe. Zunächſt laffen Sie mich ein möglihes Mißverftändniß zurückweiſen, 
als ob es fich bier um eine fpeciell bayerifche Angelegenheit handle. In Bayern 
wird freilich das Bedürfniß, welches zu dieſem Gejeentwurf geführt bat, am 
dringendften empfunden. Doch bas will ich nicht urgiren; den größten Wertb lege 
ich auf die Behauptung, daß es fi in dieſem Falle um eine gameinfame An— 
gelegenbeit handelt, * man allen Bundesſtaaten zurufen kann: tua res agitur! 
Das Reich ift ein organiſches Ganzes; krankt ein Theil, fo wird balb auch bie 
Geſammtheit leiden; brennt e8 in einem Haufe, fo find auch die Nachbarn im 
Feuersgefabr. Haben die Gegner, gegen welde wir fümpfen, erft in Bayern 
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ben Sieg errungen, fo werben fie ben Streit Über feine Grenzen hinaus fort- 
fegen unb ihren Truppen andere Wege anmweifen. Denken Sie nur an die neuen 
deutſchen Lande, an Elfaß und Lothringen! 

Der Kern ber Frage, um bie es fich bier banbelt, ift ber: Wer foll 
Herr im Staate fein, die vg het. ober bie römiſche Kirhe? Ich 
verſtehe unter ige 9 nicht ben Abfolutismus oder ein beflimmtes Minifterium 
mit einem beftimmten Syftem, ich verftehe darunter die gefammte Staatsgewalt 
vom Monarchen bis zur Bollsvertretung, gleichviel, welches Syſtem augen fücktich 
am Ruber if. Kein Staatswefen fann mit zwei Regierungen beftehben, von 
benen bie eine für verwerflich erflärt, was bie anbere anorbnet. Ein ſolcher Zu«- 
fand der Doppelregierung findet fi aber in benjenigen Staaten, beren 
Bevölkerung ber Mehrheit nah den Einflüffen ber römischen Kirche preisgegeben 
ift. Wenn in ſolchen Staaten bie’ weltliche Regierung ſich nicht einfach ber Rinde 
unterwirft, jo fteben fie gegen einanber. Und das gejchieht nicht blos dann, wenn 
bie weltliche Regierung firchenfeinblich, wenn fie religtonsfeinblich fich zeigt, fondern 
auch dann, wenn fie in offentundiger Religionsahtung und Religionsfreunblich- 
feit nur beftrebt ift, den Rechten verjchiedener Eonfeifionen Geltung zu verichaffen. 
Nun liegt die Behauptung ſehr nahe, das kirchliche und das weltliche Regiment 
hätten ja beide ihr verichiebenes Gebiet, auf das fie fich befchränfen und jo mit- 
einander in Frieden leben könnten. Uber m. H., biefe Anfhanung, daß jebes 
Regiment fein Gebiet für fich babe, bat die Kirche jelbft niemals zugegeben; fie 
bat von jeher andere Theorien aufgeftellt, unb wenn fie dieſe nicht praftijch durch⸗ 
geführt bat, fo bat fie das allein aus bem Grunbe gethan, weil, wie das vielfach 
geäußert worden if, fie bie Zeiten fiir zu fchlecht dazu gehalten. 

Die Kirche vinbicirt fih als ihre Gebiete bie bes Glaubens 
und ber Sitte. Bon bem Gebiete bes Glaubens in biefem Augenblid zu 
fprechen, ift feine Beranlaffung. Das Gebiet der Sitte aber legt bie 
Kirhe dahin aus, daß dahin alle Beziehungen der Menſchen zu 
einander gebören; demnach ift feine Materie denkbar, die man 
als ausſchließlich ftaatsangehörig bezeichnen kann und bie nicht 
aub die Kirhe minbeftens unter Umftänden für fih in Anfprud 
nimmt. Hieraus folgt, daß eine Einheit des Regiments nur denkbar jein 
faun bei ber einfachen Unterwerfung ber weltlihen Regierung unter bie ber 
Kirche. Nichts ift natürlicher, als daß der Staat fich dieſer Schlußfolgerung nicht 
einfach unterwerfen will. Ein folches Verhalten des Staates wäre glei bem 
Abdanken, ja e8 wäre mehr als abbanfen, wenn er rubig zufeben wollte, wie 
feine Gefege von einer zweiten obrigfeitlihen Macht als unwirkſam und nicht 
verbindlich angefehben werben follen. Nichts ift natürlicher, als daß ber Staat 
fih Dagegen zu ſchützen ſucht. Was ich bier von ben Abfichten und Anſchauungen 
der Kirche fage, ift nichts Neues. Dieſe Dinge find Kingft dageweſen; ebenjo alt 
find auch die Verſuche der Staaten, ſich gegen die Schlußfolgerungen aus joldhen 
alten Theorien zu ſchützen. Sie finden in allen Gejetgebungen ein Kapitel von 
der Kirchenpolizei. Sie finden eine VBorfchrift über pas Placetum regium, über 
ben recursus ab abusu und ähnliche Dinge. Mit diefem Kapitel aber bat ber 
Staat nicht genug getban, er hat bamit feinen Schuß für fein Gebiet geſchaffen; 
das liegt Har zu Tage; bie jüngften Erfahrungen haben dieſes zur Genüge ger 
zeigt. Ueber Placetum regium und recursus ab abusu haben fidh die lirch- 
lihen Behörden hinweggefegt und ihre Zwede, unbefümmert um bie beſtehenden 
verfaffungsmäßigen Beftimmungen, verfolgt. Ich bin der Letzte, ben biejes 
mwunbert bei dem Mangel an erecutiven Borfchriften, bie man neben bie be- 
treffenden Beftimmungen hätte ſetzen müſſen, wenn fie irgend einen praftichen 
Werth hätten haben jollen. Es ift einleuchtend, daß ein folder Zuſtand nicht 
u die Dauer beftimmt ift. Werfen Sie nochmals einen Blid auf Die Sachlage 
zurüd! 

Zwei Gemwalten beftehen im Staate; der Staat ſchützt mit feiner Gewalt, 
mit der weltlichen Gewalt, bie Autorität der Kirche. Er zwingt den neugeborenen 
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Staatsbürger in ein religiöjes Belenntniß hinein, er zwingt mit feiner Gewalt 
das Kind zur Theilnahme an den religidfen Uebungen. Bon ber Wiege bis 
zum Grabe macht er den Staatsangehörigen begreiflih, daß die Autorität ber 
Kirche zu achten und zu ehren ifl. Dem entgegen vindicirt fih die Kirde 
bas Gebiet bes Staates unb ganz ip bie Oberbobeit über ben 
Staat. Sie belümpft mit ihren Organen ben Staat, fo oft fie nicht mit ihm 
einverftanden ift, und zwar unter Anwenbung des Ausipruches, daß jeine Geſetz- 
gebung mit dem göttlihen Geſetze in Widerſpruch ftehe, daß es Gottes Gebot ei, 
en ſchlechten Gejeten bes Staates den Gehorfam zu verweigern, und baf es 
religiöje Pflicht fei, Gott mehr zu gehordhen, als den Menfchen, baß aber jelbft- 
verftänblich die Kirche es jet, welche zu beftimmen babe, was Gott befiehlt, was 
nicht. Würde der Staat das anerkennen, er läge balb mit gebundenen Hänben 
zu ben Füßen der Kirche. 

Freilich halte ich es filr fehr beilfam, fich zu vergegenwärtigen, daß es 
nicht möglich if, von Seiten der weltliden Regierung eine Madt 
zu üben über die Gewiſſen, daß es dem Staate nicht zulommen fann, Nach— 
laß der Sünden zu erzwingen, wo er vom Diener ber Kirche verweigert wird, 
die feierliche Trauung zu erzwingen, wo man fie aus firhlihen Nüdfichten ver- 
weigern zu müflen glaubt u. ſ. w. Der moberne Staat fchreibt auf feine Fahne 
die Gewifjensfreiheit. Daraus folgt, daß fein Kultus-Minifter beſtimmen 
faun, wer als Mitglieb einer Kirchengemeinde anzuerkennen ift, unb wer nicht. 
Daraus folgt, daß kein Kultus-Minifter beftimmen kann, wer geiftliche Funktionen 
vornehmen darf, und wer nicht. Das gebe ich Alles zu. Auch bier befenne ih 
mich, wie ich e3 bereits an einem anderen Drte gethan, zu dem Sate, daß ber 
Kirche jene Freiheit eingeräumt werben muß, welche die Conſequenz der modernen 
Staatötbeorien ift. 

Aber eine Folge ziehe ih daraus — Die, daß auch dem Staate feine 
Freiheit werden muß. Es ift undenkbar, daß ber Staat der Kirche als 
Schemel diene zu ihrer Erhebung über Gejeg und Recht. Es ift undenkbar, daß 
der Staat das Vollzugsorgan derjenigen Kirche fei, die fich vollftändig unabhängig 
von ihm geftellt bat. Es ift undenkbar, daß der Staat auf feinem Gebiete ber 
Kirche als ſolcher ein Wort mitzufprechen geftatte. Er muß fein Gebiet abgrenzen, 
er muß es ſchützen. Das kann mun freilich nicht gefcheben durch einen förmlichen 
Abſchluß, durch Hinderung alles Verkehrs; — nicht! — aber es kann ge— 
ſchehen durch Aufrichtung eines Syſtems von Bollwerlen gegen jeden feindlichen 
Angriff. Ein ſolches Bollwerk, meine Herren, ift nach unferer Anſchauung bas 
vorgeichlagene Geſetz. 

Ein Einwand könnte mir noch gemacht werben, dahin gehend, es jei fein 
Grund, jegt in der Gejeggebung Neuerungen zu madhen. Aber zwei 
Gründe giebt es, die die Sachlage wejentlicd verändern. Ein Grund liegt darin, 
daß man in neuerer Zeit einen Anlauf genommen bat, bie alten Theorien jo 
recht tüichtig ins Leben einzuführen und ber zweite Grund liegt darin, daß man 
fih in dem neuen Dogma nene Einrichtungen geichaffen bat, welche biefen Be- 
ftrebungen einen fehr guten Untergrund gewähren. — Um von dem erften Grunde 
zu fprechen, jo darf nicht überſehen werden, daß in vielen beutihen Staaten ber 
Klerus feit mehreren Jahrzehnten förmlich umgeftaltet worben if. Der Klerus, 
wie ih ihn im meiner Jugend fannte, wie ihn die alten Fürfibifchöfe erzogen 
hatten, der, meine Herren, ift ausgeftorben, — an feine Stelle ift ein Klerus ge- 
treten, ber im wejentlihen das Ebenbild des Jeluitismus if. Meine Herren! 
Die Erfahrungen, die man in verfchiedenen Ländern mit diefem Klerus gemadt 
bat, find in der That böchft bedenkiiher Natur. Im unzähligen Reben von ben 
Kanzeln, bei vielfahen Gelegenbeiten geiftliher Amtsübung erfolgten Angriffe auf 
bie weltliche Regierung, bie ſich kaum recht bezeichnen laſſen. Man bekämpft 
nicht mit den Gründen einer fachlichen Kritik die Handlungen ber geſetzgebenden 
Gewalt und ber Verwaltung — nein, immer mit dem Vorwurf, daß die Alte 
ber Geſetzgebung und die Alte ber Verwaltung mit der Religion, mit Gottes 
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Gebot im Widerfpruch ftehen, und daß es eine Pflicht der Religion ei, denfelben 
ben Geberfam zu verweigern. Alles Anſehen ber weltlihen Regierung wirb auf 
dieſe Weife untergraben. 

So ift es, meine Herren, wie ih mir zu fagen erlaubte, bet uns zu Haufe, 
in Bayern. 

Ich babe als zweiten Grund dafür, daß man neuerdings Urfache hat, von 
—— vorzugehen, den Glaubensſatz von der Unfehlbarkeit des Papftes 

zeichnet. 

Ich will mich nicht des Näheren auf dieſe Frage einlaſſen, aber einen 
Geſichtspunkt geſtatten Sie mir hervorzuheben. Die alten Lehren, von denen ich 
früher ſprach, waren längſt in ber Welt und vielen Katholilen hinreichend be— 
kannt; fie waren fein Anlaß, um denjenigen Katholiken, der bie Abſicht hatte, 
mit dem Geſetz im Einklang zu bleiben, irgendwie zu hindern, fie waren ja nur 
eine Lehrmeinung, und ber Katholif, der feiner Kirche treu bleiben, zugleich aber 
au dem Geſetze Gehorjam leiſten wollte, konnte dies ſehr wohl, ohne mit feinem 
Gewiffen irgendwie in Conflift zu gerathen. Jetzt ift Das anders geworben, 
jegt fann man eine folhe Lehrmeinung nach Bebarf als Glaubensſatz er- 
flüren, und dem betreffenden Katholilen bleibt nichts Anderes übrig, als bie 
Wahl zwifhen feinem Glauben ober dem Gehorſam gegenüber ber 
Regierung; beides mit einander verbinden wird er nicht Finnen. Es ift bie 
einfachſte Sache von der Welt, ein Kind kann fie begreifen. Man erflärt alle 
Angelegenbeiten, auch die reinen Staatsangelegenbeiten für Dinge, bie dem Ge- 
biete der Sitten anbeimfallen und daher dem Kirchenregiment unterftellt find, 
man fagt, daß man das Recht habe, alle diefe Sachen nad Bedarf als Glaubens- 
jüge feftzuftellen, verlangt dann von ber Regierung, daß fie einfadh den Stand- 
punkt der Unterorbnung unter die Gefete der Religion einnehme, auch wenn fie 
nicht lediglich die Regierung von Katholiken if, man fdilt die Regierung, als 
irreligiöe, als ber Erfommunication verfallen, wenn fie nicht auch in weltlichen 
Angelegenheiten den kirhlihen Standpunkt einnimmt, und bofft es babin zu 
bringen, baf die Regierung einfach nicht den neuen Glaubensjat allein, ſondern 
auh im Voraus bie fünftigen annehme und nöthigenfalls zum Erecutor an fi 
ſelbſt würde, 

Man fragt fih nun: wozu nützt der Geſetzentwurf? erreiht man 
die Abjicht, die man bilfigerweife erreichen muß? Nun, meine Herren, ich ge— 
ſtehe offen, ich lege den größten Wertb, was den Gefegentwurf betrifft, darauf, 
daß er demjenigen Theile der Geiftlichkeit, welchem das von mir gejchilverte Ge- 
triebe bis ing Herz hinein zumiber ift, einen Schuß gewährt. Wir bei uns zu 
Haufe haben folder Geiftlihen nicht wenige; fie waren bisher nicht ftark genug, 
der Einfhüchterung Seitens der ultramontanen Prefje und dem Drud zu wiber« 
eben, der von ben geiftlichen Oberen geübt wurde. Diefen Geiftliden ift 
ein Shuk durch unferen Geſetzentwurf gewährt, welcher ihnen es mög: 
lich — wird, ihren Herzenswünſchen entſprechend Frieden mit dem Staate 
zu balten. 

Im Uebrigen gebe ich zu, ein durchgreifendes Mittel ift der von uns vor- 
ar Gejetentwurf nicht, es ift nur ein Bollwerk, welchem bei neuer 
5* ung des Kirchenſtaatsrechts, wie ic mir die Sache denle, andere folgen 

en. 


Su Dasfind die Motive, welche die bayerifhe Regierung beftimmt 
aben.“ 


(Der Reichstag beichloß mit einer Mehrheit von 179 
gegen 108 Stimmen die Aufnahme der Beltimmung in 
das Strafgeſetzbuch.) 


26, Auswärtiges, 


Die weiteren Beziehungen zu Fraukreich. 


1871. Dftober. Verhandlungen ded Fürften Biömard mit dem 
franzöfiihen Finanz-Minifter Pouyer-Quertier in Berlin 
wegen Abſchluß eined Zujaßvertragd mit Frankreich. 


12. Oftober. Abſchluß einer Nebereinfunft mit Frankreich wegen 
der Räumung des franzöjijhen Gebiets. 


„Die Uebereinfunft über die Räumung franzöfiichen Gebietes beftimmt 
Folgendes: 

Art. 1. Die Regierung Sr. Majeftät bes Deutſchen Kaifers verpflichtet fich, 
bie 6 Departements, Aisne, Aube, Côte d'Or, Haute Sadne, Doubs und Yura 
zu räumen und bie Occupations-Armee auf 50,000 Mann zu rebuciren, in 
Uebereinftimmung mit ben Beftimmungen bes britten Artilels bes Vertrages vom 
26. Februar 1871. Die Ausführung dieſer Mafregeln wird flattfinden in den 
15 —— welche auf die Ratifikation der gegenwärtigen Convention folgen 
werben. 

Art. 2. Die franzöfifche Regierung ihrerfeits verpflichtet ſich: 

1) Fünfhundert Millionen Franken, welche bie vierte halbe Milliarde der 

iegsfoften-Entichäbigung bilden ; 

2) 150 Millionen Franken, welde die erfte am 2. März; 1872 fällige Rate 
ber Zinjen von ben Seitens Frankreichs noch gejchuldeten drei Milliarden 
bilden, in folgender Weife zu bezahlen und zwar: am 15. Januar, 1. Fe 
bruar, 15. Februar, 1. März, 15. März, 1. April und am 15. April 1872 
je 80 Mill. Fres. und am 1. Mai 1872 MW Millionen Fres., im ganzen 
650 Millionen Free. 

Art. 3. Im Falle, daß die Beftimmungen des vorhergehenden Artikels 
nicht ausgeführt werden follten, werben bie Truppen Sr. Moietät bes Deutichen 
Kaifers das, in Gemäßheit diefer Konvention, geräumte Terrain wieder zu be- 
ſetzen das Recht haben. " 

Man ift außerdem darüber einig, daß das Gebiet der im erften Artikel be- 
zeichneten und von den deutſchen Truppen geräumten Departements in militä- 
riijher Beziehung für neutral erklärt werben fol. 

Bis zur Anklam ber im vorhergehenden Artilel erwähnten Summen barf 
Franfreih in jenen Departements nur eine bewaffnete Macht halten, welche für 
die Aufrechterhaltung der Ordnung nöthig if. 

Die franzöfiihe Regierung behält fi) das Recht vor, vor ben oben bezeidh- 
neten Zahlungsterminen Zahlungen zu leiten.“ 
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12. Oftober. #ernere Uebereinfunft über die Zollverhältniffe 
von Eljah= Lothringen. 
„Die beiden vorftehenden Konventionen ftehen kraft einer befonderen 


Abrede derart in untrennbarem Zufammenhange, daß die Wirkfamfeit jedes 
der beiden Verträge durch die Beftätigung des anderen bedingt ift.“ 


25. Dftober. Erklärungen des Fürften Bismarck in Bezug 
auf die ‚neue Webereinfunft bei der Berathung derjelben 
im Neichötage. 

„sch erlaube mir, der Vorlage (über den Vertrag vom 12. Oktober) 
einige ihre Entftehung erläuternde Worte beizufügen. Wie befannt, wurde 
in dem Frieden von Frankfurt » Berfailles * in Ausſicht genommen, 
daß unter Umſtänden an die Stelle der territorialen Bürgſchaften, welche 
Frankreich in Geſtalt der von uns beſetzten Landestheile für die Ausfüh— 
rung des Friedens gegeben hatte, finanzielle Bürgfchaften treten könnten. 
Unter en Umftänden lag eine folhe Aenderung in den nterefjen 
beider Theile. 

Die Okkupation eine erheblichen Theiles franzöfifchen Gebiets ift 
ja für Frankreich entjchieden eine Laft nach allen Richtungen hin, nament- 
lih eine moralijche, die politiihe Entwidelung und Befeftigung der Zu— 
ftände in Frankreich hemmende. Für uns ift fie unter Umftänden eine 
nothiwendige Laſt, die wir uns auflegen müfjen, um die Erfüllung des 
Friedens zu fichern, aber immerhin — wenn auch eine mäßige — eine 
Laft. ch erinnere nur an die Interpellation, die geftern geftellt wurde 
über die Rückkehr der Reſerven, die mir nach diefer Richtung hin nicht 

anz erwünſcht war; denn es iſt nicht nüßlich, den fremden Ländern, den 

egnern gegenüber die eigenen Laften, die die Kriegführung und die 
Pfandnahme auferlegt, zu unterftreichen; aber ich hoffe, meine Herren, um 
fo mehr wird der Herr Interpellant von geftern erfreut fein darüber, daß 
diefe Laſt theilmeife hat vermindert werden fünnen. 

Die Beihaffung etwaiger finanzieller Bürgfchaften lag der franzö— 
fifhen Regierung ob, fie hat e8 verjucht, zum Theil unter großen Koften, 
fie zu beichaffen. Banquiers hatten fich bereit finden laſſen, annehmbare 
Bürgichaften ihrerfeit3 für die Effeltuirung der franzöfiichen an ci 
bis zum 1. Mai, aljo für zufammen 650 Millionen Franken zu geben 
fir eine Provifion, die mir auf Höhe von 17% pCt. genannt wurde — 
ich weiß es nicht genau — alfo etwa 10 Millionen Franken. Die fran- 
öfifche Regierung wäre, wie ich glaube, bereit gewejen, diefes Opfer zu 

ringen, wenn die Bürgichaften der Geldmänner eine Geftalt gehabt 
hätten, die für uns annehmbar gewejen wäre. Wenn fie für und von 
Nuten fein follte, wenn fie für und eine die etwaige Verminderung der 
Sicherheit, welche wir an der franzöfifchen Regierung haben, dedende Be— 
deutung haben jollte, fo mußte fie in verkäuflichen Werthen beftehen. 
Solche in unfere Hände zu legen, trugen die Banquiers Bedenken: wir 
folten und anheifdig machen, diefe Werthe für unveräußerlich zu erflären 
bis zum Berfalltermin. Wir wären aljo in dem alle, daß gegen unjere 
Wünſche und Erwartungen der Beftand regelmäßiger und geordneter Zu— 
ftände in Frankreich erfchüttert worden wäre, doch nicht in der Yage ge- 
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weſen, und mwechjelmäßig an die außftellenden per ir zu halten. Unter 
diefen Umftänden wäre nach meiner Anſicht die Bürgſchaft, welche die 
Banquierd boten, werthlo8 gewejen oder hätte a diejenige Bürgſchaft, 
welche uns die franzöfijche Regierung mit ihren Zujagen jelbft und melde 
uns der Ueberreft unjerer Offupation bietet, in einem kaum nennens- 
werthen Maße verftärkt. Ich habe mich aljo nach Genehmigung Sr. Ma: 
jeftät des Kaifer8 durch die Sachlage für ermächtigt gehalten, einen an- 
deren Modus anzunehmen, der für Frankreich eine wejentliche Erleichterung 
enthält, für ung meines Erachtens feine Gefahr: nämlich das Syſtem 
einer finanziellen Bürgfchaft aufzugeben und für diefelbe einen Theil der 
territorialen Bürgſchaft feftzubalten, fo nämlich, daß die von uns zu räu— 
menden Gebietötheile nicht von Haufe aus von der franzöfifchen Militär 
macht offupirt, fondern einftweilen für neutral erflärt und nur nad dem 
Geſichtspunkte der polizeilichen Sicherheit von Frankreich bejegt werden, 
und daß uns das Necht bleibt, fie wieder zu bejegen (vermöge eines von 
Frankreich ſelbſt anerkannten Vertrages), fobald die Borausfegungen, unter 
welchen der Vertrag geſchloſſen ift, nämlich die Zahlungsleiftungen, die 
darin feftgefegt find, nicht inne gehalten werden follten. 

Wir haben auf diefe Weife der franzöfiihen Regierung und, id) kann 
fagen, dem Lande Frankreich, in Befeftigung feiner Verhältniſſe einen me: 
fentlihen Dienft erwieſen, der von unparteiiſchen Blättern jenes Landes 
jelbft anerkannt wird, und ich bin um fo mehr damit zufrieden, als ih 
es nicht für unfere Aufgabe halte, unjeren Nahbar mehr zu fchädigen, 
als zur Sicherftelung der Ausführung des Friedens für und umbedingt 
nothiwendig ift, im Gegentheil ihm zu nügen und ihn in den Stand zu 
fegen, fi von dem Unglüd, welches über das Land gefommen ift, zu 
— ſoviel wir ohne Gefährdung eigener Intereſſen dazu beitragen 
önnen. 

Ich halte auch nad wie vor feſt an dem im dieſem Frühjahr von 
Fhnen mit Zuftimmung aufgenommenen Grundjage, daß es nicht unfere 
Aufgabe fein wird, und in die inneren Angelegenheiten unjeres Nachbar: 
landes und in deren Entwidelung über da8 Bedürfniß der Sicherftellung 
unjerer eigenen Intereſſen hinaus einzumijchen. Sch nehme aljo nicht an, 
daß wir ein Intereſſe daran haben, mwenigftens nicht ein Intereſſe, das 
nicht durch viele Nachtheile mehr als aufgewogen würde, um deshalb, 
damit wir auf Frankreich innere Angelegenheiten Einfluß üben könnten, 
einen größeren Theil franzöfiichen Gebietes bejegt zu halten. 

babe vorhin ſchon erwähnt, daß der Ueberreft unferer Offupation 
an fi) mir neben den Rechten, die ung in Bezug auf den zu räumenden 
Theil feftgeftellt bleiben, eine ausreichende Bürgjchaft gewähren wird; il 
er uns ausreichend für drei Milliarden, fo iſt er auch ausreichend für 
3% Milliarden, namentlich, wenn die halbe Milliarde in wenigen Monaten 
gezahlt wird. Ich habe in den Verhandlungen darauf Werth gelegt, daB, 
wenn mwir die von Frankreich gewünſchten Zugeftändnijfe BE ie, dafür 
die Zahlungstermine vorgerücdt würden, jo daß, wie Sie jehen, am 15. Ja 
nuar damit der Anfang gemacht wird, während die beiden Fälligleits— 
termine für die Zinfen der 3 Milliarden im März und für die halbe 
Milliarde im Mai geweſen wäre. Die Theile von Frankreich, welche wit 
beſetzt behalten, — uns eine militäriſche Stellung, welche zur Ver— 
theidigung und Durchführung unferer Anſprüche eine ausreichende Unter⸗ 


417 
1871. 


Tage bietet, wie Feder fich klar machen kann, der fich auf der Landkarte 

die Ausdehnung einer militärifchen Aufftellung anfieht, die ſich von der 

——— Feſtung Mezieres bis zur franzöſiſchen Feſtung Belfort er- 

ſtredt, während Metz, Toul und Verdun in unſerer Hand — Alſo 

auch ſchon dieſe Rückſicht ermächtigte dazu, das gewünſchte Zugeſtändniß 

u machen, das ja auch mittelbar uns zu Gute kommt, wenn wir den 
edit und die Zahlungsfähigleit unſeres Schuldners ſtärken. 

Zwei Einzelheiten des Vertrages erlaube ich mir noch zu erwähnen, 
einmal die Zollverhältniſſe des Elſaß. Im Anfang -der Verhandlungen 
war von Seiten der eljäjlischen Induftrie und von Seiten derjenigen deut⸗ 
fhen Induſtrie, mit welcher die elſaſſer fonfurrirt, der Wunſch außge- 
fprodhen worden, einen langen Termin — es murde felbft ein Zeitraum 
von ſechs Fahren genannt — in Ausficht zu nehmen, während deſſen fich 
das Elſaß in einem Ausnahmeverhältnig befinden follte. Ich weiß nicht, 
ob für das Eljaß und feine zufünftige Entwidelung ein fo langer Termin 
ng emejen wäre; er hat mir aus politijchen Gründen, ebenfo wie 
aus Rüdfichten auf unfere Zollverwaltung von Haufe aus nicht annehm- 
bar gejchienen. Der zwedmäßige Termin fchien derjenige, den wir in 
unferen legten Vorſchlägen geftellt hatten und der fich aljo auf anderthalb 
Jahre nach Ablauf diefes Jahres erftredte, ich habe aber feine Schwierig- 
feiten gemacht, diejen noch um ſechs Monate zu verkürzen, um der fran- 

öfifchen Regierung, gegenüber einem Beſchluß ihrer Vollsvertretung, der 

r uns unannehmbar war, ein Auskunftsmittel zu gewähren. Der joges 
‚nannte Art. 3, den die franzöfiiche Vollsvertretung einzufchalten gentnfät 
hatte, hätte uns in Bollverwaltungs-Unmöglichkeiten gejegt, indem 
auf keinen Fall uns dazu hätten verftehen können, eine zweite Zolllinie 
gegen das Elſaß am Rhein wieder einzurichten, und alle Borfihtsmaß- 
regeln und Bürgſchaften, welche von Frankreich geboten wurden, nur dahin 
geffhrt haben würden, für einzelne Händler und Konfumenten eine Zoll- 
prämie zuzulaffen; und wir wären in DVerlegenheit geweſen, diejenigen 
Häufer auszufuchen, denen wir das Geſchent auß der Zolltaffe damit 
hätten maden wollen, eine Aufgabe, welche die Reichsverwaltung nicht 
hätte übernehmen können. Es ijt mir aljo fehr erwünjcht geweſen, daß 
die franzöfifche Regierung ihrerfeit3 überzeugt war, dieſen Tauſch von 
6 Monaten elfaffer Zollbegünftigung gegen jenen Artifel 3 vor ihrer 
Boltsverfammlung rechtfertigen zu können. Die Frage, ganz ohne irgend 
einen Uebergang von Bollerleichterung, das Eljaß fofort in die neuen 
Wege mit feinem Handel zu mweifen, hat auch vorgefchwebt, und es ift ja 
Died eine von den Fragen, in Be ug auf welche man die Zukunft mehr 
voraudjehen müßte, ald dem Sale ichen Geift gegeben ift, wenn man 
mit voller Sicherheit dabei abwägen wollte, ob die politiichen Schäden 
oder die finanziellen und induftriellen, die volkswirthſchaftlichen Vortheile 
größer geweſen mären. Wir haben einen mittleren Termin genommen, 
indem eine mäßige Frift zur Zurechtfindung in den neuen Berhältniffen 
der eljafjer Induſtrie erlangt wurde. 

Die Gebietöfrage (in der Uebereinfunft), nämlich die Veränderung 
ber durch Geſetz bereit3 genehmigten Grenzen in Bezug auf 3 Gemeinen 

wei die den Namen Raon führen und eine die ſüdlich von Moricourt 
hiegt) hat eine fehr ummefentliche Bedeutung. Es war von Haufe auß, 
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nachdem in Berfailles bereit3 die Grenzen feftgeftellt worden waren, von 
der franzöfiihen Regierung Einjpruch gegen einzelne Punkte diejer Grenz» 
linie geltend gemacht worden. Diejer Einſpruch bezog fich theild auf ge= 
wiffe Gemeinden in der Nähe der luremburgifchen u theil8 auf ein 
induftrielles Etabliffement, daß unter dem Namen Moyoeupre befannt ift, 
theil3 auf die beiden hier in Frage ftehenden Gebiete. Ich habe ſchon 
damals, nach Berathung mit den hier fompetenten militäriichen und Ver— 
arg a der franzöfiichen u erklärt, in Bezug auf die 
erften beiden Fragen, namentlich in Bezug auf Moyoeupre, wären mir 
wegen der örtlichen Tage diejes großen Etablifjements, welches nämlich 
unterirdijche Ausgänge von jehr großen Lagern nad beiden Seiten der 
Grenze hin gehabt haben würde, in voller Unmöglichkeit nachzugeben. 
Das große Erzfeld, um das es fich dort handelt, hat einen Ausmeg, der 
immer nothwendig deutſch geblieben wäre, und einen, der franzöfiich 
werden jollte. E3 würde im Zufammenhange unter der Erde die Zoll» 
grenze abzufchneiden jein, die man nur durch Lichtſchachte hätte kontro— 
liren können. 

Dagegen habe ich damals jchon die Möglichkeit, von unjerer Seite 
eine Konzejfion ie machen, der franzöfijchen — nicht verhehlt in 
Bezug auf die beiden jetzt fraglichen Plätze. Ich habe aber hinzugefügt, 
umſonſt würden wir ſie nicht geben. Wenn aber der Moment kommen 
werde, wo wir noch irgend etwas abzurechnen hätten, ſo wären dieſe 
beiden Gemeinden die Münze, in der wir unſererſeits unter Umſtänden 
ahlen könnten, indem fie für ung ſelbſt nur unerheblichen Werth haben. 
In diejen beiden Gemeinden befinden fich aber werthvolle fisfaliihe Wal- 
dungen, die wir eben wegen ihres Werthes ausgeſchloſſen haben von der 
NRüdgabe. Die Gemeinden jelbit find franzöfiih, der Nationalität ihrer 
Einwohner nad, und liegen auf der uns abgemwandten Seite des befannt- 
lih hohen und unmegjamen Gebirge des Donon und werden in ihren 
Angelegenheiten richtiger von franzöjifcher Seite verwaltet. Mit der Ge 
meinde füdlich von Aoricourt ift die Bewandtniß eine andere. Bei Aori- 
court verzweigen fich zwei Heine Eifenbahnen, von denen die eine jüdlich 
abgeht nad einem franzöfijch gebliebenen Orte, die andere nördlich in 
einer deutich gewordenen Richtung. Es wird nun natürlich im Intereſſe 
beider Länder und der Bewohner der Endpunfte diefer Eifenbahnen ge= 
wünſcht, daß fie ihr Heimathland erreichen können, ohne durch fremdes 
Gebiet fahren zu müſſen, aljo die Einwohner der franzöfiihen Gemeinde 
— id glaube von — nach Frankreich hineinfahren können, ohne 
bei Aoricourt deutſches Gebiet zu paſſiren. Dieſe Berückſichtigung ſchien 
billig, und deshalb haben wir zugegeben, die Grenze zwiſchen den beiden 
Abzweigungen den Hauptzug der Bahn ſchneiden zu laſſen unter der Be— 
dingung, daß Frankreich uns auf deutſchem Gebiet einen den bisherigen 
Vortheilen entſprechenden Bahnhof baut und die nöthige Verlegung des 
Schienengeleifes auf jeine Kojten bemirft, 

Indem ich mich gern bereit erkläre, jede Auskunft, die von Einzelnen 
über die Motive und die Tragweite der Abmahung gewünſcht werden 
follte, zu geben, erlaube id mir die Annahme der Vorlage um jo mehr 
Ihrer wohlwollenden Erwägung zu empfehlen, als e8 bei dem Zujanımen- 
bang, in dem beide Berträge in unjerem Intereſſe geftellt worden 
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find, es wünſchenswerth ift, die franzöſiſche Regierung baldmöglichft 
* der von Ihrer Zuſtimmung abhängigen Ratifikation unterrichten zu 
mmen.“ 


Die Mebereinfunft wurde vom Reichstag in allen drei 
Lejungen ohne jede weitere Berathung angenommen. 


Fürft Bismard und Franfreid. 
„Provinzial» Correspondenz“ vom 1. November. 


„Der deutſche Reichstag hat die meue Webereinktunft mit Frankreich nad 
einigen Erläuterungen bes Fürften von Bismard ohne jede weitere Erörterung 
genehmigt und durch dieſe fofortige ftillichweigende und einmüthige Beftätigung 
das berebtefte Zeugniß ber volllommenen Zuftimmung zu ber Politik der Reichs- 
regierung abgegeben. 

Der beutihe Kanzler bat bei diefer Gelegenheit von Neuem bie Richtung 
unb ben Geift der frankreich gegenüber befolgten Politik bezeichnet: 

„Es ift nicht unjere Aufgabe (jagte er) unjern Nachbar mehr zu ſchädigen, 
als zur Sicherftellung der Ausführung des Friedens für uns unbedingt noth- 
wendig ift, im Gegentbeil ibm zu nügen und ihn in ben Stand zu jegen, fi 
von dem linglüd, welches über das Yand gelommen ift, zu erheben, foviel wir 
ohne Gefährdung eigener Intereffen dazu beitragen können.“ 

Diefe hochherzige Auffaffung, welche ebenſo wie der neue Vertrag bie leb⸗ 
bafte Zuftimmung der beutichen VBollsvertretung fand, hat in ber That das ge» 
fammte Berhalten bes Reichskanzlers von dem erften Augenblide an, wo er 
Friebensverbanblungen mit Ausficht auf Erfolg anknüpfen fonnte, geleitet. 

Ale Aeußerungen und Schritte des Siirften Bismard von ben erften 
offenen Ankündigungen des Friedensprogramms bis zu ber neueften Uebereintunft 
mit Frankreich find von bemjelben ebenfo gemäßigten, wie feften Willen einge» 

eben, von dem Willen und Beftreben fichere Bürgichaften eines dauernden 

iedens zu erringen, darüber binaus aber Nichts zu thun oder zu fordern, was 
bie Wiederaufrihtung Frankreihs und die Wiederanfnüpfung erwünfchter Be— 
— auf die Dauer verhindern könnte. 

[8 der Reichskanzler im September v. I. zuerſt die unerläßlichen Friebens- 
bedingungen angebeutet hatte, ba verkündete die fogenannte Regierung ber natio- 
nalen Bertheibigung unter Entftellung feiner Forderungen: er babe die Abficht 
erflärt, Frankreih auf den Stand einer Macht zweiten Ranges berabjegen zu 
wollen. Der beutihe Staatsmann aber verwahrte fi im einer eigens deshalb 
gejchriebenen Depeiche gegen dieſe Behauptung und verficherte, daß er bei ben 
Berhandblungen (mit Jules Favre) von jeder verletenben Hindeutung auf bie 
Folgen des jüngften Krieges für Frankreichs zulünftige Weltftellung weit entfernt 

eweſen jei. 

e Hätte Fürft Bismard und die von ihm vertretene beutjche Politik irgend» 
wie Gedanken ber Nahe und bes Haffes gegen Frankreich verfolgen wollen, fo 
würde e8 ihr an Gelegenheit und an der Macht nicht gefehlt haben, das ſchwer 
geprüfte Land noch weiter zu demüthigen und in unvergleichlidh tiefere Zerrüttung 
verfallen zu laſſen. 

Wer erinnert fi nicht der theilweife jehr gewichtigen Stimmen, welche zur 
Zeit ber Kapitulation von Paris ftatt des gleichzeitigen Waffenftillftandes Die nach« 
brüdlihe Fortjegung des Krieges bis zur nahen völligen Erfhöpfung Frankreichs 
anvietben ? Unb wenige Monate darauf zur Zeit der Parifer Kommune lag es 
von Neuem in der Hanb ber beutihen Bolitif, bie begonnene innere Auflöjung 
fi weiter über Frankreich verbreiten und an dem Marke bes Landes zehren zu 
laſſen; — unjere Regierung aber gewährte der franzöſiſchen Regierung bereit» 
willig die Mittel, durch welche allein es gelingen konnte, des jelbftmörberifchen 
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Aufftandes Herr zu werben unb eine neue fefte Orbnung ber inneren Berbältnifie 
Frankreichs anzubabnen. 

Bei allen weiteren Berbandlungen, welche ſeitdem ftattgefunben, bat Für 
Bismard zwar jeder Zeit in erfter Linie bie Sicherftellung ber unbedi 
und vollen Ausführung des errungenen Friedens im Auge gehabt, baneben aber, 
foweit e8 ohne Einmiſchung in bie inneren Verhältniſſe ech war, bie Wieber- 
belebung bes Bertrauens unb einer frieblihen und gebeihliden Entwidelung in 
Frankreich zu förbern gefucht.“ 


Das Bud) des Grafen Benedetti („Ma Mission en Prusse.“) 


„Brovinzial» Corresponbenz“ vom 25. Oftober. 


„Graf Benedetti, ber letzte Botichafter des franzöftichen Katjerreihd in 
Berlin, bat jüngft eine Schrift über feine diplomatiſche Wirkjamkeit in Preußen 
herausgegeben und in berjelben eine Auswahl ber von ibm nad Paris cr- 
ftatteten Berichte und ber von bort erhaltenen Weiſungen veröffentlicht. Sein 
nächſter Zwed war babei, fich jelbft von ber Mitſchuld an dem für fein Baterlant 
fo verhängnifvoll gewordenen Borgeben ber Kaiferlihen Regierung zu reimigen. 
Es gehört zu ben bezeichnendften Erſcheinungen ber neueften franzöfiichen Ge— 
ſchichte, daß an der Kataftrophe, die über das Land gelommen ift, fein Staat 
mann, kein Feldherr, feine politifche Partei irgend einen Antheil der Schulb auf 
fih nehmen will, während doch ein unbefangener Blid auf bie Entwidelung der 
letten Jahre bie — ——— gewährt, daß die Verſchuldung eine allgemeine 
und gemeinſame für bie Regierung, für alle Parteien und alle Politiler ge- 
wejen if. Man barf überzeugt fein, daß, falls der Ausgang bes frevelbaften 
Unternehmens ein glüdlicher für Frankreich gewejen wäre, bie Parteien ſowoehl 
wie die Staatsmänner, vermutblich auch Graf Benedetti, ihren Antbeil an ber 
Ehre und bem Ruhme des Erfolges eben fo eifrig in Anſpruch nehmen würden, 
wie fie jet wetteifern, jede Verantwortung für den Mißerfolg abzulehnen. 

Was uns betrifft, jo dürfen wir auf eine Abwägung der perfönlichen Schuld 
ober Unſchuld bes Grafen Benedetti um fo bereitwilliger verzichten, als derſelbe 
durch jeine jetzige BVBeröffentlihung ber deutſchen Sache, wenn auch gewiß jehr 
wider Willen, einen großen Dienft geleiftet bat. 

Der völferrechtliche Frevel, durch welchen ber jüngſte Krieg von Seiten 
Frankreichs heraufbeſchworen worden ift, ift jeither noch niemals überzeugender 
feftgeftellt worden, als es jetzt durch bie Mittheilungen des unmittelbar betbeiligten 
franzöfiihen Diplomaten gejchieht, welchem bie unwürdige Aufgabe zugefallen 
war, unjeren König im Babe Ems mit den breiften unb berausforbernden Zu- 
mutbungen zu beläftigen, durch welche von ber Kaiferlichen Regierung der vor- 
bebachte Bruch eingeleitet wurbe. Wenn noch irgendwo ein Zweifel über Frauf- 
reichs alleinige Schuld an ber Herbeiführung bes jüngften Krieges hätte beftchen 
Fönnen, jo wird nah Benebetti’s Selbftbelenntniffen über die Weijungen, bie 
er von Paris erhalten, und über die Art, wie er bie ihm zugemwiejene, menig 
ruhmvolle Rolle ausgeführt hat, fein jolher Zweifel mebr möglich fein: dieſe 
Mittbeilungen kommen thatjähhlih einem unummwunbenen Geftänbniffe der frevel- 
haften Abfichten Frankreichs gleich. 

Graf Benebetti hat jeboch feine Beröffentlichungen auf die ganze Zeit 
feiner Berliner Thätigkeit ausgedehnt und namentlih ben Verſuch gemacht, ſich 
und bie Kaiferliche Politik, die er vertreten bat, von der Anklage zu reinigen, im 
Laufe der legten Jahre eine Einverleibung Belgiens in Frankreich angeftrebt zu 
haben. Benedetti hat es im folcher Abficht nicht verſchmäht, eine willlürliche 
Auswahl aus feinen Berichten zu treffen, einen Theil der wichtigften und ent 
ſcheidendſten Depeſchen aber unter leichtiertigen Borwänden wegzulafien. 

. Der „Deutihe Reichd-Anzeiger“ bat dieſe Lüde jeinerjeits durch Beröffent- 
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fihung einiger wichtiger Altenftüde ergänzt und dadurch bie wirkfichen Be- 
firebungen Benebetti’8 und feiner Regierung ins richtige Ficht geftellt. 
Unſer Auswärtiges Amt hatte beim Ausbruch bes Krieges mit Frankreich 
einige Bruchſtücke früherer geheimer Verhandlungen, namentlih franzöfiiche Bor- 
ihläge, welche das Königreich Belgien betrafen, der Deffentlichkeit übergeben. 

Graf Benebetti hat nun in feiner Schrift, unter Berufung auf ein 
Schreiben bes Minifters Rou her vom 6. Auguft 1866 behauptet: e8 gehe daraus 
bervor, daß Niemand in Paris auch nur daran gebacht habe, Belgien zum Ge- 
genftanbe der Anſprüche Seitens Frankreichs zu machen. 

Diefer Behauptung gegenüber fagt der „Deutiche Reichd- Anzeiger“: 

Graf Benebetti hat offenbar nicht gewußt, welche Theile der geheimen 
franzöfifchen Archive im Verlaufe des Krieges in die Hände ber beutfchen Truppen 
gefallen find; fonft würbe er in feinen Beröffentlihungen vorfichtiger geweſen fein 
und namentlich nicht werfucht haben, bie Ableugnungen, welde bie Kaiferliche 
Regierung im vorigen Jahre den deutſchen Mittheilungen über das befannte 
Projekt der Erwerbung Belgiens für Frankreich entgegenjette, auch jet noch auf- 
recht zu erhalten.“ 


Die fahlihen Darlegungen ded „Staats-Anzeigers“ 
und die betreffenden Depeihen Benedetti'3 jind oben in 
dem Abjchnitte über „Frankreichs Kompenfationspolitif” 
mitgetheilt (S. 87 f.). 


Minifterwechfel in Defterreih; Graf Andraſſy. 


November. Der öfterreihiihe Reichskanzler Graf Beuft erhält 
die nachgeſuchte Entlafjung. Der bisherige ungariſche Mi- 
nifter= Präfident Graf Andraſſy tritt als Minifter des 
Auswärtigen an feine Stelle. In einem Rundjchreiben an 
die Vertreter Defterreichd jagt er über die zu befolgende 
Politik: 

„Dieje Politik ift eine Friedenspolitil, bündig, offen und um 
erſchütterlich. — — 

Nicht die Ausdehnung, fondern die Kraft ber Monarchie ift es, bie zu 
mehren wir uns befleißigen müffen, indem wir bie Entwidelung jener reichen 
Hülfsquellen verwirklihen, über die fie verfügt. Die Vortheile, welche uns der 
llerglüclichfte Krieg brächte, würden niemals jenen gleichlommen, bie einzu» 
beimjen uns das Fortichreiten einer Wohlfahrt erlauben wird, deren Aufihwung 
jelhft von einer Reihenfolge innerer Krifen nicht aufgehalten werben konnte, — — 

Die politifche Linie, die der Monardie durch ihre unabweislihen Intereffen 
vergezeichnet ift, befindet fich, wie ich nicht bezweifle, in völliger Harmonie 
mit ben Wünfchen ber anderen Mächte, die insgefammt nach ben furdht- 
baren Erfchlitterungen, wie fie Europa im Laufe ber letzten Jahre durchmachte, 
das gebieteriiche Bebürfnig empfinden, den gegenwärtigen Generationen eine 
Hera ber Ruhe und Sicherheit zu bereiten.“ 
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Rußland und Deutſchland. 


8. Dezember. Trinkſpruch des Kaiſers Alerander von Ruß— 
land bei dem St. Georgöfeft in Peteröburg, in Gegenwart 
einer von dem Prinzen Friedrih Karl geführten preußi— 
ſchen Deputation. 


„Auf das Wohl Sr. Majeftät des Kaiferd und Königs Wilhelm, 
des älteften Ritters unferes St. Georgsordens, auf das Wohl der Ritter 
dieſes Ordens von feiner braven Armee, von welchen jo würdige Ber- 
treter heute in unferer Mitte zu fehen mich mit Stolz erfüllt. 

Ich wünſche und hoffe, daß die innnige Freundfchaft, die 
uns verbindet, auch bei den fünftigen Generationen fortdauern 
wird, ebenfo wie die Waffenbrüderſchaft unferer beiden Armeen, 
welche aus einer ewig denkwürdigen Beit datirt. Ich fehe darin 
die befte Bürgfhaft für Aufrehterhaltung des Friedens und 
der geſetzlichen Ordnung in Europa.“ 


Feindſelige Vorgänge in Frankreich. 

Freiſprechende Urtheile franzöſiſcher Schwur— 
gerichte in Bezug auf Mordthaten an preußi— 
ſchen Soldaten. — Zuſtimmende Berichte und Be— 
ſprechungen der franzöſiſchen Preſſe. 


7. Dezember. Deutſchlands Stellung zu den Stimmungen 
und Vorgängen in Frankreich. 
Erlaß des Fürſten Bismarck an den deutſchen Ge— 
ſandten Grafen von Arnim in Paris. 


„Euere Hochgeboren haben durch die Preſſe Kunde von den Ein— 
drüden erhalten, welche die Freiſprechungen in Melun und Paris auf die 
öffentliche Meinung Deutjchlands gemacht haben; fo verjchiedene Parteien 
es auch bei und geben mag, diefen Thatfachen gegenüber find fie alle 
derjelben Meinung. Es liegt und fern, der franzöfiichen Regierung eine 
Berantwortlichfeit für die Ausfprüche der Gefchwornen beizumefien, und 
wir mollen gern glauben, daß fie auch die Stimmung der bei foldhen 
Prozeffen betheiligten Beamten zu beherrfchen nicht im Stande if. Im 
Gegentheil, die Thatjache, daß das Nechtsgefühl in Frankreich auch in den 
Kreifen, in welchen man vorzugsweife die Freunde der ftaatlihen Ordnung 
und der — Rechtspflege ſucht, ſo vollſtändig verloren gegangen 
iſt, ſetzt Europa in den Stand, die Schwierigkeiten zu würdigen, welche 
die franzöfifhe Regierung bei ihren Bejtrebungen findet, den Sinn für 
Recht und Drdnung von dem Drude zu befreien, unter welchem er dur 
die Leidenschaftlichkeit der Maſſen gehalten wird. 

Wenn ih Em. Hocgeboren dennoch erfuche, den Gegenftand mit 
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Herrn v. Rémuſat zu befprehen, fo gejchieht dies nicht, um die Vor- 
würfe der deutjchen — an die — der franzöſiſchen Regierung zu 
bringen, ſondern um dem Einwande vorzubeugen, daß wir ven Ai 
Anjıht über die Folgen, welche fih an die Wiederholung 
re Borgänge Inüpfen können, nicht rechtzeitig geäußert 
ätten. 

Wenn Verbrechen, mie vorbedahter Mord, ungefühnt bleiben, jo 
Liegt e8 dem verlegten öffentlichen Gefühle nahe, weil Gerechtigkeit nicht 
zu erlangen tft, nach Repreflalien zu verlangen. Wäre e8 für uns 
möglih, und auf den Standpunkt der Rechtspflege von Paris und 
Melun zu ftellen, jo würde das jus talionis dahin führen, daß aud) 
unfererfeit3 die Tödtung von Franzofen, wenn fie im Bereiche unferer 
Gerichtöbarkeit vorfommt, eine Strafe nicht mehr nad) fi zöge. Der 
Grad der fittlihen Bildung und das lt Nedhts- 
gefühl, welche dem deutſchen Volke eigen find, ſchließen eine 
jolche Möglichkeit aus. Wohl aber wird es nad) jenen Borfommniffen 
fchwierig fein, die öffentlihe Meinung in Deutſchland, wenn ähnliche Ber- 
bredhen wieder verübt werden follten, mit dem Hinweis auf die franzöfijche 
Rechtspflege zu befriedigen. 

Als Mafßregel unmittelbarer Abwehr haben deshalb un» 
fere Truppen-Befehlshaber im en der Dffupation durd 
Erklärung des Belagerungszuftandes die Militär-Gerichts— 
barkeit für Verbrechen gegen die Truppen fihern müjfen. 
Die Fälle, in welchen die fofortige Verhaftung des Thäters thunlich ift, 
werden deshalb zu internationalen Schmwierigfeiten feinen Anlaß mehr 
geben. Aber jedes Verlangen nad Auslieferung, welches wir zu ftellen 
genöthigt fein könnten, wird die öffentliche Meinung in Frankreich erregen 
und verftimmen. Wir haben deshalb, nachdem die durch uns verlangte 
Auslieferung Tonnelets und Bertins abgelehnt worden war, im Ber: 
trauen auf die Rechtspflege Frankreichs damals nicht auf unferer Forde- 
rung beftanden. In Zufnnft aber würden mir der Entrüftung der deut- 
hen Bevölkerung gegenüber eine ähnliche Zurüdhaltung nicht beobachten 
fönnen, fondern wir würden bei Verweigerung einer derartigen 
Auslieferung genöthigt fein, dur Ergreifung und Wegfüh— 
rung er N Mae Geißeln, äußerftenfall3 auch durd weiter» 
gehende Mafregeln auf Erfüllung unferes Berlangens hin- 
zumwirfen, — eine Eventualität, der überhoben zu fein, wir 
auf das Lebhaftefte wünſchen. 

Abgefehen von den Gefahren für unfere gegenfeitigen Beziehungen, 
welche wir in diefer Richtung beforgen müſſen, geben die Vorgänge von 
Melun und Paris uns ein Beugnih von der Stimmung aud) der gebil- 
deteren und wohlhabenderen Bolksflafien gegen Dentichland, welches auf 
unfer künftiges Verhalten im Intereſſe unferer eigenen Gicherheit nicht 
ohne Einfluß bleiben kann. Wir müffen und jagen, daß, obſchon 
wir im vorigen Jahre von Franfreih ohne jede Provofation ans 
gegriffen wurden, doch die Erbitterung darüber, daß mir uns fiegreich 
vertheidigt haben, bis in die Kreiſe hinauf, denen die Gefchworenen, die 
Beamten der Staatsanmaltihaft, die Advokaten und die Richter ent» 
ftammen, eine fo leidenfchaftliche ift, dag wir in den Berhandlungen, 
welde uns mit Franfreih noch bevorftehen, nit blos die 
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Sicherftellung der Ausführung der Friedensbedingungen, 

fondern auch die defenfive Stärke unferer Stellung inner- 

ah der von und noch befegten Departements werden in 
rwägung ziehen müffen. 

Em. Hoch geboren erinnern Sich, daß die legten Verhandlungen mit 
Herrn Pouyer-Quertier in dem Vertrauen geführt wurden, daß auch 
die Befeitigung des legten Reſtes unjerer Dffupation in einer Fürzeren 
als der im Frieden vorgefehenen Frift durch gegenfeitiges Uabereinfommen 
werde herbeigeführt werden können. Das Licht, welches die Vorgänge in 
Melun und Barıs auf die Stimmung und die Abfichten auch der gebil- 
deteren Franzofen gegen und werfen, Bat die3 Vertrauen verfheuden 
miüffen, um fo mehr, als die Freunde ded Rechtes und der Ordnung 
in der Preffe Frankreichs fich nicht ftart genug gefühlt haben, das Ber: 
halten der Gefchworenen, der rechtöfundigen ——— und des beifalls 
fpendenden Publikums öffentlich 6 verurtheilen. Die wenigen Stimmen, 
welche ſich zu einer ſchüchternen Mißbilligung ermuthigt haben, begründen 
dieſelbe nur mit der Nülichteits » Rücfict, daß die —** durch ihre 
Okkupation jetzt noch im Stande feien, Frankreich Schaden zu thun, feines- 
wegs aber mit der Erflärung, daß die Art der Rechtſprechung, wie fie 
ftattgefunden, mit den ewigen Grundfägen der Gerechtigkeit, der ftaatlichen 
Ordnung und mit dem Stande der heutigen Civilifation unverträglich fei. 
Es fcheint alfo, daß auch diefe ſchwachen Zeugniffe für das Recht ver- 
ftummen witrden, fobald unfere Offupation befeitigt wäre. 

Em. Hochgeboren wollen gefälligft diefe Betrachtungen Herrn v. Re- 
mufat vortragen, ohne, wie ich wiederhole, denfelben irgendwie eine 
Wendung zu geben, melde eine diefleitige Berftimmung gegen die Regie— 
rung der Republik vermuthen laffen können. Em. — wollen 
vielmehr vorzugsweiſe Gewicht auf das Bedauern und die Enttäuſchung 
legen, welche wir darüber empfinden, daß unmittelbar, nachdem wir in 
den letzten Verhandlungen die unzweideutigſten Beweiſe von Entgegen— 
kommen gegeben hatten, Erſcheinungen zu Tage treten fonnten, Angeſichts 
deren ih unjere Hoffnungen auf Wiederbelebung des gegen— 
feitigen Vertrauens leider als verfrüht bezeichnen muß. 


Stellung der franzöfifhen Regierung. 
Aus der Botſchaft des Präfidenten Thiers beim Zus 
jammentritt der National = Berfammlung. 


„Unfere Beziehungen zu ben auswärtigen Mächten find nicht nur frieblich, 
fondern auch wohlwollend. Jedermann weiß, daß wir den Frieden 
wollen, daß wir feine neuen friegerifhen Ereignifjje herbeiwünſchen 
de demzufolge auch niht darauf binarbeiten, foldhe herauszu— 
orbern. 


Es ift wahr, daß wir uns in finanzieller und militärifher Hin- 
fit zu reorganifiren fuchen, weil dies unfer Recht und unfere Pflicht ſowohl 
gegenüber Jebermanı wie gegen uns jelbft if. Uebrigens thun dies gegenwärtig 
fämmtlihe Mächte in Europa und zwar fo vollftändig wie möglich, und fie üben 
biermit nur ein unbeftreitbares und auch nicht beftrittenes Recht aus. nn es 
aber eine Nation giebt, ber biejes Recht nicht ftreitig gemacht werben kann, fo tft 
das ficher diejenige, welche eine ebenfo nachläffige als unbefonnene Regierung in 
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fo ſchreclliches Unglüd geftürzt bat, indem fie, obwohl waffenlos, fich boch eines 
berausforbernben Tones bebiente. 

Was Übrigens unfere auswärtigen Beziehungen anbetrifft, fo giebt es nichts’ 
was biefelben bedrohen oder auch nur beunrubigen Fönnte. 

Die Hauptjchwierigkeiten mit Preußen find geregelt. Es waren 40 De- 
partements offupirt, gegenwärtig find es beren nur noch ſechs. Bon ben fünf 
Milliarden der Kriegsentihäbigung finb zwei bereits bezahlt ober werben es doch 
binnen Kurzem fein. Trotz ber vorübergehenden Berlegenbeit bezüglich ber 
Zahlungsmittel befeftigt fi ber Krebit bes Landes; bie neuen Steuern geben 
mit Leichtigkeit ein und laffen uns bie balbige Rücklehr bes finanziellen Gleichge- 
wichtes verberjehen. 

Die Armee, unſer Zroft zur Zeit unfers Unglüds, refonftitwirt fi, und 
bietet bereits ein Mufter von Haltung, Kraft unb militärifchem Geiftl. Die In- 
buftrie beihäftigt fi damit, die Borräthe, welche in ben Magazinen mangelten, 
herbeizuſchaffen. Europa und Frankreich haben bie höchſte Stufe der Thätigfeit 
erreicht. Die materielle Ordnung ift foweit wieber bergeftellt, daß bie Auflöjung 
unb Entwaffnung ber Nationalgarbe auf keinen Wiberftanb geftoßen if. Nur 
bie moralifhe Orbnung, fo leicht zu fören unb jo ſchwer wieder berzuftellen, 
läßt noch zu wünſchen übrig, in&bejondere in ben Departements bes Südens, 
wo bie Leidenſchaften der Parteien bie Glut bes Klimas athmen. Uebrigens 
feblt zur vollftändigen Ruhe des Landes immer noch etwas, deſſen Gewährung 
nit Sade ber —— ſondern vielmehr in ber Macht ber Nationalver- 
jammlung liegt. Doch würbe e8 ber Weisheit ber Berfammlung nicht entiprechen, 
Das, was uns fehlt, in übereilter Weiſe herbeizuführen: Was ich meine, ift eine 
Har vorgezeichnete Zukunft unferes Staates. Eine foldhe Wohlthat muß man von 
ber Zeit erhoffen und erbitten; man muß fie Gott anheimftellen, ver allein über 
bie Zeit gebietet und uns Alles verleiht; man muß ſich darauf vorbereiten durch 
eine rubige, Klare Einficht in das Weſen ber Gejellichaft. 

Die Lage des Landes in Bezug auf bie auswärtigen Beziehungen ift eine 
fo ruhige, als man nach einem unglüdlihen Kriege nur immer hoffen konnte. 

Unfere Politik ift die bes Friedens, ebenjfo fern von Ent— 
mutbigung wie von Troß, erfüllt von ber Leberzeugung, daß ein 
reorganifirtes Frankreich ftets für Europa nothwendig jein wirb, 
und daß nur ein foldes im Stanbe ift, feine Pflihten gegen bie 
anderen Staaten wie gegen ſich felbft zu erfüllen. Wenn gegen unferen 
Willen und gegen alle Wahricheinlichfeit neue Ereigniffe Über uns hereinbrechen 
follten, jo würden biejelben nicht durch Frankreich veranlaßt fein; denn unfer 
Land ift ſowohl entichloffen, ſolche Ereigniffe zu vermeiden, wie auch weit ent— 
fernt davon, für bie Entftehung berjelben irgend etwas zu thun. Wir haben 
allen Regierungen erffärt, daß Frankreich bamit beichäftigt ift, feine Finanzen 
und feine Armee wieberberzuftellen, und feinen anderen Plan verfolgt, als ben, 
jenes Frankreich zu bleiben, welches es bleiben muß, wenn es nicht nur feinen 
eigenen Wünſchen, fondern nicht minber denen ber ganzen Welt entiprechen will. 

Frankreich will alfo ben Frieden; e8 erflärt dies auf feine 
Ehre und wird von biejem feinen feierlih gegebenen Worte nicht 
abweichen. Webrigens werben biefe Anfhauungen Frankreichs von allen andern 
Staaten getbeilt. Diejenigen, weldhe an bem Sriege Theil genommen, find er- 
mübet, die, welche demſelben fern blieben, find von Echreden darüber erfüllt. 
Der Krieg wird gegenwärtig mit fo furdhtbaren Mitteln geführt, daß jeder recht- 
ſchaffene Mann, ſei er Fürft oder Bürger, vor ber Slofen Idee zurüdichreden 
muß, die Menfchheit ohne bie bringenbfte Nothwenbigkeit bemjelben auszujegen. 
Da ——— welches ein Recht —2 mit feinem Schickſal unzufrieden zu fein, 
ben Frieden will, giebt e8 feine mögliche VBorausficht, welche ben Krieg befürchten 
laffen könnte.” 

Nah einem nun folgenden Berichte Über die ben elfaß-Tothringenfchen Zoll 
vertrag betreffenden Verhandlungen fährt die Botſchaft fort: „Uebrigens haben wir 
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das Schickſal ber letzten ſechs Departements, die noch befetst geblieben find, 
keineswegs vernachläſſigt. Es bleibt uns noch, es ift wahr, ber Schmerz, frembe 
Soldaten auf dem Boden unferes Vaterlandes zu feben, aber wir beſchwören 
bie Bevölkerung in ihrem wie in unferem Namen, mit Geduld die 
Ueberbleibjel unjerer Unglüdsefälle zu ertragen unb fie nicht zu 
vergrößern durch unvo ——— Handlungen, welche die Uebel nicht 
—— würden, ſondern im Gegentheil von Neuem die Sicher— 
heit Frankreichs ober ſeine Würde gefährden könnten. Für die— 
jenigen, welche glauben möchten, daß man durch Tödtung eines 
Fremden keinen Mord begehe, muß ich hinzufügen, daß dies ein 
verabſcheuungswürdiger Irrthum iſt und daß ein Fremder ein 
Menſch iſt und für ihn die heiligen Geſetze eben ſo unverletzlich be— 
ſtehen wie für unſere eigenen Landsleute. Wir beſchwören die 
Richter, einen fo beklagenswerthen Irrthum nicht zu theilen und 
namentlich nicht zu vergeſſen, daß unſere Städte bie Folgen des— 
ſelben zu ſühnen haben und daß Tauſende von Franzoſen in dem— 
felben Augenblick ſchrecklichen BVergeltungsmaßregeln ausgeſetzt 
ſein würden.“ 


Dezember. Wiederherſtellung des früheren diplomatiſchen Ver— 
kehrs zwiſchen Deutſchland und Frankreich: Ernennung 
des Vicomte de Gontaud-Biron zum franzöſiſchen Bot— 
ſchafter in Berlin und des bisherigen Geſandten Grafen 
von Arnim zum deutſchen Botſchafter in Paris. 


21. Yon der Keichstagsſeſſiun im Herhft 1571, 


1871. 16. Dftober. Thronrede des Kaiſers. 


„Geehrte Herren! 

As Ih Sie im März d. J. zum erften Male begrüßte, hatten die 
Borarbeiten für die regelmäßige Geſetzgebung durch den Krieg Ber- 
zögerungen und Unterbrechungen erlitten. Ihre Thätigfeit war vorzugs- 
weiſe für diejenigen Fragen in Anjpruch zu nehmen, welche fi unmittelbar 
aus der neuen Geftaltung Deutſchlands herleiten. 

Gegenwärtig wird die Ordnung des Reihshaushalts Ihre haupt- 
ſächlichſte Aufgabe fein. Es kommt darauf an, durch Verwendung eines 
Theile der Mittel, welche wir den Erfolgen des Krieges verdanten, die 
einzelnen Bundesftaaten von den Borjchüffen zu entlaften, welche fie bisher 
für die Zwecke des Reiches zu leiften hatten, und auf diefem Wege ein 
normales Berhältniß zmwiichen dem Haushalt des Reiches und dem Haus» 
halt jeiner Glieder herzuftellen. E3 kommt darauf an, die für Deutſch— 
land erworbenen Gebiete mit denjenigen Einrichtungen in den Haushalt 
des Reiches einzufügen, welche ihnen mit dem Reich gemeinfam find oder 
ihnen von legterem gewährt werden. Es fommt darauf an, dafür Sorge 
u tragen, daß die äußere Lage der Beamten des Reiches den 

nforderungen entipreche, welche im öffentlichen Intereſſe an fie geftellt 
werden müſſen. Ich hatte gehofft, daß Ihnen aud ein Etat für die 
Bermwaltung des deutfhen Heeres, wie er den dauernden Bedürfniffen 
dejjelben genügt, würde vorgelegt werden fünnen. Der Umfang, in welchem 
die durch den Krieg veranlaßten Arbeiten alle Kräfte der Verwaltung 
auc über die Dauer des Krieges hinaus in Anfpruch genommen haben, 
und die Umgeftaltung, in welcher ein Theil des Heeres begriffen iſt, haben 
leider die rechtzeitige Aufftellung dieſes Etat verhindert. Ich bin daher 
genöthigt, Ihre Zuftimmung dafür in Anſpruch zu nehmen, daß die Ueber— 
angszeit, welche die Reichsverfafjung bis zum Schluffe des laufenden 
Sahres für den Militär- Etat beftimmt, noch auf das kommende Jahr 
ausgedehnt werde. 

Der Ihnen vorzulegende Etat verlangt von den Bundesftaaten feine 
höheren Beiträge für die Zmede des Reiches, als der jett geltende. Der 
Haushalt des Fahres 1870 hat, ungeachtet der Wirkungen des Krieges, 
einen Ueberſchuß gelafjen, wegen deijen Verwendung Ihnen eine Geſetz— 
vorlage zugeht. 
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Die Ordnung des Münzmwefens, melde die Berfaffung dem 

Reiche übermeift, hat feit Jahren die Sorge der Regierungen in Anſpruch 
enommen und das Intereſſe des Bolfes beſchäftigt. Ich habe den Augen» 

—* für gelommen gehalten, um den Grund für dieſe Ordnung zu legen, 
nachdem eine ganz Deutſchland umfaſſende Regelung des Münzweſens 
möglich geworden iſt und die wirthſchaftlichen Verhältniſſe für dieſelbe 
niemals günftiger waren als jetzt. Der Bundesrath iſt mit der Berathung 
einer —5 beſchäftigt, welche zunächſt eine umlaufsfähige Gold— 
münze ſchaffen und die Grundzüge eines gemeinſamen deutſchen Münz- 
weſens feſtſtellen ſoll. 

Die Sicherung einer Eiſenbahn-Verbindung zwiſchen Deutſch— 
land und Italien durch die Schweiz, welche bereits im verfloſſenen 
Jahre von dem Norddeutſchen Reichstag beſchloſſen wurde, wird Gegen— 
ſtand Ihrer Berathungen werden. Die Regierungen und die Volksder— 
tretungen Italiens und der Schweiz haben die Ausführung diefes großen 
Unternehmens bereitwillig unterftügt. Ich bin gewiß, dab die mit dem⸗ 
felben verbundenen mirthichaftlihen und politiichen Intereſſen von den 
deutjchen Wegierungen und dem Deutſchen Reichstage nicht geringer 
ee ee. werden, als dies in den beiden anderen Ländern ges 

eben i 

Die Gewährung einer billigen Ausgleihung für die Bejchränfungen, 
melden die, in den Bereich neuer oder erweiterter Feftungsanlagen 
geaogenen Grundftüde unterworfen werden müffen, ift von den verbündeten 

egierungen von Neuem zum Gegenftande der Berathungen gemacht worden. 
Als Ergebniß derfelben wird Ihnen eine Gejegvorlage zugehen. 

Die von Frankreich bisher gezahlte und in den As Monaten des 
künftigen Jahres zu zahlende gie Sentjhädigung wird zu einem 
meientlihen Theile zur Tilgung der Anleihen verwendet werden, 
welche der Norbdeutiche Bund für die Kriegführung gemacht hatte. Für 
einen Theil diefer Anleihen ift die Tilgung bereit3 erfolgt, oder durch 
Kündigung vorbereitet, für einen Theil bedarf fie Ihrer Zuftimmung. Es 
wird ihnen deshalb eine Vorlage zugehen. 

Jin Bertrauen auf eine ftetige Fortentwidelung der inneren Zuftände 
Branfreihs im Sinne der Beruhigung und Befeftigung habe = es für 
thunlich gehalten, die Räumung der Departements, deren Beſetzung 
nad den Friedensbedingungen bis zum Mai künftigen Jahres in Ausficht 
genommen war, ſchon jegt eintreten zu lafjen. Die Bürgichaften, melche 
an Stelle des aufgegebenen Pfandes treten, werden Sie aus dem am 
12. diejes Monats darüber gefchloffenen Abkommen erfehen, und mit dem⸗ 
jelben wird Ihnen zu Ihrer Prüfung und verfaffungsmäßigen Genehmigung 
eine Convention über die Zugeftändniffe vorgelegt werden, melde von 
Deutjhland für die der Induſtrie Elſaß-Lothringens zu fichernden 
Erleichterungen zu machen fein werden. 

Auf dem Gebiete der ausmärtigen Politik hat Meine Aufmerk- 
—— der Ausbildung und Befeſtigung des mit Frankreich neu geſchloſſenen 

iedens um jo ungetheilter gewidmet fein können, als die Beziehungen 
Deutſchlands zu allen auswärtigen Regierungen friedliche und von gegen- 
jeitigem Wohlwollen getragene find. ‘Deine Bemühungen bleiben dahın ge— 
richtet, das berechtigte Vertrauen zu ftärfen, daß das neue Deutfche Reich 
ein zuperläffiger Hort des Friedens fein will. Im diefer Richtung ift e8 eine 
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befonder8 wichtige, aber Mir auch befonders willlommene Aufgabe, mit 
den nädhften Nahbarn Deutſchlands, den Herrſchern der 
mächtigen Reihe, welche dafjelbe von der Dftfee bis zum 
Babentse unmittelbar begrenzen, freundfhaftlihe Bezie- 
bungen von folder Urt zu pflegen, daß ihre Zuverläffigkeit 
auch in der öffentlihen Meinung aller Länder außer Zweifel 
ftehe. Der Gedanke, daß die Begegnungen, welche ich in diefem Sommer 
mit den Mir perjönlich jo naheftehenden Monarchen diefer Nachbarreiche 
habt babe, dur Kräftigung des allgemeinen Vertrauens auf eine fried- 
ihe Zufunft Europa’3, der Verwirklichung eines foldhen förderlich fein 
werden, ift Meinem Herzen bejonders — Das Deutſche Reich 
und der Deſterreich-Ungariſche Kaiſerſtaat ſind durch ihre 
eographiſche Lage und ihre geſchichtliche Entwickelung ſo zwingend und 
—— auf freundnachbarliche Beziehungen angewieſen, daß die 
freiung der letzteren von jeder Trübung durch die Erinnerung an 
Kämpfe, welche eine unerwünſchte Erbſchaft tauſendjähriger Vergangenheit 
waren, —* ganzen deutſchen Vollke zur aufrichtigen Befriedigung ges 


en wird. 

Daß eine folche Befriedigung der Gefammtentwidelung des Deutſchen 
Reiches gegenüber von der großen Mehrheit der Nation empfunden wird, 
dafür bürgt Mir der herzliche Empfang, der Mir in Meiner diefes Reich 
vertretenden Stellung in allen Gauen des großen Baterlandes fürzlich zu 
Theil geworden ift, und der Mich mit freudiger —— vor Allem 
aber mit Dank gegen Gott für den Segen erfüllt hat, der unſerem 
gemeinſamen redlichen Streben auch in Zukunft nicht fehlen wird.“ 


Reichskriegsſchatz. 
4. November. Rede des Fürſten Bismarck bei der Berathung 
der Vorlage über Bildung eines Reichskriegsſchatzes von 

40 Millionen Thaler. 


(Gegenüber den Reben eines Abgeordneten ber partikulariſtiſchen Partei und bes 
Abgeordneten von Hoverbeck von ber Fortichrittspartei, welcher verlangte, 
daß die jebesmalige Verwendung bes Kriegsichates erft von ber Genehmigung 
bes Reichsſstages abhängig gemacht werben jolle.) 

„Ich betrachte e8 nicht als meine Aufgabe, mich auf die Erörterung 
von Einwendungen einzulafjen, welche meine® Eradtens einem politifchen 
Standpunkte entjpringen, defjen Ziele und Beftrebungen mit denjenigen, 
die mir — und ich kann jagen, den Meiften unter und — zur Aufgabe 
geftellt find, überhaupt nicht zufammenfallen, einem politiihen Stand» 
punkte, von dem ich nicht glaube, daß die, melde ihn einnehmen, ſich 
überhaupt die Aufgabe ftellen, das Deutjche Reich zu befeftigen und für 
feine Sicherheit zu jorgen. Ich mende mich deshalb nur gegen einige 
Argumente, die der Abg. von Hoverbeck gegen die Borlage geltend 
—* bat, und übergehe das, was wir ſonſt gehört haben, mit Still- 

mweigen. 
eber die Nützlichkeit eines Staatsjhages überhaupt hier 
zu jpreden, betrachte ich nicht ala meine Aufgabe; nachdem 
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die Ereigniffe diejes und des vorigen Jahres meines Er- 
ahtens lauter, beredter und überzeugender dafür gefproden 
haben, al& irgend Jemand bier in der Berfammlung es im 
Stande fein würde. Ich will blos die Thatſache hervorheben, daß, 
wenn wir einen Staatsjhag nicht gehabt hätten, — ſchon mein Kollege, 
der Finanz» Minifter, deutete diejen Umftand in legterer Sigung an — 
wir beftimmt nicht im Stande gemwejen fein würden, die paar Tage zu 
gewinnen, welche hinreichten, da8 gefammte linfe Rheinufer, das bayrijche, 
wie das preußifche, vor dem franzöfifchen Einfall zu ſchützen. Hätten wir 
den Staatsſchatz nicht gehabt, jo fing der Krieg am Aheine an, und wir 
atten aus den Rhrinfeftungen hervorzurüden und den Franzojen das 
einufer, was fie möglicherweije bis Frankfurt überfchwenmt und über- 
fohritten haben konnten, wieder abzunehmen, nachdem fie Zeit gehabt, 
dort mit ihren Turkos und anderem Gefindel zu haufen. Etwas Wei- 
tereö füge ich über die Nüglichfeit eines Staatsjchages hier nicht an und 
wende mich gegen einige, wie mir jcheint, irrthümliche Auffaffungen, die 
Freiherr v. Hoverbed feiner Erörterung zu Grunde gelegt hat. 

Er hat die Frage geftellt, was denn nun die Folge jei, wenn der 
Reichstag nachträglih jeine Genehmigung zur Verwendung des Gtaatd- 
ſchatzes verſage. Meine Herren, ich halte diefe Frage nicht fiir praktiſch, 
denn ich glaube nicht, daß ein Krieg erklärt und geführt werden könnte, 
bei welchem zur bloßen Mobilmahung der Staatsjchag verwendet würde, 
und der alfo nachher nothwendig auf diejenigen Hülfsmittel, die das Reich 
gewähren wird, in feiner wirflihen Führung angemiejen ift, — daß der 

eführt werden fünnte, wenn der Reichstag die Anleihen ablehnte, die 
Beldbeichaffung ablehnte, die zu feiner Führung nothmwendig find. Ders 
jelbe Reichstag, der die nachträgliche Genehmigung zur Verwendung des 
Staatsſchatzes veriagte, würde auch die Anleihen nicht bemilligen, und ich 
* in dieſem Saale noch niemals von der Regierungsbank eine Be— 
auptung gehört, durch welche die Befürchtung des Herrn Abgeordneten 
ſich rechtfertigen ließe, daß die verbündeten Regierungen fi) befugt 
— das Reich mit Anleihen zu belaſten ohne Genehmigung des 
eichſtags, ſelbſt im Fall einer Kriegführung. Ich halte alſo die Be— 
fürchtung für unbegründet und die Frage nicht für praltiſch, es ſei denn, 
daß e3 ſich um eine reine Demonftration, die in der Mobilmahung be» 
ftünde, handelte; dann könnte vielleicht der Reichs-Kriegsſchatz dazu —* 
reihen. Ich glaube aber, die Mobilmachungs-Demonſtrationen find 
in den legten Jahrzehnten in foldhem Grade abgenügt, daß der Sag: 
„man macht nicht mobil, wenn man nicht weiß, daß man ſchlagen muß,“ 
ziemlich in der Heberzeugung aller Bolitifer durchgedrungen ift. 

Der Herr Abgeordnete von Hoverbed hat ſich ferner darüber be» 
jhmwert, daß der Reichötag nicht gleichberechtigt mit dem Bundesrathe in 
Dezug auf die Kriegserklärung fer. Ich habe bisher nicht befürchtet, daß 
dieje jtarfe Bür 8 der Friedfertigleit des neuen Kaiſerthums, die darin 
gegeben ift, daß der Kaifer dem unbeſchränkten Rechte der Sriegserflä- 
rung, wie er es in feiner früheren Stellung gehabt hat, entjagte, — daß 
diefe ftarte Bürgſchaft gegen jeden muthmwilligen Angriffsfrieg, die darin 
liegt, daß die Zuftimmung des Bundesrathes durch die neue Verfaſſung 
—— iſt, — daß dieſe Bürgſchaft jemals zu einem Angriffspunfte 
gegen uns angewendet werden könnte, zu einem Angriffe, welcher auf der 
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Borausjegung beruht, daß eine leichtfertige Kriegslüfternheit doch die 
Dberhand in der Reichsregierung erhalten könnte. Dagegen liegt die 
Bürgſchaft in dem verfafjungsmäßigen Bedürfnig der Zuftimmung des 
Bundesrathes. Aber dieje Berechtigung des Bundesrathes fteht noch lange 
nicht auf gleicher Linie mit der Berechtigung, welche der Herr Abgeord- 
nete von Beveriea für den Reichstag verlangt. Der Bundesrath kann 
durch jein kl gg er Recht die Mobilmahung noch nicht 
hindern, er kann nur die Kriegserklärung hindern; die Vorbereitung zu 
dem Kriege, deſſen Nothwendigfeit der Kaifer eingefehen hätte, fann der 
Bundesrath nicht hindern; nur zu dem wirklichen Aft der Kriegserklä— 
rung, wo es fi nicht etwa um einen Bertheidigungsfrieg, der durch 
Angriffe des Gebietes von jelbjt als nothwendig aufgedrängt ift, handelt, 
nur zu dieſem wirklichen Aft hat der Bundesrath die Mitwirkung. Es 
würde daher für den Reichstag das jehr viel weitergehende Recht in Ans 
jpruch genommen werden, ſchon die Mobilmahung zu hindern, die mit 
Berwendung des Staatsfchages ausgeführt werden kann. Dabei ift der 
erhebliche Unterfchied noch in Betracht zu ziehen, daß diefe hohe Ber- 
jammlung öffentlich verhandelt, daß hier fein Wort zur Erlangung der 
Bewilligung geſprochen werden kann, das nicht in ganz Europa wieder- 
hallt, während im Bundesrathe die Nothwendigkeit einer Kriegserflärun 
erörtert werden fann, ohne daß die Wahrjcheinlichleit vorhanden ift, w 
das die Wände des Berathungszimmers überjchreitet, wo Ale das 
Intereffe zu ſchweigen haben und Zuhörer, die fein Intereſſe daran 
u haben brauchen, nicht zuläffig find. Das ift ein ſehr erheblicher 
nterfchied; der Bundesrath ift in diefer Beziehung nur ein etwas 
ermeitertes Kabinet und ein Kabinet, da8 groß oder Hein fein kann, das 
von einer Regierung gewöhnlich zufammengefegt wird, während dieje Ber- 
jammlung von mehreren; er erörtert ſolche Fragen gewöhnlich in der 
fiheren Weberzeugung, daß jeine Erwägungen geheim bleiben; aljo die 
ganze jhwierige und gefährliche Operation einer Politik kurz 
vor Ausbruch eines Krieges, der vielleiht noch verhindert 
werden fann, würde gelähmt durd die Nöthigung der Re— 
ierung zu einer Öffentlihen Darlegung und Erörterung der 
——— daß ſie entweder glaubt in die Lage zu kommen, 
Krieg führen zu müſſen, oder fürchtet, daß hie angegriffen 
werde, Ich a Sie würden eine Regierung, die das thäte und die 
dadurch die Intereſſen des Landes gefährdete, nicht lange über fich dulden, 
Sie würden das als eine zu gefährliche Deffentlichkeit finden. 
Der Herr Abgeordnete hat dann die Theorie eines Angrifjs- 
frieges zum Behufe der VBertheidigung in Zweifel gezogen. Ich 
laube, daß eine ſolche Vertheidigung durch den Vorftoß doc eine jehr 
äufige und in den meiften Fällen die wirkſamſte ift, und daß es für ein 
Land von einer folchen centralen Lage in Europa, das drei bis vier Grenzen 
hat, wo es angegriffen werden fann, ſehr nützlich ift, dem Beilpiele 
Friedrih8 des Broken vor dem fiebenjährigen Kriege zu folgen, der nicht 
wartete, bis das Netz, das ihn umjpinnen follte, ihm über den Kopf 
wuchs, fondern mit raſchem Vorſtoße e8 zerriß. Ich glaube, daß dieje- 
nigen auf eine ungeſchickte und jchwer verantwortliche Politif rechnen, die 
annehmen, daß das Deutfche Reich unter Umftänden in der Lage fei, 
einen Angriff, der gegen dieſes Reich geplant werde, vielleicht von über- 
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mädhtigen Verbindungen, vielleicht auch nur von Einzelnen ruhig abzu- 
warten, bis dem Gegner der bequeme und nügliche Zeitpunkt, loszuſchlagen, 
gelommen zu fein ſcheint. 

In folden Sa ift e8 die Pflicht der Regierung, ımd die 
Nation hat das Recht, von der Regierung zu fordern, daß, 
wenn wirflih ein Krieg nicht vermieden werden fann, dann 
die Regierung denjenigen Zeitpunkt wählt, ihn zu führen, 
wo er für das Land, für die Nation mit den ———— Opfern, 
mit der geringſten Gefahr geführt werden kann. Ich könnte 
noch neue Beifpiele anführen, mo es für den preußifchen 
Staat auch nicht rathfam ar wäre, die volle Rüftung 
feiner Gegner, die volle Verwirklichung aller ihrer Pläne 
abzuwarten in einer reinen Bertheidigungs-Stellung, ſon— 
dern wo ein raſches ——— dem Lande ſehr große Opfer 
und vielleicht die Niederlage erfpart hat. Was endlich die Frage 
betrifft, was die Regierungen von dem Schickſale des Gejeges denen, 
fall3 der Antrag des Herrn von Hoverbed hineingebradht würde, fo 
brauche ich kaum zu erklären, daß in diefem Falle mit diefem Amendement 
das Gefeg für die verbündeten Regierungen nicht mehr annehmbar fein 
würde, und daß, fo lange diefes Gefeg tiber den Reichsſchatz nicht ge— 
Ihaffen werden würde, allerdings fie in der bedauerlihen Lage fein 
würden, von der preußifchen Regierung zu hoffen und zu erwarten, daß 
fie ihrerfeit8 den vorhandenen Beftand eines Krie efatyeB fefthalten 
—— bis von Seiten des Reichs ein Erſatz für denſelben bewilligt ſein 
würde,“ 


Eine weitere Bemerkung des NReihslanzlers richtete fich 
gegen die Behauptung des Abg. von Hoverbed: die Rede des Fürften 
ismarck lafje fih im Wejentlihen dahin zufammenfaffen, der Abfolu- 
tismus jei die bequemere Regierungsform für den — Fürſt Bismarck 
erwiderte hierauf: „Die letzte Bemerkung des Herrn Vorredners halte ich 
einfach für eine ungerechte und nicht thatſächlich gerechtfertigte, wenn damit 
auf die letzten Kriege, die in Deutſchland geführt worden ſind, hingewieſen 
werden ſoll. Ich glaube, die Folge eines jeden dieſer Kriege * ezeigt, 
daß die preußifche Regierung und die Reichöregierung 2 dem 
Kriege entgegenfommender und konftitutioneller gemefen find, 
als in der Zeit vor dem Kriege.“ 


(Der Gejepentwurf über den Reichskriegsſchatz wurde in 
wejentlicher Webereinftimmung mit den Anträgen der Ne 
gierung mit erhebliher Stimmenmehrheit angenommen.) 
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Bie deutfche Einheit und die Sandeshoheit der Fürften. 


15. November. Aeußerung des Fürften Bismarck bei der Berathung 
über die Münzfrage, in Betreff ded Bildes der 
Landesfürften auf den Reihdmünzen. 


[Gegenüber dem Antrage aus dem Neichstage, daß ftatt des Bilbniffes der ein- 
zelnen Landesherren auf allen Reihsmünzen das Bilbni des Kaifers 
eprägt werbe, bat ber württembergijche Minifter von Mittnacht bringen, 
dei der im Bunbesrathe getroffenen Bereinbarung ftehen zu bleiben, wonach 
die Münzen auf der einen Seite ben Reichsadler, auf ber anderen Seite 
das Bildniß des Landesherrn tragen follen. Er ſchloß feine Aeußerung 
mit ben Worten: 

„Es wird begreifli gefunden werben, baß wir einen Werth barauf zu 
legen haben, das Bilbnif des Landesherrn auf ber deutſchen Lanbesmünze nicht 
zu verlieren. Andererjeits wird das Bildniß des Deutihen Kaijers und Königs 
anf fo viele Münzen bes größten deutſchen Staates glänzen und es wirb vor 
Allem jedem deutſchen Herzen fo eingeprägt fein und bleiben, daß ich es beinahe 
Heinlich finden möchte, ein Gewicht darauf zu legen, daß man es auf allen 
deutihen Münzen findet. Ich bitte, meine Herren, laffen Sie e8 bewenden bei 
bem, worüber die Regierungen fich verftänbigt haben.“ ] 


Darauf fagte Fürft Bismard: 


„Sch hoffe, meine Herren, daß die beredten Worte meines Württem- 
bergiſchen Herrn Kollegen Sie überzeugt haben, daß es nicht nützlich ift, 
den Antrag des Grafen von Münfter anzunehmen, und daß wenig 
Bortheile dabei für das Neich erwachſen würden, wenn wir in diefer Be- 

iehung die Berftändigung, welche zwijchen den Regierungen ftattgefunden 

EL wieder aufheben. Wenn ich dennoch das Wort ergreife, fo gefchieht 
es, um bei diejer Gelegenheit den Unterjchied 2 einmal hervorzuheben 
der Page, in der Sie und in der wir arbeiten. Wenn Einer von Ihnen, 
meine eh eine Ueberzeugung hat, fei fie auch mehr theoretifcher ala 
praftifcher Bedeutung, jo datt nichts ihn ab, aufzutreten und diefer Ueber- 
zeugung im Geftalt eines Antrags praftifche Geltung zu geben; die Folgen 
davon, wie viel forgfältig gejponnene Fäden dadurch zerreißen, find ihm 
vollflommen gleichgiltig, und wenn er darauf aufmerffam gemacht wird 
von diejer Stelle, jo ift er berechtigt, zu antworten: das geht mich nichts 
an, ich rede nach meiner Ueberzeugung. Nun, meine Herren, ich habe auch 
perfönliche Ueberzeugungen und muß ihnen fehr häufig Gewalt anthun, 
und wenn ich es nicht thäte, fo würden wir in Frieden nicht fo meit ge— 
fommen fein, wie wir gefommen find. 

Wir Leute der Regierung haben nicht das Recht, beliebig 
nach unferer Ueberzeugung zu verfahren, fondern wir müjfen 
uns die Wirkungen vergegenmwärtigen, die die außgejprodene 
Ueberzeugung auf die politifhen Dinge hat. Daß das Syſtem, 
nah dem wir verfahren find, nicht gan ohne Erfolg geweſen 
ift, wird Ihnen klar werden, wenn Sie ſich ag re San 
wo wir noch heute vor einem Jahr mit unfern Einheitsbeſtre— 
bungen waren. Wäre ich immer nach meiner perfönlichen Ueberzeugung 
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egangen, fo würden mir vielleicht noch da ftehen, wo wir vor einem 
Fahre ftanden. Ich habe mancher meiner Ueberzeugungen nicht Ausdrud 
gegeben, und jo haben wir erreicht, was wir erreicht haben. 

Die Aufgabe haben wir und aud im Bundesrath geftellt, nicht durch 
theoretifche Verfaſſungsfragen die Nachgiebigkeit, die der Eine gegen die 
Ueberzeugung des Andern hat und die in Deutfchland nie fo Behr groß 
ift, auf die Probe zu ftellen. — — Ih muß daher geftehen, daß ich 
außer Stande fein würde, wenn die Sache an den Bundesrath zurüd- 
fäme, den übrigen Regierungen nicht Wort zu halten, und das Ver— 
trauen auf daß Fünftige Verhalten Preußens wiegt meines 
Eradtens ſchwerer, als die Frage, welde hier zur Sprade 
fommt. 

Wenn es fih um Intereſſen des Reichs handelt, durd 
die feine Einheit, feine Feftigkeit, fein Bortheil wirklich be— 
dingt find, dann, meine Herren, habe ich ja auch gezeigt, daß die par= 
titulariftifchen Bedenken unſerer Bundesgenoſſen mich unter Umftänden 
nicht abhalten, bei unferer Abftimmung das Recht und die Majorität, die 
wir etwa im Bundesrathe haben, jo meit geltend zu machen, al3 die Ver— 
faffung ung erlaubt, auch wenn die Grenze zweifelhaft ift, oder von an= 
derer Seite beftritten wird. In diefer Frage aber einen politif 
in hohem Grade verftimmenden Drud auf die Bundesgenofjen 
auszuüben, dafür hat uns Gott die Madt, die Preußen in 
Deutfhland angewiesen ift, nicht gegeben. Giebt es ein ftär- 
feres Bekenntniß der deutjhen Fürſten zum Reihe als in 
der Prägung der Münzen, wie jie vorgefhlagen it? Wenn 
Se. Majeftät der König von Bayern auf der einen Seite jein 
Bildniß Shlägt und auf der anderen daß Kaiſerliche Reichs— 
wappen, Fann er offenfundiger und nachhaltiger befennen, 
ih hänge am Reiche, ih will ein Glied des Reiches fein! 

Welcher Vortheil ift dagegen in Anjchlag zu bringen, daß wir ein 
berechtigtes Selbftgefühl, durch 100jährige Ueberlieferungen geheiligt, ver— 
ftimmen und den Einflüfterungen und Ueberredungen derjenigen Nahrung 
geben, die an die Eentrifugalinftinkte zu appelliren Luft haben? 

Es ift mir als Reichskanzler in feiner Weife gleihgültig, 
wie die verbündeten Monarden, und namentlich die mädti- 
geren unter ihnen, perfönlih geftimmt find, und wem diejes 
glei ift, der ift ein Theoretiler; ih muß mit diefen Stim— 
mungen ehr ſorgfältig rechnen, fie fallen fehr ſchwer ins Gewicht. 

enn eine Goldmünze, auf der fteht: Wilhelm, Deutfcher Kaifer, 
König von Preußen, in die Hütten außerhalb Preußens wirklich eindringt, 
fo hängt der Eindrud, den das macht, von der Stimmung defjen ab, 
der die Hütte gerade bewohnt. Es giebt weite Bezirke, in denen man 
fagen wird: da feht den, der unjeren Fürſten mediatifiren will und mie 
er mit ihm umgegangen ift, daß bier preußifhe Münzen wider jeinen 
Willen und mider feine Stimme im Reiche ihm aufgezwungen werden. 
Und ich fann dem Herrn Antragfteller nicht verhehlen, dag nach allen 
ſchwierigen Vereinbarungen, wie ich feinen Antrag bier gehört, — mein 
Gefühl, ich hoffe, nicht ” ganz ohnmächtig, wie das des Archimedes war, 
zu jagen: Noli turbare circulos meos!“ 
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Der Abgeordnete von Treitſchke bat jeinerjeitö die 
Verſammlung, von der beantragten Aenderung abzuftehen. 
Er ſchloß jeine eindringlihe Nede mit folgenden Worten: 


„Ein Reid, wie das unfrige, ift nicht zu regieren und kann 
nicht regiert werben burd den Mißbrauch ber Macht ber Mebrbeit; 
wir follen nicht bloß auf Majoritäten im Bundesrathe und Reichs— 
tage zählen, fonbern auf die freiwillige und freudige Zuſtimmung 
aller Glieder des Reiches. 

Haben wir bob wahrhaft Großes burd die Mitwirfung ber 
Einzelftaaten für unjere Zwede und Ziele im Reihe erlangt. 
Ueber alles Erwarten finb wir vorwärts geflommen. Ein Stid 
nah dem anbern fällt nieber, ein Stein nah dem andern wirb 
berausgerijjen aus ben Schranken, bie zwifhen Süb und Nord in 
Berfailles errichtet worden; diefen guten Willen, dieje freie Zu— 
ftimmung der mädtigen dbeutfhen Höfe wollen wir fhonen, wollen 
wir uns zu erhalten ſuchen. Ich glaube auch, daß ein Hiftorifer der fünftigen 
Zeiten, wenn er unjere Münzen in die Hand nehmen wird, fagen wirb: „fie 
find ein lebendiges Bilb der politifhen Zuftände Deutſchlands um das 
Jahr 1872. Die Kräfte der Einbeit und Zerjplitterung hatten Jahrhunderte 
mit einander gerungen; um jenes Jahr waren fie jo weit gefommen, daß ber 
Adler herrſchte, aber aud das Bilb des lanbesherrn in Ehren ge- 
balten wurde.” 

Nennen Sie, meine Herren, das eine Halbheit, jo fann ih nur antworten, 
es ift eine Halbheit ganz in demſelben Sinne, wie unſere Reichöverfafjung eine 
Halbheit if. Keinem der Staatsrechtslehrer biejes hoben Haufes ift es bisher 
gelungen, mir Mar zu machen, in welche ftaatsrechtliche Kategorie wir dieſes Reich 
bringen follen, und dennoch fühlen wir Alle, daß es ein Glüd ift, in diefem fo 
unſymmetriſchen Staate zu leben. Die Logik ift nicht die böchfte Regel für das 
politifche Leben der Bölfer. 

Sehen Sie bie Dinge praltiih an, jo werden zwei Drittel 
aller Münzen des Reiches des Kaiſers Bild tragen und dieſes Bild 
wirb geehrt werben, fo weit bie deutſche Zunge klingt. Und, frage 
ih dann, wie würde das Ausland jene neuen Goldmünzen aufnehmen? jo babe 
ih freilich fir den Anfang einige Bedenken; man wird fih wunbern, ben Reichs— 
abler auf ber einen unb auf ber anberen Seite das Bildnif des Fürften eines 
Staates zu ſehen, welder in fernen Welttheilen vielleicht ganz unbelannt ift. Es 
kann geihehen, daß man für einen Augenblid Angefichts diefer Münzen ftugig 
wird, aber dann wirb man bie Münze umkehren unb den Adler von Met und 
Sedan jehen. Ich meine, meine Herren, ber Bogel hat feinen Namen in ber 
Welt und wird feinen Krebit behaupten und unferen Münzen weithin burch bie 
Lande helfen. 

Laffen Sie mih auf unfere Reichspolitif ein Wort anwenden, bas bie 
Theologen von ber Kirche zu gebrauchen pflegen: „Wir wollen in allem 
Wefentliben, in allen Fragen der Madt die volle, unbedingte 
Einheit, in allen Fragen ber Form dagegen Schonung und Rüd- 
fihtsnahme, in Allem aber bundesgendjfifhen Sinn und deutſche 
Treue!“ 


Der Reichstag ftimmte faft einftimmig dem Antrage der 
Regierung bei. 


28* 
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Das Gelingen der Münzreform. 


Der Präfident des Reichslanzler- Amts Minifter Delbrüd batte 
die Beratbungen am 11. November mit den Worten eingeleitet: 


„In den erften Zollvereins-Verträgen, welde vor beinahe 40 Jahren 
eichloffen wurben, fagten fi bie contrahirenden Staaten zu, daß fie — 
—— dahin wirken wollten, in ihren Landen ein gleiche Münz-, Maaß— 
und Gewichtsſyſtem in Anwendung zu bringen. Im wenigen Wochen wird 
in ganz Deutſchland ein übereinftimmenbes, ein vollftändig gleihes Maaf- und 
Gewichtsſyſtem in Kraft treten und heute, meine Herren, treten wir daran, fiir 
den zweiten Gegenftandb, für bie Regelung bes gemeinſchaftlichen Münzſyſtems, 
ben entſcheidenden Schritt zu thun und den feften Grund zu legen.” 


Der Finanz-Minifter Camphanfen fagte im Laufe ber Beratbung: 


„Mir gewährt e8 große Freude, daß je länger biefe Fragen mich bewegen, 
defto mehr fi bei mir die Ueberzeugung feftgefeitt bat, daß ber kühne Wurf, 
den wir unternehmen wollen, gelingen wird. Es ift ganz ridtig, ber Moment 
für die gewaltige Reform, bie Deutichland ins Auge faßt, war nie fo günftig 
unb fann nie wieder jo günftig fein. Ale praftiihden Männer erwarten darum 
mit Ungebulb den Augenblid, wo fie mit ber Ausführung beginnen können.“ 


Nach bir zweiten Berathung ſchrieb bie „Provinztal-Eorrespondenz“: 


„Der „große Wurf“ wirb gelingen: der erfte und entſcheidende Schritt zur 
deutijhen Münzeinigung wirb unverweilt geſchehen und bamit zugleich ber Grund 
zur weiteren burchgreifenden Reform gelegt fein. 

Was bei den früheren durch Jahrzehnte ftets erneuten Erörterungen über 
die beutjche Münzreform als das Schwierigfte erichien, bie erfolgreiche Einführung 
einer einbeitlihen Golbmünze für gauz Deutſchland, das ift jet unter weſent⸗ 
licher Uebereinftimmung ber beutfhen Regierungen und ber Bollsvertretung nicht 
blos beichloffen, fonbern für bie fofortige Ausführung in weiten Umfange ge- 
fipert. 


Der Krieg mit Frankreich, bem wir bie volle politifche Einigung Deutid- 
lands verdanken, bat uns auch unerwartet die Möglichkeit verfchafft, auf einem 
ber wichtigften Gebiete ber wirthihaftlihen Einigung alsbald zur That zu fchreiten. 
Dur die größtentheils in Gold erfolgende Zahlung ber Kriegsentihädigung 
feitens Frankreichs ift die unverweilte Ausprägung deutſcher Goldmünzen, welde 
fonft nur mit erheblihen Schwierigkeiten und Opfern zu erreichen gewejen wäre, 
nicht blos ermöglicht, fondern zu einer dringenden Nothwenbigleit geworben. 

Diefer po A vor Allem ift es zu banken, daß bie Verftänbigung 
über bie Art und Weife ber Ausführung der großen Neuerung weit leichter und 
rafcher erfolgt ift, als es unter anderen Berhältniffen irgendwie in Ausficht zu 
nehmen war. Hätte es fi darum gehandelt, zuerft Über eine nur wünfchens- 
wertbe Reform Beſchluß zu faffen, um dann erft das zur Ausführung berjelben 
erforberliche Golb zu beichaffen, jo würde der Streit ber Münggelehrten aus Norb 
und Süd über die befte Art der Müngzeinrichtungen, wie er feither in vollswirth- 
ſchaftlichen Berfammlungen und Schriften unabläffig geführt worden ift, ſich ge- 
wiß auch im Bunbesrathe und Reichstage erneuert haben. Wie noch vor zwei 
Jahren im Zollparlament eine deutſche Münzenquôte, beſchloſſen wurbe, jo 
würbe gewiß ohne bie Gunft und bie Macht ber inzwiſchen eingetretenen 
—— die ſchließliche Verſtändigung nur nach ſchweren Kämpfen errungen 
worden ſein. 
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Jetzt aber, wo aus ber franzöfifchen Kriegszahlung eine fehr beträchtliche 
Goldmaſſe im Befige des Deutichen Reiches ift, wo jeber Tag, um welchen bie 
volle Nutzbarmachung biejes Betrages verzögert wirb, bem beutjchen Volle em- 
pfinblichen Berluft bringt, jett fonnten weder bie deutſchen Regierungen, noch 
ber Reichstag bie Berantwortung für bie Verzögerung übernebmen. Angefichts 
ber Möglichkeit und ber großen Dringlichkeit einer thatfächlichen Löfung traten alle 
theoretiichen Streitfragen zurüd gegen die gebieterifche Pflicht, fich über das praf- 
tifche Bebürfniß des Augenblids zu verftändigen. 

Das Deutiche Reich wird ſonach in fürzefter Frift eine einheitliche, umlaufs- 
fähige Golbmünze befigen, unb zwar alsbalb in ausreichender Menge, um bem 
Bebarf bes großen wirthſchaftlichen Verkehrs zu genügen. 

Wenn bei der Einführung neuer einheitlicher Maaße und Gewichte, welche 
mit dem 1. Januar k. 3. ins Leben tritt, ber gemeinfame nationale Gewinn nicht 
ohne vorübergehende unvermeibliche Uebelftänbe, Schwierigkeiten und Beläftigungen 
ber Einzelnen erreicht werben fann, jo darf unfer Boll dagegen der Münzeinigung 
mit der berubigenden Zuverficht entgegenjeben, daß es bie Bortbeife berjelben von 
vorn herein in vollem Maaße an fich jelbft erfahren und erfennen wird.“ 


3ur Stellung der Kotfchafter und Gefandten. 


16. November. Aeußerung des Fürften Bismarck bei der Berathung 
des Reichshaushaltsetats 


(über die beabſichtigte Ernennung der bisherigen Geſandten in 
Wien und Petersburg zu Botſchaftern, ſowie die Erhöhung der 
Koſten für die Äußere Repräſentation bei einigen Geſandtſchaften). 


„E3 liegt in den Geldverhältniffen ſowohl wie in den politifchen, 
daß der Etat des Deutjchen Weiches für ausmärtige Angelegenheiten 
feinen Höhepunkt bisher nicht erreicht hat; denn einmal vermindert fich 
der Werth des Geldes, außerdem aber fteigt der Anſpruch auf würdige 
Bertretung mit der Größe und Bedeutung des vertretenen Reiches. ch 
möchte bitten, ein für alle Mal die Be Aeußerung Friedrihs des 
Großen, daß fein Gejandter fih nur darauf berufen jollte, e8 ftänden 
rg Mann hinter ihm, und darum brauche er nicht zu reprä—⸗ 
entiren — ich möchte Sie bitten, diefe Weußerung ein für ale Male zu 
Grabe zu tragen; es ift mir fchwer glaublich, dag ein fo geiftwoller Herr 
eine Yeußerung im Ernfte gethan haben follte, die ich mit dem guten Ge— 
jhmad jo wenig in Einklang bringen fann*). Bei diplomatischen Verhand— 
lungen an den Degen zu jchlagen oder zu fagen: ich erwiedere eine Ein- 
ladung zum Diner nicht, aber wir haben hunderttaufend Mann, — das 
ift in der That zu wenig unferen Gewohnheiten entſprechend. Ich kann 


f} In Betreff biefer Anekdote fügte Fürſt Bismard, als ein anderer Redner nochmals 
barauf Bezug nahm, noch hinzu: 

„Ih habe die Anekdote genau in ber Form, wie fie der Herr Vorrebner von Friedrich bem 
Großen citirte, auch feit meiner Jugend häufig gehört und auch ſtets meine Freude daran nn — 
o lange ich nicht auswärtiger Miniſter war. Ich glaube, daß ber große König doch mehr im Sinne 
eines Finanz⸗ —— der ihm ſehr am Herzen lag, dabei geſprochen hat, als im Sinne feiner 
auswärtigen Politik,“ 
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nicht behaupten, daß der Einfluß eines Gefandten nothwendig mit der 
Höhe es Gehalts fteigt, der Einfluß, den er in dem Lande, wo er 
beglaubigt ift, für das Land, welches ihn entjendet, auszuüben vermag. 
Aber aus denfelben Gründen, aus denen Sie, wenn dad Deutſche Reich 
ein Gebäude für ein Minifterium oder ein Parlament errichtet, darauf 
halten, daß dafjelbe nicht blos dem ftrengften praftifchen Bedürfniffe an- 
gemefjen fei, wie e8 der Mindeftfordernde zu befriedigen bereit ift, ſon— 
dern, daß es in mlrdiger Ausftattung Zeugniß davon ablege, daß das 
Deutſche Reih ein ** mächtiges politiſches Gebilde iſt und ſich als 
ſolches fühlt, aus denſelben Gründen möchte ich Sie bitten, darauf zu 
halten, daß das Deutſche Reich im Auslande in einer Weiſe 
vertreten werde, die in den Augen des durchſchnittlichen Beob— 
achters auch äußerlich den Eindrud macht: hier ſtecken die 
Mittel und das Selbſtgefühl eines großen Landes dahinter. 
Für die großen Maſſen iſt es durchaus nicht gleichgültig, ob der amtliche 
Vertreter des Deutfchen Reiches den Eindrud macht, dab er große Mittel 
vertritt oder kleine. 

Die Frage, ob Jemand Botſchafter oder Gejandter ift, hat mit 
der Sache an fich nicht fo viel zu thun, ich will auch darauf nicht ein fo 
pr Gewicht legen, e8 kommt vielmehr auf die Mittel an, die er zur 

erfügung hat, um äußerlich würdig aufzutreten. Ein Geſandter mit 
40,000 Thlr. Gehalt in einem impofanten Hotel und mit einem ftarfen 
Privatvermögen ift mir bei gleicher Befähigung lieber, als ein Botſchafter 
mit 30,000 Thlr. Gehalt, der nicht im Stande ift, der Größe und Würde 
de3 Deutjchen Reiches gemäß ſich äußerlich zu bewegen und zu zeigen. 
Ich gehe nicht darauf ein, wie peinlich e& fir den Betheiligten it, FA den 
Heinen Kränkungen der Rivalität und Eitelfeit perjönlich vielfach ausgeſetzt 
zu fehen, um jo peinlicher, wenn diefe Heinen Empfindlichkeiten zugleich 
mit dem Gefühl verbunden find, daß er fie in Vertretung feines Yandes 
und in amtlicher Eigenschaft erhält. Ich habe einen Geſandten mit Recht 
fagen hören: als PBrivatmann nehme ich den unterften Play gern ein, 
der mir bei Tafel gegeben wird; ald Gejandter meines Reiches, in diejer 
amtlichen Eigenichaft gehe ich hinaus, fobald mir nicht der Pla ge— 
geben wird, der mir gebührt. Und fo ift e8 auch mit der äußeren Ver— 
tretung, wenn man nicht im Stande ift, e8 den Kollegen weniger mächtiger 
Staaten gleih zu thun, ja ihnen nicht einmal diefelben Höflichkeiten in 
demjelben Maße wiedergeben zu fünnen. in Botjchafter bedarf an ſich 
wegen feines Titels fein höheres Gehalt — es ift eben nur ein Titel; ob 
Sie an die Spige einer Brigade einen Oberſten oder einen General 
ftellen, er wird doch immer Brigadier bleiben, er wird immer dieſe Stelle 
ausfüllen müſſen. Ein Botſchafter hat vielleicht, wenn er nur fnapp dotirt 
fein joll, gegen einen Gejandten an einem großen Hofe ein Mehrbedürfnig 
von 1= bi 3000 Thalern an Ausgaben, die ihm dadurch erwachſen, daß 
es üblich ift, wenigftens in den meiften Yändern, daß die Botjchafter ge- 
legentli bei größeren Felten von den Souveränen beſucht werden, daß 
aljo dadurch größere Felte in, möchte ich fagen, monarchiſchem Style her— 
ebracht find, die eine Mehrausgabe in diefem Betrage jährlich mit ſich 
ihren mögen. Daß dafür aber einem ſolchen Haufe auch die Auszeichnun 
des Defuches de8 Monarchen felbft zu Theil wird, bewirkt, daß we. 
auch die Stellung des Vertreters in den Augen der Unterthanen diejes 


459 
1871. 


Monarhen der Würde des vertretenen Reiches mehr entjpridt, Darum 
bandelt es ſich aber bei diefen Erhöhungen nicht. 


Weshalb, könnte man fragen, geben wir denn den Titel eines Bot» 
fchafter8? Es gefchieht das — wegen des Ranges der politiſchen 
Agenten unter ſich. Es wird in den diplomatiſchen Corps ein immerhin 
unbilliger, aber doch bei den meiſten in Kraft ſtehender Unterſchied ge— 
macht: es kommt zum Beiſpiel der Anſpruch, daß, wenn der auswärtige 
Miniſter mit einem Geſandten in einer verabredeten Konferenz iſt, und 
es wird ein Botſchafter gemeldet, der auswärtige Miniſter für verpflichtet 
gehalten wird, die Bel fofort abzubrechen und den Botjchafter zu 
empfangen. Wenn ein Gefandter vielleiht in dem Borzimmer eines aus⸗ 
mwärtigen Minifterd eine Stunde wartet, und es kommt in dem Augenblid, 
wo er bereingerufen wird, ein Botjchafter, jo wird an den meiften Höfen, 
fo viel mir befannt ift, der Botichafter hereingelaffen, der Gefandte fann 
noch länger warten oder fommt vielleiht an dem Tage gar nicht mehr 
an. Das Alles find Heine Demüthigungen und Neibungen, die einfach 
durch den Titel abgeändert werden. Man fann jagen, wenn ein Gefandter 
das Gefühl feiner Würde hat, fo läßt er ſich das nicht gefallen, und ich 
bin jelbft in der Lage gewejen, mir das mit Erfolg abzuwehren, aber 
doch nicht ohne fehr erhebliche Spannungen, die mit der Sache felbft in 

ar feinem Verhältniß ftehen und nicht ohne ein Einfegen der Perſon ges 
’ ehen können, was dicht an die Grenze desjenigen ftreift, was für einen 
amtlichen Vertreter eines großen Landes erlaubt if. Alſo man erreicht 
den Zweck einfacher dadurd, daß man diejen Titel giebt. 

In öÖffentlihen Blättern habe ich einige Male gelejen von den Ge— 
fahren, welche in dem Privilegium der Botfgafter lägen, mit 
dem Monarchen direkt und unmittelbar jederzeit zuverfehren. 
Dies beruht auf einem Irrthum. E8 hat ein Barfejafter zum Mo- 
narchen nicht ander Zutritt, wie jeder Gefandte, und in feiner Weife das 
Recht in Anipruch zu nehmen, mit dem Monarchen direkt ohne Vermittelung 
feiner Minifter zu verhandeln. Die Berechtigung, einen ſolchen Verkehr zu 
regeln, ift ganz ausfchlieglic auf Seite de Monarchen, und deshalb möchte 
ih bitten, diefe Vorurtheile gegen die Botfchafter fallen zu laſſen.“ 


Ende November. Fürſt Bismard iſt durd Krankheit ven der 
TIheilnahme an den legten Berathungen des Neichötages 
(beionderd an den Verhandlungen über das Reichsheer und 
über den Kanzelparagraphen) zurüdgehalten. 
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Weiteres dreijähriges Pauſchquantum für das Heichsheer. 


Der Verlauf der Angelegenheit, — nad) der „Provin- 
zial⸗Correspondenz.“ 


„Der Reichstag bat in feinen letzten Sitzungen, unmittelbar vor dem brän- 
genden Schluffe, noch bie wichtigften Verhandlungen gepflogen unb über ben be- 
deutenbften Theil des Reichshaushalts Beſchluß gefaßt: die Frage Über die Aus- 
gaben für das Neichsheer ift in ber letzten Stunde eutſchieden worden, unb zwar 
nicht, wie urjprünglich beantragt war, nur für das Jahr 1872, ſondern nad bem 
ſchließlichen Antrage der Regierung alsbalb auf brei Jahre. 


Bei der Borlegung des Neichshaushalts beantragte die Regierung ftatt 
eines im Einzelnen feftzuftellenden Ausgabenetats für das Neichsheer die weitere 
Bewilligung eines Pauſchquantums a für das Jahr 1872. Sie begründete 
dieſen Vorſchlag damit, daß die Neubilbungen im Heere ſelbſt und in Bezug auf 
die militäriſchen Inftitute, welche durch die Ausdehnung auf das ganze Deutſche 
Reich erforderlich geworden, noch nicht überall durchgeführt feien, daß namentlich 
in Elfaß-Lothringen die neuen Einrichtungen noch in ber Ausführung begriffen 
feien, daß enblich die Fortbauer der Occupation in Frankreich Berbältnifje be- 
gründe, welche dem gewöhnlichen Friedenszuftande nicht durchaus entiprechen. 


Indem jedoch aus dieſen Gründen die Fortdauer ber bisherigen Paufch- 
zablung (von 225 Thlr. für ben Kopf ber Friebensftärke) beantragt wurbe, 
fünbigte die Regierung zugleih an, daß dieſer bisherige Betrag unter gewöhn— 
lien Berbältniffen für bie —— Ausgaben nicht mehr ausreichen würde. 
In den vier Jahren ſeit der Vereinbarung jenes Pauſchſatzes ſeien auf vielen 
Gebieten des Bedarfs erhebliche Preiserhöhungen, ſowie anderweitig unvermeidliche 
Ausgabeſteigerungen eingetreten, aus denen ſich ein nicht unbeträchtlicher Mebr- 
aufwanb unabmweislih ergebe. Es wurbe im Einzelnen nachgewieſen, daß bie 
Steigerung ber Preije für Fleiſch und andere Lebensmittel, die dringend noth— 
wendige Verbefferung des Soldatenbrobes, die Steigerung der Arbeitslöhne, ber 
Beamtenbejoldungen u. ſ. w. einen ungleich höheren Aufwand als bisher, ſowohl 
für die Unterhaltung des einzelnen Soldaten, als auch für die allgemeinen Be- 
bürfniffe der Militärverwaltung verurfadhen. 

Wenn die Reicheregierung für das Jahr 1872 Die Unterbaltungsfoften für 
das Heer noch mit bem bisherigen Paufchjage zu beftreiten hoffe, fo könne bies 
nur auf Grund befondberer Umftände geſchehen, in Folge deren einige erhebliche 
Ausgabeverringerungen möglich jeien, inbem erftens bie Uebungen der Mannſchaften 
bes Beurlaubtenftandes im Jahre 1872 ausfallen, ferner bie in Eljaß-Lothringen 
auszubebenden Rekruten erft im Herbft zur Einftellung gelangen, inbem weiter 
bie bei der Occupationsarmee in frankreich vorausfichtlih noch im Jahre 1872 
verbleibenden Truppentheile Naturalverpflegung für Rechnung Frankreichs er- 
halten, endlich die Wieberausftattung ber Armee an Bekleidung, an Waffen und 
Munition nach Beendigung bes letsten Krieges einen geringeren Aufwand bei den 
betreffenden Titeln für bie laufende Unterbaltung erwarten laffe. 


Aus biefen Gründen konnte die Reichsregierung mit einem Pauſchſatze, 
welchen fie für bie weitere Zukunft als unzureichend erachtete, für das Jahr 1872 
noch auszulommen hoffen. 

Die erfte Berathung ließ einen ernfteren Widerſpruch nicht berbortreten. 
Es wurde beichloffen, daß auch die weitere Berathung im Haufe felbft, nicht erft 
in einer Commilfion ftattfinden folle; doch follten ſich, wie bei allen Theilen 
bes Reihshaushalts, einzelne Commiffarien des Haufes vorher mit ber Regierung 
über bie in Betracht kommenden Berhältniffe näher verftänbigen. 
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Bei den Verhandlungen biefer Commiffarien wurde nun von nationals 
liberaler Seite von ben Abgg. Laster und von Stauffenberg ein Antrag 
geftellt, nach welchem der Regierung zwar eine Pauſchſumme bewilligt werben jollte, 
aber nicht in ber vollen beantragten Höbe, fonbern unter Abftrih von etwa 
1Y, Millionen. 

Der Kriegs-Minifter erflärte dies als unannehmbar, weil durch biejen 
Abſtrich die Möglichkeit gefährbet würde, mit dem Paufchquantum, deffen Erböhun 
für bie Zukunft in Ausficht genommen werben müffe, für den Augenblid * 
auszukommen. 

Da nun auf liberaler Seite gerade ein Werth darauf gelegt wurde, ber zu- 
fünftigen Erhöhung vorzubeugen, fo warb von anderen Gommiffarien ber Reichs - 
regierung ber Borjchlag gemacht, die Bedenken wegen ber zufünftigen Entwidelung 
dadurch fürs Erfte zu befeitigen, daß das Paufchquantum nicht für ein Jahr, 
fonbern alsbald für brei Jahre feftgejegt, mithin eine Erböhung in ben 
nächſten drei Jahren ausgeſchloſſen würde.“ 


Aus der Erklärung des Kriegs-Minifterd Grafen 
von Roon. 


„Wir ftehen nicht = erften Mal vor einer über die Bewilligung 
für die Armee ſich entwidelnden Streitfrage. Iſt e8 da nicht mohlgethan, 
fi deſſen zu erinnern, was hinter uns liegt? Man fagt heute wie jonft: 
„Keine Steigerung des Militäretats!” Das ift das Wort, was 
man immer von Neuem hört. Meine Herren! Iſt denn das aber richtig, 
ift das billig, ift das gerecht? Das Pauſchquantum von 225 Thlr. ernährt 
den Mann, wie wir gehört haben, mit 93" ir Meine Herren, Sie 
fönnen für 225 Thlr. feinen Bedienten halten. Wenn Sie nun außerdem 
wiſſen follten, daß diefe 225 Thaler nur multipliziert werden mit dem einen 
Prozent der Bevölkerung, nicht aber multiplizirt werden mit der vorhan- 
denen erheblichen Zahl der Offiziere und Beamten, die der Armee anges 
hören; daß Ddiefe ii und Beamten mit den oft angefochtenen foge- 
nannten „hohen Gehältern“ noch ausgeſpart werden müſſen aus dieſem 
Pauſchquantum: jo frage ich, ift e8 nicht in der That zu verwundern, 
dag man mit einem folchen Etat ausfommen kann, daß ich mit einem 
folden Etat drei Jahre lang ausgelommen bin; und wenn Sie mir ferner 
entgegen gehalten, warum nicht mehr verlangt worden fei, fo ift die Ant- 
wort darauf ganz einfach: meil wir möglichſt wenig fordern wollten, um 
der Sade willen, um des Intereſſes willen, das wir an dem Gedeihen 
des Landes nehmen, um der NRüdfichten willen, die wir namentlich für 
unfere ſchwächeren Alliirten in jener Zeit zu nehmen hatten. Wir haben 
nicht mehr gefordert. — Es fol nur ein Kriegs» Minifter, der nicht in 
der vortrefflihen Weife durch ein außgezeichnete® Corps von Offizieren 
und Beamten unterftügt wird, e8 mit einem folchen Etat verfuchen; er 
wird mwahrjcheinlich jcheitern. Ich für meine Perfon, meine Herren, ver- 
traue und habe vertraut der QTüchtigfeit derjenigen Organe, mit denen 
ich vermalte. 

Ih für meine Berfon habe fein Bertrauenspotum in 
Anſpruch genommen, aber die Militärverwaltung verdient 
da8 Vertrauen, das fie ohne Anmaßung beanfprudt. Wir 
fönnen auf die rüdliegende Zeit mit Genugthuung zurüd- 
bliden, und wenn die Armee Rühmliches geleiftet hat in den 
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drei Kriegen, die fie kurz nah einander hat außfehten 
müffen, jo behaupte ih kühnlich — und ih berufe mich auf 
dad Zeugniß des erften wie des letzten Dffizierd in der 
Armee: — die Rihtigfeit und Zmedmäßigfeit des Gefhäfts- 
anged in der Militär-Bermaltung bat nicht den geringften 
ntBeil daran. 

Es ift früher vielmals geingt worden, alle übrigen Refjorts litten 
unter der Ueberwucherung des Militär-Etat3, diefe Ueberwucherung fei 
unerträglih, fie lähme die geiftige und gemwerblihe Entmwidelung der 
Nation, und es müfje ihr ein Damm entgegengefegt werden. Ya, meine 
Herren, ich gebe zu, daß der erfte Anlauf zu der militärifchen Entfaltung, 
deren Refultate wir und doch heute erfreuen, etwa3 gewaltfam gemejen 
ift in Bezug auf die Erhöhung der finanziellen Anforderungen, die an 
das Land geftellt werden mußten, — ich gebe es zu; allein, meine Herren, 
die weitere Entwidelung der Verhältniſſe hat doch bewieſen, daß dieſe 
Ansprüche ohne Schädigung des Yandes erhoben werden fonnten. Meine 
Herren, jeit dem Jahre 1868 hat. beifpielsweife die preußijche Verwaltung 
eine Steigerung von 27 Millionen erfahren in den verfchiedenen Reſſorts 
des Etats, d. i. ein Sechſtel des Etats für 1868, um ein Sechſtel 
find alſo jegt alle Bedürfnijfe höher veranjhlagt und be» 
friedigt, als fie e8 im Jahre 1868 waren, und dennod jagen 
Sie: „Keine Steigerung des Militär-Etats!“ und diefes Wort 
ift e8 aud, was den Herren Abgg. Lasker und v. Stauffenberg das 
Amendement diftirt hat, mit dem ich nicht fertig werden fann. 

Muß ih nun nod bemerken, daß die Regierung vedlich gearbeitet 
bat, einen regelmäßigen Etat zu Stande zu bringen vor Zujammentritt 
dieſes Haufes, fo war e8 doch unmöglich; die Gründe find Ihnen fchon 
dargelegt worden, und wenn ich nicht irre, jo haben Sie auch daran ge= 

laubt. Mittlerweile find die betreffenden Arbeiten keineswegs auf die 

eite gelegt worden, fondern man hat fleißig weiter gearbeitet; aber meine 
Herren, unfere deutſchen Verhältniſſe find nicht fo fertig, wie 
unfere preußifhen, und deswegen bin ich aud der Meinung, 
daß es zwedmäßig, mit einem umfaffenden Wehrgefeg noch zu 
warten, und ohne ein foldhes einen fpezialijirten Normal» 
etat vorzulegen, daß hat bei reiferer Ueberlegung aud mir 
bedentlih erjheinen wollen. Das war der Grund, meshalb 
ich auf den verjpäteten, obgleich nothgedrungenen Vorſchlag meiner Herren 
Kollegen eingegangen bin, für das „Jahr 1872 nur ein Pauſchquantum 
zu fordern. 

Aber dies, meine Herren, muß ic ganz fordern, ohne Abſtrich. 
Wenn nun dennoch Verkürzungen beabfichtigt worden find (ich rede gar 
nit von den höheren Abftrichen, die von Seiten der Fortjchritt3partei 
vorgejchlagen worden find, fondern nur von dem Amendement der Herren 
Lasker und v. Stauffenberg) — ich fage, wenn auch nur ſolche Ab— 
ftrihe wirklich gemacht werden jollten, jo hört fir mich die Möglichkeit 
der Verwaltung auf. Mit der Entziehung diefer Summen fehlt mir 
wieder, was mir früher fehlte und wofür ich heute feine Beftände mehr 
zu verwenden habe. 

Nun kamen allerdings nod die politiihen Erwägungen hinzu, die 
für die Wohlthätigkeit einer längeren Periode mit einem feften 


443 
1871. 
Etat geltend zu machen find, und zwar, wie ich glaube, mit vollem Rechte 
geltend zu — ſind. 

Ich bin der unvorgreiflichen Meinung, 9— die Bewilligung eines 
dreijährigen Pauſchquantums uns über eine Menge von Kalamitäten 
hinausbringt, fo daß ich meinerſeits die Annehmbarkeit weder aus konſti— 
tutionellen, noch irgend welchen anderen Gründen bezweifeln möchte. Die 
Vortheile einer ſolchen Uebereinkunft liegen auf der Hand.“ 


Die politiſche Seite der Militärfrage. 


Erklärung des Präſidenten des Reichskanzler-Amtes 
Staats-Miniſters Delbrüd. 


„Ich muß meinerſeits, ſo ungern ich es thue, auf die politiſchen 
Erwägungen bei der vorliegenden Frage eingehen. Ungern thue ich es 
deshalb, weil ich mir ſehr wohl bewußt bin, daß das, was von dieſer 
Seite zu ſagen iſt, ſehr viel beſſer und ſehr viel wirkungsvoller eſagt 
werden würde, wenn der Herr Reichskanzler durch fein Unwohlſein 
nicht verhindert wäre, bier zu erjcheinen. Ich werde verfuchen, die Ge- 
—— die er hier ausgeſprochen haben würde, fo gut ich kann, wieder—⸗ 
zugeben. 


Für die verbündeten Regierungen liegt der politifche Werth der Vor— 
lage, welche fie jegt gemacht haben, darin, daß die ganze Welt durd 
die Annahme diefer Borlage weiß, daß Deutjhland im Jahre 
1874 ganz ebenfo, unter allen Umftänden ebenfo gerüftet da= 
ftehen werde, wie es heute dafteht. 

Die verbündeten Regierungen gehen feineswegs von der Anficht aus, 
daß jetzt unmittelbar eine —— Kriegsgefahr vorhanden wäre. Sie 
können aber ebenſowenig der Meinung ſein, daß nun, nach dem glücklich 

eführten Kriege und dem vortheilhaft geſchloſſenen Frieden der Friede für 
ängere Zeit gewährleiſtet ſei. Sie können es deshalb nicht, weil der 
Friede zwar geſchloſſen, indefjen in einem ſehr weſentlichen Theile, wie 
männiglih befannt, nicht ausgeführt ift — noch nicht ausgeführt ift. Er 
braucht ja erft ausgeführt zu werden in dieſer Beziehung im März 1874. 

Meine Herren! ch glaube, jeder von Ihnen wird aus der Lektüre 
der Zeitungen und aus mündlichen Mittheilungen willen, daß im franzö— 
ſiſchen Bolt eine ftarfe Strömung vorhanden it, welche zu dem hintreibt, 
was man „Revanche“ nennt, dazu hintreibt mit einem ganz beftimmten 
Termin, nämlich vor oder mit dem Tage der Zahlung der legten 3 Mil« 
liarden. Später hätte fie ja weniger Bedeutung. Die gegenwärtige fran- 
zöſiſche Regierung ift diefer Strömung vollftändig fremd. Wir haben von 
jeher das bejte Vertrauen zu ihr gehabt, daß fie die von ihr eingegangenen 
Verträge loyal und vollftändig erfüllen will, und nichts ift eingetreten, 
dieſes Vertrauen in die gegenwärtige franzöfifche Regierung zu erfhüttern. 

Indeſſen, meine Herren, kennen Sie alle die Lage unſeres Nachbar- 
landes genug, mit einem von Natur lebhaften und von einem berechtigten 
Nationalftolz erfüllten Volk, welches nach ſchweren Erjhütterungen feinen 
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Schwerpunkt zu finden fuht. Ob es diefen Schwerpunkt jegt ſchon ges 
funden bat und welche Wechfelfälle verlaufen werden, biß e8 ihn gefunden 
haben wird, das weiß von ung niemand und niemand kann dafür eine 
Gewähr geben. 

Unfere Aufgabe ift es, das Unfrige zu thun, daß der rich— 
tige Schwerpunft bald und ohne welterfhütternde Wechſel— 
fälle gefunden werde. Ich theile durchaus die Anficht, daß der 
Berfuh einer Revanche nicht glüdliher fein würde, als der 
Berfud, der im vorigen Jahre gegen die deutſche Unabhän= 
gigfeit gemacht wurde. Aber, meine Herren, darauf fommt es 
mir feineswegs allein an. Die Aufgabe, die wir haben, tft 
vor allen Dingen, dahin zu wirkten, daß die Revande nicht 
verfucht wird, daß nicht durch dieſen Berfuh Elend über Elend 
unter allen Umftänden aud über uns fomme, auch unter den 

üinftigften Umftänden. Unfere Aufgabe ift es, dafür zu forgen, 

Bis zum entjheidenden Momente den Frieden zu erhalten. 
Nun, meine Herren, glauben wir, daß zur Eisen diejes 
Bieles nichts wirkſamer fein wird, als, eben wie ih es zu 
Anfang meiner Bemerkungen ausſprach, die Ueberzeugung, 
daß bis zum Jahre 1874 einfhlieglih der gegenwärtige 
rin des deutfhen Heeres Wecfelfällen nicht ausge» 
est iſt. 

So lange e8 bevoriteht, — ein definitiver Militär-Etat, womit 
der Begriff verbunden iſt einer Neugeſtaltung des Heeres, zur Berathung 
kommt, alſo auch die Chance vorhanden it, daß dieſe Seftaltung des 
Heeres eine weſentliche Veränderung erleide, fo lange das der Fall ift, 
werden fih an diefe Chance Hoffnungen anfnüpfen, nothmendigermetie, 
welche zu dem Ziele hintreiben werden, dad wir nicht nur im unferem 
— Intereſſe, ſondern auch im Intereſſe der ganzen Welt fernhalten 
müſſen.“ 


Weitere Regelung der Verwaltungseinrichtungen in Elfaß- 
Fothringen. 


Dezember. Nach der amtlichen Denkſchrift. 


„Die Regierung hat mit dem Bundesrathe ein Geſetz Behufs Re— 
gelung der Berwaltungseinrihtungen in dem Reichslande Elſaß-Lothringen 
vereinbart. In demjelben werden einerjeitS die Verwaltungsbezirke, in 
welche das Land ——— werden ſoll, feſtgeſtellt, ferner die Behörden, 
in deren Hände die Verwaltung gelegt werden ſoll, geordnet, endlich die 
Befugniffe geregelt, mit welchen dieſe Behörden ausgerüſtet werden ſollen. 

E3 handelt fi dabei nur um die eigentliche Staatsverwaltung, mo» 

egen die Gemeindeverwaltung zunächſt unberührt bleibt. Um das Yand 
allge: Rechtsordnung und deutjcher Sitte wiederzugewinnen, wird es 
allerdings auch auf dem Gebiete der — — der Reformen 
bedürfen; indeſſen erheiſchen dieſelben, ehe ſie dem Zwecke entſprechend ins 
Werk geſetzt werden können, eine ſehr eingehende Prüfung der beſtehenden 
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Berhältniffe und Bedürfniffe, nicht minder eine ftärfere Befeftigung der 
neuen Ordnung und eine größere — und Klärung in dem Geiſte 
der Bevöllerung, als zur Zeit nach der Natur der Dinge noch hat erreicht 
werden können. Bis zu dieſem Zeitpunkte kann aber die feſte Organiſation 
der Staatsverwaltung nicht ausgeſetzt werden. Die Fortführung nur vor- 
läufiger Einrichtungen geftattet weder eine fefte und einheitlihe Handha= 
bung der Regierung, noch giebt fie den Beamten, deren fefte Anftellung 
von der Durchführung der dauernden Drganijation abhängt, diejenige 
Sicherheit und diejenige Freudigfeit zur Arbeit, welche fie bei Erfüllung 
ihrer theilmeife fehr ſchwierigen Aufgabe nicht entbehren können. 

Die beabfihtigten Einrihtungen follen nicht durchaus Neues fchaffen; 
fie knüpfen vielmehr an die m eh oder die während der bisherigen 
Bermwaltung bereit3 eingerichteten Zuftände an. 

Der Anſchluß an die früheren franzöfifchen Einrichtungen erklärt fich 
vornehmlich auß dem Beftreben, der Bevölkerung Inftitutionen, an melde 
fie gewöhnt ift, und melde ſich als zmwedmäßig ermeifen, zu belafien. 
Eine durdhgreifendere Umgeftaltung der Behörden würde überdies ohne 
eine gleichzeitige Umgeftaltung des geltenden Rechtes felbft nicht durch— 
führbar fein; eine derartige neue geſetzgeberiſche Thätigfeit aber darf 
jedenfalld in der age nur mit Maß geübt werden, wenn fie 
nicht mehr zerftören will, al3 fie aufbauen kann. 

ALS die dringendfte, zunächft zu löfende Aufgabe ift Seitens der Res 
gierung angefehen worden, den Fortgang einer regelmäßigen Bermaltung 
zu fihern und diejenigen Behörden zu bezeichnen oder —— welche 
an Stelle der durch die Trennung von —— aufgelöſten oder ſonſt 
in Wegfall gekommenen Behörden die geſetzlichen Befugniſſe derſelben zu 
übernehmen —— Wo es angänglich ſchien, iſt die verwickelte Geſtaltung 
der Beamtenverhältniſſe vereinfacht oder die Vereinfachung wenigſtens vor- 
bereitet worden. Insbeſondere war dabei die Abſicht leitend, den Schwer: 
— der Verwaltung in das Land ſelbſt S legen und mit der Erhöhung 


er perjönliden Verantwortung auch die Thätigkeit und Wirkfamfeit der 
Deamten zu erhöhen.“ 


1872. April. Stiftung der Univerfität Straßburg. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutfcher Kaifer, König von 
Preußen ꝛc., thun fund und fügen zu willen: 

Nachdem Elſaß und Lothringen mit dem Deutichen Reiche wieder 
vereinigt find, haben Wir auf den Antrag des Deutjchen Reichstages und 
unter —— des Bundesrathes des Deutſchen Reiches beſchloſſen, 
daß die durch eine glänzende Vergangenheit ausgezeichnete hohe Schule 
zu Straßburg in ihrer —— einheitlichen Geſtaltung als Univerſität 
wieder ins Leben trete. 

Wir begründen demnach dieſe —— die aus dem Elſaß und 
aus Lothringen ſo viele hochgelehrte Lehrer empfing, und dieſen Ländern 
wie der Welt Männer, tüchtig in allen Zweigen der Wiſſenſchaft, zurück— 
gegeben bat, von Neuem, auf daß an ihr im Dienft der Wahrheit die 

iffenfchaft gepflegt, die Jugend gelehrt, und fo der Boden bereitet werde, 
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auf melchem mit geiftiger Erkenntniß wahrhafte Gottesfurdt und Hinge- 
bung für das Gemeinweſen gedeihen. 

Durh das von Uns am heutigen Tage vollzogene Gejeg find die 
aus der Zerfplitterung der früheren Univerfität entjtandenen Fachſchulen und 
Fakultäten aufgehoben und alle Rechte derjelben auf die neue Hochſchule — 
als eine öffentlihe Anftalt im gejeglichen Sinne — übertragen worden. 

Wir mollen, daß die Univerfität mit allem zur Erfüllung ihrer 
Aufgabe Nothwendigen, insbefondere mit den nöthigen wiſſenſchaftlichen 
Hülfsanftalten ausgeftattet und daß für deren Erhaltung den Anforde- 
rungen der Wiſſenſchaft entjprechend Sorge getragen werde. VBorläufig 
und bi3 zur Herftellung anderer Gebäude überweifen Wir der Univerfität 
die bisher von der Akademie benutten Gebäude, außer welchen fie auch 
die von der Stadtgemeinde Straßburg zeitweife zur Verfügung geftellten 
Räume im Schloß gemeinjhaftlih mit der Univerfitätd- und Landesbi- 
bliothef zu benugen bat. 

Wir verleihen derjelben das Recht, ihre eigenen Univerfität3- und 
Fafultäts- Angelegenheiten nad) der in dem Univerfitäsftatut zu gebenden 
Drdnung zu verwalten, und fi ihren Rektor unter Unferer Genehmigung, 
N wie die Dekane ihrer Fakultäten ſelbſt zu beftellen; Wir verleihen den 

afultäten das Recht, den Doftorgrad unter Autorität der Univerfität, 
nad) einer von den Fakultäten felbft aufzuftellenden Promotions- Ordnung 
zu ertheilen, überzeugt, daß diefe Würde nur an folche vergeben werden 
wird, welche durch den Ernft ihrer mwifjenfchaftlichen Leiſtung das Anfehen 
der Hochſchule in neuen Glanz zu bringen geeignet find. 

Wir gewähren, daß die Fakultäten nah von ihnen felbft gegebener 
Habilitationsordnung neue, in der Wiſſenſchaft bewährte Lehrer zum Yehramte 
in ihrer Mitte zulaffen, verordnen endlich, daß die Univerfität „Straßburg“ 
das Siegel der alten Umiverfität Straßburg führe, wie e8 ihr von dem 
erften Begründer der Hochſchule verliehen worden ift, mit der Umfchrift: 

„Sigillum academiae Argentinensis.* 

Die Ernennung des Erften Rektor der Univerfität, der fein Amt 
verwalten joll, bis der nad dem Statut zu wählende Rektor dafjelbe 
übernimmt, behalten Wir Uns vor. 

Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beige- 
drudtem Kaiferlihen Inſiegel.“ 

Gegeben Berlin, den 28. April 1872. 

(L. 8.) Wilhelm. 
Fürft v. Bismard. 


„Das Geſetz, betreffend bie Univerfität Straßburg, beftimmt, 
baß bie zu Straßburg vorhandenen fünf Fachſchulen: die theologijche — 
(mit dem proteſtantiſchen Seminar), die Rechtsſchule, die Fakultät der Medizin, 
ber ſchönen Wiffenichaften (lettres) und ber eraften Wifjenfchaften (sciences) 
aufgehoben werben und die Univerfität in ihre Rechtsverhältniffe eintrete. 

Die Univerfität fteht unter ber oberen Leitung und Aufficht bes 
Reichskauzlers. Zur — — unmittelbaren Aufſicht, ſowie der 
Gerechtſame der Univerſität wird ein Kurator beſtellt, der ſein Amt nach den 
Anweiſungen des Reichslanzlers ausübt. Die Beſtellung des Kurators ſowie bie 
Ernennung der zum Lehramt an die Univerſität zu berufenden ordentlichen Pro—⸗ 
fefforen erfolgt Seitens des Kaiſers.“ 
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Bon der Reichstagsſeſſion 1872. 


8. April. Eröffnung des Deutſchen Reichstags. 
Rede des Reichskanzlers Fürften von Bismard. 


„Geehrte Herren! 

Ihre Thätigkeit wird in der beporftehenden Seffion in erfter Linie 
durch die Fortführung der im Vorjahre begonnenen gefeglihen Regelung 
und Ausbildung der gemeinfchaftlihen Einrichtungen des Reichs in An— 
fpruch genommen werden. 

Durd ein Gefeg über die Einrichtung und die Befugniffe des Rech— 
nungshofes fol die Kontrole der Erhebung und der Verwendung der 
Einnahmen des Reichs definitiv geordnet und die Behörde, welche mit 
der rer. diefer Kontrole, jo wie mit der Vorbereitung der durch 
den Bundesrath und den Reichstag auszufprechenden Entlaftung zu bes 
trauen ift, mit den dazu A AR Befugniſſen ausgeftattet werden. 

Der Entwurf eines Militärftrafgefegbudhes für das Deutjche 
Reich wird Ihnen vorgelegt werden, um die Einheitlichkeit der Heeres— 
einrichtungen auf dem Gebiete des Strafrechts zum Abſchluß zu bringen 
und der bereit3 gewonnenen Einheit des Strafrehts für das bürgerliche 
Leben, den vom Reichstage geäußerten Wünfchen entiprechend, als Er- 
gänzung hinzuzutreten. 

Der Entwurf eine zur Regelung der Berhältniffe der Reichs— 
beamten beftimmten Gejeges, welcher dem Reichstage bereit3 vorgelegen 
bat, ift unter Beachtung des Gutachtens der Kommilfion des Reichstages 
und der inzwifchen eingetretenen politifchen Veränderungen einer neuen 
Prüfung unterzogen worden, und wird in der danach veränderten Geſtalt 
Ihrer Befchlußfafung unterbreitet werden. 

Die einheitlihe Regelung der Bierbefteuerung innerhalb der Ge— 
biete, welchen die Abgabe von Bier gemeinjchaftlich ift, hat Ihre Thätig- 
feit ſchon mehrfach in Anſpruch genommen, ohne daß e8 bis dahin ge> 
lungen wäre, die derjelben entgegenjtehenden Schwierigkeiten zu überwinden. 
Eine Ihnen angehende Gefegvorlage wegen Erhebung der Braufteuer 
im Deutfchen Reich hat den Zwed, diefe Aufgabe zu löſen und zugleich 
durh Mitbeft:"crung der Malzjurrogate eine dem Intereſſe der Finanzen 
fowohl, wie des Verbrauchs entjprechende Reform der Braumalzftener 
ie Sugar 

ie erfreulihe Steigerung des Verkehrs und Verbrauchs hat die 
Möglichkeit geboten, in dem Ihnen vorzulegenden Reihshaushalts- 
Etat für das Jahr 1873 die Einnahme aus den gemeinjchaftlichen 
Berbrauchsabgaben und die Ueberſchüſſe der Poftverwaltung unter Beach— 
tung der bewährten Grundjäge vorfichtiger Veranjchlagung höher auszu— 
bringen, jo daß troß des im verfchiedenen Zweigen der Ausgabeverwaltung 
irre äh Mehrbedarf3 eine Berminderung der Matrikular— 

eiträge in Ausficht zu nehmen ift. 


*) Um den Zufammenbang des folgenden Abjchnitts nicht zu zerreißen, werben bie obigen 
Piecen Bier vorweggenommen. 
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Ein Nahtrag zum Reichshaushalts-Etat für das Jahr 1872 ift 
beftimmt, neben der Befriedigung einiger anderer nachträglich hervorgetre— 
tenen Bedürfniſſe, die Mittel für Begründung eines ftatiftiihen Amtes 
aufzubringen, welches im Stande fein würde, durch einheitliche wiſſen— 
—— Bearbeitung der Ergebniſſe ſtatiſtiſcher Erhebungen im Reiche 

er Geſetzgebung und Verwaltung, ſowie der wiſſenſchaftlichen Erkenntniß 
der ſtaatlichen und geſellſchaftlichen Zuſtände weſentliche Dienſte zu leiſten. 

Die Verwaltung des Jahres 1871 hat erhebliche finanzielle Ueber— 
ſchüſſe ſowohl bei den Steuern al8 auch bei der —— ergeben. 
Ueber die Verwendung derſelben wird Ihnen ebenſo wie über die geſetz— 
liche Regelung der Verwendung und Vertheilung der franzöſiſchen Krieg3- 
entſchädigung eine Borlage zugehen. 

Ueber die durch den Krieg mit Frankreich veranlaßten Aus— 
in der Staaten des vormaligen Norddeutfchen Bundes wird Ihnen, 

en Beftimmungen der in den Sabren 1870 und 1871 erlaffenen Kredit» 
gefege entiprechend, ein Nechenfchaftsbericht erftattet werden. 

Die mit der Regierung des Königreih8 Portugal feit Jahren ge— 
pflogenen Verhandlungen haben am 2. März d. 3. zum Abſchluß eines 

ertrage8 geführt, welcher nach dem Borbilde der mit anderen Staaten 
abgeichlofjenen Handels- und Schiffjahrtöverträge die gegenfeitigen Ber: 
tehröbeziehungen auf dem Fuße der meiftbegünftigten Nationen regelt und, 
wie zu hoffen, die Grundlage für die Anfnüpfung intimerer und ausge— 
behnterer Handelsverbindungen zwiſchen Deutſchland und Portugal bilden 
wird. Der Vertrag wird Ihnen zur Genehmigung vorgelegt werden. 


Ebenfo eine mit den Bereinigten Staaten von Amerika ab- 
eichlofjene Konfular- Konvention und ein mit Frankreich abgefchloffener 
oftvertrag, welcher die gegenfeitigen poftalifchen Beziehungen unter Be- 

rüdfihtigung der Bedürfnifie des in ſtetem Wachsthum begriffenen Kor- 
reſpondenzverkehrs regelt. 

Die Neuordnung und Befeftigung der Berbältniffe von Elfaß- 
Lothringen fchreitet in erwünfchter Weife vor. Die Schäden des Krieges 
gehen mit Hülfe der Unterjtügung, welche nach dem Gefege vom 14. Juni 
1871 aus Reichsmitteln gewährt werden darf, allmählich der Heilung ent» 

egen. Die Grundlagen für die deutjche Verwaltung find gelegt, Die 

echtspflege ift gefichert und die Univerfität in Straßburg ſoll am 1. Mai 
d. J. ins Leben treten. Für den außerordentlihen Aufwand, welchen die 
Einrihtung der damit zu verbindenden wifjenfchaftlichen Jaſtitute erheifcht, 
wird auf die Hülfe des Reichs gerechnet werden dürfen. Eine Ueberficht 
der bißher erlafjenen Gefege und allgemeinen Anordnungen, fo wie über 
den Gang der Verwaltung des Landes wird entfprechend der Vorſchrift 
des Gejeges vom 9. Juni v. J. Ihnen zugehen. 

Sie werden, geehrte Herren, die Befriedigung theilen, mit welcher 
die verbündeten Regierungen auf die —0 des erſten Jahres 
des neu begründeten Deutſchen Reichs zurückblicken und der ferneren ſtaat— 
lichen und nationalen Entwickelung unſerer inneren Einrichtungen mit 
freudiger Zuverſicht näher treten. 

Mit derſelben Genugthuung werden Sie die Verſicherung entgegen- 
nehmen, daß e3 der Politif Sr. Majeftät des Kaiſers und Königs ge— 
lungen ift, bei allen auswärtigen Regierungen daß Bertrauen zu erhalten 
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und zu befeftigen, daß die Macht, welche Deutichland durch feine Einigung 
zum Reiche gewonnen hat, nicht nur dem Baterlande eine fihere Schuß: 
wehr, fondern auch dem Frieden Europas eine ftarfe Bürgjchaft gewährt.“ 


Zur Finanzpolitif des Reichs. 
1. Mai. Rede des Fürften Bismarck bei Berathung eined An— 


trags betreffend Die Aufhebung der Hälfte der Salziteuer. 


(Nothwendigkeit eigener Einnahmen bes Reichs ftatt Matrifular- 
beiträge; alle Steuern läftig; leichtfertige Berjprechungen.] 


„Sch halte es für meine Pflicht, auch perfönlih in diefer Sache ein 

ge niß über meine Stellung abzulegen. ch bin der Einzige, dem die 
— eine Verantwortlichkeit auferlegt für die Ausführung der 

Geſetze und der Verfaſſung. Ich komme alſo in die Lage, ein Beet, 
welches Se. Majeftät der Baifer vollzieht, fontrafigniren zu müffen, und 
ih muß dann in einem ſolchen Falle mich fragen, ob ich nach meiner Ver⸗ 
antwortlichkeit für den Beſtand und die Fortentwidelung des Neiches in 
der Tage bin, eine ſolche Kontrafignatur zu leiften. Diefe Erwägung ver: 
anlaßt mich doch über meine Stellung zu diefem und zu ähnlichen Anträgen 
prinzipiell einen Zmeifel nicht zu laſſen. ch gebe fehr gern zu, daß die 
Salzfteuer eine von denen ijt, deren Abjichaffung primo loco wünſchens— 
werth bleibt. Ob fie allein in diefem Vordergrunde für die Abjhaffung 
fteht, ift eine andere Frage, die die Herren Finanz Minijter für ſich ent» 
fcheiden mögen; für die Stellung des Reichskanzlers ift vor allen 
Dingen die Erwägung eine entfcheidende, ob die politifche Lage des Reichs 
verbeſſert oder verjchlechtert wird, und ob die Berantwortung, die ihm 
dafür aufliegt, ihn ftarf genug drüdt, um unter Umftänden einer Beſei— 
tigung ‚einer Reichsſteuer aus politiihen Gründen zu widerſprechen. 

da halte die eigenen Einnahmen des Reiches für in fo hohem 
Grade wichtig, daß ich nicht glaube, daß ein feiner Berantwortung fich 
bemußter und von dem richtigen Intereſſe für den Beſtand und die Fort— 
entwidlung des Reiches bejeelter Kanzler jemals feine Zuftimmung dazu 
— wird, daß die eigenen Einnahmen des Reiches ohne — 

rſatz vermindert werden. Die Anweiſung auf andere Steuern iſt zweifel— 

haft, die Anweiſung auf Matrikular-Beiträge kann ich nicht 
annehmen. Wenn von Seiten ſolcher Elemente, die ich als centrifugale 
bezeichnen möchte, die Hinweiſung auf die Matrikular-Beiträge bereitwillig 
entgegengenommen wird, als Erſatz für die eigene Reichsſteuer, ſo kann 
ich mir das ſehr leicht erklären, indem aus einem Reiche, welches nur auf 
Matrikular-Beiträge begründet wäre, in Fällen, die ich nicht vorausſehen 
und nicht erleben mag, die Freizügigkeit außerordentlich erleichtert wird. 
Man würde feine Sachen beim Auszuge ſehr bald mitnehmen können. 

Da3 große Bindemittel einer ftarfen gemeinjfamen Finanz— 
einrihtung, eines gemeinfamen Finanzſyſtems fehlt einem 
Reiche, weldhes nur auf Matrifularbeiträge begründet ift. 
Die Matrifularbeiträge zu vermindern, ift meines Erachtens 
Aufgabe einer wohlerwogenen Reichspolitif. 


Fürſt Bismard. IT. 29 
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Ich weiß nicht, ob es nicht noch ſchlechtere Steuern, wie die Salz- 

fteuer in den einzelnen Ländern giebt, und ich möchte doch dagegen auch 
Zeugniß ablegen, daß nicht gerade dieſe Reichsſteuer jo gekennzeichnet 
worden, als jei fie eine höchſt ungerechte und es jei eine umnöthige Bes 
drüdung des armen Mannes, wenn fie auch nur noch einen Tag in dem 
Maße fortbeftände, in der fie feit Jahren beftanden hat. Es ift jedesmal 
die Steuer, die das Reich gerade am meiften braucht, al8 eine den armen 
Mann bejonderd drüdende bezeichnet worden. So lange wir ineinem 
fehr großen Bundesftaate noh das Brod und das Fleiſch 
befteuern, haben mir fein Nedt, die Salzfteuer auf dieje 
Weife zu brandmarfen, als wäre e8 gerade ein Mangel an Pflicht: 
gefühl, daß die Regierungen fie nicht längft aufgehoben haben. So lange 
Sie von dem armen Manne 15—30 Silbergrojhen Klaffenfteuer in den 
legten Stufen nehmen, fann ich Ihnen das Recht nicht einräumen, die 
Salzfteuer jo darzuftellen, als ob fie die allerichlechtefte jei, al3 ob es 
ewilfermaßen eine Schmad für die Regierungen wäre, fie noch weiter 
Deftehen zu laſſen. Man muß jih überhaupt, wenn man den 
Staat ernftlid will, und wenn man in jih das Gefühl der 
ftaatlihen Verantwortlichkeit hat, hüten, von irgend einer 
Steuer, die man heute noch nit entbehren fann, mit diejer, 
ih fann wohl jagen, Maßlofigkeit zu ſprechen, al3 wenn e3 eine 
ungerechte Bedrüdung wäre, daß fie überhaupt noch gezahlt wird. Die 
Steuern find alle unangenehm, alle läjtig, aber e8 macht mir 
den Eindrud: jo oft wir über eine Steuer verhandeln, ob fie abgejchafft 
oder eingeführt werden foll, ijt gerade immer die, welche das Reich hat 
oder braucht, gerade diejenige, welche die allerdrüdendfte if. Ich möchte 
Sie bitten, meine Herren, daß doc) Feder, der einen ſolchen Antrag ftellt, 
fih von dem Verantwortlichfeitsgefühl für die Forterijtenz unferer mit 
Mühe begründeten Reichsinftitutionen und deren Befeſtigung durchdringen 
und es nicht allein den Hegierungen überlaſſen möge, Abhülfen zu juchen, 
der Neichövertretung aber allein das Recht zu vindiziren, zu tadeln, weg— 
zufchneiden. Bei einem ſolchen Antrag, wie der zuerjt gejtellte, der blos 
auf deu Wegfall einer wefentlihen Steuer ohne Vorſchlag irgend eines 
Erjages geftellt wurde — wundere ich mich nicht, unter dem alle Ele: 
mente zu jehen, die ich vorher centrifugale Elemente nannte, ſolche, denen 
wenigſtens eine Befeftigung des Reiches nicht wünſchenswerth iſt. Diefe 
darunter zu jehen, babe ich mich nicht gewundert; aber, wenn ich die 
eifrigften, hingebendften Mitarbeiter an dem Zuftandefommen, an der Be- 
feftigung des —* mitunterſchrieben gefunden habe, ſo habe ich mir ge— 
ſagt: uns fehlt noch in einem für mich ſchmerzlichen Maße das Gefuͤhl 
der ſtaatlichen Verantwortlichkeit in unſerer Geſammtvertretung. 

— — — Daß die Steuern jedem Wähler unangenehm ſind, liegt 
auf der Hand; daß ihm Jeder angenehm iſt, jeder Abgeordnete, der fagt: 
Du zahlft eigentlich zu viel, und ich bin der Dann, der dir eine Steuer: 
erleihterung verjchafft! ift ohne Zweifel; aber ob es mit der politiichen 
Verantwortlichkeit, die ich Jedem in diefem Saale in demfelben Maße, 
wie ich fie fühle, wünſche, verträglich iſt, dieſes Moment jo jehr in den 
Bordergrund zu ftellen und fich nicht zu fragen, melde Folgen für die 
Geſammtheit daraus entftehen, dafür die Berantwortlichkeit der Regierung 
zu überlaffen, das gebe ich Ihnen anhein zu bedenken. Ich glaube, meine 
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Herren, daß die Schmeichelei dem Wähler gegenüber, daß die Schmeichelei 
den unteren Klaſſen gegenüber von mancher Seite übertrieben wird und 
daß Sie mit Verſprechungen freigebig find, die Sie nit halten können, 
weder hier, noch wenn Ste an meiner Stelle ftehen. 

Der Herr Präfident des Reichsfanzler- Amts ebenſo wie ich haben 
es als etwas wünſchenswerthes bezeichnet, daß die Regierung in 
die Page komme, auf die Salzfteuer zu verzichten. Nur möchte 
ih Sie bitten, einem Reichskanzler nit zuzumuthen, daß er, 
jo lange er e3 hindern Fann, auf feftftehende Reichs-Ein— 
nahmen verzichtet und jih dafür mehr oder weniger milde 
Beiträge der einzelnen Regierungen anweijen läßt.“ 


Zur inneren preußifchen Entwickelung. 


1571. 27. November. Thronrede des Kaiſers und Königs 
zur Eröffnung ded Landtags. 


„Erlaudte, edle und geehrte Herren von beiden 
Häufern des Yandtages! 

Indem Jh zum erften Male nad den großen Ereigniffen der 
jüngften Bergangenheit den Yandtag der Monarchie wieder Selbft begrüße, 
darf Ich vor Allen der hohen — darüber Ausdruck geben, 
daß an den Ehren und Erfolgen dieſer denkwürdigen Zeit dem preußiſchen 
Volke ein ſo hervorragender Antheil zugefallen iſt. Die Wehrkraft Preu— 
ßens, deren Ausbildung Ich ſeit dem Beginn Meiner Regierung als eine 
der höchſten Aufgaben Meines Königlichen Berufs erkannt habe, ſowie 
der altpreußiſche Geiſt ſittlicher Zucht, feſter Treue und patriotiſcher Hin— 
ebung haben eine glänzende Probe beſtanden. Es drängt Mich, Meinem 
Wiu vor ſeinen Vertretern nochmals Meinen freudigen Dank für ſeine 
erhebende Haltung auszuſprechen. 

Während dem neu erſtandenen Deutſchen Reiche, deſſen Kaiſerwürde 
mit Meiner und Meiner Nachfolger Krone verbunden iſt, fortan die 
Pflege der nationalen Macht und Sicherheit zufällt, wird ſich die Ver— 
tretung des preußiſchen Volkes in Gemeinſchaft mit Meiner Regierung 
um jo zuverſichtlicher der heiſlſamen Ausbildung der inneren Einrichtungen 
der Monarchie widmen können, 

Aus dem Entwurf zum Staatshaushalts- Etat für 1872 werden 
Gie erjehen, daß die Finanzlage Preußens ungeachtet der Opfer, melde 
der gewaltige Krieg erheifcht hat, eine in hohem Maße befriedigende ift. 

Die Schwierigkeiten, mit welchen die Finanzverwaltung vor einigen 
Jahren zu kämpfen hatte, find bereit im Jahre 1870 überwunden worden. 
Einer weiteren günjtigen Entwidelung geht die Finanzlage unter der Ein- 
wirfung der Kriegserfolge entgegen. 

Die durch Reichsgeſetz angeordnete Bildung eines Reichskriegsſchatzes 
überhebt Preußen der Nothwendigkeit, nocd ferner einen Staatsihag zu 
unterhalten. Es werden Ihnen Gejegentwürfe zugehen, wonach der hierdurch 
verfügbar werdende Beftand des Staatsſchatzes, ſowie einige außerordents 
liche Einnahmen zur Tilgung von Staatsfhulden verwendet werden follen. 

29% 
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Die in folder Weife für den Staatshaushalt erwachſende Entlaftung, 
ferner die mit dem lebhaften Aufjhwunge des Verkehrs Hand in Hand 
gehende Steigerung der Erträge aus michtigen Cinnahmequellen des 
Staated, endlih das Borhandenfein eines erheblichen Ueberſchuſſes aus 
dem abgelaufenen Finanzjahre werden es möglich machen, im Jahre 1872 
den Bedürfniffen auf allen Gebieten der — * in weitem 
Umfange gerecht zu werden. 

Vorzugsweiſe hat meine Regierung der Thatſache ihre Aufmerkſam— 
keit zuwenden müſſen, daß die Beſoldungen der Staatsbeamten in ein 
von Jahr zu Jahr ſteigendes Mißverhältniß zu den Anforderungen ge— 
treten ſind, welche bei dem Stande aller Preisverhältniſſe die Befriedigung 
der Bedürfniſſe des Lebens und der Stellung an ſie richtet. Es wird 
Ihnen der Plan zu einer umfaſſenden Erhöhung der Beamten -Bejol- 
dungen vorgelegt werden. Ich vertraue, daß Sie bereit fein werden, 
dur Bewilligung der dazu nöthigen Mittel einem Zuftande Abhülfe zu 
Ihaffen, aus deſſen Yortdauer ernjte Gefahren und Schäden für die 
Staatsverwaltung entftehen müßten. 

Sie werden Borlagen erhalten, welche bei einzelnen Steuern Er- 
leihterungen herbeizuführen beftimmt find, und e8 wird Ihnen ein Geſetz⸗ 
entwurf zugehen, durch welchen die Einrihtungen und die Befugnifje der 
Dber-Rechnungstammer gejetlich geregelt werden follen. 

Der nad dem Abfjchluffe des Friedens eingetretene überaus lebhafte 
Aufſchwung des Handels und der Gewerbe erheiicht die Herftelung neuer 
Verkehrswege, insbefondere eine meitere Ausbildung der Eijenbahnen. 
Der Bau einiger als nothwendig erkannten Bahnen für Rechnung des 
Staates, und eine Vermehrung des Betriebsmateriald auf den Staats 
bahnen ift in Ausficht genommen; ebenfo die Gewährung reichlicherer Mittel 
für Land» und Waſſerwege und für Yandes-Meliorationen aller Urt. 

Die Aufgaben der inneren Bermwaltungsreform werden erneut den 
Gegenjtand Ihrer Berathungen bilden. Es wird Ihnen der Entwurf der 
Kreis-Drdnung für die öftlihen Provinzen, nachdem derjelbe mit Rüdjicht 
auf die früheren Erörterungen in mehreren Theilen Abänderungen und 
Ergänzungen erhalten hat, wieder vorgelegt werden. Meine Regierung 
giebt ſich der Hoffnung hin, dag es dem gemeinfamen erniten Willen ge— 
lingen werde, über das wichtige Organifationsgejeg, welches zugleich die 
Grundlagen weiterer Reformen enthält, zur Berftändigung zu gelangen. 

Gegenüber den Bewegungen, melde auf dem Gebiete der Kirche 
ftattgefunden haben, hält Meine Regierung daran feſt, der Staatögemwalt 
ihre volle Selbftftändigfeit in Bezug auf die Handhabung des Rechts und 
der bürgerlihen Ordnung zu wahren, und zugleich neben der berechtigten 
Selbftftändigfeit der Kirchen und Religionsgeſellſchaften die Glaubens 
und Gemifiensfreiheit der Einzelnen zu ſchützen. Behufs verfaflungmäßiger 
Durchführung diefer Grundjäge werden Ihnen befondere Borlagen zugehen, 
welche die Ehejchliegung, die Regelung der Eivilftandsverhältnijje und die 
rechtlihen Wirkungen des Austritt3 aus der Kirche zum Gegenftande haben. 

Die Aufgaben, welche Ihrer harren, find umfafjend und von hoher 
Bedeutung für die Entwidelung unferer inneren Zuftände. Ihre Arbeiten 
werden fegensreih jein, wenn fie von dem Geifte des Vertrauens und 
willigen Zuſammenwirkens geleitet werden, welcher Mein Bolf in der 
jüngjten großen Zeit erfüllt hat.“ 
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Beim Sahresfhluß. Das alte Preußen und das neue 
Deutihe Reid. 


„Provinzial» Corre@pondenz.” . 


„Bei bem biesmaligen Jahreswechſel bat fih der Blid, wie überall in 
Deutſchland, jo auch im unferem näheren preußifchen Baterlande vor Allem auf 
bie vollendete Wiebderaufrihtung bes Deutichen Reiches gerichtet. Je größer aber 
die Genngtbuung ift, mit welcher alle patriotifhen Herzen bie nene nationale 
Entwidelung begrüßen, befto mehr ziemt es, an biefem Wendepunkt ber beutichen 
Geihichte auch des hoben Antbeil® zu gebenfen, ben unfer altes Preußen an ber 
— Erfüllung der deutſchen Geſammthoffnungen hat, ſowie der bedeutſamen 

tellung, welche Preußen fort und fort in dem Deutſchen Reiche einnehmen wird. 

Es gehört zu den reichen Segnungen dieſer erhebenden Zeit, daß ein 
Widerſtreit zwiſchen deutſchem und preußiſchem Patriotismus, wie er ſich früher 
zuweilen geltend machte, jetzt in der allgemeinen Stimmung und in der that— 
ſächlichen Lage der Dinge keinen Boden mehr findet. Jener Widerſtreit hatte 
jeinen Grund niemals darin, daß irgend einer hervorragenden politiichen Partei- 
richtung ber Beruf Preußens für Deutſchland an und für fi gleihgültig ge- 
wejen wäre; ber Gegenfat mwurzelte vielmehr wejentlich in ber verichiedenen Auf- 
fafjung über die Wege, welche zur Erreihung ber deutſchen Einheit einzufchlagen 
jfeien. Während von —— Parteien, welche die deutſche Einheit vorzugs· 
weiſe auf ihr Banner geſchrieben hatten, um dieſes Zieles willen theilweiſe eine 
verletzende Geringſchätzung gegen preußiſches Weſen und preußiſche Einrichtungen 
zur Schau getragen wurde, mußte von anderen Seiten um ſo entſchiedener betont 
werden, daß nur auf den altbewährten Grundlagen der preußiſchen Machtentwickelung 
auch die Hoffnungen Deutſchlands zur Erfüllung — fönnten, und in ſolchem 
Sinne wurde ben nationalen Beftrebungen, welche fich von jenem Grunde los— 
fagten, von Seiten bes preußiichen Patriotismus die Berechtigung abgeiprochen. 

Die jegige Zeit der Erfüllung aber bat für ſolche Gegenjäte feinen Raum 
gelaffen: wohl ift bie Einheit erftanden durch eine mächtige nationale Erhebung 
des deutjchen Volkes, unter dem Walten bes Geiftes, welchen die wahren Patrioten 
aller Parteien je und je gepflegt batten, aber fie ift erftanden, indem das ganze 
deutſche Bolt fich begeiftert um Preußens König jchaarte, indem Preußens Heer 
ben gewaltigen Kern und Mittelpunkt des nationalen Beginnens bildete. Bor 
der überwältigenden Macht ber tbatjächlichen Geftaltung der Dinge war aller 
Streit über den Weg zur Einheit verklungen und vergeflen. Der mächtige und 
glorreihe König von Preußen wurbe im Bewußtjein bes ganzen beutihen Volles 
ber wiedererſtandene Kaifer; bie Fürſten und ber Reichstag aber kradten zum 
feierliben Ausbrud, was im Vollsbewußtſein bereit? Leben und Geltung ge» 
mwonnen batte, 

Bebeutungsvoller für unfer altes Preußen konnte die Weihe des neuen 
Kaiſerthums nicht vollzogen werben, als es an dem vorjährigen 18. Januar, am 
Gedenktage des preußiſchen Königtbums in Berjailles geſchah. Im jener Feier 
und in ben gewaltigen Thatfachen, die ihr zum Hintergrunde dienten, ift der tiefe 
Zufammenbang zwiſchen ber Geſchichte Preußens unter den Hohenzollern und der 
Wiederaufrichtung des deutſchen Kaiſerthums mit unmittelbarfier Kraft herworgetreten. 

Diefem inneren Zufammenbange entjpricht es auch, daß Preußen die wejent- 
lichften Grundlagen feiner in Jahrhunderten entwidelten Macht auch in das neue 
Reich mit binüberträgt: vor Allem ein Kaiferthum voll innerer Kraft und 
wahren Anjebens. Wie e8 Preußen vermöge feiner wunderbaren Geſchichte ge— 
geben war, ein ftarkes Königthum zugleich mit einer ftetigen Entwidelung freiheit- 
licher Einrichtungen zu vereinigen, jo ift im dem Deutſchen Reiche bereits ber 
fefte Grund gelegt, um bie noch fchwierigere Aufgabe zu löſen: die Vereinigung 
eines wirklichen ernften Kaijertbums mit einer innerlich freien und felbftftändigen 
Bewegung ber Einzelftaaten und zugleich mit einer wahrhaft mächtigen Gefammt«- 
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vertretung bes beutichen Volkes. Nur auf Grund einer Entmwidelung, wie fie 
zuerft in Preußen, in treuem Zuſammenwirken zwijchen Fürft und Boll, dann 
feit 1866 in glüdfichfter Weife im Norbdeutfhen Bunbe vorbereitend ftattgefunden 
hatte, konnten die Einrichtungen im neuen Reiche jofort nah allen Seiten bin 
auf jo befriedigende und hoffnungsvolle Weije getroffen werben. 

Mit unferem Königthbume bat das Deutſche Reich zugleich unfer Heer, bie 
alte vollsthümlichſte Schöpfung Preußens, als eine der vornehmlichften Einrich- 
tungen bes Reich8 in fih aufgenommen. Es gehörte ber wunderbare Gang ber 
jüngften Gefchichte dazu, um bie früher fo vielfach verfannten Heereseinrichtungen 
nicht blos in ihrer Wichtigkeit für die Macht des Vaterlandes, fonbern auch nach 
ihrer großen fittlihen und geiftigen Bedeutung in ganz Deutſchland zu freudiger 
Anerkennung und Geltung zu bringen. 

Wenn biernadh der alte preufifche Patriotismus ſchon in Betreff der wid. 
tigften Grundlagen des Deutſchen Kaiferreich® eine beiondere Genugtbuung em- 
pfinden barf, fo ift ferner durch die geſammten politifchen Einrichtungen dafür 
geforgt, daß der Einfluß des preußiſchen Staatswejens unb ber berechtigten 
preußiichen Geſichtspunkte auch in ber Entwidelung des Reichs überall zur ge- 
bührenden Geltung gelange. Die Berfaffung bat in biefer Beziehung von vorn 
berein ausreichende Bürgichaften ſowohl in den Beftimmungen über die Reiche- 
gewalt, wie über den Bunbesrath gegeben; in Uebereinftiimmung mit dem Geifte 
der Berfaffung aber find die Einrichtungen ber Reichsverwaltung fo geftaltet 
worben, daß in allen Beziehungen eine innige Anlehnung an die obere Staats- 
verwaltung Preußens ftattfinbet. 

Nicht blos durch die Vereinigung der Kaiferlichen Reichsgewalt mit ber 
Krone Preußens, fondern durch bie alljeitig geordnete Wechſelwirkung zwiſchen 
Preußen und dem Reiche ift unſer preußifches Vaterland in Wahrheit „auf eine 
neue Stufe glänzenberen Ruhmes und erweiterten politifchen Lebens geftellt und 
wohl dürfen alle altpreußiihen Herzen daran ein Woblgefallen haben!“ 

In der Thronrete bei Eröffnung des Yandtages bat unjer Kaifer und 
König darauf bingewiefen, daß während bem nen erftandenen Deutſchen Reiche 
fortan die Pflege ber nationalen Macht und Sicherheit zufalle, die Bertretung 
bes preußiſchen Volles fih in Gemeinjhaft mit Der Regierung um fo zuverficht- 
en ber heilſamen Ausbildung ber inneren Einrichtungen ver Monardie wibmen 
önne. 

Fe böber Preußen in und mit dem Deutichen Reiche geftellt ift, deſto mebr 
wirb das preußiiche Bolt und feine Gefammtvertretung es als eine Ebrenpflicht 
erfennen, in biefer inneren Arbeit rüftig und erfolgreich vorzuichreiten, und auf 
bem alten, feften Grunde immer volllommenere Einrichtungen für bie Pflege all- 
feitiger Wohlfahrt und wahrer Volksfreibeit aufzurichten. 

Der Boden für diefe Entwidelung ift in Folge der Ereigniffe der lebten 
Sabre günftiger als je bereitet. Während unter dem Einbrude der gemeinfamen 
patriotiihen Erbebung und ihrer großen Erfolge eine erfreuliche Ausgleihung 
oder Milderung politifcher Gegenſätze und eine faft alljeitige Bereitwilligkeit zum 
verſöhnlichen Zufammenwirken für das Landeswohl geichaffen ift, find andbererjeits 
durch die günftige Yage der Staatsfinanzen nicht blos heilſame Reformen auf 
bem voltswirtbichaftlihen Gebiete ermöglicht, jondern auch die Durchführung 
längft angeftrebter Neugeftaltungen auf dem Boden ber allgemeinen Staatever- 
waltung und ber provinziellen Selbftwerwaltung weſentlich erleichtert. 

Benn hiernach Preußen in ber Stellung, welche ibm durch die Entwidelung 
ber legten Jahre bereitet worben ift, mit alter patriotiicher Zuverfiht an bie Er- 
füllung feiner neuen Aufgaben berangeben fann, fo wird ber alte preußische Ernft 
uns auch beifen, die Schwierigkeiten, welche im biejer Zeit feinem Volle und 
feiner Regierung erjpart bleiben, die Schwierigkeiten und Gefahren auf bem Ge- 
biete der religiös-firhlichen Fragen einerjeits, fowie in Bezug auf bie tiefe Be— 
mwegung in ben unteren Arbeiterfreilen andererjeits zu überwinben. 

Die preufiiche Regierung darf fih im ber einen wie in ber anberen biejer 
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gr en auf ihr gutes Gewifjfen und auf den ernften bejonnenen Geift unjeres 

olfes ftügen. In der Treue gegen bie preußifchen Ueberlieferungen, in ftrenger 
Gerechtigkeit gegenüber allen Conjeffionen und in möglichfter Schonung der Ge— 
wiſſen bei ernfter Aufrechterbaltung ber unveräußerlihen Rechte des Staats, — 
in gewiffenbafter und gerechter Fürſorge für die Wohlfahrt der Geſammtheit und 
damit zugleich der einzelnen Klaffen des Volkes wird es hoffentlich gelingen, die 
fo glücklich angebabnte ftaatlihe Entwidelung Preußens vor allen tieferen Er— 
fhütterungen zu bewahren.“ 


1872. 15. Januar. Die preußiihen Gefandtidhaften an 
deutſchen Höfen. 


Erklärung ded Fürften Bismard im Abgeordnetenhaufe 


(gegen ben Antrag des Abg. Löwe, bie für biefe Geſandtſchaften 
beftimmte Summe nicht zu bewilligen). 


„Der Borredner hat jedesmal, mo dieje Frage vorgelommen- ift, 
Gelegenheit genommen, ich kann nur fagen, über diefelbe zu jprechen und 
an diejelbe einen Tadel der beftehenden Einrihtung zu knüpfen; er hat 
aber nicht gejagt, wie es bejjer zu machen wäre, und ich glaube, er würde 
auch in großer Berlegenheit fein, wenn er von meiner Stelle aus Bor- 
ſchläge machen jollte, die gleichzeitig feinen Tadel bejeitigen und dennoch 
die Geichäfte, deren Vorhandenjein auch er nicht beftreitet, in ihrer Bes 
forgung ficher ftellen. Er hat meines Eradtens bei dieſem Tadel mehr 
Deredjamteit, als Schärfe der Logik entwidelt; ich finde, er macht fich 
die Sache etwas mohlfeil, indem er fie mehr in allgemeinen Phrafen ab» 
handelt, ohne ihr praftifch im Detail näher zu treten. Das ift nun leider 
einem ausführenden Beamten, wie mir, nicht möglich; ich muß diejen 
Dingen ganz genau praftiih näher treten. Der Vorredner fommt dabei 
zu dem eigenthümlichen Schluß, vermöge feiner Logik, daß ich, der ich 
bier im preußiſchen Yandtag die Ehre habe, zu Ihnen zu reden, Fein 
—— Beamter mehr wäre, da er das von allen Beamten meines 
iniſteriums behauptet, zwiſchen mir und dem übrigen aber ein weſent— 
licher Unterjchied nicht beftehen fann; im Gegentheil, man fann gerade von 
mir jagen, daß ich mein Gehalt eigentlich ausjchlieglih aus der Bundes- 
Fajje beziehe, was von den andern nicht zu behaupten ift, und daß ich 
dem preußifchen Staate gratis diene. Deshalb habe ich aber doch die 
Ehre, preußifcher Beamter zu fein und werde mich durch feine Anfechtung 
diefer Eigenjchaft weder hier im Haufe, noch anderwärts an diefer Anficht 
irre machen lafjen umd nicht zugeben, daß mir, jobald wir dem Deutjchen 
Reiche Dienfte leiften, damit in die Kategorie der Ausländer verwiefen werden. 
Der Borredner jagt, die Gejchäfte find vorhanden, fie müffen auch bes 
forgt werden, aber jeiner Meinung nad nicht gerade auf diefe Weile. 
Die einzige, praktiihe Andeutung darüber, mie es, um ihn zufrieden zu 
ftellen, zu machen jein würde, hat er dahin gegeben, e3 müßten Kaiſer— 
lihe Kommijjarien ernannt werden, die diefelben Gejchäfte bejorgten. 
Ih kann mid zu ſolchem Arrangement nicht herbeilajjen, denn es wäre 
meined Erachtens eine einfache Finanzipefulation dem Weiche gegenüber, 
die mir des preußiihen Staates nicht ganz würdig erſcheint, indem man 
duch den Namensmwechjel dem Reiche Pflihten aufzubürden fucht für 
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Dienfte, welche wefentlih dem befonderen Intereffe der preußi— 
[hen Politik geleiftet find. 

E3 hat vor 1866 Niemand daran gezweifelt, daß e3 für Preußen 
nützlich wäre, Gejandte bei den einzelnen deutichen Höfen zu unterhalten. 
Nichtsdeftoweniger hatten wir auch damals eine Bundesinftitution, und 
die Mittheilungen an deutjche Regierungen konnten ebenfogut durch die 
Bundesgefandten gegenfeitig ausgetaufcht werden wie jetzt. Es fragt ſich 
nun, war der Gefichtäfreis der deutfhen Geſandtſchaften 
Preußens vor 1866 ein bedeutenderer oder jegt? Ich behaupte 
unbedingt das legtere. Die eigentliche große Politik, wie fie mit den 
europäischen Mächten verhandelt wurde, fam auch damals an den ſüd— 
deutjchen Höfen, obſchon unfere Verbindung dem Auslande gegenüber nicht 
fo geſchloſſen war, wie jegt, nur felten und ausnahmsweiſe zur Sprache 
— — die Hauptaufgabe der Gejandten war: die Berftändigung 
über das Auftreten am Bunde herbeizuführen und auf die 
einzelnen Regierungen und auf deren Stimmabgabe am Bunde 
einzumirfen. 

Wenn ih vorhin fagte, die Thätigfeit diefer Gejandten ift 
jest eine wichtigere, jo tft da in demjelben Maaße, in dem die 
Stimmabgabe unjerer Bundesgenofjen im Bundesrathe heut- 
zutage wichtiger ift al8 damals im Bundestage, namentlid 
aber für Preußen der Fall. Die Bertreter der verbündeten 
deutſchen Regierungen fpreden heute mit über unfer preußi— 
ihes Wohl und Wehe in allen Details der Gejeggebung. 
E3 fann für und vongroßer Wichtigkeit fein, die Zuftimmung 
de3 einen oder ded anderen Staates im Bundesrathe, um 
das Stimmenverhältniß berzuitellen, zu gewinnen oder einen 
Widerftand, der dagegen geleiftet wird, zuübermwinden. Dabei 
find die 24 Millionen Preußen heutzutage viel direkter und viel tiefer 
interejfirt, al3 früher in Frankfurt jemals der Fall war. 

Daß dieje Berftändigung über das Auftreten im Bundesrathe lediglich 
im Schooße des Bundesrathes ftattfinden fünne, das ift eine Fiktion, 
die jehr bald fchwindet, ſowie man den Gejchäften praftijc näher tritt. 
Es ift vielleicht gerade der Widerftand meines Kollegen ım Bundesrath, 
feine perjönlihe Abneigung gegen eine vorgejchlagene Maßregel, die ich 
zu überwinden habe; das kann ich nur, wenn mir die Mittel geboten 
werden, an die Quelle zu gehen, aus der er jeine Inſtruktion bezieht, 
Dort ift es vielleicht jehr wichtig, fich darüber aufzuflären, aus welcher 
von den verjchiedenen Richtungen, die die Entjchliegung einer Regierung zu 
beftimmen pflegen, der Widerjtand ftammt, in welcher Richtung man 
wirkſam fein muß, um ihm zu befeitigen. E8 werden ja in allen Staaten 
die Abftimmungen doch nicht jo glatt und ausſchließlich nach dem Bericht 
des Bertreterd im Bundesrathe hergeftellt, fondern dergleichen wird in 
jedem einzelnen Staate tollegialifch berathen, und es ijt gemiß richtig, 
wenn die einzelnen Regierungen dabei Rüdficht nehmen nit nur auf 
die Vota aller ihrer Diinifterien, auch derjenigen, die gerade nicht mit 
den Reich8angelegenheiten betraut find, und zur Beforgung diefer, glaube 
ih, wird auch jeder Bundesftaat ein, wenn auch noch jo leines, für ihn 
auswärtiges Amt bejigen müjfen, d. h. einen Beamten, der fpeciell die 
Korrespondenz mit dem Bertreter am Reich bejorgt. 
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Aber man hat nit nur auf die ——— der Geſammt— 
miniſterien, ſondern auch auf die Stimmung und die Auffaſſung 
des eigenen Landtages Rückſicht zu nehmen. Ich bin weit ent» 
fernt, der Theorie anzuhängen, die jede Entwickelung des Bun— 
desrechts und unſeres Reichsverfaſſungsrechts untergraben 
würde; daß in irgend einem Falle die Abſtimmungen eines Mit— 
gtiedes des Bundesraths, um juriſtiſche Gültigkeit für Die Reichs— 
geſetzgebung zu haben, der Zuſtimmung eines Partikular-Land— 
tages bedürfen könnten; aber das iſt außer Zweifel, daß jede 
Regierung ſehr wohl thut, ſich in der Lage zu halten, daß ſie 
ihrer eigenen Landesvertretung mit Erfolg Rechenſchaft ab— 
legen kann über die Politik, die ſie am Reiche befolgt. 

Je verſchiedener aber die Elemente ſind, welche auf die Haltung 
eines Bundesſtaats, beſonders eines der mächtigeren im Reich, Einfluß 
haben können, um ſo entbehrlicher iſt es mir, dort ein vertrautes, 
eingelebtes, mit allen Faktoren bekanntes Organ zu haben, 
mit ich korreſpondiren kann, und das mich aufklärt über die Saiten, 
die man etwa anſchlagen muß, um zu einer Verſtändigung zu gelangen. 
Daß dies nun Kaiſerliche Kommiſſarien ſein ſollen, d. h. daß die Funktionen 
der Fr fpezifiich preußifcher Intereſſen, der ———— unſerer 
preußiſchen Wünſche am Reich, der Bringung zur Anerkennung derſelben 
bei den übrigen EBENEN auf Reichskoften gejchehen könnten, damit 
fann ich mich nicht befreunden. Wie käme das bayrijche Budget dazu, in 
feinen ReichSmatrifularbeiträgen dafür zu zahlen, damit in München die 
——— Anſicht geltend gemacht werden kann, damit fie dort Anklan 
findet ? Umgekehrt, man müßte dann jchon fomweit gehen, daß man * 
Geſandte der Einzelſtaaten in Berlin als Kaiſerliche Kommiſſarien bezahlte, 
damit dieſe bei uns die bayriſchen Intereſſen plaidiren und für ihre Ver— 
tretung am Reich plaidiren. Es würde das doch zu keiner haltbaren und 
praktiſch als möglich zu denkenden Einrichtung führen. 

Ih möchte überhaupt dringend empfehlen, und namentlich dem Vor— 
redner, der mir jo jehr häufig Gelegenheit gegeben hat, mit ihm theoretijche 
Anſichten außzutaufhen — coram publico und aud fonft —, daß mir 
die Bolitif doch etwas mehr vom praftijhen Gefihtspunft 
betrachten; jie ift in der That eiue eminent praktiſche Wiſſen— 
haft, beider man fid an die Form, an die Namen, an Theorien, 
% fie gerade hineinpaſſen foll, nit fo ſehr kehren 

arf. 

Noh ein Wort über die Militärbevollmädtigten. Die 
Nothmwendigkeit eines folhen in München — und eine andere haben wir 
in Deutfchland nicht mehr — hat der Vorredner ja ebenfall3 zugegeben; 
ih habe aber auch da einen Vorſchlag vermißt, wie er das erhältniß 
andermeit eingerichtet haben möchte, wenn wir diefe Einrichtung nicht be= 
hielten. Es würde doch auch da, wie mit den Kaiferlihen Kommiffarien, 
wahrjcheinlih mejentlih nur auf einen Namenswechſel hinausfommen. 
Der Militairbevollmächtigte in München ift weſentlich ein Hülfsbeamter 
der preußifhen Gefandihaft in München, der auf dem militärifchen Ges 
biet daſſelbe zu erftreben hat, wie ein Anderer auf dem politischen, nämlich 
die Berftändigung über gemeinfame Einrichtungen, die Herbeiführung von 
ſolchen anzuftreben da, wo fie noch nicht thatjächli find. Er ift ein für 
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die Gejandtihaft und deren Gejammtwirken ganz umentbehrliher Hülfs- 
beamter, und ich möchte dringend bitten, meine Herren, nicht blos nad 
perfönliher Rüdfihtnahme zu verfahren oder nah dem Wunſche, die 
Thätigfeit der Regierung nicht zu ftören, fondern ſich auch von der Ueber— 
zeugung vollitändig zu durchdringen, daß die ſe Gejandtihaften und 
ıhbre Thätigfeit zu dem umentbehrlidften Handmwerfszeug 
unferer Politif gehören.“ 


5. Januar. Dad Marine-Minifterium, deſſen oberfte Leitung 
bis dahin mit der ded Kriegs-Miniſteriums in der Hand 
ded Kriege: und Marine-Minifterd vereinigt war, erhält 
einen bejonderen Chef, welder unmittelbar dem Reichs— 
fanzler unterftellt wird. Zum Chef der Admiralität 
wird der General von Stoſch ernannt. 


28. Die Berufung des Minifters Falk und 
das Schulaufihtsgefeh. 


Wechſel im Kultus-Minifterinm. 


1872. 17. Sanuar. Der Kultus-Minifter von Mühler erhält 
die erbetene Entlafjung. 


22. Januar. Berufung ded Geheimen Ober: Juftizraths Dr. Falk 
in das Kultus: Minifterium. 


Notiz der „Provinzial » Korrespondenz.” 

„Die von dem feitherigen Minifter ber geiftlichen, Unterrichts- und Mebizinal- 
Angelegenheiten Dr. von Mühler erbetene Eutlaffung ift bemjelben von Er. 
Majeftät dem Kaifer und König ertheilt worden. 

Zum Nachfolger des Herrn von Mübler ift von Sr. Majeftät am 
22. Januar ec. ber Geheime Ober-Juftiz-Ratb Dr. Falk ernannt worden. 

Der neu ernannte Kultms-Minifter Dr. Falt bat in feiner bisherigen 
Wirkſamkeit auf juriftifhem und ftaatsrechtlichem Gebiete, namentlich durch feine 
beroorragende Mitwirkung an ben großen gejeßgeberifchen Arbeiten des Norb- 
deutſchen Bundes und des Deutſchen Reiches eine feltene Begabung und Tüchtig- 
feit, eine große wiffenjchaftliche Klarheit und praktiſche Umficht, ſowie eine ernfte 
Auffaffung der ftaatlihen Aufgaben bewährt und ein großes Vertrauen in den 
politifchen Kreifen erworben. Hierauf berubt die Zuverſicht, baß er auch berufen 
fein werbe, die umfaffenden und fehmwierigen Aufgaben, welche feiner auf ben ver- 
fchiedenen Gebieten ber ihm übertragenen Berwaltung barren, in erjprießlicher 
Weiſe zu erfüllen. _ 

Je tiefer die kirchlichen Bewegungen biefer Zeit auch die Beziehungen bes 
Staates zur Kirche berühren, defto mehr kommt es darauf an, baß in ber ftaat- 
lichen Leitung der Kirhen- und Echulverwaltung ein Geift walte, welcher nad 
allen Seiten die Bürgihaften voller Unbefangenheit und Gerechtigkeit, ſowie des 
ernften Willens gewähren, eben fo jehr bie unveräußerlihen Rechte des Staates, 
wie die Anfprüche der fittlihen und relegiöfen Bollsinterefjen zu wabren. 

Um bieje ſchwierige Aufgabe zu erfüllen, ift ein fetes Jufammengeben und 
volle Uebereinftimmung aller betheiligten Staatsgewalten unerläßlich. 

Möge das Vertrauen, welches der neue Minifter auch innerhalb der Landes- 
vertretung zu finden hoffen darf, ihm und ber gejammten Staatsregierung bei 
ber Durdführung ihrer Aufgabe eine zuverläffige Stüge jein.“ 
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Die Aufgabe des Kultus-Minifters gegenüber den kirch— 
lihen Wirren. 


30. Sanuar. Aus einer Nede ded Minifterd Dr. Falf bei der 
Erörterung über die Aufhebung der fatholiichen Abtheilung. 


„Meine Herren! Gie haben darauf hingewiefen, es führe die Kon 
ſequenz —* das Miniſterium der geiſtlichen Angelegenheiten 
auf das Juſtiz-Miniſterium zu übertragen. Nun, meine Herren, 
wenn das Ihre Konſequenz iſt, jo ſehen Sie vielleicht in meiner Erfcei- 
nung einen Anfang; es ıft von Sr. Majeftät dem Kaifer ein Jurift 
an die Spite de3 Hultus-Minifteriums geftellt worden, und dieſem 
Juriften hat — und dafür bin ich danfbar — der Herr Abg. Reichen- 
ſperger zugerufen: er ſolle nicht vergeffen, daß er eben bis dahin fein 
Leben der Juſtiz und dem Recht gewidmet hat. Diefer Mahnruf wird 
von mir fehr wohl gewürdigt werden. 

ch werde mid leiten lajjen von dem Satze, daf die 
Kirhe und die Kirhengemeinjhaften ihre Freiheit und ihre 
volle freie Bewegung behalten, ih werde Ihnen da nie hem— 
mend in den Weg treten. Aber, meine Herren, wo Redte des 
Staat3 in Frage find und Redte, die der Staat [hüten muß 
gegen Jeden und auch gegen die Kirchen-Gemeinſchaften, da 
werden Sie mich allerdings ala Juriften ſehen, ich werde 
alle unberehtigten Anjprüde vollftändig zurüdmeijen. 

Deine Herren, ich wünſche, daß ich, wenn ich das Necht anmende, 
nah rechts und links nach befter Ueberzeugung, nicht zu ſehr differiren 
möchte von dem verehrten Herrn Abgeordneten Reihenjperger. Ich 
danke ihm, daß er zu mir das Vertrauen hat, ich werde das Recht wahren. 
Und dies Necht werde ich wahren, auch in der jetzt zufammengejegten Ab- 
theilung. Ich habe die Entſcheidung, auf meinen Schultern liegt diefe 
ſchwere, jehr ſchwere Yaft. Was ich höre, ijt der Rath, der mir gegeben 
wird, und diejen Rath werde ich hören von den Katholifen, wie ich ihn 
von jedem Andern hören werde, ganz gleichgültig, welcher Konfeifion er 
angehört; ich merde ihn würdigen nad der Sahgemäßheit und nach der 
Tüchtigkeit des Nathes. Und die beiden Männer der latholiſchen Abthei— 
lung, die zurücdgeblieben find in meinem Minifterium — ich denke, die 
werden in der Yage fein, — mie fie biß dahin, als die Mehrheit der 
katholiſchen Abtheilung, die Intereſſen der fatholifchen, Kirche, fomeit fie 
auf diejelben hinzuweiſen hatten als Staatsbeamte, wahrgenommen haben, 
— es mir gegenüber eben jo zu thun, wie fie es früher gethan haben, 
und fie werden bei mir Berüdfichtigung erlangen, foweit ihr Rath recht ift. 

Ich meine in der That, daß der Beamte, der an die Epige 
dieſes Minifteriums geftellt wird, ſich frei halten muß von 
Einflüffen, die außer dem Bereich dejjen liegen, was zu 
wahren ift, und das ijt das Recht. Diejen Standpunkt halte 
ih auch für den der Berfajjung und wenn die Staatöregierung 
jih auf die Berfafjungsurfunde bezogen hat, fo hat jie die 
Wahrheit gejagt.“ 
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Bas Berhalten der ultramontanen Partei und die Stellung 
der Staatsregierung. 


30. Januar. Rede ded Fürften Bismarck bei der Berathung des 
Kultusetatd im Abgeorbnetenhaufe. 


[Eine konfeffionelle Fraction; Mobilmahung ber uftramontanen 
Partei gegen den Staat; ber Führer berjelben; ibre feindliche 
Haltung und Verbindungen; bie Aufhebung ber katholischen Ab- 
theilung; friedliche Wünfche; zur Braunsberger Frage. Achtung vor 
bem Glauben, aber Wahrung der Staatögewalt.] 


„Ich Hatte geglaubt, mich an der heutigen Debatte lediglich als Zu- 
börer betheiligen zu können und-gemeint, daß fie fih auf die Vorlagen 
beihränften würde, ohne jo weit politifch auszugreifen, wie e3 die Rede 
des Herrn Vorredners (Abg. Windthorit) gethan hat. Dieſe Rede nöthigt 
mic aber, heute ſchon einige Worte über die Stellung der Staatsregierung 
mit Bezug auf das joeben Gehörte zu fagen. 

Der Herr Vorredner hat mit warmen Worten den Wunſch betont, 
daß wir zum Fonfefjionellen Frieden im Lande gelangen möchten, 
der früher nicht geftört war, und daß wir in der Eintracht, die uns diefer 
Friede gebe, an unjerm gemeinichaftlichen Werke arbeiten möchten. ch 
möchte an das eigene, doc jonft fcharfe und richtige Urtheil des geehrten 
Herrn Vorrednerd appelliren, ob feine eigene Rede mohl geeignet und 
darauf berechnet geweſen fein kann, diefen Frieden zu fördern. Der Herr 
Borredner hat wenigſtens nicht mit chriftliher Milde über feine Gegner 
geurtheilt und nicht mit chriftlicher Demuth über die eigene Sache. 

Ich komme auf die Vorwürfe gegen die Regierung, nämlich, daß in 
den Minifterien, unter den Minifterial» Näthen und in den fonitigen Re— 
gierungsfunktionen die Katholiken nicht in hinreihendem Maße nad 
der Zahl ihrer Bevölkerung vertreten find. Ich lehne jede Ver— 
pflihtung einer fonfejjionellen Volkszählung von der Regierung ab. — 
Wenn der Herr Borredner den Umftand tadelt, daß fein Katholik im 
Minifterium jet, fo bedaure ich das auch meinerjeits in hohem Grade; 
ih mürde einen katholiſchen Kollegen mit Freuden begrüßen. Aber mie 
die Sachen augenblidlich liegen, — in einem Fonftitutionellen Staate da 
bedürfen wir Deinifterien einer Majorität, die unfere Richtung im Ganzen 
unterftügt. Glaubt nun der Herr Vorredner, daß, wenn wir dad Mi- 
nifterium aus der Fraktion wählten, der er angehört, daß uns dann die 
Unterftügung einer Majorität zur Seite ftehen würde? Ich bezmeifle es. 
Ohne eine gemiffe Homogenität ift aber ein Minifterium heutzutage 
nicht mehr haltbar, denn wir find, obwohl wir in einem lodern Refjort- 
verhältniß zu einander ftehen, in Preußen doch gemeinfchaftlich verant- 
mortlih; ich bin mit verantwortlich für daß, was der Herr Kultus— 
Minifter thut, und der Herr Kultus-Minifter muß ſeinerſeits ausjcheiden, 
wenn er für dasjenige, was ich thue, die Verantwortung nicht tragen will, 
wir müſſen aljo eine gewiſſe Nachfiht üben für untergeordnete Fragen. 

x Die Fraktion, die der Herr Vorredner angehört, hat jelbit das Ihrige 
dazu beigetragen, das Bergefjen des konfejfionellen Standpunftes in polt- 
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tiihen Angelegenheiten jchwierig zu machen. Ich habe e8 von Haufe aus 
als eine der ungeheuerlihften Erſcheinungen auf politijdem Ge— 
biete betrachtet, daß ſich eine Fonfejjionelle Fraktion in einer 
politijden Berfammlung bildete, eine Fraktion, der man, wenn alle 
übrigen Konfeſſionen dajjelbe Princip annehmen wollten, nur die Geſammt⸗ 
heit einer evangelijchen Fraktion gegenüber ftelen müßte; dann wären wir 
allerjeit3 auf einem ee Boden, denn damit würden wir 
die Theologie in die Öffentlichen Berfammlungen tragen, um fie zum Gegen— 
ftande der Tribünendiskuſſion zu machen. E3 war ein großer politiſcher 
Fehler, den die Herren vom politiihen Standpunfte des Vorredners 
begingen, daß fie dieje Fraktion überhaupt bildeten, eine rein konfejjionelle 
Fraktion auf rein politiſchem Boden, indem fie ihre Glaubensgenofjen 
aus den verjchiedenjten Fraktionen durch die Einflüffe, die ihnen zu Gebote 
ftanden, nöthigten, ſich ihnen anzuſchließen. 

Meine Herren! Sie nöthigen mich, auf das Hiſtoriſche der Stellung 
der Regierung zu diejen Fragen einzugehen. Der Herr Vorredner hat 
jelbft weitere Veröffentlihung darüber in Ausficht geftellt; ih will ihm 
das erleichtern. Ich huldige von Haufe aus dem Grundjag, daß jede 
Konfejjion bei uns die volle Freiheit SR Bewegung, die volle 
Glaubensfreiheit haben muß. Ich habe daraus bisher noch nicht 
die Konjequenz gezogen, daß jede Konfejjion gezählt werden müſſe und 
daß jede eine ihrer Vollszahl ziffermäßig entjprehende Betheiligung an 
der Beamtenſchaft haben müfje. Es ijt neuerdings zur Rechtfertigung von 
Demwegungen, die von konfejjionellen Einflüffen nicht ganz frei waren, jogar 
der Örundjag aufgejtellt worden, daß in der Bergpartie der Mangel 
der Gleichſtellung der Konfejjionen von den Arbeitern ſchwer empfunden 
werde und ein zur Abhülfe berechtigendes Bedürfniß bilde. So weit 
fommt aber der Herr Vorredner nothwendig. Wo joll das aufhören ? 
Ber dem Minifterium fängt er an, die Ober-Präfidenten müſſen aljo aud) 
— ih weiß nicht, wie das Verhältniß ift, ich glaube nad) dem Ber- 
hältniß wie 4 zu 7; ich will es auch nicht wiſſen — gezählt werden; die 
Beamten in allen Regierungsbehörden natürlid auch. Nun kommt aber 
noch hinzu, daß die evangelijche Konfejjion nicht ganz und gar aus einem 
Blocke ift. Sie fünnen nicht Evangelijche und Katholiſche gegenüberftellen; 
die unirte preußiiche Landeskirche, die lutheriſche, die reformirte haben 
volljtändig die analoge Berehtigung wie die katholiihe. Sobald wir den 
Staat in fonfejjionelle Stüde jchneiden, an welchem jede Konfejjion ihren 
verhältnigmäßigen Antheil haben muß, jo fommıt auch nody die ganz be» 
trächtliche Kopfzahl der jüdiſchen Bevölkerung in Betracht, deren Mehr- 
heit ji ja durch bejondere Befähigung und Intelligenz für Staatsgeſchäfte 
auszeichnet. 

Wenn nun zur Herftellung des Friedens mit dem Staate aljo die 
Fraktion des Herrn VBorredners ſich auf einem politijchen Boden konfeſſionell 
fonftituirt hatte und ihre politijche Haltung in der Hauptjache von der 
Konfeſſion abhängig machte, jo konnte man nun Tragen: Sudt fie auf 
dieje Weile den Frieden zu erftreben, indem fie ihre Macht zeigt? 

Ich habe, als ich aus Frankreich zurüdtam, die Bildung diefer Fraktion 
nicht anders betrachten fünnen al3 im Lichte einer Mobilmahung der 
Partei gegen den Staat, und ich habe mich nun gefragt: Wird dieſes 
ftreitbare Corps, melches zweifelloje Anhänger der —— aus ihren 


463 

1872. 
Sigen verdrängt und eine folhe Macht übt, daß es gänzlich unbekannte 
Leute, die in den Wahlfreifen niemals gejehen waren, bei der Wahl durch 
einfachen Befehl von hier aus durchfegt — wird diefes ftreitbare Corps 
der Regierung verbündet fein, wird e3 hier helfen wollen oder wird es 
fie angreifen? Ich bin etwas zweifelhaft geworden, al3 ich die Wahl der 
Führer ſah, als ich jah, daß ein jo fampfbereites und ftreitbares Mit— 
glied, wie der Herr Vorredner, ſofort an die Spike trat, ein Mit- 
glied, welches von Anfang an, aus Gründen, die ih adhte und 
ehre, ungern und mit Widerftreben der preußijhen Gemein- 
jhaft beigetreten ift, ein Mitglied, das bisher niemals durd 
feine Haltung und durd die Färbung feiner Rede befundet hat, 
daß es diefen Widermillen überwunden habe, ein Mitglied, 
von dem ich noch heute zweifelhaft bin, ob ihm die Neubildung 
des deutſchen Reihes willkommen ift; ob er in diefer Geſtalt 
die deutſche Einigung annehmen will, oder ob er fie lieber gar 
nicht gejehen hätte, darüber bin ih noch immer im Zweifel. 

Ih bin indeß, als ich aus Frankreich zurüdkehrte, unter dem Eindrud 
und in dem Glauben gemejen, daß wir an der katholiſchen Kirche eine Stüte 
für die Regierung haben würden, vielleicht eine unbequeme und vorfichtig 
u behandelnde — ih bin in Sorge gewefen, wie wir es anzufangen 
* würden, vom politiſchen Standpunkte aus etwas anſpruchsvolle 
Freunde ſo zu befriedigen, daß wir mit ihnen auf die Dauer leben können 
und daß wir dabei die nöthige Fühlung mit der Mehrheit des Landes 
behielten. Dieſe Sorge hat mich damals, ich kann wohl jagen in erſter 
Linie, bejhäftigt, fo oft ich mich den inneren Angelegenheiten wieder zu— 
wendete. Ich murde in der That überraſcht durch die Haltung, melde 
die mobil gemachte Armee einnahm. ch habe mich aber noch in der erften 
Reichstags» Sigung einer Aeußerung über dieje Frage jorgfältig enthalten, 
ih habe mir gejagt, die Frage ift zu ernft, ich will abwarten, mie ſich 
die Partei entwidelt, ob freundlich oder feindlih, ich Habe gejhwiegen. 

Bon jener Seite wurde nicht gefchwiegen. Ich mußte, als 
ih aus Frankreich zurüdkan, erfahren, welche Mittel bei den Wahlen 
angewendet worden waren, um die Wahlen diefer neuen Partei durch» 
a Wir hatten gehofft, an einer ftreng firdlihen Partei 
eine Stüße zu gewinnen, die dem Kaiſer giebt, was des Kaiſers 
ift, die Achtung vor der Regierung auch da, wo man glaubt, 
daß die Regierung irrt, in allen Streifen, namentlih in den 
Kreifen des politijch weniger unterrichteten gemeinen Mannes, 
der Majje, zu erhalten ſucht. Ih mußte mit Betrübnig und 
Defremden hören, daß die Wahlreden, die ja zum größten 
Theilgedrudt find, die Preßerzeugnifje, die aufdie Wahlen 
binmwirften, gerade an die Leidenſchaft der unteren Klaſſen, 
der Maſſe, appellirten, um fie zu erregen gegen die Regie- 
rung, daß dagegen Nichts geſchah, um irgend ein von Seiten 
der Regierung vorgefommenes Berjehen zu entjhuldigen, 
fondern, daß man Alles, was man an unjerer Regierung wie 
an jeder nah menjhlider Unvollfommenheit tadeln kann, 
jehr ſcharf beleuchtete; aber etwas Gutes über die preußijche 
Regierung, etwas, was zur Anerkennung derjelben auf» 
forderte, habe ich in diefen Wahlreden nie gelejen. 
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Nichtsdeftomeniger mußte man nad dem Zeugniffe der Herren an- 
nehmen, daß die altpreußifchen Einrichtungen — altpreußifch ift nicht die 
richtige Bezeichnung, fondern neupreußiſche Einrihtungen — mie fie be- 
ftehen, von der katholischen Kirche als ihr willlommen, als ihr nüglich, 
—— eine ehrenvolle und bequeme Stellung gewährend anerkannt 
würden. 

Die höhften Zeugniffe von Sr. ———— dem Papſte, die 
Zeugniſſe der Biſchöfe haben uns darüber vorgelegen, daß 
man mit uns zufrieden ſei; wir hatten gehofft, daß dieſe Zu— 
friedenheit ſich einigermaßen bei dem Einfluß auf den ge— 
meinen Mann, wie er auf der Kanzel und im Beichtſtühl 

eübt wird, zeigen und erkennbar machen würde, und wie ich 

daß doch mehr das Gegentheil der Fall war, wie ich ſah, 
daß man auf der einen Seite die preußiſchen Einrichtungen 
für das Reich verlangte, auf der anderen Seite ſie dem ge— 
meinen Manne nicht in einem ganz günſtigen Lichte darſtellte, 
da bin ich zweifelhaft geworden und bin einen Schritt zurück— 
getreten. Wie ih ferner gefunden habe, daß die Fräktion, 
von der ih ſprach, im Reichstage fich bereitwillig Elemente 
aneignete, deren fortdauernder prinzipieller Widerfprud 
gegen den preußijchen Staat und gegen das Deutſche Reid 
notorifh war, und fih aus dieſen Elementen verftärkte, 
Proteftanten, die nichts mit diefer Partei gemein hatten, 
al3 die Feindfhaft gegen das Deutſche Reih und Preußen, 
in ihre Mitte aufnahm, daß fie Billigung und Anerfennung 
fand bei allen den Parteien, die, fei es vom nationalen, fer 
es vom revolutionären Standpunft aus, gegen den Staat 
feindlih gejinnt — eine Gemeinfdhaft, die die Herren viel» 
leiht im Prinzip zurüdmeijen, die jie aber doc, fei es wider 
ihren Willen, auf dem Wege, den fie gingen, fanden — da 
bin ih mir immer Elarer in der Bejorgniß geworden, daß wir 
durch dieje Partei zu der bedauerliden Eituation fommen 
würden, in der wir uns befinden. 

Der Herr Redner hat vorzugsmeife die Aufhebung der fatholi- 
fhen Abtheilung im Kultus-Minifterium als Anlaß zu dem Bor: 
mwurf des Mangels an Parität in den ftaatlichen Berhältniffen genommen. 
Die katholiſche Abtheilung hatte in dem abjoluten Staate meines Erach— 
tens ihre vollftändige Berechtigung; daß der König, der über Alles in 
legter Inſtanz zu entjcheiden hatte, auch den Rath ſachkundiger Katholiten 
über katholiſche Angelegenheiten hören wollte, daß er ſich fogar eine Bor: 
fhrift daraus machte, gewiſſe Stellen mit Räthen gewiffer Konfejfionen zu 
bejegen, war durdführbar. Sobald wir in Eonftitutionelle Formen über: 
traten, war e8 meines Erachtens ganz unverträglich mit dem Grund— 
begriff der Verfaſſung, daß die Zugänglichkeit zu gewiſſen politiichen 
Rathsſtellen in den Miniſterberathungen von der Renfelfion abhängig ges 
macht wurden. Wenn das gejchehen muß, dann ift die minijterielle Ver- 
antwortlichkeit damit überhaupt nicht mehr verträglich. Entweder hat der 
Kultus» Dlinifter eine Verpflichtung, den Anfichten feiner fatholiihen Räthe 
zu folgen, und dann kann er für diefen Theil feiner amtlichen Thätigfeit 
verfafjungsmäßig nicht mehr verantwortlich fein, oder er hat dieje Ver— 
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pflichtung nicht, dann ift e8 auch nicht erforderlich, daß diefe Räthe in eine 
befondere Abtheilung formirt werden, welche ftatutenmäßig einem be— 
ftimmten Belenntniß angehören muß. E38 ift entweder eine Befhräntung 
der verfaffungsmäßigen Berantwortlichkeit, oder ein ganz nutzloſes Inſtitut, 
mwenn der Minifter Schließlich jagt: ich würde euch gern gefällig fein, aber 
meine verfaffungsmäßige Verantwortlichkeit der Mehrheit der Bolfsvertre- 
tung gegenüber läßt es nicht zu. 


Ih kann außerdem nicht leugnen, daß ich den Eindrud habe — id) 
beſchuldige damit Niemand, gegen feine Ueberzeugung gehandelt zu haben —, 
daß die Richtung dieſer katholiſchen Abtheilung degenerirt hatte. Gie 
wurde urfprünglich gejchaffen, um Beamte des Staates zu haben, welchen 
vorzugsmweife der Beruf anheimfiel, die Nechte des Staates in Bezug 
auf die fatholifhe Kirche auszuüben und zu vertreten, im einer 
freundſchaftlichen Weife zu vertreten, mie e8 zwiſchen befreundeten Potenzen 
üblih ift. Sie hatte aber [chlieglich den Charakter angenommen, 
daß fie meiner Anfiht nah ausſchließlich die Rechte der Kirche 
innerhalb des Staates und gegen den Staat vertrat. 

Ich habe deshalb ſchon vor 3 oder 4 Jahren bei Sr. Majeftät dem 
Könige gelegentlich zur Sprache gebracht, ob es nicht nüglicher wäre, wenn 
wir an diefem Orte einen päpftlihen Nuntius an Stelle diefer Ab» 
theilung hätten, indem von dem Nuntius Jedermann weiß, was er vertritt 
und mas zu vertreten feine Pflicht ift, und man ihm gegenüber eben die 
Vorficht beobachtet, die man Diplomaten gegenüber nimmt, und indem er 
feinerfeit3 auch im Stande ift, den kirchlichen Souverän, den er vertritt, 
unmittelbar von den Eindrüden, die er wirklich hat, ohne eine zwiſchen— 
liegende Inſtanz und ohne falſche Strahlenbrehung in Kenntniß zu ſetzen. 
Ich habe die Einrichtung eines Nuntins immer für wejentlich 
nüglicher und zwedmäßiger gehalten, als die katholiſche Ab— 
theilung. Ich habe indeſſen nicht gewagt, ihr Folge zu geben, 
da ih fomohl an höheren Stellen, als aud in der öffentlichen 
Meinung eine jtarfe Abneigung dagegen vorfand, Ob wir 
ichließlich nicht doch auf diefen Ausweg fonımen, überlafje ich der geſchicht— 
lihen Entwidelung, fobald jie friedlihe Wege gefunden haben 
wird. Aber ich habe den Grundfag immer nüglich gefunden: des Freundes 
Freund und — ih will nicht jagen — des Feindes Feind, aber des 
Gegners Gegner zu fein, und Konzejfionen in der jegigen Lage zu machen, 
ift mir deshalb wie die alte Fabel von dem Wanderer, feinem Mantel 
und der Sonne und dem Winde vorgefommen. Der Wind fonnte ihn 
nicht nehmen, die Sonne gewann es ihm ab, und mit der Sonne 
mwirden die Herren auch weiter gefommen fein. 

Es ift ferner die Situation nicht blos durch die Gründer diefer kon— 
feffionellen Fraktion erfchwert worden, fondern aud durch die in der That 
in unferen politifchen Debatten ganz ungewöhnliche Yeidenjchaftlichkeit des 
Tones, vorzugsmweife in der Preſſe. 

Ich würde es als großen Fortſchritt erfennen und bitte 
Sie darum und ih will mich bemühen, das zu thun — lajfen 
wir dieſe Leidenſchaftlichkeit aus den Diskuſſionen heraus, 
dieſes gegenſeitige Anklagen; ſuchen wir aus dieſer in der 
That für das Baterland großen Kalamität von theologiſchen 
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Diskuffionen auf politiſchem Gebiete einen friedlihen und 
ruhigen Ausweg zu finden. 

&s ift der ernfte Wille der Regierung, und ih glaube, 
aufrihtig fann Niemand daran zweifeln, daß jede Konfeffion, 
und vor allen Dingen dieje fo angefehene und durd ihre 
Volkszahl große Fatholifche, innerhalb diefes Staates fid 
mit aller Freiheit bewegen ſoll. Daß fie außerhalb ihres 
Gebietes eine Herrfhaft übe, das können wir in der That 
nicht zugeben, und ich glaube, der Streit liegt mehr auf dem 
Gebiete der Eroberung für die hierarchiſchen Beftrebungen, 
als auf dem Gebiete der Vertheidigung. 

Der Weg dazu wird nicht in kleinlichen Mafregeln, in Ehis 
fanen liegen, und ich bedaure, daß beijpielömeije die Braunsberger An- 

elegenheit vermöge der Schwierigkeit, mit welcher jede Aenderung der 
Stantögelepgebung bis im kleinliche Konſequenzen verbunden ift, und 
gegenüber der Heftigfeit, mit der aggreifiv von der anderen Seite aufge 
treten wurde, zu gejeglichen Konflitten hat führen müffen. Die Staats» 
gejege verbieten e8, einem Bifhof der fatholifhen Kirche 
das Recht der Entlaſſung eines Staatsbeamten zu übertragen; 
es ıft da eine Kollijion zwijhen dem firhlihen Recht, wie es 
fih heut zu Zage ausgebildet hat, und zwifhen der augen— 
blidlich beftehenden Staat3-Gefeggebung rechtlich unvermeid- 
lich gewefen; eine Kollijion, welche zu löjen und in [hidlicher 
Weile zu (öfen, ich ala die Aufgabe einer weiteren Gejegge- 
bung betradte, und ich glaube, das wird eine Aufgabe jet, 
deren der neue KHultus-Minifter fih mit Vorliebe und Be- 
jhleunigung annehmen wird. 

Dogmatiiche Streitigfeiten über die Wandlungen oder Deklarationen, 
welche innerhalb des Dogmas der Fatholifchen Kirche vorgegangen fein 
können, zu beginnen, liegt der Regierung fehr fern und muß ıhr fern 
liegen; jedes Dogma, aud) das von uns nicht geglaubte, welches jo 
und jo viel Millionen Landsleute theilen, mu jr ihre Mitbürger 
und für die Regierung jedenfalls heilig fein. Aber wir können den 
dauernden Anſpruch auf eine Ausübung eines Theiles der Stantöge- 
walt deu geiftlihen Behörden nidjt einräumen, und jomweit fie diefelbe 
befigen, jehen wir im Intereſſe des Friedens ung genöthigt, fie einzu— 
ſchränken, damit wir nebeneinander Pla haben, damit wir in Ruhe mit- 
einander leben fünnen, damit wir jo wenig wie möglich genöthigt werden, 
uns bier um Theologie zu belümmern. Ich kann auch für die Regierung 
nur den Standpunkt wahren, daß man von der Regierung eines paritäs 
tiihen Staates nicht verlange, fie jolle konfeſſionell auftreten nach irgend 
einer Richtung hin. Konfejfionell kann eine Regierung als ſolche nur dann 
auftreten, wenn fie eine Staatsreligion hat, wie wir fie nicht haben. Der 
Borredner will dem fubftituiren 5 bis 6 StaatSreligionen, von denen jede 
ihre ftaatlihe Geltung und Berechtigung haben fol. Ich beftreite den 
Herren, daß wenn fie diefe Fragen hier der Staatöregierung gegenüber in 
den Sinne vertreten, — daß fie dabei die Mehrheit ihrer eigenen 
Glaubensgenofjen auf ihrer Seite hätten. Das beftreite ich 
und gewärtige ich den Beweis.“ 
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Fürſt Bismarcks Konftitutionalismus. 


Aus der „Provinzial-Correspondenz“ vom 14. Februar. 


„Die „Kreuz: Zeitung“ bat dem Fürft Bismard einen Abfagebrief ge- 
fchrieben. Sie richtet ihren Widerſpruch nicht gegen eine einzelne Hanblung oder 
Borlage des Minifteriums, fie Magt vielmehr den Minifter-Präfidenten des aus- 
geiprochenen Abfalls von deu weientlihen Grundfägen einer monardifhen und 
chriſtlichen Politik an und fordert die fonferwative Partei auf, diefe feit 20 Jahren 
ſtets vertheidigten Grunbfäge auch jet gegen die Regierung zu wahren. 

Die feierliche Anklage ſtützt fich auf eine Aeuferung bes Fürften Bismard 
in ber Rebe vom 30. Januar, in welcher er jene fonfervativen Grunbwahrbeiten 
fo geradezu angegriffen haben fol, daß Schweigen barüber unmöglich jei. 

In der Situng, um welche es ſich handelt, hatte der katholische Abgeorbnete 
Windtborft es als eine Forderung ber Gerechtigkeit bezeichnet, daß neben einem 
evangelifhen Kultus-Minifter auch ein fatbolifher Minifter ftebe. 


Darauf erwiberte Fürft Bismard: 
„Wenn der Herr Vorredner den Umſtand tabelt, daß kein Katholik im 
Minifterium ſei, jo bebauere ih das auch meinerfeits in hohem Grabe; ich 
würbe einen katholifhen Kollegen mit Freuden begrüßen.“ 


Der Minifter- Präfident fuhr dann fort, und das ift die Stelle, auf welche 
bie „Kreuz- Zeitung” ihre Anklage gründet: 

„Aber wie die Sachen augenblidlich liegen, — in einem fonftitutio» 
nellen Staate da bebürfen wir Minifter einer Majorität, bie unfere 
Richtung im Ganzen unterftüßt. Glaubt nun ber Herr Vorrebner, daß, 
wenn wir das Minifterium aus ber Fraktion wählten, der er angehört, daß 
uns dann bie Unterflügung einer Majorität zur Seite ftehen würbe? Ich be» 

- zweifle es. Obne eine gewiffe Homogenität ift aber ein Minifterium beutzutage 
nicht mebr haltbar, denn wir find, obwohl wir in einem loderen Reffortver- 
hältniß zu einander fteben, in Preußen doch gemeinſchaftlich verantwort« 
lich; ih bin mit verantwortlich für das, was der Herr Kultus-Minifter thut, 
und der Herr Kultus-Minifter muß jeinerjeits ausicheiden, wenn er für base 
jenige, was ich thue, Die Verantwortung nicht tragen will.“ 


Aus dieſer Aeußerung folgert die „Kreuz- Zeitung“ einerjeits bie unum— 
mwundene Anerlennung vesjenigen „Konftitutionalismus,“ welder von ber 
fonjervativen Partei ın Preußen ftets befümpit worden jei, weil er in Preußen 
nicht berfaflungemäßig jei, andererjeits eine Anerkennung der „Minifter-Ber- 
antwortlichfeit” im Sinne franzöfiicher Theorien, ſowie die Anerkennung einer 
gemeinjfamen VBerantwortlichleit, wie fie in ber preußiichen Verfaſſung 
nicht begriludet ſei. 

Beide Antlagen beruben auf einer durchaus willfürlihen Beurtheilung ber 
Worte bes Fürften Bismard ſowohl, wie der beftehbenden Berfafjungsverbältniffe. 

Der Minifter- Präfident bat in den erwähnten Worten augenjcheinlich weder 
an eine franzöfiiche, noch an eine engliſche, noch an irgend eine fonftige Theorie 
des „Konftitutionalismus” und ebenjo wenig an eine theoretiihe Auffaffung ber 
„Minifter-Berantwortlichkeit” gedacht, jondern einzig und allein an das prals 
tifhe Regierungsbedürfniß unter der in Preußen in Kraft ſtehen— 
den Berfaflung. 

Der „Lonftitutionelle Staat”, von welchem Fürft Bismard fpricht, ift 
eben ber preußische Staat mit feiner preußiſchen Berfaffung, in welchem, Dank 
einer Entwidelung, an beren jüngften Phajen das Minifterium Bismarcd wohl 
nicht ganz ohne verdienftlihen Antheil ift, allerdings ein ftarfes, mächtiges 
und geebrtes Königtbum gewahrt ift, aber doch Fein abjolutes, unum— 
jchräuft waltendes Königthum, ſondern für alle Aufgaben ber Geſetzgebung und 
für die wichtigften regelmäßigen Aeußerungen des geſammten Staatslebens ftehen 
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neken dem Königthum bie beiden Häufer des Landtags, ohne deren 
Mitwirkung irgend eine verfaffungsmäßige Entwidelung nit 
möglich ift. 

Da es aber die Aufgabe und das Ziel jeber Regierung, jebes Mininifteriums 
fein muß, mit der Geſetzgebung je nad den Bedürfniſſen des Staates und bes 
Volkes im einen gebeiblihen Gang zu fommen, jo „bebürfen die Dlinifier“, wie 
Fürſt Bismard fogt, „einer Majorität, bie ihre Richtung im Ganzen unter» 
ftägt.“ Damit ift keineswegs irgend eine Forterung des fogenannten franzöfiichen 
Konftitutionalismus ausgejproden ober ſtillſchweigend zugeftanden, fondern bie 
febr einfade und felbfiverftändlide Forderung, daß zwiſchen der 
Negierung und den Häufern bes Landtages, welde zugemeinfamer 
Wirkſamkeit für die Wohlfahrt des Laudes berufen find, die Mög- 
lihleit und bie Bereitwilligfeit zu diefem Zuſammenwirken vor- 
banden fein müſſe. 


Fürſt Bismard bat fih ganz in biefem praftifchen Sinne bereits vor 
vier Jahren mit viel größerer Beftimmtheit ausgejproden. Er fagte damals: 
„Es ift eine konftitutionelle Regierung nicht möglich, wenn die Regierun 
nicht auf eine ber größeren Parteien mit woller Sicherheit zählen kann, a 
in ſolchen Einzelnbeiten, die der Partei vielleicht nicht durchweg gefallen; — 
wenn nicht diefe Partei den Ueberſchlag ihrer Rechnung dahin zieht: wir gehen 
im Großen und Ganzen mit der Regierung und wollen ihr die Einzelnbeiten 
zu Gute halten. Hat eine Regierung nicht wenigftens Eine Partei im Lane, 
die auf ihre Auffaffungen und Richtungen in dieſer Art eingeht, dann ift ihr 
das fonftitutionelle Regiment unmöglih, dann muß fie gegen die Konftitution 
arbeiten, fie muß ſich eine Mehrheit künftlich fchaffen oder vorübergehend zu 
erwerben ſuchen.“ — — 


Er wieberholte fpäter: 


„Wollen wir konftitutionell regieren, fo bedürfen wir einer Majorität; 
verweigern Sie uns Ihre Stimmen, fo müſſen wir eine andere Majmität zu 
finden fuchen, und finden wir fie nicht, was fommt dann heraus? Daß bie 
Regierung genöthigt ift, fih auf mehrere verſchiedene Parteien zu ftüßen, mit 
denen fie innerlich nicht jo einig ift, wie fie es mit ber fonjervativen Partei zu 
fein glaubte: daraus folgen alle die Schwächen eines Coalitionsminifteriums, 
auf das ich ſchon bindeutete, das nicht handeln kann, weil es jeder Richtung 
Rechnung tragen muß, bald der einen, bald ber anderen, unb nicht von ber 
Stelle kann. Wollen Sie diefe Schwankungen über den Staat verbängen? 
Ih kann nicht erwarten, daß Sie von mir verlangen werden, und von dem 
jegigen Minifterium verlangen, daß, wenn Sie, (nach rechts) uns die Majorität 
verfagen, wir nichtebejtoweniger fortfahren ſollen, alle Unannehmlichkeiten der 
Stellung zu tragen, obne nah Abhülfe zu juchen, daß wir uns zum Organ 
einer einzelnen ration, einer einzelnen Partei machen, um es barauf an 
fommen zu laffen, ob bie ganze für das Land bedrohliche Situation des Kon« 
flites ſich im dieſer ſchwierigen Zeit erneuern ſoll oder nicht. Daß ih den 
Konflift nicht fürchte — meine Herien, ih babe ibm ehrlich die 
Stirn gezeigt drei Jahre bindburd, aber ibn zu einer perma- 
nenten, nationalen Imftitution zu maden, ift nicht meine Ab— 
ſicht!“ 
— Fürſt Bismard bat hiernach ſeine „konſtitutionellen“ Anſchauungen ſchon 

vor Jahren entwickelt, ohne daß man darin einen Abfall von den Grundſätzen 
des preußiſchen Verfaſſungslebens gefunden hätte. Es iſt vielmehr erſichtlich, daß 
die „Conſtitution“, von der er ſpricht, keine andere iſt, als eben die preußiſche 
Verfaſſung, auf deren Boden allein das Miniſterium erſprießlich für das Land 
zu wirken vermag, wie es ſeine Pflicht iſt. 

Und wenn nun der Miniſter-Präſident, herausgefordert durch die Aeußerung 
eines katholiſch-welfiſchen Abgeordneten, darauf hinweiſt, daß ein aus dieſer 
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Fraktion gewähltes Minifterium ſchwerlich im Stande fein würbe, eine verfaffungs- 
mäßige Wirkfamkeit zu üben, — fo ift faum zu begreifen, daß ein preußijch- 
confervatives Blatt eine ſolche Anbeutung irgend wie befremblich finden kann. 

Nach unverftändlicher, wo möglich, ift Die Behauptung, daß Fürft Bismard 
die „Miniſterverantwortlichkeit“ im Sinne franzöfiiher Theorien und in 
einem bem monarchiſchen Prinzip wiberftreitenden Sinne anerkannt babe. 

Der Minifter- Präfivent bat auch im biefer Beziehung überhaupt keine 
theoretiſche Meinung aufgeftellt oder anerlannt. Er bat offenbar nur ben wich— 
tigen praktiſchen Gefichtspunft im Auge gebabt, daß eine Regierung nur 
unter der Borausjebtung einer wejentliden inneren Uebereinftim- 
mung aller ihrer Mitglieder im Stande ift, ihre Aufgaben für ben 
Staat zu erfüllen. 

Auf der richtigen Erkenntniß und Beadhtung der Notbwenbigfeit einer 
vollen inneren Uebereinftimmung des Minifteriums — zum Theil die Kraft 
und ber Erfolg der Bismarck'ſchen Verwaltung ſchon vor 1866. Der Miniſter 
bes Innern raf zu Euleuburg fagt im Jahre 1867 im Rüdblid auf die 
vorbergegangenen Jahre: 


„Zu den großen BVerbienften des Grafen Bismard gehört namentlich 
auch der Umftand, daß er von Anfang unferes Zufammenfeins an das Mini— 
fterium zu einem weſentlich politifchen zu machen gejucht bat, baß ibm nichts 
verbaßter geweſen ift, als das wohl bei früberen, namentlich vor 1858 fun— 
irenden Minifterien ftattgebabte Berfahren res Wirthſchaftens der einzelnen 
— innerhalb ihres Wirkungskreiſes, ſondern daß er mit derſelben 
Bereitwilligkeit, mit der er uns ſelbſt über alle Fragen der auswärtigen An— 
gelegenheiten in Kenntniß erbalten und unſere Zuſtimmung bazu bewirkt bat, 
er auch darauf hielt, daß jede Thätigkeit eines Fachminiſters (in ihren Haupt— 
erſcheinungen natürlich) Gegenſtand der Kenntniß aller Mitglieder des Staats— 
miniſteriums, namentlich auch ſeiner eigenen wurde, und daß darüber gewacht 
wurde, daß fein Alt von irgend welcher Bedeutung aus ber Feder ober ber 
Verordnung irgend eines Fachminiſters hevvorging, der nicht in ben Rahmen 
ber von uns befolgten allgemeinen Politif paßte.“ 


Graf Eulenburg fagte weiter: 


„Das Gefühl der inneren Gemeinjchaft des Minifteriums erzeugte recht 
eigentlich der Präfivent beffelben, ber uns ftets und ſtets aufforderte, ihn nicht 
in ben einzelnen Zweigen der Berwaltung im Sti zu laffen, ſondern bie 
Kraft anzuipannen, bamit fie in dem Punkte wirkſam wäre, ben er voraus» 
fonımen fab, und ber wirklich hinterher eingetroffen ift.“ 


Ohne jene innere Gemeinfchaft, ohne „die Homogenität” des Minifteriums 
Bismard wäre fiherlih das Jahr 1866 fo nicht gelommen, wie es gelommeu 
ift, — und ebenfo würbe ohne bie innere Zujammengebörigleit und Ueberein- 
ftimmung ber Regierung in ben folgenden Jahren bie Entwidelung Preußens 
und bes Nordbeutichen Bundes bis zum Jahre 1870 eine fo glüdlihe und er- 
folgreiche nicht gewejen fein. 

Fürſt Bismard bat die große Bedeutung bes inneren Einverftänbniffes 
nicht bloß des Minifteriums in fich jelbft, jondern auch zwijhen dem Bundes- 
fanzler und dem preußifhen Minifterium als bie Grundlage einer gefunden 
Entwidelung im Bunde gleich in den Anfängen ber Bundespolitik mit folgenden 
Worten angedeutet: 


„Ih glaube auf die Frage der Berantwortlichkeit Licht zu werfen, wenn 
ih Ihnen ſage, daß ich als Kanzler keine irgendwie wichtige Sache in ben 
Bundesrath bringe, ohne mich vorher mit meinen preußiihen Herren Kollegen 
darüber verftändigt zu haben. Jede preußifche Vorlage, die in den Bunbes- 
rath gebradht werden joll, wird vorher im preußiihen Staats-DMinifterium er— 
Örtert, gerate als ob fie in ben preußiihen Landtag eingebracht werben follte, 
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und der Unterſchied ift äußerften Falls der, daß wenn beifpielsweie der Mi- 
nifter-Präfident mit dem Votum eines feiner Collegen in Bezug auf eine rein 
preußiſche Sache kein Einverftändniß erlangen Fönnte, er genöthigt fein würde, 
Sr. Majeftät dem König zu fagen: „Mit dieſem Eollegen fann id ge» 
meinſchaftlich das Gejhäft nicht fortfegen, Einer muß ausjheiden.“ 
In den Bunbes- Angelegenheiten dagegen ift der Bunbeslanzler und Minifter- 
Präfident in der günftigeren Stellung, daß er, auch wenn feine Collegen nicht 
einverftanden wären, immer berechtigt bleiben würde, mit ben Anträgen im 
Bunbesrathe dennoch vorzugehen; er muß aber dann bie Berlegenbeit gewärti- 
gen, daß feine Kollegen den erflen Schritt bei Sr. Majeftät dem Könige thun 
und fagen: Diefen Bundesfanzler können wir als Eollegen, als 
Borfigenden niht weiter brauden, wir wollen mit ibm nicht 
weitergeben.“ 

Die Auffaffung von einer gemeinfamen Berantwortlichleit aller 
Minifter ift biernah nicht im Minbeften eine neue oder überraſchende 
Auffaffung des Minifter - Präfidenten ; fie ift vielmehr ſchon vor fünf Jahren, 
augenjcheinlih im Einverftändnifjfe mit dem Staats-Minifterium, 
(weſchem damals auch noch Graf zur Lippe angehörte) verkündet worden, ohne 
daß irgend Jemand darin etwas Bedenkliches vom confervativen Standpunkte 
entbedt hätte.“ 


Das Sculauffihtsgefeh. 
9. Februar. Der Zwed und die Bedeutung des Gejepes. 


Aud der Rede des Kultus: Mintiterd Dr. Falk bei der 
erften Berathung ded (nod von dem Minifter v. Mühler 
vorgelegten) Gejegentwurfs. 


— — — „®ir haben zu fragen, was will das Geſetz? Das 
Gejeg mil die Anerkennung und für mande Gebiete die zweifellofe Klar— 
ftellung des Sages, daß alle Beamten und alle Behörden, die mitzuwirken 
haben bei der Schulauflicht, dabei im Namen des Staates handeln. Es 
will, daß der Geiftliche, der dabei thätig ift, fein Mandat vom Staate 
habe und anerfenne, daß er ſolches habe vom Staate und nicht von jeiner 
Stellung in der Kirche. Es will der Entwurf, daß die Staatsregierung 
bei der Auswahl der Schulinipeftoren und insbefondere bei der Auswahl 
der Inſpektoren aus dem geiftlihen Stande nicht mit Nothmwendigfeit ges 
bunden jei an die Beltimmungen und die Wahl der firdylichen Oberen. 
Be it der Sinn des Entwurfs, und dazu braucht man allerdings ein . 

eſetz. 

Es iſt in den Motiven gejagt, es handle ſich nicht darum, grund« 
fäglih und überall die Schul-Inſpektorate den Beamten der Kirche, den 
Geiftlihen, zu entziehen. — — 

Und dann bitte ih, Gewicht darauf zu legen, daß der Art. 24 der 
Berfaffungsurkunde befteht und Bencher bleiben foll, und 
ebenjo, daß das aktuelle Recht, welhes noch dem Art. 24 der 
Berfaffungsurfunde namentlih in feinen erften beiden Ab— 
fägen entſpricht, aufrecht erhalten bleibt. E3 mag jein, daß es 
—* Beruhigung der Gemüther dient, dies ausdrücklich zu kon— 

atiren. 
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Der Artifel 24 Abjag 1 lautet: „Bei der Einrihtung der öf- 
fentlihen Bolfsfhule find die Fonfeffionellen Berbältniffe 
nöglihft zu berüdjichtigen.“ Wie ift e8 bei dem Beftehen diejes 
Sages möglich, zu behaupten, daß man die Kirche aus der 
Schule hinausmwerfen wolle, daß man hinfteuere zu derjenigen 
Säule, die man konfeſſionslos zu nennen pflegt. Und dann 
weiter. Wie find diefe Säge gerechtfertigt gegenüber dem zweiten Abjak 
ded Urt. 24: „Den a Unterridt in der Volksſchule 
leiten die betreffenden Religionsgeiellihaften.“ Meine Herren! 
ift e8 möglich, bei der Gültigkeit diefer Säge zu behaupten: der Geſetz— 
entwurf habe die Aufgabe oder befördere die Aufgabe, die Schule zu ent— 
riftlihen und die zeitliche und ewige Wohlfahrt zu gefährden? 

Nun ift der Staatäregierung die Frage vorgelegt worden: warum 
denn jegt und warum denn jo eilig? 

Wir haben die Nothwendigfeit, von Staats wegen, in denjenigen 
Gebieten, in welchen die Bevölkerung des preußischen Staats die deutjche 
Sprade nicht als Mutterſprache fpricht, die Kinder in diefer Sprache zu 
unterrichten, — immer unter Wahrung und voller Wahrung des Rechtes, 
welches die Mutterjprache hat, fie bedürfen deſſen, um taugliche Bürger 
zu werden des preußifchen Staats, in dem eben die deutſche Sprache die— 
jenige Stelle einnimmt, die fie einnimmt. Ihnen dazu die Gelegenheit zu 
gewähren und fie zu diefem Ziele zu fördern, das ift Aufgabe der Staat3- 
regierung. Mit Schonung, wie ich jage, aller anderen Intereſſen find in 
diejer Beziehung in der Mitte der fechziger Jahre eingehende Vorſchriften 
etroffen worden, und diefe Vorichriiten haben an vielen Orten aller 

dühe ungeachtet in Folge der Stellung der Geiftlihen entweder feine 
Ausführung gefunden oder eine matte, oder diefe Peute — und an der 
Spige vielleicht ein Kreis-Inſpektor — haben ſich veranlaßt gefunden, 
offen gegen diefe Anordnungen zu agitiren. Das find gerade die Fälle 
gemwejen, in denen man fchon jegt genöthigt gewejen ift, dazwiſchen zu 
treten und derartige Männer zu entfernen. 

Dann weiter, meine Herren! Die Entwidelung der kirchlichen Bewe— 
gung darf doch auch nicht unterfchägt werden. Wir find auf dem Gebiete 
der Schule ja zu Konflikten gelommen, und die Keime joldher Konflikte 
finden fih auch auf anderen Gebieten der Schule. Unter einem folchen 
Konflikt leidet auch der Staat. Der Staat will diejenigen Gründe weg— 
Ihaffen, die geeignet find, derartige Konflikte hervorzurufen. Man kann, 
meine Herren, ein Gebot der Verfaffung jahrelang unaus— 

eführt laſſen, unausgeführt, weil ein praftijche3 und falti- 
—* Bedürfniß zur Ausführung nicht vorhanden iſt. Wenn 
aber das Bedürfniß kommt, und die Genügung dieſes Be— 
dürfniſſes entſpricht dem Fundamentalſatze der Verfaſſung, 
dann giebt es nichts Anderes, als nun in der That die Ver— 
faſſungsurkunde ſelbſt auszuführen. Und aus dieſem Grunde 
iſt es, daß die Staatsregierung geglaubt hat, einen prinzi— 
piellen Standpunkt hier einnehmen zu ſollen. 

In der Preſſe und auch in den Petitionen iſt vielfach Gewicht darauf 
geiest worden, daß, weil man den a be zu diefem Gejege aus den 

erhältniffen der katholiſchen Kirche nehme, man deswegen gegen die 
evangelifche ungerecht jei, wo gleiche Berhältniffe nicht eriftirten. Aber es 
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ift ſehr wohl möglich, angefichts der faktifchen Zuftände, daß alle 
evangelifhen Geiftlihen Haupt für Haupt zunädft in dieſer 
Bunftion verbleiben oder vielleiht lange verbleiben. Bm 
erſönlicher Kränfung ift gar feine Rede. E8 handelt fih um Aus- 
ührung der Berfajfung, um Ausführung der Berfaffung, 
die nicht für die eine Konfeſſion fo und für die andere anders 
fein ns die für Alle gleih fein muß, um der Geredtig- 
feit willen.“ 


Die politiihe Seite des Schulaufſichtsgeſetzes. 
9.—13. Februar. Aus den Aeußerungen des Fürften Bismarck 
bei der Berathung im Abgeordnetenhaufe. 


[Die konfeſſionelle Spannung; bie Centrumsfraction unb ihr 
„geihäftsführendes Mitglied,“ ihre welfiichen und polnifchen Ber: 
bündeten; die beutfche Sprade in Poſen; die Oppofition ber Kon» 
fervativen.] 

„Ih habe der jachlihen Darlegung des Herrn Kultus -Minifters 
von meinem allgemeineren politifchen Standpunkte nur wenige Worte 
hinzu Fe en 

ba Önnte das allgemeine Antereffe in dem Maße nit in Anſpruch 

enommen werden, wie die Zahl der Petitionen beweift — mögen fie zu 
Stande gekommen fein, wie fie wollen — wenn nicht die Frage in einen 
eigenthümlichen Zuftand der politiichen Atmojphäre unferes Staatslebens 
gefallen wäre, nämlich in den einer bereits vorhandenen Fonfejfio- 
nellen Spannung. — — 

Wie fommt es eigentlih, daß wir feit einem Jahre in 
einem unbehaglihen Fampfartigen Zuftande uns gegenfeitig 
befinden, während die meiften von Ihnen biß furz vorher 
noch das Befriedigende der Zuftände der fatholifhen Kirde 
in Preußen nit genug rühmen fonnten? und ich glaube, 
Sie hätten noch heute Recht, daffelbe mit Dank zu der preu— 
Bifhen Regierung zu jagen, die jeder Konfejjion eine Frei— 
heit der Bewegung giebt, von der Sie ſehr vollftändigen Ge» 
brauch maden. Wie ift das gefommen? 

Ich habe neulich mein Erftaunen darüber ausgejprochen, daß fich auf 
einem rein politiichen Gebiete eine fonfeffionelle Fraktion gebildet 
habe. Judeſſen, ich würde es doch noch als einen Bortheil betrachten, 
wenn dieje Fraktion wirflid eine ganz rein fonfefjionelle geblieben wäre, 
wenn fie nicht verjegt worden wäre mit anderen Beftrebungen, wenn jie 
ſich nicht belaftet hätte mit der Prozekführung für Elemente und Beftre- 
bungen, die der friedlichen Aufgabe, die jede Kirche hat, und auch die 
Katholiiche, eigentlih volljtändig fremd find. 

Zu den Aufgaben der katholiſchen wie jeder hriftligen 
Kirche gehört die Pflege des Friedens und eines gefidherten 
Nechtszuftandes des Landes, wo fie befteht; das ei Sie 
auch nicht. Aber deshalb wäre es meines Eradtens Ihre Auf: 
gabe gewejen, jih von dem Einfluß folder Faktoren frei zu 
halten, deren Element der Kampf ift, deren Zukunft allein 
im Kampf und in Unjicherheit der jegigen Zuftände liegt. — 
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Diefe Elemente des Streites, mit der Sie die Miffion des Friedens, die 
Shnen obliegt, fich erichwert haben, find mehrere. 

Einmal, das Erjte davon ift meines Eradtens die Wahl ihres 
„geihäftsführenden Mitgliedes“ (des Abg. Windthorft-Meppen), 
welches ſich auf die Majorität der Fraktion ftügt, gewöhnlich im bl 
a ee zu ſprechen pflegt und ihr den Namen hauptjächlich gege- 
en bat, — — 

Der Herr Abgeordnete Dr. Windthorft ift mir zuerft in meinem 
Leben befaunt geworden als treuer Anhänger des Königs Georg V., und 
ih habe den Vorzug gehabt, mit ihm in diefer Eigenſchaft Verhandlungen 
über die intimeren Angelegenheiten Sr. Majeftät des Königs Georg zu 
führen. Ich habe bisher nicht wahrgenommen, daß er diefer durch 
feine ganze Vergangenheit begründeten Anhänglichkeit an einen nicht mehr 
regierenden Fürjten und deſſen Sache ſchon entjagt hätte; feine politifche 
Haltung fteht an fi mit der Annahme, zu der Viele geneigt fein möchten, 
daß fein Herz noch heute an jenem Monarchen hängt, nicht nothmendig 
im Widerſpruch. Der Herr Abgeordnete betheiligt fich viel an den De— 
batten, aber das Del feiner Worte ift nicht von der Sorte, die 
Wunden heilt, jondern von der, die Flammen nährt, Flammen 
des Zornd. — — 

Ich glaube, meine Herren vom Centrum, Sie werden zum 
Frieden mit dem Staate leichter gelangen, wenn Sie fid der 
welfifhen Führung entziehen und wenn Sie in Ihrer Mitte namentlich 
melfijche Proteftanten nicht aufnehmen, die gar nichts mit Fhnen gemein 
haben, wohl aber das Bedürfniß haben, daß in unferm friedlichen Lande 
Streit entftehe, denn die welfifhen Hoffnungen können nur gelingen, wenn 
Streit und Umfturz herrſcht. Sie find außerordentlicd vermindert, nachdem 
der franzöfiiche Krieg, auf dem früher von einigen Mitgliedern der Partei 
gehofft und hingewieſen wurde, nachdem der einftweilen abgethan ift und 
zu unjerem Bortheil abgethan ift. Der Staat, wie er dem Herrn Abg. 
Windthorft vorjchwebt, würde feiner Verwirklichung viel näher gefommen 
fein, wenn die Franzoſen über ung gejiegt hätten, aber diefe Hoffnung 
wird bei der welfiichen Partei nicht mehr gehegt; wer alfo Streit will, 
muß ihn anderswo fuchen und anderswo Bundesgenoiien finden, die 
Franzojen find nicht mehr ftarf genug, wenn aber andere Leute ſich dazu 
hergeben, die Kaftanien für fie aus dem euer zu holen, warum joll 
man ihnen das nicht gern überlaffen ? 

Ein anderes Princip des Streites nimmt eine friedliebende 
fonfejjionelle Fraktion in fi auf, wenn fie fi verbindet, oder wenn fie 
in fi erzeugt als ein Unkraut, welches in jeder Partei wuchert, eine 
ewiſſe Gattung publiziftiicher Klopffehter, deren Gewerbe gleich) todt 
Fein würde, wenn Frieden wäre, Yeute, die nur davon leben, daß fie die 
Stirn und Grobheit haben, Dinge zu fagen, die man fonft nicht jagt. 

Auf welche Weiſe jo ein Gewerbe betrieben wird, darüber erlaube 
ich mir einen kurzen Auszug zu geben aus dem „Katholik“ des Redacteurs 
Carl Miarka ın Königshütte, dem Schauplag der befannten Unruhen, 
ein Blatt, was nicht ohne Betheiligung von Geiftlihen redigirt wird. 

Fürft Bismard verlieft theilweije den Aufjaß, in welchem das fatho- 
liſche Volk in der heftigften Weife gegen alle „Andersgläubigen, die ur— 
ewigen Feinde des Volks“ aufgereizt wird, — und fährt dann fort:) 
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Nun, meine Herren, Leute, die folche Blätter redigiren, dienen dem 
Frieden nicht. Bon diefem Blatt, „der Katholif“, ift mir gefagt worden, 
daß es ſich zur Aufgabe geftellt habe, in dem jonft allezeit getreuen Ober— 
ichlefien eine polnifhe Fraktion zu jchaffen, und daß ihm das unter dem 
Beiftande Fatholifcher Geiftlihen, zum Theil deutfcher Nationalität, ge— 
lungen fei. 

Ih komme damit auf den dritten Bundesgenoffen, den fie haben, 
ber des Gtreite8 und Kampfes bedarf, das find die Beitrebungen des 
polnifhen Adels. Thatſache ift, daß im Allgemeinen die fatho- 
liſche Geiſtlichkeit — auch deutfher Zunge — die Beftrebungen 
de3 polnifchen Adels, fih von dem Deutfhen Reihe und der 
preußifhen Monardie zu löfen und das alte Polen in feinen 
früheren Grenzen wiederberzuftellen, begünftigt, mit Wohl— 
wollen behandelt und, fo weit es ohne Verlegung der Straf» 
gejege geihehen kann, gefördert hat, und das ıft einer der 
empfindlidften Bunkfte, ın denen der Kampf von Geiten der 
fatholifhen Kirche gegen die Staatsregierung zuerft eröffnet 
worden ift, und wo jeder Minifter, der fich feiner Verantwort— 
lihfeit bewußt ift, dahin fehen muß, daß der Staat in Zufunft 
davor bewahrt werde. 

Die Bejhmwerde, die wir gegen die geiſtlichen Schulin- 
fpeltionen in den Provinzen haben, wo das Polniſche ge— 
redet wird, ift die, daß fie die deutfhe Sprade nicht zu 
ihrem geſetzlichen Recht kommen lafien, fondern dahin wirken, 
daß die deutſche Sprade vernadläfjigt und nicht gelehrt 
werde, daß der Xehrer, dejjen Schulkinder Fortjchritte in der 
deutfhen Sprache gemadt haben, von feinem Geiftlihen 
feine günftige Cenſur befommt. — — — 

Dieje polniſche Agitation lebt vielleicht nur von der Gutmüthigkeit 
des Staated. Uber die Herren müſſen diefe Gutmüthigfeit nicht über- 
ihägen, ih fann Ihnen fagen: fie ift zu Ende, und wir werden 
wijjen, was wirdem Staate ſchuldig jind. Sie werden mit weiteren 
Anträgen und Klagen, wie man mir fagte, fommen zu Gunſten der pol- 
nifhen Sprache; wir werden Ihnen mit Geſetzesvorlagen zu Gunften der 
Beförderung der deutſchen Sprache entgegentreten, auch für die Provinz 
Pojen. Wir halten es für ein Bedürfniß, daß jeder Staatsbürger in 
die Yage gefegt werde, ſich das Urtheil über die Regierung, die über 
ihm fteht, felbft zu bilden; und dazu ift erforderlih, daß die deutſche 
Sprade mehr wie bisher gefördert und das Berftändniß dafür 
in weiteren Kreiſen eröffnet werde, und das Unterrihtögejeg 
und alle Borlagen, die wir ihnen mahen werden, müſſen von 
diefer Tendenz befeelt jein. Wir haben lange gewartet, wir 
haben hundert Jahre gewartet auf die Ergebniffe eines an- 
deren Verfahrens; mir werden uns fünftig dasjenige annähernd zum 
Mufter nehmen, das beiſpielsweiſe von Franfreih im Eljaß zur großen 
Anerkennung der Elſäſſer gern worden ift, 

Was nun die Gegner diejer Geſetzesvorlage auf fonjervativer 
Seite betrifft — —, fo geht der eine ihrer Gründe dahin, daß man 
der jegigen Regierung allenfall3 in einem gewiſſen Grade trauen fönne, 
wenn auch ihr Abjall zum Parlamentarismus, wie es fcheint unmeigerlich 
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fonftatirt ift, aber was können fie nicht für Nachfolger haben? 
Da, meine Herren, muß ich bitten, verfallen Sie doch nicht in diejen 
Behler, den Sie der Dppofition, der regelrechten Oppofition fonft vor- 
geworfen haben, daß man die Regierung wie ein ſchädliches Thier behandeln 
müſſe, das nicht eng genug angebunden werden könne, das nie Freiheit haben 
müffe, ſich zu bewegen, weıl e8 diefelbe fofort migbrauche. — — — Dadur 
beſchränken Sie die Freiheit der jegigen Regierung, für das Wohl des Staates 
ja für die Sicherheit des Staates nad) ihrer Einficht zu forgen, in einem 
Maße, welches die Regierung anzunehmen in der Unmöglichkeit ıft. Jeder Tag 
bat jeine eigenen Sorgen und wenn eine andere Regierung fommt, dann 
— ich nicht, daß dieſe Regierung in Preußen je ſo beſchaffen ſein 
ann, daß ſie mit dem Staate nun abfährt in die gottloſe und heidniſche 
Welt, die der Herr Abgeordnete Windthorſt uns geſchildert hat; — ſie 
wird immer eine monardifche Regierung bleiben müſſen. — 
Ich bitte Sie, befhäftigen Sie fich mit Realitäten und nit 
mit Gejpenftern der Zukunft, und beweifen Sie uns aud 
heut das Bertrauen, weldes Sie uns bisher gewährt haben.“ 


Ueber die Stellung der fatholijhen Geiſtlich— 
feit in Deutſchland jagt Fürſt Bismard in der Sigung 
vom 10. noch Folgendes: 


„Ih habe darauf hingemiefen, daß katholiſche Geiftlihe und 
nicht blos polnifhen Urſprungs fih mit den nationalpolniſchen 
Deftrebungen des polnijhen Adels verbünden, um die Ent- 
mwidelung des Unterrichts der deutjhen Sprade zu hemmen. 
Und fie hat darin Bundesgenofjen gefunden, ſoweit die Stellen hinauf: 
reichten, die mit Geiftlichen bejegt wurden, — bis in eine ziemlich hohe 
Stelle, die ich hier als zu perjönlich nicht bezeichne. 

Es ift das ein um fo bedenflicherer und für die Regierung uner« 
mwünjchterer Standpunkt, als fie fi der merkwürdigen Beobachtung nicht 
verfchließen fann, daß die Geiftlichfeit, auch die römiſch-katholiſche, 
in allen Ländern eine nationale ift; nur Deutjhland macht 
eine Ausnahme, Wir haben gefehen, daß in Frankreich der Franzoſe 
ftetS höher fteht in der eigenen Gelbftihägung des Geijtlichen als der 
Geiftlihe. Wir haben ein jehr eflatantes Beijpiel davon unter anderm 
erlebt während der Friedensverhandlungen, wo Ce. Heiligkeit der Papft 
den franzöfifchen Biſchöfen ausdrüdlih und dur das Organ eines be- 
ftimmten Biſchofs, das ich bezeichnen kann, empfahl, für den Frieden 
thätig zu fein. Der Papſt, jo monarchiſch auch die Kirche jegt organifirt 
ift, fand aber bier fein Gehör; der franzöfifhe Patriot überwog den 
franzöfifchen Geiftlihen in den betheiligten Perjonen. Wir haben Aehn— 
fihe3 in Spanien und andermärts. 

Nur in Deutjhland ganz allein, da ift die eigenthümliche 
Erfheinung, daß die Öeijtlihfeit einen mehr internationalen 
Charakter 9— Ihr liegt die katholiſche Kirche, auch wenn ſie 
der Entwickelung Deutſchlands ſich auf der Baſis fremder 
Nationalität entgegenftellt, näher am Herzen als die Ent— 
widelung des Diniiaen Reiches, womit ich nicht fagen will, daß 
ihr dieje Entwidelung fern läge, aber das Andere fteht ihr näher. (Abg. 
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Dr. Windthorft: Beweile!) Ah, meine Herren, greifen Sie doch 
in Ihren eigenen Bufen! 

Der Herr Borredner hat nun ferner an Reden erinnert, die ich vor 
23 Jahren, im Jahre 1849, gehalten habe. Ich könnte diefe Bezugnahme 
einfach mit der Bemerkung abfertigen, daß ich in 23 Jahren, namentlich, 
wenn es die beiten Mannesjahre find, etwas zuzulernen pflege, 
und daß ih überhaupt, ich wenigftens, nicht unfehlbar bin. 

Uber ich will weiter gehen. Was in jenen meinen Aeuße- 
rungen an lebendigem Bekenntniß, an Belenntniß zu dem 
lebendigen, hriftliden Glauben liegt, dazu befenne ih mid 
noch heute ganz offen und ſcheue diefes Belenntniß weder 
vor der Deffenzlicteit noch in meinem Haufe an irgend 
einem Tage; aber gerade dieſer mein lebendiger, evan- 
elijher, hriftliher Glaube legt mir die Verpflihtung auf, 
ür das Pand, wo ich geboren bin und zu dejjen Dienft 
mih Gott gejhaffen hat, und wo ein hohes Amt mir über» 
tragen worden ift, dieſes Amt nah allen Geiten hin zu 
wahren; und wenn die Fundamente des Staates von den 
Barrifaden und der republifanifhen Seite angegriffen 
werden, jo habe ich e8 für meine Pfliht gehalten, auf der Breice 
zu ftehben, und werden fie von Seiten angegriffen, die cher be= 
rufen waren und nod immer find, die Fundamente des Staates 
zu befeftigen und nicht zu erfhüttern, jo werden Sie mid 
auch da zu jeder Zeit auf der Breſche finden. Daß gebietet 
mir das Ehriftentbum und mein Glaube!“ 


Beider Schlußberathung jagte Fürft Bismardnod: 
— — „Bir find nun zu einem Abſchluß durch Abftimmung gelangt, 
und wir werden auf diefem Boden fefthalten und dabei beharren. Der Herr 
Borredner hat gejagt, es jei ihm und den Geinigen undenkbar gemejen, 
daß in einer Frage von dieſer prinzipiellen und von uns für die Eicher: 
heit des Staates für wichtig erklärten Frage, im einer Frage von der 
Bedeutung, die bisherige Fonjervative Partei der Regierung offen den 
Krieg erflärt hat. Ich will mir diefen legten Ausdrud nicht aneignen, aber 
ih darf das wohl beftätigen, daß es mir auch unklar geweſen 
ift, daß dieje Partei die Regierung in einer Frage im Stide 
laffen werde, in welder die Regierung ihrerjeits entſchloſſen 
ift, jedes Fonftitutionelle Mittel zur Anwendung zu bringen, 
um jie durchzuführen.“ 


Der Gejepentwurf fand unter Zuftimmung der Regierung 
namentlih in zwei Punkten wejentlihe Beränderungen, 
einerfeitd duch den Wegfall der Zwangspflidht für 
die Geiſtlichen in Bezug auf die Beibehaltung der 
Schul: Injpeftion, andererſeits durch die ausdrüdlide 
Wahrung jowohl der den Gemeinden zujtehenden 
Theilnabme an der Schulaufliht, wie aud des 
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im Artifel 24 der Berfajjung audgejprodhenen 
Zufammenhanges der Schule mit der Kirde. 
Mit diejen Veränderungen wurde der Entwurf in der 
Vorberathung mit 197 gegen 171 Stimmen, in der Schluß 
beratbung mit 207 gegen 155 Stimmen angenommen, 


6. März. Aus den Aeußerungen ded Fürften Bismard bei der 
Berathung im Herrenhaufe. 

[Der Widerftand der evangelifchen Konfervativen; die Feindſchaft 
der Ultramontanen gegen das Wachsthum des evangelifhen Preußen; 
ultramontane Politik; Pflicht der Konfervativen.] 

„Schwer verftändlich ift mir die Art, mit der ein großer Theil der 
evangelifhen Mitglieder und zwar vorzugsweiſe jolcher, welche früher 
den fonfervativen Gang, in dem die Regierung fih noch immer befindet, 
mit ihr getheilt haben, — jchwer verftändfich iſt mir die harte Feindjchaft 
diejer Herren gegen das Gejeg. Einige derjelben finden das Gefeg nicht 
nöthig, amdere halten es jogar für ſchädlich. ch wende mich zuerft 
zu denjenigen Herren, die das Gefeg nicht nöthig finden, und ich möchte 
die — bitten, zu erwägen, daß darüber die Regierung ſich doch auch 
ein Urtheil bilden muß, was ſie zum ſichern Fortbeſtehen des Staates, 
was ſie, wenn ſie die Verantwortung für die Sicherheit des Staates nicht 
blos in dieſem Augenblick, ſondern auch für die künftige Generation oder 
für die Zukunft der jetzigen Generation tragen ſoll, was ſie dafür nöthig 
hält oder nicht. Das find die Herren aber nicht in der Page zu beur— 
theilen; fönnten fie das befier beurtheilen wie wir, jo fünnten wir ihnen 
nicht jchnell genug diefe Pläge einräumen. 

Wenn mein verehrter Yandsmann Herr v. Waldam mir fein Urtheil 
mit fühler Feſtigkeit, als für jede redneriſche Begabung unerfchütterlich, 
gegenüberftellt und jagt: es ift nicht nöthig, und acht Minifter, nach langen 
und wiederholten Prüfungen der Frage, find anderer Meinung, und Se. 
Majeſtät der König theilt deren Anficht, und fie machen eine Vorlage 
und jagen, es jei nöthig, fo lafjen wir das Publifum darüber urtheilen, 
wer diefe Frage beſſer zu beurtheilen weiß, wer diefe Dinge beffer ver- 
ftehen muß, der Herr Redner oder die Regierung. Diefe Art der Kritik 
fann ich nicht ander8 benennen als Ueberhebung, ich kann ed mir nicht 
gefallen laffen, daß die Herren Redner ſolche Argumente hier gebrauchen, 
es ift das eine geringjchägige Behandlung, wie fie die Negierung nicht 
verdient, wenn man nut ſolchen Behauptungen kommt und jagt, du ver: 
ftehft das nicht, du gehft leichtjinnig darüber hin, — oder wenn andere 
Redner derjelben Partei vor meiner Ankunft gefagt haben, dieje Geſetz— 
vorlage ſei fo umerklärlih, daß man ihr nothwendig den Hintergedanfen 
unterjchieben müjje: wenn die Regierung den gebotenen Kompromiß nicht 
annehme, dann müſſe fie die de: Br Abfiht haben, mit der 
fonjervativen Partei zu breden. Keine Regierung hat je ein 
Intereſſe, mit einer fonfervativen Parter zu breden, aber 
die Partei bejorgt das mitunter felbft. 

Wir haben vor vier Jahren ähnliche grundlofe, ih will nicht 
fagen, muthwillig heraujbefchworene Zwiftigfeiten gehabt. Herr v. Waldam 
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Iprad vorher von dem Drängen der Parteien. Uns hat Niemand gedrängt. 
enn wir in der That von irgend einer Partei und drängen 
ließen, jo hätte das Niemand gethan als die damalige fon- 
jervative Partei, die alles gethan hat, um die Regierung da— 
hin zu drängen, daß fie ihre Anlehnung mehr nad Linfs 
Aber wir haben uns nicht drängen laffen und wir werden uns ftet3 
nur leiten lafjen von unferen Erwägungen über die wohler— 
wogenen Intereſſen des Staates, von der Erwägung derjenigen 
Iniereſſen, die dag Wohl des Vaterlandes und der Dienft Sr. Majejtät 
des Königs fordern, und dem geaenüber giebt es nad meinem Erachten 
nur die Wahl, daß die Herren, die ung die Oppofition machten, entweder 
anderen Einflüffen gehorchten, die augenblidlich ftärfer find ala das Be— 
dürfniß, gerade dieſe Regierung zu ftügen, oder wenn man überhaupt 
dieje Regierung will, daß man die Sadhen in Wahrheit beſſer 
verfteht alß fie. 

Wenn Yebteres der Fall wäre, fo wäre es die Pflicht diefer Herren, 
und fie handelten nicht recht an ihrem Lande, mwenn fie diefe Regierung 
nicht offen angriffen und ſich an ihre Stelle jegten, das find fie dem Lande 
ſchuldig, daß fie ihre befjere Einfiht dem Yande nicht vorenthalten und 
nur in ihren Kommiffionsbericht niederlegen. 

Dei Oelegenheit des Kommijfionsbericht3 erlaube ich mir der anderen 
Gegner zu erwähnen, die da jagen: das Geſetz ift ſchädlich. Nun, meine 
Herren, Gejege find wie Arzeneien, fie find gewöhnlih nur Heilung 
einer Krankheit durdh eine geringere oder vorübergehende 
Krankheit. Ein jedes Geſetz hat feine Kehrfeite, eine jede Aenderung 
von Gejegen hat etwas Verdriefliches, und die gejeßgebende Gewalt oder 
die Regierung, welche die Initiative derfelben ergreift, kann in der Regel 
nur zwijchen zwei Uebeln daß Kleinere wählen, und als das Eleinere Uebel 
ift ihr im vorliegenden Falle dasjenige erjchtenen, welches durch die Ver— 
ftimmungen, die in dem Kommiifionsbericht charafterifirt find, verurjacht 
wird, das größere dasjenige, welches die Sicherheit des Staates für 
die Zukunft gefährdet. Wenn Jemand ein Gejeg nicht will, gleichviel 
aus welchem Me jo hat er ftetS das Bedürfniß, die Uebel, die mit 
diejem neuen Gejege, wie mit jedem anderen verbunden find, zu über— 
treiben. Im Kommiſſionsbericht heißt e8: Die Motive ftellen in Ausſicht, 
daß die wirkliche Entziehung der Auffiht der Geiftlichen vielleiht nur in 
wenig Fällen eintreten werde. Das ift von unferer jegigen Staatsregie— 
rung in dev That zu hoffen, aber fie öffnet durch das Geſetz die Thore, 
durch welche die wilden Wafler des Unglaubens feiner Zeit von dem ent— 
hriftlichten Staat aus die Schulen überfluthen werden. Solche Redens- 
arten finden fich mehrere darin, 

Das ift eben das Schlimme diejer Art von Rhetorik, diejer 
Art von Uebertreibungen der Nachtheile, die doch die Regie- 
rung aud erwogen haben muß, daß die Herren fid — 
wiſſermaßen zu Mitzeugen, zu Eideshelfern aller der Be— 
ſchuldigungen machen, die ungerechterweiſe ſeit Jahr und Tag 
in fatholifhen Blättern von dem bayriſchen Volksfreund bis 
zur biefigen Germania herab und von fatholifhen Rednern 
des anderen Haufes gegen die Regierung ausgefproden worden 
find. Die Regierung wird da bejhuldigt, fie firebe dahin, den Staat 


479 

1872. 

zum Heidenthbum zu treiben und die hriftliche Religion zu unterdrüden; 
das Volk kann dem nicht fo genau folgen, es ſetzt fein Vertrauen auf 
gewiſſe Perjonen, die es vielleiht gewählt hat und die hier nun die Auf- 
gabe übernommen haben, dem Bolt Mar zu maden, daß die Regierung 
wirklich jo ſchlimm ift. Für das Volk ift es ganz unmöglich, nachzuweiſen, 
daß die Herren bier nicht als Mitzeugen für die heidnifchen Tendenzen 
des Staatd aufgetreten feien, jo daß fie auf diefe Weile der Regierung 
Laſten in der öffentlichen Meinung aufbürden, die wohl faum in der Ab» 
fiht diefer Herren liegen können, wenn fie nicht ihrer ganzen Bergangen- 
heit untreu werden wollen. Sie haben die Schwere des Steins, den fie 
auf die Regierung warfen, nicht ermefien, fie haben die außerordentliche 
Wirkung, die ein jolher Stein im Rollen als Lawine üben kann, nicht 
ermeflen. — — — 

Was uns beftimmt hat, dieſes Gefeg vorweg zu nehmen aus ‚dem 
UnterrichtSgefege und gerade jeßt die Geduld nicht mehr zu haben, die 
wir hatten, das war die Erwägung, daß wir früher in einem von 

an; Europa beneideten fonfeifionellen Frieden gelebt haben. 
&s war das ein Berdienft, welches die preußifche Staatöregierung hatte, 
auch mit derjenigen Konfeffion, mit welcher für eine evangelifche Tiynaftie 
es am jchmwierigften zu leben ift, mit der römijch = katholiichen Konfeffion, 
in einem von diefer unummunden anerkannten guten Bernehmen zu leben. 
Diefer Frieden begann aber minder ficher für uns zu werden von dem 
Augenblide an, wo Preußen mit feiner evangelifhen Dynaftie eine ſtärkere 
politiiche Entwidelung nahm. So lange neben Preußen zwei —— 
Hauptmächte in Europa waren, von denen jede einzeln gedacht für die 
fatholijche Kirche eine ſtärkere Baſis zu fein ſchien als Preußen, das klei— 
nere Land, da haben wir dieſen Frieden gehabt; er wurde ſchon bedenklich 
und angefochten nach dem öſterreichiſchen Kriege, nachdem die Macht, welche 
in Deutſchland eigentlich den Hort des römiſchen Einfluſſes bildete, im 
Jahre 1866, im Kriege unterlag, und die Zukunft eines evangeliſchen 
Kaiſerthums in Deutjchland fich deutlich am Horizonte zeigte. 

Uber man verlor die Ruhe auf der andern Seite voll— 
ftändig, als auch die zweite fatholifche Hauptmadt in Europa 
denjelben Weg ging, und Deutjchland einftweilen anerfannt 
die größte Militärmadht und einftweilen, und vielleiht — je 
nahdem es Gott will — auf längere Zeit hin, die größte 
Schwerkraft in der politijhen Waage wurde, ohne unter 
einer katholiſchen Dynaftie zu ſtehen. Gleihmäßig mit dem 
Wahfen Preußens haben wir die Beeinträdtigung des fon- 
fejfionellen Friedens von Haufe aus gefpürt, und man bat 
nad vielen Mitteln gegriffen, um Waffen gegen uns in die 
Hand zu befommen. 

Wie vom Standpunkte unjferer Diplomatie die Sade fi 
verhält, da will ich Ihnen mit wenigen Worten aus einem Berichte dar- 
legen, der mir gerade mit der heutigen Poft hier zuging von einem unjerer 
——— und angeſehenſten Geſandten, — der Bericht iſt friſch aus 
dieſem Monat und iſt mir, während ich hier eben die heutige Poſt durch— 
ſah, unter die Hände gekommen, aber er überhebt mich der eigenen Aeuße— 
rung. Der Herr Berichterftatter Ioat: 

„Wenn ich meine perfönliche Meinung ausfprechen ſoll, fo geftehe ich, 
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daß ich feinen Augenblid daran gezmweifelt habe, daß die in Frankreich ge- 
wünjchte Revanche durch religiöfe —— in Deutſchland vorbereitet 
werden ſoll, und nur auf * ege Hoffnung auf Erfolg haben kann. 
Man will die deutſche Einheit und — auf dem Wege laͤhmen. Ein 
einflußreicher Theil des katholiſchen Klerus, der von Rom 
aus geleitet wird, iſt der franzöſiſchen Politik dienſtbar, weil 
mit ihr die Hoffnungen auf die Reſtauration im Kirchenſtaate 
zuſammenfallen. In Frankreich iſt vorübergehende Verſchmelzung oder 
vielmehr gegenſeitige Dupirung des klerikalen und — ** Ele⸗ 
mentes möglich, ſobald der Klerus Rache an Deutſchland und Wiederher— 
ſtellung franzöſiſcher Oberherrſchaft offen auf ſeine Fahne ſchreibt, unter 
welcher Regierungsform es ſei. So hofft man wieder zu erſtarlen, wäh— 
rend in Deutſchland durch wohlorganiſirte Arbeit des von Paris, Rom, 
Genf, Brüſſel geleiteten Klerus kirchliche Zerwürfniſſe mit aller Anſtren— 
gung vorbereitet werden.“ 

z * iſt dies ein an Se. Majeſtät den König gerichteter amtlicher 

ericht. 

In einem andern Paſſus heißt es: 

„Man mache ſich keine Täuſchungen darüber, daß gleichzeitig mit der 
Revanche gegen Deutſchland der Schlag gegen Italien vorbereitet wird, 
in der ———— daß Deutſchland durch innere religiöſe 
Wirren paralyſirt werden ſoll, und daß das klerikale Ele: 
ment, während es in Deutjchland und Polen langfam zerjegend 
wirkt, in Stalien offen das franzöfifhe Banner auforlenst, 
und unter feinem Schuße das Yand unter päpftlihe, oder 
vielmehr franzöſiſche, durch den Bapft repräfentirte Herr— 
haft zurüdführen ſoll.“ 

Das find die Anfichten eines gemwiegten und erfahrenen Diplomaten, 
der nicht für den Gebrauch parlamentarıscher Debatten diefen Bericht ge— 
fhrieben hat, fondern der feine, auf lange Jahre gegründete Ueberzeugung 
feinem Könige und Herrn ausſpricht. Diefe eine Berlefung wird Ihnen 
einen Lichtftrahl werfen auf die politischen Erwägungen, welche die Staats« 
regierung bei Beurtheilung jolher Maßregeln, mie fie hier vorfommen, 
zu beachten hat. — — 

Meine Herren! Wir find nicht darauf gefaßt geweſen, daß diejes 
Geſetz, wie wir es hier vorlegen, in der fonjervativen Partei irgendwelche 
Anfechtungen erfahren würde, und ich muß jagen, man hat die Möglich— 
feit, es anfechten zu fünnen von dem Standpunkte, von dem es jetzt ge- 
ſchieht, doch erft Fünftlich hineingelegt und die Bedeutung diejes Geſetzes 
nad) der Seite hin, von der es die Evangelifch- Sonfervativen anfechten, 
auf das Allererheblichite und im Widerfpruch mit feiner Tragweite über- 
trieben. Wären dieſe — — nicht geſchehen, ſo wären die be— 
dauerlichen Streitigkeiten und Reibungen bei dieſem Geſetze vollſtändig 
überflüſſig geweſen, es hat ſeine übertriebene Wichtigkeit erſt durch den 
uns ganz unerwarteten Widerſtand der konſervativen Partei evangeliſcher 
Konfeſſion bekommen, ein Widerſtand, in deſſen Urſprung ich hier nicht 
näher eingehen will — ich könnte es nicht ohne perſönlich zu werden — 
der aber für die Staatsregierung eine tief ſchmerzliche und für die Zukunft 
entmuthigende Erfahrung bildet. Ich kann —8 nachdem ich Ihnen 
auseinandergeſetzt habe in einer Offenheit, zu der konſervative Leute die 
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Staatdregierung niemald zwingen follten, — fie follten mehr Bertrauen 
zu und nach zehnjähriger Regierung haben, fie jollten uns etwas mehr 
auf's Wort glauben in Dingen, die wir verftehen müffen, — nachdem 
Sie und zu diefer Offenheit genöthigt haben, mit der ich die Genefis 
dieſes Geſetzes und feine Tendenz dargelegt habe, mit anderen Worten, 
Sie follten die Nothmendigfeit, daß unfere bisher nicht 
deutfh fprehenden Landsleute deutfch lernen, anerfennen. 
Das ift für mich der Hauptpunft dieſes Gefeges und ich hoffe, 
daß das Herrenhaus mit einer möglichft großen Majorität, mit einer Mas 
jorität, die der Regierung den danfbaren Eindrud läßt, daß fie auch in 
diefer wichtigen Sache, mie fo oft, die Unterftügung des Herrenhaufes ge 
habt hat, die Vorlage der Regierung fo annimmt, wie fie jegt vorliegt.“ 


Das Gejep wurde im Herrenhauje am 8. März 
mit 125 gegen 76 Stimmen angenommen. 


Februar. Zuftimmungdadrejien an Fürt Bismarck aus 
allen Theilen Preußens und Deutichlande. 


Antwort ded Fürften Bismarck auf eine Adreife aus 
Poſen: 

„Em. Wohlgeboren und den übrigen Herren Unterzeichnern der Sei— 
tens des Borftandes der Pofener — am 13. d. mir über⸗ 
reichten Adreſſe danke ich verbindlich für dieſe beredte Kundgebung Ihrer 
Zuſtimmung und Ihres Vertrauens. Die Beſtrebungen der von Ihnen 
gekennzeichneten Partei, welche ſich nicht die gemeinſame Wohlfahrt beider 
dort heimiſchen Nationalitäten, ſondern die Unterdrückung des deutſchen 
Elements als Ziel geſteckt hat, legen der Regierung die flieht auf, uns 
gejeglichen Uebergriffen, unter welcher Form fe auch auftreten mögen, ent- 
gegen zu treten. Die Regierung iſt ſich bewußt, daß ihr nicht die polnifche 

epölferung und nicht die katholiſche Kirche gegenüberfteht, weil fie die 
Rechte Beider auf dem Gebiete der — Geſetze und der Glau— 
bensfreiheit jederzeit geachtet und geſchützt hat und achten und ſchützen 
wird. Aber in dieſem Bewußtſein iſt ſie auch feſt entſchloſſen, den Geſetzen 
Achtung zu verſchaffen, unter deren Schutz die polniſche wie die deutſche 
Bevölkerung ſich einer Rechtsſicherheit und einer gedeihlichen Entwickelung 
erfreuen, welche jene Landestheile, bevor ſie preußiſch wurden, niemals 
gefannt haben. 

von Bismarck.“ 


März. Allgemeine Dankjagung des Kürten durd) den „Staats— 
Anzeiger.” 

„Die mir im jüngfter Zeit zugegangenen Adreffen und Telegramme, 
in welchen mir die Zuftimmung zu der von der Königlichen Regierung 
bezüglich des Schul-Aufſichts-Geſetzes jr Politif ausgefprochen 
wird, habe ich bisher, fo viel ich konnte, einzeln beantwortet. Die erfreus 
Iihe Zunahme derartiger Kundgebungen ift indeſſen fo ftarf, daß ich bei 

Fürft Bismard. IT. 31 
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meinem gegenwärtigen Gejundheitszuftande und dem Drange meiner täg- 
lichen Dienftgefhäfte darauf verzichten ei; eine jede bejonder8 zu erwie- 
dern, und nur auf diefem Wege meinen Dank für daß mir fundgegebene 
Bertrauen und die Verfiherung ausſprechen kann, daß ich auch ferner 
Sr. Majeftät dem Kaifer und dem gemeinfamen Vaterlande mit Gottes 
Sur fo zu dienen bemüht fein werde, daß mir diefes Vertrauen meiner 

itbürger erhalten bleibt. 
von Bismard.“ 


29, Konflikte mit Kom und den deutlichen 
Fiſchöfen. 


Die Berufung und Abweiſung des Kardinals Fürſten 
Hohenlohe als deutihen Botjhafters beim päpſtlichen 
Stuhl. 

1872. 25. April. Schreiben des deutihen Gejhäftsträgers 
bei der Kurie (v. Derenthall) an den Kardinal: Staats- 

jecretär Antonelli. 


„sch erhalte foeben den Befehl, Em. Eminenz vertraulich mitzutheilen, 
daß der Kaiſer, mein erhabener Herr, den Kardinal Fürft zu er 
zum Botjchafter des deutjchen Reiches bei dem heiligen Stuhl zu ernennen 
gerubt hat. Se. Eminenz der Kardinal Hohenlohe wird ſich unvermeilt 
nah Rom begeben, um fich perfönlich zu verfihern, ob dieje Ernennung 
dem h. Vater angenehm wäre und im alle einer günftigen Antwort Sr. 
Heiligkeit jein Beglaubigungsfchreiben zu überreichen.“ 


28. April. Bertraulihe Mittheilung über die Ernennung 
Hobenlohes x. 


Erlaß Bismards an den Botihafter Grafen Arnim 
in Paris. 

„Ew. Ercellenz benachrichtige ich vertraulih, daß Se. Majeftät der 
Kaifer und König bejchlojfen hat, den Kardinal YFürften — 
Baldenburg- Scillingsfürft zum Botſchafter des Deutſchen Reiches am 
Päpftlihen Stuhle zu ernennen. 

Dieſe Wahl wird einen neuen Beweis liefern, daß die Regierung 
St. Majeftät, jo viel an ihr liegt, den Frieden mit der Römiſchen Kirche 
zu pflegen bemüht ift, da jedem Unbefangenen einleuchten wird, daß ein 
Kardinal fein brauchbares Werkzeug zur Vertretung feindlicher Tendenzen 
gegen den Papſt fein würde. —* efenfive Stellung gegen ſtaatsfeind⸗ 
ide Uebergriffe einzelner Perſonen oder Parteien innerhalb der Tatholi= 
jhen Kirche wird die Negierung um fo ficherer zu wahren in ber 
Lage fein. 

31* 
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Die Perjönlichfeit des Kardinal Fürften Hohenlohe madht ihn in 
bejonderen Grade geeignet, diefen Beweis des Allerhöchften Vertrauens 
zu empfangen. Es ift befannt, daß er in feiner Stellung als Deutjcher 
und katholiſcher Kirchenfürft fi immer treu geblieben ift und den Strö— 
mungen, die eine fo bedauerliche Richtung genommen haben, ſich niemals 
bingegeben hat. Er hatte feinen Wohnfig in Rom aufgegeben und lebte 
feit dem Konzil in Deutfchland. Bei feiner dur Familienverhälniffe her- 
beigeführten Anmwejenheit in Berlin bat er fich bereit erklärt, der an ihn 
ergangenen — zu entſprechen, und habe ich den Kardinal An— 
tonelli durch die in Rom noch beſtehende Geſandtſchaft des Norddeut— 
ſchen Bundes von der Wahl, die Se. Majeſtät der Kaiſer zur Vertretung 
des Deutſchen Reiches am Päpſtlichen Stuhle getroffen hat, amtlich be— 
nachrichtigt. Der Kardinal Fürſt Hohenlohe tritt ſeine Reiſe nach Rom 
behufs Uebergabe ſeines Kreditivs in dieſen Tagen an und bat ſich mit 
Rückſicht auf feine prieſterliche Stellung vorbehalten, eine Erklärung des 
Papftes über die Frage, ob feine Perfon als Botſchafter Sr. Heiligkeit 
genehm ſei, felbft zu erbitten. 

Bis dies gefchehen, bitte ich Em. Ercellenz diefe Mittheilung nur 
als eine vertrauliche anzufehen, die Sie in den Stand jegen ſoll, 
irrigen Auffaffungen über die Abfichten der Regierung Seiner Majeftät 
entgegenzutreten und unfere Stellung im rechten Fichte darzuftellen.“ 


1. Mai. Der deutſche Gejhäftsträger bei der Kurie an 
Kardinal Antonelli. 


„Dur mein Schreiben vom 25. v. M. habe ich zc. zc. Meine Regie 
rung beauftragt mich heute Em. Eminenz zu bitten, mir, nah Einholung 
der Befehle des h. Vaters, mittheilen zu wollen, ob die in Rede ftehende 
Wahl S. M. des Kaiferd und Königs Sr. Heiligkeit erwünſcht ift. ꝛc ıc. 


2. Mai. Schreiben Antonelli’s an Herm v. Derenthall. 


„Ich hatte bis jet auf die Mittheilung Eurer Hohmwohlgeboren vom 25. 
vergangenen Monats, mit welcher Sie mich über ben von Sr. Majeftät bem 
Railer und König, Ihrem erbabenen Herrn, gefaßten Entihluß, ben Herrn Cardinal 
Hohenlohe zum Botſchafter des deutſchen Reiches beim heiligen Stuhle zu er- 
nennen, in Kenntniß jegen, feine Erwiederung gegeben, weil Sie jelbft in jener 
Mittheilung mir zu erkennen gaben, baß in kurzem bie gedachte Eminenz ſich 
nah Rom begeben würde, um fich perjönlich zu vergewiffern, ob bieje Ernennung 
bem heiligen Bater genehm jei. 

Um nun bem in Ihrem geftrigen Schreiben ausgebrüdten Wunſche zu 
entiprechen, babe ich es mir angelegen fein laffen, darüber die Befehle bes heiligen 
Baters einzuholen, und ich babe die Ehre Eurer Hochwohlgeboren zu eröffnen, 
daß, während Seine Heiligkeit für den Gebanfen Seiner Majeftät bes Kaijers 
und Königs empfängli ift, Sie doch bedauert, einen Cardinal ber heiligen 
römischen Kirche, auch wegen ber augenblidiihen Berhältniffe des heiligen Stuhles, 
zur Annahme eines fo belifaten und widtigen Amtes nicht autorifiren zu 
können.“ 
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14. Mai. Erörterung im Reichstage über die Ablehnung des 
Papſtes (bei der Berathung des Etats des Auswärtigen Amtes). 


Nede ded Fürſten Bismarck 
(nach einer Rebe des Abgeorbneten von Bennigfen): 


„Sch begreife, daß bei diefer Budget-Poſition der Gedanke entftehen 
fann, daß die Koften für diefe Gefandtichaft nicht mehr erforderlich jeien, 
weil es fi nicht mehr um einen Schug dentjcher Unterthanen in den 
betreffenden Landestheilen handelt. Ich freue mich aber do, daß ein 
Antrag auf Abjegung diefer Pofition nicht geftellt ift, denn er würde der 
Regierung unmilllommen gemejen fein. Die Aufgaben einer Gefandtidaft 
beftehen ja einerjeits im Enge ihrer Yandsleute, andererjeit3 aber doch 
auch in der Vermittlung der politifhen Beziehungen, in welchen die Reichs- 
regierung zu dem Hofe, bei dem ein Gejandter aftreditirt ift, fteht. Nun 
giebt es feinen auswärtigen Souverain, der nach der biöherigen Yage 
unjerer Geſetzgebung berufen mwäre, fo ausgedehnte, der Gouperainetät 
nahe fommende und durch Feine fonftitutionelle Verantwortlichkeit gededte 
Rechte, innerhalb des deutjchen Reiches vermöge unferer Gefeggebung zu 
üben. Es ift daher für daS deutjche Reich von weſentlichem nterefle, 
wie dafjelbe fich zu dem Dberhaupte der römischen Kirche, welches diefe, 
für einen auswärtigen Souverain jo ungewöhnlich umfangreichen Einflüffe 
bei uns ausübt, wie es ſich auf diplomatiſchem Wege dazu ftellt. 

Ih glaube kaum, daß es einem Geſandten des deutjchen Reiches 
nad den jest in der fatholijchen Kirche maßgebenden Stimmungen ge— 
lingen würde, durch die gejchidtefte Diplomatie, durch Ueberredung — von 
fomminatorifchen Haltungen, wie fie zwijchen zwei weltlichen Mächten vor- 
fommen können, fann ja hier nicht die Rede Fin, — aber ih will jagen, 
durch Ueberredung einen Einfluß auszuüben, der eine Modifikation der 
von Seiner Heiligkeit dem Papfte zu den weltlichen Dingen prinzipiell 
genommenen Stellung herbeizuführen im Stande jein würde. Jh halte 
es nah den neuerdings ausgeſprochenen und öffentlid pro= 
mulgirten Dogmen der fatholijhen Kirche nicht für möglich 
für eine mweltlide Macht, zu einem Konkordat zu gelangen 
ohne daß dieje weltlihe Macht bis zu einem Grade und in 
einer Weife effacirt würde, die daß deutſche Reich wenigſtens 
niht annehmen fann. 

Seien Sie nr Sorge, nad) Kanofja gehen wir nicht, weder 
förperlich, noch geiitig. 

Aber nicht deftoweniger kann fih Niemand verhehlen, daß die Yage 
des deutichen Reiches, — ich habe hier nicht die Aufgabe, die Motive und 
die Schuld der einen oder der anderen Seite zu unterfuchen, fondern nur 
die Aufgabe, eine Budgetpofition zu vertheidigen, — daß die Stimmung 
innerhalb des deutjchen Reiches auf dem Gebiete des konfejfionellen Frie— 
dens eine getrübte if. Die Regierungen des deutichen Reiches fuchen 
emjig, fuchen mit der ganzen Sorgfalt, die fie ihren katholischen wie ihren 
evangelifchen Unterthanen jchulden, nad den Mitteln, um in einer mög» 
lichſt friedlichen, in einer die fonfeifionellen VBerhältniffe des Reiches mög» 
lichſt wenig erfchütternden Weife aus diefem jegigen Zuftand in einen 
annehmlicheren zu gelangen. 
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Es wird dies ja jchmwerlich anders gefchehen fünnen, als auf dem 
Wege der EEE De und zwar auf dem Wege einer allge- 
meinen — — ung, zu welcher die Regierungen genöthigt 
werden die Beihülfe des Reichſstages in Anſpruch zu nehmen. Daß aber 
diefe Gefeßgebung in einem für die Gemiffensfreiheit durchaus 
fhonenden Wege, in der zurüdhaltenditen, zarteften Weife 
vorgehen, daß dabei die Regierung bemüht fein muß, forgfältig alle die 
unnöthigen Erfehwerungen ihrer Aufgaben zu verhüten, die aus unrichtigen 
Berichterftattungen, aus dem Mangel an richtigen Formen hervorgehen 
fönnen, das werden Sie mir zugeben; daß die Regierungen bemüht fein 
müfjen, die Richtigftellung unferes inneren Friedens auf die für die fon- 
feffionellen Empfindungen, auch folche, die wir nicht theilen, fchonendfte 
Weiſe herbeizuführen, werden Sie mir zugeben. Dazu gehört vor allen 
Dingen, daß auf der einen Seite die römıjche Eurie jederzeit nach Mög- 
lichkeit gut unterrichtet fet über die Intentionen der deutichen Regierungen 
und bejjer unterrichtet fei, als man e8 bisher geweſen ift. Ich halte für 
eine der herporragendften Urfachen der gegenwärtigen Trübungen auf fon= 
feffionellem Gebiete die unrichtige, entweder durch eigene Aufregung oder 
duch jhlimmere Motive getrübte Darftellung über die Yage der Dinge 
in Deutjchland und die Intentionen der deutjchen Regierungen, die an 
Seine Heiligkeit den Papft gelangt find. 

Ich hatte gehofft, daß durch die Wahl eines Botſchafters, 
der von beiden Seiten volle3 Bertrauen hätte, einmal in 
Bezug auf feine Wahrheitsliebe und Glaubwürdigkeit, dann 
in Bezug auf die Verſöhnlichkeit feiner Gefinnungen und 
gelang, daß die Wahl eines foldhen Botjhafters, mie fie 

e. Majeftät der Kaiſer in der Perfon eines befannten 
Kirhenfürften getroffen hatte, in Rom milllommen fein 
werde, daß fie als ein Pfand unferer friedlihen entgegen= 
fommenden Gefinnungen aufgefaßt, daß fie als eine Brüde 
der Berftändigung benußt werden würde; ich hatte gehofft, daß 
man darin die Berfigerung erfennen würde, daß mir etwas Anderes, al 
dad, was ein Sr. Heiligkeit dem Papfte auch durch die intimften Bezie— 
hungen verbundener irdenfürft jagen, vortragen und ausdrüden Fönnte, 
wie wir von Sr. Heiligkeit dem Papſte verlangen würden, daß die Formen 
immer diejenigen bleiben würden, in welchen ein Slirchenfürjt dem andern 
— ſich bewegt, und daß alle unnöthigen Reibungen in einer Sache, 

ie an ſich ſchwierig genug iſt, verhütet würden. Man hat an dieſe Er— 
nennung manche Befürchtungen auf evangeliſcher und liberaler Seite ge— 
knüpft, die meines Erachtens in einer unrichtigen Würdigung der Stellung 
eine Gejandten oder Botjchafters überhaupt beftehen. Ein Gefandter ift 
mejentlih doch nur das Gefäß, welches durd die Fnftruftionen feines 
Souveräns gefüllt erft feinen vollen Werth befommt, daß aber das Gefäß 
ein angenehmes, willlommenes fei, ein ſolches, welches nach feiner Be— 
fchaffenheit, wie man von alten Kryſtallen jagte, Gift oder Galle in ſich 
nicht aufnehmen fann, ohne es fofort anzuzeigen, das ift allerdings wün— 
ſchenswerth, in fo delifaten Beziehungen, mie diefe find. Das hatten wir 
gehofft, zu erreichen. 

Leider find aus Gründen, die und noch nicht dargelegt 
find, dieſe Intentionen der Kaiferlihen Regierung — eine 
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furze Ablehnung von Seiten der päpftlihen Kurie verhindert 
worden, zur ee zu gelangen. Ich kann wohl fagen, 
daß ein folder Fall nicht häufig vorkommt. Es ift üblich, daß, 
wenn ein Souverän feine Wahl zu einem Gefandten, zu einem Botjchafter 
etroffen hat, er dann aus Courtoifie an den Souverän, bei den der Ge- 
—— affreditirt werden ſoll, die Frage richtet, ob dieſer ihm persona 
grata fei; es ift indeß ganz außerordentlich felten der Fall, daß diefe 
Frage verneint wird, da es doch immer ein Rüdgängigmachen einer ein- 
mal gejchehenen Erennung bedingt; denn was der Kaiſer zu einer ſolchen 
Ernennung thun kann, thut er vorher, ehe er anfrage. Alfo er hat 
ernannt, wenn er anfragt, die verneinende Antwort it alſo 
eine Forderung, das 2 zurückzunehmen, eine Erklä— 
rung: du haſt unrichtig gewählt. Ich bin ſeit ziemlich zehn 
ae ee jegt auswärtiger Minifter, ich bin feit einundzwanzig 
Sahren in den Gefhäften der höheren Diplomatie und id 
glaube mich niht zu täufchen, wenn ich jage, es ift dies der 
erfte und einzige Fall, den ich erlebt, daß eine ſolche Frage 
verneinend beantwortet wird. ch habe öfter fchon erlebt, daß Be— 
denken ausgeſprochen find gegen Gejandte, die bereit längere Zeit fungirt 
hatten, daß ein Hof in vertraulicher Weiſe den Wunſch ausgejprochen hat, 
daß ein Wechjel in der Perſon erfolgen möge; dann aber hatte dieſer 
gel eine mehrjährige Erfahrung im diplomatifhen Berfehr mit diefer 

erfon hinter fich, hatte die Ueberzeugung, daß diefe Perfönlichkeit zur 
Sicherung der von dem Hofe gewünſchten guten Beziehungen nicht geeignet 
jei, und äußerte dann in der vertraulichften Form, gewöhnlich in eigen- 
händigen Schreiben von Souverän zu Souverän mit Erläuterungen, 
warum dies gejchehen — und dennocd in einer fehr vorfichtigen Weiſe; 
es wird felten oder nie beftimmt gefordert. Es find ja in der neuejten 
Zeit einzelne, mwenigftens ein recht flagrantes Beifpiel vorgefommen, daß 
die Abberufung eines Gefandten gefordert wird, aber, wie gejagt, die 
Berjagung eines neu zu ernennenden ift mir nicht erinnerlich, 
daß ich fie ſchon erlebt habe. 


Mein Bedauern über diefe Ablehnung ift ein außerordentlich lebhaftes; 
ih bin aber nicht berechtigt, diefes Bedauern in die Farbe einer Empfind- 
lichkeit zu überfegen, denn die Regierung ſchuldet unferen fatho- 
liſchen Mitbürgern, daß fie niht müde werde, die Wege auf: 
zufuden, auf denen die Regelung der Grenze zwiſchen ber 
geiftlihen und der weltlichen Gewalt, der wir im Intereſſe 
unferes inneren Friedens abfolut bedürfen, in der ſchoönend— 
ften und fonfeffionell am wenigften verftiimmenden Weife ge— 
funden werden könne. Ich werde deshalb mich durch das Gejchehene 
nit entmuthigen laſſen, fondern fortfahren, bei Sr. Majeftät dem Kaifer 
dahin zu wirken, daß ein Vertreter des Reiches für Rom gefunden wird, 
welcher fich des Vertrauens beider Mächte, wenn nicht in gleihem Maße, 
a in einem binlänglihen Maße für fein Gefchäft erfreut. Daß dieſe 
Aufgabe durch das Gejchehene weſentlich erfchwert ijt, kann ich allerdings 
nicht verhehlen.“ 
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Nachdem der Abgeordnete Windthorft (Meppen) die Ablehnung 
der Wahl des Kardinald Prinzen Hohenlohe dadurch zu erklären ver- 
fucht hatte, daß der Kardinal die ihm übertragene Stellung nicht hätte 
annehmen dürfen, ohne vorher feinen „Dienftheren,“ den Papft in Rom 
— zu befragen, — und hinzufügte: „Was würden Sie ſagen, wenn 

er Papſt den General-Adjutanten des Kaiſers zu ſeinem Botſchafter 
in Berlin ernennen wollte, — erwiderte 

Fürſt Bismard: „Der Herr Redner hat ſeine Verwunderung dar— 
über ausgeſprochen, daß der Kardinal nicht nach Rom gegangen ſei, um 
ſich die Antwort zu holen. In der Sade waren indeß zwei Antworten 
zu geben: die eine an Ce. Majejtät den Kaijer, der durch feine amtlichen 
Drgane bei der römifchen Kurie anfragte: „Iſt Euch das recht?“ — Die 
zweite an den Kardinal, Wenn ich richtig berichtet bin, fo ift die Antwort 
an den Herrn Kardinal, das Verbot der Annahme enthaltend, ſchon fehr 
viel früher al3 die Antwort an Se. Majeftät den Kaifer erfolgt. Nach— 
dem ich hiervon überzeugt war, fchien es mir doch nöthig, daß Se. Ma- 
jeftät der Kaiſer an Seiner Seite auch eine Antwort erhalten, und in 
Folge deſſen habe ich fpäterhin — ich weiß nicht, ob fünf oder acht Tage 
nad) der erften Anfrage — den Wunſch ausdrüden laffen, daß wir aud) 
eine Antwort erhalten möchten. Die haben wir befommen. 

Auf das Wort „Dienftherr“ möchte ich doch mit einem Worte zurück⸗ 
fommen. Der Herr Vorredner ift in der Gefchichte gewiß bewandert, — 
fomweit fie die kirchlichen Verhältniſſe berührt, und da erlaube ich mir die 
Frage, wer der Dienftherr des Kardinals Richelieu, des Kardinals 
Mazarin war, Beide Herren haben im Dienfte ihre® Souveräns, des 
Königs von Frankreich, vecht weſentliche Streitfragen, obwohl fie Kardi— 
näle waren, mit dem römiſchen Stuhle zu erledigen und zu verfechten 
gehabt. Alfo fo ganz durchſchlagend ift der Vergleich mit einem General» 

diutanten und dem Kardinal doch nicht, obfeon ih, wenn e3 Sr. 
a gefiele, hier einen General-Adjutanten Sr. Maje- 

ät zum Nuntius zu ernennen, Sr. Majeftät unbedingt zureden 
würde, ihn anzunehmen. 

Der Herr Vorredner hat e8 bemängelt, daß diefe ganzen Verbands» 
lungen früher in die Deffentlichfeit gelangt wären, als mit der von mir 
beanspruchten dienftlihen VBerfchwiegenheit im auswärtigen Dienft verträg- 
li wäre. Ich kann aftenmäßig nachweiſen, daß unſererſeits feine Veröf— 
fentlihung früher ftattgefunden hat, als bis ich von Rom das Telegramm 
von unferer dortigen Sefondtichaft amtlich erhielt. Die päpftliche Kurie 
macht aus der Ablehnung fein Geheimniß und hat dem und dem fremden 
Sefandten unummunden Mittheilung davon gemadt. Bon dem Augens 
blid an war es überflüffig, das er. zu bewahren. Der Herr Bor« 
redner fragt: wie ift es zugegangen, daß das fofort bekannt geworden ift. 
Ja, diejelbe Frage gebe ich ihm zurüd und bin überzeugt, er weiß mehr 
davon als ich. 

Der Herr VBorredner hat die Hoffnung ausgeiprochen, daß man durch 
Bertrag zu einer Regelung der bei uns ftreitigen Angelegenheiten gelangen 
werde, und hat auch, wenn ich ihn richtig verftanden habe, Andeutungen 
über das Beftehen von Verträgen gemacht, die ich nicht ganz begründet 
finden kann. Es ift ſchon oft ein Streit geweſen, ob man beftimmten Ein« 
rihtungen einen vertragsmäßigen Charakter, oder nicht, beilegen kann. 
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Das fann ih dem Herrn Borredner verfihern, daß wir 
egenüber den Anfprüchen, welche einzelne Unterthbanen Gr. 
ajeftät des Königs von Preußen geiftlihen Standes ftellen, 
daß e8 Landesgeſetze geben fünne, die für fie nicht verbind- 
li feien, daß wir older Anſprüchen gegenüber die volle ein- 
heitliche Sonveränetät mit allen uns zu Gebote ftehenden Mitteln 
aufreht erhalten werden und in diejer Richtung aud der 
vollen Unterftügung der großen Majorität beider Ronfeffios 
nen ſicher find. 

Die Sonveränetät kann nur eine einheitliche fein und nr es 
bleiben: die Souveränetät der —— und wer die Geſetze 
feines Landes als für ihm nicht verbindlich darftellt, ftellt ſich aufer- 
halb der Geſetze und jagt fid) los von dem Geſetz. 

Ih habe dem Herrn Vorredner als Minifter in diefer Beziehung 
weiter nichts zu jagen; al8 evangelifher Ehrift aber habe ich ihm 
nod) * ſagen: wenn er glaubt, daß die Trennung der evangeliſchen Kirche 
vom Staate für die evangeliſche Kirche tödtlich ſei, ſo muß ich ihm, was 
ich feiner ganzen Haltung nach vorausfehen konnte, entgegnen, daß ihm 
zu meinem Bedauern der wahre Begriff des Evangelium 
nod nit aufgegangen ift.“ 


— 


Die künftige Papftwahl. 
14. Mai. Bertraulicher Erlaß des Fürften Bismard an die 
deutjchen Vertreter”). 

„Die Gejundheit des Papftes Pius IX. ift nad allen uns zukom— 
menden Berichten eine durchaus befriedigende und feine Symptome einer 
baldigen Aenderung darbietende. Ueber furz oder lang aber muß eine 
neue Bapftmahl immer eintreten; nur der Zeitpunkt entzieht fich der menſch— 
lihen Berehnung und Borausfiht. Die Stellung des Oberhauptes der 
katholischen Kirche ift für alle Regierungen, innerhalb deren Ländern dieſe 
Kirche eine anerkannte Stellung hat, von folder Bedeutung, daß es ge- 


*) Das Schriftſtück wurde im December 1874 im „Reichs- und Staats» 
anzeiger“ mit folgenden einleitenden Worten veräffentlicht: 

„Die ungewöhnlichen Umftände, Durch welche bie gerichtliche Verfolgung bes 
Grafen von Arnim herbeigeführt wurbe, haben biplomatiiche Aktenftüde an bie 
Deffentlichleit gebracht, welche zu ftrenger Geheimhaltung beftimmt waren. — Das 
Königliche Stadtgericht zu Berlin bat eine Reihe von Documenten kirchenpofitifchen 
Inhalts ausgefchieden und der Deffentlichleit vorenthalten, weil von dem Be— 
fanntwerben derjelben eine Gefährdung bes Friedens zu beforgen fei. Mit wenigen 
Ausnahmen banbelt es ſich dabei nicht um unfer, ſondern um frembes Amts- 
geheimniß. — Die Regierung kann ſich nicht ermächtigt halten, vertrauliche oder 
geheime Mittheilungen anderer Regierungen ber Deffentlichleit zu übergeben. 
Soweit e8 fih um das Intimfte, das nur Deutfchland angeht, handelt, fann 
Alles an das Yicht gezogen werben, ohne unfere auswärtigen Beziehungen zu 
ſchädigen, geichweige denn den Frieden zu gefährben. 

Den Ausgangspunkt der gefammten der Oeffentlichfeit vorenthaltenen Alten- 
ftüde bildet eine Cirkulardepeſche des Neichslanzlers vom 14. Mai 1872, bie 
fünftige PBapftwahl betreffend.“ 
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boten jcheint, fich die Folgen eines Wechſels in der Perfon des Papftes 
rechtzeitig zu vergegenmwärtigen. 

Es iſt Schon früher anerfannt worden, daß die Regierungen, welche 
fatholifhe Unterthanen haben, dadurch auch ein großes und unmittelbares 
Intereffe an einer Papftwahl haben, ſowohl an der zu mwählenden Per— 
ſönlichkeit ſelbſt, als beſonders aud daran, daß die Wahl von all den 
Garantieen in formaler und materieller Beziehung umgeben fei, welche es 
den Regierungen möglih machen, fie al8 eine gültige und allen Zmeifel 
ausjchliegende auch für fih und den Theil der katholiſchen Kirche in ihren 
Ländern anzuerkennen. Denn daß die Regierungen, ehe fie dem durch 
Wahl konftituirten Souverän, der berufen ift, jo meitgreifende, in vielen 
Gtüden nahe an die Souveränetät grenzende Rechte in ihren Pändern 
auszuüben, diefe Rechte faktifch zugeftehen, verpflichtet find, gemilfenhaft 
zu erwägen, ob fie die Wahl anerkennen können, darüber fcheint mir fein 
Zweifel jein zu fünnen. Ein PBapft, welchem die Gejammtheit oder die 
Mehrzahl der europäiihen Souveräne aus formalen ‘oder materiellen 
Gründen glaubte die Anerkennung verfagen zu müffen, würde jo wenig 
denkbar fein, mie es denkbar ift, daß ein Pandesbifchof in irgend einem 
Lande Rechte ausübte, ohme von der Staat3regierung anerkannt zu fein. 
Dies galt ſchon unter der früheren Drdnung der Dinge, wo die Stellung 
der Biſchöfe noch eine felbftftändigere war, und die — nur in 
ſeltenen Fällen in kirchlichen Dingen mit dem Papſte in Berührung kamen. 
Schon die im Anfang dieſes Jahrhunderts geſchloſſenen Konkordate haben 
direktere und gewiſſermaßen intimere Beziehungen zwiſchen dem Papſt und 
den Regierungen hervorgerufen; vor Allem aber bat das vatikaniſche 
Konzil und jeine beiden wichtigften Beftimmungen, über die Unfehlbarfeit 
und über die Jurisdiftion des Papftes, die Stellung des legteren auch 
den Regierungen gegenüber gänzlich verändert, und das Intereſſe der 
legteren an der Papſtwahl aufs höchſte gefteigert, damit aber ihrem Rechte, 
fih darum zu fümmern, auch eine um fo feftere Bafis gegeben. Denn 
durch diefe Beſchlüſſe ift der Papft in die Page gefommen, in jeder ein- 
zelnen Diözeje die bifchöflihen Rechte in die Hand zu nehmen, und die 
päpftlihe Gewalt der landesbiſchöflichen zu fjubftituiren. Die bijchöfliche 
Jurisdiktion it in der päpftlichen aufgegangen; der Papſt übt nicht mehr, 
wie bisher, einzelne beftimmte Rejervatrechte aus, jondern die ganze Fülle 
der biſchöflichen Rechte ruht in feiner Hand; er ift im Prinzip an die 
Stelle jedes einzelnen Biſchofs getreten, und es hängt nur von ihm ab, 
fih auch in der Praxis in jedem einzelnen Augenblick an die Stelle 
dejielben gegenüber den Regierungen zu jegen. Die Biſchöfe find nur noch 
feine Werkzeuge, feine Beamten ohne eigene VBerantwortlichkeit; fie find 
den Regierungen gegenüber Beamte eines fremden Souveräns geworden 
und zwar eine Souveränd, der vermöge feiner Unfehlbarkeit ein voll 
fommen abfoluter ift — mehr als irgend ein abjoluter Monarch in der 
Welt. Ehe die Negierungen irgend einem neuen Papſte eine ſolche Stel- 
lung einräumen, und ihm die Ausübung foldher Rechte geftatten, müſſen 
fie fih fragen, ob die Wahl und die Perjon deffelben die Garantieen 
darbieten, welche fie gegen den Mißbrauch ſolcher Gewalt zu fordern bes 
rechtigt find. 

Dazu fommt noch, daß gerade unter den jegigen Verhältniſſen nicht 
mit Sicherheit zu erwarten fteht, daß auch nur die Garantieen, mit 
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welchen in früheren Zeiten ein Konklave umgeben war, und melde es 
felbft in feinen Formen und feiner Zufammenjegung darbot, zur Anmwen- 
dung fommen werden. 

Die vom römischen Kaifer, von Spanien und von Frankreich geübte 
Exkluſive hat fih oft genug als iluforisch erwiefen. Der Einfluß, welchen 
die verfchiedenen Nationen dur Kardinäle ihrer Nationalität im Konklave 
ausüben konnten, hängt von zufälligen Umftänden ab. Unter welchen Um— 
ftänden die nächfte Papftwahl ftattfinden, ob diefelbe nicht vielleicht in 
übereilter Weife verfucht wird, jo daß die früheren Garantieen, auch der 
Form nad, nicht gefichert wären — mer mollte das vorausjehen? 

Aus diefen Erwägungen jcheint e8 mir wünfchensmwerth, daß diejenigen 
europäifhen Regierungen, welche durch die firchlichen Intereſſen ihrer ka— 
tholiſchen Unterthanen und durch die Stellung der fatholifchen Kirche in 
ihrem Lande bei der Papftwahl intereffirt find, fich rechtzeitig mit den 
diefelbe betreffenden Fragen befchäftigen, und mo möglich fich unter ein= 
ander über die Art und Weiſe verftändigen, wie fie fich derfelben gegen- 
über verhalten wollen, und über die Bedingungen, von welchen fie event. 
die Anerkennung einer Wahl abhängig machen würden. 

Eine Einigung der europäijchen Bere in diefem Sinne würde 
von echten Gewicht und vielleiht im Stande fein, im voraus 
fhmwere und bedenklihe Komplikationen zu verhindern. 

Em. :c. erfuche ich daher ergebenft, die Regierung, bei mwelder Sie 
beglaubigt zu fein die Ehre haben, zumächft vertraulich zu fragen, ob fie 

eneigt fein möchte, zu einem Ideenaustauſch und einer eventuellen Ver— 
ändigung mit und über diefe Frage die Hand zu bieten. Die Form, in 
welcher die3 gejchehen könnte, würde dann leicht gefunden werden, wenn 
wir vorerft der Bereitmilligfeit ficher find. 

Ich ermächtige Em. :c., diefen Erlaß vorzulefen, bitte Sie aber, einft- 
mweilen denfelben noch nicht auß der Hand zu geben und die Sache über: 
haupt mit Diskretion zu behandeln.“ 


Beurlaubung des Fürſten Bismard. 


„Provinzial» Eorresponbenz” vom 8. Mai. 


„Der Reichskanzler Fürft Bismard, welcher feit einer Reihe von 
Fahren umausgejegt in der angeftrengtejten Thätigfeit verblieben ift, ohne 
feiner Gejundheit jemals eine ernfte Pflege widmen zu können, gedenft 
in Kurzem, nad Erledigung der dringendften Aufgaben der Reichsver- 
waltung, einen mehrmonatlichen Urlaub anzutreten,“ 


Notiz vom 22. Mai: 


„Fürſt Bismard hat fih am 18. mit einem durch feinen Geſund— 
heit3zuftand erforderten längeren Urlaub nah Varzin — und wird 
in Angelegenheiten aus dem Reſſort des Reichskanzler-Amtes mit Ge— 
nehmigung Sr. Majeſtät des Kaiſers und Königs durch den Staats-Miniſter 
Delbrüd vertreten werden. Die Leitung des Auswärtigen Amtes vers 
bleibt dem Staatd-Sefretär von Thile, die Peitung der preußijchen Ges 
fchäfte ift auf den älteften in Berlin anweſenden Staat3-Minijter über- 
gegangen.“ 
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Die Icfuitenfrage im Reichstage. 


Petitionen für und wider die Zefuiten. 
Nah der „Provinzial » Korrespondenz” vom 22. Mai. 


„Der Reichskanzler Fürft Bismard bat in ber Rebe über bie Hoben- 
fobe’jhhe Angelegenheit bie Stellung und Aufgabe ber Neichsregierung zu ben 
firhlien Fragen in kurzen, aber beflimmten Andeutungen bezeichnet. 

Nicht auf dem Wege eines Concorbats ober Vertrages mit ber geiftliähen 
Gewalt Fünne nah den neuerdings ausgefprocdenen und öffentlih verfünbeten 
Slaubensfägen der fatholifchen Kirche die Regelung der firhlihen Fragen erfolgen, 
ohne daß die weltlihe Macht ſich in einer Weiſe verleugnen milßte, bie das 
Deutihe Reich für ſich nicht annehmen könne: 

Aber Niemand könne ſich verhehlen, daß bie Lage und Stimmung innerhalb 
bes Deutihen Reiches auf bem Gebiete des confejfionellen Friedens eine getrübte 
fei. „Die Regierungen des Deutſchen Reiches juchen emfig, juchen mit der ganzen 
Sorgfalt, die fie ihren fatholifhen, wie ihren evangeliſchen Unterthanen ſchulden, 
nad den Mitteln, um in einer möglichft friedlichen, in einer bie confeffionellen 
Berbhältniffe des Reiches möglichft wenig erſchütternden Weife aus dieſem jetigen 
Zuftand in einen annehmlicheren zu gelangen.“ 

Es werde dies jchwerlih anders geichehen können, als auf dem Wege 
der Gejeßgebung, unb zwar auf dem Wege einer allgemeinen Reichs— 
gefetgebung, zu welcher die Regierungen genöthigt fein würden, die Beihülfe 
bes Reichstags in Anjpruch zu nehmen. 

Der Deutſche Reihstag hat feinerfeits die erfte Gelegenbeit ergriffen, 
um jeine volle Zuftimmung zu ber von dem Reichskanzler bezeichneten Richtung 
ber kirchlichen Politik auszufprehen und das Bertrauen beffelben zu beftätigen, 
daß die Regierung auf biefem Weg der bereitwilligen Unterftügung ber großen 
Mebrheit ficher jet. 

Den Anlaß zu der Erklärung bes Neichstages baben die Berbandlungen 
über ben Jejuiten- Orden gegeben. 

Die Thätigfeit des Jejuiten-Ordens im Gebiete des Deutſchen Reichs war 
Gegenſtand ſehr zahlreicher Petitionen geworben, welche von ber einen Seite auf 
ein unbebingtes Berbot und eine Ausjchließung bes Jeſuiten-Ordens aus 
dem Deutichen Neiche abzielen, von ber anberen Seite ebenjo lebhaft für ben 
Fortbeftand und die wohlthätigen Erfolge ber Thätigkeit des Ordens 
eintreten. 

Die Petitionen gegen ben Jefuiten-Orben führen etwa Folgendes aus: 


„Nah jchwerer, opfervoller Kriegsarbeit ift unfer Volk zur friedlichen 
Wirkſamkeit zurüdgelehrt, zum Ausbau feines bürgerlihen und gejelljchaftlichen 
Lebens. 

Es will zu einer nad innen wie nach außen einigen, ftarfen und freien 
Nation mehr und mebr heranwachſen, mit ber Hülfe und unter dem Schube ber 
Neichsverfammlung, auf deren Weisheit und Klugheit es vertrauend blidt. Im 
dieſem ee Are Streben und Wirken ſieht es ſich in bebroblichfter und 
gefährlichfter Weife gehemmt und beeinträchtigt durch den Jeſuiten-Orden, ber 
unter dem Schuge der Geſetze die entgegengefegten Ziele verfolgt unb im neuefter 
Zeit unfer Vaterland zum Mittelpunkt unbeilvoller Wirkſamkeit erloren hat, das 
er mit feinem Nete mehr und mehr überziebt.“ 

Die Grundiäge und Beftrebungen bes Jeſuitenordens feien in neuefter Zeit 
fo unverhoblen zu Tage getreten, | es nur weniger Erinnerungen bebürfe, um 
biefelben als ftaats- und fulturgefährlich, insbeſondere als grundverberblich für 
unfer Baterland erkennen zu laffen. Ueber ihre Yehre in Betreff des Verhält— 
nifjes von Kirche und Staat und ber verfchiebenen Konfelfionen zu einander, 
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könne fein Zweifel befteben. Es genüge, an einige Süße bes vom Papft aner- 
kannten Organs ber römijchen gehuiten zu erinnern. 

Danach jeien alle Fürften verpflichtet, die fathofifhe Kirche als bie einzig 
berechtigte anzuerkennen und alle übrigen Religionsgenoffenichaften zu unterbrüden. 
Religiöje Gleichberechtigung, Gewiffens- unb Qultusfreibeit ſeien ein Gräuel und 
das Berberben ber Bölfer. Es fei das ein Syſtem, welches die Staatsorbnung 
tief gefährde, Haß und Zwietracht unter ben Confeffionen ſäe, namentlih aber 
katholiſche Unterthanen mit Abneigung und Mißtrauen gegen ihre andersgläubigen 
Fürften und Staatsmänner erfülle. 

Dieje Lehren würden in Deutichland offen verbreitet, zugleich aber fteben 
dem Sefuiten-Orben ungeheure Machtmittel zur Verwirklichung feiner Pläne zu 
Gebote. Zablreihe Mitglieder des Ordens feien namentlih in Preußen un— 
ermüblich thätig, auf ber Kanzel wie im Beichtftuhl, durch Abhaltung außer» 
orbentliher Bollsmiffionen, Eprercitien für Weltgeiftlihe, Leitung unzäbliger 
Brüderſchaften und Bereine für jedes Alter und jeden Stand. Es jei ihnen ge» 
lungen, einen großen Theil der Seelſorge an fih zu zieben, namentlich Einfluß 
auf die frauen zu gewinnen. Außerordentlich ergiebige Geldquellen fihern und 
vermebren ihre Macht. Faft in allen Diöcefen baben fie ſich Einfluß auf bie 
Ausbildung der Geiftlihen zu verichaffen gefucht, und fo fei benn das gefammte 
refigiöfe Leben der deutichen Katholilen ſchon jetzt mehr ober weniger vom Geift 
ihres Orbens inficirt. 

Wenn bie ig bes Deutihen Reichs die freie Bildung von Ber- 
einen gewährleifte, fo Fönne fie unmöglich ſolche Vereinigungen für zuläffig erachtet 
haben, deren Beftrebungen die Grundlage und bie Lebensbebingungen bes Reiches 
felber untergraben.“ 


Die Betitionen zu Gunften der Jeſuiten find in bei Weitem größerer 
Zahl eingegangen, als die entgegengejegten. In denjelben wird im Wejentlichen 
Folgendes ausgeführt: 

„Geſetze, wie fie gegen bie Jeſuiten beantragt werben, würden bie bürger- 
fiche, wie bie religiöſe Freibeit der Einzelnen, wie aller Katholiken auf das Tieffte 
verlegen, das Prinzip der Intoleranz in bie Gejetgebung einführen, die Selbft- 
ſtändigkeit der fatholifchen Kirche im Deutichen Reich jchwer verlegen. Die Ka- 
tholiten fönnen Niemandem, am wenigften ihren erklärten Feinden ein maßgeben- 
des Urtbeil darüber geftatten, welche Anftalten, Bereine oder Orden in ihren 
Kirchen ihrem religidfen Interefje und Firchlichen Leben förderlich feien ober nicht. 
Dies zu beurtbeilen jei Sache ihrer firhlihen Autorität und innere Angelegenheit 
ihrer Kirche. Es fei aber Unwiffenbeit und Berleumdung, wenn man bie Thätig- 
feit der Jefuiten als eine dem Reich unb dem confeifionellen Frieden gefährliche 
bezeihne. Sie geben von benfelben Männern aus, welche alle glaubenstreuen 
Katholiken, ja die Kirche jelbft als ftaatsgeführlich und reichsfeindlich verdächtigen. 

Der confejfionelle Friede jei durch bie Jefuiten in feiner Weiſe geftört 
worben. Bei ben mit ihnen Berfebrenben ober ihrer feeljorgerijchen Leitung An« 
vertrauten fei nirgend bie den Gejeten und der Obrigkeit ſchuldige Achtung ver- 
mindert worben, im Gegentheil feien bie Jeſuiten beftrebt, das Anfehen der Auto» 
ritäten zu heben. Im ben Kriegen von 1866 und 1870—71 feien Alle, auch 
nicht Wenige aus ber Gejellihaft Jeſu, freiwillig zur Bertheibigung bes Bater- 
landes ins Feld gezogen. 

Der Orden ſei ein von der Kirche gut gebeißener und ftehe demgemäß auf 
dem Boden ber römijch-fatholiichen Kirche, deren Selbftftänbigfeit und Beſitz von 
Anftalten im Artikel 15 ber preußiſchen Verfaſſung garantirt ſei.“ 


Die Commijfion des Reichtages, welcher bie Petitionen zur Bor» 
beratbung überwiefen wurden, war in ihrer großen Mebrheit der Anficht, daß bie 
Beiorgniffe in Betreff ber Wirkjamkeit der Jeſuiten begründet feien unb brin- 
genben Anlaß zur Beachtung und Gegenwirkung Seitens der Staatsbehörben 


geben. 
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In dem Commifjfionsberichte ift auf die Thatſachen in Betreff ber 
urfprünglicen Stiftung und bes Zweds des Jejuiten-Ordens, feine Unterorbnun 
unter ben Orbensgeneral in Rom, auf den gejhichtlih nachgewiejenen Einflu 
des Ordens auf Kirhe und Staat von feiner Gründung bis zu feiner Auf— 
bebung durch päpftliches Breve, von feiner Wiederberftellung bis zu feiner heutigen 
Wirkſamleit hingewieſen. 

Man möge dieſe Thätigkeit bewundern oder fürchten: in jedem Falle ſtelle 
fie die mächtigfie Organifation diefer Art im geichloffener, ſtreng monarchiſcher 
Berfaffung dar, — in einer einheitlichen Einrichtung, im welcher das heutige 
Deutiche Reich nur eine von zwanzig und mehr Provinzen darftelle. 

Diefe Natur der Gejellihaft Jeſu beftimme nothwendig eine beftimmte 
Stellung ber Staatsgewalt. So viel bekannt, jei in den zu bem heutigen Deut- 
[hen Reich gehörigen Staaten nirgends burd eine Verordnung ausdrüdiich der 
Orben zugelafjen. 

Wo er beftebe, berube er auf dem Grunde bes freien Bereinsredhts und 
ber Selbftftänbigfeit jeder Religionsgefellihaft in der Verwaltung ihrer Angelegen- 
beiten, — wobei die Borfrage bleibe, ob eine Organifation, wie bie bes Jejuiten- 
Ordens, in das Gebiet des freien Vereinsrechtes fällt, und ob fie lediglich eine 
eigene Angelegenheit der Kirche bildet. Ein Orden mit der Berfafjung dieſer 
Geſellſchaft jei in ber That fein Privatverein, feine Bergejellihaftung von „Preußen“ 
zu erlaubten Zweden, ſondern es ſeien eiblich verpflichtete Mitglieder einer in 
ſtrenger Unterordnung feit geichloffenen Körperſchaft, welche fich über das ganze 
Gebiet der katholiſchen Kirche erftrede und ihre Oberen im Auslande babe, deren 
Anweifungen zu befolgen fie ſich eidlich verpflichten. ; 

Dem Staat fehle dem gegenüber der Anhalt zu einer ſchützenden Thätig- 
feit. Daß die Mitglieder des Orbens in ber Seelforge dem Diöceſanbiſchof unter» 
geordnet find, treffe ben Punkt nicht, um den es fich handle; denn bie juftematifche 
Einwirkung der Ordensverbindung auf bie einzelnen Glieder, die von ihnen ge» 
leitete Thätigkeit der Bereine entziebe fih der zufammenbängenden Kenntniß und 
Controle des Staats. Dieje Art der Thätigleit habe in der Geſchichte der Orden 
ſtets gewaltet, und laffe ſich doch uie durch juridiiche Beweiſe feftftellen. Jeder 
nicht zu biefer Parteiorganifation Gehörige ftebe einer unſichtbaren 
Macht gegenüber, welde überall thätig und doch nirgends in einem 
verantwortliden Organ zu finden jei. Eine ſolche Organifation enthalte 
eine Gefährdung des firhliden Friedens, die in einem paritätifchen 
Staat mit gleihem Shut und gleihem Recht anderer Belenntniffe praktiſch nicht 
zujammen beftehen Fünue. Eben beshalb dürfen paritätiiche Staaten ſich nicht 
indifferent dagegen verhalten. 

Das in biefer Lage Nothwendige jei die Herftellung der Autorität 
des Staates und der Staatsgeſetze nah einbeitlihden Grundſätzen. 
Allerdings ſei folhen Zuftänden nicht Durch bloße Polizeiverbote zu helfen, jondern 
buch zufammenhängende Mafregeln der Geſetzgebung und ber Re- 
gierungen innerhalb ihrer Kompetenz. 


Der Antrag der Commiffion ging auf Grund diefer Erwägungen 
babin, 

die ſämmtlichen Petitionen dem Herrn Reichslanzler mit dem Erſuchen zu über- 

weifen, aus dem Inhalt derjelben es zur Kenntniß ber verbündeten Regierungen 

zu bringen, in wie weitem Maße der Orden Jeſu und bie von ihm geleiteten 

Einrihtungen und Bereine auf dem Boden des freien Bereinsredhts ihre 

Thätigkeit innerhalb des Deutjchen Reiches entwidelt haben, ſowie mit der Auf- 

forberung:: 

I. die verbünbeten Regierungen zu veranlaffen, fih über gemeinfame 
Grundſätze zu verftänbigen in Betreff der Zulafjung religidjer 
Drden, in Betrefj der Erhaltung bes Friedens, der Glaubens 
befenntniffe unter fih unb gegen die Berfümmerung ſtaats— 
bürgerlihder Rechte burd die geiftlide Gewalt; 
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insbeſondere aber 

II. womöglid noch in diefer Seffion dem Reichstage einen Gefetentwurf vor- 
zulegen, dur welden bie Nieberlaffung von Mitgliedern ber 
Gejellihaft Jeſu und ber ihr verwandten Kongregationen ohne aus» 
brüdiide Zulaſſung ber betreffenden Landesregierung unter Strafe 
geftellt wird.“ 


Verhandlung im Reichstage'). 


Zu dem Kommilfionsantrag wurde vom Abg. Wagener folgender 
Berbefferungsantrag geftellt: 


„Sämmtlihe Petitionen dem Reichskanzler zu überweifen mit der Auf- 
forberung: 

1) darauf hinzuwirken, daß innerhalb des Reiches ein Zuftanb bes 
öffentlihen Rechtes bergeftellt werde, welder den religiöjen 
Srieden, die Parität der Glaubensbelenntniffe und ben 
Shut der Staatsbürger gegen Berlümmerung ihrer Rechte 
durch geiſtliche Gewalt ſicher ftellt, 

2) insbeſondere einen Geſetzentwurf vorzulegen, welcher auf Grund bes Ein- 
ganges und der Nr. 13 und 16 bes Art. 4 der Reichsverfaſſung bie 
rechtlihe Stellung der religidfen Orden, der Congregationen 
und Genofjenfhaften, bie Frage ihrer Zulaffung und beren Bebin- 
gungen regelt, fo wie bie ftaatsgefährlihe Thätigfeit derjelben, 
namentlih der Gefellihaft Iefu, unter Strafe ftellt.“ 


Aus der Rebe des Abg. Wagener zur Begründung diejes Antrages: 


„Meine Herren, es handelt fich bei dieſer Berathung um bie tiefften ragen 
ber Gegenwart, um bie Fragen, bie nad beiden Geiten bin über die Yreibeit 
nicht blos der Kirche, jondern auch Über die Freiheit der Staaten und bes Deut- 
ſchen Reiches enticheiden werden. Für uns handelt es fih nicht darum, eine 
Knechtſchaft der Kirche zu begründen oder anzubabnen, ſondern es handelt ſich 
darum, bie Freiheit der Staaten gegen Grunbjäge und gegen Webergriffe zu ver- 
theibigen, bie leider nur zu ſehr mit Händen gegriffen werben können. Fürchten 
Sie nicht, daß ich anmaßlich genug fein werde, mich in Ihre kirchlichen Angelegen- 
beiten einzumifchen, daß ich mir erlauben werde, darüber abzuiprechen, was ein 
fatholiiher Chriſt glauben oder nicht glauben fol, — das ift Ihre Sade. — 
Wir wollen unverworren fein mit allen den Beftrebungen, bie 
„Jeſuiten“ rufen und Kirche und Religion meinen; wir wollen und 
nicht einmifhen im die inneren Angelegenbeiten weber ber katho— 
liſchen noch der evangelifchen Kirche, und ich kann in dieſer Beziehung bie 
Berfiherung gebeu, daß wir unfererfeits nichts lebhafter wünſchen, als endlich auch 
den Arm des Staates aus ber evangeliſchen Kirche entfernt zu ſehen, damit fie 
in den Stand gejetst und befähigt werbe, ſich auf ihre eigenen geiftigen und geift- 
lichen Kräfte zu ftügen. 

Ein (katholifher) Redner hat die Frage vorgelegt, wer denn eigentlich biejes 
firhlihe Zerwürfniß angeregt und veranlaft hätte, von wem es denn ausginge, 
daß wir jeßt in dieſer Weife die Frage behandeln und uns darüber auseinanber- 
jegen jollen? Meine Herren, genau von dem Tage au, wo Sie das 
baticanifhe Eoncil eingeleitet und getrieben haben, genaupon bem 
Tage an batiren bie religiöfen Wirren in Deutihland. Es war ein 
Irrthum meines Vorredners, wenn er den jeßigen Zuftand auf die aufßerordent- 
lihe Stärke der katholiſchen Kirche zurüdführt. Ich theile dieſe Auffaffung nicht; 


*) Die ——— über die Jeſuiten⸗Petitionen und über das Jeſuitengeſetz fanden ohne 
perjönlice Betheiligung erfranften und beurlaubten Reichslanzlers ftatt. 
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ich führe den jetzigen Zuſtand zurüd auf eine außerorbentlihe Schwäche ber Re— 
ierungen. Die Regierungen baben eine unverantwortliche Nachficht auf dieſem 
ebiete geübt, fie baben ein unverantwortliches Gebenlaffen bewieien, und ba- 
durch find Sie ſcheinbar erftarkt, dadurch find Sie beraufcht, beshalb halten Sie 
fi für mächtiger, als Sie find. Sie werben bald die Flügel einzieben, 
wenn Sie merlen, Sie haben es mit einer ftarfen Staasgewalt zu 
tbun, bie nicht mit fi ſpaßen läßt. 

Weiter möchte ich dem Vorwurf begegnen, als ob es fih bei unferem An— 
trag unb unjerem Vorgehen irgendwie um einen Angriff gegen bie katholiſche 
Kirche handle. Wir hören ja aus Ihren Neben, daß Sie jehr geneigt find, bie 
jett in Rom herrſchende Partei mit ber katholiſchen Kirche als gleichbebeutenb 
barzuftellen; wir aber find überzeugt, e8 giebt in ber katholiſchen Kirche 
eine große weit verbreitete Partei, die fihb mit Seufzen dar— 
nach jehnt, von dem Drude, den diefe jegt in Rom herrſchende 
Bartei auf bie fatholifhe Kirdhe im Ganzen und Großen ausübt, 
burdh eine zwedmäßige Haltung der KReihsregierung befreit zu 
werden. — — j 

Am 10. oder 20. April 1871, vor Schluß bes Concils, ba wurbe von einer 
Anzabi bervorragenber Fatholifcher Kirchenfürften ein Schreiben an das Conzil ein 
gereicht, worin ausbrüdlich aufmerfiam gemacht wurde auf bie Bebeutung, bie 
die Proflamation dieſer politiihen Säte notbwendig für das Verhältniß von 
Staat und Kirche haben müßte. Dieje Biſchöfe haben damals darauf hingewieſen, 
daß fie fih, wenn diefe Säbe angenommen würben, fortan in ber Lage be- 
fänden, in ber Schule über das Berbältuif bes Staates zur Kirche 
anbers zu lehren, wie bis babin geſchehen fei. — — Und jene 
Kirhenfürften haben dann weiter wörtlich gejagt, daß Niemand glauben würbe, 
wenn von fatholifher Seite vwerfichert würde, es würde biefen —— ja gar 
keine praktiſche Konſequenz gegeben werden. Es heißt in dem Schreiben wörtlich: 
„Hohnlachend würden die Gegner antworten, es iſt endlich evident geworden, daß 
jeder Katholik ein geborner Feind des Staates iſt, da er ſich im Gewiſſen 
für verbunden erachtet, fo viel erfann, bazu beizutragen, daß alle 
Reihe und Völker vem römifhen Papft unterworfen werben.” Und 
jetst werben biefe Lehren von ben preußifchen Bifchöfen bereits als jelbftverftänd- 
lich bingeftellt. So hat der Bilhof Kremenk als unzweifelhaft ven Sat hin— 
eftellt, daß, wenn ftaatlihe Gefete mit kirchlichen Vorſchriften in Conflict 
Aänden, es fich natürlich von felbft verfteht, daß bie kirchlichen Borfchriften ben 
nee baben. 

s iſt unmöglich, daß eine beutfhe Reichsregierung mit ge» 
falteten Händen einer Thätigkeit gegenüberfteben fann, welde bie 
Fundamente bes Staates in Base ftellt, die in Frage ftellt, ob bie 
tatbolifhen Untertbanen auch durch bie Gefete verpflichtet find, ob 
bie katholiſchen Kleriker fih mit irgend einer fanonifhen Satung 
einer ftaatlihen Pfliht entziehen dürfen. Ein folder Zuftandb, 
ber die Gemwifjen verwirrt, ber die Moral zerftört, ber bie Geſetze 
illuforifh macht, ein ſolcher Zuſtand ift für jede Regierung ein 
— und unerträglicher. 

eine Herren Sie berufen ſich auf die Verfaſſungsurkunde. Ich möchte 
ſagen, wie kommen Sie dazu, ſich für die Untergrabung der Funda— 
mente des Staates auf ſeine Grundſätze zu berufen? Iſt denn die 
preußiſche Verfaſſungsurkunde beiſpielsweiſe, iſt dieſe etwa ein Freibrief für die 
jetzt in Rom herrſchende Partei, oder iſt ſie ein Privilegium für den Jeſuitenorden? 
Die preußiſche Verfaſſung iſt ein Geſetz über die Rechte und Pflichten der preu— 
ßiſchen Unterthanen, indem bie Rechte und Pflichten auf das Genaueſte mit ein» 
anber verbunden find, wo bie felbfiftändige Berechtigung ber Kirche nicht weiter 
gebt, al8 bie Berechtigung ber Religionsfreibeit, und wo bie Religionsfreibeit 
ihre Grenze bat an der Erfüllung der ftaatsbürgerliden Pflichten. 
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Wenn Gie bie ftaatsbürgerlihen Pflihten unter dem Borwanbe 
ber Religion verratben unb verläugnen, bann ſchädigen Sie nit 
allein Ihre Kirche auf das Tieffte, fondern Sie machen unmöglid, 
daß der Staat biejenige eg gegen biejelbe bebalten fann, 
die er bis jegt inne gehabt hat; Sie maden es unmöglich, als eine 
bere&tigte Corporation noch eine Geſellſchaft anzufeben, bie fi 
als Staat im Staate gebehrbet, und noch bazu mit einem aus» 
wärtigen Oberhaupt. 

Uns intereffirt ftaatlih ber Papſt gar nit; wir haben e8 
mit preußiſchen und deutfhen Untertbanen zu tbun, und bieje 
preußifhen und beutihen Untertbanen haben dem Geſetze zu ge- 
borden, und wenn jie bas nidt freiwillig wollen, dann wirb unb 
muß man fie zwingen. 

Das iftder Sinn unferes Antrages. 

Die Deutſche Reihsregierung wirb fih bie Frage zu flellen 
haben, welche Stellung fie zu bem Berfudh, jene Dinge in Deutſch— 
land praftifh zu maden, einzunebmen baben wird, und bie Be- 
ratbung dieſer Frage ift mir viel wichtiger und tiefgreifenber, als 
all vas wüfte und zwedlofe Rufen gegen den Jefuitenorden nad 
feiner Befeitigung unb Austreibung. 

Ich verhehle mir durchaus nicht, daß bie geiftigen Römerzüge, zu welchen 
wir jetzt aufgerufen werben, vielleicht ebenfo mit Gefahr verbunden find, als vor 
Zeiten die militärifhen. Aber wir werben biefem Kampf gewachſen bleiben, 
wenn wir bie Regierungen und bie politijhen Gewalten genau auf 
das Gebiet befhränften, wo fie berechtigt find und — mas das Ent— 
ſcheidende für alle dieſe Fragen ift — wo fie aud bie Möglichkeit ber 
Erelutive baben. Das Hineingreifen in bie inneren firdliden 
Angelegenbeiten, das Hineingreifen in das Gewiffen, das ver- 
werfeih; man wird nur dann babin gelangen, dem Kaiſer zu 
was bes Kaifers if, wenn man babei au nicht vergißt, 

ott zu geben, was Gottes ift. Aber wir merben niemals uns in 
bem Sat gefangen nehmen laffen, zu glauben, ober unfere Praris barnad 
einzurichten, bat der Papft in Rom an Stelle bes lebendigen Gottes getreten 
wäre, unb daß wir den Sätzen von da aus geboren follen, in dem Gegen- 
fage, man müfjfe dem Papft mehr geborden, als bem Sailer. Das ift bas 
Feldgeſchrei ber jetst in Rom herrſchenden Partei, und mit biefem Feldgeſchrei 
werden Sie entweder den Staat zu knechten ſuchen, ober den Staat zwingen, das 
Aenferfte gegen bie Kirche zu thun, um fich feine eigene Freiheit zu bewahren. 
— — Der Staat fann niemals darauf verzichten, auf feinem eigenen Gebiete 
feine eigene Souveränetät feftzubalten und alles Das von fich fern zu halten und 
zu befeitigen, was biefe Souveränetät in Frage ftellt. 

Ich richte deshalb an Sie die Bitte, überſchreiten Sie nit das 
Staatsgebiet dadurch, baf Sie einen kirchlichen Orden unter feiner 
firhliben Bezeihnung als Ihren einzigen Angriffepunft bin» 
ftellen, fondern halten Sie fih an die Satze, welde von bort ber 
als die leitenden proflamirt werben, und forgen Sie dafür, daß 
dieſe Säße nicht in bie Praris überfett werben dürfen. 

Es ift ja nicht von ungefähr, daß bie kirchlichen Zerwürfniffe nach der Zeit 
faft zufammenfallen mit der Aufrichtung des Deutſchen Reiches. Sie wiflen, 
woran bauptjählih das Deutſche Reih zu Grunde gegangen ift; Sie wiffen, was 
in Deutfhland Bölker und Fürften an den äuferften Rand bes Unglüds gebracht 
bat. Sie bürfen nicht zweifeln, daß wenn es in Deutfchlanb eine Bartel giebt, 
die das Deutfche Reich jpalten und zerftören will, fie wiederum einfegen wird in 
biefen religiöjen Gegenjag.“ 


Furſt Bismard. II. 32 
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Das Yeinitengejek. 


Der vorgelegte Gejehentwurf lautete dahin: 


„Den Mitgliedern des Ordens der Gejellihaft Jeſu oder einer mit 
diefenn Orden verwandten Kongregation kann, auch wenn fie das deutjche 
Indigenat befigen, an jedem Orte des Bundesgebiets der Aufenthalt von 
der Landes-Polizeibehörde verjagt werden.“ 


14. Mai. Rebe des Bunbesbevollmädtigten, Präfidenten Dr. Friedberg zur 
Begründung des Entwurfs. 


„Die verbündeten Regierungen find von folgender Erwägung ausgegangen: 
Die Thätigkeit des Ordens ber Jeſuiten in feinen einzelnen Mitgliedern entbält 
eine Gefahr für das Reich und ſtört den Frieden im Reid, es muß 
aljo das Mittel gefuht werden, um dem fFriedensftörer auf dem Wege bes 
Hausrechts dieſe weitere Störung des Friedens unmöglich zu maden, und fie 
faubten, daß biejes gelingen Fönne, wenn man in Bezug auf die Mitglieder bes 
Drdens der Jeſuiten eine Beſchränkung des fonft allen anderen beutiden Staats- 
bürgern zuftehenden Rechts,, fih frei im Deutſchen Reihe zu bewegen unb zu 
walten, eintreten ließe. 

Demgemäß verlangt ber Gejegentwurf von Ihnen die Ermädtigung ba, 
wo bie Thätigleit des einzelnen Jefuiten eine Gefahr für den 
inneren Frieden bes Reiches bewirfe oder beforgen lafje, biejen 

riedensftörer aus biejem Drte feiner Thätigfeit ausmweijen zu 
önnen; um abzuwarten zu dürfen, ob er, entfernt aus den Kreifen biefer feiner 
gefährlichen Thätigkeit an einem anderen Orte mit berjelben Thätigkeit von Neuem 
beginnen möchte. 

Es ift nicht zu verlennen, daß in diefer Beſchränkung eines ber allen übrigen 
Deutſchen verbürgten ftaatsbürgerlihen Rechte die Ermächtigung zu einem großen 
Eingriff in die Freiheit des Einzelnen von Ihnen verlangt wird. Aber 
von dem Augenblid an, wo anerkannt ift, daß bie unbejchränfte Thätigleit des 
Ordens und feiner Mitglieder eine Gefahr für den Frieden bes Reiches berbei- 
führt, ift man nur in der Ausübung des Rechtes der Nothwehr, wenn man 
zu biefem Mittel der Ausweijung greift. 

Die verbündeten Regierungen erfennen e8 ausbrüdlih an, daß dieſes Geſetz 
eben nur ein proviforifhes Notbgefek im Stande der Nothwehr fei und 
daß eine umfaffende Regelung ber Fragen, die in Ihren übrigen Rejolutionen 
enthalten find, auch zu einer weiteren umfaffenden Regelung der Ordensfragen 
überhaupt unb insbejondere der Fragen über ben Orden der Jejuiten führen 
wird. 

Einen Einwurf aber weiſen wir ſchon jetzt und im Voraus mit aller 
Energie zurück, den Einwurf nämlich, als ob dieſes Geſetz ein Geſetz jei, 
gemünzt gegen die katholiſche Kirche, und daß es darum dazu an« 
en jet, bie Imterejjen der katholiſchen Kirche zu gefährden. 

ie katholiſche Kirhe war und hat anderthalb Jahrtaujende be- 
ftanden, geblübt und in voller Herrlichkeit gewaltet, bevor der 
Jeſuite norden in's Leben getreten war, die katholiſche Kirche hat 
demnächſt beftanden, nahdem vom Oberbaupte ber katholiſchen 
Kirche der Iefuitenorben aufgehoben und ausgelöfht worben war, 
und bie katholiſche Kirche befteht und blüht in benjenigen länbern, 
und insbefondere in en beutfhben Ländern, in welden nad 
ber geiftlihen Wiederberftellung des Ordens das weltliche Gejeg 
unb die weltlidhe Berfaffungsurfunde ben Iefuitenorben von den 
Grenzen dieſer deutſchen Länder ausgeſchloſſen halten. 
Kein Gedanke und kein Character liegt aljo diefem Geſetze 
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ferner, als der Gedanke einer — gegen die katholiſche 
Kirche, denn wir wollen uns nicht den Srden der Jeſuiten mit ber 
fatbolifhen Kirche identificiren lafjen.“ 


Die Nothwendigkeit bes fhleunigen Vorgehens gegen bie 

Sefuiten wurde bei ber erften Lejung vonallen Barteien außer ber 

fatbolifhden Centrumspartei und einem Theil der Fortfhritts- 

partei anerlannt und bemgemäß befhlofien, ohne vorgängige 

Terre asian: zur zweiten Leſung im Reichstage jelbft zu 
reiten. 

Doch hatten ſich bereits in ber erften Lejung mehrfah Stimmen erhoben, 
welde den Entwurf der Regierungen als zu mild und zu unbeftimmt er- 
Märten. Im der Bwifchenzeit von ber erften bis zur zweiten Lefung fanden ver- 
traulihe Berathungen zwiſchen ben verjchiedenen Parteien des Reichstags ftatt, 
welde zur Bereinbarung eines anberweitigen Entwurfs führten. 


Der Entwurf des Reihstags lautete: 

„8. 1. Der Orden ber Gejelljhaft Iefu und die ibm ver- 
wandten und ordensähnlihen Congregationen find vom Gebiet 
bes Deutihen Reihs ausgeſchloſſen. 

Die Errihtung von Niederlaffungen derjelben ift unterfagt. Die zur Zeit 
beftebenben Niederlaffungen find binnen einer vom Bunbesrath zu beftiimmenden 
Frift, welche fechs Monate nicht Überfteigen barf, aufzulöſen. 

$. 2. Die Angehörigen bes Ordens ber Gefellichaft Jeſu oder der ihm 
verwandten Orben oder orbensähnlichen Congregationen fönnen, wenn fie Aus- 
fänder find, aus dem Bundesgebiet ausgewiefen werben; wenn fie Innländer 
find, kann ihnen der Aufenthalt in —— Bezirlen oder Orten verſagt 
oder angewieſen werden. 

8.3. Die zur Ausführung und zur Sicherſtellung des Vollzugs dieſes 
Geſetzes erforderlichen Anordnungen werden vom Bundesrathe erlafjen.” 


Aus der Schlufrede des Abgeordneten Dr. Gneif. 


„Meine Herren! ſolche Gejete find feine Ausnabmegejete. Sie er- 
feinen nur als folche, wenn man bie Rüdficht auf die Rechte des Staates als 
eine Ausnahme anfiebt. 

Wir Alle haben vor religidfen Ueberzeugungen eine gegenfeitige Hochachtung. 
Nur möge man fih zu Gunften des Jeluitenordens nicht auf das Recht der 
freien Bereinigung aller Preußen berufen. Nein, meine Herren, das ift ein 
Mißbrauch des Namens Freiheit, gegen dem ich proteftiren muß. Es han— 
. belt fih bei dem freien Vereinsrecht um bie Freiheit der Nation, zu dem Zwecke 
ihrer geiftigen und gejellihaftlihen Entwidelung in gemeinfamer Thätigkeit fich 
zu vereinigen. Sie follen bie Herrichaft der Jejuiten über Kirche und Staat aber 
nicht unter der faljhen Rubrik der Freiheit bei uns einführen! Es handelt fich 
bei ber Freiheit des Jefuitenordens um etwas ganz Anderes, als um bie 
freie Bereinigung der Preußen, an die unfere Verfaffung gedacht hat. Es hanbelt 
fi bier nicht um einen Berein, fondern um eine fefte hierarchiſche Kaften- 
ordnung, Die das Gegenthbeil von freier Bereinigung iſt. Es banbelt 
fih bier nicht um einen Berein für beftimmte Zwecke mit gemeinfhaftlichen 
Mitteln, fondern um eine Tbätigleit nah ben Befehlen eines aus» 
wärtigen Oberen und den Gehorfam gegen dieſe Befeble. 

Meine Herren! Laffen Sie uns bie beiderjeitigen Standpunkte Klar halten. 
Wir befimpfen den Jeſuitismus als einen fremden Geift, den wir verberblich 
wirken fehen gegen unjere geiftige und nationale Entwidelung. — Sie fümpfen 
für den Jefuitenorden, als für ein Ihnen liebgewordenes Element der katholischen 
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Kirche, mit dem fie in 20 Jahren Fortichritte gemacht bat, wie früber nicht in 
200 Sahren. Daß man biefe Macht lieb gewinnt, daß man fie für beilig bält, 
bas ift ein gemeinfames Merkmal aller Derer, die in ben Befig einer Macht ge- 
fommen find. Bertreten Sie diefes Machtmittel zu ihrem Nuten oder aus Ihrer 
religiöjen Ueberzeugung. Nur bringen Sie uns nicht das Wort Freiheit 
und Redt, um bie Herrjhaft der Iefuiten in Deutihland einzu— 
führen. Handelt es fih um die Frage der Freiheit und bes Rechts, 
fo ift das die Seite, auf ber wir fiehen!“ 


Der Gejegentwurf wurde in der zweiten Bera— 
thung mit 183 gegen 101 Stimmen angenommen. 


17. Mat. Aus der Rede ded Präfidenten ded Neichöfanzler-Amts 
Staatd-Minifterd Delbrüd bei der dritten Lejung. 


„Ih habe die Verpflichtung, Namens ber verbünbeten Regierungen von 
Neuem den Stanbpunft zurüdzumeifen, welcher ben Ieluitenorben mit ber fatho- 
lichen Kirche identificirt (al8 gleichbedeutend anſieht). Die verbüinbeten Regie- 
rungen Können ihrerfeits biefen Staubpunft ebenfo wenig jeßt anerkennen, als fie 
ihn anerfannt haben, wie Ihnen das Gefet vorgelegt wurde. Sie können in vieler 
Behauptung nur eine willfürlihe Berrüdung offenkunbiger Thatſachen ſehen, eine 
Berrüdung, die fie um jo tiefer beklagen, als fie Dazu dienen kann, die Mafregel 
in weiteren Kreifen über dieſes Haus hinaus des Characters zu entlleiden, den 
fie trägt, und ihr einen Character aufzubrüden, ben fie nicht bat. 

Der Herr Borrebner hat fih ſodann ausführlich verbreitet über die Frage, 
welches wohl der angreifende Theil fei in ber vorliegenden Frage. Ich glaube, 
daß, wenn das Neich eine Maßregel trifft, Die es zu feinem Schuße für noth- 
wendig bält, baf es bann auf feine Eılenntniß ankommt, ob es fih angegriffen 
fühlt, und nicht darauf, ob Richtungen, welche dem Angreifer nahe ftehen, einen 
Angriff nicht erfennen wollen. Ueber die Frage der Nothwehr bat zunädhft ber 
zu enticheiben, ber angegriffen ift. 

Wir leben in einem fehr neuen Staatsweien, das durch große politifche 
Erfhütterungen hervorgerufen ift, und wir würben, glaube ich, einen fehr großen 
ge begeben, wenn wir uns ber Täufchung bingeben wollten, daß, weil bie 

utſche Reichsverfaſſung durch das Neichsgejehblatt verkündet ift, nun Alles 
fertig und in Orbnung fei. 

Wir werben uns noch fange Zeit lebendig zu vergegenwär— 
tigen haben, daß bie Berfaffung, daß dieſe neue Schöpfung Feinde 
bat, nit blos äußere, fondern auch im Innern, und, wenn bie 
Bertretung des Reiches die Ueberzeugung gewinnt, baß zu dieien 
inneren Feinden ein Orden gebört, welder mit großen Mitteln, 
geiftigen und materiellen, ausgerüftet, mit einer feltenen Orga- 
nifation begabt, ein feftes Ziel verfolgt, fo ift fie berechtigt, 
biefen Angriff zurückzuweiſen.“ 


Der Gejegentwurf wurde in dritter Leſung 
mit 181 gegen 93 Stimmen angenommen. 


19. Mai. Schluß des Reichstages durch den Präfidenten des 
Reichskanzler⸗Amts Staats-Minifter Delbrüd (in den 
Räumen des Reichstages). 
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Die veränderte Stellung Roms und der Biſchöfe. 


Aus der „Provinzial- Korrespondenz“ vom 19. Juni. 


„Einer der Führer ber fatholiichen Partei im Neichstage, ber Abgeordnete 
Windthorſt (Meppen) fagte bei der eıften Berathung bes Jeſuitengeſetzes: 

„Wenn Sie uns in brüsfer Weile den Krieg erflären — mwohlan, dann 
folfen Sie ihn haben! Sagen Sie dann aber nicht, daß wir ben Streit be- 
gonnen. Sie wollen benfelben batiren von dem vaticanifchen Concil, Sie finden 
ben Grund beffelben in dem Syllabus und der Encyllila; das ift unmahr! bie 
dort ausgefprochenen Säge, foweit fie das Verhältniß von Staat und Kirche be- 
rübren, finb bereit8 in ber Bulle Unam sanctam enthalten, unb ich be» 
greife nicht, wie fih Staatsmänner und Brofefjoren finden fönnen, 
zen: behaupten, e8 fei in biefem Berbältniß irgenb Etwas ge- 
ändert.“ 

Der Abgeordnete hat in einer Beziebung Recht: in ber Geichichte ber 
Päpfte ift der Aufpruch auf abſolute Herrihaft auch über alles MWeltliche nicht 
neu, unb ben fchroffften Ausorud bat diefer Auſpruch in der Bulle des Papftes 
Bonifacius VIII. (Unam sanctam) gegen den König Philipp den Schönen 
von Frankreich gefunden. 

Wie wentigaber bie Behauptungen dergenannten Bulle bisher 
im europäifhen Staatsrecht und in der Kirchenlehre felbft zur An» 
erfennung gelangt waren, davon haben deutſche Biſchöfe nodh auf 
dem lebten vaticanifhen Concil unummunden Zeugniß abgelegt, 
gerade um den Papft zu beftimmen, Die bedenklichen und gefahrdrohenden Folgen, 
welhe durch die Berfündigung der päbitiichen Unieblbarkeit in ben Beziehungen 
zwiſchen ber Kirche und den weltlichen Regierungen einzutreten brobten, zu verhüten. 

Im einer Vorftellung vom 10. Aprıl 1870, welche vom Carbinal-Erzbiichof 
Rauſcher (zu Wien) verfaßt und von einer großen Zahl franzöfiicher, öfter» 
reichiſcher, ungariſcher, italienischer, engliſcher, Ipanifcher, portugiefiiher und 
amerikaniſcher Biichöfe, fowie von den deutſchen Biſchöfen von München, 
Bamberg, Augsburg, Trier, Ermiand, Breslau, Rottenburg, Mainz, 
Dsnabrüd, vom apoftoliichen VBicar von Sadien und vom Bilhof Namsza— 
nowski unterzeichnet war, mwurbe in bringendfter Weile die Notbwendigfeit ber 
forgfältigften Prüfung der Frage von der Unfehlbarkeit des Papftes gefordert, 
vornebmlih um eines Bedenkens willen, „beilen höchſte Wichtigleit Niemandem 
entgehen könne, der Gott über der Seelen Heil Nehnung legen müſſe“, — benn 
I — direkt das Verhältniß der katholiſchen Lehre zur bürgerlichen Ge— 
ellſchaft.“ 

Die Biſchöſe wieſen darauf hin, daß die Päpſte des Mittelalters, indem ſie 
nach dem Maßſtabe ihrer Zeit urtheilten und durch falſche Nachrichten über Päpſte 
früherer Jahrhunderte, welche Kaiſer abgeſetzt hätten, getäuſcht wurden, beſtimmt 
glaubten und ausſprachen: es ſei ihnen von Gott das Recht verlieben, 
über alle weltlihen Augelegenbeiten zu gebieten und zu richten! 
benn Chriſtus der Herr babe dem beil. Petrus und beffen Nacfolgern zwei 
Schwerter übergeben: das eine das geiftliche, das fie felbft trüigen, das andere 
das weltliche, das die Fürften und Soldaten nad ihrer Weifung zu tragen hätten. 

„Dieje Lehre von dem Berbältniß der päpftlien Gewalt zur weltlichen, 
fo jagen die Bifchöfe weiter, bat Bonifaz VIII. in ver Bulle „Unam Sanctam“ 
veröffentlicht und allen Gläubigen anzunehmen befoblen. E3 giebt einige, die zur 
Bejeitigung ber Schwierigkeiten bebaupten: Bonifaz habe nichts befinirt als: alle 
Menſchen feien verpflichtet, den römiſchen Papft als das von Chriſto beftellte 
Haupt ber Kirche anzuerkennen; wer aber die Vorgänge zwiſchen Bonifaz unb 
Philipp dem Schönen kennt, dem kann die Meinung des Papftes nicht im 
Zweifel fteben. Uebrigens haben die Päpfte bis zum 17. Jahrhundert öffentlich 
gelehrt: die Gewalt über das Weltliche fei ihnen won Gott Übergeben worben, und 
haben die entgegengejette Meinung verdammt. 
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Eine andere Lehre über bie Beziehung ber geiſtlichen Gewalt zur melt- 
lichen legen wir und faft alle Bifchöfe der katholiſchen Welt dem dhrift- 
fihen Volle vor. Wir lehren nämlich: ungleich fei allerdings bie Würbe beider 
Gewalten; denn wie ber Himmel die Erbe überragt, jo find bie ewigen Güter, 
welche ben Menſchen mittelft der geiftlihen Gewalt zufommen, höher als bie zeit- 
lien, zu deren Erhaltung oder Mehrung die bürgerliche Gewalt unmittelbar be- 
rufen ift; jebe (biefer Gemwalten) fei aber in bem ihr anvertrauten 
Gebiete nad Gott die höchſte, und in ihrem Walten ber andern 
nicht unterworfen. 

Der weltliche Fürft, als Glied ber Kirche, fei ber kirchlichen Gewalt unter- 
geben, welcher nad göttliher Einrichtung das Recht verliehen ift, auch Kaifer und 

Önige mit firhlichen Strafen zu ahnden, nicht aber das Recht, fie abzujegen 
und bie Untergebenen bes Gehorfams zu entbinden. Die Gewalt, Könige unb 
Kaifer zu richten, welche die Päpfte bes Mittelalter ausübten, fei ihnen unter 
einer bejonberen Geſtaltung bes öffentlichen Rechts zugeftanden geweſen; nad 
bem vollftändigen Umſchwung in ben öffentlichen Inftitutionen, und ſelbſt in ben 
Privatverbältniffen, fei fie jedoch jammt dem Fundament, auf welchem fie rubte, 
entſchwunden. 

Was wir über das Verhältniß der kirchlichen zu der bürgerlichen Gewalt 
lehren, iſt nichts neues, ſondern ſehr alt, und durch bie Uebereinſtimmung 
ber heil. BVäter und bie Ausſprüche und das Beiſpiel aller Päpſte 
bis auf Gregor XII. beſtätigt; daher zweifeln wir nicht, daß dies volllommen 
wahr ſei, denn Gott wolle verhüten, daß wir wegen der Bedürfniſſe der Zeiten 
den richtigen Sinn des göttlichen Geſetzes fälſchen wollten! Es müſſen jedoch 
bie Gefahren angezeigt werben, welche für die Kirche aus einem 
Decret (dem Bejhluffe der päpftliben Unfehlbarkeit) entftündben, 
das mit biefer unferer Lehre nicht übereinftimmte. 


Es it Niemandem unbelannt, daß es unmöglidift, bie bürger- 
Iihe Gejellfhaft nad der in der Bulle „Unam sanctam“ ee 
ftellten Regel zu reformiren. Wenn ber römiſche Papft in dem beil. Petrus 
bie durch bie beiden Schwerter bildlich bezeichnete Gewalt erhalten und nach gött« 
lihem Rechte die Vollgewalt über Bölfer und Reiche erlangen würbe, wäre es 
ber Kirche nicht erlaubt, den Gläubigen das zu verbergen. 

Wenn aber bie chriftliche Unterweifung auf biefe Art eingerichtet wäre, 
würde e8 ben Katbolifen wenig nützen, zu verfidern, daß Die Gewalt bes heiligen 
Stubles über das Zeitliche eine Sache der bloßen Lehre fei und zunächſt fein 
Gewicht in Bezug auf die Thatfahen und die Ereigniffe babe; Pius IX. dene 
nicht entfernt baran, bie Oberhäupter ber weltlihen Gefellihaften abzujegen. 
Denn die Gegner würben hohnlachend antworten: Wir fürchten bie päpftlichen 
Urtheilsſprüche nicht, aber nach vielen und mannigfaltigen Verheimlichungen ift 
es enblih offenbargemworbden, daß jeder Katholik, der fih in feinem 
Thun durh den Glauben leiten läßt, ein geborner Feind bes 
Staats jei, dba erfihim Gemiffen verpflidhtet fühlt, alles, was er 
fann, beizutragen, daß alle Staaten und Böller dem römijhen 
Bapft unterworfen werben.“ — — — 

Soweit die Bedenken und Warnungen ber Biſchöfe kurz vor der Berlün- 
bigung ber päpftlihen Unfehlbarkeit. 

Es geht aus biefer Vorſtellung unwiberleglich hervor, daß bie Lehren über 
das Verhältniß von Staat und Kirche, wie fie durch das vaticanifche Concil zur 
entfcheibenden Geltung in ber römischen Kirche gelommen find, allerdings ben 
ſchroffſfen Anmaßungen des Papftthums im Mittelalter, wie fie Papſt Boni- 
facius in ber Bulle Unam sanctam geltend zu machen verjuchte, entſprechen 
— daß aber diefe Anjprüche ſeither innerhalb der fatbolifchen Kirche keineswegs 
zur Anerkennung als kirchliche Glaubensjäge gelangt waren, daß vielmehr nad 
dem unummwunbenen Zeugniffe der Biſchöfe te, Ketteler, Kremeng, 
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Förfter, Namszanomweli u. A. fie ſelbſt und „faft alle Biſchöfe ber fa- 
tbolifhen Welt dem -hriftfihen Volle bisher eine andere Lehre über bie Be- 
ziehbung ber geiftlihen Gewalt zur weltlichen gelehrt haben.” 

Angefichts dieſes Zeugniffes angejebener Biſchöfe ift es in bobem Maße be- 
fremdlich, wenn ein in katholiſchen Dingen fonft wohl bewanberter Rebner aus- 
zufprechen wagt: er begreife nicht, wie fih Staatsmänner und Profefforen finben 
fönnen, welche behaupten, e8 ſei in bem Berbältniffe von Staat und Kirche irgend 
etwas geändert! 

Die genannten Biihöfe haben dem päpftlihen Stuhle im Boraus gejagt, 
daß es unmöglich fei, bie bürgerliche Gejellichaft nach ber in ber Bulle: Unam 
sanctam aufgeftellten Lehre zu geftalten, — fie haben im Boraus verkündet, daß 
die Staaten fih bem päpftliben Sprude nicht beugen würden, daß 
aber die Stellung ber Kirche der weltlihen Macht gegenüber durch bie Lehre ber 
päpftlihen Unfebibarkeit eine jchwere Erichütterung erfahren müſſe. 

Die Borftellungen und bie Bitten ber firhlihen Würbenträger (mit denen 
nad früheren Kundgebungen faft alle deutſchen Bifchöfe im Herzen übereinftimmten), 
jowie die Mahnungen ber Regierungen baben nicht vermocht, die bedenkliche Ent- 
ſcheidung im Concil zu verhindern: inzwifchen ift die bedenkliche Saat des Zwie- 
fpalts aufgegangen. 

Wenn bie katholiſchen Abgeorbneten immer wieder rufen: „fagen Sie 
nicht, daß wir ben Streit begonnen haben“, — jo ift in jener Bor- 
ftellung beforgter Biſchöfe die bündigfte Auflflärung barüber zu 
finden, von wem unb wie ber Streit hberaufbefhworen worben ift.“ 


Der Feldprobſt Biſchof Namszanowski. 
29. Mai. Erlaß des Kriegsminiſters von Roon. 


„Der katholiſche Feldpropſt, Biihof Namszanowski, hat vor 
einigen Monaten dem katholiſchen Diviſions-Pfarrer der 15. Diviſion das 
Abhalten des Gottesdienftes in der Garnifon- Kirche zu Cöln um deshalb 
unterfagt, weil feiten® der Militärbehörde den Altkatholiten die Mitbe- 
nugung defjelben Gotteshaufes geftattet worden war. Nachdem er auf daß 
ernftlichfte darauf aufmerkfam gemacht worden mar, wie ſehr er feine Be- 
fugnifje damit überfchritten habe, und daß, wenn er verfuchen follte, den 
oben gedachten Divifions» Pfarrer an der Ausführung berechtigter Befehle 
feiner Militärs Vorgefegten zu hindern, die Staatsregierung ſich genöthigt 
fehen würde, ihn von jeinem Amte zu fuspendiren und event. da8 Amt 
felbft aufzuheben, wandte fih p. Namszanomwsfi mit diefjeitigem Vor— 
mwiffen an den apoftoliihen Stuhl. 

Unterm 21. d. hat nun xc. Namszanowski, geftügt auf Weifungen, 
die ihm jetzt aus Rom zugegangen find, das in Rede ftehende Verbot in 
einer die Hüdfichten gegen die StaatSregierung verlegenden Weije erneuert. 
Er hat dadurch die Regierung genöthigt, ihn unterm 28. Mai c. vom Amte 
zu fuspendiren, nachdem er durch jein anderweites Verhalten und durch un—⸗ 
angemefjene Aeußerungen gegen mich die Frage, ob e3 nicht nöthig fei, ihn 
vom Dienfte zu juspendiren, mir ohnehin fehr nahe gelegt hatte. Indem 
ih dem Königl. General- Commando hiervon Kenntniß gebe, erſuche ich 
ergebenit, folgende Beftimmungen gef. event. zur Ausführung bringen und 
den katholiſchen Militär- Geiftlihen ſowie den mit der Fatholifchen Geel- 
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forge für Militär- PBerfonen beauftragten Eivilgeiftlichen die nachfolgenden 
Punkte al3bald mittheilen zu lafjen.“ 


1873. 15. März. Aufhebung der katholiſchen Feldprobjitei 
durch Allerhöchſte Ordre. 


Ber Siſchof von Ermeland. 


Die Kirchengeſetze und die Landesgeſetze. 
1872. 21. Mai. Schreiben des Kultusminiſters Dr. Falk an den 
Biſchof von Ermeland (Krementz). 


„Em. biſchöfliche Hochwürden haben in dem gefälligen Schreiben vom 
30. März d. J. das gegen den Dr. Wollmann und Michelis Ihrerſeits 
'eingehaltene Verfahren durch die Borfchriiten des canoniſchen Rechts zu 
rechtfertigen gefuht und an die Spige Ihrer Ausführungen den Sag ges 
ftellt, daß, wenn zwifchen diefen Borjchriften und den Yandes= 

ejegen ein Widerſpruch beftehe, es Pflicht des Biſchofs jei, 
fr lange nah den firhlihen Normen zu handeln, bis die 
oberjten Staats» und Kirhenbehörden eine Bejeitigung des 
Widerſpruches herbeigeführt haben. 

Nur mit höchſtem Sefrembden hat die fünigliche Staatsregierung von 
diejer Erklärung Kenntniß genommen. Diefelbe ftellt die kirchlichen Ver— 
ordnungen über die Staatögejege und die Frage, ob den legteren zu ge= 
hie oder nicht, in das perjönliche Ermeſſen der geijtlichen Oberen. 

in folder Anſpruch ift mit der Staatshoheit unverträglid. 
Weder die Gefeggebung noch ein Staatsvertrag hat den ka— 
tholifchen Biſchöfen der Monarchie jemals ein derartiges Recht einge— 
räumt. Gleich allen andern Corporationen ift auch die Fatholiiche Kirche 
Preußens den Staatsgejegen unterworfen. Deren Befolgung ift eine der 
pornehmften ftaatsbirgerlihen Pflichten, und diefen darf dur 
Ausübung der Religionsfreiheit fein Abbruch geſchehen. 
(Artikel 12 der BVBerfafjungsurkunde.) Die Oberen der katholiſchen Geiſt— 
lichkeit werden überdies durch das Gefeg (AU. A. R. II. 11. 8. 134) dem 
Staate noch befonders zu vorzügliher Treue und Gehorſam verpflichtet. 
Em. biſchöfliche Hochwürden haben die Erfüllung aller diefer Pflichten in 
dem Sr. Viajeftät dem Könige geleiteten Homagialeide gelobt. 

Die in dem Schreiben vom 30. März d. 3. beftrittene Couveränetät 
des Staates zweifellos zu ftellen, ift um fo mehr für die königliche Staats— 
regierung geboten, al8 Em. bifhöflihe Hohmürden durch die gegen Woll— 
mann und Michelis erlaffenen Genfurdecrete Ihrer grundjäglichen Auf— 
fafjung, daß kirchliche Verordnung über Staatögefeg gehe, thatjächliche 
Bolge gegeben haben. Denn der ausgejprochene Bann hat die bürgerliche 
Ehre der Betroffenen verlegt, und dieſe Verletzung verftöht gegen die 
Staatögejege. Bei folder Sahlage muß die fünigliche Staatsregierung 
an dem Anfpruche fefthalten, daß mittelft einer entiprechenden amtlichen 
Kundgebung die Beeinträchtigung bejeitigt werde, welde der Dr. Woll⸗ 
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mann und Michelis durch die öffentliche Verkündigung der über fie 
verhängten Ercommumication an ihrer bürgerlihen Ehre erlitten haben, 
und einer Erklärung Em. bifhöflihen Hochmürden darüber entgegenfehen, 
Ben * gewillt ſeien, fortan die Staatsgeſetze in ihrem vollen Umfange 
zu befolgen.“ — — 


15. Juni. Schreiben des Biſchofs von Ermeland an den Kultusminiſter. 


Derſelbe beſtreitet, daß er die kirchlichen Verordnungen über die Staats— 
geſetze geſtellt habe. 

„Ih babe geſagt: 

1) das canoniſche Recht, an welches ich mich in einer KHärefie betreffenden 
Angelegenheit gehalten, fet in feiner lirchlichen Giltigkeit für Katholiken in Preußen 
— Staatsverträge, durch die Geſetzgebung und bie Verfaſſungsurkunde an— 

annt; 

2) im Falle eines Diffenfus zwifchen dem Staatsgejege und bem ſtaatlich 
anerkannten Kirchengeſetze ftebe es dem einzelnen Biſchofe nicht zu, das Eine oder 
Andere außer Kraft zu fegen; eine Löſung bes Widerſpruches der Geſetze fei Sache 
ber oberften Gewalten in Kirche und Staat; 

3) wo es fih aber um Glaubensſachen banble, ſei der Biſchof zumächft 
darauf angewieſen, nah firhliben Normen zu banbelu. Ich betone, daß nur 
von Glaubensſätzen die Rede war und nicht im Allgemeinen von kirchlichen Ver— 
ordnungen oder Borfchriften des canonishen Rechts. Glaubensiachen aber in das 
Gebiet der ftaatlichen Angelegenheiten bineinzuzieben, bat der bisherigen preußifchen 
Gejetgebung grundfägliih und thatfächlih fern gelegen. Somit kann aud in 
dieſem Sate keinerlei Berftoß gegen bie Staatöhoheit oder die faltiſche Geltung 
des Staatögejees liegen. Ich muß aber das ftattgefunbene und bereits in bie 
Deffentlichkeit gedrungene Mißverftändniß meiner Worte um fo mehr bebauerı, 
als ich meinerjeits der ftaatsbürgerlihen Pflichten, insbefondere ber eidlich gelobten 
Pflicht der Treue und bes Gehorfams gegen Se. Majeftät den König, mir voll» 
fommen bewußt bin und bie volle ftaatlihe Souveränetät bes Staates 
durchaus anerkenne und ſtets anerfanıt babe, ſowie ih auch nicht im Min— 
deſten anftebe, zu erflären, daß in bem vorliegenden Halle der Ercommunication 
es lediglih Sache des Staates ift, mit biefer an und für fich rein kirchlichen 
Strafe bürgerliche Rechtsfolgen zu verbinden. — — 

Um meinerfeits alles zu thun, was eine endliche Erledigung biejer Aus 
gelegenbeit herbeiführen kann, bin ich bereit, in einer befonderen Belehrung an 
meine Diöcefanen meine bereits wiederholt ausgeiprochene Ueberzeugung bervors 
zubeben, daß nach dem heutigen Staats» und Kirchenrecht durch die Ausichliefung 
aus ter Kirche die bürgerlihe Ehre der Betroffenen nicht beeinträchtigt tft und 
überhaupt bürgerliche Rechtsfolgen nicht hervorgerufen werben. Ich gebe mich ber 
Hoffnung bin, daß eine folhe Erklärung den Aufprücen des hoben königlichen 
Stuatsminifterii genügen und zur Herftelung des alten friedlichen Berhältniffes 
zwiſchen Kirche und Staat in meiner Diöcefe beitragen werde.“ 


Der Bifhof von Ermeland und die Subelfeier 
in Marienburg. 

22. Auguft. Anfrage ded Biſchofs, ob Se. Majeftät der Kailer 
und König ihn bei der Feſtfeier in Marienburg Behufs 
Meberreihung einer Ergebenheitsadreffe der ermländiichen 
Geiftlichfeit empfangen wolle. 
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2. September. Erlaß ded Kaijerd an den Biihof (im Wortlaut 
nicht veröffentlicht). Der Erlaß fnüpft an die noch nicht 
erledigte Vorſtellung ded Biſchofs vom 15. Juni an. 


„Der Kaifer gebe einen neuen weitgehenden Beweis landespäterlichen 
Sorgens um die Erhaltung des Friedens zwiſchen Staat und Kirche in 
der Aufforderung, welche der Saifer, bevor weitere Entſchließung in der 
Angelegenheit getroffen, gegenwärtig dem Biſchof an das Herz lege. Das 
Schreiben, welches der Letztere am 30. März d. 3. an den Eultusminifter 
gerichtet, habe die Regierung Sr. Majeftät ın die Nothwendigkeit verjegt, 
von dem Bifchof ein ausdrückliches Anerkenntniß der vollen Souveränetät 
des Staates in zweifellofer Geftalt zu fordern. In der Antwort, die dem 
Kaijer vorgelegt worden, fei — nicht die von der Regierung er— 
wartete Zuſage, die Landesgeſetze in ihrem vollen Umfange befolgen zu 
wollen, ſondern die Erklärung einer Anerkennung „der ſtaatlichen Sou— 
veränetät des Staates" ——— Mit dieſem Sage werde der Sou— 
veränetät des Monarchen in feinen Landen eine andere Sou— 
veränetät, als welde nur die kirchliche gedaht werden kann, 
gegenübergeftellt, damit aber die Grundlage verſchoben, auf weldyer 
das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche in der preußifchen Monardie 
verfafjungsmäßig geregelt ift. Die Befeitigung de hiernach beftehenden 
tiefgreifenden Gegenfages zwijchen der Regierung Sr. Majeftät und dem 
Biſchof ſei VBorausfegung für den Ausgleich der vorhandenen Differenzen 
und für die Fernhaltung ihrer Entwidelung zu ernften Confequenzen. 

Nur durch eine andermweite Erklärung von Seiten des Biſchofs fünne 
der Gegenfaß befeitigt werden. Die wiederholte VBerfiherung des Biſchofs, 
daß er fich feiner eidlich gelobten Pflicht, der Treue und des Gehorjams 
gegen Seine Majeftät, ebenfo bewußt jei, wie feiner übrigen ftaatsbürger- 
den Pflihten, und das ausdrüdlich befundete Streben nad einer der. 
ftändigung, laffe den Kaifer hoffen, feinen fruchtlojen Schritt zu thun, 
indem nun auch Seine Majeftät den Biſchof auffordere, rüdhaltlos zu 
erflären, daß er gemillt fei, den Staat3gejegen in vollem Umfange 
Gehorjfam zu leiften. Wenn der Biſchof diefer Aufforderung entſprochen 
— dann werde des Kaiſers Majeſtät bei der Erinnerungsfeier der 

ereinigung der dortigen Yandestheile mit feiner ſouveränen Krone mit 
Freuden die Gefinnungen der Treue und Ergebenheit, welche den erm— 
ländifchen Klerus unverändert befeelen, durch den Bifchof beftätigen hören. 
Im anderen Falle werde diefe Beftätigung durch Wort und Schrift zwar 
auch zu Seiner Majeftät hoher Genugthuung gereihen; aber aus dem 
Munde des Biſchofs und aus feiner Hand mürde Seine Majeftät diejelbe 
nicht entgegennehmen fünnen.“ 


5. September. Schreiben bes Bifhofs an den Kaifer. 

„Ew. Kaiferlihe und Königliche Majeftät möge bulbvoll — auf Aller⸗ 
höchſtdero gnädige Zuſchrift vom 2: September l. 3. die ebrerbietige Berficherung 
entgegenzunebmen, daß ih durch meine in bem geborfamften Schreiben vom 
15. Juni I. 3. an bes Herrn Eultus-Minifters Ercellenz enthaltene Betheuerung 
meiner Anerfennung ber vollen ftaatlihen Souveränetät des Staates irgend eine 
Beſchränkung der Souveränetätsrechte beffelben auf feinem Gebiete oder bes aus 
benjelben rejultirenden fchuibigen Gehorſams gegen bie Landesgeſetze weder inten- 
dirt, noch auch, wie ich glaube, ausgeſprochen babe. 
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Um jebod ber wohlmeinenben Aufforderung Ew. Majeftät zu entfprechen 
unb jebes Mißverftänbniß zu befeitigen, erkläre ich hiermit gern und rüdhaltlos: 
1) daß ich bie volle Souveränetät ber weltlichen Obrigkeit auf ftaatlihem Ge- 
biet anerfenne; 
2) daß ich eine andere Souveränetät auf biefem Gebiete nicht anerfenne; 
3) daß ich bemgemäß bie mir burch Gottes Wort auferlegte Pflicht, ben 
Staatsgejegen in vollem Umfange Gehorfam zu leiften, treu erfüllen werbe. 
Ich ſpreche biefes mit berfelben Aufrichtigkeit und Gewiffenhaftigkeit aus, 
mit ber ich anbererfeits befenne, daf mir in Sachen des Glaubens und für die 
Wege bes ewigen Heiles Gottes Offenbarung und Geſetz als alleinige unb un« 
umftößlihe Norm gelten, und ich hierin der Offenbarung unjeres Herrn und 
Heilandes Jeſu Chrifti unb ber Autorität feiner von ihm geftifteten und durch 
feinen beil. Geift geleiteten Kirche ebenfalls ohne Rüdhalt mich unterwerfe. Em. 
Majeftät Bitte ich unterthänigft, diefe meine Erklärung mit gewohnter Hulb ent- 
gegennehmen zu wollen.” 


9. September. Schreiben ded Fürften Bismarck an den Bildof. 


Hohmürdiger Herr Biſchof! 

„Em. bifhöflihen Gnaden Erklärung an Se. Majeftät den Kaiſer 
und König vom 5. d. M. trägt in der Form einen entgegenfommenden 
Charakter, und ich verfchließe mich der Hoffnung nicht, daß e8 Em. bi- 
fohöflihen Gnaden möglich fein werde, Seine Majeftät, unjeren allergnä- 
digften Herrn, in den Stand zu jegen, daß er Sie empfangen fünne. Als 
amtlicher Rathgeber Seiner Majeftät des Kaiferd und Königs kann ich 
Em. bifchöflihen Gnaden perfönlihen Empfang durch Allerhöchftdenfelben 
erft dann mit der Würde der Krone verträglich halten, wenn jeder 
— darüber gehoben iſt, daß Sie die Autorität der von unſeren 

önigen gegebenen Geſetze dieſes Landes unbedingt und 
vollſtändig anerfennen. Gm. biſchöfliche Gnaden haben gegen die 
Landesgefege gefehlt, indem Sie die große Ercommunication * Vor⸗ 
wiſſen der Regierung gegen Unterthanen Seiner Majeſtät des Königs 
öffentlich verhängten. Es kann Ew. biſchöflichen Gnaden meines Erachtens 
nicht ſchwer werden, dieſe Thatſache Ihrem Landesherrn gegen— 
über anzuerkennen. Sobald dies erfolgte, würde ich mich freuen, jede 
Schwierigkleit gehoben zu ſehen, welche ſich bis heute noch Ihrem perſön— 
lichen Empfange durch Seine Majeſtät, unſeren allergnädigſten Herrn, 
entgegengeſtellt.“ 


Schreiben des Biſchofs an den Kaiſer. 


„Ew. Kaiſerlichen und Königlichen Majeſtät erlaube ich mir ehrerbietigſt 
die Anzeige zu machen, daß ich in Folge einer Zuſchrift Seiner Durchlaucht des 
Reichskanzlers vom 9. September, welche mit dem gnädigen Schreiben Ew. Ma- 
jeftät vom 2. September I. I. nit im Einklang ftebt, abgehalten werbe, vor 
Em. Majeftät bei der Marienburger Jubelfeier zu ericheinen. 

Diefes tief bebauernd, verbarre ich in größter Ehrfurcht ꝛc. ac.“ 


Schreiben des Bifhofs an den Fürften Bismard. 

„Erw. Firftlihe Durchlaucht werden es nicht ungütig aufnehmen, wenn ich 
in Bezug auf Hocberen geehrtes Schreiben vom 9. September bie Bemerkung 
mir erlaube, daß ich bafjelbe mit dem gmäbigen Schreiben Sr. Majeftät vom 
2. September nicht in Einflang zu bringen 34 


508 

1872. 

Se. Majeftät, unfer allergnädigfter Herr, hatte auf meine Anfrage vom 
22. Auguft in Betreff ber Theilnahme an der Marienburger Yubelfeier ſich ge- 
äußert, daß, wenn ich eine Erklärung abgeben würbe, ben Staatsgejegen in vollem 
Umfange Gehorſam zu leiften, Allerhöchftberjelbe bei der Erinnerungsfeier ber 
Bereinigung Ermlands mit der fouveränen Krone Preußens mit Freuben bie Ge- 
finnungen der Treue und Ergebenheit, weldhe den ermlänbiichen Clerus bejeelen, 
durch mich beftätigen hören mwürbe. Diefer Aufforderung glaubte ih in bem 
Schreiben vom 5. September vollſtändig entiprodhen zu haben unb burfte mich 
deshalb der Hoffnung hingeben, daß meinem Ericheinen bei dem Feſte fein Hin— 
berniß im Wege ftehe, weshalb ih auch meine Hinüberkunft nah Marienburg 
dem bortigen eftcomits hatte anfagen laffen. Da erbielt ih am 10. September 
Ew. Durdhlaudt Brief vom 9. ejusd. Derfelbe enthielt eine neue, in bem 
Schreiben Sr. Majeftät nicht enthaltene Bedingung fiir mein Erfcheinen und in— 
fofern eine wejentlihe Aenderung ber ganz beftimmt lautenden faiferlihen Zufage 
und fam zu einer Zeit ein, in welcher eine Erledigung durch brieflichen Serteßr 
nicht mehr zum Ziele führen fonnte. Ew. Durchlaucht werden es deshalb be- 
reiflih finden, daß ich eine Auskunft über bie Gründe ber Umänberung bes 
aiferlihen Wortes bringenb wünſche, unb erlaube ih mir, Ew. Durdlaudt um 
biejelbe ganz gehorfamft zu bitten.“ 


Antwort ded Fürſten Bismard. 


„Auf das geehrte Schreiben vom 13. d. M. erwidere ich Em. bijchöf- 
lihen Gnaden ganz ergebenft, daß die in demjelben enthaltene Voraus» 
fegung, al8 ob Sie durd das Schreiben vom 5. d. M. der Allerhöchſten 
Aufforderung vom 2. September vollftändig entiprochen hätten, nad) der 
Anfiht Seiner Majeftät des Kaiferd und Königs nicht zutrifft, indem 
einer Erklärung, welche, wenn ohne einjchränfende Aufäße gegeben, genügend 
erfcheinen Fönnte, ſeitens Em. bifchöflichen Gnaden Erwägungsgründe 
und Zuſätze beigegeben find, weldhe den Sinn der Erklärung 
zweifelhaft madhen und diefelbe Auslegung mindeftens zu» 
lafjen, welche in Em. bifhöfliden Gnaden der föniglidhen 
Regierung früher gegebener Erklärung allerdings unzwei— 
deutiger herportrat, und melche eben die Bedenken Sr. Majeftät des 
Kaiſers gegen Em, biſchöflichen Gnaden perjönlihen Empfang hervorrief. 
Indem ich hieraus erfannte, mie fchmer e8 Gm. bifchöfticen Gnaden 
wird, eine die BZufunft betreffende unummundene und befriedigende Er- 
Härung über Ihre Stellung zur königlichen Landeshoheit und zu den 
Tandesgefegen zu geben, habe ich geglaubt, Em. bifchöflihen Gnaden den 
Schritt, welder e8 Seiner Majeftät dem Kaifer möglich gemacht haben 
würde, Cie zu empfangen, dadurd zu erleichtern, daß ich vorichlug, den« 
jelben auf eine Erklärung über die Vergangenheit einzuſchränken, ohne 
bei dieſer Gelegenheit Bürgjchaften für die Zukunft von Em. bifchöflichen 
Gnaden nochmals zu verlangen.“ — — — 


Zemporalienjperre gegen den Bildhof. 
25. September. Aus dem Schreiben des Kultusminifters an den Bilchof. 


„Es geichieht nicht ohne aufrichtiges Bedauern, wenn bie Staatsregierung 
fih außer Stande fiebt, in Ew. Bifhöflihen Hochwürden Erflärungen die Bürg- 
haften zu finden, welche fie im Intereffe des Staates und feiner Angebörigen 
zu fordern verpflichtet ift. 

Die in Ausfiht genommene Belehrung, welche überdies bisher nicht erfolgt 
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ift, enthält die verlangte Kundgebung nicht, und bie Aeußerung in ber Immebiat» 
Antwort ift mit Erwägungsgründen und Aufägen verſehen, melde die unverän« 
berte Feftbaltung Ihres Standpunftes darthun. 

Der Gegenſatz zwifchen den von Ew. Bilhöflihen Hochmürben vertretenen 
ftaatsrechtlihen Anfhanungen und den Grunbprincipien des preußifchen wie jedes 
andern Staatswefens befteht daher, ungeachtet der Hochdenfelben gebotenen Ge— 
legenbeiten zur Ausgleihung, ohne bie von uns gehoffte Löſung fort. Em. Biſchöf⸗ 
fihen Hochwürden find wiederholt davon in Kenntniß gefetst worden, daß, wenn 
die von uns gejuchte Ausgleihung nicht einträte, die Beziehungen der Staats- 
regierung zu Ihnen nicht unverändert bleiben könnten. 

Die Staatsregierung vermag zunächſt die Verantwortung dafür nicht weiter 
zu Übernehmen, dat aus ben Mitteln bes Staats, deſſen Gejegen Sie fih nicht 
unbebingt unterwerfen, für Ihren Unterhalt Zahlungen geleiftet werden. Dieje 
Zahlungen find vom Landtag in ber Vorausſetzung bewilligt worden, daß die Ge- 
jege und bie Berfaffung Preußens, auf beren Grund dieſe Bewilligung erfolgten, 
von ben Empfängern ber betreffenden Staatsgelber nad wie vor als für fie gülti 
und verbindlich anerkannt würden. Sobalb dieſe Borausjegung, wie es bu 
Ew. Biihöflihen Hochwürden amtliche Erklärungen der Fall war, aufgehoben ift, 
wird unſeres Erachtens und bis zu weiterer Entſcheidung bie Berechtigung ber 
Königlichen Regierung zur Zahlung eine zweifelhafte.. Die Königliche Regierung 
wird baber bie betreffende Zahlung bis auf Weiteres einftellen.” 


Eine Denkſchrift der deutſchen Biſchöfe. 
Aus der „Provinzial⸗Correspondenz“ vom 16. Oktober. 


„Die beutichen Biſchöfe haben fih auch im biefem Jahre zu Fulda „am 
Grabe des heiligen Bonifacius,“ des Apoftels der Deutichen, verfammelt, um fich 
über die Lage ber katholiſchen Kirche im Deutichen Reiche zu berathen. In Folge 
diefer Beratbungen haben fie eine — Denkſchrift an die deutſchen Re— 
gierungen und an das deutſche Volk gerichtet, um, wie ſie hoffen, „durch eine 
rüdbaltlofe Darlegung ber Verhältniſſe dazu beizutragen, daß die tief erſchütterte 
Nechtsficherheit wieder hergeftellt unb ber Friebe wieder gewonnen werde.“ 

Die Darlegung der geiftlihen Auffaffungen und Anſprüche ift in dieſer 
neueften biſchöflichen Schrift allerbings jo rüdbaltlos, ſo abſolut, fo Scharf, 
wie bisher noch in feiner öffentlihen Kundgebung beuticher Biſchöfe dem Staate 
gegenüber. Jeder Uebergriff gegen bie bürgerlichen Gefege, ber bisher von einem 
einzelnen Bifchofe begangen worden, jeder ftreitige geiftliche Anfpruch, ber an 
irgend einer Stelle erhoben mworben, wird jegt won ber Gejammtbeit ber 
Biſchöfe als gemeinfame Angelegenbeit der fatholifhen Kirche aufgenommen und 
als unbebingtes Recht behauptet und vertreten; alle Maßregeln, melde die Re— 

ierung feit Jahr und Tag ergriffen, alle Schritte der Berwaltung und ber Ge— 
eßgebung werben als rechtswidrig unb die Auflehnung gegen biefelben ald be- 
rechtigt erflärt. 

Die Bifhöfe verfihern im Eingange der Denkfchrift: die gegenwärtigen 
Wirren feien für fie plöglih und gegen Erwarten bereingebroden. 

Grade am Grabe des heiligen Bonifacius hätten die Biſchöfe Anſtand 
nehmen miüffen, dieſe Behauptung auszufpreden; denn dort mußte ihnen bie 
Erinnerung an ihre erfte Berfammlung vom Jahre 1869 zugleich ins Gedächtniß 
und ins Gemiffen rufen, mit wie ſchweren Sorgen fie bamals dem vatilanifhen 
Konzile entgegen gingen, durch welches nah ihrer eigenen bangen 
Erwartung die gegenwärtigen Wirren notbwendig herbeigeführt 
werben mußten. 

Wie follten fie in Fulda nicht jenes erften gemeinfamen Hirtenbriefes gedacht 
haben, in welchem fie fi und bie deutſchen Ratboliken noch darüber zu berubigen 
ſuchten, daß das Konzil in Rom neue Glaubenslehren nicht verkündigen könne 
und werde, — der Papſt könne und werde nicht unter dem Einfluffe einer 
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Partei die Macht des apoftoliihen Stuhles Über Gebühr erhöhen, die alte und 
ächte Verfaffung der Kirche zu ändern fuhen, — den deutſchen Biſchöfen werde 
auf dem Konzil bie volle Freiheit der Berathung nicht vorenthalten werben. 

Wie follte der Biſchof von Mainz, Herr von Ketteler, ber bie jetzige 
Denkſchrift verfaßt haben joll, in Fulda ſich nicht erinnert haben, daß als „neue 
Glaubenslehre“ ihm und feinen Kollegen damals eben die päpftlide Un- 
fehlbarkeit galt, von welcher er fagte: fie fei der Kirche Ehrifti dem Namen 
und der Sade nad unbelannt und erft in legter Zeit ausgebadht worben, 
ihre Berkündigung aber würde etwas Unerhörtes fein. 


Die könnten die Biſchöfe bei den erneuten Erörterungen in Fulda nicht 
ihres fruchtlofen Kämpfens und Ringens auf dem Konzile gedacht haben, wo fie 
gegen das Verfahren der Mehrheit proteftirten, „um bie Berantwortung für 
die unglüdlihen Folgen, welde daraus ohne Zweifel in Kurzem 
bervorgeben würben, vor ben Menjhen und vor bem furdtbaren Gericht 
Gottes von fi abzulehnen,” — wo fie dringend, zum Theil fußfällig dem Papſte 
vorftellten: es jei geradezu „unmöglich, bie bürgerliche Geſellſchaft nad 
ber vom Konzil aufzuftellenden Regel zu geftalten,“ unb es „merbe 
babin kommen, daß die Katholilen als Feinde des Staates gelten, weil fie im 
Gewifjen gehalten jeien, danach zu trachten, daß alle Staaten und Völker 
dem römijhen Papft unterworfen werben.” 


Das Alles haben die deutihen Biſchöfe mit tiefer Sorge vorhergeſehen und 
in bdringendfier Weife mahnend und warnend in Rom —— und heute 
ſcheuen ſie ſich nicht, von derſelben geweiheten Stätte, wo ſie ſich vor drei Jahren 
vereinigten, um den drohenden Gefahren und Wirren vorzubeugen, alle jene 
Aeußerungen unter dem Vorgeben zu verleugnen: „die Wirren ſeien plötzlich und 
ihnen unerwartet hereingebrochen.“ 

Wenn die Biſchöfe, welche mit der Abſicht und der Hoffnung nach Rom 
gingen, durch ihren gemeinſamen Widerſtand das „Unerhörte“ und „VBerhäugniß- 
volle,“ das ſich dort vorbereitet, noch hindern zu können, ſich hinterher aus über- 
wiegenden Gründen ihres katholiſchen Bewußtſeins und vermuthlich nach ſchweren 
Gewiſſenslämpfen in die Verkündigung der neuen Lehre gefügt haben, ſo können 
fie doch die Thatſachen, die fie ſelber ausdrücklich bezeugt, und die Folgen bes 
vatikaniſchen Beſchluſſes, die fie Mar vorbergejeben haben, nicht mit ihrer Unter- 
werfung einfach binwegihaffen*. Der Würde ihres hehren Amtes würbe es 
vielmehr entiprechen, daß fie mit der Unterwerfung unter die Thaten des Konzils 
auch die Berantwortung für die von ihnen jelbft al8 unvermeiblich verfünbeten 
Folgen bderjelben offen und ehrlich auf fih nähmen. Sie wußten es und 
baben es ſelbſt bezeugt, daß die bürgerliche Gejellihaft fih dem Sprude des 
Bapftes nicht beugen fünne und werde; — wollen fie troßdem, nachdem fie jelbft 
ſich gebeugt, e8 in jhwerem Kampf verjuchen, auch den Staat, auch das Deutſche 
Reich unter ben Willen Roms zu beugen, jo wirb body durch ihr eigenes unaus- 
löſchbares Zeugniß die Thatjache beftehen bleiben, daß dieſer Kampf nicht plötzlich, 
nicht dur den Staat heraufbejchworen ift, fondern durch das vatilanifche Konzil, 
auf weldhem alle Warnungen ber deutſchen Biſchöſe ungehört verhallten und unter 
dem Einfluffe einer Partei, „die alte und ächte Berfaffung der Kirche geändert“ 
und „bie Macht bes päpftlihen Stuhls über Gebühr erhöht wurbe.“ 


*) Soeben wird ein Schreiben des Bijhofs von Hefele zu Rottenburg, eines Mitunter« 
ichnerö der bifhöfliden Denffchrift, befannt, in weldem elbe fi im November 1870, alfo ein 
hat Jahr nad dem Konzil aljo äuferte: „Jh lann mir in Rottenburg fo wenig, ald in Rom 
verbehlen, baß Das neue Dogma einer wahren, wahrhaftigen, biblifhen und tra= 
ditionellen Begründung entbehrt und die Kirde in unberegenbarer DWeife 
befhäpdigt, jo daß legtere nie einen hberberen und tödbtliberen Schlag erlitten 
bat, als am 18. Juli d.%. (Tag der Berfünbigung ber Unfehlbarkeit). Uber mein Auge ift zu 
wach, um in diefer Noth einen Rettungsweg zu — nachdem faſt der ganze deutſche ge 
o zu f ‚ über Naht feine Ueberzeügung geändert bat und zum Theil in ſehr ver⸗ 
—e Infallibilisnus (Unfehlbarkeitseifer) übergegangen Parse ffärlereö Zeug» 


zu 
olgun, 
en: gegen das jegige Berhalten ber Bifhöfe fann es m geben! 
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„Die jetzige Denkſchrift der deutſchen Biſchöſe giebt den entſchiedenſten Be- 
weis, daß dieſelben ſich unbedingt und rüdhaltlos dem Willen ber römiſchen 
Kurie gebeugt haben und alle Folgen ber vatilaniihen Beichlüffe dem Staate 
gegenüber zu ziehen entſchloſſen find. 

Dieje gemeinfame unzweibeutige Kundgebung bes beutichen Episcopats muß 
auch die letten Zweifel und Bedenken über die Stellung ſchwinden laffen, melde 
bie Regierung bes Deutſchen Reichs, jowie bie beutichen Landesregierungen ber 
römischen Kurie und ber ihr willenlos folgſamen Geiftlichleit gegenüber einzu⸗ 
nehmen baben. 

Schon während bes Konzils hatte die deutſche Regierung in Webereinftim- 
mung mit anderen Großftaaten darauf bingewiejen, daß durch die im Ausficht 

enommenen Beihlüffe die Beziehungen der geiftlihen zur weltlichen Macht tief 

Berührt und erheblich verändert werben würden. Im Bertrauen auf ben gejunden 
Sinn unferes Bolles und auf bie feitgegründete Kraft unferes Staatswejens 
batte fie jedoh davon Abſtaud genommen, ihrerjeits die Grundlagen ber ftaat- 
lihen Beziehungen zur Kirche zu verändern, fo lange nicht in dem thatjächlichen 
Berbalten der deutichen Geiftlichleit unmittelbare Anläffe dazu bervortraten. Das 
willfürliche und rüdfihtslofe Einfchreiten des Bijchofs von Ermland gegen einen 
Religionslebrer, der zugleih Staatsdiener war, — bie öffentlihe Verkündigung 
der aroßen Erfommunilation unter Nichtachtung der bürgerlichen Geſetze, — ſowie 
die Losjagung des katholiſchen Feldpropfies Biihof Namszanomsli von feinen 
Pflihten gegen die militäriihen Oberen, fetten die Regierung in die Nothwen- 
digkeit, Mafßregeln der Abwehr gegen bie geiftlihen Uebergriffe zu treffen. Als 
ſodann der Geift des Widerſpruchs und der Auflehbnung durch eine Kundgebung 
des Papftes gegen die Regierung bes Deutſchen Reiches geradezu ermuntert 
wurbe, mußte die Regierung erfennen, daß die Abwehr geiftlicher Uebergriffe nicht 
mehr auf den einzelnen Fall zu bejchränten, fondern ber ganze Zuſammenhang 
ber ftaatsfeinblichen Eirchlihen Bewegung im Auge zu behalten jei. 

Die demzufolge zur Geltung gelangten Auffaffungen, Abfichten und Ent» 
fhließungen der Regierung haben durch den jetigen gemeinjamen und beraus- 
fordernden Schritt der Biſchöfe eine neue und gewichtige Beftätigung erhalten. 

Wenn die preußijhe Regierung es nah dem Erlaß ber Ber- 
fafjung vom 31. Januar 1850 im Bertrauen auf die bamaligen Be» 
ziebungen zu ben kirchlichen Gewalten zunächſt unterlafien bat, 
ben Artilel 15, nah welchem „bie evangelijde und die römiſch— 
fatbolifhe Kirche, fowie jede andere Religions-Geſellſchaft ibre 
Angelegenheiten felbftftändig orbnet und verwaltet,“ in feiner Be— 
deutung und Zragmweite durch ausdrückliche Ausführungsgejege 
(wie fie ſonſt faft zu allen ähnlichen Berfafjungsbeftimmungen 
ergingen) näber feftäuftellen, jo ift es jetzt, nachdem bie Biſchöfe 
das Gebiet der firdliden Angelegenbeiten eigenmädtig zu be» 
ſtimmen und willfürlih auszudehnen verſucht haben, unerläßlid 
geworden, durch unzweidbeutige und unantaftbare Staatsgeſetze 
diejenigen Gebiete zu regeln, weldhe nicht lediglih Angelegen- 
beiten der Kirche find, fondern zugleich irgend eine Beziehung zum 
bürgerlihen und ftaatlihen Leben haben. 

Es liegt der Regierung auch jett fern, wie Fürft Bismard in einer 
feiner Reben jagte, dogmatiſche Erörterungen über bie Wandelungen, welde in 
Bezug auf die Glaubensjäge ber katholiſchen Kirche vorgegangen fein können, zu 
beginnen. „Jedes Dogma, aud das von und nicht geglaubte, welches Millionen 
Landsleute tbeilen, muß für ihre Mitbürger und für bie Regierung jedenfalls 
heilig fein. Aber wir lönnen den Anſpruch auf die Ausübung eines Theils ber 
Staatsjouveränetät den geiftlihen Behörden nicht einräumen, unb fo weit fie die» 
felbe etwa befigen, fehen wir im Intereſſe des Friedens uns genöthigt, fie ein- 
zufchränten, damit wir neben einander Play haben, damit wir in Ruhe mit 
einander leben können.“ 
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Das jekige Auftreten der Bifchöfe wirb unzweifelhaft bazu 
beilfen, das Wort des Reihslanzlers raſcher zur EL ans ge» 
langen zu laſſen, „baß bie Regierung gegenüber ben Anjprüden, 
welche einzelne Untertbanen Sr. Majeftät des Königs von Preußen 

eiftlihen Standes ftellen, daß e8 arg Hr geben könne, bie 

fir fie nit verbindblih jeien, baß die Regierung ſolchen An- 
ſprüchen gegenüber bie volle einbeitlihde Souveränetät mit allen 
ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln aufredht erhalten werbe und in 
dieſer Richtung aud ber vollen Unterflüßung der großen Majo- 
rität beider Konfeſſionen ſicher fei.“ 


„Die Souveränetät fann nur eine einbeitlihe fein und muß 
e8 bleiben: die Souveränetät ber Gejeßgebung!“ 


24. Zuni. Anſprache des Papftes Pins IX. an den deutſchen 
Lejeverein in Rom auf eine Adrefje defjelben. 
(Das „Steinchen“ und ber „Kolof.“) 


„Bor allem danke ih euch für die Gefühle der Anhänglichkeit, bie ihr mir 
ausgebrüdt habt. Sie flimmen überein mit denjenigen, wie fie mir von allen 
Theilen Deutfchlands ausgeſprochen worden, unb die mir felber zu immer 
größerer Ermuthigung und Erhebung bienen. In eben ben jüngften Tagen 
empfing ich Mittheilungen aus Eöln, Münfter, Paderborn, aus Münden, Regens- 
burg unb vielen anderen Diöcejen Deutſchlands; ich babe daraus entnommen, 
baß bie katholiſche Bevölkerung daſelbſt die Verlängerung meines Lebens unb 
meines Pontificates an ben jüngft verfloffenen Jahrestagen mit großen Feftlid- 
keiten, öffentlichen Gebeten unb vor allem durch eifrigen Empfang ber heiligen 
Sakramente begangen bat. Wohl, das ift ein Mittel, die Berfolgung ber Kirche 
zu hemmen. 


Was nun biefe Verfolgung, wie fie jet in euerem Vaterland ausgeſprochen 
ift, angeht, jo kämpft wiber biefelbe mit Gebet, mit Stanbhaftigfeit, in der Preffe, 
in Öffentlicher Rebe; thut es mit ebenjo viel Beſonnenheit als Feſtigkeit. Gott 
will, daß man die Landesobrigkeit achte und ihr gehorche; allein er will au, daß 
man die Wahrheit ſage und ben Irrthum belämpfe. Wir haben es mit 
einer Berfolgung zu tbun, bie, von weitem vorbereitet, jetzt aus⸗ 
gebrochen iſt; es iſt der erſte Miniſter einer mächtigen Regierung, 
der nach ſeinen ſiegreichen Erfolgen im Felde ſich an die Spitze 
ber Berfolgung geſtellt hat. Ich babe ihn wiſſen laſſen (und es ſoll dies 
fein Geheimniß fein; alle Welt mag es erfahren), daß ein Triumph ohne 
Mäßigung von feiner Dauer ift;z daß ein Triumph, ber fih in einen Kampf 
gegen die Wahrheit und die Kirche einläßt, der größte Wahnfinn if. Ich habe 
bem Premierminifter fagen laffen, daß die Katholilen bis auf ben heutigen 
Augenblid gegen bie deutſche Regierung von vwollfter Ergebenbeit befeelt geweſen, 
baf ich immer unb immer wieder von den Bifchöfen, von Prieftern und bervor- 
ragenden Laien Berichte empfangen babe, in benen fie mir erflärten, wie fie bas 
Wohlwollen zu fhägen müßten, mit weldem fie von der Regierung bebanbelt 
würden, fowie die freiheit, deren fich die Kirche erfreue; ebenjo babe die Regie- 
rung ſelber ihrer Zufriedenheit mit den Katholiken Ausprud gegeben. Angefichts 
diefer Erflärungen und Zugeftänbniffe ver Regierung felber — mie laffe es ſich 
— daß nun auf einmal bie Katholiken ſich in Leute verwandelt haben 
follten, die ben Gehorjam verweigern, bie gefährliche Umtriebe machen, die auf 
den Untergang des Staates finnen? — Diefe Frage babe ih an den Mi- 
nifterpräfidenten ftellen lafjen; die Antwort erwarteih noh immer 
— vielleiht weil es auf bie Wahrheit feine Antwort giebt. 
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Erheben wir im übrigen unfern Blick zu Gott; begen wir ein feftes Ver— 
trauen, halten wir in Eintracht zufammen! Jene feindliche Verfolgung der Kirche 
wird unfeblbar den Glanz jenes Triumpbes in Frage ftellen; wer weiß, ob 
nicht bald fih das Steindhen von ber Höhe loslöſt, welches den Fuß 
bes Eolofjes zertrümmert! Will Gott jedoh, daß weitere Berfolgungen 
fommen, nun, bie Kirche bat feine Furcht. Im Gegentheil! In den Berfolgungen 
wird fie ja gereinigt, geftärft, mit neuer Schönheit umkleidet. Ohne Zweifel be- 
darf es aud in ber Kirche bie und ba ber Reinigung, und bie wird am beften 
ausgeführt durch Verfolgungen, welche von großen politiihen Gewalten ausgeben. 
Da wird das Unfraut vom Weizen gefonbert und alle Halbheit gefihtet. Warten 
wir ab, was Gott beftimmt, voll Zuverficht. Ermweifen wir ber Regierung Ehr— 
furdt und Unterwürfigkeit, folange fie uns nichts gegen bie Gebote Gottes und 
der Kirche befiehlt. Ich ſegne nun euer Vaterland, ich jegne euch und eure Fa— 
milien, eure Freunde und alle guten Katholiken in Deutichland. Möge Gott euch 
unter feinem Schuge bewahren, damit ihr gefräftigt werbet, alles das auszu- 
führen, was ich euch anbefohlen habe! Benebictio ıc.“ 


3. Juli. Antwort der „Brovinzial-Correspondenz.“ 


„Eine Kundgebung des Papſtes.“ 


„Aus dem Munde des Papftes ift fo eben eine Kundgebung ausgegangen, 
welche auf die Gefinnung und Stellung der römiihen Curie dem deutichen Reiche 
gegenüber ein helles Licht wirft und für den weiteren Verlauf der kirchlichen Be— 
wegung von großer Bedeutung fein wid. Papſt Pius IX. bat fich gegen bie 
Mitglieder eines deutſchen Bereins in Rom über die angeblihe Verfolgung aus— 

eſprochen, welche in Deutjchland gegen die katholiſche Kirche ausgebrochen jei. 
[8 die erfte kurze Meibung von diefer Anſprache berichtete, daß in ihr mehrfach 
Invekliven, d. b. ſtarke Anjchuldigungen gegen die deutſche Regierung enthalten 
feien, ba wiefen bie katholiſchen Zeitungen dies als eine Verdächtigung und Ber- 
leumbung des Papftes zurüd. Aus dem Wortlaute ber päpftlihen Weußerung 
aber, wie fie in ben katholiſchen Blättern inzwifchen mitgetheilt worden ift, gebt 
hervor, daß der Papſt nicht bloß ſtarke Anihulbigungen, jondern 
aub Worte der Drohung gegen das deutſche Reich ausgeſprochen bat. 
Er jagte nämlich: es ſei in Deutſchland jet eine fang vorbereitete Verfolgung 
ausgebroden, — ber erfte Minifter einer mächtigen Regierung babe 
fih nach fiegreichen Kriegserfolgen an bie Spike dieſer Berfolgung ge- 
ftellt, — er, der Papſt, habe dem Minifter vorgeftellt, daß „ein Zriumpb 
ohne Mäfigung“ von feiner Dauer jei, daß ber unternommene Kampf gegen 
die Wabhrbeit und die Kirche „der größte Wahnſinn“ jei. Schließlich jpricht 
ber Bapft die Hoffuung und Zuverfiht aus, „es werde fidh bald das Steinden 
von der Höhe losldjen, das den Fuß des Golofjes zerſchmettere.“ Die 
Drobung gegen das beutiche Reich, welche in dieſen Worten enthalten ift, erjchien 
ben katholiſchen Blättern jelbit jo ftark, daß fie, um den Eindrud derjelben ab» 
zufhmwächen, die Ausflucht verfuchten: der Bapft babe mit dem „Coloß“ nur ben 
„Liberalismus“ gemeint; aber in ber ganzen Anſprache ift vom Liberalismus ober 
von der liberalen Partei nirgends die Rebe, jondern vom Anfang bis zum Ende 
nur von ber beutichen Regierung und ihrem erften Minifter. Nah bem ganzen 
Zufammenbange und dem Wortlaut der Aniprade fann ber Coloß, 
dbeijen Fuß das vom Bapite berbeigejehnte Steinhen zerfhmettern 
folt, nur die „mächtige Regierung“ bes beutihen Reiches fein. 
Wenn es nach allen bisherigen Aeußerungen römifch-jefuitifcher Blätter unb nad 
den neueften thatſächlichen Schritten der päpftlihen Curie noch einer Beflätigung 
der Meinung bedurit hätte, daß bie Bolitif Roms dem neu aufgeridteten 
deutihen Reihe entſchieden feindlich if, fo kann darüber nah obigen 
unzmweideutigen Worten des Papftes kein Zweifel mebr fein... .... Wenn der 
Papſt diefe Fragen in Wahrheit an den Fürften Bismarcd gerichtet hätte, eine 
Fürft Bismard. II. 33 
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Angabe, die jedoch aufeinem Irrthbum bes Gebädtniffes zu beruben 
fheint, fo würde doch der Neichsfanzler fchon deshalb faum haben annehmen 
lönnen, daß der Papft im Ernfte eine Antwort darauf erwarte, weil es durchaus 
biefelben Fragen find, welche im Laufe bes letzten Jahres Fürft Bismard 
jelbft und ebenfo Seine Majeftät der Kaiſer und König wiederholt mahnend 
an bie Katholiken gerichtet hatten. Fürft Bismard wies in feiner Rede vom 
30. Januar d. J. daranf hin, wie bie höchſten Zeugniffe von Seiner Heiligkeit 
dem Papfte und die Zeugnifje der Biichöfe vorgelegen, daß man auf Seiten der 
Kirche Grund gehabt, mit Preußen zufrieden zu fein, wie er aber vergeblich ge- 
hofft, daß dieſe Zufriedenheit fidh einigermaßen bei dem Einfluffe von der Kanzel 
und im Beichtftuble bemerkbar machen werde. Der Kaifer jelbft fagte in dem 
Erlaß an die Bifhöfe vom 18. October v. J.: „Nachdem von den Biſchöfen ber 
katholischen Kirche, insbefondere aber von Seiner Heiligkeit dem Papfte, bisher 
jeberzeit anerfannt worden war, baf bie katholiſche Kirche in Preußen fich einer 
fo günftigen Stellung erfreut, wie faum in einem Lande, ift e8 Mir unerwartet 
geweſen, in einer Eingabe preußiſcher Biihöfe Anklänge an die Sprache zu finden, 
durch welche auf publiziftiihem und parlamentariihem Wege verſucht worden ift, 
das berechtigte Vertrauen zu erfchüttern, mit welhem Meine katholiſchen Unter- 
thanen bisher auf Meine Regierung bliden.” Fürſt Bismard aber bat fich 
nicht bloß auf jene Frage und auf ben Ausdrud des Befremdens bejchräntt, 
fondern er bat in feinen parlamentarifhen Reben, welche vielleicht auch in Rom 
nicht ganz obne Beachtung geblieben find, wiederholt feine Gedanken darüber ent« 
widelt, wie und durch welche Einflüſſe es gekommen ift, daß der con« 
fefjionelle Friede, um den uns ganz Europa beneibete, geflört worden tft; er bat 
einerjeit8 auf die unvermeiblihen Folgen des vaticaniſchen Koncils 
und der auf demjelben verfündeten Grunbjäte, anbererjeit® auf bie immer be» 
ftimmter bervortretende Feindſchaft Roms gegen die fib entwidelnde 
Macht Preußens und des deutſchen Reiches und auf die Verbindung ber 
fogenannten Fatholifhen Partei mit allen Gegnern der nationalen Entwidelung 
Deutichlands bingewieien. Nah ben gewichtigen öffentlichen Darlegungen und 
Erklärungen des Neichslanzlers wird man fchwerlich erwartet baben, daß er ſich 
jett auf ein müßiges und findijches Frage- und Antwortfpiel einlaffen follte. 
Die jetige Aeußerung des Papftes aber würde ibn vollends jeder Antwort über- 
heben; denn biejelbe beftätigt alles, was Fürft Bismard über die Urjachen des 
firhlichen Zwieipalts gejagt bat. Der Wunfch des Papftes, daß das Steinden 
fih loslöfen möge, weldes den Fuß bes Colofjes, die Grundlagen des deutſchen 
Neiches, zerichmettern möge, biejer fromme Wunjch erklärt allerdings vieles, was 
fonft in der preußiſchen, in ber beutjchen Fatholifchen Kirche unerflärlich wäre. 
Diefe offene Aeußerung bes Bapftes enthält vor allem einen neuen 
Fingerzeig für unfere Regierung, daß es fih bei den firdliden 
Fragen nit um bie Meinungen und Handlungen der einzelnen 
Biſchöfe, jondern um einen einbeitlidh geleiteten Kampf banbelt, 
baß daher audb die Abwehr niht auf den einzelnen Fall gerichtet 
fein darf, foudern ftets den großen Jufammenbang ber antinatio» 
nalen firhlihen Bewegung im Auge bebalten muß. Wir werben 
uns bei jedem weiteren Schritte bewußt bleiben müfjen, baf ber 
Wunſch der Gegner darauf gerichtet ift, bem mächtigen deutſchen 
Reihe den Fuß zu zerfhmettern.“ 


10. Juli. Weitere Notiz der „Provinzial» Correspondenz.“ 


„Die Anſprache des Papftes an den beutichen Leſeverein in Rom, befonbers 
der Hinweis auf „das Steinen,“ welches dem „Koloß” des Deutihen Reiches 
ben Fuß zertrümmern fol, ift augenſcheinlich den deutſchen Katholiken felber ein 
Stein des Anftoßes geworben. 

Um bie Deutung bes päpftlichen Ausſpruchs auf das Deutiche Reich in 
Abrede zu ftellen oder abzuſchwächen, hat bie „Germania,“ auf bie Worte bes 
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Propheten Daniel (im II. Kapitel) hingewieſen, aus melden die Anbeutung von 
dem Steinden entnommen jei: ber Prophet babe unter dem Koloß bie bem 
Reihe Gottes feindliche Weltmacht verftanden; repräfentirt werde biefe 
feindliche Weltmacht (nah dem Propheten) durch vier auf einander folgende Welt- 
reiche, nämlich (nach der allgemeinen Auslegung) durch das babylonifche, perfifche, 
macedonikhe und römifche Reich. Hiernach fei Mar, daß in dem Citat bes h. Ba- 
ters eine Drohung gegen das Deutihe Reich an fich nicht vorbanben fei. 

Das ift num freilich eine überaus feltfame Beweisführung. 

Ganz gewiß hat Niemand daran gedacht, daß ber Prophet Daniel bei feiner 
Warnung und Drohung das Deutſche Reih im Sinne gehabt babe, — aber 
ebenſo wenig wird das ultramontane Blatt behaupten wollen, daß der Bapft, als 
er jetst die Drohung gegen ben „Koloß“ feinerjeits ausjprad, von dem babyloni- 
ſchen, perfiichen, macedoniſchen oder römischen Reiche habe ſprechen wollen. 

Vielmehr Tiegt es auf der Hand, daß ber Papft „die dem Reiche Gottes 
feinblihe Weltmacht“ gegenwärtig repräfentirt, d. b. zur Erjcheinung gebracht dachte 
durch das jetige Deutſche Reich, und daß er feine Hoffnung biefem Reiche gegen- 
über auf das zerjchmetternde „Steinchen“ fett. 

Alle jejuitiihen Ausflüchte können diefe Auslegung nicht erſchüttern ober 
abſchwächen. 

Wie ſehr eben deshalb ber Ausſpruch des Papſtes auch ernſte Katholiken in 
Deutihland befremdet und betrübt bat, davon giebt die fireng katholiſche „Schle- 
ſiſche Volkszeitung“ in einem bemerfenswertben Auflage Zeugniß, in welchem fie 
zuvörderſt unumwunden ausjpricht, daß die Frage, wer und was unter dem Koloffe 
gemeint, ihr nie zweifelhaft geweien jei. „Es wirb barunter, fagt fie, allerdings 
das neue Deutjche Reich, insbejondere fein Kanzler gemeint gewejen fein.” Die 
Zeitung beflagt dann, daß ber Papit als Italiener von Geburt und von Herzen 
das rechte „Verſtändniß und liebevolle Erfaffen deutſcher Verhältniſſe“ nicht haben 
fönne, und fchließt mit folgenden Worten: 

„Als Bapft war Pius vollflommen berechtigt unb veranlaßt zu reden, wie 
er geredet bat. Wäre er jeboch ein Deuticher gewejen, jo wäre ihm bieje Formu— 
firung vielleicht nicht eingefallen, die in der That jeden deutichen Katholiken, ber 
ein Freund des beutichen Reiches ift, trog Fall und Bismard fchmerzen muß. 
Auch vermutben wir, daß Karbinal Antonelli von dieſem gleichzeitig italienischen 
und oberbirtlichen Ausbruche des Schmerzes und bes Unmuthes nichts im Boraus 
gewußt bat, und daß, bätte Antonelli im Voraus darum gewußt und mithin 
Gelegenbeit gehabt, auf bie augenblidlih in Deutihland baraus nothwendig ent» 
ftebenden politiihen Folgen dieſer improvifirten harmlos gemeinten aber politijchen 
Aeußerung aufmerkſam zu machen, der h. Vater fie in petto behalten hätte, gut- 
mütbig wie er ift. Denn mag man nun in Rom Über deutſche Berbältniffe mehr 
ober minder gut orientirt fein, das hätte man bei vorberigem Ueberlegen auf jeben 
Fall gefühlt, daß ein folder Schlag jenfeits ber Alpen mehr die Katholilen als 
ihre Dem treffen würde, unb fie auch bei weitem mebr jchmerzen mußte, als 
de Gegner, und daß fie jo etwas denn doch durch nichts verdient haben 
dürften.“ 

Wenn ernfte Katholiken fi über den Ausſpruch bes Papftes in ſolcher 
Weiſe öffentlih äußern, fo läßt fi daraus erlennen, wie tief fie als Deutjche 
fih verlegt fühlen. 

Solche Aeuferungen aus katholiſchen Kreifen find jedenfalls bedeutfamer als 
die unehrlihen Auslegungstünfte der „Germania.“ 


33 * 


30. Aur nuswärtigen Politik, 


Drei Kaifer- Zufammenkunft. 


1872. 5.—11. September. Kaifer Alerander von Rußland 
und Kaiſer Franz Joſeph von Defterreich zum Beſuch 
am Hofe ded deutſchen Kaijers. 

Konferenzen des Fürften Bismarck mit dem ruffiichen 
Reichskanzler Fürften Gortſchakoff und dem öfterreichifch 
ungarijhen Minifter der auswärtigen Angelegenheiten Grafen 
Andrafiy. 


Die Bedeutung der DreisKaifer-Vereinigung. 
„Provinzial» Correspondenz“ vom 11. September. 


„Die große Woche ber Drei-Kaifer- Zufammenkunft gebt zu Ende; aber die 
Eindrücde derſelben und ibre politiihen Folgen werben unzweifelhaft auf fange 
Zeit hinaus von tiefer Wirkung fein. 

Die Vereinigung der brei Kaifer in ber Hauptftabt des neuen Deutiches 
Neiches ift die gewaltigfte und wirkfamfte Kundgebung einer ernften und ent- 
ſchiedenen fFriedenspofitif, ohne jeden politifchen Hintergedanken, obne bedrohliche 
Richtung gegen irgend men. Desbalb findet die Zufammenfunft aufrichtige 
Tbeilnabme und Zuftimmung auch bei den nicht unmittelbar vertretenen Regie- 
rungen und Bölfern, welche ibrerieits ben Werth bes Friedens für ſich und für 
die europätfche Entwidelung zu ſchätzen wiffen. 

Was der Deutiche Kaiſer vom erſten Tage nach ber glorreihen Wieberauf- 
rihtung des Deutihen Reiches als die höchſte Aufgabe deffelben verfündigte, 
nämlich: „ein zuverläffiger Bürge bes europäifchen Friedens zu fein“, — bag 
baben jet bie drei Kaiſer ber großen Reiche des europäiſchen Feftlandes als ibre 
gemeinfame Aufgabe erfaßt und erfennen laffen, und dadurch dem fegenverbeißenben 
Streben eine unerſchütterliche Sicherheit der Erfüllung gegeben. 

Unferem Kaifer und dem beutichen Bolfe darf e8 zu bober Genugthuung 
gereichen, daß dieſe neue gewaltige Vereinigung für ben Völkerfrieden ihren Kern 
und Mittelpunkt im ber neu erſtandenen Macht des Deutſchen Reiches und in 
dem alljeitigen Vertrauen zu der Politik beffelben bat. 

Es ift eine Thatſache, wie fie im Yaufe der Weltgefchichte felten vorge» 
fommen ift, baß eine unerwartet burch einen erſchütternden Siegeszug errungene 
Wachtſtellung fofort eine fo rüdhaltlofe Anerkennung und Zuftimmung zu ihren 
Beftrebungen Seitens der großen Nachbarftaaten gefunden, wie fie dem jetzigen 
Deutjhen Reihe zu Theil wird. Man darf darin zunächft ein offenes Zeugniß 
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dafür finden, daß Deutihlands Sache bei ber jüngften großen Entſcheidung eine 
gerechte war, vor Allem aber ein Zeichen bes feften Vertrauens ber großen Mächte 
zu dem Ernft und ber Aufrichtigfeit ber friedlichen Richtung ber beutichen Politik, 
wie fie von dem Oberhaupte des neuen Reiches vom erften Angenblide an ver- 
fünbet worben ift. 

„Der Geift, welder in dem deutſchen Volke lebt“, fo ſprach unfer Kaifer 
zum erften deutſchen Reichstag, „nicht minder bie Berfafjung bes Reiches und 
feine Heereseinrichtungen bewahren Deutichland inmitten feiner Erfolge wor jeber 
Berfuhung zum Mißbrauch feiner durch feine Einigung gewonnenen Kraft. Die 
Achtung, welche Deutſchland für feine eigene Selbftftänpigkeit in Anſpruch nimmt, 
zollt e8 bereitwillig der Unabhängigkeit aller anderen Staaten und Böller, ber 
ſchwachen wie ber Aarten.“ 

Daß die europäischen Mächte dieſem Geifte der beutichen Politik von vorn 
herein volles Vertrauen entgegenbradten, das war ſchon in dem Verhalten ber- 
felben während ber letzten Kriegsmonate bervorgetreten. Bergeblich fuchte Franf- 
teih damals bei allen Großmächten ber Reihe nad Eiferfucht und Sorge wegen 
der beutichen Siege und der baraus erwachſenden Störung bes fogenannten 
europäifhen Gleichgewichts zu erweden, nirgends Lonnte ſolche Beforgniß Wurzel 
faffen. Noch während des Krieges wurbe zwiſchen Defterreich - Ungarn und bem 
Deutihen Reiche der Grund zu ber aufrichtigen und innigen Annäberung gelegt, 
bie fich feither in hoffnungsreiher Weiſe befeftigt hat, und ber Kaifer von Puh, 
land benußte feinerjeits jede Gelegenbeit, um jeine herzliche Theilnahme an den 
beutihen Eiegen und Erfolgen mit Wort und That zu befunden. 

Und das Bertrauen, weiches die beiden alten Kaijerreiche dem neuen Deutichen 
Reiche entgegentrugen, bat feine Kraft und Bedeutung auch darin bewährt, daß 
es dazu beigetragen bat, bie alten freundlichen Beziehungen zwiſchen Defterreich 
und Rußland fichtlich zu beleben und zu befeftigen. E& war eine neue Täuſchung 
ber Feinde Deutſchlands, daß fie wähnten, die Annäherung an Defterreih- Ungarn 
müſſe eine Erkultung der Beziehungen zu Rußland zur Folge haben. Wenn es 
nod) eines Beweijes bedurft hätte, daß Deutihlands Friedenspolitik auf einem 
umfaffenden und alljeitig feften Grunde angelegt ift, fo ift dies durch Die neueften 
Anzeichen, welde in der Drei-Kaifer-Wodje ihre letzte Beftätigung gefunden haben, 
für jedermann erfichtlich geworben. 

Je bebeutfamer biernah die Thatſache der Drei-Kaifer- Vereinigung an ſich 
ſelbſt ift, defto weniger liegt Anlaß vor, nad befonderen politiihen Sweden ber- 
felben im Einzelnen zu fragen und zu forichen. 

Die vertrauensvolle Einmütbigfeit der drei Monarden für die Wahrung 
und Beiefligung bes europäijchen Friedens ift der Grund, auf welden die Zu— 
fammenkunft beruht, und die offene Bekundung dieſer Einmüthigkeit ift an und 
für fi eine große politifche That, deren mächtiger Eindrud unfehlbar dem Frieden 
dienen wird, 

Gewiß werben drei mächtige Kaifer von ber perjönlichen Bedeutung wie 
Aleranber, Franz Joſeph und Wilhelm, und drei Staatsmänner, wie 
Fürſt Gortihaloff, Graf Andraſſy und Fürſt Bismard nicht acht Tage 
lang im täglichen engeren Berkehr vereinigt fein, obne baß ihre grundſätzliche 
Uebereinftimmung über die allgemeinen Ziele ber Politik fih auch in ber ver- 
traulihen Beſprechung ber verjdiedenen Seiten ber tbatlächlihen Politik und einer 
möglichen künftigen Gefährdung des Friedens bethätigen follte; aber zu beftimmteren 
diplomatiſchen Bereinbarungen würde ein Anlaß nur vorligen, wenn von irgenb 
er ber Friede thatſächlich bedroht erſchiene, was glüdlicher Weije nicht 
ber Fall ift. 

In folhem Sinne fagte Kaifer Alerander von Rußland ben bonijchen 
Kojalen beim Abſchiede: er begebe fi in das Ausland zur Sicherung bes Friebeus, 
der jedoch zur Zeit noch nicht bebrobt jei. 

Unfer Reihslanzler Fürft Bismard bat die Bedeutung ber 
fürftliden träge Kern jo eben dahin zufammengefaßt: bie bloße 
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Thatſache derjelben werde Überall als ein ben Frieben verbürgender 
Abfhluß der bisherigen großen Ereignifje angejehen werden, unb 
der allgemeine Glaube an dem Frieden fei ja befonbers für bie 
emporblühende Gewerbtbätigleit faft ebenfo widtig, als die Er- 
haltung des Friedens felbft. Er durfte hinzufügen, daß biefe Be- 
beutung der Drei-Raifer-Zufammenklunft auch von ber Bevölkerung 
gefühlt und anerkannt zu werben feine. 

So dürfen denn die drei Monarchen, welde in biejen Tagen 
fih angefihts Europas und unter freudiger Zufiimmung ihrer 
Völker die Hand für den Völkerfrieden gereiht haben, mit bober 
Genugthuung auf biefe ihre ſegenverheißende That bliden.“ 


Die Parteien in Srankreid) und Beutfchlands Stellung 
zu denſelben. 


Erfte Differenzen mit Graf Arnim. 
6. Mai. Bericht des deutſchen Botjchafters Grafen Arnim an Fürft Bismard. 


„Bei meiner lebten Unterrebung mit Herrn Thiers mwieberbolte mir der- 
felbe in wärmften Ausbrüden, wie aufrichtig und inftändig er ben Frieden und 
zwar einen langen Frieden wünſche. Frankreich fei nicht in der Lage einen neuen 
Krieg zu führen. Daber fuche er alle Komplikationen zu vermeiden, allen Ber- 
widelungen vorzubeugen, wo fie aud auftauchen möchten. 

Nah Berlauf vieler Jahre, wenn Frankreich zu Kräften gelommten fein 
mwürbe, müffe natürlich das Beftreben in ben Borbergrund treten, eine Entichä- 
digung für bie erlittenen Berlufte zu ſuchen, und wenn Deutichland einmal im 
Berlegenheit mit anberen Mächten geratben follte, werde der Augenblid zur Ab- 
rechnung gelommen fein, darum ſei aber gar nicht get baf Frankreich in einem 
folgen Fall gegen Deutichland auftreten müſſe. Es fei jehr wohl denkbar, daß 
Deutſchland dann Frankreichs Allianz burh Compenſationen zu erfaufen geneigt 
fein würbe, welche einen Krieg unnöthig machen könnten. Uebrigens werde er — 
Thiers — Alles dies nicht erleben. Er fei müde, alt, frank und fo degoutirt 
von dem ftupiden unbankbaren Verhalten ber Nationalverfammlung, daß er feinen 
anberen Gedanken babe als fein Land von ber Occupation zu befreien und fid 
dann zurüdzuzieben. . 

Ich erwiderte dem Präfidenten, daß ich an der Aufrichtigkeit feiner Aeufße- 
rungen feinen Zweifel haben könne, weil diefelben der Natur der Dinge ent- 
fprehend wären. Aber feine perjönliche Weisheit und feine perſönliche Friedens» 
liebe wären doch für uns fehr ſchwache Bürgfchaften, fo lange über bie Dauer 
feiner Amtsführung und feinen Nachfolger gar keine Gewißheit vorliege. Er fei 
täglich auf dem Punkte, fi mit der Nationalverfammlung zu brouilliren, und 
ihr fein Portefeuille vor die Füße zu werfen. An wen follten wir uns dann 
halten? Herr Thiers ermwiberte, daß die Verſammlung nicht den Wunſch haben 
würde, fih mit ibm zu überwerfen. Käme e8 aber doch fo, oder fjollte ber Tod 
ihn überraſchen, jo würde feiner Vermuthung nad weber Heinrich V., noch 
Aumale, noh Gambetta fein Nachfolger fein, fondern ein honetter Bourgeois, 
wie 3. B. Cafimir Perier. 

Bon Napoleon könne nicht die Rebe fein, er babe Übrigens den General 
Sleury kürzlich geliehen und von bemjelben bie Berfiherung erhalten, daß bie 
Bonapartiften auf jebe Konjpiration während feiner Präfibentichaft verzichten. 
Für die Zulunft behielten fie fich allerdings ihre Anſprüche vor, aber fie jeien 
ohne Ausfichten. Soweit Herr Thiers. 

Die Meinung aber aller derer, welche nicht blos Paris, ſondern aud bie 
Provinzen lenyen, geht dahin, baß er ſich über bie Lage täuſcht. Um nicht auf 
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Nüancen einzugehen, möchte ich behaupten, daß nad einer weitverbreiteten Ueber- 
rg Ne allgemeine Stimmredt nur zwei Rejultate haben kann, nämlich ent- 
weder Gambetta ober Napoleon. 

Was den erften betrifft, fo ift unverfennbar, daß er in ben Provinzen, 
namentlih im Süben, täglich neue Fortichritte macht. Der Socialismus und bie 
rothbe Demokratie gewinnt namentlih unter ber Landbevöllerung immer mebr 
Boden und es ift dahin gelommen, daß die Bauern rabilaler find als bie Pa- 
riſer. Allentbalben, wo eine Manifeftation der öffentlichen Meinung ftattfindet, 
ift fie Gambetta und der rothen Republik günftig. Selbft in ber Armee verhält 
es fih nah dem Urtbeil des Marſchalls Bazaine ähnlich. Er hält die Armee 
für ganz forrumpirt unb ift namentlich auch davon überzeugt, daß fie der berr- 
fhenten Strömung nicht widerfteben, ſondern ihr folgen würde. Mac Mahon 
if in feinen Augen fein Bürge für die Aufrechterhaltung ber Ordnung. Ein 
Gegengewicht gegen bie überwuchernde Gewalt der Demokratie, — welche Übrigens 
in Gambetta nur vorläufig einen Ausdrud finden würde — ift augenblicklich 
noch in dem Einfluß des Napoleoniihen Namens zu finden. Marihall Bazaine 
meint, baß heute das Kaiferreih wohl noch ſtark genug fei, um bie Zügel ber 
Regierung zu ergreifen. Ungzweifelbaft würden die Furchtſamen und die Bes 
figenden, weiche weder in Aumale, noch in Kafimir Perier, noch in Gam« 
betta eine Garantie finden, fich ohne Bedenlen unter die Flügel bes Empire retten. 

Indeſſen — es ift nicht ganz leicht, bie Ereigniffe jo zu birigiren, daß das 
Empire fih wirklich im rechten Augenblid in den Sattel fegen kann. 

Die Rechnung ber bonapartiftiichen Faifeurs beruht darauf, daß bie National- 
Berfammlung im Falle einer präfibenziellen Sedisvacanz einen Dictator ernennen 
wird. Diefer Dictator müffe Mac Mahon, der General Ciſſey ober der Ge— 
neral Binoy fein. 

Alle drei follen fich verpflichtet haben, eine Berufung an das Volk zu ver» 
anftalten, aus welcher nah der Meinung ber Imperialiften Napoleon hervor—⸗ 

eben wird. Wie aber, wenn die Nationalverfjammlung feinen Dictator ernennt? 
der wenn fie Aumale oder Eafimir Perier zum Präfibenten wählt? 

Hier liegt der Punkt, wo bie bonapartiftiiche Partei darauf rechnet, daß 
wir in unferem eigenen Intereffe ihr dadurch zu Hülfe fommen werben, daß wir 
an den Dictator ober den unzuverläffigen Präfiventen das Verlangen richten, 
eine Regierung berzuftellen, welche une den Frieden verbirgt und eine Garantie 
gegen revolutionäre Propaganda giebt. 

Meine ſchon anderweitig ausgejprochene Anficht ift, daß wir bie von ben 
Bonapartiften mit uns geſuchten Berbindungen nidht von ber Hanb 
weifen jollen. . 

Um fo weniger, als fie einerfeits durchaus feine Intriguen 
gegen die jegige Regierung im Sinne baben, anbererfeit® unter 
allen Barteien bie einzigen find, welde offen unfere Unterftügung 
nachſuchen und bie Berföhnung mit Deutſchland in ihr Programm 
aufnehmen, während alle anderen Fractionen und Schattirungen 
jeden Berfehr mit uns auf das Sorgfältigfte vermeiden und den 
Rache krieg gegen Deutihlandb auf ihre Fahne jhreiben. 

Ih erkenne in ber Kandidatur des Duc H’Aumale eine ebenfo große 
Gefahr, wie in derjenigen Gambetta’s, und die jogenannte anftänbige Republik, 
weiche durch Caſimir Périer oder Grevy repräjentirt werden würbe, fann 
nur ein Uebergang zu Gambetta fein. Iſt doch jelbit das Syſtem Thiers im 
jegigen Augenblid unmöglich durch feine immer intimer werbendben Beziehungen 
zu — Darum erſcheint mir als die wünſchenswertheſte Entwickelung 
der politiſchen Lage eine ſolche, welche uns einerſeits Zeit läßt, mit der jetzigen 
Regierung ein Abkommen über die baldige Zahlung und Sicherung der drei 
Milliarden zu treffen, andererſeits aber den unvermeidlichen Regierungsöwechſel jo 
befchleunigt, daß die Anmejenheit unjerer Truppen im Lande uns noch Gelegen- 
beit giebt, auf bie Krifis im Lande einen beftimmenden Einfluß zu üben.“ 
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12. Mai. Erlaß des Fürften Bismard an den Grafen Arnim. 


„Ew. pp. gef. Beriht vom 6.d. M. über die Yage und Ausfichten 
der Parteien in Frankreich ift mir von großem Interefje gemejen. 

Die darin niedergelegten Wahrnehmungen beftätigen nur, was mir 
auch von anderer Seite her aus Privatnadhrichten zulommt, daß die Or— 
leaniftifhen Prinzen, namentlich dur ihr Verhalten in Geld» Angelegen- 
beiten, ihren Boden in Frankreich mehr und mehr verlieren, und id) 
ftinnme auch mit Em. pp. darin überein, daß Deutſchland Feine Beranlafjung 
bat, ihr Gelangen zur Regierung zu wünſchen, daß vielmehr, unter den 
verjchiedenen Parteien, welche um die Herrjchaft ftreiten, das Bonapartiſche 
Kaiſerthum mwahrjcheinlich diejenige ift, von welcher fi) noch am erſten 
ein leidliches Verhältniß zwiſchen Deutjchland und Frankreich hoffen läßt. 
Unjere erftere Aufgabe bleibt natürlihd immer, die jegige 
Regierung zu fügen, fo lange diefelbe für uns die Reprä- 
fentation des Willens ift, den Frieden loyal auszuführen. 
Was nah ihr kommt, wird fi in diejer felben Richtung 
pon neuem ung gegenüber legitimiren müfjen; wir haben feinen 
Anlaß, dabei der VBonapartiftiihen Partei die Erklufive zu geben, und 
haben daher auch feinen Grund, irgend etwas zu — was ſie 
ſchwächen, was ihr in den Augen der Nation ſchaden, oder ihre Stellung 
erſchweren könnte. Eine, aus unferer Zurückhaltung herausgehende Partei— 
nahme und Begünftigung für dieſelbe, würde aber ſicher dieſe Folgen haben. 

Bon diefem Gefichtspunfte aus bitte ich aud zu beachten, mas ich 
in einem befonderen, auf den Marjhall Bazaine bezüglihen Erlaß vom 
heutigen Tage gejagt habe.“ 


1. November. Schreiben des Feldmarfhalle von Manteuffel an Fürft 
Bismard aus Nancy. 


„Ew. Durchlaucht geebrtes Schreiben vom 29, v. Mts. empfange ich fo eben 
unb erjehe daraus, daß Eie der unter dem 16. v. Mts. Überjandte Brief bes Herrn 
Thiers intereffirt hat. Dies veranlaft mid, Ew. Durchlaucht auch mitzutbeilen, 
baf Herr Thiers unter dem 25. Oftober, als die Preffe wieder viel von Herrn 
Gambetta geijproden hatte, an Graf St. Ballier bei einer, Details ber Eva- 
fuation ber Marne ac. betreffenden Sache auch den in der Anlage verzeichneten 
Satz telegraphirte. Ich nehme alle dieſe Mittbeilungen entgegen, ohne darauf zu 
erwibern, weil ih mich won ber Politik fernbalten will. Aber in meinen Hand» 
lungen und in ber Form derſelben nebme ich, foweit das Jutereſſe der Truppen 
es erlaubt, Rüdfiht auf Herrn Thiers und füge dadurch moralifch feine Re- 
gierung. Nach allen Beipredhungen mit Ew. Durdlaucht ift Dies in dem Einne 
der Politif Er. Majeftät. Vor wenigen Tagen war jedoch unfer Botichafter hier, 
ber mir die Anficht ausſprach, die Etablnung ber Republik in Frankreich fer zu 
‚mark es ſei Zeit, daß eine monarchiſche Regierungsiorm Plaß greife. Em. 

urdlaucht kennen meine Anficht, daß unfer Interefje Ruhe in Frankreich er- 
heiſcht, bis bie Kriegsjhuld abgetragen ift, und daß überbaupt kriegerijche Ber- 
widelungen vermieden werbeu müfjen, fo lange die Bewaffnung ber Armee fi 
in einem Uecbergangeftabium befintet. Ich konnte dem Botſchafter wohl in der 
Grundauffaffung, nicht aber in Betreff bes Zeitpunktes beftimmen. Aber Em. 
Durchlaucht wifjen, ich bisfutive gern und lege ba geſprochene Worte nicht auf die 
Waagſchale. Nun bat mir aber Graf St. Ballier in einer gewiffen inneren 
Aufregung erzäblt, Graf Arnim babe in einer Unterrebung, die er allerbings 
als ganz vertrauliche und mit Ablegung feines diplomatiſchen Charakters bezeichnet, 
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ibm gefagt, er betrachte ba® gegenmärtige Gonvernement als unbaltbar, benn 
Herrn Thiers werde Gambetta, biefem die Kommune und biejer ein mili« 
tairifches Regiment folgen, wenn Frankreich nicht rechtzeitig eine monarchiſche Ver⸗ 
faffung wähle; er babe ibm dann vom Graien Paris und vom Sohne bes Kai— 
ſers J—— geſprochen. Gleichzeitig mit dieſer Mittheilung war hier ein 
Blatt der „Kreuzzeitung“ — Nr. 252 — angekommen, welches in feinem Leit- 
artikel fo beftige Angriffe gegen Herrn Thiers enthielt, daß ich, ba dergleichen 
Artikel Offiziere und Soldaten aufhetzen, die Aufmerkjamteit bes Herrn v. Balan 
Darauf gelenkt babe. 

Ih weiß, daß die „Kreuzzeitung“ fein Regierungsorgan ift, aber fie gilt 
als ein Parteiorgan und hat Einfluß. Alles dies zufammengehalten läßt mich 
Ew. Durchlaucht die Bitte ausiprechen, für ben Fall, daf etwas in den mir von 
Ew. Durchlaucht früher mitgerbeilten Anfichten über die Behandlung ber biefigen 
Berbältniffe geändert ift, mir dies mit zwei Worten zu fagen, weil ih dann mi» 
fitairifche Vorbereitungen zu treffen und mein eigenes Verhalten danach einzus 
richten babe.“ 


8. November. Erlaß des Fürlten Bismarck an den Grafen Arnim. 


„Nach einer vertraulichen Mittheilung des Generald von Mans 
teuffel hat der Graf St. Vallier ihm erzählt, daß er mit Ew. Ercellenz 
bei Ihrer legten Anmefenheit in Nancy eine Privatunterhaltung geführt 
babe, im welcher Sie fi) dahin ausgeiprodhen hätten: Sie betradhteten 
die gegenwärtige franzöfiiche Regierung als unhaltbar, denn Herrn Thiers 
werde Gambetta, diefem die Kommune und diefer ein militairijches 
Regiment folgen, wenn Frankreich nicht rechtzeitig eine monarchiſche Vers 
fafjung wähle. In Verbindung mit der legteren hätten Em. Ercellenz von 
dem Örafen von Paris und pon dem Sohne des Kaijer Napoleon 
gejprochen. 

Soviel fih auch für die Em. Ercellenz zugefchriebene Anfiht über 
die künftige Entwidelung der franzöfifhen Zuftände fagen läßt, jo ſchwer 
wird es mir zu glauben, daß Sie diefelbe gegen einen offiziellen Vertreter 
der Regierung, bei welcher Ste beglaubigt find, ausgeſprochen haben jollten. 

Ich erjuhe Em. Ercellenz ganz ergebenft um eine gejällige Aeuße- 
rung, wie ſich nach Ihrer Erinnerung die Sade verhält.“ 


12. November. Bericht des Grafen Arnim an Fürſt Bismard. 


„Ew. Durchlaucht geehrtes Schreiben vom 8. d. M. babe ich geftern zu er» 
halten die Ehre gehabt. 

Der Bericht bes Generals Freiherrn von Mantenffel beruht auf Miß- 
verftänbniffen. 

Bon meiner Konverfation mit Herrn von St. Ballier ift mir im We- 
fentlihen nur erinnerlid, daß berjelbe unter vielen Klagen über fein unglüdliches 
Baterland die Nothwendigleit eines langen Friedens betonte. Er bob hervor, 
weldies Glück die Bewahrung ber monarchiſchen Traditionen fir Deutichland fei 
und gab fid als Legitimiften zu ertennen, erblidte aber in der Perſon des Herrn 
Thiers den von ber Vorſehung gefandten Retter. Sein Leben jet eine Garantie 
gegen alle Gefahren. Hierin ftimmte ih ihm vollftändig zu. Daß ich auf bie 
unleugbare Steigerung des Gambettiftifhen Einfluffes hingewieſen babe, ift mög- 
lich. Ich entfinne mich jedoch nicht, bei diefer Gelegenbeit mich auf dem Gemein- 
plag aufgehalten zu haben, daß auf eine Vöbelberrihaft ein Säbelregiment folgen 
müfle. Bon dem Grafen von Baris babe ih mit Herrn von Manteuffel 
geiprohen. Wenn Herr von St. Ballier es nicht fo beftimmt verficherte, fo 
würde ich nicht glauben, daß zwijchen ihm und mir dieſer Name genannt worben 
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fei. — Vollſtändig unridtig ift, daß ich die baldige Einführung der Monardie 
und beftimmte Thronlanbidaten empfohlen babe. — 

Auffallend ift, daß ich in dem Sinne, in welchem ich mit Herrn v. St. Vallier 

eſprochen haben joll, mit dem Freiberen von Manteuffel wirklich geſprochen 

Derſelbe pflichtete meinen Auffaſſungen, fo weit fie die Gefährlichkeit ber 
Republik betreffen, bei, und ging fo weit, zu behaupten, daß Thiers bie Re— 
publik jelbft al® ein Mittel ber Revanche anfübe. Ich glaube, daß er hierin Recht 
bat. Herr von Manteuffel wich von meinen Anficten nur injofern ab, als 
er die Konjervirung bes Thier sichen Regimes noch für nöthig hält, um unſere 
Geldforderungen zu fihern, während ich diejelben für ficher halte — welches auch 
die Regierung Frankreichs in ber nächſten Zeit fein möge. 

Bon dem ganzen Borgange habe ich einen febr unerfreulihen Einbrud. 

Ih bin über Nancy gereift, um frühere Mißverftänbniffe auszugleichen. 
Herr von Manteuffel ſchien meine gute Abficht nicht zu verfennen. Er ſprach 
den Wunſch aus, vertrauliche Beziebungen zwiſchen Paris und Nancy berzuftellen. 
Er wollte zu dem Zwede etwa alle 14 Tage einen Offizier nah Paris jchiden. 
Diefem Syſtem würbe es entiproden baben, wenu Herr von Manteuffel, ehe 
er Ew. Durchlaucht durch feinen Brief beunrubigte, mich nach meiner Berfion von 
ber Konverjation mit Herrn von St. Ballier gefragt bätte. 

Hierzu bätte ihn auch feine große Geſchäftserfahrung veranlaffen können. 
Denn es it jchon ſehr ſchwer, durch einen fchriftlichen Bericht ein richtiges Bild 
von einer Konverjation zu geben, welche ver Berichterftatter felbft gehabt bat. Ein 
Bericht aber über eine Konverfation Anderer, welcher der Schreiber nicht beiger 
reine bat, ift immer bie Duelle von Irrthümern und der Anfang von Mythen— 

ildung ꝛc. 

ch weiß; nicht, warum Herr von Manteuffel in feinem Wohlwollen für 
mich feine Gründe gefunden bat, ſich dieſer Schwierigkeit bewußt zu werben. 
Wenn neben meiner politiihen Berichterftattung eine zweite politiiche Korrefpondenz 
berläuft, fo wirb mir das Geſchäft fehr erjchwert. Wenn biefelbe aber eine Be» 
rihterftattung über mich wird, jo wird mir das Geſchäft unmöglich gemadt. Ich 
faun daher Ew. Durchlaucht nur danken, daß Sie mid, ſogleich von den Mel- 
dungen bes Generals in Kenntniß geſetzt haben.“ 


23. November. Erlaß des Herrn von Balan, Bertreterd des 
Minifters der auswärtigen Angelegenheiten an Graf Arnim. 


„Em. Ercellenz geheime Berichte vom 10. und 12. d. M. haben fo» 
wohl Seiner Majeltät dem Kaifer als dem Fürften Reichskanzler vorges 
legen, welchem fie, Ihrem Wunfche gemäß, gleichzeitig Überjendet worden 
find. Die in dem erften diefer beiden Berichte enthaltenen Notizen über 
die Preßverzweigungen, namentlich zwifchen Defterreih und Frankreich, 
werden vermwerthet werden, um in diefer Beziehung noch nähere Erfun« 
. einzuziehen. 

aß die von bier aus infpirirte und überhaupt die einheimifche 
Preſſe die monarchiſchen Elemente in Frankreich herabmiirdige, kann der 
8* Reichskanzler nicht zugeben. — Jedenfalls würde dies nicht auf 
nftruftion beruhen; aber, mie gejagt, auch die Thatjache wird nicht an— 
erkannt, wenngleich die deutjche Preſſe im Allgemeinen ſich der Angriffe 
auf Thiers und feine Regierung allerdings enthalten hat. Den Schluß: 
folgerungen, welche Em. Ercellenz aus den mancherlei Bedenken des jegigen 
franzöfiihen Regimes ziehen, kann Seine Durdlaudt nicht beitreten. 
* Bismard ift durchaus nicht der Anſicht, daß keine franzöſiſche Re— 
gierung daran denfen würde, die pefuniären Berpflihtungen gegen Deutjd- 
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land nicht zu erfüllen. — Im Gegentheil erfordert nad) der Anficht Seiner 
Durchlaucht unfer Intereſſe zuerft die Zahlung der Kriegsentſchädigung 
und die Bollziehung des Friedensvertrages abzumwideln, die Entwidelung 
der inneren and hen Angelegenheiten nach wie vor fich ſelbſt zu über- 
lafien, wenigſtens uns Na nicht mit vorgefaßten Deduftionen und 
Plänen gegenüberzuftellen. Unter Umftänden können wir allerdings die 
Elemente begünftigen, deren ZThätigfeit unferm Intereſſe zufagt, dazu 
müffen wir aber abwarten, daß fie auf der Bühne erfcheinen, nicht aber 
fie konfpiratorifh benugen wollen. Ein monarchiſch konftituirtes Frank⸗ 
reich würde größere Gefahren für uns haben, als die find, welche Em. 
Ercellenz in dem anſteckenden Einfluß der republifanifhen Inſtitutionen 
fehen. Das Schaufpiel, welches diefe darbieten, erjcheint eher geeignet, 
abjchredend zu wirken. — Mit den Legitimiften könnten wir überdies 
unter feinen Umftänden gehen, da fie immer päpftlich gefinnt fein werden. 
So lange unfer Kampf mit der Curie dauert, deſſen Ende nicht abzufehen 
ift, können wir ein ſolches Element nicht begünftigen. Die Anficht, daß 
jede andere Regierungsform Frankreichs als die republifanifche für uns 
unannehmbar wäre, würde zu meit gehen, und mird daher von der inſpi— 
rirten Preffe auch niemald vertreten werden. Andererjeit3 aber würden 
wir, wenn wir für irgend eine andere Regierung dajelbjt Partei nehmen, 
auch die gegen dieſelbe gerichteten Feindjchaften erben; wir würden Franf- 
reich dadurch erft bündnigfähig machen, was es jest nicht ift. — 

Ueber die Gefährlichkeit von Thiers kann man theoretifch ſehr ver: 
ſchiedener Anſicht ſein. Bei einer ſo exploſibeln Nation wie die franzöſiſche 
iſt die Zukunft unberechenbar. Da der Fürſt aber Em. Excellenz Anſicht 
über den Grad dieſer Gefährlichkeit nicht theilt, ſo muß er darauf halten 
— und bezeichnet feine Inſtruktion in diefer Beziehung al8 unbedingt, — 
daß e3 nad feiner Anficht geht, und die Vertreter Sr. Majeftät des 
Kaijerd im Auslande nach außen hin fich jeder entgegengejegten Aeuße— 
rung enthalten. Se. Durchlaucht bezeichnet e8 bei diefer Gelegenheit als 
einen gewöhnlichen Fehler deutjcher Botiit, fih zu früh auf die Ereigniffe 
in einer bejtimmten Richtung vorzubereiten.“ 


20. Dezember. Erlaß ded Fürften Bismard an Graf Arnim. 


„Ew. Excellenz Beriht vom 16. d. Mts. ift eingegangen. Nach 
der heutigen Entwidelung der Lage halte ich es nicht * für in⸗ 
dicirt, Ihnen eine neue Inftruftion zu ertheilen, wohl aber giebt mir der 
Inhalt Fhrer Berichterftattung in den legten zwei Monaten Anlaß zu 
einigen allgemeineren Bemerkungen. 

Die Yage der Dinge in Frankreich ift ohne Zweifel eine ſolche, daß 
es für jeden, auch den gemiegteften Diplomaten eine jchwierige, vielleicht 
eine unmögliche Aufgabe ift, fich ein ficheres Urtheil über den Zuftand 
des Yandes, über das Gewicht der einzelnen politiihen Parteien und Per- 
fonen und namentlich über die Wahrfcheinlichkeiten der nächſten Zukunft 
u bilden. Diefe Schwierigkeit wird erhöht durch die unberechenbare Leis 
—— Y welche dem franzöſiſchen Charalter eigenthümlich iſt und 
von welcher auch die gereifteren franzöſiſchen Staatsmänner weniger frei 
find als die Mehrzahl der deutſchen und — 

Ebenſo groß wie die Schwierigleit der Beurtheilung ift aber zugleich 
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die Wichtigkeit, melche es für die deutiche Meichsregierung hat, nicht zu 
einer unrichtigen Beurtheilung der Sachlage in Franfreih und ihrer Kon- 
fequenzen zu gelangen, nicht faljche Prämiſſen als richtige und als fichere 
Baſen der eigenen Bolitit anzunehmen. In einer folden Situation iſt e8 
meined Erachtens für den amtlichen Vertreter des deutſchen Reiches die 
Aufgabe, die Eindrüde, welche er empfängt, bevor er fie meldet, einer 
ſehr forgfältigen Prüfung und Sichtung zu unterwerfen. Denn bei der 
verhängnißvollen Bedeutung, welche jede Entſchließung Sr. Majeftät in 
der außmärtigen Politik für die Zukunft des deutjchen Reiches und Europas 
haben fann, mwäre e8 eine große Gefahr für Beide, wenn mejentliche 
Borausfegungen der Allerhöchſten Entſchließungen ſich als irrthümlich er- 
gäben, obſchon ſie von der Kaiſerlichen Botſchaft als zweifellos angeſehen 
und gemeldet waren. Wenn Ew. Excellenz die Güte haben wollen, Ihre 
Berichte ſeit Ihrer erſten Rückkehr nad) Paris bis jetzt, die Meinungen, 
welche Sie darin über die Lage und die nächſte Zukunft, über die Stel« 
lung und die Bedeutung der einzelnen Staatsmänner und tiber die Aufs 
gaben unjerer Politik — ———— haben, einer vergleichenden Prüfung 
zu unterziehen, jo glaube ich, werden Sie ſelbſt die Größe der Schwierig—⸗ 
feiten würdigen, die e8 bat, in einem ſolchen Yande und in einer folden 
Lage ſich ein Urtheil zu bilden, meldes man mit derjenigen Sicherheit 
ausjprechen fann, auf die Se. Majeftät der König in jo Inlarukäneren 
ragen bei amtlichen Aftenftüden den Anſpruch hat. 

Meine dienftlihe Stellung legt mir die Verpflichtung auf, die Ber- 
treter Sr. Majeftät, wenn ich den Eindrud habe, daß ihre Berichterftat- 
tung auf irrthümlihen Borausjegungen beruht, darauf aufmerfjam zu 
machen, und die Wahrheit entweder durch gemeinjame Erörterung zur 
Feſtſtellung zu bringen, oder in Fällen, wo es fih um Wahrſcheinlichkeits— 
berechnungen für die Zukunft handelt und ein Einverftändniß in Bezug 
auf diefelben nicht zu erreichen ift, die Anficht feitzuftellen, welche der 
Politif, zu der ih Sr. Majeftät rathe, zu Grunde liegt, und gegen welche 
ein Gefandter daher feine abweichende Anficht fo lange zurüdtreten laſſen 
muß, als Se. Majeftät der Kaifer und König mir die Yeitung der aus— 
wärtigen Politit Deutjchlands anvertraut. Kein Neffort verträgt weniger 
al3 das der ausmärtigen Politik, eine zwiefpältige Behandlung; eine joldhe 
würde für mich in derjelben Kategorie der Gefährlichkeit ftehen wie etwa 
im Kriege das Verfahren eines Brigadiers und feines Divifionärd nad) 
einander widerjprechenden Operationsplänen. Die Erkenntniß diefer Ge- 
fahr legt mir die Verpflichtung auf, Em. Ercellenz zu fagen, daß ich die 
von Ihnen mit Zuverficht ausgeſprochene Ueberzeugung, ald wären unfere 
rüdjtändigen Forderungen unter jeder Regierung Frankreichs unbedingt 
gefichert, für eine irrthümliche und jede Verſicherung, die Em. Ercellenz 
darüber geben, für eine jehr gemwagte halte. Sie nehmen dadurch eine 
Dürgihaft auf fi, die Niemand leiſten kann und die deshalb in einem 
amtlichen Berichte, auf Grund defjen Se. Majeftät Entſchließungen faſſen 
könnte, nicht gegeben werden follte. Ich halte für mwahrjcheinlich, daß die 
Zahlungen — wenn Thiers am Ruder bleibt, oder doch die gou— 
vernementalen Berhältniffe in einer regelmäßigen legalen Entwidelung; 
ih befürchte dagegen, daß wir zur Befriedigung unferer Forderung von 
Neuem das Schwert würden ziehen müffen, wenn dur gewaltfame Um: 
wälzung eine Republif mit einer anderen Gattung von Führern ans Ruder 
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fäme. Schon wegen diejer Möglichkeit legt e8 in unferem Intereffe, das 
jegige Gouvernement mindeſtens unſererſeits nicht zu ſchwächen oder zu 
feinem Sturze beizutragen. Anders, aber auch nicht in einer für und ers 
wünſchten Weife, würde fich, wie ich beforge, die Sache entwideln, wenn 
vor der Zahlung und der Räumung einer der monardijchen Prätendenten 
fi) der Gewalt bemädhtigte. Wir würden dann in freundlicher Weife ge- 
beten werden, das Gedeihen des jungen monarchiſchen Keimes dadurd zu 
fördern, daß wir der Monarchie in Bezug auf Zahlung und Räumung 
Konzeflionen machten, die wir der Republik verjagt hätten. Wir könnten 
das allerdings abjchlagen, aber ich fürchte, daß dies nicht thunlich fein 
würde, ohne daß andere Kabinette und namentlich uns nahe befreundete 
auch ihrerjeitö eine Berüdfichtigung des monarchiſchen Elements in Frank⸗ 
reih und mehr oder weniger dringend empfehlen würden. Wenn man 
auch in London, Petersburg und Wien zu Hug ift, um zu glauben, daß 
ein monarchiſches Frankreich und weniger gefährlich fei, als die gelegent- 
lihe Herrichaft der republifanischen Fraktionen in Frankreich, jo ift doch 
die Behauptung, eine ſolche Anjicht zu haben, ein zu brauchbarer Ded- 
mantel zur Erftrebung anderer Zmede, als daß man nicht die Berftim- 
mung über unfere Stellung und megen der allerdings für alle außer für 
uns unbequeme Uebertragung der Milliarden aus Frankreich nach Deutich- 
land unter diejer Maske zur Geltung bringen follte. Es wiirde auf diefe 
Weife fi eine für und recht unbequeme europäifche Gruppirung in kurzer 
Zeit herausbilden fünnen, melde einen zunächſt freundichaftlichen Drud 
auf uns über würde, um uns zum Berzicht auf einen Theil der erruns 
genen Bortheile zu beftimmen. Analoge Erjcheinungen werden ohnehin 
vielleicht jpäter nicht ausbleiben; aber unfere Aufgabe ift es gemiß 
nicht, Frankreich durch Konjolidirung feiner inneren Berhält- 
nijje und durch Herftellung einer geordneten Monarchie mädhtig 
und bündnigfähig für unjere bisherigen Freunde zu maden. 
Frankreichs Feindjchaft zwingt uns, zu wünſchen, daß es ſchwach ſei und 
wir handeln ſehr uneigennügig, wenn mir ung der Herftellung konjolidirter 
monarchiſcher Inſtitutionen, jo lange der Frankfurter Friede nicht vollftändig 
ausgeführt ift, nicht mit Entichlojjenheit und Gewalt widerjegen. Aber 
wenn unjere auswärtige Politit bewußterweife dazu beitrüge, den Yeind, 
mit welchem wir den nächften Krieg zu befürchten haben, durch jeine innere 
Einigung zu Härten und durch eine monardifche Spige bündnigfähig zu 
machen, jo würde man jolhen Vorgang nicht forgfältig genug verheims 
lichen können, wenn man nicht eine berechtigte und zornige Unzufrieden- 
heit in ganz Deutſchland erregen, ja möglicherweiſe den verantwortlichen 
Deinifter, der eine jo landesfeindliche Politik getrieben, einem ftrafgericht- 
lihen Berfahren ausgejegt jehen will. 

Diefe Erwägungen ftehen in Berbindung mit einem anderen fchon 
angedeuteten Irrthum, welcher Em. Ercellenz zu unrichtigen politifchen 
Schlußfolgerungen verleitet. 

Em. Ercellenz glauben und haben dies auch mündlih Sr. Majeftät dem 
Kaiſer auögeiprochen, daß die einftweilige Fortdauer republifanifcher 
Anftitutionen in Franfreih den monarchiſchen Inftitutionen in 
Deutjchland gefährlich jei. ch vermuthe, daß Em. Ercellenz auf diefe 
Befürhtung nicht gelommen jein würden, wenn nicht ausländiiche Verhältniſſe 
in den legten Jahren nothwendig Ihre Aufmerkjamfeit vorwiegend in Anſpruch 
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genommen hätten, umd wenn ein längerer Aufenthalt in Deutjchland und 
im Gentrum der deutjchen Gefchäfte Sie in die Lage gefett hätte, Sich 
ein ſachkundiges Urtheil zu bilden. 

Em. Ercellenz führen in Ihrem jüngften Berichte an, daß Berbins 
dungen der franzöfiichen Demokratie mit Süddeutfchland ftattfänden. 

Diefe Wahrnehmung kann für Ew. Ercellenz jo wenig eine neue fein, 
wie für uns hier; feit vierzig Jahren enthalten die Archive aller inneren 
und ausmärtigen Behörden, namentlich, wie ich annehmen darf, das Em. 
Ercellenz zur Hand befindliche der Parifer Botſchaft, voluminöſe und be= 
dauerliche Aufjchlüfie hierüber. Die Verbindungen der franzöfifchen Des 
mofratie beftehen feit der JulisRevolution und länger nicht nur mit Süds 
deutfchland, fondern jehr viel lebhafter und entmwidelter mit der Schweiz 
und Belgien, mit England und Jtalien, Spanten, Dänemark und Ungarn 
und namentlih Polen. Die Intenfität derjelben hat im Ganzen ziemlich 
— Schritt gehalten mit dem Anſehen Frankreichs in Europa; denn 
eine monarchiſche Regierung in Frankreich verſchmäht es, auch wenn ſie 
mit dem größten Nachdruck die franzöſiſche Demokratie verfolgt, dieſen 
Hebel den übrigen Staaten und namentlich Deutſchland gegenüber wirkſam 
zu erhalten. Es wird ſich hierin eben immer daſſelbe Spiel wiederholen, 
wie bei der Unterdrückung der Proteſtanten in Frankreich und ihrer Unters 
ftügung im Deutjchland und mie in der türfenfreumdlichen Politit des 
allerhriftlihften Königs Ludwig XIV. 

Ich bin überzeugt, daß kein Franzofe jemals auf den Gedanken fommen 
würde, und wieder zu den Wohlthaten einer Monarchie zu verhelfen, wenn 
Gott über uns das Elend einer republifaniihen Anarchie verhängt hätte. 
Die Berhätigung derartiger mwohlmollender Theilnahme für die Gejchide 
feindlicher Nachbarländer ift eine mejentlich deutfche Eigenthümlichfeit. Die 
Regierung Seiner Majeftät des Kaiſers hat aber um jo weniger Anlaß, 
diefer unpraftifchen Neigung Rechnung zu tragen, als es feinem aufmerk— 
famen Beobachter hat entgehen fünnen, mie ſtark und maffenhaft in Deutjc- 
land die Belehrung gewejen ift und noch ift von rothen zu gemäßigt-libes 
ralen, von gemäßigt-liberalen zu fonjervativen Gefinnungen, von doftrinärer 
DOppofition zu dem Gefühl des Intereſſes am Staate und der PVerant- 
mwortlichkeit für denjelben, feit dem experimentum in corpore vili, welches 
mit der Kommune vor den Augen Europad gemacht wurde. Frankreich 
dient mit Nuten als abjchredendes Beifpiel. Wenn Frankreich noch einen 
Alt des unterbrodhenen Dramas der Kommune vor Europa aufführte, 
was ich aus menfchlihem Intereſſe nicht wünjchen will, jo würde es nur 
um fo ftärfer zur Klarmachung der Wohlthaten monardifcher Verfaſſung 
und zur Anhänglichfeit an monarchiſche Inftitution in Deutjchland beitragen. 

Unfer Bedürfniß ift, von Franfreih in Ruhe gelaffen zu werden und 
u verhüten, daß Frankreich, wenn e8 uns den Frieden nicht halten will, 
Bundes enofjen finde. So lange es folche nicht hat, ift uns Frankreich 
nicht gefährlich; und fo lange die großen Monarchien Europas zufammen« 

alten, ift ihnen feine Republik gefährlih. Dagegen wird eine — 
epublik aber ſehr ſchwer einen monarchiſchen Bundesgenoſſen gegen uns 
den. Dieſe meine Ueberzeugung macht es mir unmöglich, Seiner Ma— 
jeſtät dem Könige zu einer Aufmunterung der monarchiſchen Rechten in 
Frankreich zu rathen, welche zugleich eine Kräftigung des uns feindlichen 
ultramontanen Elements involviren würde. 
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Indem ich die Meinungsverfchiedenheit, in der ich mich über fo fun- 
damentale Grundfäge unſerer Politif mit Em. Ercellenz befinde, lebhaft 
bedauere, habe ich mich doch der Pflicht nicht entziehen fünnen, diefelbe 
unummunden zu Ihrer Kenntniß zu bringen. Ich bin überzeugt, daß die 
Meinungsverjchiedenheiten zwiſchen ung ſich mwefentlich vermindern werden, 
wenn Em. Ercellenz auf meine Eingangs ausgefprochene Bitte eingehen 
mollen, die Zuverläffigfeit Ihrer Eindrüde von franzöfifchen und deutjchen 
Berhältniffen einer jorgfältigen und längeren Prüfung zu unterwerfen, 
bevor Sie diefelben einem amtlichen Berichte einverleiben, den ih Seiner 
Majeſtät vorzulegen habe und der als piece justificative unferer Politik, 
auch parlamentarisch oder anderen Kabinetten gegenüber unter Umftänden 
benugt werden muß. Es wird fich auf diefe Weije auch eine gefichertere 
Uebereinftimmung de3 Inhalts Ihrer Berichterftattung in fich jelbit in— 
jomweit herbeiführen laffen, wie e8 für mich erforderlich ift, um jelbit einen 
feften und dauernden Eindrud des Geſammtinhalts der Berichterftattung 
und der Anträge Em. Ercellenz behufs meiner Vorträge bei Seiner Ma— 
jeftät dem Könige zu erhalten. 

Mehr aus formalen Rüdfichten erlaube ich mir noch die nachftehende 
Bemerkung. Sie erwähnen in Ihrem Bericht vom 16. d. M., daß man 
an direfte Beziehungen zwiſchen der deutjchen Regierung und Gambetta 

laube. Wenn Em. Ercellenz; Sich vergegenmwärtigen, daß die deutjche 
egierung dur Seine Majeftät den Kaiſer in erfter Yinie geleitet wird, 
fo fennen Em. Ercellenz die Denkungsweiſe unſeres Allergnädigften Herrn 
hinreichend, um darüber nicht in Zweifel zu fein, daß eine folhe Be- 
hauptung eine Seiner Majeftät dem Kaifer perfönlid empfindliche Krän- 
fung enthält. Wenn fie aber eine folche im dienftlichen Intereſſe Ihrem 
amtlichen Berichte glauben einverleiben zu müſſen, jo wäre es dabei meines 
Erachtens indizirt, die Quelle einer ſolchen Meinung etwas genauer als 
dur das umbejtimmte Pronomen „man“ zu fubjtanziiren und die ges 
ſchäftliche Nüglichkeit einer foldhen Infinuation näher zu begründen, als 
bier gefchehen. Em. Ercellenz Selbft wirden e3 gewiß und mit Recht 
nicht für angemefjen halten, wenn ich Ihnen in einem amtlichen Erlaffe, 
ohne ein nachmweisliches Motiv und unter der anonymen Bezeichnung des 
Pronomen „man“ Mittheilung von Gerlichten machen wollte, die etwa 
über die Verbindungen der Kaiferlihen Botjchaft in Paris in analoger 
Weiſe erijtiren fönnten, mie dad von Ihnen angeführte Gerücht einer 
Berbindung der Kaiferlichen Regierung mit Gambetta. E83 müßten gewiß 
jehr glaubwürdige und namhaft zu machende Autoritäten und ein erficht- 
licher dienftliher Zweck vorhanden fein, ehe ich e8 für gerechtfertigt halten 
fünnte, dergleihen Andeutungen in einem amtlichen Erlaſſe zu machen. 
(gez.) von Bismard.“ 


23. Dezember. Erlaß des Fürften Bismarck an Graf Arnim. 


„Mit den Bemerkungen, welche Em. Ercellenz in dem gef. Bericht 
vom 19. d. M. zu der Auslaffung des Herrn Thiers vor der Dreißiger- 
Komilfion machen, bin ich nicht ganz einverftanden. Die Phraſe „Le 
pays est sage, les partis ne le sont pas“ bezeichnet parlamentarijch höflich 
und richtig die Erjcheinung, melde fi) in allen Pändern mit Repräfen- 
er wiederholt und durch welche die Befugniß zur Auflöfung 
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der Wahlförper motivirt ift, daß die Bevölkerung einſchließlich der Wähler 
in der Regel befonnener, realiftifcher, patriotijcher denkt, al3 die Führer 
organifirter Parteien im Parlament und in der Preffe, in denen gemwühn- 
ih den in jeder Partei Apancirteften die Führung zufällt. Ein deutjcher 
Staatsmann würde ſich vieleiht anderd wie Herr Thiers ausgelaſſen 
haben; aber es hieße ihm meined Erachtens Unreht thun, wenn man 
—— ganz zutreffenden Ausſpruch unter die Gemeinplätze verweiſen 
wollte. — 

Auch darüber, was Herr Thiers ſich von einer zweiten Kammer, 
die in dem konſtitutionellen Organismus die erſte, ein Oberhaus, ſein 
würde, verſpricht, hat er ſich, wie mir ſcheint, ſo deutlich ausgeſprochen, 
wie es den Verhältniſſen und der Veranlaſſung genügte. Er ſagte im 
Eingange: Le veto donné au Chef du pouvoir ex&cutif ne serait pas 
suffisant. Le veritable remöde serait l’institution de deux chambres. Vor 
einem Publitum, dem die Gejchichte der Nationalverfammlung von 1789 
geläufig ift, war damit gerade für die fonjervative Majorität der Kom— 
miffion ein fo fruchtbarer Gedankengang angejchlagen, daß es Faum der 
weiteren Bemerkungen über den Nuten einer zweiten fontrolirenden Körpers 
Schaft und der Verweiſung auf andere Länder bedurft hätte, welhe Thiers 
an zwei fpäteren Stellen feiner Auslaffung macht. Ich kann auch nichts 
Befremdendes darin finden, daß er fich über die Zujammenjegung und 
die Befugniffe der Kammer nicht eher äußern zu wollen erflärt, als bis 
die Errichtung einer folhen im Prinzip angenommen jei. 

IH halte für nöthig, den, wie mir fcheint, ungerechten Urtheilen 
Em. Ercellenz über Herrn Thiers meine Anjicht gegenüber zu ftellen, 
weil entgegengefegte Anfichten über den leitenden Staatsmann Em. Ex— 
cellenz auch dann zu einer von der meinigen divergirenden Politif drängen, 
wenn Em. Ercellenz eine ſolche principiell nicht beabfichtigen.“ 


1873. Die fociale Stellung der Deutſchen in Franfreid). 
22. Januar. Bericht des Grafen Arnim an Fürſt Bismard. 


„In dem Salon einer bier für den Winter etablirten fremben Dame 
mwurbe vor einigen Tagen in meiner Gegenwart erzählt, daß Ihre Majeftät pie 
Kaijerin und Königin wiederholt dem Herrn Guizot Allerböchft Ihr Bedauern 
darüber babe ausbrüden laffen, daß die Hohe Frau nicht Gelegenheit gehabt babe, 
ben greifen Staatsmann kennen zu lernen. Ihre Majeftät batte daran — jener 
Erzählung nah — den Ausdrud bes Wunjches gelmüpft, die Meinung des Herrn 
Guizot barüber zu bören, wie wohl der zwiſchen Deutjchland und Frankreich 
aufgebäufte Haß gemilvert werben könne, Herr Guizot, fagte man, babe darauf 
erwiebert, daß nur die Zeit in dieſer Beziehung zu helfen vermöge. 

Diefe Erzählung rief eine Converjation über die innere Berechtigung ber 
erwähnten Antwort des Herrn Guizot bervor. Bon einer Seite pflichtete man 
ibm bei — von anderer wurbe behauptet, daß die Zeit, — d. h. irgend eine be- 
rechenbare Zeit — an ber jegigen Stimmung der Franzofen nichts Ändern würde. 
Es mwurbe gemeint, daß bie —— jetzt giftiger ſei, als vor einem Jabre, 
und daß mit der Evakuation nicht die Leidenſchaft, ſondern jede Zügelung der— 
ſelben aufhören würde. 

Ich theile dieſe Meinung, ohne viel Werth darauf zu legen. Von der Zeit 
erwarte ich feine Bejänftigung; eher iſt noch möglich, daß ganz plötzlich, von einem 
Tage zum andern unter dem Einbrude eines Greigniffes ober eines mot d'ordre 
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die franzöſiſchen Antipathien eine andere Richtung nehmen. Wahrſcheinlich ift 
weber das Eine noch das Aubere. 

Diefer Zuftand bat für ten Privatverkehr zwiſchen Franzofen und Deutichen 
fehr unangenehme Folgen. Die Kaufleute, welche ihr Gejchäft mit jebr wenigen 
nicht ganz erffärlihen Ausnabmen aufgeben müffen, bie Handwerler, welde bier 
nicht mebr ihren Unterhalt finden, und diejenigen ſehr zahlreichen Deutichen, 
welche um des Gewinnes oder um bes täglichen Brotes willen bier bleiben müffen, 
find in bedauernswertber, zum Theil in jammervoller Lage. Man kann aud in 
Bezug auf biejenigen, welde bier bleiben, nicht einfach das Bebauern mit dem 
Bemerfen unterbrüden, daß fie ja nach der Heimath zurüdtehren können. Dazu 
find die meiften nicht im Stande, und es bleibt ihnen nur übrig, zur Friftung 
ihrer und ver Ihrigen Eriftenz die Demüthigungen mit in ben Kauf zu nehmen, 
welde ihnen täglich zugefügt werben. 

Ih erfahre davon natürlich nur ben hunbertftien Theil, da bie meiften 
Deutſchen fich verfteden und auch wohl wiffen, daß ich ihnen nicht helfen kann. 
Denn toß aller Siege und ungeadtet ber Deccupationsarmee kann ich feinen 
franzöfiihen Privatmann zwingen, einen Deutfheu anftändig zu behandeln. Ich 
kann auch nicht in jedem einzelnen Falle Ungerechtigkeiten untergeorbneter Be- 
börben entgegentreten, ſelbſt wenn ich fie rechtzeitig und binreichend fjubftantiirt 
erfübre. en eine ungerechte Behandlung kaun einen weiten Weg durchlaufen, 
ebe fie die Linie der Geſetzlichkeit Überjchreitet. In befonders betrübender Weife 
tritt — um nur das Eine anzuführen — das Mifliche der Verhältniſſe in den 
Schulen auf. Entweder mweigern fih die Schulvorfteber, bie deutſchen Kinder 
aufzunebmen, oder es wird ibnen der Gebrauch ber beutichen Sprache jelbft in 
den Freiftunden bei Züchtiaungsftrafe unterſagt. Die meiften deutſchen Kinder 
verleinen nach kurzer Zeit ihre Mutterfprache und werben mehr ober weniger zu 
Franzoien gepreßt. 

Davon, daß das Deutſche Neih die dominirende Macht in Europa if, 
merkt der einzelne Deutjche in Bezug auf fein eigenes Wohlbefinden nichts. Er 
ift im Gegentheil in einer bemütbigeren Lage als fonft, da er ebenſo bedürftig 
it, mie früher, und doch bie Anerkennung ſeitens ber Franzofen nicht findet, 
welche er früber fand. 

Hiergegen giebt es abfolut feine Hülfe, es jei denn, daß das Deutiche Reich 
fi entſchlöſſe, feine Landesfinder aus der Sclaverei loszufaufen. Sollte aber 
jemals das Ungemach eines neuen Krieg:# über beide Länder bereinbreden und 
Gott uns nocd einmal ben Sieg verleiben, jo würde ben Deutichen bei dem neuen 
Friedensichluffe eine erimirte Stellung und ein eigener Gerichtsſtand zu fichern 
jein, wie in einem Barbareafenftaate, 

Wenn man aus den Tiefen ber arbeitenden Klaffen auffteigt in bie gebil- 
deten Mittelftände, Yiteraten, Gelehrte u. j. w., jo wird das Berbältniß, welchem 
man begegnet, wohl ein analoges jein. Ich glaube, daß nicht viele Deutiche 
biejer Kategorie bier find. Die Wenigen, welde ich kenne, und welche guten 
Grund baten, in Paris zu leben, Hagen bitter über die Schwierigkeiten, welchen 
fie begegnen. Ein bier für einige Zeit lebender Chemiler bat darauf verzichten 
müffen, Erperimente im Laboratorium eines franzöfifhen Profeffors zu machen, 
weil der Legtere von den Studenten mit Zerftörung feiner Inftrumente bedroht 
wurde, wenn er ben Deutjchen arbeiten ließe. Aehnliche Dinge werben wohl 
vorflommen, fo oft die Gelegenbeit fich bietet. Es giebt in bielen Kreifen auch 
Ausnahmen, die indeſſen jo »felten find, daß fie jedesmal befonders erwähnt 
werden. Ueber bie Situation in ben höchſten offiziellen und ariftofratiihen Kreiſen 
babe ich früber berichtet. 

Die Perfouen, mit denen ich amtlich verlehre, ſowie folche, welche mit dem 
Gouvernement eng zulammenbängen, find jo böflih und in den Formen tadellos, 
als ih nur wünſchen kann. An den Grenzen diejes ſehr engen Kreiſes hört mit 
nicht nennenswertben Ausnahmen jebe Unböflichkeit und jebe Höflichkeit auf. Ja, 
ih muß eingefteben, daß das Ignoriren meiner Perfon ſchon innerhalb jener 


Fürft Bismard. II. 34 


530 
1873. 


Grenzen anfängt. Denn ich glaube, baß Perjonen, wie ber Marſchall Mac 
Mahon und andere Generäle, nicht ganz unabhängig in der Wahl ihrer Be- 
tanntichaften find. Im Allgemeinen bleibt es dabei, daß im Geheimen nur zwei 
— ich babe fie gezählt — und öffentlich nicht ein einziger Franzoſe mein Haus 
betreten bat, der nicht Direct ober inbirect dafür bezahlt würde. Die Begegnung 
am britten Ort, 3. B. bei dem über bie Störrigfeit der Franzofen tief betrübten 
öfterreihifchen Botſchafter gefchiebt in denfelben Formen, in welchen fich gebildete 
Leute, die fich nicht kennen wollen, in dem Wartejalon einer Eifenbahn zufammen- 
finden. Ich vermutbhe, daß die Damen in viele Paffivität noch eine Dofis 
Impertinenz legen, kann aber bei meiner Kurzfichtigleit aus eigener Anſchauung 
darüber nichts Genaues couftatiren. 

Die jüngeren Mitglieber der Botfchaft leiden bierunter, wie ich Schon früher 
conftatirt, in gewiffer Weife, da fie einer großen Menge von Annebmiichkeiten 
beraubt find, welche nur durch einen hoben Grad von philofopbifcher Refignation 
erjetst werden können. 

Außer dem deutſchen Botſchaftsperſonal babe ich bisher feinen Deurjchen 
aus ben höheren Gejellihaftstreifen gejeben, der ohne ausreichende Entſchuldigung 
auch nur vorübergehend bier gewefen wäre ober franzöſiſche Freundlichkeiten nach— 
gejucht hätte. 

Mit einem Worte — welcher Klaſſe der Geſellſchaft der in Frankreich 
lebende Deutjbe auch angehören möge — niemals wird er zum Genuß des an» 
— Gefühls kommen, daß er ein Mitglied einer ſiegreichen Nation iſt. 

ur an meiner Perſon macht aus begreiflichen Gründen und in gewiſſen kleinen 
Kreiſen das Beſtreben Halt, ſich in kleinen Dingen für großes Unglück zu rächen. 

Ich würde unterlaſſen, über dieſe Sachlage von Zeit zu Zeit Bericht zu 
erftatten, wenn mir nicht bisweilen Andeutungen zugingen, aus denen ich ſchließen 
muß, daß in Berlin und anderswo Auffafjungen Play greifen, welche den meinigen 
entgegengejet find. Es mag wohl in einer oder der anderen Privatcorrefpondenz 
die Anficht Ausbrud finden, daß es im Grunde fo ſchlimm micht fei, und baf 
die Franzofen mit Entgegenfommen und Concejfionen zu gewinnen wären. Man 
bat mir gejagt, daß ich Bekanntſchaften juchen könne, wie z. B. der Fürft Orloff, 
ber ſich um die Franzofen bemühe. 

Der Fürft Orloff kann vieles tbun, was ich nicht thun darf, wenn id 
nicht ſofort in den Verdacht kommen will, daß ich im Grunde beffer und milder 
fei, als meine graufame Regierung. Ich kann auch unmöglih den Franzejen 
sachlaufen, von benen ich weiß, daß fie mich nicht fennen wollen und die voll: 
ftänbig berechtigt find, meinen Umgang nicht zu wünſchen; ein Bemühen dieſer 
Art würde übrigens nicht das Minbdefte ändern. 

Wenn ih im Interefje meiner perfönlihen Stellung zugeben und beklagen 
wollte, daß bairiihe Truppen viel Uhren geftohlen haben, wenn idy Converfationen 
über die fatholifhe Frage mit wehmüthigem Ausdrud, achjelzudend und till» 
fhweigend folgen wollte, jo würde man vielleicht während einer Woche finden, 
daß ih ein ausnahmemeije vortreffliher Deutjcher fei; nachher aber wäre bie 
———— ärger als je zuvor, ſobald es klar geworden ſein würde, daß ich 
weder die Uhren wiederſchaffen, noch dem Papſt wieder zu ſeiner Macht ver— 
helfen kann. 

Würde ich mich auf dergleichen Manöver einlaſſen, ſo liefe ich Gefahr, von 
Schritt zu Schritt in eine landesverrätheriſche Conſpiration gegen meine Regierung 
hinein compromittirt zu werden, 

Endlich aber — welchen Vortheil hätten wir davon, wenn es mir merklich 
gelänge, in den mehr oder minder beiligen Hallen des Faubourg St. Germain 
oder den unheiligen Räumen der Rue Lafitte Intimer zu werden. Für den 
Zauber, welchen die franzöſiſche Ariſtokratie ausübt, ſind doch wohl nur noch die 
Bewohner der Provinzialſtädte und kleinen Reſidenzen zugänglich, welche falſche 
Parallelen ziehen. 

Man vergißt dort, daß in Frankreich die Klaſſen der Geſellſchaft, welche 


531 
1873. 


Paris feit zwei Jahrhunderten zum Mittelpunkt eines glanzvollen Lebens gemacht 
baben, in Deutihland Dank dem Rechtéſinn unb der Nachſicht der preußiſchen 
Könige, Dank ibrem eigenen praftifhen Sinne zerfireut im Lande wohnen und 
bier und da felbft noch Meine Lanbichaften als ganze ober halbe Souveräne 
regieren. 

e Dadurch, daß die franzöfifche alte und neue Ariftofratie Hotels in Paris 
bat und ber Reichthum fich bier conzentrirt, ift Paris ein fehr aumutbiger Auf- 
entbalt geworden. Die franzöfiihe Ariftolratie hat aber an Bornebmbeit dadurch 
nichts gewonnen. Ihr Einfluß im Lande ift verhältnißmäßig unbedeutend. Es 
giebt in Deutichland noch viele Perſonen in ererbten oder erworbenen Stellungen, 
beren in eigenem Rechte wurzelnben Einfluß die Regierung nicht ohne Schädigung 
bes Landes ignoriren fanıı. Sole Stellungen und PBerfonen finde ich in Frank— 
reich, troß allem Reichtbum Einzelner und dem Wohlflang einiger Namen, nicht. 
Ich ſehe daber gar nicht ein, welches denkbare Iuterefie ich haben follte, Yeuten 
nadzulaufen, oder mehr als auf den halben Weg entgegenzulommen, die mir als 
Botjchafter nichts helfen können und als Menſchen wenig Freude machen. 

Sollte die franzöfifche Ariftofratie einmal wieder in den Befit des Central» 
telegraphen gelangen, fo wird abzuwarten fein, ob fie in ben amtlichen und 
focialfen Verkehr mit derſelben Urbanität treten wirb, welche meine Beziehungen 
zu ber jeßigen Regierung charakterifirt. Ich bitte Eure Durchlaucht um Ent- 
ſchuldigung wegen der Yänge dieſes Berichtes. Er wiederholt was ih ſchon 
früher gejagt habe — ober vielmehr er conftatirt, daß die Dinge eber ſchlimmer 
als befier geworben find. Ich würde auch wahrjcheinlich noch öfter Anlaß haben, 
daſſelbe zu ſchreiben. Aber ich finde, daß viele Einflüffe, viele Intereffen, Ge- 
ſchmacksrichtungen, Gefühlsgewobnbeiten und mitunter die fonderbarften, Keinen 
perjönfihen Motive zuſammenwirken, um bie Wabrbeit zu verfleiftern. 

Die Wahrheit aber ift, daß der Krieg von 1870 zwifchen ben beiden großen 
Nachbarländern einen Zuftand geichaffen bat, ber eine gemwiffe Analogie mit ben 
Berhältniffen bietet, in denen Defterreih und Sardinien vor dem Jahre 1859 
neben einander eriftirten. 

Die richtige und ungeſchminkte Kenntniß der Situation liegt in unferem 
Intereffe. Es ift meine Pflicht fie nicht verdunkeln zu laffen, felbft wenn ich 
öfters bafjelbe jagen ſollte. Ebenfowenig werde ich verjchweigen, wenn wiber 
Erwarten eine Aenberung eintreten jollte.“ 

(ge5.) Arnim. 


2. Februar. Erlaß ded Fürften Bismard an Graf Arnim, 


„Em. Ercellenz haben in dem gefälligen Beriht vom 22. v. M. 
die fozialen Berhältniffe in Paris gejchildert, infofern die dort lebenden 
Deutſchen und die Mitglieder der Botſchaft davon betroffen werden, und 
find von der Vorausfegung ausgegangen, daß diefe Berhältniffe und die 
Schwierigkeiten, weldhe für Em. Ercellenz daraus fomohl in Bezug auf 
den Schuß unferer Yandsleute, als auf die eigene gejellige Stellung hervor= 
gehen, bier nicht die volle Würdigung finden. 

Diefe Borausfegung ift unbegründet. Em. Ercellenz wollen vielmehr 
überzeugt fein, daß die peinlihe Page der Deutjichen in Frankreich hier 
er befannt ift und Ge. Majeftät der Kaifer nicht daran zweifelt, 
daß Em. Ercellenz ſich nicht in der Page befinden, denjelben einen bis in das 
Privatleben wirtjameren Schuß gegen den franzöfiichen Haß zu gemähren, 
noch auch in Bezug auf Ihre gejellige Stellung eine Beſſerung herbeizu- 
führen, die nur von der Zeit — und vielleicht nicht einmal von diejer 
— erwartet werden fann. 

Wenn fih auch nicht verkennen läßt, daß die gejellige Aus— 
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Ihließung, welche den Mitgliedern der Botichaft gegenüber in Anwendung 
ebracht wird, für diefelben manche Entbehrungen mit fi führt, die 
hen in allen anderen Pändern erjpart bleiben würden, jo hat anderer: 

feit8 der jo wenig verhüllte Haß der Franzojen zur Folge, daß die Auf: 

— Ihrer Stellung in mancher Hinſicht weſentlich vereinfacht und er— 
eichtert werden. 

Während jeder Vertreter Sr. Majeſtät im Auslande es ſich zur 
Pflicht zu machen hat, in amtlicher und geſelliger Hinſicht vielfache Ver— 
bindungen anzuknüpfen, über die Stimmung des Landes fortdauernd in— 
formirt zu jein, auf diefe Stimmung Einfluß zu gewinnen, gutes Ein- 
vernehmen zu fördern, deſſen Störung forglic zu verhüten, fo haben 
die Berhältniffe fich feit dem Kriege in Frankreich fo geftaltet, daß der 
Vertreter Sr. Majeftät des Kaiſers auf die Yöfung diefer Aufgabe ver- 
zihten muß, weil fie vollftändig nicht möglich ift und partiell und ſporadiſch 
ohne Nugen fein würde. i 

Die Offenheit, mit welcher feit dem Friedensihluß in Frankreich 
der Nationalhaß gegen die Deutſchen von allen Parteien geihürt und 

roflamirt wird, läßt und darüber fein Zweifel, daß jede Regierung, welcher 

—* ſie auch angehören möge, die Revanche als ihre en bes - 

traten wird. Es kann ſich nur darum handeln, melche Zeit die Franzoſen 

brauchen werden, um ihre Armee oder ihre Bündniffe fo mweit zu reor- 
ganifiren, daß fie ihrer Anficht nach fähig ift, den Kampf wieder aufzu- 
nehmen. Sobald diefer Augenblid gekommen ift, wird jede franzöſiſche 

Negierung dazu gedrängt werden, uns den Krieg zu erklären. Wir find 

darauf vollftändig gefaßt, und unjere Vertretung in Paris trifft fein Bor: 

wurf, wenn fie die galliihe Kampfluft nicht zu ziügeln vermag. Wenn 
es richtig ift, dag Ihre Majeftät die Kaiferin den Rath des Herrn Guizot 
darüber erbeten hat, wie der Haß der Franzofen gegen uns zu mildern 
fei, jo würde ſolchem Schritte ein für weiblihe Empfindungsmweife natür: 
liches Gefühl zu Grunde liegen. Die Befänftigung des ungerechten Zornes 
unjerer Nachbarn liegt aber nicht in den Aufgaben Em. Ercellenz, fo lange 
jedes Streben nad diefer Richtung hin ebenſo erfolglos als mit unjerer 
nationalen Würde unverträglid fein würde. Wir haben den Krieg nicht 
gewollt, find aber ſtets bereit, ihn nochmals zu führen, jobald neue 

Ueberhebungen Frankreichs uns dazu nöthigen werden. Oderint dum 

metuant. 

Die Hare Erfenntniß diefer Sachlage überhebt den diefjeitigen Ver— 
treter in Frankreich des größten Theils der jchweren Aufgabe, die ihm 
unter normalen Berhältnifjen zufallen würde. Es fann und wenig Intereffe 
bieten, über die Aeußerungen diefes oder jenes franzöfiihen Staatsmannes 
oder Deputirten informirt zu fein, da Alle im Wejentlichen denfelben uns 
feindlichen Zmed verfolgen. Es erjcheint deshalb auch als ein vergeb: 
liches Bemühen, gejellige Beziehungen aufzufuchen, die ſich nicht von jelbft 
darbieten, oder im einzelnen Dingen eine Einwirkung ausüben zu wollen, 
welche die Gefammtentwidelung der Dinge weder aufhalten noch modifi- 
ziren kann. 

In gejelliger Hinfiht kann ich daher Em. Ercellenz Auffafjung nur 
vollftändig theilen, daß es nicht Ihre Aufgabe ift, Leuten nachzulaufen, 
die Ihnen nicht auf halbem Wege entgegentommen, oder die es in irgend 
einer Beziehung an der Ihrer Stellung ſchuldigen Höflichkeit fehlen laſſen. 
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Im Allgemeinen wird es den Berhältniffen am meiften entiprechen, wenn 
Em. Ercellenz mie bisher in ruhiger Würde und Zurüdhaltung die ge- 
felligen Beziehungen abwarten, die fich in Folge bejonderer Veranlaffungen 
darbieten. ch brauche nicht hinzuzufügen, daß Em. Excellenz die” einer 
jolhen Haltung zum Grunde liegende Abfiht den Franzojen um jo deut- 
liher machen und damit auch den ntentionen Sr. Majeftät entfprechen 
werden, wenn Sie in den Fällen, wo ein Entgegenkommen von Seiten 
einzelner Franzoſen fih ausnahmsweiſe zeigt, dielen Ausnahmen gegen- 
über die unverfürzte Ermiderung der Artigfeit eintreten laffen, mie fie 
unter gewöhnlichen Berhältniffen üblich ift. 

In Bezug auf die Uebelftände, unter welchen die in Paris Iebenden 
Deutſchen in ihrer gefchäjtlihen Eriftenz durch den Haß der Franzofen 
u leiden haben, find wir, wie Em. Ercellenz mit Recht hervorheben, nicht 
in der Yage, eine Abwehr zu jchaffen, folange nicht in dem einzelnen 
Fällen eine Ungeieglichkeit nachgewieien werden kann. Den Deutichen, 
welche nad) dem Kriege nad) re 9 egangen find, um dort ihren 
Lebensunterhalt zu ſuchen, mwaren die einble der Bevölkerung befannt, 
fie mußten auf J— und Demüthigungen gefaßt fein, und ſich 
perfönlic eine erhebliche Befähigung zutrauen, Folche Erlebniffe für Geld 
zu ertragen. Sie würden, wenn fie auf adtungsvolle Behandlung im 
erfter Linie Werth legten, befjer gethan haben, ihre Talente oder ihre 
Urbeitökraft nicht dem Feinde, fondern dem eigenen Yande zur Ber- 
fügung zu ftellen, mo beides jederzeit die gebührende Anerkennung und 
eine befriedigende Verwerthung gefunden hätte. Wenn ich es auch bei 
jeder Gelegenheit als eine Pflicht der Regierung Sr. Majeftät des 
Kaijerd betrachte, deren Erfüllung ich mich niemals entziehe, den nach— 
barlihen Volksintereſſen unferer Landsleute vollen Schuß zu gewähren, jo 
fann ich doch mit dem „Parifer deutfchen Urſprungs“, der nur infomeit 
beutfch bleibt, als er Schug und Unterftügung beanſprucht, nicht ſym⸗ 
pathifiren. 

(gez.) von Bismard.“ 


1872. 29. Juni. Neue Hebereinfunft mit Frankreich über 
die Termine und die Art der Zahlung der noch geſchul— 
deten drei Milliarden, jowie über die entiprecdhende 
Räumung der franzöſiſchen Departements. 


„Art. 1. Frankreich verpflichtet ſich, die gedachte Summe von drei Milliarden 
an folgenden Terminen abzutragen, nämlich: 
1) eine halbe Milliarde Franken zwei Monate nah Austaufch ber Ratifi- 
cationen des genenwärtigen Bertrages; 
2) eine halbe Milliarde Franken am 1. Februar 1873; 
3) eine Milliarde Franten am 1. März 1874; 
4) eine Milliarde Franken am 1. März 1875. 
Frankreich ift jedoch befugt, die am 1. Februar 1873, 1. März 1874 und 
1. März 1875 zu zablenben — theilweiſe, in Beträgen von mindeſtens 
— Millionen Franken, oder vollſtändig vor Ablauf dieſer Termine zu 
zahlen. 
Art. 3 Se. Majeſtät der Deutſche Kaiſer wird vierzehn Tage nad 
Bablung einer halben Milliarde bie Departements der Marne unb ber 
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Dberen-Marne, vierzehn Tage nad Zahlung ber zweiten Milliarde 
die Departements ber Arbennen unb ber Bogejen und vierzehn Tage 
nad ——— dritten Milliarde nebſt den Zinſen, welche noch zu 
zahlen ſein werden, die Departements der Meurthe-Moſel und der Maas, 
ſowie das Arrondiſſement Belfort räumen laffen. 

Art. 4. Frankreich behält ſich vor, nach erfolgter Zahlung von zwei 
Milliarden für die dritte Milliarde nebſt Zinſen finanzielle Ga— 
rantien zu gewähren, welche, wenn fie von Deutſchland als ausreichend aner- 
fannt werden, in Gemäßheit bes Nrtifels 3 ber Friebens- Präfiminarien von 
Berjailles an die Stelle der Territorialgarantie treten werben. 

Art. 5. Die Zinfen von den Summen, welde noch nicht bezahlt fein 
werben, find aud ferner am 2. März jebes Jahres, zulegt mit Zahlung ber 
legten Milliarde, zu entrichten. 

Art. 6. Sollte die Stärke der beufhen Dccupationstruppen 
nah allmählicher Einfchränfung der Occupation vermindert werben, fo werben bie 
Koften für den Unterhalt dieſer Truppen im Berhältniß der Zahl berjelben er- 
mäßigt werben. 

Art. 7. Bis zur vollftändigen Räumung bes franzöſiſchen Gebiets werben 
bie im Artikel 3 bezeichneten, von den beutichen Truppen allmählih geräumten 
Departements in militäriiher Beziehung für neutral erffärt und es werben 
babin feine Truppen-Anfammlungen als bie zur Aufrechterhaltung ber Orbnung 
notbwenbigen Garnifonen verlegt. 

Frankreich wirb bafelbft feine neuen Fortificationen anlegen unb bie vor- 
handenen nicht verftärfen. 

Se. Majeftät der Deutſche Kaifer wird in ben von ben deutſchen Truppen 
beſetzten Departements keine anderen Befeftigungen errichten laſſen als jet vor- 
banben finb. 

Art. 8. Ge. Majeftät der Deutſche Kaifer behält fih das Recht vor, bie 
geräumten Departements in dem alle wieder zu befegen, wenn bie in ber 
1 Uebereinkunft eingegangenen Berpflichtungen nicht erfüllt werben 
ollten.” 


Aus ber „Provinzial- Korrespondenz.“ 


„Schon feit längerer Zeit trat jeitens ber franzöfifchen Regierung das eifrige 
Streben hervor, auch in Betreff der noch gejchuldeten drei Milliarden zu einer 
neuen Bereinbarung zu gelangen, vor Allem zu dem Zwede, dadurch eine rajchere 
Befreiung Frankreichs von der deutfchen Occupation zu erreichen, zugleich freilich 
mit der Abfiht, dem Crebit Frankreichs die ſchließliche Aufbringung der ges 
waltigen Summe, um bie e8 ſich noch handelt, zu erleichtern; denn immer ent- 
ſchiedener trat im allgemeinen politiichen Bemwußtfein die Ueberzeugung hervor, 
daß ber Zeitraum bis zum März 1874 ſchon ziemlich eng begrenzt fei, um eine 
fo große und fo außergewöhnliche Finanzoperation wie bie Beihaffung und Zahlung 
von 3 Milliarden France oder Achthundert Millionen Thalern zu bewältigen, 
wenn nicht bei Zeiten ſehr entſchiedene Schritte zum Beginne der Operation unb 
Damit zugleih zur Sicherung und Befeftigung bes franzöfiihen Credits geſchehen. 

Fe mehr die franzöfiiche Regierung aus Gründen ihrer inneren Stellung 
und zur Befriedigung eines erfiärlihen nationalen Berlangens wünſchen mußte, 
die Räumung bes franzöfiihen Gebietes möglichſt zu beichleunigen, um fo mehr 
mußte fie darauf Bedacht nehmen, ber deutjchen Regierung auch volle Bürg- 
ſchaften für die Kraft und den Willen Frankreichs zur Erfüllung feiner vertrags- 
mäßigen Berpflichtungen zu gewähren. 

Deutihland hatte feinerjeits fein Interejje und kein bejon- 
beres Berlangen danach, eine oder einige Milliarden ber aus— 
ftebenden Schuld früber als beftimmt war zu erhalten: wir haben 
uns fowohl im Reiche, wie in den Einzelftaaten mit ber Dedung der Kriegsloften, 
wie mit allen anberen Ausgaben jo eingerichtet und Dank der günftigen Finanz« 


635 
1872. 


lage jo einrichten Fönnen, daß wir in feiner Beziehung auf ben Eingang ber 
franzöfiichen Gelber zu warten haben. Unjer preußiicher Finanz-Minifter konnte 
bei Borlegung des Tetten überaus günftigen Etaatshaushalts mit berechtigter Ger 
nugtbuung darauf hinweiſen, daß bie glüdlihe Lage unferer Finanzen einzig 
und allein auf ber Kraft unjerer inneren Entwidelung berubete und baß mir 
* feine Zahlung vom Reiche d. h. aus ber franzöſiſchen Contribution empfangen 
atten. 

Wenn Deutſchland blos feine eigenen wirthſchaftlichen Inter— 
ejien zu Rathe zöge, fo würben wir wohl eber wünſchen mögen, 
daß die Zahlungen der drei Milliarben ſich noch auf eine längere 
Zeit, als dafür in Ausfiht genommen ift, vertheilten, — indem mit 
dem raſchen Zufluß jo bedeutender Gelbbeftände manche vollswirtbichaftliche Uebel- 
ftände und Schwierigkeiten verknüpft find, welche bei einer allmäligen Abtragung 
der Schuld nicht eintreten könnten. 

Aljo nicht der Wunſch, früber in den Bejig der Contribution 
zu gelangen, lfonnte Deutijhland beftimmen, dem Berlangen Frank— 
reihs nah früherer Räumung feiner Departements entgegenzu- 
tommen Was für unjere Regierung babei allein maßgebenb jein 
tonnte, war bie Ueberzeugung, daß in bem Wunjde und Anuerbieten 
Frankreichs zugleich ein Anzeihen uud eine Bürgihaft einer Frie- 
denspolitil zu finden jei. 

Um die Bedeutung der jegigen Verhandlungen und ihrer Ergebniffe zu er- 
mefjen, möge man fich erinnern, wie weit verbreitet noch vor einem halben Jahre 
der Wahn in Franfreih und die Meinung in Europa war, daß Frankreich bie 
erft zum März 1874 fälligen drei Milliarden überhaupt nicht zahlen, fonbern es 
auf einen neuen Krieg um biefelben aulommen laffen würde. 

Diefen früheren Stimmungen gegenüber, welche in gewiffen thatfächlichen 
Mafuahmen und Vorgängen eine Beflätigun zu finden fchienen, war es an und 
für fi von Bedeutung, daß bie jranzöfiiche Regierung ſich ernftlich anſchickte, die 
Schuld Frankreichs an Deutſchland abzutragen. 

Bon dem Augenblide, wo die franzöfifhe Regierung nicht nur 
im eigenen Namen, fondern in ber Zuverjiht auf bie Billigung 
Frankreichs fih zu Anträgen entichloß, welche nur auf dem Boden 
frievliher Abſichten begründet fein fonnten, bielt es die deutiche 
Negierung ihrerjeits für eine Pfliht aufrihtiger Friedenspolitif, 
diejen Anträgen foweit eutgegenzulommen, als es die Fürforge für 
die Siherung ber eigenen Saneceiten irgend geftattete. 


Die Vorſchläge, welche Frankreih uns in finanzieller Beziehung gegenüber 
den Anträgen auf bejchleunigte Räumung machen konnte, hatten nur theilweife 
eine frübere Zahlung der Kontribution zum Zmwede, — nur die Zablung 
einer Milliarde wird beſchleunigt, inbem fie wicht erft zum März 1874, 
fondern zur Hälfte jett bald, zur anderen Hälfte im Februar 1873 gezahlt 
werden joll, — bie Zahlung der zweiten Milliarde bleibt für den März 1874 
vorbehalten, — für die legte Milliarde ift ber Termin um ein Jahr (bis 
zum März 1875) binausgerüdt. 

Wiewohl auch in biefen finanziellen Abmachungen eine große Rüdfihtnahme 
auf Frankreich nicht zu verfennen ift, fo hat unſere Regierung Doch in Anerkennung 
ber friedlichen Borausfegungen ber neuen Vereinbarung gern darein gewilligt, zur 
Befriedigung des franzöfiihen Nationalgefühls den Umfang der Occupation 
franzöfifhen Gebiets ſchon nah Eingang ber erften halben Milliarde zu ver- 
ringern, ſoweit es unfere eigene militärijche Sicherheit zuläßt. Gleih nah Ein— 
gang ber erften halben Milliarde follen die beiden zumeift gegen Paris vorfprin- 
genden Departements der Marne und ber oberen Marne mit Rheims, Cha- 
lons und Chaumont geräumt werben, nach Zahlung von zwei ganzen Milliarden 
(alfo im Februar 18%4) werben fobann die Departements ber Arbennen und 
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Bogefen mit Sedan unb Epinal befreit, — es bleiben alsdann noch bis zur 
Abtragung der ganzen Schuld, alfo mögliher Weile bie zum Mär; 1875, bie 
beiden letten Departements der Meurtbe mit Nancy, Toul und Luneville und 
ber Maas mit Berbun, ſowie das wichtige Belfort in unferem Befite, offenbar 
eine genügende Bürgſchaft für die letzte Zahlung. 

Die Departements aber, melde unjere nen nah unb nah räumen 
follen, bleiben in militärifcher Beziehung neutral, bis die völlige Auseinanberjegung 
zwifchen Frankreih und Deutichland erfolgt ift. 

Der neue Bertrag bat, wie bereits erwähnt, ben Zeitpunkt für bieje jchließ- 
fihe Abwidelung zunähft um ein Jahr weiter binausgerüdt, — er bat jebodh 
ben Franzofen die Möglichkeit ofien gelajjen, aud bie gänzliche 
en ſchon nad erfolgter Zahlung von zwei Milliarden zu er» 
reihen. 

„Frankreich behält ſich vor, heißt es im Artikel 4, nach erfolgter Zablung 
von zwei Milliarden für bie dritte Milliarde nebſt Zinſen finanzielle Bürg- 
haften zu gewähren, welche, wenn fie von Deutihlanb als ausreihend an— 
erfannt werben, an bie Stelle ber Territorial-Bürgichaften treten follen.“ 

Es verftebt fih von felbft, daß Deutidhlanb irgend welde 
finanzielle Bürgjhaften nur dann als ausreihenden Erfat für bie 
jegige Occupation wirb erachten fönnen, wenn in ben Zuftänden 
und in bem Berbalten Frankreichs zugleihd Bürgſchaften für eine 
aufrihtige Friebenspolitif gegeben find.“ 


Juni. Beſuch ded Kronprinzen und der Kronprinzefjin von Stalien 
in Berlin. 


Der letzte Abſchluß mit Frankreich. 


1873. Anträge von Thiers und deren Empfehlung durch 
Graf Arnim. 
7. Februar. Bericht Arnims an Fürſt Bismard. 


„Im Anſchluß an meinen ganz gehorſamſten Bericht vom 5. habe ich bie 
Ehre, Folgendes zu bemerfen: 

m Laufe der Unterhaltung richtete Herr Thiers mit einiger Wärme bie 
Trage an mid: 

„Foi de galant homme.“ — Gagen Sie mir, ift ee wahr, daß Ihre Re— 

— einen neuen Krieg mit Frankreich ſuchen will, ſobald wir bezahlt haben? 

e suis sfr que Vous me direz la verite. Après avoir trait avec moi 
les plus graves affaires, oü vous avez pu constater ma bonne foi, vous 
ne voudrez pas faire jouer à un vieillard un röle de dupe ridicule. Je 
repete que je veux la paix, la paix et encore la paix. Le pays malgré 
les apparences la veut aussi. Il maudit ses juges, mais il accepte le 
verdict. Ainsi dites-moi la verite en gentilhomme. — 

Ich glaube, daß die mir geftellte Frage mich nicht berechtigte, eine fin de 
non-recevoir bamit zu motiviren, daß ıch mich nicht in bie Aitermative zwifchen 
e foi d’un gentilhomme und les devoirs d’un ambassadeur drängen laſſen 

une. — 

Ich babe daher feinen Anftand genommen, dem Präfitenten zu fagen, daß 
meiner feften und ehrlichen Weberzeugung nad weder Ee. Majeftät ber Kaijer 
noch feine Ratbgeber, noch bie Nation im Allgemeinen einen Krieg mit Frans 
reich planten, beabfichtigen oder auch nur für wünfcdenswertb hielten. — Welches 
Intereffe könnten wir haben, Häubel mit Franfreih zu juhen? Er — Her 
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Thiers — möge nicht vergeffen, daß ber Krieg uns ſchwere und fchmerzliche 
Opfer auferlegt habe, welche durch bie Errimgenjchaften des Krieges noch nicht 
aufgewogen würden. Ein neuer Krieg würde jebem Einzelnen neue Opier aufe 
erlegen, für welche ber Einzelne durch keinen noch fo vortheilhaften Friedensſchluß 
entichädigt werben könne. 

Daber — * er ein für alle Mal davon überzeugt fein, daß bie Deutichen, 
wenn auch ein friegstüchtiger, doch nie ein friegsluftiger Nachbar fein können. 
Aber eine ganz andere Frage fei die Kriegsiuftigkeit der franzöfiihen Nation. — 
Mir könne nicht entgehen, daß fich in Frankreich eine Maffe von Haß angefammelt 
babe, ber boch irgend wie und irgenb wann erplodiren müſſe, da bisher die all- 
mälige Dämpfung der angefpannten hoben Temperatur nicht wahrſcheinlich ge- 
worden jei. In diefer Stimmung ber Nation liege allerdings eine große Gefahr, 
über bie er fich jo wenig tänichen bürfe, wie ih. — 

Herr Thiers wiederholte feine Berficherungen unb fprah bie Hoffnung 
aus, daß fi allmälig wohl ber Glaube an dauernde friedliche Beziehungen feit- 
ftellen werbe. 

Im Grunde kommt e8 auf die friebensliebe des Präfidenten unb bie 
Stimmung der Nation, jo weit es fih um eine unmittelbare Kriegsgefahr hanbelt, 
meines Erachtens gar nicht an. — 

Benn Herr Thiers eine fchlagfertige Armee hätte, und den Krieg ebenfo 
haßte, wie er ihn inftinftmäßig liebt, jo würben feine Verſicherungen doch ohne 
allen Werth fein. — 

Das Wefentlihe ift für mid, bie nah allen Wahrnehmungen meiner 
militärifchen Ratbgeber feftftehenbe Thatſache, daß die franzöfiiche Armee in ben 
—* Jahren nicht im Stande iſt, auch nur einen kurzen Krieg mit uns zu 

ren. — 

Mit uns Händel ſuchen zu wollen, würde ein Alt bes Wahnſinns fein, 
En man felbft die unberechenbare franzöfiihe Nation nicht für fähig halten 
ann. — 

Selbſt für den Fall, daß Deutfchlandb im Laufe dieſes ober des nächſten 
Jahres in kriegeriſche Berwidelungen mit anberen Fändern gerathen follte, würde 
Frankreich nur ein wenig bedeutender Allürter unferes Feindes fein können. — 

Daher — wenn bei Begutachtung ber Vorjchläge des Präfiventen bie mi- 
litärtfche ich ee Frankreichs in Betracht gezogen werben fol, jo werben 
wir, ohne uns Yeichtfinns fchuldig zu machen, annehmen können, daß das galfifche 
Schwert bis zur Mitte des nächſten Jahres him nicht ſchwerer in die Waugichale 
fällt, als etwa die belgiſche Rüſtung. — 

Und da Berwidelungen mit Anbern im Laufe bes Jahres 1873 nicht zu 
beforgen find, fo werben wir die franzöfifche Armee als Factor der Berechnung - 
ganz fortbalten bürfen. — 

Bon dieſem Gefichtspunfte ausgehend, komme ich zu dem Schluffe, baß es 
unferem Intereffe mebr entiprechen würde als bem franzöfijden, wenn wir zu ber 
von Thiers gewünfcten Evaluation unter gewiffen Bedingungen noch früher 
ſchreiten, als er felbft vorgefchlagen hat. — 

Die Bedingungen find folgende: 

1) Frankreih zahlt den Keft der Aten Milliarde in beftiinmten möglichft 
gleihmäßigen Raten bis zum 15. Mai ober bis zum 15. Juni. 

2) Frankreich übergiebt uns zwiſchen bem 1. Mai und 15. Juni fein 
Decjelportefeuille im Betrage von 600— 700 Millionen. 

3) Die dann noch rüdftändigen Summen im Betrage von 400—500 Mill. 
zahlt Frankreich in monatlihen vom 1. Juli anfangenden 14tägigen Raten, fo 
daß die letzte Zahlung am 1. November erfolgen muß. 

NB. (Will Frankreich bie "ie midi ie Zahlungen verftärten, fo würbe 
bem nicht entgegenzutreten fein. Ich rathe halbmonatlide Raten um bie Ge— 
— zu vermehren, Frankreich gegenüber ſich über Ungenauigkeiten zu be- 

weren. 
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4) Im Laufe des October tritt in Belfort eine gemijchte Commijfion zur 
ſtſtellung der Abrechnung zufammen, welche ihre Arbeiten bis zu bem letzten 
ablungstermin beendet haben muß, jo daß die ganze Liquidation durch die legte 

Zahlung einen definitiven Abſchluß findet. 

5) Bis nah Beendigung ber Liquidation unb folglih bis nach der letten 
Sablung ri bie Feſtung Belfort von einer beutihen Garnifon in Stärke von 
0. . bejeßt. 

Drei Tage nach ber letzten Zahlung wird Belfort geräumt. — 

6) Bis zum 1. März 1874 bfeiben bie 4 Departements der Bogelen, 
Arbennen, Meuie und Meurthe neutralifirt. — Die franzöfiiche Regierung barf 
dort weber Beieftigungen anlegen u. |. w. — noch anbere Truppen bajelbft balten, 
außer den Detahements, die zur Aufrechtbaltung ber Orbnung nötbig find. — 
Eine Commiffion von preußiichen Generalftabsoffizieren, beftebend aus einem 
Dberften, einem Major und einem Hauptmann kann zu jeder Zeit verlangen, von 
einer franzöfiihen Commiſſion (beftehend aus Offizieren defjelben Ranges) ge» 
führt, bie Departements zu bereilen, und an bie Orte geleitet zu werben, welde 
fie infpiciren will, um ſich bavon zu überzeugan, daß bie Neutralifirungs-Be- 
ftimmungen aufrecht erhalten werden. 

7) Werben die Zablungstermine nicht eingehalten ober ergiebt fich, daß bie 
franzöfiiche Regierung ben Beftimmungen bes $. 6 entgegen gebanbelt bat, fo 
Finnen die Departements ber Ardennen und Bogefen auf's Neue mit einer 
Deccupationsarmee von 50,000 Mann befetst werben. — 

Denn Herr Thiers auf diefe Bedingungen eingeht, jo glaube ich, daß 
= ihm das alle Welt, und ibn am meiften, überraſchende Zugeftändniß machen 

nnen: 

daß wir mit ber Evafuation zwiſchen dem 1. und 15. April beginnen und 
diefelbe bis zum 1. Mai beendigt haben werben. 

Wir werden, wenn es uns jonft paßt, ohne irgenb ein Riſiko mit ber 
Evaluation auch noch früher beginnen dürfen. — 

Ew. Durchlaucht werben erlannt haben, aus welden Gründen mir ein 
Arrangement, wie ich e8 vorzufchlagen mich beebre, unjeren Intereffen am Meiften 
und mehr als das Befteben auf den Beftimmungen ber Convention vom 29. Juni 
zu entiprechen jcheint. 

Mein Gedankengang wird Em. Durchlaucht noch Harer werben, wenn Sie 
die Güte haben wollen, Ki zu vergegenwärtigen, wie die Dinge fih entwideln 
würben, falls wir einfach jede Unterhbanblung auf dem vom Präfibenten bezeidh- 
neten Terrain ablehnen. 

Es ift keine Frage, daß Herr Thiers dann große Opfer bringen würbe, 
um bie 5te Milliarde bis zum 1. oder 15. Auguft zu bezahlen. Wir würben dann 
vertragsmäßig räumen müffen unb jeden weiteren Einfluß auf Frankreich verlieren. 

Zwiſchen ber Occupation mit 50,000 Mann, bie in ber legten Zeit boppelt 

ſchwer empfunden werben müßte, und ber vollftänbigen Freiheit Frankreichs füge 
ein Zwifchenzuftand, in welchem wir frankreich noch beauffichtigen, obne es in 
bemjelben Maße zu brüden, wie bisher. Wird aber ein Arrangement, wie ich 
es vorjchlage, gemacht, fo läßt bie Imtenfität des Drudes bald nah — dagegen 
wird er auf eine längere Zeit, und zwar bis zu dem Datum ausgedehnt, bis zu 
welchem wir Frankreich nach den Beitimmungen bes Frankfurter Friedens befett 
halten follten. Die Franzofen werden häufig vergeffen, daß wir noch in Belfort 
find und daß wir jederzeit wieberlommen fönnen. Ein Wort wirb immter nod 
genügen, um fie zur Orbnung zu rufen, aber wir werben doch in die Lage kom«- 
men, uns ein Bilb des AJuftandes zu machen, ber eintreten wird, wenn unfere 
Dceupation, bie materielle fowie bie moralifche, vollftändig aufhört. Das Provi» 
foriihe des inneren Zuſtandes wird verlängert werben oder ſich doch nicht nad 
einer Richtung entwideln Können, die uns entjchieben unangenehm wäre. Man 
fönnte an eine ausbrüdiiche Beftimmung benfen, welche uns bas Recht ber 
Wiederbeſetzung auch fir den Fall eines Regierungswechſels einräumte. Aber 
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eine folde Beftimmung ift unnötbig, ba eine ernfte und gewaltfame innere Krifis 
unter allen Umftänden eine gewiffe Unregelmäßigkeit in ben Zahlungen zur Folge 
haben würde, welche uns zur Wieberbefegung en berechtigt. Auch faun ber 
Präfident ſich eine ſolche Beſtimmung nicht wohl gefallen laffen, ſelbſt wenn er 
fie wünſchen follte. 

Zu allen biefen Erwägungen fommt noch eine allgemeinerer Natur. 

Em. Durchlaucht wiffen, daß ich mir von fogenannter verföhnlicher Haltung 
den Franzoſen gegenüber noch viel verſpreche und auch nicht recht begreife, warum 
den Franzoſen nicht Überlaffen werben joll, das Bebürfnif nach Verſöhnung zuerft 
zu empfinden, um fo mehr, als wir im Grunde gar keinen Haß gegen fie fühlen. 

Andererfeits darf ich indeffen Ew. Durchlaucht baran erinnern, daß ich mir 
einen Umſchlag in ber Stimmung der Franzoſen nicht von der Zeit, fondern eber 
von einem unvorbergefebenen Ereigniß verſpreche. — Ein joldes Ereigniß würbe 
vielleicht die ganz unerwartete Räumung ber 4 Departements — bis auf Belfort 
— jein, und ih kann mir ſehr wohl deufen, baf die Franzofen in ber Freude 
darüber eine Menge Dinge, unter Anderem aud bie Berfchledhterung ihrer Si- 
tuation vergeffen, welche im Grunde aus ber Annahme meiner Vorichläge reful- 
tiren würde. 

Um einen ſolchen Effeft bervorzubringen, würde inbefjen nothwendig fein, 
daß bie Unterhanblungen im tiefften Geheimniß geführt und beenbigt werben, ehe 
ein Wort darüber in das Publikum dringt. — Es würbe ferner wünſchenswerth 
fein, den Anfangstermin der Evaluationsoperation jo nahe zu legen wie möglich, 
damit die fcheinbare Conceffion auch wirklich recht bel ſcheint. Scheinbar aber 
ift fie im Wefentlichen darum nicht weniger. — 

Man bat zu der Zeit der franzöfifhen Occupation bes Kirchenftaate® mit 
Recht gejagt, daß eine trifolore Fahne und ein Trommler in Civita vechia ben 
Zweck der Decupation ebenfo erfüllen würden, wie die ganze Diviſion. — 

Ebenfo liegen die Dinge jetzt zwifchen uns und Frankreich. — 

Die re ae in Belfort und die Sicherheit, daß wir event. wieberlommen, 
garantirt die Ausführung der noch nicht ganz erfüllten Friedensbedingungen 
ebenfo wie bie Dccupationsarmee. — 

Höher noh als die Wirkung auf die Stimmung in Frankreich fchlage ich 
ben Effelt an, welchen ein rafcher Entſchluß in der angegebenen Richtung in 
anberen Länbern bervorbringen würbe. — Es mwürbe, glaube ich, den Franzofen 
fehr verdacht werben, wenn fie fich nachträglich undankbar zeigen und ungeberbig 
benehmen wollten, nachdem wir ihnen gegenüber eine Haltung eingenommen 
hätten, welche ganz Europa im erften Augenblide für eine faft leichtfinnige Con— 
ceffion halten dürfte — — —“ 


2. März. Weiſungen an Graf Arnim wegen Verhandlungen über 
einen ihm überjandten Konventiondentwurf. 


5.—12. März. Differenzen und Crörterungen mit Graf Arnim. 
Die Verhandlungen werden nad Berlin verlegt. 


12. März. Aus der Thronrede bei Eröffnung ded Reichstages. 


„Wenige Tage nah dem Schluß Ihrer legten Seffion wurde mit 
Frankreich eine Uebereinfunft getroffen, welche die Friften für die Zahlung 
des legten Theile der Kriegskoſten-Entſchädigung und, im Zuſammen⸗ 
bange damit, für die Räumung der von unferen Truppen bejegten Ge— 
bietötheile regelt. Die Ihnen über dieje Uebereintunft und deren Aus— 
führung zu machende Mittheilungen werden zeigen, daß Frankreich mit 
feinen Bahlungen den verabredeten Terminen weit vorausgeeilt, und daß 
daher der Zeitpunkt gelommen ift, um die in dem vorjährigen Geſetze 
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über die Kriegdfoften-Entfhädigung noch vorbehaltenen Fragen zu ent- 
fcheiden. Auch über diefe Fragen werden Ihnen Vorlagen gemacht werden. 
Das von Mir im vergangenen Jahre an dieſer Stelle ausgeſprochene 
Vertrauen auf eine Entwidelung der inneren Zuftände Frankreichs im 
Sinne der ai und der mwirthichaftlichen Fortſchritte ift nicht ge= 
täufcht worden. ch begründe hierauf die Hoffnung, daß der Augenblid 
nicht mehr fern fein werde, wo die vollftändige Abwidelung unferer finan= 
iellen Auseinanderjegung mit der franzöfiichen Regierung die gänzliche 
äumung des franzöfifhen Gebiets früher, als in Ausjicht genommen 
war, herbeiführen wird.“ 


15. März. Abjhluß der Uebereinkunft zwilchen Fürft Bis— 
mard und dem Botſchafter Bicomte Gontaud-Biron. 


Die Mebereinfunft lautet: 


„In der Abficht, die vollftändbige Zahlung ber durch bie FFriebensverträge 
vom 26. Februar und 10. Mai 1871 feftgejegten Kriegsloftenentihädigung, ſowie 
bie davon abhängige Räumung des franzöfifchen Gebiets enbgültig zu regeln, 
find die Unterzeihneten über Folgendes Übereingelommen : 

Art. I. Nachdem auf bie im fFriedensvertrage vom 10. Mai 1871 feftge- 
fette Kriegskoſtenentſchädigung von fünf Milliarden, ber Betrag von drei Mil- 
liarden gezahlt und nur noch ein Betrag von fünfzehn hundert Millionen auf 
bie zwei legten Milliarden rüdftändig ift, verpflichtet ſich Frankreich, von jetzt ab 
bis zum 10. Mai 1873 diejenigen 500 Millionen zu zahlen, weldye auf die nach 
Artikel I. der Komvention vom 29. Juni 1872 erft am 1. März 1874 fällige 
vierte Milliarde noch jhulbig find. — Die einzelnen Theilgablungen werben nicht 
unter 100 Millionen Franken betragen und ber beutihen Regierung mindeftens 
einen Monat vor ber Einzahlung angezeigt werben. 

Die nah der angeführten Konvention am 1. März 1875 fällige Milliarde 
Franken wird Frankreich in vier Theilzahblungen von je 250 Millionen Franken 
und zwar am 5. Juni, 5. Juli, 5. Auguft und 5. September 1873 zahlen. Gleich- 
zeitig mit ber legten Theilzahlung wird Franfreih die vom 2. März; 1873 ab 
erwachſenen Zinfen an bie deutiche Regierung entrichten. 

Art. II. Die im dritten Alinea des fiebenten Artikels des Friedensvertrages 
vom 10. Mai 1871 und in ben Separat-Protofollen vom 12. Oktober 1871 ge» 
troffenen Berabredungen finden auf alle nah Maßgabe des vorftehenden Artikels 
zu leiftenden Zahlungen Anwendung. 

Art. III. Se. Majeftät der Deutfche Kaifer, König von Preußen, verpflichtet 
Sich, den beutihen Truppen die nöthigen Befehle zu ertbeilen, das Arronbiffement 
Belfort und die vier Departements der Ardennen, der Bogefen, ber Meurtbe- 
Moſel und ber Maas, mit Ausnahme der Feſtung Verdun und eines Bezirks 
von 3 Kilometern um biefe Feftuug innerhalb vier Boden, vom 5. Juli an ge» 
rechnet, vollftänbig zu räumeıt. 

Die Feſtung Berbun unb ber vorgedachte Bezirf werden innerhalb vier- 
zehn Tagen, vom 5. September 1873 an gerechnet, geräumt werden. 

Bis zu biefer legten Räumung ftebt Sr. Majeftät dem Deutichen Kaifer, 
König von Preußen, das Recht zu, die Straße von Met nah Berbun als 
Etappenftraße zu benugen und zu biefem Zwecke bie beiben Stäbte Eonflans 
und Etain für ben Etappendienft mit einer Garnifon von je einem halben Ba- 
taillon befett zu halten. Den Militärbehörben verbleiben in Berbun und auf 
ber Etappenftraße die Rechte, welche fie bisher in dem ofkupirten Gebiete aus- 
‚gebt haben. 

Art. IV. Frankreich trägt die Koften für den Unterhalt der in dem Arron- 
biffement Belfort unb den Departements der Bogejen, ber Ardennen, der Meurtbe- 
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Mofel und der Maas bislozirten beutfhen Truppen bis zum Tage der vollftän- 
digen Räumung diefer Departements und für den Unterhalt der in Verdun und 
den beiden Etappenorten bislozirten Truppen bis zur vollſtändigen Räumung 
dieſer letzteren Dertlichleiten. Die Bejatung von Verdun foll die Stärke ber, 
am Tage ber Unterzeichnung bes gegenwärtigen Vertrages daſebſt befindlichen 
Garniſon um nicht mehr als 1000 Mann überfteigen. 

Art. V. Bis zur Räumung von Berbun werden bas Arrondiffement Belfort 
und bie im Artifel 3 bezeichneten Departements nad ihrer Räumung von ben 
deutihen Truppen in militäriicher Beziehung für neutral erflärt unb es werben 
dahin feine andere Truppen außer den zur Aufrechterhaltung ber Ordnung noth- 
wendigen Garnifonen verlegt. 

Frankreich wirb dafelbft feine neuen Fortifilationen anlegen und die vor- 
bandenen nicht vwerftärfen. 

Se. Majeftät der Deutſche Kaifer, König von Preußen, wirb in ben von 
den beutjhen Truppen bejettten Departements, fowie im Arrondiffement Belfort 
feine anderen Befeftigungen errichten laffen, als jett vorhanden find. 

Art. VI. Se. Majeftät der Deutiche Kaifer, König von Preußen, behält 
fih das Recht vor, die im der gegenwärtigen Uebereinkunft bezeichneten Depar- 
tements und Pläße in dem Falle wieder zu beſetzen oder nicht zu räumen, wenn 
bie in berjelben eingegangenen Berpflichtungen nicht erfüllt werben follten.“ 


Bedeutung des Abſchluſſes mit Franfreid. 


„Provinzial» Correspondenz“ vom 19. März. 


„Die Hoffnung, welche der Deutiche Kaijer bei der Eröffnung des Reichs- 
tages am 12. März ausgeiprochen hat, daß der Augenbfid nicht mehr fern fein 
werde, wo bie vollftändige Abwidelung unferer finanziellen Auseinanberjegung 
mit der franzöſiſchen Regierung die gänzliche Räumung des franzöfiichen Gebietes, 
früber als in Ausficht genommen war, berbeiführen werde, — dieje Hoffnung 
ift über jede Erwartung raſch in Erfüllung gegangen. Drei Tage nach biejer 
Ankündigung, am 15. März, ift zwiſchen dem Reichskanzler Fürften Bismard 
Namens des Kaifers von Deutichland und dem franzöfiihen Botſchafter Vicomte 
von Gontaud-Biron Namens des Präſidenten ber franzöfifhen Republik eine 
neue Uebereinkunft abgejchloffen worten, durch welche bie vollftändige Erfüllung 
et Friedenswerkes zwiſchen Deutichland und Frankreich in unmittelbare Nähe 
erüdt if. — — — 

’ (Folgt eine Ueberfiht ter neuen Bereinbarung und dann): 

Das Zuftandelommen biefer neuen Vereinbarung, durch welche das Friedens— 
werk zwiſchen Deutſchland und Frankreich feinen endgültigen Abſchluß finden joll, 
bat in Deutichland ebenfo wie in Frankreich die freubigfte Zuftimmung gefunden, 
— in Franfreih vor Allem deshalb, weil dadurch die vollftändige Berreiung bes 
Landes von ber fremden Okkupation erreicht wird, deren feitberige Fortdauer dem 
nationalen Stolz unertränlich erſchien, — in Deutjchland, weil in diefem Abſchluß 
ein bebeutfjames Anzeichen der Befeftigung friedlicher Abfichten und Stimmungen 
zu finden iſt. Bon biefem Gefihtspunfte vornehmlich, zumal einer Regierung 
egenüber, beren ganzes Beftreben auf die Befeftigung ber inneren Zuftände 
—* und auf die loyale Erfüllung der Verpflichtungen gegen Deutſchland 
gerichtet iſt, hat die Regierung unſeres Kaiſers bereitwillig die Hand dazu geboten, 
durch eine neue vertrauensvolle Vereinbarung unſere Bene mit Frankreich 
endgültig abzufchließen und bie letzten thatfächlichen Spuren und Nachwehen des 
früheren Kriegszuftandes ſchwinden zu laffen. 

Die neue Mebereinkunft ift bereits ber franzöfifhen Nationalverfammlung 
vorgelegt und von berjelben mit den Tebhafteften Freubenbezeugungen aufge— 
nommen worden. 

Die Ratifilations- Urkunden, durch welche der Bertrag Seitens bes Kaifers 
von Deutichland und bes Präfiventen der franzöfiihen Republik zu beftätigen 
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find, werben in wenigen Tagen ausgetaufcht werben Fönnen, und es wirb bamit 

eine ber größten und umfangreichftien Aufgaben, welche jemals zwifchen zwei 
roßen Nationen zu erledigen war, in ber befriedigendften Weife unb in wunder- 
r kurzer Zeit zu Ende geführt fein. 

Der Geift wahrhaiter Mäßigung und Friedensliebe, welcher biefes Gelingen 
ermöglicht hat, wird, wie man boffen darf, von beilbringender Wirkung auch Nr 
die weiteren Beziehungen ber beiden Großmächte fein.“ 

Die Borlegung der Uebereinkunft im Reichätage 
wurde Namens der Mehrheit mit dem Anerfenntnii begrüßt: 
„Die Regierung, der es gelungen ift, ein ſolches Ab- 
fommen herbeizuführen, hat ſich durch den in der Leitung 
der Geſchäfte bewieſenen Taft wohl verdient um das 
Vaterland gemadt.“ 


Der Präfident des Reichötaged Dr. Simfon wies beim 
Schlufje der kurzen Erörterung darauf hin, daß der Reichs— 
tag mit hoher Befriedigung von der Webereinfunft Kenntniß 
genommen babe. 


Fürft Bismarck emwiderte hierauf: 


„Darf ich einen Augenblid noch das Wort nehmen, um für die eben 
vernommene Aeußerung dem Herrn Präfidenten und dem Reichstage meinen 
Dank auszuſprechen? E3 giebt für einen Staat3beamten feine höhere Be- 
friedigung als die Anerkennung, die ihm von den Vertretern der Geſammt— 
heit Feiner Landsleute zu Theil werden fann. Ein folder Ausſpruch ift 
für mid ein Sporn, eine Ermuthigung, und ic fann fagen, eine Arzenei 
den Schwächen gegenüber, mit denen ich fämpfe, wenn ich meinen Dienft 
thue.“ 


24. April — 12. Mai. Beſuch Kaiſer Wilhelms in Petersburg. 
Kaiſer Alexanders „beſter Freund.“ 


24. Mai. Sturz des Präſidenten der franzöſiſchen Republik Thiers 
durch die monarchiſche Mehrheit der National-Verſammlung. 
Berufung des Marſchalls Mac Mahon zum Präſidenten 

der Republik. 


Die Auffaſſung und Haltung des Botſchafters 
Grafen von Arnim gegenüber dem Regierungswechſel 
in Frankreich. 

19. Juni. Erlaß des Fürſten Bismarck an Graf Arnim: 


„Ew. Excellenz haben in dem Immediatberichte vom 8. dieſes Monats 
an Seine Majeſtät den Kaiſer und König die Anſicht motivirt und am 
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Schluſſe defjelben ausdrüdlic ausgeſprochen, daß die befte Regierung in 
Frankreich für ung immer diejenige jein werde, welche den größten Theil 
ihrer Kraft auf die Bekämpfung ihrer inneren Feinde verwenden müſſe. 

Nahdem Em. Ercellenz jhon in einem Beriht vom 27ten vorigen 
Monats über die neue Regierung fich diefer Auffaffung genähert hatten, 
darf ich hieraus den Schluß ziehen, daß fi Em. Ercellenz jelbft nun— 
mehr die Richtigkeit der Einwendung aufgedrängt hat, melche ich gegen 
die in Ihrer früheren Berichterftattung ausgeſprochene Beurtheilung fran- 
zöfiiher Zuftände bei Sr. Majeftät erfolglos zu befürworten wiederholt 
veranlaßt war. 

Em. Ercellenz haben in einer achtmonatlichen Berichterftattung eine 
entgegengejegte Auffaſſung feftgehalten und bei Seiner Majeftät zur Gel- 
tung gebracht; diejelbe, wenn fie den legten und nach Em. Ercellenz eigenem 
Seftändniß für uns nicht vortheilhaften Regierungsmechjel nicht geradezu 
gerbeigeführt, hat denfelben zum mindeften erleichtert, indem fie meine 

emühungen um die Erhaltung des Herrn Thiers und jeiner, mit 
immer größeren Schwierigkeiten eg ao Regierung lähmte und hier- 
durch den Nachfolgern dejjelben die Erreichung ſeines Sturzes erleichtern 
mußte. 

Die von Em. Excellenz wiederholt geltend gemachte Anficht, daß die 
Entwidlung der Dinge in Frankreich unter der Peitung des Herrn Thiers 
dem monardijchen Prinzip in Europa gefährlich werden müffe, hat bei 
Seiner Majeftät in jo weit Anklang gefunden, daß Allerhöchſtdieſelbe die 
Unterftügung diefer Regierung nicht ın dem Maße für geboten hielten, 
als es meines Erachtens aus den Gründen, melde Em. Ercellenz jelbft 
im Schluſſe Ihres Immediatberichtes vom 8. dieſes Monat3 anführen, 
der Fall war. Die Befriedigung, welche ſich bei allen unjern politiichen 
Gegnern jofort nah dem Sturze des Herrn Thiers offen gezeigt hat, 
ift ein vorläufiger Beweis für die Richtigkeit der Politik, die ich als ver- 
antwortlicher NRathgeber Seiner Miajeftät gegen Em. Ercellenz Rath» 
ſchläge vergebens befürwortet habe. Der durch Em. Ercellenz hier geübte 
Einfluß hat mir nicht erlaubt, Ihnen die beſtimmte Weiſung zu ertheilen, 
das ganze Gewicht unjerer Politif für die Erhaltung des Herrn Thiers 
—— und dieſem Umſtande iſt, wie Ew. Excellenz nicht verkennen 
werden, die leichte und ungehinderte Durchführung des Regierungswechſels 
zum großen Theil zuzuſchreiben. 

Nachdem die Färbung Ihrer Berichte ſeit 8 Monaten im Gegenſatz 
mit der von mir bei Seiner Majeſtät vertretenen Richtung in Bezug auf 
unſere Politik in Frankreich geſtanden, und mir durch den bei Seiner 
Majeſtät gefundenen Anklang die wirkſame Unterſtützung des Herrn 
Thiers unmöglich gemacht hat, befinde ich mich in der Lage, die Ver— 
antwortung für diejen politiihen Fehler und die fi) daraus ergebende 
Situation auf meine Rechnung zu nehmen, obwohl id nad den Anjtren- 
gungen, die ich im der entgegengejegten Richtung unausgejegt zu machen 
gehabt habe, mich hierzu nicht verpflichtet halten kann. 

Eine Einwirkung, wie fie durh Em. Gxcellenz Berichterftattung in 
Widerſpruch mit der von mir befolgten Bolitif auf Seine Majeftät geübt 
worden ijt, hat nicht mehr den Charakter einer geſandtſchaftlichen, jondern 
den einer minifteriellen Thätigfeit. — Diejelbe tritt in Rivalität mit der 
legitimen Wirkfamfeit de8 Miniſters der ausmärtigen Angelegenheiten und 
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iſt dieſes ftaatsrechtlich ebenjo unberechtigt, al3 in ihren Folgen für das 
Land gefährlich! 

Em. Ercellenz fehlt es nicht an den gefchonten Kräften und an der 
Muße, welche Sie verwenden fünnen, um bei Seiner Majejtät jhriftlich 
und mündlich eine andere Politik als die de3 verantwortlichen Minifters 
zu befürworten. 

Meine Kräfte find durch ernfte, verantwortliche und erfolgreiche Ar: 
beit im Allerhöchſten Dienft erichöpft, und ich kann die Anftrengung nicht 
mehr leiften, welche erforderlich jein würde, um neben meinen regelmäßigen 
Dienftgeihäften im Kabinette Seiner Majeftät den Kampf gegen den Ein. 
fluß eines meiner Politik widerjtrebenden Botſchafters zu Führen. 

Da ih nad Em. Excellenz Berichten aus der legten Zeit glaube 
annehmen zu dürfen, daß Sie ſich ebenfalld der Einficht der Schwierig: 
feiten nicht verjchließen, die ſich aus diefer Sadlage für den Dienft 
Seiner Majeftät ergeben, jo werden Em. Ercellenz es motivirt finden, 
wenn ich Anträge an Seine Majeftät den Kaifer richte, welche meines 
Erachtens nothwendig find, um die Einheit und Disciplin im auswärtigen 
Dienjte zu erhalten und die Jutereffen Seiner Majeftät und des Reiches 
vor verfafjungsmäßig unberehtigter Schädigung fiher zu ftellen.“ 


dl. Innere kriſis und Kücktritt des Fürften 
Bismark vom Miniſter-Präſidium. 


1872. 21. Dftober. Wiedereröffnung ded Landtages. 


Fürft Bismard ift durch fein Befinden noch in Varzin 
zurüdgehalten. 


Die Kreißordnung im Herrenhaufe. 


27. Dftober. Aeußerung ded Kaiſers an den Präfidenten bes 
Herrenhaufes: „er lege auf das Zuftandefommen 
der Reform der Kreidordnung in voller Ueber— 
einftimmung mit dem Minifterium den größten 
Merth und werde der unverweilten Durchführung 
dieſer Aufgabe unter allen Umftänden jeine Aller 
höchſte Fürjorge widmen.“ 


31. Dftober. Aus der Aeußerung ded Minifterd des Innern 
Grafen zu Eulenburg vor der Abjtimmung im Herren- 
baufe: 


„Meine Herren! Sie ftehen im Begriff, darüber zu bejchließen, ob bie 
Geſetzesvorlage für dieſe Seſſion als bejeitigt angefeben werben foll oder nicht. 
Wenn Sie die Gefetesvorlage im Ganzen verwerfen, fo ift fie damit für biefe 
Seſſion befeitigt; fie fann nicht mehr an das Abgeorbnetenhaus gebracht werben. 
Fällt ihr Beichluß fo aus, fo würde unter anderen Umftänden vielleicht Die De- 
miffion bes Minifteriums, fpeciell desjenigen Minifters, ber mit ber Führun 
dieſer Angelegenheit betraut iſt, die Folge ſein. Sie werden uns zutrauen, ab 
wir, wenn wir irgenb eine Förberung ber Sade darin erfennten, feinen Anftand 
nehmen wiürben, unſere Demiffion zu ben Füßen Sr. Majeftät nieberzulegen; 
allein die Sache ftebt in dieſem alle anbers. 

Se. Majeftät baben die Ueberzeugung, daß das Zuſtande— 
fommen einer auf den Prinzipien ber Regierungsvorlage be» 
rubenden Kreisordnung eine Nothwendigkeit iſt, und in biefer 
Ueberzeugung würden Sie jedem neuen Minifterium biejelbe Auf- 
gabe ftellen, die uns obgelegen bat. 


Fürft Bismard. II, 35 
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Wenn Sie den Entihluß fafien, die Borlage abzulehnen, fo 
wirb die Seſſion unmittelbar gejhlofien und eine neue Sefjion 
einberufen werben, in welder die Kreisorbnung zu ben erften 
Borlagen gebören wird. Wir find von der Nothwendigkeit der 
Durhführung derjelben unter voller Zuftimmung Sr. Majeftät jo 
überzeugt, daß wir bieje Aufgabe nicht fallen lajjen, ſondern ver- 
ſuchen werben, bie Löſung derielben zu erreihen durch alle Mittel, 
welche die Berfafjung uns geftattet.“ 


31. Dftober. Ablehnung der Kreißordnung im Herrenhaufe. 


1. November. Schluß der Landtagsſeſſion. Wiederberufung des 
Landtags zum 12. November. 


12. November. Eröffnung der weiteren Landtagsſeſſion. 


Aus der Eröffnungsrede bes ftellvertretenden BVorfigenden bes 
Staats » Minifteriums Grafen von Roon: 


„Da die Hoffnung gejcheitert ift, die Reform ber SKreisverfaffung nach 
Wiederaufnahme der im Juni vertagten Sejfion zum Abihluß zu bringen, fo 
bat die Regierung Sr. Majeftät es für geboten erachtet, die in biefer Beziehung 
fruchtlos gebliebene Sejfion zu ſchließen, um in einer neuen jene wichtige und 
dringende Aufgabe zur Löſung zu bringen. — — i 

Die Regierung Sr. Majeftät ift feſt durchdrungen von der Nothwendigkeit, 
bie Reform, deren Ausführung durch Bereititelung der dazu erforderlichen Geld- 
mittel erleichtert wird, al8 Grundlage der Löjung mannigfacher anderer Aufgaben 
bes Staates ins Leben zu rufen. 

— Die Regierung Sr. Majeftät hofft zuverſichtlich eine allfeitige Verein: 
barung über diefen Entwurf zu erreihen, und ift entſchloſſen, die Durd- 
führung der bebeutjamen Aufgabe durch alle Mittel, welche die 
Berfaffung der Monardie an die Hand giebt, zu fidhern. 


30. November. Allerhöhfte Drdre wegen Berufung von 25 
lebenslängliden Mitgliedern in das Herrenhaus. 


9. Dezember. Annahme der Kreisordnung im Herrenhaufe. 


Schlufäußerung des Minifters des Innern: 


„— — Und nun, meine Herren! Der Herr Vorredner nennt Die jetige 
Berathung und dieſen Gejegentwurf den letten Kampf um konſervative organiſche 
Einrihtungen ... Ich nenne ihn den erften Kampf um Belebung derjenigen 
gejunben Kräfte des Staates, deren wir bedürfen, um auf ber Höhe zu bleiben, 
die wir um Preußens und Deutichlands willen behaupten müffen. — Geben 
Sie, wenn das Gefet zur Ausführung fommt, nur in die Sache hinein. Halten 
Sie fih von der Ausführung des Gejetes fern, ziehen Sie ſich zurüd, dann 
allerdings fteben lebafte Gefahren zu befürchten. Aber wie jollte ih dazu kommen, 
das von Ihnen vorauszujegen ? Ihr eigenes Intereffe und Ihr eigener Patriotismus 
wirb Sie zwingen, ſobald der Gejegentwurf zum Gejet erhoben ıft, meine eifrigften 
Helfershelfer zur Ausführung des Gefeges zu werben.“ 


13. Dezember. Allerhöchſte Vollziehung der Kreisordnung. 
14. Dezember. Rüdkehr des Fürften Bismard nah Berlin. 
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21. Dezember. Riüdtritt des Fürften von Bismarck vom Prä- 
fivium des Staats -Minifteriums, 


Allerhöchſte Ordre an den Präfidenten des Staatö- 
Minifterrums Fürften von Bismard. 


„Auf Ihren Antrag in dem Berichte vom 20. d. Mts. will 
SH Sie von dem Präfidium Meines Staats» Minifteriums hierdurch 
entbinden. Sie behalten den Vortrag bei Mir in den Angelegen- 
heiten des Reichs und der auswärtigen Politif und find, im Falle 
Shrer Behinderung an der perjönlichen Theilnahme an einer Sigung 
ded Staatd-Minifterrums, befugt, Ihr Votum in den die Intereſſen 
des Reichs berührenden Angelegenheiten unter Ihrer Verantwort— 
lichkeit durdy den Präfidenten des Neichöfanzler- Amts, Staats-Mi— 
nijter Delbrüd, abgeben zu laſſen. Der Vorſitz im Staats-Mi- 
niſterium geht an den älteften Staatd-Minifter über. Das Staats— 
Minifterium habe Ich hiervon in Kenntniß gelegt.“ 

Berlin, den 21. Dezember 1872. 

(383) Wilhelm. 
(gge3.) Fürſt von Bismard. 


1873. 1. Januar. Allerhöchſtes Schreiben an den Füriten 
von Bismard. 


„Sie wiljen, mit wie jchwerem Herzen Ich Ihren Wunſch er 
füllt habe, indem Ih Sie von dem Borfig Meined Staatd- Mini: 
fteriumd entband. Aber Ich weiß, welche geiltige und körperliche 
Anftrengung die zehn Jahre diefer Stellung von Ihnen verlangten, 
und will deshalb nicht länger anftehen, Ihnen eine Erleichterung 
zu bewilligen. 

Zehn inhaltsſchwere Fahre liegen hinter und, jeit Sie Meiner 
Berufung, am die Spige der preußiihen Verwaltung zu treten, Folge 
leifteten! Schritt für Schritt hat Ihr Rath und Ihre That Mich 
in den Stand gejegt, Preußens Kraft zu entwideln und Deutſchland 
ur Einigung zu führen. Ihr Name fteht unauslöjhlid in der Ge— 
—**— Preußens und Deutſchlands verzeichnet, und die höchſte An— 
erkennung iſt Ihnen von allen Seiten gerecht zu Theil geworben. 
Wenn Ich genehmige, dab Sie die mit jo fiherer und fer Hand 

eführte Verwaltung Preußens niederlegen, jo werden Sie mit der— 

Feiben doch, unter Fortführung der politiihen Aufgaben Preußens in 
Verbindung mit denen der deutjchen Reihäfanzler-Stellung in engftem 
——— bleiben. 

Durch die Verleihung der brillantnen Inſignien Meines hohen 
Ordens vom Schwarzen Adler will Ich Ihnen bei dieſem Anlaß 

35* 


548 
1873. 


einen emeuten Beweis Meiner höchſten Anerkennung und nie er 
löfhenden Dankbarkeit geben! 

Mögen die Ihnen gewährten geihäftlihen Erleichterungen die 
Kräftigung Ihrer Gejundheit fihern, die Sie erhoffen und Ich wünſche, 
damit Sie lange noch dem engeren und dem weiteren Vaterlande 
und Mir Shre bewährten Dienfte widmen können.“ 


r 
treuergebener dankbarer König 
Wilhelm. 


1. Januar. Ernennung des Kriegs-Miniſters Grafen von Roon 
zum Präſidenten des Staats-Minifſteriums. 


Allerhöchſte Ordre an den Miniſter Grafen von Roon. 


„Nachdem Ich den Reichskanzler Fürſten von Bismarck auf ſeinen 
Antrag von der Stellung als Präſident Meines Staats-Miniſteriums 
entbunden habe, finde Jh Mich bewogen, Ihnen dieſe Stellung zu ver- 
leihen; Sie gleichzeitig von der des Kriegs-Miniſters zu entheben, ver- 
mag Ich jedoch nicht, indem Ich Werth darauf lege, dag Sie als Kriegs— 
Minifter und „Vorfigender des Ausichuffes für Yandheer und Feftungen,* 
mit der oberen Leitung und Bertretung der Armee- Angelegenheiten auch 
ferner betraut bleiben. Da Ich gleihmwohl ermefje, daß es Ihnen bei 
dem Ihnen nunmehr übertragenen Borfige im Staat3-Minifterum und 
der daraus für Sie erwachſenden Gefchäftsvermehrung nicht möglich fein 
würde, die Pflichten als Kriegs-Miniſter in dem bisherigen Umlanne zu 
erfüllen, fo finde Ich Mich gleichzeitig veranlaft, den Che des ingenieur: 
Eorps und der Pioniere und General=nfpecteur der Feftungen, Generals 
Lieutenant von Kamefe, mit dem Titel und dem Range eine Staats— 
Minifters zum Mitgliede des Staats-Miniſteriums zu ernennen mit der 
Beftimmung den Gefchäften des Kriegs-Miniſteriums, in Uebereinftim- 
mung mit Ihnen, verantwortlich vorzuftehen und Sie ald Kriegs- Minifter 
überall, wo es nöthig, ebenfo zu vertreten.“ — — 


6. Januar. Aus dem „Staats - Anzeiger.” 


„Die Allerhöchſten Entichließungen beruben vor Allem barauf, daß fein 
anderer Staatsmann in bemjelben Maße wie Graf von Roon nad feiner bis- 
berigen Gefammtwirkfamfeit und nad feiner perfönlihen Bertrauensftellung zu 
ben Fürften von Bismard bie Gewähr und Bürgſchaft bafür giebt, daß er 
unter eigenem Namen und unter eigener Verantwortung in Wahrheit die Politik 
des Reichsfanzlers in Uebereinfiimmung mit beffen Sinn und Geift in jeber 
Beziehung fortzuführen Willens unb im Stande fei, daß er, mit dem Berzicht 
auf eine großartige jelbftftändige Handhabung des Steuerrubers, doch freubig bie 
volle Mitwirfung und Verantwortlicpkeit für eine Bolitif übernehme, deren böchfte 
und folgenreichfte Bethätigung auf dem Boden bes gefammten Deutſchen Reiches 
zu erfolgen bat, deren maßgebende Grunbjäte und Gefichtspunfte aber auch in 
ber inneren preußifhen Entwidelung und demgemäß in ber Leitung bes preu- 
ßiſchen Staats - Minifteriums zur Geltung gelangen müfjen. 

Daß dies auch in Zukunft geichehe, das ift die Aufgabe, welche durch das 
Bertrauen Sr. Majeftät im vollen Einverftändniffe mit dem Fürften v. Bismard 
dem Grafen von Roon Übertragen worben ift, und welde er in felbftlofer Hin- 
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— für den öffentlichen Dienſt in ber Vorausſetzung übernommen hat, bei 


rer Löſung von allen denen uuterftüßt zu werben, denen bes Baterlandes Heil 
und Größe wichtiger ift, als jedes perjönliche Intereffe.“ 


Erflärungen der Minifter im Abgeordnnetenhanfe. 


7. Januar. Crflärung des Minifterd ded Innen Grafen zu 
Eulenburg. 
Auf eine Rebe des Abgeorbneten Laster. 


„Meine Herren! ch könnte mich zu dem Aeußerungen des Abg. 
Laster perfönlich vor der Hand ftillfchweigend verhalten und die Erflä- 
rungen, die er wünjcht und die nicht außbleiben können, dem Herrn Mi- 
nifter » Präfidenten überlaffen, ich glaube aber doch, daß ich befugt und 
vielleicht auch verpflichtet bin, wenige Worte zu jagen, um die Beunrubi- 
gung, von der der Herr Abgeordnete fpricht, fo früh als möglich zu be— 
feitigen. 

Der Beweggrund, aus welchem der Reichskanzler Fürft Bismard 
das Minifter- Präfidium aufgegeben bat, lag einzig und allein in der Un- 
möglichkeit, die Gefchäfte, die ihm als Reichskanzler, Minifter- Präfidenten 
und auswärtigen Minifter oblagen, derart zu überwältigen, wie feine 
Natur es verlangt, d. h. eingehend, eindringlih und mit voller Verant- 
wortung. Er hatte die Ueberzeugung, daß dieſes in feiner bisherigen 
Stellung unmöglid jei; deshalb hat er eine Entlaftung gewünſcht und 
feinen Wunſch fpeziell auf die Entbindung von dem Minifter- Präfidium 
gerichtet. Se. Majeftät find darauf eingegangen; die Schwierigkeit war 
nur die, zu vermeiden, daß aus der Niederlegung des Minifter : Präfidiums 
im Publitum der Schluß gezogen würde, der Minifter- Präfident wolle 
in Bezug auf fein Berbältuie zum preußifchen Minifterium eine zurüd- 
baltende Stellung einnehmen und ſich von der Verwaltung der 
preußifhen Angelegenheiten zurüdziehen. Dies hat niemals 
ın dem Willen des Fürften gelegen und würde den Abſichten 
Sr. Majeftät des Königs direkt widerfprodhen haben. Der 
Fürft machte den Vorſchlag, als ausmärtiger Minifter Mitglied des Mi- 
niſteriums zu bleiben, das Präfidium zunächft dem älteften Minifter ab» 
utreten und auf diefe Art Zeit zu gemwinnen, die ihm fpeziell obliegenden 

eichäfte mit voller Verantmwortlichkeit zu erfüllen, zugleih aber an den 
preußiichen Gefchäften joviel Theil zu nehmen, als feine Spezialgejchäfte 
es ihm geftatteten, und mit dem preußichen Minifterium in fo innigem 
Zufammenhange zu bleiben, daß das Minifterium nicht aufbörte, 
im wahren Sinne des Wortes ein Minifterium Bismard 
zu fein, 

In diefer Weife hat fich die Umgeftaltung des Miniftertums vollzogen, 

Daß der ältefte Minifter, GrafRoon, demnädft auch zum 
Minifter-Präfidenten ernannt worden ift, ändert in diefer 
Sadlage und in dieſer eLIa RED nichts. Seine Majeftät haben 
e3 nicht für geeignet gefunden, das Minifterium blo8 im Allgemeinen 
unter dem Vorfig des älteften Minifterd fungiren zu laffen, fondern haben, 
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es für zweckmäßig erachtet, dies Präfidium auch derart feft zu geftalten, 
daß dem älteften Minifter der Titel Minifter- Präfident gegeben worden 
if. In der Sache ändert das nidhts. Wenn Sie — und ich glaube, 
Sie haben feine Beranlafjung daran zu zweifeln — davon überzeugt 
find, daß der Fürft in feinem Verhältniß zum Minifterium bleiben wird, 
wie er war, dann, meine ich, thun Sie doch gut, Befürchtungen und 
Beunruhigungen einftweilen zurüdzudrängen. Warten Sie auf dasjenige, 
was der Herr Abg. Lasker richtig bezeichnet hat, auf Maßregeln, die 
für ſich felbft fprechen, und ich glaube, Sie werden nod im Laufe 
diefer Sejfion zu der Ueberzeugung fommen, daß, fo betrü- 
bend e8 Ihnen in vieler Beziehung fein mag, daß Fürft Bis— 
mard nidht mehr formell an der Spike des Minifteriums 
fteht, in der Sade felbft doch mwejentlih nichts geändert ift, 
und daß das Minifterium fortfahren wird, in dem Sinne zu 
wirken, wie das Minifterium Bismard es bisher für nöthig 
erachtet hat.“ 


9. Januar. Erklärung des Mintjter» Präfidenten Grafen v. Roon. 


„Meine Herren! Ich habe das Wort erbeten in Erinnerung der vor- 
geftrigen Erörterung. Ih habe Zmeifel zu bejeitigen, welche für den 
Dienft Sr. Majeftät und des Yandes fchädlich wirken fünnten. Während 
ih Zweifel an meiner Perfon mohl überjfehen und vergeffen fann, darf 
ich doch Zweifel nicht fortwirken Laffen, die den Dienft häbigen. 

Ih kann mih, mas die thatjächlihen Verhältniffe anbelangt, zur 
Beruhigung eines der Herren Redner dahin zufammenfaflen, daß ich nicht 
in der Yage bin, dem Grafen Eulenburg irgend zu mwiderjprechen. Zus 
glei aber made ich darauf aufmerffam, daß, wenn Graf Eulenburg 
in meiner Abmefenheit in die Katechifation eingetreten, die mir zugedacht 
mar, er fi unter allen Umftänden nicht al3 der politifche Gegner befundet 
und die politiiche Gegnerfchaft nicht bemiefen hat, die ihm von der Preſſe 
angedichtet worden ift. 

Meine Herren! die Homogenität einer Korporation wie das Staatd- 
Minifterium, die man von ihm verlangt, ift nach meiner Meinung nie 
mal3 dagewejen und wird niemald da fein. Wenn 8— 9 Berjonen in 
einem Zimmer figen und über einen und denfelben Gegenftand berathen, 
jo werden fih Meinungsnüancen immerhin geltend maden. Die Haupt 
ſache ift die Hebereinftimmung in den Prinzipien und in den 
Zielen, und da muß ich doch wider meinen Willen etwas weiter aus» 
holen. Ich ftehe, glaube ich, bier auf Ddiefer Seite des Haufes (links), 
in der Erinnerung an alte Tage und an überwundene Eonflifte, in dem 
Geruch einer gewiſſen jchroffen, der Reaktion zugeneigten Dispofition. 
Meine Herren! Niemand kann aus jeiner Haut fahren; Niemand kann 
feine natürlihen Sympathien auf die Dauer verläugnen; daß ich nicht 
immer jo milde, fo lind erjcheine, wie ich gern erfcheinen möchte, das 
hängt meiner Natur an, das Tann ich nicht bejtreiten, aber raubhe Formen 
und harte Worte und grelle Bilder find noch keineswegs ein Beweis für 
ein dem Schroffen, Gemaltthätigen, Reaftionären zugemandtes Herz. Es 
ift alfo mit der Harmonie und der Homogenität ın einem Staatd-Mini- 
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fterium ftet3 eine Sache, die fich nicht in der Weife abjpielt, wie man 
das theoretifch ſich vorftellen fann. Meine Herren! In jedem Tongedicht, 
in allen Eoncerten unferer vollfommenften Tonkünſtler kommen Diffonanzen 
vor, aber fie werden aufgelöft, und wenn fie mit Glück aufgelöft werden, 
fo fteigt der Werth des Mufifftüds in den Augen des Kenners. Meine 

erren! Ein Concert, wo jeder daſſelbe Inſtrument und in derjelben 

ftave fpielt, ift doch jedenfalls ſehr langweilig; in einem ſolchen Concerte 
habe ich mich noch nicht befunden. In den dreizehn Jahren, daß ich die 
Ehre habe, Sr. Majeftät Minifter zu fein, hat e8 noch niemals ein Mi« 
nifterium gegeben, welches in allen Stüden immer auf diefelbe Art ges 
blajen hätte. 

Man hat indejfen ganz ernfthafter Weife gemeint, die Stellung, in 
die ich getreten bin, nachdem der Herr Reichskanzler diefe Stellung ver- 
lafjen hat, fönnte die Ziele der gemeinfamen Politik ſchädigen, 
ſowohl die der äußern, wie die der innern Politik. Meine Herren, e8 ift das 
ein theoretifche8 Bedenken, wie das andere, welches von der Homogenität 
des Miniſteriums handelt. Es ift nicht anzunehmen, daß der Herr 
Reichskanzler fih die Einfegung eines Nachfolgers wird ge— 
fallen lafjen, der in einer ungebändigten Gelbftändigfeit 
nah dem Steuerruder greift und nad Weit fteuert, während 
der Reihsfanzler nah Oſt fteuern will. Ich fage, das ift von 
Haufe aus gar nicht anzunehmen. Ich will mich aber nicht weiter dar- 
über verbreiten, ich will nur noch ganz einfah an Thatſachen erinnern. 

Meine Herren! E3 find zehn Jahre verfloffen, feit ih in 
Gemeinſchaft mit dem ausgezeichneten Staatsmann, deffen ich 
gedachte, für das Wohl des Yandes, des engeren wie des 
meiteren, redlich mitgearbeitet habe; wie können Sie ver- 
muthen, daß ih aus irgend einem Belieben des Egoismus, 
aus irgend einer Eitelfeit, aus irgend einem thörihten Ehr- 
geiz am Abend meines Yebens Dinge beabjichtigen könnte, die 
das Land jhädigen. Ich glaube, ein folhes Mißtrauen habe ich nicht 
verdient. 

Die alten Parteiunterfchiede follten nah meiner Mei- 
nung fih mehr und mehr verwijchen; die Parteidefinitionen 
von vor 12 und 13 Jahren paffen heute garnicht mehr. Meine 
Herren, fehen Sie ſich doch ſelbſt an. Sind nicht heute die Leute Gegner, 
welche vorher Arm in Arm gingen; find fie nicht gegenwärtig um Bänte, 
ja um ganze Viertelshäujer auseinander gerüdt; bilden ſich nicht noch 
täglih neue Parteimodififationen, neue Meinungsntancen innerhalb der 
einzelnen Fraktionen dieſes Haufes? it e8 da nicht viel zmedmäßiger und 
richtiger, zu fprechen von einer großen Partei der ehrlichen Yeute, 
welche Farbe fie auch tragen mögen? ch gehöre der Partei an — das 
Wort „ehrliche Leute“ nicht im moraliihen Sinne genommen, fondern im 
politiihen. Ih meine, wenn man das auf verfhiedenen Wegen 
erreihen mill, was die ehrlichen Leute überhaupt wollen 
jollen, fo braudt man ji deshalb nicht anzufeinden. — —“ 
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Der Reichſskanzler und das preußiſche Staatd- 
Miniſterium. 


25. Januar. Rede des Fürſten Bismarck bei der Berathung des 
Etats der auswärtigen Angelegenheiten. 

(Auf eine Rebe des Abg. Lasker, welcher eine Erklärung barüber erbat, 
welder Art bie Stellung bes auswärtigen Miniftere gegenüber 
bem preußifhen Minifterium fei. Dies halbe Räthſel habe vielfach bie 
Deffentlichleit beſchäftigt, man babe keine richtige Vorftellung, welcher Art bie 
Stellung bes Minifters der auswärtigen Angelegenheiten fei, ob er an ber 
vollen Botitit bes preußiſchen Minifteriums Theil nebme ober nicht. Es wäre 
zu wünſchen, daß bei ber Einführung bes neuen Minifteriums die Berfiherung 
gegeben wäre, ber Politik des jetzigen Minifteriums werde bie ganze Energie 
bes früheren Leiters nicht fehlen. Er richte deshalb die Frage an ben Minifter 
ber — Angelegenheiten, ob die Auffaſſung richtig ſei, daß die Stellung 
als Staats-Miniſter jedes Mitglied des Miniſteriums verpflichte, an hohen 
Staatsalten Theil zu nehmen, und daß alle Alte auch von jedem einzelnen 
Staats-Minifter vertreten werben. Es würde ibm eine große Genugthuung 
fein, wenn er vom Miniftertifh vernähme, baf ber Beiftand und bie 
— bes Reichskanzlers auch dem jetzigen Miniſterium nicht 
ehle. 

„Der Herr Vorredner hat meiner Ueberzeugung nach vollkommen 
Recht, wenn er annimmt, daß jedes Mitglied des Staats-Miniſteriums 
nach zwei Seiten er eat ift: einmal nach der Verwaltung feines 
Refforts, das zweite Mal nad) feiner politischen Anfhauung als Dlitglied 
des Staats-Minifteriums, nad feiner Mitverantwortlichkeit für die Ge— 
fammthandlungen des Staat3- Minifteriums, und ich fann diefer Auf— 
fafjung eine Fluftration durch Erwähnung der Diskuffionen geben, die 
im Schoofe des Minifteriums über die * ſtattgefunden —— ob 
das landwirthſchaftliche Miniſterium als ſolches überhaupt beizubehalten 
fein werde oder nicht. Es hat ſich dabei die Majorität des Staats⸗ 
Minifteriumd — und ic glaube, das gefammte Staatd-Minifterium — 
dahin ausgefprochen, daß, wenn auch diejenigen Gefchäfte, die bisher mit 
dem landmwirthichaftlihen Miniftertum verbunden find, einen politiſch thä= 
tigen Dann nicht überall ausreichend befchäftigen, es doch für das Ge— 
fammtminifterium von großer Wichtigkeit fei, daß Se. Majeftät eine 
Minifterftelle vergeben könne, die unter Umftänden, auch wenn fie gar 
fein Refiort hat, wenn ein Minifter ohne Portefeuille wäre, durch ihre 
politifche Stellung, durch ihre Mitwirkung in den politifchen Fragen, das 
Minifterium in jeinen Arbeiten unterftügen könne, 

Es ift fogar bei uns der eigenthümlihe Fall, daß der Präſident 
de8 Staat3-Minifteriums, objhon ihm ein größere® Gewicht der 
moralifchen Berantwortlichkeit, wie jedem anderen Mitgliede ohne Zweifel 
zufällt, doch feinen größeren Einfluß als irgend einer feiner 
Kollegen auf die Gefammtleitung der Geſchäfte hat, wenn er 
ihn nicht perfönlicy ſich erfämpft und gewinnt. Unfer Staatsrecht verleiht 
ihm feinen. Wenn er diefen Einfluß gewinnen will, fo ift er genötbhigt, 
ihn durch Bitten, durch Ueberreden, durch Korrespondenzen, durch Bes 
fhwerden beim Gefammt- Kollegium, — kurz und gut, durch Kämpfe zu 
gewinnen, welche die Leiftungsfähigfeit ded Einzelnen in fehr hohem Maße 
in Anjpruch nehmen. 
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Was die Motive des Wehfels im Staats-Minifterium 
betrifft, fo erlaube ich mir vor allen Dingen feftzuftellen, daß ſolche 
Motiwe im Ganzen immer einfacher liegen, als das Gerüdt und 
die Preſſe u annimmt Wenn man fie einfach nimmt, wie fie 
liegen, jo fällt die Möglichkeit, darüber eben zu fchreiben und Bermus 
tdungen aufzuftellen. Es ift befannt, daß der Geſchäftsumfang, der mir 
oblag, ein fo vielfeitiger und ausgedehnter war, wie e8 faum je in einem 
ähnlihen VBerhältniffe, in einem Staat von ähnlicher Größe, in einem 
Reihe von ähnlicher Bedeutung als das Deutſche, der Fall gemefen ift. 
Im Anfang hielt ich es faft für unmöglich, einen Theil derfelben abzu—⸗ 
trennen, ohne das Ganze zu gefährden. Es fam dazu, daß meine Arbeits- 
fraft eine ftärfere war, als fie fchließlich — iſt. Es fam dazu, daß 
ich gerade in dem auswärtigen Umte, welches ich vorzugsmweife ald meine 
ar Aufgabe betrachte, eine Hülfe hatte, deren id ern bei diefer 

elegenheit "gedente — es war der verftorbene Geheimrath Abelen, der 
feitdem verfchieden ift. Ich habe mich nach und nach überzeugen müſſen, 
daß es ganz unmöglich ift, diefen bedeutenden Umfang der Gejchäfte, der 
mir oblag, auch nur in der Weife zu überfehen, daß ich jederzeit mic) 
darüber entjchliegen fann, ob ich die Berantwortung für das Einzelne 
tragen will oder nicht. 

Gewöhnlih, und in allen größeren Staaten wenigftend nimmt die 
Aufgabe eines auswärtigen Minifters die volle Arbeitskraft 
eines Mannes in —— und es dürfte in keinem großen Staate 
den Fall geben, daß man von dem Träger der auswärtigen Geſchäfte auch 
nur eine anhaltende und eingreifende Mitwirkung in den inneren Ange— 
legenheiten erwartet. Die auswärtigen Geſchäfte des Deutſchen Reiches 
ſind, Dank ſei es unſern guten Beziehungen zu allen Regierungen, im 
Augenblick friedliche, aber dieſen Frieden nach allen Seiten hin zu wahren 
und zu pflegen, iſt eine Aufgabe, die die Arbeit eines Mannes erfordert. 

Wenn ich daneben in der Stellung eines Kanzlers des Deut— 
ſchen Reiches erhebliche Aufgaben der inneren Verwaltung habe, außer: 
dem die Verwaltung, die Berantwortung wenigftens für die Verwaltung 
eines Reichslandes, welches mandem Königreich an Bedeutung gleich- 
fommt, fo tt ja auch diefer Gejchäftsumfang zu beftreiten eigentlih nur 
möglich durch die ausgedehnte, fichere und zuverläffige Unterftügung,; die 
ih nad fo vielen Seiten hin in diefen Dingen finde. In der ganzen 
Reichsverfaſſung ift es nun aber jehr viel leichter, wenn ich zu einem 
Punkte fomme, wo es mir zweifelhaft wird, ob ich für die bätigfeit 
des body und miniftermäßig geftellten Beamten, für den ich die Verant— 
wortung mit zu tragen habe, dieſe Verantwortung ferner übernehmen 
will, jo kann ich im Weiche Rechenihaft und Aufklärung über die 
Sache fordern, ich kann Bericht erfordern und kann menigftend mein 
Beto fofort einlegen; kurz, ich bin berechtigt, im äußerjten alle zu 
verfügen, was man jo unabhängigen Charakteren gegenüber oder dem 
Maße von Unabhängigkeit des Charakters gegenüber, welches mit großer 
Tüchtigleit verbunden zu fein pflegt, ſehr ſchwer und jelten thut. Ich halte 
mid im Ganzen immer nur verantwortlich für die im großen Durchſchnitt 
richtige Wahl der Perfonen, nicht für jede einzelne Sandiun der Per» 
fonen. Außerdem, wenn ich diefe Verantwortung gefährdet fühle, bin ich 
in der Lage, beftimmt zu jagen: Dies will id nicht, und be— 
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ftimmte Forderungen zu ftellen, was einftweilen zu ge— 
ſchehen hat. 

Ganz anders und viel mühenvoller ift die Aufgabe eines preu— 
ßiſchen Minifler-Präfidenten, der einen hohen Ehrenpoften, eine große 
Berantwortung bat und fehr wenig Mittel, diefer Stellung feinen 
Kollegen gegenüber irgend welchen Nachdrud zu geben, und wenn gegen 
feine Einflüjfe fich innerhalb einer beftimmten Verwaltung ein pajfiver 
Widerſtand entwidelt, den die einzelnen Beamten dieſes Minifteriums 
unterftügen, jo habe ich darüber die Erfahrung, daß man gewiffermaßen 
im Sande ermübdet und feine Ohnmacht erkennt. 

Wenn ih mir alfo die Wahl ftellen mußte, meinen Geſchäftskreis 
zu verfleinern, jo konnte ich darüber nad) einer zehnjährigen Erfahrung 
nicht zweifelhaft fein, daß die Stellung de3 preußifchen Minifter- Präfidenten 
diejenige war, die meine Arbeitäfraft — jagen wir Nerven zum Arbeiten, 
denn zum Arbeiten gehören Nerven — am meiften in Anjpruch nahm, 
Es ift ja im Ganzen nicht die Arbeit, die den Menſchen körperlich in der 
Friftion, in der wir in parlamentarifchen Staaten leben, aufreibt, jondern 
es ift das ununterbrodene Gefühl der Berantmwortlidhfeit für 
große Dinge und für Intereſſen, die einem am Herzen liegen 
wie die eigenen, aber die doch zugleich die Intereſſen von 25 
oder 40 Millionen find, — men die Gefühl der fortwährenden, 
angefpannten Berantmwortlichkeit nicht angreift, der hat eben fein Pflicht- 
gefühl und fein Herz für fein Land. Wer dies hat, den wird es bis zu 
einem gewiſſen Maße paden und verbrauchen. 

Wenn ich aljo die Wahl getroffen habe beim Einjehen der Noth- 
wendigfeit, daß ich das preußifche Miinifter- Präfidium los jein wollte, jo 
war ed in dem Gefühl, daf in diefem Reſſort die Mittel, einen Einfluß 
zu üben, im allergrößten Mißverhältniß mit der moralifhen Berantwort« 
lichkeit, welche die öffentlihe Meinung an die Stellung eines Minifter- 
Präfidenten fnüpft, ftehen, daß mir die größte Erleihterung zu 
Theil wurde; — denn ich glaube, weit über die Hälfte meiner Gefchäfte 
fommen aus diefem Reſſort — und zugleich die geringfte Einbuße 
an Einfluß. 

Daß ih auf diefen Einfluß ganz verzichten wollte und 
verzichten fönnte, fo lange ich die Ehre habe, Sr. Majeftät 
des Kaijers Reihsfanzler zu fein, daran ift ja gar nicht zu 
denken. Ich will gleich entwideln, warum dazu eine Zuſammengehö— 
rigfeit zum preußifchen Minifterium eigentlih gar fein abjolut nothmwen« 
diges Erforderniß fein würde. Meine äußere Stellung zum preußifchen 
Miniſterium könnte noch mehr gelodert werden, als fie ift, die Gejchäfte 
bleiben doch unzertrennlid. Der Reichskanzler, wenn er die Haupt- 
bedingung feiner Aufgabe überhaupt erfüllen fol, muß derjenige Beamte 
fein, auf den Se. Majeftät der Kaifer das höchſte Vertrauen zu diefem 
Zwede jegt. Hat er das Vertrauen des Kaiſers, fo ift doch un» 
möglih anzunehmen, daß Se. Majeftät der König von Preußen 
in diejer Eigenjhaft in feinem preußifhen Minifterium eine 
Politik geftatten werde, die dem als Reihsftanzler mit dem 
Kaijerlihen Vertrauen beehrten Beamten die Wirfjamkeit im 
Reih unmöglih machte. Es kann der König von Preußen und fein 
Minifterium ganz unmöglih gegen die Politik des Reichskanzlers eine 
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Stellung nehmen, es ift vielmehr eine gegebene Nothwendigfeit, daß fie 
unterftügt wird. Man könnte ja eher noch das Erforderniß aufftellen, daß 
der Reichskanzler Mitglied des Minifteriums eines anderen bedeutenden 
Bundesftaatd fei, denn in Preußen ift der Perfonalzufammenhan 
der Königlih preußifchen und der Kaiferliden Krone no 
ohnehin gegeben und unzertrennbar. 

Aber auch der Zufammenhang zwifchen dem Reichskanzler und dem 
preußiichen Minifter würde dadurch ja in feiner Weiſe geftört werden, daß 
der erftere vollftändig aufhört, Mitglied des preußifchen Minifteriums zu 
fein. Wie ift denn der Gejchäftsbetrieb im Bundesrathe? Die Faktoren, 
melde den Haupteinfluß auf die Vorbereitung der Vorlage für den Reichs— 
tag haben, find die Ausichüffe des Bundesraths. In jedem diefer Aus- 
fchüffe hat, wenn Se. Majeftät der Kaiſer e3 nicht ausdrüdlich anders 
befiehlt, ein preußifcher Minifter, der betreffende Miniſter des preußifchen 
Reſſorts den Vorfig, oder diefer Vorfig wird ausgeübt durch einen der 
höchſten Bertrauensbeamten des Minifteriums. In der Sigung des Bun- 
desrath3 findet ſich wieder das preußiiche Minifterium in jeiner Majorität 
ufammen und arbeitet dort und in feinen Ausſchüſſen unter Vorfig des 
Sreichstanglers mit den übrigen Miniſtern. 

Die Bänder, die beide Organijationen an einander be= 
feftigen, find alfo viel ftärfer, als man äußerlih anzunehmen 
pflegt. Wenn der Reichskanzler alfo, um ernannt zu werden und um 
ın feinem Amte zu bleiben, nothwendig das Vertrauen Sr. Majeftät des 
Kaiferd haben muß, in Folge deffen Sr. Majeftät dem Könige von Preußen 
und feinem Miniſterium feine persona ingrata fein wird, fo hat der 
Reichskanzler nach der Berfaffung außerdem Mittel des Einfluffes und 
der Macht, die die Frage, ob der Zufammenhang nothmendig ift und 
durch mwelche Mittel er — und befördert werden kann, dem preußiſchen 
Miniſterium ebenſo nahe, ja faſt noch näher legen, wie dem Reichskanzler. 

Wenn der Reichskanzler ſich des Vertrauens der Mehrheit der Re— 
gierungen, die im Bundesrath vertreten ſind, verſichert, wenn er dabei 
das Vertrauen der Mehrheit des Reichsſtages zu gewinnen weiß — und 
das wird für ihm ein ebenfo nothmwendiges Bedürfniß fein, da er nad 
der Verfaffung derjenige Beamte ift, der den Vorſitz im Bundesrath führt 
und als der Bertreter der Bundesregierungen vorzugsweiſe vor dem 
Reichstage die Dinge zu vertreten hat — menn er dieje Eigenjcaften 
in fich vereinigt, jo ift dadurch eine Yage gegeben, bei der Gie viel eher 
ſich im preußiichen Minifterium erkundigen können: Berliert Ihr auch nicht 
die Fühlung mit dem Reichskanzler? als dag Sie Beranlafjung haben, 
den Reichskanzler zu fragen: BVerlierft Du auch nicht die Unterftügung 
des preußifchen Minifterium8? .... Ich kann deshalb nad diefer ganzen 
Lage der Dinge verfichern, daß mein Bleiben in dem jegigen preußiſchen 
Kabinet, in der Eigenſchaft als Mitglied, wenn auch nicht als Vorfigender, 
doch bemeift, daß mein Entfhluß jih nicht geändert hat, diejes 
preußifhe Minifterium gerade in derjelben Weiſe mit meinen 
Kräften zu unterftügen, als ob ich fein VBorfigender wäre — 
Darüber kann ich die ganz beftimmte Verſicherung geben, daß das mein 
Wille und meine Abficht iſt, nur mit etwas weniger Arbeit als früher, 
und ich muß leider fagen, mit etwas weniger unfruchtbarer Arbeit wie 
früher. Mein Gewicht im Minifterium wird dadurch, daß ich von den 
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formellen Arbeiten und von der formalen Berantwortlichkeit erlöft bin, 
immer nad wie vor darauf begründet fein, ob e8 mir dauernd gelingt, 
das BVertrauen der Mehrheit meiner Herren Kollegen mir zu bewahren, 
und Sie fünnen ganz gewiß darauf rechnen — und darin fteht mein 
Entſchluß ganz vet —, daß, wenn diefer Wechſel in den Perſonal— 
verhältnifjen des Minifteriums einen Wechſel in der Richtung 
und in einer meiner früheren Politik feindliden Richtung 
bedeutet hätte, feine Madht der Welt mich hätte bewegen 
fönnen, meine Antezedentien von un Jahren zu verleugnen 
und, nur etwa um auswärtiger Minifter zu bleiben, diejem 
felben Kabinet anzugehören, und fo lange ich diefem ange» 
öre, lönnen Sie mit Sicherheit darauf rehnen, ift das der 

eweiß, daß diefer Weg, dieſe Rihtung in der Hauptjade 
nicht verlafjen wird,“ 


(Die Einheit der preußiſchen und der Reichsintereſſen; fein 
Wechſel der Politik; Partei-Minifterien und gouvernementale Politik.) 
(Auf eine Rebe des Abg. Dr. Birdom;) 


„Der Herr Borredner bat vor feinem in die Zukunft blidenden 
Auge fih das Gefpenft eines den preußifchen Staat vergewaltigenden, 
aber nicht preußiſchen Neich3fanzler8 aus anderen Staaten deutſcher 
Nation gedacht. Ich glaube, dies ift eben ein Gefpenft. Die Frage, wie 
die Machtſtellung zwiſchen dem Reiche und den einzelnen Staaten jein 
foll, ift eine, die durch die Reichsverfaſſung fejtgeftellt ift und durch die 
weitere gejeßgebende Thätigkeit des Neiches, die Kompetenz= Erweiterungen, 
zu denen das Reich ermächtigt ift, mit der Zeit ihre Erledigung finden 
wird und fann, und follte dabei die Befürdhtung eintreten, daß die Reichs— 
regierung fo mächtig wird, daß ein jo ftarfer Staat wie Preußen, fünf 
Achtel des ganzen Reicht, anfängt fi vor dem überwiegenden ge 
des Reiches zu fürdten? Landsleute find wir Deutſche dod Alle, um 
ich befämpfe ın diefen Dingen das Betonen der Scheidung zwiſchen deutjch 
und preußifch; der Reichskanzler, möge er nun ein Preuße oder ein Bayer 
fein, uns fteht er nicht als Preuße oder Bayer, uns fteht er nur als 
Deutfcher gegenüber, und das Deutſche in dem Kanzler mehr und mehr 
gu betonen, dazu erachte ich eine gewiſſe Yoslöfung, eine Herausjhälung 

e8 Kanzler aus der ganzen Vegetation nöthig, die fi Im preußijchen 
amtlichen Leben nothwendig bei ihm angejegt haben muß. 

Ih glaube, daß dieler Gedanfe noch weiter verfolgt werden muß, 
wenn mir zu einer richtigen Reichseinheit kommen wollen. Die Einheit 
der Intereſſen an pe und des Reiches und der Schuß für 
die preußiiche Berfafjung liegt in der Einheit Sr. Majeftät 
des Kaijers und des Königs; daß beide Organismen bisher 
auch einen gemeinfamen Minijter- Präfidenten gefunden haben, 
das war der Anfang, kann aber für die Dauer nidt feftge- 
halten werden. 

Ein Reichskanzler und ein Minifter» Bräfident, dem die Sachen dur 
die Neuheit der Zuftände und durch das Entgegenfommen mehrerer PBar- 
teien, wenn nicht aller, fo fehr erleichtert werden, wie mir, der jo jehr 
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den Bortheil hat des friſchen Eindruds der Ereigniffe in einer Allen 
willlommenen Neubildung, wird fich auch fo leicht nicht wieder finden, es 
wird vielleicht fpäter fähigere, beſſer gefchulte, arbeitsfähigere Leute geben 
als ich, aber fie werden nicht getragen fein von der Neuheit der Ereig- 
niffe, und man wird ihnen mehr Schwierigkeiten machen und e8 wird 
ihnen noch ſchwerer gemacht werden, einen — Umfang der Geſchäfte 
zu bewältigen, wie er mir bisher obgelegen hat, wenn er mit dem vollen 
und ehrlihen Gefühl der Verantwortlichfeit die Geſchäfte eingehen will, 
wie ich es gethan habe. 

Der Herr Vorredner hat mich in einer Beziehung nicht verftanden: 
ih habe von Diffonanzen, von foldhen, wie man fie unter dem Wort ge= 
möhnlich verfteht, nicht gefprochen, fondern nur von dem Uebermaß der 
Gefchäfte, die auf mir laften; Difjonanzen, die mih zum Aus— 
fheiden veranlaßten, haben gar nicht ftattgefunden. Ich habe 
mich innerhalb des Minifteriums bei den legten durch Abitimmung zur 
rn gebrachten Fragen jederzeit, wie ich glaube, auf Seiten der 
Majorität befunden, und e3 ift auch nicht der Grund, daß ich ir>. 
gendmwie überftiimmt worden wäre, daß Beichlüffe, die mir 
zuwider wären, gefaßt wären, wenn auc, vielleicht ich nicht Alles 
durchjegen konnte, was ich wünſchte — ich bin darin vielleicht auch zu 
fanguinifh und zu raſch — menigftend nicht mit dem Aufwande von 
Mitteln, die mir bei meiner fonjtigen Thätigfeit als Ueberfchuß verbleiben. 

Db es nüglich ift, dem preußifhen Staate eine andere 
Berfaffung, auch in diefer Beziehung mehr der englijhen 
ähnlich, zu geben? — ich glaube, wir find einem ſolchen Zuftande 
näher gefommen, wenn ich auch nicht glaube, daß wir ganz zu demjelben 
gelangen werden, dazu find die Nationen in ihrer ganzen Zufammenfegun 
zu verjchieden. Der richtige Ausdrudf der jegigen Sachlage wäre eigentlich 
der, daß man den Titel des Minifter- Präfidenten, der nichts weiter be- 
deutet, ganz fallen ließe und lediglich nad dem Prinzipe ginge, daß von 
gleichberechtigten 8 Miniftern jederzeit der ältefte den Borfig führt. Soll 
aber der Titel des Minifter- Bräfidenten irgend etwas fich der dee, die 
man fih von feinem Anjehen und feinem Einfluffe macht, Näherndes ge- 
winnen, dann erfordert e8 nach der heutigen Yage einen jolhen Aufwand 
von faux frais an Arbeiten und Beeinfluffen und Ueberreden der übrigen 
Reſſorts, daß derjenige, der Minifter- Präfident ift, gar nichts Anderes 
nebenher thun kann, und immer nach dem Ende eines jeden Tages fich 
jagen muß, daß er hinter den Aufgaben, die er fich geftellt hat, zurüd- 
geblieben ift. So gering find die Mittel: man muß entweder die folle- 
iale Verantwortlichfeit rein fefthalten und fich nicht daran fehren, mer 

inifter= Präfident ift, und diefem nicht das Geringfte an größerer Ber: 
antwortlichkeit, feine höhere Berantmwortlichkeit zufchreiben, als jedem andern 
Staat3-Minifter, oder man muß diefen, wenn man ihn ftärker als die 
andern zur Berantwortung ziehen will, aljo neben dem jedesmaligen 
Reffort- Minifter in erfter Linie, mit andern Mitteln ausftatten, womit 
ih immer nicht behaupten will, daß einer auf die Dauer gleichzeitig die 
Stellungen als Reichskanzler und als preußiſcher Minifter» Präfident zu 
feiner eigenen Befriedigung verſehen wird. 

Der Herr Vorredner hat bedauert, daß dad Minifterium nicht bei 
diefer Gelegenheit eine Mopdifilation und Bervollftändigung er- 
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fahren bat. Meine Herren! Ich glaube, das wäre ſehr unzweck— 
mäßig geweſen, und ich habe nach Kräften zu verhindern ge» 
fuht, daß eine Aenderung einträte. Der Herr Vorredner meinte, 
es märe eine ganz gewaltig einjchneidende Aenderung, dann ift meine 
Arbeit der erften 14 Tage nach meiner Rücklehr verfehlt gewejen. Ich 
habe mich bemüht, dahin zu wirken, daß womöglich gar feine Aen— 
derung jtattfinde. Der jegige Minifter- Präfident iſt mein ältefter 
Kollege, in jo fern, als er vor mir in dem Meinifterium bereit3 war, 
er ift ein Freund von meiner früheften Jugend ber, zwiſchen uns ift 
volle Offenheit und gegenjeitiges Vertrauen. Ich bin vollftändig 
überzeugt, daß er ſeinerſeits das Minifter- Präfidium nicht weiter führen 
möchte, wenn er die Weiterführung um den Preis eines politiſchen Bruches 
mit mir erfaufen jollte, — das volle Vertrauen habe ich zu ihm, dies 
babe ich zu wenigen anderen Yeuten außerhalb des jegigen Miniſteriums, 
meine Herren. 

Sollte e3 ji etwa um Verpollftändigung von außerhalb her handeln, 
— nehmen Sie an, Se. Majeftät hätte einen neuen Minifter- Präfi« 
denten von außen her ernannt, ich wüßte nicht, wer das aus denjenigen 
Kreijen, mit denen ich überhaupt bisher habe enger zuſammen leben können, 
fein jollte, e8 müßte nothwendig ein mehr oder weniger Fremder jein, 
und dann war ich nicht ficher, wie die Dinge weiter geführt worden wären. 
Nehmen Sie einmal an, daß in diefer Periode, in der ich zu den Ge— 
ſchäften zurüdfehrte, einer von den bisherigen Mitgliedern des Miniſte— 
riums ausgefchieden wäre, — der Minifter der landwirthichaftlihen An- 
gelegenheiten hat es aus Gefundheitsrüdfichten gethban, — nehmen Sie 
an, daß Jemand aus politiihen Rüdjichten, die man einem andern viels 
feiht doc immer untergejhoben haben würde, ausjchiede, jo würde es 
immer den Anichein gehabt haben, als ob diejes Ausjcheiden eine Cenſur 
des Berhaltens der Königlihen Regierung und der darin bleibenden 
übrigen Kollegen enthielte, — lag nicht in ſolchem ftummen Proteft ent— 
weder ein Zeugnig gegen die zurüdbleibenden Kollegen oder ein Symptom 
für die ganz unberechtigte Borausjegung, daß Se. Majeftät in Bezug auf 
gewiſſe u Teer a anderen Sinnes geworden jei? Beides 
fönnte man annehmen, je nachdem auf der einen Seite ein Austritt aus 
dem Kabinet ftattfand. 

Ich habe e3 daher für meine angelegentlihfte Aufgabe 
gehalten, den jegigen Perfonalbeitand des Kabinets über 
dieje Krifis hinüberzuführen, fo daß aus einem Ausfcheiden feine 
Rückſchlüſſe auf Meinungsverjchiedenheiten, jei es zwiſchen Sr. Majeftät 
und den Räthen der Krone, jei es innerhalb des Prinifteriums, gemacht 
werden fonnten. Gerade Angeſichts der wichtigen Aufgaben, die Ihnen, 
meine Herren, vorliegen, jchien es mir von der höchſten Wichtigkeit, das 
bisherige Miniftertum diefen Aufgaben in möglichfter Geſchloſſenheit ent- 
egenzuführen, und ich glaube, wir werden die Wirkung davon in den 
Feinltaten bei den Abftimmungen nicht zu bereuen haben. 

Die BVervollftändigung des Minijteriumd aus der Majorität der 
Kammer, ja, meine Herren, das ift jehr viel leichter gejagt als gethan. 
Um das zu thun, muß man eine mehr oder weniger fejte Majorität 
haben. Wo liegt die Majorität, diejes Arkanum des Eonjtitutionellen 
Syftems? Wir find meines Erachtens bisher überhaupt nicht 
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in der Lage, ein Bartei-Minifterium bei uns in Preußen bilden 
zu können. Das Minifterium muß einen vorwiegend gouver— 
nementalen — geftatten Sie mir nad meiner ganzen Herzens— 
auffaffung den Ausdrud: Königliden Eharafter tragen. Somie 
wir in Partei Minifterien bineingerathen, jo werden die Gegenſätze ge= 
fhärft. Der König allein und dıe Emanation, die von ihm und feiner 
politijchen Auffaffung ausgeht, bleibt parteilos, und in dieſer Stellung 
über den Parteien, auf diejer Höhe der Krone, muß die Re— 
gierung in Preußen gehalten werden. Es fann nothwendig fein, 
nad) dem gouvernementalen Gefühl Sr. Majeftät und der Regierung, mit 
einer Partei zu gehen und in anderen Fällen mit einer anderen. In 
England wird ein ſolcher Wechjel — durch einen Miniſterwechſel 
charalteriſirt. Sollen realtionäre Maßregeln getroffen werden, ſo über— 
nimmt die liberale Partei das Ruder, aus der richtigen Vorausſetzung, 
daß ſie die nöthigen Grenzen nicht überſchreiten wird; ſollen liberale Maß— 
regeln getroffen werden, jo tritt vorzugsweiſe die konſervative Partei ans 
Ruder aus derjelben Rückſicht. Bei ung find meines Erachtens die Bartei- 
gegenſätze noch zu ſchroff, und das ftaatlihe Gefühl, das Gefühl, da 
jedes Individuum für die Regierung und für gute Regierung des Staats, 
auch wenn fie außerhalb und unabhängig von der eigenen Bartei erfolgt, 
verantwortlich bleibt, das iſt bisher nicht in dem Maße, wie in England, 
ausgebildet, wenn ich auch nicht leugne, daß wir in den legten zwanzig 
Fahren hierin ungeheure Fortichritte gemacht haben und daß wir auf dem 
beiten Wege find, daß Niemand unter und mehr jagt: es foll nad) meiner 
Meinung gejchehen, ob auch der Staat darüber zu Grunde geht. Jeder 
fängt an, der Nothmwendigkeit der Yorteriftenz der geordneten Regierung 
des Staat? Rechnung zu tragen, wenn er nicht etwa einer Partei ange- 
hört, die grundfägfich diefen Staat, wie er bejteht, negirt, weil er nad) 
ihrer Meinung überhaupt nicht erijtiren ſollte. — — 

Ich kann nur zum Schluß wiederholen, daß der Herr Vorredner die 
Wirkungen der Perjonalveränderungen überfchägt hat, und ich ergreife 
gern dieje Gelegenheit, meinerfeits dahin zu wirken, daß diefer Ueber— 
Ihägung nicht weiter Raum gegeben wird, daß namentlid die wun— 
derliden Sachen in den Zeitungen, als wenn ih das Opfer 
irgend einer Intrigue gemejen und hinaus gedrängt wäre, 
widerlegt werden. Ich habe Se. Majeftät den König jehr lange 
bitten müjjen, ehe mir diefe Erleichterung gewährt wurde; ic) 
babe den jegigen Minijter-Präjidenten jehr lange bitten 
müjfen, daß er fein Abjchiedsgefuh zurüdnahm und Se. Ma- 
jeftät der König bat durch ein Wort, das auf einen Goldaten 
nie feinen Eindrud verfehlt, dieje meine Bitte verwirklicht, 
und ich bin herzlich erfreut, daß er jih dazu verjtanden hat, 
diefe arbeit3- uud mühevolle und, wie ih fürdte, auf die 
Dauer wenig danfbare Stellung in feinem Alter zu über» 
nehmen, und ih möchte Sie bitten, die Unterftügung, die Gie 
dem Minifterium unter meinem Präſidium gewährt haben, 
ihm aud unter dem jegigen Präfidium nicht zu verfagen; denn 
e8 ift in der That fein anderes.“ 
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14. Januar. Rede ded Abgeordneten Ladfer gegen den Schwindel 
mit Eiſenbahnkonzeſſionen. 


7. Februar. Weitere Rede Laskers, namentlich gegen den Wirk— 
lihen Geheimen Ober: Regierungsratd Wagener. 


8. Februar. Antrag Laskers auf Einfegung einer parlamentarijchen 
Eijenbahn = Unterfuhungs - Kommilfion. 


14. Februar. Einjegung einer Königlidhen Spezial-Unter— 
ſuchungs-Kommiſſion. 


Allerhöchſte Botſchaft: 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 

Nachdem bei den jüngften parlamentarifhen Verhandlungen die bei 
Ertheilung von Eiſenbahn-Konzeſſionen an Anwendung gebrachten Ber- 
waltungsgrundjäge angegriffen und die Mipftände gerügt worden find, 
welche ſich bei Ausnugung ertheilter Sonzeffionen herausgeftellt haben, 
haben Wir bejchlofien, eine Spezial» Unterfuhungs- Kommijfion einzufegen, 
um nah Maßgabe der dur ihre Ermittelungen gewonnenen Rejultate 
überjehen zu können: | 

1. Ob und in wie weit die einfchlägigen Geſetze und die geltenden Ver— 
waltungsnormen die Erfüllung der bei Ertheilung von Eijenbahn- 
Konzeſſionen beabfihtigten Zmede zu fihern und das Publitum gegen 
——— und —— in zu ſchützen geeignet ſind; 

2. welche Aenderungen der Geſetzgebung und der Bermwaltungspraris 
erforderlih find, um vorhandenen Uebelftänden und Mipbräuden 
thunlichſt abzubelfen. 

Es ift Unfer Wille, daß die Ermittelung der bezüglihen Thatſachen 
mit der größten Sorgfalt gejchehe und die Beurtheilung der Berhältniffe 
und Melonen ernft und unparteiifch fei. Die genannte Spezial: Kom- 
miffion wird unter dem Vorſitz des Präfidenten der Seehandlung, Günther, 
aus zwei von Uns zu ernennenden Juftizs und zwei Berwaltungsbeamten 
u bejtehen haben, und laden Wir die beiden Häufer des Pandtages Un- 
* Monarchie ein, auch ihrerſeits je zwei Mitglieder zu erwählen, um 
an den Arbeiten der unverzüglich einzuſetzenden Kommiſſion theilzunehmen. 

Wir behalten und vor, der Landesvertretung feiner Zeit die bezüg- 
lihen Kommiffionsberichte zugehen zu laſſen. 

Gegeben Berlin, den 14. Februar 1873. 

Wilhelm. 
Roon. Bismard. Itzenplitz. Eulenburg Fall. Leonhardt. 
Camphauſen. Kameke. Königsmard.“ 





Einleitung eines disciplinariſchen Einſchreitens gegen den 
Geheimen Rath Wagener. Freiwilliger Rücktritt deſſelben. 


32, Die erfien Mni- Hefehe 


und die weiteren kirchlichen Kämpfe von 1873. 


1873. 9. Januar. Vorlegung der vier Gejepentwürfe, betreffend: 
1. Die Grenzen ded Rechts zum Gebraude Firchlicher 
Straf» und Zuchtmittel, — 
2. die Vorbildung und Anftelung der Geiftlihen, — 
den Auötritt aud der Kirche, — 
4. die kirchliche Disciplinargewalt und die Errichtung 
des K. Gerichtöhofed für kirchliche Angelegenheiten. 


Nothwendigfeit und Zwed der Gejepe. 


9. Januar. Aus der Nede ded Kultus Minifterd Dr. Falk bei 
Vorlegung der Gejepentwürfe. 


„Das Bedürfniß, Gegenftände ber bezeichneten Art im Wege ber Gejet- 
gebung zu regeln, möchte wohl fchon allein durch den Wortlaut derjenigen Artikel 
unserer Berfaffungsurfunde gegeben fein, welche über die Berhältniffe der Kirche 
beftimmen und aus benen bie Konfequenzen gezogen werben müffen, nach welchen 
fih das Berbältniß der Kirchen zum Staate geftaltet, und ferner durch die An— 
wendung, bie biefe Artifel bisher in der Praris gefunden haben. Wenn ih auf 
ben Wortlaut ber Berfaffungsurkunde hinwies, jo meine ich, daß derſelbe an 
mancher Unbeftimmtheit und Zweiteutigfeit leidet, freilid wohl kein Wunber, 
wenn man fich vergegenwärtigt, aus weldem Kampf entgegenftehender Meinungen 
die Formulirung jener Artikel herausgewachſen iſt, wenn man ſich der Zeit er— 
innert in ber fie entſtanden, ber Anfänge unſeres verfaſſungsmäßigen Lebens, wo 
man an vielen Stellen ber Meinung war, mit ber Aufftellung allgemeiner 
Grundſätze ſei außerordentlich viel geholfen, und nicht bebachte, daß biefe Grund» 
füge erft Leib und Blut gewönnen, wenn fie in Geftalt der Specialgefeßgebung 
ins Leben übergeführt wilrden, und wo man auch die Mufter anderer Ber- 
faffungen als unbebingte Wegweifer fir bie Entwidelung der preußifhen Ber- 
faffung gern anſah. Wir find inzwifchen, glaube ich, praftifcher geworben, wir 
meinen, unfere Gejege jeien zu geftalten nah unferen Verhältniſſen. Da- 
mit meine ich ſchon angedeutet zu haben, daß ein Bebürfniß fir befonbere Ge- 
jeße, die jene Artikel klar ftellen, gegeben ift. 

Aber die Ausführung der Artilel, und mas babei erlebt worben, 
drängt ganz auf denjelben Weg. Die Ausführung war eine ungleiche Die 
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fatbolifche Kirche beſaß Organe, die e8 ihr ermöglichten, Beſitz zu ergreifen 
von bem, was fie für ben Inhalt biefer Artikel hielt. Die evangeliſche Kirche 
war nicht in der Lage. 

Als aber die großen Bewegungen, die Deutſchland erfaßten, nah und nad 
eintraten, al® der Staat, wenn ich mich fo ausbrüden barf, anfing, ſich mehr 
feiner felbft bewußt zu werben, ober auf fich felbft zu befinnen, da war er auch 
genöthigt, innerlich genöthigt, fih die Frage des Weiteren vorzulegen, wie e8 denn 
mit jener Befitergreifung fi verbalte, ob denn in ber That die Aus- 
legung, die bem Begriff der Selbftftändigfeit der Kirche gegeben 
worden, die richtige jei, ob nicht jene Auslegung in Widerſpruch 
trete mit den Lebensprincipien bes Staates. Man hatte vergeffen, daß 
jelbft bei der erftien Erörterung jener Berfaffungsartilei der Sat von der Regie- 
rung auegefproden wurbe: e8 banbelt fich bier nur um die Aufbebung einer Be- 
vormunbung, es handelt fib um die Gewährung ber Freiheit der Ent- 
widelung in ihren eigenen Dingen, aber babei bleibt befteben das 
unentbehrlihe Recht des Staates, Überall abzumweijen, zurüd-» 
zuweifen, aud burd pojfitive Geftaltung, ba, wo burd bie Ent- 
widelung ber Religionsgejellihaften feine Intereffen geſchädigt 
werden. Und als dieſer Gedanle lebhafter bervortrat, mußte man notbwenbig 
zurüdbliden auf die frühere Geſetzgebung. Als wir bie Berfaffungsurtunde 
noch nicht batten, lag bie gefetsgebende Gewalt in der Hand der Krone, und, wo 
e8 eben noth that, ba war fie ausreihend zur Hand. So liegt die Angelegenbeit 
gegenwärtig nicht mebr. 

Aber es handelt fi heute darum, mächtige Angriffe zurüdzumeiien, die die 
freie Entwidelung des Staates zu feinen nationalen Zielen hindern, die gefährben 
die Erhaltung unb das Gedeihen, und in ihren weiteren Folgen ven Be— 
ftand des Deutihen Reiches, ber errungen worben ift nach ben beftigften 
Kämpien jeglider Art unb mit den allerichwerften Opfern. Unter joldhen Um» 
ftänden barf eine preußifche Staatsregierung nicht zögern, den wohlbegrünbeten 
Weg zu bejchreiten. Jeglicher Staat in Deutichland bat bie Intereffen bes 
Deutichen Reiches wahrzunehmen, und er bat fie namentlich wahrzunehmen überall 
dann, wenn bie berufenen Organe des Reiches nicht zufammen find, und da, wo 
Etwas auferbalb der Grenzen ber Reichs: Kompetenz liegt. Und vor Allem, 
meine Herren, muß das in Preußen geicheben, als in dem Staate, der an ber 
Spite des Reiches ftebt. 

Es mag gut fein, dabei zugleich beftimmt hervorzuheben, daß 
die preußifhe Regierung in ibrer höchſten Spike nicht geſpalten 
if. Es mag gut fein, ausdrücklich auszufpreden: in freier, voller 
und ganzer Einmüthigkeit find dieſe Geſetzentwürfe der Aller» 
böhften Sanktion unterbreitet worden. Das Gebiet, welches zu regeln, 
ift ein außerordentlich großes und weites, und ebe feine burchgreifenbe Regelung 
abgejchloffen fein wird, wirb wohl noch mehr wie eine Landtagseſeſſion verlaufen. 
Die Staatsregierung batte baber fich zu fragen, welcher Theil jenes Gebiets 
zunächſt berausjunehmen und zur Beichlußfaffung des Landtages zu ftellen jei. 
Und da ift e8 ihr nicht zweifelhaft gewejen, daß vor Allem dringend geboten er- 
iheine: die Regelung der Berbältniffe des Clerus — zunächſt bes fa» 
tbolifhen Elerus. — Gerade in feinem Kreife ift die Veränderung, die ein« 
getreten ift zwilchen heute und einem Menjcenalter rüdwärts, jo mächtig zur 
Geltung gelommen, wie vielleicht an feiner andern Stelle, um die es fich bier 
noch fragt. Der Elerus ift abhängig geworben innerlich und äußerlich 
— abhängig geworden von Mächten, die außerhalb unjerer Nation fteben und 
denen das nationale Bewußtfein darum nicht eigen fein kann. Ich fage: inner» 
lich: durd feine Bildung; ich ſage äußerlich: durch bie Art feiner Stellung. 
Und ein ſolcher Elerus wird, ohne daß ber Staat irgend ein Mittel bisher, im 
den letten zwanzig Jahren wenigftens, geübt hat, an Stellen geftellt, wo er auf 
das Empfindlichfte das Interefje des Staats ſchädigen und verlegen fann. Die 
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Staatsregierung ift von der Ueberzeugung durchdrungen, daß hier Wandlung ge» 
De. werben muß burh Aenderung ber beftehenden Berhältniſſe durch ihren 
rud. 

Meine Herren! Ich babe gefagt, es handelt fih nicht um eine Re— 
elung ber Beziehungen von beute auf morgen, fonbern um eine 
egelung, die tiefgebenbe und dauernde Grundlagen fchaffen foll 

für die Befferung, und wenn es fo ift, jo mußte ſich die Staats- 
regierung fagen, daß die Behandlung ber Dinge dieſem Grund— 
A entfpreben babe unb daß bie Gejege ganze Maßregel fein 
müſſen. 

Indem id Sie bitte, dieſe Entwürfe Ihrer ſorgfältigſten Prü— 
fung zu unterwerfen, muß id Sie gleichzeitig bitten, ſoweit es 
eben bei einer fo ernften, tiefgreifenden Sache gebt, jobald als 
möglidh in die Berbanplung Über bieje Entwürfe eiuzutreten, da» 
mit burd biefelben eine dauernde und fefte Grundlage gewonnen 
wird für die Möglichkeit, daß der Staat feine hoben Ziele nad 
feiner Weiſe und nah feiner Ueberzeugung in freier Selbfibe- 
ffimmung weiter fördern, jegliden gefäbrliden Einfluß von fi 
und von bem Reihe abweijen, und — jei es auch in hartem, langen, 
wedhjelnden Erfolg bringenden Kampfe — doch zu Demjenigen ge 
langen könne, was bas allein berechtigte Ziel eines fo ernften Kampfes 0 
das ift ein fefter dauernder Friebe. 


Die Stellung des Gejammt-Minifteriumd zu 
den firhlidhen Borlagen. 


17. Zanuar. Aeußerung ded Minifter-Präfidenten Grafen v. Roon. 


— „Ich war mit dem Gejammt-Minifterium jeit langer Zeit überzeugt, nicht, 
daß wir Rom mit Krieg zu überziehen hätten, wohl aber, daß wir und gegen Rom 
zu webren hätten, und das ift gefcheben jeit der Zeit, wo über bie Alpen die große 
Nachricht zu uns gebrungen ift, wo der Sirokko von Rom aus unjere 
beutihen katholiſchen Biſchöfe als römiſche zurüdgeführt bat. Bon 
bem Augenblide an gehörte ſehr wenig Borausfiht dazu, um zu erkennen, wie viel 
Urſache der Staat babe, auf feiner Hut zu jein. Diefe Vorausficht hat fich leider 
durch befannte Thatſachen beflätigt. Deswegen war aljo lange vor biejer vermeint- 
lichen Minifterkrifis in vem Minifterium Einmütbigfeit über vie Notbwen- 
digkeit von Abwehrungsmaßregeln, zu denen wir biefe Geſetze rechnen.“ 


Der geiftlihe Beruf und die nationale Bildung. 


17. Zanuar. Aus der Rede ded Kultus-Miniſters Dr. Falk bei 
der eriten Berathung der Gejepentwürfe. 


„Es ift von einem ber Rebner ganz mit Recht geltenb gemacht werben, 
daß bie Fragen, die bier erörtert werben, ben ganzen Dann ergreifen, unb baß 
darum ein Darlegen von Gründen und Gegengrünben binfichtlih der Grund» 
lagen der Vorlagen ſchwerlich Irgendwen von ber Ueberzeugung, bie er bereits 
gewonnen hat, abbringen wird. Es ift meiner Meinung nach nicht möglich, das 
Urtbeil über diefe Vorlagen anders zu gewinnen, al® aus feiner eigenen ganzen 
Individualität heraus, aus feiner eigenen Lebensentwidelung überhaupt, aus feiner 
Entwidelung in politifhen Dingen, insbefondere aus den Anfhauungen, die ber 
Einzelne im Laufe der Jahre gegenüber diefen Fragen gewonnen hat. — 

Wenn ich nichtsdeftoweniger das Wort en babe, fo veranlaffen mich 
bazu einzelne Behauptungen, die, fo oft fie ſchon beftritten find, doch immer und 
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immer wieber beftritten werben müffen, wenn fie von Neuem auftauchen, weil 
braußen im Lande immerhin diefe Worte noch Wiederhall finden, fo unrichtig fie 
auch find, befonbers bie Behauptung, daß diefe Geſetzgebung zur Folge 
baben würbe eine Shwädhung bes hriftliden Sinnes, eine Shwädurg 
der fittliden Kraft, der fittliden Madt. 

Es handelt fih um ben Gejegentwurf über bie Borbildung und Anftellung 
ber Geiftlihen. Meine Herren, glauben Sie wirklich, daß ein Geiftlider, 
ber diefes höhere Maf der Bildung ſich [haffen muß, baß ber weniger 
geeignet fein wird, die Heilswahrheiten ber Kirhe mit Nachdruck 
und Erfolg zu lehren, und in diefen Heilswahrbeiten zu befeftigen, 
daß er zur Öottesfurdt zu führen weniger geeignet fein wird. If 
ein folder Geiſtlicher ve geeignet, durch jeelforgerifhen Zu— 
ſpruch zu erquiden, zu tröften, aufzurihten und zu begeiftern zu 
Werfen ber hriftliden Liebe? Wer will das bejahen? 

Glauben Sie, daß der Geiftliche feinen Beruf weniger erfüllen wirb, ber 
durch die Erziehung für den Beruf mehr bineingeftellt werben fol in das Leben 
feines Landes? Das ift eine zweite Forderung der Vorlagen. Glauben Sie, daß 
ein Geiftlicher, dem Bürgfchaften gewährt werden follen für eine bauernde Inne- 
babung feines Amtes, in diefem Amte matter und ſchwächer wird? Und endlich 

fauben Sie, daß ein Geiftliher, der in Folge des Gefetes fich fern hält von 
itationen, daß ber weniger Kraft haben wird, fein Amt gedeihlich zu entwideln ? 

Nein, meine Herren, dieſer Entwurf bat nichts an fi, was 
Kriftliden Sinn und fittlihde Macht ſchwächen könnte; er kann fie 
nur ſtärken, und bas ift, was binausgeiproden werben muß in das 
Land, damit nicht immer ber ———— königlichen Staatsregie— 
rung gemacht werde, daß ſie den Staat enthriftliht oder ent— 
ſittſicht. Meine Herren, Sie nützen mit ſolchen Worten Ihren Beſtrebungen 
nichts, aber Sie verwirren bie Gemütber draußen, und deshalb muß ih Sie 
dringend bitten, jeien Sie mit ſolchen Behauptungen, die nur ſchaden können, 
vorfihtig, und rufen Sie fie nicht jo hinaus, wie e8 geichehen if. — — 

Es ift bier die Frage bes Nebeneinander zwiſchen Kirde und 
Staat erörtert worden — bie Frage des Höherſtehens bes einen ober bes anbern. 
Nun, meine Herren, nach meiner Auffaffung ift die Sade fo, daß Staat eben- 
ſowohl als Kirche auf ethiſchem Gebiete gleihberedhtigte, fittlich 
gleichgeftellte Mächte find, daß aber auf bem Rechtsgebiet ber Staat 
darüber ftebt, und baf auf dieſem die Kirde die Stellung einer 
Korporation hat. Die Vorlagen, meine Herren, balten an biefem Sat feft, 
fie ordnen nicht ſolche Beziehungen, die auf jenen Gebieten, wo fie beide neben 
einander fteben, wo Keiner dem Anbern etwas zu jagen bat, gelten, jonbern fie 
ordnen Beziehungen, die auf die andere Seite fallen, auf das Rechtsgebiet bes 
Staates 

Als hier neulih von der Erziehung der Geiftlihen in nationalem 
Sinne die Rede war, ba äußerte ein fatbolifcher Redner, eine nationale Erziehung 
wolle er auch und verwies auf Bonifacius und Karl den Großen. Ja, wenn es 
nur nicht fo lange her wäre, daß die beiden Männer gelebt haben, jo würde dieſe 
Berweifung auf mich einen bebeutenden Eindrud gemacht und mir bie Hoffnung 
gegeben haben, daß wir beide uns verfländigen Fünnten über ben Begriff ber 
nationalen Erziehung. Ich glaube, daß wir doch jehr verfchiebene Saden unter 
nationaler Erziehung verfteben. Ich babe gejagt, was ich darunter verſtehe: eine 
Erziebung, die dem jugenblihen Gemüthe die Möglichkeit giebt, in allen ver- 
ſchiedenen Lebensaltern berührt zu werben von bem Yeben ber Nation, wie e8 
eben bem jebesmaligen Lebensalter entipriht; — eine Erziebung, die befannt 
fei mit den Berbältniffen der Nation und auch für den, der nicht bejtimmt ift, 
dereinft eine Familie zu gründen, ben Kreis vollftändig kennen zu lernen, indem 
er vorzugsmeije zu wirken berufen ift, ihn in feiner ganzen Bedeutung zu würdigen 
und feftzuhalten, zu wildigen den Kreis ber Familie; — eine Erziehung, 
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bie * Mächten geleitet wird, die im Staatsleben ſtehen und nicht 
draußen. 

Ich ſage alſo, nationale Erziehung iſt diejenige, die im Lande 
geleitet wird, bie ihre höchſten Stellen bier findet und nicht ohne 
Kontrole nah römiſchen Prinzipien durch wohlgejhulte Werkzeuge 
von draußen geleitet wirb.“ 


In der Kommilfion des Abgeordnetenhauſes wurde 
unter Zuftimmung der Regierung der Beſchluß gefaßt, um 
alle Bedenken über die Verfaffungsmäßigfeit der einzu= 
führenden Gejege zu befeitigen, vorweg eine ausdrüdliche 
Abänderung und Ergänzung der Artikel 15 und 
18 der Verfaſſung feftzuftellen. 


Die Pfliht zur Klarftellung des kirchlichen 
Verfaſſungsrechts. 
31. Januar. Aus der Rede des Kultus-Miniſters Dr. Falk bei 
der Berathung der Verfaſſungsänderungen. 


— „Die Kirche ſoll nah Art. 15 berechtigt fein, ihre Angelegenheiten jelbft- 
ftändig zu verwalten und zu orbnen. Es ift ja zweifellos, daß es eine ganze 
Reihe von Angelegenheiten giebt, bei denen ein Verſtändiger nicht zweifeln wirb, 
daß es in ber That Angelegenheiten der Kirche und der Kirche allein find. Es 
giebt nun aber ebenfo zweifellos eine Reihe von Gebieten, auf welchen bie Sade 
nicht jo Mar ift, auf welchen — und recht weitgehend — jeitens ber Kirche be» 
hauptet wird: „das ift noch unjere Angelegenheit”, wo aber von der andern Seite 
das nicht anerfannt wird. Ich meine nun, berfelbe Faltor, der die Kirche 
in die Möglichkeit gebracht bat ihre Angelegenbeit ſelbſtſtändig zu 
ordnen und zu regeln, berjelbe Kaltor muß im Streite aud das Recht 
baben, zu beftimmen: was find ihre Angelegenbeiten unb wo gebt 
die Grenze, und ber Faktor ift nichts Anderes als die Staatsge— 
feßgebung; denn die Berfafjungs-Urkunde beruht auf ber Gejep- 


gebung. — — 

Deine Herren, Sie mögen es glauben, nad hartem Kampf, nach ernfter 
Prüfung mit fi jelbft und mit Gott ift man auf ben rt gegangen, nicht aus 
Herrſchſucht: aus der Ueberzeugung, die Pflicht zu thun im Intereffe des Staates, 
für deſſen Intereffen einzutreten man in erfter Pinie berufen ift. Es ift in ber 
That meine Ueberzeugung, wir gelangen auf dem Wege zum Frieden; ich habe 
nimmer gefagt: durch dieſe Geſetze wirb ber Friede herbeigeführt; ih 
babe gefagt: wir fchaffen eine Grundlage dafiir, und warum? weil ich als erfte 
Bedingung es erachte, daß der Staat erhält, was ihm gebührt, daß er ſcharf 
abgrenzt die Linien, in denen es möglich ift, daß fih in ihm jene großen Korpo- 
rationen bewegen. 

Es wird ſich zeigen, daß die Kirche aud innerhalb dieſer Ge- 
fee fi bewegen kann in dem, was ihr gehört, d. i.inber Bervoll- 
lommnung bes Menſchen im Aufblid zu Gott, in ber Lehre ber 
Heilswabrbeit und in der Verwaltung ber Heilsmittel. 

— — Ju dem Streite oder vielmehr in dem Briefwechiel, den die Staats- 
regierung mit dem Biſchof von Ermeland hatte, war basjenige, was für fie am 
ſchwerſten wog, weitaus nicht jener Specialfall, jondern es war jenes befannte 
Wort, was, ob Überall richtig gedeutet ober nicht, darauf hinweift, daß ſich bie 
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Kirche und ihre Organe, bie Bifhöfe, vorbehalten, zu entſcheiden, ob bas Staats» 
geſetz Anſpruch machen bürfe, vor dem Kirchengeſetz zu gelten. Diejes Wort war 
e3, was die Staatöregierung zum ernfteften Aufmerken ‘aufforbern mußte, unb 
um fo mehr, als dieſes Wort in dem ernft genommenen Sinne bineingetragen 
wurbe in bie Preffe, hineingetragen wurde in jene agitatoriihen Berfammlungen, 
auch vorlommt in jener Allohution, die vor einigen Wochen bier Gegenftanb ber 
Erörterung war. Unb nun, meine Herren, als dieſe Vorlagen gemacht worden 
find, da wirb aus der Mitte diefes Hohen Haufes heraus das Wort ausgeſprochen: 
Diefen Borlagen könne man nicht folgen als Geſetz. 

Man fagt uns dann ferner, es fei fein Geſetz ftatthaft gegen das Geſetz 
Gottes, und was das Gebot Gottes jei, das habe bie Kirche zu beftimmen. Nun, 
weine Herren, wenn die Sache fo liegt, wenn in biefer Weije gegen Borjchläge, 
die von der Staatsregierung als Gejege in Ausfiht genommen, unb bie bies 
vielleicht in wenig Monden find, wenn in biefer Weife von vorn berein Un— 
geborfam und Wiberftand angekündigt wird, ja meine Herren, wie kann ba die 
Sache auf einem anderen Wege beigelegt werben, als auf bem Wege, daß bie 
Staatsregierung basjenige vollftändig feftftellt, was ihr gebührt; bie Herrſchaft bes 
Geſetzes !“ 


4. Februar. Annahme der Verfaſſungsänderungen im Abgeord— 
netenhbaufe mit 245 gegen 110 Stimmen, — am 
27. Februar die wiederholte Annahme. 


Königthum und Prieſterthum. 


10. März. Rede des Fürſten Bismarck bei der Berathung der 
Verfaſſungsänderungen im Herrenhauſe. 

[Zur Stellung ber konſervativen Partei; — eine politiſche Macht— 
frage; — WPriefterthbum und Königtbum; — bie früberen guten 
Berbältniffe zur Kirche; — Neigung der Regierung nad) dem Kriege; 
— Verhalten Italiens während bes Krieges; — Organifation ber 
Gentrumspartei im Parlament und im Lande; — ein Staat im 
Staate; — ber Papft und bie veränderte Kirchenverfaffung; — 
Pflicht zur Bertheibigung des Staats.) 

„Der Herr Vorredner hat fich darüber beflagt, daß der „Liberalis- 
mus“ — ich bediene mich der Kürze wegen jeines Ausdrud3 — in den 
legten Jahren Fortjchritte gemacht hat. Ja, meine Herren, ich habe Ihnen 
daß im vorigen Jahre bei einer analogen Diskuffion, in der mir und 
bier befanden, vorhergejagt, daß dies wahrjcheinlich der Fall jein werde; 
es ift auch möglich, daß er noch mehr Fortichritte macht. Worin liegt 
denn das? Doch wejentlih in der Desorganijation de8 Gegengewichts bei 
der fonjervativen Partei; es liegt mejentlih darin, daß die Regierung, 
und namentlich ich, ihr früherer Vertreter, fich in der Borausfegung, daß 
die fonfervative Partei mit Vertrauen auf fie blickte, getäufcht hat. Diefe 
Enttäufchung, die bei der Berhandlung über das Schulaufjichtsgefeg ftatt- 
fand, mußte nothwendig — ich habe Sinn das vorhergefagt — auf die 
gefammte Entwicklung unferes Staatslebens einwirken. Damals hat die 
fonjervative Partei denjenigen Bertretern der Regierung, die glaubten, in 
ihrem Vertrauen zu ftehen, in einer hochpolitifhen Frage ein durchſchla— 
gende8 Mißtrauensvotum gegeben, und das Bertrauen ift eine zarte 
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Pflanze; ift es zerftört, jo fommt es fobald nicht wieder. Darauf ift die 
fonjervative Partei, geführt von, wie ich glaube, gut meinenden, aber eifti- 
geren Führern, als mit fachlichen Erfolgen verträglich ift, in ſich zur 
Zerjegung gelommen; in Verhandlungen, denen ich nicht beigemohnt habe, 
ift e8 in diefem Hauje dahin gefommen, daß das Haus feine eigenen Bes 
ſchlüſſe Faffirt und die Regierung dadurd in eine Sadgaffe gedrängt hat. 
Diejenigen, auf die die Krone oder — ich will mich parlamentarifcher 
ausdrüden — das Minifterium Seiner Majeflät des Königs glaubte in 
Unterftügung des ftaatlihen Gedankens rechnen zu können, haben diefe 
Unterftügung nicht nur nicht gewährt, fondern in einer Form verfagt, daß 
die Regierung auch ferner nicht mehr darauf rechnen kann. Wie dürfen 
Sie dafür die Regierung und ihre Vorlagen anklagen? Wir leben nicht 
in einer Berfaffung, in der Seine Majeftät nah voller Willfür ohne 
Rückſicht auf die verfaffungsmäßige Geftaltung des Yandtages Seine Po— 
litik führt. Sie, meine Herren, haben mwefentlic dazu beigetragen, mich, 
der ich glaubte, die Geichäfte an der Spige einer fonfervativen Partei 
von einiger Bedeutung und einigem Gemwicht führen zu können, heraus- 
zudrängen aus meiner darauf berechneten Stellung im Minijterium, Sie 
haben die Vorausjegungen, unter denen ich glaubte an der Spike des 
Miniſteriums bleiben zu können, zerftört. Machen Sie doch num für Ihr 
eigned Werk, welches Ihr eigner Uebereifer geichaffen hat, Ihr eigner 
Anſpruch, allein Fhre perfönliche Ueberzeugung in ftaatlichen Fragen, welche 
für die Regierung Kabinetsfragen find, für maßgebend zu halten — 
madhen Sie dafür nicht die Regierung Seiner Majeftät verantwortlich, 
und beflagen Sie ſich nicht über Dinge, die ein weſentlicher Theil von 
Ihnen und der fonfervativen Partei im anderen Hauje meiner Meinung 
nach verfchuldet hat. 

Der Herr Borredner hat ferner diefelbe Bahn betreten, die im 
anderen Haufe von den Gegnern der Vorlagen betreten worden ift, 
nämlich diefen Vorlagen einen confeffionellen, ich möchte fagen, einen firch- 
lihen Charakter zu geben. Die Frage, in der wir uns befinden, wird 
meines Erachtens gefälicht, und das Bit, in dem mir fie betrachten, ift 
ein faljches, wenn man fie als eine fonfejfionelle, kirchliche betrachtet. Es 
ift weſentlich eine politifche. 

Es handelt fih niht um den Kampf, wie unferen fatho- 
lijhen Mitbürgern eingeredet wird, einer evangelifchen Dy- 
naftie gegen die katholiſche Kirche, es handelt ſich nicht um 
den Kampf zwifhen Glauben und Unglauben; e8 handelt fid 
um den uralten Madtftreit, der fo alt ift wie dad Menſchen— 

eijhleht, um den Machtſtreit zwifhen Königthum und Prie- 
J——— den Machtſtreit, der viel älter iſt als die Erſcheinung 
unſeres Erlöſers in dieſer Welt, den Machtſtreit, in dem Aga— 
memnon in Aulis mit ſeinen Sehern lag, der ihm dort die Tochter koſtete 
und die Griechen am Auslaufen verhinderte, den Machtſtreit, der die 
deutſche Geſchichte des Mittelalters bis zur Zerſetzung des deutſchen 
Reiches erfüllt hat unter dem Namen der Kämpfe der Päpſte mit den 
Kaiſern, der im Mittelalter ſeinen Abſchluß damit fand, daß der letzte 
Vertreter des erlauchten ſchwäbiſchen Kaiſerſtammes unter dem Beile eines 
franzöſiſchen Eroberers auf dem Schaffot ſtarb und daß dieſer franzöſiſche 
Eroberer im Bündniß mit dem damaligen Papſte ſtand. Wir ſind der 
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analogen Situation ſehr nahe gemefen, überfegt immer in die Sitten un— 
ferer Zeit. 

Wenn der franzöfijhe Eroberungsfrieg, deſſen Ausbrud 
mit der Bublikation der vatilanijhen Bejhlüffe coincidirte, 
erfolgreih war, jo weiß ih nit, was man aud auf unſerem 
firhlihen Gebiete in Deutfhland von den gestis Dei per 
Francos zu erzählen haben würde. Aehnliche Pläne haben vorge- 
legen vor dem legten Kriege mit Defterreich, 2. Pläne haben vor= 
gelegen vor Dlmüg, wo ein ähnliches Bündniß beftand gegenüber der fö- 
niglihen Macht, wie fie in unferem Yande bejteht, auf einer Bafis, wie 
fie von Rom nicht anerfannt wird. Es ift meines Eradtens eine Fäl- 
—— der Politik und der Geſchichte, wenn man Seine Heiligkeit den 

apft ganz ausſchließlich als den Hohenpriefter einer Konfeſſion oder 
die fat olifähe Kirche als Bertreter des Kirchenthumd überhaupt be= 
trachtet. 

— Papſtthum iſt eine politiſche Macht jederzeit gewe— 
ſen, die mit der größten Entſchiedenheit und dem größten Er— 
folge in die Verhältniſſe dieſer Welt eingegriffen hat, die 
dieſe Eingriffe erſtrebt und zu ihrem Programm gemacht hat. 
Die Programme ſind bekannt. Das Ziel, welches der päpſtlichen Gewalt, 
wie den —— die Rheingrenze, ununterbrochen vorſchwebte, das Pro— 
gramm, das zur Zeit der mittelalterlichen Kaiſer ſeiner Verwirklichung 
nahe war, iſt die Unterwerfung der weltlichen Gewalt unter die 
geiſtliche, ein eminent politiſcher Zweck, ein Streben, welches aber ſo 
alt iſt wie die Menſchheit; denn ſo lange hat es auch, ſei es kluge Leute, 
ki e3 wirkliche Priefter gegeben, die die Behauptung aufftellten, dab ihnen 

er Wille Gottes genauer befannt jei als ihren Mitmenſchen, und daß 
fie auf Grund diefer Behauptung das Recht hätten, ihre Mitmenfchen zu 
beberrichen; und daß diefer Sa das Fundament der päpftlichen Anſprüche 
auf Herrſchaft ift, ıft befannt. ch brauche hier an alle die hundertmal 
erwähnten und Fritifirten Aftenftüce nicht zu erinnern: fie find nicht nur 
publiei juris, jondern auch jedem, der einen oberflächlichen Einblid in die 
Weltgefhichte hat, befannt. 
er Kampf des Prieftertbums mit dem Königthbum, der 
Kampf in diefem Falle des Papftes mit dem deutfchen Kaifer, 
wie wir ihn ſchon im Mittelalter gefehen haben, ift zu beurtheilen mie 
jeder andere Kampf: er hat feine Bündniffe, er hat feine Friedensſchlüſſe, 
er hat feine Haltpunfte, er hat feine Waffenftillftände. Es hat friedliche 
Päpfte gegeben, e8 hat lämpfende und erobernde gegeben, e8 hat ja jogar 
einen friedlichen König von Frankreich gegeben, wenn aud Ludwig XVI. 
in die Me gefommen ift, Kriege zu führen; aljo jelbft bei unjeren fran— 
öfishen Nachbarn fanden ſich Monarchen, die weniger Vorliebe für den 
ieg, mehr Vorliebe für den Frieden hatten. Es ift au) in den Kämpfen 
der päpftlihen Macht nicht immer der Fall gewefen, daß gerade katholiſche 
Mächte die Bundesgenofjen ausjchlieglich des Papftes gemefen wären; 
auch haben die Priefter nicht immer auf Seiten des Papftes geftanden. 
Wir haben Kardinäle als Minifter von Großmächten gehabt zu einer 
Beit, wo diefe Großmächte eine ſtark antipäpftliche Politik bis zur Ge- 
waltthat durchführten. Wir haben Biſchöfe gegen päpftliche Intereſſen in 
dem Heerbann der deutjchen Kaijer gefunden. 
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Alfo diefer Machtſtreit unterliegt denfelben Bedingungen 
wie jeder andere politifhe Kampf, und es ift eine Berfdie- 
bung der Frage, die auf den Eindrud auf urtheilßlofe Leute 
berechnet ift, wenn man fie darftellt, als ob es fih um Be— 
drüdung der Kirche handelte. Es handelt ſich um Bertheidigung 
des Staates, es handelt fid) um die Abgrenzung, wie weit die Prie- 
fterherrihaft und wie weit die Königsherrſchaft gehen ſoll, und dieſe 
Abgrenzung muß jo gefunden werden, daß der Staat jeinerjeits 
dabei beftehen fann. Denn in dem Reiche diefer Welt hat er das 
Regiment und den Bortritt. 

Wir find in Preußen nicht immer vorzugsweiſe Gegenftand diejes 
Kampfes gemwejen; wir find längere Zeit nicht als die J——— in 
dieſem Kampfe von Seiten der römiſchen Kurie betrachtet worden. 
Friedrich der Große lebte vollſtändig in Frieden mit der römiſchen Kirche, 
während der damalige Kaiſer des überwiegend katholiſchen öſterreichiſchen 
Staates im heftigſten Kampfe mit der katholiſchen Kirche begriffen war. 
Alſo die Frage iſt ziemlich unabhängig von der lonfeſſionellen, das will 
ich nur hieran nachweiſen. Ich kann in dieſem Sinne anführen, daß es 
weſentlich der durch und durch ſtreng evangeliſche, man darf faſt ſagen, 
in ſeinem Glauben antilatholiſche König Friedrich Wilhelm III. war, der 
im Wiener Congreß auf die Herſtellung der weltlichen Herrſchaft des 
Papſtes drang und ſie durchſetzte; nichtsdeſtoweniger iſt er im Kampf mit 
der katholiſchen Kirche aus dieſer Welt geſchieden. Wir haben dann in 
den Verfaſſungs-Paragraphen, die uns gegenwärtig beſchäftigen, einen 
modus vivendi, einen Waffenſtillſtand gefunden, der geſchloſſen wurde in 
einer Zeit, wo der Staat ſich hülfsbedürftig fühlte und glaubte, dieſe 

ülfe bei der katholiſchen Kirche, wenigſtens theilweiſe, in Anlehnung zu 

nden. Es war wohl wahrſcheinlich die Erſcheinung, daß in die Natio— 
nalverfammlung von 1848 alle die Kreije mit überwiegend fatholifcher Be- 
völferung, ich will nicht fagen royaliftifche, aber doch Freunde der Ordnung 
gewählt haben, was in den evangelifchen Kreilen nicht der Fall geweſen 
mar. Unter diefen Eindrüden hat man damals diejen Compromiß in dem 
Machtſtreit zwiſchen dem weltlichen und dem geiftlichen Schwerte geſchloſſen, 
wie fchon die nächte Zeit zeigte, wohl in dem Irrthum in Dedug auf die 
praftiihen Konfequenzen davon. Denn e8 war nit die Anlehnung 
an die Wähler, welche Leute der Drdnung gewählt hatten, 
fondern es war das Minifterium Brandenburg und die fönig- 
lihe Armee, mwelde die Drdnung wiederherftellten; der Staat 
war fchließlich doch genöthigt, fich felber zu helfen; der Schutz, der hier 
von Seiten der verfchiedenen Kirchen gemährt werden fonnte, hat ihn nicht 
herausgeriſſen. 

Damals entſtand aber der modus vivendi, unter dem wir eine An— 
ahl Fahre in einem friedlichen Verhältniß gelebt haben. Allerdings war 
Biefer Friede doch nur durch eine ununterbrochene Nachgiebigteit des Staates 
erfauft, indem er feine Rechte bezüglich der fatholifchen Kirche ganz rüd- 
haltlo8 in die Hände einer Behörde gelegt hatte, die zwar urjprünglich 
eine Behörde fein follte zur Wahrnehmung der königlich preußischen Rechte 
gegenüber der katholifchen Kirche, die aber jchließlich faktijch eine Behörde 
—— iſt im Dienſte des Papſtes zur Wahrnehmung der Rechte der 

irche gegenüber dem preußiſchen Staat. Ich meine natürlich die latho— 
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liſche Abtheilung im Oberfirchenrath, ich wollte jagen im Kultusminifterium. 
Wer die Dinge etwas näher gelannt hat, der hat jchon früher gleich mir 
der Beforgniß ſich hingegeben, daß dieſer Friede nicht von Dauer jein 
würde. Indeſſen bei meiner Abneigung gegen jeden inneren Kampf und 
gegen jeden Streit der Art habe ich doch dieſen Frieden mit allen feinen 

achtheilen dem Kampfe vorgezogen und habe mich meinerjeit8 dem 
Kampfe verfagt, während ich von anderen Seiten jchon vielfach dazu ge— 
drängt wurde. 

Es hat vielleicht faum einen Moment gegeben, wo man, abgejehen 
von allem Uebrigen, wenn die Regierung nicht angegriffen worden wäre, 
geneigter war zu einer DBerftändigung mit dem römijchen Stuhl, als 
gerade am Schluß des franzöfiichen Krieges. Es find darüber im anderen 
Haufe Unmwahrheiten mit ziemlicher Entichloffenheit und gänzliher Sach— 
unfunde behauptet worden. Jedem, der mit uns in Frankreich geweſen ift, 
ift befannt, daß unjere jonft naturgemäß guten Berhältnifje zu Ita— 
lien während des ganzen Krieges, ich will nicht jagen einer Trübung, 
aber doch einer Berftimmung unterlagen, die bis zum Schluß des Frie— 
dens blieb, Es war die ganze Haltung von Ftalien, in weldyer nad) un— 
jerer Anficht die Liebe zu den Franzoſen ftärfer war, als das eigene In— 
terefje des Landes; fonft hätte Jtalien mit uns feine Unabhängigkeit gegen 
Frankreich vertheidigen müſſen. Es mar das eine fehr auffallende Erſchei— 
nung für uns, und es entftanden Zweifel, welche von den verjchiedenen 
Einflüffen für die Regierung Italiens die maßgebenden bleiben würden. 
E3 war nur eine Thatſache, daß uns unter Garibaldi italienische Streit- 
fräfte gegenüberftanden, deren Abmarſch aus Ftalien, wie wir glaubten, 
mit mehr Nachdrud hätte verhindert werden fünnen. E3 war eine glüd- 
licherweije jegt überwundene Berftimmung zwiſchen der italienifchen und 
deutichen Politif vorhanden. Es war aljo jehr weit entfernt, daß eine 
Vorliebe für Jtalien von Einfluß auf unfere damalige Politik geme- 
jen wäre. 

Aber als wir uns noch in Berfailles befanden, überrajchte e8 mich 
einigermaßen, daß an fatholiihe Mitglieder parlamentarifcher Körper- 
haften die Aufforderung erging, fich darüber zu erflären, ob fie einer 
confeifionellen Fraktion, wie wir fie heut zu Tage als die Een» 
trumspartei fennen, beizutreten entſchloſſen jeien, und ob fie fi dazu 
verftehen mollten, in der Reichspolitif dafür zu ftimmen und darauf zu 
dringen, daß diefe Paragraphen, um die es fich heute handelt, im die 
Reichsverfaſſung übertragen würden. Mich erjchredte dies Programm 
damal3 noch nicht jo jehr — in dem Maße friedliebend war ih — id) 
wußte, von wem es aus ing, theild von einem hochgeſtellten Kirchen» 
fürften, der ja die Aufgabe hat, für die päpftliche Politit zu thun, was 
er fann, und der eben dahin feine Aufgabe erfüllte, theil3 von einem her⸗ 
vorragenden Mitgliede der Gentrumspartei, dem früheren preußiichen 
Bundestagsgefandten von Savigny, murde diefe Bewegung vorzugs— 
meije eingeleitet; von Letzterem glaubte ich nicht, daß er jeinen Einfluß in 
regierungsfeindlicher Richtung geltend machen werde. Ich habe mich darin 
vollftändig getäufcht. Ich führe nur die Gründe an, warum ich damals 
diefer Sache nicht die Bedeutung beilegte, daß ich nicht nad Deutichland 

urüdgefommen wäre, ohne überzeugt zu jein, daß es fich mit dieſer 
Bartei und ihren Bejtrebungen nicht auch leben ließe. 
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Als ich jedoch hier war, fah ich erft, wie ftarf die Drgani- 
fation diejer Partei der gegen den Staat fämpfenden Kirche 
geworden war; ich jah die Fortfchritte, welche die Thätigkeit der ka— 
tholifhen Abtheilung im Kultusminiftertum in der Befämpfung der deut- 
fhen Sprade in polniſchen Pandesgebieten gemacht hatte. Es tauchte in 
Schleſien, wo da8 bisher nie der Fall geweſen, eine polniiche Partei 
unter weſentlich geiftliher Begünftigung und thatfählihem Schuß kirch— 
liher Beftrebungen auf; aber auch das wäre an fich noch nicht das Ent» 
fcheidende gewejen; mas mich zuerft auf die Gefahr aufmerkjam machte, 
da8 mar die Madıt, die die meugebildete Fraktion ſich erworben hatte. 
Es wurden Abgeordnete in ihren Wahlfreifen, wo fie angefeffeu und an- 
gefehen und ſeit lange ftetS gewählt waren, auf Dekret von Berlin her 
abgefegt und die Wahl neuer Vertreter vorgefchrieben, die in den Wahl- 
freifen nicht einmal dem Namen nad befannt waren; das geichah nicht 
in einem, das gejchah in mehreren Wahlkreifen; man hatte eine jo ftraffe 
Drganifation und ſolche Macht über die Gemüther gewonnen, wie man 
fie bedurfte, wenn man das Programm des vorhin erwähnten Kirchen— 
fürften, des Bifchof8 von Mainz, wie er e3 in feinen Druckſchriften fund» 
gegeben bat, verwirklichen wollte. Wohin ging dies Programm ? Yejen 

te nad); e3 find diefe Drudjcriften, geiftreich geſchrieben und angenehm 
u lefen, in Jedermanns Händen; e8 ging dahin, in dem preußijchen 
Staat einen ftaatlihen Dualismus durh Erridtung eines 
Staate8 im Staat einzuführen, die jämmtlichen Katholifen dahin 
zu bringen, daß fie für ihr Berhalten im politifchen wie im Privatleben 
ihre Leitung ausfchlieglih von diefer Centrumsfraktion empfingen. Wir 
kämen dadurd zu einem Dualismus der jchlimmften Art; es läßt fich in 
einem Reiche, wo die Berhältniffe dazu gegeben find, in dualiftifcher Ber: 
fafjung regieren; der öfterreichiich- ungarische Staat zeigt es uns; aber 
dort iſt fein fonfeffioneller Dualismus. Hier handelt e3 fi) aber um 
Herftellung zweier konfejjioneller Staaten, die in einem dualiftifchen Kampf 
zu einander zu ftehen haben würden, von denen der höchſte Souverain des 
einen ein ausländifher Kirhenfürft ift, der in Rom feinen 
Siß hat, ein Kirhenfürft, der durch die neueften Mendes 
rungen in der Berfajfung der fatholifhen Kirche mädtiger 
eworden ift, als er es früher war; wir hatten aljo, wenn dieſes 
——— ſich verwirklichte, anſtatt des bisherigen geſchloſſenen preußiſchen 
Staates, anftatt des zu verwirklichenden Deutichen Reiches zwei parallel 
neben einander laufende ftaatliche Organismen: den einen mit feinem Ge: 
neraljtabe in der Centrumsfraktion, den anderen mit feinem Generalftabe 
in dem leitenden weltlichen Princip und in der Regierung und der Perjon 
Seiner Majeftät des Kaijers. 

Diefe Situation war eine vollftändig unannehmbare für 
die Regierung; e8 war ihre Pflicht, den Staat gegen die Ge— 
fahr derjelben zu vertheidigen. Sie hätte dieje Pflicht verfannt 
und vernachläffigt, wenn fie ruhig zugemwartet hätte bei den erjtaunlichen 
Fortſchritten, die fich bei näherer Beuhung der Sache, zu der man früher 
nicht veranlaßt war, ergaben, die man aber inzwildhen auf Koften des 
ftaatlihen Princips gemacht hatte und, wenn die Regierung nad) diejer 
Seite die Hände ruhig in den Schooß gelegt hätte, weiter gemacht haben 
würde. Ste war aber genöthigt, den Kaffenftiüftand, wie er 1848 in den 
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Berfaffungsartifeln vorbereitet war, zu fündigen und einen neuen modus 
vivendi zwifchen der weltlichen und der priefterlihen Gewalt herzuftellen. 
Der Staat kann die Situation nicht beftehen laffen, ohne zu inneren 
Kämpfen getrieben zu werden, die feinen Beſtand erfchüttern. Die ganze 
Frage liegt darin: And diefe Paragraphen in dem Sinne, wie die Regie= 
rung Seiner Majeftät Zeugniß davon ablegt, dem Staate gefährlich, F 
ſind ſie es nicht? Sind ſie es, dann erfüllen Sie eine —— — 
wenn Sie gegen die Aufrechterhaltung dieſer Paragraphen ſtimmen. Halten 
Sie dieſelben für rer ungefährlih, fo ift das eine Ueberzeugung, 
die die Regierung Seiner Majeftät nicht theilt, und fie fann mit diefen 
Berfaffungsartifeln die Gefchäfte nicht ihrer Verantwortung entjprechend 
weiter führen, fie muß das denen überlafjen, welche diefe Paragraphen für 
ungefährlich halten. 

In ihrem Kampfe zur Bertheidigung des Staates wendet 
fih die Regierung an daß Herrenhaus mit der Bitte um Bei- 
ftand und um Hülfe zur Befeftigung des Staates und zu 
feiner Bertheidigung gegen Angriffe und gegen Unterwüh— 
lungen, die feinen Frieden und feine Butuntt gefährden. Wir 
haben das Vertrauen, daß ung diefer Beiltand bei der Mehrheit des 
Herrenhaufes nicht fehlen wird.“ 


Die Verfajjungsänderung und die evangeliſche 
Kirche. 
Worte des Miniſter-Präſidenten Grafen von Roon. 


„Mir gehen vielfach nr zu, babin gebenb, zu verhindern, daß bie in 
Rede ftebenden Gefetse zur Ausführung gelangen. Theils gebt man dabei davon 
aus, daß ich, der ih, wie man meint, ein herzliches Verhältniß zur Kirche babe, 
dieſe Verhinderung unmittelbar eintreten laffen fol, theils davon, daß ich ben 
Deputationen, die aus den Provinzen gefchidt werben follen, Aubienzen bei Sr. 
Majeftät vermittle. Es liegt auf der Hand, daß ich mich foldhen Anträgen gegen- 
über vwerneinend verhalten muß, und zwar deswegen, weil ich von ber Nütlichkeit 
und Nothwendigkeit dieſer Gefege vollftänbig überzeugt bin. Wir können ohne 
diefe Geſetze nicht leben. Unfer Staatsleben wird auf das Gefährlichfte bedroht, 
wenn wir nicht Waffen ber Abwehr gegen bie Uebergriffe haben, bie uns be» 
broben. 

Wenn bies meine Weberzeugung ift, jo werben Sie begreifen, daß ih auch 
bei der Berathung biefer Geſetze mein Scherflein beigetragen babe; daß ich mit 
voller Heberzeugung Sr. Majeftät den Rath ertheilen konnte, bie Vorlage dieſer 
Gefete zu genehmigen. Wenn nun, wie ich böre, in gewiffen Kreijen der Verſuch 

emacht wird, zu infinuiren, Se. Majeftät babe den beimlihen Wunſch, die Ge— 
* möchten bier fallen? jo muß ih Ihrem eigenen Gefühle überlaſſen, zu ber 
urtheilen, ob es ritterlih und anftändig tft, mit folden Waffen zu kämpfen. 

Meine Herren! Ich babe den Verhandlungen nicht von Anfang an bei- 
gewohnt. Was ich gehört habe, alle Redner jagen auf derfelben Fährte, immer 
die Behauptung, dieſe Geſetze ſchädigen die Intereffen der Kirche. Es wird nad 
meiner Auffafjung ſehr künftlich operirt, um biefe Behauptung zu begründen. 
Ich begreife die Zionswache von Seiten der katholiſchen Kirche vollkommen, nicht 
aber von Seiten ber ewangelifhen Kirche. Ich meine, die evangelifche Kirche hat 
von biefen Geſetzen keine Art von Gefahr zu erwarten. ...... Es ift nad 
meiner Auffaffung nicht richtig, wenn man bei der Discuffion dieſer rein poli« 
tiihen Geſetze kirchliche Momente in bie Debatte ziebt, fromme Sprüche einflicht, 
bie von ber Geſetzgebung nicht angefochten werben. 
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Das innerlihe Glaubensleben der Ehriften bat mit diefen Geſetzen in ber 
That ganz und gar nichts zu thun. Es handelt fi ja nur um Einrichtungen, 
welche den Staat gejetzlich berechtigen follen, fich Uebergriffe vom Leibe zu haften.” 


4. April. Endgültige Annahme der Berfalfungsändes 
rungen im Herrenhauje mit 87 gegen 53 Stimmen. 


Antrag im Herrenhaufe, die kirchlichen Vorlagen in Folge 
der Verzögerung der Berathungen in der Kommillion 
alsbald im Haufe weiter zu berathen. 


8. April. Erklärung ded Fürften Bismarck: 


„Die Königlihe Regierung kann durch feine Verfpätung der Ver— 
bandlungen im Herrenhaufe fi abhalten laffen, die vorliegenden Geſetze 
in beiden Häufern des Yandtag3 zur verfafjungsmäßigen Beſchlußnahme 
zu führen, und follte e8 bis in den September dauern, jo werden Sie 
ung auf dem Pojten finden, wir werden nicht zu ermüden fein. Sollte 
demnädjt das eine oder andere der Häufer nicht bejchlußfähig bleiben, fo 
würde das die gefetggeberifche Thätigkeit der Regierung eben a ein anderes 
Gebiet lenken müſſen, als auf dasjenige, mit dem wir ung in diefem Augen— 
blick beſchäftigen. — — — 

Ich würde e8 ala Erleichterung der politifhen Situation betrachten, 
wenn das fchnellere Verfahren beſchloſſen würde; ich halte mich Lediglich 
an das Sadliche, wir kommen fchneller zu dem Ziel, welches doch wahr» 
fcheinlich dafjelbe bleiben wird, denn ich glaube, die Meiften von ung find 
bei diefen Geſetzen, melche die heiligften und wichtigften Intereſſen des 
Individuums fomohl, wie des Landes berühren, mit ſich vollftändig einig 
und aud der langathmigften Beredtjamkeit unzugänglich.* 


Die Evangelijhen in Preußen und die Kirchen— 
geſetze. 
Aus der „Provinzial-Correspondenz.“ 


„Für die Regierung unſeres Kaiſers und Königs iſt es gewiß eine der 
ſchwerſten und peinlichſten Erfahrungen, daß ſie bei dem Kampfe gegen bie Ueber— 
griffe und Herrichaftegelüfte ver römiſchen Kirche auffallender Weiſe gerade auf 
der Eeite feine volle und alljeitige Unterflügung findet, von welcher fie biejelbe 
am beftimmteften in Anfpruch nehmen durfte, nämlich von Eeiten der ernften und 
entſchiedenen Glieder der evangelifhen Kirche. 

In den Häufern des Landtags, namentlih im Herrenbaufe, bat fich ber» 
jenige Theil ter confervativen Partei, welcher neben den politifhen Aufgaben 
vornehmlich auch die kirchlichen Imtereffen vom Standpunkte der evangelifchen 
Kirche wahrzunehmen gewohnt ift, umerwarteter Meife mit den Bertretern der 
römifch-ultramontanen Sade zum Kampfe gegen bie Abfihten und Vorlagen ver 
Regierung vereinigt. Spätere evangelifhe Geſchlechter werben es nicht verftehen, 
daß ernft evangeliihe Männer dieſer Zeit in der bebeutfamen und enticheidunge- 
vollen Entmwidelung, in welcher wir fteben, fih auf Eeiten des Papftes und ber 
Jeſuiten, ftatt auf Seiten bes preußiihen Staats umd feiner kirchlichen Politik 
fielen konnten. 

König Friedrih Wilhelm IV., beffen tief refigidfe und pofitiv firchliche 
Auffaffungen und Beftrebungen der jegigen evangelifch confervativen Partei in 
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Preußen vorzugsweiſe den Boden kereitet baben, ber Monarch, welcher mehr als 
irgend ein Anderer mit Wort und That befunbet bat, daß er feinen Beruf als 
wahrhaft evangeliſcher Fürſt nicht in eimfeitig confeffioneller Weife, fondern in 
dem weiteften bochberzigften Geifte und vornehmlich in voller Gerechtigkeit und 
Gewiffenbaftigkeit auch für feine Fatholifchen Untertbanen üben wollte, — Frie- 
drich Wilhelm IV., deſſen Regierungsantritt durch Schritte bes vertrauens- 
vollften Entgegenlommens gegen bie katholische Kirche bezeichnet war, und welcher 
auch bei dem Abſchluſſe der preußiihen Verfaſſung jenen Geift bes Bertrauens 
und Wohlwollens rüdhaltlos walten ließ, — derfelbe Fürft bat vor feinem 
Heimgang noch Zeugniß davon abgelegt, wie jehr ibn die ſchon ba- 
mals beginnende neue Entwidelung ultramontanen Geiſtes in Rom 
erregt und wie jehr er zur Beihmwörung ber von ba drohenden Ge— 
fabren ein vereinigte® fräftiges Auftreten ber gefammten evange- 
liſchen Kirche für nothwendig bielt. 

Friedrih Wilhelm IV. fonnte noch feine Ahnung davon haben, wohin 
das Streben des Papftes auf Allgewalt in der Kirche einmal führen könne; aber 
gleich der erfte Schritt, in welchem fich diefes Streben bamals bekundete, brachte, 
wie eine jüngft erichienene wichtige Veröffentlichung*) zeigt, fein von den evan- 

eliihen Grundanihauungen durchdrungenes Gemüth in Aufregung. Als der Bapft 
ch anſchickte, ven Glaubensjag von ber unbefledten Empfängniß der Jungfrau 
Maria zu verfünben, ba jchrieb der König an feinen Bertrauten: „Iſt bie Evan« 
eliiche Kirche nicht zur Mumie geworden, jo muß fie bei dieſer Gelegenheit 
Beuguiß von ihrem Glauben ablegen, — zweitens muß die Evangelifche Kirche 
nicht allein befennen, jonbern auch (ſoweit es irgend gebt) dieſer Römiſchen 
Phantafie gegenüber bandelnd auftreten. Kommt das von mir erjehute Be- - 
kenntniß zu Stande, jo muß bafjelbe auf alle und jede erlaubte Weiſe mitten in 
den Schooß der Römischen Wirtbfchaft getragen werben. Ich ſprech' es aus: wir 
müffen ven Moment zu den beiligften und allerrechtmäßigften Eroberungen be» 
nutzen.“ 

Wenn Friedrich Wilbelm IV. die Berkündigung ſchon der unbefledten 
Empfängniß dazu angethan bielt, ein gemeinjames Belenntniß und Handeln ber 
evangeliihen Kirchengemeinjchaft berauszuforbern, wie viel mehr follte und müßte 
die Verkündigung der päpftlichen Unfehlbarkeit allen Evangelifhen das Bepürfniß 
unb die Pflicht nicht blos einer gemeinfamen Kundgebung, jondern zugleich einer 
kräftigen Abwehr der praftiihen Folgen des neuen Glaubensjates nabe legen. 

Nicht mehr um einen bloßen Blanbensier banbelt e8 fich bei der Un— 
feblbarfeit, jondern um einen Anſpruch von unmittelbarfter praktiſcher 
Bedeutung für bie Beziehungen der Fatholifhen Kirdhe zu allen 
andern ftaatliden und firhliden Gemeinjhaften. 

Der vermeintlih unfehlbare, über jeden Irrtum erbabene Papft trifft nad 
der neuen Lehre unabänderliche Entiheidungen auf dem ganzen Gebiete 
„des Glaubens und der Sitten“; das Gebiet der Sitten aber berührt 
nah ausdrücklichen Erklärungen des Papftes alle Lebensgebiete, bejonders 
auch die Beziehungen zum Staate. In einem feierlihen Rundſchreiben (Encyclica) 
bat ber Papft die unbebingte Gültigkeit feiner Urtheilsſprüche auf Alles ausge- 
dehnt, „was das allgemeine Wohl der Kirche, ihre Rechte und ihre Disciplin zum 
Gegenftande bat“, — und unter bem Vorwand ber „Rechte ber Kirche” wirb die 
päpftlihe Allgewalt auch gegenüber ber ftaatlihen Gejeßgebung nad allen Rich— 
tungen geltend gemadt. Dur ausbrüdlihe und feierliche Berfünbigung bes 
Papftes (in dem fogenannten Eyllabus) find nicht blos die firdenfeindlichen Be- 
ftrebungen dieſer Zeit, ſondern auch bie Anfprüche auf Glaubensfreibeit, auf 
Gleichberechtigung der Confeffionen, auf Freiheit der Wifjenfchaft unb ber Lehre, 
auf Unabhängigkeit der weltlihen Macht von ber geiftlihen, — kurz alle Orund- 
lagen des Staatslebens, wie fih daſſelbe namentlih in allen proteflantifchen 


*) Aus dem Briefmechfel Friedrich Wilhelms IV. mit Bunfen, von Leopold 
von Ranle. 
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Staaten mehr und mehr geftaltet bat, ala verdammungsmwürbige Irrthümer be» 
zeichnet, — und es füme nur barauf an, baf bie römijche Kirche die Macht dazu 
erlangte, um bie Folgernngen ber päpftlihen Unfeblbarkeit in allen dieſen Be- 
ziebungen auf Koften der weltlihen Staaten und vor Allem auf Koften aller 
Andersgläubigen zu ziehen. 

Daß Rom fjolhe Macht bei uns nicht erlangen fünne, bazu eben will 
unfere Regierung durch die neuen Kirchengefeße bie Grenzen zwilchen ber Staats- 
gewalt nnd den kirchlichen Gewalten Mar und beftimmt feftjegen und bem Staate 
die Macht fihern, jeden geiftlichen Uebergriff auf fein eigenes Gebiet wirlſam zu- 
rüdzumeijen. 

Wie ift es nun möglich, daß eruft evangeliihde Männer biefem 
Streben der Regierung, bei welchem es ſich ebenfo um ven Schuß 
ber evangelijhen Kirde, wie um das Staatswohl handelt, jo heftig 
entgegentreten fönnen, wie es theilweiſe geſchieht? 

Dan fagt wohl: die neue Gejetgebung bebrobe bie evangelifche Kirche nicht 
minder als die fatholifche. Allerdings muß bie ftaatlihe Regelung, um bie es 
fih banbelt, eine grundjäglicdhe und allgemeine fein; bie Selebgebung muß 
die Grenzen zwiſchen Staat und Kirche nicht blos gegenüber der katholischen 
Kirche, jondern in Bezug auf die Kirchen überhaupt feftiegen. Es kann veshalb 
fo jheinen, als ob um ber katholifhen Kirche willen zugleich auch die ewange- 
liſche Kirche ſchwer getroffen werde; aber es ift bies nur ein Schein, ſchon des— 
halb, weil e8 dem Geiſt und Wejen ber evangeliihen Kirde in Wahr— 
beit fern liegt, auf das Gebiet der ftaatlihen Herrihaft überzu— 

reifen, und weil bei ber Stellung ber evangelifhen Kirde in 
reufen die Gefahr eines tieferen Zerwürfnifjes derſelben mit 
der Staatsgemwalt aub in Zukunft niht entfernt eine foldhe Be- 
deutung gewinnen fann, wie die EConflicte, welde bie jegige rö- 
miſche — —— heraufbeſchworen hat. 

Unter allen Umſtänden aber handelt es ſich bei dem Kampfe 
der Regierung gegen Rom um fo überwiegende, durchgreifende In— 
terejjen a und Deutijhlande, und zugleih um jo unzweifel- 
bafte Interejjen ber gefammten evangelifhen Kirche, daß alle 
untergeorbneten Bebenfen zurüdtreten müjjen gegenüber ber 
Pflicht, die Regierung des Königs auf dem jhmwierigen Wege zu 
ftügen.” 


Nothwehr des Staats gegen Prieſterherrſchaft. 


24. April. Rede des Fürften Bismard bei der Berathung der 
Kirchengejege im Herrenhaufe. 
[Der Wechſel in ber Stellung der Regierung zur katholiſchen 
Partei; Kampf nicht gegen die Kirche, — gegen weltliche 
Priefierberrihaft; Gefährdung des Staats gegen zwei internationale 
Parteien; Bereinigung aller ftaatserhaltenden Parteien; die Stellung 
ber fonfervativen Partei.) 

„Bevor ich eintrat, hat ein Mitglied (Herr von Gruner) geiprochen, 
aus dejjen früherer Zugehörigkeit zum Auswärtigen Amte falſche Schlüffe 
gezogen werden könnten. Dan könnte glauben, daß dieſes verehrte Mit- 
lied mit unjerer Politif und mit den Tendenzen unjerer auswärtigen 
Boliti befannter wäre, als er ift, und man könnte die Schlüffe, die er 
ieht, für richtiger und zutreffender halten, als fie nach meinem durch 

ngjährigen Verkehr gebildeten Urtheil jein können. 

Der Herr Redner hat ſehr richtig angegeben, daß in dem Verhalten 
der auswärtigen Politif namentlih und der Staatsregierung im Ganzen 
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mit dem Jahre 1870— 1871 — ich meiß nicht, melde Epoche — eine 
ziemlich auffällige Aenderung eingetreten fei. Er hat aber daraus, wenn 
ih recht berichtet bin, die ganz verkehrte Schlußfolge gezogen, nämlich 
diejenige, mweil die Staatöregierung einen unerwartet neuen Feldzugsplan 
gefaßt habe, jo müſſe diefer Plan längft fertig nnd vorbereitet gewefen 
fein. Aus der Plöglichkeit des Wechjeld hat er geichloffen, daß die Ab- 
ficht, zu mwechjeln, fchon lange vorhanden geweſen ift. Wie man auf eine 
fo verfehrte Schlußfolge kommen kann, begreife ich nicht. Gerade die 
Plöglichfeit des Wechſels bemeift meines Erachtens für die Friedfertig- 
feit der Regierung, für den Willen namentlich des Auswärtigen 
Amtes, in der ausmwärtigen Politik, fomweit fie in Beziehung mit Rom zur 
Wirkung kommt, den fonfejfionellen Frieden zu erhalten. 

Der Wechſel erklärt fih einfah aus dem Prinzip der Nothwehr. 
Wenn ih in einer friedlichen Beichäftigung von einem Gegner, von dem 
ih gehofft, friedlich mit ihm leben zu können, plöglih angefallen werde, 
plöglih den Staat in feinen Fundamenten bedroht jehe, dann muß ich 
mich natürlich wehren. Jede Nothwehr hat etwas Unvorhergejehenes und 
Plötzliches, und ich bedauere, daß der Herr Borredner, von dem ich jpreche, 
in feiner langjährigen Beihäftigung im Auswärtigen Miniftertum ſich 
über diefe ganz unmiderleglihe Wahrheit nicht Klarheit verfchafft, oder 
die Elemente, um fi) Klarheit zu verfchaffen, nicht gewonnen hat, daß 
er nicht das Erbe feines Vaters in der Weife angetreten bat, daß er 
politiſche Erjcheinungen richtig beurtheilt. 

Es ift, glaube ich, bekannt, daß gerade ich in meiner ganzen politi= 
fhen Behandlung fonfejfioneller Fragen bis an die äußerfte Grenze der 
ſtaatlich möglichen Berföhnlichkeit gegangen bin. ch erinnere Sie an ein- 
elne Symptome, daß beiſpielsweiſe in Kommiffionsverhandlungen ich der 
gnflage nicht entging, daß ich die Jefuiten in ftärferem Maße begünftigte, 
al3 für einen preußischen Miniſter zuläffig fei. Ich habe das gethan, es 
ift eben die Probe geweſen, ich babe den Kampf auf diefem Gebiet jo 
gefcheut und jo lange zu vermeiden gefucht, daß ich fürchte, er ift fat zu 
jpät von uns aufgenommen worden, daß ich die Friedfertigfeit, mit der 
ich verfahren bin, zu der ich gerathen habe, zu bereuen in manchen Stunden 
Grund habe. Es hat Niemand gegeben, der von den Würdenträgern der 
fatholifhen Kirche in diefer feiner Berjöhnlichkeit vertrauensvoller anerkannt 
worden ijt, und diefe Herren haben mir die Ehre erzeigt, jehr offen und 
vertrauensvoll mit mir zu fprechen, und haben dargethan, daß fie mich 
für einen vollfommen friedliebenden und den 5 Frieden ſo 
hoch anſchlagenden Staatsmann gehalten haben, daß ich manche Nebel, 
die mit meiner Nachgiebigfeit verbunden wareu, darüber nicht achtete. Ich 
fann mich auf das Zeugniß mancher Herren Biſchöfe felbft berufen, dag 
e3 ganz richtig ift, wie ed Herr v. Gruner gejagt hat, daß von wir fich 
Niemand der That verjehen fann, ich würde jemals fonfeffionelle Streitig- 
feiten vom Zaune brechen. 

Wenn ich dennoch dazu gefommen bin, jo muß es in mir fehr ftarfe 
Ueberzeugung — ſein, daß durch die Thätigkeit, nicht der 
fatholiihen Kirche, ſondern der nach weltlicher Prieſterherr— 

haft ftrebenden Partei innerhalb der katholiſchen Kirde 
eine Politik getrieben wurde, welde die Grundlagen unferes 
Staates in einer Weife anfaßte, rejp. erfhütterte oder be= 
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drohte, daß ich als Minifter die Verantwortlichkeit für län- 
— uwarten nicht mehr tragen konnte. eil ich auch in 
ieſem Stadium alles konfeſſionell Verletzende vermeide, und weil es 
außerordentlich ſchwer iſt, dieſe Dinge zu berühren, ohne daß einem ſtets 
die Volte geſchlagen wird, als ob, wenn man eine Partei meint, 
man die ganze Inſtitution der katholiſchen Kirche meinte, ja 
das Rirdlide überhaupt — es ift das fehr ſchwer zu unterſcheiden, 
da bei der auferordentlichen Gefchlofienheit der katholiſchen Kirche nur 
eine fehr genaue Kenntnig und Beobachtung der Berhältniffe für den 
Nachmeis, daß dort Unterftrömungen find, die mit der chriftlichen Inſti— 
tution der Katholischen Kirche gar nichts zu thun haben, wirkjam fein fann, 
fo fürchte ich da verlegend zu wirken. 

Ich mache nur aufmerfjam auf die Thatfache, die Herr v. Gruner, 
ih glaube gegen feinen Willen, zu meiner Freude bezeugte, daß bis zum 
Sabre 1871, bis zur Bildung der Centrumspartei und bis 
zur foftematifchen Herftellung der hegenden Kaplanprefje in 
ganz Deutfhland, bis zur Bildung einer polnifhen Partei 
in Schlefien, bis zu dem Mißbrauch der Kirchengewalt zu 
national»-polnifhen Zmeden unter der Mitwirkung der Seite 
lihen, daß bis zu diejer Zeit eine wohlmwollende, verjöhnlide 
Stimmung geherrjäht hat. 

Sch vermweife darauf, daß die Regierung und Se. Majeität 
der König mit ihr die Ueberzeugung haben, daß der Staat 
in feinen $undamenten bedroht und gefährdet ift von zwei 
Parteien, die beide da8 Gemeinfame haben, daß fie ihre 
Gegnerfhaft gegen die nationale Entwidelung in internas 
tionaler Weife bethätigen, daß fie Nation und nationale 
Staatenbildung befämpfen. Gegen diefe beiden Parteien 
müfjen meines Erachtens alle diejenigen, denen die Kräfti— 
gung des ftaatlihen Elements, die Wehrhaftigfeit des 
Staats, gegen die, die ihn angreifen und bedrohen, zuſam— 
menftehen und deshalb müffen fih alle Elemente zufammen- 
fhaaren, die ein Intereſſe haben an der Erhaltung des 
Staat8 und an feiner Bertheidigung theils gegen diejenigen, 
welche offen fagen, was fie an die Stelle des Staateß fegen 
wollen, theil8 gegen diejenigen, melde einftweilen den Staat 
untergraben, 4 aber noch vorbehalten, was ſie an ſeine 
Stelle ſetzen wollen. Gegen dieſe Gegner müſſen ſich alle 
treuen Anhänger bes Königs, müſſen ſich alle treuen Anhänger 
des preußifhen Staates, indem mir leben, zufammenfchaaren. 

Wenn ich mich nicht täufche, fo zeigen fchon die kommenden Wahlen 
die Symptome, daß alle Parteien, welche ohne Nebenzwede, ohne Zorn 
und ohne Verftimmung den Staat als folden wollen, ſich um uns ſchaaren 
und von ihrer Phalanr die Parteien ferne halten, von denen fie mit mir 
überzeugt find, daß fie mit Wiffen und unmiffentlich Feinde diefes Staates 

nd. Daß fi in diefem Kampfe das vor auf Seiten des Staats 
und der Regierung befinden wird, daß bezweifle ich nicht, aber ſchmerzlich 
ift e8, wahrzunehmen, in diefem Kampfe die Träger fo mander Namen, 
deren Borfahren in glorreiher Weife zur feften Begründung unferes 
Staates beigetragen haben, nicht auf der Seite zu finden, auf der ich fie 
Firft Bismard. II. 37 
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vermuthete, nämlich) auf der Seite des preußifchen Staats, den wir ver- 
theidigen gegen Bedrohungen und Untergrabungen.“ 


Nach Herrn von Kleiſt-Retzow: 


„Eine Wendung in der Rede des Herrn Borredners veranlagt mich 
zu einer thatjächlihen Berichtigung. Derſelbe hat gejagt, ich hätte mich 
von der fonfervativen Partei losgeriffen. ch beftreite einmal die That- 
fache der Trennung, zweitens die richtige Darftellung der Operation, in= 
fomweit die Trennung jtattgefunden hätte. 

Zwiſchen der fonjervativen Partei in ihrem Großen und 
Ganzen und mir glaube ih, daß noch heute die vollftändigite 
Uebereinftimmung und die engſte Fühlung befteht, und ich 
mwenigftens bin entſchloſſen und beftrebt, jie aufredht zu er— 
halten. Der Herr Borredner verwechſelt, wie e8 einem Partei» 
führer wohl leicht pajfirt, feine Fraktion in diefem Haufe 
mit der fonfervativen Partei; die Bedeutung, die er felbft in der 
Fraktion mit Recht zu haben glaubt, hindert ihn in der Ueberficht deſſen, 
was außer ihm die große fonjervative Partei ift und darftellt, mit 
anderen Worten, er überjchägt die Bedeutung des Theild im Berhältnig 
zum Ganzen, 

Ich babe mid nicht von der fonfervativen Partei losge— 
riffen, ih bin mit der fonjervativen Partei einig geblieben; 
eine Fraktion, die früher der großen fonfervativen Parteı 
mitangehörte, hat ſich unter der Yeitung beredter, einfluß- 
reiher Führer und aus Fraktionszwang von der fonjervativen 
Partei getrennt, fie hat im Kampfe die Regierung in einem 
entfcheidenden Moment zu. meinem Bedauern im Stich ge= 
lajjen. Darauf, daß dies geſchah, hat die gefährliche Gabe der Bered— 
famfeit, mit der Gott den Herrn VBorredner begabt hat, einen erheblichen 
Einfluß gehabt, und e3 iſt mir lieb, daß ich die Berantmwortlichkeit, die er 
feinerfeits für die Zerftörung der früheren Beziehungen unſeres Staats— 
lebens gi tragen hat, nicht mit ihm zu theilen habe, Bezeichnend für die 
ganze Anfchauungsmweile des Herrn Borrednerd und feiner Fraktions— 
genoffen ift der Ausdruf „losgeriſſen;“ das Kleinere reißt fi 
von dem Größeren los, das Bewegliche von der Bafis, ein anges 
wachſenes Schaalthier von dem Schiff. &r betrachtet al3 Bafis und ala 
fonfervative Partei feine Fraktion, von der hat fich, nad) feiner Meinung, 
Se. Majejtät mit der Königlichen Staatsregierung losgeriffen und ſchwimmt 
num ftenerlos in dem Meere umher. Diefe außerordentliche Ueber- 
fhägung der Richtigkeit der eigenen perſönlichen Anjichten iſt 
ja gerade das ftaatäzerftörende Element, verbunden mit diejer 
Unfäbigfeit, ſich unterzuordnen, mit diefem außerordentlichen Ueber— 
flug an Zeit, um nachzudenken über das, was die Regierung thut, und 
über die Kritif, die daran zu üben, während man den Beruf nicht hat 
und nicht fühlt, jeinerfeits für die Vertheidigung des Staates gegen deſſen 
Feinde einzutreten, fi) aber Monate lang zu Haufe mit den zig Dppo« 
fitioneller Kritit ladet und ausrüftet, dann hierher kommt, die Regierung 
abzufanzeln. 

Diefelben Brophezeihungen, die bei dem Schulaufſichts— 
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gefet wir er a haben — ih mödte dem Borredner 
und dem Herrn Grafen Kraſſow rathen, ihre früheren Pro— 
phezeihungen bei a des Schulgefeges nochmals 
durchzuleſen, mit der Wirklichkeit zu vergleihen und dann 
zu fragen, ob Sie, — den Muth vielleiht, — ob aber Sie 
das Recht haben, unbeirrt weiter zu prophezeihen.“ 


1. Mai. Annahme der Kirhengejege im Herrenhauje 
mit großer Mebrbeit. 


Nah dem parlamentariihen Kampfe. 
Aus der „Provinzial» Correspondenz“ vom 14. Mai. 


„Der große und denkwürdige parlamentarifhe Kampf um die Kirchengeſetze 
ift beenbigt: derfelbe wird dem biesjährigen Yandtage eine hervorragende und 
dauernde Bedeutung unter allen bisherigen Seffionen geben. Roc niemals 
handelte es ſich um höhere geiftige Imtereffen für das gefammte Bolk, um tiefer 
greifende Intereffen der ftaatlichen Entwidelung. 

Es ift deshalb volllommen erflärlih, daß dieſer Kampf mit den fchärfften 
Waffen des Geiftes und mit dem Tebbafteften Ausdrude tiefer Heberzeugungen 
geführt worden ift, daß ber zwanzigfach erneute Streit immer von Neuem den 
ganzen Eifer und die volle innerfte Theilnahme der kämpfenden Parteien erregte, 
und daß auch das öffentliche Intereffe ungeachtet jener vielfachen Wiederkehr 
gleihartiger Meinungslämpfe der Löfung der Frage bis zum Enbe mit derfelben 
Lebhaftigkeit folgte. 

Man wird ben unermüdlichen Kämpfern, welde mit ganzer Kraft ihrer 
Ueberzeugung, mit tiefer Erregung und theilmeife mit eindringlicer Redekunſt 
die Anſprüche ihrer Kirche vertraten, an und für ſich die Achtung nicht verjagen, 
welche jedes ernfte Eintreten für höhere fittliche Güter in Anſpruch nebmen darf. 

Auf der anderen Seite darf es als eine erfreuliche Thatjache hervorgehoben 
werben, daß während biejes ganzen Kampfes Über die firhlihen Fragen innerhalb 
des Landtages ein Ffirchenfeinblicher radilaler Geift, wie er in früheren erregten 
Zeiten die öffentlichen Verhandlungen beberrichte, von feiner Seite zur Geltung 
gelangte, daß vielmehr das aufrichtige Streben der Regierung, der Kirche ihre 
volle Berechtigung und ihr bebres Anjeben auf bem inneren Glaubensgebiete und 
auf dem fittlichen Gebiete zu wahren, und nur bie Uebergriffe auf das Rechts» 
gebiet bes Staates abzuwehren, auch von ber Vollsvertretung entſchieden anerkannt 
und getheilt wurde. Auch die alte demokratiſche Forderung einer abjoluten 
Trennung von Kirche und Staat verftummte, wie jchon früher angebeutet mwurbe, 
gegenüber bem alljeitig erftarkten Bewußtſein, Daß es ausgedehnte fittliche Gebiete 
giebt, auf welchen ein Zuſammenwirlen von Staat und Kirche unerläßlih, und 
daß eben beshalb die Regelung ihres frieblichen Nebeneinanderfeins geboten ift. 

Die Regierung unferes Könige ift in dem Werke der Gefeggebung, das fie 
mit Hülfe des Landtages durchgeführt bat und melches jetzt die endgültige Be— 
ftätigung Sr. Majeftät erhalten bat, vom erften Augenblid bis zu diefer legten 
Sanction von der einmlithigen und unerfchütterlichen Weberzeugung erfüllt ge- 
weien, daß fie damit ein Werk des Friedens vollbringt, — und fie ift hier- 
von, troß ber trüben Ankündigungen von Seiten der Gegner, entjchiedener als 
jemals durchdrungen. 

Nicht mit einem Schlage freilich kann ein Geiſt des Friedens an die Stelle 
der tiefen Erregungen der letzten Wochen und Monate treten, — nicht von heute 
zu morgen werden diejenigen, welche auf katholiſcher und auf evangeliſcher Seite 
von Sorgen um die innere Selbſtſtändigkeit der Kirche erfüllt ſind, einer milderen 
Auffaſſung Raum geben, — nicht ohne Weiteres und nicht mit offenem Zuge— 
ſtändniß können die Wortführer der römiſchen Anfprüche fi unter die Autorität 
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ber ftaatlihen Gefetgebung beugen. Aber mit voller Zuverficht darf bie Regierung 
vertrauen, baß wenn erft bie unmittelbaren Kampfesftimmungen vorüber find, 
alle ernften und befonnenen ®eifter mehr und mehr erkennen werben, wie es fich 
bei den neuen Gefegen in feiner Weife um eine Entchriftlichung bes Staates, um 
eine Antaftung bes Glaubenslebens des Volkes handelt, daß das Firchliche Leben 
durch diefelben nicht berührt und beeinträchtigt werde, daß auch bie Fatholifche 
Kirche fich innerhalb diefer Gefete in Bezug auf ihre eigentlihe Aufgabe, bie 
Lehre der Heilswahrbeit und bie Verwaltung ber Heilsmittel, völlig frei bewegen 
fünne. 

Nicht minder ift die Zuverficht begründet, daß bie katholischen Biſchöfe jetzt, 
wo bie fo Iebhaft befämpften Geſetze thatfählich in Geltung und Kraft treten, 
gerade um ihrer Berantwortung für das Wohl und Gebeihen ber katholiſchen 
Kirche in Preußen willen, ibr ernftes Streben und die Weifungen an ihre Geift- 
Tichkeit vor Allem darauf richten werben, ber fatholifhen Kirdhe auf dem 
Boden und unter ven Bedingungen, welde biefe Geſetze fhaffen, bie 
Möglichleit einer weiteren erfolgreiden Wirkſamkeit zu fihern. 
Die Gewiffenhaftigkeit, ebenjo wie bie Klugheit der katholiſchen Oberhirten wird 
fi vorausfichtlih darin bewähren, daß fie den Bruch mit ber Staatsgewalt und 
die revolutionäre Auflehnung gegen die Staatsgeſetze vermeiben. 

Die preußifchen Biſchöſe haben von Fulda aus ein neues Sendſchreiben 
erlaffen, in welchem fie in Wieberholung früherer Erklärungen die kirchlichen Ge- 
fee nochmals als im Widerfpruch ftehend mit ber von Gott georbneten Ber- 
faffung und Freiheit ber Kirche bezeichnen und die ftanbhafte, einmüthige Ber- 
ber feither verlündeten Grundſätze in Ausficht ftellen. 

„Wir werben aber auch (fügen bie Bifchöfe hinzu) unfere Pflichten gegen 
bie weltliche Obrigkeit, gegen das bürgerliche Gemeinwefen und gegen das Bater- 
land mit unverbrüchlicher Treue und Gewifjenhaftigkeit zu erfüllen fortfahren, 
indem wir nie vergeffen, daß nicht Kampf und Trennung, fondern Friede und 
Eintracht das Verhältniß ift, das nad Gottes Willen zwifchen ben beiden von 
* ** Wohlfahrt der menſchlichen Geſellſchaft angeordneten Gewalten be— 
ſtehen ſoll.“ 

Je mehr die Biſchöfe in dieſem Geiſte handeln, deſto mehr werden ſie 
überzeugt ſein dürfen, in Wahrheit ihre Hirtenpflicht zu erfüllen, deſto mehr 
werben fie hoffen können, für die Erfüllung ihrer erhabenen ſittlichen Aufgaben 
auch das Wohlwollen und die Unterflügung Seitens des Staates in vollem Maße 
zu finden, welche die preußifchen Fürſten benjelben von jeher bereitwillig ger 
wibmet haben.” 


15. Mai. Beröffentlihung der vier kirchlichen (Mai-) Geſetze. 


20. Mai. Schluß der Landtagsſeſſion. 


Aus der Schlußrede ded Minifter- Präfidenten Grafen 
von NRoon. 


„Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden 
Häufern des Landtages! 

Mit dem von Gr. Majeftät dem Kaiſer und Könige befohlenen 
— des Landtages der Monarchie erreicht die gegenwaͤrtige Seſſion 
ihr Ende. 

Wir können auf dieſelbe mit großer Genugthuung blicken. 

Reich an mühſamer Arbeit, aber auch an werthvollen Reſultaten auf 
faſt allen Gebieten der Geſetzgebung nimmt ſie einen hervorragenden 
Platz in der Reihe der Seſſionen des Preußiſchen Landtages ein. 

Die Reform der inneren Verwaltung, ſeit Jahren erſtrebt, aber durch 
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tiefgehende Meinungsfämpfe aufgehalten, ift in ihrem erften und grund» 
legenden Theile zum Abſchluſſe gelangt. Schon jett fcheint ſich die Er» 
wartung zu erfüllen, daß bei der Ausführung derfelben die zuvor ftreitenden 
Kräfte gemeinfam und patriotifh Hand anlegen werden, um dad Werk 
fegenbringend für das Yand zu geftalten. 

Nicht minder Iebhafte Kämpfe haben die Berathung der wichtigen 
Gejege begleitet, durch welche die Beziehungen des Staats zu den ** 
Kirchengemeinſchaften klarer und feſter als bisher geregelt worden ſind; 
die Regierung ſeiner Majeſtät beharrt in dem feſten Vertrauen, daß dieſe 
Geſetze den wahren Frieden unter den Angehörigen der verſchiedenen Be— 
kenntniſſe fördern und die — dahin führen werden, dem lauteren 
Dienſte des göttlichen Wortes allein ihre Kräfte zu weihen. 

Die gegenwärtige Seſſion iſt vorausſichtlich die letzte einer Legislatur— 
periode, welche inmitten einer denkwürdigen, für Preußen und Deutſch— 
land hochbedeutungsvollen Zeit begann, und welcher es vorbehalten war, 
die reichen Erfolge und Früchte jener Epoche auch für die befonderen 
Aufgaben der Preußiihen Monarchie zu verwerthen. Wenn die Arbeiten 
diefer Pegislatur auf allen Gebieten der Gejeggebung einen erfolgreichen 
Berlauf gehabt haben, fo ift dies vor Allem dem Geift des vertrauens— 
vollen Zuſammenwirkens zwijchen Staatsregierung und Landesvertretung 
zu danken, welcher durch die erhebenden Greigniffe jener gewaltigen Zeit 
mächtig belebt und geftärft worden ift. 

Fe erfreuliher die Früchte find, welche das Walten diejes Geiftes 
in der nunmehr beendigten Legislaturperiode gebracht hat, defto berechtigter 
ift die Hoffnung, daß das preußische Volk bei den bevorftehenden Wahlen 
der fünftigen — ſich von demſelben patriotiſchen Sinne 
leiten laſſen werde, von dem Sinne feſter und vertrauensvoller Gemein— 
ſchaft mit der Regierung Sr. Majeſtät zur allſeitigen Förderung des 
wahren Wohls und Gedeihens unſeres Vaterlandes.“ — 


Briefwechfel zwiſchen dem Papſt und dem Kaiſer. 


7. Auguft. Schreiben des Papftes. 


Im Batilan, den 7. Auguft 1873. 
„Majeftät! 

Sämmtlihe Maßregeln, welche feit einiger Zeit von Eurer Majeftät 
Regierung ergriffen worden find, zielen mehr und mehr auf die Vernich— 
tung des Katholizismus ab. Wenn ich mit mir felber darüber zu Rathe 
gehe, welche Urfachen diefe jehr harten Maßregeln veranlaßt haben mögen, 
jo befenne ich, daß ich feine Gründe aufzufinden im Stande bin. Anderer: 
feit8 wird mir mitgetheilt, daß Eure Majeſtät das Verfahren Ihrer Res 
5— nicht billigen und die Härte der Maßregeln wider die katholiſche 

eligion nicht gutbeißen. Wenn es aber wahr ih. daß Eure Majeftät es 
nicht billigen, — und die Schreiben, welche Allerhöchftdiefelben früher an 
mich gerichtet haben, dürften zur Genüge darthun, daß Sie dasjenige, 
was gegenwärtig vorgeht, nicht billigen können, — wenn, fage ich, Eure 
Majettät es nicht billigen, daß Ihre Regierung auf den eingefchlagenen 
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Bahnen fortfährt, die rigorofen Maßregeln gegen die Religion Jeſu Ehrifti 
immer meiter auszudehnen, und legtere hierdurch fo jchwer jchädigt, werden 
dann Eure Mojeflät nicht die Ueberzeugung gewinnen, daß diefe Maß- 
regeln feine andere Wirkung haben, als diejenige, den eigenen Thron 
Eurer Majeftät zu untergraben? ch rede mit Freimuth, denn mein 
Panier ift Wahrheit, und ich rede, um eine meiner Pflichten zu erfüllen, 
welche darin bejteht, Allen die Wahrheit zu jagen, auch denen, die nicht 
Katholiken find. Denn Feder, weldher die Laufe empfangen hat, 
gehört in irgend einer Beziehung oder auf irgend eine Weije, 
welche bier näher darzulegen nicht am Orte ift, gehört, fage 
ih, dem Papſte an. ch gebe mich der Meberzeugung hin, daß Eure 
Majeftät meine Betrachtungen mit der gewohnten Site aufnehmen und 
die in dem vorliegenden Falle erforderlichen Maßregeln treffen werden. 

Indem ich Allerhöchſtdenſelben den Ausdruf meiner Ergebenheit und 
Verehrung darbringe, bitte ich Gott, daß Er Eure Mojeflät und mic 
mit den Banden der gleichen Barmherzigkeit umfafjen möge. 

Pio P. M.“ 


3. September. Schreiben des Kaiſers. 


„Ih bin erfreut, daß Eure Heiligkeit Mir, wie in früheren Zeiten, 
die Ehre erweiſen, Mir zu fchreiben; Ich bin es umfomehr, als Mir 
dadurch die Gelegenheit zu Theil wird, Irrthümer zu berichtigen, welche 
nach Inhalt des Schreibens Eurer Heiligkeit vom 7. Auguft in den Ihnen 
über deutſche Berhältniffe zugegangenen Meldungen vorgelommen fein 
müffen. Wenn die Berichte, welche Eurer Heiligkeit über deutjche Ver— 
hältniſſe erflattet werden, nur Wahrheit meldeten, jo wäre es nicht möglich, 
daß Eure Heiligkeit der Bermuthung Raum geben fünnten, daß Meine 
Regierung Bahnen einjchlüge, welche Ich nicht billigte.e Nach der Ber: 
fafjung Meiner Staaten fann ein ſolcher Fall nicht eintreten, da die Ges 
jege und Regierungsmaßregeln in Preußen Meiner landesherrlihen Zu— 
ftimmung bedürfen. 

Zu Meinem tiefen Schmerze hat ein Theil Meiner Fatholifhen Uns 
terthanen ſeit zwei Jahren eine politifche Partei organifirt, welche den in . 
Preußen jeit Jahrhunderten beftehenden konfeſſionellen Frieden durch 
ftaatSfeindliche Umtriebe zu ftören ſucht. Yeider haben höhere katholiſche 
Geiftlihe diefe Bewegung nicht nur gebilligt, fondern fi ihr bis zur 
offenen Auflehnung gegen die beftehenden Landesgeſetze angeſchloſſen. 

Der hen BL Eurer Heiligfeit wird nicht entgangen fein, daß 
ähnliche Erjcheinungen —* gegenwärtig in der Mehrzahl der europäiſchen 
und in einigen überſeeiſchen Staaten wiederholen. 

Es ift nicht Meine Aufgabe, die Urjachen zu unterfuchen, durch 
welche Priefter und Gläubige einer der chriftlichen Konfejfionen bewogen 
werden können, den Feinden jeder ftaatlihen Ordnung in Bekämpfung der 
legteren behülflih zu fein; wohl aber ift e8 Meine Aufgabe, in den 
Staaten, deren Regierung Mir von Gott anvertraut ift, den inneren 
Frieden zu ſchützen und das Anfehen der Gefege zu mahren. ch bin 
Mir bewußt, daß Ich über Erfüllung diefer Meiner Königlichen Pflicht 
Gott Rechenſchaft jhuldig bin, und ih werde Ordnung und Gefeg in 
Meinen Staaten jeder Anfechtung gegenüber aufrecht halten, jo lange Gott 
Mir die Macht dazu verleiht; Ich bin als chriftlicher Monarch dazu ver: 
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pflichtet auch da, wo Ich zu Meinem Schmerz diefen Königlichen Beruf 
gegen die Diener einer Kirche zu erfüllen habe, von der Sch annehme, 
dag fie nicht minder, mie die evangelische Kirche, da8 Gebot des Gehor- 
ſams gegen die weltliche Obrigkeit als einen Ausfluß des uns geoffenbarten 
göttlihen Willens erkennt. 

Zu Meinem Bedauern verleugnen Biele der Eurer Heiligkeit unter- 
worfenen Geiftlihen in Preußen die chriftliche Lehre in dieſer Richtung 
und jegen Meine Regierung in die Nothmwendigkeit, geſtützt auf die große 
Mehrzahl Meiner treuen Fatholifchen und evangelifchen Unterthanen, die 
Befolgung der Landesgefege durch weltliche Mittel zu erzwingen. 

Ich gebe Mich gern der Hoffnung hin, daß due Heiligkeit, wenn 
von der wahren Lage der Dinge unterrichtet, Ihre Autorität werden ans 
wenden wollen, um der, unter bedauerliher Entftellung der Wahrheit 
und unter Mißbrauch des priefterlihen Anjehens betriebenen Agitation ein 
Ende zu machen. Die Religion Jeſu Chrijti hat, wie Jch Eurer Heiligkeit 
vor Gott bezeuge, mit diefen Umtrieben nichts zu thun, auch nicht die 
Wahrheit, zu deren von Eurer Heiligkeit ee oh Panier Jh Mich 
rückhaltlos befenne. 

Nod eine Aeußerung in dem Schreiben Eurer Heiligkeit kann Ich 
nicht ohne Widerfpruch übergehen, wenn fie auch nicht auf irrigen Bes 
rihterftattungen, jondern auf Eurer Heiligkeit Glauben beruht, die Aeu— 
Berung nämlich, daß Jeder, der die Taufe empfangen hat, dem Papite 
angehöre. Der evangelifhe Glaube, zu dem Jh Mich, mie 
Eurer Heiligkeit befannt fein muß, gleih Meinen Vorfahren 
und mit der Mehrheit Meiner Unterthanen befenne, geftattet 
uns nit, in dem Berhältniß zu Gott einen anderen Ber» 
mittler al3 unferen Herrn Jeſum Ehriftum anzunehmen. 

Diefe Verſchiedenheit des Glaubens hält Mich nicht ab, mit Denen, 
welche den unferen nicht theilen, in Frieden zu leben und Eurer Heilig: 
feit den Ausdrud Meiner perjönlichen Ergebenheit und Verehrung dar- 


aubringen. Wilhelm.“ 


Die Bilhöfe und die katholiſche Kirde in 
Preußen. 
„Provinzial» Correspondenz“ vom 8. Oftober. 


„Als der parlamentarifche Kampf um die neuen Kirchengeſetze geichloffen 
war, wurde Namens der Staatsregierung die Hoffnung ausgejproden, daß die 
fatboliichen Biſchöfe jet, wo die fo lebhaft befämpften Geſetze thatfählih in 
Geltung getreten, gerade um ihrer Berantwortung für das Wohl und Gedeihen 
ber fatholifhen Kirche in Preußen willen, ihr ernftes Streben und die Weifungen 
an ihre Geiftlichkeit vor Allem darauf richten würden, der fatholifchen Kirche auf 
dem Boden umd unter ben Bedingungen, welche diefe Geſetze jchaffen, die Mög- 
lichkeit einer weiteren erfolgreichen Wirkſamkeit zu fichern. 

Zwar hatten die Bijchöfe joeben von, Fulda aus ein neues Sendſchreiben 
erlaffen, in welchem fie die kirchlichen Geſetze nochmals als im Widerjpruch ftehend 
mit der von Gott georbneten Verfaſſung uud freiheit der Kirche bezeichneten und 
bie ftanbhafte, einmiüthige Vertheidigung der feither verfündeten Grundfäge in 
Ausficht ftellten; doch hatten fie hinzugefügt: 

„Wir werben aber auch unjere Pflichten gegen die weltliche Obrigkeit, gegen 
das bürgerlide Gemeinwejen und gegen das Baterland mit unverbrüchlicher 
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Treue und Gewiffenhaftigkeit zu erfüllen fortfahren, inbem wir nie vergeffen, 
daß nit Kampf und Trennung, fondern Friede und Eintradt bas 
Berhältniß ift, das nah Gottes Willen zwifhen den beiden von 
ihm zur Wohlfahrt der menſchlichen Gefellfhaft angeordneten Ge— 
walten befteben ſoll.“ 

An diefe Mare Erfenntnig und Ausiprade glaubte man vielfach bie Hoff- 
nung Mmüpfen zn dürfen, daß die Bifchöfe in ihrem Verhalten das Streben nad 
Friede und Eintracht zwifchen ben beiten von Gott geordneten Gewalten irgend- 
wie bethätigen würben. 

Aber das entjhiedene Gegentheil ift eingetreten: bie Biſchöfe 
en von Ungeborfam zu Ungehorfam, von Trotz zu Trotz, von Auflehnung zu 

uflehnung geſchritten; — fie haben ber Wirkſamkeit der neuen Geſetze nicht bios 
in ben Fällen, beren Eintritt unvermeiblih war, Widerſpruch entgegengefegt, 
fondern in berausfordernder Weife die Fälle des Ungehorfams und Gegenfages 
gehäuft. Sie haben endlich nicht blos felber den Geſetzen nnd ber Obrigkeit den 
Gehorfam verweigert, fonbern theilweife auch bie Bevölkerung zu Schritten der 
offenen Auflehnung angeregt und ermuntert. 

Wenn hiernadh die von ber Regierung des Königs aufrichtig gehegte Hoff- 
nung auf eine friedlide Durhführung der neuen Gejete vereitelt worden ift, 
fo verfteht ſich doch von felbft, daß hierdurch bie fefte Entjchloffenheit und Zu— 
verfiht in Bezug auf die Durchführung ber Geſetze in ihrem ganzen Umfange 
und mit allen Folgen nicht einen Augenblid erfhüttert werben fann. Die Geſetze 
baten der Regierung den feften Boden gegeben, auf welchem fie die Intereffen 
und das Anjehen des Staates nah allen Seiten zu wahren im Stande und 
zugleich unbedingt verpflichtet if. An der Hand ber Geſetze gebt fie 
gegen Bifhöfe und Priefter, weldhe dem Staate den Gehorfam ver» 
weigern und ben Öffentliden Frieden gefährden, fiheren Schrittes 
vor, und wird, wenn es fein muß, auch von ben firengften und 
burdhgreifendften gefegliden Mitteln Gebrauch maden, um ben 
römijhen Uebermuth auf preußifhem Boden entweder zu beugen 
ober zu breden. 

Die Biichöfe felbft machen fich fein Hehl daraus, daß ihr Widerftand gegen 
bie Geſetze die drohendſten und bebauernswertheften Folgen für die katholiſche Be- 
völferung felbft haben muß, daß namentlich die Anftelung von Geiftlichen im 
Diderfprud mit den Staatsgefegen, „wenn bie Staatsgewalt ben geiftlichen 
Amtshandlungen berfelben, die im bürgerlichen Leben rechtliche Folgen haben, wie 
u. 9. die Einjegnung bes Ehebundes eine folche ift, die Anerkennung und Gültig- 
feit verfagt“, zur „größten Verwirrung in ben ——— und „zu 
einem wahren Notbftande fir die fatbolifchen Bürger“ führen mu 

Die Berantwortung für biefe Folgen aber wähnen fie mit bem Hinweiſe 
ablehnen zu können, „daß die Kirche von Anbeginn, fo oft die weltliche Macht 
im Wideriprude mit den Grunbjägen des Glaubens und den ben Gläubigen 
durch den Eridfer auferlegten Borfchriften Verordnungen erließ, dieſe Verord— 
nungen ftets unberüdfichtigt ließ“, und daß bie Biſchöfe „die heilige Pflicht haben, 
die Krei it der Kirche im ben von Chrifto vorgefchriebenen Grenzen vor allen 
Einfchränkungen zu vertheibigen und zu bewahren.“ 

Die Biſchöfe wiffen jedoch ſehr wohl, daß es fich bei ben Vorſchriften ber 
Geſetze und ven Anordnungen ber Obrigkeit, denen fie ſich widerfegen, nicht im 
Allermindeften um die Grunbfäge des Glaubens oder um die von dem Erlöjer 
ten Gläubigen auferlegten VBorfchriften handelt. Was bat e8 mit den Grund— 
lägen bes chriſtlichen Glaubens zu thun, wenn ber Staat verlangt, daß zu Geiſt⸗ 
lichen in Preußen nur Deutſche und nur Männer von einer gewiſſen allgemeinen 
Bildung zugelaſſen werden ſollen; — welche Vorſchrift unſeres Erlöſers wird 
verletzt, wenn die ai la verlangt, daß ihr von jeber Anftellung ober Ber- 
fegung von Geiftlihen Kenntniß gegeben werde! Wenn bie Bifchöfe felbft darauf 
binweijen müffen, daß gewiſſe geiftlihe Amtshandblungen nad den beftehenben 
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Einrihtungen „rehtlihe Folgen au im bürgerlichen Leben“ haben, fo 
müßten fie im Geifte des Erlöfers, welcher gefagt: „Mein Reich ift nit von 
diefer Welt,“ und: „Gebet dem Kaifer, was des Kaifers und Gott, 
was Gottes if“, — unbedingt anerkennen, baf die Regierung unfers Kaiſers 
und Könige das Recht hat, bei der Anftelung Derer, beren Fmtshandfungen 
auch rechtliche Folgen im Reiche diefer Welt, d. H. im bürgerlichen Leben haben, 
auch gewiffe bürgerliche geſetzliche Bürgichaften zu fordern. 

Die „von Chriſto vworgefchriebenen Grenzen” werben bierburch nicht ver- 
Ietst, vielmehr beftimmter als bisher gewahrt. Selbſt die von der katholiſchen 
Kirche und ben Päpften beanfpruchten Grenzen ber geiftlihen Gewalt werben 
durch die neuen Geſetze nicht verlegt; denn es ift auch von ultramontaner 
Seite zugeftanden, daß das, was das preußifhe Geſetz jet ver- 
langt, in anderen Ländern mit Zufimmung Roms großentheils 
eingeführt ift und als zu Recht beſtehend geachtet wirb. 

Es kann alfo nicht davon bie Nebe fein, daß durch die jetzigen Forderungen 
der Geſetze das chriſtliche oder katholiſche Gewiſſen an und für ſich verletzt werde; 
es iſt eine frivole Behauptung, wenn die neuen Geſetze mit der Forderung des 
„Opfers für die heidniſchen Götter“ auf eine Linie geſtellt werden. Es handelt 
fich vielmehr einzig und allein um die Frage, ob bie ſtaatliche Geſetzgebung be» 
rechtigt ift, die Bürgichaften feftzuftellen, welche fie von den Dienern ber Kirche 
in Allem, was das bürgerlide Leben betrifft, fordern muß. 

Nachdem dieſes Recht durch „bie Souveränetät der Gefetgebung” jo eben 
aufs Neue kräftig gewahrt ift, wirb fein Wiberfprudh oder Trotz bie allfeitige 
Durdführung deffelben aufzuhalten vermögen. 

Wenn die Bifchöfe ſich den Gefegen, welche mit dem Ffirchlichen Glauben, 
mit dem Dienft am Worte Gottes und mit der Spenbung der Gnabengaben in 
ber Kirche abjolut Nichts zu thun haben, und welche anberwärts vom Papfte 
ſelbſt anerkannt find, trotdem thatſächlich widerfegen, und wenn durch die noth— 
wendigen Folgen dieſes Widerſpruchs ſchließlich das Firchliche Leben felbft 
vielfach geftört und beeinträchtigt wird, wenn namentlich geiftliche Amtshandlungen, 
wie die Einfegnung von Ehen, weil fie von geſetzwidrig angeftellten Geiftlichen 
vollzogen werben, im bürgerlichen Leben nicht als gültig anerlannt werben, 
fo wird die katholiſche Bevoͤlkerung ſich deshalb an ihre Bifchöfe zu halten haben, 
welche durch bie blinde Unterwerfung unter die Herrſchaftsanſprüche Roms jetzt 
alle die Gefahren für die Kirche felbft heraufbeſchwören helfen, welche fie vor dem 
vaticanifhen Eoncil in klarer Borausficht verkündet, aber auch durch ihre flehent- 
lichen Bitten beim päpftlihen Stuhle nicht abzuwenden vermodt haben. 

Die katholifhe Bevällerung Preußens würbe diefe Gefahren 
und Notbftände der kathohiſchen Kirhe unzweifelhaft noch fleigern, 
wenn fie bei den bevorftebenden Wahlen bie Zahl der ultramone 
tanen Abgeordneten vermehren bülfe, deren ganzes Beftreben 
unter ber Führung Roms aufden Kampf gegen bie Staatsgewalt 
gerichtet ift. 

Wenn die Katholilen Preußens den kirchlichen Frieden und 
eine weitere erjprießlihde Entwidelung der katholiſchen Kirche, 
wie fie von unferen Königen ſtets freubig geförbert worbeniftvon 
Neuem fihern wollen, — fo mögen fie fih davor hüten, Männer 
zu wählen, beren ganze Wirkſamkeit thatfählih zur Zerrüttung 
sin öffentlihen Friedens und zugleich zur Zerrüttung ber Kirde 

rt.“ 


Dezember. Verfahren auf Abjegung des Erzbiihofd von Pofen 
Grafen Ledochowöki. 


39. Don der Keichstagsſeſſinn 18737). 


1873. 12, März. Thronrede Sr. Majeftät des Kaijers. 


„Geehrte Herren! 

Im Namen der verbündeten Regierungen beige Jh Sie zur legten 
Seſſion der Legislaturperiode willkommen. 

Während dreier Seffionen haben Sie in Gemeinfhaft mit dem 
Bıundesrathe eine doppelte Aufgabe zu erfüllen gehabt, die Befeſtigung 
und Ausbildung der durch die Reichsverfaſſung geichaffenen Inftitutionen 
und die Ordnung und Regelung der durch einen großen Krieg herbei— 
eführten außerordentlihen Berhältniffe. In beiden Beziehungen wird 
hre Thätigkeit wiederum in Anjpruch genommen werden, theil3 für den 
Abſchluß der in ihren Grundlagen bereits feftgeftellten, theils für die 
Schöpfung neuer Einrihtungen. — — 

Ein allgemeines Militärgejeg ift in der Berfaffung verheißen 
und durch die Ermweiteruug des deutjchen Heeres zu einer Nothwendigfeit 
eworden. Auf der Grundlage des Gejeges über die Verpflichtung zum 

iegödienfte und der erprobten Einrichtungen der Armee wird e8 der 
Wehrkraft der Nation die Ausbildung fichern, um melde und das Aus: 
land beneidet, und melde die Bürgjchaft dafür bietet, daß Deutjchland 
fi in Frieden der Güter erfreue, die es auf geiftigern und wirthſchaft⸗ 
lihen Gebiete erwirbt. Die Peiftungen, welche vom Yande im Falle eines 
Krieges zu fordern, und die Grundjäge, nad welchen diefe Peiftungen zu 
vergüten find, werden ebenfall$, unter Beachtung der im legten Kriege 
gemachten Erfahrungen, neu und gleihmäßig zu ordnen jein. 

Durch die Berhliife in Ihrer vorlegten Seifion haben Sie die 
äußere Lage der Reihsbeamten günftiger geftaltet. Die Erfahrung 
hat gezeigt, daß die damals von Ihnen — und bereitwillig ge—⸗ 
währten Bewilligungen nicht ausreichen, um das Einkommen der Beamten 
fo zu regeln, mwie das öffentliche Intereſſe es erfordert. Diejelben Er- 
fahrungen erheifchen mit gleicher Dringlichkeit eine Verbefjerung des Ein- 
fommens der Dffiziere und Unteroffiziere, Die günftige Yage der 
Einnahmen des Reichs wird es geftatten, dieſe Zwede ohne Erhöhung 
der Matrifularbeiträge zu erreichen. Um fo mehr vertraue ch, daß den 
Borlagen, welche für diefe Zwede nach erfolgter Zuſtimmung des Bundes» 
rathes Ihnen zugehen werden, Ihre Genehmigung nicht fehlen wird. 


*) Vom 12. März bis zum 20. Mai tagten der Landtag und der Reichstag neben einander. 
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Die in ihrer Grundlage feftgeftellte Neugeftaltung des deutſchen 
Münzweſens fol duch einen Ihnen zugehenden Belegentwurf ihren 
endgültigen Abjchluß erhalten. — 

In Folge der, während Ihrer legten Seffion über die Salzfteuer 
ftattgefundenen Berhandlungen hat der Bundesrath eine eingehende Er: 
örterung der Frage eingeleitet: auf welchem Wege die, bei Aufhebung 
diefer Steuer ausfallende Einnahme andermweit zu beſchaffen fei. Diefe 
Erörterung it ihrem Abſchluß nahe, und es wird ihr Ergebniß einen 
Gegenftand Ihrer Berathung bilden. (Hier folgt der oben mitgetheilte 
Pafjus über die Verhandlungen mit Franfreih, — dann:) 

Die Beziehungen des Reiches zu allen auswärtigen Staaten 
rechtfertigen das volle Vertrauen, mit welchem Ich auf die Erhaltung 
und die ee Befeftigung des Friedens rechne. Diefes Mein Vers 
trauen jchöpft feine volle Berechtigung aus Meinen freundfchaftlichen 
Beziehungen zu den Herrſchern der mädtigen Nahbarreidhe 
Deutſchlands, welche ihre Beitätigung und Kräftigung dur den Be- 
ſuch erhalten haben, der Mir von Seiten der Mir jo nahe befreundeten 
mächtigen Monarchen vor wenig Monaten zu Theil geworden ift. 

Diefe den Frieden verbürgenden Beziehungen zu unferen Nachbarn 
zu pflegen, werde ch fortgefegt als Meine erwünjchte und mit Gottes 
Hülfe erfüllbare Aufgabe anjehen.“ 


Die Dietatur in Eljaf- Lothringen. 


16. Mai. Rede ded Fürften Bismard bei der Berathung der 
Ueberjiht der Verwaltung in den Reichslanden 
in der Sigung des Neichötages. 

(Nach einer Rede des Abg. Windthorft- Meppen.) 

[Die Dictatur und die Sicherheit des Landes; — warum Elſaß— 
Lothringen wieder mit Deutichland vereinigt wurde; — die Stims- 
mungen im Elfaß und die Ultramontanen; — das Woblwollen 
der Regierung.) 

„Der Herr Vorredner hat in Bezug auf die Diktatur und deren 
Schreden einige Gefpenfter heraufbeſchworen, die er, glaube ich, bereit- 
willig wieder entlaffen wird, wie er fie citirt hat, wenn er fich die gejeg- 
liche Page der Sache fo klar macht, wie fie den verbündeten Regierungen 
ift. Die Frage ift gejeglich vollftändig geregelt. 

Am 1. Januar, der uns bevorfteht, hat die Diktatur, in— 
fomweit der Reichstag nicht inzwiſchen etwas Anderes bejchließt, 
ihr Ende, und es ıft die Aufgabe der verbündeten Regie» 
rungen, dem Reichdtage in der Zwifchenzeit eine bereits im 
der Arbeit begriffene und augenblidlih dem Gutachten de3 
Dber-Präfidenten unterliegende Borlage zu madhen, nad 
welcher fie dann felbft entfheiden werden, was an die Stelle 
der jegigen Einrichtung zu treten hat, und in welder Weije 
der Reichstag feine Beiuaniffe demnädft, fei es als eljajjer 
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Landtag gleichzeitig, jei es als Reichstag, ausüben will. Ich 
jelbft fehe diefem Wechſel infomweit mit Hoffnung entgegen, als ich mir 
davon, daß unfere eljaffer Landsleute hier mit und tagen werden, und 
war von Anfang des nächſten Jahres, wie ich hoffe, eine wefentliche Ber- 
— in den gegenſeitigen Beziehungen, eine weſentliche Klärun 
manches Mißverſtändniſſes über deutſche Verhältniſſe verſpreche und — 
ein weſentliches Gegengewicht gegen die Einwirkung derjenigen Elemente 
und Parteien, welche nicht wünſchen, daß dieſe Verhältniſſe zur vollſtän— 
digen Ruhe kommen, 

Die Rede de8 Herrin Windthorft in ihrer ganzen Tendenz war 
gewiß nicht berechnet, den Yandfrieden zu ftören, fie war gewiß nicht dar- 
auf berechnet, den Eljaffern Mißtrauen gegen Deutjchland einzuflößen, 
ih glaube, diefe Abfichten haben dem Herrn Vorredner gänzlich fern ges 
legen — nichts defto weniger befürchte ich, daß Leute, die nicht die Ghre 
haben, ihn perfönlich zu kennen, darüber weniger Har fein werden wie 
ih, und daß das Material, welches er geliefert hat, doch wohl zu Ent- 
———— benutzt werden könnte, Der Herr Redner hat die vorgekommenen 

usweifungen als einen ganz ungeheuren Aft der Gemaltthat der 
dortigen Behörden dargeftellt, für ei ih natürlich verantwortlich bin, 
Ich kann nichts Anderes thun, als die beftehenden Geſetze fo zu hand» 
haben, wie es die mir obliegende Verantwortlichkeit für die Sicherheit 
jenes Landes vor Allem mit fi bringt. — Ich übernehme die Verant- 
wortung für das, was gejchehen ift, abjolut. Wir find dafür verant- 
wortlich, daß dort eben vor allen Dingen die Sicherheit des 
Landes gewahrt wird, und wenn der Herr VBorredner neben den 
Diktaturgeipenftern, die er citirte, nun in der Wirklichkeit uns tadelt 
und angreift, weil wir von den gefeglichen Mitteln zur Erhaltung diefer 
Sicherheit Gebraud) machen, jo kommt mir dieje Klage gerade J naid 
vor, als wenn in der Schlacht der Feind ſagen wollte: ſchießen 
gilt nicht! ES wird auch damit nicht angehalten werden. 

Die Aufgabe, die wir dort durch den Friedensihluß übernommen 
haben, ift ja an umd für fich eine außerordentlich ſchwierige, wir fünnen 
uns ja nicht verhehlen, daß die Bedingung eines konftitutionellen Ver— 
————— nämlich die freiwillige Mitwirkung in verfaſſungsmäßiger 

hätigkeit des Volkes, ſoweit es dazu berufen iſt, dort in dieſem neu er⸗ 
worbenen Lande bisher nur in einem Maße vorhanden iſt, das man unter⸗ 
ſchätzen oder überfchägen kann, aber jedenfall3 nicht in der freudigen Hins 
geung für die Geſammtzwecke, wie wir fie beijpielamweife bei dem Herrn 

orredner zweifello8 vorausjegen. Wir haben ja dort nothmwendig mit 
manden Sympathien für eine zweihundertjährige —— u lämpfen, 
die den Einwohnern manches Ruhmreiche, manches — gebracht 
hat, wir haben die wirklich franzöſiſchen Sympathien im Lande mühſam 
zu überwinden, vor allen Dingen aber dafür zu ſorgen, daß ſie uns die 
materielle Sicherheit Deutſchlands nicht ſchädigen. 

Denn nicht aus Beſitzſucht nach Land und Leuten, auch 
nicht aus dem berechtigten Gefühl, altes Unrecht ſühnen zu 
wollen, was uns vor 200 Jahren geſchehen iſt, ſondern in 
der bittern Nothwendigkeit, uns auf weitere Angriffe eines 
kriegeriſchen Nachbarn gefaßt machen zu müſſen, haben mir 
die Forderung auf Landabtretung, auf Feſtungsabtretung 
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fomweit außgedehnt, wie es geſchehen ift, damit wir ein Bollwerf 
haben, hinter dem wir weitere Angriffe von der Art abhalten können, 
mie fie ſeit 300 Jahren jede Generation in Deutichland erlebt hat. ch 
laube, unter uns Allen ift Niemand, deſſen Vorfahren nicht in jeder 

eneration jeit 300 Jahren in der Page gewefen wären, mit Frankreich 
u fechten, wenn fie überhaupt Soldaten waren. Aljo lediglich die Rück— 
ht auf unfere Sicherheit hat uns — eine Rückſicht, die um ſo be— 
rechtigter iſt, als Frankreich in der Hegel bei feinen Angriffen in Deutſch— 
land bei deſſen früherer Zerriffenheit Bundesgenofjen gefunden hat und 
dadurch ftärfer geworden ift und die Abwehr fchwerer. 

Unfere Aufgabe wird uns außerdem aber wejentlich erfchwert durch 
die Einwirkungen derjenigen Elemente, die auch auf anderen Gebieten des 
Neichs, wo die Aufgabe der Regierung minder jchwierig, minder gefährlich, 
die Folgen minder verhängnißvoll fein können, uns doch an dem vollen 
Bewußtſein des inneren Friedens gehindert, die fonfeffionelle und andere 
Spaltungen unter uns hervorgerufen haben. Es ift ja nichts Neues, 
wenn man die Waffen und Mittel fchildert, mit denen diefe Elemente 
einer Regierung, die nicht nach ihrem Herzen ift, einer nicht-katholiſchen 
Regierung das Regieren katholiſcher Unterthanen erſchwert und uns jo 
die Gewinnung der Sympathien der durch ihre Landesgeſchichte uns 
entfremdeten katholiſchen Unterthanen erſchwert. Bei der großen bewun— 
dernswerthen Einigkeit, die in dem Vorgehen dieſer Elemente herrſcht, 
dürfen wir wohl annehmen, daß in ähnlihen Berhältniffen auch ihre 
Thätigkeit eine ähnliche fein werde. Ich glaube deshalb, von der Sache 
nicht abzujchweifen, wenn ich Ihnen ein Bruchftüd aus einem diplomatifchen 
Bericht mittheile über das Verhalten diefer jelben Elemente in Bezug auf 
die Schwierigkeiten, die zwiſchen der Königlich großbritannifchen Hegier 
rung und ihren irländifchen Unterthanen obwalten. ch vermeide fehr gern 
PVerjönlichkeiten und Jeder kann ja die Analogie ziehen, Jeder wird fi 
danach denfen können, was diejelben Truppen, geleitet von denjelben be— 
fannten und nicht befannten Chefs, unter analogen Berhältniffen im Elſaß 
vielleicht thun könnten. 

E3 wird in diefem diplomatischen Bericht gejagt: 

„Wenngleich die ultramontane Preffe nicht ganz fo weit geht, wie 
die radikalen Blätter, und nicht geradezu offenen Aufruhr predigt, fo 
ift ihr Verhalten auf der andern Seite für die Wohlfahrt des Yandes 
um fo verderblicher. Die Veiter der Ultramontanen willen fehr gut, 
daß eine offene Schilderhebung im gegenwärtigen Augenblid zu feinem 
andern Rejultat führen kann, al3 zu einer vollftändigen Hiederlage 
der Aufftändifchen, ın deren Folge eine Reaktion und eine Beſchränkung 
der ultramontanen Partei, falls diefe am Aufftand betheiligt geweſen, 
zu erwarten fein dürfte. Noch weniger als offener Aufruhr Daß ihnen 
aber eine Verſöhnung der Parteien, Beruhigung des Bolfes und eine 
friedfertige Löjung der irifchen Frage. Die De der Ultramontanen, 
während fie fi) womöglich innerhalb der Grenzen des Gefeges halten, 
fhüren deshalb unaufbörlich im Bolfe, reizen zur Animofität gegen 
den proteftantijchen Theil der Bevölkerung. —“ 

Das ift nun leider aud im Eljaß, noch mehr aber im diesfeitigen 
Lothringen der Fall geweſen, daß gegen die proteftantijchen Mitbürger ber 
ſonders aufgereizt wırd — 
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„Nie fuchen die Achtung vor dem Gefeg und die Autorität der Obrig- 
feit zu untergraben — und indem fie anjcheinend zur Ruhe und mit 
Märtyrermiene zur hriftlihen Duldung der Unbilden ermahnen, fchüren 
fie, befördern Unzufriedenheit und Zwietracht im Volke und fuchen durch 
Entftellung von Thatſachen, Verdrehung und Uebertreibung die alten 
Wunden offen, Haß und Beratung gegen die Regierung rege zu 
halten. Während fie jo da8 arme Volk in Erregung erhalten, haben 
fie, unbefümmert um des Volkes Wohl, nur das einzige Ziel, Roms 
Allmacht, im Auge, juchen fich der Regierung unentbehrlicy zu machen —“ 
das ift num bei uns nicht der Fall; aber in früheren Stadien der Ver: 
ob wurde dies Mittel wohl nicht ohne Erfolg benußt, um der 
egierung wi abzugemwinnen — 
„und ihren Einfluß, ohne der Regierung folide Bortheile zu gewähren, 
jo theuer mie möglich gegen Konzejfionen zu Gunften der Kirche zu 
verfaufen. Gegenwärtig fuchen die ultramontanen Organe das Ver- 
trauen des Volkes in die Gerechtigkeit der Richter zu erfchüttern, und 
unterftügen nach Kräften die neue Home- Rule- Bewegung“ 
die befanntlih auf Trennung Irlands von England hinausgeht. 
ch bin weit entfernt, irgend Jemand perfönlich anzugreifen. Aber 
Sie fünnen wohl glauben, meine Herren, daß ähnliche Mittel von den« 
jelben Kräften unter ähnlichen Umftänden wohl da in Bewegung gejegt 
werden, wo die einheitliche Leitung in einem die Bewunderung der Welt 
erregenden Maße gelichert ift. 

Wenn man aber folhen mächtigen und wirffamen und fo 
fehr gefhidten Kräften gegenüber zu fämpfen hat in einer 
an jih fchwierigen Tage, wo es gilt, altes Unrecht der Ge— 
Ihichte, alte Härten hundertjähriger Kriege zweier benad- 
barten Nationen auszuföhnen und zu [hlihten, wenn wir in 
einer jo fchwierigen Lage find, jo kann man felbft dann, 
wenn in den von der Diktatur gewählten Mitteln der Ber» 
theidigung irgend ein Irrthum, irgend eine verfchiedene Aus: 
legung der Rechte vorgekommen wäre, doc mit den Behörden, 
die in einem folden Kampfe ftehen, nicht fehr fcharf ins Ge— 
richt geben. 

Wir jind entfhlofjen, den Elſäſſern fo wenig mwehe zu 
thbun, wie wir irgend können. Daß das dennoch in vielen Rich— 
tungen nicht ganz wenig fein wird, darliber mache ich mir gar fein 29% 
denn jedes Losreißen von einer langjährigen Angehörigfeit wie bei (jap 
in Bezug auf Frankreich der Fall war, jedes Verwachſen mit neuen fremd» 
artigen Berhältnijfen, hat dergleichen zur Folge. Zweifeln Sie unter Um: 
ftänden an unjerem Geſchick — denn dafür find mindeften® wir norddeut- 
ſchen und namentlich preußifchen Beamten nicht berühmt, in gefchidter 
Weife Freunde zu gewinnen und unangenehme Dinge in liebensmwirdiger 
Weile zu erledigen — aljo zweifeln Sie an unjerem Geſchick, aber 
an unferer Hingebung, an unjerem guten Willen zweifeln Sie nicht; 
an unferem Muth und an dem feiten Entihluß, Allen Gegnern des 
Reichs eine feite Stirn zu zeigen, daran zweifeln Sie nicht!” 
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Die Gefandtichaft des deutfchen Reiches beim Papfte. 


9. Juni. Erklärung des Fürften Bismard bei der Berathung 
des Reichshaushalts 


(gegenüber dem Antrage, den Ausgabenpoſten für die Geſandtſchaft 
beim PBapfte zu ſtreichen). 

„Es ift richtig, daß diefer Poſten, fo lange das Deutfche Reich be- 
fteht, noch nicht faktifch wirffam geworden if. Wir haben darin die Erb- 
fchaft des früheren Norddeutichen Bundes rejp. Preußens in der Budget: 
pofition angetreten. Aber das Fortbeftehen des Poftens möchte ich doch 
nicht ausfchlieglih abhängig machen von der Trage, ob der Papit eine 
Spuveränetät als Pandesherr ausübt oder nicht. 

Wenn mir zurüdbliden in die Geſchichte unferer dortigen Miffion, 
jo finden wir, daß die Gefchäfte, die wir mit dem Papfte ald Souverän 
de8 früheren Kirchenftaates gehabt haben oder die gefchäftlichen Berührungen, 
in welche wir mit dem Papfte al3 Territorialherrn gefommen find, bei 
weitem das geringere Maß der Thätigkeit der Geſandtſchaft in Anſpruch 
genommen haben ım Bergleich mit demjenigen Geſchäften, welche der preu— 
Biihe Staat zur Regelung feiner Beziehungen zur fatholifchen Kirche ge- 
habt hat. Das Bedürfnig, inſoweit e8 hierauf begründet ift, befteht fort, 
wenn auch einftweilen mehr im Prinzip al8 in der Praxis. Wir find 
augenblicklich praftifch dort nicht vertreten. Es hat das Gründe, die ja 
mehr äußerlicher Natur, die in Verbindung ftehen mit der augenblidlichen 
Lage der fonfefjionellen Frage in Deutfhland, und namentlich 
ift das Interejje einftweilen maßgebend und entfheidend, daß 
wir einen Vertreter des Deutſchen Reiches nit der Möglid- 
feit außjegen wollen, in feiner amtlihen Eigenfhaft in Rom 
von amtliher Stelle ber eine Sprade zu hören, die das 
Deutſche Reih amtlih nicht entgegenzunehmen vermag. 

E3 find das aber wandelbare Bedingungen. Es iſt ja nicht noth— 
wendig, daß die Sache des Friedens und der Demuth tet? mit ftolzen 
und zornigen Worten vertreten werde; es kann ja auch darin eine Aen— 
derung eintreten, jo daß auch diefe Verhältniffe behandelt werden in Form 
der üblichen Gebräuche der europätihen Mächte, denn zu einer joldhen 
rechne ich das Oberhaupt einer der großen kirchlichen Gemeinjchaften, von 
welcher ein verhältnigmäßig Feiner Theil auch das Deutjche Reich bewohnt, 
Hein nicht im Berhältniß zur Zahl der evangelifchen Mitbürger, fondern 
zu der Geſammtmaſſe der Angehörigen der fatholifhen Kirche. In diejer 
Hoffnung möchte ich gerne einen Faden, der fich wieder anknüpfen läßt, 
nicht abjchneiden, eine Fühlung, die augenblidlih praktiſch erlojchen ıft, 
doch nicht vollftändig zu den Todten werfen. 

Die verbündeten Regierungen, fo feft fie auch entſchloſſen find, die 
Unabhängigfeit des Reich vor einer jeden ausländischen Gewalt zu wahren, 
fo bereitwillig find fie doch, dahin zu wirken, daß nicht nur die Mehrheit 
der katholischen Deutjchen wie heutzutage, jondern womöglich ſämmtliche fa» 
tholifhen Deutfchen mit ihren a ae und ihren evangelifchen Mit- 
bürgern in Frieden leben mögen. Und ich möchte feines der Mittel miffen, 
die mir für die Zukunft eine Anknüpfung in diefer Beziehung bieten können, 
wenn au nur eine jehr geringe, wie das der Erıftenz eines ftändigen 
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Gejandten — es Fünnen ja da fehr viel bedeutendere und lebendigere 
Beziehungen gedacht werden, als gerade ein ftändiger Gefandter. Kurz, 
ich möchte dieſes ‘Mittel nicht gerne abſchneiden; denn in einem folden 
Konflift, wie er bier vorliegt, ıft es ſehr fchwer, für beide Theile, den 
erften Schritt zu thun zu einer gr Ann beide Theile der Meinung 
find, daß ihnen Unrecht gefchehen fei; die Möglichkeit, einen ſolchen Schritt 
unter veränderten Berhältniffen zu thun, liegt näher, fo lange eine Ber- 
tretung des Deutjchen Reich befteht, und fobald fie Bürgfchaften für 
diejenige Behandlung, für die Sicherheit derjenigen Achtung hat, auf melde 
das Deutjche Reich in feinem diplomatifchen Verkehr überall Anſpruch 
macht; ich kann mir ja fehr wohl denfen, daß die ——— Stelle 
im Budget und deren Benutzung unter Umſtänden einen Weg zur Ver— 
ſtändigung bietet, bei der keiner ſich gerade zu ſagen braucht, er habe den 
erſten Schritt gethan. 

Deshalb möchte ich darum bitten, diefen Weg nicht zu verfchließen, 
wenn ich auch für den Augenblid wenig Soffnung babe, Sr. Majejtät 
dem Kaifer eine Bejegung diefes Poftens in Vorfchlag bringen zu fönnen, 
und das Gehalt mit Wahrjcheinlichkeit, jedenfalls im nächſten Fahre, als 
erjpart verrechnet werden wird.“ 


(Mit Bezug auf Aeußerungen in Betreff der Einwir— 

» fung auf eine fünftige Papftwahl fügte der Reichs— 

kanzler hinzu:) 

„sh habe verfäumt, einen Punkt zu erwähnen, den ich doch nicht 
mit Stillſchweigen übergehen kann. 

Wir mollen uns jeder Einmwirfung auf die Papftwahl enthalten und 
eine ſolche gar nicht verfuchen. Es ift im Intereſſe des öffentlichen Friedens 
mir fehr wünſchenswerth, daß die Bapftwahl, wenn fie eintritt, im Sinne 
der Mäßigung ausfalle, fo daß man dabei nicht gerade die zornige und 
fämpfende Seite der Kirche in den Vordergrund ftelle, wenn man über— 
haupt Verſöhnung will. Aber unjere Aufgabe ift e8 nicht, un mit diefen 
Dingen zu befhäftigen; unfere Aufgabe kann es nur fein, wenn ung ges 
meldet wird, daß eine Papftwahl vollzogen fei, daß wir unfererfeits prüfen, 
ob fie unferer Ueberzeugung nach vollftändig legitim vollaogen fei, jo daß 
der Gemählte nach unferer Anficht berechtigt ift, in Deutihland diejenigen 
Rechte zu üben, die einem römischen Papfte ohne Zweifel zukommen.“ 


Reichs » Prefgejfet. 
29. Mai. Erklärung des Fürften Bismard bei der Berathung 
eines Antrags auf Erlaß eined Preßgeſetzes. 

„Dur die Erflärung des Reichslommiſſars find die Herren benad)- 
richtigt, J gleichzeitig mit der hier ſchwebenden Verhandlung eine über 
denſelben Gegenſtand im Bundesrathe ſtattfindet. Ich gebe zu erwägen, 
ob es nicht die Verſtändigung, die zum Zuſtandekommen eines Preßgeſetzes 


erwünſcht iſt, erſchwert, wenn beide zur eg berufenen Körper⸗ 
haften in der Art parallel verhandeln, daß hier der eine feine Ent— 
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fhliegungen feftlegt, während der andere noch in dem Stadium der 
ne ift, welches ihm das autoritative Mitreden noch nicht einmal 

eſtattet. 

Der Antrag der preußiſchen Regierung iſt erſt heute an den Bundes- 
rath gelangt. 3 bedaure, daß das nicht früher der Fall gemejen ift, 
ed find aber die Berhandlungen im preußifchen Staats» Minifterium, die 
der Stellung diefed Antrages vorhergehen mußten, eben nicht früher zum 
Abſchluß gelangt. Wenn nun jegt mit der zweiten Berathung voranges 
angen wird, vielleicht auch mit der dritten, während der Bundesrath 
Feinerfeit8, wie ich hoffe, mit möglichfter Bejchleunigung die Sache beräth, 
jo wird al8dann der Bundesrath hier immer noch nicht in der Yage fein, 
durch feine Mitglieder und Vertreter eine beftimmte Erklärung, die auf 
Beihlüffen des Bundesrathes beruht, abgeben zu können. Wenn Sie ihm 
aber jo meit Zeit laſſen, daß wenigſtens der Inhalt der Vorlagen be- 
fannt ift, daß der Reichstag und feine Deitglieder fih in der Beziehung 
ein Urtheil über die Tendenz des preußifchen Antrages haben bilden 
fünnen, wenn Sie dem Reichdtag Zeit laſſen, ſich in — Beſchlüſſen, 
was ja ſelbſt in kürzerer Zeit wie in 14 Tagen ſehr wohl geſchehen kann, 
ſo weit zu entwickeln, daß er Ihren Berathungen zu —* und ſich an 
denſelben in einer weſentlich anderen Weiſe als in dem Ausſprechen der 
perſönlichen Anſicht eines Einzelnen zu betheiligen vermag, — dann, meine 
ich, werden wir leichter zur Verſtändigung gelangen, als wenn der Reichs— 
tag vorher hier feine Vota feitlegt. 

Ich glaube daher, daß es im "Intereffe der Sache liegt, daß der 
Reichstag auf die Verhandlung der Preßfrage in diefer Seffion nicht ganz 
verzichtet, aber doch fich fo viel Zeit mit derfelben läßt, die an der wahr- 
fcheinlihen Daner der Sigung noch nachgelaffen werden kann, ohne daß 
die Zeit der definitiven Bejchlußnahme, die dabei übrig bleibt, ſchon voll» 
ftändig beſchränkt wird. 

Ih babe den fehr lebhaften Wunſch, dag ein Preßgeſetz 
zu Stande fommt und zwar nod in diefer Sejjion. Die Ber- 
mwirflihung —— Wunſches hängt einigermaßen davon ab, 
ob ich bei der Durchführung —8 Entwurfes den Beiſtand 
im Reichstage finde oder nicht. 

Der Vorredner hat die Anſicht ausgeſprochen, daß, wenn die Regie— 
rungen überhaupt zu einer Anſicht über ein Preßgeſetz kommen wollten, 
ſo hätte dies ſchon vor drei bis vier Wochen geſchehen können, und wenn 
es vor drei bis vier Wochen nicht geſchehen iſt, ſo werde es auch jetzt 
nicht geſchehen. Ja, meine Herren, ich glaube, Sie beurtheilen die —* 
wicklung der Geſchäfte in den miniſteriellen Stadien doch idealiſcher, als 
ſie in der That iſt. Die Geſchäfte entwickeln ſich in derſelben Weiſe, wie 
im Reichstage aus den Verſtändigungen verſchiedener Fraktionen, aus der 
gene. die durch verjchiedene Amendements bewirkt wird, von denen 
Eines dem Anderen entgegenfommt, jo find auch unter den Dliniftern und 
Regierungen Meinungsverjchiedenheiten und Ausgleihungen. 

Der erfte Eindrud des jet Ihnen vorliegenden Preßgejeges war, 
glaube ich, bei der Mehrzahl aller Regierungen: Dieſes Gefeg geht fo 
weit in feinen Anſprüchen, daß wir darauf in feiner Weiſe eingehen können 
und mollen. Diefe Anficht habe ich meinerjeit8 befämpft. 

Der Antrag ift eben ein Vorſchlag und aus Vorſchlag und Gegen» 

Furſt Bismard. II. 38 
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vorfchlag entfteht zulegt ein Geſetz. Daß dieſer Vorſchlag fo weit aufer- 
halb der gouvernementalen Möglichkeiten, wie fie den Wegierungen vor: 
ichwebten, gewählt ift, daß bedingt nicht, daß er jo nothmwendig durch den, 
Neihstag geht, namentlih wenn eine gemeinjame Arbeit des Peichstages 
und der Negierungen eintritt. 

Dieje Hrbeit num, die erforderlih war, um die Berftändigung fo 
weit zu bringen, daß ſchließlich anftatt der Vorlage eines Reichsgeſetzes 
doch ein preußischer Antrag gebracht werden Fonnte, hat allerdings einige 
Wochen in Anfprucd genommen; fie hat mitunter über ähnliche Verhält— 
niffe fchon einige Jahre in Anſpruch genommen und ift in Ermangeluug 
ftärferen Drudes erfolglos geblieben. Es hat über Preßvorlagen eine 
Verftändigung bi! zur Reife nicht ftattgefunden. 

Ich ergreife num fehr gern in ſolchen Materien, wo mir eine Geſetz— 
gebung erwünfcht ift, den Ball, der mir entgegengeworfen wird, von welcher 
Seite es fein mag, nmamentlih aber von der jo ſehr und jo gleichmäßig 
fompetenten des Reichstags. Meine Bitte, die Sache zu vertagen, ift von 
meinem aufrichtigen, perjönlichen Wunjche, zu einer Verftändigung zu ges 
langen, ausgegangen, inden ich mit Bejtimmtheit vorausfehe, daß die 
Beichlüffe des Reichstags und des Bundesraths nicht jo übereinjtimmen 
werden, daß fi) von Haus aus ein Geſetz daraus machen läßt, wenn 
Sie jest allein vorgehen, ohne daß der Bundesrath zu einer förmlichen 
Unterhandlung mit Ihnen im Stande ift. Iſt dies aber nicht der Fall, 
dann wird ja noch immer eine Rückverhandlung, eine Riüdantwort vom 
Bundesrathe nothwendig fein und Sie werden dann noch eine jehr viel 
längere Zeit in Anfprun nehmen müſſen, als vorhin die in Ausficht ges 
jtellten wenigen Wochen. Die einzige Hoffnung auf ein Zuftandebringen 
des von mir gemünfchten Gejetes in diefer Seflion beruht nach meiner 
perfönlihen Schägung darauf, dag Sie den Bundesrath den Vorfprung, 
den Sie in der Berathung gewonnen haben, erft einholen laffen und daß 
hier gewiſſermaßen eine gemeinjchaftlihe Berathuug in fo mweit ftattfinde, 
daß man vielleicht in vierzehn Tagen die Ueberzeugung gewinnt, daß eine 
Einigung zwiſchen beiden Körperichaften möglich oder nicht möglich ift. 
Iſt fie nicht möglih, dann ift e8 ja gar nicht nothwendig, daß wir uns 
weiter damit abquälen, das würde ja dann nur die Sorge einer länger 
andauernden Sigung verftärfen und vermehren.“ 


In Folge diefer Erklärungen ded Neichöfanzlers beſchloß 
der Reichstag die einjtweilige Ausjegung der Berathung 
über den geitellten Antrag. 


16. Juni. Weitere Erklärungen des Fürften Bismarck bei der Be- 
rathung über den wieder aufgenommenen Antrag im Reichstage. 


Die Regierung und die Volksrechte. 


(Gegenüber einer Aeußerung des Abg. Lasker, daß es fih um Anträge banbele, 
„in denen einmal auch von Rechten des Bolfes die Rede fei.“) 

„Ih habe lange in Zeiten gelebt, wo Jeder, der etwas vorzubringen 

hatte, was gerade jeiner Stellung, feinem Bedürfniß, feinen politiſchen 
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Anſichten entiprah, ſich ausfhlieglih die Stellung als Volksvertreter 
und als Bolf vindizirte. Vollksvertreter find alle Herren, die hier figen, 
und zum Bolfe gehören wir Alle, ich habe auch Volfsrechte, zum Bolfe ge— 
hört aud Se. Majeftät der Kaifer; wir Alle find das Volk, nicht die Herren, 
die gewiſſe alte traditionell liberal genannte und nicht immer liberal jeiende 
Anjprüche vertreten. Das verbitte ih mir, den Namen Volt als Bor- 
recht für eine Partei im Anfpruch zu nehmen und mid davon auszu— 
ſchließen. 

Der Herr Vorredner hat in einer rein ſachlichen Debatte eine zwie— 
ſpältige Stellung, eine Unterſcheidung zwiſchen Regierung und 
Volk, zwiſchen Regierungsrechten und Volksrechten hervor— 
gehoben. Es war ein Anklang an vergangene Zeiten darin. Ich ſehe nicht 
ein, warum die einen Geſetze gerade das Verdienſt haben ſollen, Volks— 
rechte zu betreffen, und die anderen nicht. Ich bleibe dabei, wir 
ſind Alle Volk, und die Regierungen mit, und ich brauche mir 
nicht gefallen zu laſſen, daß zu meinem Nachtheile aus dem Volle in 
ſeiner Maſſe die Regierungen ausgeſchieden werden. Der Herr Vorredner 
hat geſagt: nachdem ſo viele Finanzgeſetze berathen ſind — alſo nachdem 
wir der Regierung ſo viele Summen bewilligt haben — hätten wir uns 
wohl auch mit den Bolfsrechten beſchäftigen können. Wie? Sind denn 
die Finanzgejege Feine Volksgeſetze? Ja, wenn fie e8 nicht wären, 
fo hätten & Unreht gethan, diefelben zu bemilligen! Iſt die Ber- 
theidigung des deutſchen Bodens fein Volksrecht? Iſt die 
Herftellung und Sicherung von Feftungen gegen feindlichen 
Ueberfall des Yandes fein Bollsreht? Iſt das Budgetredt, 
das geordnete finanzielle Zuftände im Deutſchen Reiche her- 
beiführen joll, fein Volksrecht? Dder wollten Sie blos die Angriffs- 
maffen gegen die Regierung, das belagernde Element, wenn ich jo jagen 
foll, gegen den jedesmaligen Stand der Regierung, für ſich als Volksrechte 
pindiziren? Das, meine Herren, wäre eine Scheidung, die eine Fäljchung 
der Situation fein würde, die ich nicht acceptiren kann, weil wir dabei 
anz und gar zu kurz kämen. Dieje Andeutung, für ſich allein und für 
* ſpeziellen Beſtrebungen etwas Volksthümliches im öffentlichen Ein— 
drucke herzuſtellen und für die Regierungsbeſtrebungen demnächſt etwas 
Volksfeindliches oder dem Volke Gleichgültiges, — meine Herren, es iſt 
eine ſubverſive Tendenz, die darin liegt, und die ich allerdings von dem 
Herrn Abgeordneten, von der Fraktion, der er angehört, von feiner bis» 
berigen Theilnahme an der Gründung und Befeftigung des Reichs im 
feiner Weiſe erwartet habe, und die mich allerdings verlegt, indem ich 
mich diefem Ausgejchlofjenjein vom Volke, wie e8 in den Worten de3 
Herrn Rednerd angedeutet lag, unmöglich unterwerfen kann.“ 


Die Pfliht der Regierung in Bezug auf die 
Preßfreibeit. 

„Der Herr Borredner hebt mit Recht die Berdienfte der Brefie, 
menigftens eines großen Theils der Prefje, hervor, die fie fich erworben 
habe. Jede Sache hat aber ihre zwei Seiten, und fo auch diefe. Aber 
es giebt in der Bevölkerung und in dem Gefammtvolfe eine Menge vers 
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ſchiedener Schattirungen von Anfichten, von Intereffen und Ueberzeugungen. 
Es giebt vielleicht 100,000 Leute, die ein direktes Intereſſe haben, die 
eine —— daran haben, wenn die Preſſe ſo unabhängig, ſo frei und 
ſo bequem wie möglich, geſtellt wird. Es giebt aber vielleicht ſehr 
piel mehr wie 100,000 Leute noch, die dieſes Intereſſe nicht 
haben, die der weiteren freieren Entwickelung der Preſſe mit 
einer gewiſſen Sorge entgegenſehen. Die Einen wie die Anderen 
haben das Recht, berückſichtigt zu werden, und haben das Recht, ihre 
Ueberzeugung in Geſetzesvorſchlägen auszudrücken; die Regierung hat 
nebenher die Pflicht, die andere Seite der Sache auch zu be— 
rückſichtigen und die Regierten in die Lage zu bringen, daß 
ſie ſich entſcheiden können für das eine oder andere Syſtem, 
und daß fie bei den Wahlen ſich dahin ausſprechen können, 
welche Auffafjung dem einzelnen Wähler gerade die ent- 
ſprechendſte ift. Aber ich möchte doch bitten nicht von Haufe aus es 
als Glaubensjag aufzuftellen: für unbefchränfte Preſſe ift Tugend und 
dage 3° ift Lafter, und mit einer Art von zornigem agieren 
jede Sorge der Regierungen, auch diejenigen Leute, die anderer Meinung 
find, zu berüdfichtigen und zu fügen, mit zornigem Verdammungsurtheil, 
fage ıh, zu brandmarfen, al8 wenn das ein Attentat gegen ein Volks— 
recht wäre. ch ſehe in den Fragen, biß zu welchem Maaße einerjeits 
die Freiheit der Preffe entwidelt, biß zu welchem Maaße die Freiheit 
der Preſſe geſchützt werden foll, biß zu welchen Maaße andererſeits die 
durch die drefte Angegriffenen ihrerfeits efchügt werden follen, feine 
Ihlimmeren Fragen als in den Fragen, ob Schußzölle oder Freihandel 
oder etwa mehr oder weniger. Das findet auch auf die Prefje Anwendung. 
Da wollen wir doch nicht gleich gegenfeitig den Vorwurf machen, als ob 
e3 jchimpflih und verächtlich wäre, im diefen Fragen etwas mehr links 
oder recht3 zu gehen und als ob Ruhm, Ehre und Tugend lediglich auf 
der einen Seite, der unbefchränften Freiheit der Preffe, und Lafter auf 
der anderen lägen. E8 giebt eine Menge Leute, die anderer 
Anfiht find, und das wird fich bei den Wahlen vielleicht 
zeigen. 
Ob der Preßgejegentwurf, welcher jegt der Berathung des Bundes: 
raths unterliegt, (mie behauptet worden) im Reichſtage nur auf 12 Stimmen 
u rechnen hat, das ift einerlei. Es giebt Situationen, wo e3 für die 
egierung gar nicht darauf ankommt, einen beftimmten Erfolg zu haben, 
fondern wo es nur darauf anflommt, vor den Wahlen eine Quittung, 
eine Erklärung nad allen Seiten zu haben, nach welcher die Wähler ſich 
rihten fünnen. Mir ift e8 durchaus nicht willfommen, ich fuche einen 
Kampf mwahrlid nicht, aber neutral bleibe ich nicht, und ftillfchweigend 
zuzujehben, wenn es fih um die Intereſſen des Landes handelt, ift 
nicht meine Aufgabe. — Ich bin mir der Pflicht, die verbündeten Re— 
ierungeu zu vertreten, wohl bewußt und ich bin niemals hinreichend 
elle und träge gemefen — trog meiner ſchwachen Gejundheit, 
— um davor zurüdzufchreden.“ 
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Die beite Seffionszeit für den Reichstag. 


16. Juni. Erklärung ded Fürften Bismard in Bezug auf die 
Anträge wegen Berlegung der Reichstagsſeſſion. 


„Meine Herren! Ich habe nicht den Beruf, mich in eine Debatte ein- 
zumifchen, die eigentlich nur darum fich handelt, die Wünfche des Reichs— 
tages feftzuftellen. Die Berufung ift eines derjenigen Rechte, die Sr. Ma- 
ieftät dem Kaifer zuftehen, ein Mecht, welches aber gerne fo gelibt werden 
wird, wie es den gefeggebenden Körperjchaften und namentlich dem Reichs- 
tag bequem ift. Ich wage auch nicht das Feld der Kritik über die Frage 
zu betreten, inwieweit der Reichstag durch feine Gefchäftsordnung und 
durch die Art feiner Verhandlungen Frinerfeits dazu beitragen könnte, eine 
bequemere Zeit zu ermöglichen, vielleicht die Berhandlungen >. ⸗ 
kürzen; das liegt — meines Berufs. Eine ————— der Be⸗ 
ſchlußunfähigkeit, glaube ich, würde eher dahin wirken, die Vollzähligkeit 
des Reichstages ficherer zu ftellen, als fie bisher ift; wenigſtens wenn 
wir nach dem Beiſpiele Englands und richten, wo 40 Mitglieder in der 
Lage find, gültige Befchlüffe zu faffen, mo alfo Jeder fich getrieben fühlt, 
zu erjcheinen, damit etwa nicht die Vierzig, deren Zujammenfegung er 
nicht kennt, hinter dem Rüden der Anderen Beſchlüſſe faffen, deren Legalität 
nachher nicht mehr anfechtbar ift. 

Was die Wahl der Zeit betrifft, fo fann ich nur fo viel aus: 
fprehen, daß ich die bisher wejentlih aus Gefälligfeit für die 
Einzellandtage gewählte Zeit nicht für die richtige halte. Wir 
fommen in jedem Fahre in die unangenehme Yage, daß wir nicht fertig 
find mit unjeren Arbeiten, wenn die Jahreszeit und die Sonnenjtrahlen 
mahnen, Berlin zu verlafien. 

Daß die jegige Zeit eine unrichtig gewählte ift und daß der 
Reichstag zwiſchen den ſämmtlichen parlamentarifhen Körperichaften in 
diefer Beziehung als eine Art von Ajchenbrödel behandelt ijt, dem zus 
gefchoben wird, was der Landtag nit mag — das ift eine Ein— 
rihtung, der ich mich, wenigftens fo weit mein Einfluß reicht, 
nicht länger füge; es leidet meines Erachtens darunter aud 
die nationale reihsmäßige Entwidelung, wenn die einzelnen 
Länder und Landtage fi gewöhnen, die Reichs-Einrichtungen 
als ein Zugehör ihrer PBartifular-Einrihtungen zu betradten, 
menn Sie —* nicht an den Gedanken gewöhnen, daß das Reich 
kein Anbau an das Gebäude der Einzelſtaaten iſt, ſondern 
daß es die umfaſſende Wölbung iſt, unter der die einzelnen 
Staaten in ihrer Geſammtheit wohnen und die zu pflegen 
die Aufgabe Aller iſt. Meines Erachtens hat das Reich das Recht, 
ſich diejenige Zeit zu wählen, die überhaupt für parlamentarifche Ver— 
fammlungen in hin Städten die geeignetjte ift. Das iſt der Winter. 
Welhen Theil des Winterd man dazu wählen will, für welchen Theil 
des Winters die Wünfche in diefer Verfammlung und im Bundesrathe 
fi) vorzugsweiſe entfcheiden, das laſſe ich dahin geftellt. 

In diefem Jahre habe ich, während der preußifche Yandtag hier faß, 
vielfach darauf gedrängt, daß der Reichstag früh gemug berufen wurde, 
und ich habe, da ich nicht der Meinung bin, daß der Reichstag ganz rüd- 
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ſichtslos gegen die Landtage verfahren fol, Anftand genommen, Sr. Ma- 
jeftät dem Kaiſer zu rathen, daß dies früher geſchah, als es geichehen 
ift, meil von Seiten der Vertreter der Einzelftaaten der entgegengejegte 
Wunſch fehr ftarf accentuirt wurde. Aber wenn wir auch rechtzeitig zus 
fammenberufen waren, fo war es doch bei der heutigen Einrichtung in 
der That nicht möglich, zu der Zeit die nothwendigen Vorlagen in hin- 
reihendem Maaße fertig zu ftellen. Das Budget fann nicht wohl 
früher aufgeftellt werden, als nah Einjicht der Abſchlüſſe 
des Borjahres, nahdem man ein einigermaßen fiheres Urtheil über 
die Rejultate des Vorjahres gewonnen hat, was befanntlih faum unter 
3 Monaten nah Abſchluß des vorigen Jahres möglich if. Man würde 
alfo, wenn man in der Zeit der Zufammenfunft andere Einrichtungen 
trifft, vielleicht auch andere Einrichtungen im Beginn des Budget- 
jahres treffen müſſen, man würde es vielleicht um 3 Monate zu ver: 
legen haben, was feine Schwierigkeit hat und viele Arbeit erfordert, aber 
doch nicht jo viele Schwierigkeiten, wie von denjenigen behauptet wird, 
denen die Arbeiten zur Laſt fallen, die damit verbunden find. Aus— 
führbar ift die Maßregel auh nah dem von mir eingebolten 
Zeugniffe des preußifchen Herrn Finanz-Minifters, der ja die 
umfaſſendſte Arbeit dabei haben würde, jehr wohl, wenn e8 auch mit 
erheblichen Arbeiten verfnüpft wäre. 

Ich fann für meine Stellung zur Sade als Reichskanzler 
nur die Erklärung geben, daß wir die Wünfche des Reichs— 
tages im Bundesrathe jorgfältig erwägen und daß ich deren 
DBerüdfihtigung Sr. Majeftät dem Kaifer aufs Dringlichſte 
und, mie ih glaube, mit Erfolg anrathen werde, daß aber, 
wenn wir mit den Wünfchen des Reichstages, auf deſſen Kon- 
venienz ich ja gerne Rüdficht nehme, einig find, feine Rüd- 
fiht auf irgend eine partifulare Berfajfungsbeftimmung 
mich abhalten wird, Sr. Majeität dem Kaifer zu rathen, zu 
der Zeit, über die wir einig find, den Reichstag zu berufen. 
Mögen die Partifularverfajjungen in der Richtung geändert 
werden, wenn es nöthig ift! Das ift eine Aufforderung, die 
näher liegt, als daß die Inftitutionen des Reiches fich beugen 
follen unter die Bedürfnijfe der einzelnen Staaten.“ 


Der Eintritt Eljaß-Lothringens in das deutjche Ver: 
fafjungsleben. 


SGejegentwurf wegen Einführung der Verfaſſung des 
deutihen Reiches in Eljaß= Lothringen im Wejentlichen 
folgenden Inhalts: 


„Die Berfaifung bes Deutſchen Reiches ſoll in Eljah- Lothringen 
vom 1. Januar 1874 in Wirkſamkeit treten; — das Gebiet des Reichs— 
landes Eljaß-Fothringen tritt jomit dem in der Berfaffung bezeichneten Bundes» 
gebiete zu; — in Eljaß-Lothringen werden bis auf Weiteres funfzehn Ab- 
an zum Deutihen Reichstage gewählt; — das Wahlgejeg für 

n Deutſchen Reichstag tritt zu dem genannten Zeitpunkt in Kraft; (für Elſaß— 
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Lothringer, welche fih für die franzöſiſche Nationalität erflärt baben, 
aber nicht ausgewandert find, rubt die Berechtigung zum Wählen und zur Wähl— 
barkeit jo lange, als fie jene Erflärung vor ber zuftändigen Behörde nicht aus- 
drüdlich zurüdgenommen haben.) 

Auh nah Einführung der Verfaffung und bis zu anderweiter gejetlicher 
Regelung kann ber Kailer unter Zuftimmung des Bundesrathes, während ber 
Reichstag nicht verfammelt ift, Verordnungen mit gejetlicher Kraft erlaffen. Die» 
jeiben dürfen Nichts beftimmen, was ber Verfaffung oder den in Elſaß-Lothringen 
geltenden Reichsgeſetzen zumiter ift und fich nicht auf ſolche Angelegenbeiten be— 
zieben, in welchen die Auftimmung des NReichötages erforberlih it. Solche Ber- 
orbnungen find dem Neichstage bei deffen nächſtem Zufammentritt zur Genebmi- 
gung vorzulegen. Sie treten außer Kraft, jobald die Genehmigung verfagt wird.“ 


Erklärung des Direftord der Berwaltung Elſaß-Lothringens 
Wirklichen Geheimen Ober⸗Regierungs-Raths Herzog: 


„Die Neichsregierung babe fich nicht verborgen, daß die Gewährung aller 
deutſchen Staatsbürgerrehte an die Elfäffer in gewiffer Weife ein Wagnif jet. 
Es fehle jeder Anbalt, in welchem Sinne diejelben von dem Wahhedht Gebraud 
machen, welche Abgeordneten fie in den Reichstag jchiden werden. Aber mögen 
die Wahlen ausfallen wie fie wollen, die Regierung jei dennoch ter Auficht, Daß 
bie Betbeiligung der Eljäfier an dem politijhen Yeben Deutſch— 
lands das beſte Mittel fei, fie geiftig am ſchnellſten wieder zu uns 
berüberzuzieben. In Betreff der Ausichliefung derjenigen Elſaß-Lothringer, 
welche für Frankreich optirt haben, vom Wahlrecht, erklärte der Vertieter der Re- 
gierung: Der bei weiten gıößte Theil der jogenannten Optionserklärungen jei 
abgegeben worben, obne daß damit die Abficht der wirklichen Auswanderung vers 
bunden war. Es laſſe fih dies aus der Thatjadhe ableiten, daß von etwa 
160,000 Optanten nur etwa 40,000 oder 25 Prozent ausgewandert jeien. Der 
überwiegende Theil gab die Erflärung ab, um thatſächlich des Schuges und des 
Vorrechtes der deutihen Staatsbürger zu genießen, zugleich aber ein Zeugniß zu 
baben, das bei einem eintretenten Umſchwung jeinen franzöfifhen PBatriotismus 
documentirte. ine ſolche Zwiefältigfeit der nationalen Zugehörigkeit befähige 
nicht zur Ausübung des böchiten politifchen Ehrenrechts im Deutſchen Reich, weil 
bejorgt werden müſſe, daß Diejenigen, die fih für Franzoſen halten, wenn fie 
von dem MWahlrechte Gebrauch machen, es nicht gerade zur Förderung deutſcher 
Intereffen ausüben würden. Und wenn man fonft mit völligem Gleichmuth er- 
warten dürfe, welcher politifchen Partei die elſäſſiſchen Abgeordneten angehören 
werben, jo wäre e8 doch nicht paffenb und zuträglich, eine franzöfiihe Fraktion 
in tem Neichstage zu ſehen. Das befte und einfachfte Mittel, die Verbältniffe 
Har zu fielen, jei das in Vorſchlag gebrachte, es den Betbeiligten zu überlaffen, 
durch Zurücknahme ihrer früheren Erklärung den Zweifel, ob fie ſich als beutjche 
Reichsangebörige betrachten oder nicht, zu befeitigen. Die Reichsregierung bes 
trachte die Vorlage als einen bedeutfamen Fortſchritt.“ 


16. Juni. Erflärung des Fürften Bismard: 


„Die Einrihtung, wonad der Reichstag zugleich auch der Yandtag 
für die befonderen Angelegenheiten Eljaß- Lothringen ſei, könne nur eine 
einftweilige fein, aus welcher die Regierung in Uebereinftimmung mit dem 
Reichstage herauszulommen hoffe, wenn erjt die elſäſſiſch-lothringiſchen 
Abgeordneten im Reichstage figen und an der Berathung ſich Er 
Den ganzen Reichstag fortgefegt zur Vertretung eine Yandes von 1", Mil: 
lionen Einwohnern in in a zu nehmen, dazu fei die Zeit des Reichs— 
tages zu foftbar. Was aber die einftweilige Befugnig des Bundesrathes zur 
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Geſetzgebung betreffe, jo müſſe derjelbe da8 Vertrauen in Anfprud nehmen, 
daß er die ihm proviſoriſch amzuvertrauende Einwirkung auf die Geſetz— 
gebung in den Zmifchenzeiten nicht mißbrauchen werde, daß er fich mit 
dem Reichstag, ohne den er die politifche Thätigfeit ja nicht einfeitig fort 
fegen könne, nicht in Widerfpruch fege, daß die verbiindeten Regierungen 
fih dem nicht ausfegen, daß ihre Gefammtbehandlung der Gefeggebung in 
der Zwiſchenzeit, ſowie der Reichstag mieder zufammentritt, aus dem 
Gefichtspunfte beurtheilt wird: „Wie Habt ihr mur dergleichen thun 
fönnen, nachdem euch die Anfichten des ReichStages befannt waren,“ jondern 
dag man forgfältig erwägen mwerde, was man nachher vor dem Reichstag 
werde rechtfertigen können. Es handele ſich um ein Gefeg über ein neues 
Proviforium; in diefer Beziehung möge man den verbündeten Regierungen 
und ihren Organen das Bertrauen gewähren, welches ihnen in anderen 
ebenfo wichtigen Angelegenheiten nicht verjagt worden ijt.“ 


[Der Entwurf wurde unter Weglaffung der oben ein- 
gellammerten Beitimmung in Betreff der Optanten an- 
genommen. ] 


Freundſchafts- und Handel3-Bertrag mit Perfien (ab- 
geihlofjen während der Anweſenheit de Shah von 
Perjien in Berlin). 

22. Juni. Aeußerung ded Fürften Bismard im Reichstage. 


„Aus dem Beftimmungen des Vertrags geht hervor, wie die Be— 
ziehungen zwiſchen PBerfien und Deutichland Keime der Belebung in ſich 
tragen, die wir früher bei der Befprehung der Frage, ob dort eine Ver— 
tretung des Deutfchen Reiches eingeführt werden Site, niht in dem 
Maße zu erkennen vermocdten. Der Bertrag enthält nicht blos Beſtim— 
mungen über die Handelsbeziehungen, er enthält aud einige Andeutungen 
über die politifchen Beziehungen Berfiens zum Auslande jomohl der Ges 

enmwart, wie der Zukunft. Es zeigt diefer Umftand an, daß in der neuften 
ge die gegenfeitigen Beziehungen der Nationen auch die entfernteften 
änder der Welt mehr und mehr umfaffen und auch zmifchen diejen fich 
u beleben beginnen, jo daß es ja nicht unmöglich ift, daß wir aud in 
jenen Gegenden, ich will nicht jagen direkte, politische Interefien bekommen, — 
wir fuchen und fo viel wie möglich von folden, die fi) uns nicht von 
ſelbſt aufdrängen im Auslande, fern zu halten, — aber e3 ift doch möglich, 
daß die Berhältniffe in jenen Gegenden, fei e8 durch diefen Handeläver- 
trag, fei e8 durch die politifhe Entwidelung Afiens, eine höhere Bedeutung 
auch für unfere Intereffen annehmen, wie bisher, jo daß es uns vielleicht 
wichtig wird, über die dortigen Vorgänge genauer und direkter jederzeit 
unterrichtet zu fein, wie es bisher der Fall gemwejen ift. Ich möchte da- 
ber das Sobe Haus bitten, bei Beſprechung diefes Vertrages vielleicht 
auch zugleid die Frage, die Sie mehrmald vorübergehend bejchäftigt hat, 
wiederum ins Auge zu faflen, ob es fich empfiehlt, eine diplomatijche ge= 
enfeitige Vertretung zwifchen Perſien und dem neuen Reiche einzurichten. 
on perjifcher Seite wird, wie ich mich bei Anmefenheit Sr. Majeftät 
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des Schah3 hier habe überzeugen können, die Herftellung einer folchen 
Verbindung lebhaft — und es iſt in Ausſicht geftell worden, daß 
von dort möglihft bald, ohne fpezielle Friftbeftimmungen, eine perfifche 
Gefandtihaft bier eintreffen und bei dem Kaijerlihen Hofe alkreditirt 
werden würde.“ 


Errichtung des Reichs -Eijenbahnamtes. 


Juni. Weußerungen ded Fürften Bismarck bei der Berathung 
im NReichötage. 


„Nach dem Artikel 17 der Berfaffung liegt Sr. Majeftät dem Kaifer 
die Ueberwachung der Ausführung der Bundesgefege ob, und für die Art, 
wie fie erfolgt, iſt nach demjelben Artikel der Reichskanzler verantwortlich. 
Die Berfaffung gehört wohl in erfter Pinie und vor Allem zu den Bundes- 

ejegen, deren Ausführung verlangt werden darf und überwacht werden 
oll, und wenn nun feit Jahren einer der bedeutendften und für den Ver— 
fehr, für die öffentliche Wohlfahrt, für das Wohlbefinden des Publikums 
wichtigften Abjchnitte eine Ausführung jo gut wie gar nicht gefunden hat, 
fo laftet dies wie ein im Schuldbud) offenftehender Boften AR dem Reichs⸗ 
fanzler, der den Anftoß zu geben haben würde, 

Es iſt mir bisher troß meiner Ueberzeugung von diejer obliegenden 
Pfliht und trog meiner Anftrengungen bei der vielfach durch Krankheit 
durchbrochenen Thätigfeit nicht gelungen, der Erfüllung der mir geftellten 
Aufgabe näher zu treten, und fetbt die ſtarken Mahnungen, die von 
Seiten des Neihötages an mich früher gelangt find, haben mir die nö— 
thige Unterlage nicht gegeben, der ich bedurfte, um eine Vorlage der Re— 
gierung zu Stande zu bringen. Ich hoffe, daß die Hindernifje, die bisher 
obmalteten, gehoben fein werden, denn ich weiß, daß der jegige Herr Han— 
del8-Minifter in Preußen mit mir vollftändig einverftanden darüber ift, 
wenn ich ſage, daß ich diefen Antrag freudig, wie man langerfehnte Hülfg- 
truppen begrüßt, meinerfeit3 begrüße. Ich bin feft entichlojfen, jo meit 
mein amtlicher und mein perfönlicher Einfluß reicht, dem Antrag zur 
Seite zu ftehen, und bin den Herren — ————— weſentlich dankbar, 
wenn mir helfen, mein ſchwerbelaſtetes, fanzleriiches Gewiſſen durch 
Ausführung dieſes Antrages zu erleichtern. — — 

— — Was uns fehlt, um den in der Verfaſſung vorhandenen Be— 
ftimmungen Nahdrudf zu geben — das ift die Berechtigung zu einer Exe— 
futive, zu einer — ſich meinethalben in den engften Grenzen bewegenden 
Strafgewalt. Wenn bisher Etwas paffirte, was mit den Verfaſſungsbe— 
ftimmungen im Widerjpruch fteht, fo hatte die Reichsbehörde feine weitere 
Möglichkeit, als an die betreffende Staatsregierung zu fchreiben und ihr 
auseinanderzufegen: im deinem Gebiete finden die Ei die Unregelmäßig- 
feiten in dem Eijenbahnbetriebe ftatt, du würdeſt der Reichsverfaſſung 
entjprehen und uns und dem Bublitum einen Gefallen thun, wenn du 
auf Abhülfe hinmwirken mwollteft. Damit ift in der Regel die Sache todt; 
die Regierung antwortet, die Sache kommt auf den Schreibeweg und wird 
eben nur von den Parteien felbft unterfucht. In der jegigen Ohnmacht 
und Madtlofigkeit laffen Sie, wenn ih darım bitten darf, im Intereſſe 
der Würde des Reiches und feiner Verfaſſung die Reichsgewalt nicht vers 
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barren! Sie hat bisher die Beftimmungen der Berfaffung in der Hand, 
fie hat aber feine Möglichkeit und Mittel, ihnen Anerkennung und Gel- 
tung zu verjchaffen.“ 


25. Juni. Schluß der Seffion durch den Fürften Bismard 
(im Sitzungsſaale des Reichstages). 


Die Ausdeinanderfegung wegen der Kriegs— 
entjhädigung. 
Aus der „National» Zeitung.“ 


„Der Charakter der letzten Eeffion des NReichstages läßt fih am Beften be- 
zeichnen mit der Verfügung über die Fünf Milliarden. Der größte Theil ber 
Thätigfeit war biefer ſchwierigen Aufgabe gewidmet, und diefer Umftand bat der 
letzten Seffion das vorwiegende Gepräge finanzieller Operationen aufgedrüdt. — 


Vorſichtiger Weife war bis zu einem gewiffen Grabe ſchon in der früheren 
Seifion die Ausihüttung jelbft in einigen grundbfäßlicden Zügen vorbereitet 
worden. Die Kriegsentihäbigung mußte allererft zum Erſatz der unmittelbaren 
Koften und Auslagen zum Zmwede der Kriegfübrung dienen; den hierzu nötbigen 
Betrag entnahmen der ehemalige Norddeutſche Bund und die Südftaaten vorweg, 
ein jeder Betbeiligte nah Bebürfniß und unter dem Vorbehalt der Verrehnung 
auf feinen Antheil. An zweiter Stelle war anerlaunt, daf das Reich mit feinen 
eigenen Zweden voranging; fein Einzelftaat hatte ein Anrecht, über bie unmittel- 
baren Kriegsfoften hinaus irgend etwas zu feiner eigenen Verfügung zu erhalten, 
fo lange nicht das Reich die Liquidation feiner eigenen Bebürfniffe für abge- 
ſchloſſen erklärt hatte. Dagegen war indireft in Ausficht geftellt, daß der legte 
Reft, welcher von allen Liquidationen frei bleibt, nicht für zufünftige Reichsaus— 
gaben auf unbeftimmte Zeit zurücbehalten, ſondern an die Einzelftaaten verwandt 
werden follte. Für die Vertheilung diefes letzten frei werdenden Reſtes war ber 
Maßſtab bereits feftgeftellt, nach dem die Antheilsverhältniffe der Einzelftaaten fich 
beftimmten. 

Auf diefen vereinbarten Grundlagen bat fih die Auseinanberjegung voll- 
zogen, und fo jehr aud während der Vollziehung bes jchwierigen Gejchäftes ein- 
zelne Aniprüche fich durchkreuzten und die gejonderten Intereffen ab uud zu jcharf 
bervortraten, jo muß man doch nach dem Abichluß aneıkennen, daß ein allieitig 
guter Wille obwaltete und bie jehwierige Arbeit ſehr erleichterte. Die Abrech— 
nungen erinnerten zuweilen an wenig erbauliche Berichte aus dem Schoofe bes 
ehemaligen Bundestages, aber nur der Äußere Anfang rief vorübergebend unliebe 
Erinnerungen bervor, in dem Weſen der Abrehnung fann man fi feinen 
größern und erfreuficheren Gegenjag benfen, als ben zwiſchen dem Meinlichen 
Sinn, welcher bei unvergleichlic Heineren Zahlen den alten Bundestag beberrichte, 
und zwifchen dem großartigen Stil, in welchem das neue Reich die jpröde Auf- 
gabe beherrichte. 

Den ıeinfien Ausbrud dieſes verdienftlihen Verhaltens giebt der Invaliden- 
fonds. Bon fachverftändiger Seite wurde geltend gemacht, daß bie für die In— 
validengehälter vejervirten 187 Millionen die vorforglichfte Berechnung und ängft- 
lichſte ——— der zukünftigen Ausgaben bei Weitem überſtiegen, aber der 
Neichstag bat einſtimmig die große Summe gebilligt, weil er den wahrſcheinlichen 
Ueberſchuß zulünftigen Bebürfniffen des Neiches gönnt. In demjelben Geifte find 
die Rejervate filr Feftungen und andere Vertheidigungszwecke, find an dem An— 
theile des Norbdeutihen Bundes die Retabliffements für die Armee und bie 
Summen für Kafernen und andere militärifhe Bauten berechnet worben. 


Bielen war das Herz erleichtert, als der lebte Strih unter der Ausein- 
anberfegung gemacht und die Bertbeilung für immer beenbigt war. Zu unferer 
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großen Befriedigung dürfen wir es ausſprechen, daß das Reich aus den ſchwie— 
rigen Geſchäften derjenigen Art, welche jo häufig unter Nächten felbft Streit an- 
zuregen pflegt, mit erhöhtem Anjeben und befeftigter Einigung hervorgegangen ift.“ 


Die Wahlen in Elfaf- Lothringen. 
Aus der „Provinzial- Eorrespondenz“ vom 2. Juli. 


„In Eljaß-Lothringen haben foeben Wahlen zur Bezirfs- und Kreisvertretung 
ftattgefunden. 

Dieſe Wahlen baben an und für fich feine politiiche Bedeutung; denn in 
ben genannten Körperſchaften werben nicht politiiche Geſchäfte, ſondern lediglich 
bie lofalen Intereffen der einzelnen Landestheile wahrgenommen, wie etwa auf 
unferen Kreistagen. 

Es konnte jedoch nicht fehlen, daß die Widerfacher der neuen AZuftände im 
dem Neichslande diefe Gelegenheit, wo die gefammte Bevölkerung zu einer allge» 
meinen öffentlihen Willensäußerung aufgefordert war, nicht worübergehen laffen 
würden, ohne den Berjuh zu machen, dieſem Wahlakt ben Charakter einer deutſch— 
feindlichen, politiich-oppofitionellen Kundgebung aufzjubrüden. Die franzöfifch ge- 
finnte und von Frankreich ber geleitete fogenannte „Elſäſſiſche Liga“ ift unabläffig 
thätig, im ber eljälftichen Bevölkerung den Wahn zu näbren, daß die jetzigen Zu— 
finde nur vworübergebente, die Wiebervereinigung von Elfaß- Lothringen mit 
Frankreich in kurzer Zeit bevorſtehend ſei und daß es daher einer richtigen 20» 
litiſchen Auffaffung, fowie dem Interefje aller Einzelnen in der Bevölferung 
entjpreche, fih auf irgend eine Betheiligung an den jegigen Einrihtunfen und 
öffentlihen Berbältniffen gar nicht einzulaſſen. 

Nur in einzelnen großen Städten, wie Straßburg, follte daher eine aus— 
brüdliche Kundgebung der Feindſchaft gegen die neuen Auftände durch die Wahl 
von Perjönlichkeiten, deren deutſch-feindliche Geſinnung bekannt fei, erfolgen. Im 
Uebrigen war das Beftreben der reichsjeindlihen Partei vor Allem darauf ge— 
richtet, die Elſaß-Lothringer zu einer gänzlihen Entbaltung von ben 
Wahlen zu beftimmen, zum Beweiſe, daß die Bevölferung dem öffentlichen 
Leben unter der neuen Regierung völlig fremd bfeiben wolle. 

Die eljaß - lothringiiche Negierung bewährte diefen Beftrebungen gegenüber 
diejelbe Ruhe und wohl gegründete Zuverficht, welche alle ihre Echritte bezeichnet. 
Weit entfernt, dem feindlichen politiichen Treiben ihrerfeits eine Agitation zum 
Zwecke politiiher Wablen im deutſchen Sinne entgegenzuſetzen, beſchränkte fie 
fih darauf, die Bevölkerung darüber zu belehren, daß es fich bei diefen Wahlen 
überhaupt nicht um Politik, fondern um die nächiten, praktifchen Angelegenheiten 
der Kreife und Bezirke handele, und daß die Elſaß-Lothringer ihr Intereffe am 
beften wahren würden, wenn fie unabhängig von allen Neigungen für Deutich- 
land ober für Franfreih Männer wählten, welche geeignet und Willens jeien, 
für das Wohl und die Bebürfniffe des Landes nach befter Einficht zu forgen. 

Auh aus der Bevöllkerung jelbft trat noch im letzten Augenblide eine bes 
fonnene Partei hervor, welche der Aufforderung zum Nicht-Wählen kräftig ent— 
gegentrat. Im einem Aufrufe derſelben hieß es: 

„Wer uns rätb, uns der Wahl zu enthalten, oder wer uns räth, Männer 
zu wählen, bie ihre Aufgabe in vergeblihen Demonftrationen, ftatt in rüdhalte- 
lofer Arbeit jeben, der liebt dieſes unſer Elſaß-Lothringen nicht aufrichtig, dem 
ftehen andere Zwede höher, als ber innere Friede und die gedeihliche Entwicklung 
der materiellen und geiftigen Intereffen diejes Landes. Sorgen wir für unfere 
Intereffen — erfüllen wir unfere Bürgerpfliht — thun wir, was wir als ver- 
nünftige und patriotiihe Eljäffer und Lothringer thun müſſen — geben wir ein- 
müthig zu den Urnen — wählen wir folde Männer, die ihren eigenen Ge— 
ihäften bisher gut vorzufteben wußten, denn wer feine eigenen Geſchäfte gut zu 
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verwalten verftebt, wird auch für das Gefammtmwohl feiner Mitbürger zu forgen 


en.” 

Die elfah-lothringiihe Bevölkerung hat in dem größten Theile des Landes 
dieſen verftändigen Rath befolgt und die Wahlen find überwiegend im Sinne 
einer gemäßigten und praftifhen Auffaffung ber Dinge ausgefallen. 

Bon 90 Kantonen haben etwa 75 von vornherein gültige Wahlen voll- 
zogen; eigentlihe umfaffende Wahlenthaltungen baben faft nur in ben Städten 
wie Mtütdaufen und Colmar ftattgefunden und nur in erfterer mit einem ausge- 
ſprochen feinbjeligen Charalter. In Straßburg allein ift e8 zu einer pofitiv 
feindlihen Wahl gelommen, indem die Stimmen ber Mehrheit auf bie vor 
Kurzem abgejetsten Gemeinberäthe gerichtet wurden. Aber auch bier ſtand ber 
Mehrheit eine höchſt beträchtlihe Minderheit gegenüber, welche für bejonnene 
Männer ftimmte. 

In bobem Grade überraſchend dagegen ift die Größe ber 
Niederlage, welhe die franzöſiſche Agitationspartei in bem aller 
größten Theile der ländlichen Wahlbezirke erfahren bat. Ye weiter 
von ben großen Städten entfernt, deſto ſachlicher und verfländiger wurben bie 
Wablen ausgeführt. 

Diefes Ergebniß ift um fo böber anzufdhlagen, als fih die ultramontane 
Partei in den Keichslanden mit der franzöfifhen Partei verband, und bie Geift- 
lichkeit ihren Einfluß großentheils zu Gunften der Wahlenthaltung geltend 
machte. 

Der Ausfall der Wahlen ift unter ſolchen VBerbältniffen vor Allem ein 
Zeugniß für ben gefunden praktiſchen Sinn bes eljaß-lotbringifhen Vollkes, 
welches, unbeirrt durch alle politifhen Wühlereien, faft überall Männer gewählt 
bat, denen es den guten Willen und bie Einficht zutraut, feine unmittelbaren 
Sntereffen auch unter den neuen Verhältniſſen erfolgreih wahrzunehmen. 

In ſolchem Sinne allein wird die Regierung ber Reichslande gewiß bie 
Wahlen auffaffen und willlommen beißen: nicht als einen Sieg bes 
Deutihtbums oder aud nur einer bewußt beutjhfreunbliden Ge— 
finnung, dazu ift es zu früh, — wohl aber als die Befeftigung einer 
felbftftändig elfaß-lotbringifhen Geſinnung, welche entichloffen ift, auf 
dem Boden der Thatjahen das Wohl und Intereffe des Landes ernſt wahr- 
zunehmen; — ſomit zugleih als eine entſchiedene Abwenbung von ber 
franzöfifhen Wübhlerei, welde die Geihide Elſaß-Lothringens fort 
und fort in die politifhen Wirren und Gefahren Frankreichs bin» 
einzuziehen beftrebt ift. 

Die Regierung von Eljaß-Lotbringen bat ſchon darin einen Beweis ber 
Kraft und des Selbftvertrauens gegeben, daf fie die Wahlen fo frei und unbe» 
einflußt vor fich geben ließ, wie fie unter franzöfiicher Herrichaft niemals ftattge- 
funden hatten. Das Ergebniß der Wahlen, das entichiedene Hervortreten einer 
jelbftftändigen eljaß-lothringifchen Partei kann die Regierung nur ermutbigen, auf 
dem bisherigen Wege ihrer wejentlich praktiſchen Politik zuverfichtlich weiter vor— 
zugeben; denn fie darf boffen, durch die alljeitige wahrhafte Fürſorge für bie 
Landesintereffen immer fefteren Boden in der Bevölkerung zu gewinnen. 

Das Auffeimen einer wirklich deutſchen politifchen Gefinnung mag man 
getroft der Zukunft überlaffen: das befte Mittel, um den politiichen Blid ber 
Bevölkerung immer mehr auf bas Deutſche Reich und jeine Angelegenbeiten zu 
wenden, wirb bie eigene Theilnahme Elſaß-Lothringens an der deutſchen Reichs— 
vertretung fein. 

Für jegt können wir uns freudig daran genügen laffen, daß bei den letzten 
Wahlen eine elſaß-lothringiſche Partei die franzöfiihe Partei gründlich geichlagen 
bat, — zuverfichtliher ala je dürfen wir der Zeit entgegenjehen, wo aus ber 
elfaß-lothringifchen eine wirkliche deutiche Neichspartei hervorgehen wird.“ 
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5. September. Letzte Zahlung der franzöftiihen Kontribution. 


8. September. Räumung Verbund und Rüdfehr der legten deutſchen 
Truppen aud Frankreich. 


2. September. Enthüllung des Siegesdenkmals in Berlin. 


Unmittelbar nah dem Moment der Enthüllung reitet 
Kailer Wilhelm zunächſt an Fürft Bismard heran, um 
ihm mit berzlihen Worten erneuten Dank auszuiprechen. 


Fraukreich und Deutſchland. 


Aus der „Provinzial-Correspondenz“ vom 10. September. 


„Diefelben Tage, welche Deutichland als patriotiiche Fefttage begangen bat, 
find in Frankreich mit freudigen a gefeiert worben. Der Ausprud 
unferer nationalen Gemugtbuung im Rüdblid auf die Thaten und Errungen- 
{haften der jüngften Jahre ift in franzöfifhen Blättern mit dem befriebigten 
Hinweis auf den fih jo eben vollziehenden gänzlichen Abſchluß der unmittelbaren 
Folgen des Krieges erwibert worben. 

Frankreih bat in der That reihen Grund, ſich der Thatſache zu freuen, 
daß ſchon jest, faum drittehalb Jahre nach dem erften Friebensichluffe, die voll- 
ſtändige Abzablung ber Kriegsihuld und demzufolge die gänzlihe Räumung fran« 
zöfijchen Gebietes erfolgen kann; denn abgefeben von ber felbftverftändlichen Be— 
friebigung über bie Befreiung des Landes von bem legten Reſt fremder Herricaft, 
ift zugleich die jo raſche Zahlung eines Betrages von 5 Milliarden ein Beweis 
wirtbichaftlicher Kraft, wie fie nur einem von ber Natur bevorzugten unb durch 
vielhundertjährige Entwidelung geförderten Lande innewohnen kann. Man wird 
es durchaus natürlich finden, daß bie Franzoſen fich Diefer glänzenden Erprobung 
ihrer finanziellen Kraft nach einem jchweren und verhängnißvollen Kriege in 
bobem Mafe erfreuen. 

Die Thatfache freilich, dak Frankreih im Stande war, die ihm auferlegte 
Kriegsentfhäbigung ftatt in vier Jahren, wie zuerft beſtimmt war, ſchon nach 
zwei Jahren völlig abzutragen und in berjelben Zeit no ungeheure Summen 
auf die Wiederberftellung feiner Armee zu verwenden, giebt vor Allem den Be- 
weis, daß die finanziellen Forderungen, welche Deutihland an Frankreich geftellt 
batte, keinesweges jo übertrieben und jo drückend waren, wie beim Friedensjchluffe 
auf vielen Seiten, bejonders in England, behauptet wurde. Alle ängftlichen 
Borberfagungen, welche damals mit dem Scheine größter Autorität in Bezug auf 
ben wirthſchaftlichen Ruin Frankreichs und auf gleichzeitige verbängnißvolle Er- 
jhütterungen des Weltgeldmarktes laut wurden, haben ſich als irrthümlich erwiejen. 

Für Deutihland ftand bei den fFriedensverhandlungen bie Gelbfrage von 
vornherein nur in zweiter Linie. Das Wichtigfte, worauf es dem Fürften Bis- 
mard anlam, und was er vom September 1870 ab in allen Berbandlungen 
und Kundgebungen betonte, das war die Erlangung ficherer Bürgſchaften eines 
künftigen dauernden Friedens durch die Aufrichtung fefter Bollwerfe zur Abwehr 
neuen Friedensbruchs. Die eine diefer Bürgſchaften: die vollendete Einigung 
Deutſchlands, hatte uns jchon ber Krieg gebracht, und fie war im Laufe deffelben 
feierlich befiegelt worden; — bie weitere Bürgichaft follte uns ber Friebensſchluß 
— in der Wiedergewinnung der alten deutſchen Grenzlande mit Straßburg 
und Dep. 

Die Kriegsentihädigung, welche neben diefer gemwichtigften Friedensbedingung 
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Frankreich auferlegt wurde, follte Deutichland zunächſt nur für die unmittelbaren 
und mittelbaren Schäden, Die es an feiner nationalen Wohlfahrt Durch den Krieg 
erlitten hatte, jomweit möglih Erjaß gewähren, jowie ferner die Mittel darbieten, 
um die militäriichen Einrichtungen des Reiches nach allen Richtungen wieder zu 
erneuern und zu vervollftänbigen. Nicht um eine Bereicherung Deutichlands, 
nicht um eine dauernde Schädigung Frankreichs durch eine an Para Laſt 
war es Deutſchland zu thun. 

Daß unſere Regierung die wirthſchaftliche Kraft Frankreichs dabei nicht 
überſchätzt hatte, wurde gleich damals von der franzöſiſchen Regierung ſelber und 
von der Nationalverſammlung entſchieden bezeugt. Herr Thiers ſprach mit 
voller Zuverſicht und mit Stolz von Frankreichs „ewiger Jugend“ und „uner— 
ſchöpflicher Kraft“, und der Berichterſtatter der Nationalverſammlung ſagte: Frank— 
reichs Hülfsquellen ſeien groß genug, um auch jenen boben Anforderungen zu 
genügen, vorausgeſetzt, daß Frankreich Entſchließungen für die Zukunft faſſe, wie 
fie fih ans der Jüngften harten Prüfung ergeben, Entſchließungen, durch melde 
FSranfreih ebenfo vor Revolutionen wie vor bespotiicher Herrichaft bewahrt 
bleiben und eine Aera ernfter Arbeit, wahrhafter Ordnung und Freibeit gefichert 
werde. 

Die in diefen Worten bezeichnete Politif der damals begründeten Regierung, 
die von dem Präfidenten Thiers zwei Jahre hindurch mit großem Erfolge ge» 
handhabte Politif bat in der That Frankreih in den Stand geſetzt, feine Ber- 
pflichtungen in ungeabnt rajcher Weife zu erfüllen. 

Unfere Regierung aber bat in Anerkennung bes befonnenen Geiftes, welcher 
in jener Politik zur Geltung gelangte, bereitwillig die Hand dazu geboten, Franf- 
reich die Abtragung der Schuld zu erleichtern und die Friften der Auseinander- 
ſetzung abzufürzen. 

Die groß Frankreihs Nationalreihtbum und der auf bemielben berubenbe 
Kredit des Yandes auch ift, fo würde doch eine fo rajche Abwidelung, wie fie er« 
folgt ift, nimmer möglich gewejen jein, wenn nicht das ebenjo vertrauend- wie 
rüdfichtsvolle Verhalten unferer Regierung die finanziellen Unternehmungen der 
franzöfiihen Regierung unterftügt bätte. Nicht aus eigener finanzieller Kraft 
allein bat Frankreich die fünf Milliarden in fo kurzer Zeit abgetragen, jondern 
unter umfaffender Mitwirkung der Kapitalien aus allen Ländern. Die Zuverficht 
bes Auslandes aber wurde vernehmlich durch das Vertrauen, welches die deutſche 
Regierung bei allen Verhandlungen walten ließ, begründet und geförbert. 

- Auch die Occupation franzöfiihen Gebietes, welche jett zu Ende gebt, ift 
von beuticher Seite mit alljeitig anerkannter Schonung und Rückſichtnahme durd- 
geführt worben. Mit Recht fagt eim norbdeutiches Blatt: „Im Grunde wiffen 
wir von biefer zweijährigen Occupation nicht vwiel mebr als die bloße Thatfache 
und daß biejelbe jett ıbre Endſchaft erreicht. Aber — bafi wir nicht mehr 
wiffen, ift ein ausgezeichnetes und böcft ehrenvolles Zeugniß für die Truppen 
und deren Fübrer, denen die undankbare und jchwierige Aufgabe zufiel, inmitten 
einer feinbjeligen Bevölkerung, gelaffen und rubig den Garnifondienft wahrzu— 
nehmen in täglicher Kriegsbereitihaft. Man kann von dieſer Ocenpation nichts 
Rühmlicheres jagen, als daß man während ber zwei Jahre ihrer Dauer im 
Grunde nichts über fie gehört bat. — — Die Kunſt beftanb darin, auf ein 
ftürmiiches und aufregendes Drama einen möglichſt geräufchlofen Schlußaft folgen 
zu laffen, und auch dies ift ber beutjchen Heeresleitung ebenjo vollfländig ge» 
lungen, wie die friegerifche Aktion.” 

Sranfreih wird nunmehr wieder fih jelbft überlajjen fein; 
Deutihland wird nah Löſung aller Berpflidtungen Seitens 
Frankreichs und nah dem Abzuge ber legten Truppen von Berbun, 
feine anderen Beziehungen mehr zu dem großen Nadbarftaate 
baben, als zu irgend einem anderen Yande. 

Wir werden der Entwidelung der inneren Berbältnifje Frank— 
reichs durch alle Wechſelfälle mit voller Rube und Unbefangenbeit 
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folgen können. Je ftärfer und zuperläffiger die tbatfählidhen 
Bürgſchaften find, welde für die Sicherheit des Deutſchen Reiches 
in feiner jegigen Ausdehnung gewonnen worden, befto aufrichtiger 
find unfere Wünſche, daß Franfreih zu einer inneren Neu- 
eftaltung gelangen möge, welde dem Lande „eine Aera wahr- 
—— Ordnung und Freiheit“ bringe und zugleich den Welt— 
frieden fördern und befeſtigen helfe.“ 


22.—28. September. Beſuch des Königs Victor Emmanuel 
von Italien in Berlin. 
Konferenzen des Fürſten Bismarck mit dem italieniſchen 
Miniſter-Präſidenten Minghetti und dem Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten Visconti-Venoſta. 


Die Bedeutung des Beſuchs König Victor 
Emmanuels. 
Aus der „Provinzial-Correspondenz“ vom 24. September. 


„König Bictor Emmanuel weilt als Saft an dem Hofe des Deutichen 
Kaifers; der Empfang aber, der ibm bei uns bereitet worden, wird ihn empfinden 
laffen, daß er zugleich der willlommene Gaft unferes Volles ift und daß die Be- 
weggründe, Gedanken unb Ziele, welche ibn gerade jetzt nach Deutichland führen, 
im deutſchen Bolfe ebenjo wie auf Seiten unferer Regierung volllommen ge- 
würbigt werben. 

Wie bei der Drei-Kaifer- Zufammenkunft im vorigen Jahre die bloße That- 
fache ber fürftlihen Vereinigung überall als ein Ereigniß von mächtiger Be- 
beutung und unmittelbarer Wirkung erlannt wurde, jo ift e8 nicht minder bei 
bem jeßigen Bejuche Bictor Emmanuels am öfterreichiichen Kaiſerhofe und bei 
unjerem Kaifer ber Kal. Die vierte Septemberwohe des Jahres 1873 ſchließt 
fih in ihrer Bedeutung für die Entwidelung der europäifchen Politik volllommen 
an bie zweite Septemberwoche bes vorigen Jahres an. 

Der ftillihweigende, aber durchaus verftändbliche und überall verftandene 
Friedensbund ber drei Kaifer, der jeit dem vorigen Jahre immer neue Beftätigung 
und innigere Befeftigung gefunden bat, übt feine Wirkung fichtlich auch 2 bie 
anderen großen Staaten, und der König von Italien bat es für feine flirftliche 
Aufgabe im Intereffe feines Volkes, wie der allgemeinen Politik erachtet, jenem 
großen und mächtigen Bunde für die Ruhe und ben Frieden Europas offen und 
entſchieden beizutreten. 

Wenn es für das neue Deutiche Neich eine befondere Genugtbuung war, 
daß die ernfte und entſchloſſene Friedenspolitik, welche der Deutiche Kaijer vom 
erften Augenblid auf das Neihsbanner gejchrieben hatte, ber Grundftein wurde, 
auf welchem eine neue fefte Gemeinfchaft auch zwifchen Rußland und Defterreich 
erftand, jo darf es uns jetst zu gleicher Befriedigung gereihen, daß das Vertrauen 
zu dem Ernft und der Kraft jener gemeinfamen Politif, welches den König 
Bictor Emmanuel nah Deutichland führt, zugleich ein neues und feftes Banb 
zwiſchen Italien und Defterreich gefnüpft bat. Die Politik des Deutſchen Reiche 
erhält eine neue Weihe durch bie immer innigere Vereinigung der großen Staaten 
Europas zur Wahrung und Befeftigung des Friedens auf den neugefchaffenen 
Grundlagen. 

Je größer und berubigender die Bebeutung biefer vertrauenswollen Ueber— 
einftimmung ber Regierungen ift, befto weniger braucht man nad) befonderen, un« 
mittelbaren politiſchen Zweden ber fürftlihen Zuſammenkunft zu forjchen. 
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Man darf in diefer Beziebung freilich jett, wie im vorigen Jahre gewiß 
fein, daß bie beiden mächtigen Monarden und ihre bedeutenden Staatsmänner 
nicht Tage lang in engerem Verkehr fein werben, obne daß ihre grunbfätsliche 
Uebereinftimmung über bie allgemeinen Ziele der Politif fih auch in ber ver- 
traulichen Beiprehung ber thatfähhlihen Aufgaben der Gegenwart und einer 
etwaigen künftigen Gefährdung bes Friedens bethätigen follte; aber es barf aud 
jest hinzugefügt werben, baß zu beflimmteren biplomatiihen Bereinbarungen ein 
Anlaf nur vorliegen würbe, wenn von irgend einer Seite ber Friede bereits 
thatſächlich bedroht erſchiene. 

Dies iſt zunächſt glücklicher Weiſe nicht der Fall, — und wenn hier und 
da Beſorgniſſe in Betreff gewiffer politifcher Strömungen und Entwidelungen in 
anderen Staaten unb ber etwaigen Folgen berjelben für ben Frieben Europa’s 
aufgetaucht find, jo wirb bie Bebeutung ber neuen fürftlihen Beſuche in Wien 
und in Berlin vorausfichtlih überall Far erkannt und ernft genug gewürdigt 
werben, um bie Keime neuer Beunrubigung alsbald zu erftiden. 

Der Beſuch des Königs von Italien wirb als eine neue Bürgjchaft einer 
entjchiedenen und wirkſamen Friebenspolitif wie bei uns, jo überall freudig be» 
grüßt werben.“ 


17.— 23. Oktober. Beſuch Kaifer Wilhelm: in Wien 
während der Weltausftellung, — mit ihm Fürft Bismarck. 


Trinfiprud des Kaiferd Franz Joſeph bei dem Felt: 
mahl in der Hofburg am 21. Dftober. 


„Nachdem Mein innigſter Wunſch, Meinen lieben Freund und 
Bruder noch während der Weltausftellung in Wien willlommen heißen 
zu können, in Erfüllung gegangen ift, to erhebe Ich mit freudigem 
Herzen und beſtem Danfe das Glas auf das Wohl Unferes lieben 
—— Se. Majeſtät der Deutſche Kaiſer und König von Preußen 
ebe hoch!“ 


Erwiderung Kaiſer Wilhelms: 

„Erlauben Mir Em. Majeſtät, daß Ich auf die eben gehörten er— 
hebenden Worte Deinen herzlichſten und freundſchaftlichſten Dank 
ausſpreche. An dieſen Dank reihe Ich den für die gaſtliche und freund— 
ſchaftliche Aufnahme, welche die Kaiſerin, Meine Gemahlin, und 
Meine Kinder hier gefunden haben. Es iſt Mir eine beſondere Ge— 
nugthuung, daß Ich den freundlichen Beſuch, den Ew. Majeſtät in 
Verbindung mit Sr. Majeſtät dem Kaiſer von Rußland im vorigen 
Jahre in Berlin machten, noch während der Weltausſtellung hier habe 
erwidern können. Die damals unter uns ausgetauſchten freundichaft- 
lichen Geſinnungen, die Ich hier jetzt in vollem Maße wiedergefunden 
habe, find eine Bürgſchaft des europäiſchen Friedens und der Wohl- 
fahrt unferer Völker. Ich trinke auf das Wohl Sr. Majeftät des 
Kaiferd von Defterreih und Königs von Ungarn, Meines erhabenen 
Freundes und Bruders!“ 
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Wicdereintritt des Fürſten Bismarck 
in das Präjidium des Preußiſchen Staatd-Minifteriums, 


6. November. Erfranfung des Kaijers. 


9, November. Abſchied des Feldmarjhalld Grafen von 
Roon ald Kriegd-Minifter. 


Allerhöchſte Ordre. 


„Ich kann Mich leider der Ueberzeugung nicht verſchließen, daß Ihr 
wiederholtes Geſuch um Uebertritt in den Ruheſtand durch Ihre leidende 
Geſundheit zu ſehr begründet iſt, um deſſen Gewährung ablehnen oder 
auch nur weiter verzögern zu können. Ich gewähre Ihnen daher — aber 
mit ſchwerem * en — den gewünſchten Abſchied, indem Ich Sie hier— 
durch, unter Entbindung von der mit ſo großer Auszeichnung bekleideten 
Stellung als Kriegs-Miniſter, mit der geſetzlichen Penſion zur Dispoſition 
ſtelle. — Sie tragen in dieſem Verhältniß auch ferner die aftiven Dienſt- 
eichen und verbleiben auch in der Lifte der aftiven General-Feldmar— 
—— ſo wie in Ihrem Verhältniß als Chef des Oſtpreußiſchen Füſilier— 
Regiments Nr. 33, damit Sie der Armee, auf deren Ehrentafeln Ihr 
Name für alle Zeiten ſteht, auch durch ein äußeres Band angehören, ſo 
lange Sie leben. — Ich danke Ihnen nochmals warm und von ganzem 
Herzen für Alles, was Sie in Jhrer langen Dienftzeit in allen Ihren 
innegehabten Stellungen für Meine Armee gethan haben. Bor allem aber 
nehmen Sie hier nochmals Meinen Königlichen Dank entgegen für Ihre 
Leiftungen für Mich und Meine Armee, ſeitdem Jh Sie zum Kriegs— 
Minijter ernannte. Sie haben Mich bei Durchführung der Reorganifation 
der Armee mit feltener Umfiht, Koniequenz und Energie unterjtügt, und 
die Früchte Ihrer ſchweren Arbeit haben nicht auf ſich warten lafjen. 
Zwei glorreiche Kriege haben die Tüchtigfeit unjerer Kriegs» Fnftitutionen 
bewährt, und bei der nunmehr erfolgten Vergrößerung des .. ift es 
wiederum Ihr Werk gemefen, diefelbe in fürzejter Zeit ins Leben zu rufen. 
— Mögen Sie fih nad) Fhrer treuen Arbeit der mohlverdienten Ruhe 
noch lange erfreuen, und mögen Sie verfichert fein, daß Ich niemals auf: 
hören werde, Meinen in vielfach fchwerer und bewegter Zeit immer be— 
mwährten Kriegs-Miniſter in ehrender und danfender Erinnerung zu bes 
— — Als Andenken an den ſchweren Augenblick unſerer Trennung 
ende Ich Ihnen Meine Büſte in Marmor. 

Berlin, den 9. November 1873. gez. Wilhelm.“ 


9. November. Allerhöchſte Ordres in Betreff des Prä— 
ſidiums des Staats-Miniſteriums (ämmtlich unter 
Contraſignatur des Grafen zu Eulenburg). 

Un den Präſidenten des Staats-Miniſteriums, Generals 
Feldmarfhall Grafen von Roon. 


„Die Gewährung Ihres Geſuchs vom 5.d. M. um Enthebung von 
der Stellung als Präfident Meines Staats» Minifteriums will Jh Ihnen, 
9 
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in Betracht der von Ihnen angeführten Gründe, nicht länger vorenthalten. 
Indem Jh Sie daher von diefem Amte hierdurch in Gnaden entbinde, 
iprehe Ih Ihnen Meine volle Anerkennung und Meinen Königlichen 
Dank für die Dienfte aus, melde Sie, in treuer — auch als 
Präſident des Staats-Miniſteriums Mir geleiſtet haben.“ 


An den Reichskanzler, Staats- und Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten Fürſten von Bismarck. 


„Nachdem Sie Sich auf Meinen Wunſch bereit erklärt haben, das 
Präſidium Meines Staats-Miniſteriums, von welchem Ich den General- 
Feldmarſchall Grafen von Roon auf feinen Antrag entbunden habe, 
wiederum zu übernehmen, ernenne Ih Sie hierdurh aufs Neue zum 
Präfidenten, und, Ihrem Antrage entjprechend, den Staats- und Finanz- 
Minifter Camphauſen zum Vize» Präfidenten Meines Staats -Minifte- 
riums. Letztern jege Ich hievon durch befondere Ordre in Kenntnif.“ 


An den Staat3-Minifter Camphaufen. 


„Nachdem Ich unter Entbindung des General: Feldmarihalls Grafen 
von Roon von feinem Amte als Präfident Meines Staat3-Minifteriums 
dieje Stelle dem Reichskanzler und Minifter der auswärtigen Angelegen- 
beiten, Fürften von Bismard, wieder übertragen habe, finde Jh Mich 
bewogen, Sie unter Beibehaltung Ihres Amtes als Finanz-Miniſter zu— 
gleich zum Bize- Präfidenten Meines Staat3-Minifteriums zu ernennen.“ 


An das Staat3- Minifterium. 


„Das Staat3- Minifterium benachrichtige Ich hierdurch, daß Ich durch 
Erlafje vom heutigen Tage den General» Feldmarjchall Grafen v. Roon, 
feinem Gejuche entiprehend, von dem Amte als Präfident des Staats— 
Miniftertums entbunden, dieje Stellung dem Reichskanzler und Minifter 
der ausmärtigen Angelegenheiten Fürften von Bismard neben jeinen 
bisherigen Funktionen wieder übertragen und Mich bewogen gefunden habe, 
den Staat3-Minifter Camphauſen unter Belafjung der Leitung des 
Finanz» Miniftertums zum Bize-Präfidenten des Staatd-Minifteriums zu 
ernennen.“ 


Bemerkungen ber „Provinzial- Eorresponbenz.“ 


„So hat denn der Reichskanzler Fürft Bismard, nachdem er unterm 
21. Dezember v. I. auf feinen Antrag von dem Borfite im Staats- Minifterium 
entbunden worden war, nunmehr auf den Wunſch bes Kaifers und Königs den- 
jelben wiederum übernommen. z 

Se. Majeftät hatte bereits in dem Schreiben vom 1. Januar d. I. an 
ben Fürften ausgefprodhen, mit wie ſchwerem Herzen er dem Antrage beffelben 
gewillfahrt babe, wie er aber nach der geiftigen und körperlichen Anftrengung, 
welche in den zehn Jahren diefer Stellung von ibm verlangt worden, nicht babe 
anfteben können, dem Fürften die beantragte Erleichterung zu bewilligen. Wenn 
ber König genehmige, daß berjelbe die mit jo ficherer und fefter Hand geführte 
Berwaltung Preußens niederlege, jo werde er mit berjelben doch unter ort» 
führung ber politiihen Aufgaben Preußens in Verbindung mit denen der beutichen 
Reichsfanzier-Stellung in engſtem Zujammenbange bleiben. Se. Majeftät ſprach 
ſchließlich den Wunſch aus, daß die dem Fürften gewährten gefchäftliden Er- 
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leichterungen bie Kräftigung feiner Gefunbbeit fihern möchten, bamit er noch 
länger bem engeren und weiteren Baterlanbe feine bewährten Dienfte widmen könne. 

Der Feldmarſchall Graf von Roon wurde in Uebereinftimmung mit ben 
Wünſchen des Fürften Bismard damals mit dem Präfivium des Staats» 
Minifteriums betraut. — 

Nachdem ber bisherige Minifter- Präfident Graf von Roon aus dringenden 
Gejundheitsrüdfihten nunmehr fein Abjchiedsgefuch angelegentlichft erneuert hatte 
und Se. Majeftät ihm bie Entlaffung nicht * zu verſagen vermochte, trat 
von Neuem der lebhafte Wunſch in den Vordergrund, daß Fürſt Bismarck ſelbſt 
das Präſidium wieder übernehme. 

Es konnte dies ſelbſtverſtändlich nur geſchehen, wenn ihm die unerläßliche 
Erleichterung, welche er zuvor nur in der Niederlegung des Präſidiums finden zu 
können geglaubt hatte, durch eine andere Einrichtung im Präſidium 
ſelbſt, durch eine weſentliche Abbürdung der Geſchäftslaſt deſſelben 
gewährt wurde. 

In ſolcher Abſicht iſt neben dem Präſidenten des Staats-Minifteriums noch 
ein Vize-Präſident deſſelben eingeſetzt und zu dieſer Stellung der Finanz— 
Miniſter Camphauſen unter Belaſſung an der Spitze der Finanzverwaltung 
berufen worben. 

Es banbelt fich bei diefer Einrihtung vor Allem barum, dem 
Reihlanzler bie obere feitung der preußiihen Berwaltung im Zu— 
fammenbange mit ber Reihspolitil zu ermöglidhen, ohne daß bie 
täglihe Sorge und Berantwortung für bie mannigfaden bejon- 
deren Aufgaben des preußiſchen Minifteriums feine Kraft zer- 
fplittere unb aufreibe. 

Der PBräfident des Staat8-Minifteriums wirb der preußiſchen 
Berwaltung auch ferner Ziel und Richtung in Uebereinftimmung 
mit den Aufgaben der allgemeinen Politil anweijen; bem Vize— 
Präfidenten wird im fteten Einvernehmen mit dem Präfidenten 
die bedeutende und ehrenvolle Aufgabe zufallen, den Gang in 
allen Zweigen der Berwaltung in fteter Harmonie mit ben leiten«- 
den Gejihtspunften und ben Erfordernifjen der Gefammtpolitif zu 
erbalten.“ 


4. November. Neuwahlen zum Abgeordnetenhaufe. 


12. November. Eröffnung des Landtages. 


Aus der Eröffnungdrede ded Vice-Präfidenten ded Staats— 
Minifteriums, Finanz Minifterd? Camphauſen. 

— „Se. Majeftät bedauern lebhaft, diefen bedeutungspollen Aft nicht 
Allerhöchſtſelbſt vollziehen zu können, um jo mehr, als das Haus der 
Abgeordneten aus neuen Wahlen hervorgegangen iſt. Namens Sr. Ma- 
jeftät jpreche ich den Wunſch und die Hoffnung aus, daß der Staatsre- 
gierung bei der weiteren Durchführung ihrer wichtigen Aufgaben die ver- 
trauenspolle Unterftügung des Landtages nicht fehlen und der Ernft und 
die Gemeinfchaft des Strebens zur Quelle jegensreiher Entwidelung der 
Staatseinrichtungen werde. 

In der Stimmung, welche bei den jüngjten Wahlen entjcheidend ge— 
mwaltet hat, glaubt die Regierung Sr. Majeftät den Ausdruck der Billis 
gung der in der Öeletgebung betretenen Bahnen finden zu dürfen: fie 
iſt entichloffen, diefe Bahnen ruhig und feft weiter zu verfolgen. 

39% 
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Aus dem Entwurfe zum Staatshaushalts-Etat für 1874 werden 
Sie erfehen, daß die Finanzlage Preußens eine durchaus befriedigende ift. 

Die Staatsfhuld ift durh die Finanzmaßregeln der legten Jahre 
beträchtlich vermindert worden. Ein erheblicher Ueberſchuß fteht aus dem 
abgelaufenen Finanzjahre zur Berfügung. Durch die Erleichterung in den 
Steuerleiftungen der unterften VBolf3flaffen wird allerdings mit dem nächſten 
Fahre ein Ausfall in den Einnahmen eintreten, und weiter führt die 
Steigerung der Arbeitslöhne und des Preifes faft aller Materialien zu 
einem Anmwachjen der Ausgaben, welches bei wichtigen Zweigen des Staats— 
einfommens die Erträge jchmälert. 

Gleichwohl laſſen die zur Verfügung ftehenden Mittel es zu, auch 
für das Jahr 1874 den hervorgetretenen erweiterten Bedürfniffen auf 
allen Gebieten der Staatsvermwaltung in reihem Maße gerecht zu werden. 

Insbeſondere wird es möglid fein, große Summen für die Ver— 
befjerung der dem allgemeinen Verkehr dienenden Anftalten bereit zu ftellen, 
namentlich auch die Regulirung der jchiffbaren Ströme und die Eröffnung 
neuer Wafjerftraßen fräftig zu fördern. — — 

Die in der leßten Seſſion berathenen Gefege, durch welche die Be— 
iehungen des Staates zu den großen Kirchengemeinſchaften klarer und 
Iefer als * geregelt worden find, haben zum Bedauern der Staats- 
regierung bei den Bilchöfen der römiſch-katholiſchen Kirche einen unberech» 
tigten Widerftand gefunden. 

Je mehr die Regierung Seiner Majeftät von der Ueberzeugung 
durchdrungen ift, daß das religiöje Leben der verfchiedenen Konfeffionen 
durch diefe Gejege in feiner Weiſe gefährdet wird, um fo entichiedener 
wird die Regierung, unbeirrt durch jenen Widerſpruch, die Gejege auch 
ferner zur Durchführung bringen und alle weiter erforderlichen Schritte 
rechtzeitig folgen laffen, um die ihrer Obhut anvertrauten Intereſſen vor 
Schädigung zu wahren. Sie ift überzeugt, daß fie bei der Pöfung diefer 
Aufgabe auf die Fräftige Unterftügung der Landesvertretung rechnen darf. 

Meine Herren! Die zahlreichen und wichtigen Arbeiten, welche Ihrer 
barren, werden nicht ohne neue lebhafte Kämpfe erledigt werden. Aber 
die Geſchichte Preußens und bejonder3 die parlamentarische Gefchichte der 
legten Jahre giebt Zeugniß, daß die Pandesvertretung im fefter Gemein« 
haft mit der Regierung das für das Staatswohl Unerläßliche im rechten 

ugenblide durchzuführen bereit ift. Das Bewußtſein, daß die Regierung 
Seiner Majeftät ebenjo wie die Yandesvertretung, auch da wo fie lebhaften 
Strömungen in einem Theile der Bevölkerung entgegenzumwirken genöthigt 
find, nur von dem Streben für das Heil der Gefammtheit geleitet werden, 
wird der Ausgleichung der augenblidlichen Gegenſätze zum Stüßpuntte dienen, 

Möge der verfühnende Geift der Liebe zum gemeinfamen Vaterlande 
auch bei den Arbeiten diejes Landtages ſegensreich walten.“ 


Beränderte Parteiftellung im neuen Abgeord= 
netenhaufje. 


„Provinzial» Korrespondenz“ vom 12. November. 


„Die Stellung der Parteien im Abgeorbnetenhaufe ift durch die Neuwahlen 
wejentlich verändert worden. 
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Während im vorigen Haufe zwei große Gruppen etwa in gleicher Stärke 
einander gegenüberftanden, rechts bie verſchiedenen fonfervativen Fraktionen, 
links bie liberalen Parteien, zwifchen benfelben in geringerer Stärke bie Frak— 
tionen mit firdlichen oder anderen Sonberinterefjen (Katboliten, Polen u. ſ. w.), 
während mitbin feither weder die fonjervative, noch bie liberale Seite für fich 
allein das Uebergewicht hatte und daher keine Partei ihre Beftrebungen felbft- 
ftändig zur Geltung zu bringen vermochte, — ift in dem neuen Haufe die liberale 
Partei in der Bereinigung ihrer verjchiebenen Fraktionen zahlreih genug, um 
eine jelbfttändige parlamentarifhe Stellung einzunehmen. Ihr gegenüber 
würde als nächſt mächtige Gruppe die katholiſche Partei mit ihren natürlichen 
Bunbesgenoffen, den Polen, in Betradht fommen, und nad diefen erft die Gruppe 
ber fonjervativen Fraktionen. Die liberalen Mittelparteien werden den 
entiheidenden Einfluß auf die Beihlüfje des Haujes üben, je 
nachdem fie ibr Gewicht im Berein mit ber Fortjhhrittspartei oder 
im Zufammengeben mit den regierungsfreundliden Konfervativen 
geltend maden wollen. 

Es drängt fih nun die Frage auf: wie wird das neue Machtverhält— 
niß der Parteien auf die politifhe Haltung derſelben und auf ihre 
Stellung zur Regierung wirken? — welde Folgen wird die eingetretene 
Berändberung für das fernere Zuſammenwirken ber Yandesvertretung mit ber Re- 
ierung und bemgemäß für die praftifchen Erfolge der parlamentariihen Thätig- 
eit haben ? 

Die Staatsregierung giebt durch die Eröffnungsrede ihre Hoffnung zu er- 
fennen, daß ibr bie vertrauensvolle Unterftügung bes Yandtages auch bei ber 
weiteren Durdführung ihrer wichtigen Aufgaben nicht fehlen werbe. Sie ftütt 
dieſe Hoffnung auf die Stimmung des Volfes, welche bei den Wahlen entjcheidend 
gewaltet hat und in welcher fie den Ausdrud der Billigung der in der Gejeb- 
gebung betretenen Bahnen findet. 

Die Staatsregierung erlennt in dem Ergebnifje der Wahlen 
nicht jowobl eine Kundgebung politijher Parteiauffafjungen, als 
eine Kundgebung des Einverftändnijfes der großen Mehrheit des 
Landes mit ben Auffafiungen und Zielen, welde die Regierung 
bei den wichtigen Aufgaben der Gejebgebung ſeither feftge- 
balten bat. 

In der That hatte fih Die gefammte Wablbewegung Diesmal nicht nach 
allgemeinen Parteiprogrammen geftaltet; der Wahlkampf batte ſich vielmehr auf 
bie eine praktiſche Frage zugelpigt, wie fi die Wähler und bie zu 
MWählenden in dem weiteren Kampfe zwiſchen Staat und Kirde 
ftellen wollten. Danach wurden alle Kandivaturen von ber einen und von 
ber anderen Geite gewogen und alle diejenigen ausgejchloffen, welche den Wählern 
in diejer Beziebung nicht genügendes Vertrauen einflößten. 

Deshalb gerade hat die konfervative Partei eine jo ſchwere Niederlage bei 
ben Wahlen erlitten, weil die Bevölferung überall die entichiedene Unterſtützung 
ber Regierung in dem Kampfe gegen die römischen Anmaßungen als unerläßlid 
erfannt hatte, die Wortführer der alt-konſervativen Partei aber auch nach dem 
Abſchluſſe der Kirchengejege immer offener in Gegenjag zur Regierung getreten 
waren. Wenn Die evangelifche Bevölkerung in ben meiften auch ländlichen Wahl— 
freifen davon durddrungen war, baß es in bem Kampfe zwiſchen Rom und 
Preußen darauf antomme, feit zur Regierung des Königs zu fteben, wie hätte 
fie bei den Wahlen Denen folgen fünnen, welde feit Jahr und Tag vom angeblich 
fonfervativen Standpunkte das gejammte Vorgehen der Regierung auf's Schärfſte 
verurtbeilten. 

Die Wahlen haben gezeigt, daß unfer evangelifhes Volk feine 
firhlihen Intereffen denn doch anders verftebt, als das es ſich 
als Nadhtrab des ultramontanen Heeres im Kampfe gegen die 
preußifhe Krone mißbrauden laſſen jollte. 
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Das Miftrauen, welches die Haltung der „Alt-Konfervativen“ überall 
hervorgerufen hatte, dehnte fich theilweife auf die konſervativen Kandidaten über- 
baupt aus und erfchwerte auch die Wahl folder Konfervativen, welche zur vollen 
Unterftügung der Regierung bereit waren. 

Wie aber die Niederlage der Konfervativen vor Allem dur ihre Stellung 

egen die Regierungspolitif herbeigeführt wurde, jo bat anbererjeits die liberale 

ortei ihre Wahlfiege zum großen Theil der Entichiedenheit zu danken, mit 
welcher fie die Unterftügung der Regierung in dem Kampfe gegen Rom auf ihre 
Fahne geichrieben hatte. Vor diefem unmittelbar praktiſchen Löfungsworte traten 
alle bloßen liberalen Barteiforderungen in den Hintergrund, und bas Fofungs- 
wort wirkte in der länblichen Bevölkerung einzelner Provinzen, namentlich in dem 
evangeliihen Sachen, in Preußen und Pommern mit übermältigender Kraft. 

So darf denn die Regierung mit gutem Recht auf die Stimmungen, welche 
bei ven Wahlen enticheidend gewaltet haben, die Hoffnung gründen, auch in dem 
neuen Abgeorbnetenhaufe ungeachtet feiner völlig veränderten Zuſammenſetzung 
vertrauensvolle Unterftügung zur weiteren Durhführung ihrer Aufgaben zu 
finden. 

Die Regierung kündigt in ber Eröffnungsrebe an, daß fie bie feitber in 
der Geſetzgebung betretenen Bahnen rubig und feſt weiter verfolgen 
werbe; fie will insbejonbere nicht blos die erlaffenen kirchlichen Gefete entſchieden 
zur Durbführung bringen, fondern alle weiter erforberlihen Schritte rechtzeitig 
folgen laffen, um bie ihrer Obhut anvertrauten Intereffen vor Schädigung zu 
wahren; — fie will ferner die Reform der inneren Verwaltung auch in ben 
böheren Inftanzen nach benfelben Grundſätzen, welche bei ber Kreisorbnung maß- 
gebenb waren, weiter burchführen. 

Die Grundfäge, nad welchen bie Regierung ihre gr ir weiter zu er- 
füllen gebenkt, Tiegen in jeder Beziehung Har vor. Der Minifter des Innern 
wies in ber vorigen Seffion darauf hin, Daß das jetige Minifterium in ben zehn 
Jahren feines Beftandes Aufgaben zu löſen gehabt, wie faum ein anderes Mi— 
nifterium bes preußifchen Staates; — das Minifterium fei an biejelben beran- 
getreten mit vollen Fonfervativen Anjhauungen und Oefinnungen; 
e8 babe die Aufgaben nur löſen fönnen unb wolle fie weiter löfen, 
indem es aus lonfervativen Gefinnungen beraus nidht mit libera-» 
lifirenden, aber mit liberalen, db. b. wahrhaft freifinnigen Ge- 
feßen regiere, 

Die Hoffnung der Regierung, auf dieſen Bahnen auch ferner erfolgreich 
vorwärts zu fchreiten, berubt auf der Annahme, daß ber größere Theil ber 
fiberalen Partei, daß namentlich die National-tiberalen ebenfo wie in den letten 
Seifionen in Gemeinſchaft mit den gemäßigt Konfervativen praftifh Hand an- 
ir werben, um bie Entwidelung Preußens in bem erwähnten Sinne zu 
örbern. 

Unter ben fonfervativen Mitgliedern des neuen Abgeorbnetenhaufes werden 
nur ſehr eg fein, welche nicht bereit wären, ber Regierung auf den betretenen 
Bahnen zu folgen. 

Bon der Haltung ber großen liberalen Mittelparteien wirb 
e8 abbängen, in wie weit die Hoffnung ber Regierung in Erfüllung 
geben ſoll. 

Die genannten Parteien find fih nad allen bisherigen Yeuferungen ber 
wichtigen und verantwortungsvollen Stellung, welche ihnen ber Wahlfieg zuge» 
wiejen bat, vollflommen bewußt. Eins ber bebeutenpften Organe berjelben weift 
darauf bin: Der fiherfte Anhalt für die liberalen Abgeordneten werde die Be- 
achtung der Stimmung fein, aus welcher bie Wahlen hervorgegangen jeien. 
Nicht als unbedingt minifterielle Partei feien die Liberalen gewählt, aber ebenjo 
wenig, um etwa chne Rüdficht auf die Stellung der Regierung eigene Politik 
zu treiben. Die Meinung der großen Mehrzahl der Bevölkerung fei 
dahin gegangen, daß die liberale Partei im Abgeordnetenhauſe 
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und bie Regierung Hanb in Hand in Hand geben werben. Wenn 
e8 wiber Berhoffen zum Bruce fommen follte, fo werbe die Zu- 
funft Dem gehören, ber die meifte Billigfeit, Mäßigung und ver— 
ftänbiges u Herde adenie gezeigt babe. 

enn bie Mehrheit bes Abgeorbnetenhaufes fih in Wahrbeit 
von diefen Auffaffungen leiten läßt, fo wird, wie bie Thronrede 
in Ausfiht nimmt, „bie Gemeinihaft des Strebens zwiſchen Re— 
gierung und Landesvertretung zur Quelle fegensreiher Ent- 
widelung der Staatseinrihtungen werben.“ 


Zum Wedel im Präſidium des Staat3-Minifteriums, 


22. November. Erklärungen des Vice» Präfidenten ded Staats: 
Minifteriumd Finanz Minifterd Camphauſen 

auf eine Interpellation des Abg. Dr. Windthorft: 

„Was ift über die Abgrenzung bes Wirkungsfreiies des Präfidenten 
und bes neugejchaffenen Vice» Präfidenten zu einander und gegenüber 
bem Staats - Minifterium feftgejetst ?“ 

Bei ber Begründung diefes Antrages in der Situng vom 22. d. M. 
nahm ber Abg. Dr. Windthorft Bezug auf die Auslegungen bes 
betreffenden Borgangs in deutſchen und englijhen Zeitungen, nach 
welchen es ein Borgang von immenfer Bedeutung fet, durch welchen 


die Berantwortlichleit der einzelnen Minifter in bobem Grabe be- 
rührt werbe. 


Der Minifter Camphauſen ermwiderte darauf: 


„sch bedauere, daß ich die immenje Bedeutung als eine Illuſion 
bezeichnen muß. Die Aenderungen, die wegen der formellen Leitung der 
Geſchäfte des Staats-Minifteriums getroffen find, haben das Staats- 
Miniſterium zu Feſtſetzungen, wie fie hier in Frage geftellt werden, nicht 
veranlaßt. Kir würden foldhe Feftießung al8 ein Internum des GStaats- 
Miniſteriums betrachten; vorbehaltlich natürlich, daß die Beziehungen zur 
Landesvertretung in feinem Punkte alterirt werden. Es i ein völliger 
Irrthum, ald wenn das Staat3-Minifterium aufgehört habe, als Kolle— 
Ir zu fungiren; es wird als Kollegium nach mie vor feine Bejchlüffe 
aſſen.“ 


Auf weitere Ausführungen katholiſcher Redner in Betreff 
der großen Wichtigkeit der eingetretenen Veränderung er— 
widerte der Minifter Camphauſen Folgendes: 


„Ich habe vorher vermieden, eine lange Rede zu halten. Ich habe 
geglaubt, mit kurzen Worten mich ganz deutlich auszufprechen. Nach der 
eben vernommenen Rede finde ich a aber veranlaßt, nochmals zu 
wiederholen, daß in Bezug auf die Berantmwortlichfeit der eins 

elnen Minifter im preußifhen Staate abjolut he, Kir 
ift, daß die Verantwortlichkeit eines jeden Refjort-Chefs für 
fein Reffort nad wie vor fortbefteht, daß die Beſchlüſſe, die 
Seitens de3 Staat3-Minifteriums zu faffen find, die ihm ver— 
fafjungsmäßig oder durch Gefeg überwiefen find, nad der 
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Majorität der Stimmen gefaßt werden, und daß bei diejer 
Stimmgebung weder der Minifter-Präfident, noch der Mi- 
nifter-Bizepräfident irgendwie Anjprud darauf maden, dag 
ihrer Stimme ein höherer Werth beigelegt werde, wie jeder 
anderen. Im ©egentheil, meine Herren, wir find der Verantwortlichkeit, 
die Jeder von uns zu tragen hat, uns heute mehr und ſtärker, oder doch 
eben ſo ſehr und eben ſo ſtark bewußt, als jemals zuvor. Es beruhte 
auf dem einſtimmigen Wunſch aller Miniſter, daß der Fürſt 
Bismarck ſich hat bewogen finden laſſen, das Präſidium 
wieder zu übernehmen; es beruht auf dem einſtimmigen 
Wunſche fämmtliher betheiligten Miniſter, daß ich es über— 
nommen habe, ihm die Laſt dieſer Geſchäftsführung bis auf 
einen gewiſſen Grad zu erleichtern. Einſtehen für die poli— 
tiſche Seite der Handlungen werden wir nach wie vor alle 
zuſammen, und wenn der Falı eintritt, daß es im Intereſſe 
des Landes liegen möchte, uns mobil zu maden, fo werden 
Sie ſehen, wie raſch ih darauf eingehen werde.“ 


1874. 10. Januar. Neuwahlen zum Neichstage. 
Die Wahlen und die deutſche Wehrverfaflung. 


„Provinzial« Eorrespondenz” vom 7. Januar. 


„Die Wahlbewegung für den deutichen Reichstag wird, wie es nicht anders 
fein kann, vorzugsweije Durch ben gewaltigen Gegenſatz beberricht, welcher gegen- 
wärtig das gejammte politiihe Leben Deutichlands erfüllt, durch den Gegenfat 
des deutſchen nationalen Geiftes gegen bie reichsfeindlichen ultramontanen Bes 
firebungen. „Hie Welf, bie Waiblingen” ift die Lofung, weldhe von Neuem in 
allen Wahlkreijen ertönt: zwiſchen ber römijchen und ber beutihen Gefinnung 
wird der Wahlkampf vorzugsweife ausgefochten. 

Während aber das beutjch-nationale Bewußtſein fih vor Allem in ber 
Nichtung gegen bie päpftlihen Anſprüche bethätigen fol, Tiegt die Gefabr nabe, 
daß eine andere überaus wichtige und entſcheidende Seite unferer nationalen 
Aufgabe und Pflicht bei den Wahlen nicht gebührend zur Beachtung und Geltung 

elange. 

i Bei den diesmaligen Wahlen wirb das deutfhe Volk beſonders 
auch dafür Sorge tragen müſſen, daß der Regierung bes Deutſchen 
Kaifers im Reihstage eine Mehrheit zur Seite ſtehe, welde feft 
entſchloſſen ift, die Grundlage der neu gewonnenen beutjden 
Macht, die einheitliche Wehrkraft des Reiches, unangetaftet zu er- 
balten und unwiderruflich zu befeftigen. 

Einen größeren Vortheil fünnten bie Feinde des Deutichen Reiches nicht er- 
ringen, als wenn unter dem ausjchließlichen ng der Gefichtspunftg Des 
firchlich-politiichen Kampfes eine größere Anzahl von Männern in ben Reichstag 
gewählt wilrde, welche zwar in ben Eirchlichen Fragen die Regierung zu unter« 
ftügen bereit wären, Dagegen in Bezug auf die Wehrverfaffung bes Keiches auf 
dem Stanbpunfte der früheren Oppofition ftänben und im diefer Frage gemeinfame 
Sache mit den Gegnern unferer nationalen Größe madten. 

Man beachte nur die Berechnungen und Hoffnungen ber reichsfeindlichen 
Blätter innerhalb und außerhalb Deutſchlands. Die Berechnungen find von vorn 
herein nicht Darauf gerichtet, daß etwa bie ultramontanen und jonftigen Gegner 
der nationalen Entwidelung an und für fich eine Mehrheit erringen könnten; 
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wohl aber geben die Hoffnungen dahin, daß neben einer ftarfen Schaar grund» 
fägliher Gegner der Reichspolitik noch eine erhebliche Anzahl von Abgeordneten 
in den Reichstag gelange, welche aus demokratiſchem Parteiintereffe geneigt find, 
ber Reichsregierung, namentlich auf dem Gebiete der Militäreinrichtungen ent- 
gegenzumwirfen und baburch die weitere Entwidelung der deutſchen Macht zu lähmen. 

Eine Schädigung oder auch nur eine Hemmung der Reichspolitif auf dieſem 
Gebiete würde von der ſchwerſten Bebeutung für die Wohlfahrt des gefammten 
beutihen Volles fein, unb Jeder, ber bie rubige und fichere Entwidelung bes 
Reiches jowohl in politifcher Beziehung, wie auch in Bezug auf die gewerbliche 
Thätigleit des Volles fürtern will, muß bei den Wahlen dazu mitwirken, jede 
Erjhütterung der mübjam gewonnenen Grundlagen unjerer Macht zu verbüten. 

Mit voller Zuperficht dürfen wir auf die Machtmittel bliden, welde wir 
in unferer wunderbar erprobten Webhrverfaffung befigen. Die Zuverſicht ift er- 
böbt durch die große Gemeinschaft einer entichloffenen Friedenspolitif, welche von 
ber DreisKaijer-Zufammenkunft an fih in den fürftlihen Begegnungen bes 
vorigen Jahres immer fefter und inniger geftaltet bat. 

Aber wenn es der beutichen Bolitit vergönnt war, ben erften Grund zu 
einem folhen mächtigen Friedensbunde zu legen, fo wäre ihr dies doch nimmer 
gelungen, wenn nicht die eigene friedliche Politik ihre nächfte Stüte in dem Be- 
wußtjein ihrer feft gegründeten Wehrfraft gehabt hätte. Eine Beeinträdti- 
gung biejer Kraft würde die Borausjegungen jenes europäiſchen 
Sriedensbundes erfhüttern und um fo mebr die Feinde Deutſch— 
lands mit neuer Zuverſicht erfüllen. 

Wenn das deutihe Volk die Siherbeit des Friedens und ba» 
mit den Schuß feines Befites und das Gedeihen jeiner Arbeit ji 
felber verbürgen will, fo wird es bei den Wablen nur folden 
Männern fein Bertrauen ſchenken, welche die Regierung auf allen 
Gebieten der nationalen PBolitif und namentlih ebenfo jebr in 
ber ungejhmälerten Erhaltung der deutſchen Wehrkraft, wie in 
ber Wahrung ber geiftigen Güter ber Nation zu unterftügen ent» 
ſchloſſen find.“ 


Das Ergebniß der Wahlen. 
„Provinzial-Correspondenz“ vom 21. Januar. 


„— Der vorige Reichstag zählte unter 382 Mitgliedern 50 Konſervative 
und 38 Freifonjervative (deutſche Reichspartei), ferner 116 National-Fiberale, 30 
von der liberalen Reichspartei und 45 von der Fortichrittsparteis — dem gegen« 
über 58 vom ultrameontanen Centrum und 13 Bolen, — auferbem 30 Abgeord- 
nete obne beftimmte Parteibezeichnung. Es ſtanden aljo etwa 280 national-ge- 
finnte Abgeordnete der verichiedenen Schattirungen 70—80 Widerſachern ber 
nationalen Entwidelung gegenüber. Die Regierung batte bei ihren wichtigften 
Aufgaben für den Ausbau der NReichseinrichtungen die Gewißheit, in ben kon— 
fervativen und gemäßigt liberalen Fraktionen eine Mebrbeit von etwa zwei 
Dritteln der Verſammlung zu finden. Auf biefer Sicherheit des nationalen Zu- 
ſammenwirkens zwijhen der Regierung und dem Kern der Reichövertretung be- 
rubte das bisherige alljeitig erfolgreiche Vorſchreiten ber Geſetzgebung. 

Der künftige Reihstag wird unter Zutritt der Eljaß-Yothringer 397 Ab» 
geordnete zäblen. Die 346 Wahlen, deren Ergebniß feſtſteht, vertheilen fich fo, 
daß die Konfervativen 17 (ftatt der früheren 60), die Freifonfervativen 26 (ftatt 
38), bie liberale Neichspartei 10 (ftatt 30), die Fortjchrittäpartei 35 (ftatt 45) 
Stimmen zählt, während die National-Fiberalen von 116 auf 130 angewadjen 
find, dem gegenüber aber das ultramontane Centrum von 58 auf 92, zu welchen 
12 Polen und 4 andere reichsfeindliche Abgeordnete binzutreten, ferner 6 Social« 
Demokraten. Es ftehen zunächſt etwa 220—230 national-gefinnte Abgeordnete 
einer Gefammtzahl von 114 Gegnern der nationalen Politik gegenüber, und es 
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ift anzunehmen, daß das Geſammtverhältniß fihb nah Beendigung 
der Wahlen auf nahezu 260 National-Gefinnte gegen etwa 140 
Widerfaher der Reichspolitik ſtellen wird. 

Die Regierung barf hiernach beftimmt hoffen, für die Durch— 
führung ibrer böhften und entfheidenden Aufgaben an unb für 
fich aud in dem neuen Reihstage eine fihere unb bereitwillige 
Stüte zu finden. Nur wird man fi von vorn herein nicht verbeblen 
dürfen, baf eine faft aufs Doppelte geftiegene Zahl ber grunbfäglichen Gegner 
einen größeren und vielfach lähmenden Einfluß auf den Gang der parlamenta- 
riihen Thätigkeit zu üben vermag; während anbererfeits bie künftige nationale 
Mehrheit jelbft vermöge ihrer erheblich veränderten Zufammenjegung auch bei 
wefentlicher Uebereinftimmung über bie Ziele der Reichspolitif doch in Betreff 
der Mittel und Wege zur Erreihung berfelben eine volle Verſtändigung nicht 
immer ebenfo ficher in Ausficht ftellt, wie es jeither ber Fall war. 

Aber jo jehr hierdurch die parlamentariihen Aufgaben im fünftigen Reiche- 
tage für die Regierung und für die nationale Partei erjchwert fein mögen, fo 
werben boch gerabe die Erfahrungen, welche bei den Wahlen gemacht worden find, 
unfeblbar dazu beitragen, das gemeinfame Band, welches alle wahrhaft National- 
gefinnten verknüpft, zu flärken und zu befeftigen. 

Das gefhlofjene Auftreten ber ultramontanen Partei in ganz 
Deutihland, das rüdjihtslofe Hineinziehben aller Volkskreiſe in 
ben Kampf der römijhen Kirche gegen die Staatsgewalt wird ein 
ebenjo geihlojjenes und entihiedenes Borgeben aller nationalen 
Parteien zur Siherung ber Staatsinterefjen gegenüber den geift- 
lihen Herrfhaftsgelüften, zur Siderftellung ber Gewiſſen gegen 
geiftlihe Vergewaltigung nad ſich zieben. 

Je entſchiedener überdies bervortritt, baf die ultramontanen 
Beftrebungen gegen die Politik bes Deutſchen Reiches ibre Stüße 
aub in verwandten Beftrebungen unjferer Feinde anßerbalb 
Deutihlands finden, befto mehr werben alle reidhsfreunbliden 
Parteien fett zufammenfteben, um bie Grundlagen ber einbeit-» 
lihen dentſchen Macht in allen Rihtungen zu befeftigen unb vor 
jeder Erjhütterung zu wabren. 

Nicht minder wird das unerwartet fräftige Hervortreten ber 
fozialdemofratifhden PBartei bei den jüngften Wablen dazu belfen, 
daß alle diejenigen Parteien, welche mit ihren Ueberzeugungen 
auf dem Boben der jetigen fozialen Ordnung fteben, ſich fefter an 
einander fhließen und mit der Regierung zujammenwirfen, um 
Staat und Gejellihaft vor dem Anwadien ber von jener Seite 
drohenden Gefahr zu [hügen. 

Es ift nicht zu verfennen, daß der Verlauf der legten Wahlen in weiten 
Kreilen als ein Mahnruf zu —— Ernſt in Erfüllung der politiſchen Pflichten 
gewirkt hat. In der That Fönnen die Einrichtungen im Deutſchen Reiche, welche 
auf der meiteften Gewährung und Ausdehnung politifher Rechte beruhen, nur 
dann zum Segen des Volles gereichen, wenn dem Genufje des Rechtes au das 
Bewuftjein ber Damit verbundenen Pflicht und Berantwortlichkeit entjpricht. 

Der nächſte Reihstag wird hoffentlih einen weiteren Fort» 
fhritt in ber politifhen Erziehung und Entwidelung bes beutiden 
Volkes reifen laffen, indem das Bewußtſein ber politifhen Ber- 
antwortung in dem Berbalten der Parteien immer mehr zur 
Geltung gelangt und biefelben immer entjhiedener auf die Er- 
fordernifje des praktiſchen Staatslebens und auf die Notbwendig- 
feit eines bereitwilligen und gewifjenbaften Zujammenwirfens 
für das Geſammtwohl des Bolkes hinweiſt.“ 





34 Politische Erürterungen mit dem Orafen 
Harry von Arnim, 


Fraukreich und Italien. 
1874. 13. Januar. Aus einer Depeſche des Grafen Arnim aus Paris. 

— — ‚Man braucht nicht gerade zur perfider Politik zu neigen, um zu 
finden, daß es überflüffig ift, die Franzofen darauf aufmerkſam zu machen, 
wie jebr e8 in ibrem Intereffe liegt, ihre Stellung in Rom zu vereinfachen. 
Es frappirt mich immer aufs Neue zu jeben, wie leidenschaftlich ſich Die beutiche 
Preſſe gegen einen Zuftand auflehnt, den die italienische Regierung mit ftiller 
Refignation zu tragen fcheint. Für den Augenblid würde es zweddienlicher fein, 
auf Frankreich in dieſer frage feine Breffion zu üben. Für die franzöfiihe Re— 
gierung ift e8 eine Ehrenjache geworben, das Proteftorat über bie Perſon bes 
Papftes in ber beftebenden Weiſe fortzufegen. Einer ausſchließlich italienischen 
Nellamation wird fie nicht nachgeben. Aber es würde ihr wielleicht nicht un— 
erwünfcht fein, wenn fie unter dem Drud der europäifhen Meinung ober unter 
bem Hinweis auf wahrjcheinliche allgemeine Berwidelung ſich zurüdzieben könnte. 

Herr Thiers, welcher mich vorgeftern bejuchte, ſprach aufs Neue jeine 
Befürchtung aus, daß bie jetige Regierung, ungeachtet des unleugbaren bon sens 
des Duc de Decazes, mit Italien in ernfte Unannehmlichleiten geratben könnte. 
Sein patriotifher Scharfblid zeigt ibm, wo bie Gefahr liegt. Aber die jetzige 
Negierung fieht diefe Gefahr auch, und wenn fie je einmal in bie Nähe ber 
„Halle“ geräth, jo forgt die liberale Preſſe Deutſchlands und Englands bafür, 
daß fie rechtzeitig gewarnt wird. — — “ 


18. Januar. Erlaß des Fürften Bismarck an Graf Arnim. 


„In dem lady ie Berichte vom 13. d. M. befchäftigen Em. Er- 
cellenz fi mit den Beziehungen Frankreichs zu Italien und bemerken, 
daß es nicht zwedmäßig fer, die franzöfiiche Regierung auf die Gefahren 
aufmerffam zu machen, welche in der-unflaren Stellung derjelben zwifchen 
dem Papſte und dem italienischen Gouvernement liegen. Sie halten es 
nicht für angezeigt, daß in diefer Frage ein Drud auf Frankreich aus— 
geübt werde, welcher als „europäiſche Prejfion“ der franzöfiichen Regierung 
vielleicht nicht unangenehm fein würde, um ſich aus ihrer ſchwierigen Tage 
in Rom herauszuziehen. 

Ich laſſe es dahin geftellt fein, ob die letztere Annahme die richtige 
ift; für uns ift diefe Erwägung aber eine gleichgültige, da wir nicht be- 


620 
1874. 


abfjichtigen, einen ſolchen Drud auf Frankreih auszuüben. Wenn Em. 
Ercellenz es ferner tadeln, daß die „liberale Preffe in Deutjhland und 
England“ die franzöfiiche Regierung ftet3 rechtzeitig warne, fo oft diejelbe 
in die Nähe der italienischen „Falle“ gerathe, jo bewegt fich diefe Kritik 
nicht minder außerhalb der Richtung unferer eigenen politifchen Abfichten. 
Wir wünjchen feinesweges einen Konflikt zwiſchen Franfreih und Italien 
ausbrechen zu jehen, weil wir bei einem foldhen uns der Unterftügung 
Italiens niet würden entziehen können.“ 


Nachſchrift: 

„Vor Abgang meines Erlaſſes iſt mir der in der Abſchrift anliegende 
Artikel des „Journal de Paris“ vom 20. d. M. bekannt geworden, deſſen 
Inhalt Anklänge hat mit der von Ew. Excellenz in dem —** vom 13. 
d. M. dargelegten Anſchauung über das Intereſſe, welches wir an einem 
Konflikte zwiſchen Frankreich und Italien zu nehmen hätten. Ich erſehe 
daraus, daß irrthümliche Anſichten über unſere Intentionen ſich auch ander— 
weit feſtſetzen und daher um ſo mehr der Berichtigung bedürfen. Aller— 
dings iſt es meine Ueberzeugung, daß wir Italien, wenn es von Frank— 
reich ohne Grund, oder aus Gründen, die auch unſere Intereſſen berühren, 
angegriffen werden ſollte, nicht hülflos laſſen können. Ueber die Frage, 
ob ſolche Entwickelung der europäiſchen Politik für uns erſprießlich ſein 
würde, oder nicht, kann man verſchiedener Meinung ſein. Aber ſelbſt für 
den, der das Erſtere annimmt, bleibt von da ein großer Sprung bis zu 
einer thätigen Politik, um ſolches als Ziel wirklich zu erſtreben und her— 
beizuführen.“ — — 


Die franzöſiſchen Ultramontanen und die Regierung. 
Ende 1873 und Anfang 1874. Hirtenbriefe franzöſiſcher Biſchöfe, 
beſonders des Biſchofs von Nancy, in welchen die Beſtre— 
bungen der deutſchen Ultramontanen gegen die deutſche und 
preußiſche Regierung ermuntert werden. 


1873. 17. Oktober. Vorſtell ungen Seitens der deutſchen 
Regierung in Paris. Unterredung des Grafen Arnim 
mit dem Herzog von Broglie. 


Aus einer Depeſche Arnims: 


„Ich habe geſtern in Ausführung des mir gewordenen Auftrages eine 
längere Unterredung mit dem Due de Broglie gehabt. Es ſei meine Pflicht, 
ſagte ich ihm, ihn in eindringlichſter Weiſe von dem Einfluſſe zu unterhalten, 
welchen bie Sprache ber Preſſe und einiger hochgeſtellter Perſonen, z. B. bes 
Biſchofs von Nancy, auf die Beziehungen beider Länder haben müßten. 

Die Situation beſchäftige meine Regierung unter zwei Gefichtspuntten. 
Einerfeits dürfe man fich nicht verhehlen, daß die Leidenſchaften, wenn fie fort 
während angeftachelt würden, notbwendig zu einem Ellat führen und geradezu 
ben Frieden fompromittiren müßten. 

Andererſeits könne man nicht überſehen, daß bie franzöfifche Regierung 
bisher nichts gethan babe, um im Gegenſatz mit der Sprache ber Blätter unb 
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einzelner Perſonen vor aller Welt fund zu tbun, daß fie nicht blos den Frieden 
im Allgemeinen und für ben Augenblid erbalten wolle, fondern auch bemüht fei, 
alles zu verhindern, was bie feindjelige Stimmung gegen Deutichland wach zu 
erhalten geeignet ei. 

Ja, fie habe nicht einmal in unzweideutiger Weife die Verantwortlichfeit 
für die Haltung von Blättern abgelehnt, welche allgemein als ber Regierung er- 

eben angejeben würden. Er, ber Herzog, habe in einer befannten Rete bie 
been besaveuirt, welche in Bezug auf bie innere Politif die Regierung in ben 
Verdacht gewaltfamer Reactionegelüfte gebracht hätten. Im Bezug auf die Äußere 
Politik vermißte ich bisher eine ähnliche energifche Aeußerung und auf diefem 
Felde ſei Doch die Gefahr viel größer. Er möge ſich die Lage nur einmal recht 
Har maden. 

„Wir find von dem aufrichtigen Wunfche befeelt, mit Frankreich, nachdem 
ber Krieg beenbigt ift, im beften Einvernehmen zu leben. Wir haben mit andern 
Ländern glüdliche Kriege geführt und leben jett mit ihren Regierungen in ben 
beften Beziehungen. Nichts ftebt unjererjeits der Verwirklichung des Gebanfens 
entgegen, daß auch bie Beziehungen Franfreihs und Deutichlands fih durchaus 
freundſchaftlich geftalten.“ 

„Aber wir fünnen nur mit einem Frankreih und nur mit einer ſolchen 
franzöfiihen Regierung in Frieden bleiben, welche uns durch ihre Gefammthaltun 
®arantieen dafür giebt, Daß fie den jeßigen politifchen Zuftand Europas, — 
die heutige Karte des Welttheils, ſoweit ſie uns intereſſirt, als definitiv anſieht.“ 

„Die heutigen Grenzen Frankreichs und bie politiſche Verfaſſung Deutid- 
lands, jowie feiner Verbündeten, find in unjeren Augen die nicht mebr biskutir« 
bare Bafis, auf welcher die europäiſchen Staaten und Bölfer ihre internationalen 
Beziehungen zu einander nad ihren Intereffen vegeln müffen. * Wer dieſe Baſis 
mit uns obne Hintergedanfen acceptirt, würbe in Deutſchland eine befreundete, 
wohlmwollende Macht begrüßen können. — Wer nicht — nicht!” 


Er möge fih nur felbft fragen, ob die Stimmung ber im Augenbfide 
berrihenden Parteien den Bedingungen entipreche, unter welden ber Friede 
zwiſchen Franfreih und Deutichland möglich jei. 

Die Situation gleiche in Wirklichleit mehr einem Waffenftillftande, welchen 
Frankreich fich vorbebielte, im erften günftigen Augenblide zu kündigen. Den 
Einwand, daf die von der Kaiferlichen Regierung beeinflußte Preſſe eine platos 
nifche Vorliebe für die republilanifhe Staatsform und den franzöfiichen Radika— 
lismus an den Tag lege und dadurch die Stellung ber franzöfiihen Regierung 
erfchwere, könne ich nicht gelten laffen. 


Die Frage dürfe in biefer Weife gar nicht geftellt werten. Wenn Frank— 
reich jein altes Königshaus zurüdrufen wolle, fo ſei dies zunächft feine Sache. 
Aber wenn es fich biebei nicht blos um eine Keftauration im Innern Frankreichs 
bantele, wenn vielmebr die Reftauration des Königstbums das Eignal werden 
folle, für eine politifche Thätigfeit, deren Zweck der Umſturz Alles beffen fei, was 
die lebten zehn Jahre erjchaffen hätten, jo würde bie Frage eine internationale, 
und man fönne fih in Frankreich über die Beforgniffe nicht wundern, welche ſich 
allerorten fund geben. 


Auch durch den ſchon fo oft gemachten Einwand qu’il fallait être in- 
dulgent pour les vaincus fünne ih meine Bejchwerbe nicht zuriidweifen laſſen. 
Es gewönne vielmehr ven Anſchein, als ob ich in die Lage verſetzt werden könne, 
de r&clamer un peu d’indulgence pour les vainqueurs, und ich müſſe ihn 
ernftlich bitten, fih einmal in unſere Stelle zu verjegen und fih zu fragen, ob 
ich noch fange Zeuge davon fein birfe, daß in ben ber Regierung ergebenen 
Blättern, trot des Belagerungszuftandes, Artifel gebrudt wilıden, wie fie 3.8. 
beut aus Anlaß ter Correſpondenz Sr. Majeftät mit dem Papſte zu lejen ge- 
wejen jeien. Er jpräcde mir von den Kompenjationen, welche uns ber glüdliche 
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Krieg gewährt habe. Aber ich müſſe ihm fagen, daß biefe Kompenfationen bei 
weiten nicht ausreichend wären, wenn wir anftatt ber Gewißheit langen Friedens 
bie Ausficht auf neuen Krieg in ben Kauf genommen hätten. 

Die Irritation fei — nad feiner Meinung — nur auf ber Oberfläche ! 
Nun wohl! Um fo leichter wäre e8, den Symptomen einer künſtlichen Ueber- 
reizung entgegenzutreten, bamit bie Krankheit nicht von ber Peripherie in bas 
Centrum bringe. Ich wolle ihn an das Wort eines illuftren Staatsmannes er» 
innern que les choses pas mendes mönent A la guerre. (E8 ift dies ein 
Dikton des verftorbenen Duc de Broglie, — Bater bes jetigen Minifters.) 
Zum Schiuffe müffe ich immer wieder barauf zurüdtommen: Jedes Gouverne- 
ment, welches nicht blos von jeiner Friebensliebe im Allgemeinen fpricht, ſondern 
auch das Seinige dazu thut, daß die Nation fih an ben Gedanken gewöhnt, mit 
uns bauernd in Frieden zu leben, kann auf unjer Entgegenlommen rechnen. 
Wenn wir aber jehen, daß bie Regierung Garantieen in biefer Beziehung nicht 
geben will, oder nicht geben kann, fo müſſen wir uns die Sicherheit friedlicher 
Eriftenz auf andere Weife zu gewinnen juchen. 

Der — — meine Eröffnungen ohne Irritation, aber mit großer 
Erregung auf. ine Antworten ergeben ſich aus dem obigen Reſumé meiner 
Mittheilungen, ohne daß ich fie ſpeziell zu wiederholen brauchte. 

Was die Mittel betreffe, auf die Prefje einzumirfen, jo fei er im einiger 
Berlegenbeit. Er babe ſchon öfters Avertiffements ergeben laffen, die fruchtlos 
eblieben jeien. Die meiften Blätter, über welche ich Klage führte, würden ihm 
elbft Oppofition machen, wenn nicht das jetige Minifterium aus einer Koalition 
hervorgegangen jei. 

Er würde inbeffen in irgend einer Form, fei e8 durch einen biplomatifchen 
Akt (oftenfible Depeihe au Gontaut Biron?), fei es durch einen Diskours, zu 
welchem bie Gelegenheit fi darbieten dürfte, ſei es in anderer Weije vor aller 
Welt bofumentiren, daß er in Bezug auf tie Beziehungen zwiſchen Frankreich 
und Deutihland ganz die Anjhauungen theile, welche ich ihm dargelegt bätte. 

Auch er gebe davon aus, daß die gegenwärtige politiſche Verfaſſung Europas 
befinitiv fei. enn bie getäujchten Ambitionen, die bepoffedirten Fürften und 
Se. Heiligkeit jelbft von Frankreich die Erfüllung ihrer Wünſche hofften, jo würden 
fie üble Enttäufhungen erleben. 

Er ſchloß mit dem Ausdrud bes Dankes für die Offenheit, mit welcher ich 
ihn auf das Bebenklihe der Situation aufmerfjam gemacht habe. „J’en suis 
profond&ment impressionne et j’en tiendrai le plus grand compte.“ 


1874. Januar. Aus einer (im Wortlaut nicht veröffentlichten) 
Inſtruktionsdepeſche des Fürften Bismard an die Ver- 
treter an den großen Höfen: 


„Daß die deutfche Reichsregierung zwar von dem Wunfche durch» 
drungen jei, mit Frankreich im Frieden zu leben. Wenn jedoch außer 
allen Zweifel geftellt würde, daß ein Zufammenftoß unvermeidlich fei, 
dann würde die deutjche Regierung es nicht vor ihrem Gewiſſen und vor 
der Nation verantworten können, den Zeitpunkt abzuwarten, der für Frank 
reich der Bier wäre. Der Antagonift Deutjchlands fei zur Zeit das 
eiftlihe Rom. Darin liege die Gefahr für das Verhältniß zwiſchen 

eutfchland und Franfreih. Sobald fih Frankreih mit Rom identifizire, 
werde e3 eben dadurd der gejchworene Feind Deutjchlandse. Ein der 
firhenftaatlichen Theocratie unterthäniges Frankreich jei mit dem Welt- 
frieden unvereinbar. Trennung der franzöfiichen Regierung von der Sache 
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des Ultramontanigmns fei die ficherfte Gewähr für die Ruhe Europas 
und für die friedliche, menjchenmwürdige Fortentwidlung des politifchen Les 
bens der Bölfer dieſſeits und jenfeit3 der Bogejen.“ 


Die gejeplihen Waffen den franzöfiidhen 
Biſchöfen gegenüber. 
3. Januar. Erlaß ded Staatsjefretaird? von Bülow an den 
Grafen Arnim. 

„Em. Ercellenz Telegramm fomwie der gefällige Bericht, betreffend 
den Artikel des Journals „Le soir* über die biichöflichen Hirtenbriefe, 
haben dem Herrn Reichskanzler vorgelegen und Sr. Durchlaucht vorläufig 
zu nachſtehenden Bemerkungen Beranlafjung gegeben. 

Die in meinem Telegramm Em. Ercellenz gefälliger Aufmerkſamkeit 
empfohlenen Artikel des Code penal zeigen a auch nad wiederholter 
Prüfung als von großer —— für unſere Stellung gegenüber den 
Ausſchreitungen der franzöſiſchen Biſchöfe. Für dieſe Ueberzeugung ge— 
nügt, auch abgeſehen von dem aus der Geſammtheit jener Artikel ein— 
leuchtenden Geiſt der franzöſiſchen Geſetzgebung und der in letzterer be— 
gründeten Unterordnung der Biſchöfe unter den Staat, ſchon die Be— 
trachtung, daß ſowohl für Reden der Geiſtlichen (Art. 202) als für alle 
und jede „instructions pastorales* (Art. 204 nnd 205) jede Kritik der 
Regierung und jede Kritif eines „acte de l’autorit6 publique“ mit den 
ſchärfſten Strafen bedroht ift. Daß Verträge, welche mit fremden Staaten 
geſchloſſen find, unter den Begriff ſolcher Akte fallen, fomit unjer Friedens- 
vertrag mit Frankreich von einem geijtlihen Würdenträger nicht in der 
Art in drage gejtellt und angegriffen werden durfte, wie fich ſolches ganz 
direft der Biſchof von Nancy erlaubte, jcheint ebenjo einleuchtend, als 
daß die maßlojen Angriffe, melde die Bifchöfe von Angers und Nimes 
gegen die Perſon Seiner Majeftät des Kaifers und die Königliche Re— 
gierung gerichtet, nach franzöfiichem Recht unter den Begriff der „provo- 
cation directe & la desobeissance aux lois“ zu bringen fein würden, 
jobald die Regierung auch nur ein ganz geringes Maß von gutem Willen 
dazu bejäße. Die Edifte vom 17. und 26. Mai 1819 enthalten rejpeftive 
in ihrem 12. und 5. Artikel Beftimmungen über den fremden Souveränen 
in Frankreich gebührenden Schug, melde nicht jo unbedingt abgewiefen 
werden können, wie es in Em. Ercellenz Telegramm verſucht wird. Die 
eben dort vorausgefegte requôte wird allerdings nicht in einer bloßen 
Unterredung des Bertreter8 diejes Souveräns, wohl aber in einer von 
ihm an den Minifter der Auswärtigen Angelegenheiten zu richtenden Note 
zu finden fein, und eine förmliche, gerichtliche Beſchwerde nicht vorausfegen. 

Allerdings iſt e8 möglich, daß die beiden genannten Edikte durch 
fpätere Beftimmungen abgeändert jeien. Es wird in Franfreih an Schuß 
fremder Souveräne gegen Angriffe franzöfiiher Staatsangehöriger in der 
gültigen Gejeggebung nicht fehlen; und die Behauptung, daß in — 
wo noch das napoleoniſche Konkordat in Gültigkeit dr die Biſchöfe nicht 
dem Staatöverband angehörig und nicht unter dem Geſetz jeien, ift nicht 
zutreffend. 

Nach der pofitiven Anführung im Journal des Debats ift aber die 
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Verbindlichkeit der Edifte um fo eher — als ein großer Theil 
der franzöſiſchen Preſſe eine geſetzliche Remedur jenes Unfugs Seitens 
der Regierung als jelbftverftändlich betrachtet. 

Seine Durchlaucht ſprach mit Rüdfiht auf diefe Frage fein Bedauern 
darüber aus, daß Em. Ercellenz nicht ſchon während der längeren Zeit, 
welche feit dem Mandement des Biſchofs von Nancy verftrihen, Anlaß 
genommen und Gelegenheit gefunden, die Prüfung der unfern Reflama- 
tionen zu Grunde zu Legenden geſetzlichen Einrihtungen und Vorſchriften 
Frankreichs Ihrerſeits vorzunehmen und anzuregen. " Die Kenntniß jener 
Beitimmungen des code penal, welche ung jett ein franzöfifches Journal 
bringt, würde als rechtzeitige Mittheilung der zur Darlegung der dortigen 
Berhältniffe und Gefegesbeftimmungen recht eigentlich berufenen Botſchaft 
uns von größtem Werthe gemejen fein, um jo mehr, al3 jene Artikel 
auf die verfuchte Störung unjeres elſäſſiſchen Befigftandes, mie gejagt, 
unzweifelhaft Anwendung leiden, und es nicht Em. Ercellenz Aufgabe 
fein könnte, ſich auf allgemeine politiiche Betrachtungen zu beziehen, wo 
ein Appell an beftehende und leicht anwendbare Gefege für uns ald Fun— 
dament zur Hand lag. Die in Em. Ercellenz Telegramm gleichfalls er- 
wähnte * des appel comme d'abus zählt zu den ſchwierigſten und 
beſtrittenſten des franzöſiſchen Kirchenrechts, gewährt aber der beſtehenden 
Regierung immer eine ſichere Handhabe gegen Ungeſetzlichkeiten des Klerus. 
Jedenfalls würde dieſes Mittel doch wirkſamer ſein, ſchon des politiſchen 
Eindrucks wegen, als die vom franzöſiſchen Herrn Miniſter Ew. Excellenz 
bezeichneten halben Mittel und verborgenen Wege. 


(gez). von Bülow.“ 


Verhalten der franzöſiſchen Regierung. 
11. Januar. Aus einem Erlaß des Staatsſecretairs von Bülow 
an den Grafen Arnim. 


„Der hieſige franzöfiiche Botſchafter hat hier die in Em. Excellenz 
Telegramm vom 5. d. M. in Ausficht geftellte Mittheilung des Cirkulars 
an die Bifhöfe bisher nicht gemacht, Al mir do am 6. (während einer 
furzen Abweſenheit des Herrn Reichslanzlers) das Altenſtück vorgelefen. 
Es ift und noch unbekannt, ob der feitdem in allen Zeitungen erjchienene 
Tert ganz genau mit dem Original übereinftimme,. Indeſſen wird letzteres 
im Ganzen vorauszufegen fein. In diefem Falle bildet das Cirfular im» 
merhin einen nüglichen Fortſchritt in der Richtung einer deutjchen Politik, 
deren Aufgabe es ift, die Verſchmelzung der ung Teindlicen fonfeffionellen 
und nationalen Elemente, die Rontolidtrung der goupernementalen Kräfte 
Frankreichs nad) der Herifalen Seite hin nach Möglichkeit zu hindern. — — 

ch fann mid übrigens eine näheren Eingehen auf die in dem 
Erlaß vom 3. Januar und inzwifchen auch von Em. Ercellenz zur Sprache 
gebrachten Rechtsfragen für jegt enthalten. Sollten neue Ausſchreitungen 
der Biſchöfe erfolgen oder, den mehr bejchwichtigten als erledigten Be— 
ſchwerden gegenüber, meitere Reklamationen erforderlich werden, jo wird 
jelbftverftändlih darauf zurüdzulommen fein. 

Zur näheren Information bemerfe ich nur, daß der Ausſchuß des 
Bundesrathes für Juſtizweſen in einem dem Bundesrath vom 19. November 
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1872 erftatteten fehr eingehenden Berichte, nah Prüfung der verjchie- 
denen Anfichten, betreffend Verfolgung des Eure Leonard in Eppingen 
(Lothringen), megen Beleidigung eines Gemeindemitgliedes einftimmig an— 
erfannt bat, daß beide Rechtsmittel, der recours comme d’abus der geift- 
lihen Amtsgewalt und die Klage bei den bürgerlichen Gerichten nad) fran= 
öſiſchem Rechte von einander unabhängig find, der Berlegte mithin die 

abl hat, ob er den Staatsrath Bi oder von dem Richter die Be— 
ftrafiung der Geiftlihen nach mweltlihem Gefeg erwirken will. Analog wird 
daher anzunehmen fein, daß, wenn eine Regierung fich über Verlegung 
Seitens franzöfiicher Geiftlicher auf dem, im internationalen Verkehr vor: 
Bee —* zu beſchweren Anlaß nimmt, beide Wege für Erreichung 
er geſetzlichen Sühne offen ſtehen.“ 


Aus der „Provinzial-Correspondenz“ vom 28. Januar. 


„Die ultramontane Partei in Frankreich hatte ſchon feit einiger Zeit durch 
Kundgebungen in biſchöflichen Erlaſſen, fowie in der Preffe eine lebhafte und 
leideuſchaftliche Theilnabme für die Beftrebungen ihrer Gefinnungsgenoffen in 
Deutichland zu erlennen gegeben. Neuerdings hatte einer der Biſchöfe in einem 
Hirtenbriefe, welcher ſich durch Heftigleit der Sprache vor allen bisherigen Aeuße— 
rungen auszeichnete, die Behauptung aufgeftellt, daß fih Deutſchland mit Italien 
und der Echweiz zur Verfolgung ber katholifhen Kirche verſchworen haben; um 
dieſe Behauptung zu begründen, wurbe das Berhalten ber deutſchen Regierung 
in den ſchmähendſten Ausbrüden geichilbert. 


Durh das gerechte Befremden, welches bieje herausforbernde Sprache 
überall und namentlid in Deutſchland hervorrief, bat fih die franzöfiiche Regie- 
rung veranlaßt gejeben, dem bevenklihen Berbalten der ultramontanen Partei 
im Intereffe Frankreichs jelbft entgegenzutreten. 

Der Minifter ber auswärtigen Angelegenheiten, Herzog von Decazes, 
nahm jüngft Gelegenbeit, in ber Nationalderſammlung Erklärungen abzugeben, 
durch welche zunaͤchſt die Beforgniffe wegen Störung der Beziehungen zur 
italienischen Regierung befeitigt werben follten, und fügte ſodann binzu: bie Re— 
gierung wolle ben Frieden, meil fie benjelben fir das Wohl par für 
gnerläßtic balte, weil fie wiffe, daß die beißen Wünſche bes Yandes auf ben 
Frieden gerichtet jeien. Um ihm zu fichern, werde bie Regierung unabläffig 
bemübt jein, alle Mißverftändniffe zu befjeitigen, allen Konflikten vorzubeugen; 
fie werbe ben Frieden auch gegenüber eitelen Dekfamationen und bebauerlichen 
Aufbebereien, wober fie auch kommen möchten, zu wahren ſuchen. Die Ehre 
und die Würbe Frankreichs jeien bedroht durch politiihe Abenteurer, deren 
Gebahren das Land verhängnißvoller Weife zu einer Schwäche oder zu einer 
Thorheit treiben würden. 

Diefen Erklärungen des Minifters, welche von ber Nationalverfammlung 
mit großer Zuftimmung aufgenommen wurden, entſprach ein thatſächlicher Schritt 
der Regierung. Das bedeutendſte Blatt der ultramontanen Partei, der „Univers“, 
welcher den erwähnten Hirtenbrief veröffentlicht hatte, wurbe auf Beichluß bes 
Minifterratbes auf zwei Monate verboten und biefe Mafregel ausdrücklich darauf 
begründet, daß das Blatt ſowohl durch eigene Artikel, wie auch dur Urkunden, 
die es veröffentlicht babe, diplomatische Verwidelungen herbeizuführen drohe. 

Indem die franzöfifhe Regierung in freier Entfchließung und 
lediglih in Erwägung ber Interejjen Frankreichs ſich mit Wort 
und That von der ultramontanen Partei losgejagt bat, deren Be— 
ftirebungen im Laufe bes legten Jahres einen gewiſſen Einfluß in 
den herrſchenden Kreijen Frankreichs gewonnen zu haben jhienen, 
bat jie an ihrem Theile einen Beweis ber rihtigen Würdigung der 
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allgemeinen Lage und ber Stellung Frankreichs in derſelben ge- 
geben. 


Allerdings bat die Maßregel, welde die franzöſiſche Regie— 
rung ergriffen bat, zunädft nur bie Preſſe getroffen, welde die ge 
bäffigen Angriffe gegen Deutſchland verbreitet hat, nidht die geift- 
lihen Urbeber derjelben. Der weiteren Erwägung der Kaiſerlich 
beutihen Regierung bleibt es vorbehalten, inwieweit nad Yage 
ber Berhältnijje und auf Grund der franzöfifhen Geſetzgebung 
noch eine Genugthbuung und Sühne in Betreff des Berbaltens der 
geiftlihen Würdenträger jelbft ins Auge zu fafjen fein wird.“ 


1873. Dad Gejandtihaftsreht der deutihen Mittel: 
ftaaten und die bayerjhe Bertretung in Paris. 


18. Dezember. Bericht des Grafen Arnim. 


„Ih babe feiner Zeit berichtet, daß Herr von Remufat bie Abficht hatte, 
nach Beendigung der deutſchen Okkupation die Vertretung Frankreichs in Baiern 
einem „Geſandten“ zu übertragen. 

Herr Lefebore, der jegige Gefchäftsträger in München, welcher übrigens 
für feine Perfon den Rang und Titel eines Ministre plenipotentiaire bat, 
war bamals, feinen eigenen Mittheilungen nad, jener Anficht des Herrn von 
ReEemufat entgegengetreten. 

Ich habe nicht die leifefte Andeutung und keinerlei pofttiven Grund, anzu— 
nehmen, daß ber Duc Decazes beabfihtige, Herrn Lefebvre zum Gejandten 
zu ernennen. 

Indefjen Tetterer ift augenblidiih hier und es war ihm angeboten worden, 
Gejanbter in Washington zu werten. Er bat dies Anerbieten ausgejchlagen und 
es liegt nabe, zu vermutben, daß er eine Kompenjation in Europa vor Augen 
bat, die im Gegenfag mit feinen früheren Aeußerungen doch vielleiht München 
fein könnte. 

Außerdem habe ich geftern in der „Liberté“ ein Entrefilet gefunden, welches 
ber Berwunberung darüber Ausdrud giebt, daß in Dresden und Stuttgart kein 
Bertreter Frankreichs fei, obwohl Deiterreih, Preußen und Rußland dort Ge- 
ſandte bätten. Obgleih die „Liberté“ gar keine offiziellen Verbindungen bat, 
fönnte dies do wohl ein Ballon d’essai gewejen fein. Es find fo viele Diplo— 
maten auf Lager, daß es dem Duc Decazes unter Umftänden recht bequem jein 
fönnte, einige Supplifanten placiren zu dürfen. 

Andererjeits ift e8 auch nicht unmöglich, daß der Wunſch nad franzöfiichen 
Geſandten von einer oder der anderen deutſchen Reſidenz ausgeſprochen worden 
ift. Es giebt immer noch Perfonen, bie e& ſich nicht verdrichen laffen, ohne Gehalt 
in Paris einen biplomatiihen Poften anzunehmen. Sie find dann immer noch 
größere Herren als der Geſandte des Fürften von Monaco, welcher bier in ber 
That und in lebendiger Wirklichkeit eriftirt. 

Unter diejen Umftänden würde e8 mir erwünſcht fein, Berbaltungsbefeble 
über dieſe Frage zu erhalten und zu wiſſen, ob ich gefegentlih in unauffäliger 
Weife dem Duc Decazes ben freumdichaftlichen Wink geben foll, dergleichen 
Belleitäten nicht nachzugeben, felbft wen der Anftoß von einer deutſchen Regie- 
rung kommen follte, ober ob ich, falls er die Initiative nimmt, um umjere 
Stellung zur Sade zu erfahren, mich in biefem ober einem anderen Sinne 
äußern joll. 

Die Anwejenheit eines bayerifhen Gejhäftstägers in Paris 
ift, wie ih früher jhon berichtete, eine der Wirkung nad ſehr un» 
erfreulihe Anomalie. Sie wird indeſſen jehr erträglich durch bie Perſön— 
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lichkeit des Herrn Rudhart, ber thatfächlich feine Stellung nur als eine konſu— 
lariſche auffaßt. 

Denn fih aber wirkliche bayerifche, fächfifche oder wilrttembergifche Ge— 
fandte — ein Graf Taufflirden, ein Graf Hohenthal, ein Hohenlohe» 
Baldenburg ober drgl. — bier einfinden follten, fo würde bie Stellung ber 
KRaiferlihen Botſchaft ſelbſt dann ſehr leiden, wenn bie betreffenden Herren für 
ihre Perſon reichsfreundlich zu fein ſich bemühen jollten.“ 


Nachſchrift. 
Paris, den 18. Dezember 1873. 

„Graf Wesdehlen, dem ich ſo eben von dieſem Bericht Kenntniß gegeben 
babe, theilt mir mit, daß ſchon im Sommer ber damalige Kabinetscet bes 
Herzogs von Broglie, Herr Gavard, ihn gefragt habe, ob bie Ernennung 
von franzöfiihen Geſandten in Deutichland in Berlin fehr ungern gejehen werden 
würde. Die jüngeren franzöfiihen Diplomaten behaupteten, daß man in Berlin 
dagegen fi ganz gleichgültig verhalte, während der Vicomte be Oontaut Biron 
entichieden dieſe Rüdkehr zur alten Gewohnheit widerrathe. Graf Wespeblen 
bat auf biefe Anfrage des Herrn Gavard nicht geantwortet und fich der ganzen 
Sache weiter nicht erinnert.“ 


Die „Stellung“ des deutjhen Reichs und die 
„Stellung“ der Botſchaft in Paris, 


23. Dezember. Erlaß des Fürften Bismard an den Grafen 
Arnim. 


„Von den in Em. Ercellenz gefälligem Bericht vom 18, d. M. näher 
erwähnten Abfichten, die franzöftichen Bertreter in München oder Dresden 
zu Geſandten zu befördern, it mir andermeitig noch nicht® befannt ge— 
worden. Auffällig ift mir in Ihrem Berichte vorzugsmeife die Annahme 
gewejen, daß ein ehrgeiziger und befähigter Diplomat, wie Herr Yefebore, 
die bedeutende Selandiicaft in Washington abgelehnt haben fünnte, um 
in Münden zu bleiben; e8 würde dies ein redender Beweis für die Be- 
deutung fein, melde die franzöfiiche Diplomatie noch immer diefem Poften 
beilegt. Db Herr Fefebore dabei die Kompenfation durch eine höhere 
Stufe in der Hierarchie in’3 Auge gefaßt, mag dahingeftellt bleiben; viel- 
leicht befigt derjelbe ausreichende Hingebung für den Dienft feines Landes, 
um nr an die Sache, ald an die Form oder feine eigene Perſon gedacht 

u haben. 

: Daß diefe Form uns nicht gleichgiltig fein, vielmehr die in der Be— 
glaubigung franzöfifcher Gefandten an den —— Höfen liegende De— 
monjtration und eim untrüglihes Maß für den Werth gewähren würde, 
melden die franzöfifche Regierung auf gute Beziehungen du Deutjchland 
feßt, das liegt jo Har zu Tage, daß fein Franzoſe darüber zweifelhaft, 
und eine bejondere Betonung unferer Empfindung faum nöthig fein wird. 
Legtere ift in der Verfaſſung und in dem Weſen des Reich begründet, 
und wenn diefe Verfafjung oder die Berhandlungen des Reichstages über 
Konfervirung des Gefandtichaftärechts in Bari unbekannt fein follten, fo 
wird doch die deutjche Preſſe e8 nicht fein, welche jeit faft drei Jahren, 
wie ich glaube, Niemand einen Zweifel darüber gelaffen hat, welder Aufs 
fafjung in der deutfchen Nation und in der Politik ihrer Regierung ſolche 
Belleitäten begegnen würden. Eben darum künnen wir aber auch darauf 
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vertrauen, daß der Anftoß zu einer folchen Erweiterung der diplomatifchen 
Beziehungen zwifchen ——— Einzelſtaaten und Frankreich nicht leicht 
von erſteren ausgehen werde; auch wenn es ſich nur um Formen han— 
delte, würde die Wirkung kaum den Intereſſen der betreffenden Höfe 
— ſein. 

w. Excellenz ſind mit den Beſtimmungen der Reichsverfaſſung über 
das Geſandtſchaftsrecht, ſowie namentlich mit den Bayern im Schluß— 
prototoll vom 23. November 1870 gewahrten Rechten vollſtändig bekannt. 

Durch diefe Beftimmungen motivirt fi, daß wir unjere Auffaffung, 
den Franzojen gegenüber, nur mit Vorficht hervortreten laffen; diefelben 
würden im entgegengefegten Falle ſchwerlich unterlaffen, in München und 
anderen Refidenzen zu infinuiren, daß wir etwa eine Verkürzung der in der 
Reichsverfaſſung ‚Seh Rechte der Einzelftaaten erftrebten. Collte 
jedoh der Duc Decazes Em. Ercellenz eine Frage nad) unferen ihm 
ſchwerlich — ————— ünſchen auf dieſem Gebiete, wie Sie ſolche zu 
meiner Ueberraſchung als möglich andeuten, wirklich ſtellen, ſo würde 
Ihnen nicht ſchwer fallen, zu verſtehen zu geben, daß die Eindrücke, die 
jeder Agent Frankreichs in Deutſchland und jeder Zeitungsleſer von dem 
Gewicht far muß, welches die deutfhe Nation auf ihre ein- 
beitlihe Erfheinung dem Auslande gegenüber legt, der fran- 
zöfifchen Regierung befannt fein würden, und daß Em. Ercellenz nicht 
den Beruf haben, diefelben durch eine diplomatijche Erläuterung abzu— 
ſchwächen. Em. Ercellenz würden dabei beiläufig erwähnen fönnen, daß 
von den befreundeten Mächten fi) England auf Gefchäftsträger beſchränkt, 
einige andere, theils aus Yamilienbeziehungen, theils in Kontinuität frü= 
herer Berhältniffe, Geſandte an einzelnen Höfen haben, meiftens aber die 
Vertretung mit der am Deutjchen Weich vereinigt: worden ift. 

Was Frankreich fpeziell angeht, fo wird man ſich in Paris jchwerlich 
verhehlen, daß Franfreih mehr ald andere Staaten ein berechtigtes Miß— 
trauen Deutjchlands zu jchonen hat, und daß fchon die, wie e8 neuerdings 
den Anjchein hat, ———— Ernennung von jüngeren deklaſſirten Di— 
plomaten zu Konſuln in Deutſchland, namentlich am Rhein, von uns 
nicht unbemerkt geblieben fein fünne. Em. Excellenz wollen dem Duc 
Decazes gelegentlich bemerken, daß wir darauf zu achten berechtigt feien, 
ob dieje Konſuln fih ausfchlieglich konſulariſchen Öefhäten widmen, oder, 
wie ſolches z. B. bei dem franzöfiihen Konjul in Stuttgart der Fall, 
den Hof und dag Minifterium durch eg ig einer politifchen Stellung 
und Thätigfeit in Berlegenheit zu bringen die Dreiftigkeit haben. 

Wenn Em. Ercellenz in Ihrem Bericht fhlieglih bemerken, daß „die 
Stellung“ der Kaiferlihen Botichaft „jehr leiden“ würde, wenn die deut» 
ſchen Königreiche fi durch wirkliche Geſandte in Paris vertreten laffen 
follten, fo ıft mir diefe Betrachtung nicht ganz verftändlihd. Das Deutſche 
Reich ift ein zu gewichtiger Körper, als daß die „Stellung“ 
feiner Botfhaft in Paris, fomweit Deutfhland der legteren 
bedarf, unter dem Erjheinen einiger diplomatifher Figu— 
vanten in partibus wirflich leiden fünnte, vorausgejegt, daß 
die „Stellung“ von der Botjchaft felbft richtig genommen 
wird. Für die Botichaft des Deutfchen Reiches handelt e8 fi nur um 
Erfüllung ihrer dienftlihen Aufträge und Aufgaben, und ich vermag nicht 
abzufehen, was ein fleinftaatlicher Diplomat Ew. Ercellenz bei denjelben 
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wirffam in den Weg legen könnte. Im diefer Hinficht wollen Em. Er- 
cellenz fich übrigens gegenwärtig halten, daß derjelbe Artikel der Reichs— 
verfaffung, welcher den Bundesftaaten das aktive und paffive Gefandt- 
ſchaftsrecht nicht entzieht, die wölferrechtliche Vertretung des Neiches aus— 
Ihlieglih in die Hände Gr. Majeftät des Kaiſers gelegt hat. In Anlaß 
der Nachſchrift zu Em. Ercellenz mehrerwähntem Bericht erfordere ich heute 
vom Grafen Wesdehlen os eine nähere Erläuterung.“ 


1874. 12. Januar. Bericht des Grafen Arnim zur Nedt- 
fertigung des früheren Berichts. 


„Su dem hoben Erlaß jagen Ew. Durdlaucht, daß Ihnen nicht ganz ver— 
ſtändlich fei, wie die „Stellung“ der Botfchaft durch Anweſenheit eines bayerischen, 
ſächſiſchen ꝛe. Gefandten leiden könne. 

Ih habe damit ſagen wollen: Wenn einer oder mehrere ſolcher „bipfoma-» 
tiicher Figuranten“ bier affrebitirt werben follten, fo erbäft das Ausland nicht ben 
Eindrud von der nationalen Einheit Deutfchlands, welchen es zum Nuten des 
Reiches erhalten fol. Ach oder jeder andere Botichafter des Kaiſers haben die 
Aufgabe, dafür zu forgen, daß diefer Eindrud lebendig und wirkfjam fei. Aber 
die Erfüllung dieſer Aufgabe wird mir erfchwert, wenn ſich diplomatische Figu— 
ranten bier aufhalten, deren einziger Zwed nur fein könnte, jenen Einbrud ab- 
zuſchwächen. 

Ich wollte zuerſt ſagen: das Anſehen des Deutſchen Reiches würde dadurch 
leiden. Dieſer Ausdruck ſchien mir übertrieben und ich ſagte daher: „die Stellung 
der Botſchaft würde leiden.“ 

Auch jetzt weiß ich noch keinen beſſeren Ausdruck, um in einem Worte die 
Schwierigkeiten zu bezeichnen, welche in der angedeuteten Eventualität entſtehen 
fönnten. Es war ber mildefte terminus für eine ganze Kategorie von politiichen 
„Unbequemlichkeiten,“ während Ew. Durchlaucht die in dem Gubftantivum „Stel- 
lung“ liegenden Begriffe durch ftillfhweigenden Zufat des Adjeltivums „aejell- 
ſchaftlich“ enger eingegrenzt haben als ih. Die Gedanken, welche ich zufammenfaffen 
wollte, werden ber Kegel nad in dem Yeitartifel einer Zeitung erörtert. Ew. 
Durdlaudt haben, glaube ich, den Begriff „Stellung“ jo zerlegt, daß ih in ben 
Verdacht gefommen bin, vorwiegend aus feuilletoniftiichen Präoccupationen heraus 
auf den infriminirten Ausbrud gefommen zu fein. An einem Beifpiele darf ich 
erläutern, was ich meine. Am 14. giebt der Marfhall Mac Mabon bekanntlich 
ein großes, mehr oder weniger öffentliches Feſt. Alle Botſchaften und Geſandt— 
ſchaften find im verbindlicher Weife eingeladen worden, ihm Landsleute von 
Diftinktion zu nennen, welche fie eingeladen zu ſehen wünſchen. 

Ih babe den wenigen Deutichen, welche mir den Wunfch ausdrückten, eine 
Einladung zu erhalten, meine Verwendung verfagt, weil ich finde, daß Deutiche, 
welche nicht aus amtlichen oder gefchäftlihen Gründen dazu veranlaft find, ſich 
nicht um Zulaffung zur franzöfiihen Gefellihaft bewerben follen, fo lange darüber 
fein Zweifel beftebt, daß fie im Allgemeinen feine willlommenen Gäfte find. 
Andererfeits fann der Marſchall Mac Mabon die Tiebenswürbigften Intentionen 
haben — aber er ift außer Stande, bei einem Feſte von mehreren Taufend Per- 
fonen dafür einzufteben, baf feinen deutfhen Gäften feine Unannehmlichkeit be» 
gegnet. Diefe meine Auffaffung ift, glaube ich, wohlbegrünbdet, und wenn ich aud) 
durchaus nicht wünſche, viel darüber zu jprechen, mache ich doch meinen Lands— 
leuten unb anderen Perſonen, welche mich fragen, daraus fein Gebeimniß. 

Der baverifche Gejchäftsträger feinerfeits bat dieje Reflerionen nicht gemacht, 
fondern ber präfidentiellen Aufforderung dur Anmeldung einiger Bayern „von 
Diftinktion“ entſprochen. Es würbe unrecht fein, Herr Hubert, ber ein ſehr 
wohlgefinnter, reichstreuer Mann ift, daraus einen Vorwurf zu machen. Ich würbe 
ſehr bedauern, wenn darüber etwas in bie Deffentlichleit füme. Er hat ſich einfach 
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den Fall nicht reiflich überlegt und von den Bayern „von Diftinktion“ wird auch 
wohl nicht weiter die Rebe fein. Aber wenn anftatt bes Herm Rudhart ein 
Gejandter oder auch nur ein Geichäftsträger bier wäre, ber in Folge früberer 
Beziehungen oder feiner perſoͤnlichen Berbältniffe gewiſſen franzöfiihen Kreifen 
näher ftände und um ben fich eine größere Anzahl von „biftinguirten Bayern“ 
zu gruppiren geneigt fein könnte, fo würde es doch fehr eigenthümlich fein, daß 
ber bayerifche Repräfentant in ber Freiheit feiner Attitude fich nicht im Mindeften 
von ben politifhen Nüdfichten leiten läßt, welche die Haltung bes Kaijerlichen 
Botichafters beftimmen. Der Fall, den ich beifpielsweife angeführt habe, — 
vielleicht noch in das Feuilleton, aber doch ſchon in das politiſche Feuilleton. 
Analoge Verhältniſſe können aber ohne Frage ſich bei viel ernſteren Anläfſen 
herausſtellen. 

Die letzte Entſcheidung liegt freilich bei Kaiſer und Reich und, ſoweit fie 
ihm übertragen wird, bei dem Botſchafter des Kaiſers; aber in den Stadien, 
welche der Entſcheidung vorausgehen, kann ihm doch feine Aufgabe, feine „Stel— 
lung“ ſehr erſchwert werben, wenn perſönlich wohl affrebitirte Geſandte Die Mög— 
lichkeit und das Recht haben ſollten, neben ihm ſich über politiſche Fragen gegen 
den franzöſiſchen Miniſter, wenn auch nur akademiſch, zu äußern. Hierzu will 
ih nur noch bemerken, daß die Unannehmlichkeiten einer ſolchen Eventualität um 
fo größer fein würden, wenn bie etwaigen Repräfentanten der deutſchen Länder 
jemals Perjonen fein follten, die in der Lage wären, nicht blos mit ihren Höfen, 
fondern auch mit anderen Hauptftäbten — 3. B. mit Berlin — zu korrespon— 
biren. Ich dachte an dieſe Eventualität, als ich beifpielsweife Namen nannte, 
beren Träger möglicherweife zu jener Befürchtung Anlaß geben Fönnten. 

Ich bin überzeugt, daß der Duc Decazes fih wohl hüten wird, an bem 
beftebenden Verhältniß zu rütteln. Daffelbe bat au, fo lange Herr Rudbart 
bier bleibt, feine fühlbaren übeln Folgen. Ebenjo nehme ih an, daß Herr Le— 
febore in München keine Luft bat, ſich durch irgenb eine Unvorfichtigfeit die 
Ausfiht auf eine Wohnung am Parifer Plag zu benebmen. Aber ein Wechjel 
in ben Berfonen würde die Situation verändern. Im Hinblid hierauf habe ich 
mich erinnern müffen, daß die franzöftiche Gelandtihaft in München beftebt und 
von einem Geichäftsträger geleitet wird, der ein bevollmäctigter Minifter ift. 
Man braucht nur unter etwaiger Konnivenz eines Gafſſer'ſchen Minifteriums, 
ben Envoyé extraordinaire hinzuzufügen, — et le tour est fait. Daf 
biefer tour wahrſcheinlich in feiner Reaktion das ganze aktive und paſſive Ge— 
fanbtichaftsrecht fortſchwemmen würde, glaube ich — Aber es wäre doch viel- 
leicht gut, wenn die Sade im Voraus durch die bayerifche Landesvertretung um» 
möglih gemacht würbe. 

Mir ift früber die Ausübung des Gefandtichaftsrechts feitens der Mittel- 
ftaaten als eine ziemlich gleihgültige Sonberbarkeit erfchienen. Dur die Praris 
— ſchon in Rom während bes Konzils — bin ich eines Befjeren belehrt worden, 
und ich babe mich überzeugt, daß in fchwierigen Zeiten, fowie an ſchwierigen 
Poften diefes Recht mit einer wohlorganifirten Reichsdiplomatie ganz unvereinbar 
wird. Sogenannte „reichsfreundliche” Kooperatoren find unter ſolchen Berbält- 
niffen noch bedenklicher als reichsfeindliche. 

Ew. Durdlaudt wollen entihuldigen, wenn mich das Bedürfniß, das 
Wort „Stellung“ zu interpretiren, dahin geführt bat, mich über einen Gegenftanb 
zu äußern, für beffen Beiprehung augenblidlih ein dringender Anlaß nicht 
vorlag.” 


21. Januar. Zurüdweilung Seitens des Fürften Bismard. 


„Em. Ercellenz gefälliger Bericht vom 12.d. M., in welchem Sie auf 
die Ausübung des Gefandtichaftsrechts durch die deutjchen Mittelftaaten 
zurüdfamen, bat mich überrafcht und nach Yage der Berhältniffe über- 
raſchen müſſen. Em. Ercellenz hatten in dem Berichte vom 18. Dezember 
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das Bedürfnig nach Inſtruktion darüber ausgeſprochen, ob Sie den Vellei— 
täten der franzöfifchen Regierung in Bezug auf die ————— 
Geſandtſchaften an den deutſchen Höfen entgegenwirken ſollten. Meine 
Antwort darauf war durchgehends ein Ausdruck des Erſtaunens darüber, 
daß Sie in einer Frage, über welche in Deutſchland Niemand im Zweifel 
iſt, überhaupt einer Inſtruktion bedurften, daß Sie nicht ohne ſolche über— 
geugt waren, feine andere Antwort geben zu können, als die dur 7 Jahre 
eutjcher Politit und mit Rückſicht auf die Verfaffung des Norddeutichen 
Bundes und des Deutjchen Reiches fich für jeden reihsfreundlichen Deut: 
ſchen von felbft ergebende, nämlich die, daß jede ftärfere Accentuirung des 
aktiven und paffiven Geſandtſchaftsrechts der einzelnen deutfchen Höfe für 
uns im höchſten Grade unmilllommen, aber nach Maßgabe der Reichöver- 
faffung ftatthaft ift. Weder Sr. Majeftät dem Kaiſer, Allerhöchſtwelchem 
Ihre Berichte vorgelegen haben, noch mir ift es verftändlich, wie Em. Er- 
cellenz auf diejen meinen Erlaß mit einer ausführlichen Darlegung eben 
jener politijhen Erwägungen antworten fonnten, weldhe in Deutſchland 
jeit Jahren Gemeingut jedes reihsfreundlihen Wählers find 
und welche allein meine Bermunderung über Ihr Inſtruktionsbedürfniß 
rechtfertigten. 

Ew. Excellenz würden dieſe Beweisführung nicht unternommen haben, 
wenn Sie der politiſchen Entwickelung des Heimathlandes mit der Sorgfalt 
folgten, welche für unſere wirkſame Vertretung im Auslande meines Er— 
achtens unentbehrlich iſt. Sie würden ſonſt den Erlaß vom 23. Dezember 
v. J. mit dem Verſtändniß geleſen haben, welches ſich aus der genauen 
Bekanntſchaft mit der inneren Entwickelung der deutſchen Verhältniſſe er— 
gr mußte. Em. Ercellenz würden dann empfunden haben, daß Ihre 

useinanderjegung für die ganze öffentliche Meinung in Deutjchland, das 
Auswärtige Amt nicht ausgefchloffen, jeit Fahren politifhes Gemeingut 
eworden ift, und feinen Gegenftand der Darlegung mehr für einen dies— 
Feitigen Vertreter dem Auswärtigen Amte gegenüber abgeben fann. 

Das Mißverftändniß, in welhem Em. Ercellenz den Bericht vom 12. 
dv. M. gefchrieben, dürfte nur dadurch hervorgerufen fein, daß Em. Er- 
cellenz bei der Beiprehung diefer Frage in Ihrem früheren Berichte vom 
18. Dezember v. $. die Intereffen der „Botfchaft“ in Paris mit denje— 
nigen des Deutjchen Reiches verwechfelt und die „Stellung der Botichaft“ 
in einem von Ihnen ſelbſt „Feuilletoniftiich“ zn Sinne in den 
Bordergrund zu ftellen jchienen. Hätten Ew. Ercellenz von vorn herein 
die Interefien und »da8 Anfehen des Deutjchen Reiches betont, wie Sie 
nad) Ihrer Angabe in dem Berichte vom 12. d. M. es beabfichtigt hatten, 
fo würde ih der Mühe überhoben gemwefen fein, diefe Frage ——— 
und die Begriffe, auf welche es dabei ankam, klarzuſtellen. 

fann bei diefem Anlaß die Bemerkung nicht unterdrüden, daß 

mir die Zeit und die Arbeitsfraft fehlt, um politifhe Korres— 
ondenzen, wie diejenigen, zu welchen mid die Art und Weife 
mw. Ercellenz Beriterftattung jeit Jahr und Tag nöthigt, 
fortzuführen. Wenn fi mein fehriftlicher Verkehr auch nur mit den 
andern Botjchaftern Sr. Majeftät in ähnlihen Kontroverfen bewegen follte, 
fo würde meine Stellung oder die der Botjchafter bereit3 materiell un- 
haltbar geworden fein. Ich muß, wenn ih im Stande bleiben 
foll, die Gefhäfte, die Se. Majeftät mir übertragen bat, 
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fortzuführen, von allen Agenten des Reichs im Auslande, 
auch von den hödhftgeftellten, ein höheres Maß von Fügjam- 
feit gegen meine Jnftruftionen und ein geringere Maß von 
felbftftändiger Initiative und von Fruchtbarkeit an eigenen 
politifhen Anfihten beanfprucden, als dasjenige, mweldes 
Em. Ercellenz bisher Ihren Berichterftattungen und Ihrem 
amtlihen Berhalten zu Grunde legen.“ 


24. Februar. Smmediatbeihwerde des Grafen Arnim. 
Paris, den 24. Februar 1874. 


„Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter Kaifer! 
Allergnädigſter König und Herr! 


Bei meiner Rückkehr nach Paris habe ich einen Erlaß des Fürſten Reichs- 
kanzlers vorgefunden, welchen ich alleruntertbänigft beizufügen nicht verfehle, ba 
ih nicht weiß, ob er Ew. Kaiferlihen Majeftät befannt ift. 

Der Fürft Bismard unterrichtet mich in biefem Erlaffe, daß es Ew. 
Kaiferlihen Majeftät nicht verftänblich gewefen fei, wie ich in meinem Berichte 
Nr. 6 in eine ausführlihe Darlegung politiiher Erwägungen habe eintreten 
fönnen, welche jeit Jahren Gemeingut jedes reihsfreundlihen Wählers feien. 
Ih muß danach glauben, daß Em. Kaiferlihe Majeftät von meinen Berichten 
benjelben ungünftigen Eindruck haben, welchen fie auf ben Fürften Bismard ge- 
macht haben, und ich wage daher Ew. Majeftät allerunterthänigft zu bitten, die Auf- 
Härungen Allergnädigft bören zu wollen, welche ich zu geben mich verpflichtet erachte. 

ch darf zunäcft alleruntertbänigft bemerken, daß ich in meinem Bericht 
vom 18. Dezember vorigen Jahres nicht von ber event. Abficht der franzöſiſchen 
Regierung gefproden hatte, Gefandte an ben deutſchen Königshöfen zu alkre— 
bitiren, fondern von der möglicherweife auftauchenden Belleität der beutichen 
Höfe, franzöſiſche Geſandte zu empfangen ober Gefandte nach Paris zu ſchicken. 

Ich war in einigem Zweifel darüber, ob der Reichsfanzler wünjcen würde, 
daß einer ſolchen Eventualiät durch eine Konverfation mit dem franzöfiihen Mi- 
nifter vorgebeugt wiirde, ober ob es ihm geratbener erſcheinen könnte, die Ver— 
wirfliihung won dergleichen Ideen durch Demarchen bei ben deutſchen Regie» 
rungen zu verhindern. Dieje Frage war in fo fern nicht ganz überflüjfig, als, 
wie ber Erlaß bes Reichsfanzlers vom 23. Dezember anerkennt, das Thema jeden» 
falls mit einiger Vorſicht zu behandeln ift. 

Ih babe aud in dem Erlaffe vom 23. Dezember den Ausdruck des Er- 
ſtaunens über mein Iuftrultionsbebürfniß nicht zu finden vermocht. Ich fand im 
dem Erlaß aber eine Auseinanderjegung, welde im Anſchluß an eine von mir 
gebrauchte, meines Erachtens nicht mißverftändbliche, aber doch mihwerftandene 
Redewendung mir zu ber Befürchtung Anlaß geben mußte daß ber Reichskanzler 
bei mir die unerläßliche Kenntniß der politifhen Erwägungen vermiffe, welche, 
wie ber Fürſt Bismard zweimal fagt, Gemeingut jedes reichsfreundblichen 
Wählers find. Ich war daher genöthigt, in meiner Antwort auf den Erlaß vom 
23. Dezember darzulegen, daß der Fürft Bismard meine Belnnutichaft mit den 
heimiſchen Berbältniffen unterjchätst hatte. 

Ew. Kaiferlihe und Königliche Majeftät wollen Allergnäbigft verzeihen, daß 
ich mich unterfangen babe, Allerhöchftdiefelben won dieſem Zwiſchenfall zu unter 
halten. Aber ich glaube, daß es ein Mangel an Ehrjurdt gegen Ew. Majeftät 
fein würbe, wenn ich nicht thun wollte, was in meinen Kräften ftebt, um bei 
Allerhöchſtdemſelben ven übeln Eindrud zu verwifchen, welchen meine Berichte auf 
Em. Majeftät gemacht haben. 

Der Fürft Bismard jagt am Schluffe feines Erlafjes, daß er von ben 
Agenten des Neiches ein höheres Maß von Fügſamkeit gegen jeine Inftruftionen 
beaufpruchen müffe, als dasjenige, welches ich bisher meiner Berichterftattung und 
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meinem amtlihem Verhalten zu Grunde lege. Da mir unbelannt ift, von 
weldem Gedanken ausgehend ber Fürſt Bismard bazu gelommen ift, fich in 
biejer Weije auszubrüden, fo ift mir die Bedeutung dieſes Satzes nicht Har ge- 
worben; ich nehme an, baf ein Mifverftändniß vorliegt, welches bei näherer 
Betrachtung verihwinden würde. 

Dem Wortlaut nah aber ſchließt jener Satz eine ſchwere Auflage in ſich. 
Der Fürſt Bismard ertheilt feine Inftruftionen im ausbrüdlichen oder impli- 
cite ertheilten Auftrage Ew. Kaiferlihen Majeftät. — Mangel an Fügfamteit 
gegen feine Inftruftionen würde baber gleichbedeutend fein mit Ungehorjam gegen 
die Befehle Ew. Majeftät. 

Ih kann mir faum benfen, daß ber Fürft Bismard dies jagen wollte. Ich 
lann auch nicht bie Befürchtung in mir auffommen laffen, daß Ew. Majeftät mir Aller- 
böchftielbft den Vorwurf machen, welchen Fürft Bismard anfcheinend formulirt. 

Aber die Situation, in welder ich mich befinde, ift eine höchſt peinliche. 
Ih bitte daher Ew. Kaiferliche Majeftät allerumtertbänigft, meine Lage in biejer 
Beziehung Allergnäbigft aufflären zu wollen. 


In tieffter Ehrfurcht 
Em. Kaiferlih Königlichen Majeftät allerunterthänigfter, 
treu gehorjamfter Diener und Unterthan. 
(gez.) Arnim.“ 


Die Entlaffung des Grafen Arnim 
aud dem diplomatijden Dienft. 


22. Februar. Allerhöchſte Drdre wegen Abberufung des Grafen 
Arnim von Paris. 

19. März. Ernennung ded Grafen Arnim zum Botſchafter in 
Konftantinopel. 

2. April. Beröffentlihung „diplomatischer Enthüllungen” in der 
Wiener „Preſſe“ über die Auffaffungen und die Denfichrift 
des Grafen Arnim in Bezug auf das vaticaniiche Konzil. 
(Ein Promemoria Arnim von 1870 nebft zwei Schreiben 
an den Biſchof Hefele und den Stiftöprobft Dr. Döllinger). 

Die Veröffentlihung war, wie Später in der Schrift Pro 
Nihilo zugeftanden ift, vom Grafen Arnim jelbit ver: 
anlaßt. 

In einem Artikel: Graf Arnim und Fürſt Bismarck 
in der „Schleſiſchen Zeitung“ wird hervorgehoben, daß die 
„Enthüllungen“ „in überraſchender Weiſe von dem weiten 
Blicke Zeugniß geben, mit welchem Preußens 
damaliger Vertreter bei der Kurie die Folgen 
der vaticaniſchen Beſchlüſſe vorausgeſehen hat.“ 
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13. April. In der „Norddeutichen Allgemeinen Zeitung“ wird 
der amtliche Schriftwechjel über das Konzil zwiſchen Graf 
Arnim und Fürft Bismard aus dem Sahre 1869 
(vgl. oben ©. 367 ff.) veröffentlicht, darunter der Bericht 
Arnimd vom 14. Mai 1869, mit dem Ausſpruche: 
„Wahrſcheinlich ift Fürft Hohenlohe zu diefem Schritte 
(jeiner Girculardepefhe vom 9. April 1869) von dem 
Stiftsprobft Döllinger injpirirt worden, weldyer in jeiner 
Berftimmung gegen Rom ohne Zweifel jehr geneigt jein 
wird, die Gefahren in etwas übertriebener Weife 
hervorzuheben, welde dem modernen Staat aus 
den vermutheten Konzilöbejhlüjjen erwadien 
fünnen.” 


21. April. Beröffentlihung eines Schreibens Arnimd an den 
Stiftsprobft Döllinger, deffen Schluß lautet: 

„Wenn ed gelungen wäre, die Wucherpflanzen, welche 
auf dem Konzil großgezogen worden find, im Keime zu 
erjticen, würden wir und heute nicht in den unbegreiflichen 
Wirren befinden, die jo ziemlih Alles in Frage ftellen, 
was jeit langer Zeit Gemeingut der Chriftenheit geworden 
zu ſein jchien.“ 

4. Mai. Beröffentlihung eined Schreibens Arnims in ber 
„Spenerſchen Zeitung,“ in welchem er die Veröffentlichung 
jeined Berihtd vom 14. Mat 1869 ald „im Widerſpruch 
mit den Traditionen nit nur der preußiichen, jondern 
jeder Diplomatie” bezeichnet. 


5. Mat. Erlaß des Reichöfanzlerd (in Vertretung: Staatöjecretär 
von Bülow) an Graf Arnim mit der Aufforderung, 
auf Grund Allerhöchſten Befehld ſich darüber zu erflären, 
ob die qu. Veröffentlihungen direct oder indirect von ihm 
auögegangen oder ob fie durch Mittheilung der betreffenden 
Piecen an dritte Perjonen hervorgerufen find ac. 2c. 

11. Mai. Graf Arnim lehnt die Berantwortlichfeit für die Ent- 
büllungen der „Preſſe“ ab und verneint, mit der „Spener: 
ſchen“ und der „Schlefiichen Zeitung“ in Verkehr gejtanden 
zu haben. 
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14. Mai. Wiederholte ablehnende Antwort des Grafen Arnim: 
„Für die in der Preffe veröffentlichten Enthüllungen bin 
ih unter feinem Gefichtöpunft verantwortlich.” 


15. Mai. Graf Arnim wird dur Allerhöchften Erlaß in den 
einftweiligen Ruheſtand verjept. 


Die Lamarmorafhen Enthüllungen*). 


16. Januar. Aeußerungen ded Fürften Bismarck bei der dritten 
Berathung des Civilehegejeped (gegen den Abgeordneten 
von Mallindrodt). 


(Angeblihe Bereitwilligkeit zur Abtretung preußifchen Gebiets; 
— die ungarifche Legion von 1866; — bie Eivilehe und die Far 
milienbande;, — leichtfinnige Berleumbungen; — ber „beftver- 
lfeumbete und gehafte Mann.“) 

„sh habe gehört, daß in der heutigen GSigung von dem Abg. 
von Mallindrodt behauptet worden tft, ic) hätte bei —— Verhand⸗ 
lungen dem italieniſchen General Govone die Abtretung eines preußiſchen 
Bezirkes — ich weiß nicht genau wo, an der Moſel oder an der Saar 
— in Ausſicht geſtellt. Ich bin genöthigt, dies mit den ſtärkſten Aus— 
drücken für eine dreiſte, lügenhafte Erfindung zu erklären, die na— 
türli der Herr Abgeordnete nicht gemacht hat, die aber anderswo gemacht 
ift. Aber der Herr Abgeordnete ſollte doch vorfichtiger fein im Wiederer- 
zählen folder Behauptungen, die dieſe ſcharfe Kritik verdienen. Die Sache 
ft in lügenhafter, gehäjfiger Abficht erfunden worden; es ift auch micht 
eine Silbe davon wahr. Ich habe niemals irgend Jemandem 
die Abtretung auch nur eines Dorfes oder eines Kleefeldes 
zugefidhert oder in Ausficht geftellt. Alles, was darüber cir- 
hulirt und behauptet wird, erfläre ich in feinem ganzen Um— 
fange für das, was ih vorhin fagte: für eine Deeile, ten= 
denziöſe Lüge, die zur Anfhmwärzung meiner Perſon erfunden 
worden ift. 

Ich bin zugleich, da ich einmal zur perfönlichen Bemerkung das Wort 
genommen babe, genöthigt, nun auch einen andern Fall, der geftern vor- 
ekommen ift, in ähnlicher Weiſe zurückzuweiſen. Ich möchte aber allen 

erren, die dabei betheiligt find, und namentlich, wenn fie jo vorzugsweiſe, 
ihrer Behauptung nah, die Sache des Ehriftenthums, der Religion, der 

ahrheit vertreten, bitten, doch in Beziehung auf die Wahrheit ihrerfeits 
etwas vorfichtiger zu fein und nicht Alles ohne Prüfung als Wahrheit 
anzunehmen, was ihnen aus unlauterer Quelle beigebracht wird, Ich 
möchte den Herren doch zu bedenken geben, daß die ihnen von 
Gott gejegte Obrigkeit, die über unß regiert, au in den 


*) „Etwas mehr Licht.“ Enthillungen über die politiichen und militäriichen 
Ereigniffe des Jahres 1866, vom General Lamarmora. 
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Drganen, die Se. Majeftät an die Spike des Neiches ftellt, 
vor dem Auslande wenigſtens an Aniprud auf — 
ih will nit fagen auf perfönlide Rüdfiht, nein, aber dod 
auf decente Behandlung hat, daß man fi nicht die Aufgabe 
ftellt, die eigene Regierung vor dem Auslande zu verleumden. 

Was den geftrigen Vorgang betrifft, jo hat mir der Abg. von 
Schorlemer Jnlonfequenzen nachzuweiſen gefuht; nun, wenn ihm das 
mwirfli gelungen wäre, jo würde die Sade, die er vertheidigt, damit 
nicht in irgend einem Maße gebefjert fein; aber es ift ihm auch in feiner 
Weife gelungen. Er hält mir vor, id) hätte früher gejagt, da® Dogma 
der Unfehlbarfeit, welches von Millionen Katholifen angenommen jei, 
müſſe refpeftirt werden. Das ift auch heute noch mieine Anficht. Ich Habe 
e8 auch rejpeftirt. Habe ich es je angefochten? Beftreitet man Ihren 
Glauben in irgend einer Weife? Ich habe nur die Konjequenzen 
gezogen, die ihm für unfer Staatsleben entfließen, und auf Die 
Schwierigkeiten aufmerkjam gemacht, die im unſer Staat8leben dadurd 
fommen, und in Folge deffen auf die Nothmwendigfeit aufmerkſam gemacht, 
daß man fo wenig wie möglich von Glaubensſachen in das GStaat3leben 
hineinthun müſſe. Aber den Glauben refpeftire ich ja, und würde, wenn 
er a auf Dinge erftredte, die mir und den anderen evangelifchen Ehriften 
nod ferner wären, ihn dennoch reipeftiren. Wie das damit in Widerfpruch 
fteht, was ich neulich über eine andere Sache gejagt habe, das nur ich 
niht. Die Herren müfjen nur nicht die Sreiheit des Glaubens 
fo auslegen wollen, als ob fie darin beftehe, daß fie über An- 
dersgläubige und über den Staat eine Herrjhaft üben Für 
fie ift Nihtherrfhen ſchon mit Unterdrüdtfein gleihbeden- 
tend. Ich habe es neulih fhon gejagt: wir verlangen für 
unfere Ueberzeugungen aud Unabhängigfeit für uns Anders- 
gläubige und verlangen Adhtung vor unferem Glauben, die 
wir bei Ihnen nit immer finden. — 

Der Herr v. Schorlemer hat ferner behauptet — und das ift eine 
Behauptung, die in diefelbe Kategorie der heutigen von Herrn v. Mallind: 
rodt's gehört — ich hätte die ungariihen und dalmatijchen 
Negimenter 1866 zum Abfall auffordern laffen. Das ift 
einfach nicht wahr. Für die behaupteten Thatjachen von 1866 würde 
der Abgeordnete aber doch irgend einen Beweis beibringen müſſen. Es 
ift weltbefannt, daß fi eine ungarijche Legion aus ungarifhen 
Kriegsgefangenen bier gebildet * es wurden uns in der Beziehung 
Anerbietungen ſchon bei Ausbruchs des Krieges gemacht; ich habe ſie da— 
mals zurückgewieſen, obſchon es gewiß eine ſchwere Verantwortung für 
einen Miniſter war, in einem Kampfe mit einem ſo waffenmächtigen Reiche 
wie Oeſterreich — die Unſrigen waren damals nicht erprobt — irgend 
einen Beiſtand zurückzuweiſen, der nach Kriegsrecht möglich war; es wäre 
das eine —S des Gegners geweſen. Indeſſen, da ich immer 
darauf gerechnet hatte, die Verhältniſſe mit Oeſterreich nicht dahin zu 
treiben, daß ſie zu unverſöhnlichem Zwieſpalt führten, — eine Ueberzeu- 
gung, der ih noch Ausdrud en habe, und zwar biß ‚zu Geiner 

poftolifhen Majeftät hin, in dem Momente, wo unfere Truppen ſchon 
marſchirten, da noch habe ich VBorjchläge gemacht, die leicht zu einer Ber: 
einbarung hätten führen können, — alfo ih habe am Anfange des 
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Krieges ungarifche Anerbietungen zurüdgemiefen, und erft in 
dem Moment, al3 nad der Sdladt bei Sadomwa der Kaiſer 
Napoleon telegraphijch jeine Einmifhung in Ausficht ftellte, 
da habe ih mir gejagt: Sch habe meinem Lande gegenüber 
niht mehr das Hecht, irgend ein Mittel der Bertheidigung 
und Kriegsführung, welches kriegsrechtlich vollftändig erlaubt 
ift, zu verfhmähen, da ih es nicht darauf anfommen laſſen 
wollte, daß unfere Erfolge durdh das Erſcheinen Frankreichs 
auf der Bühne wieder in Zweifel geftellt würden; wenn Franl- 
reih auch damals jehr wenig Truppen hatte, fo hätte doch ein gewiſſer 
Zuſatz von franzöfiihen Truppen bingereiht, um aus den zahlreichen 
ſüddeutſchen Truppenmaffen, die ein fehr gutes, aber nicht organifirtes 
Material darftellten, eine vecht tüchtige Armee zu machen, die uns jofort 
in die Page gebracht hätte, —— Berlin zu decken und alle unſere Er— 
folge in Oeſterreich aufzugeben. Damals alſo habe ich in einem Alt der 
Nothwehr die Bildung dieſer Legion nicht gemacht, ſondern ermächtigt. 
Was liegt nun darin Revolutionäres? Ich möchte einmal die Frage oder 
Erwägung des geftrigen ‘Herrn Redner umfehren. Wenn wir nun mit 
einem miedererftarften Frankreich im Kriege wären und die Heßereien der 
füddeutfchen Blätter fortdauerten, die diefelbe Sache, wie die Herren vom 
Eentrum bier und wie die „Öermania,“ nur etwas plumper, vertheidigen, 
— und es träte dann der Fall ein, daß mit Zuhülfenahme der unter» 
mwübhlenden Tendenzen, des Beilpield der Geſetzesverachtung, welches die 
bochftehendften Prälaten geben, der aufregenden Erörterungen, die wir in 
den Blättern des Centrums an Volksſchichten gerichtet jehen, die fo genau 
logiſch ihre Pflichten und Rechte nicht abmwägen, wie wir e8 hier in diefem 
Raume thun, — Alles diejes, ſage ich, hätte zur Folge, daß ſich nun aus 
deutſchen Mitbürgern oder aus deutjchen Kriegsgefangenen in Frankreich 
eine päpftliche Legion bildete, um Frankreich —— würde dann Herr 
v. Schorlemer dem franzöſiſchen Staatsmann, der in dem ſehr ſchweren 
Kampf mit dem Deutſchen Reich ſich dieſe Verirrung einiger unſerer Lands— 
leute zu Nutze machte, würde Herr v. Schorlemer dem franzöſiſchen 
Staatdmann, der an der Epige ftände, vielleicht dem König Heinrich, 
Grafen von Ehambord, die Annahme diefer Hülfe ald ein revolutionäres 
Gebahren vormwerfen? Ich glaube nit. Er könnte eher die Deutjchen 
Revolutionärd nennen — objhon es noch andere Bezeichnungen dafür 
* —, die von ihrem Vaterlande abfallen und dem Feinde Dienſte 
eiſten. 

Eins hat mich mit am meiſten frappirt, was eigentlich nicht gegen 
mich perſönlich gerichtet war; aber daß der Herr Vorredner die Locke— 
rung aller Bande der Familie gewiſſermaßen und das Geborenwerden 
„unter dem Fluche der Sünde“ als eine natürliche Folge der Einführung 
der Eivilehe anfieht — trifft denn dieje Folge der Zerrüttung des Fa— 
milienlebens, 3. ®. bei unjeren rheinijhen Yandsleuten zu, die doch dent 

ern Vorredner in Weftfalen beſſer befannt fein werden, als die poli= 
tiichen Thatfachen, auf die er fich bezogen hat? Fit denn da das Familien— 
leben jo zerrüttet und zerftört? Ich finde gerade das Familienleben und 
insbefondere das eheliche Verhältniß bei unferen rheiniſchen Mitbürgern 
ein Beifpiel ächt deutjcher Sitte, dad mit demjenigen, was man von Frank—⸗ 
reich fennt, auf das Angenehmite Fontraftirt. Ich glaube, daß gerade am 
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Rhein, wenn man ftatiftiiche Zahlen über diefe Frage überhaupt aufftellen 
fönnte und wollte, die eheliche Sittlichfeit eine jehr hohe Stufe einnehmen 
würde. — Und ich möchte an den Vorredner ald Chriſt — denn ich glaube, 
gewiſſe Grundbelenntniß - Wahrheiten theilen wir doch — die Frage jtellen, 
ob er jelbft denn glaubt, nit unter dem Fluch der Sünde ge- 
boren zu jein? Wenn er das behauptet, jo muß ich fagen, daß ihm, 
der als einer der hauptjädhlichen VBertheidiger des Ehriften- 
thums auftritt, niht nur die Kenntniß der Politik, jondern 
auch die Kenntniß einer der erften hriftlihen Heilswahrheiten 
abgeht.“ 


Ueber die Berleumdungen Lamarmora's und 
deren Benupung Seitens des Abg. von Mallindrodt 
jagte Fürft Bismarck noch weiter: 


„Der Herr Vorredner hat eine eigenthümlich in der Politik der ganzen 
Partei begründete Art, ſich aus der Affaire zu ziehen, fo wie er fiebt, 
daß die Schußlinie unangenehm wird, und den Vorwurf zu „indojjiren“ 
an einen Anderen (Yamarmora), der übrigens weder Minifter- Präfident 
noch General mehr ift, jondern einfacher Privatmann, der in unerlaubter 
Weiſe Altenftüde veröffentliht hat, die in feinem früheren 
amtlihen Berhältnig zu feiner Kenntniß gefommen find — 
ein Berfahren, gegen das, mie mir von italienischer Seite auf meine ver— 
traulichen Erfundigungen mitgetheilt ift, ein Strafgefeg in Italien nicht 
gültig ift. Zugleih aber — und das zeigt doch auch das Maß von An— 
jehen, das in Italien diefen Veröffentlihungen zu Theil wird, ift mir ge= 
jagt worden, daß man in Folge dieſes Vorgangs das Bedürfnig anerfannt 
hätte, ein ſolches Strafgejeg in Italien ——— Daß der Herr Bor- 
redner lieber das Zeugniß eines Feindes, ald das der Thatiachen herbei- 
zieht, wundert mich nicht; ein folcher aber ift der General Yamarmora 
nach feinem ganzen Berhalten und nad jeiner ganzen Politif, und ich 
fönnte über feine Politif viel mehr und viel unangenehmere Bücher ſchrei— 
ben, al3 er über die meinige, wenn ich nicht eine Abneigung hätte, andere 
Potenzen und Mächte in ſolche Erörterungen hineinzuziehen. Inſofern 
ſteht aber der Herr Vorredner viel freier da; er braucht auf die Inter— 
eſſen und Ehre de8 eigenen Landes und auf deſſen Beziehungen zu 
fremden Mächten fo viel weniger Rüdjicht zu nehmen, als ich dazu ge 
zwungen bin. 

Der Herr Vorredner fagte, er hätte ſeinerſeits an die Echtheit 
geglaubt. a, meine Herren, wenn ich Alles öffentlich jagen wollte, 
was ich glaube tiber manche Leute, jo könnten wir leicht in eine üble Yage 
fommen. Ich halte mich dazu jedoch nicht für berechtigt, namentlich in 
öffentlicher VBerfammlung und in amtliher Stellung, ehe ih nicht die 
Wahrheit defjen, was ich vorbringe, etwas mehr geprüft habe. 
Der Herr Vorredner begründet eine Art von Recht, an die Sache zu 
glauben, darauf, daß Monate lang dieje, mie gejagt, von einem Privat- 
mann veröffentlichte Sammlung zu Unrecht entmwendeter Aktenftüde — 
ohne Widerlegung blieben. Ja, meine Herren, wenn ih mid auf 
die Widerlegung alles dejjen einlajjen wollte, was gegen 
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mich gedrudt wird, aud nur vielleicht im Sinne der hier ver- 
tretenen Mittelpartei gegen mich gedrudt wird, da reichte 
fein Preßbureau und fein Welfenfonds; da müßte ein bejon- 
deres Minifterium dazu eingerichtet werden, um das blos 
lefen zu lafjen. Und ie rechne e8 mir zur Ehre! In meinem ganzen, 
unter verfjchtedenen Geftaltungen der europätfchen Politik ftet8 mit ent— 
fchloffener Bertretung der Intereſſen meines Königs und meines Landes 
‚durchgeführten bolitihgen Leben ift mir die Ehre zu Theil geworden, jehr 
viele Feinde zu haben. Gehen Sie von der Garonne, um mit der Gas- 
cogne anzufangen, bis zur Weichjel, von dem Belt biß zur Tiber, juchen 
Ste an den heimijchen Strömen, der Dder und ded Rheins umber, fo 
werden Sie finden, daß ich in diefem Augenblide wohl die am 
ftärfften und — ih behaupte ftolz! — die am beſten gehaßte 
Berjönlidjkeit in diejenm Lande bin. 

Wenn nun der Herr Vorredner mir noch vorgeworfen hat, daß ich 
geftern bei einer ſolchen Tagesordnung nicht anweſend war: ja, ich habe 
nicht die Aufgabe, in das Einzelne dieſes Gefeges (über die Eivilche) ein- 
zugehen, denn die Vertretung der Staatsregierung ift ja in guten a : 
aber der Herr Borredner fann fiher jein, wenn auf der Tages» 
ordnung niht die Civilehe geftanden hätte, fondern: „Ber: 
breitung faljher Thatfachen gegen den Minifter- Präfidenten, * 
fo würde ich gewiß erſchienen Fr — — — 

Mir kommt es ſo vor, daß der Herr Vorredner doch noch beſtimmter 
mich beſchuldigt hat, als ſelbſt das Buch des Generals Lamarmora. 
Aber, meine — wenn Jemand in der Politik offen vor ganz Europa 
auf der Bühne hat wirken können, wie ich, dann hat er doch wohl das 
Recht, ſich auf Thatſachen zu berufen, und dagegen alle apofryphen 
Winteljtribenten, mögen fie Titel haben, wie fie wollen, als Zeugen zu- 
rüdzumeifen. Iſt denn irgend etwas abgetreten? Eriftirt denn 
irgend wo eine Berhandlung darüber? Hätten wir nit, wenn 
wir etwaß hätten abtreten wollen, mit großer Leichtigkeit, 
mit ſehr wenig, mit wenig Dörfern, nur daß der Schandfled 
an unferer Politik gehaftet hätte, alles erreihen fünnen? 
Das wäre ja dem Kaifer Napoleon genug gemwejen. Hätte ich 
nicht die gemwaltigften Refultate ar dem Gebiete bei Frank— 
reich leicht erreicht, wenn ich danach geftrebt Hätte? Sollte id 
etwa bei Franfreih einen Korb befommen haben? Wäre es 
nicht das Leichtefte von der Welt gemwefen, zum Abſchluß mit 
Napoleon zu fommen, wenn ich hätte fo verfahren wollen, wie 
der Herr Borredner no immer doch zu glauben beinahe vor- 
giebt. Jedenfalls wünſcht er, daß Andere es glauben. 

Meine Herren, ich finde, man hat gar niht das NRedt, 
mich auf diefe Weife zu nöthigen, durch einen Mißbraud der 
Tribüne zur Berleumdung der eigenen Regierung den feiter 
der Regierung zu Pr en, fi hier gegen ſolche Bormürfe 

u verantworten, und * und meine Zeit damit zu tödten, 
ir deren Bezeihnung mir jeder parlamentarifhe Ausdrud 
fehlt; aber die Prejje wird ihn wohl finden.“ 
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22. Januar. Notiz des „Deutichen Reichs- und Preufiihen Staats - An- 
zeigers.“ 


„Nachdem die durch General Lamarmora veröffentlichten angeblichen De— 
peſchen des Generals Govone in Folge neuerer Beſprechung derſelben von ein- 
geweibten Perfonen einer näheren Prüfung unterzogen worden, hat fi letzteren 
die Meberzeugung aufbringen müſſen, daß die fraglichen Depeſchen gefälfcht, wo 
nicht garerfunden find, ba fie fih mit den bier gepflogenen Berhandlungen nicht 
beden, weber dem Gegenftande noch der Reihenfolge nah. Die bei ber italieni- 
ſchen Regierung angeftellten vorläufigen Anfragen haben ergeben, baß bie von 
General Lamarmora angeführten angeblichen Depeichen im italienifhen Archiv 
gar nicht vorhanden find und über bie Eriftenz, den Inhalt und den Verbleib 
etwaiger Berichte der Art dort Nichts befannt ift.“ 


Erklärung des italienischen Minifters Bisconti-Benofta über 
das Lamarmoraſche Bud. 


„Er milffe jebe re, ber Regierung für biefe Veröffentlichung, 
die zu verhindern die Regierung völlig außer Stande war, ablehnen. Die Ber 
öffentlihung fei um fo ernfter zu mißbilligen und um fo tiefer zu beffagen, als 
biejelbe dazu gebient habe, gegen eine ber italienischen innig befreunbete Regierung 
ben Vorwand zu Anfchuldigungen zu liefern, die, weil fie vor den Mar vor 
Augen liegenden Thatſachen in ihr Nichts zufammenfielen, doch nur allein auf 
mißverftändlichen Auffaffungen beruben könnten. Die Regierung fei berechtigt, ſich 
in dieſer Form und Weile zu äußern, da die letere allein ber Wahrheit und 
ben freunbichaftlichen Beziehungen der beiden Regierungen, fowie der Solidarität 
ber gemeinfamen Intereffen beider Regierungen gegenüber einer Partei entiprece, 
bie überall in Europa agitire und beren Agitation vor Allem nur zum Grund 
und zum Zwed babe, Feindfeligkeiten gegen Italien zu ſchüren. Der Minifter 
fügte zu feiner Erflärung weiter hinzu, bie vom General famarmora wer 
öffentlihen Dokumente Fünnten nach "einer Anficht, auch wenn fie nur einen 
durchaus vertraulichen Charakter trügen, doch nur als öffentlihe Dofumente an- 
efehen werben. Im der italienifchen Gefetgebung fehle es betrefjs Publikation 
Poleher öffentlihen Dokumente an ausreichenden Beftimmungen, bie Regierung 
werbe fi deshalb mit ber Prüfung dieſer Frage weiter beihäftigen und zu ge 
le Zeit diesbezügliche reglementarifche Mafregeln im Mege der Gejetsgebung 
vorſchlagen.“ 


30, Weitere kirchliche Gefehgebung, 


Die Nothwendigfeit weiteren Kampfes gegen 
geiftlihe Webergriffe. 
1873. 10. Dezember. Rede ded Kultus-Minifterd Dr. Falf bei 
der Berathung des Reichenſpergerſchen Antrages im Ab- 
geordnetenhaufe. 


Der Reichenſperger'ſche Antrag lautete: 

„Das Haus wolle beſchließen: an bie —— bie Erklärung ge- 
langen zu laſſen, daß der feit dem Jahre 1871 geftörte kirchliche Friede des 
Landes nach den ernften Erfahrungen der Gegenwart nicht durch Berfolgung 
ber Bahnen, welche mit den neueften, das Kirchenwefen betreffenden Gejet- 
gan: und Verwaltungs - Akten betreten worden find, fonbern nur durch bie 

üdkehr zu ben in langjähriger Vergangenheit bewährten Grundſätzen zu er- 
reichen iſt.“ 

„Meine Herren! Der Herr Abg. Reihenfperger giebt als das 
Motiv feines Antrags felbft die erniten Erfahrungen der Gegenwart an, 
und er hat diejelben nach feiner Weife charakterifirt. 

Wenn ich mich dabei auf den Standpunkt der Staatdregierung ftelle, 
fo fehe ich zunädft, dag die Bifchöfe Preußens fih miteinander 
verbündet haben, das Geſetz des Staates, dem fie angehören, 
das Geſetz des Landes, das für die meiften unter ihnen das 
Baterland ift, geringer zu adhten al8 den Wink eines Mannes 
außerhalb de3 Baterlen ed. 

Ya, meine Herren, wollen Sie an einige Momente erinnert fein, die 
bemeifen, daß das jo ift? Fit Ihnen denn die Thatſache des Dogmas 
der Infallibilität an und für fi aus dem Gedächtniß gelommen? aus 
dem Gedächtniß gefommen das Verhalten der Biſchöfe bei Faffung diefes 
Dogmas, aus dem Gedächtniß gelommen die Velobigungen, die einzeln 
und auch in der letzten Enchclifa beifpielöweife ertheilt worden, und ihre 
Motivirung? Sollten Cie niht am Ende auch ebenfo gut wie ich wiſſen, 
daß bei der legten Fuldaer Zufammenkfunft über eine überaus wichtige 
weittragende Frage eine Einigung weder, noch auch eine Unterwerfung der 
Minorität der Bifchöfe unter die Majorität zu Stande fam, und daß fie 
dieſes Ereigniß berichteten nah Rom, damit dort entfchieden werde, her⸗ 
vorhebend ausdrüdlih, daß ein Theil der Biſchöfe auch für die mildere 
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Beantwortung der Frage ſei. Was mar das für eine Angelegenheit? Es 
mar die Frage, ob nad Wenderung der preußifchen are 
ein Katholik diefelbe noch befchwören kann. Und nun faſſen Sie die That- 
fachen, die zu vernehmen und auszudehnen feine große Kunft jein würde, 
ufammen und dann bezweifeln Sie nod, daß dieje Abhängig- 
—* der Biſchöfe von Rom thatſächlich ſtattfindet. 

Meine Herren! Die Biſchöfe haben das Wort, was ich da— 
mals ausſprach, das Staatsgeſetz zu mißachten, wie ich an— 
erkennen muß, redlich gehalten; ſie haben es nicht blos mit 
Worten und ſchärfſten Worten wiederholt, ſondern durch 
Thaten beſtätigt, ſie haben das gethan einer Regierung gegen— 
über, die ihnen auf das Loyalſte entgegenkam. Ja, meine Herren, 
dem iſt ſo, denn ich habe, nicht fußend io die Fuldaer Erklärung immer 
noh einen Schatten der Hoffnung gehabt, Einfiht, BaterlandSliebe, 
Mitleid mit den Diözefanen würden doc noch in den Biſchöfen jo mächtig 
fein, um ein freundliches Berhalten über die Ausführung der Maigejege 
u ermöglihen, und von diefem Standpunkte aus ging mein erſtes Ans 
"reiben an die firchlichen rn — — — 

Nun, meine Herren, die Biſchöfe ſind auch nicht ſtehen geblieben bei 
dem paſſiven Widerſtande, ſondern ſind übergegangen zum aftiven 
Widerſtande. Ich meine, es iſt ein aktiver Widerſtand, unter Miß— 
achtung des Geſetzes und unter Nichtanzeige der Thatſache der Anſtellung, 
Geiſtliche als Pfarrer in die Diözeſe — — Es iſt aktiver 
Widerſtand, wenn Anſtaltsbeamte angereizt und Beamte ver— 
leitet werden, der Aufforderung der Königlichen Staatsre— 
gierung nicht zu folgen. Es iſt ein aktiver —— gegen— 
über der ernſtlichen Mahnung, die die Königliche Staatsre— 
gierung hat ergehen laſſen an die widerrechtlich Angeſtellten, 
geiſtliche Funktionen nicht auszuüben, wenn man ihnen den 
al Er AR Befehl giebt. 

Nur Schritt für Schritt ift die Königliche Staatsregierung vorge 
angen von leichten zu ernften Maßnahmen. E83 hat Alles nichts gefruchtet. 
Die Biihöfe haben es ſich nicht nahe gehen laffen, daß die ihnen unter: 
gebene Geiftlichfeit in ernfte Mitleidvenjchaft gezogen wurde, Es ijt ihnen 
nicht nahe gegangen, wenn junge Leute, die in ihrer Ausbildung begriffen 
waren, ihrem Berufe entrifjen wurden. Es ift ihnen auch nicht nahe ge» 
angen — und das ift ein bejonders jchweres Moment, daß die bürger- 
* Verhältniſſe ihrer Diözeſe in arge Verwirrung geriethen, und woraus 
nicht blos vermögensrechtliche, ſondern auch ſchwere ſittliche Nachtheile für 
die Betheiligten entſtehen müſſen. So iſt man genöthigt worden, endlich 
zu dem Allerernſtlichſten zu ſchreiten, was möglich war, zu der Aufforde— 
rung an einen der Biſchöfe, ſein Amt niederzulegen, und ihn zu dem 
Zwecke ſeiner Entlaſſung vor den Gerichtshof zu ſtellen, der mit Hülfe 
der beiden Häuſer des Landtages ins Leben gerufen iſt. 

Wir ſehen dann — und das ſind weitere ernſte Erfahrungen der 
Gegenwart — einen Klerus abhängig in jeder Beziehung von 
den Biſchöfen, ihrem Winfe folgend, trog der daraus folgenden Nach— 
theile, einen Klerus, der den aktiven Widerftand, wenigſtens fomweit er in 
Verbreitung von Erregung in den Mafjen befteht, mit Freuden umd ge 
ſchicktem Eifer in die weiteften Kreife hineinträgt. Und wir haben dann 
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weiter die ernfte Erfahrung, daß ein fehr großer Theil der fatho- 
liſchen Bevölferung, aber immer nur ein Theil, e8 über ji 
nimmt, aus Mißverjtand derartige Nachtheile, wie ich fie an— 
deutete, auf jih zu nehmen, der, indem er die Zahl der Männer, 
die in der legten Sejfion den in Rede ftehenden Gejegentwürfen Wider: 
ftand leifteten, bei den Wahlen noch vermehrte, allerdings eine Ueberein— 
ftimmung mit denjelben an den Tag gelegt hat. 

Dieſe ernften Erfahrungen ftellt nun der Abgeordnete Reihenjperger 
als jolde hin, denen man Folge geben, denen man nachgeben müſſe, in= 
dem man die Maigejege wieder hinwegräumt. 

Es ift uns vorgehalten worden, durch diefe Gejege fei das Ehrijten- 
thun auf das Schwerfte gefährdet; ein Nachkommen diefen Geſetzen gegen- 
über gehe gegen das Gewiſſen eines Biſchofs; es fei das bifchöfliche Ge— 
wiſſen überhaupt das Gemiljen jedes Chriften, welches nicht zugebe, derar- 
tige Geſetze zu befolgen. Da kann ich denn nicht umhin, daran zu erinnern, 
daß diejenigen Beftimmungen, gegen welde Seitens der Bijchöfe 
* worden iſt, zum Theil'in ausgiebigerem Maße früher 
chon beſtanden im Staate Preußen; daß es nicht gegen das 
Gewiſſen iſt, gleichen oder weitergehenden Beftimmungen ſich 
zu fügen im Süden Deutſchlands und in Elſaß-Lothringen, 
daß es einem preußiſchen Biſchofe nicht gegen das Gemijien ift, 
das in Dldenburg zu thun, waß er in Breußen nach feinem 
Gemwijjen nit thun darf... ... 

Solder Sadlage gegenüber wird uns num der Rath gegeben, umzu- 
fehren, zur Bergangenheit zurücdzufehren; denn da fei Friede gemejen. 
Nun, meine Herren, gewiß, es ift lange Zeit Friede gewejen. Ich be= 
greife aud, daß der Staat ein wejentlidhes Smtereife dabei 
hat, mit der katholiſchen Kirhe Frieden zu halten, und, 
meine Herren, die gegenwärtige Staatöregierung würde e8 
jehr gern thun, wenn es eben einftweilen nicht ihre Pfliht 
wäre, e8 doch auf den Kampf anfommen zu lajjen. 

Meine Herren! BVBergegenwärtigen Sie ſich doch, daß dieje Gejege 
vor faum einem halben Fahre zu Stande famen nad parlamentarijchen 
Debatten, die an Dauer der Zeit nah und an Leidenſchaftlichkeit dem 
Inhalte nach bei uns noch unübertroffen daftehen, vergegenwärtigen Sie 
fi, daß Sie eine Staatsregierung ſich gegenüber gehabt haben, die fein 
Hehl daraus machte, daß fie mit ſchwerem Herzen und nad ernftefter 
Ueberlegung dazu gelangt fei, den Häufern des Pandtages diefe Vorlagen 
zu machen. Die — — hatte ja, wie ich ſchon einmal ſagte, 
noch ein gewiſſes Maß von Sofa auf eine micht jo leidenjchaftliche 
heftige Entwidelung der Dinge, aber, meine Herren, in dem Augenblide, 
da de die erfte Verfügung erließ zur Ausführung der Gefege, war fie 
vollftändig überzeugt, daß diefe Hoffnung in den Brunnen gefallen fei, fie 
mar fich aber umjomehr bewußt, daß es bedürfe der emfigften Aufmerk- 
eu der ruhigften Energie, vor Allem der geduldigften, zähejten Aus— 

auer, wenn fie vorwärts kommen mil. Sie ift vollftändig davon durch— 

drungen, ein Oefegesparagraph oder der andere, ein Geſetz oder daß 

andere für fich, mags noch fo jehr von den Parteiftimmen in den Himmel 

erhoben mwerden, das macht e3 allein nicht, fondern nur eine nad allen 

Richtungen fonfequente Borwärtöbewegung gegenüber den 
41* 
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Einflüffen, die ihr entgegenftehen. Und einer Regierung, die 
Ihnen darüber doch, glaube ih, ſchon vor Monden feinen Zweifel ge- 
laſſen hat, der muthen Sie zu, fie jolle heute jene Geſetze wieder zurüdnehmen. 

Meine Herren! Glauben Sie an diefen Rüdzug wahrhaftig nicht. 
Die preußifche Regierung wird nie auf einen ſolchen Antrag eingehen 
fönnen, mie er in diefen beiden Borfchlägen formulirt ift; feine preu— 
ßiſche Regierung fann und wird das thun. Denn, meine Herren, 
fie jehen gegenwärtig lauter abhängig gewordene Bifhöfe vor fih und 
einen nad beftimmten Zielen und Aihtungen erzogenen Klerus. Sie 
haben im ———— Augenblick in den meiſten Staaten von Bedeutung 
denſelben Kampf in verſchiedener Form, je nach den Verhältniſſen des 
Staats, den wir heute führen, und, meine Herren, Sie ſehen vor allen 
Dingen, daß wir nach hartem Kampf eingetreten ſind in dieſe Bewegung, 
daß wir bereits mit den ernſteſten Maßnahmen unferer Auffaffung Geltung 
gegeben haben, — und einem folhen Zuftande gegenüber follte 
eine preußijhe Regierung den Entſchluß finden, zu jagen: 
wir OBER einen andern Weg ein, wir nehmen die Gejege 
zurüd a8 heißt denn das anders, als Frieden ſchließen 
um den Preis der Souveränetät des preußifhen Staats? 

Meine Herren! Sie werden auch nicht ohne praftifche Antwort auf 
Ihre Anträge bleiben. ch Halte es für fehr mwahrfjcheinlih, daß, wenn 
Sie aus den Ferien heimfommen, Sie Gefegesporlagen vorfinden werden 
und Berdeutlihungen, — die Geſetze jollen ja fo febr dunfel fein, wie es 
* wieder ausgeführt iſt. Weiter, meine Herren, man wird doch des 

edankens ſein müſſen, ſich die Frage zu beantworten: was wird dann, 
wenn der Biſchofsſitz zu Fulda nicht wieder beſetzt werden kann, was 
wird dann, wenn der Erzbiſchof Graf Ledochowski ſeines Amtes entſetzt 
wird? Inſoweit der Staat dabei betheiligt iſt, wird die Regierung ver— 
ſuchen müſſen, mit Ihnen dieſe Frage zu beantworten; ſie iſt auf das 
Ernſteſte befliſſen geweſen, die verſchiedenen Vorlagen vorzubereiten und 
das Vorbereitete zum Abſchluß zu befördern, und ſie wird Ihnen alsbald 
den Beweis davon liefern. 

Meine Herren! An Sie aber muß die Staatsregierung bei dieſen 
weiteren Mitteln denken, von der Majorität dieſes Hohen Haufes muß 
YA ——— verlangen, wenn ſie die Aufgaben löſen will, die ſie 
i ellt.“ 


Der ultramontane Antrag wurde vom Abgeordnetenhauſe: 
„in der Erwartung, dab die Königliche Staats: 
regierung den beſtehenden Gejegen Adtung ver- 
Ihaffen und den Erlaß der zur Ordnung der 
firhlihen Zuftände unentbehrlihen Geſetze ber: 
beifühbren werde” mit einer Stimmenmehrheit von 
288 gegen 95 Stimmen durch Uebergang zur einfachen 
Tagesordnung abgelehnt. 
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Die Civilehe. 

Gejepentwurf über die Einführung der bürgerlichen 
Eheſchließung. 

Aus der Denkſchrift zur Begründung des Entwurfs: 


„Der gegenwärtige Geſetzentwurf bezweckt die Einführung der obligato— 
riſchen Civilehe (der allgemein verbindlichen bürgerlichen Form der 
Eheſchließung) und die Uebertragung der Führung aller Standesregiſter an bür— 
gerliche Behoörden. 

Der beſtehende Rechtszuſtand hinſichtlich der Form der Eheſchließung iſt in 
* weitaus größten Theile der Monarchie mit den fühlbarſten Uebelſtänden ver— 
nüpft. 

Es fehlt in einem großen Theile der Provinzen an einer Form für die 
Eheſchließung zwiſchen Perſonen, von denen ber eine Theil innerhalb, der andere 
außerhalb der Kirche ſteht. Die Eingebung ihrer Ehe bängt lediglich davon ab, 
ob fie einen landeskirchlichen Geiftlichen finden, welcher die Trauung zu verrichten 
bereit ift. — Die Mitglieder derjenigen Religionsgefellichaften, deren Geiftlichen 
die Berechtigung fehlt, Trauungen mit bürgerlicher Wirkung vorzunehmen (Men- 
noniten, Baptiften, Immanueliynode und Andere), find genötbigt, für ihre Eher 
ſchließungen die Mitwirkung andersgläubiger Geiftlihen zu ſuchen. — Die Ein- 
gehung gemifchter Ehen ift, fo lange bie kirchliche Trauung obligatorifch bleibt, 
eine unerfchöpflihe Duelle konfeffionellen Haders, welche auch die ftaatlihen In— 
tereffen empfindlich berührt. — Das Gleiche gilt binfichtlih der Geſchiedenen, 
welche bie Wiedertrauung innerhalb ber katholiſchen Kirche gar nicht, innerhalb 
der evangelifchen Kirche, fofern die frühere Ebe aus einem kirchlich nicht aner- 
fannten Grunde gefchieden war, meift nur durch die Zuftimmung ber oberften 
Kirchenbehörbe erlangen können, welde in nicht feltenen Fällen werfagt wird. 

Fordern fchon biefe Uebelftände eine Abhülfe im Wege der ftaatlihen Ge— 
feßgebung, jo wird ein unverzüglihes Borgeben in biefer Richtung 
durch bie neueren Bewegungen innerhalb ber Fatholifhen Kirde 
und burb bie ablebnende Stellung ber römiſch-katholiſchen 
ss zu den jüngft erlafienen Kirchengeſetzen unabweisbar ge- 

oten. 

Wie belannt, erfennt ein Theil der Katholiken — bie fogenannten Alt— 
fatholiten — das auf dem vaticaniſchen Konzil aufgeftellte Dogma von der Un— 
feblbarkeit des Papftes nit an. Die Staatöregierung bat nach ber firdhlichen 
Entwidelung dieſes Streites bie firengfte Neutralität beobachtet und ift deshalb 
bei allen bezüglichen Anordnungen folgereht davon ausgegangen, daß auch bie 
Altkatholilen nach wie vor innerhalb der katholiſchen Kirche ftehen. Bon diefem 
Geſichtspunkt aus ift insbejondere auch die ftaatlihe Anerkennung des altkatholiſchen 
Biſchofs Dr. Reinkens erfolgt. Dadurch find fie freilih in die Lage geſetzt, 
bemnäcft auch für orbnungsmäßig gegründete Parochien Geiftlihe zu erlangen, 
welche mit bürgerliher Wirkung trauen und gültige Civilftandsafte vornehmen 
fünnen. Allein die Gründung folcher Parochien kann erft beginnen und nur all» 
mälig erfolgen, fo daß noch immer zahlreiche Altkatholilen vorhanden fein werben, 
in Betreff deren es die Staatsregierung für ihre Pflicht halten muß, die Beur- 
funbung bes Berjonenftandes ficher zu ftellen und ihmen eine Form der Ebe- 
ſchließung zu gewähren, welche fie nicht zwingt, wider Ueberzeugung und Ge» 
wiffen aus ber fatholifhen Kirche auszutreten. 

Noch dringender, als bie Verhältniſſe der Altkatholiten, erforbert bie zeitige 
Auflehnung des römifch-katholifhen Klerus gegen die Staatsgefege und die An- 
ordnungen ber Staatsbehörben ein Vorgehen im — der Geſetzgebung nach 
beiden angedeuteten Richtungen. Die preußiſchen Biſchoͤfe der römiſch-katholiſchen 


646 
1873. 


Kirche weigern den meueften kirchlich «politiihen Gefegen ben Gehorfam und 
nehmen insbejondere Anftelungen von Geiftlihen ohne Berüdfihtigung des dem 
Staate gewahrten Einjpruchsrechtes vor. Indem bieje ben gejeßlihen Beftim- 
mungen zuwiberlaufenden Uebertragungen geiftliher Aemter nad ber ausbrüd- 
lihen Vorſchrift als nicht geſchehen gelten, entbehren alle Amtsbanblungen, 
welche von geſetzwidrig angeftellten Geiftlihen vorgenommen werben, ber redht- 
fihen Wirkſamleit. Zur Hüdeung ber Kirdenbüder ift ſomit der ge- 
feßwibrig angeftellte Geiftlihe nicht berechtigt; Eintragungen, Die 
er vornimmt, und Auszüge, die er baraus ertbeilt, haben feinen 
Öffentlihden Glauben. Um ben burd ungültige Eintragungen ent- 
fteebenden Berwirrungen vorzubeugen und bie fernere Ertbeilung 

laubwürbiger Attefte zu ermöglden, haben bereits an mehreren 

rten bie Kirhenbüder mit Beſchlag belegt unb au bie betreffenden 
Auffihsbehörden abgegeben werben müſſen. Die zeitige lage ber 
Gejetgebung geftattet in dem größten Theile der Monardie nicht, 
die Fortführung ber Perfonenftandsregifter anderen Behörden zum 
übertragen und Anorbnungen zutreffen, welche auch nur annähernd 
einen ausreibenden Erjat zu bieten geeignet wären. Soll baber 
bie ſowohl für ben Staat als für bie Betbeiligten jo wichtige Be- 
urfundung des Perjonenftandes nicht in Verwirrung geratben, 
fondern überall gefidhert bleiben, fo erfheint eine Bejeitigung 
dieſes Uebelftandes, welcher durch die täglih zunehmenden An- 
ftellungen von Geiftlihen eine ftetige und raſche Ausdehnung er- 
fahren muß, im Wege der ftaatlihen Gejeßgebung fobald als tbun- 
lich geboten. 


Bermöge der Bedeutung ber Ehe als ber Grundlage des gefammten Fa— 
milienrechts ift die Beftimmung darüber, unter welchen Bedingungen und Formen 
fie mit rechtliher Wirkung eingegangen werben kann, ebenjo ein Gegenftand ber 
ftaatlihen Geſetzgebung wie die Feftftellung des Perfonenftandes überhaupt. Wenn- 
gleich die Verbindung der Eheſchließung mit kirchlicher Einſegnung, welche in ben 
fittliben Beziehungen des Ebebundes ihre Begründung und volle Beredtigung 
findet, ſeit Jabrhunberten beftebt, fo beruht doch ber rechtliche Wirkungen er- 
zeugende Charakter der kirchlichen Trauung lediglich auf der ſtaatlichen Geſetz— 
gebung, fo lange, als überhaupt der Staat und nicht die Kirche Schöpfer und 
Träger ber vechtlihen Ordnung ift. 


Nachdem bie vom Staat anerlannte, und durch die Verfaffungs-Urfunde 
ewährleiſtete Gewiffensfreibeit zu Entwidlungen auf firdlihem Gebiete geführt 
* in deren Folge die kirchliche Trauung, beziehungsweiſe die Art, wie ſie von 
den Organen der Kirche gehandhabt wird, ſich für einen großen Theil der Staats— 
angehörigen zu einer Beeinträchtigung in ihren ſtaatsbürgerlichen Rechten oder 
doch zu einer ihnen läſtigen Feſſel bei der Ausübung dieſer Rechte geſtaltet und 
zu den mannigfaltigſten und erheblichſten Konflikten mit dem Staate führt, in 
welchem der letztere nicht unterliegen darf, iſt der Staat zur Aufrechterhaltung 
ſeiner Autorität genöthigt, die der Kirche übertragene Macht zur Vermittlung der 
Eheſchließung mit rechtlicher Wirkung und zur Beurkundung des Perſonenſtandes 
wieder an ſich zu nehmen. 


Der Einwand, daß bie obligatoriſche Civilehe namentlich für die Bevöllke— 
rung der öſtlichen Provinzen eine Störung guter Sitte und Gewöhnung, und 
eine Beeinträchtigung des Bewußtſeins von der ſittlichen Bedeutung der Ehe 
enthalte, daß der Staat an der Erhaltung dieſes Bandes zwiſchen den Nuptu— 
rienten und ihrer Kirche ein eigenes hohes Intereſſe babe und wohl thue, daſſelbe 
zu erhalten, — ift allerdings von großem Gewicht. 

Der Staat muß in der That dringend wünjden, baf, wo» 
möglid, Jeder, der in die rechtliche Gemeinſchaft der Ehe eintritt, 
bieje Gemeinſchaft auch mit dem fittlihen G©eifte unb ber ernften 
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Weihe erfülle, für welche die religiöfe Handlung und bie mit ber- 
jelben verbundenen Segnungen Ausprud und Quelle bilden 
follen. Allein die geiftigen Güter, welche mit der firhlichen Trauung verbunden 
find, können doh in der That nur dann wahrhaft wirffam fein, wenn fie aus 
dem Bedürfniß bes Herzens beraus gefucht und erjehnt werden. Außerdem darf 
bervorgehoben werben, wie aus ben Ländern, wo bie obligatorifche Eivilehe bereits 
befteht, vielfach als unzweifelhaft bezeugt wird, daß biejelbe nirgends eine Ent- 
fremdung gegen bie Kirche beförbert, fondern eben nur, daß fie da, wo eine folche 
ſchon vorbanden war, im Fall der Unterlaffung ber nachträglichen religiöſen 
Handlung dieſe Entfremdung zum Ausbrud gebracht habe. 

Wo aber die Entfrembung gegen bie Kirche als die Urſache ber unter- 
bleibenden firhlihen Trauung anzujeben ift, da wird diefe Wirkung unbedenklich 
auch dann eintreten, wenn bie Betheiligten, wie bei ber fafultativen Civilehe, bie 
Wahl haben zwiſchen der bürgerlichen und kirchlichen Eheſchließung. Die Auf- 
gabe der Kirche wirb es fein, ibrerjeits in den auf dieje Weife ihr 
als entfrembet ſich darftellenben Mitgliedern das Bewußtfein der 
Angebörigfeit zur Kirche neu zu weden. 

Es wird fi nicht in Abrede ftellen laffen, daß das Verhalten ber römijch- 
fatbolifhen Biſchöſe gegenüber der ftaatlihen Geſetzgebung jett die Einführun 
der obligatorifhen Civilehe aus praftiihen Gründen gebieteriich erbeifcht. Dur® 
das Berbalten ber gejegwidrig angeftellten Geiftlihen wird ein 
großer Theil der fatholifhen Bevölkerung zur Eingehung un— 
gültiger Ehen verleitet. Belehbrungen und Warnungen Seitens 
der ftaatlihen Behörden haben feinen Schuß gegen die bierburd 
berbeigeführten Uebelftände gewährt, weldhe ganz geeignet find, 
die fozialen Berbältnijje eines erbebliden Srußtheits ber Be- 
vßlferung in die größte Berwirrung zu ffürzen. Dem kann nur 
dadurch vorgebeugt werden, daß das Geſetz, die bürgerliche Gültig: 
feit der Ehe ausſchließlich von der Bollziebung bes bürgerliden 
Akts abhängig madht und hiermit jede vor Vollziehung diejes 
Akts vorgenommene religiöfe Einfegnung einer Ehe unter die 
Strafe bes Reichsſtrafgeſetzbuchs ſtellt.“ 


10. Dezember. Vorläufige Aeußerung ded Kultus-Minifterd Dr. 
Falk bei der Einbringung des Gejepentwurfs. 


„Es ift der re ig | fhwer geworden, Ihnen diefen Gejeß- 
entwurf vorzulegen. Nach der allerernfteften und eingehendften Erwägung 
ift aber da8 Staat? - Minifterium einftimmig geworden, Se. Majeität 
dringend zu bitten, diefe Vorlage dem Yandtag der Monarchie zu machen. 
Die Staatsregierung hat e8 bei einer fo erniten Angelegenheit nicht an= 
emefien halten können, theoretiſche Rüdfichten entfcheiden zu laffen, 
Barteigrundfäge als folche zur Anwendung bringen zu ar für 
Beantwortung der Frage, ob eine ſolche Gejegvorlage zu machen. Das 
Kapitel der obligatoriichen Civilehe erregt, wenn auch vielleicht im gegen- 
wärtigen Augenblid weniger, doch nad vielen Seiten hin die Gemüther. 
Es ift nicht zu bezweifeln, daß die Auffaffung über die Nothwendigkeit 
jolher Maßnahmen, bei der meiten Ausdehnung der Monarchie an vers 
fchiedenen Stellen eine verfchiedene if. Es konnten bei der jegigen 
Sadhlage nur praftifhe Momente, Momente ernftefter, weit— 
he Erfahrung bei der Föniglihen Staat3regierung die 
eberzeugung begründen, es fei jegt der Zeitpunkt gefommen, 
wo mit diefer Maßnahme vorgegangen werden müjfe Die 
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Staatöregierung erinnerte fich bei diefer Vorlage der Zeit, wo eine ihrer 
Vorgängerinnen eine ähnlihe Maßnahme dem Landtage der Monarchie 
unterbreitete. Gie — ſich, daß es auch damals die Berüd- 
ſichtigung praftifcher Bedürfniſſe war, die die Vorſchläge diktirte. Es 
waren damals weſentlich die Gegenſätze in der proteſtantiſchen Kirche, die 
dort vorkommenden Mißſtände, welche die Staatsregierung zur Einbringung 
ihrer Vorlage beſtimmten. Weil die damalige Staatsregierung der Ueber— 
zeugung war, daß die damals vorgeſchlagene ſogenannte fakultative Civil— 
ehe, welche dem Prinzipe freilich nicht entſpricht, dieſem Bedürfniſſe ge— 
nüge, richtete ſie ihre Vorſchläge auf dieſelbe. Ebenſo würde und vielleicht 
noch in höherem Maße, wenn es ſich nur um die proteftantifche 
Kirche handelte, die Staatöregierung auch heute zu der Ueberzeugung 
gefommen fein, es genüge dem Bedürfniß eine andere Form der Ehe: 
ſchließung, als diejenige, die die obligatorifche heißt, und zwar um jo 
mehr, als die Zahl der Fälle, welche damals zu diefer Geſetzgebung 
drängten, jet in der That eine verminderte ift, und weil die neue Ver— 
faffung der evangelifchen Kirche auc auf diefem Gebiete geeignet fein 
würde, die Widerfprüice auszugleichen. 

Meine Herren! Die Rüdfiht auf die evangelifhe Kirche 
begründet alfo das Bedürfniß zur Einführung der obligato- 
rifhen Eivilehe nicht, nein, dies Bedürfniß ift hervorgegangen 
aus der Entwidlung, die die Berhältniffe des Staates zur 
fatbolifhen Kirhe genommen haben. Wenn aber dafjelbe 
auf diefer einen Seite eben nur befriedigt werden fann durd 
die obligatorifce Civilehe, fo ift es nothmendig, um der Pa- 
rität willen, daß aud die evangelijhe Kirche in gleidher 
Weife behandelt wird. 

Die obligatorifche Eivilehe ift mothwendig geworden durch die Folge, 
u welcher die Bewegung geführt hat, von der wir heute zu verhandeln 
in der wenig erfreulichen Yage waren. Die Staatsregierung weiß wohl, 
daß fie die Zuftände nicht verfchuldet, wie fie hier vorhin angedeutet 
worden, mie fie aus öffentlichen Blättern und amtlichen Schriftftüden 
hervorgehen; aber, meine Herren, trog deiien hat die Staatsregierung 
e8 für ihre Pfliht erfennen müſſen, die Unterthbanen, die 
Angehörigen des Staates, mißleitete Menfhen vor Gefahr 
und Nachtheil zu bewahren. Sie ift aber aud weiter davon 
durchdrungen, daß es in einer Zeit fo hodhgefpannter Gegen— 
fäge nicht möglich ift, wenn der ganze Grat, der ganze Wille 
der Staatdregierung, zu einem gedeihlihen Zuftande zu ge— 
langen, zur ©eltung kommen foll, die entgegenftehenden 
Priefter der einen Kirche die Akte ferner vornehmen zu laffen, 
die fie nur im Auftrage des Staates mit Wirfung auf 
defjen Gebiete vornehmen fünnen.“ 


16. Dezember. Rückkehr des Füriten Bismard nah Berlin. 
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Minifter und Barteimann, 
Stellung ded Fürften Bis marck zur Civilehe. 


17. Dezember. Rede bei der erften Berathung der Vorlage im Ab» 
geordnetenhaufe 
(gegen ben Abgeordneten von Gerlach, mwelder auf bie von dem 
gürften in der Zweiten Kammer im Jahre 1849 gehaltene Rede über 
die Eivilehe Bezug genommen hatte. Bgl. Banb I ©. 27). 

„Der Herr Vorredner hat mir die Ehre erzeigt, eine vor 25 oder 
24 Jahren, ungefähr vor einem Bierteljahrhundert, von mir unter andern 
Umftänden gehaltene Rede wiederholt zu citiren. 

Der Herr Vorredner befand fi damals mit mir in einer Fraktion; 
ih habe aber außerdem den Borzug gehabt, vor den großen politifchen 
Bewegungen in näherer Beziehung zu ihm zu ftehen, und habe mir da- 
— einigermaßen, wenn auch nicht ohne Mühe, ein Urtheil von ſeiner 
Stellung zu politiſchen Dingen gebildet. Der Herr Vorredner hat mich 
damals oft durch einen überlegenen Geiſt und feine Beredſamkeit von der 
Nichtigkeit feiner Anfichten überzeugt, und es trat dann ein Moment ein, 
ein kurzer Moment, wo wir gleicher Anfiht waren. Wenn der Kerr 
Borredner das aber gewahr wurde, jo habe ich immer den Eindrud ge- 
habt, daß ihm diefes Gefühl unbehaglid war, mit irgend Jemand gleiche 
Anficht zu hegen — dann trat das Bedürfniß bei ihm ein, feine Anficht 
etwas anders zu geftalten und neue Seiten zur Diskuffion zu ftellen; wir 
find alfo nie lange einer Meinung geblieben. 

Ich habe in der langen preußiichen Gefchichte die Phafe nicht finden 
fönnen, welche fich der zuftimmenden Würdigung des Herrn von Gerlad 
erfreut hat. Er war nicht für den ftrengen Abjolutismus Friedrich Wil- 
helms I., der von Manchem, vielleicht auch von dem Herrn Vorredner, 
wenn ich mich recht erinnere, für eine Fortjegung deöjenigen Anfangs der 
Revolution betrachtet wurde, die Ludwig XIV. begann, indem er durch 
Gewalt von oben die alten Rechte zertrümmerte; diefer Abjolutismus 
hatte feinen Beifall nicht. Friedrich II. verjagte er den Beinamen des 
Großen aus Gründen, die ich nicht zu erörtern habe, die aber vom Stand- 
punfte der Kirchenpolitif auf der Hand liegen. Friedrich Wilhem II. hatte 
feinen Beifall auch nicht, die Zeit vor 1806, Friedrich Wilhelm III. eben 
fo wenig mie die nad) 1813. Der einzige Moment, in dem mir fcheint, 
daß der Herr Vorredner fih je im Einverftändnig mit dem preußifchen 
Staatöprinzipe befunden hat, war, glaube ich, der Beginn der Kämpfe 
von 1813; ob er nad der Schlacht von Yeipzig noch in ganz derjelben 
Uebereinftimmung gemejen ift, weiß ich nicht. Sicher aber iſt, daß unter 
des zulegt regiert habenden Königs Majeftät weder die Phafe vor 48, 
noch die nachher den Beifall des Herrn Vorredners hatte. Die Ehrfurdt 
vor meinem früheren Herrn verbietet mir, auf die Einzelheiten einzugehen, 
auch die Diskretion gegen meine Fraftionsgenoffen von damals — aber 
meder die Zeit vor 48, noch das Verhalten der Revolution von 48 gegen- 
über, noch das Minifterium Manteuffel und noch weniger die neue 
Aera hatten den Beifall des Herrn Vorredners, jondern wurden mit der- 
jelben ſcharfen und — vernichtenden will ich nicht jagen — aber ägenden 
Kritik, die er heute anmendet, verfolgt und verurtheilt. 
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Eine _pofitive Erklärung, wie es denn eigentlich zu machen fei an 
Stelle defien, habe ich von dem Herrn von Gerlach niemals gehört, fie 
wurde immer auf das nächte Mal verfchoben, wie wir es aud in den 
damaligen Artikeln der „SKreuzzeitung“ gelejen haben, die mir damals 
ein befreundetes Blatt war, aber ich habe gefunden, daß wir oft an einem 
Tage eine vernichtende Kritik aller Mipftände im Staate fanden, umd 
dann lautete immer der Schluß: was nun zu thun fei, wird im 
einem nächſten Artifel entwidelt werden. 

Ich glaube, daß auch jegt der Herr Vorredner in Berlegenheit fein 
würde, außzufagen, wie wir e8 zu machen hätten, ich fege bei ihm aber 
eine vollftändige Befriedigung für den Augenblid voraus, die ich ihm bei 
meinen perfönliden Gefühlen für ihn gönne; denn er hat jegt das Be— 
wußtſein, fi in einer Stellung zu befinden, zu der fchwerlih Jemand 
ihm nachfindet. Daß Jemand, der weder Katholif noch Pole ijt und mel- 
fiſche Sympathien doch nur in mäßigem, indireftem Maße haben Tann, 
daß der ſich der Gentrumspartei anzufchlichen vermag, da befegt er eine 
ifolirte Säule, auf der neben ihm fein Anderer Pla hat, und mo er 
ganz ficher ift, die Unannehmlichkeit nicht zu erleben, daß Jemand mit 
ihm gleicher — iſt. Ich weiß, auch ſeine heutigen Fraktionsgenoſſen 
können es ja unter keinen Umſtänden: für die bleibt er der Ketzer, 
der Ungläubige, der ja natürlich über alle die Gegenſtände, die vor— 
fommen, doch in letzter Inſtanz nicht dieſelben Anſichten haben kann. 

Der Herr von Gerlach, wenn er evangeliſcher Chriſt ge— 
blieben iſt, kann doch unmöglich darauf hinausgehen, für 8 
Heiligkeit den Papſt diejenigen Rechte in Preußen zu bean— 
ſpruchen, die die übrigen Fraktionsmitglieder vielleicht in ge— 
nauer logiſcher Konſequenz ihres Glaubens fordern; er würde 
damit zu dem Standpunkte kommen, auf dem, wie ich annehme, 
ein Katholik feinem Glauben nad ſtehen kann, — er iſt dann 
aber ein bedenflihes Glied für den ftaatlihen Berband — 
daß fein Gejeg in Preußen gegeben werden kann, weldes 
nicht die Billigung des Papftes hätte, oder wenigjtens, daß 
er die weltlihe Dbrigfeit nicht beredhtigt hält, ein Gejeg zu 
geben, welches vom Papft außdrüdlich verurtheilt wird. Sie 
fönnen aber diejen Grundfag nicht anders durdhführen als in 
einem Staate, wo die fatholifhe Religion Staatsreligion ift, 
und jelbft, wenn das ein weltlider Staat wäre, fümen Sie 
damit auch nit vollftändig bis an die Grenzen der Logik, 
die Sie erftreben; Sie fünnen daß eigentlih nur im Kirchen— 
ftaate, der ein geiftlihes Dberhaupt hat. Sie fommen alfo 
nothmwendig darauf, niht nur den Kirchenſtaat in Ftalien.zu 
erhalten — das ift ja eine jehr geringe Forderung im Ber- 

leih mit der, die Sie bier Jhren evangeliiden Mitbürgern 
Rellen, — fondern den Kirhenftaat auf die Geſammtheit der 
Welt auszudehnen, überall wo nur einige Katholifen darin 
ad Fe & legter Inſtanz find Sie doch verpflichtet, fi dem 
heidenden Urtheile des Papftes zu fügen. — — 

Wenn der Herr von Gerlach die Einzelheiten meiner älteren Reden 
citirte, jo möchte ich ihm zuerft einmal jagen: wenn er ein fo ſchweres 
Gewicht auf meine Ueberzeugung, die ih vor 25 Jahren ausgeſprochen 
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babe, legt, warum will er denn nicht meinen lebendigen Worten von heute 
glauben; oder umgefehrt, wenn er mir einen Vorwurf daraus macht, fo 
nehmen wir an, nicht der Herr Vorredner, fondern ich wäre feit der Zeit 
altersſchwach geworden. Ich mar damals in der Vollkraft meiner Fahre. 
Ih mag dur Anftrengungen gelähmt fein, vielleicht bin ich nicht mehr 
jo frifch wie damals, das würde ja in der Sache nichts ändern. 

Uber ih habe mich noch nie gefhämt, eine Meinungsän— 
derung in meiner Stellung einzuräumen, wenn die Umjtände 
mic nöthigten, entweder in etwas nachzugeben, oder mid zu 
überzeugen, daß e8 fo, wie ich mollte, im Intereſſe des 
Landes eben nicht geht. Ich bin nun, ich glaube im zwölften 
Jahre, einer Regierung Leiter, die unter fhmwierigen und 
ſtürmiſchen Verhältniſſen begonnen und geführt worden ift; 
ih bin danach recht zufrieden, wenn man mir auß diefem 
jüngeren Zeitraum, aus der zweiten Hälfte diejes Biertel- 
— / 5 auf das der Herr Vorredner zurüdgriff, nicht 

en Bormwurf madhen fann, daß ih mich in irgend welden für 
den Staat entjheidend wichtigen Dingen redht erheblich ge— 
täufcht hätte in meiner Borausficht und Beurtheilung. 

Ih treibe feine Fraftionspolitit als Minifter, fondern 
ich habe gelernt, meine perjönlihe Ueberzeugung den Bedürf- 
niffen de8 Staats unterzuordnen. Ich glaube, daß es fo fein 
muß, und ich halte es für eine jchlechte Ueberzeugungstreue, die im Staats» 
dienfte jagt: mag das Kind mit dem Bade ausgeſchüttet werden, mag der 
Staat zu Grunde gehen, es ift meine Ueberzeugung, ich kann nicht anders, 
Das können Fraftionsmitglieder, die de8 Morgens ihre Führer fragen, 
wie fie fi zu verhalten haben. Es erinnert mich dies immer an die 
falſche Mutter im Salomonfchen Urtheil, die dafür ftimmte: zerjchneidet 
das Find, zertrümmert den Staat, gut, mir foll es recht fein, wenn ich 
nur meinen Willen habe. 

Wenn der Herr Borredner dann an den prägnanten Schlußfaß einer 
alten Rede erinnert — ich habe fie lange nicht geleſen; aber als fie vorhin 
verlefen wurde, habe ich fie wirklich mit einiger Befriedigung angehört ; 
ich glaube, fie war oratoriſch nicht übel, aber welches aud der Inhalt 
fein mag, fo fann ih doch unmöglich, wenn ich als evangelifcher 
Ehrift von „der Kirche“ fprad, im Jahre 1849 die Fatholifche 
Kirche nah den heutigen vatifanifhen Beftimmungen als den 
Fels betrachtet haben, den ih dort als unter allen Stürmen 
feftftehend bezeichnete. edenfalld wird man annehmen müſſen, da 
ich meine evangelifche Ueberzeugung immer feft, durchſichtig und offen aus— 
geiprohen habe, daß ich damald nur an die epangelifche Kirche habe 
denken können, feineswegs an die römifch-Fatholifche, noch weniger an die 
— vatifanifche, wie fie fich heute geftaltet hat. 

Meine perfönlide Stellung zu der heutigen Lage der 
Frage der Civilehe ift die, daß ich mich allerdings nicht be— 
reitmwillig, jfondern ungern und nah großem Kampfe ent- 
fchloffen habe, in Gemeinfhaft mit meinen Kollegen bei Sr. 
Majeftät den Antrag auf Bollziehung diefer Borlage zu 
ftellen und mich entſchloſſen habe, mit ihnen dafür einzuftehen. 
Ich habe bier nicht Dogmatik zu treiben, ih habe Politik zu 
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treiben. Aus dem Gefihtspunfte der Politik habe ih mid 
überzeugt, daß der Staat in der age, in weldhe daß revo— 
Iutionäre Verhalten der Fatholifden Bifhöfe den Staat ge- 
braht hat, dur das Gebot der Nothwehr gezwungen ıft, 
da8 Gejeg zu erlaffen, um die Schäden von einem Theil der 
Unterthanen Sr. Majeftät abzuwenden, welde die Auflehnung 
der Bifhöfe gegenüber dem Gefege und dem GStaate über 
diefen Theil der Königlihen Unterthbanen verhängt hat, und 
um von feiner Seite, foviel an ihm liegt und foviel der Staat 
vermag, feine Pfliht zu thun. Es ift ja ein Zugeftändniß, das der 
Staat dadurch machen wird, daß er dieſes Geſetz giebt, indem er damit 
Konfliften ausweichen will, jo lange es möglich ift. Es liegt ja gemifler- 
maßen ein Borzug, wenigftens ein Halt, welcher Zeit zur Befinnung geben 
foll, darin, daß der Staat, anftatt den Kampf mit den Biſchöfen und 
ihren Anhängern hart durchzuführen, ein friedliches Waſſer jchafft, in 
welches die Fünftlich angefchwellte Woge zurüdgehen kann. Unter diefen 
Umftänden glaube ıh, daß der Staat ein Bedürfniß der Nothwehr 
mit diefem Geſetze erfüllt, und ich bin entſchloſſen, dafür einzuftehen wie 
für jo Mandes, was meinen perjönlichen Ueberzeugungen, namentlich 
wie ich fie in der Jugend gehabt habe, nicht immer entſpricht. Ich bin 
ein, den Gefammtbedürfniffen und Forderungen des Staates 
im Intereſſe des Friedens und des Gedeihens meines Bater- 
landes gegenüber ji unterordnender Staatsmann. 

Ich habe gejagt, ich wolle den Ausdrud „revolutionär“ (in Bezug 
auf das Verhalten der Biſchöfe) noch näher erläutern. Was ift denn das 
Weſen und die prinzipielle Rechtfertigung der Revolution? Auf das ge- 
waltthätige Element kommt e8 dabei doch weniger an, als auf die Bor- 
bereitungen der Revolution in den Gemüthern. Dereigentlide Stand— 
punft eines jeden Revolutionärs refumirt fih immer dahin: 
ich ftelle mein eigenes Urtheil höher, als die Madt des Ge- 
ſetzes; da nad meinem eigenen, perjönlidhsindividuellen Ur— 
theil oder nad dem Hi der mich betreffenden Kategorie 
oder Fraktion diefes Gejeg ein ungeredtfertigtes ift, jo ver— 
mweigere ich ihm den Gehorfam und habe das Redt der Auf: 
lehbnung. Das Weſen eine8 revolutionären Standpunttes 
beiteht immer darin, daß man daß eigene Urtheil, das eigene 
Belieben über das im Staate geltende Geſetz ftellt. Das 
Weſen der Reform im Gegenfage zur Revolution liegt in 
dem Beftrebem, auf legalem Wege zu Uenderungen des Ge— 
ſetzes zu gelangen, legterem aber zu gehorden, fo lange e8 

ültig if. Diefen Boden haben die Biihöfe verlafjen, fie 
os gejagt, wir erfennen daß Geſetz als verbindlich nit 
an, wir gehorhem ihm nicht und infofern glaube id die Stel— 
lung, welche die Bifchöfe gegen den Staat heuteinnehmen, als 
revolutionär bezeihnen zu fönnen, 

Ich habe nicht die Zeit, in den tiefen Schadht der Eitate hineinzu- 
fteigen, fonft könnte ich dem Herrn von Gerlach auch den Beweis führen, 
daß feine heutige Stellung fehr wenig verträglich ift mit fehr vielen 
Worten, die er vor 25 Yahren gejagt hat und daß er in der Zeit vom 
55. biß zum 80. Jahre erhebliche größere Wandlungen dem Staate gegen» 
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über durchgemacht hat, als ich in der Zeit vom 35. Jahre bis zu dem 
heutigen. Indeſſen, meine Herren, darauf fommt es ja bier nicht an, mas 
irgend Jemand vor 25 Jahren gejagt hat: es fommt hier lediglich 
darauf an: was ift für den Staat, für daß Land, für feinen 
Frieden und fein Gedeihen nüglih und nothwendig. Ich habe 
mir früher an dem Herrn Vorredner oft ein Beifpiel im politifchen Ver— 
halten genommen, ich möchte den Herrn Borredner bitten, heut einmal 
meinem Beiſpiel zu folgen. Ich bin der höchſte Staatsbeamte feit 
langer eo und habe für den Herrn VBorredner vielleicht in 
diefer Eigenſchaft ein gemiffes Gemidt, eine Autorität; 
perjönlih möchte ih ihn bitten, von mir aud nur einen ge— 
ringen Grad von Beiheidenheit in Unterordnung des eigenen 
ai eils unter da8 Bedürfniß der allgemeinen Wohlfahrt zu 
ernen!“ 


1874. 16. Januar. Annahme des Gejepentwurfs über die Civilehe 
im Abgeordnetenhauje mit 284 gegen 95 Stimmen. 


Nene kirchliche Vorlagen. 


20. Januar. Einbringung des Gejepentwurfs „über die Ver: 
waltung erledigter Bisthümer.“ 


Aus den Motiven: 


„Nachdem bie feindliche Haltung der Biſchöfe und ber von ihnen abhängigen 
Geiftlichleit bereits in einem Falle bis zur Anwendung des äußerften Mittels, 
der Einleitung bes Verfahrens auf Amtsentlaffung gegen einen Prälaten geführt 
bat, ift es erforderlich, die Fälle näher in das Auge zu faffen, in denen eine ſolche 
Amtsentlaffjung wirklich erfolgt. Mit diefem Augenblid tritt der dem Staate 
aufgezwungene Kampf in eine Lage, welche bem Letzteren bie Pflicht auferlegt, ſo— 
wohl fich felbft neue Abmwehrmittel zu fchaffen, als auch ber Durch eine weitere 
Auflehnung gegen die Staatsgeſetze entftebenden Verwirrung in der Verwaltung 
der Diöcejen, ſoweit dies in feiner Macht liegt, vorzubeugen. 

Bei der Stellung, welche die Biſchöfe zu den vorjährigen Gefegen genommen 
haben, ift zu beforgen, unb es ift bereits im Voraus angefünbigt worden, daß 
man in ber Oppofition gegen bie Staatsgeſetze jo weit geben werde, einem Er- 
fenntniß des Königlichen Gerichtehofes für kirchliche Angelegenheiten, welches bie 
Amtsentlaffung eines Kirchendieners, insbefondere eines Biſchofs, ausſprechen 
möchte, die Anerkennung zu verfagen und bie Folgeleiftung abzulehnen. Wenn 
aber die Rechtsordnung nicht in ihren Grundlagen erfhüttert werden foll, jo ift 
es unabweisliche Pflicht des Staates, ein folches gerichtliches Urtheil, nötbigen- 
> durch Anwendung ber firengften Straf» und Zwangsmittel, zum Vollzug zu 
ringen. 

u Zur Vollſtreckung eines auf Amtsentlaffung lautenden Erlenntniffes gehört 

1) daß der abgefetste Bijchof aus feinem Amt und aus ben Nutungen des— 
felben entfernt, und 

2) daß den biſchöflichen Behörden und Beamten, fowie dem gefammten 
Dibcefan- Klerus gegenüber zur Anerkennung gebracht werde, daß durch 
die Amtsentlaffung des Biſchofs Sehisvafanz (eine wirklihe Erledigung 
bes Biſchofsſitzes) eingetreten ift. 

Die Entlaffung aus dem Amt bat gefetslich den Berluft des Amtseinlommens 
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zur Folge, und eintretenden Falls wird ber Staat ohme Weiteres in der Lage 
fein, einen aus feinem Amt entlaffeneu Biihof aus dem Genuß feines gefammten 
Amtseinlommens, einjchließlich jänmtlicher Nutungen, Hebungen und Leiftungen, 
zu jegen. 

Es kommt aber weiter baranf an, ber unbefugten Fortjegung der Amts 
thätigfeit entgegen zu treten. 

Es kam in bdiefer Beziehung zunächſt in Frage, ob nicht von vorn berein 
eine Gefängnißftrafe für ein Vergeben anzubroben fein möchte, welches fi als 
eine Schäbigung der Öffentlichen Orbnung der allerſchwerwiegendſten Art barftellt. 
Wenn die Staatsregierung von einem ſolchen Vorſchlage, wenigftens für jetzt Ab- 
ftand genommen bat, jo beruht dies in bem Umftanve, daß fie jelbft noch in ber 
Erwägung darüber begriffen ift, ob es nicht gegenüber ber feindlichen Haltung 
bes Epislopats, welche die Grundlagen jeder ftaatlichen Ordnung, nicht minder 
bie der einzelnen Staaten, als bie des Reichs in Frage ftellt, an ber Zeit jei, 
zur Belämpfung biejer ftaatsfeindlichen Elemente die Mitwirkung ber Reiche- 
gelebgebung in Anſpruch zu nehmen, ba in ber weitergebenben Kompetenz der 

eichögejeßgebung die Möglichkeit geboten ift, zum Schutze ber bedrohten Rechts— 
ordnung des Staates Sicherungsmittel aufzurichten, die in ebenjo wirfjamer, als 
ber Lage ber Berbältniffe —— Weiſe volllommenern Erfolg erhoffen 
5— als eine im Wege ber Landesgeſetzgebung herbeizuführende Strafver- 
ärfung. 

Wehalb ift im dem jetzigen Geſetzentwurf nur bie Frage ins Auge gefaßt 
mworben, wie, abgejeben von ber Perſon bes feines Amtes entjetten Biſchofs der 
Diöcefe gegenüber der Eintritt der Balanz bes Bifchofeftubles zur Anerkennung 
zu bringen fein wird. 

Für den Fal, daß die Domkapitel und bie Geiftlichleit ben geſetzlich ab- 
geſetzten Biſchof trogdem als noch in Amtswirkjamleit ftehend betrachten und dem— 
gemäß fortfabren, zu handeln wie bei beſetztem Bijchofsftuble, — für dieſen Fall 
muß im Wege der Gejetgebung Vorſorge getroffen werden, daß die Anerfennung 
ber eingetretenen Vakanz und damit die Einftellung jedes amtlichen Verkehrs mit 
dem entlaffenen Bifchof, fowie die daran ſich niipfenden Maßnahmen wegen Ber 
ftellung eines einftweiligen Bisthumsverweiers und Wiererwahl eines Biſchofs 
erforderlichen Falles erzwungen werben können.“ 


Einbringung ded Gejegentwurfd wegen Declaration 
und Ergänzung ded Geſetzes vom 11. Mai 1873 über 
die Borbildung und Anftellung der Geiftliden. 


Bemerkungen der „Provinzial-Corresponbenz“ zu den neuen Vorlagen. 


„Die Beitimmungen biefer neuen Geſetzvorlagen find eine jcharfe, aber un— 
erläßliche Antwort auf das ungejetliche, revolutionäre Gebahren der Biſchöfe und 
ber ihnen untergebenen Geiftlichkeit. 

Die Biſchöfe haben die Entwidelung von Schritt zu Schritt dahin ge» 
trieben, daf der Staat, um feine höchſten Intereffen und fein Anjeben zu wahren, 
endlich dazu fchreiten muß, Durch Mittel, welche nicht mehr von dem guten Willen 
ber Biſchöfe abhängig find, die Geltung feiner Gefege zu erzwingen. 

Wenn die vorjährigen Geſetze ſich nach jo kurzer Zeit ſchon als nicht aus» 
reichend erwieſen haben, jo konnte e8 nur geicheben, weil die Staatsgewalten es 
nicht für möglich gehalten hatten, daß bie geiftlihen Oberhirten ſich zu einer jo 
ſchroffen Auflehnung gegen Gejeg und Obrigleit verirren, fo blind und rüdfichts- 
108 auf die Zerrüttung aller bisherigen Grundlagen ber fatholifhen Einrichtungen 
in Preußen binarbeiten mwürben. 

Bom erften Augenblid ift auf bie jchwere Verantwortung hingewieſen 
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worden, welche der Papft und bie Biſchöfe in Bezug auf die Gefährdung ber 
Kirche ſelber auf fich nähmen; wenn jest der Staat Mafregeln ergreifen muß, 
welche bie gejammte äußere Organifation ber Kirche tiefer berühren, als alle 
früheren Anordnungen, jo werben bie Biſchöfe und bie Geiftlichkeit bie Folgen 
für das kirchliche Yeben vor ihren Gemeinden zu verantworten baben. 

Daß der römiſchen Kirche gegenüber, wie fie fich ſeit der Feſtſtellung ber 
päpftlichen Unfeblbarkeit immer beftimmter geftaltet und in ihrem Wefen offenbart 
bat, nur noch „die Souveränetät der ftaatlihen Geſetzgebung“ die Grenzen ftaat- 
lichen unb kirchlichen Rechtes feitzuießen vermag, daß ift neuerdings aud in 
weientlih katholiſchen Staaten immer klarer erfannt worden. So eben bat bie 
Öfterreichiiche Regierung den entjchiedenen Willen bekundet, unter Bejeitignng ber 
früheren Bereinbarungen mit dem päpftlihen Stuble das Kirchenrecht in ben 
faiferlihen Staaten auf ähnlichen Grundlagen wie es bei uns geichehen, neu zu 
regeln. 

: Ueberall in Europa gelangt das Bewußtjein zur Geltung, daß der Gebraud, 
weichen der Papft von der ibm durch das Baticaniiche Coneil zugeſprochenen 
geiftlihen Souveränetät macht, und durch welchen die Biſchöfe aller Läuder mehr 
als je der abjoluten Gewalt ber römiſchen Curie willenlos unterliegen, es ben 
Staaten zur unabweislichen Pflicht macht, ibrerjeits die Scuveränetät des ftaat- 
lihen Rechts mit allen Mitteln des Geſetzes zur unbedingten Anerkennung zu 
bringen. 

: Diefe Mittel will fih Die Regierung durch die neuen Gejetvorlagen in 
enticheivender unb durchgreifender Weiſe verichaffen, und fie wird dazu die Mit- 
wirkung der Yandesvertretung nicht vergeblich anrufen.“ 


25. Februar. Vertagung des preußiihen Landtages bis zum 
13. April mit NRüdfiht auf die am 5. Februar eröffnete 
Reichstagsſeſſion. 


3. Februar. Der Erzbiſchof von Poſen und Gneſen, Graf 
von Ledochowski, iſt auf Grund gerichtlichen Befehls 
ins Gefängniß nach Oſtrowo abgeführt worden. Derſelbe 
war in Folge ſeines fortgeſetzten Widerſtandes gegen die 
Staatsgeſetze durch eine Reihe rechtskräftiger gerichtlicher 
Erkenntniſſe zunächſt zu Geldſtrafen, und für den Fall, daß 
dieſe nicht eingezogen werden könnten, zu Gefängnißhaft 
verurtheilt worden. Da er die Zahlung der Geldſtrafen 
verweigert hatte und Exekution nicht ausführbar war, ſchritt 
das Gericht dazu, dem Geſetze durch Abführung des Prä— 
laten ins Gefängniß weiter Geltung zu verſchaffen. 


36, Die Heichstansfeffion 1874 und dns 
Militürgeſetz. 


1874. 5. Februar. Eröffnung des Reichstages. 
Rede des Reichskanzlers Fürſten Bismarck. 


„Geehrte Herren! 

Se. Majeſtät der Kaiſer haben mich zu ermächtigen geruhet, in 
Seinem und der verbündeten Regierungen Namen, Sie bei dem Beginn 
— Legislatur-Periode des Deutſchen Reichstages willlommen zu 

eißen. 

Ich habe zunächſt einem ausdrücklichen Allerhöchſten Befehl nach— 
tue indem ich das lebhafte Bedauern meines Allergnädigften Herrn 

arüber ausfpredhe, daß es Er. Majeftät heut noch nicht gejtattet ift, den 
Reichstag in feiner neuen Zufammenjegung perſönlich zu begrüßen. 

Die Arbeiten der abgelaufenen Yegislatur= Periode waren in vor— 
wiegendem Maße durch die Regelung der Berhältnifje in Anſpruch ge— 
nommen, welche aus der politiihen Neugeftaltung Deutjchlands und aus 
den Folgen des legten Krieges hervorgingen. Dieje Regelung ift in der 
Hauptſache abgefchloffen. Die Gemeinſamkeit der Gefeggebung zwiſchen 
dem Norden und dem Süden unſeres Baterlandes ift in allen Gebieten, 
welche vor Gründung des Reiches als gemeinjchaftliche des Bundes be— 
handelt wurden, faft ausnahmslos durchgeführt. 

Die gemeinjchaftliche Finanzwirthſchaft ift auf Grundlage der Ber- 
fafjung geordnet und die vollftändig eingegangene Kriegskoſten-Entſchädigung 
wird — Maßgabe der über ihre Verwendung erlaſſenen Geſetze ver— 
ausgabt. 

Die alten Deutſchen Lande, welche durch frühere Kriege dem Deutſchen 
Reiche entriſſen und durch den Frankfurter Frieden wieder mit demſelben 
vereinigt wurden, find heut zum erſten Male in unſerer Mitte verfaſſungs— 
mäßig vertreten. 

Die erfte Stelle unter den Vorlagen, über melde Sie, meine Herren, 
A beichliegen haben werden, nimmt der Entwurf eines allgemeinen 

ilitärgefeges ein, mwelder in wenig abweichender Faſſung bereits 
dem legten Reichötage vorgelegen hat. Es ift nicht bloß eine, in der Ver— 
fafjung enthaltene Verheißung und ein durch die Erweiterung des Deutſchen 
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Heeres gegebenes Gebot, welchem durch diefe Vorlage genügt werden fol; 
entfchiedener noch, als durch diefe Anforderungen, ift die fefte Regelung 
der Deutihen Wehrkraft und Wehrfähigfeit geboten durch die erfte Pflicht 
eines jeden ftaatlihen Gemeinweſens: die Unabhängigkeit feines 
Gebietes und die friedlihe Entmwidelung der ihm innemohnenden 
geiftigen und mirthichaftlihen Kraft zu jchügen. — — 

Die rechtliche Stellung der Preffe ift bereit3 im verfloffenen Jahre 
Gegenftand der Berathungen des Bundesrath3 und des Reichstages ge- 
wejen. Das Bedürfniß eine gemeinfamen Gefeges über diefe Materie 
ift außer Zweifel. Die verbündeten Negierungen haben den von der 
Königlich preußifhen Regierung geftellten Antrag ihrer Berathung unter- 
ogen, und find bemüht, in dem Ihnen vnorzulegenden Ergebnijje ihrer 
Beichlüffe die berechtigten Anfprüche auf freie — ya durch 
die Preſſe mit den Anforderungen in Einklang zu bringen, welche das 
öffentliche Intereſſe mit nicht minderem Rechte gegen den — dieſer 
Freigeit erhebt. 

Eine Novelle zur Gewerbe-Orduung, melde Ihnen vorgelegt 
werden wird, fol die Schlihtung von Streitigkeiten zwiſchen Arbeit« 
ebern und Arbeitnehmern durch Gerichte, deren Mitglieder aus beiden 
Bebenätreifen entnommen find, in einem einfachen, von jeder läftigeu Form 
befreiten Berfahren fihern. Sie foll ferner Vorſorge gegen die Nachtheile 
treffen, mit welchen die öffentlihe Ordnung und die nationale Arbeit 
— rechtswidrige Einwirkungen auf den freien Willen der Arbeiter und 
durch den rechtswidrigen Bruc) gefchlofjener Verträge bedroht wird. — — 

Unfere auswärtigen Beziehungen berechtigen zu der Ueberzeugung, 
daß alle fremden Regierungen, gleich der unjrigen, entjchlofjen und be- 
ftrebt find, der Welt die Woblthaten de3 Friedens au bewahren und ſich 
durch keine auf Störung defjelben gerichtete Parteibeftrebungen in diefer 
Fürjorge und in ihrem gegenjeitigen Vertrauen irre machen zu laſſen. 

Die ſich wiederholenden Begegnungen mädtiger, friedliebender 
und einander perfönlih nahe ftehender Monarden und die 
erfreulihen Beziehungen Deutjchlands zu den uns durch geichichtliche Tradi- 
tionen befreundeten Bölfern geben Sr. Majeftät dem Kaiſer jedenfalls 
das fefte Vertrauen auf die geficherte Fortdauer des Friedens, welches ich 
auszusprechen den Allerhöchſten Auftrag habe.“ 


16. Februar. Eintrittder Elſaß-Lothringer in den Reichstag. 


Antrag des Abgeordneten Teutſch und ſämmtlicher Abgeordneten 
aus Elſaß-Lothringen: 

„Der Reichstag wolle beſchließen: daß die Bevölkerung Elſaß-Lothringens, 
welche, obne darüber — worden zu ſein, dem Deutſchen Reiche durch den 
Friedensvertrag von Frankfurt einverleibt worden iſt, ſich ſpeziell über dieſe 
Einverleibung auszuſprechen berufen werde.“ 


18. Februar. Erſte Berathung des Antrags. 
Erklärung des Biſchofs Raeß von Straßburg (der den Autrag 
mitunterzeichnet hatte) nach der Rede des Abgeordneten Teutſch: 


„Um einer mißliebigen Deutung vorzubeugen, die uns, mich und meine 
Glaubensgenoſſen berühren könnte, finde ich mich im Gewiſſen gedrungen, eine 
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einfahe Erklärung abzugeben: Die Elſäſſer-Lothringer meiner Kon— 
feffion find feineswegs gemeint, den Bertrag von Frankfurt, ber 
zwifhen zwei großen Mächten abgeſchloſſen ift, in $rage zu ftellen. 
Das wollte ih von vorn herein erllären.“ 


Der Antrag wird mit allen gegen 23 Stimmen ab- 
gelehnt. 


Die franzöſiſche Proteftpartei und die Ultra= 
montanen in Elſaß-Lothringen. 
„Provinzial» Corresponbenz“ vom 25. Februar. 


„Durch bie erfte Campagne der Elſaß-Lothringiſchen Abgeorbneten im 
Neichstage bat die deutfch-nationale Zuverficht in Bezug auf die Entwidelung 
der Dinge in dem Neichslande eine Stärkung erfahren, wie fie gerade in diejem 
Augenblide kaum erwartet werben konnte. Mibrend ber Ausfall der Wahlen in 
dem Reichslande fo eben auf vielen Seiten lebhafte Zweifel hervorgerufen batte, 
ob es mohlgetban geweſen, bie bortige Bevölkerung jhon jett zur Theilnabme 
an dem politiichen Leben Deutichlands zu berufen, ift Durch jene Vorgänge im 
Reichstage die praktiſche Nichtigkeit des eingefchlagenen Weges vollauf beftätigt 
worben. 

Die Macht der Thatiahen und der wirkfihen Intereffen, auf deren un— 
wiberftehlihen Einfluß die Regierung ihr Verhalten und ihre Zuverficht gründet, 
bat ſich ſchon jetzt burchgreifender erwielen, als alle Künfte politischer Wablbe— 
rechnung; die anfcheinend jo gewaltige Verbindung aller reichsfeindlichen Kräfte, 
welche jo eben den Sieg bei den Wahlen errungen batte, ift alsbald wieder zer- 
fallen und in Ohnmacht zerfplittert, jobald es galt, eine fefte Stellung Angefichts 
der Thatſachen zu nehmen. 

Gerade bie mächtigfte, bie klügſte und friegsgeübtefte unter ben Parteien, 
welche der deutichen Politik in Elſaß-Lothringen entgegenfteben, die ultramontane 
Partei, bat dur ihr jegiges Verhalten die Auffaffung der Regierung beftätigt, 
daß auf die Dauer nicht eine eitele und boffnungslofe Proteftpolitil, ſondern be- 
fonnene praftiihe Erwägungen in ber Bevölferung ber Reichslande zur Herrſchaft 
gelangen werben, und daß eben besbalb bie unmittelbare Theilnahme eljaß-loth- 
ringifcher Abgeorbneten an den Verhandlungen und Entſcheidungen des beutjchen 
Reichstages in Kurzem auch eine innere Theilnahme der Bevölkerung an ben 
Interefien und geiftigen Kämpfen Deutichlands erzeugen werde. 

Gleich nad den Wahlen in Elſaß-Lothringen war an dieſer Stelle darauf 
bingebeutet worden, daß bie franzöſiſche Proteftpartei wohl ſehr bald erfahren 
würde, wie ſehr fie bei dem Bünbniß mit den Ultramontanen uur für deren 
Amede gebraucht werde. 

In der That hat die ultramontane Partei bei dieſer Gelegenheit von 
Neuem bewiejen, wie für fie jede politifche Verbindung nur auf fo lange Be 
deutung und Geltung bat, als es ihren nächſten kirchlichen Zweden bient. Die 
franzöfiihe Partei hatte ja von Haufe aus, von ihrem Standpunkte durchaus 
richtig, die Wahlenthaltung in Elſaß-Lothringen als Ausbrud ber völligen Abkehr 
von den deutſchen Berbältniffen zur Geltung bringen wollen. Zu ſpäter Stunde 
erft Tieß fie fih von ber ultramontanen Partei zum Aufgeben dieſes Berbaltens 
und zu gemeinjfamen Wabloperationen beftimmen, aus welden zum größten 
Theile ultramontane, in geringerer Zahl franzöfifchgefinnte Abgeordnete — 

ingen. Im Reichslande ſelbſt, ebenſo wie in Frankreich, von wo dieſe ganze 

rg pen die lebhaftefte Ermunterung fand, war man ber Ueberzeugung, 
daß bie Ultramontanen mit den Franzofenfreunden wirklich und aufrichtig ge— 
meinfame Sache gemacht bätten. Sonft hätten ſich die Lebteren, zumal die zahl- 
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reihen Proteftanten unter benfelben gewiß nicht dazu herbeigelaffen, ihre vor- 
berige Stellung zu den Wahlen zu Gunften der ultramontanen Intereffen aufzugeben. 

Kaum aber waren mit Hülfe der Franzofenpartei bie ultramontanen Ab— 
geordneten gewählt, jo zeigte fi, daß Letztere keineswegs gejonnen jeien, die Er- 
wartungen der franzöfiihen Proteftpartei zu erfüllen. 

Der Eintritt der Elfaß-Lothringer in den Reichstag verzögerte fich, weil fie 
zu feiner Berftändigung überein gemeinfames Verhalten gelangen konnten. Enblid 
erfolgte der Eintritt im theatraliſch feierlichem Aufzuge, und es gewann einen 
Augenblid den Anfchein, als wären fie nunmehr auch innerlich volllommen geeinigt; 
benn fie ftellten gemeinjam ben wunderlichen Antrag: die elſäſſiſch-lothringiſche 8 5 
völferung möge berufen werden, ſich erft noch über die Einverleibung in Deutſch— 
land auszufpreben. Sobald es jedoch zur Berathung bes Antrags fam, trat ber 
Zwieipalt der Auffaffung und Intereffen um fo überrafhender und jchärfer hervor. 

Während der Hauptantragfteller im Sinn und Geift ber franzöſiſchen 

Proteftpartei den Frankfurter Vertrag als einen Alt der Gewalttbat des Siegers 
egen den ohnmächtigen Befiegten und die Abtretung von Elſaß-Lothringen ohne 
————— der Bevöllerung als ungültig erklärte, — trat ihm ber Führer ber 
ultramontanen Abgeordneten, der Biſchof von Straßburg, ohne Weiteres mit ber 
furzen und feierlichen Erklärung entgegen, daß die katholiſchen Elſäſſer und Loth- 
ringer keineswegs gemeint feien, ben Frankfurter Vertrag, ber zwiſchen zwei 
großen Mächten abgeichloffen jei, in Frage zu ftellen. 

So jehr dieſe Erklärung von einer richtigeren völlerrechtlichen und fittlichen 
Auffaffung und bejonders von einer richtigeren praftiihen Würdigung ber that» 
ſächlichen Berbältnifje Seitens tes Bifhofs zeugt, jo ift man doch andrerjeits zu 
der Annahme beredtigt, daß bie Franzojenpartei im Elſaß fich gewiß nicht au 
das Bündniß mit den Ultramoutanen eingelajjen bätte, wenn ber Biſchof von 
Straßburz oder irgend einer ber ultramontanen Führer vorher hätte burchbliden 
laffen, daf zwiſchen ben beiberjeitigen Grunbauffaffungen ein fo tiefer und unver» 
ſöhnlicher Zwieſpalt obmalte. 

Die franzöſiſche Partei in Elſaß-Lothringen hat eben den Ultramontanen 
nur dazu helfen müſſen, möglichſt viele ultramontane Abgeordnete in den Reichs— 
tag zu wäblen; fie muß ſich jetzt darein finden, daß bie gewählten Ultramontanen 
ihre Stellung nicht nach den politiſchen und nationalen Geſichtspunkten nehmen, 
jondern von ihrem ausſchließlich kirchlichen Standpunkt je nah den Umftänden, 
und nad böberen Weiſungen praftiiche Politik zu treiben verfuchen. 

Welcher Art die augenblidlihen praftiihen Gefichtspunkte jein mögen, welche 
den Biſchof von Straßburg beftimmen konnten, jo unerwartet rajch ber franzö— 
fiihen Partei Die Gemeinfhaft zu kündigen und einen Antrag, den er vier und 
zwanzig Stunden zuvor mit unterjchrieben hatte, alsbald in jo ichroffer Weiſe 
grunbjäglich zu verleugnen, darüber laffen fich jelbftverftändlih nur Bermuthungen 
aufftellen. Bon Bedeutung für die rajhe Wenbung in dem Verhalten der elſaß— 
lotbringifchen Ultramontanen dürfte aber jedenfalls gewejen jein, baß von bem 
Augenblide ihres Eintritts in den Reichstag das Intereffe und die Taktik der 
Centrumspartei für fie enticheibender wurde, als bie Rüdfiht auf bie eljäfjtjch- 
franzöfiiche Partei. 

Für Die deutſche Sache in Elſaß-Lothringen aber ift e8 vor Allem von 
Wichtigkeit, daß von der großen Mebrbeit der Bertreter der Neichslande ſchon 
jett erfannt und befunbet worden ift, daß eine erfolgreiche Thätigfeit von ihrer 
Seite nur auf dem Boden der Thatfahen und der Anerkennung derjelben aus- 

eübt werben kaun. Wenn die Rolle der Abgeorbneten von Eljaß-Lothringen 
Bei dem zunächſt aufgeführten Schaujpiele augenscheinlich feine befonders ehrenvolle 
für das Neichsland geweien ift, jo wird die Bevölkerung aus biefer erften Er— 
fabrung und aus der allmälig fich einftellenden Würdigung der großen praftifchen 
Intereffen, um bie es fich für fie bei den Neichstagsarbeiten handelt, hoffentlich 
die Mahnung entnehmen, fi künftighin weder von Franzojen, noch von Ultra» 
montanen als Mittel für frembartige Zwede mißbrauden zu lafjen.“ 
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Die Beihwerden der Elſaß-Lothringer. 


3. März. Rede des Fürften Bismard bei der Berathung des 
Antrags der Eljaß-Lothringer auf Beleitigung der bis- 
berigen Beihränfungen der dortigen Preſſe. 


„sch halte e8 für meine Pflicht, in einer Angelegenheit, wo die Ver- 
antmwortlichkeit jchließlih fich auf mich perjönlich zufpist, auch mein per- 
fönliches Zeugniß abzulegen. Es ift ja in der Regel für einen Minifter 
nicht angenehm, einer öffentlichen Berhandlung beizumohnen, in mwelder 
eine Verwaltung, für die er verantwortlich ift, der ritit unterzogen wird. 
In diefem Falle wird das unbehagliche Gefühl aber ganz außerordentlich 
durch den erfreulichen Eindrud gemildert, den ich mir fortwährend zu ver- 

egenmwärtigen fuche, daß diefe Verhandlung hier und nicht in Berfailles 

Auttfindet, daß die Bejchwerde des Elſaß hier vor dem deutjchen Reichs— 
tage und nidt in der franzöfiichen Nationalverfammlung erörtert wird. 
Das tröftet mich Über manche verdrießliche Seiten, die fie hat, ferner auch 
die Thatjache, daß unjere Regierung ftarf genug ift, fo fräftige, 
mwenigfteng in den Worten fo Fräftige Ausbrüche des Miß— 
fallens ruhig und öffentlih mit anzuhören und für ganz 
Europa druden zu lajfen, daß fie diefe Kritik verträgt. Denten 
wir uns die Berhältniffe in's Gegentheil übertragen, daß bei einem andern 
Ausfalle des Krieges etwa ein Theil der Rheinprovinz, oder, was viel- 
leicht noch wahrjcheinlicher war, ein Theil von Belgien —** geworden 
wäre, und die wider ihren Willen anneltirten Abgeordneten wollten in 
der Parijer Berfanmlung fo jprehen. Wir brauchen nur die erfte befte 
Sitzung der franzöfifhen Berjammlung in Berfailles in den Zeitungen 
beſchrieben zu lefen, um ficher zu fein, daß, wenn nicht die Majorität, jo 
doch jchlieglih der Herr Präfident Buffet mit dem ihm eigenen eingrei= 
fenden Weſen die Redefreiheit für die Bejchwerdeführer bald illuſoriſch 
machen würde; noch bedenklicher würde aber die Bedeutung der Redefrei- 
heit erſt für die nn Abgeordneten auf den Pariſer Straßen und in 
den Gafthöfen zu Tage treten, und e8 wiirde des ganzen Aufwandes der 
franzöfifchen ———— bedürfen, um die Redner, die ihren Gefühlen 
egen Frankreich Ausdruck gegeben, vor unparlamentariſchen Unannehmlic- 
eiten zu ſichern. 

Die Herren aus Elſaß beflagen fi, daß wir die drei Jahre fie nicht 
fo glüdlih gemacht haben, wie fe zwar unter der franzöfifchen Herrichaft 
nicht gemejen find, aber mie fie e8 doch gern jein möchten und mir fie 
auch gern jehen möchten, wir wünſchen es ihnen, aber der Zmwed der 
Annerion war e8 eigentlich nicht, wir haben mit derjelben nicht die Hoff- 
nung verbunden, daß diefe Herren fofort num enthufiaftiiche Anhänger 
unferer deutjchen Einrichtungen, Freunde unferer dorthin gejendeten neuen 
Beamten fein würden, und ihnen mit wohlmollender Kritik und findlichem 
Bertrauen entgegentreten würden. Wir haben uns darüber garnicht 
getäufht, daß wir einen harten Kampf zu beftehen haben 
würden, ehe e8 ung gelänge, ihre Anhänglichfeit zu gewinnen, 
die wir allerdings erftreben, die wir aber ei Peg 
ohne Zweifel noh nicht befigen. Die Zeit ift zu furz dazu. 
Der Elfaß hat, wie der Herr Borredner gejagt hat, Straßburg abge— 
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rechnet, volle 200 Jahre und länger zu Frankreich gehört, und die Ge— 
wohnheit bat über den Menfchen eine außerordentlihe Macht. Wenn die 
Herren erft einmal 200 Jahre zu Deutfhland gehört haben werden, dann 
bin ich überzeugt, daß fie bei und doch im Ganzen angenehmer gelebt 
haben werben. Fedenfalts bin ich überzeugt, daß fie an der urfprünglichen 
Stammesgemeinfchaft der Deutfchen mit ebenfo großer Wärme und Energie 
hängen werden, wie jegt diejenige Anhänglichkeit ift, die die Herren in 
einem fo vortrefflihen geläufigen Deutfch hier für Franfreih zu Tage 
legen. Auch das hat mir zur Genugthuung gereicht, daß die Ausbildung 
der deutjchen Sprache und Rhetorik und daß die Rhetorik in der deutfchen 
Sprache doc nicht fo zurüdgeblieben ift, wie man e8 wohl nad} dem erften 
Antrag und nach dem erften ftammelnden Berfuch, fich im heimathlidhen 
Idiom bier zu bewegen, hätte fürchten fönnen. 

Wir haben den Belagerungszuftand — wenn Sie e3 fo nennen 
wollen — die Ausnahmegefege ja gar nicht eingeführt, wir fanden ihn 
vor und haben ihn gemildert, vermindert und unter die verantwortliche 
Eipilverwaltung gebracht. Die Frage ift: fünnen wir ganz ohne den Aus— 
nahmezuftand leben? Die Franzojen find gewiß in der Behandlung der 
bis 1870 franzöfifchen Unterthanen erfahrener, wie wir, fie haben bisher 
doch nicht geglaubt, ohne Belagerungszuftand leben zu können. Es be— 
finden ſich augenblidlich noch 28 Departement3 von Frankreich im Bela- 
gerungszuftand, und darunter die bewölfertften und bedeutendften. Ich 

weifle alfo gar nicht daran, daß, wenn den Herren der Wunſch, 

* ſie — mit ihrem erſten Antrag zu erkennen gaben, 
wieder franzöſiſch zu werden, erfüllt würde, ſie ſich ſofort im 
vollſtändigen Belagerungszuftand befinden würden, ebenſo 
wie die 28 übrigen Departements dort, und zwar unter einem 
Belagerungszuftand, der doch mit etwas weniger Schonung, ich fann unter 
Umftänden fagen, wenn die Wogen hoch gehen, mit etwas weniger Menjch- 
lichkeit gehandhabt wird als bei ung, und in defjen Hintergrund fie ftatt 
auf die Vogefen die Ausficht auf Yambefja und Neu-Caledonien haben. 

Wenn ich daher noch zweifelhaft gewejen wäre, ob ich die 
Aufhebung diejer Beftimmung befürworten könnte, fo haben 
die jüngften Wahlen, hat der Antrag, den diejelben Herren 
unterfhrieben haben, auf eine allgemeine Abftimmung, die ja 
doch nur die Loslöſung diefes Theiled vom Reihe als Hinter- 
ee haben konnte, jo hat die Art, wie die Herren die 

riheinungen auffaffen und öffentlich ſchildern, wie fie fie 
aljo aud, wenn e8 erlaubt jein wird, wohl im Elſaß öffentlid 
fhildern würden, in mir jeden Funken von Zweifel bejeitigt. 
Nachdem ich die Herren bier näher fennen gelernt habe, fage 
ih ihnen, ih kann unbedingt nit ohne diefe MWadivoll- 
fommenbheit, die bisher geübt ift, die Verantwortung für die 
Berwaltung, die mir fomweit obliegt, tragen. 

Es fann bei und auch feinen günftigen Eindrud machen, wenn wir 
auf dieje Weife Alles und Jedes, was dort von uns gejchehen ift, tadeln, 
ich kann wohl jagen, ſchmähen hören, fo daß fie eigentlich der Verwaltung 
fein gutes Haar, nicht einmal das geringe, aber ganz unbeftreitbare Ver— 
dienft anerkennen, daß fie die Steuern und Schulden verringert 
hätte; das fann ihnen von fachlundiger Seite mitgetheilt werden, daß ift 
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in ganz erheblichem Maße geſchehen. Wohin foll das aber führen, wenn 
die elfäfjifsche Benölterung, deren Schulen für Frankreich jehr gut gemejen 
fein mögen und dort zu den beften gehört haben, aber doch weit hinter 
den unfrigen zurüdftehen, wenn dort dergleichen erzählt wird, da find ja 
eine Menge Leute, die das glauben, während bier fein Menſch daran 
glaubt, weil jeder weiß, daß es nicht fo ift. 

Ich möchte die Herren vom Elfaß bitten, zur Milderung ihres Zornes 
doch auch einigermaßen zurüdzudenfen an die Art, wie wir zur An— 
nerion gefommen find. 

Wir haben ein Bollwerk gebaut gegen die Jrruptionen, 
die feit 200 Fahren dieſe leidenfchaftliche, kriegeriſche Völker— 
fhaft, deren alleiniger direkt außgefegter Nahbar in Europa 
zu fein Deutfhland das Unglüd und die Unannehmlidfeit 
zer, — diejen Kriegern gegenüber haben wir die Spiße von 

eißenburg, die tief in unjer Fleifch hineinragt, abbreden 
müffen, und gerade in diefer elfäjfiihen Spige wohnt ein Theil der 
früher franzöfifchen Bevölkerung, der an Kriegsluft, an echt deutſchem Haß 
egen den Nachbarſtamm, den Galliern, in feiner Weife etwas nachgiebt. 
End die Herren, die hier find, ganz unfchuldig an diejer 200 jährigen 
Bergangenbeit, an diejen Kriegen, die endlich zur Ablöjfung des Eljaß von 
Frankreich wieder geführt haben? Gie haben den Franzoſen, und das ift 
eine ehrenvolle Anerkennung, mit die beften Soldaten dazu geftellt, jeden» 
falls die beften Unteroffiziere. Die Mitwirkung der elſäſſiſchen Klingen in 
den franzöfifhen Kriegen gegen Deutjchland ıft eine, die wir als Gegner 
hoch haben jchägen lernen, und jo Gott will, al3 Freunde, wenn mir mit 
ihren Kindern die unferigen in Reih' und Glied ſehen, jchägen lernen 
werden. 

Wenn fie proteftiren hätten wollen, jo hätten fie beidem 
Ausbruch des Krieges proteftiren müffen, jo hätten fie bei 
vielen anderen Gelegenheiten proteftiren follen. Aber nad= 
dem jie geholfen haben, daß die Fluth hereinbrad, daß ein 
Krieg geführt wurde, der doch noch ganz andere traurige Ver— 
bältnijfe in jeinem Gefolge gehabt hat, jo möchte ich jagen, 
daß Feder, der aud nur ein Dreißigmillionftel der Mitſchuld 
und Berantwortlihfeit an dem fo rudhlofen Angriffsfriege 
gegen uns trug, doc jollte an feine Bruft ſchlagen und fragen: 
babe ih damals meine Schuldigfeit gethan? 

Wenn e8 fi um die Frage handelt: will der Reichstag den Antrag 
annehmen oder nicht? Will der Reichstag ihn in eine Kommiffion ver« 
weifen? — Der Antrag, der heute geftellt ift, findet feine Interpretation 
durh den eriten Antrag vom 18. Februar. ES find diefelben Herren 
Unterzeichner. 

** Sie den Antrag annehmen oder ablehnen, ſo haben Sie dabei 
die Wahl, wollen Sie durch die Ablehnung dieſes Antrages das Vertrauen 
ausſprechen, daß die Reichsregierung auch ferner einen Mißbrauch mit 
diefem ihr gegebenen Rechte, welches fie nicht entbehren zu fünnen glaubt, 
nicht treiben werde; wenn Sie ihn aber annehmen, was ich nicht voraus— 
fege, jo würden Sie damit für das Eljaß gemifjermaßen eine Befriedigung 
des Neichdtages über das Auftreten feiner dießmaligen Abgeordneten hier 
ausſprechen, und es würde darin eine Aufforderung liegen, auf dieſem 
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Wege fortzufahren. Es läge darin ein Zeugniß gegen Ihre Reichöre- 
gierung. 

Eine andere Frage ift hier angeregt: die Sache in eine Kommiſſion 
zu jchiden. Ich möchte aber von diefem Wege abrathen, weil das Ende 
einer Kommiffionsberathung bei den vielen und dringenden Gejchäften des 
Neichstages nicht mit voller Sicherheit auf Tag und Woche ſich berechnen 
Täßt. In der ganzen Zeit aber, in der die Kommiſſion hierüber tagen 
mwirde, würde man im Elfaß und aud im YAuslande unter dem Eindrude 
leben, daß der Reichstag doch nicht die Sache jo Mar gefunden hat, um 
den Antrag kurzweg und von vornherein abzulehnen. 

Ih möchte deshalb von dem Wege aus diefem fachlichen Intereſſe, 
aus diefem ntereffe an dem Eindrud, der davon abhängig ift, abreden 
und Sie bitten, der Reihöregierung ein volles und feftes Ber» 
trauenspotum dadurd geben zu wollen, daß Sie den Antrag 
ablehnen.“ 


(Der Reichstag lehnte in der That den Antrag 
der Elſaß-Lothringer mit einer Mehrheit von 196 
gegen 138 Stimmen ab, obwohl außer den Elſäſſern, den 
Ultramontanen, Polen und Sozialdemofraten auch Die 
Fortihrittöpartei zum größten Theil für die Prüfung des 
Antrages ſtimmte.) 


Mai. Adrejje notabler Straßburger an den Fürften 
Bismard (von 80 der angejehenften altitraßburger Bürger: 
und Handelöhäujer) wegen Erweiterung der Stadt. 


Das bemerkenswerthe Schriftftük beginnt mit den Worten: 

„Da wir einer Vertretung im Neichstage in Folge der von bem Abgeorb- 
neten für Straßburg eingenommenen Haltung entbehren, legen wir unterzeichnete 
Einwohner diejer Stadt vertrauensvoll die Wahrnehmung unferer Intereffen uns 
mittelbar in die Hände Euer Durdlaudt. 

Wir haben feinen Augenblid angeftanden, uns an Euer Durchlaucht zu 
wenden, ba wir wiffen, baß wir in Ihnen den berebieften und unermübdlichften 
Bertreter unjerer Wünfche und Bejchwerden finden würben. — — — 

Mit der Lebhafteften Befriedigung fehen wir bie fräftige Entwidelung 
unferer Univerfität, und unfere Stabt wird bald ihren alten Rang unter ben 
Univerfitätsftäbten wieder einnebmen. Wir machen es uns zur Pflicht, das Gute, 
bas man uns bietet, rüdhaltslos anzuerkennen. 

Uber die Blüthe der literariihen Stubien ift nicht Alles, was wir von 
Seite derjenigen zu erwarten berechtigt find, welche unfere Gefchide in Händen 
haben. Wir find überzeugt, daß Straßburg, wenn es bie neue politiich-geogra- 
pbifche Lage verwerthet, wieder werben kann, was es ſchon einmal war, — eine 
bedeutende Hanbelsftabt und ein Emporium für ganz Süddeutſchland.“ — — — 
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Vorlage ded Gejegentwurfed wegen Ausweilung oder 
Snternirung von Geiftlihen ꝛc., welche durch gericht- 
liches Urtheil entlaffen find, diefer Entſcheidung aber nicht 
Folge geben. 


Dafjelbe wird am 25. April mit 214 gegen 108 Stimmen 
angenommen. 


Das Reis - Militärgefeb. 


Februar. Die Friedensftärfe des Heeres. 
Aus den Motiven: 


„Der Gefeentwurf zerfällt in fünf Abjchnitte, nämlich: 1) Organifation 
bes Neichsheeres. 2) Ergänzung bes Heeres. 3) Bom aktiven Heere. 4) Ent- 
laffung aus dem aktiven Dienfte. 5) Bom Beurlaubtenftanbe. 

Die wichtigfte nnd grundlegende Beftimmung in Betreff ber Organifation 
bes Reichsheeres ift bie über bie Sriebensflärte bes Heeres. 

Durh bie Reichsverfaffung war bie Friedens +» Präfenzftärle bes beutichen 
Heeres bis zum 31. Dezember 1871 auf ein Prozent der Bevöllerung von 1867 
feftgeftellt. Für bie fpätere Zeit jollte bie Friedens Präfenzftärke im Wege ber 
Reichsgeſetzgebung beftimmt werben. 

Ds ergab fich für die Zeit bis zum 31. Dezember 1871 eine Präjenz- 
ftärfe des Heeres von 401,659 Mann, und diefe Ziffer ift durch das Reichsgeſetz 
von 1871 auch für die Jahre 1872, 1873 und 1874 als Norm feftgebalten 
worben. 

In der jegigen Vorlage wird nun vorgeichlagen, an dieſer Friedens» 
Präfenzftärfe au für die Zeit nah 1874 „bis zum Erlaß einer 
anberweitigen gejeglihen Beſtimmung“ feftzubalten. 

Die Friedensftärke ftebt mit der gefammten Organifation bes Heeres in jo 
innigem Zufammenbange, daß es unmöglich fein würde, bie eine geſetzlich zu 
regeln, ohne gleichzeitig die andere dauernd feftzuftellen. Eine veränderliche, etwa 
von Jahr zu Jahr je nach ber politifhen Lage zu beftimmende Friedens - Präfenz- 
ftärle mag zuläffig und felbft zwedmäßig fein für Staaten, welde den größeren 
Theil der zur Kriegführung zu verwendenben Kräfte auch im Frieden bei den 
Fahnen halten. Sie ift aber unvereinbar mit einem Syſtem, wie wir es haben, 
bei welchem jede Beränderung ber Friedens» Präfenzftärle auf Zeiten, beren po— 
fitifche Veränderungen unberehenbar find, derart nachwirkt, daß fich beiipielsmeife 
aus einer Herabjeung berjelben um nur 5000 Dann nah 12 Jahren eine Ber- 
minderung ber Kriegsftärfe um mehr als 20,000 Manı ergeben würde. 

Es liegt zu Zage, daß eim folder Ausfall eine Aenderung ſowohl ber 
Kriegs», als auch ber Friedensformation bes Heeres nach fich ziehen müßte. 

Bei einer jo bebeutenden Rüdwirkung der Friedens - Präfenzziffer auf bie 
Kriegsftärle des Heeres erfcheint aber auch eine etwaige Herabjegung ber gegen«- 
wärtigen Ziffer aus Rückſicht auf die Sicherheit des Reichs nicht zuläffig. 

Keine andere Macht befindet fi, wie Deutfchland, in der Lage, auf weite 
Streden von drei europäifhen Großmächten und vier Mittelftaaten begrenzt zu 
fein, während e8 überdies an einer ausgedehnten Meerestfüfte zugänglich if. Die 
unmittelbaren Orenzbeziehungen zu Staaten, deren europäijche Bevölkerung fich 
auf etwa 157 Millionen Seelen beläuft, gewähren große Borzüge, aber fie legen 
auch erhöhte Pflichten im Intereffe der Sicherheit des Reichs auf. Die militärijche 
Macht der Nahbarftaaten entjpricht der Größe derſelben; ja Frankreich, mit einer 
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Bevöllerung von 37 Millionen Einwohnern, bat fogar nah Einführung ber all- 
gemeinen Wehrpflicht mit zmwanzigjähriger Gefammtdienftzeit die Friedensſtärke 
feines Heeres auf 428,000 Mann (außer 26,738 Offizieren) feftgeftellt. 

Angefichts diefer Verhältniffe kann für das Deutſche Reich mit etwa 41 Mil« 
lionen Einwohnern ein Heer mit einer Friedensftärle von 401,659 Mann und 
mit zmwölfjähriger Gefammtdienftzeit nur im Bertrauen auf bie, von ber inneren 
Tüchtigleit der Drganifation abhängige Schneidigleit des Kriegsinftrumentes, 
fowie auf eine zwedmäßige Verwendung beffelben, für ausreihend erachtet 
werben.“ 


Die Reichsverfaſſung und das Reih8-Militär- 
geſetz. 
Aus der „Provinzial-Correspondenz“ vom 11. Februar. 


„Die erfte Stelle unter ben Vorlagen, welche dem Reichstage unterbreitet 
find, nimmt nad der ausbrüdlichen Hervorhebung in der Eröffnungsrebe bes 
Reichskanzlers, fowie nach dem alljeitigen politiichen Bewußtſein der Entwurf bes 
Reichs» Militärgefeges ein. „Die feite Regelung der Deutſchen Wehrkraft und 
Wehrfähigkeit ift geboten durch die erfte Pflicht eines jeden ftaatlihen Gemein- 
weiens: die Unabhängigkeit feines Gebietes und die friedliche Entwidelung ber 
ihm innewohnenden geiftigen und wirtbichaftlihen Kraft zu ſchützen.“ 

Die Aufgabe ift für das Deutſche Reich glüdlicher Weife nicht ſchwer zu 
erfüllen. Es handelt ſich nicht darum, wie bei ähnlichen Berathungen in anderen 
Staaten, die Grundlagen für eine neue Regelung erft zu finden; es gilt vielmehr, 
bie bereits glorreich bewährten bei der Gründung des Norbbeutihen Bundes, fo 
wie bes Deutichen Reiches vom Reichstage freudig beftätigten Grundlagen unferer 
Behrverfaffung in allem Wejentlihen dauernd und unmwieberruflich feftzuftellen. 

Die Heeresverfaffung, welche der jetige Deutjche Kaifer feit dem Antritt 
der Regentichaft in Preußen als „das Vermächtniß einer großen Zeit” — „burd) 
Berjüngung ihrer Formen mit neuer Lebenskraft zu erfüllen“ bedacht war, um 
„die Geichide des Baterlandes gegen die Wechielfälle der Zukunft ficher zu 
ftellen,“ — dieſe Heeresverfafjung, mit welcher das preußiſche Heer von Sieg zu 
Sieg ſchritt, ift die Grundlage geworden, auf welcher zunächft ber Norddeutſche 
Bund die Einrichtungen ſchuf, vermöge deren dem beutichen Vaterlande feine 
Stellung unter den Mächten gefichert wurde — fie ift, nach neuer wunderbarer 
Bewährung, als eine der wichtigften gemeinfamen Einrichtungen in das erweiterte 
Deutſche —— übernommen worden. 

Die Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes und ebenſo die Reichsverfaſſung 
gehen davon aus, daß zuvörderſt die geſammte Preußiſche Militärgeſetzgebung in 
dem ganzen Bundesgebiete eingeführt werde. Wenn ſodann „nach gleichmä— 
ßiger Durchführung der Bundeskriegs-Organiſation“ noch ein um— 
faſſendes Reichs-Militaͤrgeſetz feſtgeſtellt werden fol, fo konnte und follte ber 
Sinn und Zweck diefer Beftimmung offenbar nicht fein, baf bie foeben eingeführte 
gemeinfame Organifation fofort wieder in ihren wejentlihen Grundlagen erjchüt- 
tert werben ſollte, jondern die vollffändige Einführung ber Gejammt- 
organifation follte die Vorausſetzung und zugleich bie gejiderte 
Grundlage bes allgemeinen Militärgefeges ſein. 

Die Berhanblungen bei ber Feitfiellung der Bunbesverfaffung geben von 
diefer Bedeutung der in Rebe ftehenden Beftimmung unbebingt Zeugniß. 


— frühere Präſident des Abgeordnetenhauſes, von Forckenbeck, ſagte 
damals: 

„Ich wünſche der in Preußen beſtehenden Organiſation die gu Grund» 
fage zu gehen, die ihr, meiner Anficht nah, nach den glorreihen Erfolgen ber 
Jahre 1 und 1866 unter feinen Umftänden mehr entzogen werben barf, bie 
ihr in dem Augenblide gegeben werden muß, und auch Seitens eine® preußifchen 
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Abgeordneten, der ihr früher entgegengeftanden, gegeben werben fan, wo es fich 
darum banbelt, nicht blos die Verbältniffe für Preußen zu beftimmen, ſondern 
diefe Organifation verfaffungsmäßig auf bas übrige Norbbeutichland zu über- 
tragen.“ 


Der befannte Geſchichtsforſcher v. Sybel äußerte fih wie folgt: 


„Jeder Zweifel an der Reorganifation, um die Europa uns beneibet, würbe 
vom allgemeinen Hohn zugededt werben. Ich buldige damit nicht dem äußeren 
Erfolg, Sondern erlenne die Feiftungen der Reorganifation an. Der Bormwurf, 
daß die Friedenspräfenzftärke von 1 Prozent den Wohlftand hemme, ift grundlos. 
Trotzdem Preußen feit 1815 mehr als 1 Prozent beranzog, jo bat ſich doch in 
den Jahren 1815—1850 fein Wohlftandb verbreifaht, und es war im Stande, 
im vorigen Jahre zerjchmetternde Schläge gegen den Feind zu führen, obne biejer 
Kraftanftrengung wegen zur Emijfion von Bapiergeib zu jchreiten. Nicht uniere 
militäriihen Einrichtungen find die Urſachen der Gejchäftsftodungen und ber 
Krifen, jondern bas Mißtrauen, das durch alle Adern des ölkonomiſchen Lebens 
fchleiht und das ſich mit politiihen Motiven nährt. Machen wir das Wort des 
Engländers wahr, welder jagte: Wenn Norddeutſchland fortfährt, unbefiegbar zu 
fein, jo ift der Frieden Europas gefichert.” 

Der Abg. Dr. Braun fagte: 

„Einig ift die Mebrbeit diefes Haufes darüber, daß die Reorganijation 
ſchlechtweg anzuerkennen ift. Die Vollendung der Reorganifation verbürgt ben 
Frieden, das bürgerliche Leben; die Armee ift die Affefuranz für feine Sicherbeit, 
die Prämie von Geld und Blut, bie wir mit Recht zahlen müſſen. Zu Zeiten 
des Reichs progeifirten die Stände um jeden Mann, bis ber Reichsfeind im Yande 
war und ihnen das Vierfache abnahm von dem, was verlangt war. Noch ift der 
Neichsfeind nicht da, aber: wenn du den Frieden willft, rüfte Dich zum Kriege, 
fonft machen wir den Nachbar zum Feind und reizen ihn zum Angriff.“ 


Endlich der Abgeordnete Laster ſprach ſich unumwunden babin aus: 


„Ich will die Bergangenbeit abjchließen, ich will die Gegenwart ficherftellen, 
ich will die Zukunft nicht preisgeben. Den Abjchluß der Vergangenheit finde ich 
darin, wenn wir enblich offen die Reorganijation anerfennen. Indem ich bereit 
bin, die Reorganifation jegt anzuerkennen und jene Zeit frieblich abzufchließen, 
will ih, daß fein Zweifel darüber beftebe, daß von jegt an Die Reorganifation, 
wie fie thatſächlich in Preußen durchgeführt ift, die Grundlage für unfere Bubdget- 
Bewilligungen für alle Zeiten bilden muß.” 


Was damals die Führer der liberalen Partei als den Sinn ber Berfaffung 
bezeichneten, das wird erfreulicer Weife auch jett von ben bebeutenditen liberalen 
Stimmen in der Preffe im Boraus beftimmt hervorgehoben. So jdhreibt die 
„National Zeitung“: 

„Die Thronrede beſchränkt ſich auf die allgemeine Betrachtung, baf bie erfte 
Pflicht eines jeden ftaatlihen Gemeinwefens ift, die Unabhängigkeit jeines Ge— 
bietes und bie friedliche Entwidelung der in ibm wohnenden Kraft zu hüten. 
Gewiß wird die große Mehrheit des Reichstags dieſe allgemeine Betrachtung nicht 
blos als einen tbeoretifhen Sat anerkennen, fondern auch aus ihm bie volle Ber- 
pflichtung berleiten, die Grundlagen ber Heeresorganifation in einem gejetlich 
Haren Wortlaut ficher zu ftellen und das Heer reichlich auszuftatten nach ben 
Anforderungen, welche die befondere Lage des Baterlandes nothwendig madıt. 
Bei ber Berathung bes Gejeßes über die Heeresorganijation mögen wohl mande 
lang gebegten Wünfhe und Forderungen abermals auftauchen; aber wir balten 
bie Zeit faum dazu angethban, auf's Neue die einmal gewonnenen Grundlagen 
zu erjchüttern; e8 will uns nicht geziemend erfcheinen, daß gewiffermaßen die 
Gelegenheit benutt werde, um im eine abermalige Diskuffion der Elementarjäge 
einzutreten. 
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Bon Haufe aus war e8 ber Sinn der Berfaffung, daß nach einem gewiffen 
Zeitablauf, nachdem genügende Erfahrungen gefammelt fein werben, auf Grund— 
lage der Berfaffung, ber einzelnen Geſetze und ber zerftreuten Berorbnungen eine 
überfichtliche Kobifilation der Militärgefeßgebung herbeigeführt werde; Dagegen 
war es nit der Sinn der Berfafjung, abermals die gewonnenen 
Grundlagen in Frage zu ftellen und von dem Nadgeben bier oder 
dort das Zuftanbelommen bes Militärgefetes abhängig zu maden. 
Die Grundzüge der Heeresorganifation find anerfannt; diefe und 
die Ausfüllung des verfafjungsmäßig gebotenen Rahmens burd 
die jährlihe Budgetbemwilligung bilden unfer gegenwärtiges Ber- 
fafjungsredt. 

Man wird billigerweife von ber einen Seite die verfaffungsmäßigen Grund« 
züge, von ber anderen Geite das Budgetrecht anerlennen müffen, um die ohnehin 
fchwierige Arbeit der Organifation jelbft nicht unnütz noch mehr zu erjchweren 
dadurch, daf vorläufig beigelegte Streitpunfte wiederum gerabe bei diefer Gelegen- 
aufgenommen und ihre Austragung zur Bedingung der Berftändigung gemacht 
werde. Soweit auch bie entgegengeſetzten Anſprüche auseinandergehen, ſo ſind 
wir doch berechtigt, auf beiden Seiten im höchſten Intereſſe des Reiches eine weiſe 
Mäßigung vorauszuſetzen und deshalb ſind wir auch berechtigt, auf das 
glückliche Gelingen dieſes an erſter Stelle in der Thronrede be— 
tonten Werkes zu glauben.“ 

Auf dem Boden ſolcher Auffaſſungen und Abſichten wird es 
in der That nicht ſchwer fein, zur Verſtändigung über das wichtige 
Werk zu gelangen.“ 


Die Sicherung ded europäiihen Friedens durd 
daß deutſche Heer. 


16. Februar. Rede ded Feldmarihalld Grafen von Moltfe bei 
der erjten Berathung ded Reichs-Militärgeſetzes. 


„Meine Herren! Bon den Bedenken des Vorredners (Abg. Richter) will 
ih vorweg nur Eines berühren. Ich halte es geradezu für unmöglich, auch die 
Kriegsformation der Armee im Voraus feftjuftellen, da wir nicht im Boraus 
wiſſen können, ob wir nach einer oder nach zwei Seiten Front zu machen baben, 
da wir nicht wiffen, ob wir, wie im Jahre 1864, mit nur einem Theil ber 
Armee, oder wie im Jahre 1870 mit Aufbietung aller unferer Kräfte den Krieg zu 
führen haben, wo wir ganze Lanbwehr-Divifionen zu Etappenzweden, für Be— 
lagerungen verwenden mußten, wo wir bie älteften Mannfcaften ber Heerpflichtigen 
in ganz neue Formationen zufammenftellen, die ausgedienten Garde + bu- Corps 
mit Infanteriegewebren bewaffnen mußten, um Hunberttaufende von Gefangenen 
zu bewaden; wo wir im Laufe bes Krieges die Zahl ber Armeen unb folglich 
auch ihre Zuſammenſetzung ändern mußten. Ich glaube, daß biefe und viele 
anbere Bebenten ‚fih wohl in einer kommiſſariſchen Beratbung vollftändig klären 
lafſen werben. 

Ich möchte Ihre Aufmerkſamkeit vor Allem darauf lenken, daß es fich ſchon 
bei dem $. 1 des vorliegenden Gejegentwurfs darum handeln wirb, zu erwägen, 
ob künftighin Deutſchland die ſchweren Yaften zu tragen haben wirb, welche be- 
dingt werben burch eine Friedenspräjenz von 401,000 Mann. Meine Herren, es 
wird fih dabei um innere unb äußere Berbältniffe des Landes banbeln. 
Eine jede Regierung wird ihre Einnahmen verwenden müffen für die unabweis- 
lichen Erforderniffe auf allen Gebieten des ftaatlichen Lebens, bevor fie an Er- 
fparniffe, an Schulbentilgung und zuletzt wohl erft an Steuererlaffe denken fann. 

Nun ift aber doch das erfte Bedürfniß eines Staates zu 
eriftiren, fein Dafein nah Außen gefihert zu ſehn. Im Innern 
fhüst ja das Gejet Recht und Freiheit des Einzelnen, nah Außen, 
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von Staat zu Staat, nur die Madt. Einem Tribunal des Völlerrechts, 
wenn ein folches eriftirte, würde immer noch bie vollftredende Gewalt fehlen, und 
feine Ausſprüche unterliegen jchließlih der Enticheibung auf dem Sclachtielbe. 
Kleine Staaten fünnen fih auf Neutralität, auf internationale Garantieen ver- 
laffen: ein großer Staat beftebt nur durch ſich felbfi und auseigener 
Kraft, erfüllt ven Zwed feines Dafeins nur, wenn er entſchloſſen 
und gerüftet ift, fein Dafein, feine Freiheit und fein Recht zu be> 
baupten; und ein Land wehrlos zu lafjen, wäre das größte Ber» 
breden feiner Regierung. Der Wunſch, an ben großen Summen, welche 
alljährlich für das Militär verausgabt werben, zu fparen, fie den Steuerpflichtigen 
zu erlaffen ober für Friebenszwede zu verwenden, ift gewiß ein völlig gerechter. 
Wer würde ſich ihm nicht anichließen! Wer malt fich nicht gern aus, wieviel 
Gutes, Nützliches und Schönes dann gefchaffen werben könnte; aber vergefien 
dürfen wir dabei nicht, daß die Erjparniffe im Militär-Etat aus 
einer langen Reihe von Friedensjabren verloren gehen können im 
einem Kriegsjahr. 

Wie fol der Staat auch auf feine Einnahmen verzichten, wenn auf allen 
Gebieten noch jo viel zu leiften bleibt? Ich nenne Ihnen nur das der Schule, 
weil die Schule der Punkt ift, wo ber Hebel eingefet werben muß, wenn wir 
uns gegen Gefahren jchügen wollen, die eben fo jehr wie ein Angriff von Außen 
uns von Innen broben, aus focialiftifhen und fommuniftifchen ——— — 

Die Schule, meine Herren, nimmt nicht die ganze Jugend in ſich auf und 
ſie begleitet die Mehrheit derſelben nur auf einer verhältnißmäßig kurzen Strecke 
ihres Lebensganges. Glücklicherweiſe tritt nun bei uns da, wo der eigentliche 
Unterricht aufhört, ſehr bald die Erziehung ein und keine Nation bat bis 
jest in ihrer Gejammtbeit eine Erziehuug genofjen, wie bie 
unfrige Durch bie allgemeine Wehrpflicht. 

Man hat gejagt, ber Schulmeifter habe unfere Schladten gewonnen. Das 
bloße Wiffen aber erhebt den Menſchen noch nicht auf den Standpunkt, wo er 
bereit ift, das Yeben für eine Idee, für Pflichterfüllung, für die Ehre bes Bater- 
landes einzufegen: dazu gehört die ganze Erziehung des Menſchen. 

Nicht der Shulmeifter, fondern der Erzieber, der Staat, hat 
unjere Schlachten gewonnen, ber Staat, welder jet bald 60 Jahr- 
gänge der Nation zu Lörperliher Rüſtigkeit und geiftiger Friſche, 
zu Ordnung und Bünktlichkeit, zu Treue und Gehorſam, zu Bater- 
landsliebe und Mannbaftigleit erzogen bat. Sie können bie 
Armee, und zwar in ihrer vollen Stärke, ſchon im Innern nit 
entbebren für die Erziehung der Nation. 

Und wie nun nah Außen? Bielleicht, daß eine jpätere, glück— 
lihere Generation, für welde wir im Boraus bie Laſten mittragen, 
hoffen darf, aus den Zuftänden des bewaffneten Friedens heraus 
zugelangen, welder nun ſchon jo lange auf Europa laftet. Uns, 
er ih, blüht dieſe Ausfiht nicht. Ein großes weltgeihidt- 

ihes Ereigniß, wie die Wiederaufrihtung des Deutſchen Reiches, 

vollzieht ſich kaum in einer kurzen Spanne Zeit. Was wir im 
einem halben Jahre mit ben Waffen errungen haben, das mögen 
wir eın halbes Jahrhundert mit den Waffen ſchützen, damit es 
uns nicht wieder entrifjen wird. 

Darüber dürfen wir uns keiner Täufhung bingeben: wir haben jeit 
unferen glüdliihen Kriegen an Achtung überall, an Liebe nirgends 
gewonnen. Nah allen Seiten ftoßen wir auf das Mißtrauen, daß Deutichland, 
nachdem e8 mächtig geworben, in Zukunft ein unbequemer Nachbar fein könnte. Nun, 
es ift nicht gut, den Teufel an die Wand zu malen, und aus Miftrauen und Be» 
forgniß, jelbit unbegründet, fönnen wirkliche Gefahren bervorgeben. Sie finben noch 
heute in Belgien franzöfiihe Sympathien, deutjche jehr wenig. Man hat bort nicht 
erfanunt, daß ber beigiihen Neutralität nur ein Nachbar gefährlich werben lann, 
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und daß fie nur einen wirkſamen Bejhüter bat. In Holland bat man an« 
efangen, die Inunbationslinie wiederberzuftellen: gegen wen? Ich weiß es nicht. 
n Deutjchland ift, glaube ich, noch Fein Menſch auf den Gedanken verfallen, 
Holland zu anneltiren. Es ift wahr, wir haben bieje Linie zu Anfang des 
Jahrhunderts einmal erobert, aber nicht für uns, fondern für Holland. In einer 
Heinen, vwielgelefenen Broſchüre, gejchrieben, um bie Engländer auf das Mißliche 
ihres Milizivftems aufmerfjam zu machen, werben bie Folgen einer Yandung im 
England geicildert, nicht aus Frankreich, nicht von ber gegenüberliegenden 
Küfte, fondern aus Deutichland. In Dänemark glaubt man die Küftenflotte 
vermehren und die Landungspunfte auf Seeland befeftigen zu follen, weil man 
eine deutſche Landung befürchtet. Bald jollen wir die ruſſiſchen Oftjeeprovinzen 
erobern, bald die deutiche Bevöllerung Defterreichs zu uns berüberzieben. 

Und nun, meine Herren, geftatten Sie mir, mich in Kürze noch nach unjerm 
interefjanteften Nachbar umzujeben. Frankreich ift ja in die Nothwendigleit 
verſetzt worben, feine ganze militärische Einrichtung umzubilden. Während unfere 
Heere in Frankreich ftanden, haben wir nahezu die ganze franzöfiihe Armee bei 
uns gehabt, haben fie aufgenommen, untergebracht, ernährt, zum Theil befeibet 
und baben dann diefe Armee unbeihädigt beim Frieden an Frankreich heraus— 
gegeben, wo fie den tüchtigen Kern für alle Neuformationen bilbet. 

Man hat nun in Franfreih alle unfere militärijhen Ein» 
rihtungen getreulich fopirt, natürlich ohne Das Driginalzunennen, 
unter franzöfiihem Namen als urjprüngliche franzöfiiche Ideen, Kinder ber großen 
Revolution, welche nur die Deutjchen etwas früber aboptirt haben, als fie jelbft. 
Man bat vor Allem die allgemeine Wehrpflicht eingeführt und dabei eine 
20jährige Berpflihtung zu Grunde gelegt, während wir nur eine 
12jährige baben. Man bat ferner dem Geſetz rüdwirkende Kraft gegeben, 
fo daß viele Franzoſen, welche längft ihre Jahre abgebient haben, plöglich wieder 
militärpflichtig geworden find. Die franzöfiihe Regierung ift ſchon heute be— 
rechtigt, für bie altive Armee 1,200,000 und für bie PM über 
1 Million Männer zu den Waffen zu berufen. Um biefe auch nur theilweije 
einftellen zu können — benn es fommt nicht blos auf bie Zabl der Wehrpflich- 
tigen an, fonbern auch auf die Cadres, in welche fie eingeftellt werben jollen — 
war es nothwendig, die Cadres zu vermehren. Nachdem Deutichland jeine 
Reichslande wieder an fih genommen, baben wir mit Ausnahme einiger weniger 
Spezialwaffen nur bie bejtebende Yaft auf mebr Schultern übertragen. n 
Frankreich, weldhes doh um 11, Millionen Einwohner ärmer geworden ift, find 
feitbem ſehr erhebliche Formationen ausgeführt. Die Zahl ber bis zum Kriege 
beftebenden Infanterie» Regimenter betrug in Frankreich 116, gegenwärtig 152, 
es find aljo binzugetreten 36, außerdem 9 Jäger -Bataillone. Es find jeit 
dem Frieden formirt 14 neue Kavallerie-Regimenter. Die Zahl der Batterien 
betrug bis zum Kriege 164, fie beträgt jetzt 323, es find binzugetreten 159 
Batterien. Dieje VBermebrungen find noch nicht geichloffen. 

Die Friedens-Präjenzftärke ift in Frankreich nod nie fo ftarf 
gewejen, wie gegenwärtig: fie ift um 40,000 Köpfe gewachſen. Die bubget- 
mäßige Durhjchnittsziffer der Stärke beträgt pro 1874: 471,170 Mann und 
99,310 Pferde. Statt der 8 Armee-Korps, mit denen Frankreich uns zu Anfang 
des Krieges entgegentrat, ftellt es künftig 18, ein 19. für Algier nicht mit ge- 
rechnet. Das Militärbubget ift jeit 1871 über 25 Millionen Thaler gewachſen: 
e8 beträgt im Orbinarium für die Yandarmee 125 Millionen Thaler, im Ertra- 
orbimarium 46 Millionen Thaler zufjammen 171 Millionen Thaler. 

Dies Alles giebt uns ein Bilb von der Stimmung in Frank— 
re ich. Ich glaube nun zwar, baß bie große Mebrbeit der Franzoſen, melde 
ohne Zweifel ihr Mißgeſchick mit mehr Bejonnenbeit und Würde trägt, als man 
glauben follte, wenn man nur bie franzöfiihen Vollsredner bört und bie fran- 
zöfifhen Journale lieft, daß dieſe Mebrbeit wohl durchdrungen ift von der un— 
bedingten Nothwendigkeit, zunäcft den Frieden zu wabren. Ich jebe eine Be- 
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ftätigung dafür auch in dem Umftande, daß eben ein einfichtsvoller Militär wieder 
an der Spite der franzöſiſchen Regierung fteht. Aber, meine Herren, wir haben 
alle erlebt, wie die franzöfiihen Parteien, die ihren Ausbrud in Paris finden, 
Regierung und Boll zu ben außerorbentlichften Beichlüffen binreifen können. 

Nun, meine Herren, wir find unjferen Nahbarn nicht gefolgt 
auf dem Wege, bie Armeen zu vergrößern, wir glauben mit dem 
auslommen zu fünnen, was in biejer Borlage enthalten if. Aber 
wir bürfen bie innere Güte unferer Armeen nicht ſchwächen lajjen 
weder durch Abkürzung der Dienftzeit, noh durch Herabiegung 
bes Präjenzftandes. 

Die Abkürzung der Dienftzeit führt, wenn fie überhaupt einen 
finanziellen Effelt haben fol, zur Miliz. Die durh Milizen geführten Kriege 
haben die Eigenthümlichkeit, daß fie ſehr viel länger dauern und ſchon aus 
dieſem Grunde jebr viel größere Opfer an Geld und Menſchen often, 
als alle übrigen Kriege. Ich erinnere Sie nur an ben leßten amerifanijchen 
Krieg, der von beiden Seiten mejentlih von Milizen geführt werben mußte. 
Bancroft in der vortrefflihen Geſchichte der amerikaniſchen Staaten tbeilt das 
Urtheil Waſhingtons über Milizen mit. Zu feiner Zeit und an feinem Ort 
fonnte eine Forderung unpopulärer fein, als die, welche Waſhington immer wieber 
an den Kongreß ftellte, die Forderung, ein ftehendes Heer zu errichten. Dies 
fönnte befrembenb ericheinen, aber Wafhington jpricht ſich folgendermaßen aus: 

„Die Erfahrung, melde die befte Leiterin für das Handeln ift, verwirft jo 
völlig Har und entſchieden das Vertrauen auf die Miliz, daß Niemand, ber Orb» 
nung, NRegelmäßigfeit und Sparjamkeit hätt, und ber feine eigene Ehre, jeinen 
Charakter und Seelenfrieden liebt, diefe an ben Ausgang eines Unternehmens 
mit Milizen jeßer wird.“ Unb etwas fpäter jchreibt er: „Kurze Dienftzeit unb 
ein unbegründetes Bertrauen auf die Miliz find die Urſache alles unferes Miß- 
eicbids und des Anwachſens unjerer Schuld.” Beendet wurbe bekanntlich ber 
—* durch das Auftreten eines Heinen Corps von nur 6000 Mann, aber wirk— 
fiher Soldaten. 

Meine Herren! Frankreich bat es zweimaf mit der Miliz verſucht. Nach 
der Revolution war befanntlih das Erfte, daß man die verhafte Armee auflöfte, 
die Nation felbft follte die junge Freiheit ſchützen, der Patriotismus follte bie 
Disciplin, das Elan und die Maffen follten die kriegerijhe Bildung erjegen. Es 
ſchwebt immer noch ein gewiffer Nimbus um die VBolontärs von 1791, aber es 
giebt auch eine unparteiiiche Geſchichte berjelben, gefchrieben von einem Franzojen 
nah den Alten bes franzöfiichen Kriegs-Minifteriums. Ich wiberftehe der Ber- 
fuhung, Ihnen jehr pilante Citate vorzuführen, ih müßte das ganze Buch 
eitiren, auf jedem Blatte finden Sie, wie nutlos, wie foftipielig und welche 
Geifel für das eigene Land dieſe Formationen gewejen find. Wir haben es Alle 
erlebt und uns überzeugt, daß felbft die zablreichfte Verſammlung von tüchtigen, 
patriotijhen und tapferen Männern noch nicht im Stande ift, einer wirklichen 
Armee zu wiberfteben. Die franzöſiſchen Mobil- und Nationalgarden 
haben den Krieg um mehrere Monate ——— ſie haben blutige 
Opfer gekoſtet, große Verwüſtung und viel Elend verbreitet, aber 
fie haben deu Gang des Krieges nicht aufbalten können, fie haben 
Frankreich beim Frieden keine bejjeren Bedingungen verjdafft. 
Bollends das Unweſen der Franctireurs bat unjere Operationen auch nicht einen 
Tag lang aufgehalten, wohl aber hat es jelbft unferer Kriegführung einen Cha- 
rafter der Härte verlieben, ben wir beflagen, aber nicht ändern konnten. Die 
Prozefje, welhe noch heute nad drei Jahren in Frankreich auftauchen, geben 
Ihnen ein Bild von der Berwilderung und den Gräueln, welche unausbleiblich 
im Gefolge einer jolhen Maßregel eriheinen. Wenn Sie die Nation bewaffnen, 
jo bewaffnen Sie mit den guten Elementen zugleich die jchlechten und deren bat 
jede Nation. Die erfteren find ja unenblich überwiegend. Aber haben wir nicht 
bei uns jelbft die Erfahrung mit unjeren Bürgerwehren gemacht, wie balb ber 
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zuverläffige Theil derſelben ber Sache iüberbrüffig wird, in aller Stille ver- 
ſchwindet und das Feld dem Unzuverläffigeu freiläft. Die Gewehre find bald 
ausgetheilt, aber nicht jobalb wieder ——— und glauben Sie, daß 
wir bei uns nicht auch Elemente herbergen, wie die, welche nach dem Kriege in 
Paris zur Herrſchaft gelangt ſind? Haben wir ſie noch nicht, ſo wird man ſchon 
dafüt ſorgen, daß wir fie von außerhalb befommen. Es mögen viel importirte 
Helden geweien fein, welche in ber franzöfiihen Hauptftadt die Denkmäler des 
franzöfiichen Ruhmes vernichtet haben. Gott verhüte, daß wir ihnen jemals bie 
Waffen in die Hände geben. 

Was jodaun den Friedensftand der Armee anbelangt, fo möchte ich ein- 
dringlich davor warnen, ihn nicht zu einer Budgetfrage zu maden. 
weiß ja, baf geehrte Mitglieder dieſes Haufes glauben, gerade an diefem Punkt 
feftbalten zu müffen, um bas unbeftreitbare, aber auch unbeftrittene Recht ber 
Steuerbewilligung ben Landtagen zu wahren. Aber, meine Herren, erwägen 
Sie, ob Sie durch die Handhabung diejes Rechts nicht das Recht 
ſchädigen, weldes das Land bat, auf Ihre Mitwirkung zu rehnen 
in einer Frage, wo es ſich um den Beftand des Reichs handelt. Mir 
fcheint e8 doch wünſchenswerth, nicht wieder in ein neues Proviſorium einzutreten, 
fondern enblih einmal definitiv feftzuftellen, was Deutihland für ein beutiches 
Hcer zu leiften bat. Wenn Sie ſich Überzeugen fünnen, daß wir mit Rüdficht 
auf innere und äußere Berhältniffe nicht weniger als 401,000 Maun im Frieden 
unterhalten dürfen, und wenn nad reifliher Erwägung und Prüfung feftgeftellt 
wird, welder Aufwand dafür nöthig ift, fo verzichten Sie ja allerdings barauf, 
diefe Summe alljährlich zu bisfutiren, zu bewilligen ober abzulehnen. Aber, 
meine Herren, Ihr Bewilligungsrecht ift dadurch nicht beeinträchtigt. 
Es tritt in volle Geltung bei jeder Mebrforderung und bei jeder 
neuen gelegliden Regelung diejes Gegenftandes. Es muß die 
normale Ziffer des Friedensftandbes nothbwendig auf eine lange 
Reihe von Jahren eine feftftebende bleiben. Durch Schwanten in 
diejer Ziffer tragen Sie eine Unfiherbeit hinein in alle die vielen 
umfajjenden Borbereitungen, welde lange vorber unb bis in das 
legte Detail feftgeftellt werden müjfen, wenn Sie mit rubiger Zu- 
verjiht einem Augriff von Außen entgegenjfeben wollen. Erwägen 
Sie, daß jede Berminderung biefer Ziffer zwölf Sabre lang nad- 
wirft, und daß feiner von unsüberfeben fann, ob in zwölf Jahren 
Krieg oder Friede jein wird. 

Nun, meine Herren, „es kaun der Befte nihtim Frieden leben, 
wenn e8 dem böſen Nachbar nicht gefällt.“ Aber ih denke, wir 
werben ber Welt zeigen, daß wir eine mächtige Nation geworben 
und eine friebliebende geblieben find, eine Nation, welde den 
Krieg nicht braudt, um Rubm zu erwerben und die ihn nidt will, 
um Eroberungen zu maden. Ih wüßte aud wirflih nicht, was wir 
mit einem eroberten Stüd Rußlands oder Frankreichs maden 
jollten. 

Ich hoffe, wir werben eine Reihe von Jahren nit nur Frieden 
halten, jondern aud Frieden gebieten. Vielleicht überzeugt jih bann 
die Welt, daß ein mädtiges Deutihland in Mitte von Burns bie 
größte Bürgjhaft für den Frieden von Europa, Aber um Frieden 
zu gebieten muß man zum Kriege gerüftet fein, unb ich meine, wir 
fteben vor ber Entjheibung, entweder zu jagen, daß bei ben po» 
litiſchen Berhältnifjen Europas wir eines ftarlen und kriegsbe— 
reiten Heeres nicht bebürfen ober aber zu bewilligen, was dafür 
nöthig ift.“ 


Das Reichs-Militärgeſetz wird einer Kommiſſion überwiejen. 
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März. Erkrankung ded Fürften Bismard an jeinem alten 
rheumatiichen Leiden. 

Schwierigfeiten in der Kommiſſion für dad Militärgejeg 
wegen Feftjegung der Friedensſtärke. Der Antrag der Vor- 
lage, die Friedendftärfe dauernd auf 401,659 Mann zu 
firiren, wird mit allen gegen 4 Stimmen abgelehnt. Ber: 
mittelungsanträge der Freifonjervativen auf 385,000, der 
National= Liberalen auf 360,000 Mann. 


22. März. Anſprache des Kaiſers an die Generale. 


Auf die Anrede des General- Feldmarichalld Grafen 
von Wrangel an Kailerd Geburtötag. 


„Nehmen Sie meinen Dank für die Wünfche, welche Sie für die 
Kräftigung Meiner Gefundheit ausgeſprochen. Ich nehme fie in diefem 
Jahre befonders gern an und glaube auch ihre Erfüllung hoffen 
zu Dürfen.“ 


Dann zu den jämmtlidhen Generalen gewendet, jagte 
Seine Majeftät: 


„Auch Ihnen ſage Ich für die Gefinnungen Meinen Dank, melde 
der General- Feldmarfhall foeben in Ihrem Namen ausgejprochen. 
Da Sie als Repräjentanten Meiner Armee vor Mir erfcheinen, fo darf 
Ih Ihnen auch nicht verfchweigen, daß abermals eine Krifis über der- 
jelben zu fchweben jcheint. Was Ich damals vier Jahr lang aus Pflicht: 
gefühl und Ueberzeugung erftrebte, aufrecht erhielt und erreichte, hat 
jeinen Lohn in den ja über alle Erwartung großen Erfolgen der Armee 
und der Meiner Verbündeten gefunden und diefe8 Gefühl giebt Mir 
Muth zur Ausdauer auch jest, denn nicht um Kriege herbeizuführen, 
fondern um den europäifchen Frieden zu fichern, halte Jch an dem 
Bewährten feft. Leiſten Sie Mir dazu auch meiter, wie bisher, Bei- 
ftand durch Ihre fo pflichtgetreue Thätigfeit.“ 


Bemerkungen ber „Provinzial- Correspondenz“ vom 25. März. 


„Dieje ernften Worte bes Kaifers, inmitten ber Feftfreube bes 22. März 
geiprocdhen, haben in den meiteften Kreijen einen tiefen Eindrud gemacht. 

Der Kaifer bat in feiner fchlichten, geraden und Harbewußten Art den vollen 
Ernft der parlamentariihen Verhandlungen über die Militärfrage dem allgemeinen 
Bemwußtjein und Gewiffen nabe gelegt und mahnend auf die Gefahren hingewieſen, 
welche aus einem etwaigen Zwieipalt darüber entftehen müßten, 

Der Monarch jpricht allerdings nur von einer „Krifis, welche über ber 
Armee zu jchweben jcheine,” nicht von einem etwa fchon vorhandenen Zwieipalt 
oder Zerwürfniß; — feine Sorge ift eben darauf gerichtet, daß aus ber Krifis, 
aus bem MWibderftreit der Meinungen und dem Hin» und Herſchwanken ber Ent- 
ſchließungen nicht ein wirklicher Konflift heroorgebe, Durch welchen die Einrichtungen 
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der Armee von Neuem in Frage geftellt und die gefammte Entwidelung ber 
Reichspolitif gefährdet werben Fünnte. 

Zu einer ſolchen Weußerung mochte der Kaifer fi um fo dringender ver- 
anlaßt finden, als bie entſcheidende Partei im Reichstag felbft ihre endgültigen 
Entjhließungen wefentlih von dem maßgebenden militärischen Urtheil ber Regie- 
rung abhängig zu machen gefonnen war. Je mehr nun ben bisherigen Berfiche- 
rungen ber militärifchen Bevollmächtigten über bie unerläßliche Höhe der Friedens— 
ftärfe immer wieder Zweifel entgegengeftellt und noch das letzte entjcheibenbe 
Wort einer höheren Autorität begehrt wurde, um fo durchſchlagender muß es ins 
Gewicht fallen, daß ber Kaifer jelbft mit feinem Worte eintritt und auf Grund 
feiner unvergleichlih bewährten Erfahrung und feines hoben fürftlichen Pflicht- 
gefühls die Verſicherung giebt, daß er auch jegt an dem als richtig Erlannten 
ausbauernd fefthalten werde. 

Die Mehrheit des Neichstags bat unzweifelhaft den Willen, zu einer glüd- 
lichen Erledigung der Aufgabe im Berein mit der Regierung zu gelangen; fie 
bat überdies das Bemwußtjein, daß von dem Gelingen biefer Aufgabe die Mög- 
lichkeit alles weiteren erfolgreihen Zuſammenwirkens, bie Möglichkeit einer ge- 
deihlichen Reichspolitik überbanpt abhängt.“ 


28. März. Mahnungen des Fürften Bismard vom Kranfen- 
lager. 

„Die „Spenerſche'ſche Zeitung“ erzählt von einem Beſuche der Ab- 
geordneten D(ietze) und L(ucius) bei Bismard und daß fich diefer gegen 
diefelben jehr unzufrieden mit dem Gange der parlamentarijchen golıit 
ausgefprochen habe, im Wefentlihen in folgendem Sinne: „Ich habe 
1867 im conftituirenden Reichſstage gejagt: „Heben mir Deutichland 
nur in den Gattel, reiten wird es ſchon können.“ Ich fürchte, dieſes ge— 
flügelte Wort muß man wieder ftreihen. Der Reichstag fcheint den Beweis 
liefern zu wollen, daß Deutichland nicht reiten fann. Der Reichötag ver- 
tennt die Lage. Einzelne hervorragende Mitglieder glauben ſich durch 
irgend eine frühere Aeußerung gebunden. Sie glauben deshalb das nicht 
thun zu dürfen, was die Yage des Augenblid3 gebieterijch fordert. Ich 
habe es ander8 gemadt. Ich habe ſtets geftrebt, Neues zu lernen; 
und wenn ich dDadurd in die Yage fam, eine frühere Meinun 
berichtigen zu müſſen, fo habe ich das fofort gethan, und i 
bin ſtolz darauf, daß ich jo gehandelt habe. Denn ich ftelle 
ftet3 da8 Vaterland itber meine Perſon. Das gegentheilige Ber- 
halten ift mir geradezu umbegreiflih. Ich habe mich garnicht bejonnen, 
fogar meine fubjective Meinung zu opfern, oder unterzuordnen, wenn es 
das Wohl des Ganzen erheiſcht. Hier aber im Reichstage glauben die- 
jenigen Herren, melde ausdrüdlid auf meinen Namen gewählt find, 
von welchen ihre Wähler wünſchen, daß fie die deutjche Reichspolitik fügen, 
daß fie mir gegen unjere gemeinfamen Feinde beiftehen, diefe Herren glauben 
ſich diefer Aufgabe ftet3 dann entziehen zu dürfen, wenn fie dadurch ſcheinbar 
in Widerfpruch gerathen mit irgend einem Wort, das fie an einem anderen 
Drte, zu anderer Zeit und unter ganz anderen Umftänden geſprochen 
re Ich kann mir diefe Yage der Dinge nicht gefallen laſſen. Ich 
ann meinen europäifchen Ruf nicht opfern. Ich werde, fobald ich wieder 
im Stande bin, die Feder zu führen, meinen Abjchied erbitten. Biel- 
leicht findet fich ein anderer, welcher fich in diefem Reichstag eine Mehr— 
heit, eine zuverläffige Mehrheit, zu fichern weiß. Ich habe an andern 

Fürft Bismard. IT. 43 
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Drten z. B. auch im YBundesrath, ſchon Schwierigkeiten genug zu über- 
winden: fpöttelnd jagt man mir, unter Hinweis auf das Berhalten 
einzelner Liberalen und der FortichrittSpartei im Reichstag: „„Das alio find 
die Männer, auf die Sie fi ftügen!“* Einer ſolchen Yage der Dinge, 
melde die höchſten Intereſſen des Reiches ſchädigt, muß jobald als möglich 
ein Ende gemacht werden; und e8 giebt nur zwei Mittel hierzu, entweder 
mein Rüdtritt, oder die Auflöfung des Reichſtages.“ Auf Anfrage der 
beiden Abgeordneten ermächtigte der Reichskanzler diejelben, dieje feine 
Aeußerungen Anderen mitzutheilen. — 

Die Norddeutiche Allgemeine Zeitung, das Organ des Reichskanzlers, 
bemerkt zu der Mittheilung der Spenerſchen Zeitung ihrerjeits: „Wir 
hören, daß diefe Relation über Unterredungen, welche die betreffenden 
gen nicht gemeinjchaftlih, ſondern zu verfchiedenen Zeiten mit dem 

eichSfanzler gehabt haben, injofern einen dem Hergange nicht ganz adä— 
quaten Eindrud madht, ald der Hauptgedanfe, an den der Kanzler jeine 
Betrachtungen knüpfte, nicht wiedergegeben ift, daß nämlich die Stärke 
und Stellung der Fortichrittspartei und des mit ihr gehenden Theiles 
der Nationalliberalen die Lage unhaltbar machten. Funfzig bis fechzig 
reihötreue nicht an Zerftörung des Reiches denfende Wohltreife ſeien 
durch Abgeordnete vertreten, welche gegen die Reichsregierung operirten, 
und das zu einer Zeit, wo die reichsfeindlichen Parteien ſo ſtark ſeien, 
daß die Majoritäten an und für ſich ſchwankend würden. Dieſer Fehler 
in der Situation werde ſich vorausſichtlich im Laufe der Legislaturperiode 
mehr ſchärfen, anſtatt ſich zu mildern. Von dieſe Auffaſſung ausgehend, 
iſt der Herr Reichskanzler Ay dem Sage gelangt, das einzige Mittel jei 
eine Berufung an die Wähler, und wenn das den Fehler nicht heile, 
jo ſei eine conjtante Majorität, auf welche irgend eine Negierung fich 
ftügen könne, überhaupt nicht möglich.“ 


An Fürft Bismarcks Geburtstag. 


Aus der „Provinzial» Correspondenz“ vom 1. April. 


„Fürſt Bismard vollendet am 1. April fein neun und funfzigftes Jahr. 
Wenn jüngft unfers Kaifers Geburtstag mit freubiger Genugtbuung über die 
Wiedergeneſung und neue Kräftigung des allverehrten Monarchen begangen wurde, 
jo richten fih an dem Geburtstage des beutjchen Kanzlers die Blide der Batrioten 
mit et ie auf das Kranfenbett, am welches der große Staatsmann feit Wochen 
efeſſelt iſt. 
— Je dankbarer das deutſche Volk die unvergleichlichen Verdienſte des Kanzlers 
um die geſammte glorreiche Entwickelung der letzten zehn Jahre ehrt, deſto inniger 
muß in den weiteſten nationalen Kreiſen die Theilnahme an den ſchweren Leiden 
ſein, welche eben eine Folge ſeines mächtigen patriotiſchen Mühens und Rin— 
ens ſind. 
Die Theilnahme an dem Krankenlager des Fürſten Bismard beruht aber 
nicht minder auf dem alljeitig lebendigen Bemußtjein von ber fortbauernd 
entſcheidenden Bebeutung der perjünlichen Wirkſamkeit defjelben für die höchſten 
Aufgaben des Reiches. Wie die urfprüngliche Geftaltung und bie allmälige Fort- 
entwidelung ber Berfaffung des Norddeutſchen Bundes und bes Deutihen Reiches 
faft ausjchließlih aus dem jchöpferifhen Genie des Kanzlers bervorgingen, jo ift 
jein Geift und Streben fort und fort leitend für das geſammte nationale Yeben 
eblieben. Wie entjhieden und wie freudig das deutſche Volk in allen patriotifchen 
reifen dies anerlennt, bavon haben die legten Wablen lautes Zeugniß 
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egeben. Statt aller eigentlihen Parteiprogramme galt faft überall das Be- 
enntniß zu ber von bem Reichskanzler geleiteten Politik als das Erkennungs— 

zeichen national gefinnter Kandidaten: das Vertrauen zu jener Politit und bie 

offene Hingabe an bie geiftige Führung des Kanzlers bildete die Grundftimmung 

J * betreffenden Kreiſen und die Vorausſetzung der großen Mehrzahl ber 
ablen. 

Ie mehr hiernach der Reichsfanzler hoffen durfte, auch in dem jetigen 
Reichstage eine bereitwillige und kräftige Stüte für die Durchführung ber Far 
vorliegenden Aufgaben ber Neichspolitil zu finden, deſto empfindlicher muß es ihn 
berühren, daß während feiner augenblidlihen notbgedrungenen Untbätigfeit par- 
lamentarishe Berwidlungen eintreten, welche die oberften Ziele feines politiichen 
Strebens zu durchkreuzen drohen, — daß die nationale Mehrheit des Reichstages 
Angefichts der wichtigften Gragen für die Gegenwart und Zukunft des Reichs 
einem bedenklichen Schwanfen verfällt, und daß, gegenüber ber feften Einigung 
und ficheren Yeitung aller reichsfeindlichen Kräfte, vie nationalen Parteien einer 
Har bewußten und thatkräftigen Führung zu entbehren fcheinen. 

Wenn der Kanzler auf feinem Schmerzenslager von den Gefahren hört, 
welden bie weitere gebeihlihe Entwidelung der Neichspolitit Durch ben drohenden 
yet der Mehrheit ausgejett ift, und wenn er im folhem Augenblide die 

rankheit und Schwäche, die ihn hindert, das Gewicht feiner Ueberzeugung und 
feines ſchwer errungenen Anjebens in die Wagjchaale zu werfen, zehnfach ſchmerz⸗ 
fih empfindet, — wer wollte es nicht natürlich finden, daß er jede fich ihm bar- 
bietenbe Gelegenheit benutt, um fich in bewegten Worten mahnend und warnend 
an biejenigen zu wenden, bei benen er eine Uebereinftimmung mit ben Zielen 
feiner Politit und eine wolle Bereitwilligkeit zur Unterftügung derſelben vorausſetzt 
ober nad den Umftänben, unter welden fie gewählt worden find, vorauszufeßen 
berechtigt wäre. 

Fürft Bismard bat dur die offenkundigen Stimmungen bei den lebten 
Wahlen ein volles Anrecht erhalten, fi auf die Zuftimmung der großen Mebr- 
beit des beutjchen Volles zu berufen, und bei der Berantwortung, welche bie 
deutſche NReichsverfaffung ibm allein für den Gang der Politik zumweift, ftebt es 
ihm wohl an, die Mitglieder der Reichsvertretung an jenen deutlich Fundgegebenen 
Bolkswillen Angefichts der jetigen wichtigen Entjcheidungen zu erinnern. 

Niemand vermag überdies jo wie er die unmittelbare Bedeutung und Wir- 
fung dieſer Entſcheidungen in Bezug auf bie allgemeine politiihe Yage zu beur- 
theilen, — und auch aus diefem Grunde mußte er wünſchen, bie ſchweren poli- 
tiſchen Sorgen, welche feinen raftlos thätigen Geiſt inmitten feiner ſchmerzhaften 
Krankheit erfüllen, allen denen im Reichstage und im deutſchen Volle ans Herz 
zu legen, welche mit ihm das weitere fräftige Gedeihen bes Reiches erftreben. 

Die Mahnungen, welche der Fürft auf feinem Krankenbette ausgeiproden 
bat, gelten zunächſt, wie die neulihen Worte Sr. Majeftät des Kaifers, der be- 
vorftehenden Entiheibung über die Militärfrage, und fie werben gewiß dazu bei- 
tragen, in biefer Beziehung die unerläßliche Verftändigung zu fihern; aber. fie 
berübren zugleich die Geſammthaltung ber liberalen Parteien gegenüber den großen 
Aufgaben der Reichspolitik und damit die Ausfichten und Hoffnungen in Bezug 
auf die ganze nationale Entwidelung.“ 


Fürft Bismard über die Madtjtellung des 
deutſchen Reichs und jein Heer. 


Aus der „Provinzial» Eorrespondenz” vom 8. April. 

„Die augenblidlidhen Erörterungen über die Friedenshöhe des beutichen 
Heeres werben von ben reichsfeinblihen Blättern dazu benußt, bie Meinung zu 
verbreiten, als jeien Die nationalen Hoffnungen und Verheißungen, welche bei ber 
Gründung des Deutſchen Reiches in Bezug auf unfere neue Machtftellung zu— 
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verfichtlih ausgefprodhen wurben, fchon nad Furzer Zeit zu Nichte geworben. 
Unter Anderem ift das Wort des Feldmarſchalls Grafen Moltke, daß wir ein 
halbes Jahrhundert mit den Waffen zu fchligen haben werben, was wir in einem 
balben Jahre errungen baben, — als ein Anzeichen gedeutet worben, baß jene 
erfte Zuverficht, die fich vornehmlich auf den Gewinn von Straßburg und Mes 
gründete, fich ſchon jetst als hinfällig erweile. 

Diefe Auffaffung ſteht jeboh im Widerſpruch mit ben offenen und be- 
fimmten früheren Kundgebungen unferer Regierung. Fürft Bismard bat fo 
wenig wie Graf Moltke jemals ein Hehl aus ber Ueberzeugun gemadt, daß 
wir nach dem ſiegreichen Kriege gegen Frankreich und nach dem — — 
durch welchen wir zwei Provinzen wiedererrungen haben, mehr als je auf unſerer 
Hut fein müßten, um etwaigen Gelüſten zur Wiederentreißung dieſes Gewinns 
fiegreich zu begegnen. 

Schon die berühmten Rundjchreiben des Neichsfanzlers im September 1870, 
in welchen zuerſt die Wiedervereinigung von Eljaß- Lothringen mit Deutſchland 
als Siegespreis bezeichnet wurde, Tiefen feinen Zweifel darüber, daß der beutiche 
Staatemann neue kriegeriſche Unternehmungen Frankreichs für wahrſcheinlich bielt 
und biefelben auch durch die Abtretung von Straßburg und Meg an Deutichland 
keineswegs verhüten zu können meinte, fonbern nur bie Stellung Deutſchlands 
zur nothwendigen Bertheibigung durch jene Bollwerke erheblich zu verftärfen ge» 
dachte. 


In dem erſten diplomatiſchen Erlaß aus Rheims vom 13. September 1870 
ſagte der Kanzler: 

„Wir dürfen uns nicht darüber täuſchen, daß wir uns in Folge dieſes 
Krieges auf einen baldigen neuen Angriff von Frankreich und nicht auf 
einen dauerhaften Frieden gefaßt machen müſſen, und das ganz unabhängig 
von den Bedingungen, welche wir etwa an Frankreich ſtellen möchten. Es iſt 
die Niederlage an ſich, es iſt unſere ſiegreiche Abwehr ihres frevelhaften An- 
riffs, welche die franzöſiſche Nation uns nie verzeihen wird. Wenn wir 
jetzt, ohne alle Gebietsabtretung, ohne jede Kontribution, ohne irgend welche 
Vortheile als den Ruhm unſerer Waffen aus Frankreich abzögen, ſo würde 
doch derſelbe Haß, dieſelbe Rachſucht wegen der verlegten Eitelleit und Herrſch- 
ſucht in der franzöſiſchen Nation zurückbleiben, und ſie würde nur auf den 
Tag warten, wo fie hoffen dürfte, dieſe Gefühle mit Erfolg zur That zu 
maden. 

— — Nachdem man uns zu bem Sriege, dem wir woiberftrebten, ge— 
zwungen bat, müffen wir babin ftreben, für unfere Bertheibigung gegen ben 
nächften Angriff ber Franzoſen beffere Bürgſchaften als die ihres Wohlwollens 
zu gewinnen. — — — 

— — Bir können unfere Forberungen für ben Frieden lediglich darauf 
richten, für Frankreich den nächften Angriff auf bie deutſche unb namentlich 
die bisher ſchutzloſe ſüddeutſche Grenze dadurch zu erfchweren, baß wir dieſe 
Grenze und damit den Ausgangspunkt franzöfifcher Angriffe weiter zurüdzu- 
legen und die Feftungen, mit benen Franfreih uns bebrobt, als befenfive 
Bollwerke in bie Gewalt Deutjchlands zu bringen fuchen.“ 


bei In dem weiteren Runbjchreiben aus Meaur vom 16. September 1870 
ift es: 

„Die einmüthige Stimme ber beutichen Regierungen und bes deutſchen 
Volkes verlangt, daß Deutichland gegen die Bedrohungen und Vergewaltigungen, 
welche von allen franzöfiichen Regierungen ſeit Jahrhunderten gegen uns ge» 
übt wurben, durch beffere Grenzen als bisher geſchützt werde. 

So lange Frankreich im Befi von Straßburg und Met bleibt, ift feine 
Dffenfive ftrategiich ftärfer als unfere Defenfive bezüglich des ganzen Südens 
und bes finterbeinifehen Nordens von Deutichland. Straßburg ift, im Be- 
fite Frankreich, eine ftets offene Ausfallpforte gegen Süddeutihland. Im 


677 
1874. 


deutſchem Befige gewinnen Straßburg und Met bagegen einen befenfiven 
Charakter; wir find in mehr als zwanzig Kriegen niemals die Angreifer gegen 
Frankreich gewejen, und wir haben von lebterem nichts zu begehren als 
unfere von ibm fo oft gefährbete Sicherheit im eigenen Laube. frankreich 
dagegen wird jeden jetzt zu fchließenden Frieden nur als einen Waffenftillftand 
— und uns, um Rache für feine jetzige Niederlage zu nehmen, wiederum 
ae fobald es fich durch eigene Kraft oder fremde Bünbniffe ftark genug 
dazu fühlt. 

Indem wir Frankreich, von deffen Initiative allein jede bisherige Beun- 
rubigung Europas ausgegangen ift, das Ergreifen der Offenfive erjchweren, 
handeln wir zugleich im europäifchen Interefe, welches das bes Friedens ift.“ 


Die Reichsregierung hat fich hiernach niemals dem Wahne bingegeben ober 
den Wahn zu erzeugen gejfucht, daß mit dem letten Friedensſchluſſe und mit ber 
Eroberung von Elſaß-VLothringen eine ſichere Bürgichaft gegen bie Wieberfehr 
friegerifcher Verwidelungen gegeben fei. Sie hat in dem Befig von Straßburg 
und Met eine ber Bürsfhaften für die leichtere Abwehr neuer Angriffe und bier- 
durch auch für Erhaltung des Friedens finden wollen und gefunden, aber nur 
eine ber Bürgichaften; bie weſentlichſte und bie felbftverftändlichfte aller Bürg- 
haften ift die Befeftigung der Wehrkraft des neu erftanbenen Deutſchen Reiches 
auf den glorreich bewährten Grundlagen unferer bisherigen Heeresverfaffung. 

Wenn Deutjchland feit drei Jahren feinerjeits eine Politil bes Friedens 
nicht blos verkündet, ſondern auch durch fein Verhalten mannigfach bewährt bat, 
und wenn das beutjche Friedeusprogramm der Mittelpunkt der europäifhen Politik 
—— iſt, jo konnte dies nur geſchehen, indem Deutſchland ſelbſt das volle 

ewußtſein ſeiner Kraft bewahrte und indem die anderen Staaten ebenſo von 
Deutſchlands Macht, wie von ſeiner Friedensliebe durchdrungen waren. Ein 
ſtarkes Deutſchland iſt Die Vorausſetzung und feſte Grundlage der Friedenspolitik, 
— unſere Regierung im Verein mit den großen Nachbarſtaaten durchzuführen 
gedenkt. 

Deutſchland ſtark zu erhalten iſt deshalb die unerläßliche Aufgabe aller 
derer, welche Deutſchlands nationales Anſehen und zugleich eine kräftige Friedens- 
politif fihern wollen. 

Die gejpannte Aufmerffamkeit, mit welcher man in Frankreich ben Ver— 
banblungen des Neichstages über bie Milttärfrage folgt, giebt einen beutlichen 

ingerzeig, wie ſehr man bort die militäriſche und politiihe Bedeutung bes 

treitpunftes, um ben es fich handelt, zu würbigen weiß. Während man bisher 
aus dem Gange der Kommiffions- Verhandlungen mit Befriedigung entnehmen zu 
bürfen meinte, daß Deutichland nicht gefonnen fei, „fi in das preußiſche Mili- 
tärweſen bineinzwängen zu laffen“ (de se laisser militariser par la Prusse), 
während man neue Zufunftshofinungen barauf gründete, daß die beabfichtigte 
Berringerung ber Friebensftärke der deutſchen Armee bie „iehr beträchtliche Ber- 
ringerung” von nahezu 100,000 Mann für den Krieg ergeben werbe, — ift bie 
—— franzöſiſche Preſſe jetzt über die Ausſichten auf Verſtändigung zwiſchen 

egierung und Reichstag ſehr verſtimmt und läßt ihren Unmuth gegen die „ſer— 
vilen“ nationalen Parteien in bezeichnender Weiſe aus. 

Selbft der alte Huge Thiers glaubte bei der Belämpfung ber neuen, fehr 
weitgehenden und Eoftipieligen Borfchläge für die Befeftigung von Paris ſchließlich 
feinen ftärferen Trumpf ausjpielen zu können, als indem er darauf binwies: 
bieje umfaffende kriegeriſche ae feitens Franfreihs werbe in Deutſchland 
bie Wirkung haben, daß das Militärgejeg in Berlin angenonmmen werbe. 

Die franzöfiihe Nationalverfammlung bat fich durch bieje —— nicht 
abhalten laſſen, in der ausgedehnteſten Weiſe und mit den erheblichſten Opfern 
das zu thun, was fie im Hinblick auf einen künftigen Krieg im patriotiſchen In— 
tereffe für geboten erachtete. 

Der deutſche Reichstag wird, wenn auch nicht aus Rückſicht auf dieſen 
neueften Borgang, wohl aber in Erwägung der gefammten militärifhen und po» 
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litiſchen Verhältniſſe, an patriotifher Borausfiht und Hingebung binter ber 
franzöfiihen Verſammlung ſicher nicht zurüdfteben. 

„Wir find (wie Graf Moltke bervorbob) unferen Nachbaren nicht gefolgt 
auf dem Wege, die Armeen zu vergrößern; wir glauben mit bem ausfommen 
zu können, was in ber Vorlage der Regierung enthalten if. Aber wir bürfen 
bie innere Güte unferer Armeen nicht ſchwächen laſſen, weder durch Abkürzung 
der Dienftzeit, noch durch Herabjetung bes Präſenzſtandes.“ 

„Ih denke,“ fo fchloß ber Felbmarfhall Moltte, „wir werben ber Welt 
zeigen, daß wir eine mächtige Nation geworben unb eine friebliebenbe geblieben 
find, eine Nation, welde den Krieg nicht braudt, um Ruhm zu erwerben und 
die ihn nicht will, um Eroberungen zu machen. 

Ich hoffe, wir werben eine Reihe von Jahren nicht nur Frieden halten, 
fondern auch Frieden gebieten. Vielleicht überzeugt fih dann die Welt, daß ein 
mächtiges Deutjchland in Mitte von Europa die größte Bürgfchaft für den Frieden 
von Europa if. Aber um Frieden zu gebieten, muß man zum Kriege gerüftet 
fein, und ich meine, wir ftehen wor der Entſcheidung, entweder zu fagen, daß bei 
ben politifhen Berbältniffen Europas wir eines ſtarken und friegsbereiten Heeres 
nicht bedürfen, oder aber zu bewilligen, was bafür nöthig ift.“ 


Bewegung in Deutſchland. 


Notiz der „Brovinzial- Korrespondenz” vom 8. April. 


„Der Reichstag, welcher am 9. wieder zufammentritt, wirb in ben nächften 
Tagen zur weiteren öffentlihen Beratbung bes Reichs-Militärgeſetzes jchreiten. 

Die Zuverficht, daß die Krifis in dieſer Frage zu einem glüdlihen Aus- 
gange führen werbe, ift in ber kurzen Paufe der Reichstagsſeſſion bebeutenb er- 
böht worden. Die Einfiht und der Patriotiemus ber nationalen Parteien haben 
einen noch fefteren Anhalt gefunden einerjeits an ber vollends gewonnenen Klar» 
beit über bie Stellung ber von ihrem Vertrauen getragenen Regierung, anderer- 
jeit8 an ben unzweideutigen Kundgebungen ber Bollsmeinung in allen Theilen 
bes Baterlandes. 

Wenn vor Kurzem noch der Zweifel möglich erſchien, ob die von ben Ber- 
tretern ber Regierung in ber Kommiffion gegebenen Erklärungen auch ber Aus- 
brud ber Auffaffungen und Abfichten der entjcheidenden Träger der Reichsgewalt 
wären, fo ift jebes ſolche Bedenken zuerft durch das befannte Wort aus bes 
Kaifers Munde, fobann durch die Kunde von vertraulichen Aeufßerungen bes 
Reichslanzlers bejeitigt worben. 

Gleichzeitig aber ift durch die anfcheinend drohende Gefahr eines Konflikts 
über die Militärfrage die öffentliche Meinung in allen patriotifhen Kreifen mächtig 
erregt worben, und bat fi laut und entichieden dahin ausgeſprochen, daß bei 
ber bevorftebenden Entiheibung die ungeſchwächte Erhaltung der deutſchen Wehr— 
kraft nad dem fachverftändigen Urtbeil der bewährten militäriſchen Autoritäten 
bes Neiches alle anderen Gefihtspunfte überwiegen müſſe. 

Bon Anfang an konnte die Hoffnung auf einen glüdfihen Ausgang ber 
Krifis ſich vorzugsweife auf die einfichtige und patriotiſche Haltung bes größten 
Theils der liberalen Preffe ftüten. Während die Aeuferungen berjelben in ben 
legten vierzehn Tagen immer lebhafter und dringender wurden, find neuerdings 
bebeutfjame Kundgebungen in Adreffen und Wählerverfammlungen binzugelommen, 
welche beftätigen, baß bie Preffe bei biefer Gelegenheit entjchieden ber wirklichen 
öffentlichen Meinung Ausdrud gegeben bat. 

So werben benn bie reichsfreunblichen Parteien im Reichstage, wenn fie 
nad ihrer gefammten Stellung zur nationalen Politil der Regierung mit Ueber- 
winbung mancher Bedenken die Hand zu einem feften und bauernden Abſchluß 
der Militäreinrichtungen bieten, die Zuverficht begen bürfen, daß fie hiermit nicht 
blos zum Segen des Baterlandes, ſondern aud in voller Uebereinftimmung mit 
den Wünſchen des deutſchen Volles banbeln. 
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Eine Berfammlung in Hamburg ftebt in erfter Reihe ber jüngften 
Öffentlihen Kundgebungen. Diejelbe war von der Hanbelsfammer angeregt und 
fand im großen Saale der Hamburger Börfe ftatt. Die ſehr zahlreiche Ber- 
ſammlung ftimmte unter begeiftertem Zurufe einer Abreffe an die Hamburger 
Reihstags- Abgeordneten zu, in welcher es beißt: 

„Deutichland bat bewiefen, daß es feine Opfer ſcheut, um die ihm ger 
bübrende mächtige unb würbige Stellung zu erringen. Die Opfer würben aber 
vergebens gebracht fein, wenn diefe Errungenfhaft wieder in Frage geheilt werben 
könnte. Die Nachtheile, welche durch Erhaltung einer hohen Präfenzzahl dem 
Einzelnen erwachſen, Fünnen unmöglih in irgend einen Bergleih mit dem un» 
gebeuren, unberedhenbaren Schaden gebracht werden, welder die ganze Nation 
und foweit auch jeden Einzelnen treffen würde, wenn es einem Feinde, der offen« 
bar nur ber Gelegenheit wartet, bie erlittene Demüthigung zu rächen, gelänge, 
von der ungenügenden Wehrkraft Deutichlands BVortbeile zu ziehen. Im Hinblid 
auf die gebrachten Opfer darf das beutiche Volk erwarten, daß auch die Körper— 
fchaft, welche e8 zu vertreten und feinen Gefinnungen Ausdrud zu geben berufen 
ift, der Reichstag, biejelbe Hingebung und Selbftverleugnung beweife; daß ber 
Reichstag nicht Durch feine Beſchlüſſe die Feftigkeit und Stetigkeit der Organifation 
erjchilttere, welche von unſerm friegsfundigen erhabenen Katfer feftgeftellt, welche 
von ben unvergleichlichen Lenfern des politiichen wie bes militärifhen Wirkens 
der Nation für unbedingt notbwendig erffärt worden ift. 

Ihre Wähler, geehrter Herr Abgeorbneter, find Männer, die das Ziel und 
die Aufgabe eines Volles fiherlih nicht darin erbliden, kriegeriſche Lorbeeren zu 
pflüden und Eroberungen an Land und Leuten zu machen; fie fehen das Glüd 
des Volles in einem geficherten Frieden, ber das Aufblühben von Handel und 
Gewerbe, das Erjchließen des geiftigen Lebens der Nation ermöglicht. Aber ein- 
gebenf bes alten Wahrſpruchs, daß, wer den Frieden wolle, zum Kriege gerüftet 
fein müffe, bitten wir Sie, bei der demnächſt im Reichstage ftattfindenden Be— 
rathbung des Militärgefeges nur folhen Anträgen, welche abjeiten ber Reichs— 
Militärverwaltung als dem abfoluten Bebürfnig Deutichlands genügend erachtet 
werben, zuzuſtimmen und biefen Anträgen, fo viel an Ihnen liegt, Aunahme zu 
bereiten.“ 


Telegramm des Fürften Bismarck auf die Seitens der 
Hamburger Bürgerverfjammlung an ihn unmittelbar ge— 
langte Mittheilung über die dort gefaßten Beſchlüſſe: 


„Die in der erften Handelsftadt Deutjchlands von fo gewichtigen 
Stimmen ausgefprochene Ueberzeugung, daß das Heer als ein — 
Glied der Nation dauernd im Stande ſein müſſe, die friedliche Arbeit 
vor gewaltſamer Störung zu ſchützen, wird Wiederhall finden und iſt ein 
werthvolles Pfand für das Gelingen einer Verſtändigung zwiſchen den 
verbündeten Regierungen und dem Reichstage.“ 


Dertraulihe Verhandlungen. 


Notiz der „Provinzial- Eorrespondenz“ vom 15. April. 


„Der Reichstag ift, nachdem er feine Sigungen am 9. wieder aufgenommen 
batte, am 13. in bie entjcheibenden Berathungen über feine wichtigfte diesmalige 
Aufgabe, die Militärfrage, eingetreten. 

In den vorhergehenden Tagen waren vertrauliche Verhandlungen, namentlich 
Seitens der —— liberalen Partei, mit der Regierung angelnüpft worden, um 
eine verjöhnliche Löſung ber Frage unter Mitwirkung einer erheblichen Mebrbeit 
bes Reichstages vorzubereiten. Ein Vorſchlag, die von ber Regierung —— 
Höhe der Friedensſtärke auf ſieben Jahre zu bewilligen, wurbe zunächſt dem 





680 

1874. 

Reichslanzler Fürften von Bismard, welcher ungeachtet feiner Krankheit das 
febbaftefte Intereffe für eine befriedigende Erledigung ber ſchwebenden Frage be- 
funbete, vertraulich unterbreitet, und von ihm mit dem SKriegs+ Minifter weiter 
beiproden. In Folge der hierdurch innerhalb der Regierung veranlaßten Erwä- 
ee fette Se. Majeftät ber Kaifer fih perjünlih mit dem Reichskanzler in 
Verbindung und beehrte denſelben am Donnerftag mit einem längeren Bejuche 
am Krankenkett, um die wichtige Angelegenheit eingehenb mit ibm zu erörtern. 
Nach diefer Konferenz fanden bei Sr. Majeftät mehrfache militärifche —— 
unter Zuziehung des Feldmarſchalls Grafen Moltke, ſowie weitere vertrauliche 
Erörterungen mit dem Fürſten Bismarck ſtatt, als deren Ergebniß am Soun— 
abend die Zuſtimmung der Regierung zu dem Vermittelungsvorſchlag, vorbehaltlich 
der Genehmigung des Bundesraths, erfolgte. 

Bei ber Berathung im Reichstage wurde demzufolge von dem Abg. von 
Bennigſen ein Antrag eingebracht, nach welchem in dem 5. J bes Geſetzes, 
welcher die Friedensſtärke auf 401,659 Mann beſtimmt, ſtatt der Worte „bis zum 
Erlaß einer anderweitigen geſetzlichen Beſtimmung“ die Worte „für die Zeit vom 
1. Januar 1875 bis zum Ei Dezember 1881” geſetzt werben follen. 

Es trat alsbald hervor, daß für biefen Antrag nicht nur bie National» 
Liberalen, fondern in Folge ber Zuftimmung ber Regierung auch bie beutiche 
Reichspartei und die Konfervativen ftimmen würden, jo daß von vorn herein eine 
beträchtliche Mebrbeit fir benfelben gefichert war. Aber auch eine Anzahl von 
Mitgliedern ber Yortichrittspartei, darunter Dr. Löwe, trennten fih von ihren 
bisherigen Genoffen und vereinigten fih mit ber Mebrbeit. 

Die Regierung erflärte bald nah dem Beginn ber Berathungen ihre Zu- 
flimmung zu dem Bermittelungsantrag.” 


Annahme des Vermittelungsvorſchlages. 


13. April. Erklärung des Kriegs-Miniſters von Kameke. 


„Bei dem $. 1 der Vorlage ift die Abſicht nicht leitend geweſen, eine 
ewige Präfenzziffer zu beftinmmen, oder die verfaflungsmäßigen Befugniffe 
des Reichstages bei Frefftellung des Reichshaushalts⸗Etats zu beichränfen. 
Der 8.1 hatte den Zweck, die nach Ueberzeugung der Regierung bei der 

egenwärtigen Tage Europas für die Aufrechterhaltung des Friedens und 
Bie Abwehr eines Angriffs unbedingt erforderliche Stärke des deutichen 
Heeres bis dahin feftzuhalten, daß eine Aenderung zwijchen Bundesrath 
und dem Reichstage vereinbart werde. Das Amendement v. Bennigjen 
erfennt die Nothmwendigkeit diefer Stärke für die nächften fieben Jahre an, 
‚ will aber über dieje Zeit hinaus die legislativen Faktoren nicht verpflichten. 
Die verbündeten Regierungen haben es der Sachlage entjprechend gehalten, 
das bekannt gewordene Amendement ſchon vor der Beſchlußnahme des 
Haufes gemeinfchaftlich zu erwägen Sie erkennen die Bedenken nicht an, 
durch melde die Ablehnung einer längeren Verpflichtung motivirt wird, 
fie find, wie im vorigen Jahre, noch heute überzeugt, daß eine VBerringe- 
rung der im $. 1 ausgedrüdten Heeresftärke mit der bewährten Einrich- 
tung des deutjchen Heeres auch in Zukunft nicht vereinbar fein würde. 
Sie fünnen indeß den Unterichied zwijchen ihrer Borlage und dem Amen 
dement in jeiner praftifchen Tragweite nicht für einen derartigen anſehen, 
um eine VBerftändigung auf Grundlage des letteren zurüdzumeifen, weil 
’ der Ueberzeugung find, daß die nach fieben Jahren gewonnenen Er- 
ahrungen dabin geführt haben werden, daß die heut geforderte Stärfe 
dauernd erforderlich fei, und daß dann nach Ablauf der fiebenjährigen 
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Frift die nothwendige Stärle dauernd oder wieder auf längere Zeit be— 
reitwilligft werde gewährt werden. 

Die verbündeten Regierungen find ferner, indem fie den Bedenken 
gerecht werden, melde ein Theil des Reichstags aus feiner verfaffungs- 
mäßigen Stellung jdn ihre Borlage hergenommen hatte, zu der Erwar- 
tung berechtigt, dap er Reichstag bei der künftigen Berathung de Mis- 
litäretat3 ein gleiche8 Entgegenlommen zeigen werde. 

Ich erkläre daher Namens der verbündeten Regierungen, daß fie dag 
Amendement v. Bennigfen annehmen werden.“ 


Die Nothwendigkeit einer jiheren Unterftügung 
der Regierung. 


Rede bes Abgeorbnieten von Bennigjen. 


„Bon dem Abg. Grafen von Moltke ift neulich auf bie äußere Kon— 
ftellation hingewieſen, in welder fi das beutfche Reich befinde gegenüber ben 
Angriffen, die e8 etwa noch einmal erfahren mag, und ber Sicherung desjenigen, 
was es im letten großen Kriege gewonnen hat. Es find aber noch ganz andere 
Bebürfniffe, welche es nothwendig machen, die Reichsregierung zu unterftügen 
durch eine feftgefchloffene nationale Majorität, die nicht Tediglih aus dem fonfjer- 
pativen ober aus dem liberalen Lager herfommt, fonbern wo alle biejenigen, bie 
überhaupt entjchloffen find, auf dieſem Wege mit einer energifchen und nationalen 
Regierung zu gehen, einerlei, ob fie konſervativ oder liberal find, zufammen geben, 
wie das gefchehen ift feit dem Jahre 1867 bis zu dem jetigen Reichstag. 

Meine Herren, die Aufgaben, die dem jeßigen Reichstage geftellt find, find 
fo koloffaler Art, daß vor allen Dingen eine ruhige und ftetige Entwidelung in 
einer beftimmten Richtung durchaus erforberlich ift, wen nicht alles von Neuem 
in Frage geftellt werben fol. Wo jemals in ber Geſchichte hat man erlebt, daß 
in wenig Jahren e8 einer Regierung und einer Bertretung gegeben war, ge— 
wiffermaßen alle Verhältniffe des öffentlichen Lebens und zum Theil funbamental 
umzugeftalten? Meine Herren, > das gelingen, fol bafür kein Schwanken und 
feine Krifis hineinfommen, die Grundlagen, auf denen man ben Berfuch gemacht, 
müſſen feftgebalten werben, die Kräfte, auf die man fich dabei ftügt und deren 
man bedarf bis zum Ende, die müffen zufammengebalten werben. 

Die Parteien, bie babei mitwirken, müffen in biefer großen Umgeftaltung 
vor allen Dingen nachhaltig das Baterland, im zweiter Linie erft ibre politifchen 
Grundſätze, fonfervative und liberale, vor Augen haben. Eine ſolche Umgeftaltung 
aller öffentlichen Berhältniffe kann nicht dadurch geſchehen, daß einzelne Parteien 
ganz niebergehalten werben, bie überhaupt biefen Weg für zuläffig gehalten und 
ihn beichritten haben. So ift es auch eine vielleicht jonderbare, aber jegensreiche 
Entwidelung ber deutſchen Berhältniffe geweſen, daß bier von einer lonjervativen 
Regierung und Fonfervativen Staatsmännern zur Umgeftaltung der Verhältniſſe 
fonftitutionelle und politiſche Grundfäte aufgenommen find, welche im Wejent- 
lichen feit 30 Jahren aus dem liberalen Lager hervorgegangen find. Auf diefem 
Wege der Berftändigung und bes Zufammtenarbeitens ift einzig das Refultat zu 
ſichern. 

Wenn ein ſolches Zuſammengehen ſchon erforderlich iſt wegen der von den 
Reichsregierungen angeſtrebten nationalen Organiſation, dann iſt es um fo mehr 
erforderlich in einer Situation, wo, wie wir Alle wiſſen und auch hier im Reichstag 
ſehen, ein großer Theil des deutſchen Volles und ſeiner Vertreter hier die Fun— 
damente bes jetzigen öffentlichen Rechtszuſtandes nicht anerklennen will und, wenn 
es von ihnen abhinge, erſchüttern würde. 

Wenn noch große Parteien und Klaſſen der Bevölkerung be— 
ſtehen, welche ſagen, daß die ganze deutſche Geſchichte ſeit 1866 
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eine Berirrung, daß bie Jahre 1870/71 mit ihren großen politi- 
hen Erfolgen und der Wiebereroberung alter deutſcher Grenzländer 
eine Thorbeit und ein Unglüd wären, wenn berartiige Parteien 
noch das große Wort führen können in Deutihland und im Reichs— 
tage, dann ift die Gefahr des Awiefpalts nidt nur dem Auslande 
—— ſondern auch im Innern fo groß, daß alle nationalen 

räfte in der Regieruug wie in ben Parteien das Bepürfniß 
baben, feft zufammenzufteben und burdzufämpfen, was fie be» 
gonnen haben. 

Wenn jett diefe Bewegung durch bie deutſche Nation geht und bie Regie- 
rung den Reichstag auffordert, fo zufammenzuftehen, fo ift e8 nicht blos die Ge— 
fahr, daß gegen Frankreich das Errungene zu vertbeidigen ift, nein, es ift auch 
bas Gefühl zum Ausbrud gelommen: bier im Innern haben wir Kämpfe be- 
gonnen, die gar nicht zulaffen, daß baneben noch eine Krifis komme auf dem 
Boden der Heeresverfaffung. Wenn die Regierung, gewiß nad fehr jchwerem 
Entjchluffe, einen Kampf aufgenommen hat und burchgeführt, welder ibr aufge» 
drungen ift von ber römifchen Kurie und ben deutſchen Biſchöfen, fo fage ich, der 
Hinblid auf diefen Kampf, auf die Gegenfäge, die nieberzubalten find, nöthi 
Alles, was an nationalen Kräften in Deutjchland ift, zufammenzuftehen und nicht 
noch anbere Krifen und Kämpfe untereinander beraufzubejhmwören, fo lange vieler 
Kampf nicht ausgefochten ift. 

Ich habe geglaubt, Ihnen dies darlegen zu follen, was uns bewogen bat, 
einen Verſuch der Verftändigung zu machen. Ich wiederhole, jett und fünftig 
bedarf das Bubgetrecht bei unjerer organischen Einrichtung und auch bei ver 
Heereseinrichtung einer gewiffen Beichränfung; die liegt in jeder geſetzlichen or- 
ganifhen Einrichtung. 

Mir find auch der Meinung, daß bie Regierung die Ueberzeugung gewinnen 
wird, wenn wir bei ben jegigen ungewöhnlichen VBerhältniffen mit Frankreich 
einen folhen Zuftand firiren, daß fie demnächſt, wenn diefe Zeit abgelaufen ift, 
nicht blos genügende Anhaltspunkte in der Verfaffung unb in ber Gejeggebung 
bat, auf die weitere Sicherung ber Armeeverfaffung binzumwirfen, fonbern fie fann 
auch die Ueberzeugung haben, wenn es ihr gelingt, in biefen 7 Jahren die Zu- 
fände in einer gebeihlihen Weiſe weiter zu entwideln, daß fie dann immer 
wieber in der Lage jein wird, mit bem Neichstage diejenige Feſtſtellung zu treffen, 
welche die nad der dann vorhandenen Lage erforberliche Fefitellung bes Präſenz⸗ 
ftandes erfordern wird. 

Wenn wir 7 Jahre das Militärweien im Budget beratben haben, ſoweit 
es das Drganifationsgefet geftattet, dann werden manche Berbältniffe, Eonftitu- 
tionelle und organifche, fie werben ähnlich geftaltet, wie es in den andern Ländern 
ber Fall ift, die fi längere Zeit al8 wir in Deutichland konftitutioneller Einrich- 
tungen erjreuen. Dieje Dinge haben in einem Lande wie England nicht mebr 
die Bedeutung, daß daraus alle Jahre ein Kampf erfolgt. Wenn man fich ge- 
wöhnt hat, fo lange Jahre hinburh in allen Einrichtungen die Regierung zu 
unterftüßen, welche produktiv und ſchöpferiſch bie Verhältniffe umgeftaltet bat, 
wenn wir im Heerweien auf 7 Jahre dieſe VBerhältniffe weiter firirt und befeitigt 
haben, dann möchte ich doch die Neichövertretung jeben, die es wagen würde, 
dieſe Grundlagen zu erjhüttern, die dann nothwendig find; ich möchte die Reichs— 
vertretung ſehen, die es wagt, einer Negierung diejenigen gejeglihen und finan- 
ziellen Forderungen abzulehnen, die in ber dann vorhandenen Lage notbwendig 
find. Wenn die Regierung in folder Situation gegenüber einem folhen Votum 
den Reichstag auflöft, jo glaube ich, daß die Stimmen der Nation am wenigften 
auf dieſem Gebiete Zweifel gelaffen haben, daß man am wenigften auf biejem 
Gebiete es wagt, einen Konflitt mit der Regierung aufzunehmen. 

Wie die Nation an ber allgemeinen Wehrpflidt, an ber 
Heeresverfaſſung, welche Souverän und Bolf einfhließt, jelbfteine 
Herzensfreude hat und haben muß, und wie die Nation ſehr wohl 
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fühlt, daß biefe Heeresverfaffung die Souperäne ber einzelnen 
Staaten unb bie ganze Nation einfchlieht, fo ift fie in der Hand 
bes Kaijers und Feldherrn eines ber widtigften nationalen Mittel, 
das Band der Einheit von Deutſchland feftzubalten. 

Ih boffe alfo, daß es der Regierung gelingen wird, mit ber 
Mäfigung und Erwägung ber Berbältniffe, welde fhon in fhwie- 
rigen Lagen bie Reihsregierung ausgezeichnet bat, bier jegt eine 
Berftäindigung zu treffen mit derjenigen Mebrbeit aus bem libe- 
ralen und lonjervativen Lager, die bislang zu der Regierung ge- 
fanden bat, daß eine genügendbe Sidherung für die Berbältnijfe 
ber Armee gewonnen werde, bamit dasjenige vertbeibigt werden 
fann, was wir gewonnen haben im lebten Kriege, bamit Dasjenige 
durchgeführt und, wenn es jein muß, durchgekämpft werben fanı, 
was zu feiner Entwidelung Deutfhland noch bedarf.“ 


Der deutihe Patriotiömud und die Militär: 
frage. 
14. April. Aus der Rebe des Abgeordneten von Treitſchke. 


— — „Der ganze Streit Über bie Militärfrage bewegt fih im Grunde 
nur um den Punkt, ob wir das Recht ausüben follen alljährlich ober für eine 
längere Zeit oder für eine unbeftimmte Zeit bis auf meitere gejetliche Verein» 
barung. Da war denn meine Anficht, es follte im Geſetz dauernd bis auf 
weitere geienice Vereinbarung die Friedenspräfenz feftgeftellt werden. Gar zu 
unnatürlich ift es mir dieſe fieben Jahre hindurch erfchienen, daß dieſes Reich, 
das wie wenige durch bie Macht gerechter Waffen entftanden ift, feinem Heere 
noch nabezu eine Ausnahmeftellung in feinem Staatsrecht einräumte. Denn ohne 
diefes Heer, das in Böhmen und in Franfreih jhlug, wo wären 
wir, wo wäre das Reid unb ber Reihstag? 

Darum habe ich gewünfcht, daß ein» für allemal eine fefte Durchichnitts- 
ziffer der Friebenspräfenz aufgeftellt würde, und dem Parlament nur zuftänbe, 
jährlich zu bewilligen, was darüber hinausgebt. Damit wäre ganz Mar und un« 
zweideutig ber Grundſatz ausgefprochen gemwejen: bas Heer ift eine bauernbe, 
wefentliche, geſetzliche Inftitution des Staates, und ich kann mir feinen vernünfs 
tigen Grund benfen, warum ein Deutſcher Kaifer, ein König von Preußen auf 
den Gedanken fommen follte, auch nur einen Mann mehr unter den Fahnen zu 
balten, als er für notbwendig hält um ber Sicherbeit des Reiches willen. Unſere 
gefammte deutjche Geſchichte Ipricht gegen biefen Mißbrauch. Wir haben oft bie 
Fälle geieben, daß Preußens Könige aus landesväterlicher Fürſorge für den Vollks— 
woblftand eine kleinere Truppenzabl unterbielten, als nothwenbig war, um Preu- 
ßens —— für Deutſchlands Zukunft durchzuführen. Wir haben niemals den 
Fall erlebt, daß Preußens Heer zu ſtark geweſen wäre für die großen Pflichten, 
die dieſer Staat zu tragen hatte um Deutſchlands willen. So hätte ich denn die 
permanente Feſtſtellung gewünſcht. 

Ich habe mich aber überzeugt, daß nur eine kleine oder gar keine Mehrheit 
in dieſem Hauſe dafür zu Stande kommen würde, und daß unter meinen poli— 
tiſchen nächſten Freunden ſogar die Stimmen getheilt waren; ſo habe ich es für 
meine Pflicht gehalten, auch meine Meinung unterzuordnen. Ich lege den 

rößten Werth darauf, daß in dieſer Frage eine ſtarke, geſchloſſene 
Mehrheit auf Seiten bes Kaifers und feiner Regierung ftebt. 
Wir wollen den Feinden im Innern wie denen nah außen zeigen, 
daß ein Bruch zwifhen beiden Faktoren unferer gejeggebenben 
Gewalt um bes Heeres willen nicht möglich ift, daß in diejer großen 
Srage der Sicherheit des Reihes wir Alle für Einen und Einer 
für Alle fteben! 
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Unfer Baterlandb bat allezeit bald durch feine Macht, bald durch fein Ge— 
wicht die Gejchide der Welt beftimmt. Es find nun zwei Menfchenalter ber, da 
Gneifenau mitten aus ber tiefften Schmad heraus fagte, Deutichlands und Ita— 
liens Schwäche babe das Uebergewicht Frankreichs verſchuldet, und nicht eber 
würde bie Welt zur Rube fommen, als bis diefe beiden Mächte wieder erſtarkten. 
Wir haben die Uebermacht Frankreichs gebrohen und bie ewige Stabt dem einigen 
und freien Italien eröffnet. Ein Volk, welches eine neue und gerechtere Ordnung 
in ben europäifchen Berbältniffen gejchaffen bat, kann nimmer barauf rechnen, 
daß die Nachbarn in dieſe neuen Zuftändbe fich finden würden. Eine jolde Na- 
tion muß auch den Muth befigen, ihre eigenen Thaten zu beijhügen. Die 
Welt wird an bie neue Ordnung glauben lernen, wenn wir burd 
fefte Eintracht bier beweijen, daß wir zu Kaiſer und Reich fleben. 

Und nun mein entjdheidender Grund für die fieben Jahre: ich babe bie 
Hoffnung, daß in fieben Jahren der deutſche Reichstag mit ganz anderen Gefin- 
nungen biefer frage gegenüberftehen wirb, als heute. Laffen Sie uns erft, meine 
Herren, fieben Jahre den Etat bes beutichen Heeres beratben, und wir werben 
allefammt mit Händen greifen, daß unfer Budgetrecht keineswegs beſchränkt ift, 
daf wir auch mit ber feſtſtehenden Präfenzftärfe ſehr wohl in ber Lage find, un- 
feren Wünſchen und Anfprühen Geltung zu fchaften. Wir werben uns iu 
biejen fieben Jahren Überzeugen, daß bie Präfenzftärfe unjeres 
Heeres nicht zu hoch ift für unfere Steuerfraft, nicht zu hoch ift im 
Bergleih mit den gewaltig anjhwellenden Rüftungen ber Nachbarn 
im Beften und im DOften. Aus folhen Erfahrungen, denke ich, wird fich bei 
uns eine parlamentariihe Sitte bilden, welche mir faft eben fo wichtig jcheint, 
als das parlamentarifche Recht: es wird ſich die Sitte bilden, ben Heeresetat 
——— ruhiger zu behandeln, als es bis vor Kurzem noch in Deutſchland 

blich war. 

Und endlich meine Herren, — ich maße mir nicht an ein Seher zu ſein, 
das aber glaube ich Ihnen vorherſagen zu können: in ſieben Jahren werden die 
extremen Barteien unferes Baterlandes jehr viel unvernünftiger, ſehr viel maß— 
Lofer fein im ihren Anfprüchen, als heutzutage unb eben bies wirb bie gemäßigten 
Parteien in Deutjchland dahin bringen, nod mehr, noch vorfichtiger als heute 
mit ben realen Thatſachen zu rechnen. Jene Theorie der alten Zeit, 
wonah ein Parlament nad feinem Belieben gleihfam Fangball 
fpielen fonnte mit dem Dafein bes Heeres, fie hat ihre Zeitgebabt, 
fie wird era ehr in wenig Jahren, fie ift nichts Anderes als 
ein trauriges Erbftüd aus ber alten Kleinftaaterei. Solde alte 
ſchlechte Gewohnheiten müſſen verfhmwinden. 

In diefer Hoffnung, daß es in ben fieben Jahren einen freieren zugleich 
und beionneneren Liberalismus als heute geben wird, in bdiefer Hoffnung beftärft 
mih die mächtige Bewegung im Bolle, welde wir Alle noch jo zu jagen 
fühlen und feben. Der Herr Abgeordnete Richter hat fich freilich bemüßigt 
befunden, von „zufammengewürfelten Vollshaufen“ zu ſprechen — ein Wort, bas 
mir im Munde eines Demokraten einen febr eigenthümlichen Eindruck macht. 
Sie ift nicht mehr neu dieſe Taktik im Kampfe der Parteien. Sehe ich eine ge» 
ee. Menihenmaffe auf meiner Seite, jo rebe ich pathetifch von der „Majeftät 

e8 fouveränen Volles“; find einige unferer Reihsbürger zufällig anderer Mei» 

nung, jo nenne ich fie „zufammengewürfelte Haufen“. Ich glaube, meine Herren, 
auf dieſes rbetoriihe Kunftftüd brauche ich nicht näher einzugehen. Ich will 
biermit nur als eine Thatjache konftatiren von dem Theile Deutichlande, welchen 
ih näher kenne: es ift niht wahr, es ift ein Irrthum des Herrn 
Richter, wenn er annimmt, bieje Bewegung ſei eine gemadte. Ich 
möchte fragen: was giebt dem Herrn das Recht, eine Reihe angefehener, waderer, 
deuticher Patrioten, die nah Hunberttaufenden zählen, fo furzweg als einen zu» 
fammengemwürfelten Haufen abzufertigen. 

In den Gegenden Deutjchlands, welche ich felber lenne, kann ich verfichern, 
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daß bie Bewegung weber gemacht, noch erft von geftern ber erſtanden ift. Ich 
babe, meine Herren, zum zweiten Male jetzt die Ehre, einen Wahlkreis des linken 
Rheinufers zu vertreten, einen Wahlkreis jenes jchönen Rheinlandes, von dem 
ſehr mit Unrecht im proteftantifchen Deutichland die Rede gebt, als ob es weniger 
feft zum Reiche ftehe, als andere Provinzen unferes Baterlandes. Dort bin ich 
zu Neujahr bei meinen treuen Wählern oben auf dem Hundsrück gemweien, und 
Sie werden mir ohne Berfiherung glauben, daß ich ihnen reinen Wein einge- 
ſchenkt habe über meine Anfichten won der Militärfrage. Ich babe ihnen Alles, 
Alles und Jedes gejagt, was ich darüber dachte. Nicht ein Wort bes Wider- 
ſpruches bat fich erhoben. Und als ich enblich fagte: wenn man reben will von 
ber Mifftimmung der rheinischen Lande gegen die Stärke des neuen Reiches, 
dann will ich im NReichstage auftreten und erklären: auch ich habe die Ehre, einen 
rheiniſchen Bezirk zu vertreten, ich bin ein lebendes Zeugniß bafür, daß bas 
Rheinland nicht vergeffen bat den alten, jchönen, rheiniſchen Sprud: 

Halt feft am Reich, Du kölniſcher Bauer, 

Mag e8 nun fallen jüß ober fauer! 


— als ih fo zu meinen Wählern redete und ihnen banır fagte, daß wir bie 
dauernde gejetliche Friedenspräfenzftärke brauchten wie das liebe Brod, da war 
Zuſtimmung allüberall. Unb dies unter ganz einfachen Berhältniffen, wo man 
von abgefarteten Barteiumtrieben gar nicht reden konnte. So war die Stimmung 
in jenem Theile Deutſchlands, den ich näher kenne. 


Und bliden Sie um ſich, meine Herren, Sie müjfen ja gar 
fein Obr haben für den natürlihen vollen Klang ber tiefen Ueber— 
jeugung, wenn Sie nicht jeben, daß dieje Stimmen, die rings um 
uns raufhen, bervorgeben aus der begeifterten Erinnerung an 
ben größten Krieg, ben Deutſchland je geführt. 

Es ift zum erften Male, meine Herren, ſeit Deutſchland fon- 
ftitutionelle Staaten bejigt, baß aus dem Volke heraus eine Be- . 
wegung ſich erhebt für das nationale Heer. Ich begrüße bieje Er- 
——— als ein Zeichen einer tiefen und wirkſamen Umwandlung 
unferer öffentlihen Meinung. 


Was jegt um uns fih regt, das fommt aus bem Herzen bes 
Boltes, das ift hervorgegangen aus der Erinnerung an große 
Tage, aus ber Dankbarkeit gegen ben Kaifer und feine Helden. 
Und diefe Stimmung, meine Herren, ich hoffe, fie wird dauern. 


Wenn wir in fieben Jahren wieder Über die Militärfrage be- 
ratben, dann wird noch fefter denn beute bie Nation entjdhlofien 
fein, für ihre Sicherheit und Macht zu bewilligen, was nöthig ift. 

Ih bitte Sie, durch eine möglidhft ſtarke und einmiütbige 
Kundgebung ein Zeugniß bafür zu geben vor dem In» und Aus» 
lande, daß Deutjhland erhalten will das gerechte und beiljame 
Gleichgewicht ber europäifhen Mächte, welches unfere Waffen vor 
vier Jahren gegründet haben.“ 


14. April. Aeußerungen ded Feldmarihalld Grafen v. Moltfe. 


„Es find vielfach frühere Reden von mir citirt worben; ich ſtehe noch heute 
auf demjelben Standpunkte, und glaube fiher, daß ein ſtarles Deutjchland in 
der Mitte von Europa die größte Sürgfhaft für ben Frieden ift, aber, meine 
Herren, ein ftarfes Deutihland. So lange uns aus einem Nachbarftaate 
täglih in Schrift und Wort die Drohung mit dem Nevanchefrieg ausgeiprocen 
wird, dürfen wir nicht vergefjen, daß nur das Schwert entjcheibet und unter allen 
Umftänden Abrüftung für uns Krieg bedeutet, ben wir gern vermeiden 
wollen und ber hoffentlih durch die Weisheit der franzöfifchen Regierung ver- 
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mieden werben wird. Wenn wir in Deutſchland uns früher und frieblich zu einigen 
gewußt hätten, jo wäre ber Kampf mit Frankreich wahrſcheinlich überhaupt micht 
ausgebrochen. 5 

In dem Kriege, mit welhem uns Frankreich überrajchte, haben wir unfere 
Macht nicht gemißbraudt, von uns hing e8 ab, 2", Villionen Menſchen bem 
unverbienten Hungertobe entgegenzufübren, Niemand konnte uns verhindern, die 
Einſchließung von Paris 8 oder 14 Tage fortzufegen, der dortigen Regierung 
fonnten wir jede Forderung abringen, fie mußte alles bewilligen, zu erwägen 
blieb nur, ob irgend eine Regierung in der Lage gewejen wäre, maßloſen Forde— 
rungen nachzukommen. Wir begnügten uns nur, das Land zurüdzufordern, wel- 
ches unfer unrubiger Nachbar Deutjchland in feiner Schwäche entriffen hatte. 
Bon den weiteren Kriegsentihädigungen mag man uns nicht fprechen, denn feine 
Milliarden können die Wunden beilen, welde ein mit leichtem 
Herzen unternommener Krieg dem öffentlihen Leben und der Fa— 
milie geſchlagen. 

Wenn in ben eroberten Lanbestheilen in ber langen Zeit von ungefähr 
200 Jahren ein deutſcher Bollsftamm jo vollftändig hat entnationalifirt werben 
können, baß er noch heute nach ber wohlwollenden und gerechten Behanblung fich 
fträubt, in Deutfchland aufgenommen zu werben, fo wollen wir in den nächften 
zwei Jahrhunderten unſeren Landsleuten dieſſeits der Vogefen Zeit laffen, fich 
mit uns zu verjühnen. Daber geziemt e8 uns, der Welt zu zeigen, daß wir 
ben feften Willen und die Macht haben, das Reihsland beim Reihe 
ftetig zu erbalten. 

Rings um uns ber baben alle größeren Mächte ihre Eriegerifhen Mittel 
wejentlich erhöht, wir find bei dem einen Prozent ber Bevöllerung einer früberen 
Zählung ſtehen geblieben. Wir können nicht auf numerifche Ueberlegenbeit rechnen, 
wir müffen unfer Bertrauen fegen auf die Tüchtigkeit unjerer 
Armee und die hängt eng zufammen mit ber Dienftbauer jebes ein- 
‚zelnen Mannes Der franzöfiihe Infanterift dient tbatfächlich bei der Fahne 
3 bis 3’, Jahre; wir boffen bei ber trefflihen Anlage unferer Leute, bei der fidh 
mehr und mehr entwidelnden Schulbildung, bei ben eingeführten Turnübungen 
und im Vertrauen auf die raftloje Arbeitstbätigleit unferer vom Morgen bis zum 
Abend angeftrengten Offiziere und Unteroffiziere in einer kürzeren Frift eine 
tüchtige Infanterie erzielen zu fünnen. Wie weit man in biejer Hinficht berab- 
geben kann, iſt eine technifche, rein militärische Frage, und die Militär» Behörde 
glaubt, während ber fetten Jahre bereits unter das Zuläffige berabgegangen zu fein. 

Der Autrag bes Abg. v. Bennigfen erfennt an, baß bie Forderung der 
Militärverwaltung in ber That gerechtfertigt iftz er bewilligt fie aber nur auf 
eine bejchränfte Zeit. Ich kann mich num ſchwer davon überzeugen, daß bie vor— 
nehmfte Inftitution des Reiches überhaupt ein Proviforium fein darf, ich glaube, 
daß fie geſetzlich als Definitivum feflzuftellen war. Die Geſetze werben ja nicht 
für alle Ewigkeit gegeben. Aenderten fih im Laufe ber Jahre die politiichen 
Berhältniffe in der Welt, fo war es möglich, auch die Ziffer der Präjenzftärfe 
gejeglih zu mobifiziren unter Zuftimmung aller drei Faktoren der Gejetgebung. 
Aber daß der Beitand der Armee abhängig fein foll von dem Bewilligungsredht 
nur eines biefer Faktoren, das will mir nicht einleuchten. Ich werde nichts deſto 
weniger für biefes Amenbement ſtimmen, weil ih glaube, daß auch nad fieben 
Jahren eine patriotifhe VBerfammlung von Vertretern des Reichs basjenige nicht 
wirb ablehnen können, was wir heute als nothwenbig für ben Beftand des Reichs 
erfennen, und in der Rüdficht, daß vielleiht nur auf bem Boden dieſes 
Amenbements bei der Abftimmung eine Majorität fih ergeben wird, 
weldhe ber Wichtigkeit des Gegenftandes, dem Anſehen bes Landes 
nah außen unb der Würde dieſes Hauſes entfpridt.” 


Der Bermittelungdantrag des Abg. von Bennigfen 
wurde mit 224 gegen 146 Stimmen angenommen. 
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26. April. Schluß des Reichstages. 


TIhronrede Er. Majeftät des Kaiſers. 


„Die Seſſion, an deren Abſchluß Sie ftehen, reiht fih durch die 
tiefgreifende Wichtigkeit ihrer gejeggeberijchen Ergebniffe den bedeutjamften 
Seſſionen der früheren Reichstage an. 

Das hervorragendfte, unter Ihrer Mitwirkung zu Stande gekommene 
Geſetz foll, nach den Abfichten der verbündeten Regierungen, dem deutjchen 
Heere diejenige Organijation dauernd fichern, in welcher die Gewähr für 
den Schuß unſeres Baterlandes und für den Frieden Europa’s beruht. 

Um die Stetigfeit der Entwidelung unferer Berfafjung ficher zu ftellen 
und um für die Yortbildung unferer neugewonnenen nationalen Ein- 
rihtungen die Grundlage allfeitigen Berftändnifjes zu geminnen, haben 
die verbündeten Regierungen eingewilligt, die von ihnen vorgefchlagene 
und nad ihrer Ueberzeugung nothwendige definitive gefeglihe Regelung 
der Friedensſtärke des Heeres der Bukuntt vorzubehalten. 

Sie haben dieſes Zugeſtändniß in der feſten Zuverſicht machen können, 
e3 werde die regelmäßige Berathung des Militär-Etat3 und die fort- 
fchreitende ——— des Verfaſſungslebens den Lande und den künf— 
tigen Reichstagen die Ueberzeugung gemähren, daß die Sicherftellung der 
nahhaltigen gleihmäßigen Ausbildung der nationalen Wehrkraft und die 
Herftellung einer gejeglihen Unterlage für die jährlichen Budgetberathungen 
nothwendig jei, um dem deutjchen Heere eine feiner Bedeutung für das 
Neich entiprechende Feftigfeit der Geftaltung zu fichern. 

Mit patriotiicher Bereitwilligkeit haben Sie Ihre Mitwirkung geliehen 
zur Bejeitigung der in der Erfahrung hervorgetretenen Mängel der ge— 
jeglichen Beftimmungen über die Verſorgung der Jnvaliden des Reichs» 
heeres und der Marine. Ich jage Ihnen Meinen Dank für die Fürjorge, 
welche Sie von Neuem für die Intereffen derer bethätigten, die im Waffen» 
dienjte für das Vaterland Kraft und Gefundheit geopfert haben. 

Die Regelung des Papiergeld -Umlaufs in Deutfchland fand große 
Schmierigfeiten in dem von der Vergangenheit überfommenen Ergebniß 
einer vielgeftaltigen Entwidelung. Unter Ihrer Mitwirkung ift e8 gelungen, 
durch bundesfreundliche Ausgleihung der Berjchiedenheiten eine —— 
herbeizuführen, welche durch Herſtellung eines einheitlichen Papiergeldes 
innerhalb der durch die Rückſichten ſtrengſter Vorſicht gebotenen Grenzen, 
ſo wie durch Beſeitigung der mit der Natur des Landespapiergeldes vers 
ee Hemmungen allen Berfehröfreifen zur Befriedigung gereichen 
wird. 

Auch auf andern Gebieten haben Sie, im Berein mit dem Bundes» 
rathe, die Gejeggebung und die Inſtitutionen des Reiches weiter ausge: 
bildet. Die Förderung und Unterftügung, welche die von Mir in Ger 
meinjchaft mit den verbündeten Re ierungen befolgte Bolitit in Ihren 
legten Bejchlüffen gefunden hat, befefligen in Mir die Ueberzeugung, daß 
das deutjche Vaterland unter dem Schuge der gemeinjamen Jnftitutionen 
einer gedeihlihen Zukunft entgegengehe und daß Europa in der jorgjamen 
Pflege, welche die geiftigen, — und materiellen Kräfte Deutſchlands 
finden, ein Pfand des Friedens und der geſicherten Fortbildung ſeiner 
Kultur erblicken werde. 
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Sch entlaſſe Sie, geehrte Herren, mit Danf gegen Gott, deſſen Gnade 
Mir geftattet hat, nad ernfter Krankheit Sie heute um Mich zu ver- 
fammeln.“ 


Ergänzung der Maigejete. 
8. Mai. Aus der Nede des Kultusminifterd Dr. Falk bei der 
Berathung des Geſetzes zur Ergänzung des Geſetzes über 
die Ausbildung und Anſtellung der Geiſtlichen. 


„Für die in den letzten Tagen berathenen Geſetze gilt mehrfach die 
Bemerkung, daß die Beſtimmungen nothwendig geworden ſind durch das 
beſonders in dieſem Maaße nicht vorauszuſehende Verhalten von anderer 
Seite. Es handelt ſich in der That um Weiterentwickelung der außer— 
ordentlich ernſten Bewegung, von der wir ja ſchon ſoviel geſprochen haben. 
Sobald das gegneriſche Verhalten neue Maßnahmen erfordert, ſo liegt es 
ja in der Natur unſerer Verfaſſungszuſtände, daß dieſe Maßnahmen nur 
getroffen werden können im Wege der sBelehgebung, daß es nicht jo leicht 
ift, wie auf anderen Gebieten, im Wege der Verwaltung entgegenzutreten, 
ja, daß das geradezu unmöglich iſt. Es ift alfo die attıhe, daß die 
gejeßgebenden Gewalten angerufen werden, um neue Beftimmungen zu 
treffen, eine ganz nothwendige, und nicht ift fie, wie e8 jo oft dargeftellt 
wird, eine ſolche, aus der man den Vorwurf herleiten könnte: Ihr gebt 
fo außerordentlich ungenügende Geſetze, daß Ihr fie faum nach Jahres: 
frift wieder —— müßt. 

Es iſt aber noch ein weiteres Moment in Betracht zu ziehen. Es 
giebt Gedanken, die zu einer Zeit gänzlich unfaßbar erſcheinen, und ſicherlich 
nicht die Zuſtimmung von Mehrheiten finden, die aber nach der Entwick— 
lung der Dinge in der That die Majoritäten raſch genug für fich gewinnen. 
Ich möchte Ste an zwei Punkte erinnern, bei denen das praftifch gemorden 
ift. Wer hätte heute vor einem Jahre e8 noch für möglich gehalten, daß 
die obligatorische Civilehe eine fo große und meitverbreitete Ueberein— 
ftimmung finden würde; mußten nicht eben die Ereigniffe, die zwiſchen 
damal3 und jegt gelegen haben, erft kommen? Was vor einem Jahre 
nicht für möglich gehalten wurde, ift heute al3 nothwendig erjchienen. 
Was würde wohl der Erfolg geweſen fein, wenn die Gtaatdregierung, 
wie mir neulich von einem ſehr fonfervativen und fehr pofitiv chriftlich 
Berl Manne als der richtigfte, gleich erforderlich gewejene Schritt 

ezeichnet worden ift, nämlich die Patrone und Gemeinden mit binein- 

zuziehen und deren Rechte durch fie felbft wahren zu laſſen, wie das der 
andere Gefegentwurf an den Tag legt — dies gethan hätte, wie viel 
Stimmen würde wohl die Staatsregierung in diejer Beziehung für fich 
ehabt haben, wenn fie vor einem Jahre mit diefem Gedanken an Sie 
re wäre? Doch nur einen Kleinen Theil diefes hohen Haufes, 
nicht aber eine Mehrheit, und nun haben Sie durch Ihr vorläufiges 
Botum von vorgeftern bewieſen, daß Sie diefen Geſichtspunkt jegt aller- 
dings als einen vollfommen durcdhgreifenden erachten, und zwar auf Grund 
der inzwifchen veränderten Yage der Dinge. 

Diefe Bemerkungen hielt ich mich für verpflichtet zu machen gegenüber 
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dem fortwährenden landläufigen Vorwurfe, daß die Königlihe Staats: 
regierung nicht genugfam durchdachte, den BVerhältniffen nicht gehörig an— 
gepaßte Vorlagen mache, und daß die beiden Häufer des Yandtags ſich 
deſſelben Vorwurfs jhuldig machen, indem fie nicht gehörig begründete 
Geſetze beichloffen hätten, al3 fie im vorigen Fahre den von der Staats— 
regierung vorgelegten Gejegen ihre Zuftimmung ertheilten. 

Nur einen Zufag noch! 

Niemals hat die Staat3regierung gemeint, eine rafche und durch— 
— Wirkung von den Maigeſetzen zu ſehen. Die pofitiven, die er- 
auenden Momente in diefem Gejege können jelbftredend nicht ſchon nach 
einem Jahre ihre Wirkung äußern, fondern diefe pofitiven Momente fönnen 
nad der Natur der Dinge erft nad einer verhältnigmäßig langen Zeit 
fih in ihren Wirkungen geltend machen. Aber außerdem habe ih Ihnen 
offen und unummunden ausgeſprochen, daß die Königliche Staatsregierung 
glaube, mit jenen Maigejegen die Mittel nicht erihöpft zu haben, die fie 
in Anregung bringen muß, daß fie vielmehr erklärt hat, fie werde, wenn 
die Maigejege nicht außreichten, mit neuen Vorlagen kommen.“ 


9. Mai. Annahme der neuen Maigejepe im Abgeordnetenhaufe. 


15. Mai. Annahme derjelben im Herrenhaufje mit 81 gegen 
46 Stimmen. 


21. Mai. Schluß der Landtagsjejjion dur den Vice: Prä- 
fidenten ded Staatd-Minifterrumd Camphauſen. 


Mai. Der Kaijer von Rußland in Berlin; Beſuch beim 
Fürften Bismard. 


31. Mai. Abreije des Fürften Bismarck nah Varzin. 


Die neuen Maigejege und die Biſchöfe. 
Aus der „Provinzial- Correspondenz“ vom 10. Juni. 


„Die neuen kirchlichen Geſetze find nunmehr mit bindender Kraft verkündet 
worden. Die Staatsbehörben baben in denſelben ftarke und fchneibige Waffen 
zur Geltendmachung bes ftaatlichen Anſehens erhalten; die kirchlichen Gewalten 
aber werben ernft zu erwägen haben, ob fie bie thatſächliche Anwenbung biefer 
Waffen zur Nothwendigleit machen wollen. 

Bei den kirchlichen Oberen allein ftebt es, ob dieſe neuen 
Maigeſetze Überhaupt zur praftifhen Geltung gelangen ober blos 
Zeugniffe einer energifhen geſetzgeberiſchen Borfiht bleiben 
follen; denn bie jeßigen etze find nicht, wie bie vorjährigen, dazu beſtimmt, 
die Beziehungen und Rechtsverbältniffe zwilchen ber Staatsgewalt und ber Kirche - 
an und für fih und für alle Zeitumftände zu regeln; fie find vielmehr nur burch 
den Widerftand der Kirche gegen jene früheren grundlegenden Gejete nothwendig 
geworben. Sie haben eine Bedeutung nur in bem Kampfe gegen bie 
geiftlihe Auflebnung; fie werben praftifch wirkungslos mit bem 
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Augenblide, wo bie vorjäbrigen Gelege Überall zur Anerfennung 
und Wirkſamkeit gelangen. 


Für die katholiſchen Biſchöfe und für die entſcheidenden Kreife in Rom gilt 
e8 von Neuem, fih zu entjchließen, ob fie fich den Forberungen ber früheren 
Geſetze, ebenjo wie e8 Seitens ber Katholiken in anderen Staaten gejcheben ift, 
auch in Preußen fügen, oder durch fortgejegten Widerftand Zuftände herbeiführen 
wollen, durch welche das firdhliche Leben in immer weiteren Kreifen erft wirklich 
erjchüttert und geichäbigt würde. 


Die ultramontanen Blätter fchildern zur Zeit mit ben lebhafteften Farben 
die Zerrüttung der Kirche, welche durch die Ausführung ber neuen Geſetze berein- 
zubrechen a wie bie fatholifhe Kirche in Preußen nach Kurzem ohne kirchlich 
anerkannte Oberbirten jein werbe, wie es dahin kommen werde, baf in immer 
zahlreiheren Gemeinden fein Geiftliher mehr da fei, welder ven kirchlich Gläu— 
bigen den Segen, ben Troſt und bie Heilmittel der Kirche gewähren Fünne. 

Und in der That — die Lage für die fatholifche Kirche wird tief ernft und 
möglicherweife verbängnißvell, wenn die neuen Geſetze zu einer irgenbwie um- 
fafienden und dauernden Wirffamkeit gelangen müffen. 


Je fchwerer aber die Folgen der neuen Gejetgebung werben fönnen, befto 
jhwerer wirb bie Berantwortung für bie Kirchenfürften fein, welche obne eine 
zwingende innere Nothwendigkeit dieſe Zuftände heraufbeſchwören. 

Immer unb immer wieder muß daran erinnert werben, baß ber that» 
fählihe Grund bes ganzen immer tiefer greifenden Konflifts, ber Grund und 
Anlaß aller weiteren Gejetgebung vor Allem in dem bartnädigen Widerftande 
ber preußiichen Biſchöfe gegen das vorjährige Gefet über die Borbildung und 
Anftellung der Geiftlihen zu finden ift. 

Was verlangt denn aber der Staat jo Entjetliches, daß bie Gebieter in 


Nom lieber die deutſche Kirche zerrütten, als den Forderungen des Staates nad» 
geben wollen? 


Der Punkt des Geſetzes, an melden fich der bisherige Widerſtand mit allen 
feinen verbängnißvollen Folgen vorzugsmweife anfnüpft, ift die Forderung, daß 
die anzuftellenden Geiftlihen dem Ober-Präfidenten nambaft ge- 
macht werben, damit er Einjpruch erbeben Fünne, wenn der Anzuftellende den 
Bedingungen ber Staatsangebörigfeit, der gejetlihen Unbefchoftenheit und der 
wiffenihaftlichen BVorbildung nicht entſpricht. 


Um diejer Forderung willen, welche in anderen Staaten von der fatbo» 
liſchen Geiftlichfeit unweigerlich erfüllt wird, und welche joeben noch in dem ka— 
tholifchen Defterreich gleichfalls ohne vorherige Vereinbarung mit Rom und lediglich 
auf Grund der Souverainetät der ftaatlihen Geſetzgebung feftgeftellt worden ift, 
— um einer folden Forderung willen, welde die Erfüllung des 
firhlihen Berufs, bes geiftlihden Hirtenamts niht im Minpdeften 
beeinträdtigt, jollten bie preufifhen Biſchöfe es dahin fommen 
lajfen, daß fie jenen Beruf überbaupt nicht mehr erfüllen fönnen! 
Wäre es möglich, baf die gefammte Geiftlichleit des höchſten und alleinigen Auf- 
trages, den fie von dem Heiland erhalten bat, der Pflicht ber Fürforge für das 
Seelenbeil der Gemeinden, fich jo leicht enthoben erachten fünnte, um dem Staate 
gegenüber gewifje Machtanſprüche ber Kirche durchzuſetzen. 

Es kann nicht fehlen, daß mehr und mehr auch in ber katholiſchen Bevöl— 
ferung der Zweifel und bie Frage laut werben, ob denn die vom Staate gefor- 
berte Anzeige wirklich etwas jo Schlimmes und Unerfüllbares fei, daß die Biſchöfe 
und Geiftlihen darum alles kirchliche Leben zum Stillftand bringen unb die Ge- 
meinden alles geiftlichen Zuſpruchs berauben dürften, ob die Geiftlihen auf jolche 
Weiſe wirklich ihre Pflichten als „gute Hirten“ im Sinn und Geift ber Schrift 
erfüllen; — es Tann nicht fehlen, daß mit dem Fortgange ber Zerrüttung aud 
in den katholischen Kreifen immer klarer das Bewußtſein erwache, daß es fich Bei 
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dem Wibderftande ber Bijhöfe in Wahrheit niht um Interejfen des katho— 
liſchen Glaubens, fondern lediglih um die Machtanſprüche Roms 
banbelt. 


Die Führer der katholiſchen Bewegung können fih jetzt ber 
Täuſchung niht mehr bingeben, daß ein Zurüdweiden der ftaat- 
lihen Mächte von der nah innerer Nothwendigkeit betretenen 
Bahn irgendwie zu erwarten oder aud nur möglich jei. Um jo ein» 
facher liegt jeßt die unausweidhlidhe Frage für die kirchlichen Ge— 
walten, die Srage, ob ſie um eines völlig hofjnungslofen äußeren 
Mactftrebens willen fjih ber inneren Zerrüttung ber Kirde 
ſchuldig machen wollen.“ 


Angebliche Friedenswünſche der Biſchöfe. 
Aus der „Provinzial-Correspondenz“ vom 1. Juli. 


„Die deutihen Biſchöfe follen bei ihrer jüngften Berathung in Fulda, wie 
von bort berichtet wird, ernfte Friedensgedanfen erwogen haben. 

So bringender Anlaß dazu vorhanden war, jo kam bie Nachricht boch grabe 
in diefem Augenblide überrafhend, weil die Anzeichen, welche unmittelbar vor— 
bergegangen waren, befonbers die Kundgebung der Berfammlung in Mainz und 
die neueften Yeußerungen des Papftes jelbft auf friedliche Stimmungen innerhalb 
der leitenden Kreife der Kirche nicht hatten fchließen laffen. 


Pius IX. hatte in der Rede, die er am Jahrestage feiner Thronbefteigung 
gehalten, mit ftolzer Genugthuung darauf bingewiejen, daß die gefammte katho— 
liche Welt mehr als je ihre Blide nur auf Rom gerichtet halte, und gleichzeitig 
batte er die Bifchöfe um ibres bisherigen Widerftandes gegen die Zumutbungen 
ftaatlicher Gejeßgebung willen bochgepriejen und jeden Sedanten an eine Ver- 
mittelung ſchroff zurüdgewiefen. — — 

Wenn nah dem Schluffe der Fuldaer Konferenzen verlautet, daß die frieb- 
lihen Erwägungen zu überwiegenber Geltung gelangt jeien, jo wird jeber deutſche 
Patriot, jowie jeder bejonnene Freund der Kirche dieſe Botichaft, injofern fie in 
den Thatjahen Beftätigung findet, mit aufrichtiger Freude begrüßen. 

Uber die Friedensbotihaft bat nur dann einen ernften Sinn und eine 
thatjächliche Bedeutung, wenn die Friebensftimmung der Biſchöfe auf denjenigen 
Vorausſetzungen und Grundlagen beruht, auf welchen allein von Frieden die 
Rede fein kann. Die Berfaffungsbeftiimmungen und die darauf begründeten Ge» 
fetge, welde mit Zuftimmung ber Neichsvertretung und der preußiſchen Landes— 
vertretung feftgeftellt worden find, bilden den Boden, auf welchem allein die Be- 
ziebungen zwilhen Staat und Kirche ſich weiter entwideln können, auf welchen 
allein ein erneutes friedliches Einvernehmen fortan möglich ift. 


Jeder Friedensverſuch, welcher nicht von biefer unbedingt feftftehenden That» 
ſache ausgeht, muß von vorn herein als eitel und fruchtlos angejehen werben. 

Allerdings liegt es, wie ſchon jüngft angedeutet wurde, in der Macht ber 
Biſchöfe, die tief einichneidenden neueften Maigeſetze thatſächlich unwirkſam zu 
maden; benn bie Geltung berjelben tritt überhaupt nur ein, wenn bie vor— 
jährigen Kirchengejege mißachtet und verlegt werben. Sobald bie Geiftlichkeit 
bie ftaatlihen Forderungen, welchen fie fih in anderen Ländern gefügt hat, auch 
in Preußen erfüllt, werben alle die Zwangsbefugniffe, welde der Staat in ben 
weiteren Gejegen feinen Behörden gefihert hat, von ſelbſt wirkungslos. 

Die Regierung wird fi gewiß mit Freuden der Nothwendigleit überhoben 
feben, von den ſcharſen Waffen der meueften Gejete Gebrauch zu machen, jobalb 
die katholische Geiftlichkeit ſich thatfächlih auf den Boden ber Achtung und Be— 
folgung der Staatsgejege ftellt, und den Anſpruch aufgiebt, eine fremde Souve— 
zänetät neben der Staatsfouveränetät aufzurichten in Dingen, die mit bem ins» 
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._ Slaubensleben und mit ben Heilsaufgaben ber Kirche nichts zu thun 
aben. 

Die Regierung hat während bes ganzen Berlaufs bes jegigen 
Kampfesimmer und immer wieber betont, daß fieburd Feftftellung 
ber Grenzen zwiſchen dem ftaatliden unb rein firdlihen Gebiete 
vor Allem das Fünftige frieblihde Nebeneinanberftiehben und er- 
fprießlihe Wirken der beiden von Gott gejegten Gemeinjdhaften 
fihern wolle. Mögen bie Biſchöfe je eber je lieber wirklich ben 
A her und gejeglih gegebenen Boden betreten, auf 
—— lein die Bermittelung der thatſächlichen Wirren zu er— 
reichen iſt.“ 


31. Das Attentat in Rilfingen, 


1874. 4. Zuli. Fürft Bismarck trifft zum Kurgebraud in 
Kijfingen ein. 


13. Zuli. Mordverjudh gegen Fürft Bismard. 


Die erjten telegraphiichen Meldungen: 


Kiffingen, Montag, 13 Juli, Nachmittags 1 Uhr. „Der Reichs⸗ 
kanzler Fürft Bismard iſt fo eben im freien Felde bei einer Fahrt nach 
den Galinen dur einen von dem Böttchergefellen Kullmann aus 
Magdeburg abgefeuerten Streiffhuß an der rechten Hand ganz unbe— 
deutend verlett worden. 

Der Thäter gehört dem katholifchen Verein zu Salzwedel an und ift 
fofort verhaftet worden. | 

Der Fürft, über deſſen Leben Gottes Hand ſichtbarlich waltete, iſt 
fo eben, 1 Uhr 30 Minuten, in Begleitung des Grafen Bappenheim 
dur die Stadt gefahren und hat fich der Bevölkerung gezeigt.“ 


Kiffingen, 13 Juli, Abens 7 Uhr 30 Minuten. „Der a er 
Fürft Bismard befuchte heute Abend in Begleitung feines Sohnes, des 
Grafen Herbert Bismard, den Kurgarten und wurde von dem ihn 
umdrängenden Badepublitum, der ftädtifchen und der herbeigeftrömten 
Landbevölferung mit unaufhörlichen Hochs begrüßt, während die Surs 
fapelle vaterländifche Lieder fpielte. Seitens der Stadt wird dem Fürften 
heute Abend eine Serenade gebracht werden. Morgen foll ein Dank— 
gottesdienft für die Rettung des Fürften aus Lebensgefahr in der pro= 
tejtantischen Kirche ftattfinden.“ 


Amtliche Depefche vom 13 Juli Abends. „Mittags kurz nach 1 Uhr 
bei der Ausfahrt zur Saline, 15 Schritte vom Haufe, ſchoß ein Böttcher- 
ejelle Eduard Franz Ludwig Kullmann, 21 Jahre alt, mit ein- 
äufigem Terzerol auf den Firften Bismard und verwundete ihn leicht 
am rechten Handgelenk, ergriffen, auf der Flucht das Terzerol fortgeworfen, 
Brieftafche verloren, gefteht, den Fürften wegen der Kirchengefege haben 
tödten zu wollen. Fürft Bismard hat den Verbrecher felbit gehört. 
Recherche im vollen Gange.“ 


Kiffingen, 14 Juli, Morgens. „Ueber das Verhalten des wegen des 
Attentats auf den Fürften Bismard verhafteten Kullmann bei dem 
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Berhöre vor dem Unterfuchungsrichter verlautet, daß derjelbe feine Abficht, 
den Fürften zu tödten, unummunden eingeftanden, auch Aenferungen ges 
than habe, die darauf fchließen laſſen, daß noch mehr Perfonen um fein 
Borhaben gemußt haben. Im Uebrigen habe ſich derjelbe jehr ftörrig ge- 
zeigt und auf eingehendere Fragen die Antwort verweigert.“ 


„Geſtern Abend 7 Uhr vor zahllofer Vollsmenge evangelifcher Dant- 
gottesdienft. Abends 8%, Uhr Fadelzug von circa 1000 Kurgäften, Bürgern 
und der Feuerwehr, Serenade. Fürft Bismard, den Arm in der Binde, 
fpriht vom Balkon: 

„3h dankte Ihnen für die Theilnahme, mwelde Sie 
mir in einem Falle beweifen, aus welhem mich Gottes 
Allmacht und Gnade glüdlich errettet hat. Es fann mir 
nit anftehen, Weitere8 über daS zu fprehen, was dem 
Urtheile des Richter übergeben worden if. Das aber 
vermag ih zu jagen, daß heute Nadhmittag die Abſicht 
nicht meiner Perfon, fondern der von mir vertretenen 
Sade galt. Hierfür, für die Größe, Einheit und Frei- 
heit unjeres Baterlandes zu fterben, das thaten fo viele 
unferer Mitbürger vor drei fahren, warum follte ih nicht 
dazu bereit feın? Da Sie Alle darin mit mir einig find 
und ſich eben fo für die Freiheit, Größe und Macht unferes 
deutfhen Baterlandes begeijtern, jo bitte ih Sie, mit mir 
ra ae und feine verbündeten Fürſten bocdleben zu 
aſſen!“ 

Abends ſpät noch Feuerwerk in dem Saalthal. Fürſt Bismard 
hat gut gefchlafen und foll heut jeine Kur weiter brauchen.“ 


Kiifingen, 14. Juli. „Wie fi herausgeftellt, ift Fürft Bismard 
nur durch eine Art Wunder gerettet worden. Yediglich weil er bei einem 
Gruße die Hand vor das Geficht gehalten hat, ift der Kopf bewahrt 
geblieben. Der Fürſt hat in der Hand übrigens ftarte Schmerzen und 
das Schreiben mit derjelben fällt ihm fchwer. Sein Allgemeinbefinden 
ift aber gut. Als er fih um 3 Uhr zur Konfrontation mit dem Verbrecher 
nad) dem Landgericht begab, waren die Straßen von einer dichtgedrängten 
Menſchenmenge erfüllt, die ihm die begeiftertften Ovationen darbrachte.“ 


Ein Privatichreiben in der „National=Zeitung” meldet 
folgendes Nähere über den Hergang des Attentats: 

„Kiffingen, 13. Juli, Nachmittags 4’ Uhr. Unter dem Eindrude 
der unerhörten Frevelthat, die ſich fo eben in unferem fonft jo ruhigen 
Badeorte vollzogen hat, ergänze ich meine an Sie gefandten Telegramme, 
indem ich ser darauf beſchränke, das bis jetzt — Berichte von Augen- 
zeugen, au denen auch ich zum Theil gehört habe, Feltgeftellte Ihnen 
mitzutheilen. 

Um Ihren Leſern zunächft eine Anſchauung von den örtlichen Ber: 
hältniffen zu geben, führe ih an, daß Fürft Bismarck auf dem jenfei- 
tigen Ufer der Saale in dem zu rechter Hand der Brüde über. diejelbe 
belegenen Haufe des Dr. Diruff Wohnung genommen hat. Der Brüde 
zunaͤchſt befindet fich eine Reftauration, ein Garten, in dem zur Mittags- 
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ftunde ein zahlreihes Publitum zu fpeifen pflegt; daran ſchließt fich ein 
Hotel garni, daS demfelben Bejiger gehört. Neben diejen liegt das Haus 
des Dr. Diruff, deſſen erfte Etage Fürft Bismard bewohnt. Auf der 
anderen Seite de8 Diruff'ſchen aufes befindet fich gleichfall8 ein Hotel 
garni, das zu Mittag von Gäſten zahlreich beſucht wird. So ift der Ort 
des Attentats um die Mittagsftunde ftark belebt und, da der Kanzler 
um dieje Zeit fih zu Wagen nad der Saline zu begeben pflegt, findet 
ſich jegt regelmäßig jogar ein außergewöhnlich großes Publitum ein, um 
den berühmten, vielverehrten Dann zu ſehen. s 

So war auch heute ein zahlreiches Publikum verfammelt, als Fürft 
Bismard um 1’ Uhr an der Südſeite des Diruff’shen Gartens 
den Königlichen Wagen beftieg, während ein Badediener neben dem Kut— 
cher auf dem Bode Plag nahm. Als die Equipage aus dem Gartenwege 
in die bejchriebene Hauptſtraße einbiegen wollte, bewegte ſich ein mit einem 
Node, mie ihn die Fatholifchen Geiftlihen zu tragen pflegen, befleideter 
Dann vor dem Wagen her, jo daß der Kutſcher gezwungen war, langjam 
a" fahren und den Mann anzurufen, der fich erft nach mehrmaligem Zuruf 
equemte, aus dem Wege zu gehen. Während diefer Zeit war der Wagen 
bi3 an die oben erwähnte Braun'ſche Reftauration gelangt, und in diejem 
Augenblide wurde aus nächſter Nähe eine Piſtole auf den Fürften abge- 
feuert. Der Kutſcher, faft ftarr vor Schreden, hatte doc die Geiftes- 
gegenwart, fi umzufehren, er fieht den Fürften anfcheinend unverfehrt, 
will aljo weiter fahren und wendet fich den Pferden zu, da bemerkt er 
den Mörder, der, das Piftol fortwerfend, in der aus den Reftaurationen 
und Häufern in Folge des Schuffes herbeigeftrömten Menjchenmenge ver: 
ſchwinden wollte. Mit einem fräftigen Peitichenichlage fuhr der Kutjcher 
dem Mörder nun über das Gefiht und gleichzeitig padte ein Badegaft 
(der Hofichaufpieler Lederer aus Darmftadt) denfelben bei der Kehle. 
Umfonft bot der Mörder alle Mittel auf, fich feiner Feltnahme zu ent- 
ziehen (die Hand des Federer trägt verjchiedene Bißwunden), die Menjchen- 
menge hielt ihn fejt, man padte ihn an allen Theilen des Körpers, und 
faft hätte man ihn in Stüde gerijfen, fo groß war die Entrüftung über 
die verübte Frevelthat. Der Fürft jelbjt war, Gottlob! ziemlich unverlegt 
geblieben, eine leichte Streifung an dem Knöchel des rechten Handgelenks 
war die einzige fichtbare Folge de8 Mordverjuchs. Fürſt Bismard trat 
unter da8 erregte Publikum und fuchte e8 zu beruhigen, inden er hinzu— 
fügte, „man folle den Menfchen dem Gejege überlaffen.“ Nachdem man 
die Gemwißheit erlangt hatte, daß ein gnädiges Gefchik den Kanzler vor 
dem Schlimmften bewahrt hatte, und der Schreden der Anweſenden fich 
elegt, umringte Alles den Fürften. Jeder wollte feine Theilnahme aus» 
ches eine unbejchreibliche Verwirrung trat ein, und allmählig gelang 
es, dem Fürften eine Bahn zu brechen, auf der es ihm möglich wurde, 
feine Wohnung zu erreichen. 

Während diefer Zeit wurde der Mörder von einer Zahl von Bade» 
gäften mehr fortgefchleift al3 transportirt und nad dem Stadtgefängniß 
ebradt. Er gab an, ein Böttchergefelle Kullmann aus Magdeburg zu 
bein, und eriwiderte auf alle mweitern Fragen nur, er habe die Unthat 
aus freiem Antriebe gethan. Er ift ein junger Menſch von circa 19 bis 
20 Jahren vom roheften Ausfehen, der mir indefjen doch zugleich den Ein- 
drud eined verfchmigten Menfchen und eines abgefeimten Verbrechers 
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machte; nach einem Fanatifer fieht er nicht auß. In der Aufregung neigten 
deshalb auch Alle der Annahme zu, daß er zu dem Berbrechen m 
fein möchte; mit welchem Rechte, will ich nicht unterjuchen; aber auffällig 
ift jedenfalls das Zujammentreffen der That mit der Anfangs erwähnten 
BVerjönlichkeit im Priefterrod. 

Trog der dur den Borfall natürlich herporgerufenen ſtarken gei= 
ftigen Erregung konnte Fürſt Bismarck, den rechten Arm in einer Binde 
tragend, ſich Bereits gegen 3 Uhr in das Landgericht begeben; er hatte 
gewünſcht, den Verbrecher felbit zu jehen und zu ſprechen. Der Inhalt 
diejer Unterredung, wie das bisherige Rejultat der fofort eingeleiteten 
Unterfuhung, entzieht ſich felbftverftändlich vorerft der Deffentlichkeit. Die 
an dem Mörder vorgenommene Durchſuchung feiner Perfon hat „angeblich“ 
einen Zettel von feinem Papier auffinden laſſen, auf dem fich die mit 
eleganter Handfchrift gefchriebenen Worte „im Haufe mit Aufjchrift Dr. 
Diruff jun.“ befinden follen. 

Dur die Straßen und vor dem Haufe des Fürften wogt, während 
ich dies fchreibe, eine erregte Menfchenmenge. Zu wiederholten Malen 
mußte fi der Fürft dem immer und immer wieder mit begeifterten Jubel 
rufen nad ihm verlangenden Publikum zeigen. Alle ftimmen in dem 
Wunfche überein, daß die Frevelthat auf das weitere Befinden des Fürften 
feinen nachtheiligen Einfluß habe.“ 


Die „ProvinzialeCorreöpondenz” fügt hinzu: 

„Für die Regierung aber wird der Mordverfuh von Kiffingen mit 
Rückſicht auf die Umftände, die ihn charakterifiren, ein dringender Anlaß 
fein, den Quellen, aus melden der Fanatismus ungebildeter katholifcher 
Volkskreiſe immer neue Nahrung jchöpft und fchlieglich bis zum Verbrechen 
des Meuchelmordes getrieben wird, näher zu treten, um die Mittel und 
Wege in Betracht zu ziehen, ihrer unheilvollen Wirkfamkeit zum Wohl des 
Baterlandes Einhalt zu thun.“ 


Der erſte Eindrud des Attentat. 


„Provinzial- Correspondenz“ vom 22. Juli. 


„Die Rettung des großen deutſchen Staatsmannes aus drobenbfter Lebens» 
efahr ift in allen Theilen des VBaterlandes und weit über Die Grenzen beffelken 
* mit lebhafteſter Freude begrüßt worden. 

Der deutſche Kaiſer erhielt während ſeines Aufenthaltes in München beim 
König von Bayern durch ein von dem Fürſten Bismard ſelbſt abgeſandtes 
Telegramm Kunde von dem frevelbaften Unternehmen und zog, wie auch König 
Ludwig, fofort auf telegrapbifhem Wege Erkundigung Über das Befinden des 
Neichslanzlers ein. Unmittelbar darauf richtete der Kaiſer ein in ben berzlichften 
Ausdrücken abgefaßtes Handichreiben an den bechverdienten Staatsmann, welcher 
durch Ähnliche hulbreiche Kundgebungen von Seiten ber Kaiferin Augufta und 
bes Kronprinzen erfreut worben ift. 

Unmittelbar nah dem Bekanntwerden bes Morbverfuches bat auch ber 
König von Italien dem Fürften Bismard einen telegrapbiihen Glückwunſch 
überfandt, dem fofort auf demielben Wege eine dankende Rückäußerung folgte. 
Ebenfo haben ver Kaifer von Defterreich und ber Kaiſer und bie Kaiferin 
von Rußland dem Fürften Glüdwunfchtelegramme überſandt. Auch ber König 
und bie Königin von Württemberg haben dem Reichelanzler ihre auf- 
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richtige Freude über feine Errettung telegrapbifch ausgeſprochen. Aehnliche Tele» 
gramme find von ben anderen deutſchen Fürften eingegangen. Auch ber Prä— 
‚fident der franzöſiſchen Republik, Marſchal Mac Mahon, bat auf 
telegraphiihem Wege feinen Glückwunſch überjanbt. 

In Berlin machten fämmtlihe anwejende Mitglieder bes biplomati» 
hen Corps, theils im Auftrage ihrer Regierung, theil® aus eigenem Antriebe, 
bem Staatsjelretär von Bülow ihre Aufwartung, um ihrer Theilnahme Aus» 
brud zu geben. 

Den Glückwünſchen aus den Regierungskreifen haben fich zahlreiche Kund⸗ 
gebungen berzlicher Theilnahme und begeifterter Verehrung von Seiten ftäbtifcher 
Behörden, öffentlicher Korporationen u. f. w. aus allen Theilen bes Baterlandes 
und aus fremben Ländern angeſchloſſen. Die Kommunalbebörben ber 
Reichshauptſtadt Berlin richteten an ben Fürften Bismard folgendes 
Telegramm: 

„Ihrem großen Bürger, bem aus äußerſter, von ruchlofer Mörberhand 
brobenden Tobesgefahr erretteten Kanzler des Deutſchen Reiches jenbet ihre 
innigften Glückwünſche die Stabt Berlin.“ 


Die Fatholifhe Preſſe und das Kullmannide 
Attentat. 


„Bald nah dem erfchlitternden Ereigniß, durch welches das Leben des 
Fürften -Bismard in ernfte Gefahr gefetst worden, konnte ber hohe Staats- 
mann mit Sicherheit ber Ueberzeugung Ausdruck geben, daf Die mörberifche Ab- 
ficht nicht feiner Perfon, fondern der von ihm vertretenen Sache gegolten babe. 
Die gleiche Ueberzeugung batte ſich von vorn herein überall Bahn gebrochen und 
fand fih ſchon durch die Gemwißheit beftätigt, daß ber Verbrecher, der römifch- 
katholiſchen Kirche angehörend, feine religiöfen und politiihen Anfchauungen unter 
dem Einfluß jener Kreife berangebildet hatte, in denen bie Feindichaft gegen das 
deutſche Reich und der Haß gegen ben leitenden Staatsmann faft auf gleicher 
Linie mit den Glaubensfäten fteben. 

Die Iefuiten-Preffe bat es nicht an Anftrengungen fehlen faffen, um bie 
Öffentliche Meinung irre zu leiten und die thatjächlichen Verhältniſſe zu ver- 
dunfeln. Da es nicht möglich war, das Ereigniß jelbft zu leugnen, jo bemühte 
fie fi, die wirklichen politifhen Beweggründe des Meuchelmörbers und bie Ber- 
bindung beffelben mit ultramontanen Kreifen in Abrede zu ftellen. Dabei trat 
in ihren Darftellungen ein Schwanken zu Tage, welches zugleih für die in 
jenem Lager berrfchende Verwirrung, wie für den Mangel an politifcher Redlich— 
feit und fittliher Strenge Zeugniß ablegte. Unter dem erften Einbrud ber 
Kiffinger Nachrichten fand die „Germania“ e8 angemeffen, Kullmann einen 
nichtswürdigen Berbrecher zu nennen, der, vielleicht von der Borftellung geleitet, 
für Glauben und Kirche zu wirken, zu dem jchwerften Verſtoß gegen die göttliche 
Weltordnung bingeriffen worden ſei. Dennoch unterließ fie nicht, in beimfelben 
Athen bie Ehandthet durch tückiſche Bemerkungen über vie angebliche Verfolgung 
ber Kirche in ein beichönigendes Licht zu ſetzen und balb baranf erklärte fie, 
„Fürſt Bismard fünne fih nicht wundern, wenn ber Unwillen fih in 
dem einen oder anderen Kopfe zum Plan einer verbrederifhen Gewalt- 
tbat verbichte.” Indeſſen begnügen bie erwähnten Blätter fich nicht damit, 
jedwede Mitihuld an dem Verbrechen von ihrer Partei abzuwälzen; fie finden 
auch fchließlich den Muth zu ber argliftigen Unterftellung, daß fein wirklicher 
Mordverſuch ftattgefunben habe, jondern baf die Welt durch eine fünftliche Ver— 
anftaltung ber beutichen Behörden getäufcht fei. Alſo weil bie ruchlofe That miß- 
(ungen ift, weil die Morbwaffe dem Reichsfanzler nicht ben Tod, fonbern nur 
eine, durchaus nicht gefabrloje, Verwundung gebracht hat (bei eines Haares 
Breite wäre burch den Schuß eine Pulsaber zerriffen worden), wagen jejuitiiche 
Federn im Widerfpruch gegen handgreiflihe Thatſachen das Ereigniß als eine 





698 
1874. 


„Polizei-⸗Komödie“ zu deuten, welde in Scene gejeßt worben fei, um bie Po— 
pularität Bismards aufzufrifchen! 

Die ultramontanen Denteleien fünnen auf bas üffentlihe Urtbeil ſchon 
besbalb feinen beftimmenden Einfluß üben, weil ihnen die Thatjachen gleichzeitig 
mit den offenen Ausfagen des Meudhelmörbers gegenüberftehen. Un— 
ummwunben ift von bemjelben die Erklärung abgegeben worben, daß er wegen 
der Kirchengeſetze auf den Reichskanzler gejchoffen babe. Durch diefes Be- 
fenntniß ift ſowohl der politiihe Beweggrundb der That, wie der Zujammenbang 
berjelben mit den frevelhaften Hetereien von ultramontaner Seite vor jedem un» 
befangenen Sinn Har gelegt. Einem Manne von dem Bildungsftande Kull- 
mann’s ifl überhaupt eine genauere Kenntniß der neuen Kirchengefege unmög- 
lich; diejelben fteben dem Bereiche feines Urtheils fern und können baber un— 
mittelbar feinem Empfinden und Handeln feinen Anftoß gegeben haben. Seine 
Auffaffungen ftammen mithin augenſcheinlich aus denjenigen Kreijen, im denen 
man den neuen Gejegen nicht blos den Gehorſam verfagt, ſondern aud ben 
Stempel feindfeligfter Abfichten gegen die katholiſche Kirche aufzubrüden jucht. 
Wie die Anfihten Kullmaun's nicht feine eigenen, ſondern bie feiner geiftigen 
Leiter find, fo ift jene That auch nur, wie bie „Germania“ es angebeutet bat, 
als eine „Verdichtung“ bes in jenen Kreifen gewährten Hafjes gegen den Reichs» 
Lanzler anzufeben, als die Frucht gewiſſenloſer Hebereien, dur die Fürft Bis- 
mard als Todfeind der römischen Kirche und des katholiſchen Glaubens überbaupt 
verläftert wird. 

Nicht von einer Anklage auf Anftiftung oder wirkliche Mitſchuld ift bier 
die Rebe, wohl aber von dem verberblichen Einfluß des ultramontanen Treibens, 
durch melden die roben Maffen ber katholiſchen Bevölkerung zur Auflehnung 
gegen bie Staatsobrigkeit und wilde Naturen zu frevelbafter Gewaltſamkeit ver- 
leitet werben. Ein folder mittelbarer Zujammenbang des Mordverſuches in 
Kiffingen mit den jefuitiihen Wübhlereien ift eine Gewißbeit, welche nicht blos 
in ber öffentlichen Meinung Deutſchlands feftftebt, fondern auch in allen unbe- 
fangenen Blättern der europäifchen Preffe zum Ausdrud gelangt if. Wenn der 
ultramontanen Sache hierdurch ein unauslöſchlicher Makel angebeftet ift, jo er- 
leidet fie gleichzeitig eine jchwere Niederlage durch die Kundgebungen berzlichiter 
Theilnabme und begeifterter Zuftimmung, die dem Fürften Bismard in jüngfter 
Zeit zugegangen find. Ye augenfälligere Beweije die Gegenwart bafür liefert, 
daß die Ultramontanen und alle Widerfacher ber beftebenden Berhältniffe den 
beutihen Reichskanzler zum Stichblatt ihres fchonungslofen Ingrimms gemacht 
baben, um fo deutlicher erfennen alle Baterlandsfreunde in Deutjhland und alle 
vorurtheilsloſen Geifter in Europa, wie unerjeglich diefer Mann mit jeiner Um- 
fiht und feiner Thatkraft für die höchſten Aufgaben des Friedens und der Kultur, 
wie berechtigt fein entichloffenes Einjchreiten gegen Beſtrebungen ift, bie unter 
sr Dedmantel ber Religion für ben Geift ber Entfittlihung und Empörung 
arbeiten.“ 


Veberwadhung der ultramontanen Blätter und 
Vereine. 


„Der Mordverſuch in Kiſſingen hat nicht nur der öffentlichen Meinung An— 
laß gegeben, den Einflüſſen nachzuforſchen, unter welchen der Plan des Ver— 
brechers entſtanden und gereift iſt; auch die Staatsregierung bat dieſem Gegen— 
ſtande ihre ernſte Aufmerkſamkeit zuwenden müſſen. 

Unter den Verhältniſſen, auf welche das Ereigniß in Kiſſingen ein grelles 
Licht wirft, drängt ſich die Frage auf, ob die Behörden in ber geltenden Geſetz— 
gebung ausreichende Waffen finden, um Frieden und Orbnung im Lande gegen 
ben Mifibraud ber Preß- und Bereinsfreibeit zu hüten. Für bie Beantwor- 
tung biefer Frage ift e8 Vorbedingung, daß die vorhandenen gejetlichen Vor— 
ſchriften nachdrücklich in Anwendung gebradht werben, bamit fich feftftellen laffe, 
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in wie weit fie fih gegen bie ultramontanen Wühlereien auf bem Gebiete ber 
Preffe und bes Vereinslebens wirkſam erweiſen. 

Die Staatsregierung bat biefem Gegenſtande ihre ernfte Fürforge zuge» 
wendet unb bie nöthigen Weifungen ertbeilt, bamit alle zuftändigen 
Behörden das Treiben ter Ultramontanen auf beiden Gebieten 
unter ftrenge Aufſicht nebmen. 

Der unbeilvolle Einfluß der Jejuitenblätter, welche fich bei Beiprehung ber 
firchenpolitifchen Fragen in offene Feindichaft gegen Geſetz und Obrigkeit ftellen, 
ift hinlänglich bekannt. Namentlih baben die jeit Kurzem erheblich vermehrten 
Heinen Lokalorgane ber ultramontanen Partei e8 fich zur Aufgabe gemacht, bie 
Leidenſchaften ber Bollsmaffe in gebäffigfter und bebroblichfter Weife aufzuregen. 
Es ift daher dringende Pflicht der Bebörben, ſolchen Hetereien, welche den Frieden 
bes Landes in Gefabr jegen, nah Möglichkeit Einhalt zu tbun und gegen Preß- 
erzeugniffe, welche den Thatbeftand einer ftrafbaren Handlung enthalten, mit un— 
nachfichtlicher Strenge einzujcreiten. 

In neuefter Zeit hat die ultramontane Partei befonders dem latholiſchen 
Bereinsweien eine große Verbreitung gegeben und barauf bingewirkt, bafjelbe 
durch ſorgſame Gliederung und ftraffe Yeitung für den Krieg gegen bie Staats- 
gewalt nugbar zu machen. Die katholiſchen Bereine haben unter verſchiedenen, 
oft hbarmlofen Namen einen Boden für ibre Wirffamkeit gefucht; aber fie haben 
in ber Mehrzahl einen politiihen Charakter angenommen und find vielfach zu 
Heerden ftaatsgefährlicher Wüblereien geworden. Auch auf dieſem Gebiete find 
die Bebörben verpflichtet, ftrenge Aufficht zu üben und die volle Schärfe bes Ge- 
fees zur Anwendung zu bringen. Nach dem Bereindgejege unterliegen ber 
Polizeir-Aufficht alle Bereine, die eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten 
bezweden. Wenn diejer Zwed auch nicht ausprüdlih in ben Statuten ausge. 
ſprochen ift, fo greift die Ueberwachungspflicht der Behörde dennoch Plab, falls 
ein Verein durch fein tbatjächliches Verbalten erfennen läßt, daß er eine Ein- 
wirfung auf öffentliche Angelegenheiten auszuüben ſucht. Ganz befonders wird 
darauf zu achten fein, daß Die Beftimmung bes Vereinsgeſetzes, melde den Ver— 
einen von politiſchem Charakter jede Verbindung untereinander unterfagt, zur 
vollen Geltung fomme. Cine Umgebung bes Geſetzes, wie dies von Seiten bes 
Mainzer Katholilenvereins und anderweitig verſucht worden ift, kann nicht ge» 
duldet werden. Vielmehr fteben jogenannte lokale Bereinigungen von Mitgliedern 
eines Centralvereins auf gleiher Yinie mit eigentlichen Yolalvereinen und fallen 
unter die Vorſchrift des Gejetes.“ 


13. Auguft. Nüdfehr des Fürften Bis marck über Berlin nad) Barzin. 


Danfjagung des Fürften Bismard. 


„Aus Anlaß der am 13. Juli durch Gottes gnädige Fügung von 
mir abgewendeten Yebensgefahr, habe ich zahlreihe und gewichtige Be— 
weiſe der Theilnahme aus allen Gegenden Deutichlands und des Aus— 
landes erhalten. Ich möchte, nad) meiner jet erfolgten Rückkehr aus 
Kiffingen gern jedem Einzelnen und insbejondere den hochangejehenen 
Körperichaften und Behörden, welche mich mit telegraphifchen und ſchrift— 
Iihen Glückwünſchen beehrt haben, meinen Dank unmittelbar ausſprechen. 
Die ärztlihen Borjchriften und die nahe an 2000 betragende Zahl der 
einzelnen Schreiben und Zelegramme geitatten mir das aber nicht, und 
ich bitte daher um die Nachficht aller Derer, welche mir freundliche Kund— 
ebungen haben zugehen laffen, wenn ich Ihnen nur durch BVeröffent- 
ihung diefer Dankſagung mittheile, wie herzlich ich mich des Ausdruds 
Ihrer Theilnahme gefreut habe. 

Berlin, den 14. Auguft 1374. v. Bis marck.“ 
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Schwurgerichtöverhandlungen gegen Kullmann vor dem 
Schwurgeriht zu Würzburg am 29. Dftober 1874. 


Aus der Anklageſchrift: 


„Der Böttchergejelle Kullmann ift am 14. Juli 1853 geboren und ber 
Sohn eines ganz unbemittelten Fiſchhändlers. Nach feiner Entlaffung aus ber 
Bolksichule erlernte er bei dem Meifter Auguft Welſch zu Neuftadt-Magbeburg 
das Böttcherhandwerf. Im Januar 1872 begab er fih in bie Fremde und ar- 
beitete an verfchiedenen Orten, namentlich in Tangermünde, Berlin, Charlotten- 
burg, Lüneburg, Salzwedel, und in Subenburg- Magdeburg. Der Aufenthalt in 
Salzwebel insbefondere fiel in die Zeit von Mitte März bis 9. Juli 1873, jener 
in Subenburg in die Zeit von Auguft 1873 bis 26. Mai 1874. Der Leumund 
des Angellagten ift feineswegs ungetrübt. Schon von Jugend auf zeigte er fi 
rob, frech, troßig, widerſpenſtig, heimtückiſch, rachjüichtig, und ohne Einn für Re- 
figion. Schon als Lehrling ging er gern mit Schießwaffen um, faufte fi ba- 
mals ſchon ein Terzerol und ſchoß häufig mit ſolchem. 

Während feines Aufenthalts zu Salzwedel wurde Kullmann Mitglied 
bes dortigen katholiſchen Männervereins Es könnte auffallen, wie 
Kullmann bei feinem ſchon gefchilderten Mangel an Religion nun plögli in 
dieſe anfcheinend religiöfe Strömung gerietb. Den erften Reiz, dem genannten 
Vereine beizutreten, mag für Kullmann wohl der Umftand geübt haben, baf 
man dort billiges Bier und mwohlfeile Eigarren haben konnte. Nachdem er aber 
einmal Mitglied des Vereins geworden, lebte er fi mehr und mehr in dieſe 
ſcheinbar religiöfe Richtung hinein, der indeffen jeder fittlihe Ernft umſomehr 
ebrach, als gerabe vor Ak Aufenthalte in Salzwedel feine Rachſucht und 
Kaufluft in verftärktem Maße zu Tage trat. Die aufreizenden Vorträge 
bes Pfarrers Störmann, welde Kullmann im Vereine gehört haben 
mochte, die dort zur Verbreitung gelangten $lugblätter, das Leſen 
von Zeitungen verfhiedener Richtung und Tendenz; mit ihrer 
gegenfeitigen Polemif über das Jeſuitengeſetz und bie fpäteren 
preußifhen Kirhengejege, dazu bie Regierungsmaßregeln gegen 
einzelne Biſchöfe und Geiftlihe riefen aber 7 und nad in Kull— 
mann eine Stimmung bervor, die ihn gegen alle Acte ber Staats- 
gewalt in der verbifjenften Weife Partei nehmen ließ. Bon folden 
Gelinnungen erfüllt, betrachtete er mit der Zeit ben Reidhslanzler 
Fürften Bismard als deu ärgften Feind ber katholiſchen Kirche, er 
Ihimpfte über denjelben, wo er ®elegeubeit dazu hatte, und e8 
find insbejondere folgende Aeuferungen altenmäßig: „Bismard 
ift ein liberaler Schuft, ein liberaler Philifter; von oben berab 
wird gewühlt und Bismard ift der Wühler; Bismard mit feinen 
brei Haaren bat die Jeſuiten aus dem Lande vertrieben, wenu er 
fih nod& drei Haare wadhjen läßt, wird er fie wieder berein holen; 
das müßt ibm Alles nichts.“ Allmälig wurde Kullmann aud mit dem 
Gedanken an Morb vertraut. So äuferte er zu feinem Mitgefellen Pieper in 
Sudenburg: „Wenn es einmal dabin käme, daß ihr Baftor ein Wort zu viel 
Iogte und er abgeführt werben follte, dann würde ber, welcher ihn abfübre, 
fallen und er mit.” Schon in Salzwedel hatte Kullmann fich eine neue ein» 
läufige Piftole getauft, diejelbe, weldhe ihm bei dem Attentate gegen den Fürften 
Bismard als Mordwaffe diente, und mit folcher übte er fih zum Deitern im 
Schießen nah Bügeln und anderen Gegenftänden. Bon bem Aufenthalte in 
Salzwebel batirten ferner auch die vorn aufgeführten Aeußerungen Kullmann’s, 
bie fih im weitern Verlaufe zu beftimmten Morbgedanfen gegen den Fürften 
Bismard ausprägten. Er geſteht jelbft zu, daß er bereits um OÖftern b. I. den 
Entihluß gefaßt babe, den Firften zu töbten. Um jene Zeit äußerte er denn 
auh zu bem Zeugen Ernft Meisner mit Bezug auf jeine Piftole: „Das 
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Ding bat feinen Zweck und wird ihn auch erreichen.” Ferner gegen ben Bött- 
chergeſellen Karl Dörr: „Ehe ich fterbe, wird noch ein Anderer fallen.“ 

Um fein Borbaben, den Fürften Bismard zu tödten, auszuführen, reifte 
Kullmann, mit ber in Salzwedel gefauften Piftole verjeben, am 29. Mai d. J. 
von Subenburg auf der Eifenbahn nad Berlin ab. Bor der Wegfahrt ſchoß er 
feine Piftole nohmals im Garten feines Meifters Wid ab, um fich zu verge- 
wiffern, ob biefelbe nicht verfage. Im Bahnhofe ließ er fi damals gegen ben 
Böttchergefellen Bruslorius verlauten: „er wolle nah Berlin, um den Bis- 
mard aufzufuchen.“ In Berlin kaufte fih Kullmann bald nach feiner Ankunft 
bie nöthige Schiefmunition für die Ausführung bes geplanten Morbes, insbe- 
fonbere ſechs Rebpoften. Allein damals verfehlte Kullmann feinen Neifezwed, 
benn Fürft Bismard reifte wenige Tage jpäter, am 31. Mai, Morgens nad 
Barzin ab. Eine Begegnung mit dem Fürften war bierburch für Kullmann 
vereitelt. Er trat nun, ohne übrigens feine Mordgedanken aufzugeben, und um 
einigen Berbienft zu haben, zunächft bei bem Böttchermeifter Geisler in Berlin 
und dann bei dem Meifter Dauehl zu Potsdam in Arbeit. In letterer Stabt, 
auf der fogenannten chriftlichen Herberge, ließ Kullmann nah Angabe bes 
Zeugen Kannebei im Geſpräch bie Aeuferung fallen: „Meine Hand ift zu 
etwas Anberem beftimmt und ih führe es aud aus.“ 

Sogleih in den erften kurz nad feiner Verhaftung mit ihm gehaltenen 
Berbören und fpäterhin wieberholt legte Kullmann das unumwundene Ge- 
ftändniß ab, daß er bie beftimmte Abficht gehabt habe, den Fürften zu 
ermorden. Er babe, fo lauten jeine Ausfagen, nad dem Kopfe des Fürften 

ezielt, e8 thue ihm leid, den Fürften nicht orbentlich, nicht beffer getroffen zu 

Ar Er habe ſich einererzirt, ſchon öfter, ja hundertmal aus der Piftole ge- 
ſchoſſen und gut gezielt, aber der „Kerl“ habe eine Bewegung gemacht und fo 
babe er ihn gefehlt. Er hätte einen Poften mehr bineinthun follen; ein Zünd— 
hütchen babe er beim Schuffe in der Hand gehalten, bamit, wenn das aufgefette 
verfagen follte, noch ein anderes bereit ſei. Er fühle nicht die geringfte Reue 
über feine That und fei auch bei deren Verübung nicht im minbeften erregt ge- 
wejen. Er habe gewußt, baf er feiner That wegen um einen Kopf fürzer ge— 
macht, daß er geftraft werde, ob mit bem Tode ober mit Zuchthaus, jei ibm ganz 
gleich. Er hätte e8 auch ausgeführt, wenn ein Gensdarm in Uniform babeige- 
ftanden haben würde. Eine Anftiftung zu dem Attentate oder auch nur Mit— 
wiſſenſchaft Dritter ftelt Kullmann entſchieden in Abrebe, er hält vielmehr 
daran jeft, daß bie That ausjchließend fein Werk gewejen. Als Motiv be- 
zeichnete er zunähft die Kirhbengejege und lieh fih dann nod 
weiter babin aus, daß ibn aud die Einfperrung der Bifchöfe tief 
gelräntt babe. Einen perfönliben Haß gegen den Fürſten bege er 
nicht. Aus politifhden Gründen haſſe er Hr übrigens auch nod 
um beswillen, weil derjelbe feine — bes Kullmann — Bartei im 
Neihstage als reichsfeindlich dargeftellt habe. Ebenjowenig wie im 
Moment feiner Verhaftung gab Kullmann fpäter auch nur bie leifefte Spur 
von Reue über feine Unthat fund.“ 


Aus der Rede des Staatsantwalts ift Folgendes hervorzuheben: 


„Als Beweggrund zu feiner That giebt Kullmann an bie Kränkung feiner 
religiöjen Gefühle durch die fogenannten Maigejege und durch die Verhaftung 
mehrerer Biihöfe. — — — — Der Angellagte leugnet bis zum Momente ent- 
fhieben, daß er zur That angeftiftet worben ift. Er erklärt mit eiſerner Beharr- 
lichkeit, daß die That fein Werk gewejen ſei; aber die Annahme, fie liegt nabe, 
daß in der Umgebung Kullmann’s während feines Aufenthaltes zu Salzwedel 
Heußerungen gefallen find, melde in dem Böttchergejellen den Gedanken an bie 
That wachgerufen baben. Thatſache ift es aber, ich wieberbole dies, 
daß er feit dem Eintrittein ben Männerverein aufeinmalbeneifri- 
gen, den fanatifhen oder vielmehr, den fanatifirten Katholilen 
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gejpielt hat. Nun, meine Herren, welcher Art waren denn bie Einwirkungen, 
der Einfluß dieſes Eintrittes in den Männerverein auf eine Perjönlichleit wie 
Kullmann? Hat bei ihm jetst eine Selbſteinlehr ftattgefunden? Suchte er jetzt 
feine Leidenjchaften zu belämpfen? Wird jekt aus dem Raufbolde ein frommer 
chriſtlicher Dulder? D mein, meine Herren, gerade das Gegentheil; noch in 
Salzwedel überfällt er einen Mitgejellen auf offener Straße mit dem Mefjer, und 
kaum ift er von Salzwedel weg und wieder in Sudenburg in Arbeit eingetreten, 
fo ift es einer jeiner erften Alte, daß er dem Bruder feines Lehrmeifters aufpaßt 
und ihn mit dem Meffer jchwer verwundet. Noch weiter, meine Herren, im heu— 
rigen Jahre noch, nachdem er bie Strafe erftanben, lauert er dem Meifter jelbft 
in meuchleriicher Weife auf. Das, meine Herren, find die Wirkungen geweien, 
und ein Sichbrüften damit, welch eifriger Katholil er jei. Seine Gewalttbä- 
tigfeit, jeine Leidenſchaft hatte jegt noch eine andere Richtung ge- 
funden. Er bat Partei genommen für eine Sade, und feine Sade 
vertrat er in der nämlidhen Weiſe und führte den Kampf durch 
gegen das, was ihm entgegenftand, wie er es bisher aud gethan 
bat, und jo hören wir jet aus dem Munde des Kullmann zuerft 
von der Bejhimpfung gegen die Königlich preußiſche Staatsregie- 
rung und gegen den Maun, der an der Spitze ber Geſchäfte ftebt. 
Weiter hören wir die Drohungen, wir hören eine Reihe von Aeuße— 
rungen, welde über jeiue finftern Pläne kleinen Zweifel mehr 
übrig laffen. Meine Herren! Das ift die Beleudtung bes Motive, 
wie e8 bie Unterfuhung und bie Berbandlung Fargeftellt hat.“ 


Aus der Rede des Vertheidigers des Kullmann: 


„In Salzwebel gerieth ber leicht erregte, den Genüffen fich leicht hingebende 
junge Mann aus Yangerweile, wie fie von ibm hörten, in ben katholiſchen 
Männerverein und wurde beffen Mitglied. Im diefem Bereine fand Kullmann 
insbejondere dur die Borträge des Pfarrers Störmann, welder ein eifriges 
Mitglied, ja, die Seele des Vereins war, jowie durch die Lektüre der bier auf- 
gelegten ultramontanen Zeitungen reichlichen Unterbaltungsitoff. 

Meine Herren! Die Thätigkeit aller Vereine ohne Unterjchied des Namens, 
mögen fie politifcher oder firchlicher Richtung jein, erregt ohnehin ſchon vie 
Theilnahme ihrer Mitglieder. Damit Sie aber den Einfluß und bie Wirkung 
des Beſuchs gerade des katholiſchen Männervereins zu Salzwedel auf Kullmann 
reichlich zu bemeſſen im Stande jeien, müſſen fie den Zwed eines derartigen Ber- 
eins und eines Theiles der jogenannten katholiſchen Preſſe kennen lernen, und 
die Mittel begreifen, welche zur Erreihung dieſes Zwedes angewendet worden. 
In den wie Pilze aus der Erde gefchoffenen Vereinen wird unter dem Vorwande, 
religiöjes Leben zu pflegen, Kirchenpolitif getrieben. 

Den ungebildbeten oder halb gebildeten Mitgliedern werben 
von ben wenigen, des beabſichtigten Bereinszwedes ji wohl be» 
wußten Gebildeten Borträge gebalten, welde, in dem Sage 

ipfelnd: „Die Religion ift in Gefahr!“ lebiglih die päpftlide 
Mactfellung behandelten. Werden nun ſolche Borträge, wie es 
bäufig der Fall ift, und wie es audb in dem katholiſchen Männer» 
vereine zu Salzwedel gejhab, von ©eiftlihen gebalten, die ihrem 
wahren Berufe, Lehrer des Evangeliums zu fein, entjagt und zu 
politijhen Agitatoren jih aufgeworfen haben, dann beftebt die 
größte Gefahr für bie Zubörer, dieſe letteren haben das Berftänd- 
niß nit zwiſchen Religion und Kirhenpolitil zu unterjheiben 
und fie halten, weil es der vermeintlide Seeljorger jagt, ihr 
heiligftes Gewijjen und ihre Religion durch den Staat bedroht, 
und der Haß gegen bie angeblichen Feinde der katholiſchen Religion 
nn. zu fanatijden Flammen in deu Herzen ber betbörten 
aſſe. 


703 
1874. 


Kommt nun noch ber Umftand hinzu, daß folche jchlichten Leute die leiden- 
Ihaftlich geführte Politif zwiſchen den Blättern der beiden Richtungen verfolgen, 
und daß fie die in dem Bereinsleben Tiebgeworbenen firhenpolitifhen Argumen- 
tattionen und Refultate in den ultramontanen Blättern obne nähere Priliung als 
das allein Richtige annehmen, dann muß ein Gefühl der Intoleranz und Feind 
jhaft gegen jeden Andersdenkenden im den Herzen der auf diefe Weile Fanati- 
firten entftehben, und ebenfo bie beitigften Ausbrüche ber Leidenschaft mit ihren 
notbwendigen Folgen. Meine Herren! Sie haben die Perjönlichkeit des katholi- 
ihen Pfarrers Störmann aus dem verlefenen Berichte der Polizeiverwaltung 
zu Salzwebel kennen gelerut. Sie haben einen Bortrag, welchen dieſer Geiftliche 
bei Gelegenheit des Bereins » Stiftungsfeftes gehalten hat, fo wie deſſen Brief an 
ben Bereinsvorftand verlefen hören. Welcher fanatifhe und intolerante Geift 
weht aus diefen Schriftftüden entgegen, und body find das nur einzelne Bruch» 
ftüde, während bie eigentlihen Statuten und bie anderen Schriften des Bereins 
einige Wochen vor ber furz nach dem Kiffinger Attentat vorgenommenen polizei- 
lichen Hausſuchung angeblid verbrannt worden find. Welchen unglüdjeligen 
Einfluß muß der Beſuch des katholifhen Mäunervereins im Zur 
fammenflufje mit dem Leſen der leidenſchaftlich geſchriebenen Bar» 
teiblätter auf Kullmann geübt haben! Diefer junge, nur jhledt 
unterridtete Mann hatte bisher um Religion und Gottesverehrung 
in feiner Beife ſich bekümmert. Nunmehr beſucht er, fo haben Sie 
von verjhiedenen Zeugen gehört, die Kirche, (obt ben Pfarrer 
Störmann, fowie die katholiſche Geiſtlichkeit überhaupt als die 
beften Menſchen, ſpricht in dem leidenfhaftlihften Tone von Po— 
litik, ſchmäht über den Fürften Bismard und disfutirt über die 
Kirhengejege, deren Bedeutung und Wirkung bei ihm wegen jeiner 

eringen Bildung niht zum richtigen Berftändpnijfe gelangen 
onnte. 

Und dieſe in Salzwedel aufgenommenen, ben Geift, das ganze 
Denken und Fühlen des jungen Mannes abjorbirenden Einprüde 
wirfen allmälig immer ftärfer und ſchließlich jo mächtig, daß er, 
bem das Wejen der Religion nabezu fremd ift, ven Plan faht, den 
Urbeber der Kirhengejege zu tödten, und baf er zur Ausführung 
biejes Planes ſchreitet, ber Religion wegen.“ 


Der Kullmann wurde am 31. Dftober zu vierzehn: 
jähriger Zuchthausſtraſe verurtheilt (ein Jahr unter dem 
höchſten zuläffigen Strafmaß). 


Zu den fpanifchen Angelegenheiten. 


Die Karliften und das Völkerrecht. 
„Provinzial » Eorrespondenz“ vom 29. Jufi. 


„Bis jet haben Die europäifchen Mächte den traurigen Wirren in Spanien 
als ruhige, nicht unmittelbar betbeiligte Beobachter zugejchaut. Im allen maf- 
gebenben Kreiſen berricht bie Heberzeugung vor, daß e8 ber jelbftftänbigen Yebens- 
tbätigfeit jedes Bolfes anbeim gegeben werben muß, ben Gang feiner politifchen 
Entwidelung und bie Geftaltung jeiner inneren Berhältniffe zu beftimmen. Des- 
halb haben die Mächte fich gewiffenhaft jeder Einmifhung in bie Angelegenheiten 
Spaniens enthalten und auch jelbft mit der Anerkennung ber jeweiligen Regie» 
rung in Mabrib gezögert, um einen Zeitpunkt abzuwarten, wo bie Herftellung 
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regelmäßiger biplomatifcher Beziehungen mit einiger Ausficht auf nützliche Wirk⸗ 
jamkeit erfolgen Könnte. Durd die neueften Borgänge ift die Aufmerkſamkeit ber 
Diplomatie den Zuftänden jenfeit der Pyrenäen in lebhafterer Weife zugewandt 
worden, unb bie europäifchen Mächte werben ſich ber Aufgabe nicht entziehen 
können, über ihre Stellung zu Spanien und ihre aus ber gegenwärtigen Sachlage 
erwachſenden Pflichten in ernfte Berathung zu treten. 

Für Deutſchland ift ber Eindrud der entjeglihen Nachrichten aus Spanien 
noch dadurch empfindlich verſtärkt worden, daß die Karliften einen Reichsange- 
börigen, den ehemaligen preußiichen Artillerie - Hauptmann Schmidt, der auf 
dem Kriegsſchauplatze als militärifcher Berichterftatter für die deutſche Preffe an- 
wejend war, aufgegriffen und gegen alles Völkerrecht erfchoffen haben. Aus ben 
Berichten Über das Berfahren des jogenannten Kriegsgerichtes ift zu erſehen, daß 
ber Unglüdliche, obgleih er durch Tegitimationspapiere die Unverbächtigfeit feiner 
Perſon und feiner Beihäftigung nachweiſen konnte, als Spion verurtbeilt wurbe, 
und daß die Granfamkeit feiner Richter namentlich gegen den Deutjchen und 
Proteftanten gerichtet war. 

Dan konnte von vornherein annehmen, daß bie Reichsregierung bei einer 
folhen, allen Grundſätzen des Völlkerrechts Hohn ſprechenden und das beutjche 
Nationalgefüh! tief verlegenden Barbarei nicht unthätig bleiben würde. Anbrer- 
feits Teuchtete ein, daß ein im regelmäßigen biplomatifchen Verkehr üblicher Antrag 
auf Genugthuung bier nicht ftatthaft jei, ba bie jpanifche Regierung für ſolche 
Schaudthaten nicht verantwortlich gemacht, ihr vielmehr das Zeugnif nicht verjagt 
werben fonnte, daß fie alle Kräfte aufbietet, um dem räuberifchen Unweſen ein 
Ziel zu ſetzen. 

Mit allgemeiner Befriedigung wurbe baber bie Nachricht begrüßt, daß das 

bisher bei der Infel Wight befindliche deutſche Geſchwader die Beftimmung 
erhalten habe, fih an die Nordküſte Spaniens zu begeben unb bort einige Zeit 
u kreuzen. — 
. Man darf hoffen, daß die Schritte der Reichsregierung ben Anftoß zu einer 
glüdfihen Wendung in ben ſpaniſchen Zuftänben geben werben. Jedenfalls würde 
das Erjcheinen ber deutſchen Flagge an ber Nordküſte Spaniens als eine Bürg- 
ſchaft gelten, daß völlerrechtswidrige Begünftigungen ber Farliftiihen Räubereien 
nicht ohne jcharfe Auffiht, Leben und Eigenthum deutſcher Reichsangehörigen im 
Spanien nicht ohne Schutz bleiben ſollen.“ 


Anerfennung der ſpaniſchen Regierung. 


4. Auguft. Die deutſche Regierung jchlägt den Großmädhten die 
Anerkennung der faktiihen Regierung Spaniens vor. 


Notizen der „Provinzial-Eorrespondenz.“ 


19. Auguft. „Die beutjche Reichsre ierung bat Unterhandlungen angefnüpft, 
um fih mit ben enropäifhen Mächten über eine jürmlihe Anerfennung ber 
unter Leitung des Marſchalls Serrano in Mabrib beftehenden ſpaniſchen Ere- 
futivgewalt zu verftändigen, weil fie durch die jüngften Vorgänge in Spanien zu 
ber Ueberzeugung geführt worden war, baß ber Augenblid gelommen jei, durch 
einen jolhen Schritt das moralifche Anſehen ber bortigen Regierung zu flärfen 
und jo nah Möglichkeit bas Ende eines gräuelvollen Bürgerfrieges zu bejchleu- 
nigen. Allem Anſchein nach bat bie von Seiten ber beutichen Botitif gegebene 
Anregung bei ben auswärtigen Mächten, wie in ber öffentlichen Meinung, eine 
günftige Aufnahme gefunden. Man erkennt überall, daß die Regierungen fich 
Durch die Pflichten der Menfchlichkeit zu einem Schritt veranlaft finden, der, obne 
irgend eine thatſächliche Einmifhung in bie inneren Angelegenheiten Spaniens 
zu enthalten, doch in wirkſamer Weife zur Beenbigung einer barbariichen Meuterei 
und zur Herftellung georbneter Zuftände jenfeit der Pyrenäen beitragen bürfte.“ 
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26. Auguſt. „Die Unterhanblungen über die Anerkennung der fpanifchen 
Exekutivgewalt haben zu dem befriebigenden Ergebniß geführt, Daß die europäiſchen 
Mächte den Beweggründen und Zielen der von ber deutſchen Reichsregierung ge- 
gebenen Anregungen volle Gerechtigkeit wiberfahren laffen. Die Mehrzahl der 
Mächte hat bereits bie erforderlichen Beranftaltungen getroffen, um regelmäßige 
diplomatische Beziehungen zu der Republif Spanien berzuftellen. Die Anerten- 
nung ber dortigen Regierung von Seiten Dentſchlands und Defterreihs fteht in 
naher Ausfiht. Nur die urfifche Regierung bat e8 zur Zeit noch nicht für an- 
gemefjen erachtet, einen biplomatiihen Bertreter in Madrid zu beglaubigen.“ 


3. September. „Der Bertreter Spaniens beim Deutſchen Reiche, 
Graf Rascon, ift am 2. September von Sr. Majeftät dem Kaifer in feierlicher 
Audienz empfangen worben, um fein Beglaubigungsfchreiben als Vertreter bes 
Chefs der Negierungsgemwalt, des Marſchalls Serrano, zn überreichen. 

Hiermit if die Anerltennung ber gegenwärtigen Regierung 
Spaniens Seitens des Deutfhen Reiches erfolgt. 

Die Ueberreihung ber Beglaubigungsichreiben des bieffeitigen Vertreters in 
Madrid, welche nur Durch äußere Umftände verzögert worden ift, wird gleichzeitig 
mit dem Antritt des Geſandten von Defterreich - Ungarn erfolgen. 

Die Anerkennnng der fpanifchen Regierung Seitens ber übrigen Großmächte, 
mit Ausnahme Rußlands, wird in den nächſten Tagen in gleicher Weiſe ftattfinden. 

Mas Rußland betrifft, fo ift ſchon jett auf allen Seiten die Ueberzeugun 
entjchteden zur Geltung gelangt, baf bie bier und da gehegte Erwartung, Beh 
bie einftweilige Meinungsverfchiedenheit in ber Auffaffung der ſpaniſchen Auflände 
das herzliche Einverftändniß zwiſchen ber ruſſiſchen und deutſchen Regierung ge- 
ftört zu fehen, auf einer vollftändigen Verkennung der Berhältniffe beruht.“ 


Fürſt Bismard. IT. 45 
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1874. 29. Dftober. Thronrede des Kaijers zur Eröffmung 
des Neichötages. 
„Geehrte Herren! 

Zum zweiten Male in diefem Jahre nehme Ich Ihre Mitwirkung für 
die weitere Entwidelung der Jnftitutionen des Reichs in Anſpruch. Die 
gejetsgeberifchen Aufgaben, welche Ihrer harren, ftehen an Wichtigfeit denen 
nicht nad, die in den früheren Sejfionen den Reichstag bejchäftigt haben 
und überragen diejelben an Umfang vielleiht auch in der Schwierigfeit 
der gejchäftlihen Behandlung. — 

Bier Gejeg- Entwürfe: über die Verfaſſung der Gerichte, über 
das Civilverfahren, über das Strafverfahren und über das Konkursver— 
fahren, von welchen die drei erften bereit3 von dem Bundesrathe berathen 
find, jollen die jeit Jahrzehnten von den Rechtiuchenden als Bedürfnig 
erfannte und von den Rechtskundigen erjtrebte Einheit des Gerichtsver— 
fahrens verwirklichen und durch dieje Einheit unjerm Baterlande ein Gut 

ewähren, welches andere Yänder längſt befigen und welches wir nicht 
änger entbehren fönnen. 

Die Entwürfe, welche Ihnen zugehen, find die Frucht mühjamer Vor- 
arbeiten, an welchen die Rechtswiſſenſchaft, der Richterftand, die Anwalt: 
ſchaft und der Handelsjtand aus allen Theilen Deutjchlands mitgewirkt 
haben; fie wollen, an bewährte Einrichtungen anjchließend, den Forderungen 
des Lebens, mie ſolche die Entwidelung des Verkehrs zum Ausdrud ge- 
bracht bat, und den durch Erfahrung gereiften Forderungen der Wifjen- 
ſchaft, gerecht werden. 

Zu derjelben Zeit, in welcher Sie aufgefordert werden, die Einheit 
der Gerichtsverfaffung und des Berfahrens zum Abſchluß zu bringen, find 
die erften Schritte gefchehen, um die Einheit des bürgerlihen Rechtes her— 
beizuführen. Freilich merden Jahre vergehen, bis der legte Schritt zur 
Herftellung diefer Einheit getan werden fann, aber Ich freue Mich, ge— 
jtügt auf die gemachten Erfahrungen, fchon heut die Ueberzeugung aus— 
ſprechen zu dürfen, daß e8 uns bejchieden fein wird, diefen legten Schritt 
in nicht allzu ferner Zukunft thun zu fünnen. 

Die gemeinfame Geſetzgebung über das Heermejen, welche durch das 
in Ihrer legten Seſſion berathene Reih8-Militärgefeß ihrem Abſchluß 
nahe gebradt iſt, joll durch drei Ihnen zugehende Gejegentwürfe weiter 
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vervollftändigt werden. Zwei diefer Entwürfe, nämlich eines Gefeges über 
den Yandfturm und eines Gefeges über die militärifche Kontrole der Be— 
urlaubten, find bereit3 in dem Reichs-Militärgeſetz verheißen. Der dritte 
jol die Naturalleiftungen für die bewaffnete Macht im Frieden gleihmäßig 
und in einer den veränderten Berhältniffen entjprechenden Weile regeln. 

Nahdem der Umlauf des Papiergeldes durch ein in Ihrer legten 
Sefjion zu Stande gekommenes Geſetz geregelt ift, bedarf e& zum Abſchluß 
der Geſetzgebung über den Geldumlauf in Deutjchland noch der gefeglichen 
Regelung des Umlaufs von Banknoten. Die verbündeten Regierungen 
find bei dem Ihnen vorzulegenden Gejegentwurfe über dieſe wichtige Frage 
von dem Geſichtspunkte ausgegangen, daß beftehende Rechte nur ſoweit 
* beſchränken ſeien, als es das, mit der Aufrechthaltung der Metall-Cirku— 
ation verbundene, öffentliche Intereſſe erheiſcht und daß gleichzeitig Vorſorge 
zu treffen ſei, um einer ſpäteren, auf den Erfahrungen über die Geſtaltung 
des Gold-Umlaufs fußenden, Geſetzgebung den Weg anzubahnen. — 

Zum erſten Male wird Ihre Mitwirkung für die Feſiſtellung des 
re er von en in Anjprud) genommen werden. 

ie Prüfuug defjelben wird Ihnen Beranlafiung geben, von den Hülfs- 
quellen, den Bedürfniffen und den Einrichtungen des Reichslandes ein- 
gehender Kenntniß zu nehmen, als e8 bisher, an der Hand der jährlichen 
Verwaltungsberichte, möglih war. Gie werden unferen oberrheinijchen 
Yandsleuten das Intereſſe befunden, welches die gefammte Nation den Ver— 
hältniffen diefer uralten deutjchen Gebiete widmet. 

Der von Ihnen in Ihrer legten Seſſion gefaßte Beſchluß über den 
Entwurf eines Gejeges, betreffend die Beurkundung des Perjonenftandes 
und die Form der Eheſchließung, hat dem Bundesrathe Beranlaffung ge— 
geben, die Aujftellung eines Gejeg- Entwurfes über die Einführung der 
obligatorifchen Eivilehe und die Beurkundung des Perfonenftandes anzu= 
ordnen. — 

Unjere Beziehungen zu allen fremden Regierungen find friedlich, und 
wohlmwollend und in der bewährten Freundichaft, melde Mich mit den 
0 mächtiger Reiche verbindet, liegt eine Bürgſchaft der Daner des 

iedens, für melde Ich Ihr volles Vertrauen in Anfpruch nehmen darf. 

Mir liegt jede Verſuchung fern, die geeinte Macht des Reiches anders, 
al3 zu deſſen Bertheidigung zu verwenden; vielmehr ift es gerade dieje 
Macht, welche Meine Regierung in den Stand jegt, ungerechten Verdächti— 
gungen ihrer Politik gegenüber zu ſchweigen und gegen das Uebelwollen 
oder die Parteileidenfhaft, denen fie entipringen, ertt dann Stellung zu 
nehmen, wenn diejelben zu Thaten übergehen follten. Dann weiß ch, 
daß für die Rechte und die Ehre des Reichs jederzeit die gefammte Nation 
und ihre Fürften mit Mir einzutreten bereit find,“ 


29. Dftober. Landesausſchuß für Elfaf-Lothringen. 
Allerhöchſter Erlaß Sr. Majeftät ded Deutichen Kaiſers 
an den Reichskanzler. 


„Um den Wünfchen entgegenzufommen, melche von Bertretern der 
Interefien des Reichslandes auf den Bezirftagen fundgegeben worden 
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find, und von der Abficht geleitet, die Verwaltung bei der Vorbereitung 
der Pandesgefege durch die Erfahrung und Sachkunde von Männern 
berathen zu jehen, welche dur daß Bertrauen ihrer Mitbürger aus: 
gezeichnet find, ermächtige Ih Sie, Ihren Vorſchlage entiprechend, 
in Zukunft Entwürfe von Gefegen für Eljaß-Lothringen über ſolche An— 
gelegenheiten, welche der Reichsgeſetzgebung durch die Verfaſſung nicht 
vorbehalten jind, einschließlich des Yandeshaushalts -Etat3, einem aus 
Mitgliedern der Bezirkstage zu bildenden Yandes- Ausfhuß zur gutacht- 
—— Berathung vorzulegen, ehe fie den — Faktoren der Geſetz⸗ 
gebung zur Beſchlußfaſſung zugehen. Auch will ich Sie ermächtigen, 
über — — aloe allgemeiner — welche nach der be— 
ſtehenden Geſetzgebung nicht der Berathung oder Beſchlußfaſſung der Be— 
— unterliegen, die gutachtliche Aeußerung jener Verſammlung zu ver- 
nehmen. 

Der Landesausſchuß wird aus Mitgliedern der Bezirkstage derart 
gebildet, daß die Bezirlstage eingeladen werden, je zehn ihrer Mitglieder 
dazu zu wählen, jomwie drei Stellvertreter, welche für den Fall der Ber- 
binderung der Mitglieder in der durch die Wahl beftimmten Folgeordnung 
einberufen werden. 

Zeit und Ort der Situngen zu beftimmen, behalte Jh Mir vor. 

Die Sigungen find nicht öffentlich. 

Ih ermäcdtige Sie, die zur Ausführung diefes Meines Erlaffes, 
welcher durch das Gejegblatt dir Eljaß- Lothringen befannt zu machen 
ift, erforderlihen Anordnungen zu treffen.“ 

Berlin, den 29. Oktober 1874, Wilhelm. 

(ge993.) Fürft v. Bismard. 


Das deutſche Reihsinterefje in Elſaß-Lothringen. 


30. November. Rede ded Fürften Bismard bei der erften Be 
rathung des Haushaltd der Reichslande. 


‚(Gegenüber ben Reben ber ultramontanen eljaß -lothringifchen Ab- 
georbneten Winterer und Simonis.) 

„Sch halte e8 nicht für angemefjen, auf die Einzelheiten in der Rede 
de8 Herrn Vorredners und feines engeren Yandsmannes von der legten 
Debatte einzugehen, weil die Standpunkte, auf denen wir uns befinden, 
= infommenfurabel find, als daß wir zu einer Verftändigung, zu einer 

iderlegung, die überzeugend wäre, kommen könnten. Wir jprechen 
gewifjermaßen verjchiedene Sprachen und verftehen uns nn nicht, 
weil wir, obſchon beide deutſch fprechend, doch von verfchiedenen rund. 
fägen, die wir als wahr und richtig annehmen, ausgehen. Der Herr Bor: 
redner hat diejes Inkommenſurable zwifchen unjeren Standpunften am 
ſchärfſten damit gezeichnet, daß er und vorwarf, daß wir bei Aulegung 
der Univerfität in Straßburg das Reichsintereffe und nicht das nterefle 
Elſaß-Lothringens im Auge gehabt hätten. Ich kann allerdings nur das 
Reichsintereſſe verfolgen und ich hoffe, die Elſäſſer werden mit der 
Zeit dahin fommen, daß fie das Reichsinterejje als das ihrige 
betrachten. Bisher find fie nicht auf dem Standpunkte, und deshalb 
ift die Diskuffion Über diefe Dinge zwifchen uns meines Eradhtens ziemlich 
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müßig. Ja meine Herren, in der That, wir haben die Univerfität im 
Intereſſe der Reichspolitik angelegt, wie wir denn überhaupt die ganzen 
Landestheile lediglih im Intereſſe der Reichspolitik Deutfchland einver- 
leibt haben. 

Das möchten die Herren fich doch vergegenmwärtigen und fich nicht 
ihrer Stellung in dem Maße überheben, daß fie einer Körperfchaft von 
40 Millionen darüber Vorwürfe machen, daß fie nicht die Kirchthurms— 
interejfen von Eljaß Lothringen, jondern in erfter Linie die Reichsintereſſen 


verfolge. 

Sn NReihsinterejje haben wir diefe Pänder in einem guten 
Kriege, in einem Bertheidigungsfriege, wo wir uns unferer 
Haut zu wehren hatten, re nit für Elſaß-Lothringen 
.. unfere Krieger ihr Blut vergofjen, jondern für daß 

eutſche Reich, für feine Einheit, für den Schuß feiner Grenzen. 
Wir haben die Länder an und genommen, damit die Franzoſen 
bei ihrem nädhften Angriff, den Gott lange hinausſchieben 
möge, den fie aber doch planen, die Spige von Weißenburg 
nicht zu ihrem Ausgangspunkt, fondern damit wir ein Glacis 
aben, auf dem wir un® wehren können, bevor fie an den 
bein fommen. 

Wir haben auch im Reichsintereffe und nicht im Intereſſe von Elſaß— 
Lothringen die Herren frübzeitiger, als vielleicht nüglid war, — ich bin 
zu diefem Wagniß nicht ohne lebhaftes Zureden gefommen — in unferen 
Schooß hier aufgenommen und fie an den Wohlthaten der Reichöverfaflung 
theilnehmen laffen — nicht um Fhretwillen meine Herren — mir fonnten 
bier ohne Sie leben — jondern lediglich im Intereſſe des Reiches, damit 
man hier mit lebendiger Theilnahme den dortigen Vorgängen folge, damit 
man aus diejer Kritif, wie fie hier geübt wird, aus diefer entjchieden ab» 
geneigten Kritit doc genau die Fehler unferer Verwaltung ſehe, die ja 

ewig da find. Ich bin jelbft den Herren dankbar für Vieles, was fie 
de und fühle mich davon getroffen; wir find Menjchen und können 
nichts anderes als Menjchliches leiften, und die Peiftung wird uns durch 
das MWiderftreben, was dort ftattfindet, ja in hohem Maße erichwert, 
und e3 ift nicht leicht, die brauchbarften und tüchtigften Elemente unter 
den Beamten dort fofort dauernd gewiffermaßen auf der Brefche zu erhalten. 

Sch halte es im Ganzen immer für nützlich, daß diefe Herren hier 
fprehen und alle Schattenfeiten beleuchten, die fie herausfinden können. 
Ih Ihäge an dem ganzen Regime der neueren Zeit nichts fo fehr, als 
die abjolutefte Deffentlichkeit, es ſoll fein Winkel des öffentlichen Yebens 
dunfel bleiben, und müßte felbft nur das gelblihe Dämmerlicht aus der 
Dlendlaterne, mit der die Herren Vorredner uns in diefer Sache beleuchten, 
auf ihre Schäden fallen, — es ift immer beſſer, als daß fie unbeleuchtet 
bleiben, und hätte es auch nur die Folge, daß der „Fluch der hohen 
Meinung,” mit der die beite Berwaltung und Büreaukratie ſich 
jo leicht täuſcht, einige Verminderung erleide. Ich bin danfbar für die 
ſchärfſte Kritik, wenn fie nur fachlich bleibt; ob fie hier überall ſachlich blieb, 
wird fich nachher ausweiſen, fie wird eine fachliche Erwiderung finden. 

Ich habe aljo nur betonen wollen: wir ftehen hier auf dem Reichs— 
interefje, die Herren ftehen theils auf dem Yokalintereffe, theild auf dem 
Intereſſe ihrer Bergangenheit, die fie nad) Paris weit, theils auf 
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dem Interefje einer Gegenwart, die fie nah Rom meift. Wir ftehen 
auf ganz verfchiedenen Standpunften. Die Interefjen von Eljaß-Yothringen 
und die des Reiches werden — davon bin ich überzeugt — fchlieglich zu— 
fammenfallen, wenn auch nicht dadurd, daß wir die NeichSpolitif dem 
lofalen Bedürfnig von Eljaß-Yothringen unterordnen und daß wir unjere 
Neichspolitit fo einrichten, wie die Herren Winterer und Simonis 
fie billigen oder uns vorfchreiben; dabei würden wir dem Weiche ein 
furzes Yeben geben. 

Ich habe noch einige Worte über das Statut de3 Landesaus— 
chuſſes zu bemerken. — Es ift fehr richtig: ich habe vor 2 bis 3 
ahren, und ich fann genauer jagen, bis zu dem Zeitpunft, mo mir die 

jegt unter und anmejenden Abgeordneten von Eljaß- Lothringen kennen 
lernten, einigermaßen fanguinifchere Anfichten über die Möglichfeit gehabt, 
in Eljaß- Lothringen bald ein fonftitutionelles und parlamentarifches Yeben 
groß zu ziehen. Ich will glei nachher das Element näher kennzeichnen, 
welches mich da in eine Täuſchung induziert hat. Nachdem wir nun die 
Tonart fennen gelernt haben, in der die gewählten Vertreter von Eljaß- 
Lothringen die Neichspolitif, die Neichsinterefien auffaffen, habe ih — 
ih bin fonft nicht Schüchtern in der Politik — doc ein gewiſſes Bangen 
und Zagen empfunden, ob ich dem Weiche den Schritt zumuthen darf, 
der dahin führen kann, daß wir in Eljaß- Yothringen eine parlamentarische 
Inftitution fchüfen, deren Majorität oder Gejammtheit von der Gefinnung 
und Auffaffung der Herren Abgeordneten Simonis und Winterer 
fein fünnte. Ich glaube, daß ein folches Parlament für den europätichen 
Frieden eine große Gefahr im fich bergen würde. Sch vermuthe, dak die 
Wahlen demnähft anders ausfallen würden, als die jegigen ausgefallen 
find; aber ich bin zu wenig davon gemiß, wir müſſen andere Proben erft 
fehen. Ein Parlament, welches jeine Inſpirationen haupt— 
fählih dem franzöfifhen und römischen Intereſſe entnehmen 
würde, fünnte nicht beftehen ohne einen dauernden Konflikt 
zwiichen diefem Parlament und der Reihsregierung. ES würde 
eine erhebliche Aufregung in der franzöfiihen Stimmung, vielleiht in der 
ganzen europätichen, hervorrufen, und ich halte es für ſehr ſchwer, mit 
einer parlamentarifhen Berfammlung, in welder Anfichten 
wie die hier von den eljälfifhen Abgeordneten vertretenen 
die Majorität befäßen, den europäijhen Frieden mit der- 
felben Wahrfcheinlichfeit auf ein Jahr und länger hinaus zu 
berechnen, wie e8 jegt der Fall ift. Ich habe deshalb der Vorlage 
des Statut3 gerade die Form und den Weg angemiejen, in dem es an 
Sie gelangte. Ich wage nicht, jo gerne ich es thun würde, diefe Sache 
in eine Form zu bringen, bei welcher der Reichsſstag in die Yage käme, 
entweder fie zu verwerfen — mas vielleicht Ihrem Gefühle nicht ent- 
Ipräche, indem auch Sie ein Verfuhsjtadium gern gewähren würden — 
oder fie zu genehmigen und dadurd eine Inftitution zu fchaffen, die nur 
dur ein ©ejeg mit Zuftimmung des Reichsſtags wieder aus der Welt 
geichafft werden föünnte. Wenn * flagrante Dinge paſſirten, würden 
wir ſolche Zuſtimmung des Reichstages erbitten und erlangen; aber die 
Herren werden ſelbſt gewiß mit mir darüber einig ſein, wie ſchwer und 
unangenehm eine ſolche Zumuthung für eine parlamentariſche Verſammlung 
ſein würde, etwas der Art wieder aufzuheben, und ich ſage, wir haben 
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diefen Weg gemählt, damit wir, wenn wir fähen, die Ent- 
Ihlofjenheit, die Neigung, die elſäſſer Gejhäfte mit Nüd- 
fiht auf die Zugehörigkeit des Yandes zum Deutſchen Reiche 
-zu behandeln, ift noch nicht in hinreihendem Maße vorhanden, 
noch zumarten, und namentlich die Wirkung des Schulunterrichts ab- 
warten fünnen, den der Herr Vorredner jo tadelte, und in Bezug auf 
den ich ihm fage, daß das einer der ‘Punkte ift, über den ich mit dem Herrn 
Abgeordneten Dunder, jo viele Meinungsverjchiedenheiten fonft zu meinem 
Bedauern vorhanden find, volljtändig einverftanden bin: wir werden 
höchſt wahrjcheinlich und ſicher noch viel energifcher einſchreiten 
müjjen, 

Wir glauben, daß der Schulunterricht in Eljaß und Lothringen zu 
den befferen in Frankreich, aber doch, wie in Frankreich überhaupt, im Ver: 
gleich zu Deutjchland noch immer nicht zu den guten gehört hat. Sie 
jehen, wohin die franzöfiihe Nation unter folcher Leitung des Schul— 
unterricht mit der Zeit gefommen ift, fo daß es fehr ſchwer iſt, etwas 
Feſtes wiederherzuftellen, indem der Zuftand des öffentlichen Unterrichts 
und feiner Ergebniffe der Art ift, daß es zu leicht ift, die Bevölkerung 
über ihre wirklichen Intereffen zu täufchen — um nicht zu jagen zu be= 
lügen — damit fie keinen ficheren und Karen Ausdrud ihrer eigenen Wünſche 
und Intereſſen in eine parlamentarifche Berfammlung hineinbringe. Im 
franzöſiſchen Weſen liegt ja eine jprüchwörtliche Yeichtgläubigfeit, von der 
fih die elſäſſer Bevölkerung auch noch nicht [oögeriffen hat. Ganz frei 
von der Mitjchuld ift die Art von Schulunterricht nicht, die bisher dort 
ftattfand, an der jehr viele Elemente theilnahmen und Einfluß übten, die 
um ihrer Herrichaft und ihres Einfluffes willen ein Intereſſe hatten — 
ich will nicht jagen, an der Verdummung der Jugend, aber doch daran, 
daß fie nicht zu Flug werde, 

Wir halten an den Anfichten, die früher im Bezug auf eine Her- 
ftellung einer eljälfer Yaudesvertretung von mir vor Ihnen geäußert worden 
find, durchaus feit; wenn wir dem nicht näher treten wollten, aber vor— 
fihtig näher treten, jo wilrden wir auch diefes Statut nicht eingebracht 
haben, das ja einer weiteren Ausbildung fähig ift. Ich habe zum Bei— 
fpiel gar fein Bedenken gegen die Deffentlichkeit, wiirde aber, wenn die 
Tokalbehörden Wejentlihes dagegen hätten, mit meiner Meinung nicht 
durch die Wand gehen, ſondern auf diefelben hören; aber ich nehme an, 
daß fie zuläfjig fein wird. Dann werden wir ja hören, ob dort wirflid 
elfäjfifhe und deutjche Politif, oder fremdartige Tendenz 
politif getrieben wird. 

Ganz beftimmt werden wir aberinallen unferen Schritten 
in erjter Linie von den Jnterefjen und vor allen Dingen 
von der Sicherheit des Reichs, feines Gebietes und feiner 
Grenzen geleitet werden, und werde ich mich, jo wenig ich font 
por einem gebotenen, dreiften Entſchluß in der Bolitif zurück— 
Ihrede, durh Bormwürfe oder durch Ueberredung nicht dahin 
bringen laſſen, die Intereffen des Deutfhen Reihes aus 
Gefälligkeit für folche Elfäfjer zu gefährden, die im ganzen 
nicht zu unferen Freunden gehören, und ich werde auch da 
den Wünfhen der Mehrheit meiner deutjhen Mitbürger, 
fo wie fie fich in der Vertretung hier im Reichsſtage, und den 
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Wünfhen der deutfhen Regierungen, wie fie fih im Bundes- 
rathe ausfpredhen, fehr gern zugänglich fein; aber verlangen 
Sie von mir id die Rolle, daß ich auf einem fo brüdigen 
und für die Sicherheit und Ruhe des Reiches bedenklichen 
Boden mit einer gemwijjen ftürmifhen Eile vorausdrängen 
foll, immer bereit bleibend, die Berantwortung für die Folgen 
zu tragen. Ehe wir weiter vorfchreiten können, müffen und 
weitere Wahlen die Proben liefern, ob dort wirklich die 
Elemente dauernd die Oberhand gewinnen, die dahin ftreben, 
die Gemüther dem Deutſchen Reihe und der deutſchen Re— 
gierung zu entfremden; und wenn daß der Fall fein follte, 
fo müßten wir erft von der Befjerung des Schulunterridts 
und von der heranwachſenden Generation eine Befferung der 
Berhältniffe erwarten, die biß jest ſchief und in unridtiger 
Strahlenbredung von den Wählern gefehen werden, fo lange 
die Potenzen, die an der Jrreleitung und Unterdrüdung der 
jugendlihen Intelligenz ein Intereſſe haben, in den Schulen 
dort noch wirkfam fein können.“ 


Mißachtung der Geſetze und Einſchreiten der 
Obrigfeit. 

21. November. Aeußerung ded Fürften Bismard bei der Be 

rathung des Antrags auf Freilaſſung des Abg. Bebel ꝛc. 


(Auf die Rede des Abgeordneten Windthorſt, welcher über bie 
Zunahme der Einfperrungen Klage geführt hatte.) 

„Der Herr Vorredner veranlaßt mich, gegen meine urfpüngliche Ab— 
fit, mich mit einigen Worten in die Debatte zu mifchen, dadurch, daß 
er die Häufigkeit der Einfperrungen, die Thatjache, daß es fich ſehr häufig 
wiederholt, daß Yeute in das Gefängnig kommen, in einer Art und Weije 
portrug, als wenn fi daraus ein Vorwurf gegen einzelne Regierungen 
oder gegen die Reichsregierung begründen ließe; einer von diefen Vorwürfen, 
die nicht ausdrüdlich ausgeſprochen worden, überläßt dem Leſer, daß an 
all’ diefen Uebeln irgend eine Ungerechtigkeit, von Seiten des Reich oder 
der Regierungen, Schuld wäre, zwijchen den Zeilen zu lejen. Es genügt 
dazu der Vortrag mit dem Tone fittliher Entrüftung. Ein Schuldiger 
muß doc fein, und als fchuldig, fobald die Anklage von der Stelle des 
Vorredners und von der Stelle des Herrn eriten Redners ausgeht, denkt 
man ſich matürlich die Regierung. Ich möchte diefem Eindrud doc mit 
wenigen Worten entgegentreten, indem ich fage: wenn fehr viele Beifpiele 
vorliegen von — ich wiederhole den Ausdruck — von Einfperren, denn ic) 
finde Fein entjprechendes Subftantivum, was ich aus Gefängniß bilden könnte 
— menn das aljo jehr häufig vorfommt, fo ift das allerdings eine jehr 
bedauerliche Erjcheinung, keineswegs aber ein Beweis, daß die Regierung 
nicht ihre Schuldigfeit thäte. Der würde dann erft geführt werden können, 
menn man auch nur in irgend einem Beifpiele nachweifen könnte, daß die 
Gefängnißhaft im Widerjpruch mit den Gejegen verfügt wäre. Das zu 
verfuchen, hat fi) der Herr Vorredner, der legte ſowohl wie der erfte, 
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fehr wohl gehütet; er hat dunkel ein Mißbehagen angedeutet, daß häufig 
Leute unerwartet ind Gefängniß geriethen, hat es den Publikum überlaffen, 
den Mifjethäter zu errathen, der eigentlich daran fchuld if. Ja, meine 
Herrn, das ift, wie bei der Abjchaffung der Todesftrafe Jemand fagte: 
„Laßt doch die Herren Verbrecher erft anfangen mit der Aufhebung des 
Mordes!" Das häufige Einfperren liegt nicht an denen, die das Geſetz 
handhaben und e3 mit pflichtmäßiger Strenge und Gleihmäßigfeit hand» 
haben; e3 liegt an denen, die das Geſetz übertreten. 

Das, was der Herr Vorredner anführte, ift nur ein Beweis, daß 
die Gejeesübertretungen in neuerer Zeit zahlreicher find, wie früher, daß 
die Achtung vor den Gefegen erheblich geſchwunden ift. Fragen wir ung 
nun: Woran liegt da8? An der übermäßig gefteigerten Strenge unjerer 
Geſetzgebung? Das kann man doc nad) — neuen Geſetzgebung wahr⸗ 
lich nicht ſagen; im Gegentheil, ich hörte fie vielfach zu großer Milde ans 
Hagen. Es liegt darin, daß die Tendenz der Kritik, die Tendenz der Auf: 
lehnung gegen die Gejege überhaupt Schichten der Geſellſchaft ergriffen 
bat, in denen fie früher nicht heimisch war; es liegt in den hochſtehenden 
Beifpielen derer, die vorzugsmweife auf die Achtung vor dem 
Gejete halten follten, die aber in erfter Linie das Beijpiel 
der Mißachtung, der Befämpfung der Gefege, der Auflehnung 
gegen die Gejege geben. Dieje Beijpiele wirken ſehr nachtheilig. E3 
tegt außerdem wahrjcheinlic in den Grundjägen, die auf die Erziehung 
unjerer Jugend unter dem in den legten 25 Jahren beftandenen Auffichts« 
weſen angewandt find. Die Thatjache iſt, daß unter diefen Einwirkungen 
eine Bermilderung in unferen fozialen Verhältniſſen eingeriffen it, die in 
der neuejten ** von der Pflicht, den Geſetzen zu gehorchen, die 
von hoher Stelle a find, nur ihre Beftätigung —— hat.“ 


Die Reichs-Juſtizgeſetze. 
24. November. Aeußerung des Juſtiz-Miniſters Dr. Leonhardt 
bei der erſten Leſung der Juſtizgeſetze. 


— „Wer die Geſetzentwürſe unbefangen prüft, wird nicht wohl verkennen 
fönnen, daß fie einen bebeutenden Fortichritt in ber Geſetzgebung bilden; es 
banbelt fich nicht um leichte Arbeit, fondern um bie reifen Früchte ber ernfteften 
Geiſtesthätigkeit. Vollendet find die Gejetentwürfe nicht, denn VBollendetes zu 
ſchaffen ift den Gejegen nicht möglich; auch foll nicht behauptet werben, daß fie 
das erweisbar Befte enthalten. Denn bie Neichsjuftizgejeßgebung ift in einer 
anderen Lage, als die Gefetgebung des Einzelftaates. Die Mannigfaltigkeit ber 
Berbältniffe ift fo groß, daß es faum möglich ift, bielelben in ihrer vollen Be— 
deutung zu erkennen und zu wilrbigen, insbeſondere auch nach dem Geſichtspunkte, 
ob fie einen berechtigten Anſpruch auf Forteriftenz haben. Bei der Bearbeitung 
von größeren Reichsjuftizgefegen muß deshalb die Revifion von wornberein als 
ein maßgebender Faktor für die Geſetzgebung in Betracht gezogen werben; wer 
bas verfennt und in der Nevifionsbebürftigfeit ein Uebel erblidt, das bätte ver» 
mieden werben können, ber beweift damit, daß das Iegislative Schaffen eine 
ebenſo ſchwere, als bie Kritik eine ſehr leichte Aufgabe ift. Ich bin überzeugt, 
daß unter Ihnen auch nicht ein Einziger ift, welcher den Inhalt der Gejegent- 
würfe durchweg billigt. Sie befinden fi in ber gleichen Lage mit den verbündeten 
Regierungen. Manche verbündete Regierung wird wünſchen, daß das Eine ober 
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Andere, vielleicht jehr Wichtige anders gemacht wäre. Allein die verbündeten Re- 
gierungen haben, um zum gele zu gelangen, und eingedent bes Wortes: „Das 
Beffere ift der Feind des Guten,” geglaubt, Refignation üben zu müffen und 
haben große Refignation geübt, und jo möchte ich auch Ihnen, meine Herren, 
zurufen: verſchmähen Sie nicht das Gute wegen bes Befferen, üben Sie Refig- 
nation und zwar große Refignation! Nur wenn Sie das tbun, kann auf die 
Krönung eines Werkes gerechnet werben, deſſen fachliche und politifche Bedeutung 
gleich groß ift.“ 


Welt -Bojtvertrag. 
Aus der Reichstagsfigung vom 30. November. 


Das Wejen und die Bedeutung des Vertrages. 
Einleitende Rede des General» Poftdireftors Dr. Stepban. 


„Meine Herren! Indem die verbündeten Regierungen fich in der erfreu- 
lihen Yage befinden, Ihnen beute die Urkunde über die Gründung eines allge 
meinen PBotvereins vorzulegen, glauben fie von der Vorausiegung ausgeben zu 
dürfen, daß es einer bejonderen Empfeblung der Vorlage vor diefem Hoben Haufe 
nicht erft bedarf. In der That entbält Diefelbe im Weſentlichen nur bie euro» 
päifche Beftätigung, man darf fagen, die univerjelle Anertennung der Grundiäte, 
welchen ver Reichstag bei einer Reihe vorangegangener Beratbungen von Einzel: 
verträgen bereits jeine Zuftimmung ertheilt bat. — — 

Der vorliegende Vertrag bezwedt nicht eine Vereinigung zu einem beftimmmten 
Unternehmen, weiche fich auflöft, wenn der Zweck diefes Unternehmens erfüllt ift; 
er ift auch nicht Darauf berechnet, nur für gewiffe Zeiten uud fiir gewiffe, boffentlich 
immer jeltener werdende Yagen in Anwendung zu kommen, in denen die Völker 
bfutige Krijen durchichreiten. Er will auf feinem Gebiet eine dauernde Einrich— 
tung, einen fortlebenden Organismus ſchaffen; feine Anwendung wird täglich und 
ftündlih, von Yand zu Land, von Welttbeit zu Welttbeil ftattfinden, jei es im 
dem weiten Gezweige ber Gejchäftsverbindungen oder in den ftetigen Vorlomm— 
niffen des Familienlebens, jei es in dem großartig zunebmenden Austauſch der 
Erzeugniffe der Preffe oder in den Beziebungen der Männer der Kunft und 
Wiffenichaft. Niemand in biefer Hohen Berfammlung wird an den Wirkungen 
des Vertrages unbetbeiligt und von ibnen unberübrt bleiben. Deutichland wechſelt 
Ihon gegenwärtig mit ben bier in Betracht kommenden Ländern, ungeachtet der 
jegigen boben Zaren, 150,000 Briefe und Drudjaden täglich, das ıft in jeder 
Stunde 6000 Stid, Für die Beamten ber Poftverwaltungen wird ber Bertrag 
jeine Wirkung dahin äußern, daß Durch eine weitgehende Bereinfadhung des Dienft- 
mechanismus ihnen die Ueberwältigung der Arbeit erleichtert und mithin eine 
forreftere Handhabung derjelben, mit welcher erhebliche Intereffen des Publilums 
verknüpft find, ermöglicht wird. 

Wir werden eine einheitliche Brieftare von 2 Silbergroſchen bei dem gleich- 
förmigen Gewichte von 15 Gramm baben, und für Zeitungen, Drudjaden, Bücher, 
für die Erzeuguiffe der grapbiihen Kunft und die Kompofitionen der Muſik, 
fowie für Handels» und Gejichäftspapiere eine Taxe von Y, Silbergrofchen bei 
bem gleichförmigen Gewicht von 50 Gramm. Dieje Taren werben, auch wenn 
bie franzöfiiche Republik, deren freier Entichliefung der Beitritt oder Nichtbeitritt 
zum Vereine jet noch offen ftebt, es in ihrem Intereſſe liegend erfennen jollte, 
fih von dem allgemeinen Concert der Übrigen fultivirten Länder und deren Re— 
— auszuſchließen, gleichwohl Anwendung finden auf ein Gebiet von über 

00,000 Quabdratmeilen, welche bewohnt werden von mebr als 300 Millionen 
Menſchen, die den civilifirten Nationen der Erde angehören. In diefem weiten 
Gebiete find für den bier in Betracht fommenden Zweck bie politifchen Grenzen 
niedergelegt, und die Waffe war der Gedanke. — — 

Und fomit, meine Herren, übergeben bie verbüindeten Regierungen Ihrer 
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prüfenden Beratbung biefen Vertrag, welder, erlauben Sie mir zum Schluffe 
biefer Hoffnung Ausdrud zu geben, neben den Vortbeilen, die er den Nationen 
in materieller und geiftiger Beziehung gewähren wird, ein, wenn immerhin kleines, 
jo doch hoffentlich vecht geiundes Reis am Delbaume des Böllerfriedens fein wird.” 


Die Aufnahme des Vertrages im Reichstage. 
Worte des Berichterftatters Abg. Miguel. 


„Ich glaube auf die volle Zuftimmung des Reichstages rechnen zu Können, 
wenn ich fage, daß die Befriedigung, welche die Bundesregierungen über ben 
Abſchluß dieſes wichtigen Werkes empfinden, im Reichstag und im beutfchen Lande 
gleihmäßig getbeilt wird. So verichieden auch unter uns und im Bolfe über 
manche Inftitutionen des Reiches und ihre Wirkungen die Anfichten fein mögen, 
das erlennt doch das beutiche Volk einftimmig an, wie jegensreich die Einheit bes 
Poftverfehrs in Deutichland geweien ift, und wie große Fortſchritte wir der Poft- 
verwaltung in biefer Hinficht verdanken. Um jo größer ift aber die Befriedigung, 
wenn wir nun bier die Grenzen der Nationalität der einzelnen Bölfer über: 
ſchritten ſehen, wenn wir zum erften Mal die Einbeitlichleit, die im Weltverkehr 
feblte, bier angebabnt jeben. Wir erbliden darin eine ſehr wejentlihe Erleichterung 
bes friedlichen Berlebrs und der Annäberung ber Völker unter einander. Wir 
können ftols darauf fein, daß das ganze Deutichland es war, welches dazu die 
Initiative gab, es gebührt gewiß unserer deutſchen Poftverwaltung und ihrem 
Chef der Dank des Yandes dafür. 

Ich babe nur dies ausdrüden wollen, ich halte mit den verbündeten Re— 
gierungen es nicht für motbwendig, ein jo auf der Hand Tiegenbes beiljames 
Kulturwert noch in feinen Einzelbeiten zu rechtfertigen; ich bin überzeugt, daß 
ber Reichstag dieſen Vertrag einftimmig annehmen wird.“ 


Ein Rüdblid auf die Entfiehung des Welt- Poftvereins. 
Aus den Dankesworten des General» Boftdireftors Stepban. 


„Die Anerkennung, welder in fo berebter Weife Ausdruck gegeben wurde 
und ber das Hobe Haus fi in fo ebrender Weije angeichloffen bat, werpflichtet 
mich, im Namen ber verbündeten Regierungen, zum lebbafteften Danke. Als in 
ber leisten Situng des Berner Kongrefjes eine ehrende Kundgebung ähnlicher Art 
erfolgte, ergriff ich bie Gelegenbeit, daran zu erinnern, daß ſolche Ergebniffe nicht 
Das Verdienft Einzelner find, fondern daß dies im Geift des Zeitalters, den Be— 
wegungen und Ideen, liegt, des Zeitalters, das feine Julpirationen von oben 
empfängt, an beren Ausführung alle denkenden Geifter der Zeit mitarbeiten. 

So weit Preußen dabei in Betracht fommt, wirb es vielleicht für das 
Hobe Haus von Intereſſe fein, wenn ich einen kurzen Rückblick auf die Entfte- 
bungsgeichichte des Vertrages werfe, und da babe ich zu erwähnen, daß durch bie 
perſönliche Entichliefung Sr. Majeftät des Kaifers bereits 1868 Schritte zur 
Einleitung von Verhandlungen mit anderen europäifchen Negierungen anbefoblen 
wurden, um Einverftändniffe mit Deutichland herbeizuführen, wie fie jett ange: 
nommen worden find. Eine erneute Anregung zu diefem Werke des Friedens, 
wie es genannt wurde, erfolgte durch einen Erlaß an den Kaiferlichen Botſchafter 
in Paris, der das Datum des 6. Juni 1870 trug, und es ift wirklich eine inter- 
effante aftenmäßige Thatſache, daß wir fo wenige Tage vor dem Ausbruche bes 
blutigen Krieges eine jo geringe Ahnung davon batten, daß uns ein jolcher 
Kampf bevorftand. Als der Klang der Waffen verballt war, wurde u. A. auch 
bieje Friedensarbeit wieder vorgenommen und jo weit gefördert, daß wir boffen 
durften, den Kongreß 1873 zu Stande fommen zu jeben. Es traten im letten 
Augenblide Schwierigkeiten ein und es mußte der Aufihub bis 1874 erfolgen, 
‘ein Aufjhub, der dem Werke inbeffen nur förderlich geweſen ift, ba bie darin 
vorgejchlagenen Ideen mehr Eingang fanden und bie Geifter mit manden Vor— 
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Ihlägen, die Anfangs für unausführbar gehalten wurben, fich doch fo ſehr be— 
freundeten, daß dieſe Vorſchläge Farbe und Geftalt gewannen. Bon großem Ein- 
fluffe war dabei bie Thatlade, daß zwiſchen Deutichland und Defterreich feit 
Jahren bereits ein Poftverein beftand, ber die Nützlichkeit, bie Möglichkeit und 
Zwedmäßigkeit folher Einrichtung in ausgezeichneter Weife dargetban batte. 
Gleihwohl würden wir aber nicht jo jchnell zum Ziel gelommen fein, wenn 
uns nicht in ber ganzen Sache die Unterftügung der übrigen Regierungen zu 
Theil geworben wäre. Bei allen Regierungen batten unjere Vorſchläge das leb- 
baftefte Intereffe erregt und bei faft Ri thätigfte Unterftütung gefunden. Gerade 
ber erleuchteten Auffaffung diefer Regierungen von der Wichtigkeit des Zweckes, 
ihrer Opfermwilligteit für das allgemeine Intereffe und den ausgezeichneten Eigen- 
haften ihrer Vertreter, die fie nach Bern jandten, ift e8 zuzuſchreiben, daß der 
Bertrag in fo kurzer Zeit hat abgeichloffen werben fönnen. Nicht minder wie bie 
europäiihen Staaten haben auch bie beutihen Staaten und freien Städte, wie 
ich bereits die Ehre hatte zu erwähnen, im Bundesrathe diefem Werke ihre volle 
und warme Unterftügung geliehen, unb ohne bie kraftvolle Förderung, die dem— 
jelben von feinem erften Entwidelungsftabium an bis in alle folgenden Phaſen 
durch dem oberften Chef ber Reichs - Boftverwaltung, den Herrn Reichskanzler, 
und durch den Herrn Chef bes Reichsfanzler - Amts zu Theil geworben, würde 
das Werk wohl kaum über den embryoniihen Zuftand binausgelommen jein. 
Aus Vorftehendem wirb nun der geebrte Herr Vorrebner, der jo freundlich 
war, ber Perfon des General» Boftdireftors Erwähnung zu thun, wohl entnehmen, 
in welhem Maße der Antheil, den er die Güte batte ibm einzuräumen, reduzirt 
werben muß. So beicheiben ber verbleibende Reſt dieſes Antheils auch ift, jo ift 
in dieſem Falle die Anerkennung der Bertreter der Nation ein Titel, allezeit mit 
freubiger Genugtbuung barauf zurüdbliden, und ich befenne gern, daß es in dem 
miübevollen, opferbereiten Leben eines Staatsmannes in ber heutigen Zeit zu ben 
wahren Lichtbliden gebört, wenn man durch die Gunft der Umftände das Glüd 
ehabt hat, jeinem Vaterlande vielleicht einen Dienft zu erweiſen, und wenn dem— 
Felben dann dafür der jeltene Dank und die jeltene Ehre zu Theil wird.“ 


Diefen Worten folgte anhaltender Beifall von allen 
Seiten des Haufed, Auch der Neichöfanzler Fürft Bis— 
mard jchloß ſich mit dem Ausdrude freudiger Theilnahme 
den Zeichen der Anerkennung des Reichstages für den 
General Poftdireftor an. 


Der Welt Poftvertrag wurde ohne weitere Erörterung 
jofort in erfter und zweiter Berathung mit Einftimmigfeit 
genehmigt. 


Der Neichsfanzler und die Reichsämter. 


1. Dezember. Rede des Fürften Bismard bei der Berathung über 
die Einfegung eines Reichs-Juſtizamts. 

„Nur einige Worte über die Natur der Verantwortlichkeit, die ich 
als Reichskanzler zu tragen glaube und meine Anficht über die Trage, 
inwieweit ich mich zu einem abftracten Begriff verflüchtige, inmieweit ich 
materiell in die Sachen einzugreifen habe, um unter Umftänden meiner 
Derantwortlichkeit gerecht werden zu fönnen. 

Es wäre ja eine jehr anmaßliche Behauptung, wenn ich glauben zu 
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machen verfuchte, daß ich alle Einzelheiten de3 weiten Geſchäftskreiſes, für 
den ich die Verantwortlichkeit trage, jelbft zu überfehen und jelbftthätig 
u betreiben oder auch nur mit Sicherheit au eurtheilen vermöchte. Darin 
* meines Erachtens die Verantwortlichkeit des Reichskanzlers nicht ge— 
ſucht werden, daß jede ſpezielle Maßregel innerhalb des ganzen Bezirks, 
für den er verantwortlich iſt, gerade als von ihm perſönlich herrührend 
und gebilligt angeſehen wird. ch bin meines Erachtens dafür verantwort- 
lih, daß an der Spitze der einzelnen Zweige der Reichsverwaltung Yeute 
ftehen, die nicht nur dazu befähigt find, jondern die ihre Verwaltung auch 
im Großen und Ganzen in der Richtung des Stromes führen, den das 
deutjche politifche Yeben nach der augenblilichen Richtung des deutjchen 
Geiſtes und der deutjchen Geijter zu laufen genöthigt ıft, daß fein Zwieſpalt 
nicht nur innerhalb der verjchiedenen — laffen Sie mic) einmal den Aus- 
drud gebrauchen — Reichs-Miniſterien, fondern auch fein dauernder prin- 
ipieller Zwiejpalt innerhalb der großen Körperjchaften, die dem Reiche 
* Geſetze und Einrichtungen geben, einreiße, auch kein Mißtrauen und 
feine Feindichaiten zwiſchen den einzelnen Bundesgliedern; im Weſentlichen 
aber dafür, daß an jeder Stelle, die zu bejegen ift, Jemand fteht, der 
nad dem gewöhnlichen Ausdrud „tanti“ ift, diefe Geſchäfte zu beforgen. 

Für alle Einzelheiten mir die Berantwortung zuzumutben, 
das wäre jehr ungereht uud wäre Uebermenſchliches von mir 
verlangt. Gie dürfen deshalb nicht jagen, daß dadurd ein Theil der 
Geſchäfte gewiffermaßen, weil von mir ungededt, von jeder Verantwort- 
lichkeit frei wäre, indem derjenige, der e8 vorbringt, die verfaflungsmäßige 
Beantwortlichkeit nicht zu tragen hat, und derjenige, der fie trägt, fich 
damit entjchuldigt, daß er jagt: ich kann das Alles unmöglich überfehen, — 
jondern Sie müfjen fragen: welche Bürgſchaft einer moraliſchen 
Verantwortlichkeit haben Sie denn bei jeder anderen Einrich— 
tung, die nicht aufeine einzelne Berjon geftellt wäre? Gerade- 

u gar feine! Wer hat in einem Kollegium, welches aus 8 oder 10 
Fetbfifändigen Miniftern befteht, in dem feiner ohne den Willen de3 anderen 
eine irgend erhebliche Bewegung machen fann, in dem feine Maßregel 
anders al3 durch Stimmenmehrheit bejchlofjen wird, — wer hat die Ver— 
antwortung zu tragen? Wer trägt die Verantwortung der Beſchlüſſe einer 
Breker Korporation, wie der Reichstag? Offenbar kann fie bei 
feinem Einzelnen gefucht werden! — Sie können die Berantwort- 
lichfeit nur bei einem Jndividuum ſuchen, niemals meines 
Erachtens bei einem Kollegium, wo Jeder berechtigt ift, fich damit 
u entiehuldigen, er hätte wohl gewollt, aber die Anderen nicht, und mo 

einer weiß, wer der Andere und wer der Eine ift. 

Ich Kann, wie gejagt, unmöglich in der Seele eines jeden der höheren 
Reihsämter fteden, 5 daß ich Alles jelbft leite; aber ich kann, durch eigene 
Beobachtung oder durch die Preſſe oder durch den Reichstag darauf auf- 
merkſam gemacht, jehr bald erkennen, ob irgendwo fi eine Strömung 
entwidelt, die mit der Richtung, für die ich verantwortlich bleiben will, 
nicht im Einklange jteht. enn ich nun in der Reichspolitik die Ueber: 
zeugung gewinne, berechtigt oder irrthümlih, daß Mißbräuche oder fehler- 
bafte Fiötungen vorhanden find, dann bim ich berechtigt, verfügend einzu— 
greifen, ich habe ein Veto gegen dieſe Richtung. 

Ich bin jo thatenluftig und gejhäftshungrig nicht, daß ich das Be— 
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dürfniß hätte, meinen Gefchäftskreis fehr mwefentlich zu erweitern, — im 
Gegentheil; aber ich glaube, daß die Leitung einheitlih nur dann 
jein fann, die Verantwortung aljo auch nur dann getragen 
werden fann, wenn an der Spige Jemand fteht, der beredhtigt 
ift, zu verfügen. ch würde mir ſelbſt das Geſchäft ſehr erfchweren, 
wenn ich von dieſer Berechtigung einen leichtfertigen und ſehr bereitwilligen 
Gebrauh machen wollte; aber es genügt jehr oft, dag man eine Waffe 
bat, und daß dieſer Befig befannt ijt, ohne daß man in die Nothwendigfeit 
fäme, fie zur Anwendung zu bringen. Mit diejer Einridhtung ift 
auch meines Erachtens das Inſtitut felbftftändiger Reichs-Mi— 
nijterien, immer unter der Leitung eines Premier-Minifters, 
mit den meine Eradtens allein fonftitutionell mögliden 
Verantwortlichkeits-Grundſätzen vereinbar; aber da können 
Neih3-Minifterien einen fehr hohen Grad von GSelbftftändig- 
feit gerade jo üben, wie in ausgebildet fonftitutionellen Yän- 
dern, wie in England, und ich glaube, daß ſich jogar diejenigen Inſtitute, 
die dem Reichskanzler-Amt als ſolchem mit untergeordnet find — die 
Poftverwaltung, die Telegraphenverwaltung, und fo auch wohl das künftige 
Reichs-Juſtiz-Amt — einer jehr großen Gelbftftändigfeit erfreuen und 
e —— ſchwerlich klagen werden über ein bureaukratiſch bevormundendes 

ingreifen. 

Ich glaube, daß auch der heutige Geſchäftsumfang des Reichs— 
kanzler-Amts auf die Dauer für eine einzelne Perjönlichkeit 
zu viel fein wird. Gie würden einmal nicht immer eine Perjönlichkeit 
von diefer erzeptionellen Arbeitskraft, wie der jegige Chef des Reichsfanzler- 
Amts ift, aufzutreiben vermögen, und zweitens jelbft für diefe — mehrere 
Perjonen, möchte ich jagen, in fich jchliegende — Yeiftungsfähigfeit wird 
e3 auf die Dauer doch zu viel werden, wir werden nothwendig da= 
bin fommen, aus dem Reihsfanzler-Amt — id will nicht jagen 
im nmächften Jahre, die Zeitbeftimmung ift dabei gleichgültig, ich jpreche 
nur von einem Ziele, wie e8 mir vorfchwebt — ein Juftiz-Minifterium 
zu entwideln, welches jo felbjtändig ift, wie e3 jein fan, wenn überhaupt 
noh ein Minifterpräfident die Berantwortlichkeit für deſſen Thätigkeit 
tragen jol. Wir werden vielleicht ein Finanz-Miniſterium, wir werden 
ein Handels-Miniſterium daraus entwideln fönnen; wir werden, wenn 
Eljaß-Lothringen in diejer Verbindung bleibt, ein Minifterium für 
Eljaß-Lothringen entwideln können. Die Grenze der Gelbit- 
ftändigfeit diejer Miinifterien liegt ja jehr viel weniger in den Rechten, 
die der Reichskanzler beanſprucht und innehalten fol, wenn er fich nicht 
jelbft überſchätzt und micht die Grenze menſchlicher Thätigfeit überjchägt; 
fie liegt vielmehr in den verfafjungsmäßigen Rechten des Bundes— 
raths. Da würde ich auch rathen, an einer verfaffungsmäßigen Einrid) = 
tung gar nicht oder nur ſehr vorfichtig zu rühren. — — — 

Ih mwiederhole in Kürze: In der Stellung des Reichs— 
fanzler8 und in den Anſprüchen, die ich mit ihr verbinde, 
liegt in feiner Weife ein Hinderniß, die Gelbftjtändigfeit der 
Minifterien, die dem Reich8fanzler die Verantwortung tragen 
helfen, jo weit außzudehnen, wie die verfajfungsmäßigen Be— 
rehtigungen des Bundesraths es irgend geftatten. Wollen Sie 
aber einen Reichskanzler haben, der Ihnen perſönlich verantwortlich bleibt 
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— moralifh und juriftifh, — dann müſſen Sie ihm entweder die Be- 
fugniß geben, verfügend einzugreifen in den Lauf eines Kollegen, 
für deſſen Verfahren der Reichskanzler die Verantwortung nicht mehr über- 
nehmen will (und fo fteht es jest), oder Sie müßten ihm eine Berechti— 
gung beilegen, die ich nicht annehmen möchte, weil fie in das Majeſtätsrecht 
des Kaiſers eingreift und eingreifen würde, daß er die Entlafjung eines 
beftimmten Minifter8 oder hohen Beamten, für den er die 
Berantwortung nicht weiter übernehmen mill, verfajjungs- 
mäßig als fein Recht fordern darf. Eines von beiden werden Sie 
einen Baer der verantwortlich jein jol, immer bemilligen müfjen. Das 
erfte aber genügt, um den ReichSfanzler in den Stand zu fegen, eine 
feiner Verantwortlichkeit entjprehende Macht zu üben, und fteht anderer- 
ſeits, wenn Sie ſich nicht einen unvernünftigen, rechthaberiichen Reichs— 
tanzler denken, der fih in Dinge mijcht, von denen er nichts verfteht, 
dem nicht entgegen, daß jeder Minifter neben ihm ſich jo frei 
entmwidle, wie Sie ihn irgend brauden können.“ 


Die auswärtige Politik des Fürſten Bismard und die 
Ultramontanen. 


4. Dezember. Rede des Fürften Bismard gegen den Abgeord- 
neten Jörg. 


[„Diejer führte Beſchwerde barüber, daß der in ber Neicheverfaffung 
vorgejehene Ausſchuß des Bundesratbs für auswärtige Angelegenheiten an— 
geblih nicht in Wirkſamkeit getreten jei. Derfelbe jei dazu eingelegt, damit 
es „dem Yeiter der auswärtigen Angelegenbeiten nicht geftattet ſei, auf ben 
verjchlungenen Wegen der Diplomatie die Dinge fo zu präpariren, daß bie 
Bertreter ber Bundesftaaten plötlich nicht im Stande wären, zu beurtbeilen, 
wer Augreifer und Angegriffener ſei.“ Gerade in diefem Jabre fei in ber 
Leitung der auswärtigen Angelegenheiten in ſehr greifbarer Weile das perſön— 
liche Kegiment (des Neichslanzlers) bervorgetreten, — da wäre ſehr zu wünjcen 
geweien, daß die Vertreter der übrigen Bunbesftaaten mäßigend und beru- 
bigend bätten einwirken fünnen. Der Redner wies darauf bin, daß der 
Reichslanzler „einen kalten Wafferftrahl” nah Verſailles gerichtet babe, blos 
weil ein paar katholische Biſchöfe aufregende Hirtenbriefe erlaffen hätten. Das 
bätte leicht zu einer flagranten Einmiihung in bie franzöfiihen Angelegen- 
beiten und zu einem Neligionskriege führen können, Noch dringender wäre 
bie Einwirkung bes biplomatifhen Ausjchuffes bei der ſpaniſchen Frage ge- 
wejen, welde zu der Zeit vom Himmel gefallen jei, „als wegen bes verwe— 
genen Verbrechens eines halbverrüdten Menſchen ein guter Theil der Deutſchen 
geradezu in's Deliriren gerathen war.“ Der biplomatifhe Ausſchuß bätte 
den Reichskanzler vermuthlich vor dem befannten ruſſiſchen Widerfpruch be» 
wahrt, vor dem Fiasco, das der Reichslanzler wohl um Bieles geru unge- 
ſchehen machen möchte.“] 


(Die deutſche Politik und Die Bundesregierungen; die 
Anerkennung Spaniens und bie europäifche Politil; das 
Kiſſinger Attentat und die ultramontane Partei.) 
„Bei aller Bereitwilligkeit, auf fachliche Anfragen bei Gelegenheit der 
Budgetdiskuffion Auskunft zu geben, wird es mir in diefem Falle doch 
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fhwer, meil der Herr Redner eigentlich eine Frage, auf die man ant- 
worten fönnte, nicht geftellt hat. Er hat die ganze Weltlage und das 
anze Ausland berührt, namentlich) infomweit e8 dem reiche nachtheilig jein 
dnnte und im Auslande unangenehme Eindrüde macht. Mich in eine 
ftaatsrechtlihe Diskuffion über die Auslegung der Reichsverfaſſung, über 
die Kompetenz dieſes Ausfchuffes, über die Thätigfeit feiner Mitglieder, 
zu denen befanntlich Preußen nicht gehört, mit dem Herrn Borredner zu 
vertiefen, daS werden Sie mir hier nicht zumuthen. 

Der Ausfhuß befteht in voller Wirkfamfeit, er befteht aus dem Kö— 
niglich bayeriſchen Minifter von Pfregfchner, dem Königlih ſächſiſchen 
Minifter von Frieſen, dem württembergiichen Gejandten von Spigem- 
berg, dem Großherzoglich badijchen Minifter von Frey dorf und dem 
Großherzoglich medlenburgsfhwerinjchen Vertreter von Bülow; aljo daraus 
wird der * Abgeordnete entnehmen, was er wahrſcheinlich wohl ſchon 
ohnehin gewußt hat, daß der Ausſchuß zu Recht beſteht und zuſammen— 
tritt, fo oft eines der Mitglieder auf Berufung anträgt oder der Königlich 
bayerische Bundesbevollmädhtigte ihn beruft. Daß das Bedürfniß nicht 
häufig eintritt, dafür forgt das Auswärtige Amt, indem es die verbündeten 
Regierungen durch Abſchriften der wichtigeren Depeſchen und durch Mit- 
theilung der Ergebniffe auf dem diplomatijchen Gebiete weit über jeine 
dienftlihe Verpflichtungen hinaus, und, jo viel ich habe erfennen fünnen, 
unter voller Anerkennung der verbündeten Regierungen, auf dem Laufenden 
erhält. Wir haben in unferen auswärtigen Beziehungen recht 
reine Wäſche und nicht jehr viel zu verbergen, wie Sie aud 
daraus erfehen, daß wir uns nicht daran kehren, ob die höchſten Beamten, 
die wir im Auswärtigen Amte anftellen, gerade dem einen oder dem an— 
deren Bundesftaate angehören. Wir haben zu allen Reichsangehörigen, 
fo meit fie nicht das Bertrauen durch politiſches Verhalten verwirken, 
wir haben namentlich zu allen Reihsregierungen ein unbegrenztes 
Bertrauen. Diefe Idee, als ob, wenn ein heimlich forgfältig präparirter 
Krieg oder jonft eine Abjcheulichkeit geplant würde, diefer Ausfhuß, wenn 
er berufen wiirde, dem auf die Sprünge fommen würde, ift ja ganz utopijch 
und eigentlich doch mehr für Romane und Kinderlejebücher berechnet. Im 
Jahre 1874 ift meines Erachtens gar fein Bedürfniß gemejen, daß irgend 
eine Ausſchußſitzung hätte ftattfinden müjjen, weil da8 Jahr 1874, mas 
dem Herren Vorredner, wie es jcheint, einen jo erjchredenden Eindrud ge— 
macht hat, in den 13 Jahren, die ich nunmehr an der Spite des Aus— 
wärtigen Amts von Preußen und Deutjchland ftehe, eigentlich das ereig- 
nißlojefte gemefen ift, was mir je vorgekommen ift. — — 

Der Herr VBorredner hat außerdem eine Anzahl Thatſachen theils 
aus dem ausmärtigen, theild aus dem inneren politiichen Yeben des ver— 
gangenen Jahres berührt, auf die ich noch Furz eingehen muß, um irgend 
welchen Entjtellungen vorzubeugen. 

Bon einer Intervention ift bei und nad feiner Seite die Rede 
geweſen in dem Sinne, wie er und der Interventionsgelüfte in Frank: 
reich anflagte, weil wir uns über die aufrühreriihe Sprache jranzöfiiher 
Biihöfe in Erlaffen, die an deutjche Unterthanen gerichtet waren, be= 
ſchwerten. Es handelt fih da, juriftifch genau genommen, nit einmal 
um ausländifche Biſchöfe; denn die flagranteften Thatfachen betrafen ſolche 
Bifchöfe, die damals noch einen Theil der Diözefen im Deutjchen Reiche 
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befaßen und infofern auch der Furisdiktion des Deutfchen Reiches unter« 
lagen. Aber auch in Spanien handelt e3 fih um feine Intervention. 
Als ich die erfte Nachricht von der Ermordung des Hauptmann Schmidt 
erfuhr, fo ift mein Gefühl gewejen: wenn das ein engliiher Zeitungs» 
Korreipondent, ein amerifaniicher, ein ruffiicher, ein franzöfifcher geweſen 
war, ſo wäre ihm das nicht paſſirt. Es regte ſich in mir die Er— 
innerung an alle alten Demüthigungen, die Deutſchland durch 
ſeine Zexriſſenheit früher zu erdulden genöthigt worden iſt, 
und ich ſagte mir, es iſt Zeit, das Ausland daran zu gewöhnen, 
daß man auch Deutſche nicht ungeſtraft ermorden darf. Und in dieſem 
Sinne war ich allerdings entſchloſſen, den Vorgang nicht ungerügt und 
unbemerkt vorübergehen zu laſſen. Wäre es den pölferrechtfichen Ueber⸗ 
lieferungen gemäß und geziemte es uns, auf eine barbariſche, ich kann 
ſagen henkermäßige Verfahrungsweiſe in ähnlicher Weiſe zu antworten, 
ſo hätten wir am erſten beſten karliſtiſchen Hafen, den wir erreichen 
lonnten, eine Landung gemacht, hätten den erſten beſten karliſtiſchen 
Stabsoffizier ergriffen und am Hafenthor erhängt. Das war das, 
was fih dem natürlichen Menjchen als Repreſſalie aufdrängte. In— 
deſſen, jo handeln wir nicht, denn wir find eminent friedfertig. Der Herr 
Borredner vindicirt diefen Charakter für Süddeutſchland hauptjächlich. 
Ih will ihm den ja nicht beitreiten, aber friedfertiger wie der Herr Bor- 
redner bin ich jedenfalls, da braucht man nur feine legte Rede zu kennen, 
und mwenn er mir als friegerifch vorwirft, ich hätte irgend einmal von 
einem Strahl falten Waſſers zur Beruhigung aufgeregter Gemüther ge- 
fprochen, fo fann ich mich nur darauf berufen, daß faltes Waffer 
ein eminent friedfertiges, abfühlendes Element ift. ch würde 
dem Herren Borredner rathen, recht viel Gebrauch davon zu machen. 
emnächft lagen die Berhältniffe in Spanien nicht jo, daß wir für 
diefe an einem deutſchen Dffizier begangene Mordthat die dortige Regie- 
rung hätten verantwortlich machen können; denn fie hatte dort die Macht 
nit. Da wir nicht in der Page waren, uns in einer menjchlichen und 
für eine große Macht ſchicklichen Weiſe Vergeltung zu nehmen, jo haben 
wir uns gefragt: wie ift e8 möglich, dieſem Base von fo ruhm= 
reiher Bergangenheit und von fo bedauerliher Gegenwart 
in jeinem jegigen Leiden einigermaßen zu helfen? ch habe 
mir gejagt, das Richtigſte ift, wenn man die Refte ftaatliher 
Gejtaltung, die dort noch vorhanden find, dadurd ftärft, daß 
man fie anerfennt, daß man den glimmenden Dodt ftaatliher Ord- 
nung, der dort noch ift, nicht volljtändig auslöfchen läßt durd die Riva- 
Iitäten im ande und etwaiger feindlicher Mächte, die andere Intereſſen 
haben, daß man die faktifh noch vorhandene Macht dort, die 
von der Mehrheit des Volkes einftweilen getragen — ob 
innerlih anerfannt wird, weiß ih nicht, — anerfennt und 
dadurdh zu ———— ſucht, damit man einer künftigen ſtaatlichen 
Ordnung wenigſtens den vorhandenen Reſt von Kapital ſtaatlicher In— 
ſtitution noch übergeben kann. Wir glaubten, daß das der beſte Dienft 
wäre, den wir der fpaniihen Nation leiften fönnten, ihr 
nahher überlajjend, die Inſtitution — die jegige giebt ſich 
ja für eine dauernde felbft niht aus, fondern für eine über- 
leitende — die Inſtitution vollftändig ihrer freien Wahl 
Fürft Bismard, IT. 46 
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überlafjend, die fie fi geben will. In diejem Sinne haben 
wir unjererjeit3 die ſpaniſche Regierung, wie fie jet augenblidlich befteht, 
lediglich im Intereſſe Spanien und um unfererjeit8 zu thun, was wir 
fonnten, um den Gräueln des dortigen Bürgerfrieges ein Ende zu machen, 
anerkannt und haben diefe Abficht, jo zu verfahren, fämmtlihen Mächten 
mitgetheilt, bevor wir jo verfuhren. Dem Herrn Vorredner wird aud) 
befannt jein, daß mit uns faft jämmtlidhe europäijche und der 
rößte Theil der überjeeifhen Staaten die jegigen ſpaniſchen 
erhältniffe anerfannt haben. Die Kaijerlih ruſſiſche Regie— 
rung hat ihrerſeits es nicht in ihrem Intereſſe gehalten. Die BVBerhälte 
niffe liegen für die ruffiiche Politif ganz anders wie für die unfrige. Ruß— 
land liegt um fo und jo viel Meilen weiter von Spanien, wird von den 
ſpaniſchen Berhältniffen um fo viel weniger berührt. E38 ift kein ruffifcher 
Dffizier dort umgebraht worden, das nationale Gefühl aljo fpielt dabei 
in feiner Erregung nicht mit; und außerdem jo, wie wir Achtung für 
unjere Anfichten verlangen, achten wir die Meinungen anderer Regierungen, 
die in der günftigen Yage find, der theoretifchen a der Sache zu 
folgen, weil fie von der praftifchen nicht berührt werden. Am allermeiften 
aber achten wir die Meinung der uns jeit einem Jahrhundert 
und noch heute am intimften unter den Mächten uns befreun- 
deten, der ruſſiſchen Madt, und wenn der Herr VBorredner 
geglaubt hat, mit feinen kleinen Pfeilen, dahin ſchießend, 
eine Feine Berftiimmung zu maden, jo erregt daß nur unjere 
Heiterkeit. Unjere Beziehungen dort ftehen Gott fei Dank feit 
* thurmhoch über der Tragweite von dergleichen kleinen Ver— 
uchen. — — 
Der Herr Vorredner hat ferner in einer etwas gewagten Weiſe — 
ich hätte an ſeiner Stelle doch lieber geſchwiegen — den Vorgang des 
Kiſſinger Attentats erwähnt und hat dabei den Mörder als einen halb— 
verrückten Menſchen bezeichnet. Ich kann Ihnen verſichern, daß der Mann, 
den ich ſelbſt lg babe, vollfommen im Befig feiner geiftigen Fä— 
igfeiten ift. Sie haben ja auch meitläufige ärztliche Attejte darüber. 
ch begreife e8, daß der Herr Vorredner jede Gemeinſchaft in den Ge— 
danken Anderer mit einem ſolchen Menjchen ſcheut und ihn meit von fich 
weift. Ich bin auch überzeugt — das wird auch vor dem Attentate des 
Herrn Vorredners Abſicht gewejen fein, und der Herr Vorredner wird 
ewig nie im Jnnerſten jeiner Seele auch nur den leifeften Wunſch ge- 
Babt haben: „wenn diefer Kanzler einmal irgendwie verunglüden könnte“, 
— ih bin überzeugt, er hat das nie gedacht. Aber mögen Sie fi 
Iosjagen von diefem Mörder, wie Sie wollen, er hängt fid) an Jhre 
Rockſchöße feit. Er nennt Sie feine Fraktion. (Große Unruhe und 
allfeitiger lebhafter Widerfprucd aus den Reihen der ultramontanen Partei. 
Ich erzähle Ihnen ja nur die gefchichtlihen Thatjachen; ſeien Sie N 
entrüftet über die Momente, die dazu Anlaß gegeben haben, daß jo etwas 
geijchehen konnte, aber nicht, wenn man Ihnen die einfachen Thatſachen 
erzählt, wohin ein zorniges, undurchgebildetes Gemüth fommt, wenn e8 
auf dieje Weife gehegt wird, wie diefer Kullmann in Salzwedel vom 
Pfarrer Störmann, der nicht mehr am Peben ift; kurz und gut, ich beab= 
fihtige ja nur und bin dazu bereit, jofern Sie e8 wünſchen, Das Geſpräch 
über dieſes Thema jederzeit wieder aufzunehmen, ich fürchte daſſelbe nicht, 
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aber ich habe e8 hier nicht angeregt; der Herr Vorredner hat es ans 
geregt. 

Der Mann hat bei der einzigen Unterredung, welche ich mit ihm gehabt 
babe, wo ich ihn fragte: Wenn Sie mich auch nicht gefannt haben, warum 
haben Sie mich denn umbringen wollen? — darauf hat er mir ge— 
antwortet: Wegen der Kirchengefege in Deutfchland. Ich habe ihn meiter 
gefragt, ob er denn glaubte, damit diefe Sache zu verbefiern? Darauf 
bat er gejagt: Bei uns ift es ſchon fo ſchlimm; es kann nicht fchlimmer 
werden. ch habe mich überzeugt gehalten, daß er diefe Redensart irgendwo 
in Vereinen aufgefchnappt hatte. 


Und dann hat er noch gefagt: Sie haben meine Fraktion beleidigt! 
Ih fagte: Welches ift Ihre Fraktion? Darauf hat er mir vor Zeugen 
gefagt: Die Centrumsfraktion im Reihstage! Ja, meine Herren, 
Derosca Sie den Mann wie Sie wollen! Er hängt fi dod 
an Ihre Rockſchöße! (Stürmifcher Beifall recht3 und linls, Toben im 
Centrum und häufige Rufe Pfui! aus defjen Reihen.) 


Präfident v. Fordenbed: Jh bitte um Ruhe und muß bemerken, 
daß der Ausdrud „Pfui“ nicht parlamentarifch ift! (Andauernde Unruhe.) 
— Der Herr Reichskanzler hat das Wort! 

Fürft Bismard fährt fort: Meine Herren! Der Herr Präfident hat 
ſchon gejagt, was ich von dem Herrn Abgeordneten, der dort auf der 
zweiten Bank figt, rügen wollte. Pfui ijt ein Ausdrud des Ekels 
und der Beratung! Glauben Sie nit, daß mir dieſe Ge— 
fühle fern liegen! Ich bin nur zu höflich, um fie auszuſprechen! 
(Stürmifhes Bravo rechts und links.) 


E3 folgte num eine ftürmifch leidenjchaftlihe Scene, indem 
viele Abgeordnete dem ultramontanen Grafen Balleftrem, 
von welchem der Ausruf: Pfui! ausgegangen war, lebhafte 
perjönliche Bormürfe machten. Nachdem der Sturm fich einiger- 
maßen gelegt, — ergreift das Wort: 


Abg. Windthorſt, welder dem Reichskanzler vorwirft, daß feine ganze 
Politil die Idee verfolge, überall gegenüber dem römijchen Stuhle Verbindung 
und außerdem Gebülfen zu finden, die in einem gewiffen gegebenen Augenblide 
nüglih fein können. Die beutichen Regierungen, welche in dem biplomatifchen 
Ausſchuſſe figen, hätten alle Beranlaffung, recht aufmerffam auf biejen Gang ber 
Dinge zu fein; denn er (MWindthorft) habe. die Ueberzeugung, daß wir allmählich 
einem Kriege unwiderruflich entgegenfteuern. 


In Betreff der That des „unglüdlihen Kullmann“ fagte Windthorſt: 

„Ih fage, daß es ein Schandfled für Alle ift, daß ein folder Mann bat 
überhaupt auftreten können, und wenn in ben fchweren Kämpfen, die uns jett 
bewegen unb bie fich leider noch verjchärft haben, man zu ſolchen Mitteln greift, 
dann ift ein großes Unglüd über Deutjchland gelommen. Aber diefen Menichen 
in irgend welche Kaufalverbindung zu bringen mit einer beftimmten Partei, ja 
mit beftimmten Perfönlichleiten, das gebt zu weit. Es ift damals fofort in 
Kiffingen vom Altane herunter die Parole gegeben worden unb bie offiziöje 
Preffe bat das Wort zu finden gewußt, weldes man nicht ausjprechen wollte, 
Ich behaupte, bie That Kullmann's war ſchändlich, aber ſchändlich war auch 
bie Annahme der Offizibſen.“ 


46 * 
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Fürſt Bismarck erwiderte darauf: 


„Der Herr Vorredner hat mich befhuldigt, ih hätte in Kiffingen 
vom Altan eine „Parole“ für die offiziöfe Prefie ausgegeben. Wenn der 
Herr Vorredner abwarten will, bis auch er einige Male — wird, 
wie das mir paſſirt iſt, ſo wird er vielleicht in dem Augenblicke auch nicht 
zuerſt daran denken, eine Parole für offiziöſe Zeitungen auszugeben, ſo 
nahe ihm die Beſchäftigung auch ſonſt liegen mag. Ich habe damals — 
die Worte ſind oft genug wiederholt worden, um mir im Gedächtniß zu 
bleiben ich habe geſagt: „Die That galt nicht meiner Perſon, 
ſondern der Sache, die ich vertrete;“ war ich etwa dazu nicht be— 
ae wenn mir 3 Stunden vorher der Thäter die ausdrüdlich felbit 
fagte? Er jagte, er habe meine Perſon gar nicht gefannt, auch gar feine 
Abneigung gehabt, fondern ftehe nur der Sache gegenüber, die ich ver» 
trete, derfelbe le: dejjen ganze Papiere in einem aufregenden Gedichte 
aus den „Eichsfelder Blättern“, ich will den Gegenftand des Gedichtes 
bier nicht nennen, beftanden, das aber nur der Sade galt. Dürfte id 
nicht jagen, was wahr, dann hätte ich überhaupt zu jchweigen; der Herr 
Borredner hat eben über die Vorgänge fein Urtheil. Er wirft mir vor, 
daß ich von Kiſſingen, wo ich in der Kur, nicht mäßigend auf den Ton 
der officiöfen Prefje eingemirkt habe. Ich möchte dagegen den Herrn Bor: 
redner fragen, ob er, der, jo viel ich weiß, gefund war um die Zeit, viel 
leicht mäßigend auf den Ton der ultramontanen Blätter, von der 
„Germania“ bis zum „Bayerifchen Vaterland“, eingewirft hat, die ſich 
von Haufe aus damit bejhäftigten, die That zu entichuldigen? Und die 
„Germania“ gab die Parole zuerft, die der * Vorredner vorher zu 
meinem Erſtaunen in ſeiner —* mit einer leiſen Anklage wiederholte. 
Die „Germania“ ſagte: Es iſt ja nicht zu verwundern, wenn ſolche 
Thaten der Miniſter die Leute zur Verzweiflung bringen, zum Verbrechen. 
Der Herr Vorredner — und ich nehme davon Akt und werde 
es nicht ſo bald vergeſſen — ſagte heute ausdrücklich: wenn 
es vorkommt, daß in der Aufregung der religiöſen Kämpfe 
ſolche BVerbrechen begangen werden, fo mögen es diejenigen 
ſich ſelbſt zuſchreiben, die an dieſer Aufregung ſchuld find. 
Er wiederholt alſo den Gedanken der „Germania“: eigent— 
lich war Kullmann entſchuldbar und der Reichskanzler —6 
daran ſchuld, dag Kullmann auf ihn ſchoß (— fo drücke ich es 
mir in Deutih aus). Hat irgend Jemand temperirend auf die ultramontane 
Preſſe in Bayern eingewirkt? Hat man nicht diefes Attentat zu frivolen 
Entjtellungen benugt, die ich noch jet durch eine große Anzahl von Preß- 
prozeffen an das Yicht di iehen ſuche, nicht etwa weil ich durch ein 
Gerühl der Race und InpEndlichteit dabei geleitet wurde, jondern nur 
durch das NRechtögefühl, weil ich will, daß die Schändlichkeiten, die font 
auf einen engeren Lejerkreis beſchränkt bleiben, in dem fie feine Wider: 
legung und Berichtigung finden, vor ein größeres Forum gezogen werden, 
damit ehrliche Leute jehen, was man heute einem bethörten Leſerkreis zu 
bieten wagt. Darum bringe ich diefe Verdächtigungen vor das Licht. 
Daß diefe Preffe an dem Attentat unfhuldıg wäre, fann man ficher nicht 
jagen. Wenn ih nur die Hälfte der Schändlichfeiten, die von mir im 
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ultramontanen Blättern gedrudt werden, von irgend einem Menfchen 
glaubte, jo müßte ich fetoft nicht, was ich thäte,“ 


In dem meiteren Verlaufe der erregten Sitzung ſprach fich 
der Abg. Lasker über die dunkelen Prophezeihungen der Ul- 
tramontanen in Betreff einer angeblichen Kriegspolitik unter 
dem Beifall des Reichstages in folgenden Worten aus: 


„Es ift heute nicht das erſte Mal, ſondern bald in witigen, nicht greifbaren 
Nebenjägen bes Herrn Windthorſt, bald mit ben gewichtigen Worten irgend 
eines feierlichen Redners, oder in ironisch ftilifirten Worten des Herrn Abg. Jörg 
fommt es immer wieber zum Borfcdein, daß die deutſche Regierung es ab» 
fihtlih und planmäßig darauf anlege, der friedliebenden Nation 
Srankreih gegenüber den Krieg zu provoziren. Meine Herren, biejes 
Manöver willih vor ganz Deutfhland brandbmarfen, daß ſich beutiche 
Bertreter finden, die nicht allein etwa in den heimlichen Intriguen ber Höfe 
glauben, den Herrn Reichslanzler erihüttern zu können, indem fie ihn als einen 
ſolchen darftellen, der frieblihen Nationen gegenüber mit allen Mitteln den Krieg 
berbeiführen will. Solde Intriguen würde ich ihnen gern überlaffen, ohne aud 
nur ein Wort des Tadels auszuſprechen; denn fie jcheinen mir wiel zu niebrig zu 
fteben für das, was in Deutichland vorgebt; aber in Sffentliher Berfamm-» 
lung dies Über die Regierungen Deutſchlands auszufagen, bas 
ganze Ausland auf dieſe Weife gegen Deuſchland zu heben, das ift 
eines Bertreters unwürdig. Und, meine Herren! ih will dieje 
Politik fennzeihnen, damit fortan alle Angriffe diefes Herrn vor 
Deutihland als das erjheinen, was fie find, und nidt etwa als 
das, wofür fie jih ausgeben, als Verbrechen gegen das Vaterland!“ 


Die Einziehung der deutſchen Gejandtichaft beim päpft- 
lichen Stuhle. 
5. Dezember. Erklärung des Fürften Bismard bei der Be 
ratbung des Neich&haushaltdetats. 


— — — „Bei meiner Durchleſung der legten Verhandlungen über 
diefe Sache fand ih — und wenn man anderthalb Jahre wie diefe durch— 
lebt hat, jo ift man durch ſolchen Rüdblid oft in ein gewiſſes Erftaunen 
verjegt, al3 ob man ein Jahrzehnt zurüdjähe — ich fand, daß ich damals 
einer verföhnlichen und hoffenden Etimmung Ausdrud gegeben hatte, die 
nad dem, was in diefen anderthalb Jahren ſich abgejponnen hat, nicht 
ei aufrecht erhalten werden kann, ohne Mißdeutungen ausgejett zu 
ein. — — — — 

Wir ſind weit entfernt, den Papſt nicht mehr anerkennen zu wollen 
als das Haupt der katholiſchen Kirche; wir erkennen ihn in dieſer Eigen— 
ſchaft volllommen an. Aber es iſt die Eigenſchaft, das Haupt einer Kon— 
feſſion zu ſein, welche in Deutſchland Bekenner hat, noch kein Grund, 
einen diplomatiſchen Vertreter bei einem ſolchen Haupte zu haben. Ich 
wüßte nicht, daß wir bei dem Haupt irgend einer anderen Konfeſſion uns 
diplomatiſch vertreten ließen. Ich wüßte auch nicht, daß in anderen 
Staaten, wo ähnliche Verhältniſſe, wenn auch nicht auf der breiten und 
großen Grundlage, wie ſie die katholiſche Kirche darbietet, die aber doch 
in die Millionen hineingehen, vorhanden ſind, — daß zum Beiſpiel der 
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Kaifer von Rußland bei dem armenifchen Patriarchen eine diplomatifche 
Vertretung unterhielte, objhon die armenifchen Untertbanen Rußlands 
auch wohl nah Millionen zählen mögen. 

Wir find weit entfernt, irgendwie die Gefühle, welche die Katholiken 
mit dem Papfte verbinden, Fränfen oder ihnen irgend zu nahe treten zu 
mollen; wir erflären nur: wir haben jeßt nicht oder überhaupt nicht das 
Bedürfniß, diplomatifhe Gefchäfte an dem römischen Stuhle zu machen 
oder irgend welche Fragen dort auf diplomatifchen Wege, wie dies früher 
wohl gejchehen ift, zu verhandeln. Sollte die Nothwendigkeit dafür ein- 
treten, jo haben wir in Rom Diplomaten, denen wir Auftrag geben 
fönnen, und haben Yeute, die wir proviforifch hinſchicken können; und 
ſollte fi jemal8 wiederum das Bedürfniß herausftellen, eine dauernde 
diplomatifche Vertretung in Rom zu haben, fo würde es auch gelingen, 
die gejeßgebenden Yaltoren von diefem Bedürfniß zu — en, wenn 
es wirklich vorhanden iſt, und wir würden dann eine Neubewilligung 
fordern können; jetzt fordern wir fie nicht, weil die Hoffnungen, 
die mich vor anderthalb Jahren noch leiteten, zu — 
dauern in die weite Ferne gerückt worden ſind. 

Ich habe die Streichung der Poſition auch für eine Sache des 
ſtaatlichen Anſtandes Fr weil und fo lange das Haupt 
der fatholifhen Konfefjion Anſprüche aufftellt und eine 
Stellung einnimmt, mit deren Durdhführung jedes geordnete 
Staat3mwefen abfolut unverträglidh ift, wo jeder Staat, der 
fih dem unterwerfen wollte, unter ein faudinifches Joch gehen 
würde und feiner eigenen GSelbftftändigkeit zu entjagen ge- 
nöthigt wäre. So lange daß Haupt der römiſchen Kirche die— 
jenigen feiner Diener, die unabhängig von diefer ihrer Eigen» 
hatt Unterthbanen eines Staates des Deutjchen Reiches fınd, 
in ihrem auflehnenden Berhalten gegen die Geſetze ihres 
eigenen Baterlandes ermuthigt und unterftügt, ja diefe Auf- 
lehbnung von ihnen als eine gefhworene Dienftpflicht fordert, 
fo lange ift es eine Anftandspfliht für das Deutfhe Reich, 
eine Macht, die ſolche Anſprüche erhebt, niht nur niht an— 
zuerfennen, ſondern auch nidht den Schein auf fi zu laden, 
als beabfihtige e8, diefe Anerfennung in der Zukunft aus— 
zufpreden, En: daß diefe unerfüllbaren und für jedes ge— 
ordnete Staatdfyftem unannehmbaren Anfprücde zuvor in 
irgend einer Weije gelöft werden. 

— — Ih kann Ihnen fpezielle Thatſachen anführen, die zeigen, 
daß ſchon vor dem Kriege 1870 die Ausficht auf diefen Kampf bei den 
eingeweihteften Mitgliedern der römiſchen Politik ziemlich feftftand. 

ch will eine beftimmte Thatſache nennen, die mir verbürgt worden 
ift, und die ſich in den amtlichen Akten einer deutſchen Regierung befindet. 
Diefe deutfche Regierung hatte Anlaß, mit dem damaligen Nuntius in 
Münden, Meglia, zu verhandeln über gemiffe Arrangements in ihrem 
eigenen Staate, und im Yaufe des Gefprähs befam fie von diefem, mie 
ed fcheint, nicht fo verfchwiegenen Prälaten, unter Anderem die Bemer- 
fung zu bören: „mir können uns auf Vergleiche nicht mehr einlaffen, 
uns fann doch nichts helfen, als die J— 
Dieſe Revolution fand allerdings nicht ſtatt; dagegen kam der Krieg 
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von 1870. Daß der Krieg im Einverftändniß mit der römischen 
Politit gegen uns begonnen worden ift, daß das Konzil des» 
halb abgekürzt ift, daß die Durdführung der Konzilsbe— 
jhlüfje, vielleiht auh ihre Bervollftändigung, in ganz 
anderem Sinne ausgefallen wäre, wenn die Franzofen ge- 
fiegt hätten, daß man damals in Rom, wie aud anderswo, 
auf den Sieg der Franzoſen als auf eine ganz fihere Sade 
rehnete, daß an dem franzöfiihen Kaijerhofe gerade die 
katholiſchen Einflüfje den eigentlihen Ausfhlag für den 
friegerifhen Entſchluß gaben, ein Entſchluß, der dem Kaifer 
Napoleon fehr ſchwer wurde und der ihn faft übermältigte, 
daß eine halbe Stunde der Frieden dort feſt befhlofjen war 
und Ddiefer Befhluß umgemworfen wurde durh Einflüjje, 
deren Zufammenhang mit den jejuitijhen Prinzipien nad= 
gemwiejen ift: — Über das alles bin ich vollftändig in der Page 
Zeugniß ablegen zu fünnen.“ 


Der Abg. Frhr. v. Barnbüler, früher mwürttembergifcher 
Minifter, Fügte den obigen Mittheilungen des Reichskanzlers 
beftätigend und ergänzend Folgendes hinzu: 

„3 muß mich auf wenige Worte beſchänken, welche den Zweck haben, 
basjenige, was ber Herr Reichslanzler Ihnen vom Nuntius Meglia angeführt 
bat, in einigen Zufammenbang zu bringen. In Württemberg war ein Bifchof, 
welcher bie Yiebe und die Verehrung aller feiner Didzefanen und feines Klerus 
genoffen bat. Er ftand im Alter von 70 Jahren, war aber in vollftänbig rüftiger 
Geſundheit und im Beſitze feiner vollen Geiftesfähigkeitt. Ganz unerwartet traf 
ibn der Schlag, daß ihm ein Coadjutor geftellt werben follte. Die ganze Diözefe, 
bad ganze Yand, die Regierung, welche mit dem Biſchof in den beften Beziehungen 
ftand, war darüber jehr erichredt; man that daher die nöthigen Schritte in Rom, 
und die Folge davon war allerdings ſchließlich, daß dieſe Maßregel zuridge- 
nommen wurde. Der Hauptgrund für dieſe Mafregel war, daß der Bijchof den 
Zeglingen der katholiſchen Theologie in etwas liberaler Weiſe geſtattet hatte, die 

orleſungen in Tübingen zu hören, namentlich auch Vorleſungen ber philoſo— 
phiſchen Falultät. Es war bei einem Theile der Katholiken in Württemberg, 
namentlich aber in Rom die Anficht, daß der Klerus feine Zwecke viel beffer er- 
fülle, wenn er nicht gebildet, als wenn er wiffenichaftlich gebildet jei. 

Diefe Berhältniffe haben zu einer Erörterung mit dem in Württemberg 
übrigens nicht alfrebitirten Nuntius in München über die frage geführt, ob ber 
Biihof wirklich einen Coadjutor erhalten ſoll oder nicht. 

Bei einer Unterrebung, welde ber württembergifhe Geſchäfts— 
träger mit dem Nuntius Meglia hatte, beflagte fi berjelbe über 
bie mißlihe Lage der fatholifhen Kirdhe in ganz Europa und e8 
führte das ungefähr zu der Aeußerung: „Die Fatholiihe Kirche 
fommt zu ihrem Recht nur in Amerika, in England etwa und in 
Belgien, der Kirde kann dann allein die Revolution helfen.“ Ic 
kaun für die Richtigkeit diejer Worte ihrem Sinne nah volllommen einfteben — 
ich babe in diefem Augenblid ven Brief nicht vor mir, aber ich ftebe ein für bie 
Nichtigkeit diefer Worte ihrem Sinne nad. Ich weiß nun nicht, ob der Nuntius 
Meglia die Anfichten der römischen Kurie ausgedrüdt hat, das fann ich natürlich 
nicht wiffen. Thatſache aber ift, daß er inzwiſchen Nuntius in Paris geworben 
ift, alfo eine weſentlich wichtigere Stellung einnimmt, als er fie damals einge» 
nommen bat. Ich babe es für meine Pflicht gebalten, bie Thatfache, die der Herr 
Reichskanzler angebeutet hat, aus meiner Erinnerung zu ergänzen.“ 
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Drohender Konflift und Vertrauensvotum. 


Die Verhaftung des Abgeordneten Majunfe. 


Der tbatfächlihe Berlauf nad ber „Provinzial » Eorrespondenz” 
vom 23. Dezember. 


„Die fetten Situngen bes Neichstags waren unerwartet burdh ein broben- 
bes Zerwürfniß zwifchen dem Reichsfanzler und ber Mebrbeit der Verſammlung 
lebhaft erregt; doc ift der anſcheinende Zwiejpalt durch die erneute entichiebene 
Berbätigung bes Vertrauens des Neichstages zu dem Fürften Bismard alsbalb 
wieber befeitigt worben und wird boffentlih nur als ernfte Mabnung für bie 
forglihe Wahrung des unerläßlichen Einvernehmens zwiichen der Regierung und 
bem Parlament von dauernder Bedeutung fein. 

Den Anlaß zu dem augenblidlihen Zerwürfniß gab die Nachricht von der 
Berbaftung des Abgeordneten Majunke Bebufs Verbüßung einer rechtskräftig 
verhängten Gefängnißſtrafe. 

Das Berliner Stadtgeriht zeigte unterm 11. Dezember dem Reichstage an, 
daß der Abg. Majunke in feiner Eigenichaft als Redakteur der ultramontanen 
Zeitung „Germania“ durch fchließliches Erlenntniß vom 23. September 1874 
wegen Beleidigung des Kaijers, des Reichskanzlers Fürften von 
Bismard, des Staats-Minifteriums xc. zu einem Jahr Gefängnif ver- 
urtbeilt und Bebufs Verbüßung biefer Strafe jo eben zum Sefängnit gebracht 
fei. Da er Mitglied des Neichstages fei, fo made das Stadtgericht dem Präfi- 
dium biervon Mittbeilung. 

Bevor noh das Schreiben des Stabtgerihts dem Neichstage mitgetbeilt 
war, batte der Abgeorbnete Lasker, auf die erfte von der Zeitung „Germania“ 
gebrachte Anzeige von der Berhaftung, einen Antrag mit Unterſchriften von allen 
Seiten des Reichstages eingebracht, dabin gebenb, daß die Geſchäftsordnungs— 
Kommiffion mit fchleuniger Berichterftattung darüber zu beauftragen ſei, 

1) ob nad Art. 31 der deutichen Reichsverfaffung die Berbaftung eines Reichs— 
tagsmitgliedes auf Grund rechtsfräftigen Strafurtheils während ber Seſſion 
bes Reichstags ohne Zuftimmung bes letteren verfaffungsmäßig zuläffig 


ſei; 

2) ob und welche Schritte zu veranlaſſen, um Verhaftungen von Mitgliedern 
bes Reichsſtags in Folge eines rechtskräftigen Strafurtheils während ber 
Seffion des Reichstags obne AZuftimmung befjelben vorzubeugen. 

Der Antrag wurde als ein fhleuniger anerfannt und in der Sitzung 
vom 12. Dezember unvermweilt zur Beratbung geftellt. Bei der Begründung bes 
Antrages bob der Abgeordnete Taster hervor, dat fi alle Parteien vereinigt 
hätten, um gleich beim erften Male, wo ein folder Fall der Berbaftung eines 
Mitgliedes während einer Seffion eingetreten jei, die lage bes verfaffungsmäßigen 
Rechtes rubig zu prüfen, und alle Schritte zu tbun, „um auf der einen Seite 
bem Rechte Genüge zu fchaffen, ambererfeits aber die Intereffen des übrigen 
Staatslebens in Einklang zu bringen und im Aufammenbang zu erbalten mit 
ben Intereſſen ber unbebinderten freien parlamentarifchen Beratbung“. 

Der Führer der Ultramontanen, Abg. Windtborft gab feiner Freude 
barüber lauten Ausdrud, daß bei biefer Gelegenbeit „eine jeltene Einftimmigfeit 
aller Parteien” zur Geltung gelangt jei. 

Die Kommilfion überzeugte fih in ihrer großen Mebrbeit davon, daß ber 
Artikel 31 der Berfaffung der Verhaftung rechtskräftig werurtbeilter Abgeordneter 
nicht entgegenftebe, daß mitbin eine Verlegung eines wirklichen Rechts des Reichs- 
tages nicht ftattgefunden babe. 

Was aber die Mittel und Wege zur künftigen Sicherung bes Reichstanes 
gegen äbnlihe Maßnahmen betraf, jo fand keiner ber bierzu gemachten Borichläge 
eine Mehrheit ber Stimmen, — und fo brachte beun die Kommilfion bie Frage 
ohne jeden beftiimmten Antrag an den Reichstag zurüd. 
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Hier wurben von ben verſchiedenen Parteien fünf verfchiedene Anträge ge- 
ftellt: bie Ultramontanen und die Fortichrittspartei wollten, daß ohne Weiteres 
bie Entlaffung Majunke's aus ber Haft verlangt werbe, während Die gemäßigten 
Parteien fih darauf befchränften, eine Aenderung ober beftimmtere Erflärung ber 
Berfaffung in dem betreffenden Punkte für nothwendig zu erflären. Geitens ber 
national-lıberalen Partei war beantragt, die Sache erft bei ber Beratbung ber 
Straſprozeßordnung in weitere Erwägung zu nehmen, für jett aber auf fich be- 
ruben zu laffen. 

Der Yuftizminifter Dr. Leonhardt betbeiligte fih mebrfah an ber Er- 
Örterung, vorzugeweije um bie Thatfachen im Betreff ber Verhaftung bes Ma- 
junke und in Betreff ber Stellung der Juftizbebörben ins rechte Yicht zu ftellen. 
Er erflärte, wie e8 gelommen ſei, daß die Verhaftung erft während ber Neiche- 
tagsjeffion erfolgt fei. Das Stabtgericht hatte Shon am 6. Dftober die Verhaftung 
verfügt; — Majunfe fei aber Damals verreift und fein Aufenthalt nach Aus- 
fage der ihm Nächftftehbenden unbelannt geweien. Das Erlenntniß wurde ihm 
darauf ordnungsmäßig durch Anbeften an ber Thür behändigt. Als er nah Er- 
Öffnung des Reichstages wieder erichien, entſtand beim Stabtgericht ber Zweifel, 
ob bie verfügte Strafhaft gegen ihn als Abgeordneten jett zur Ausführung 
fommen könne. Das Kammergericht entjchied, daß ber Art. 31 ber Berfaffung 
dem nicht entgegenftebe, und demzufolge wurbe mit ber Berhaftuug vorgegangen. 

Der Yuftiz- Minifter machte ferner den Anträgen auf Freilaſſung bes 
Majunke gegenüber darauf aufmerkſam, daß diefen Anträgen nicht anders als 
im Wege ber Gnade Folge zu geben fein würde, da eine Ausſetzung der Straf- 
vollftredung nur als Gnadenakt auf Anrufung des Berurtbeilten erfolgen könne. 

Bei der Beratbung gingen die Auffaffungen auch innerhalb der einzelnen 
Parteien weit auseinander; boch ſchien für die Annahme des national-liberalen 
Antrages auf Bertagung ber Sade bis zur Beratbung ber Strafprozeßordnung 
die Mebrbeit gefichert. Auch die Regierung konnte mit Rüdficht auf die Stellung 
und Stärfe ber einzelnen Parteien nur einen ſolchen Ausgang erwarten. Bei 
ber Enticheidung aber trennten fih mit Lasker eine Anzahl National-Fiberaler 
von dem Kern der Partei, und der Antrag blieb um 7 Stimmen in der Min- 
derheit. 

Dagegen wurde ſchließlich wider alles Erwarten ein im Verlaufe ber 
Eitung von dem fortichrittlihen Abg. von Hoverbed eingebradhter Antrag an— 
genommen, babin lantend: 

„Bebufs Aufrehterbaltung der Würde bes Reichstags ift es 
notbwendig, im Wege ber Deflaration reſp. Abänderung der Berfaffung bie 
Möglichkeit auszufchliefen, daß ein Abgeorbneter während der Dauer der Situngs- 
periode ohne Genehmigung des Reichstags verhaftet werbe.“ 

Den Kern ber Trebrbeit für biefen Antrag bildeten mit ber Fortſchritts— 
partei die Ultramontanen, Polen und Radikalen; dieſelben konnten jedoch nur 
dadurch ben Sieg erreichen, daß fich ihnen eine Anzahl national-liberaler Abge- 
orbneter anſchloß. 

Es fonnte nicht fehlen, daß Die Ultramontanen die Annahme der Refolution 
als eine Parteinabme ber Mebrbeit für Majunke barftellten, und fo ift es in 
der That gefcheben. Eines der größten fatholijhen Blätter nüpfte an die Mit- 
tbeilung des NReichstagsbefchluffes alsbald folgenden Schluß: 

„Damit war bie Verhaftung Majunke's als die Würde des Reichstages 
verletzend, verurtheilt, und da der Reichskanzler augenblicklich die Incarnation 
der Regierung ſelber iſt, ſo hatte ſelbſtverſtändlich Bismarck am ſchneeigen 
— vor Majunke und dem Schloß in Plötzenſee ein erſtes Canoſſa ge- 

nben.“ 

Aehnliches war in ſämmtlichen katholiſchen Blättern zu leſen. 

Der Reichskanzler Fürft Bismard fahte an feinem Theile die parlamen- 
tarifhen Vorgänge in Betreff des Majunke'ſchen Falles und namentlich bie 
Zufammenfegung ber Mebrbeit, welche dem Antrag Hoverbed ben Sieg ver- 
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ſchaffte, —— als gleichgültig auf: er blickte auf den Zuſammenhang der 
politiſchen Aufgaben, welche er in Gemeinſchaft mit dem Reichstage zu löſen bat 
und ſah von dieſem Geſichtspunkte mit Ueberrafhung und Sorge auf die That- 
fache, daß die Mehrheit bes Neichstages, auf beren vertrauensvoller Mitwirkung 
die Kraft der Regierung berubt, in ber Majunke'ſchen Angelegenheit dieſes 
Bertrauen anfcheinend verleugnet, wenigftens nicht bethätigt hatte. 

Schon bei dem erften Auftauchen ber Frage mußte es befremden, daß die— 
felben Männer, weldye kurz zuvor das agitatorifhe Wirken ber Ultramontanen in 
ber jchärfften Weife gebrandmarkt hatten, fich jett, wo es fih um bie Strafbaft 
eines ber jhlimmften Agitatoren wegen Beleidigung bes Kaijers, bes Kanzlers 
u. f. w. handelte, fi über bie Behandlung ber Sache vom Stanbpunft ber 
Würde des Parlaments nicht vertraulih aud mit der Regierung, fonbern Tieber 
mit Windthorſt und Genofien ins Bernehmen fetten. Es war ferner mehr 
als befremblih, daß in der ganzen fünfftiinbigen zweiten Beratbung ber Ange- 
legenbeit wiederum nicht ein Wort von Seiten ber regierungsfreunbliden Parteien 
fiel, aus weldem für weitere Kreife die Zurüdweifung jedes Imtereffes für 
Majunke felbft Har erfichtlih wurde. Die Natur der Verbrechen, für melde 
die Strafe über denjelben verhängt war, hätte eine ſolche Berwahrung, jo jelbft- 
verftändlich fie ericheinen mochte, nabelegen müſſen. Vielleicht hätte fih aud 
darüber ein Wort fagen laffen, ob es mit der „Würde bes Neichstages denn ver- 
einbar ift, wenn ein Mitglied deſſelben fich der gerichtlichen Strafbaft jo lange zu 
entziehen bemüht ift, bis es fih durch die Privilegien des Reichstags geſchützt 
wähnt.“ Bollends überafchend aber war es, daß ein Theil der National-Liberalen 
fih zu einem Beſchluſſe berbeiließ, welcher in der erwähnten Weife einen Tadel 
gegen die Regierung auszufprechen jchien und beshalb die Deutung einer Partei» 
nahme für Majunke zulieh. 

Dies mögen die Wahrnehmungen und Erwägungen gewefen fein, melde 
dem Fürften Bismard von Neuem bie jchwere Sorge nabe legte, ob die 
Mehrheit des Reihstages in fih die Kraft und Entſchiedenheit, 
und in wichtigen Augenbliden bie richtige Leitung befige, um ber 
Negierung bes Kaifers die Stüße zu fein, beren fie zur Durd- 
führung ihrer ſchweren Aufgabe in diefer Zeit bedarf. 

Der Reichskanzler hielt es nicht für möglich, feinerjeits bie 
Berantwortung für die Reihspolitif weiter zu tragen, wenn er 
nicht entjhiedenere Bürgſchaften für die Mitwirlung einer zuver— 
läffigen Reihstags- Mebrbeit erbielt, — und ſah jih veranlaft, 
bie Frage wegen ber weiteren Führung ber Reiheregierung zur 
Erwägung und Entſcheidung Sr. Majeftät des Kaifers zu ftellen. 

Sobald die Auffaffung und der Entihluß des Reichslanzlers bekannt ge- 
worben war, batte fih im Neichstage ſowohl wie in ben weiteften Vollskreiſen 
fofort die tiefe Heberzeugung geltend gemacht, daß es im Intereffe des Deutjchen 
Reiches dringend geboten fei, die Beforgniffe, welde ber Kanzler aus ben er— 
wähnten Borgängen geichöpft hatte, zu beben und Alles baran zu ſetzen, um 
bemjelben bie zuverfichtliche Fortführung der Neichspolitif zu ermöglichen. 

Kaifer Wilhelm wies, wie es nicht anders fein fonnte, den Gebanlen, 
bie Leitung ber Neichspolitif in andere Hände zu legen, weit von fi, würdigte 
aber vollfommen bie Erwägungen, welde den Fürften Bismard zu feinem 
Schritte beftimmt hatten. Während aber im Rathe bes Kaifers die Mittel und 
Wege, um den Bedenken bes SKanzlers Abhilfe zu fchaffen, ernft erwogen 
wurben, erfolgte von Seiten bes Reichstages bereits eine feierliche Kundgebung, 
welche jene Bedenken zunächft zurüdtreten Tief. 

Die Gelegenheit dazu wurbe im Neichstage jelbft ungeahnter Weife durch 
ben Abgeorbneten Windtborft geboten, welcher die letzte Beratbung über ben 
Etat des Auswärtigen Amtes zu einem neuen Angriff gegen den Fürften Bis» 
mard benugte und bie Bermweigerung des fogenannten Bertrauensfonds ber 
antragte. 
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Dies benutte einer ber angefehenften Führer ber national-Tiberalen Partei, 
ber Abgeorbnete von Bennigjen, um in mächtig wirkenber Rebe den Reichstag 
gerabe zu neuer Bekundung bes unbebingten Vertrauens zu dem Reichslanzler 
aufzufordern. Unter ſcharfer Zuriidweifung der ultramontanen Bolitif und unter 
Hinweis auf bie bebeutungsvollen Dokumente, welche jüngft im Arnim’jchen 
Prozeſſe in Bezug auf die Politik des Fürften Bismard veröffentlicht worben 
find, fchloß der Rebner damit, baf das Bertrauen ber Nation zu dem Träger 
dieſer Politit gerade jest noch bedeutend erhöht fei, und daß feine zugleich meit- 
ſehende und fefte, würdige unb nationale Politif ber Zuftimmung der Mebrbeit 
des Reichstags und ber beutihen Nation für alle Zukunft ficher jei. 

Er beantragte durch die Bewilligung des erwähnten Fonds dem Neiche- 
fanzler ein ausbrüdlihes Bertrauenspotum zu geben, — und bie Ber- 
fammlung, welche jeine Worte mit begeiftertem Zuruf aufnahm, erneuerte mit 
199 gegen 71 Stimmen ben Ausprud freubigen Bertrauens für den beutfchen Kanzler. 

Diefe bebeutungsvolle Kundgebung war in ber That geeignet, die irrtbiim-» 

lichen Auslegungen, welde fih an den Beſchluß in ber Majunte’fen Sache 
knüpfen konnten, zu beſeitigen, — und ber Reichskanzler ſelbſt hielt es nach dieſem 
Vorgange nicht für angemeſſen, ſeinen Bedenken und Beſorgniſſen in Betreff der 
Parteiverhältniſſe und Parteiführung im Reichstage zunächſt weitere Folge zu 
eben. Die Wirkung ber jüngften Vorgänge wirb unzweifelhaft mächtig genug 
Tu: um innerhalb bes Reichstages ſelbſt das Bedürfniß eines fefteren 
vertrauenspolleren Zujammenbalts mit der Regierung entſchie— 
dener zur Geltung zu bringen.“ 


Fürft Bismard und dad Vertrauen der deut- 
Ihen Nation. 


18. Dezember. Rebe des Abgeorbneten von Bennigjen. 


„Wenn ber Borrebner den Antrag geftellt hat, biefen Fonds abzujegen in 
ber britten Leſung, fo bietet er bamit ber Mehrheit dieſes Haufes eine fehr er- 
wünſchte Gelegenheit, dadurch, daß fie trog aller ſolcher Angrifte biefen Fonds 
ee ber jegigen deutſchen Politik und ihrem Yeiter ein aus— 
brüdlides Bertrauenspotum zu geben. Der Herr Vorredner bat fi 
gemüßigt gejeben, Vorwürfe gegen ben Leiter ber jegigen Politit auch baber zu 
nehmen, daß wegen ber Angriffe, bie vorzugsweije von feiner Partei ausgeben, 
wieberholt Pref- und Strafprozeffe von dem Kanzler angeftrengt oder in feinem 
Auftrage bei ben Gerichten geführt worden find. Der Herr Vorredner ſcheint 
darin wieber eine ganz bejonbere perfönliche Gereiztheit bes Leiters unferer Po- 
litik zu finden. Ich bitte aber den Herrn zu berüdfichtigen — und das wirb auch 
wohl bie Auffaffjung der Mehrheit diefes Haufes und auch ber großen Mebrbeit 
der Nation fein — daß, wenn ber Leiter unferer Politik, in einer ſolchen Weiſe 
täglich und erbittert angegriffen, vorzugsweije von Freunden bes Vorredners und 
in Preßorganen feiner Partei, fich Dagegen vertheidigen läßt und wenn er bagegen 
auch die Gerichte anruft, dieſe Vertheidigung nicht allein feiner in 
Perſon gilt, daß er gerade in ber Stelle bafteht, wo er als Leiter der deutichen 
Politik die Gründung bes Deutſchen Reiches, die Aufrechthaltung ber jetigen 
deutichen Politik und die Befeftigung dieſer deutſchen Zuſtände zu vertreten kat, 
wo die Angriffe alfo weniger gegen feine Perfon, als gegen die Inftitution bes 
Deutſchen Reiches und die deutſche nationale Politik gerichtet find und daß, wenn 
er biefe Angriffe zuriidweift und fo weit fie ftrafbar find, fie den Gerichten über- 
meift, dies auch mit zur Aufrechterbaltung ber deutſchen Inftitutionen geſchieht, 
gegen welche bie Herren noch fo erbittert, aber immer erfolglos fümpfen werben. 

Ih habe mich dann weiter gewundert, daß man gerade in biefen Tagen, 
nachdem bie Beröffentlihung amtlicher Altenftüde in einem bekannten Prozeffe 
(Arnim) beiläufig erfolgt ift, unternommen bat, von Neuem bie Politik bes 
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Neichslanzlers zu belämpfen und biefer Belämpfung einen foldhen braftifchen 
Ausdrud zu geben in dem Antrage auf Abſetzung biejes Fonds. Meine Herren, 
wir fennen ja Alle bie erbitterten und ich möchte faft jagen nach und nach immer 
verzweifelter werbenben Anftrengungen ber Partei des Herrn Borrebners unb 
feiner Organe gegen bie beutfche Politil, wir wiffen vor allen Dingen, wie es 
verfucht worden ift und noch täglich vwerfucht wirb in ben Blättern, bie zurüdzu«- 
weiſen von Ihrer Partei der Herr Vorredner unb feine Freunde vergeblich ver» 
ſuchen werben, es jo barzuftellen, al® ob es gerabe der Reichslanzler geweſen if, 
ber durch feine revolutionäre und kriegeriſche Politit Deutichland nie werde zur 
Ruhe, Europa nie werde zum Frieden fommen laffen. Und was hat Jeber, ber 
biefe Dinge verfolgt hat, in der letzten Woche ſehen können, nachdem zum erften 
Male Geheimniffe der Politif der mitlebenden Welt aufgebedt find, und nicht, 
wie es fonft zu geſchehen pflegt, erft ben kommenden Generationen in Gefdichts- 
werfen? Wir haben aus dieſen Schriftftüden erfahren, daß diejenige 
Politik, welde ber Kanzler für Deutfhland leitet, weit entfernt 
davon ift, fih im bie innere Geftaltung ber politifhen Geſchicke 
Frankreichs einzumifhen, weit entfernt davon Keime zu meuen 
Zerwürfniffen und Kriegen zu geben, daß fie vielmehr im emi— 
nenten Sinne bes Wortes eine Politik der Nichteinmifhung, bes 
Friedens ift; ein Eindrud, ber in einem hohen Grabe imponirend gewirkt bat 
in Deutichland und außerhalb Deutſchlands, auch auf Männer, die bislang mit 
einer gewiffen Beſorgniß ber Politik des Kanzlers gefolgt find. 


Wenn derſelbe Einbrud eben bei dem Herrn Vorredner und feinen Freunden 
nicht vorhanden ift, jo ift der Grund biervon, daß fie in diefen Dingen auf 
einem ganz anderen Boden ftehen, als bie Mehrheit unferer Nation und bie ent- 
ſcheidende Mehrheit diefes Neichstages. Sie haben bie Politif des Kanzlers miß- 
billigt vom erften Augenblide an, fie baben Alles getban, was in ibren 
Kräften lag, bas Zuftaubelommen bes Norddeutſchen Bundes, bes 
Deutſchen Reiches zu hindern; fie werden auch nihtaufbören, foweit 
fie glauben, daß ibre Kräfte bazu reichen, bieje Politik aud ſpäter 
zu hindern. Aber, meine Herren, gerabe bieje erbitterten und leidenſchaftlichen 
Angriffe gegen die Perfon des Reichskanzlers, als den Träger unferer deutſchen 
BVolitit, werben von Tag zu Tag mehr bazu beitragen, dieſe Politik zu feftigen, 
das Vertrauen ber Nation und der Mebrbeit dieſes Reihstages 
zu dem Träger diejer Politik zu ftärfen und gerabe bazu dienen, bas- 
jenige nicht zu erreichen, wielmehr zu zerftören, was ber Herr Vorrebner und 
feine Freunde wollen. 

Meine Herren, wenn ich mich jo ausfpreche, jo glaube ich ber Zuftimmung 
ber großen Mehrheit biefer Verſammlung entſchieden ficher zu fein. 

Dasjenige, was jetzt auch für Nichtkundige aus den Dofn- 
menten der legten Tage über die Politil des dveutfhen Reichskanz— 
lers zur öffentlichen Kenntniß gelommen if, bat das Anfeben, die 
Stellung biejes Staatsmannes in bobem Grade erböben müſſen. 
Diefe Politif ift zugleich —32 — und feſt, würdig und national, und 
fe wird ber Zuftimmung der Mehrheit dieſes Neichstages und der dentſchen 

ation für alle Zukunft fider fein.“ 


30. Dezember. Wiederherftellung des Königthums in 
Spanien. 


Ginfegung des Königs Alphons XII. 
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1875. 3. Januar. Notification an die audwärtigen Mächte. 


Eirculardepeiche des interimiftiichen Minifters des Auswärtigen Spaniens: 

— — „Die Annahme ift berechtigt, daß die fremden Mächte, indem fie 

in wohlwollender Abficht die letzte Dictatur anerlannten, hierbei von der Intention 
ausgingen, daß dieſelbe zu einer monarchiſchen Löſung führen möchte.“ 


Notiz der „Provinzial- Correspondenz“ vom 6. Januar: 

„Diefe Wendung der Dinge in Spanien ift zwar nicht unvorhergefchen, 
aber rafcher eingetreten, als wohl vor Kurzem noch erwartet wurde. Daß bie 
bisherige Regierungsgewalt nicht eine bauernbe, fondern nur eine „überleitende“ 
fein werbe, war ja grade von der Seite, von welcher die Anerkennung berjelben 
ausgegangen war, von vornherein angenommen und ausgeiprodhen worden. Als 
die Aufgabe der Anerkennung erichien es, den „Reft von Grundlagen ſtaat— 
lichen Weſens für eine künftige ſtaatliche Ordnung,“ die ſich das 
ſpaniſche Volk feiner Zeit würde geben wollen, zu erhalten.“ 


39, Der Prozeß Arnim, 


1874. 4. Dftober. Verhaft ung ded Grafen Arnim auf dem 
Gute Nafjeheide in Pommern. 


Unterfuhung gegen Graf Arnim. 
Notiz der „Provinzial» Korrespondenz“ vom 14. Oftober. 


„Die Berhaftung des Grafen Arnim ift ſowohl von dem Stabtgericht zu 
Berlin, wie auch von bem Kammergericht aufrecht erhalten worben; mit Rüdficht 
auf den leidenden Zuftand beffelben ift jeboch von bem Kammergericht beichloffen 
worden, ihn aus der Stabtvogtei in ein Krankenhaus, unter Wahrung genügender 
polizeilicher Sicherbeit, überführen zu laffen. 

Die jetige Anklage gegen Graf Arnim bat nad ihrem Urfprunge keinen 
Zufammenhang mit den früheren Vorgängen, welche die Entfernung befjelben aus 
ber diplomatiſchen Thätigkeit herbeigeführt haben. 

Den Anlaß zu den gegenwärtigen Ermittelungen und Maßnahmen bat 
fediglih der Umftand gegeben, daß ber jetige Botſchafter in Paris nach feinem 
Eintritt in fein neues Amt eine Anzahl von Schriftftüden, welche nach dem amt. 
lihen Berzeichniffe der Boticaft während ber Amtsführung bes Grafen Arnim 
dort eingegangen waren, nicht mehr vorfand. Die angeftellten Nachforſchungen 
führten zu ber Annahme, daß Graf Arnim bei feinem Scheiben aus jeiner 
früheren amtlihen Stellung jene Aktenftüde mitgenommen baben müffe. In ber 
That gab er nad einigem Zögern eine Anzahl von Schriftftüden heraus, wogegen 
eine größere Zahl, über 50 Altenftiide, ungeachtet ber dringenden Aufforberungen 
bes Auswärtigen Amtes nicht zurüdgegeben find, indem Graf Arnim einen Theil 
berjelben fir Privatichreiben erklärt und demgemäß bie Herausgabe berjelben ver« 
weigern zu birfen glaubt, von dem Berbleib der Übrigen aber nichts zu wiffen 
behauptet. 

Die Weigerung des früheren Botſchafters, Schriftftüde, melde nah ber 
Ueberzeugung bes Auswärtigen Amtes Eigentbum der Botjchaft find, an biefe 
zurüdzugeben, ift alfo ber far vorliegende Grund bes Einfchreitens gegen Graf 
Arnim; das Auswärtige Amt batte eine unzweifelbafte Pflicht zu erfüllen, indem 
e8 alle Mittel ergriff, um die Befitrrechte der Reichsarchive zu wahren. 

Die Erfüllung diefer amtlihen Pflicht war völlig unabhängig von ber in— 
neren Bedeutung und politifchen Wichtigkeit der einzelnen fehlenden Schriftftüde, 
fo wie von ber Möglichfeit eines etwaigen Mißbrauchs derſelben: bas öffentliche 
Intereffe an und für fih und die Wahrung ber ftaatlichen Autorität machten das 
Einfchreiten mit allen Mitteln des Geſetzes zu einer unabweislichen Notbwenbig- 
feit. Die Reichsbebörde konnte und durfte ihren wohlerwogenen Anſpruch nicht 
vor der Weigerung des betbeiligten Beamten fallen laffen. 

Nachdem Graf Arnim alle dienftlihen Aufforderungen zur Rüdgabe ber 
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Alten zurückgewieſen hatte, ſah ſich das Auswärtige Amt genöthigt, das Einfchreiten 
ber Gerichte in Anipruch zu nehmen. 

Wenn das Geriht auf Grund der ibm zunächſt vorliegenden Thatjachen 
nicht blos eine fofortige Hausfuchung bei dem Grafen Arnim angeorbnet hat, 
fondern auch zur Verhaftung deſſelben gefchritten ift, und wenn biefe Maßnahmen 
gegenüber der Bejchwerbe des Grafen Arnim von dem höheren Gerichte zunächft 
aufrecht erhalten worben ift, jo wird man bierin vor Allem ein Anzeichen bafür 
finden dürfen, daß auch von Seiten der Gerichte das wichtige öffentliche Intereffe, 
um welches e8 ſich bei der Sache handelt, und welches allein das Auswärtige 
Amt bei feinem Vorgehen geleitet hat, entjchieben anerkannt wird.” 


Die Anklagejchrift gegen Graf Arnim. (Auszug): 


„Der Nachfolger des Grafen Arnim in der Botichaft zu Paris, Fürft 
von Hobenlohbe, vermißte bald nah feinem Amtsantritte mebrere amtliche 
Scriftftlide aus dem Archive der Botichaft. Eine deshalb von ibm veranlafite 
genaue Nahforihung ergab das Fehlen einer großen Anzahl von Schriftftüden. 

Der Angellagte erfcheint als überführt, dieſe Schriftftüde (Urkunden), 
welche fir die Politif des Deutſchen Reichs und deſſen Beziehungen zu auswär- 
tigen Mächten von ber größten Bedeutung find, bei Seite geichafft und unter- 
ſchlagen zu haben. 

Einen Theil diefer Schriftftüde (welche in der Anklage unter Nr. I. und II. 
aufgeführt find) bat der Angeklagte geftändlih mitgenommen, während er von 
bem Berbleib der übrigen (unter Nr. III. aufgezählten) nichts wiffen will. Bon 
ben erfteren bat er auf bie Aufforderung bes Auswärtigen Amtes eine Anzahl 
(bie unter Nr. I.) mit der Behauptung zurüdgegeben, daß es nicht feine Abficht 
gewejen fei, fie für fich zu behalten, die übrigen (Mr. II.) aber unter dem Bor- 
geben, daß fie fein Privateigentbum feien, herauszugeben verweigert. 

Die vermiften Schriftftüde find theils Erlaffe (des Reichskanzlers oder 
feines Bertreters an den Botjchafter), theils Berichte (des Botjchafters an das 
Auswärtige Amt). 

Die unter I. verzeichneten Schriftftüde find 13 Erlaffe und Berichte über 
wichtige kirchenpolitiſche Angelegenheiten, darunter ein Bericht in Betreff ber 
fünftigen Erledigung bes päpftlihen Stubles, — ein Bericht über das alsdann 
bevorftehende Konklave, ein Bericht über eine Unterrebung mit Herrn Thiers in 
Betreff der Krankheit des Papftes. Graf Arnim hatte dieſe Schriftftüde, als er 
Ende April 1874 Paris verließ, zunächſt nach Berlin und von bier nad Karlsbad 
mitgenommen; als er zur Weußerung über ben Verbleib berjelben aufgeforbert 
wurde, antwortete er zuerft, daß biejelben feines Erachtens nicht zu den Alten 
ber Botichaft gebörten, weil fie fich auf Beiprehungen mit Herrn Thiers be- 
zögen, welche den Charakter wertranlicher Privatgeipräche gehabt. 

Auf wiederholte Aufforderung jchidte er dieſe Schritftlide Ende Junt von 
Karlsbad an das Auswärtige Amt zurüd. 

Die zweite Reihe von Schriftftüden find Erlaffe, welche Graf Arnim nad 
ausbrüdlichem Geſtändniß mitgenommen und noch hinter fich hat. In dem bes 
treffenden Schriftwechjel mit dem Auswärtigen Amte erflärte er: 

„Seit feiner Berjegung in den einftweiligen Ruheſtand babe er nicht mebr 
die Ehre, mit bem Auswärtigen Amte in irgenb welchen Beziehungen zu fteben, 
vielmebr ftebe er zur Dispofition Sr. Majeftät des Kaiſers. Das Auswärtige 
Amt ſei deshalb nicht in der Lage, amtliche Aeuferungen von ibm zu erfordern.“ 

Mit diefem Vorbehalte Tieß er fich über die in dem überfandten Verzeich— 
nifje aufgeführten Schriftftüde dahin aus, daß er einen Theil der Erlaffe, melde, 
wenn auch an politische Fragen anfnüpfend, doch im Wejentlichen feinen perſön— 
fihen Konflift mit dem Reichskanzler beträfen und Anfchuldigungen gegen ihn 
enthielten, als fein Privateigenthum anſähe und deshalb mitgenommen hätte. 

Unter biefen von ihm als Privateigenthbum zurüdbehaltenen Erlaffen be- 
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finden fi folgende: ein Erlaß des Fürften Bismard, durch welden Graf 
Arnim zur Aeuferung über eine Unterhaltung aufgefordert wirb, welde er 
(nah Mittbeilung des General von Manteuffel) mit bem Grafen St. Ballier 
über die inneren franzöfiihen Berbältniffe gehabt und in welder er gelagt 
haben jollte: 

„Er betrachtete die damalige franzöfiihe Regierung als unbaltbar, dem 
Herrn Thiers werde Gambetta, dieſem bie Kommune und biefer ein mili- 
tärifches Regiment folgen, wenn Frankreich nicht vechtzeitig eine monarchiſche Ber- 
faffung wähle.“ 

Sodann ein Erlaß vom 23. November 1872, in welchem von dem Staats- 
jetretär von Balan Namens des Reichslanzlers die von dem Angellagten gegen 
Thiers und deffen Regierung erhobenen Bedenken widerlegt unb dem Änge— 
flagten für fein Berhalten der damaligen franzöfiihen Regierung unb deren 
Konkurrenten gegenüber eine ganz beftimmte Juftruftion ertheilt wirb. 

Ferner, ein Erlaß vom 20. Dezember 1872: inbem der Reichskanzler bie 
Berichterftattung des Angeklagten über bie politiſche Situation in Frankreih als 
zum Theil auf irrthümlichen Borausjegungen berubenb bezeichnet und näher fri- 
tifirt, unterziebt er zugleich die frage, weldhe Regierungsform in Frankreich für 
das Deutjche Reich dermalen am zuträglichften jei, einer eingehenden Erörterung 
und giebt dem Angellagten die erforderliche Direltive. 

Weiter aus dem Jahre 1874 Erlafle des Staatsjehretärs von Bülow 
über bie SHirtenbriefe ber franzöfiihen Bilchöfe und bie mit Bezug darauf 
zu ergreifenden Mafregeln, — Über das Gefandtichaftsrecht der deutſchen Mittel- 
ftaaten u. ſ. w. 

„Daß dieje Erlaffe, deren Herausgabe der Angeklagte verweigert (und von 
denen ber eine ſich nach jeiner Angabe zur Zeit im Befige einer Perjon befindet, 
bie er nicht nambaft machen will), indem fie amtliche Angelegenheiten und zwar 
zumeift politiihe Fragen von der allergrößten Wichtigkeit behandeln und dem An- 
gellagten für fein amtliches Verhalten Inſtruktionen ertheilen, ſich nicht blos for- 
mell, fondern auch der Sache nach als amtliche Schriftftüde kennzeichnen, welche 
dem Staate reſp. in deſſen Archive, nicht aber dem Angellagten gehören, liegt 
für Jedermann Har zu Tage; daß durch die in einzelnen von ihnen dem Anger 
Haglen gemachten Borbaltungen und ertbeilten Rektifilationen deren Charakter in 
feiner eie alterirt wird, ift felbftverftäublich.“ 

Drittens banbelt es fih um eine Reihe von Erlaffen und Berichten, über 
deren Verbleib Graf Arnim feine Auskunft geben zu können erflärt, deren Bei- 
jeiteihaffung ihm aber ebenfalls zur Laft gelegt wird. Die fraglichen Schriftftüde 
betreffen nicht blos meift Gegenftände von größter Wichtigkeit ud von bejonderem 
Intereffe für den Angeklagten, fondern ftehen zum Theil auch noch in der ganz 
bejonderen Verbindung mit einander, daß mit ven Erlaffen (des Auswärtigen 
Amtes) zugleich die bezüglihen Berichte (des Grafen Arnim) verſchwunden find. 

Zur Bezeihnung der Beweggründe und Endzwede der Handlungsweije des 
Angellagten, — zur Beurtbeilung der Glaubwürdigkeit feiner Angaben, — zur 
Keunzeihnung feiner Auffoffung von feiner Stellung, jowie für jeine Charak— 
teriftif überhaupt, — hält die Anklagefchrift die folgenden Thatfachen für 
gewidhtig: 

1. Bei jeiner Berbaftung zu Naſſenheide gab er über den Berbleib ber 
geftändlich nad fih genommenen Schriftftüde anfangs an, dieſelben befänden fich 
im Auslande. Demnäcft erbot er fich für ben Fall, daß er auf freiem Fuß ge 
laffen würde, bie Papiere binnen drei Tagen berbeizufhaffen und erklärte fich 
zulegt unter derſelben Vorausſetzung bereit, einen Beamten an den Aufbewab- 
rungsort der Schriftftüde zu führen, wenn diejer Über die Perfon besjenigen, in 
befjen Verwahrung fich diefelben befänden, abjolutes Stillihweigen gelobe. Bei 
feinen fpäteren Vernehmungen fam er auf die Erflärung, daß die Schriftftüde 
fih im Auslande befänden, zurüd. 

2. Der fraglichen ESchriftftüde will er „zu feiner Vertheidigung“ gegen 
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die feinen Ruf auf das Spiel ſetzenden, fchweren Anjchuldigungen des Reichs— 
fanzlers bedürfen. Unter den Anfchulbigungen verfteht er den von dem Reichs— 
fanzler in jeinen Erlaffen wiederholt gegen ihn erhobenen Borwurf, daß er — 
in Berfennung feiner Stellung — eine beffen Intentionen und Inftruftionen 
zuwiberlaufende Politik triebe. 

3. Im September 1872 brachte ein Brüffeler Blatt die Auffehen erregenbe 
Mittbeilung: Graf Arnim babe feine Entlafjung als deutſcher Botichafter ge- 
nommen, — bie Stelle werde auf unbeftimmte Seit unbejetst bleiben, — und 
Fürſt Bismard ſei geneigt, künftig nur einen Konſul bin zu fchiden. 

In einem amtlichen Bericht jagte Graf Arnim über dieſe faliche Zeitungs» 
nachricht: e8 werbe von einem Pariſer Blatt ein Herr von Kahlden für biejelbe 
verantwortlich gemacht, welcher fie aus Unmuth über feine Ausjchließung aus dem 
Sodey- Klub in die Welt geichidt haben folle. 

Später ergab fib im Widerſpruch mit diefer Angabe, daß Graf Arnim 
ſelbſt durh einen Dr. Bedmann jene Nachricht nah Brüffel hatte beförbern 
laſſen; die darüber ermittelten Thatſachen mußte er als im Wefentlichen richtig 
zugeben. 

i 4. Das Wiener Blatt „die Preſſe“ vom 2. April 1874 brachte unter der 
Ueberſchrift: „Diplomatiihe Entbüllungen, Florenz, 27. März,“ einen Artikel, 
welcher verfchiedene im Jahre 1870 von dem Angeklagten, damaligen Gefanbten 
bei der Kurie, an hervorragende fatholiiche Theologen (man nannte den Stifts- 
propft Dr. Döllinger und Biſchof Hefele) gerichtete Schreiben, fowie ein 
PBromemoria veröffentlichte. Diefe Schriftftiide bezogen fich auf die Politik, welche 
die deutſche Regierung dem vatilanischen Konzil gegenüber befolgte, ober wielmehr 
nah Anficht des Berfaffers befolgen ſollte. Die Berdffentlihung der Schriit- 
ftüde erregte wegen der amtlihen Stellung ihres Verfaſſers das allgemeinfte 
Aufieben. 

Graf Arnim wurde am 5. Mai auf Allerhöchſten Befehl — unter Hinmeis 
auf bie Bedeutung des Amtseides — zur amtlichen und jchriftlihen Aeußerung 
aufgefordert: ob die Veröffentlihung in der Wiener „Preffe” direkt ober indirekt 
von ihm ausgegangen oder durch Mittheilung der betreffenden Piecen an Dritte 
bervorgerufen ſei, event. ob er davon, daß eine foldhe Veröffentlichung beabfichtigt 
fei, vorher Keuntniß gehabt habe. 

Nah einiger Verzögerung antwortete er: „Für die in ber „Preffe” ver- 
öffentlichten Enthüllungen bin ich unter feinem Gefihtspunfte verantwortlidh. — 
Ich kann darüber auch feine Aufllärungen von Anderen erlangen.“ 

Abgeſehen aber von der großen inneren Unwahrſcheinlichkeit, Daß die Ver— 
öffentlihung der betreffenden Schriftftüde obne Zuthun oder Wiffen des Ange- 
klagten erfolgt fein jollte, jpredhen (wie die Anklagejchrift annimmt) gegen bie 
Wahrheit der von ihm abgegebenen amtlichen Erklärung gewiffe Thatſachen, na« 
mentlich die Berbindungen, welche Schriftiteller Dr. Yandsberg in Paris an- 
fcheinend im Auftrage des Angeklagten mit der Wiener „Preſſe“ unterhalten bat, 
— jo wie anderweitig verfuchte Anknüpfungen mit Zeitungen, um einen Einfluß 
auf diejelbe im Sinne der Politif des Grafen zu gewinnen. 

Für dieſe Thätigkeit, jagt die Anklageichrift, würden die vom Grafen Arnim 
zurüdbebaltenen Echriftftide eine reihe Ausbeute geliefert haben. Als bemeis- 
kräftige Originale waren fie bejonders werthvoll für den Angeklagten, nicht zu 
feiner Vertheidigung, ſondern zu erneuten Angriffen auf bie derzeitige Politik des 
Deutihen Reiches. 

Demgemäß, und da bie fragliden Schriftftüde fih nah Form und Inbalt 
als Urkunde im Sinne des Strafgeſetzbuches barftellen, der Thatbeftand der 
Unterjchlagung aber durch die Abficht rechtswidriger Zueignung, ohne daß es zu— 
— einer gewinnſüchtigen Abſicht bedarf, bedingt wird, iſt der Graf von Arnim 
angeklagt: 

im Hotel der Kaiſerlichen deutſchen Botſchaft zu Paris während der Zeit von 

1872 bis 1874 durch eine und biejelbe Handlung als Beamter 
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a) ibm amtlich anvertraute Urkunden vorfätlich bei Seite geichafft, 
b) Saden, die er in amtlicher Eigenſchaft empfangen hatte, fich rechtswidrig 
zugeeignet zu haben. 
Die gerichtlichen Verhandlungen haben vom Mittwoch (9.) bis zum Dienftag 
(15.) ftattgefunben. 
Der Staatsanwalt bat am Schluß berfelben die Auflage aufrecht erhalten 
und beantragt, ben Angellagten zu einer Gefängnißftrafe von 2 Jahren 6 Mo- 
naten zu verurtheilen.“ 


Das Urtheil erfter Inftanz (vom 19. Dezember 1874). 
Es iſt erfannt: 


daß der Angeklagte Kaiſerlich Deutſche Botſchafter z. D. 
Graf Harry von Arnim nicht der Urkunden-Unter— 
ihlagung und nicht des Amtövergehend, wohl aber 
des Vergehen wider die öffentlihe Ordnung 
Ihuldig, und deshalb unter Zurlaftlegung der Koften 
mit einer Gefängnibftrafe von drei Monaten zu 
belegen, wovon indejjen ein Monat durd die erlittene 
Unterjuhungshaft für verbüßt zu erachten ift. 


Aus der Begründung: 


— — „Es liegen der Anklage drei Kategorien oder beſſer Serien von 
Altenftiden zum Grunde, gejchieden nah dem Scidjale, welches fie erfahren 
baben, gejchieden nad den Auslaffungen des Angellagten, aber auch mwejentlich 
gejchieden im ihrer rechtlichen Beurtheilung. 

Die erft zu bebandelnde Serie aus den zwölf Erlaffen, welche Angeflagter 
wegen ihres disciplinären Inhalts als fein Privateigenthbum anfpricht und zu 
denjenigen Akten genommen bat und nehmen zu können glaubte, die er „als jeine 
Konflikts» Alten“ fignirte und „als das Grab einer fang gebegten und gepflegten, 
innigen Freundichaft“ bezeichnet hat. — 

Diefe zwölf inkriminirten, vom Angeklagten zugeftändlih gar nicht zum 
Archive gebrachten, oder doc, ſoweit ohne jein Zuthun dahin gelangt, bald wieder 
zurüdgenommenen Erlaſſe bat Angellagter feinem Zugeftändnifje oder doch feinen 
unmiberlegt gebliebenen Angaben zufolge vor dem Juni c. a. einer Perfon im 
außerpreußiihen Deutfchland übergeben. 

Die diesfälligen Handlungen würden jonad in das Botihaftshotel zu 
Paris, reip. nah Deutichland (aufer Preußen) fallen. 

Ausweislih der verlefenen Correspondenz » Alten bat Angeflagter, wieder— 
bolter Aufforderung des auswärtigen Amtes ungeachtet, conjequent ber genannten 
Amtsftelle herauszugeben ſich verweigert, vielmehr erſt am 3. Dezember c. dem 
Gerihte — aber auch nur biefem — unter Vorbehalt feiner Nechte überliefert. 

Bon diejen, ſämmtlich verlejenen, durch die Preffe befannt gewordenen Er- 
lafjen betreffen Nr. 224, 239, 271, 281 de 1872, Nr. 90, 102, 104 de 1873 
die Beziehungen Deutichlands zur franzöfiihen Regierung, ſowie bie in dieſer 
Hinfiht vom Angellagten eingenommene Pofition, im Gegenſatz zu ber Politik 
des Herrn Reihslanzlers, alſo den eigentlichen fogenannten Konflikt in der Sache, 
zwei Erlaffe betreffen das Berhalten des Angellagten zu den Hirtenbriefen ber 
franzöſiſchen Bijhöfe in Nancy, Angers, Nimes, 2 Erlaſſe das active und pajfive 
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Geſandtſchaftsrecht der Deutſchen Mittelftaaten, 1 Erlaf endlich die mangelhafte 
Beauffihtigung der Botſchaftskanzlei. 

Die Anklage nennt ſämmtliche angeführte Schriftftüde amtliche. Sie hat 
bierin ber abfendenden Amtsftelle gegenüber durchweg vollfommen Redt. 

Der Charakter eines Schriftftlides auf Seiten bes Abſenders aber ift für 
ben gegenwärtigen Prozeß nicht relevant; und es find daher die auf den Erlaffen 
fih findenden, nur die Ausgangsftellen betreffenden Journal» und Depefchen- 
nummern in feiner Weije wejentlih, und zwar bies um fo weniger, als a. aus⸗ 
weislich des in ber Verhandlung vorgelegten Privatbriefes des Herrn Fürften 
Reichslanzlers an den Angellagten, b. nah dem Zeugniffe des Herrn Geb. Hof- 
raths Roland auch politische Korrespondenzen in abfolut privater Form gewechſelt 
worden find. 

Weſentlich ift für den vorliegenden Streit, ob die Erlaffe auf Seiten bes 
Empfängers als amtlihe — nicht fir die Perfon des Angeklagten, fondern in 
das Botihaftsarhiv beftimmte Schriftftüde — anzufehen find, und bierfür ift 
lediglih der Inhalt enticheidend. 

Disciplinarifhe Verfügungen (Rügen, Mahnungen, Berweife) find für bie 
Perjon des Empfängers beftimmt. Berfügungen ſachlichen Inhalts, aljo 3.8. 
Direktiven für diplomatische Agenten find amtlichen Charakters, und gehören in 
bie Archive ber empfangenen Amtsftelle, mögen fie an diefe wörtlich ober an deren 
Chef abreffirt jein. Bei Berfügungen gemiichten Inhalts ift e8 entjcheidend, ob 
bie Rüge zum Zwede der Direftive ertbeilt oder umgekehrt der fachliche Inhalt 
zur Begründung der Rüge — etwa wie bie Urtelsgründe zum Tenor des Er- 
kenntniſſes — gegeben ift. Nicht relevant wiederum ift Form und Fafjung des 
Tabele. 

Aus dieſen Gefichtspunften betrachtet, erfcheinen der Erlaf Nr. 74 de 1874 
als rein disciplinairer — alfo auf Seite des Empfängers privater — Natur, die 
Erlafje Nr. 271 de 1872, wobei e8 am Eingange ausdrücklich heißt, daß „neue 
Inſtruktion“ nicht ertheilt werden ſolle, — Nr. 33 de 1874, worin in fachlicher 
Beziebung wejentlih auf ben fachlichen Inhalt des Erlaffes Nr. 291 de 1873 
verwiejen ift, als überwiegend bisciplinärer — aljo wiederum privater — Natur, 
die ilbrigen Erlaffe aber objektiv allerdings als amtliche Schriftftüde. 

Aber auch mit Beziebung auf dieſe letteren Erlaſſe kann dem Angeklagten 
bie bona fides nicht abgejprochen werben, wenn derjelbe werfichert, ſubjektiv 
dieſe Aktenſtücke fiir nicht amtliche erachtet zu haben. 

Das Maß der Berechtigung zu jener Meinung ift gleichgültig. 

Eine etwas andere Gejtalt nahm allerdings die Sachlage an, als an den 
Angeklagten, wenn auch flugs nad feiner Berjegung in den einftweiligen Ruhe— 
ftand, ‚die ſchon angezogenen Rejcripte des auswärtigen Amtes ergingen, worin 
Angellagter angewiejen worden ift, jene Erlaſſe zurüdzugeben. 

Diejen Weifungen mußte er Folge geben. Er war und blieb auch 
als Botichafter 3. D. der Disciplin des auswärtigen Amtes, deſſen vorberige 
Ueberorbnung von ibm anerkannt ift, in dem von diefem in feinen verlefenen 
Erlaffen (vom Juni bis Auguft c. im Korrespondenzfascikel) entwidelten Sinne 
unterworfen. 

Es fragt fih aber, was ber Angeflagte Berantwortliches that, als er ben 
an ihn ergangenen Weifungen nicht nachkam. Die Antwort auf dieſe Frage lautet: 
daß Angellagter fih eines Disciplinarvergebens jhuldig machte. Mit 
ſolchen Vergeben bat das Strafgericht Nichts zu jchaffen. 

So jheiden Die Documente ad passum II. aus dem Debet des Ange- 
klagten aus. 

Ein Gleiches, freilih aus anderen Gründen gilt auch von der ganzen 
Serie von den in passus III. der Auflage aufgezählten Actenftüden, umfaſſend 
11 Erlaffe und 12 Berichte mannigfachen, politiihen Inhalts. 

Ihre Qualität als amtlihe Aetenſtücke ift von feiner Seite angezweifelt, 
und ift nach ihrem verlejenen Inhalt auch ganz unbebenflih. Daß Konzepte zu 
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ben bier im Frage ftebenden Berichten in der Botſchaft zu Paris überhaupt ge- 
fertigt worden find, ift unbeftritten rejp. zugeſtanden. Unb daß bie vermißten 
Erlafje dem Angeklagten zugegangen find, ift gleichfalls als erwiefen anzujeben. — 
fraglich aber ift, ob die noch heute vermißten Stüde durch den Angellagten 
überhaupt und event. vorfäglich, und die vermißt gemwejenen, aber zurüdgegebenen 
Stüde durch ven Angellagten vorfätlich befeitigt find, wie dies ihm zum Vorwurf 
emacht ift. 
. Auf diefe Frage konnte das Gericht nur mit dem römifchen „Non liquet“ 
antworten. 

Bon einer fonftatirten Unglaubbaftigleit des Angellagten ift feine Rebe. 
Die Glanbhaftigkeit der Angabe des Angellagten vielmehr, bie zurüdgegebeneu 
Stüde wirklich in feinem bei der Abreife von Paris ohne fein Zuthun mitverla- 
denen Arbeitstiihe ex post aufgefunden, jene Stüde alfo ohne feinen Willen 
(unvorfäglich) von Paris mitgenommen zu haben, folgt aus dem Umftande, daß 
Angeliagter in feinem verantwortlihen Berichte vom 20. Juli 1874 nad) dieſer 
Richtung bin Schon Bermuthungen ausgejproden hatte. 

So bleiben nur noch bie von ber Anklage zu Serie I zufammengefaften, 
firhenpolitiihen 7 Erlaffe und 6 Berichte übrig, deren bocdhamtlicher Cbaralter 
vom Angellagten jelbft anerfannt ift. 

Angellagter joll dieſelben 

a) vorſätzlich bei Seite geichafft und zugleich 
b) unterſchlagen haben. 

Es ſoll zunächſt der zweite Gefichtspunft angeblicher Unterihlagung in's 
Auge gefaßt werden. Es unterjchlägt nach $ 246 des Strafgeſetzbuches Derjenige, 
welcder eine fremte, bewegliche Sache, die er im Befig oder Gewahrjam bat, ſich 
rechtswidrig zueignet. — 

In Befig und Gewahrfam hat Angellagter unbeftrittenermaßen die Do— 
fumente ad pass. I. gehabt. Es fehlt aber die rechtswidrige Aneignung, 
die Abficht, die Dokumente fih zu eigen zu machen, und eine biefe Abfiht aus» 
führende Handlung. 

Der bloße unbefugte Gebrauch fremder Sachen ift ftraflos und die Ver— 
werthung des geiftigen Inhaltes fremder Schriften kann nur das Vergehen bes 
Nachdrucks konftituiren. Aber auch von der Abficht eines Gebrauchs oder einer 
fonftigen Verwertbung ber Depejchen dem Inhalte nah ift Nichts erwieſen. 
Welcher Gedanke dem Angeklagten bezüglich der firchenpolitiihen Depeſchen inne» 
wohnte, davon bald nachher. 

Der Borwurf der Unterihlagung fällt demnach wiederum. 
Sefeblt, und zwar ftrafrehtlich gefehlt, hat indeß Angellagter be- 
züglih der firdenpolitifhen Depejchen dennoch. Er bat geitänblich, 
nachdem er furz vor der Abreife aus Paris nach diefen Depeichen mit Eifer ge- 
ſucht, dieſelben verjchloffen in einer Dienfimappe des auswärtigen Amtes, und 
diefe Mappe in einem Koffer von Paris aus der Botſchaft wiffentlich (aljo vor- 
fäglih) mit fortgenommen, weil er fie jeinem katholiſchen Amtsnachfolger nicht 
zurüdiaffen zu können glaubte, und der Meinung war, fie an's auswärtige Amt 
abliefern zu müſſen. Er bat geftändlich weiter bie kirchenpolitiſchen Depeichen 
in Mappe und Koffer am 29. April 1874 von Paris bierher nad Berlin mit- 
ebracht uub bat geftändlich bis zum 15. Mai 1874 bier verweilt, obne die Do- 

mente abzuliefern. Angeklagter bat geſtändlich die firchenpolitiihen Depeſchen, 
endlich in Mappe und Koffer am 15. Mai 1874 von bier auf Umwegen nad 
Karlsbad übergeführt. Er giebt zu feiner Entſchuldigung an, über dem ausweislich 
ter verlefenen Korrespondenz im Mai 1874 wegen feiner publiziftiichen Thätig— 
feit ausgebrochenen Konflilte mit dem auswärtigen Amte die Depejchen und deren 
beabfichtigte Ablieferung an das Amt vergeffen zu baben. 

Der Annahme dieſes VBergejjens ſtehen indeß gewichtige Gründe entgegen, 
weiche im Gegentheil für die Annahme der wiffentlihen Mitnahme von bier — 

- fchlieflich nach Karlsbad — ſprechen. I. Angellagter bat auch von Karlsbad aus 
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dem auswärtigen Amte keine Meldung gemacht, obwohl er dort die „vielleicht“ 
bier unterlaffene Oeffnung feiner Reifeloffer doch unzweifelbaft vorgenommen 
hatte. Angellagter hat vielmehr erft auf Erinnern des auswärtigen Amtes unterm 
19./21. Juni 1874 aus Karlsbad zum Beſitz fih bekannt. II. Der mit dem 
auswärtigen Amte damals ausgebrocdhene Konflift mußte recht eigentlich den An— 
gellagten daran mahnen, daß und was er noch an diejes Amt abzuliefern hatte. 
II. Die vom Angellagten jelbft für fo hochwichtig und bedenklich gehaltenen 
kirchenpolitiſchen Depeſchen betrafen eine jo brennende Frage, daß bie legteren — 
um ein Bild zu gebraudhen — auch dur die Wände des ungeöffneten Koffers 
hindurchleuchten mußten. 

Das feftgeftellte Verhalten des Angeklagten dem auswärtigen Amte gegen- 
über bezüglich der kirchenpolitiſchen Depeichen rührt allerbings aus dem Konflikte 
mit jenem Amte ber, aber gewiß; nicht daher, mweil er — ihres Befites gerabe 
* bewußt — aus Aerger über vermeintlich ihm angethanes Weh, opponiren 
wollte. 

Hiermit iſt das Strafgeſetz übertreten worden. Die Anklage iſt, geſtützt, 
auf $ 348 des Strafgeſetzbuches Abſatz 2, wo mit Gefängnißftrafe nicht unter Einem 
Monate, jeder Beamte bedroht ift, welcher eine ibm amtlich vertraute oder zu: 
gängliche Urkunde vernichtet, bei Seite jchafft, beſchädigt oder verfälicht. 

Es liegen alle Requifiten dieſes $ vor: 

a) die Beamtenqualität des Handelnden, 
b) bie amtliche Anvertrauung und Zugänglihmahung der Dokumente, 
ce) die vorfätliche Beifeitefhaffung der Dokumente. 

Nur feblt die Urkundenqualität ver Dokumente, 

Was das Nequifit ad c der vorſätzlichen Beiſeiteſchaffung betrifft, jo liegt 
eine ſolche Beifeiteihaffung vor, wenn, wie bier, eine nicht berechtigte Entfernung 
des amtlihen Objektes zu mebr als furz vorübergehenden Beſitze mit dem Be- 
wußtjein ftattfindet, Daß das Objelt dem ordentlichen Gefchäftsbetriebe der berech— 
tigten Amtöftellen entzogen wird. Dieje Entziehbung konnte dem Angellagten nicht 
verborgen fein und bat fich ſofort ergeben, infofern als ein Theil der kirchen— 
politiihen Schriftftüde vom Fürften Hohenlohe zu Paris Mitte Juni 1874 
vermißt und die Beranlaffung zum Berichte vom 8. Juni 1874, damit aber ber 
ganzen Unterfuchung wurde. 

Aber die von der Anklage behauptete Urkundenqualität kann nicht anerkannt 
werben. 8 348? des Strafgeletsbuches fcheidet aljo wiederum aus. 

Es greift aber ebenjo unbedenkflih der $ 133 des Strafgejeß- 
buches durch, welcher in feinem bier allein in Betracht kommenden Abjage 1 
wörtlich lautet: 

„Wer eine Urkunde, ein Regifter, Alten ober fonftigen Gegenftand, welche 
fih zur amtlichen Aufbewahrung an einem bazu beftimmten Orte befinden, 
oder, welche einem Beamten oder einem Dritten amtlich übergeben worden 
ex Aral vernichtet, bei Seite ſchafft oder beſchädigt, wird mit Gefängniß 
eſtraft.“ 

Es liegen in den Depeſchen aber einfach amtliche Altenſtücke vor, die ſich 
zur amtlichen Aufbewahrung an dazu beſtimmtem Orte, zuvörderſt im Botſchafts— 
botel zu Paris, demnächſt bier in Berlin in ber vom Angeklagten mitgefübrten 
Dienftmappe des auswärtigen Amtes befanden, ibm übrigens auch amtlıch über- 
geben waren. 

Und dieſe Altenftüde bat Angellagter vorjäglid, nämlich 
wiffentlih und bewußt bei Seite gefchafft, d. i. dem ordentlihen 
a durch ibre Wegnahme nad Karlsbad entzogen. 

Angellagter ift ſonach überführt: 

im Mai 1874 zu Berlin 13 amtliche firchenpolitiiche Aftenftüde, welche fich 
zur amtlihen Aufbewahrung an dazu beftimmtem Orte befanden, vorjäglich bei 
Seite geichafft zu haben. 

Bergehen gegen $ 133 ©t.-©.-B. 
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Bei der Strafausmeffung famen in Betradt: 
A. als Schärfungsgründe 
a) pr bobe Stellung des Angellagten und bie baburch bebingten boben 
flichten, 
b) die Wichtigkeit der Depeſchen-Serie I. und bie aus ungeeignetem 
Bekanntwerden ihres Inhalts drohende Gefahr; 
B. als Milderungsgründe hingegen 
a) die am 8. Juni 1874 Inhalts des Corresponbenzfascikels ftattge- 
fundene Rüdgabe der Depeichen, 
b) die durch den verlefenen Erlaß vom 21. Dezember 1843 fchon von 
Altersher bezeugte Eigenmächtigkeit einer Anzahl biplomatifcher Agenten 
in der Dispofition über Ardivalien. 
Es ift denn aus allen vorgetragenen Erwägungen 


ni 
— Im Namen des Königs 


„Daß der Angeklagte, Kaiſerliche Deutſche Botſchafter z. D. Graf Harry von 
Arnim nicht der Urkundenunterſchlagung und nicht des Amtsvergehens, wohl 
aber des Vergehens wider die öffentliche Ordnung ſchuldig und deshalb unter 
Zurlaſtlegung der Koſten mit einer Gefängnißſtrafe von 3 Monaten zu belegen, 
wovon indeſſen ein Monat durch die erlittene Unterſuchungshaft für verbüßt 


zu erachten iſt. 
Bon Rechts Wegen.“ 


Das Urtheil zweiter Inſtanz (ded Kammergerichts) 
vom 16. Juni 1875 lautete — indem der Charakter der 
beijeitegeichafften Schriftſtücke ald Urkunden anerfannt wurde 
— auf Grund des $ 348 des Neichöftrafgejeged auf neun 
Monate Gefängnif. 

Die Nihtigfeitsbeihwerde wurde vom Ober— 
Tribunal unterm 20, Dftober 1875 zurüdgewielen. 


Durch Urtheil ded Reichs-Disciplinarhofes vom 
27. April 1876 wurde ferner gegen Graf Arnim auf 
Dienſtentlaſſung erkannt. 


Auf Anlaß der Schrift „Pro Nihilo“ wurde gegen Graf 
Arnim endlich beim Kammergericht als Staatsgerichtshof 
Anklage wegen Landesverraths auf Grund des $ 92 des 
Reichsſtrafgeſetzbuchs erhoben. Da der Angeflagte nicht er 
ſchienen war, verurtheilte ihn der Gerichtöhof in contumaciam 
ald ſchuldig der angeflagten Verbrechen zu einer Zuchthaus— 
ftrafe von 5 Jahren. 


40. Weitere kirchliche Rümpfe, 


1874. Dezember. Beröffentlihung der Depeihe des Fürften 
Bismarck über die Papftwahl vom 14. Mai 1872 im 
Reichs- und Stantd- Anzeiger auf Anlaß des Arnimichen 
Prozefled (f. die Depeiche oben ©. 489). 


1875. Februar. Eollectiv-Erflärung des deutihen Epis— 
copatö betreffend die Circulardepeſche des deutſchen Reichs- 
fanzlerd binfichtlih der fünftigen Papſtwahl. 


„Der „Staats-Anzeiger“ bat unlängft eine auf bie fünftige Papſtwahl be— 
zügliche Circular-Depeiche des Herrn Reichslanzlers Fürften v. Bismard vom 
14. Mai 1872 veröffentlicht, welche nach der ausbrüdlihen Erklärung bes An- 
zeigers „die Bafis zu dem ganzen ber Deffentlichkeit vorenthaltenen Fascikel“ ber 
in bem Proceffe gegen den Grafen v. Arnim oft erwähnten Actenftüde kirchen— 
politiihen Inhaltes bildete. 

Diefe Depefche gebt von der Vorausſetzung aus, daß durch „das Baticanijche 
Concil und feine beiden wichtigften Beftimmungen über die Unfehlbarkeit und die 
Jurisdiction des Papftes die Stellung bes leteren auh ben Regierungen 
gegenüber gänzlich verändert fei, und folgert hieraus, daß „das Intereffe 
ber letteren an ber Papftwahl aufs Höchfte gefteigert, bamit aber auch ihrem 
Rechte, fib darum zu kümmern, eine um fo — Baſis gegeben ſei.“ 

Dieſe Folgerungen ſind eben ſo ungerechtfertigt, als ihre Vorausſetzung 
unbegründet iſt; und es halten bei der hoben Wichtigkeit dieſes Actenftüdes und 
bei dem Schlufje, welchen bafjelbe auf bie leitenden Principien bes Reichslanzler- 
amtes in ber Behandlung der kirchlichen Angelegenheiten Deutſchlands geftattet, 
die unterzeichneten Oberbirten fich für eben jo berechtigt als verpflichtet, den barin 
enthaltenen irrigen Anfchauungen im Intereffe ber Wahrheit eine öffentliche Er- 
Härung entgegenzuftellen. 

Die Eircular-Depeiche behauptet binfichtlich der Beichlüffe bes VBaticanifchen 
Coneils: „Durch dieſe Beichlüffe ift der Papft in bie Lage gelommen, in jeder 
einzelnen Diöcefe die bifchöflihen Rechte in die Hand zu nehmen und die päpft- 
lihe Gewalt der landesbiſchöflichen zu jubftituiren.“ „Die bifchöfliche Jurisdiction 
ift in der päpftlichen aufgegangen.“ „Der Papft übt nicht mehr, wie bisher, 
einzelne beftimmmte Reſervatrechte aus, fonbern die ganze Fülle der bifchöflichen 
Rechte ruht in feiner Hand;“ „er ift im Prineip an bie Stelle jedes einzelnen 
Biſchofs getreten“, „und es hängt nur von ihm ab, fih aud in ber Praris in 
jedem einzelnen Augenblide an die Stelle befjelben gegenüber den Regierungen 
zu ſetzen“. „Die Bifchöfe find nur noch feine Werkzeuge, jeine Beamten obne 
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eigene Verantwortlichkeit”; „fie find den Regierungen gegenüber Beamte eines 
fremden Souverains geworben“, „und zwar eines Souverains, der vermöge feiner 
Unfehlbarteit ein volllonmen abjoluter ift, mehr als irgend ein abſoluter Monarch 
ber Welt“. 

Alle diefe Säte entbebren ber Begründung unb fteben mit dem Wortlaute, 
wie mit dem richtigen, durch ben Papft, den Episcopat und bie Vertreter ber 
fatholiichen Wiffenichaft wiederholt erklärten Sinne der Beichlüffe des Baticanifchen 
Coneils entihieden im Widerſpruch. 

Allerdings ift nach diefen Beſchlüſſen die kirchliche Jurisdictionsgewalt des 
Vapftes eine potestas suprema, ordinaria et immediata, eine dem Papft von 
Jeſus Ehriftus, dem Sohne Gottes, in der Perſon des b. Petrus verliebene, auf 
bie ganze Kirche, mithin auch auf jede einzelne Diöcefe und alle Gläubigen fich 
birect erftredende oberfte Amtsgewalt zur Erbaltung der Einheit des Glaubens, 
der Disciplin und ber Regierung ber Kirche, und keineswegs eine bloß aus 
einigen Reſervatrechten beftebende Befugniß. 


Dies ift aber feine neue Lehre, fondern eine ftets anerfannte Wahrheit des 

katholiſchen Glaubens und ein befannter Grundfat des canoniſchen Rechts, eine 
Lehre, welche das Baticanifche Concil gegenüber den Irrthümern der Gallicaner, 
Janfeniften und Febronianer im Anfhing an die Ausſprüche ber früberen all» 
emeinen Koncilien neuerdings erflärt und beftätigt bat. Nach dieſer Yebre ver 
atbolifhen Kirche ift der Papft Biſchof von Rom, nicht Bilchof irgend einer 
andern Stabt oder Didceje, nicht Bilchof von Köln oder Breslau u. ſ. w. Aber 
als Biſchof von Rom ift er zugleich Papft, d. b. Hirt und Oberhaupt der ganzen 
* Kirche, Oberhaupt aller Biichöfe und aller Gläubigen, und feine päpſtliche Ge- 
walt lebt nicht etwa in beftimmten Ausnahmefällen erft auf, jondern fie bat 
immer und allezeit und überall Geltung und Kraft. In biefer feiner Stellung 
bat der Papft darliber zu waden, daß jeder Biſchof im ganzen Umfange feines 
Amtes feine Pflicht erfülle, und wo ein Bilchof bebindert ift, ober eine ander- 
weitige Notbwendigfeit es erfordert, da bat der Papft das Recht und die Pflicht, 
nicht als Biſchof der betreffenden Diöceſe, jondern als Papſt, alles in derſelben 
anzuorbnen, was zur Verwaltung berfelben gehört. Diefe päpftlihen Rechte haben 
alle Staaten Europas bis auf die gegenwärtige Zeit ftets als zum Syſteme ber 
fatboliihen Kirche gebörend anerkannt und in ibren Berbandlungen mit dem 
päpftlihen Stuble den Inhaber beffelben immer als das wirfiihe Oberhaupt ver 
ganzen katholiſchen Kirche, der Biſchöfe ſowohl als der Gläubigen, und keineswegs 
als den bloßen Zräger einiger beſtimmter Reſervatrechte betrachtet. 


Die Beihlüffe des Vaticaniſchen Concils bieten ferner feinen Schatten 
von Grund zu der Behauptung, es fei der Papſt durch diejelben 
ein abjoluter Souverain geworben, und zwar vermöge feiner Unfebibarfeit 
ein volllommen abjoluter, mehr als irgend ein abfoluter Monarch in der Welt. 


Zunächſt ift das Gebiet, auf welches fih bie kirchliche Gewalt des 
Papſtes beziebt, weſentlich verſchieden von demjenigen, worauf jid 
bie weltliche Sonveränetät des Monarchen bezieht; auch wird die volle Souve— 
rainetät des Yanbesfürften auf ftaatlihem Gebiete von Katholiken nirgends be» 
firitten. Aber abgefeben hiervon kann die Bezeichnung eines abjoluten Monarchen 
auch in Beziehung auf Eirchliche Angelegenheiten auf den Papft nicht angewendet 
werben, weil derſelbe unter dem göttlihen Rechte fteht und an die von 
Ehriftus für feine Kirche getroffenen Anorbuuugen gebunden if. Er fann die 
ber Kirche von ibrem göttlihen Stifter gegebene VBerfaffung nicht ändern, wie ber 
weltliche Gejeßgeber eine Staatsverfafjung ändern kann. Die Kirchenverfaffung 
berubt in allen wejentlihen Punkten auf göttliher Anordnung und ift jeber 
menſchlichen Willkür entzogen. Kraft derjelben göttlichen Einfegung, worauf das 
Papfttbum berubt, beftehbt auch der Episcopat: auch er hat jeine Rechte und 
Pflichten vermöge der von Gott jelbft getroffenen Anordnung, welche zu ändern 
ber Papſt weber bas Recht noch die Macht hat. Es ift aljo ein völliges Miß— 
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verſtändniß der Baticanifhen Beichlüffe, wenn man glaubt, durch dieſelben ſei 
„die biſchöfliche Jurisdietion in der päpftlichen aufgegangen“, ber Papft fei „im 
Princip an die Stelle jedes einzelnen Biſchofes getreten“, die Bifchöfe feien nur 
noh „Werheug des Bapftes, feine Beamten ohne eigene VBerantwortlichkeit”. 
Nach der beftändigen Lehre der katholifchen Kirche, wie fie auch vom Baticanifchen 
Concil ausbrüdlih erflärt worden ift, find die Biſchöfe nicht bloße Werkzeuge 
bes Papftes, nicht päpftliche Beamten ohne eigene Berantwortlichkeit, fondern „vom 
beiligen Geiſte gefettt und an die Stelle der Apoftel getreten, weiden und regieren 
fie als wahre Hirten Die ihnen anvertrauten Heerden“. 

Wie in den bisherigen achtzehn Jahrhunderten der chriftlichen Kirchen— 
geichichte der Primat neben und über dem ebenfalls von Chriftus angeordneten 
Episcopat kraft göttlicher Einjegung im Organismus ber Kirche beftanden unb 
zum Seile berjelben gewirkt bat, fo wird ſolches auch ferner geicheben: und jo 
wenig das zu allen Zeiten beftandene Recht des Papftes, feine firchliche Regie- 
rungsgewalt in ber ganzen katholiſchen Welt auszuüben, feither dazu geführt bat, 
die Autorität der Biſchöfe illuforifh zu machen, eben jo wenig kann die neue 
Erklärung der alten katholiſchen Lehre Über den Primat eine ſolche Befürchtung 
für die Aufunft begründen. Werden ja auch notoriſch bie Diöcejen ber ganzen 
fatbolifchen Welt von ihren Biſchöfen feit dem Baticanifchen Concil gerade in 
derjelben Art und Weife geleitet und regiert, wie vor bemfelben. 


Was insbefondere die Behauptung betrifft, die Biſchöfe feien durch bie 
Baticanifhen Beihlüffe päpftlihe Beamte ohne eigene Berantwort- 
lihfeit geworben, fo können wir biefelbe nur mit aller Eutſchiedenheit zurüd- 
weiſen: es ift wahrlich nicht die katholiſche Kirche, in welder ber 
unfittlide und despotiſche Grundſatz: der Befehl des Obern ent- 
binde unbedingt von der eigenen Berantwortlicleit, Aufnahme 
gefunden bat. 

Die Anficht endlich, als ſei der Bapft „vermöge feiner Unfehlbarfeit ein 
vollfommen abfoluter Souverain“, berubt auf einem durchaus irrigen Begriff von 
dem Dogma der päpftlichen Unfehlbarkeit. Wie das Vaticaniſche Concil es mit 
Haren und beutlihen Worten ausgejprocdhen bat und die Natur der Sache von 
ſelbſt ergiebt, bezieht fich diefelbe lediglich auf eine Eigenſchaft des höchſten päpft- 
lihen Lehramts: dieſes erftredt fi genau auf daſſelbe Gebiet, wie das unfebl« 
bare Yebramt der Kirche überhaupt und ift an den Juhalt der b. Schrift und der 
Üeberlieferung, fowie an die bereits von dem kirchlichen Lehramt gegebenen Lehr— 
entſcheidungen gebunden. 

Hinfichtlih der Negierungsbandlungen des Papftes ift dadurch nicht das 
Mindefte geändert worden. Wenn diefem nach die Meinung, es fei die Stellung 
bes Papftes zum Episcopat durch die VBaticaniihen Beichlüffe alterirt worden, als 
eine völlig unbegründete erfcheint, jo verliert eben damit auch die aus jener 
Borausjegung bergeleitete Folgerung, daß die Stellung des Papftes den Regie» 
rungen gegenüber durch jene Beichlüffe verändert fei, allen Grund und Boden. 

Wir können übrigens nicht umbin, unſerm tiefen Bedauern darüber Aus- 
drud zu geben, daß in der oft erwähnten Circularbepeihe das Reichskanzler— 
amt fein Urtheil über katholiſche Angelegenbeiten lediglich nad 
Behauptungen und Hypotheſen gebilbet bat, welde von einigen 
bis zur offenen Auflebnung gegen die legitime Autorität des ge» 
fammten Episcopates des b. Stuhles vorgefhrittenen früberen 
Katholiken und einer Anzahl proteftantifher Gelehrten in Umlauf 
geſetzt, aber wiederholt und nadbrüdliihd vom Papft, von den 
Biſchöfen und von katholiſchen Theologen ſowohl als Eanoniften 
jurüdgewiejen unb wiberlegt worben find. 

Als rechtmäßige Vertreter ber katholiſchen Kirche in ben unferer Yeitung 
anvertrauten Diöcefen haben wir das Recht, zu verlangen, baß, wenn es ſich 
um bie Beurtheilung von Grundfägen und Lehren uuferer Kirche handelt, man 
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uns böre, und fo lange wir nach biefen Lehren und Grunbfägen unfere Hand— 
lungen einrichten, dürfen wir erwarten, daß man uns Glauben jchente. 


Indem wir durch gegenwärtige Erklärung die in der Circulardepeiche bes 
Herrn Reihslanzlers enthaltenen unrichtigen Darftellungen ber katholiſchen Lebre 
berichtigen, ift e8 keineswegs unfere Abficht, auf bie weiteren Ausführungen ber 
Depeſche in Betreff der fünftigen Papftwahl näher einzugehen. 

Wir fühlen uns aber verpflichtet, gegen ben bamit verfuchten Angriff auf 
die volle Freiheit und Unabhängigkeit der Wahl des Oberhauptes der Fatbolifchen 
Kirche laut und feierlih Einfpruh zu erheben, indem wir zugleich be- 
merfen, daß über bie ®iltigleit der Bapftwabhl jeder Zeit nur die 
Autorität der Kirche zu entſcheiden bat, deren Entſcheidung jeder 
Katbolil, wie in allen Ländern, fo aub in Deutidhland rüdbalt- 
108 fih unterwerfen wird.“ 


5. Februar. Encyclica des Papſtes an die Erzbiichöfe und 
Biihöfe in Preußen. (Auszug). 


„Was Wir im Andenken an die Beftimmungen, welde von diefem apofto- 
liſchen Stuble gemeinfam mit ber oberften Regierungsgewalt Preußens im 
21. Jahre des laufenden Jahrhunderts für das Wohl und das Gebeiben der ka— 
tholiſchen Sache getroffen wurden, niemals für möglich erachtet hätten, das bat 
fih gegenwärtig, Ehrwürdige Brüder, in Euren Gegenden auf · die beklagens— 
wertbefte Weiſe ereignet, indem auf bie Ruhe und den Frieden, deſſen ſich die 
Kirche Gottes bei Euch erfreuete, ein ſchwerer und unerwarteter Sturm gefolgt 
ift. Denn zu den Gejeten, welche man vor Kurzem gegen bie Nechte der Kirche 
erlaffen hatte, unb durch die ſchon viele treue und gewiffenbafte Diener berjelben 
ſowohl im Clerus als im gläubigen Volke getroffen waren, find neue hinzugefügt, 
weldhe die göttlihe Verfaſſung der Kirche vollftändig umftürzen 
und bie beiligen Gerechtſame ber Biſchöfe gänzlih zu Grunde 
ridten. ; 


Denn in diefen Gefeten wurde Richtern aus dem Laienftande die Macht 
beigelegt, bie Biſchöfe und andere geiftliche Borgefetste ihrer Würde und ibrer 
Amtsgewalt zu entlleiden. Durch dieſe Geſetze wurden vielfadhe und große Hinder- 
niffe denjenigen gelegt, welche bei Abwejenheit der Oberhirten deren rechtmäßige - 
Jurisbiction auszuüben berufen find. Durch dieſe Gejete wurde den Capiteln 
ber Katbebrallirchen zugemutbet, gegen bie Canones Capitelsvicare zu mäblen, 
während der bifchöflihe Stuhl noch nicht wacant if. Durch diefe Gejete wurde, 
um Anderes zu übergeben, ben Oberpräfidenten die Befugniß beigelegt, fogar 
afatbolifhe Männer an Stelle der Biſchöfe und als biefen gleichberechtigt in den 
Diöceſen mit der Verwaltung der geiftlichen Güter, ſowohl den für kirchliche Ber- 
jonen als für die Unterhaltung von Gotteshäuſern beftimmten, zu betrauen. Nur 
zu gut wiffet Ihr, Ehrwürdige Brüder, wie viel Schaden und wie vielfache Be- 
läftigungen und Mißbandlungen aus diefen Gefegen und ihrer jo barten Aus» 
führung folgten. Abfichtlich jchweigen Wir hiervon, um den allgemeinen Schmerz 
nicht dur Die Erwähnung all’ des Traurigen zu erhöhen. Aber ſchweigen können 
Wir nicht von dem Mißgejchide, welches bie Diöcefen Gnejen und Poſen und 
die Diöceſe Paderborn getroffen bat. Denn nachdem Unfere Ehrwirbigen Brüder 
Miecislaus, Erzbifhof von Gneſen und Poſen, und Konrad, Bilhof von 
Paderborn, in's Gefängniß geworfen unb über fie das Urtbeil gefällt war, wo— 
burch fie des biſchöflichen Sites und ihrer Amtsgewalt mit dem größten Unrecht 
für verluftig erflärt wurden, find dieſe Didcefen ber jegensreichen Leitung ibrer 
ausgezeichneten Hirten beraubt und in einen Abgrund von Beſchwerniß und von 
Sammer elenb geftürzt worben. fFreilih glauben Wir Unſere vworbezeichneten 
Ehrwürdigen Brüder nicht beklagen, jonbern vielmehr glüdlich preifen zu müſſen, 
da fie — eingeben des Wortes des Herrn „Selig ſeid ihr, wenn euch die Den« 
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{hen baffen und wenn fie euch ausjchließen, jchmähen und euren Namen als böſe 
verwerfen um bes Menſchenſohnes willen“ (Lul. 6, 23), — nicht blos nicht er» 
ſchralen vor ber einbrechenden Gefabr und vor ber von ben Gejeten verbängten 
Strafe nicht abließen, ihrem wichtigen Amte gemäß für die firchlicden Rechte und 
Satungen einzutreten, fonbern vielmehr es fih zur Ehre und zum Ruhme 
rechneten, gleich ben anderen ausgezeichneten Oberhirten jenes Landes, unverbiente 
Berurtheilung und die Strafen der Schuldigen um ber Gerechtigkeit willen auf 
fih zu nehmen, zum glänzenden Tugendbeifpiele und zur Erbauung für die ganze 
Kirche. Aber wenn ihnen auch eher glänzende Lobiprücde als Thränen des Mit- 
leid8 gebühren, fo fordern body bie Erniedrigung der biſchöflichen Würde, bie 
Berletung der Freiheit und ber Rechte der Kirche, die VBerfolgungen, wovon nicht 
blo8 die genannten, jonbern auch die anderen Diöcejen Preußens gebrüdt werben, 
von Uns, daß Wir, dem Uus, wenn auch ohne Unſer Verdienſt, von Gott über- 
tragenen apoftolifhen Amte gemäß, Hagend bie Stimme erheben gegen 
jene Gejete, welde die Duelle jener bereits verwirften und vieler 
noch zu befürdtenben Uebelthaten find, und daß Wir für die burd 
ottlofe Gewalt niedergetretene kirchliche Freibeit mit aller Ent- 
hiedenheit unb mit ber Auctorität des göttlihen Rechtes auftreten. 
Um dieſe Pflicht Unferes Amtes zu erfüllen, erflären Wir durch dieſes Schreiben 
ganz offen Allen, welche e8 angeht, und dem ganzen katholischen Erbfreife, daß 
jene Geſetze ungültig find, ba fie der göttlihen Einrichtung ber 
Kirhe ganz und gar wiberftreiten. Denn nicht Die Mächtigen der Erbe 
bat ber Herr ben Bllhöfen feiner Kirhe vorgejegt in den Dingen, welche ben 
heiligen Dienft betreten, fjondern den heiligen Petrus, dem Er nicht blos feine 
Lämmer, fondern auch feine Schafe zu weiden übertrug (Job. 21, 16, 17), und 
darum können auch won feiner noch jo bochftehenden weltlichen Macht diejenigen 
ihres bifchöflihen Amtes entjegt werben, welche ber heilige Geift zu Biſchöfen ger 
fett hat, um die Kirche zu regieren (Apoft. 20, 28). 

Hierzu kommt ferner folgender eines edlen Volkes unwürdige Umſtand, ber 
auch, wie Wir meinen, jelbft von unparteiifchen Alatholilen verworfen werben 
muß. Dieſe Gejege nämlih, welche in ihren ftrengen Strafbeftimmungen mit 
barten Ahndungen die nicht Gehorchenden bebroben und zur Ausführung biejer 
Strafen die bewaffnete Macht bereit haben, bringen friebliche und unbewaffnete 
Bürger, welche um des Gewiffens willen, wie bie Gejetsgeber jelbft wohl wiffen 
konnten und nicht unbeachtet laffen durften, mit Recht ben Geſetzen abgeneigt 
find, oft faft in bie unglüdliche und bebrängte Lage von Menſchen, welche, von 
der llebermacht niedergebalten, fich derjelben nicht erwehren können. Daber will 
e8 feinen, als ob jene Gejete nicht freien Bürgern gegeben, um 
einen vernünftigen Geborfam zu fordern, fondern Sclaven aufgelegt jeien, 
um den Gehorfam durch des Schredens Gewalt zu erzwingen. 


Das joll jedoch nicht jo verftanden werden, als wenn Wir glaubten, daß 
jene im gerechter Weile entichuldigt jeien, welche aus Furcht den Menichen lieber 
gehorchen wollten, als Gott; noch viel weniger fo, als ob bie gottlofen Menſchen, 
wenn es beren giebt, ungeftraft vom göttlihen Richter bleiben würden, welche, 
allein geftütt auf den Schut der bürgerlichen Gewalt, verwegen Pfarrkirchen in 
Befi genommen und den heiligen Dienft in denjelben auszuüben gewagt haben. 
Im Gegentbeil erflären Wir, daß jene Gottlojen und alle, welde in Zu» 
kunft ſich durch ein äbnlihes Berbreden in die Regierung der 
Kirhen eingedrängt haben, gemäß ben heiligen Canones rechtlich 
und tbatfählich der größeren Ercommunication verfallen find und 
verfallen; und wir ermahnen die frommen Gläubigen, daß fie fi von dem 
©ottesdienft berjelben fern halten, von ihnen die Sacramente nicht empfangen, 
und fo fich worfichtig des Umgangs und Verkehrs mit denfelben entbalten, damit 
nicht ber böfe Sauerteig die gute Maſſe verderbe.“ — — — — 
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März Borlage wegen Einftellung der Leiltungen des 
Staates für die römiſch-katholiſche Kirche (infoweit 
nicht der Biſchof oder der einzelne Geiftliche ſich verpflichtet, 
die Geſetze des Staated zu achten). 


Aus den Motiven: 


„Als König Friedrich Wilhelm III. in der Allerhöchſten Kabinets - Orbre 
vom 23. Auguft 1821 der päpftlichen Bulle „de salute animarum* Allerhöchſt 
Seine Königliche Billigung und Beftätigung mit ben Worten ertheilte: 

„Dieje meine Königlibe Billigung und Sanktion ertheile ich vermöge 

meiner Majeftätsrechte und ** Rechten... . . unbeſchadet,“ 
ſprach Allerhöchſtderſelbe einen Grundſatz aus, an welchen jetzt zu erinnern an 
der Zeit iſt. Es iſt der Grundſatz, daß die katholiſche Kirche des preußiſchen 
Staates — ſo nannte ſie die gedachte Ordre mit Recht — ſo weit ſie von dieſem 
Staate Nutzungen und Leiſtungen bezieht, dieſe nur beziehen kann und darf, ſo 
weit und lange fie bie Majeftät des preußiſchen Staates und feiner Geſetze achtet 
und anerfennt. Der Grundjaß gilt auch für die katholifche Kirche in den neu 
erworbenen Provinzen; die Gircumfcriptionsbulle für das vormalige Königreich 
Hannover ift buch das Patent vom 20. Mai 1824 landesberrlih genebmigt 
worben, und zwar fraft der Majeftätsrechte des Königs und unbeſchadet diejen 
Rechten. Nicht minder erfolgte die Publikation der betreffenden Bullen in der 
oberrbeinifhen Kirchenprovinz mit dem Vorbehalte, daß aus deren Genehmigung 
nichts abgeleitet werden dürfe, was den ftaatlichen Hoheitsrechten ſchaden oder 
ihnen Eintrag thun möchte, oder den Yandesgejegen und Regierungsveränberungen 
entgegen wäre. 

Iener Grundſatz hätte faum ausgeſprochen zu werden brauchen, er bildet 
bie jelbitverftänbliche Borausjegung für alle Yeiftungen bes Staates an bie fa- 
tholiſche Kirche, und er muß für diefe Leitungen gelten, auf welchem Rechtsgrunde 
immer biejelben beruhen, zu welchem Zeitpunfte bie Berpflichtungen bes Staates 
zu benjelben entftanben fein mögen. 

Der Staat ift gemöthigt, ibn jegt zur Anwendung zu bringen. 

Das Berbalten des römiſch-katholiſchen Epistopates gegenüber den ver— 
faffungsmäßig beichloffenen, von Sr. Majeftät dem Kaifer und Könige vollzogenen 
und gehörig publizirten Geſetzen vom 11., 12. und 13. Mai 1873, vom 20. und 
21. Mai 1874 ift notoriſch ein folches geweien, daß jene Majeftätsrechte, unter 
deren Vorbehalt allein die katholifche Kirche in Preußen alle die Erweifungen ber 
„böchften Großmuth und Güte“ wie Bapft Pius VII. in der Bulle „de salute 
animarum“* ſich ausprüdte, empfangen bat und zu genießen berechtigt ift, auf 
das fchwerfte geichäbigt und verlett ericheinen. 

Der Staat ift deshalb ebenjo berechtigt als verpflichtet, bis bahin, daß ber 
römifch » katboliiche Klerus zum Geborfam gegen die Gejege zurüdlehrt, ibm zu— 
nächſt alle Mittel zu entziehen, welche er jelbft bisher zur Unterhaltung dieſes 
Klerus beigetragen bat. Unterließe der Staat dies noch länger, es müßte ihn ber 
ſchwere Vorwurf treffen, daß er ſelbſt feine Gegner in ihrem Widerftande ftärfe. 
Solchem Borwurf darf er fih am wenigften in einem Augenblid ausjegen, in 
welchem im deutjchen und römischen Blättern in lateinifhem Texte wie in beut- 
fcher Ueberſetzung eine bezüglich ihrer Echtheit nirgends angezweifelte Encyllila 
bes PBapftes vom 5. Februar d. 3. veröffentlicht worden ift, welche jene Geſetze 
vor der katholiſchen Welt und für Alle, die es angebt, für ungültig erflärt unb 
den Ungehorfam gegen dieſelben fanktionirt bat — und bie Erzbiſchöfe und 
Biihöfe in Preußen dieſe an fie gerichtete Eneyllika — joweit belannt — chne 
einen Widerſpruch hingenommen haben.” — — — 
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16. März. Reden des Fürften Bismard bei der Berathung der 
Vorlage im Abgeordnetenhaufe. 


Der Gehorjam gegen Gott und den König. 
(Nach einer Rede des Abg. v. Gerlad.) 


„sch beabjichtige nicht, dem Vorredner im Allgemeinen zu antworten, 
fondern nur auf ein Wort. Diefem Worte muß widerjprocdhen werden 
in einer Weife, wie e3 bisher noch nicht gejchehen ift. Es iſt die faljche 
Auffafjung des an fih rihtigen Sages: man foll Gott mehr 
gehorchen als den Menjhen. Der Borredner fennt mich ja lange 
genug, er hat ja ſelbſt öfter davon gefprochen, um zu wiſſen, daß ich diejen 
Cab in feiner vollen Richtigkeit anerfenne, und daß ich glaube, Gott zu 
gehorchen, wenn ich dem Könige diene, dem er früher ja auch gedient hat, 
mit der Devife mit Gott für König und Baterland; jegt find ihm 
diefe drei Devifen auseinandergefommen, wie es jcheint, und er fieht Gott 
getrennt von König und Vaterland. Ich kann ihm auf diefem Wege nicht 
folgen. Ich glaube meinem Gott zu dienen, wenn ih meinem 
Könige diene im Schuße des Gemeinweſens, defjen Monard 
‘er von Gottes Gnaden ift, und in weldem die Befreiung von 
fremdem Geiftesdrud und die Unabhängigkeit feines Bolfes 

egen römifhen Drud zu [hüten jeine ihm von Gott auferlegte 
Bflicht ift, in der ih dem König diene. Der Vorredner ſelbſt muß 
doch zugeben, wenn er ganz offen fein will — unter vier Augen wird er 
ehrlich genug fein e8 und einzugeftehen, — daß mir an die Gottheit eines 
Staatsgögenthums nicht glauben; nichtsdeftoweniger läßt er ſich von diejer 
Entftellung der Wahrheit bei feinen Ausführungen leiten, als wenn wir, 
die wir bier figen, an eine heidnifche Staat3gottheit glaubten. Er ver: 
fällt hierbei in denjelben Fehler, den er den römiſchen Kaifern vorwarf, 
die ſich vergöttern ließen, indem er fagte, die Yeute waren ja meit ent 
fernt, jelbit daran zu glauben, und jo ıft auch er weit entfernt, daran zu 
glauben, was er fagte: er brauchte e8 nur zur Beſchönigung der Herrichalt, 
die er ſelbſt ausüben will. 

Der Sat aber, um den e3 fich handelt, ift nur die Frage: ſoll 
man dem Papſte mehr dienen al3 dem Könige? Zwilhen dem 
Papft und Gott ift denn doch für mich ein fehr wejentliher Unterjchied. 
E3 handelt ji aljo hier nicht um die Frage: Soll man Gott oder foll 
man den Menihen mehr dienen, jondern nur darum: Sollen mir in 
weltlihen Dingen, wo es fih um unfer Seelenheil in feiner 
Weije handelt, dem Papſt mehr dienen, al3 dem Könige Wir 
haben vor 1826 unter der Herrichaft des Landrechts gelebt, das weiter 
ging, und diejelben Herren, die jegt behaupten, durch die Maigeſetze, die 
nicht jo weit gehen, mie das Landrecht, geichädigt zu fein, mögen doc 
bedenken, daß ihre Bäter in Ehren felig geworden find unter 
jenem Regime. 

Der Borredner hat noch ein Argument vorgebradht; er hat den Kul— 
tusminifter auf feine Erfolglofigkeit hingewiejen. Ja, ich bemundere das 
und frage, wenn er auf der einen Seite jeine Yorbeeren austheilt ohne 
jede Rüdfiht auf Erfolg, hat denn auf der anderen Seite das Verhalten 
der Biſchöfe den Zuftand der Fatholifchen Kirche wejentlich gebefjert? (Rufe 
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aus den Reihen der Ultramontanen: Ja wohl! gewiß!) Nun, meine 
Herren, das Zeugniß des Papftes fagt nein. Was wäre denn das für 
eine Heuchelei, für ein heuchlerijhes Klagen, mit denen man uns 
vor Europa verläumdet, als ob wir Sirchenfeinde wären, al3 ob wir die 
Kirche vernichteten; wie wären denn diefe Klagen denkbar, wenn ich wirk— 
lich Ihre Kirche fo gefördert hätte, wie Sie behaupten. Eins von Beiden 
ift aljo jedenfalls ficher: entweder die Klage über Berfolgung der Kirche 
ift Heuchelei, und das werde ich mir merken, fo oft fie wieder auftritt, 
oder aber auh Sie haben irgend welche Erfolge nicht gehabt. 

Darauf aber fonımt e8 bier ganz ımd gar nit an. Wir find beide 
einig, nit in dem Streben nad) Erfolg, jondern in der Pilichter- 
füllung, beide im Begriff, Gott mehr zu dienen, als den Men: 
jhen, jeder nad feiner Weiſe, wie er e3 glaubt. Sie glauben 
den Willen Gottes näher, genauer zu fennen als wir, wir glauben es 
auch, ich meinerjeit3 glaube auch den Willen Gottes genauer zu fennen 
al3 der Vorredner. 

Alfo, meine Herren, auf den Erfolg fommt es nicht an, aud 
diejes Gejeß wird feinen nennenswerthen Erfolg haben. Der Papft und 
zehn Mal mehr der Fejuitene Drden find viel zu reich, als daß es ihnen 
auf dieje Summe ankommen könnte, ich jage nicht ohne Bedacht: der Je— 
juiten- Orden zehn Mal mehr als der Papft, außerdem fünnen fie ihre 
Befteuerungsart, die ihnen bisher gute Dienjte leiftete, anwenden. ch 
erwarte alte feinen großen Erfolg, aber wir thun einfach unjere 
Piliht, indem wir die Unabhängigkeit des Staates und der 
Nationen gegen dieje äußeren Einwirfungen ſchützen, indem 
wir die Geiftesfreiheit der deutſchen Nation gegen die Ränke 
des römijhen FJejuiten- Ordens und des Papftes vertreten; 
das thun wir mit Gott für König und Vaterland.“ 


18. März. Weitere Erklärungen. 
(Auf eine Rede des Abg. Dr. Winpdborft). 
Rechtskunde und praftifche Politif; — Grund umb Erfolg der 
ran, — Bildung einer mächtigen ſtaatlich-monarchiſchen 
artet. 

„Der Herr Vorredner hat behauptet, ich hätte irgend wo, ich weiß 
nicht wann, gejagt, die Maigefege enthielten nicht3, was nicht im Land— 
recht jtände, und wären mit dem Landrecht übereinftimmend. ch beftreite, 
das jemals gejagt zu haben. Ich habe zwar fchon fehr viel im Leben ge- 
jprodyen, zu viel, als daß ich jedes einzelne Wort behalten könnte, aber 
das bejtreite ich, gejagt zu haben. Obſchon ih mich auf dem Gebiete 
der Jurisprudenz mit dem Herrn Vorredner nicht mejjen will, jo bin ich 
doc; jeit meinen Studien jo unwiſſend nicht, daß ich nicht zu beurtheilen 
verftände, daß im dem Landrecht nacı manchen Richtungen jehr viel mehr 
fteht, al8 in den Maigejegen, — wiederum vieles, was nicht im Land— 
recht zu finden ijt, in den Maigejegen, an welche man zur landrechtlichen 
Zeit nody gar nicht gedacht hat, weil man zu Friedrichs des Großen 
Zeiten an die unerhörte Erfheinung, daß fämmtliche Yandes- 
biſchöfe fich gegen die Gejege auflehnten, nod gar nicht ge— 
dacht hat. Wenn nun der Herr Vorredner aber nad) feiner Art etwas 
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zu behaupten, was nicht ſo iſt, aber annähernd ſo ſein könnte, mir Schuld 
giebt, ich hätte dieſe noch größere juriſtiſche Unwiſſenheit, als die mir in 
der That eigenthümliche bewieſen, und daß ich ſchwerlich durch das Examen 
durchgeſchlüpft wäre, ſo muß ich doch feſtſtellen, daß hier der Herr Vor— 
redner mir Unrecht gethan hat; ich habe das nie geſagt und würde es 
auch nie thun. In jedem Eramen — bin ich überzeugt — wird er ſehr 
viel beſſer beftehen als ich, namentlich im juriftifchen, bei feiner Bielfeitigkeit 
auh in ſehr vielen anderen Dingen; etwas anderes ift es aber, 
praftijhe Politif zu treiben und fih mit einigem Erfolge 
mit der Wohlfahrt des eigenen Landes zu befhäftigen; da 
behaupte ich meinerjeitS wieder, das beſſer zu verftehen, als der Herr 
Borredner, und alle Gramina, die er machen fönnte, würden ihn vielleicht 
dazu nicht befähigen, wir würden vielmehr jeden Staat bedauern, dem es 
bejchieden wäre, von dem Herrn Vorredner regiert zu werden. Die Herren 
aus Hannover haben ja die Erfahrung gemadt, und fie werden mir jagen 
können, ob fie lieber einen ftreng eraminirten oder einen dem Yande nütz— 
fihen Minifter haben wollen. 

Der Herr Borredner hat außerdem gefagt, ich hätte geftanden, wir 
würden mit diefem Gejege wenig erzwingen, und hat daraus gefolgert, 
daß er nicht begreifen fünne, warum wir e8 denn überhaupt in Yeben 
führen wollen. Der Herr Vorredner begreift doch jo Manches, was uns 
unverftändlich ift; daß er nicht auf den Gedanken gefommen ift, der uns 
hierbei leitete, daS begreife ich nicht: e8 ift des Staates nicht würdig, 
feine erflärten Feinde gegen ſich felbft zu befolden, es ıft 
Anftandspfliht des Staates, dieje Gelder einzubehalten, 
der Staat fann nicht ftillfhweigend dulden und durdh Zah» 
lung bejtätigen, daß gegen ihn der Aufruhr von den Seiten 
gepredigt wırd, wo er am meiften im eigenen Intereſſe mit- 
unterdrüdt werden follte; ich jage im eigenen Intereſſe, denn Sie 
ziehen fih in Ihren — ich will nicht jagen Geiſtlichen — fondern in dem, 
was wir im Allgemeinen die Hegfapläne nennen — in denen ziehen 
Sie fi) doch eine Gejellichaft groß, mit der Sie in ruhigen Zeiten Ihre 
Noth haben werden. 

Wenn Sie außerdem fragen, was wir für Erfolge davon haben, 
fo glauben Sie den Erfolg zu haben, daß Sie ſich das firhliche Bewußtſein 
im Kampf ftärken. Der Deutfhe hat das Gefühl, er mag für eine ge= 
rechte oder ungerehte Sache kämpfen, wenn er einmal im Kampfe enga= 
girt iſt, fo ift er micht geneigt, die Sache zu prüfen, er hat dafür gefochten, 
er begeiftert fich dafür, die Echläge, die er dafür ausgetheilt und empfangen 
hat, dienen ihm als Grund feiner Ueberzeugung, und in dem Gefühl folgt 
er entichlofjen der Führung feiner Leiter. Ob fie diejes entfeffelte Ferment 
fünftig wieder beherrichen werden? Alle die jungen ehrgeizigen Streber, 
die bei dem jegigen Berfahren ihre vorgejegten Biſchöfe einihüchtern, fühlen 
fih dadurd größer als fie find, fie wollen mit der Zeit befriedigt fein, 
fie wollen nicht immer Hegfapläne bleiben und Zeitungen jchreiben — fie 
wollen Bijchof werden. 

Aber aud der Staat hat nad) diefer Seite hin in Bezug 
auf Gejchlojjenheit durh diefen Kampf außerordentlich ge— 
wonnen; und es ijt wie in früheren Zeiten, unter andern der von 
Heinrich dem Bogelfteller. Ehe er die Ungarn am Lech jchlug, übte 
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er jeine, wie man behauptete, damald vom kriegeriſchen Sinne der Vor— 
fahren abgefommenen Unterthanen durch allerhand Gefechte zehn Jahre 
lang, bis er fie gegen den gefährlichiten Feind führte. Dieſer Kampf ift 
ja für den preußiſchen Staatsmann, womit ich nicht mich meine, jondern 
die jämmtlihen StaatSmänner, die hier verfammelt find, eine außeror- 
dentlich mütliche Schule geworden. Die Ueberzeugung von der Noth— 
wendigfeit, daß der Staat einige Hülfsmittel zur Berthei- 
digung haben muß, daß ein ftarfer Staat vorhanden jein 
muß, daß alle Parteien ein Interejje daran haben, daß der 
Staat nit in jeiner Eriftenz, in feinen Örundfeiten er- 
jhüttert werde, bat ji in diejem Kampfe wejentlih gekräf— 
tigt. Die Folge davon wird fein, daß wir mit der Zeit nur 
zwei große Parteien haben werden, eine, die den Staat negirt 
und ihn befämpft, und eine andere große Majorität der dem 
Staate anhänglihen, ahtbaren, patriotijch gejinnten Peute, 
womit ih die anderen durchaus nidht als weniger adtbar 
bezeichnen will — gewiß alles achtbare Leute — dieje große 
Partei wird ji bilden in der Schule diejes Kampfes. 

Schließen ſich nicht alle Parteien, die den Staat und die 
Monarchie wollen, Angejiht3 der ungeheuren Gefahr, dievon 
jener Seite droht, näher zufammen? 

Sind nicht die auf der äußerſten Rechten aus ihrer früheren Abge- 
fchlojjenheit herausgetreten — id möchte jagen, moderner geworden? 
Haben fie fih nicht ihren politiichen Nachbarn genähert? Sind nicht die 
von der Äußerften Linken, wie fie hier vertreten ift, die von der Fort: 
fchrittspartei offen zu Ausſprüchen gelangt, die durch Fonkludente Hand— 
lungen bemeijen, daß fie anerkennen, daß es nit nützlich tit, 
die Fundamente des Staates, des Haujes, in dem wir alle 
wohnen, zu erjhüttern und ununterbrochen mit der Art zu 
bearbeiten, in dem Gefühl, dag Andere für die Folgen verantwortlich 
feien? Alle dieje früheren Sünden in unjerem politijchen Leben haben ja 
vielfach einer Einkehr, einer Umkehr Platz — und ich ſage mit 
Genugthuung: der Staat iſt durch das Wachſen der ſtaatlichen 
Geſinnung der großen Majorität derer, die ihn ehrlich wollen, 
ſtärker und mächtiger geworden, als früher, und er wird 
mächtiger und ſtärker aus dieſem Kampfe hervorgehen. Was 
aus dem Staate würde, wenn wir den Kampf aufgäben, wenn wir jetzt 
die Bahn beträten, die der Herr Vorredner in leiſer diplomatiſcher An— 
deutung — gewiß iſt er ein beſſerer Diplomat, als ich Juriſt bin — in 
leijer diplomatijcher Andeutung ung empfahl, das kann ich nicht beurtheilen; 
denn unjere Aufgabe ijt es nicht, dergleichen Wege zu juchen, wer uns 
braucht, weiß uns zu finden, wir genügen unfern Zmweden 
durch uns jelbit.“ 


2. April. Immediatvorſtellung der Bijhöfe (aus Fulda). 


„Durch Ew. Kailerlihen und Königlihen Majeftät Staats-Minifterium wurbe 
ben Häufern des Landtages ein Gejeßentwurf vorgelegt, nach welchem der Fortgenuß 
der den farholifhen Bisthümern und Geiftliben aus Staatsmitteln zugeficherten 
Leiftungen von einer vorgängigen Erklärung der Didzefanvorftände oder Geiftlihen 
zu unbedingter Befolgung ber ftaatlien Gejege abhängig gemacht werben joll. 
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Eine derartige Erflärung in folder Unbebingbeit abzugeben, ift mit dem 
Gewiſſen eines Chriſten unvereinbar. Haben doch bie Apoftel und unzählige 
riftlihe Blutzeugen lieber den Tod erbulden, als fi benjenigen Staatsgejeten 
und obrigkeitlihen Anoronungen fügen wollen, welde ihnen bie Berfündigung 
der göttlihen Wahrheit unterfagten, ober von ihnen eine Berleugnung des chriſt— 
lihen Glaubens forderten. 


Köunen wir nun aber, ohne unferem Gemiffen zuwider zu banbeln und 
mit ben Prinzipien bes Chriſtenthums zu breden, jene Erflärung nicht — 
fo wird auch das Beſtreben, uns dazu durch Vorenthaltung materieller Mittel 
nöthigen zu wollen, als ein vom chriftlihen Standpunkte zuläffiges niemals er- 
achtet werben können. 

Ueberbies find die bezüglichen Leiftungen bes Staates an die betreffenden 
Bisthlimer die Folge einer rechtlichen Verbindlichkeit, welche ber Staat zugleich 
mit ben fälularifirten Kirchengütern in Gemäßheit ausbrüdliher Stipulationen 
überfommen bat, und die nach dem befannten Worte eines preußiichen Minifters 
„unter Berpfändung der Ehre Preußens“ übernommen wurde. Und was bie 
übrigen Leiftungen aus Staatsmitteln am Geiftliche anbetrifft, jo find auch bieje 
feineswegs aus einer bloßen Liberalität des Staates gegen bie Kirche entiprungen, 
ſondern baben ebenfalls eine rechtlihe Grundlage, fei es in ber Säkularifation 
von Klöftern und Stiftern, ſei e8 in Batronatsredhten ober in landesherrlichen 
Zufagen, und muß die Einftellung biefer Leiftungen gerade im gegenwärtigen 
Augenblide ganz bejonders dazu dienen, bittere Gefühle in ben Herzen der Ka- 
tbolifen anzuregen, al® eben für bie Geiftlihen anderer chriftlihen Konfeifionen 
von Seiten des Staates mit wohlmollender Freigebigfeit aus den allgemeinen 
Steuererträgen erhebliche Gehaltsverbefferungen bewilligt werben. 

Am fchmerzlichften aber berührt uns bie angebrobte Einftellung ber Lei— 
flungen aus Staatsmitteln deshalb, weil fie als eine Strafe des Verhaltens ber 
Tatholifhen Biſchöſe und Geiftlihen den Maigefegen gegenüber ausdrücklich be- 
zeichnet wird, obwohl diefelben ohne Verlegung ihrer beiligften Pflichten unb ber 
von Gott gegebenen Berfaffung ber katholiſchen Kirche zur Ausführung biefer 
Gejetze mitzuwirken nicht im Stande find. 

Wir würden ber jhuldigen Ehrfurcht gegen Ew. Majeftät zu nahe zu treten 
fürdten, wenn wir die Borausjegung auch nur für möglich halten wollten, daß 
es ben Intentionen Ew. Majeftät entiprechen könnte, eine ſolche Untreue und 
Pilihtwerlegung von Seiten ber beftellten Hüter der kirchlichen Orbnung zu 
fordern. Deshalb wenden wir uns nicht an die Häufer bes Landtages, in welchen 
das Berftändniß chriftliber Anſchauungen mehr und mehr zu ſchwinden beginnt, 
fondern an Ew. Majeftät Selbft als den Schirmberru ber in Preußen anerlannten 
chriſtlichen Kirchen, — an bie Krone, zu welcher bie Katholilen auch bei politischen 
Etürmen ftet8 mit treuer Joyalität geftanden haben, mit der ehrfurdtsvollen 
Bitte, dem intenbirten Geſetze als einer Berlegung mwohlerworbener Rechte und 
einer Duelle unjäglicher Trauer und friedeftörender Verwirrung bie Allerböcfte 
Sanktion verfagen zu wollen.” — — 


Antwort ded Staatd-Miniftertums im Aller: 
höchſten Auftrage. 
(An den Erzbifhof von Köln gerichtet.) 


Berlin, ben 9. April 1875. 
„Em. Erzbiichöfliche Gnaden benadhrichtigen wir, daß Seine Majeftät 
der Kaifer und König geruht haben, das Staats-Minifterium mit der 
Deantwortung der Jmmediat» Eingabe der in Fulda verfammelt gewejenen 
preußijchen Biſchöfe vom 2. d. 2%. zu beauftragen. 
Fürft Bismard. II. 48 
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Bei Erledigung diefes Allerhöchften Auftrages fünnen wir nicht umhin, 
unfer Erftaunen und unjer Bedauern darüber auszudrüden, daß Geiftliche 
in der hohen Stellung der Herren Biihöfe fi zum Organ einer Be: 
hauptung machen fonnten, als ob e8 in Preußen eine Verleugnung des 
hriftlihen Glaubens jei, die Befolgung folder Gejege zu verſprechen, 
welche in anderen deutjchen und fremden Staaten jeit Jahrhunderten und 
noch heute von der katholiſchen Geiftlichkeit und ihren Klirchenoberen be— 
reitwilligft befolgt werden und deren Bejolgung dort von Fatholijchen 
Geiftlichen mit heiligem Eide bedingungslos gelobt wird, 

Nicht minder auffällig und unmwahr iſt die Behauptung, daß die Ge- 
jege, gegen welche fich neuerdings der Ungehorfam der Biſchöfe gerade 
nur in Dreufen gerichtet hat, die VBerfündigung der göttlichen Wahrheiten 
unterjagten. 

Wenn die Herren Bilhöfe andenten, daß den Geifllichen anderer 
Konfejfionen gegenwärtig Gehaltsverbeflerungen bewilligt würden, welche 
nicht gleichzeitig den katholiſchen Geiftlihen zu Statten fämen, jo hätte 
ein oberflädhlicher Einblid in die Vorlagen und Verhandlungen des Yand- 
tags genügt, um die Herren Biſchöfe jelbjt von der Unmwahrheit ihrer 
Behauptung zu überzeugen. Ebenjo kann den Herren Biſchöfen unmöglich 
unbekannt fein, daß die Vorlage, deren Nihtvollziehung Sie unter An- 
wendung verlegender Worte über den Inhalt derjelben von Sr. Majeftät 
verlangen, nur mit Allerhöchfter Genehmigung an den Yandtag gelangen 
konnte, 

Die Forderung, daß Se. Majeftät derjelben dennoch, nad der An- 
nahme durch den Yandtag, die Sanftion verweigern folle, ift um jo be- 
fremdender, als die Herren Biſchöfe jelbft nicht glauben werden, daß die 
Dotationen, um deren Zurüdhaltung es fi handelt, vom Staate jemals 
bewilligt worden wären, wenn bei der Bewilligung den Biſchöfen und 
Geiftlihen das Recht hätte vorbehalten werden jollen, je nad) päpftlichem 
Befinden den Gejegen des Staates gehorjan zu fein oder nicht. 

Wenn die Eingabe das Einftellungsgeleg eine Quelle unfäglicher 
Trauer und friedeftörender Verwirrung nennt, jo wollen Diejenigen unter 
den Herren Biihöfen, welche im Jahre 1870 vor der Verkündigung der 
vatitanifchen Beſchlüſſe derartige Zuftände als die Folge der legteren vor— 
ausfahen, und mit beredten Worten öffentlich verfündeten, fich jelbft fragen, 
ob Sie nicht vielleiht durch treue und feſte Vertretung ihrer Ueberzeu- 
gungen unjer Vaterland vor den Wirren und Friedensjtörungen zu be: 
wahren vermocht hätten, welche Sie jelbjt warnend vorherjagten und die 
wir jegt mit Ihnen beflagen. 

Em. Erzbifchöflihe Gnaden erjuchen wir, den übrigen Herren Mit: 
unterzeichnern der Jmmediat-Eingabe von diefem Schreiben gefälligft 
Dittheilung machen zu wollen.“ 


Das Staats» Miniftertum. 


Fürft v. Bismard. Camphauſen. Graf zu Eulenburg. 
Leonhardt. Fall. Achenbach. Friedenthal. 
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Borlage wegen Abänderung der Verfaſſungs-Urkunde. 


Gejepentwurf: 


„Die Artikel funfzebn, jechszehn und achtzehn der Berfaffungsurfunde vom 
31. Januar 1850 find aufgehoben. Die Rechtsordnung ber evangeliihen und 
fatboliihen Kirche, ſowie der anderen Religionsgefellichaften im Staate, regelt ſich 
nach den Gejeten des Staates.“ 


Motive: 


„Seitdem in neuerer Zeit begonnen werden mußte, durch die Gejetsgebung 
bes Staates die notbwendigen Grenzen zwijchen diefem und der Kirche zu regeln, 
um dadurch ein fetes, für jedes der beiden Gebiete geregeltes Verhältniß berzu- 
fielen, bat die Staatsregierung ftets und immer von Neuem die Erfahrung 

emadt, daß ihren Scriten der Einwand entgegengejet wurde, biejelben ver» 
Siehe egen diejenigen Beftimmungen der Verfaſſungsurkunde, welde den Reli— 
Ehe sssclelktatien die felbftftändige Verwaltung ihrer Angelegenheiten zugemwiejen 
baben. Als fi im Jahre 1873 die Gejetgebung zum erften Male dem bezeich- 
neten Gebiete zuwandte, war dies erflärlih. Denn damals beftand ber Art. 15 
der Berfaffungsurfunde noch in feiner urſprünglichen Faſſung, die verichiedener, 
engerer und weiterer Auslegung Raum gab, und batte lange Zeit burd das 
jelbfttbätige Eingreifen der fatholifchen Biſchöfe und die Zulaffung ber Organe 
des Staates eine Über feinen wahren Sinn hinausgehende Aumwendung erhalten. 
Diefen wahren Sinn Har zu ftellen, war die Aufgabe des Gejetes vom 5. April 
1873 (Geſetz⸗Samml. ©. 143); e8 jollte zum allgemeinen und Haren Bewußtſein 
ebracht werden, daß auch eine fjelbftftändige Bejorgung ber kirchlichen Angelegen- 
Beit dem Hobeitsrechte des Staates, feiner Gejetgebung und Aufficht unterliege. 
Dennoch wird jener Einwand weiter und bis in Die meueften Tage gegen jede 
firhenpolitiiche Gejegesvorlage erhoben. Fort nnd fort, jowohl in den Käufern 
des Yandtages, als im Organen der Prefje gegen die Verfafjungsmäßigfeit ber 
Mafregeln wiederholt, wiegt er um fo jchwerer, als er Beunrubigung in die 
Bevölkerung trägt, die geießgebenden Faltoren und die Staatsregierung eines 
verjafjungswidrigen Verhaltens verdächtigt und Die Geſetze, noch ebe fie verkündet 
werden, als ſolche bezeichnet, denen mit Recht Widerftand geleiftet werden bürfe. 
Ein folder Zuftand fann in feinem Staate ertragen werden, namentlich in einer 
Zeit jo erniter Bewegungen, wie die gegenwärtige; unabweisbare Pflicht iſt es, 
denjelben entſchieden, kräftig und fo jchleunig als möglich zu bejeitigen. Dies 
fanıı nur gelingen, weun das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche nicht ferner 
durch allgemeine, der Mißdeutung fühige Süße, fondern lediglich durch eingebenbe 
Spezialgejete geregelt wird, aljo eine Aenderung der Berfaffungsurkunde erfolgt. 
Bor einer jolhen darf um fo weniger zurückgeſchreckt werden, als die Geſetzgebung 
freie Bahn bedarf um ben Staat unter allen Umftänden zu fihern gegen ben 
feine Hobeitsrechte mißachtenden und angreifenden, und damit ibn ſelbſt gefähr- 
denden, von Rom geleiteten Klerus. Deshalb wird die Aufhebung des Art. 15 
der Berfaffungsurfunde vorgefchlagen. Die auf diefem Wege fiir die Gejeßgebung 
gewonnene Freiheit fol zur Abwehr jener Angriffe dienen. Anderen Religions» 
gelelinaften insbejondere ber evangeliihen Kirche gegenüber, bebarf es jolder 
bwehr nicht. Soweit die eigene Ordnung ihrer Angelegenbeiten gejeglich bereits 
geregelt ift, wird es dabei bewenben; fo weit dies nicht ber Fall ift, die Geſetz- 
gebung biejenige Sicherheit fchaffen, welche Korporationen gebührt, die der Rechts— 
orduung bes Staates fich unterwerfen. 

Die Aufhebung des Art. 16 findet ihre Rechtfertigung darin, daß das 
Vertrauen, unter dem ben Religionsgejellihaften der Verlehr mit ihren Oberen 
ungebinbert freigegeben und die Belanntmahung kirchlicher Anordnungen nur 
ſolchen Beichränfungen unterworfen worden ift, welchen alle übrigen Veröffent— 
lihungen unterliegen, namentlich in den legten Zeiten ſchwer getäujcht worden ift. 
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Es braucht nur an die Encyklika des Papftes an ben preußiſchen Epiflopat vom 
5. Februar d. I. erinnert zu werben, um bie Nothwenbigkeit darzuthun, daß das 
Uebermaß freier Bewegung, welches ber gebachte Artikel gewährt, in Grenzen zu— 
rüdgeführt werben muß, welche mit dem Staatswohl verträglich fiub. 

Die Beftimmung bes $. 18 enthält die Entwidelung bes im Art. 15 nieder- 
gelegten Gebanfens für einen einzelnen Fal; bie Aufbebung bes Art. 15 führt 
daber im logischer Konfequenz auch zur Aufhebung bes Art. 18. Ueberdies wirb 
obne biefelbe e8 nicht dahin fommen, daß überall einflußreiche kirchliche Stellen 
von Männern verwaltet werben, welche ben Gejeten bes Staates Geborjam 
leiften,, ein Anſpruch, den insbejondere ein Staat nicht aufgeben fann, ber ver- 
möge feiner konfeſſionell gemiſchten Bevölkerung das höchſte Intereffe daran bat, 
daß bie verjchiedenen Religionsgejellichaften friedlich neben einander leben.“ 


Zur Stellung der Evangeliſch⸗ Konſervativen im Kampfe 
gegen Rom. 


15. April. Rede des Fürſten Bismarck im Herrenhauſe. 
Auf eine Rede des Frh. von Maltzahn, welcher geſagt hatte: 


(„Ich habe gegen das Schulaufſichtsgeſetz, gegen die Maigeſetze und gegen 
das Civilſtandsgeſetz geſtimmt; ich habe ar fie jhäbigen das einzige Bollwerk 
egen Rom, bie evangelifche Kirche, und darum konnte ich nicht —* ſtimmen. 
Seht geht num die Staatsregierung einen anderen Weg, einen Weg, melden ich 
damals gewünſcht hätte; fie gebt dem Gegner bireft auf den Leib, läßt die evan⸗ 
elifche Kirche bei Seite und trifft nur bie fatholifche Kirche; das hätte fie von 
nfang an thun follen. Die Encyllifa des Papftes entbinbet bie Untertbanen 
fie das betreffende Gefe des Gehorfams gegen bie Obrigkeit; fie übertrifft an 
Ueberhebung das Unfehlbarkeitspogma oder, um mich richtiger auszudrüden, es 
find die nothwendigen Konfequenzen bes Unfehlbarkeitsdogmas, die ber Fürft 
Bismard 1870 ſchon vorausgejehen und vorausgejagt bat. Der Bapft, ber biefe 
Encyklika erlieh, das war nicht Pins IX, der dem König von Preußen fo dankbar 
war für die Aufhebung des Placet und ber Sontrole zwifchen Rom und ben 
Biihöfen. Meine Herren! Dies ift der unfeblbare Pius IX, ber durch dieſe 
Encyklika den erften Verſuch macht auf beutichem Grund und Boden für eine 
direfte Eifenbahn von Berlin nah Canoſſa. — — Ye Lonfervativer 
Jemand fein will, befto entjhiedener muß man bier auf die Seite 
der Staatsregierung treten Ich will auch bezeugen, daß inallen 
Kreiien, in denen ih daheim verlebre, ich feinen konjervativen 
Mann kenne, der nicht mit einer wabren Entrüftung die Encyklika 
bes Papftes gelejen und ber nicht ber Regierung Dank fagt für 
biefe rafhe und entjhiebene Antwort.“) 


„Ih will auf das Sadliche der Gejegesvorlage, die uns befchäftigt, 
nicht eingehen, jondern das meinem Kollegen, dem Herrn Kultusminifter 
überlaffen. Ich will überhaupt mehr in meiner Eigenſchaſt als Mitglied 
dieſes Haufes, wie in meiner Eigenfchaft als Mitglied des Staatsmini— 
ſteriums das Wort ergreifen. In beiden aber kann ich mir nicht verfagen, 
den Ausdrud herzlicher Freude darüber laut werden zu laffen, daß ich 
endlih einmal auß der fonfervativen Seite diejes Haufes ein 
freies, fröhliches Belenntniß zu unferem Evangelium der Re— 
formation gehört habe. Wäre diejes Belenntniß vor Jahren mit der- 
jelben Beftimmtheit hier ausgeſprochen, hätte dieſes Belenntniß die Be 
ſchlüſſe dieſes Haufes feiner evangeliihen konſervativen Stützen geleitet 
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bei dem erften fchmerzlichen Beginnen des Bruches zwifchen den Konſer— 
pativen und mir bei ®elegenheit des Echulauffichtsgejeges, auch der 
Kampf mit der Fatholifhen fonfervativen Partei, auch felbft 
mit der fatholifchen Revolution wäre nicht jo heftig geworden, 
wie er geworden ift, — wenn mir damals die Evangelijd- 
fonfervativen im Sinne des proteftantifhen Evangeliums 
treu zur Geite geftanden hätten. — — Dieſes Belenntniß zum 
Evangelium bat uns gefehlt. Ich danke dem Herrn PVorredner, daß 
er dem Ausdruck gegeben hat, und er hat mir herzliche Freude damit 
gemacht. 

Es ift das eine Brüde für mich, um alte Beziehungen, die 
niht ohne ſchwere Berlegung für mich haben zerrifjen werden 
müjfen, wieder anzufnüpfen. Ich kann mich nicht mit Jemandem 
politiich befreunden, iin nicht als Bundesgenofjen betrachten, der fein 
evangelifches Belenntniß feiner Politif unterordnet, für den e8 hier nur 
eine Kirche giebt. Wir haben eine allgemeine chriftliche Kirche, aber mit 
NRüdfiht auf den Kampf, um welchen es ſich in dem Gejegentwurf handelt, 
ift e8 etwas fehr Gefährlicheg — wie der Herr v. Kleiſt-Retzow thut 
— nur von Einer „Kirche“ zu fprechen, wo im Geſetze von der evanges 
liſchen gar nicht die Rede ift. Für ihm ift damit die eine Kirche die ka— 
tholiiche, ich betone es ausdrüdlih. Viele meiner alten Freunde, die uns 
bemußt, ich möchte fagen, aus gemiffer zorniger Unzufriedenheit mit den 
weltlichen Dingen, handeln, fommen dahin, in fryptosfatholifirender Rich— 
tung Alles, was unjerem vorwiegend evangeliihen Staate feindlich ges 
worden oder geblieben ift, al3 Freund und Bundesgenofien zu betrachten, 
Alles, was dem Staate entgegenfteht. 

Wie ift denn die Kirche von der fatholiihe Seite zu be= 
traten? Die katholifche Kirche ift heut der Papft, und Nie- 
mand weiter als der Bapft, und wenn Sie von den Redten 
der Fatholifhen Kirche fprehen, jo würden Sie fih zu- 
treffender ausdrüden, wenn Sie fagen: die Rechte des 
Papftes. Früher vor dem Vatikanum konnte man fi) noch der An— 
ſchauung hingeben, wie fie bei der Herftellung der Verfaſſung vorgefchwebt 
hat, dab man die Nechte, die man der katholiſchen Kirche bemilligte, dem 
katholifhen Preußen bemillige. Fett liegt zu Tage, daß dies ein Irrthum 
war. Wir Alle find in der katholischen Dogmatik oder in der fatholifchen 
Inftruftion fo weit vorgefchritten, um zu wiffen, daß für die fatholifche 
Kirche die Gemeinde der preußifchen Staatsbürger, die fi zur katholiſchen 
Konfeffion bekennen, nicht eriftirt. Die Gemeinde ift allenfalls in jedem 
ihrer Glieder immer der Stein in dem Pflafter, auf welchem der Priefter 
fteht, aber fie hat mit dem Hochbau der Kirche feine Beziehung und feine 
Verbindung. Das ift ein himmelweiter Unterjchied von unferer evange- 
liichen Auflaffung, aber wir fonnten uns früher, vor dem Batifanum, 
mit der dee jchmeicheln, daß mwenigftens 6 oder 8 preußifche Unterthanen, 
— die Bifhöfe, — für Preußen die Kirche vertreten, der wir 
Rechte einräumten; feit dem Vatikanum aber hat fi der 
Papit an die Stelle aller Bifhöfe gefegt. Es ift fein Zweifel, 
die Biſchöfe find nur noch die Präfelten des Papftes; er kann fich lofal 
an die Stelle eines Jeden fegen, er kann einen Jeden erjegen rejp. ab- 
fegen. Wir haben gefunden, daß die Bifchöfe ihre als chriftlihe Wahr: 
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heit erfannte Ueberzeugung auf Befehl des Papftes bereitwillig geopfert 
haben; fie haben gar nicht einmal mehr das Recht, etwas anderes zu 
denfen, als der Bapft. Ein Soldat hat doch das Recht, wenn ihm „Halb 
rechts“ befohlen wird, bei fich zu denfen: das ift ein thörichter Befehl, 
aber er gehorcht. Der Biſchof darf das nicht einmal denken. 

Was bei diefer Page der Sache Herr von Kleiſt-Retzow immer 
von einer „Kirche“ ganz einfach fprechen kann — er hat fich ja viel mit 
Theologie bejchäftigt, und ich glaube, daß er ſich mohl auch einmal die 
Frage vorgelegt hat, ob er für jein Seelenheil befier jorgt, wenn er ka— 
tholiſch wird; ich habe fie mir wenigſtens vorgelegt, habe fie aber verneint. 
Aber Herr von Kleift wird doch menigftens die Jnftitutionen der katho— 
lichen Kirche einmal geprüft haben; er muß fie alſo annähernd fo qut 
fennen wie ich fie jchildere, und wenn er diefe Juftitutionen von feinem 
evangelifhen Standpunkte aus, von dem eines Königlich preußifchen ehe— 
maligen Dber-Präfidenten, immer noch al3 die „Kirche“ in dem augen- 
blicklichen ſchweren Kampfe Preußens vertritt, fo glaube ich, fagt er fich, 
fomweit er das thut, von feiner Treue gegen König und Vaterland los, 
von dem Evangelium. 

Folge ich dem Papſte, geht für mich die Seligfeit verloren; der 
Bapft hat fie für mid nicht. Er ift auch nicht in dem Sinne, mie 
der Graf von Brühl andeutete, der Nachfolger Petri; Petrus war nicht 
unfehlbar, er fündigte, er bereute feine Sünde und meinte bitterlich über 
fie; von dem Papfte, glaube ich, dürfen wir das nicht erwarten.“ 


Der Gejepentwurf über die Entziehung der Staats— 
leiftungen für die fatholiihe Kirche wurde im Herrenhaufe 
mit 92 gegen 29 Stimmen angenommen. 


Die Veränderung der römischen Kirchenverfafjung und 
die entjprechende Veränderung der preußiſchen Verfaſſung. 


16. April. Rede des Fürften Bismarck bei der erften Berathung 
der Berfafjungsänderung im Abgeordnetenhaufe. 


„Die StaatSregierung ift ungern daran gegangen, Ihnen eine Ber: 
änderung der Berfaffung vorzuschlagen, denn fie theilt mit Ihnen die 
Anfiht, daß das Staatsgrundgefeg ſich einer größeren Stabilität erfreuen 
fol, wie die Gefanmtheit der übrigen Gejege. Aber fie hat fih aud 
jagen müſſen, daß es unabänderlich nicht fein foll, denn die Frage, mie 
die Berfaffung geändert werden kann, ift in ihr felbft beftimmt, und je 
wichtiger und entjcheidender jeder Artikel der VBerfaffung für unfere Gefeg- 
gebung, für unfer Volks- und Staatsleben wird, um fo nothmwendiger ift 
e8, da, wo die Bedingungen, welche ihm als Entftehungsreht und ala 
Grundlage dienen, fi ändern, eine Modifikation eintreten zu lafien, 
eine Ei e, die fi) den wirklichen Veränderungen unſeres Volkslebens 
anpapt. 
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Sit num eine ſolche Veränderung in diefem Falle eingetreten? Ich 
glaube, daß in Bezug auf die Artikel, um die es fich handelt, die Artikel 
15, 16 und 18, mwohl bei Niemandem von uns Zmeifel fein wird, daß, 
wenn die Zuftände des Jahres 1850 die jegigen gemejen 
wären, dann diefe Berfajfungsd-Artifel nie zu Stande ge— 
fommen wären. Wenn das Batifanım, wenn die Bildung einer rein 
fonfejfionellen und durch die Konfeſſion begrenzten politifchen Partei damals 
denjelben Erfolg wie jetzt jchon gehabt hätte, jo glaube ich nicht, daß 
die damaligen ſchwachen Fatholiich-parlamentarifchen Regungen es vermocht 
hätten, weder über die Regierung, noch über die damals in aufgekflärtem 
Wohlwollen diefe firchlihen Fragen behandelnden liberalen Parteien, auf 
diefe Beftimmungen auszugehen. Die Zeit hat uns belehrt. Man fonnte 
damals allenfalls glauben, durch diefe Artikel unferen fatholifhen Mit- 
bürgern Rechte zu geben; ich habe das zwar nicht geglaubt, denn fo viel 
wußte ich, daß die ın der fatholifchen Kirche überhaupt nicht? mitzureden 
hätten; aber wir fonnten glauben, einer Korporation, die aus 
der Sefammtheit der preußiihen, aus deutſchen Geiitlichen 
beftand, an ihrer Spige unjere Bifhöfe — daß wir der Redte 
verlieben, bei deren Ausnutzung fie doch das Gefühl, Deutiche, 
Preußen zu fein, die Pflichten, die jie gegen den Staat haben, 
den Eid, den jie dem Könige leiften, nicht vollitändig außer 
Augen verlieren würden. Dieje Bürgſchaft ſchwand durd das 
Batifanum, durch die große Ummälzung in der Berfafljung 
der fatholifhden Kirche. (Murren im Centrum.) Meine Herren, 
Sie murren, Sie werden die Wahrheit nicht todt murren, es bleibt doch 
wahr; Ihr Murren wird ja aber regiltrirt werden. Sie fünnen mich ja 
widerlegen und nachher bemeijen, daß unjere Biichöfe nach dem Batifanum 
ſich derjelben Selbititändigfeit erfreuen, wie in alten katholiſchen Zeiten 
und wie die urfprünglich deutſchen Biſchöfe, die ihrem Kaiſer gegen den 
Papit ins Feld folgten, — dies können Sie ja beweifen, Ste können mid) 
— wenn es Ihnen gelingt, irgend etwas Wahres dafür beizu— 

ringen. 

Alſo ſeit dieſer Umwälzung, welche die Episkopalkirche 
in die abſolute Herrſchaft des Papſtes verwandelt hat, heißen 
dieſe Paragraphen nichts anderes weiter, als, die Angelegen— 
heiten der katholiſchen Kirche werden durch den Papſt ge— 
ordnet. Durch die Auslegung, die der Papſt dieſen Angelegen— 
heiten der Kirche giebt, greift ſogar dieſe päpftlihe Ordnun 
weit über alle firhlihen Angelegenheiten hinaus. Der Pap 
behält ji vor, die Grenzen zu bejtimmen, fie jo weit zu ziehen, ohne 
daß die meltlihen Behörden mitzureden haben, höchſtens in einer DBer- 
einbarung, die nie vollftändig zu Stande kommen wird wegen feiner 
Oberherrlichkeitsanfprühe, dem Staate etwas zuzugeftchen. Kurz und 

ut, der König und der Staat erhalten, was übrig bleibt, nachdem der 
Bapf aus den weltlichen Rechten jich, was ihm gefällt, ausgefchnitten hat. 

Unter diefem Regime hat fih nun ein Staat im Staate gebildet. 
An der Spige diejes Staates im Staate fteht der Papft mit autofra- 
tiichen Rechten, welcher durch das Vatikanum die bijchöfliche Gewalt in 
fih aufgenommen und ſich felbftherrlich an deren Stelle gejegt hat. Diejer 
Monarch befindet jih außerdem bei und an der Spige einer 
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eihloffenen Partei, die wählt und abſtimmt nad feinem 
Willen, der dur die von ihm abhängigen, nie anders mie 
der Bapft zu denken berechtigten PBriefter fundgegeben wird. 
Der Papft hat in Preußen feine offiziöfe Preſſe beſſer be— 
dient, wie die des Staates, wohlfeiler, außgedehnter, zugänglicher; er hat 
in diefer offiziöfen Preſſe die Möglichkeit, feine Defrete amtlich, wenigſtens 
mit amtlicher Glaubmwürdigfeit zu verkünden und die Gefege unferes 
Staated für null und nichtig zu erflären; er hat außerdem auf unjerem 
Boden ein Heer von Seiftlicen, er zieht Steuern ein, er hat und mit 
einem Ne von Bereinen, und Kongregationen überfponnen, 
deren Einfluß fehr wirkſam ift, kurz, es giebt faum, feitdem wir ver— 
fafjungsmäßig find, Jemanden, der in Preußen perfönlih und autofratifch 
fo mächtig wäre, wie diefer hohe italienische Prälat, mit feinem Rath des 
italienischen Klerus umgeben, — jo mädhtig, wie er mit jenem Ap— 
parat, fann faum eine andere Perfönlichkeit auf unfere preu— 
Bifhen Berhältniffe einwirken. Eine folde Stellung, mit fo viel 
Machtmitteln umgeben, wäre an ſich eine ſehr gefährliche und für den 
Staat faum erträgliche, wenn fie einem Inländer verliehen und garantirt 
wäre, und zwar einem foldhem, der diefelben Ziele erftrebt, wie der Staat, 
aber vielleicht mit anderen Mitteln. Wir wiffen ja, wir Alle erftreben 
diefelben Ziele, aber nicht immer mit denjelben Mitteln, und unfere 
Kämpfe um die Mittel find ja oft recht heftige; alfo jelbft dann wäre 
eine fo mächtige Stellung gefährlih. Hier aber fteht die Macht 
einem Ausländer zu, gewählt von italientichen oder mehr als zur 
Hälfte italienifirten Prälaten, die mit dem Deutihen Reihe und 
mit dem Königreich Preußen fehr wenig zu thun haben. Beide 
fallen ihnen nad) den Worten des Dichters faum wie der Tropfen am 
Eimer dem Ocean ind Gewicht bei Allem, was bier auf unferer armen 
märfifhen Sandfcholle gefhieht. Auf diefem Boden fteht nun ein fo 
mächtiger Monarh mit einem Programm, welches dem des 
Staate8 fhnurftrads entgegenfteht, ein Programm, welches un- 
ählige Mal öffentlich verkündet worden ift in der amtlichften Weije, mie 
—* Verkündigungen nur möglich ſind, feierlich, und welches Jeden, der 
nach Auffaſſung des Papſtes katholiſch bleiben will, verpflichtet, dies als 
Glaubensartikel zu beachten, was von einem politiſchen Programm niemals 
efordert wird. In diefem Programm der Päpfte würde der 
Bapfı, wenn er bei uns zur vollen Herrihaft gelangte, die 
von ihm felbft gefchaffene Glaubenspfliht fih auferlegt 
finden, mit der Mehrheit der Preußen, mit der evangelifchen 
pollftändig aufzuräumen. Die find ja nad dem vollem Programm 
gar nicht eriftenzberetigt, am allerwenigften mit ſolchen Einrichtungen, 
wie fie in Preußen gefchaffen find, Fonftitutionelle Einrichtungen, wie die 
Preßfreiheit, deren die offiziöfe Prefie des Centrums fich fo eifrig be- 
dient; dergleichen ift an und für fich durch päpftliche dogmenartige und 
offenfundige Defrete verworfen. Aber dabei würde es nicht bleiben, mir 
Nichtkatholiten, die Majorität der Preußen, von denen Duldung und Ge- 
rechtigfeit beanjprucht wird, die fie biß zu dem Punkte geübt haben, daß 
fie einen Staat im Staate ermöglicht haben, wir müfjen entweder das 
Opfer unferes Glaubens machen und uns für katholiſch erflären oder der 
Papft würde in der dogmatifchen Nothmwendigfeit fein, wenn nicht fofort, 
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aber doch als Ziel zu erftreben, die Bertilgung der Keger durch Feuer . 
und Schwert. 

Einem fo mächtigen fremden Monarchen mit einem folchen, dem 
preußifhen Staate feindlichen Programm fönnen wir Ddiefe Privilegien 
nicht belaffen, Privilegien, die das große Gebiet, was er fo behereiäht, 
war noch der Aufficht des Staated unterwerfen, aber von der eigentlichen 

irfung der Gefeggebung ihm eine Ausnahmeftelung gewähren. Es ift 
da eine Einfhränfung diefer übermäßigen Gewalt abjolut noth— 
wendig; daß diefe Einfchränfung nah den Prinzipien der Gerechtigkeit 
und der Duldung geichieht, die unfern Vollsſtamm und * Dynaſtie 
ſeit Jahrhunderten charakteriſirt haben, dafür bürgt uns eben die Ver— 
na Deutjchlands, dafür bürgt uns der Stand der Bildung und 
er Gerechtigkeitsfinn, der durch öffentliche Inſtitutionen gewahrt und 
epflegt wird. Die gebotene Einfchränfung ift die Abjchaffung der Ver— 
Faffın Sartifel und vielleicht noch anderer Gefege, die damit im Auen 
hang find, menigftens foldyer, die den urfprünglichen Bertheidigungszuftand 
de3 Staates und feine gegen Sonderbeftrebungen ſchützenden Gejege bei 
Seite gefhoben oder gar außer Kraft geſetzt haben; die werden meines 
Erachtens fallen müffen, das ift der Weg zum Frieden. Wir, die Re— 
——— können den Frieden nicht ſuchen, ſo lange unſere 

eſetzgebung nicht von den Fehlſtellen gereinigt iſt, mit denen 
Dr feit 1840 in einem übel angebradten Bertrauen auf 

illigfeitsgefühl der anderen Geite, auf PBatriotismus bei 
denjenigen, die man mit der Ausführung betraute, ftellenmweije 
unmwirffam gemadt worden ift. Dieſes Vertrauen, welches die mehr 
edle al3 praftifche Natur des Höchſtſeligen Königs charakterifirte, das ſich 
ihon 1840 fund gab in der Aufhebung des Placet, in gewiſſen Hoff- 
nungen, die ſich nicht erfüllten, in mehreren anderen Beftimmungen, in 
der Schaffung der Fatholifchen Abtheilung, dieſes Vertrauen, welches nur 
die erjte Generation von Räthen noch erfüllte, dieſes Vertrauen hat die 
Feſtigkeit, mit der die alten landrechtlichen Beſtimmungen und die Vorſicht 
unferer Vorfahren den Staat verjehen hatte, in manden Beziehungen 
elodert, e8 hat gemwifjermaßen Brefche in die für den allgemeinen 
Frieden des Staats nothmwendigen Beftimmungen gelegt. Dieje 
Breſche muß überfhüttet werden, fie muß ausgefüllt werden; 
jobald das gejchehen ift, werde ich fein eifrigeres Bemühen 
haben, als den Frieden, felbft mit dem Centrum, namentlid 
aber mit dem jehr viel mäßiger gefinnten römijhen Stuhle 
u juhen, und ich hoffe, ihn dann auch mit Gottes Hülfe zu 
Haben. und ich werde dann, fo lange mir das Leben gegeben 
ift, dazu beitragen, den Kampf, den aggreffiv zu führen mir 
eine Weile genöthigt gewefen find, demnähft nur defenfiv 
fortzufegen und die Agreffion mehr der Schulbildung als der 
Politik zu überlajfen. 

Nachdem anf diefe Weife der Gefegebung die Bahn frei ge 

macht ift, Hoffe ich, meine Herren, auf diefem Wege mit Gottes 
ülfe dieſen Frieden zu finden, denjelben Frieden, unter dem unfere 
äter Jahrhunderte lang in einem ftarfen Staate und geſtützt in 
diefem ftarfen Stante durch unfere Dynaftie mit einander in kon— 
fejfioneller Einigkeit gelebt haben.“ 


162 
1875. 


Meitere Aeußerung ded Fürften Bismarck in Emwiderung 
auf die Rede ded Abgeordneten Frh. v. Schorlemer- Alt. 


„Wenn der Herr Vorredner fagte, ich hätte vor gewiſſen Jahren 
gejagt, daß ich vor jedem Dogma Achtung und Refpeft hätte, jo it das 
noch heut der all; aber ich habe auch vor meinen amtlichen Pflichten 
und vor den Gejegen meines Landes Reſpekt, und meine Achtung vor 
fremdem Dogma fann nicht jo weit gehen, daß ich jo pflichtvergefien wäre, 
den Schuß der Intereſſen des Yandes und die Bertheidigung der Freiheiten 
des Yandes, deſſen eriter Diener ich bin, für fremdes Dogma aufzugeben. 
Bei aller Achtung vor dem Dogma hat man feinem Könige und Yande 
den geleifteten Eid zu halten, ihm nach den Gefegen zu dienen. Das zu 
verleugnen, ſoweit geht mein Reſpekt nit. Meine Pflichten gegen den 
Staat werden durch meine Achtung vor dem Dogma Anderer nicht auf: 
ehoben. 

Der Herr Vorredner hat mir ferner zu beweiſen geſucht, daß der 
Papſt feinen Einfluß auf die Centrumspartei hätte. Nun, wenn Sie ganz 
ohne Berbindung mit dem PBapft find, woher wiſſen Sie denn, daß Alles, 
was Sie thun, von ihm gebilligt ift; ich wage das alsdaun fehr zu be— 
weifeln, und wünſche, daß die Preſſe diefem Zmeifel Ausdrud gebe. 
Gar mehreren Jahren lag die Sade fo, daß zwar nidt der 
Bapit, fondern der Kardinal Antonelli die Schöpfung der 
fonfeffionellen Centrumspartei mißbilligte. Ich batte ihm ge- 
jagt: es ift das eine große Gefahr für die Freiheit, deren fich die katho— 
liche Kirche bei uns erfreut, wenn die Wirkſamleit einer konfeſſionellen 
Partei in unfere politijchen Gejchäfte übertragen werden fol, wenn auf 
dieſe Weife das fonfejfionelle Prinzip zu einer weltlichen Herrichaft in 
unjerem Parlament gelangen fol; ich halte das für unvorjichtig. Der 
Kardinal Antonelli, der ein feiner Kopf ift und nicht jo jehr in der 
Knechtichaft der Jeſuiten, wie mancher Andere, ſah dies ein und antwortete 
darauf mit einem Reſkript, worin er mit Ausdrüden, dieich gerade 
nicht wiederholen will, die Bildung der Fraktion mißbilligte. 
Darauf jhidten die Unternehmer der Centrumspartei einen jehr vornehmen 
Herrn, der im Südmeften von Deutſchland wohnt und auch noch mitunter 
von fich reden macht, nach Rom und verklagten den Kardinal Antonelli 
beim Papft; oder mern die erjte Regung des Kardinal Antonelli die 
päpſtliche Biligung gehabt hat, fo überzeugten fie den Papft, daß er in 
diefem Falle fich doc einmal geirrt habe, und es fam nun leider von 
Nom die volle Billigung alles deffen, was in Deutjhland ge- 
ihehen war. ch glaube, daß Se. Heiligkeit damals ſchlecht berathen war. 

Daß ih damals mit dem Papjte feıönt in Verbindung geftanden hätte, 
ift ja nach der Form der diplomatiſchen Geſchäfte gar nicht annehmbar. 
Meine Verbindungen befchränften fi) auf den, wie gejagt, gejcheuten, jetzt 
aber leider einflußlofen Kardinal Antonelli. Indeſſen bewahre ich die 
Hoffnung, daß der päpftliche Einfluß auf das Centrum fich erhalten werde, 
— denn wie uns die Gefhichte friegerifche Päpfte und friedliche, 
fechtende und geijtliche zeigt, fo ar ih, wird doch auch wieder 
einmal demnädhft die Reihe an einen friedliebenden Bapft 
fommen, der nicht lediglich daß Broduft der Wahl des italienis» 
hen Klerus zur Weltherrihaft erheben will, jondern, der 
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bereit ift, auch andere Leute leben zu laſſen nad ihrer Art, 
und mit dem fich Friede ſchließen laffen wird; — darauf ift 
meine Hoffnung geridtet und dann hoffe ich wiederum einen 
Antonellizu finden, der einfichtSpoll genug ift, um dem Frieden 
mit der weltlihen Macht entgegen zu fommen.“ 


Aufhebung der geiftlihen Orden und Kongregationen. 


Aus den Motiven des Gejepentwurfs: 


„Das katholiſche Ordens- und Kongregationsmweien ift innerhalb des preu- 
ßiſchen Staates in der Periode feit den Sälularilationen bis zum Erlaf der 
Berfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850 verbältnißmäßig nur unbedeutend 
geweſen; jeitbem aber bat es eine jchnelle und umfangreiche Ausdehnung gewonnen. 

In welchem raſchen Anwachſen die Zahlen erreicht find, ergiebt fich daraus, 
daf in den fchon vor 1866 zur Monarchie gehörigen Provinzen (für welche allein 
ausreichende Weberfichten zu Gebote fteben) im Sabre 1855 nur 913, im Jahre 
1867 bereits 5877, in ben Jahren 1872/73—7992 Mitglieder von Genofen- 
ſchaften vorbanden waren. 

Die Gefahren, welche die Eriftenz jo vieler geiftlihen Genoffenfchaften in 
fo zablreihen Nieberlaffungen dem Staate bereiten kann, liegen ſowohl in ber 
DOrganifation der Orden und Kongregationen, als auch in den Zweden, welche 
fie verfolgen und welche ihnen einen weitgreifenden Einfluß auf die katholische 
Bevölkerung gewähren. 

Mas zunächſt Die Organifation dieſer Genoffenfchaften betrifft, fo fteben fie 
entweder unter ber direkten Leitung auswärtiger Oberer, welche theils in Rom, 
tbeils in Frankreich ihre Refibenz haben, ober fie find ber bifchöflihen Aufficht 
unterworfen. Damit ift nicht nur jede Garantie bafür ausgefchloffen, daß fie 
nicht zu ftaatsgefährlihen Zweden und zur Förderung der immer mehr hervor» 
tretenden ftaatsfeindlihen Tendenzen bes höheren fatholifhen Klerus benutzt, 
fonbern, wie die Verbältniffe jet liegen, ift Die dringendſte Gefahr vorhanden, 
daß fie als nur zu geeignete Inftrumente für derartige Beftrebungen gebraucht werben. 

Die in ihnen beute herrſchende Gehorfamstbeorie ift die des jefuitiichen un— 
bedingten Geborjans, wodurch tbatfächlih die eigene Willens» und Denkthätigfeit, 
db. b. die geiftige Perſönlichkeit vernichtet wird. 

Was die Thätigkeit und Zwede dieſer Geuoffenichaften betrifft, jo führt 
nur eine verſchwindend Heine Anzabl (5 in 9 Niederlaffungen mit etwa 176 Mit- 
gliedern) ein rein bejchaufiches Yeben. 

Die Übrigen find ſämmtlich für praktiſche Zwecke thätig. Bon ben männ- 
lihen Orben und SKongregationen wibmet fih ein Theil der Ausbülfe in ber 
Seelſorge, die übrigen, jowie faſt alle weiblichen Genoſſenſchaften dienen theils 
ber Krankenpflege, theils den verjchiedenartigften Unterrichts- und Erziehungszweden. 

Dur diefe Thätigfeiten ift ihnen ein bedeutender Einfluß auf die fatbolifche 
Bevölkerung ermöglicht worben. 

Die Erziebungs- und Unterrichtstbätigfeit ber geiftlihen Genoffenichaften 
ift aber von fo bedenklichen Folgen gewejen, daß fich die Staatsregierung ſchon 
im Jahre 1872 veranlaft geleben bat, die Mitglieder folher Genofjenihaften als 
Lehrer und Lehrerinnen an öffentlihen Vollsſchulen nicht mehr zuzulaffen und 
die Entfernung ber bereits angeftellten aus ihren Stellungen, ſoweit dies rechtlich 
ftatthaft war und das Bebürfniß durch weltliche Yebrer gebedt werben konnte, 
zu bewirken, eine Maßregel, welche auch die Zuftimmung des Haufes ber Ab- 
georbnieten gefunden bat. 

Die Gefahren, welde bie übermäßige Zahl ber Niederlaf- 
[ungen und Mitglieder der nad ihrer Organifation und ihrer 
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Thätigkeit harakterifirten Genoffenihaften bei dem burd das 
Berbalten des Epislopats und ber römiſchen Kurie immer mebr 
verfhärften Konflikt für den Staat darbietet, ſind derartig, daß 
ein fhleuniges Eingreifen bringend geboten erjheint. Die Staats— 
regierung Hält e8 für ihre Pflicht, fo jhnell und durchgreifend wie 
möglih zu verhindern, daß dieſes zablreihe, ber Lenkung ber 
Kurie und des Episkopats mwillenlo8 preisgegebene Perjonal zu 
einer ftaatsfeindliden Einwirfung auf bie ibm weit und breit zu— 
gänglihe Maffe der katholiſchen Bevölkerung benutzt wirb. 

Vereinigungen, deren Einrichtungen zur Vernichtung ber geiftigen Perfün- 
fichleit feiner Bürger führen, welche bie wirtbichaftlihen Fundamente feiner 
Eriftenz negiren und deren übermäßiges Anwachſen ihn jelbft in Gefahr bringen 
muß, ift der Staat zu dulden nicht verpflichtet. 

Ferner aber fommt in Betracht, daß weil die Macht ber Oberen in den 
fraglichen Genoſſeuſchaften eine jo gut wie ſchrankenloſe ift, und bie Mitglieder 
in der Hand berjelben nichts als willenloſe Werkzeuge find, bie ernftlihe Gefahr 
in dem jetigen Stadium bes Konfliltes zwijchen bem Staate unb dem fatholiichen 
Klerus obwaltet, daß ber Apparat, mwelder in ben Orden und Kongregationen 
ben Leitern ber jetigen Bewegung unbedingt zur Verfügung ftebt, zur Be— 
fümpfung bes Staates benugt und verwendet wird. 

Die Feftiegung der kurzen Auflöſungsfriſt von ſechs Monaten rechtfertigt 
fih aus dem oben Bemerkten, und entipricht der Beſtimmung bes Reichsgeſetzes 
vom 4. Juli 1872. 

Eine Verlängerung der jechsmonatliden Frift ift Dagegen bei denjenigen 
Orden, die ſich mit Unterricht beichäftigen, geboten. Bet dem zur Zeit noch vor— 
bandenen Mangel an weltlihen Lehrern und Lehrerinnen ift e8 notbmenbig, 
Uebergangsbeftimmungen zu treffen, durch welche es möglich wird, das Interefle 
zu wahren, welches der Staat daran hat, daß jebem jchulpflichtigen Kinve der 
notbwenbige Unterricht auch wirklich ertbeilt werben fann. Zu biefem Zwed be» 
barf es einer Ermädtigung der Staatsregierung nicht nur babin, daß joldhen 
Niederlaffungen, die fih mit dem Unterricht und der Erziehung der Jugend be» 
ſchäftigen, die Frift zur Auflöfung bis auf vier Jahre verlängert, fondern daß 
auch nach Ablauf dieſes Zeitraums einzelnen Mitgliedern von Orden und Kon- 
gregationen die Befugniß gewährt werden faun, Unterricht zu ertheilen. 

Die Orden und Kongregationen, welche fih ausjchließlih der Kranken: 
pflege wibmen, verbienen und geftatten eine abweichende Behandlung. 
Sie verdienen folhe wegen ihrer Überall da rühmenswerthen Leiftungen, wo fie 
fih, wie dies insbefondere auch in den fetten Kriegen ber Fall war, Tebiglich 
bem Gebote der Erfüllung der Nächftenliebe gewidmet haben und ferner wibmen. 
Sie geftatten folhe, weil e8 nad ben gemachten Erfahrungen eine Reihe von 
Höfterlihen Niederlaffungen der gebacdten Art giebt, von welden anerkannt 
werben darf, daß fie fich in dieſen Schranken gehalten und es vermieden baben, 
daneben auch ber Förderung klerikaler Intereffen zu dienen. Anbererjeits kommt 
e8 allerbings darauf an, durch geeignete Kontrolmaßregeln und nötbigenfalls 
buch Aufhebung auch folder Orden einer, den Staatsintereffen nactbeifigen 
Thätigkeit Grenzen fegen zu können.“ 


Der wünſchenswerthe Abſchluß der firdliden 
Gejeggebung und der firdlide Friede. 
22. Mai. Aus der Nede des Kultus» Minifterd Dr. Falf bei Be 
rathung des Kloftergejeged im Herrenhaufe. 


„Die Vorlage ift — daS leugnet ja Niemand, eine fehr einfchneidende 
und darum fehr ernfte. Wenn fich die Staatsregierung entſchloſſen hat, 
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dem Landtage der Monarchie diefer Eigenjchaften ungeachtet die Vorlage 
zu machen, jo werden Sie jchon aus dieſer Thatfadıe allein abnehmen, 
welch entjcheidendes Gewicht fie auf die Annahme diejer Borlage legt und 
daß fie daher nur bitten fann, diefer Vorlage Ihre Zuftimmung zu ges 
währen. Es wäre im hohen Grade überflüffig, wollte ich den Ernſt der 
Situation, in welche wir durch den firchenpolitischen Kampf geführt worden 
find, Ihnen noch einmal zeichnen. Es genügt die einfache Verweiſung 
auf dieſe Far vorliegende Fhatfache. Bisher hat in ihren ſchweren Be— 
ftrebungen die Staatsregierung die Unterftügung beider Häufer des Land— 
tages erhalten, und fie vertraut mit Zuverficht, daß fie auch in diejem 
Falle ihr nicht entgehen wird, um jo mehr, als ein Berjagen diefer Unter: 
ftügung, bei diejer ernften Vorlage und in dem gegenwärtigen ernften 
Yugenblide für die ganze Entwidelung der Verhältniſſe von der ernfteften 
Bedeutung fein mußte. Eine folhe Verſagung würde mit Nothmwendigfeit 
dahin führen, die Kraft des Gegners zu ftärfen, und die Forderung an 
die Organe des Staates zu ftellen, diefer neu geftärkten Kraft mit wo— 
möglih noch energifcheren Maßregeln entgegenzutreten, al8 den bier in 
Anwendung gebraten. Der Herr Minitter« Sräfident bat im anderen 
Haufe vor Kurzem betont, daß die Staatöregierung den Gedanken feft- 
ehalten hat, mit dem fie in ihre Beftrebungen in diefen Kampf eingetreten 
ift, nämlich den Gedanken, daß Alles das nicht gefchehe, um feiner 
felbft willen, der Kampf nicht um des Kampfes willen, fondern 
allein mit dem Ziele zum Frieden, und er hat hervorgehoben, 
daß für die Bertreter der Staatsgewalt es nicht möglich fei, 
auf einen foldhen einzugehen, e3 fei denn, daß die Staatdge- 
feggebung jo geordnet wäre, daß man dag mit Ruhe thun 
fönne. Ich möchte diefem Gedanken noch ein weiteres Moment hinzufegen. 
E3 wird Niemand in diefem Hohen Haufe der Meinung fein, daß e8 der 
Staatsregierung Freude mache, auf diefem Gebiete immer wieder mit neuen 
Gefegen zu kommen. Die Staatöregierung fieht ja, zu welcher Erregung 
derartige Vorlagen führen, nicht blos in den beiden Häufern des Yandtages, 
fondern auch im Lande, insbefondere in der Preſſe einer befannten Partei, 
Sie wiſſen eben fo gut, daß eine foldhe Erregung ein Faktor ift, der nicht 
gedeihlich wirken fann für das Ganze, und daß daher die Staatsregierung 
den Wunſch haben muß, folhe Erregung in den möglichft engften ren» 
zen zu halten und auch ſolche Erregungen möglichft zu vermeiden, alfo 
in die Page zu fommen, nicht immer wieder neue Gejege diejer 
Urt einbringen zu müffen. Ich bin nun allerdingg — wer weiß 
freilih die Entwidelung der Zukunft, die auch durch die Handlungen des 
Gegners bedingt wird — der Ueberzeugung, daß, wenn in einzelnen 
Punkten, wie hier und in dem anderen Haufe angedeutet wurde, die 
Neichögejeßgebung ergänzend eingetreten ift, dann allerdings die Staat3- 
regierung in der Yage wäre, nah Abſchluß diefer Seſſion fid 
fagen zu können: Du braudft nit immerfort mit neuen Ge— 
fegen zu fommen. Und auch darum ift fie der Ueberzengung geweſen, 
daß fie dieſes Geſetz in dieſer Seſſion dem Landtage der Monarchie vor: 
legen müſſe und den Antrag ſtellen müſſe, daß dieſem Geſetzentwurfe die 
Zuſtimmung gewährt werde. Denn, meine Herren, ohne ein Geſetz dieſer 
Art würde die Staatsregierung den Zuſtand, den ſie zu erreichen wünſcht, 
nicht erreichen fünnen; fie würde fort und fort ihre Beſtrebung darauf 
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richten müfjen, ein ſolches Gejeg zur Annahme gebracht zu jehen, und 
zwar in einer Weife, daß es dem Levürfniffe genügt, nicht ın einer Weife, 
die man halb und lahm nennen muß, und die wegen diefer Halbheit und 
Lahmheit dazu drängt, immer wieder Neues zuzufügen.“ 


Gejep über die VBermögensverwaltung in den 
katholiſchen Gemeinden. 


„Provinzial- Korrespondenz“ vom 30. Juni. 


„Die Breußifche Gejetjammlung wird in ben näcften Tagen und Wochen 
eine Reihe hochwichtiger Gejege bringen, wie fie in folder Zahl und Bebeutung 
feit langen Jahren nicht veröffentlicht find. 

Das zunächſt veröffentlichte Gejeg Über die Vermögensverwaltung in ben 
fatholiihen Kirchengemeinden ift von größter dauernder Wichtigkeit für bie 
ſtaatliche Stellung diefer Gemeinden. Es ift, wie Seitens der Regierung wieder— 
bolt und beftimmt hervorgehoben wurde, nad feiner wejentlihen Beitimmung 
nicht ausfchließlich oder vorzugsweile eine Kriegswaffe im jeßigen Äirdlichen 
Kampfe, ſondern ein Gejeß von dauernder organifatoriicher Bedeutung für die 
äußere Stellung der katholiſchen Kirche in — 

Den katholiſchen Kirchengemeinden ſoll durch das neue Geſetz eine Mit- 
wirkung bei der Beſorgung der äußeren kirchlichen Angelegenheiten, insbeſondere 
bei der Vermögensverwaltung gegeben werden: zu dieſem Zwecke ſoll eine Ver— 
tretung der Gemeinden eingeſetzt werden, welche der Regel nach aus der Wahl 
der Gemeinden hervorgehen ſoll. 

In jeder katholiſchen Pfarrgemeinde ſollen die kirchlichen Vermögensange— 
legenheiten nämlich durch einen Kirchenvorſtand und eine Gemeindevertretung be— 
ſorgt werden. — — — 

Die den vorgeſetzten Kirchenbehörden geſetzlich zuſtehenden Rechte der Auf— 
ſicht und der Einwilligung zu beſtimmten Handlungen der kirchlichen Vermögens— 
verwaltung ſollen denſelben unter den im Geſetze enthaltenen näheren Beſtim— 
mungen gewahrt bleiben. Wenn jedoch die vorgeſetzte Kirchenbehörde ungeachtet 
erfolgter Aufforderung von ihren Rechten keinen Gebrauch machen will, ſo gehen 
ihre Befugniſſe auf die ſtaatliche Aufſichtsbehörde über. 

Die den biſchöflichen Behörden zuſtehenden Rechte ruhen, ſo lange die be— 
treffende biſchöfliche Behörde dem neuen Geſetze Folge zu leiſten verweigert oder 
jo lange das betreffende Amt nicht in geſetzlicher Weile beſetzt oder verwaltet ift. 
Eine Weigerung wird als vorhanden angenommen, wenn bie bijchöfliche Behörde 
auf eine jchriftliche Aufforderung des Ober- Präfidenten nicht binnen 30 Tagen 
die Erklärung abgiebt, den Vorſchriften dieſes Geſetzes Folge leiften zu wollen. 
Die den biichöflihen Behörden zuftebenden Beiugnifje geben im ſolchen Fällen 
auf die Staatsbehörbe über. 

Das Geſetz wahrt neben ber ftaatlihen Auffiht grundfäglih und ausprüd- 
fih die den biſchöflichen Behörden zuftehenden Rechte, und macht deren Ausübung 
nur davon abhängig, daß die Biſchöfe ihrerjeits nicht dem Gejege Folge zu leiften 
verweigern. 

In der Hand der geiftlihen Oberen allein liegt es mitbin, 
ob die Durchführung bes Geſetzes unter der geordneten Mitwirfung 
ber biſchöflichen Behörden ober obne diefelbe erfolgen foll, ob mit- 
bin das Geſetz, welches au und für ſich kein Gefek des Kampfes 
9 in das Bereich des kirchlichen Kampfes hineingezogen werden 

oll. — 

Einer der bedeutendſten katholiſchen Abgeordneten wies gerade bei der Be— 

rathung dieſes Geſetzes die Gegner daraus hin: es ſei nicht nöthig und nicht 
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wohlgethan, immer Alles unbedingt und abſolut auf bie Spike ber Principien 
zu ftellen, das erfchiwere jeden Ausgleih im böchften Maße; denn man könne im 
Teben ſehr oft fich vertragen, ſich im einander fhiden, indem man babei die 
Principien auf ſich beruben laffe. 

Die Beberzigung diefer Lehre würde ber katholiſchen Kirde 
gerabe dem vorliegenden Geſetze gegenüber nicht ſchwer werben 
fönnen; die Nichtbefolgung aber würde bie Stellung ber geift- 
lihen Bebörden zur kirchlichen Bermögensverwaltung bis auf 
Weiteres durchaus erjhilttern. Es ift natürlih, daß unter folden 
Umftänden gemwijje Gerüdte und vermeintlihe Anzeihen in Be- 
treff der Bereitwilligkeit der Bifhöfe zur Mitwirfung bei Aus— 
führung bes Gejeges leiht Glauben finden. Die nädhfte Zeit wird 
Aufflärung darüber verjhafien, im mwieweit es fih dabei um 
wirflide Entjhließungen banbelt, und ob die Biſchöfe in der 
That den Boden firdliden Friedens zunächſt bei dieſem wichtigen 
Gejete betreten wollen. E8 würde bies unzweifelbaft aud über 
bies Gejet hinaus von Bedeutung fein.“ 


Die Bijhöfe und das Gejep über die firdlidhe 
Bermögensvermwaltung. 
„PBrovinzial» Eorrespondenz“ vom 28. Juli. 


„— — Die Biihöfe haben ihre Entſcheidung getroffen, und zwar im 
Sinne der vollftändigen und rüdhaltlofen Mitwirkung zur Ausführung des 
Staatsgeſetzes. 


Die Anerkennung des Geſetzes ſeitens der kirchlichen Gewalten founte in 
dieſem Falle nach zwei Seiten und gewiſſermaßen in zwei Abſtufungen, theils 
ſtillſchweigend und zulaſſend, theils ausdrücklich und poſitiv erfolgen. Es mußte 
ſich zunächſt fragen, ob die kirchlichen Oberen den katholiſchen Gemeinden die 
Mitwirkung zu den im Geſetze vorgeſchriebenen Wahlen und die Uebernahme der 
ſtaatlich geordneten Gemeindeämter geftatten würden; — aber wenn dies auch 
geſchah, war es eine weitere und viel bedeutendere Frage, ob die Biſchöfe 
behufs ihrer eigenen Theilnahme an der Vermögensverwaltung die nach dem 
Geſetze erforderliche ausdrückliche Erklärung abgeben würden, dem Geſetze 
Folge leiſten zu wollen. 

Daß die Biſchöfe dem in Rede ſtehenden Geſetze gegenüber ſchließlich nicht 
eine blos verneinende Stellung einnehmen könnten, wie den Maigeſetzen gegen— 
über, das war aus einzelnen Aeußerungen und Anzeichen von vornherein zu ent— 
nehmen. Das thatſächliche Verhalten, hieß es, werde ſich in dieſem Falle eben— 
ſowenig, wie bei dem Pfarrerwahlgeſetze und der Civilehe in ein einziges Wort 
faffen laſſen. Damit jollte offenbar angebeutet werben, daß ebenjo wie bie 
Biſchöfe der katholischen Bevölkerung geftatten, ſich ben Vorſchriften über bie 
bürgerliche Ehe zu fügen, ohne daß doch die Kirche die Civilehe ausdrücklich an— 
erlenne, — ebenjo werbe es fich bei dem neuen Geſetze nicht um ein einfaches 
Wort ber Anerkennung oder Nichtanerlennung, jondern möglicherweife um vie 
notbgedrungene Zulaffung einer tbatjähliden Unterwerfung ber Ge- 
meinden handeln, aber vorbehaltlih der grundſätzlichen Stellung ber 
Biſchöfe. 

Aber ſelbſt die Ausficht auf irgend eine thatſächliche Anerkennung des Geſetzes 
wurde zunächſt wieder in ben Hintergrund gedrängt durch bie entſchiedenen Er- 
Härungen ber Biſchöfe jelbft. 

Der Erzbiihof von Köln richtete im Auftrag und Namen jämmtlicher 
Biſchöfe eine Rechtsverwahrung an das Abgeordnetenhaus, in welcder er das be» 
abfichtigte Geje als unvereinbar mit den ber katho liſchen Kirche zu- 
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ftebenden Redten und als jhwere Schädigung ber ihr nit nur 
in Folge ihrer göttliden Stiftung und Einrihtung, jondern aud 
nah allgemeinen Rebtsgrundjägen gebührenden Selbſtſtändigkeit 
erflärte. Die durch das Gefet ins Yeben zu rufenden Einrichtungen würben nad 
ben Grundfägen des katholiſchen Kirchenrechts als rechtmäßig nicht angejeben 
werben fünnen, und dem Staate fünne überhaupt eine Befugniß zum Erlaffe 
eines ſolchen Gejeges niemals zuerlannt werben. 


Diejer Stellung ber Biſchöfe entiprah das Auftreten ber Führer ber 
Ultramontanen im Abgeorbneteubaufe. 


Noch bei der letzten Berathung im Wbgeorbnetenbanje hatte ber Abg. 
Windthorſt dringend gemahnt: „Haben Sie wirklich bie Abficht, mit ber Kirche 
möglichft dieſes Gejeg im Frieden auszuführen, dann ftellen Sie die Dinge nicht 
auf das theoretifche Prinzip. — — Ich frage die Herren, ob Sie mit gutem 
Glauben eine Erklärung von den Bifhöfen verlangen fönnen, 
welche jagt: fie wollen ein Geſetz befolgen, weldes in mehreren 
Punkten fih auf die Maigefebe bezieht, welches namentlih den 
firhlihen Gerichtshof ausprüdlih in Bezug nimmt, ber in di eſer 
Kompetenz unmöglih anerfannt werben fann.“ 

Nah ſolchen Aeußerungen durfte es wohl einigermaßen überrafchen, als bie 
Biſchöfe fih nah dem Erlaß bes Geſetzes dennoch entichloffen, die von ihnen 
geforderte ausdrückliche Erflärung abzugeben. Der Fürftbifchof von Breslau bat 
bie Reihe eröffnet, alle übrigen Biſchöfe oder bifchöflihen Berwaltungen dürften 
inzwifchen bereits gefolgt fein. 

Ye entſchiedener die Biſchöfe von vornherein eine grunbfäßliche Bedeutung 
bes Geſetzes auch fir die inneren Verhältniſſe der Kirhe und zugleich die Un- 
vereinbarkeit deſſelben mit ben ber Kirche nach ihrer göttlichen Stiftung zufteben- 
ben Rechte behauptet und beshalb jede Mitwirkung zur Ausführung bes vom 
Staate einfeitig erlaffenen Geſetzes als unmöglich von ber Hand gewieſen baben, 
— befto ſchwerer fällt jetst bie Thatſache ber allfeitigen und ausbrüdlich ausge: 
ſprochenen Bereitwilligleit zur Mitwirkung ins Gewicht. 

Das Geſetz kann mit den Rechten der Kirche nicht in fo unlösbarem 
Widerſpruche fteben, wie man von ultramontaner Seite behauptet bat; jonft 
fönnten die Biſchöfe nicht fchließlich ihre Mitwirkung dazu ausprüdliih in Aus- 
ſicht geftellt haben. 

Die Wendung in bem Verhalten ber Bijhöfe reiht aber weit 
über dieſes Gejet binaus: zum erften Male haben fie jet tbat- 
fählih den Grundſatz aufgegeben, daß die Kirche nicht die Hand 
zur Ausführung eines vom Staate einfeitig erlafjenen Geſetzes 
über firhlihe Angelegenheiten bieten dürfe. 

Denn aber die grundſätzliche Unmöglichkeit erft in einem Falle aufgegeben 
ift, fo bat fie überhaupt feine abjolut hindernde Bedeutung mebr. 

Das „Niemals“, welches von den Biihöfen noch vor Kurzem bem jetigen 
Geſetze entgegengeftellt wurde, kann ebenjo leicht wie für Diefes auch für andere 
Geſetze feine Kraft verlieren. 

Der Abgeordnete Windtborft hat ja Überdies darauf hingewiefen, daß 
die Erflärung, dem jetigen Gejete gehorſam fein zu wollen, in gewiffen Punkten 
auch > Mitanerlennung der Maigeſetze und bes kirchlichen Gerichtshofes in ſich 
ſchließe. 

Wenn hiernach ber grundſätzliche Boden des bisherigen Widerſtandes er- 
fchüittert und aufgegeben ift, fo ift beshalb freilich nicht zu erwarten, daß ein 
weiteres Einlenten zur Anerkennung der Kirchengeſetze unmittelbar bevorftehe. Es 
ift vielmehr ganz erflärlih, daß zunächit, um bie Bedeutung der erften Nad- 
giebigkeit zu verbeden, gerade eine um jo fchroffere Sprache geführt werbe. Aber 


769 
1875. 
biefelben Erwägungen priefterficher Pflicht, welche Die jetige Entſchließung einge- 
geben haben, werben auch bie weiteren Konfequenzen ficher herbeiführen. 

Die Zuverfiht der Regierung war ja ſtets barauf begründet, daß bie 
Biihöfe immer Harer erfennen würden, daß fie um bes Gewiffens halber und 
nach ihrer Pflicht gegen die Gemeinden ben die Kirche zerrüttenden Wiberftand 
gegen bie Staatsgejeße aufgeben müßten. 

Diefe Zuverſicht ift jegt an einem ber wichtigften unb burd- 
greifendftien Geſetze troß aller entgegengefetten Ankündigungen 
unbedingt in Erfüllung gegangen: fie wird fih aud weiter unge» 
achtet aller behaupteten „Unmöglichkeiten“ als wohlbegrünbet er- 
weifjen.“ 


Fürft Bismard. II. 49 


M, Zur auswärtigen Politik, 


1875. Deutſch-belgiſcher Zwiſchenfall in Betreff der Straflofigfeit 
gegen Deutſchland gerichteter feindjeliger Handlungen bel= 
gifcher Unterthanen. 


3. Februar. Note ded deutihen Gejandten in Brüffel Grafen 
von Perponder an den belgiihen Minifter des Aus— 
wärtigen. 

„Der Unterzeichnete ꝛc. hat den Auftrag erhalten, Sr. Ercellenz dem 
Minifter der auswärtigen Angelegenheiten Sr. Majeftät des Königs der 
Belgier, Herrn Grafen d'Aspremont-Lynden, die vertraulichen Be— 
fprehungen ganz ergebenft in das Gedächtniß zurücdzurufen, melde er 
felbft, ſowie jein Stellvertreter und fein Amtsvorgänger mit Sr. Ercellenz 
über die Einwirkungen der Handlungen belgifcher Unterthanen auf die 
inneren Berhältniffe benachbarter Staaten und deren rechtliche Beurthei— 
lung zu halten die Ehre gehabt haben. Anlaß zu demfelben gaben früher 
die in den Jahren 1872 und 1873 von einzelnen belgifchen Biſchöfen er- 
lafjenen Hirtenbriefe und andere Beröffentlihungen, und neuerdings eine 
von dem Comité des oeuvres pontificales in Brüffel an den Biſchof von 
Paderborn gerichtete, in dem „Bien public“ vom 25. v. M. veröffentlichte 
Adreffe. In diefen Kundgebungen war Theilnahme und Ermunterung für 
die in Auflehnung gegen die Gejege und die Staatsgewalt begriffenen 
Geiftlihen in Preußen in mehr oder weniger aufreizendem Tone und mehr 
oder weniger beleidigend für dig Regierung Seiner Majeftät des Kaiſers 
und Königs, des Unterzeichneten Allergnädigften Herrn, ausgedrüdt. 

Die Beiprehung ergab in jedem einzelnen Falle, daß die Königlich 
Belgifche Regierung in der Gejeßgebung und der Rechtöpflege ausreichende 
Mittel nicht zu befigen glaubt, um dergleichen gegen den inneren Frieden 
eines Nachbarftaates gerichtete Kundgebungen zu hindern oder zu ahnden. 

Zu Erkundigungen über die belgijche Gejeggebung hat BE er ein 
Vorgang Anlaß gegeben, der zwar anderer Natur, aber nicht ohne einen 

eiftigen Zufanmenhang mit den erwähnten Kundgebungen ift, nämlich 
da an einen franzöfifchen Erzbiſchof gerichtete, von dem— 
felben zur Kenntniß der Behörden gebradte Erbieten des in 
Belgien le hie und wohnbaften Keſſelſchmieds 
Dudesne, gegen Empfang einer beftimmten Geldjumme den 
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Reichskanzler Fürſten Bismard zu ermorden, welches Erbieten 
mit allen Einzelheiten nnd den nicht widerlegten Beweisſtücken der öffent— 
fihen Beurtheilung übergeben worden ift. Auch über diefen Fall fiel das 
rechtöverfländige Öntachien dahin aus, das, was Duch esne gethan oder 
beabfichtigt, nach belgiſchem Gejege feinen Anlaß zum Einfchreiten gebe. 
Der Unterzeichnete ift beauftragt, die Erwägungen zu wiederholen, melche 
er über diefe Borgänge dem Herrn Minifter der auswärtigen Angelegen- 
heiten mündlich zu entwickeln die Ehre gehabt hat. Es find unbeitrittene 
Grundfäge des Völkerrechts, daß ein Staat feinen Angehörigen nicht ge— 
ftatten darf, die innere Ruhe eines anderen Staates zu ftören, und ver- 
pflichtet ift, durch feine Gejege dafür zu forgen, daß er im Stande fei, 
dieſer völlerrechtlichen Obliegenheit zu genügen. Die mächtigften Reiche 
haben ihre Gejeggebung in diefem Sinne geordnet und bei hervortretendem 
Bedürfniß ergänzt. Die Verpflichtung aller Staaten, nicht zu dulden, daß 
ihr Gebiet zur Werkftatt von Anfchlägen gegen die Ruhe der Nachbar: 
ftaaten und die Sicherheit der Angehörigen derjelben gemacht werde, Liegt 
in verftärktem Maße einem Staate ob, der ſich des Privilegiums der 
Neutralität erfreut; zu den ftillichweigend vorausgeſetzten Bedingungen 
feiner Neutralität gehört die volle Erfüllung jener Verpflichtung. Es darf 
daran erinnert werden, daß Belgien durch die Gejege vom 20. Dezember 
1852 und 22. März 1856, betreffend Preßvergehen und Mordanfchläge 
gegen die Oberhäupter anderer Staaten, Yüden feines Munizipalrehts 
auszufüllen fi bemüht hat, und daß, wenn der Anwendung des Ar- 
tilels 123 des belgiihen Strafgefegbuches Bedenken, über melde der 
Unterzeichnete ein Urtheil ſich nicht erlaubt, entgegenftehen, die gleichfalls 
neutrale Schweiz Schwierigkeiten der Art dadurch überwindet, daß nach 
dem eidgenöjfishen Strafreht ein Bürger oder Einwohner der Schweiz, 
welcher eine fremde Macht zu einer die Schweiz gefährdenden Einmifchung 
in ihre inneren Angelegenheiten anreizt, Zuchthaus von mwenigften® zehn 
Jahren vermirft. 

Auch die Regierung Seiner Majeftät des Königs der Belgier wird 
fi) der Erkenntniß nicht verfchließen wollen, daß die beftehende Geſetz— 
gebund einer Ergänzung bedirfen mürde, wenn wirklich die gegenwärtigen 
elgiihen Geſetze nicht die Mittel gewähren follten, den inneren Frieden 
und die Sicherheit der Perjonen in befreundeten Nacbarftaaten gegen 
Beeinträchtigung durch belgiſche Unterthanen ficher zu ftellen. Die dies» 
feitige Ueberzeugung, daß die Königlich Belgiſche Regierung diefe Auffafjung 
theilt, wird durch den Umftand nicht erjchäittert, daß die Mißbilligung der 
erwähnten Vorgänge, welche der Herr Minifter der auswärtigen Angele- 
— perſönlich ausgeſprochen hat, einen amtlichen und öffentlichen 
usdruck bisher nicht gefunden hat.“ 


26. Februar. Ablehnung Seitens der belgiſchen Regierung. 


— „Der Unterzeichnete keunt fein Geſetz, das heutzutage noch in irgenb« 
welchem Lande wirffam wäre, bemgemäß das, was Duchesne-Poncelet getban, 
als Verbrechen oder Bergeben qualificirt werden könnte. Inbeffen wenn die Mehr— 
zahl der europäifhen Nationen oder doch einige derjelben ihre Strafgeiege in dem 
Sinn ändern wollten, daß die durch Wort oder Schrift fundgegebene Abficht, 
einen Genofjen zu einem in Ausficht genommenen Verbrechen oder Vergeben zu 
finden, ſelbſt in bem Falle ftrafbar ift, wenn dieſe Abficht, weit entfernt, freundlich 


49 * 


118 
1875. 
aufgenommen worden zu jein, mit Entrüftung zurüdgewiejen worden ift, dann 
würde Belgien allerdings diejes ernfte Problem des Strafredhts zu prüfen baben 
und mwahricheinlich einer Bewegung folgen, zu welcher ihm allerdings, wie es 
fcheint, die Initiative nicht zuftehen fann.“ 


Erneute Vorftellung in Betreff der Ergänzung der 
belgiſchen Geſetzgebung. 
15. April. Graf Perponcher an den Miniſter des Auswärtigen. 


„Der Herr Reichskanzler hat bedauert, daß die Regierung Sr. Mas 
jeftät des Königs der Belgier ſich gegen die in der Note des Unterzeich- 
neten vom 3. deſſ. Mts. angeregte Frage bezüglich einer Bervollftändigung 
der beigiichen Gejeggebung ablehnend verhalten zu müflen glaubt. Wenn 
derjelbe auch bereitwillig anerkennt, daß die Königlich Belgiſche Regierung 
beffer al jeder Andere im Stande ijt, ihre parlamentariihen Schmwierig« 
feiten im jeder Frage zu jchägen, jo dürfte es doch gegenwärtig noch we— 
niger auf ſolche, als auf die Frage ankommen, ob die Königlich Belgifche 
Regierung fi) mit und von dem Borhandenjein eines Uebelftandes, von 
einen Bedürfniß der Abhülfe zu überzeugen vermag. Yn allen gefegge- 
berifhen Fragen handelt es fi in erfter Linie darum, zu ermitteln, mas 
fachlich gerecht, vernünftig und wünfchenswerth fei. In zweiter Linie erft 
werden die Schwierigkeiten zu prüfen fein, melche der Ausführung des 
ür rihtig Erkannten im Wege ftehen, und die Frage, ob oder wie dies 
Keen überwindbar find. Die Erörterung der Frage, wie die völferrecht- 
lihe Aufgabe eineß jeden Staates, jeine Angehörigen von Störungen 
des inneren Friedens der Nachbarn und von Beeinträchtigung guter inter= 
nationaler Beziehungen abzuhalten, praftiih zu erfüllen fei, findet nicht 
allein auf die ——— zwiſchen Deutſchland und Belgien Anwendung, 
ſondern ſie iſt eine Frage, welche alle Staaten intereſſirt, welche ſich die 
Pflege des allgemeinen Friedens und insbeſondere der guien nachbarlichen 
Verhältniſſe zur Aufgabe ſtellen. Eine jede Zeit hat dieſe Frage nach dem 
obwaltenden Bedürfniß und nach den vorhandenen Möglichkeiten einer 
Abwehr fremder Einwirkungen auf die Sicherheit eines gegebenen Staates 
zu beantworten gehabt. Internationalen Bedürfniſſen gegenüber den 
Standpunkt der Einzelſouveränetät und ihrer Sonderintereſſen aus— 
ſchließlich feſtzuhalten, dazu erſcheint die gegenwärtige Zeit nicht mehr in 
demſelben Maße wie die frühere angethan. In einem noch vor einem 
Menſchenalter undenkbaren Maße hat die Verwebung der materiellen In— 
tereſſen, die Erleichterung des perſönlichen Verkehrs und des Gedanken— 
austauſches zwiſchen den europäiſchen Staaten einen innigen und empfin— 
lichen Zuſammenhang aller friedlichen Intereſſen hergeſtellt, in dem kein 
Staat von den Rückwirkungen irgend einer Störung der regelmäßigen 
Verhältniſſe frei bleibt. Dieſelbe Entwickelung hat denjenigen Elementen 
der Bevölkerung, melde auf die Störung der ftaatlichen Drdnung und 
des Friedens ausgehen, Erleichterungen und Actionsmittel dargeboten, die 
früher nicht vorhanden waren. Dieje Erjheinungen ſprechen dafür, daß 
der mechjeljeitige Schuß, oder doc mindeftens die wohlwollende Berück— 
fihtigung de8 Friedens und der Ordnung in benachbarten Staaten, heut- 
zutage eher verftärft als verjagt werden follte. ꝛc. 

In Deutfchland ſelbſt haben die bisherigen Anfänge der Discuffion 
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die Aufmerkſamkeit der Reichsbehörden auf die auch in Deutfchland beftes 
benden, den belgischen Zuftänden analogen Lücken der Gefeggebung be- 
— des Schutzes anderer Staaten gegen Unternehmungen deutſcher 
nterthanen gelenft, obſchon bisher Reklamationen fremder Regierungen 
egen feindlihe Umtriebe deutjcher Reichsangehörigen nicht eingegangen 
And, weil Einmiſchungen deutfcher Unterthanen in die inneren Angelegen- 
beiten anderer Länder nicht ftattfanden. Der Herr Reichskanzler hat aber 
dennoch feine Zeit verloren, die Neichsbehörden zu der Ermägung aufzu- 
fordern, durch melche gefeglichen Beftimmungen fich der Schu des Aus- 
landes und des inneren Friedens der Nachbarftaaten gegen ev. Störungen 
durch deutſche Reichsangehörige ficher ftellen läßt. Welche Aufnahme foldhe 
bei den gejeggebenden Ben finden werden, läßt fi auch in Deutſch— 
land ie nicht beurtheilen. Der ganz ergebenft Unterzeichnete ift beauf- 
. tragt, auf's Neue den Wunſch auszuſprechen, daß die Regierung Sr. Majeftät 
des Königs der Belgier diefem Beiſpiel folgen und auch ihrerſeits den Verſuch 
machen möge, der Erhaltung freundnachbarlicher Beziehungen, auf welche 
fie nach ihren wiederholten Berficherungen einen eben fo großen Werth 
legt, wie jeinerfeit3 das deutjche Reich, eine verftärfte Bürgjchaft zu geben, 
und durch denfelben, jelbft wenn er mißlingen follte, die mit diejer —* e 
beſchäftigte öffentliche Meinung klären und ein alle Staaten gleichmäßig 
intereſſirendes Einverſtändniß herbeiführen helfe. 

Wenn die Königlich Belgiſche Regierung auf dieſem Wege in die 
Lage kommt, den Inhalt der gegenwärtigen Correspondenz öffentlich zu 
discutiren, jo wird fie gewiß gern die Gelegenheit wahrnehmen, den öf— 
—— Entſtellungen entgegenzutreten, als ob von deutſcher Seite eine 

eeinträchtigung der Breifreibeit Belgiens erftrebt worden jei. Deutſch— 
land beabfihtigt überhaupt feine Einmifhung in innere An— 
elegenbheiten —5 ſondern führt Klage über Einmi— 
J—— belgiſcher Unterthanen in die innere Kirchenpolitik 
Deutſchlands, über Einmiſchungen, die durch Handlungen 
erfolgt ſind, mit denen die belgiſche Preßfreiheit nicht in 
Beziehung ſteht. Die deutſche Reichsregierung hält dabei an 
der Meinung feſt, daß die erceptionelle Lage, in der ſich Bel— 
gien vermöge des Privilegiums der Neutralität befindet, von 
diefem Königreihe aud eine befondere Sorgfalt in der 
Pflege guter internationaler Beziehungen erwarten läßt, 
namentlih den Mächten gegenüber, welche diefe Neutralität 
verbürgen. In diefer Auffafiung hat die Kaiferliche Regierung es auch 
für ihre Pflicht gehalten, den Meinungsaustauſch, in welchen fie mit der 
Königlih Belgifhen Regierung begriffen ift, unter Mitwiffenfchaft der 
übrigen Garantiemäcte einzuleiten und zu führen. Die Königlich Bel— 
iſche Regierung wird auch hieraus gewiß gern entnehmen, daß die deut- 
ie Reclamationen feine Ziele erftreben, welche das Urtheil der übrigen 
Garantiemächte zu jcheuen hätten.“ 


30. April. Erwiderung Seitens des belgijhen Minifterd. 


„Die Erklärung Belgiens vom 26. Februar babe nicht die Bedeutung einer 
Ablehnung haben follen. Die Unterfuhung des Falles Duhesne werde jo eifrig 
wie möglich fortgejett, jei aber noch nicht beendigt. Belgien fei entichloffen, jeinen 
Pflichten als neutraler Staat in freundidaftlihem Geifte und in ber ihnen vom 
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Völkerrecht angewiefenen Ausdehnung zu entfprechen, daß es ben ausgezeichneten 
Beziehungen, die e8 mit Deutichland zu unterhalten nie aufgehört babe, einen 
hoben Werth beilege und auch ben aufrichtigen Willen betbeuere, alles, was in 
feinen Kräften ftebe, zur dauernden Bewahrung dieſer Beziehungen zu thun.“ 


23. Mai. Weitere Mittheilung der belgiihen Regierung. 


Ueberjendung der Aftenftüde ded3 Fall Duchesne und 
Eingehen auf dad Begehren der deutſchen Regierung. 

„Ohne abzuwarten, daß andere Nationen ihre Strafgefege abändern und 

obne ihre Beichlüffe ber Bedingung ber Gegenfeitigfeit unterzuordnen, bat bie 

Regierung des Königs, über das, was fie verjprocden bat, binausgebend, ſich 

entjchieden, ber Geſetzgebung baldigft eine Dispofition vorzulegen, nach welder 

bie nicht angenommenen Anerbieten oder Vorſchläge, gegen eine Perjon ein 

ſchweres Attentat zu begeben, in gleicher Weife wie die Drohung mit einer ſtrengen 
Eorrectionsftrafe beftraft werben ſollen.“ 


Dank der deutſchen Regierung. 


17. Juni. Graf Perponder an den Minifter des Auswärtigen. 


„Der x. hat fich beeilt, die Note des zc. vom 23. v. M. nebft Anlagen 
ur Kenntniß des Herrn Reichsfanzlerd zu bringen. Se. Durchlaucht 
* mit Dank die Mittheilung der ſorgfältigen gerichtlichen Ermittelungen 
über das gegen ihn beabſichtigte Attentat entgegengenommen, durch welche 
feſtgeſtellt iſt, daß Handlungen vorliegen, welche von der Königlich Bel— 
55 Regierung ſittlich und politiſch verurtheilt, aber von dem beſtehenden 
elgiſchen Strafrecht nicht erreicht werden. Daß die Königlich Belgiſche 
Regierung ſich durch dies Ergebniß bewogen gefunden hat, zu einer Er— 
gänzung des Strafrechts zu ſchreiten, hat der Regierung Sr. Majeſtät 
des Kaiſers und Königs, des Unterzeichneten Adergnädigiten Herrn, zu 
lebhafter Befriedigung gereiht. Diejelbe verſpricht fih von der gleich- 
zeitigen legislatoriſchen Erörterung dejjelben Gegenftandes in Deutſchland 
und Belgten eine mohlthätige Wirkmg auf das öffentlihe Bemwußtfein 
überhaupt, wie auf die Entwidelung des Völlerrechts; und fie giebt fich 
der Hoffnung hin, daß die Wiederkehr von Einmifchungen belgischer Staats» 
angehörigen in innere deutiche Streitigkeiten in demjelben verjöhnlichen 
und freundnadhbarlihen Sinne werde verhitet werden, von welchem die 
Regierung Sr. Majeftät des Königs der Belgier in dem Duchesnefchen 
Falle einen fo anerfennenswerthen Beweis gegeben hat. Der ganz er— 
gebenft Unterzeichnete hat den Auftrag erhalten, diefe Eindrüde zur Kennt- 
niß des ꝛc. zu bringen.“ 


Kriegsgerüchte und Beſorguiſſe. 
Iſt der Krieg in Sicht? 


8. April. Artikel der Zeitung „Poſt.“ 


„Seit einigen Wochen bat ſich der politiſche Horizont mit dunklem Gewöll 
bezogen. Zuerſt kamen die ftarlen Pferdeankäufe für franzöſiſche Rechnung, welchen 
bie deutſche Regierung ein Ausfuhrverbot entgegenjegen mußte. Dann wurde man 
aufmerkſam auf bie ftarfe Vermehrung der Cadres bes franzöfiihen Heeres, welche 
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die Nationalverfammlung zu Berfailles, wie abfichtlich verfteckt zwiſchen die Ver— 
banblungen zur Begründung der neuen Berfaffung, beſchloß. Eudlich famen die 
franzöfiihen Kommentare zu der Reife bes Katjers von Oeſterreich nach Venedig, 
der unverboblene Jubel, dem fich die franzöfiiche Preffe bei diefem Anlaß — 
Alle dieſe Momente hat nun ein Brief aus Wien, welchen die Kölniſche Zeitung 
am 5. April an der Spitze ihres Blattes veröffentlichte, zu einem Geſammtbilb 
ber jeßigen Sachlage zufammengefaßt und ergänzt, das im jehr ernften Farben 
gehalten if. Danach unterliegt es feinem Zweifel, daß die franzöfiiche Heeres- 
organifation ein Wert ad hoc, das heifit für einen baldigen Krieg ift, keineswegs 
aber eine auf die Dauer berechnete, auf die Dauer erträgliche Reform. Die Coa- 
lition der DOrleaniften und Republifaner, deren Werk die franzöfifche Februar» 
verfaffung ift, hat nach demjelben Gemälde zum trait d’union die unmittelbare 
Borbereitung des Revanchelrieges. Was Defterreich betrifft, jo fteht Graf Andraſſy 
zwar umerjchütterlich auf Seiten ber beutihen Allianz; aber eine mächtige Partei 
im Heere und am Hofe, vor Allem in der hohen Geiftlichleit, arbeitet gleichzeitig 
an einem Revandebünbniß mit Fraufreih und an einem Erjat ber jebigen 
bualiftiihen Verfaſſung, fei es durch einen ariftofratijch » bierarchiichen Födera— 
lismus, ſei e8 durch eine höfiich- ariftofratifch » bierarchifche Centralifation. So 
fcheint denn die Möglichkeit nicht ausgejchloffen, daß wenigftens von ben Mitglie- 
bern biefer Partei Die Kaiferreife nach Benedig zur Sondirung ber italienischen 
Regierung benußt wird, im wie weit bort ber Boden vorhanden zu einer unter 
päpftliher Aegide gegen Deutſchland gerichteten Zripfeallianz. Der Boden aber 
ift nah dem wiener Brief der Kölniſchen Zeitung allerdings vorhanden, denn 
aablreiche Kreife des officiellen Italien erſehnen nichts lebhafter, als eine Aner- 
fennung des leßteren durch das Papſtthum, felbft um den Preis einer großen 
Uudankbarkeit gegen Deutſchland. 

So das Gemälde in der Kölnifhen Zeitung. Wir find weit entfernt, bie 
Nichtigkeit deffelben im Ganzen in Abrede zu ftellen. Wir vermögen baffelbe 
dur Züge zu ergänzen, bie wir unferer eigenen Beobachtung entnehmen, während 
wir aubere Züge allerdings für irrig balten. 

Wir halten für ſehr wabhrfcheinlih, baf der befannte Brief des Grafen 
v. Chambord vom 27. Oftober 1873, welcher die zur Aufrichtung bes legitimen 
Thrones bereite Majorität von Berjailles zerfprengte, wejentlih mit eingegeben 
war durch den Gebanken, daß die Annahme dieſes Thrones der augenblidliche 
Krieg Sei. Wir halten für ſehr wahrſcheinlich, daß Mac Mahons bald darauf 
ausgejprochene Forderung, feiner Präfidentichaft eine beftimmte Dauer zu ver— 
leiben, deren Umfang ber Marihall anfangs auf zehn Jahre bemeffen wollte, vor 
Allem dem Wunſche Mac Mahons entiprang, den Revanchekrieg als Staats- 
oberhaupt zu erleben und zu leiten. Wir halten fogar für wahrjceinfich, daß in 
den einflußreichen Kreifen der franzöfifhen Armee der Gedanke worberrichend if, 
daß eine Krone auf dem Schlachtfelde erworben werden müfle, oder doch am 
beiten von einer fiegreihen Armee vergeben werden könne. Woran wir Dagegen 
nicht glauben, ift, daß die unmittelbare Vorbereitung auf den Revanchekrieg das 
Motiv zum Bündniß ber Republilaner und Orleaniften bei ber jüngften Ber- 
faffungsbildung gegeben habe. Wir denken nicht jo gering von der Einficht der 
republilanifchen Yyührer, um zu glauben, daß biefe Männer ſich nicht fagen, was 
ein unter klerikalen Aufpicien durch klerikale Diplomatie und Elerifale Generale 
zum Ziel geleiteter Revanchefrieg aus der Republif machen würde. Wir bleiben 
vorläufig bei unjerer Anficht fteben, daß das Motiv der Republilaner bei jenem 
Bündniß die Abficht gewejen, Mac Mahon an den Rechtsboden der Republik 
zu binden und die anarchiſchen Befürchtungen von ber Republil, welche die Be- 
völferung dem Bonapartismus in die Arme treiben, zu befeitigen. Wir halten 
es für fraglih, ob eine republifanifhe Majorität in der Wahllammer der neuen 
Berfaffung den Krieg unter Führung Mac Mahons und ber orleaniftiihen 
Prinzen zu befchleunigen bereit wäre. Wir glauben eben deshalb, daß bie Kriegs» 
partei in Frankreich den Ausbruch des Krieges fogar vor Auflöfung ber jegigen 
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Nationalverfammlung ins Auge faßt. Den Ausführungen ber Kölnifhen Zeitung 
binfichtlich Defterreihs und Italiens haben wir nichts hinzuzufegen. 

Wenn wir demnach unfere an die Spite geftellte Frage: ift der Krieg in 
Sicht? beantworten follen, fo müffen wir jagen: ber Krieg ift allerdings in Sicht, 
was aber nicht ausſchließt, daß die Wolfe fich zerftreut. Ob es ben ultramontanen 
Intriguen in Defterreih gelingt, Andraſſy zu ftürzen, ift nicht nur an ſich 
fraglich, es ift auch fraglich, welche Wirkung biefer Sturz auf die Bevölkerung in 
Defterreih wie in Ungarn baben würde. Dennoh kann man die Möglichkeit 
nicht ableugnen, daß die Heereskreife, deren Stimmung ber kürzlich veröffentlichte 
Brief des Erzherzogs Salvator abfpiegelte, im Stande fein könnten, den Staat 
zu einer Aktion in ihrem Sinne fortzureißen. Was Italien betrifft, jo weiß man, 
daß im Sinne der meiften Italiener das Papfttbum Beides ift: ein nationaler 
Feind und ein nationaler Stoß. Die beißeften Wiünfche biefer Italiener wären 
erfüllt, wenn das Papſtthum obne den Nationalftaat zu hindern nur noch ber 
Stolz der Nation fein wollte. Das Papftthum ift doch im Grunde nichts anderes 
als die Weltherrihaft ber italienifhen Prälatur, wie dies kürzlich der Abgeord⸗ 
nete Gneift ausdrüdte. Um den Preis, daß das Bapfttbum zu Gunften Italiens 
auf feinen italienifhen Landbeſitz verzichtet, um feine Weltherrichaft, ungeftört 
von Italien, allein ins Auge zu faffen, wird ber größte Theil ber höheren 
Klaffen Italiens zu einem Bündniß gegen Deutfhland volllommen bereit jein. 
Und dennoch gehört viel dazu, einen ſolchen Entſchluß zu faffen, da, wo er gefaßt 
werden muß, unb er ift in dieſem Augenblid noch nicht gefaßt. Ob Frankreich 
ohne bie öſterreichiſch- italieniſche Bundesgenoffenichaft ficher zu haben, den Krieg 
beginnen mwürbe, läßt fi nicht fagen. Die Bereitelung dieſer Bundesgenofjen- 
ſchaft, ber Sieg ber republilanifhen Partei könnten den Krieg binausjcieben. 

Vielleicht legt man uns bie Frage vor, warum wir weitläufig eine Mög- 
lichkeit erörtern, bie fich vielleicht nicht erfüllt und deren Nichterfüllung wir 
wünfhen. Es giebt Leute mit der Anfiht, daß, wenn das Dad eines Haufes 
brennt und eine gute Feuerwehr in Sicht ift, fein Grund fei, die Schlafenden in 
ben unteren Stodwerlen zu weden. Unſererſeits find wir nicht der Meinung, 
diefen Rath auf das beutiche Boll anwenden zu follen. Wir halten es nicht für 
wünſchenswerth, die Gemütbher zu beunrubigen und unter die Waffen zu rufen. 
Aber wir halten e8 auch nicht für angebracht, der deutſchen Nation zu verjchweigen, 
welches ihre Situation ift und welchen Gefahren ihre Staatsleitung zu begegnen 
bat. Es ift nötbig, daß wir Alle lernen, unfere Lage zu würbigen und unjer 
Benehmen jeden Tag danach einzurichten.“ 


14. April. Gegen die Kriegsbeſorgniſſe. 
„Provinzial . Correspondenz.“ 


„Beſorgliche Erörterungen in einem angeſehenen Blatte über die augenblid- 
lihen politiſchen Berbältniffe haben in ben legten Tagen vielfah Befürchtungen 
in Bezug auf nahe Kriegsgefahren erwedt, welche in ber wirklichen Lage zur 
Zeit keine Begründung finden unb welche inzwifchen durch Aeußerungen von 
fiher unterrichteter Stelle bejchwichtigt worben find. 

Jene Beratungen gingen von den Wahrnehmungen in Betreff der nener- 
bing® gefteigerten militärifhen Reorganifationsarbeiten in Frankreich aus, brachten 
bamit bie gegen Deutſchland gerichteten Beftrebungen der ultramontanen Partei 
in mehreren fathofifhen Ländern in näheren Zufammenhang und gelangten da— 
buch zu einer „fo forgenvollen Anficht von der Gegenwart und zu einer faft 
melandoliihen Auffaffung der Zukunft,“ wie fie in unferen jetigen internatio- 
nalen Beziehungen keineswegs begründet find. 

„Was Frankreih anbelangt, (beißt es in einer Gegenerllärung der „Norb- 
beutichen Allgemeinen Zeitung“) fo tragen freilich bie dort in Bezug auf bie 
Reorganifation ber Armee theils bereits ausgeführten, tbeils beichloffenen Maß— 
nahmen einen beunrubigenden Charakter an fi. Es leuchtet ein, daß diefelben nicht 
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auf eine ſolide Herſtellung der franzöſiſchen Wehrkraft berechnet ſind, da auch das 
reichſte Volk die dadurch auf das Land gewälzte Ueberlaſt nur auf kurze Zeit er- 
tragen kann, daß damit vielmehr Rüſtungen ad hoc (zu einem beftimmten 
Zwecke) mit Konfequenz betrieben werben, deren Zwed feinem Sehenden ver- 
borgen bleibt. 

Dagegen entipricht, unferes Erachtens, ber Seitenblid auf Defterreih- Ungarn 
und Stalien nicht der wahren Sachlage. Daf es in beiden Yänbern eine päpft- 
lihe Partei giebt unb daß Jefuitenzöglinge nicht Deutichlands Freunde find, weiß 
alle Welt. Glüdlicherweife ift in beiden Ländern ber Einfluß dieſer Richtung 
nicht ftarf genug, um bem Einvernehmen der Regierungen des Kaifers Franz 
Joſeph und des Königs Bictor Emanuel mit dem Deutſchen Reich Eintrag 
zu thun, befreundete Berbältniffe zu trüben, beren fih Deutichland zu beiden 
Staaten erfreut.“ 

Derjelben Auffaffung der internationalen Verhältniſſe ift jo eben in einem 
über die auswärtigen —— wobl unterrichteten öſterreichiſchen Blatt in 
folgenden Worten Ausdruck gegeben worden: 

„Noch liegt kein Grund und keine Wahrſcheinlichkeit vor, daß das Drei— 
Kaiſer-Bündniß, das die unantaſtbare Bürgſchaft des Weltfriedens iſt, ins 
Schwanken gelommen ober gar erſchüttert worden ſei, noch hat ſich keine bedeu— 
tende europäiſche Macht gefunden, bie fo thöricht und ſelbſtmörderiſch wäre, um 
die eigene Exiſtenz zur größeren Ehre der franzöſiſchen Revanche in die Schanze 
zu ſchlagen; noch ſind die Franzoſen ſelbſt nicht ſo verblendet, um einen Kampf 
zu überſtürzen, der in Anbetracht der heutigen gegenſeitigen Machtverhältniſſe 
ihren nationalen Untergang nach ſich ziehen könnte; noch endlich leben die Schrecken 
und Leiden bes Jahres 1870 zu friſch in Aller Erinnerung, noch drücken bie 
Folgen dieſes gewaltigen Zufammenftoßes zu jchwer auf den europäiichen Gelb- 
markt und auf die Erzeugungs- und Berbraudsfraft in allen wirtbichaftlichen 
und inbuftriellen Gebieten, als daß nicht der vergangene Krieg felbft das befte 
Gegenmittel gegen einen baldigen neuen Krieg fein follte. 

Das find Gründe von folhem Gewicht, daß fie, wenn die Stunde ber 
ernften Entſcheidung ſchlagen follte, alle Hoffnungsträume und Reftaurationsgelüfte 
gewiffer Koterien, alle Kombinationen ber internationalen ultramontanen Ber- 
ſchwörung und alle noch jo kühnen Racepläne einer voreiligen Revanche mit 
feihter Mühe in die Höhe jchnellen ſollten.“ 

Wenn endlich bei ben erwähnten bejorglihen Auffaffungen auch gewiffe 
Erörterungen zwijchen ber deutſchen und ber beigiichen Regierung über bie von ben 
Ultramontanen in Belgien mehrfach verfuchte Unterftügung ihrer Gefinnungsge- 
noſſen in- Preußen mit in Betradht gelommen find, jo wird eine jo eben von 
bem engliihen Premier-Minifter Disraeli im Parlamente abgegebene vertrauens- 
volle Erflärung unzweifelhaft dazu beitragen, aud in biejer — die Be» 
forgnifje wegen internationaler Berwidelungen zu bejeitigen.” 


10.—13. Mai. Anwejenheit des Kaiferd Alerander in Berlin. 
Einer der erften Beſuche, welche Se. Majejtät der Kaijer 
Alerander am Tage feiner Ankunft machte, galt dem 
Reihöfanzler Fürften Bismarck, welder bald darauf 
von dem Monarhen im rulfiihen Palais empfangen 
wurde und in längerer vertraulicher Beiprehung dort vers 
weilte. 
Der ruffiihe Reichskanzler Fürſt Gortihafoff hatte 
täglich Konferenzen mit dem Fürften Bismarck. 
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Der Kaijerbefud und der Friede. 


„Provinziale Corresponbenz“ vom 12. Mai. 


„Der erneute Beſuch des Kaiſers Alerander von Rußland am Hofe un— 
feres Kaiſers hat alle die lebhaften Gefühle und Stimmungen, welche jeit Jabren 
bem Kaiferlichen Gafte entgegengebradht wurden, mit alter Kraft wieder bervor- 
treten laffen: in ber Bevölkerung wie in den Organen ber Öffentlihen Meinung 
findet überall die aufrichtige Verehrung für den hochherzigen Monarchen ben 
wärmften Ausbrud. 

Diefe wahrhaft jumpatbiiche Begrüßung beruht vor Allem auf dem in un« 
ferem Volke lebendigen Bemußtjein, daß Kaifer Alerander nicht blos mit un— 
ferem Kaiſer und deſſen Haufe durch innige Bande der Freundſchaft verknüpft 
ift, fondern daß dieſe Freundichaft fich auch ſeit Jahren in der Gemeinſchaft bes 
politiihen Strebens und in ber aufrichtigen und fürbernden Theilnahme an ber 
— der höchſten Intereſſen Preußens und Deutſchlands bewährt und be— 
thätigt hat. 

Dieſes immer entſchiedener zur Geltung gelangte vertrauliche Einvernehmen 
hat ſchließlich in der mächtigen durch die Drei-Kaiſer-Zuſammenkunft feſtgeſtellten 
Politik eine erweiterte und erhöhete Bedeutung und gewiſſermaßen eine feierliche 
Weibe vor ganz Europa erbalten und ift ſeitdem ber alljeitig erfanute fefte Grunb- 
ftein einer die mädhtigften Staaten des Kontinents umfafjenden, auf ben Frieden 
Europa’s gerichteten Politik geworden. 

In dem Trinkſpruche, welchen Kaifer Alerander vor zwei Jahren auf 
„leinen beften Freund, den Deutichen Kaiſer,“ ausbrachte, jagte er: „Unier 

reunbichaftsverband, von ben Eltern berftammend, boffentlih auf die Kinder 
bergebend, giebt die befte Bürgichaft für den Allen erwünſchten Frieden 
Europa’s.“ 

Die Gemeinjamleit der Auffaffungen und des Strebeus zwiſchen den beiden 
Kaiferlihen Regierungen bat fi auch jeitdem in allen Fragen von allgemein euro» 
päiicher Bedeutung volllommen bewährt, und alle Berjuhe oder Wünſche ber 
Widerſacher des deutſchen Reichs, die innigen Beziehungen Rußlands und Deutid- 
lands zu ftören, wurden noch vor Kurzem vom Fürften Bismard mit ber Ber- 
fiherung abgefertigt, daß unjere Beziehungen zu „ber uns feit einem Jahrbundert 
und noch beute am intimften unter den Mächten befreundeten ruſſiſchen Macht,“ 
— „Gott ſei Dank feft ftehen und thurmhoch über ber Tragweite von dergleichen 
Heinen Verſuchen.“ 

Die jetige erneute Belundung des innigen Werhältniffes zwiſchen ben 
beiden mächtigen Staaten wird nicht blos in Deutichland, jondern unter ben 
Friedensfreunden aller Nationen als ein neues Unterpfanb einer weiteren fried— 
liben Entwidelung freudig begrüßt werben. Nachdem gerade in jüngfter Zeit 
auf Grund gewiffer Stimmungen und Anzeihen in benachbarten Staaten, auf 
beren mögliche Folgen fih die Anfmerkſamkeit der politifchen Kreife richtete, eine 
geroifie Beunrubigung und unklare Bejorgniß im faft allen Ländern bervorgetreten 

‚ und nachdem bie Gegner Deutſchlands fich nicht geicheut haben, in Umkehrung 
ber Thatjahen unierer Regierung bunfele Kriegsplane zuzufcreiben, wirb bie 
offenfundige Wiederbethätigung ber gemeinfamen Kaiferpolitif überall die berubi- 
genbe Ueberzeugung neu beleben, daß das Deutihe Reich heute wie vor 
brei Jahren ernft und entjhieben den Frieden will und feiner 
eigenen Friedensneigung um fo zuverfidhtlicer folgen kann, als 
es jih zur Niederbaltuug etwaiger fremder Gelüfte zur Störung 
bes Friedens nicht blos auf die eigene bewährte und ftets bereite 
Kraft, ſondern aub auf Die Gemeinschaft des politijhen Wollens 
und Strebens mit feinen mädtigften Nachbarn fügen fann. 

Denn wie dies neue berzlidhe Zuſammenſein ver beiben Kaijer 
und die vertraulihen Beſprechungen der europäifhen Berbältnijie 
zwiſchen ben Monarden unb ihren großen Staatsmännern der 
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politifhen Bedeutung nad vor Allem im Anfhluffe an bie Drei- 
Kaifervereinigung, an beren Abfidhten und Ziele aufzufafjen find, 
fo ift aud bei jeder jolden Begegnung die fortbauernde innere 
Uebereinftimmung mit bem Dritten jener benfwürbigen Bereini- 
gung, mit dem Kaifer von Defterreid, die ſelbſtverſtändliche und 
ei gejiherte Borausjegung. 
eihen Werth Defterreih auf —* Gemeinſchaft legt, das iſt erſt vor we» 
nigen Wochen im Hinblick auf den Beſuch des Kaiſers Franz Joſeph bei dem 
Könige von Italien laut verkündet worden: „Der Glanz und die Freude der 
Fefttage in Venedig (fo wurde von öfterreichifcher Seite verfichert) werbe noch 
burd die Erwägung gehoben, daß die Begegnung der Monarden von Oeſterreich 
und Stalien ihren politiihen Charakter in der Kräftigung des Drei- Kaifer- Bind- 
nifjes finden werde, bem Italien nicht ferne ftehe und an das es nur noch näher 
herangezogen werde.“ 

Und fo eben wird der Beſuch des Kaijers Alerander in Berlin von bem 
öfterreigiihen halbamtlihen Blatte im Sinne einer neuen Kräftigung ber Inter 
effen bes „allgemeinen Friedens und der Verſtärkung der Beziehungen“ gedeutet, 
welche ſich wiſchen ben drei Kaiſerreichen in einer auch für Europa jo bedeutungs⸗ 
vollen und jegensreihen Weije vollzogen haben.“ 

So wird denn der neue Bejuh des Kaijers Alexander am 
Hofe des Deutſchen Kaijers, jo wenig er aus politifhen Beweg— 
gründen und Abſichten, vielmehr nur aus bem Herzensbepdürfnifje 
ber beiden Monarden hervorgegangen ift, bob unfehlbar von ber 
fegensreidhften Bedeutung für die weitere friedblide Entwidelung 
und für die allgemeine Bohifahrt fein. Auch von dieſer Zuſam— 
menkunft gilt, was Fürſt Bismarck nad der Drei-Kaiſer-Vereini— 
gung ſagte: daß der Glaube an den Frieden beſonders für das Em— 
porblühen der Gewerbthätigkeit faſt ebenſo wichtig ſei, als die Er— 
haltung bes Friedens ſelbſt.“ 


Die Beziehungen zwiſchen Deutſchland und 
Frankreich. 
Aeußerung Lord Derby's im engliſchen Oberhauſe: 


„Es ſei bekannt, daß vor einigen Wochen eine ſehr tiefgehende Beunruhi— 
ung über bie Beziehungen zwiſchen Deutſchland und Frankreich eutſtand. Per- 
Önlichkeiten von höchſtem Anſehen in Berlin bätten oft erllärt, daß die franzö— 
fiihe Armee ein Gegenftand der Gefahr für Deutichland geworden fei, indem bie 
fo ungeheuer neh Zablenverbältniffe derjelben deutlich den Entihluß be- 
fundeten, demnächſt ben Krieg zu erneuern. Es wurbe hinzugefügt, daß wenn 
bie Abficht zu einem Angriff auf Deutſchland beftebe, letzteres fich veranlaft fühlen 
fönne, zu feiner eigenen Bertheibigung ben erften Schlag zu führen. Auch wurbe 
bervorgeboben, daß, jo wenig aud Deutſchland den Krieg wünſche, es doch noth- 
wenbig fein würde, Daß frankreich feine Armee beträchtlich reduzire, um den 
Frieden zu ſichern. Der deutſche Botſchafter ſprach ſich wiederholt in dieſem Sinne 
aus, und es wurde hierdurch ſelbſtverſtändlich eine außerordentliche Beſorgniß und 
Unrube in Srantreid hervorgerufen. — franzöſiſche Regierung ſtellte ſofort jede 
kriegeriſche Abſicht in Abrede.“ ... 


Der „Deutſche Reichs-Anzeiger“ bemerkt zu dieſer Erklärung. 


„Daß die Vermehrung der Cadres hier eine gewiſſe Beunruhigung erzeugt 
bat, iſt richtig. Dieſe Beunruhigung bat aber nicht im Entfernteften zu kriege» 
riſchen Entſchließungen oder auch nur Erwägungen in Deutſchland geführt, unb 
bat bei ber Reichsregierung zu feiner Zeit die Hbficht beftanden, eine Aufforbe- 
rung zur Rebuftion der Streitfräfte oder auch mur zur Giftirung ber Armee» 
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auch nur ber Gedanke an eine ſolche ober ähnliche Mafregel zur Erwägung ge- 
zogen oder überhaupt erwähnt worden.“ 


Juni. Fürft Bismard nimmt einen Urlaub auf unbeftimmte 
Zeit. Seine Vertretung wird dem Staatöjecretär im Aus- 
wärtigen Amte von Bülow, dem Präfidenten des Reichs— 
fanzler- Amtd Staats: Minifter Delbrüd und dem Vice 
Präfidenten ded Staats - Mintfterrumd Camphauſen über- 
tragen. Der Kaiſer behält fi jedoch vor, ſich in beſon— 
deren Fällen auch während ded Urlaubs ded Rathes des 
Fürften zu bedienen. - 


Die Neife des Kaiſers nad) Stalien. 


„Provinzial- Korrespondenz“ vom 13. Oftober. 


„In den nächften Tagen gedenkt Kaifer Wilbelm über die Alpen zu 
geben, um in der alten Hauptftabt der Lombardei als Gaft des Königs Bictor 
Emmanuel und bes italienischen Volles zu verweilen. 

Seit langer Zeit ſchon hatte e8 dem Kaifer am Herzen gelegen, ben Beſuch, 
welchen ihm der König von Italien vor zwei Jahren unter bebeutungsvollen 
Umftänden gemacht batte, zu erwibern, und ungern batte er ſich dem gebiete- 
— Rückſichten gefügt, welche ihm die Ausſührung ſeiner Abſicht unterſagt 

tten. 

Wenn den Kaiſer nicht ſchon ſein perſönlicher dringender Wunſch fort und 
fort jene Abſicht hätte feſthalten laſſen, jo würden die ſympathiſchen Gefühle, mit 
welchen das italieniſche Voll dem Beſuche des Kaiſers entgegenſah, ihn immer 
wieder zur Erwägung des alten Blans bewogen haben. Je mehr endlich die VBer- 
zögerung des Kaiferlichen Beſuches bier und da zu unrichtigen politiihen Deu— 
tungen benußgt wurde, deſto entſchiedener mußte ber Kaifer wünjchen, mit ber 
That befunden zu Fünnen, welh hoben Werth er perfönlih und zugleich Namens 
bes deutſchen Volles auf die freunbichaftlichen Beziehungen zu dem Könige von 
Italien und feinem Volle legt. 

Der Beſuch des Königs Victor Emmanuel in Berlin im Jahre 1873 
batte Zeugnif dafür abgelegt, daß die europäifche Friedenspolitik, zu welder ein 
Jahr zuvor von den drei Kaifern der fefte Grund gelegt worden war, auch in 
Stalien volles Vertrauen und willigen Anfchluß fand. 

Der jetzige Beſuch bes Deutichen Kaifers in Mailand, befien Bebeutung 
im Sinne des Monarchen auch durch bie Theilnahme des Reichskanzlers Fürften 
Bismard und des Feldmarſchalls Grafen Moltke bezeichnet werben fol, darf;als 
eine erneute Beftätigung ber politifchen Uebereinftimmung und Einigun gelten, 
welche bie großen Staaten Europas zur Wahrung und Befeftigung bes Friedens 
verbindet. Wenn dieſe gemeinfame Politik gerade in den legten Wochen ihre 
Kraft durch die Befeitigung drohender Gefahren auf einem ber jchwierigften Ge— 
biete der internationalen Politif bewährt bat, jo muß um fo freudiger jeder poli- 
tifhe Vorgang begrüßt werben, in welchem eine weitere Entwidelung und Be- 
feftigung jenes großen Friedensbundes zu erfennen ift. 

In diefem Sinne bat die Zufammenkunft des Deutichen Kaifers mit dem 
Könige von Italien unzweifelhaft eine hohe politifche Bedeutung, beren fich auch 
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die beiden Böller, bie fih in Mailand dur ibre Fürften die Hänbe reichen, 
vollauf bewußt find. 

Das deutſche Volk geleitet feinen ehrwürdigen und fo berzlich verehrten 
ürften mit den innigften Wünfchen und mit ber Zuverficht, daß ber erfte Deutiche 
aifer, welcher nur mit Gedanken aufrichtiger Freunbfchaft für Italien über bie 

Alpen gebt, in den Eindrüden und Erfahrungen feines dortigen Aufenthalts neue 
und erböhete Bürgſchaften für das gemeinjchaftliche Streben beiber Völker in 
Bezug auf die höchften Ziele der politifhen und geiftigen Entwidelung finden 
werde.“ 


„Der Neihöfanzler Fürft Bismard, welder bis 
Anfang voriger Woche mit Beitimmtheit gehofft hatte, 
Se. Majeftät den Kaifer auf der Reife nah Italien zu 
begleiten, hat in Folge dringenden Rathes jeined Arztes 
im legten Augenblide nod zu feinem lebhaften Bedauern 
auf die Reife verzichten müſſen. 

Auf Allerhöchſten Befehl hat demzufolge der Staatö- 
jefretär von Bülow Se. Majeftät begleitet, mit ihm der 
ältefte Sohn des Neichöfanzlerd Graf Herbert v. Bis— 
marck.“ 


„Provinzial-Correspondenz“ vom 20. Oktober. 


„Der Deutſche Kaiſer in Mailand iſt in dieſen Tagen der Mittel— 
punkt aller politiſchen Gedanken und Erörterungen, nicht blos in Italien und 
Deutichland, fondern überall, wo das politifche Leben der Gegenwart eine Stätte 
bat, — aus allen Betrachtungen Fingt, ob willig oder wiberwillig, das Aner- 
fenntniß der großen Bedeutung diefer Kaiferreife hervor. 

Als ein weltgefchichtliches“ Ereignif wird die Erjcheinung des deutſchen 
Kaijers in Mailand als Freund des Königs von Italien und als Genoffe einer 
ernften Friedenspolitik bezeichnet, — und weltgefchichtlich ift die Thatſache in 
Wahrbeit, nicht zwar um neuer politifher Entſcheidungen willen, welche dort ge» 
troffen oder vorbereitet werden follen, wohl aber als der feierlihe Ausdrud und 
die Befiegelung der großen weltgeſchichtlichen Thatſachen, die fih im legten Jahr— 
zehnt für ganz Europa und vornehmlich fir Deutſchland und Italien vollzogen 
haben, und auf welden eine neue Geftaltung der gefammten europäiſchen Ver— 
bältniffe berubt. Der bewußte Anſchluß an biefe neue Ordnung ber Dinge und 
der entſchiedene Wille, für die Erhaltung derjelben mit einzuftehen, war es, was 
den König Bictor Emmanuel vor zwei Jahren nah Berlin führte, — und 
ber —* des deutſchen Kaiſers, dem König von Italien und dem italieniſchen 
Volle die Genugthuung Deutſchlands über dieſe Gemeinſchaft des politiſchen Stre— 
bens unmittelbar zu bekunden, war es, was unſern Monarchen alle Bedenken 
und Schwierigkeiten überwinden ließ, um den Beſuch des Königs Victor 
Emmanuel perſönlich zu erwidern und das Freundſchaftsband mit Italiens 
Fürſt und Boll noch fefter zu knüpfen. 

Wenn des Kaijers Abficht, dieſe hohe Bedeutung feines Beſuchs auch durch 
die Theilnahme des Fürften Bismard zu bezeichnen, jchließlih mit Rüdficht 
auf das Befinden des Kanzlers nicht zur Ausführung gelangen konnte, jo ift 
gewiß das alljeitige Bedauern gerechtfertigt, daß bei der Begegnung in Mailand 
neben bem Kaifer ber bebeutendfte Träger jener großen weltgejhichtlihen Wen— 
dung nicht anwejend iftz doch wird dadurch die Bedeutung der fürftlihen Zuſam— 
menkunft an und für ſich, welche eben ben bereits gejchaffenen und in Kraft 
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ſtehenden politiihen Beziehungen ber beiden Länder gilt, nicht beeinträchtigt. Nie- 
mand wird mebr als der Kaijer beklagen, daß Fürft Bismard nicht Zeuge ber 
begeifterten Rundgebungen fein kann, mit welhen das italienijhe Boll das neu- 
geichloffene Freundſchaftsbündniß feiert, aber ber Wieberhall ber großartigen 
Hulbigungen für unfern Kaifer darf dem Reichskanzler und uns Allen eine er- 
freulihe Beftätigung dafür fein, baß der Sinn und bie Bebeutung, melde ber 
Kaiferlihen Reiſe von vornberein beiwohnen follten, in vollem Maße zur Gel- 
tung gelangen.“ 


Dezember. Trinkſpruch Kaijer Alexanders. 


„Bei dem Georgs-Ritterfeft, welchem diesmal der Erzherzog Albrecht 
von Defterreich und der Prinz Carl von Preußen als Gäfte des Kaijers 
von Rußland und zugleich als Vertreter der Kaijer von Defterreich und 
von Deutichland beimohnen, brachte Kaifer Alerander folgenden Trinf- 
ſpruch aus: 

„Sch trinke auf Gefundheit meiner Freunde und Berbündeten, 
des Kaiſers Wilhelm als Ritter des Großkordons des St. Georg» 
ordens, deſſen Fleines Kreuz Seine Bruft feit 1814 ſchmückt, und auf 
die des Kaijerd Franz Joſeph, welchen Wir gleichfalls ftolz find, 
feit 26 Jahren zu den Rittern Unferes Militärordens zu zählen Ich 
bin glüdlich, bei dieſer Gelegenheit fonftatiren zu können, daß das 
intime Bündniß zwiſchen Unfern drei Reichen und Unferen drei Heeren, 
gegründet von Unjern erhabenen Vorfahren für die Vertheidigung der- 
jelben Sade, und nur die Erhaltung der Ruhe und des Friedens 
in Europa bezmwedend, gegenmärtig intaft befteht. Ich habe das volle 
Bertrauen, daß Unfere gemeinfamen Anftrengungen mit Gottes Hülfe 
das friedliche Ziel erreihen merden, melches Bir im Auge haben, 
welches ganz Europa wünſcht und dejjen alle Staaten bedürfen. Gott 
erhalte Ihre Majeftäten zum Glüd Ihrer Völker!“ 

Erzherzog Albrecht von Defterreih dankte im Namen der beiden 
Souveräne und erhabenen Verbündeten des Kaiſers, „welche die von Sr. 
Majeftät ausgejprochenen Gefinnungen volllommen theilen und tief em— 
pfinden.“ 


Nitter von Schmerling. 


Ein alter Gegner Preußen. 
„Provinzial» Korrespondenz“ vom 22. Dezember. 


„In Defterreich find neuerdings Anzeichen und Anſätze neuer Partei- 
gruppirungen bervorgetreten, welche, abgejeben von dem Intereffe an der inneren 
Entwidelung und dem Gedeihen der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie, auch ine 
fofern eine aufmerkſame Beachtung in Deutjchland verdienen, als fie ſchon im 
ihren Keimen nicht ohne Beziehung auf die Stellung Defterreihs zu dem Deutſchen 
Reiche find. 

Den Mittelpunkt der babei mitwirkenden politiichen Elemente bilden an» 
fcheinend bie Vertreter der alten Tiberalen Gejammtftaatspartei, namentlich der 
unerwartet wieder auf der Oberfläche des politiihen Lebens auftauchende vor» 
malige Minifter Ritter von Schmerling. Die ganze Vergangenheit biejes 
früher vielgenannten Politikers wurzelte in dem doppelten Beftreben, einerjeits 
bie gejammten Staaten und Völkerſtämme ber öſterreichiſch- ungariſchen Monarchie 
in einem einheitlich fonftitutionellen Staatswefen zufammenzufaflen — anderer» 
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feits dieſes feft geeinigte Defterreich zur leitenden unb berrichenden Macht eines 
deutihben Bunbesftaates zu machen. Bon dieſem Standpunkte trat Herr von 
Schmerling im Jahre 1848 .den Verſuchen, einen deutſchen Bunbesftaat unter 
Preußens Führung, jedoch in enger Verbindung mit ber öfterreichiichen Monarchie, 
zu gründen, mit aller Entjchievenheit unb mit allen Mitteln politiiher Taktik 
entgegen, und ibm ift in ber That ein wejentliher Antbeil an dem Scheitern 
des damaligen Strebens zuzuſchreiben. 

Inzwiſchen bat die Geſchichte einen Verlauf genommen, durch welchen bie 
ig Ss Gedanken ſowohl für Defterreih, wie für die Beziehungen 
defjelben zu Deutichland thatlächlich verurtheilt worben find: ftatt eines parlamen= 
tarifhen öfterreichiichen Gejammtftaates ift die öfterreichifch - ungariihe Monardie 
auf dem Grunde gefonberter Berfaffungen ihrer beiden großen Bölfergruppen, 
aber unter enger politiiher Bereinigung derjelben zu neuem fräftigen Daſein er- 
ftarft, — daneben aber ift unter ber Kailerberrichaft bes Königs von Preufen 
das Deutiche Reich in enger, fefter Einigung aller deutichen Staaten erftanden, 
— die beiden jelbfiftänbig organifirten Mächte aber haben ſich zu übereinftimmen- 
bem’politifhen Streben aufrichtig aneinanber geichloffen. 

Wenn nun der vormalige Minifter und Bertreter der überwunbenen poli= 
tifhen Richtung, nachdem er Jahre lang nur feines Amtes als Präfident des 
oberften Gerichtshofes gemwaltet hatte, jetzt plötzlich wieder in bie politifche Be— 
wegung bineintritt, fo kann es nicht überraſchen, baß ſich ihm alsbald die ver» 
ſchiedenen Gruppen anzufchließen ſuchen, welche einerfeits unter dem Vorwande 
des „wahrbaften Defterreiherthbums“ die Grundlagen des jeßigen öſterreichiſchen 
Staatswejens in Frage ftellen möchten und denen andererſeits Das neue deutiche 
Reich ein Dorn im Auge ift. Im Berein mit dem alten Gefammtftaats- Politiker 
von Schmerling maden ſich auf's Neue Beftrebungen im Gegenjage zu bem 
erreichten öſterreichiſch ungarischen Ausgleihe geltend, — ein bervorragenber Bes 
amter des früheren Minifters Grafen Thun verlangt bei den jeßigen Verhand— 
lungen mit Ungarn volle „Rüdfichtslofigkeit“ zur Wahrung der jpeziell öſter— 
reichifchen Intereffen „obne Scheu vor den Folgen des Widerftandes“; daneben 
fheint der neuen politifchen Gruppirung eine klerikale Beimiſchung nicht fremb zu 
fein, welche fih namentlih in dem Berbalten ber betreffenden Politiker auf An— 
laß der Trauerfeier für den Kardinal Rauſcher bemerklich machte. 

Wenn fih die Aufmerkſamkeit von beuticher Seite ſchon auf bie erften 
Symptome dieſer politiihen Regungen richtet, jo wird man darin vor Allem eine 
Berbätigung des Wunjches erkennen, daß die im öffentlichen Leben Defterreichs 
wirfiamen Kräfte fih den Beziebungen zu Deutjchland freundlich zeigen möchten, 
fowie ben Ausdrud der Bejorgniß, daß bie Kraft, welche zur Zeit auf die Bühne 
tritt, eben feine woblwollende für das jeßige beutjche Reich ſei. Herr von 
Schmerling bat den Hinweis darauf, daß er „ein lebender Zeuge jener Zeit 
fei, wo der Gedanke, Defterreih und Deutichland zu verbinden, an der Tages» 
ordnung war“, daß er aber vor Allem Defterreicher jei und bleibe — die viel» 
deutigen Worte hinzugefügt: „Große Ideale muß man mehrmals in Angriff 
nehmen, bis fie durchgeführt werben.” 

Da nun die politiihe Schöpfung, welde in Deutichland neuerdings durch— 
geführt worden ift, den Schmerling'ſchen Idealen ſicher nicht entipricht, fo ift 
bie Deutung nabe liegend, daß er einen erneuten jpäteren Verſuch zur Durch— 
führung des eigenen Programms auch jet nicht ausjchliegen will. 

8. mehr das beutiche Volk die Gefühle und Sympatbien, welche in Oefter- 
reich noch jüngft für Deutihland ausgeſprochen worden find, vollftändig ermwiedert, 
je mehr in allen politiichen Kreifen Deutihlands ein unbebingtes Wobiwollen 
für das heutige Defterreih und zugleich Die Ueberzeugung gleiher Auffaffung in 
beiben großen Theilen ber öfterreihiih-ungariihen Monarchie herrſcht, — um fo 
weniger kann e8 gleichgültig erjcheinen, wenn in bem befreundeten Staate neue 
Kräfte und Richtungen ſich geltend zu machen ſuchen, melde nad ihren Grund» 
auffaffungen der Einigkeit des jetigen Defterreihs mit dem jeßigen Deutichland 
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widerftreben müfjen, und anfcheinenb zwar von deutſchen Elementen getragen, im 
ber That aber der deutichen Politik feinblich, bie bem beutjchen Reiche aufrichtig 
zugewanbte Stellung der gegenwärtigen öſterreichiſch ungariſchen Regierung abzu- 
ſchwächen verfuchen. 

Die erbabene Berbindung unter ben brei Kaifermächten, welcher bie immer 
günftigere und innigere Geftaltung der Beziehungen wie zwijchen Defterreih und 
Deutichland, jo auch zwiſchen Defterreih und Rußland zu danken ift, bat zu ibrer 
Vorausſetzung eine aufrichtig wohlwollende Gefinnung und Beurtbeilung jedes 
ber Betheiligten für das Wollen und Streben der beiden anderen. Bon biefem 
Wohlwollen ift Deutichland Seitens ber jeßigen üfterreichiihen Regierung auf 
Grund ernfter Erfahrungen überzeugt, — und barf vertrauen, baf es jenen 
Gegenftrebungen, die unerwartet ans Licht getreten find, keinenfalls vergönnt jein 
werbe, bie erfolgreich bewährte Politik irgenbwie zu lähmen und bie berubigenben 
Bürgſchaften zu gefährden, welche in ber Freunbfchaft ber drei Kaiferböfe in fo 
gewichtiger Weiſe enthalten find.“ 


„Provinzial» Eorrespondenz“ vom 29. Dezember. 


„Die Bemerkungen der Provinzial » Eorrefponbenz über 
Herrn von Schmerling haben in der Preffe lebhafte Erörterungen bervor- 
gerufen. Auf beuticher Seite ift vielfach ein Befremden barüber geäußert mworben, 
daß die „Prov.Corr.“ abweichend von ihren Gewohnbeiten einen anfcheinend 
fern liegenden Gegenftand in den Kreis ihrer Betradhtungen gezogen babe, und 
es find über ben Urfprung und Zweck berjelben tbeilmeife wunderliche Ber- 
muthungen ausgeiprocden worden. Die Sache liegt jedoch durchaus einfach: jo 
febr die „Prov.-Eorr.“ zunächſt der Beiprehung preußifcher und beuticher innerer 
Angelegenheiten gewibmet ift, fo würbe fie doch ihre Aufgabe nicht erfüllen können, 
wenn fie nicht den Blid auch auf alle diejenigen Erſcheinungen und Beftrebungen 
im Auslanbe gerichtet bielte, welche für Deutſchland eine Bedeutung erlangen 
Finnen. Die richtige Beurtheilung, in wie weit ein folder Fall vorliegt, wird 
von bem Ueberblid über die babei in Betracht kommende Gefammtlage abhängen, 
und die „Prov.-Eorr.“ darf in diefer Beziebung wohl das Vertrauen in Anfpruch 
nebmen, daß fie fih Über den Entwidelungsgang der für Deutichland wichtigen 
Beftrebungen in benachbarten Ländern feit längerer Zeit jchon umfaſſendere In— 
formationen, al® bie in ben Zeitungsberichten über die Schmerling’iche Rebe 
liegenden, verjchafft bat. 

Was bie Öfterreichiiche Preffe betrifft, jo tritt in den Wiener Blättern eine 
bemerlenswertbe Yebbaftigkeit in ber Zurüdweilung des Artikels der „Prov.Corr.“ 
hervor, namentlih auch in ber Zurüdweilung von Vorwürfen und Angriffen, 
welche in bemfelben gar nicht enthalten waren. Diefelbe erklärt ſich wohl daraus, 
baß es eben einer Angelegenheit des Herrn von Schmerling gilt, welcher feiner 
Zeit das Syſtem einer einheitlichen Yeitung und Benutzung der Tagespreffe zu 
feltener Bolllommenbeit entwidelt unb mit beijpiellofer Virtuofität geübt batte: 
man barf in dem jebigen Borgange einen Nachhall jener Ueberlieferung er- 
fennen. Daß die traditionellen Beziehungen dieſer Leitung auch zu beutichen 
Blättern jo lebendig geblieben find, wie e8 bei dieſer Gelegeubeit den Anfchein 
gewinnt, gewährt eine lehrreiche Auflfärung der Situation. Um jo mebr er- 
ſcheint es als Pflicht, der Thätigkeit nicht ſtillſchweigend zuzuſehen, welche auf 
dem Boden befreunbeter Nachbarländer feit Jahren von Parteien und Perſonen 
entwidelt wird, welche, ohne prinzipielle Uebereinftimmung untereinander, boch 
einftweilen einig find in ihrer Abneigung gegen das Deutſche Reih, — bem fie 
bie guten Beziebungen mit den befreundeten Nachbarſtaaten mißgönnen. Für 
bie auf Schädigung dieſer guten Beziehungen gerichteten Beftrebungen werben 
wir ſtets ein offenes Auge behalten und die Wahrnehmungen, welde uns dar- 
über zugänglich werben, der Deffentlichleit nicht vorentbalten.“ 


42. Keichstags- und Landtagsfelfionen 
1819 — 1816, 


1875. 27. Dftober. Eröffnung des Reichstages. 


Aus der Rede des Präfidenten ded Neichöfanzler- Amts 
Staatd-Minifterd Delbrüd. 


„Der Wunjh Seiner Majeftät des Kaiferd, Sie bei dem Wieder- 
beginn Ihrer verfaflungsmäßigen Thätigfeit perfönlich zu begrüßen, hat 
zum lebhaften Bedauern meines ea ser errn nicht in Erfüllung 
gehen können. Seine Majeftät haben mich deshalb zu ermächtigen geruhet, 
in Seinem und der verbündeten Regierungen Namen, Sie heute willfommen 
u beißen. 

ö Die bevorftehende Seſſion wird Ihre Thätigleit mehr für die Aus- 
bildung und Ergänzung bejtehender Gefege, als für die Begründung neuer 
Inftitutionen in Anſpruch nehmen. 

Seit Ihrer letzten Seffion ift die am Schluffe des Jahres 1871 be— 
gonnene, im Beginn dieſes Jahres zum Abſchluß gebrachte Gejeßgebung 
über da8 Geld- und Bankweſen Deutjchlands der vollftändigen Durch— 
eng Ara gebracht. Die über Erwartung gefteigerte — unſerer 
neuen Münzen hat es Seiner Majeſtät geflattet, im Einverftändniß mit 
dem Bundesrath, den 1. Januar künftigen Jahres als Zeitpunkt für den 
Eintritt der Reihsmwährung zu beftimmen. 

In dem Ihnen vorzulegenden Reichshaushalts - Etat für 1876 haben 
die regelmäßigen Einnahmen des Reichs nicht unerheblich höher, als für 
das laufende Kabr veranfchlagt werden können. Diejes Mehr wird indefien 
überwogen dur die Minder» Einnahmen, welche in dem natürlihen Rück— 
gang der Zinseinnahmen von belegten Reichögeldern, ganz befonder8 aber 
in dem VBorgriff beruhen, der im diesjährigen Etat auf die Ueberjchüffe 
des Vorjahres jtattgefunden hat. Zur Dedung diefer Minder - Einnahme 
und zur Bejtreitung der bei forgfältigiter Rüdficht auf die Finanzlage 
nicht abzumweifenden Steigerung der Verwaltungs» Ausgaben wird Ihnen 
eine Erhöhung der Matrifularbeiträge nicht ang Head Die verbündeten 
Regierungen theilen die Ueberzeugung, welche Sie, geehrte Herren, bei der 
Berathung des diesjährigen Etat3 geleitet hat, daß eine Steigerung jener 
Deiträge vermieden werden muß. Sie find der Meinung, daß das Gleich» 
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gewicht des Etats nicht herzuftellen fei dureh eine Auflage, melde die 
Steuerfraft der einzelnen Staaten außer Betracht läßt, fondern dur Ab- 
aben, welche fi) an den Verbrauch und Verkehr anſchließen. Es werden 
hnen deshalb Entwürfe von Geſetzen über —— der Brauſteuer 
und über Einführung einer Stempelabgabe von Börſengeſchäften 
und Werthpapie ren vorgelegt werden. — — 

Die praktiſche Handhabung des Strafgeſetzbuches hat Lücken und 
Mängel dieſes Geſetzes erkennen laſſen, deren Ausfüllung und Beſeitigung 
im Intereſſe der Rechtspflege erforderlich iſt. Der Bundesrath hat des— 
—— eine Reviſion des Geſetzes auf Grundlage der von den einzelnen 

undesregierungen gemachten Vorſchläge eingeleitet. Ein aus dieſen Vor— 
ſchlägen hervorgegangener Geſetz-Entwurf unterliegt der Berathung des 
Bundesraths und wird nach Abſchluß derſelben Ihnen vorgelegt werden. 

In Elſaß-Lothringen iſt der berathende Landesausſchuß, deſſen 

Einrichtung der Erlaß vom 29. Oktober v. J. geordnet hat, im Sommer 
d. J. zum erſten Male in Thätigkeit getreten. Er hat den Landeshaushalt 
und andere, zu Ihrer Beſchlußfaſſung gelangende Geſetz-Entwürfe, welche 
ur Ausführung von Reichsgeſetzen und zur Ergänzung von Lücken der 
— beſtimmt ſind, gutachtlich berathen. Die gefaßten Be— 
ſchlüſſe werden mit den über die Berathungen aufgenommenen Protokollen 
vollſtändig zu Ihrer Kenntniß gebracht werden. Sie berechtigen zu der 
Erwartung, daß in dem Landesausſchuß ein günſtiger Boden für die Mit— 
wirkung der Bevölkerung an der Verwaltung der Reich3lande gewonnen 
ein wird. 
In Elſaß-Lothringen wie im ganzen Reiche berechtigt uns der Rüd- 
blid auf die wenigen Fahre, welche jeit dem Frankfurter Frieden verflofien 
find, zu dem Ausdrud der Befriedigung über den ftetigen Fortjchritt der 
Entwidelung unferer politiihen Einrihtungen im Innern und der Bes 
feftigung unjerer guten Beziehungen zum Auslande. 

Wenn in Handel und Verkehr dennoch gegenwärtig eine der Stagna- 
tionen jtattfindet, wie fie im Laufe der ee pertodifch mwiederfehren, io 
liegt e8 leider nicht in der Macht der gr diefem Uebelftande 
abzuhelfen, der fich in andern Ländern in gleicher Weife wie in Deutjchland 
fühlbar macht. Jedenfalls aber hat dieje Erjcheinung keine Unficherbeit 
der politiihen Verhältniſſe und namentlich des äußeren Friedens zum 
Grunde. Wie Sie im vorigen Jahre mit dem Ausdrud des Vertrauens 
auf die Dauer des Friedens empfangen werden konnten, jo war jeitdem 
fortwährend und ift noch heut die dauernde Erhaltung des Frieden 
nah menſchlichem Ermeſſen geficherter, als fie es jemals in den legten 
amanzig Jahren vor der Herftellung des Deutfchen Reiches geweſen iſt. 

bgejehen von der Abwejenheit eines jeden erkennbaren Grundes zu einer 
Störung, genügt zur Aufrechthaltung des Friedens der fefte Wille, in 
dem Seine Majeftät der Kaiſer Sich mit den Ihnen befreundeten Mo: 
nardhen einig weiß, und die Uebereinftimmung der Wünfche und Interefien 
der Völker. Die Mächte, deren Einigkeit in einer früheren Periode unferes 
Jahrhunderts Europa die Wohlthat eines Tangjährigen Friedens gemährte, 
ftügen denjelben aud heut, getragen von der Zuftimmung ihrer Bölfer; 
und der Beſuch, von welchem Seine Majeftät der Kaifer heinfehren, die 
herzliche Aufnahme, welche Sie bei Seiner Majeftät dem Könige von 
Stalien und bei der ganzen Bevölkerung gefunden haben, befeftigen die 
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Ueberzeugung, daß die innere Einigüng und die gegenfeitige Befreundung, 
u denen Deutjchland und Jtalien gleichzeitig gelangt find, der friedlich 
— Entwicklung Europas eine neue und dauernde Bürgſchaft 
gewähren.“ 


20. November. Rückkehr des Fürſten Bismarck von Varzin 
nach Berlin. 


.Ein erſter Verſuch zur Steuerreform. 


22. November. Rede des Fürſten Bismarck bei der erſten Be— 
rathung der Steuervorlagen im Reichstage. 


(Das Recht des Reichstages in Steuerfragen; — bie Steuer- 
reform und die Befeftigung bed Reihe; — die inbirecten Steuern; 
— Finanzzölle; — die Reform und die Reichsverwaltung.) 

„Wenn ich erft heute, meine Herren, zum erften Male in Ihrer 
Mitte gi ericheinen und dad Wort zu nehmen vermag, fo rechne ich auf 
Ihre Nachficht, wenn ich damit beginne, hierüber mein Bedauern und 
meine Entjchuldigung auszudrüden, daß ich bei der Eröffnung des Reichs- 
tage8 umd bei den bisherigen Arbeiten nicht habe zugegen fein fünnen. 
Ich kann Sie verfichern, daß nur förperliches Unmohlfein mich davon ab— 
ehalten hat, indem ich erft in den legten Wochen, wo die Witterung 
älter und trodener wurde, einigermaßen die Erholung gefunden habe, die 
ich erwartete und fie gern noch weiter gefucht hätte, wenn nicht mein 
eigenes Pflichtgefühl mich in Ihre Mitte geführt hätte, umd andererfeits 
"auch die mehrfach nicht mißzunerftehenden Appellationen an diefes Pflicht- 
efühl von Seiten eines geehrten Mitgliedes diefer Verfammlung, des 
br Abgeordneten Richter. Gerade von feiner Seite finde ich es 
eigentlich nicht ganz billig, fo ftreng zu urtheilen, und er wird fich felbft 
nicht im Unflaren fein, daß gerade er weſentlich dazu beiträgt, das an 
und für fich mühfame und angreifende Gejchäft einer minifteriellen Eriftenz 
noch zu erjchweren. — 

ch bin in der That in einer recht ſchwierigen Stellung. Wenn ich 
erkläre, daß meine Kräfte nicht mehr den Arbeiten genügen umd ich ge= 
funderen Kräften Pla machen muß, jo wird dad von mehr al3 einer 
Seite als eine Art von Felonie betrachtet, und namentlich die Preffe 
appellirt an mein Pflichtgefühl, an meine VBaterlandsliebe, an mein Ehr- 
gefühl, während mir der Appell an einen Arzt, der mir helfen fünnte, 
erwünjchter wäre. 

Nah dieſen Ihrer Nachficht empfohlenen Worten pro domo trete 
ih der Sache näher, indem ich mich zunörderft an die Aeußerungen meines 
Kollegen im Bundesrath, des Herrn Camphaufen, vollftändig dahin 
anfchließe, daß auf feinem Gebiete des Staatslebens die Ent- 
fheidung des Reihstags in unanfehtbarer Inſtanz zmweifel- 
Lofer ift, als auf dem der fteuerlichen sur n, auf dem der 
Entjheidung über die Art, wie wir die Mittel aufbringen 
wollen, die wir für unfer Staatsmwefen im Reihe und aud 
in den einzelnen Staaten gebrauden. Alſo Sie find in der 
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Lage, vollftändig mit der Nachficht des Mächtigen, möchte 7 fagen, zu 
verfahren und sine ira et studio die Sache zu behandeln, lediglih aus 
dem Gefichtöpunfte: ift es zwedmäßiger, daß die Mittel, die wir brauchen, 
zum Theil in der Ihnen vorgejchlagenen Form aufgebradht werden oder 
niht? Wenn eine Regierung nicht einmal in Finanzfragen die Rechte der 
Landesvertretung unbedingt und auch bis in die a hinein achten 
wollte, jo wäre eben der Sonftitutionalismus in ihr doch noch nicht zu den 
erften Anfängen gelangt. 

Seien Sie ın der Beziehung umbeforgt und jeien Sie entgegenkom— 
mend in dem Gefühl Ihrer Stärke, die auf diefem Gebiete unantaftbar 
if. Sie felbft werden doch aber wünſchen, daß die Mittel, deren das 
Neich bedarf, jo aufgebracht werden, wie e8 den Steuerzahlenden 
am bequemften und am leichteften ift und wie e8 für die Be- 
feftigung des Reichs am nüglichften ift, und deshalb liegt die Frage 
allein jo: entiprechen dieſe Heinen, vielleiht gerade durch ihre geringe 
Tragweite fündigenden Vorlagen — entfprechen die diefem Zwecke oder 
niht? Ich ermähne ausdrüdlich den geringen Umfang, die geringe Trag- 
weite; denn von allen Gründen, die dagegen meines Viffens eingemwendet 
find, ift der meiner Empfindungsweife am nächften verwandt, daß Sie 
fih eine weitergreifende Steuerreform wünjden. 

Eine totale Steuerreform inclufive der Zollreform, wer wünſchte fie 
niht? Aber fie ift eine Herkulesarbeit, die man verſuchsweiſe angefaßt 
haben muß in der Eigenjchaft eines verhältnigmäßigen Laien, wie ich e8 
bin, um ihre Schwierigkeiten vollftändig zn überjehen. Mit einem Zuge 
an diefem Nege, unter dem mir jet im fteuerlicher Beziehung gefangen 
find, da klirren alle Maſchen bis in die Heinften Staaten hinein; jeder 
bat feine bejonderen Wünſche. Eine vollftändige Reform kann nicht zu 
Stande fommen, ohne eine bereitwillige, thätige, in die Hände arbeitende ° 
Mitwirkung jeder einzelnen partifularen Regierung mit dem Reich. — — 

Ich weiß nicht, ob die Gedanken, die ich über Steuerreform habe, 
im Allgemeinen Anklang finden; e8 würde mich, wenn fie dem nicht 
fänden, auch das nicht abhalten, fie nach meiner Leberzeugung zu befolgen 
und abzuwarten, in welcher Weiſe e8 gelingt, fie bei den bemilligenden 
Körperichaften durchzubringen. Wenn ich zuerft vom Standpunkt lediglich 
des Reiches fpreche, jo habe ich das Bedlirniß einer möglidhften Ver— 
minderung, wenn nicht vollftändige Bejeitigung der matrifu= 
laren Umlagen. Es ift das wohl faum beftritten, daß die Form der 
Matritular-Umlage eine folche ift, die den einzelnen zahlenden Staat nicht 

erecht nach dem Verhältniß feiner Leiftungsfähigkeit trifft. Ich möchte 
— es iſt eine rohe Form, die zur Aushülfe dienen kann, ſo lange 
man in dem erſten Jugendalter des Reiches demſelben eigene Einnahmen 
zu verſchaffen nicht vollſtändig in der Lage war. it es anerfannt, daß 
es eine Steuer iſt, die nicht gerecht trifft, ſo gehört ſie von meinem po— 
litiſchen Standpunkt als Reichskanzler nicht zu den Mitteln, die das Reich 
konſolidiren. Das Gefühl, ii ungerechten Yeiftungen herangezogen zu 
werden, entwidelt das Beftreben einer joldhen Ungerechtigkeit fich zu ent« 
ziehen und verjtimmt. 

Alſo aus dem Gefichtspunfte der Befeftigung des Reichs — das 
Reich ift jung im Vergleich zu den einzelnen Staaten; ich möchte jagen, 
bei allen den Knochenbrüchen, denen Deutjchland im Laufe der Jahr: 
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hunderte außgefegt worden ift und deren Heilung jet verfucht ift, da iſt 
der callus noch nicht wieder fo feft verwachſen, dat nicht Berftimmungen 
oder ein ftarfer Drud parlamentarifher Machtprobe und dergleichen das 
Reich empfindlicher treffen follten, als den einzelnen Staat. Se mehr ge⸗ 
meinfame Reich8einrichtungen wir jchaffen, je mehr gemeinjames Reichs⸗ 
vermögen, dejto mehr befejtigen wir das Reid. — — 

Ich fage dies nur, um Sie zu bitten, das Reich in feinen Inftitu- 
tionen nah Möglichkeit in den Heinen Dingen zu fchonen und zu pflegen, 
und denen, die fich überbürdet fühlen, und wie ich glaube mit Recht, 
etwas mehr Schonung und nicht die rein theoretiiche Härte entgegen zu 
tragen. 

Ih kam von der Frage der Steuerreform ab, Ihnen zu fagen, wie 
ich fie verftehe. Ich glaube, daß ich die Pflicht habe, meine Meinung 
darüiber darzulegen, und daß ich vielleicht Manches Ueberzeugung anftoße, 
wenn ich mich von Haufe aus für indirefte Steuern erkläre und die 
direften für einen harten und plumpen Nothbehelf nad; Aehnlichkeit der 
Matrifnlarbeiträge halte, mit alleiniger Ausnahme, ich möchte fagen, einer 
Anftandsftener, die ich von der direkten immer aufrecht erhalten würde, 
das ift die Einfommenfteuer der reihen Leute, — aber mohlver- 
ftanden nur der wirklich reihen Leute, — die heutige Einfommen- 
fteuer, mie fie bi8 zum Vermögen von 1000 Thlrn. geht, trifft nicht blos 
reihe Yeute. Es giebt Lagen des Lebens, in denen man mit 1000 Thlen. 
mwohlhabend ift, das ift richtig; e8 giebt aber aud) Yagen, in denen man 
mit 1000 Thlen. jehr gedrüdt und genirt lebt, wo man nur mit Mühe 
die Kindererziehung, die äußere Erfcheinung, die Eriftenz, die Wohnung 
beftreiten fann. — — 

Das deal, nah dem ich ftrebe, ift, möglihft ausſchließlich 
durch indirefte Steuern den Staatsbedarf aufzubringen. 
Sch weiß nit, ob Sie eine franzöfiiche Stimme vor Kurzem in den 
Zeitungen gelefen haben, die fich darüber mwunderte, daß wir Deutfche im 
Vergleich mit Franfreih unfere Steuerbelaftung jo ungeduldig trügen, 
Frankreich zahle doppelt ſoviel, und hätte viel mehr Urſache zur Unzus 
friedenheit, und in Frankreich würde über Steuerdrud in feiner Weije 
— während in Deutſchland alle Blätter und alle parlamentariſchen 

eußerungen darüber voll wären. ch glaube aber, daß es weſentlich 
darin liegt, daß in Frankreich wie in England die überwiegende Maſſe 
der StaatSbedürfniffe durch indirefte Steuern aufgebradht wird. Die in- 
direften — was auch theoretiich darüber gejagt werden mag, Thatſache 
ift, dag man fie weniger fühlt. Es ift ſchwer zu berechnen, wieviel der 
Einzelne bezahlt, wieviel auf andere Mitbürger abgebürdet wird. Bon 
der Klaſſenſteuer weiß er ganz genau, was auf ihn fommt, — und e8 
ift jo wunderbar, wenn man bei indireften Steuern mit einem Mitleid, 
was ich mir früher einmal als heuchlerifch zu bezeichnen erlaubte, von 
der Pfeife des armen Mannes, von dem Yicht de8 armen Mannes jpricht 
und demjelben armen Manne jeine Yebensluft, feinen Athem befteuert, — 
denn die direkte Steuer muß er zahlen, fo lange er atmet; bei direkter 
Steuer wird nicht danach gefragt: fannft du deinen Trunf Bier unter 
Umftänden entbehren? Kannſt du weniger rauhen? Kannſt du die Be— 
leuchtung des Abends einjchränfen? fondern fie muß er zahlen, er mag 
Geld haben oder nicht, er mag verjchuldet fein oder nicht, und was das 
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Schlimmfte-ift, e8 folgt die Erefution, und nichts wirft auf die Gemüther 
mehr als da8 Crequiren von Steuern wegen weniger Grofchen, die für 
den, der fie zahlen fol, augenblicklich unerfhwinglih find; der Grofchen 
ift gleich einer Million für den, der ihn nicht hat und ihn nicht im 
Augenblid der Fälligkeit erſchwingen kann, und der ſich fagt, jo und fo 
viel friegt diefer Beamte Gehalt, jo und fo viel geht auf unnöthig 
fcheinende Ausgaben, und ich werde hier um mein bischen Geld erequirt. 
Solches Elend kommt von direlten Steuern. Yaffen wir die direkten 
Steuern den ftädtifchen Bermaltungen. Fir den Staat aber ift es meiner 
Ueberzeugung nad die Aufgabe, nad) dem Beijpiel von England, von 
—* nach indirekten Steuern ſtreben. 

Es fragt ſich, ob Sie uns helfen wollen, einen Schritt in der 
Richtung einer Reform zu thun, wenn wir die ganze Reform nicht 
leiſten können. 

Ich bin der Meinung, daß wir in unſeren Zöllen, ganz unabhängi 
von der Frage, wie hoch jedes Einzelne beſteuert werden ſoll, uns 2 
freimachen von diefer zu großen Maſſe von zollpflichtigen Gegenftänden, 
daß mir und auf das Gebiet eines reinen einfahen Finanzzoll— 
ſyſtems zurüdziehen und alle — — Artikel, die nicht wirklich Finanz— 
artifel find, d. h. nicht hinreichenden Ertrag geben, über Bord werfen, — 
die zehn oder fünfzehn Artikel, die die größte Einnahme gewähren, fo 
viel abgeben lafjen, wie wir überhaupt aus den Zollquellen für unfere 
Finanzen nehmen wollen. Als ſolche Gegenftände der Berzollung und 
zugleich einer entjprechenden Beftenerung im Inlande jehe ich im — 
an diejenigen Verzehrungsgegenſtände, deren man ſich, ohne das Leben 
u ſchädigen, in gewiſſem Maße wenigſtens, zu enthalten vermag, wo man 
in gewiſſem Maße den Regulator ſeiner eigenen Beiträge zum öffentlichen 
Steuerſäckel in der Hand hat. 

ch will nur im Allgemeinen das Syſtem entwickeln, nach dem ich 
ſtreben würde, wenn ſich dieſes Streben ſo leicht verwirklichen ließe wie 
die Gedanken, die eben leicht im Kopf bei einander wohnen, 
aber im Raume da ftoßen ſich fünfundzwanzig Regierungen 
und die verfchiedenen Intereſſenten und die ——— ja ſelbſt ſchon die 
Miniſterien in ſich und die eigenen Mitarbeiter, wie wir hier bei einander 
ſitzen, ſelbſt wir würden eine Menge einander befämpfender Gedanken zum 
Borjhein bringen, die man um des Friedens willen ſich verjchweigt, und 
da ift die Herftellung einer Einigung über große, durchgreifende Re— 
formen eine Herkulesarbeit. 

Die Arbeit kann auch dadurch nicht gefördert werden, wenn anftatt 
der jegigen reich8fanzlerifchen Berfaffung dem Weiche ein Follegialifches 
Minifterium gegeben würde. Ein Jeder, der eine Zeit lang Minifter 
geweſen ift, weiß, mie viel langmwieriger, fchmwieriger, aufreibender und an- 

reifender für jeden einzelnen Betheiligten ein Kollegialminifterium arbeitet. 
ußerdem fällt ja die Berantmwortlichkeit vollftändig weg, jobald ein 
Kollegium entfcheidet. Verantwortlih kann man eben nur fein für das, 
mas man felbft freilich thut, ein Kollegium ift für nichts verantwortlich, 
auch die Majorität nicht, fie ift Später nicht aufzufinden. Man fagt, der 
einzelne Refiortminifter fei verantwortlih. Wo ift aber ein Keffort jo 
gefondert, daß es nicht der Mitwirkung von zweien oder dreien andern 
zur Durdführung jeiner Maßregeln und Pläne brauchte, die es aber 
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vielleicht nicht gefunden hat. Die ganze Verantmwortlichkeit wird eine ein» 
gebildete, wenn fie einem Kollegium gegenüber geltend gemacht werden 
oll, ganz abgejehen davon, daß wir abitimmende Kollegien nachgerade im 
Reiche genug-haben, den Bundesrath und Reichstag nicht blos, jondern 
fänmtlihe parlamentarifche Einrichtungen. Es ift gewiß jehr bequem, 
im Kollegium bejchliegen zu lafjen und zu jagen: Das Minifterium hat 
beichloffen, anftatt zu jagen: ich, der Minifter, trete ein; fragt man ein 
Kollegium: wie ift das eigentlich gelommen? fo wird jeder achjelzudend 
ed anders erzählen, wenn das Beſchloſſene mißglüdt ift, niemand wird 
verantwortlich fein. Daß bei der SKollegialverfaflung ſchneller und durch— 
fihtiger gearbeitet wird, das wird niemand einräumen, der beide Sachen 
mit KR Re bat. Nur Einer fann verantwortlich fein, die Anderen 
fönnen nur dafür verantwortlich fein, foweit fie durch die Fanzleriiche 
Berantwortlichfeit nicht gededt find, und ich verftehe die Berantwortlichfeit 
der Minifter nicht in der Weife, daß ich in jeder einzelnen Branche die 
Einzelheiten damit glaubte deden zu können; ich glaube nur dafiir ver- 
antwortlich zu fein, daß an der richtigen Stelle die richtigen Perfonen, acht= 
bar und fundig ihres Gejchäftes find und daß äußerlich erkennbare prinzipielle 
Fehler, namentlich folhe, auf die der Reichstag aufmerkjam gemacht hat, 
nicht dauernd einreißen. Für Einzelheiten fann ich nicht verantwortlich fein, 
fondern da muß jeder Reichsminiſter — denn wir haben deren und werden 
deren, wie ich glaube und wünſche, mehr befommen — das auswärtige Amt, 
die Marine, die Eijenbahnbehörde, wir haben neuerdings die Poſt- und 
Telegraphie — kurz und gut, es kann fich ja ausbilden, und ich wünſche, 
. B. dringend, daß die Verwaltung von Eljaß-Lothringen ſelbſtſtändig ge— 
* wird; ich kann in die Details der Landes-Verwaltung auch viel weniger 
hineinſehen, als in die Details eines Reichsminiſteriums — wenn die per— 
ee und anderen Fragen fich überwinden laſſen, jo bin ich der Erfte, 
er den Tag mit Freuden begrüßt, wo meine Verantwortung auf das 
Maß des wirklich dem Lande verantwortlichen Premier-Minifters reduzirt 
wird, und ich neben mir einen in erjter Linie dem Kanzler und durch den 
Kanzler dem Lande, in den nicht durch den Kanzler gededten Phafen 
auch direkt dem Lande verantwortlichen Minifter für Eetfag-Pothringen ſehe. 
Ich will nur ſagen, daß Sie die Sachlage nicht richtig beurtheilen, wenn 
Sie glauben, daß meine Abweſenheit leichter zu verdecken oder zu ver— 
treten wäre, wenn ein kollegiales Miniſterium beſtände, oder daß die Ge— 
ſchäfte dabei irgend etwas gewinnen würden; das Reich würde an der 
raſchen Aktionsfähigkeit, die es jetzt beſitzt, an der einheitlichen Feſtigleit 
verlieren; die Reichsexecutive würde in ſich geſpalten, gelähmt und uneinig 
werden, und auch für die Zeit, wo ich nicht mehr im eigenen Intereſſe 
dieſe Rechte vertreten werde, möchte ich meine Herren Kollegen und die 
Mitglieder des Neichstages dringend warnen, von dieſer ſehr nützlichen 
Einrihtung, die der eines engliichen Premier-Miniſters entjpricht, nicht 
abzugeben. 

i Wenn ich für Darlegung einer Steuerreform auf das nächſte Geſetz 
infomweit übergreifen kann, jo wünſchte ih, daß auch die Stempelab» 
aben gerechter vertheilt werden, wie e8 durch jene Vorlage zum erften 
tal verfucht wird. Es ift von Allen, auch von denen, die nicht Grund- 
befiger find, anerfanntes an), die jegige Befteuerung alles des— 
jenigen Verlehrs, der den Grundbeſitz betrifft, mit Stempeln ift ja er- 
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ftaunlich ungerecht im Vergleich mit der, welche die mobilen Kapitalien in 
allen Geldgejchäften, dem Ankauf von beweglihen Sachen, Duittungen und 
dergleichen zahlen. 

Ste haben aus der Rede des Herrn Finanz- Minifterd zum Theil 
entnommen, als läge ihm wenig daran, daß die Vorlagen durchgebracht 
würden. Ich kann Sie verfihern, und er wird Ihnen gewiß die Ver— 
fiherung auch geben, daß das ein Jrrthum if. Er hat jagen wollen, 
was ich eben auch fage: wenn Sie diefen unjeren wohlgemeinten 
Verſuch, die erften Schritte auf der Bahn der Steuerreform 

uthun, ablehnen, ja, fo find Gie allerdings in Ihrem Rechte, wir 

—— nichts machen, als das ruhig einſtecken und ſehen, wie wir uns 
helfen, und das nächſte Mal werden wir wieder kommen, bis Sie 
die Ueberzeugung haben, oder bis ſich unſere Ueberzeugung ändert oder 
andere Perſonen an's Ruder treten, oder bis Sie bewilligen, was wir 
lauben, im Intereſſe des Landes fordern zu müſſen. Ich ſage nur des» 
—* daß von Empfindlichkeiten, Kabinetsfragen und dergleichen bei dieſer 
Gelegenheit nicht die Rede fein fann. Es iſt Ihre Sade, die Steuern 
fo aufbringen zu helfen, wie es dem Lande am nüglichiten ift, und wenn 
Sie nicht unjerer Meinung find, fo müſſen wir uns mit der Hoffnung 
tröften, daß Sie es fünftig werden.“ 


Das Strafgejek und das Staatswohl. 


3. Dezember. Rede des Reichskanzlers Fürften Bismard bei der 
erften Berathung der Strafgefegnovelle im Reichstage. 


(Nothwendigkeit der Borlage; — Berantwortlichleit der Re— 
ierung; — die Milde bes Strafredhts; — Schuß der Sicherbeits- 
eamten; — Ungehorſam von Beamten im auswärtigen Dienft.) 

„Ich habe mejentlih nur das Wort ergriffen, um den politischen 
Standpunkt der verbündeten Regierungen und jpeziell den meinigen zu 
diefer Vorlage darzulegen, ich meine den Standpunkt der inneren 
Reichspolitik in ihren Grundzügen betrachtet. Ich glaube, daß dieſe 
Darlegung, jo furz fie auch fein mag, doch dazu beitragen wird, die Dis- 
fujfion, in der wir ung befinden, frei zu halten von jedem Anfluge von 
Erregtheit, von fittliher Entrüftung über das Beginnen des anderen Theiles 
und von Fritifen, die eben nicht ohme Bitterkeit find oder mwenigftens in 
der Deffentlichfeit den Eindrud machen werden. Ich glaube, daß, wie ich 
ſchon neulich jagte, der Reichstag in der Gefeggebung im allgemeinen — 
bejonder® aber bezüglich der Steuerbemilligung — in der Page ift, daß es 
feiner gereizten Färbung der Erörterung, feiner Bertheidigung von Rechten 
bedarf; es iſt das feine Machtfrage, es fteht ja feft, daß fein Gejeg ohne 
Bewilligung des Reichstages zu Stande fommen kann. Diefe Beruhigung 
haben Sie. Wenn Sie jih alſo nicht überzeugen können, daß in Bezie— 
bung auf das Ganze oder einzelne Theile diefer Vorlage e8 dem Lande 
und Reiche nüßlich jei, wenn Sie deshalb nicht dafür ftimmen können, fo 
find Sie im Rechte und Niemand kann die Uebung dieſes Nechtes ver- 
kümmern. 

Wir können alſo ſehr ruhig an die Diskuſſion herangehen, von der 
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ih von Haufe aus nit geglaubt habe, daß fie fi in der Dauer der 
wenigen Wochen, die wir hier noch gefchäftlich zufammen arbeiten werden, 
erichöpfen wird, jondern in der ich den Beginn einer Reviſion fehe, 
die fih, wie ich glaube, über mehrere Legislaturperioden hinausziehen 
wird. Den verbündeten Regierungen liegt es nad meiner Anficht und 
wohl auch nad) der Ihrigen ob, die Anregung da zu geben, wo eine Ber- 
änderung in der jeßigen Lage der Geſetzgebung erforderlich jcheint. Wir 
haben unſererſeits wenigſtens das Bedürfniß, fie zu geben, um uns vor 
jeder VBeyantwortlichfeit für die Fortdauer der Nadtheile des 
jegigen — frei zu machen, und dieſe Verantwortung 
dem Reichstage, inſoweit er und nicht beiſtimmt, zuzuſchreiben. 
Es wird dann Sache Ihrer Stellung zu Ihren Wählern ſein, 
ob Sie ſich gegenſeitig darüber verſtändigen, daß Sie in 
Ihrem Widerſtande beharren, oder inwieweit Sie Ihre Stel— 
lung modifiziren wollen. Sie werden vielleicht noch in der zweiten 
Legislaturperiode nachher in Ihren Wahlreden Erörterungen haben, bei 
denen ja von allen Seiten nur da8 Wohl des Ganzen, namentlid 
der Rechtsficherheit, der innere Friede im ganzen Reiche bezmwedt 
und erzielt wird; e8 werden, mie gefagt, noch in Ihren Enfeln, wenn ich 
eine Yegislaturperiode als eine Generation betradhten darf, uns diefelben 
ragen beichäftigen, wie fie ung ja vor 4 Jahren, vor 6 Jahren auch ſchon 
beichäftigt haben, und es ift das vielleicht einer von den Würmern, die 
nicht fterben: aber e8 wird eben nur das Material, das uns diefe 
Frage liefert, von allen Seiten mit Sorgfalt und pflichttreuer Ueberzeu- 
gung hier aufgearbeitet werden. — — 

Wenn id von innerer Reichspolitik ſprach, fo meinte ich diejenige 
Wechſelwirkung zwiſchen den verbündeten Regierungen unter fi und 
wiſchen den RetchBeinrichtungen, zwifchen dem Reichstage und in legter 
Kuftanz mit dem Plenum der Wähler, mit der Nation. Dieſe Wechſel— 
wirkung muß unterhalten werden, und um eine Konverjation über dieſe 
Brage einzuleiten, die Jahre lang dauern kann, ift Ihnen ja dieſe Vor— 
lage dargeboten, und Sie werden ja fehen, mas Sie daraus machen oder 
nicht machen. Alſo ich hoffe eben, daß diefe vollftändig ruhige 
und, ich möchte fagen fonfliktfreie Stellung, die Jedem Beit 
und Raum gönnt, feine Verhältniſſe zur Vorlage zu erwägen, 
dazu beitragen wird, der Disfuffion des Ganzen einen rus 
bigen Berlauf zu gewähren. 

Ih will fahlih nur dem Gedanken entgegentreten, dem der Herr 
Borredner einen ziemlich jcharfen Ausdrud ıh daß der Auf der Milde 
des Strafreht3 ein Märchen fei, im Sande beftehe darliber andere 
Meinung, und ich glaube auch, daß das, was er zur Begründung feiner 
Anfiht anführte, daß ftellenmweife das Reichsrecht Berfchärfungen gegen 
das preußifche enthielte, war doch nur der einzelne Fall der Wiederholung 
des Betruges, wo das Reichsſtrafgeſetz eine fchärfere Strafe als das preu— 
ßiſche Strafgefeg will. Ja, meine Herren, wenn die Sicherheit, der 
öffentlihe Friede, die Ehre, der gute Ruf, die förperliche 
Gefundheit, das Leben des Einzelnen fo gut gefhügt wäre 
durh unſer Strafgefeg, wie unfere Geldintereifen, dann 
hätten wir gar feine Novelle nöthig. Nicht blos im Strafrecht, 
fondern auch in der Auffafjung der Richter — ich weiß nicht, woran es 
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liegt — ich mwundere mich jedesmal über die gerechte Schärfe der Berur- 
theilung in Eigenthumsfragen neben der außerordentlihen Nachficht gegen 
Körperverlegungen. Das Geld wird höher veranjchlagt im Gejeggebungs» 
tarif, al3 die gefunden Knochen. Man kann Jemandem viel mohlfeiler 
eine Rippe einjchlagen in einem nicht vorbedadhten Kampf, namentlich wenn 
der Jemand Beamter der öffentlichen Sicherheit ift, ald man fich erlauben 
darf, etwa auch nur eine fahrläjfige Fälfchung, will ich einmal jagen, von 
einem Atteft, namentlich aber, wenn es eine Geldfrage ift, das geht gleich 
auf 5, 7 Jahre Zuchthaus, und dicht daneben findet man ausgejchlagene 
Augen von Polizeibeamten, ſchwere förperlihe Mißhandlungen mit Lebens 
gefahr und Nachtheil für die Gefundheit, und das jcheint daneben faft 
al8 ein leichter, entichuldbarer Scherz. Daß daran die Stimmung und 
Richtung unferes Richterftandes einen erheblichen Antheil hat, hat jchon 
der Herr Vorredner angedeutet und ift wohl unzweifelhaft. Der Richter 
ift, wie der Deutjche im Ganzen, vor allen Dingen gutmüthig; namentlich 
fobald die Perfönlichfeit des Verbrechers keine abjchredend und beleidigend 
herausfordernde Erjcheinung hat, jo wird der Deutiche dem in Fleiſch 
und Blut Gegenüberftehenden Leicht gutmüthig, ich möchte fagen von 
ftrafbarer Gutmüthigfeit, wie der Herr Vorredner mit Jronie den Aus- 
drud „ſtrafbare Milde“ brauchte. Fa, meine Herren, von „Itrafbarer 
Milde* werden die VBerurtheilten, die Verbrecher nicht fprechen, aber die 
Dpfer des Verbrechens, die haben in erfter Linie Anſpruch auf unſeren 
Schuß, und um diefen Schug gegen die dem Herzen der Richter zur 
Ehre gereichenden Tendenz zur Milde und Gutmüthigfeit zu gewähren, 
liegt das Hauptmittel, das die Gefeggebung hat, im Hinaufſchieben 
der Minimalftrafen die immer noch minime Strafen bleiben. Bei dem 
fehr großen ausgedehnten Spielraum, den die meiften ftrafrechtlichen 
Paragraphen laffen, finde ich, daß, mit Ausnahme der Eigenthums— 
verbrechen, der Richter jederzeit daS geringfte Strafmaß wählt, zu dem er 
berechtigt ift. 

Ih bin zu diefer Erfurfion ja nur veranlaßt, um der meines Er— 
achtens zu weit gehenden Berurtheilung der Anficht von der Milde des 
Strafrechts öffentlich entgegenzutreten, und made darauf aufmerkjam, daß 
der Herr Vorredner (der Abg. Lasker) dabei einigermaßen pro domo 
ſprach; denn mir verdanken ihm einen außerordentlichen Antheil an den 
Milderungen des damals vorgelegenen Geſetzes, und er hat bei fpäteren 
Gelegenheiten das bejondere Intereffe fund gethan, das ihm der Verbrecher 
und der Berurtheilte einflößt — eine ungemein edle Richtung des Geiftes —, 
aber fie wird von allen denen, die unter den Verbrechen zu leiden haben, 
vielleicht manchmal für eine unpraftiiche gehalten werden. 

Ich enthalte mich des Eingehens in die Einzelheiten, da e8 mich doch 
auf das gerichtliche Gebiet bringen würde, und erwähne nur zweier 
Beftimmungen, auf die ich nach meiner Ueberzeugung ein ganz beſon— 
deres Gewicht lege, zwei Sachen, die ich theild zur Wahrung des Rechts— 
gefühls, theild im dienftlihen Intereſſe als widtig bezeichnen muß, das 
ft, die eine: der Schuß der Erefutivbeamten. Was mir vorjchwebt, 
ift das, was man aus den täglihen Anfhauungen der Berliner Unter- 
gerichte und deren inmitten anderer turbulenter Bevölkerungen wahrnimmt, 
daß der eigentliche körperliche Träger und Vertreter des Ge— 
feges, der mit Gefahr jeines Leibes und Lebens ſchließlich 
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die Autorität des Geſetzes aufreht zu erhalten hat, nicht in 
dem Grade gefhügt ift, wie er das Recht hat. Es mird ja oft 
gerühmt die Achtung, die der Engländer vor dem Geſetze habe, und in 
der That, wenn man das Verhalten eines englifhen und deutichen Poli- 
—— auch nur auf der Straße in Bezug auf die Fahrpolizei ſieht, ſo 
ekommt man den Eindruck, daß in England der Wink mit einem Zeige— 
finger gerade ſo nachdrücklich und unbedingt wirkt und Befolgung nach ſich 
ieht, als hier nicht immer die aufgeregten Bewegungen, mit denen man 

chutzleute einem Kutſcher entgegengeſtikuliren ſieht, das laute Erheben 
der Stimme. Der engliſche Policeman iſt ſich deſſen bewußt, daß, wer 
ſich an ihm vergreift, nahezu oder direft an der Majeſtät des Geſetzes 
ſich vergreift in feiner Ausführung, in feiner Berkörperung in dieſem unter« 
geordneten, aber treuen Diener, das jehr hart beftraft wird; ähnlich wie 
es bei uns fehr felten vorfommt, daß fih Jemand an der Schildwache 
vergreift, weil fie ganz anders durch das Geſetz geihügt if. Dagegen 
der Schugmann ift ve häufig der Gegenftand einer ganz frivolen Nederet, 
Berhöhnung und, wenn es jchwer kommt, gewaltthätiger Behandlung, die 
naher als Körperverlegung faum behandelt wird, ohne daß jein Amt 
irgend ein erfchwerendes Element in der Beftrafung nach fich zieht. Und 
von diefem Manne wird doch verlangt, daß er immer auf Borpoften jei 
in dem Slampfe, den das Gejeg mit den Uebelthätern hat, und er ift nach 
der Zunahme der Rohheit, wie fie ganz unleugbar die legten Jahre cha— 
rakterifirt, doch in einer fehr erponirten Stellung. Er hat auf Anerken— 
nung fehr felten zu rechnen, die vorgejegten Behörden verlangen viel von 
ihm, und in der Kritik der Preſſe hat ja die Polizei nach guter alter 
deutfcher Tradition immer Unreht. Hätten die Beamten der öffentlichen 
Sicherheit das Gefühl, beffer geſchützt zu fein, ich bin überzeugt, fie 
würden befjere BPoliziften werden im Bemußtjein ihrer größeren Macht, 
im Bemwußtjein ihrer Verantwortung. Daß damit auch * ſtrenge und 
unter Umſtänden gerichtliche Beſtrafung des Mißbrauchs dieſer größeren 
Gewalt und jenes Benehmens, welches eines ſolchen Beamten und des 
geſetzlichen Schutzes unwürdig iſt, verbunden ſein ſollte, das betrachte ich 
als ſelbſtverſtändlich. Aber ich glaube, wir haben uns zu ſehr daran ge— 
wöhnt, die Mißhandlung eines Beamten der Obrigkeit als gewöhnliche 
Prügelei, die alltäglich vorkommt, anzuſehen. Dadurch ſchwindet ganz 
nothwendig die Achtung vor dem Geſetze. Ich halte dieſen Punkt für einen 
der wichtigſten; denn der untergeordnete Beamte hat nicht blos ein Recht 
auf den Shut in feiner erponirten Stellung, jondern der Gedanke, daß 
er das Geſetz verkörpert, ift bisher lange nicht lebendig genug. Es wird 
immer fo angejehen, als ob er die polizeiliche Willfür verkörperte; und 
diefem Mißverſtändniß leiftet die Thatjache Vorſchub, daß die Leute zu 
wenig handeln fünnen und viel zu viel reden. 

Der zweite Punkt, der für mich eine befondere Bedeutung hat, ift 
der Paragraph, die Beamten im Dienfte des Auswärtigen Amtes 
betreffend. Ich kann für das praftifhe Bedürfniß in einem Dienft 
ftreiten, dem ich nachgerade 25 Jahre in höheren Stellen angehöre und 
in dem ich feit 13 Jahren umd länger die leitende Stellung eingenommen 
habe. Was mir da zur Wahrung meiner Berantwortlichkert unentbehrlich 
ift, meine Herren, das muß id) nachgerade wiſſen, und in dem Verlangen, 
daß mir das gewährt werde, wenn ich meine Berantmortlichkeit weiter 
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tragen foll, fann ich mich dadurch nicht irren laflen, daß mir gejagt wird, 
das mwiderfpräche juriftifhen Theorien. Mit juriftiichen Theorien läßt fich 
ausmärtige Politik nicht treiben. 

Ich Halte nicht gerade an die jpezielle Faflung, wie fie hier vorliegt. 
E3 wird fi ja darüber in einer Kommiſſion reden laſſen; ich erfläre 
aber ganz beftimmt al8 das Ergebniß meiner Erfahrungen, daß ich nicht 

(nahe: ohne Berfhärfung der Disziplin, durch Beihülfe 
rafrehtliher Beftimmungen von Art der vorgefhlagenen 
dauernd mein Amt als auswärtiger Minifter tragen zu 
fönnen. Der Sat de8 Ungehorſams kann genauer gefaßt werden; aber 
es ift ſchwer, den Begriff jo zu faflen, daß er im juriftiihem Geſchmack 
erjcheint und im die juriftiiche Fagade paßt. Der Ungehorjam, der zufällig 
ftattfindet oder aus Trägheit, ift mitunter recht ftrafbar; eine Schildwache, 
die einjchläft, ift ja auch recht ftrafbar; aber ich meine das eigentlich nicht, 
das liegt auf einem anderen Gebiete. Nehmen Sie 3. B. an, daß Jemand, 
der den Auftrag hat, Jedermann, mit dem er Gelegenheit hat darüber 
u ſprechen, zu erflären, daß wir den Frieden für vollftändig gefichert 
alten, daß mir unfererjeits entſchloſſen find, ihn aufrecht zu erhalten, — 
daß diefe betreffende amtliche Perfönlichkeit darüber wirklich interpellirt 
und von fompetentefter Seite, darauf antworten würde mit ſchweigendem 
Achjelzuden, vielleicht mit Hinweifung auf die Unberechenbarkeit der Ent: 
ſchließungen des Kanzler, dann iſt vielleicht der Yandesverrath in dem 
Achſelzucken noch nicht zu finden, jondern ein Ungehorfam gegen die Aus— 
führung der Inftruftion, daß der Betreffende überall jagen follte, ich halte 
den Frieden für volftäridig gefichert und meine Regierung ift die leßte, 
die daran denfen möchte, ihn zu jtören. Nehmen Sie an, daß Jemand 
eine Inftruftion befommt, von der einigermaßen wichtige Verhältniſſe ab- 
hängen, daß er dieje Inftruktion einfach in der Tajche behält, eine In— 
ftruftion, die er, wenn fie von dem telegraphiichen Befehl „in 24 Stunden 
auszuführen“ begleitet ift, fofort und vollftändig ausführen muß; unter 
allerhand Borwänden bleibt fie aber unausgeführt und die Wiederfehr des 
Bertrauens, die Wiederkehr der Sicherung des Friedens bleibt in der 
Taſche, und die Gerüchte, daß der Friede nicht gefichert fer, und das 
Mißtrauen fteigen. Das find Verhältniffe, mo ich auch nichts Anderes 
nachmweilen kann, als einen Ungehorjam, wogegen ich aber unbedingt ge= 
fihert jein muß. Ferner, wenn Jemand es unternimmt, unwahre Angaben 
feinen Borgejetten zu machen, oder unter Mißbrauch feiner amtlichen 
Stellung Andere zu täufchen, jo paßt das fchon für den Fall, den ich 
anführte. Daß Jemand aus Öründen, die ich weiter nicht in Ermägung 
ziehe, den ihm zuftehenden Einfluß in der Preſſe und im gefellichaftlichen 
Verkehr mit gewiffen Berjonen dazu benutt, zu beunruhigen da, wo er den 
Auftrag hatte zu beruhigen: darin liegt eine Täuſchung. Das alles find 
Dinge — ih weiß nit, ob fie nad dem Strafgeſetzbuch ftrafbar find; 
aber ich fann mit ſolchen Unwahrheiten und Unfolgjamfeiten — und mit 
denen, die die Amtöverfchwiegenheit und die Dienftgeheimniffe verlegen — 
nit auskommen. 

Ich erkläre, daß, wenn ich verantwortlich bleiben foll für 
die Erfolge unjeres Auswärtigen Amts, wie ich es bisher 
gemwefen bin, ih mich mit der bloßen Disziplinarbefugniß 
nit begnügen kann, und daß ih darin einer Stärkung be- 
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darf. — — Paßt es Ihnen nicht in die juriftifhe Facade, fo 
paßt es mirnihtin die Möglichkeit, die auswärtigen Beigäfte 


u führen, wenn das Gegentheil von dem gejchieht, mas beantragt ift, 
ds beißt, wenn ich gar feine Hülfe, keine Verjchärfung der nicht aus— 
reihenden Disziplinarbeftimmungen befomme. Das Strafmaß braucht nicht 
einmal erheblich zu jein, für mich fommt es nur darauf an, daß ich außer 
der Disziplinargewalt die Berufung auf das richterliche Strafverfahren 
babe. — ch werde wahrſcheinlich nicht, wenn ich oder mein Nachfolger 
einen ſolchen Paragraphen hätte, in die Lage fommen, davon Gebrauch zu 
maden, — ih kann es mwenigftens nicht wünſchen — und bei der hohen 
Stellung, der Erziehung und der patriotifchen Gefinnung unjerer Vertreter 
im Auslande ift e8 undenkbar; daß aber auch das Nichtdenkbare gejchehen 
tann, das haben uns doc, die Ergebniffe diefes Jahres gezeigt.“ 





Der Reichstag beſchloß mit großer Mehrheit eine An— 
zahl techniſch-ſtrafrechtlicher Beſtimmungen an eine Kom— 
miſſion zur Vorberathung zu weiſen, dagegen die politiichen 
Beitimmungen, deren Ablehnung von vorn herein ald un— 
zweifelhaft galt, in zweiter und dritter Leſung alsbald im 
Plenum zu berathen. 


Stellung des NReihötages und der Regierung 
zur Reviſion des Strafrechts. 


„Provinzial Correspondenz“ vom 8. Dezember. 


„Die Hoffnung der Bundesregierungen, im Reichstage bereitwillige 
— ——— zur Abhülfe gewiſſer ſozialer Mißſtände durch eine Verſchär— 
fung der betreffenden Strafbeſtimmungen zu finden, wird vorläufig nur 
in geringem Umfange in Erfüllung gehen. 

Bevor noch die Berathung im Reichstage ſelbſt begann, wurde auf 
Grund vorheriger Vereinbarung unter den liberalen Parteien als feſt— 
ſtehende Thatſache angenommen, daß die entſcheidende Mehrheit der Ver— 
fammlung fih auf eine eingehende ſachliche Berathung des Entwurfs in 
feinen wichtigften Theilen überhaupt nicht einlaffen, vielmehr nur einzelne 
Punkte zu eigentlicher legislativer Erwägung herausnehmen werde. Diefer 
porgängige Beſchluß wurde beim Beginn der erften ar einem der 
Führer der Reichstagsmehrheit Namens derjelben auf's Beftimmtefte ans 
efündigt und ein dem entjprechender Antrag für die gejchäftliche Behand: 
ung der Vorlage eingebracht. 

Die Dundesregierungen fanden ſich daher gleich beim Be» 
ginn der erften Berathung einer durchaus beftimmten thatſäch— 
liden parlamentarijhen Situation gegenüber, auf deren 
Aenderung im Großen und Ganzen die weitere Erörterung 
faum einen erheblihen Einfluß üben fonnte. 

In klarer Erfenntniß diefer Lage hielt der Reichsfanzler Fürft Bis— 
mard den Augenblid nicht für angethan, um etwa unter Einjegung des 
vollen Gewichtes der Regierungsauffaffungen und Ueberzeugungen eine 
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moralifche Einwirkung auf die ſonſt regierungsfreundliche Mehrheit behufs 
fofortiger Berftändigung über die ſchwebende Frage zu üben, fondern er 
bejchränfte fi darauf, den Standpunft der verbündeten Regierungen zur 
Strafgejegreform mit Bezug auf die innere Reichspolitik und deren weitere 
Entwidelung Harzulegen. — — — 

Der Neichötng bat nach furzer Berathung, ganz wie e8 im voraus 
unter den Parteien feftgeftellt war, bejchlofien, daß nur einige wenige und 
war im Ganzen die minder wichtigen Beftimmungen des Entwurfs einer 
Kommiffion zur meiteren Vorberathung überwieſen werden, die übrigen 
Anträge aber alsbald im Haufe ſelbſt zur Erledigung, und zwar nad) den 
ausgejprochenen Abfichten der Antragfteller größtentheils zur ablehnenden 
Erledigung gelangen jollen. — -— — 

ie die Kegierungen fi durch ihre Ueberzeugung von 
dem praftijhen Bedürfnifje verpflitet gefühlt haben, die 
Aenderung de3 Strafgefeges zunädhft in Anregung und zur 
Erörterung zu bringen, jo werden ſie die Frage aud ferner 
nit ruhen lajjen dürfen, und die wiederkehrenden Wahlen 
werden dem Lande Gelegenheit bieten, in die Erörterung des 
Bedürfniſſes mit einzutreten. 

Daß die Regierungen früher als die Abgeordneten fich von dem Bor- 
handenfein und der Bedeutung gewiſſer jocialer Gefahren überzeugen, Liegt 
in der Natur ihrer fortdauernd auf dad Ganze gerichteten Stellung und 
Aufgabe, — zu den Pflichten der Regierung gehört eben die unabläjfige 
Borjorge für das öffentliche Wohl, und diefelbe darf nicht erft dann wach— 
fam und wirkfjam werden, wenn der Zuftand der äußerften Gefahr und 
Nothwehr bereits eingetreten ift. 

Schon jest ift in weiten, auch liberalen Kreifen anerfannt, 
daß das Strafgejeg dem friedlichen Bürger, jowie dem Wäch— 
ter des Geſetzes und den allgemein ftaatlihen Intereſſen nit 
binreihenden Schuß gemwähre, — und der Reichstag wird, 
wie ſchon die erfte Berathung gezeigt hat, ſich dem nicht ent— 
ziehen können, den Vorſchlägen des Bundesraths wenigftend 
in einigen erheblihen Bunften entgegenzufommen. Schon die 
gegenwärtige erjte Anregung der eh wird anjcheinend 
niht ohne einige dankenswerthe Ergebniffe für die Siherung 
des inneren Friedens und der Achtung vor dem Geſetze bleiben. 

Die Regierungen find daher gewiß nicht der Meinung, „eine 
Schlacht verloren oder abgebroden zu haben“; — man darf 
u ihrer Ueberzeugungstreue und Beharrungsfähigfeit das 
J— hegen, daß ſie von der Hoffnung und von dem 
Streben nicht ablaſſen werden, die erſten Erfolge unter der 
wachſenden Zuſtimmung und Unterſtützung der öffentlichen 
Meinung in künftigen Legislaturen zu vervollſtändigen.“ 


1876. Die zweite Berathung des Geſetzentwurfs fand in der 
letzten Woche des Januar ſtatt. Die Kommiſſion hatte 
mehrere der ihr zur Vorberathung überwieſenen Beſtim— 
mungen zur Annahme empfohlen, darunter auch die oben 
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vom Neichöfanzler, vom Standpunkte des auswärtigen 
Amtes, ald unmittelbar dringlich bezeichneten Paragraphen. 


Dagegen wurde der Berihärfung der Strafbeftimmungen 
gegen politiiche Vergehen der lebhaftefte MWiderftand ent- 
gegengeftellt. 

Der $. 130 der Vorlage, welcher eine ftrenge Beftrafung 
der öffentlihen Angriffe gegen die Inftitute der 
Ehe, der Familie und des Eigenthums bezweckte, 
wurde im der zweiten Leſung namentlich von dem preußi— 
Shen Minifter des Innern Grafen zu Eulenburg vers 
theidigt. Er gab in eingehender Rede ein Bild von dem 
Weſen und Treiben der Socialdemofratie, und fnüpfte 
daran Namend der Bundesregierungen die dringende Bitte, 
die Waffen ded Geſetzes gegen diejed Treiben zu gewähren, 
ehe es zur Ueberwindung deffelben mit frieblihen Waffen 
zu jpät jet. 

Der Paragraph wurde jedoch (nachdem für ein Amen 
dement, weldyed den Grundjag der Borlage aufrecht zu er= 
halten juchte, nur die fonjervative Partei geftimmt hatte) 
zulegt einftimmig abgelehnt. 


Angenommen wurden dagegen: 


1) der jogenannte Kanzelparagraph gegen Geiftliche, 
weldhe in Ausübung ihres Berufd oder öffentlich „Ange— 
legenheiten des Staated in einer den öffentlichen Frieden 
gefährdenden Weiſe erörtern,“ 

2) der jogenannte Duchesneparagraph (gegen Die- 
jenigen, welde Andere zur Begehung eines Verbrechens ꝛc. 
auffordern, oder eine ſolche Aufforderung annehmen), 


3) der jogenannte Arnimparagraph (gegen Beamte 
ded Auswärtigen Amtes, welche die ihnen amtlid anver- 
trauten oder zugänglichen Schriftitüde oder die ihnen er- 
theilten Anweiſungen widerrechtlich mittheilen 2c.). 
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Mißbräuche und Gefahren auf dem Gebiete der Preſſe. 


9. Februar. Nede ded Fürften Bismarck bei der dritten Be— 
rathung der Strafgejeßnovelle. 
(Berbreitung faliher Thatfahen; — die vermeintlich offiziöſe 
Preſſe; — falfche Kriegsgerüchte; — die fozialdemokratiihe Prefie; 
— bie Kreuz- Zeitung.) 

„Ich habe nicht die Abficht, meine Herren, in der dritten Berathung 
den Verſuch zu machen, auf die Aenderung ihrer früheren Abftimmungen 
eine Einwirkung zu üben. Aber da ich den beiden erften Berathungen 
Krankheitshalber nicht beimohnen fonnte, fo entnehme ich aus der ziemlich 
einftimmigen Verwerfung diefer und anderer Paragraphen eine gewiſſe 
Verpflichtung, die Gründe einigermaßen zu rechtfertigen, die die verbün— 
deten Regierungen überhaupt dahin gebracht haben, derartige Anträge zu 
ftellen, ohne daß fie in diefer Sitzung auf eine Annahme fich weſentlich 
Hoffnungen machten. 

Ih bin dabei nicht der Anficht, wie ein verehrtes Mitglied der 
Fortſchrittspartei, daß verantwortliche Miniſter überhaupt Anträge nicht 
einbringen dürften, deren Annahme fie nicht vorausfehen. Einmal ift das 
—“ und fehlt uns die Prophetengabe; dann aber iſt, wie ich glaube, 
mit Verkündigung eines ſolchen Grundſatzes der monarchiſche Boden ver- 
lafien und der der republifanifchen Selbftregierung der gejeßgebenden 
Berfammlung betreten. Ich würde dann, wenn ich diefen Sag annehmen 
müßte, nicht mehr Minifter des Kaiſers fein, fondern Minijter der Ver— 
—— Es iſt das eben ein weſentliches Unterſcheidungs-Merkmal 
der republikaniſchen und monarchiſchen Verfaſſung, in der wir im Reiche 
leben. Ich nehme für uns das Recht in Anſpruch, auch ſolche Anträge 
einzubringen, von denen wir mit ziemlicher Wahrſcheinlichkeit vorausſehen, 
daß fie verworfen werden, um eine Erörterung darüber anzuregen in 
diefen Räumen und im Lande, eine Erörterung, die, wie ich jchon früher 
bemerfte, fich jahrelang binziehen fann, und um unter Umftänden 
von einem Reihstag zum anderen zu appelliren, bis etwa die 
Ueberzeugung in der Regierung fich ändert. 

ba handelt fi um verjchiedene Mißbräuche und verfchiedene Ver- 

ehen, die durch die Preffe begangen werden können. Im Wejentlichen 
ommt es mir augenblidlih darauf an, die Schäden näher zu berühren, 
die durch Berbreitung erdichteter und entftellter Thatſachen unſerem Ge— 
meinmwejen zugefügt werden. ch ermähne in erjter Yinie dabei die aus— 
wärtigen Berhältniffe, die Entftellung der Sachlage in Bezug auf Krieg 
und Frieden. Laſſen Sie mich mit kurzen Worten die Kriegslügen nennen, 
die ſeit zwölf Jahren, ja feit länger, die ängſtlichen Gemüther verwirrt 
und nicht unmejentlich dazu beigetragen haben, daß die Gejchäfte jo dar- 
niederliegen, wie e8 der Yall if, — nicht weil durch ſolche Zeitungsar— 
tifel Krieg wirklich herbeigeführt wird, jondern weil die Reichtgläubigkeit der 
Leſer und die Furcht derer, die verlieren könnten, fo groß ift, daß fie daran 
glauben, und daß dieſe permanente Kriegslüge auf das Geſchäftsleben 
weſentlichen Eindrud madt. 

Wie alt dieje Lüge ift, ift mir zufällig an einem Blatte aufgefallen, — 
es iſt das eim belgifches Blatt, das im Fahre 1863 erjchienen ift. 


801 
1876. 

Da wird gelost: 

„In Berlin raunt man fi ind Ohr, daß es im Winter eine 
neue Quadrupel=- Allianz zwiſchen Preußen, Yranfreih, Italien und 
Schweden geben jol. Den Anſchluß Dänemarks würde man durch 
endgültige Ueberlafjung von Schleswig» Holitein erreihen. Schweden 
jol Finnland befommen, Polen jeine alten Grenzen von 1770 wieder: 
erhalten, Ftalien Benedig, — Frankreich Mainz, Köln und vielleicht 
Brüfjfel, — Preußen würde ganz Deutſchland und vielleiht auch 
Holand erhalten.“ 

Da finden wir aljo den erften Urfprung al dieſer Hegereien in 
Bezug auf das uns jehr befreundete und durch beiderjeitig friedliche Ge— 
finnungen geſchützte Holland. In vielen Blättern hat ſich dieje Lüge durch 
viele Jahrgänge hindurchgezogen. Dabei ift ed nicht geblieben. Sie willen, 
daß bald darauf nach dem Frieden mit Defterreich der franzöfiiche Kriegs— 
lärm folgte, ein Krieg, der fchließlich doch durch ung nicht begonnen wurde, 
und jeitdem nun find wir ununterbrochen verdächtigt worden. So viel 
ich mich erinnere, hieß e8 im Jahre 1871, wir würden nun die Oſtſee— 
provinzen von Rußland erobern wollen; es waren vorzugsweiſe polnijche 
Blätter, die ja jederzeit gern in der Ausfich ſchwelgen, daß ein Krieg 
wiſchen Deutſchland und Rußland ausbrechen werde. Dann kamen die 

erleumdungen, als dächten wir an einen Krieg gegen Oeſterreich, und 
dann kam bis zum Kulminationspunkt im vorigen Frühjahr dieſer Kriegs— 
lärm auf Grund einiger Zeitungsartikel, welche ein das Wunderliche noch 
überſchreitendes Maß von Yeichtgläubigkeit gefunden haben. 

Daß bei allen ſolchen Entjtellungen der Wahrheit das Wort „offiziöje 
Zeitung“ eine große Rolle fpielt und weſentlich gemißbraucht wird, das 
bat mich namentlich veranlaßt, Werth darauf zu legen, bei diejer Gelegen⸗ 
beit das Wort zu ergreifen und über diejen Scwintel, der mit dem 
Worte offiziös getrieben wird, meine offene Berurtheilung auszuſprechen. 

Es ift ja micht zu leugnen, daß jeder Regierung, bejonders in einem 
großen Reiche die Unterftügung der Preſſe, die Vertretung ihrer inter 
eſſen und Wünſche in der Preffe auch auf dem Gebiet der auswärtigen 
Politit wünſchenswerth fein muß. Es iſt deshalb wohl natürlih, wenn 
die Regierungen fich für folche Dinge, die fie nicht gerade in ihrem amt— 
lihen Moniteur jagen wollen, in irgend einem befreundeten Blatte fo 
viel weißes Papier offen halten laffen, wie fie brauchen, um gelegentlich 
ihre Meinung zu äußern. Als folches Blatt war früher die „Norddeutjche 
Allgemeine Beitung“ der Regierung von ihren Eigenthümern, aus reiner 
Ueberzeugung, ohne Geldunterftügung — die Eigenthümer waren ihrer- 
feit8 wohlhabende Anhänger der Fe ierungspolitit? — in freundlicher 
Weiſe zur Berfügung geftellt. Die Regierung hat das Anerbieten be- 
nugt; die Zeitung hat vielleicht auch Vortheil gehabt von diejer Anleh— 
nung, — aber wie madt fi nun eine folhe Benugung? Die meijten 
Leute nehmen an, daß alle Artikel, die in einem ſolchen Blatte ftehen, ge— 
wiffermaßen von dem Minifter felbft gefchrieben, wenigſtens von ihm 
durchgelejen werden, fo daß er für jeden Wortlaut verantwortlich gemadt 
werden fann; und darin liegt eben die Gefahr, die mich zulegt nöthigte, 
auf die Annehmlichkeiten, die es hat, jeine Meinung in der Preſſe außer- 
amtlich zu vertreten, abjolut zu verzichten. Der Minifter hat nun einen 
vortragenden Rath, dem er den Auftrag giebt. Nun entjpinnt ſich denn 
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eine Berbindung zwifhen den Organen des Minifteriumd und dem 
Blatte; e8 werden auf Grumd derjelben auch andere Nachrichten mit: 
getheilt, die gerade nicht auf Antrag des Miniſters mitgetheilt werden, 
aber mitgetheilt werden dürfen und können. Aber ed kann dann in 
einem ſolche Mittheilungen enthaltenden Blatte ftehen, was da mill, 
was die Redaktion als Lüdenbüßer hineinfegt; jo heißt es von Allem, 
was darin fteht, auch von Allem, mas in anderen Blättern fteht, die 
nur ein einzige8 Mal eine er erhalten haben: „ein Blatt, 
welches den Wegierungskreifen näher ſteht,.“ — „ein Blatt, welches 
befanntlich * Mittheilungen erhält,“ und in franzöſiſchen Zeitungen 
einfach: „la feuille de M. de Bismarek“ — da iſt es jo gut, ala 
wenn e8 im „Staat3- Anzeiger“ geftanden hat. Nun find die Nachtheile, 
wenn aus Irrthum oder noch öfter aus böjem Willen, ohne irgend einen 
anderen Zmwed, als die amtlihe Politif zu jchädigen, Nachrichten als 
offiziöß bezeichnet werden, die ed gar nicht find, fehr erheblich. Sehr oft 
ift es A nur die Abficht des Zeitungsfchreibers, feiner Meinung eine 
größere Wichtigkeit dadurch zu geben, daß er Nachrichten, die er befämpft, 
als offiziös bezeichnet. Sonft würde das lefende Publikum gar nicht be— 

eifen, warum der Mann daß jchreibt, oder er würde wenigſtens feinen 
Beruf haben, gegen eine erfundene Behauptung zu fchreiben; ſowie er 
aber die zu miderlegende Behauptung als offiziös aufftellt, jo tritt er dem 
Reichskanzler perjönlih gegenüber und macht feine Darlegung damit 
wichtig. Es hat feine Dummheit gegeben, die man mir auf Diele Weije 
nicht imputirt bat durch das einfache Wort „offiziös“; und deshalb er» 
greife ich dieje Gelegenheit, um auf da8 Beftimmtefte zu erflären, daß es 
fein offiziöjes Blatt des Auswärtigen Amts giebt, auch feine offiziöje 
Mittheilungen an irgend ein Blatt ergehen. — ch bin der Unbilden 
und der Mißbräuche, die ſeit Jahr und Tag damit getrieben worden find, 
müde geworden. Es ijt für mich, ich gebe e8 zu, ſehr unbequem, daß ich 
nur im „Staat3= Anzeiger,“ unter Umjtänden in einem anerfannt offiziöfen 
und offiziös bleibenden Blatte, der „Provinzial Correspondenz,“ eine 
Meinung zur öffentlihen Kenntnig bringen kann; indefjen bin ich da me» 
nigftens ficher, daß feine anderen Kukukseier mir daneben gelegt werden 
und ih da nur fiir das verantwortlich gemacht werde, was entweder ich 
oder einer meiner Kollegen wirklich zu vertreten haben. — — 

Es iſt allerdings jehr leicht, einem Artikel einen offiziöfen Anftrich 
zu geben, wenn er gewiſſe Mittheilungen enthält, von denen man ficher 
jagen kann, daß eine Zeitungsredaktion oder der Zeitungsforrespondent 
fie in diefer Eigenſchaft nicht hat erfahren fünnen, da fie nur von amt» 
licher Stelle herrühren fünnen; — wenn ſolche Meittheilungen in zwei, 
drei Zeitungen gleichzeitig erjcheinen, dann ift e8 für jeden Umbefangenen, 
der das Geſchäftsverhältniß nicht fennt, Beweis genug, daß man es hier 
mit einer „offiziöfen* Mittheilung zu thun bat. Das ift auch in gewiſſem 
Grade richtig, nur nicht offiziös in Bezug auf dad Deutjche Reich, das 
find offiziöfe Mittheilungen von Korrespondenten anderer Regierungen, 
von fremden Diplomaten. Es ift ja fiir jede Gejandtichaft in jedem Lande 
eine Annehmlichkeit, wenn fich zu 7 ein Zeitungsforrespondent heranfindet, 
oder auch mehrere, und jagen: Wenn Sie etwas in der Preſſe zu ver: 
treten haben, jagen Sie es mir; ich verlange fein Geld, aber wenn Sie 
mir ab und zu Nachrichten geben. — Alto ein ſolcher Korrespondent 
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braucht nur mit einer Gefandtichaft in engerer Beziehung zu ftehen, der 
ab und zu den Gefallen zu thun, eine Sache, die ber —— am 
Herzen eg zu verfechten oder zu vertreten, natürlich ſo, wie es ſeiner 
politiſchen Ueberzeugung entſpricht, ſo wird der Geſandte, inſoweit er nicht 
mit Geldern ausgerüſtet . oder ſolche nicht genommen werden, um ſeiner 
Regierung Dienſte zu leiſten, ſehr gern dafür Nachrichten in den Kauf 
geben, die er verbreiten will, und wird jo ein anſcheinend offiziöſer Artikel 
entitanden fein, wo man fich jagt: das muß von der Regierung kommen 
— mer anders foll das wiſſen? fonft würde e8 auch nicht in drei, vier 
Zeitungen zugleich ig — mährend legteres blos daher rührt, daß ein 
eſuchter, geichicdter Korrespondent, der diplomatifche Verbindungen hat, 
* leicht von drei, vier und mehr Zeitungen zugleich angewandt wird, 
— das iſt ihm ja auch zu gönnen, wenn nur die Nachrichten, die auf 
diefe Weije verbreitet werden, immer richtig wären; denn der Gejandte 
fagt zu einem folchen Herrn niemals alles, was er weiß, fondern nur 
dasjenige, von dem er wünſcht, daß es geglaubt und öffentlich befannt 
werde, und jo entiteht, zum Nachtheil der Regierung, diefer offiziöfe Schein. 

Daß Entftellungen der Thatſachen in Bezug auf die Yage von Krieg 
und Frieden nachtheilig auf Handel und Bertehr mwirfen, ift ja ganz klar, 
und ich jchreibe einen großen Theil der Stodung in den Geſchäften diefen 
Entftellungen der Zeitungen zu. Aber die eigentlihe Schuld liegt doch 
an der wunderbaren Yeichtgläubigkeit und an der Genfationsbedürftigkeit 
der Peer. Namentlich die deutfchen Leſer mögen ernfte, ſachlich geichrie- 
bene, belehrende Artikel über innere Angelegenheiten, die uns doch zunächſt 
intereffiren, nicht lefen. Keiner lieft die gern, und jchreiben mögen die 
Redaktionen fie noch weniger gern, das erfordert Anftrengung und Arbeit. 
Deutfche Zeitungen jollen politifche Unterhaltungs »Peftüre fein, die man 
eben beim Schoppen gelegentlidy verrichtet, und von der man eine anre- 

ende Unterhaltung, vor allen Dingen etwas Neues weit aus dem Aus- 
ande ermartet. 

Die Zeitungen bejchäftigen ſich für meinen Geſchmack viel zu fehr 
mit ausländischen Angelegenheiten. Der Schaden, von dem ich rede, trifft 
die leichtgläubigen Yeute an den Börjen, und das ift jchlimm genug. Der 
Krieg aber wird durch Zeitungs - Artikel niemals herbeigeführt. In neueren 
Zeiten ift durch Wortftreitigkeiten wohl jchwerlich je ein Krieg entitanden, 
und ſelbſt der franzöfiiche Krieg von 1870, an dem ſcheinbar die Prejie 
einen großen Antheil hatte, aber nur die Regierungsprefle, ift ganz gemiß 
nicht von der Prefie gemacht, fondern nur von der damaligen Kaiferlichen 
Kamarilla. Er fpufte ſchon 1867 vor, und die ganze — an 
ſich hätte es nie zum Kriege getrieben. Auf Zeitungs = Artikel hin führt 
fein Menſch Krieg, und mer für die Beängftigung der Börfe im vorigen 
Frühjahr die Artikel einiger durchaus nicht offiziöfer Blätter, — ich meine 
„die Poſt“, um fie beim Namen zu nennen, für die habe ich meines 
Wiſſens niemals einen Artikel fchreiben lafien, am allerwenigiten den, der 
„Krieg in Sicht“ überjchrieben war, — aber ich habe den Artikel nicht 
etadelt, denn ich finde, wenn man das Gefühl hat, daß in irgend einem 
Heide eine Minorität zum Kriege treibt, dann foll man recht laut 
jchreien, damit die Majorität darauf aufmerkffam wird; denn die Majorität 
bat gewöhnlich feine Neigung zum Kriege, der Krieg wird durch Mino- 
ritäten oder, in abjoluten Staaten, * Beherrſcher oder Kabinette ent- 
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zündet. Aber der iſt ganz gemiß nicht de8 Krieges, der Brandlegung 
nicht verdächtig, der zuerft Feuer jchreit. Wenn es wirflich einen Minifter 
gäbe, der aus irgend einem gänzlich unbegründeten Zwecke zum Kriege 
drängen mwollte, der würde es doch mwahrlid) ganz anders anfangen, als 
daß er zuerft in der Preſſe Lärm jchlüge, damit würde er nur die Löſch— 
mannſchaft rufen; vor allen Dingen müßte er doc die Zuftimmung jeines 
Souveräng zu gewinnen ſuchen. 

Dann kommt weiter hinzu, wenn nun Se. Majeftät der Kaifer und 
fein Minifter einig wären, einen Krieg zu führen, — Se. Majeftät der 
Kaifer — er hat Kriege führen müffen, er hat fie ungerne geführt, fich 
ſchwer dazu entidlojien, er hat großen Ruhm darin erfämpft — ift in 
einem Alter, mo man gewöhnlich nicht Händel ſucht; fein Menih wird 
glauben, daß Se. Mojeflät der Kaiſer friegsluftig if. So lange er das 
aber nicht ift, jo ift ja Alles, mas man von einem kriegsluſtigen Minifter 
fpricht, Windbeutelet und bewußte Entftellung der Thatjahen, und alle 
Aengftlichkeit darüber eine affektirte, die nicht mwirflih if. Dann aber 
denfen Sie fich, meine Herren, meine Yage, wenn ich vor einem Jahre hier 
vor Cie getreten wäre und hätte num ähnlich wie anno 1870, wo wir von 
Frankreich angegriffen waren, Ihnen außeinandergejegt: meine Herren, wir 
müffen Krieg führen, ich weiß Ihnen eigentlich einen ganz beftimmten Grund 
dafür nicht anzugeben, wir find nicht angegriffen und nicht beleidigt, aber 
die Situation iſt gefährlich, wir haben mehrere mächtige Armeen zu Nachbarn, 
die franzöfifche Armee reorganifirt fih in einer Weife, die in der That 
beunrubigend ift, ich verlange von Ihnen eine Anleihe von 200 Millionen 
Thalern oder 500 Millionen Mark, um zu rüften. Würden Sie da nicht 
fehr geneigt gemwejen fein, zunächſt nach dem Arzte zu fchiden, um unter: 
ſuchen zu laſſen, wie ich dazu fäme, daß ich nach meiner langen politiichen 
Erfahrung, die koloſſale Dummheit begehen fönnte, jo vor &r zu treten 
und zu jagen: e3 ift möglich, daß wir in einigen Jahren einmal angegriffen 
werden, damit wir dem nun zuvorkommen, fallen wir rajch über unjere 
Nachbarn ber und hauen fie zufammen, ehe fie fich vollftändig erholen, — 
gewiſſermaßen Selbftmord aus —— vor dem Tode, und das inmitten 
einer ganz behaglichen, ruhigen Stellung, wo kein Menſch gewußt hätte, 
was eigentlich für ein casus belli vorliegen fünnte. — Wir haben nichts 
zu erobern, nichts zu gewinnen, wir find zufrieden mit dem, was 
wir haben, und es ıft VBerleumdung, wenn man uns irgend 
einer Eroberungsfudt, einer Ausdehnungsſucht befhuldigt. 

Es trat damals zu der öffentlichen Teichtgläubigfeit, die ich tadle, der 
entgegenzumirfen ich für unfere Aufgabe halte, es traten im vorigen Früh- 
jahr noch Berhältnifje ein, die ich hier nicht näher auseinander legen mill, 
der Umftand, daß einzelne Diplomaten aus trüben Quellen ſchöpften und 
wegen Mangel an Erfahrun überzeugt waren, daß dieſe trüben Quellen 
reines Waſſer lieferten, daß Batsseinnirtenien — Perſonen, die gefell- 
ſchaftlich hoch genug gejtellt waren, um mit politiichen Kreijen in Berührung 
zu fommen, Ueberzeugungen ausſprachen, die irrthümlich waren, weil eben 
diefe Berfonen noch nicht eingeweiht genug waren, um ein politijches Urtbeil zu 
haben, vielleicht auch nicht unparteiifch genug, um das Deutjche Reich wohl» 
mollend zu beurtheilen; ich nenne feine Namen, aber ich könnte fie nennen. 
Es giebt ja hochgeftelte Perſonen, die als politiihe Orakel gelten, ohne 
amtlich dazu berufen zu fein; Perjonen, die aud mit einem An— 
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fhein von Dffiziöfität und Glaubmwürdigfeit forrefpondiren, 
aber mit Unredt. 

Nun, der Frieden, den wir alle zu erhalten wünſchen, ift jo gut der 
Ihrige wie der unſrige. Wenn Sie ſich nicht überzeugen können, daß die 
von den Regierungen wahrgenommenen Schäden ftarf genug find, um ihnen 
Abhülfe zu geben — gut, jo wollen wir diefelbe Gefahr mit Ihnen be= 
ftehen; Sie Pollen und nicht vormwerfen, daß mir furdhtjamer jeien als Sie! 
Aber wir haben uns von der Berantmwortlichkeit befreit, wenn die Verhält- 
niffe nachtheiliger werden, von der Verantmwortlichkeit, die man der Regie: 
rung zujchieben könnte, daß fie den Beruf gehabt habe, den erften Schritt 
zu einer Berbejjerung der Lage zu thun. 

Die Geſchäfte beiden aber auch unter einer anderen Art von 
Preſſe — id möchte fie diejenige nennen, die im Dunkeln wirft, nur bei 
dem Lichte von einer Blendlaterne. Die Zeitung, dad Wochenblatt, was 
einem Manne von wenig Mitteln und wenig Bildung behändigt wird, der 
feine Art von Kontrole hat, die Irrthümer, ja dreiften Fügen, die ihm darin 
aufgebürdet werden, irgendwie zu bemefjen, die Zeitung, die fi in foldhen, 
in den ärmeren und unzufriedeneren Kreifen der Bevölkerung einniftet, die 
bat ein leichtes und ficheres Spiel, indem fie den gemeinen Mann, der da 
werk und mit Recht glaubt, daß er in einer unangenehmen age ift, dahin 

ethört, daß er — mit Unreht — mähnt, er fünne durch weniger Arbeit 
und dur eine Anmweilung auf das Vermögen feiner Mitbürger der eigenen 
Noth dauernd abhelfen, daß es dauernd möglich wäre, mehr zu genießen 
und weniger zu arbeiten, als nach) dem allgemeinen Angebot und Bedarf 
der Arbeitskräfte eben drin ftedt. Auch diefe Art von Prefje hat uns mejent- 
lich geſchadet und zurüdgebradht; die jozialiftifch-demofratifhen Um— 
triebe haben wejentlich mit dazu beigetragen, den gejchäftlichen Drud, unter 
dem wir ung befinden, zu fchaften; fie haben ganz gewiß die deutiche Arbeit 
vertheuert und vermindert, und ihr Produft ift, daß der deutſche Arbeitstag 
nicht mehr das leiftet, was der franzöfifche und der engliſche Arbeitstag 
leiſtet; der franzöfiiche Arbeiter arbeitet an einem Tage mehr, als der deutfche, 
und geſchickter; mir find zurüdgefommen in der Arbeit, und dadurch haben 
wir aufgehört, konkurrenzfähig zu fein. 

Daß wir zurüdgefommen find, jchieben wir weſentlich den ſozialiſtiſchen 
Umtrieben zu, die die Leute auf unbeftimmte, unrealifirbare Hoffnungen 
fünftigen Glückes verweifen und fie dadurd von dem, was in diefer Welt 
allein fie erhält und trägt und ihnen möglichft viele Genußmittel verfchaffen 
fann, von regelmäßiger, fleißiger Arbeit, die früher bei den Deutichen 
ſprüchwörtlich und eigenthümlich war, abziehen; und deswegen flage ich die 
Führer der Socialiften an, daß fie an der Noth, in der fich der Arbeiter: 
ftand — befindet, weſentlich mit ſchuld ſind; ſie haben die Leiſtungs— 
fähigkeit der deutſchen Arbeit vermindert und unſere Konkurrenzfähigkeit 
den Fremden gegenüber herabgedrückt. Sie, meine Herren, haben es abge— 
lehnt, auch dagegen Hülfe zu gewähren. Aber Sie haben doch die Gefahr, 
die darin liegt, nicht verfannt; ich denke daher, Sie werden Ihrerſeits nun 
auch darüber nachdenken, wie fi dem etwa Abhülfe ſchaffen läßt; ſonſt 
gehen mir einer Abhülfe entgegen, die allerdings eine jehr jchmere ift, 
nämlich der, daß wir bis zu einem gemwiffen Maße verarmen werden, bevor 
Beiferung eintritt. Wenn dieje Zuftände fortwirten, dann wird das ihr 
Heilmittel jein, die Zuchtruthe, die Gott über diefe Ercefje verhängen wird. 
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Aber follten wir nicht das Unfrige thun, um dem vorzubeugen, daß dieje 
Strafe der VBerarmung, des Rüdgangs der deutfchen Broduftion im Ber: 
gleich zur anderen, eintritt? Der Franzöfifche Arbeiter jchafft heute in jeder 
einzelnen Stunde mehr, als der deutjche Arbeiter; das können Sie täglich 
bei unferen Bauarbeiten, bei denen Franzofen verwendet werden, fehen. 

Alfo, meine Herren, wenn Sie dem in der Weife, wie wir es vor- 
fhlugen, nicht abhelfen wollen, jo erwarten wir, daß vielleicht in der 
nächſten Seffion andere, neue Vorſchläge Ihre Zuftimmung finden werben, 
— oder e3 fei denn, Sie mollen e8 abwarten, wie e8 wird, wenn der 
Schade erft weiter frißt, und dann erft zur Abhülfe übergehen. 

Einftmweilen glaube ih, daß es fchon helfen würde, wenn wir den Uebeln 
mit den Mitteln, die von dem Strafrichter ganz unabhängig find, feft ent- 
gegentreten. Mit Tadel und Belehrung von der Schule ab und von der 
Berbeflerung der Schuleinrichtungen verjpreche ich mir eine Reaktion gegen 
diefe Irrthümer; aber ich möchte Sie doch jet ſchon auffordern, den ſo— 
zialiftiichen Agitationen anders als bisher entgegenzutreten. 

Ich glaube, daß wir uns durch offene Erörterung diejer Fragen im 
zer und in der Preffe gegenfeitig Waffen in die Hand geben und den 

egengründen gegen den Unfinn, daß irgend Jemand die gebratenen Tauben 
in den Mund fliegen, eine jolche Verbreitung geben, mie fie nur durch das 
Sprachrohr von hier aus erreicht wird, und daß wir unferen Wählern mit 
dem Rezept an die Hand gehen gegen die Trugichlüffe und unrichtigen 
Lehren, dıe im Sozialismus, wie er ſich bei uns verförpert hat, enthalten 
find — in dem Maße, daß die Mörder und Mordbrenner der Parijer 
Kommune hier eine öffentliche Pobeserhebung vor dem Reichstag erhalten 
haben. Den Wegweijer zu den Zielen der Barifer Kommune Anden mir 
auf allen Wegen der Sozialiften, und ich glaube, es wäre ſehr viel nütz— 
licher, die fozialiftifhen Blätter mehr zu verbreiten. Es find das eben 
Gebilde, die von dem Berführten nur im Dunkel unter der Blendlaterne 
der Berführer gejehen werden; wenn fie hinreichend an die Luft und Sonne 
fommen, fo müffen fie in ihrer Unausführbarfeit und verbrecherijchen 
Thorheit erfannt werden. 

Dann, meine Herren, hat die Entftellung der Thatfachen noch ein Ge— 
biet ergriffen, das ja ſchon mehrfach in diefen Tagen bier berührt worden 
ift; es ift dies das Verlegen unferer inneren Diskuflionen von dem fachlichen 
Gebiet auf das perfönliche Gebiet. Man bemüht ſich nicht, fachlich zumider- 
legen und zu dißfutiren, jondern man bemüht fi), nachzuweiſen, daß der 
Gegner eigentlich ein fchledhter Kerl fei; man ſpürt in feinem Privatleben 
nad, ſucht irgend eine wunde Stelle zu finden, übertreibt diefe, — furz 
und gut, betreibt mejentlich Berleumdung. Auch dagegen könnten wir mit 
einem entjchlofjenen fittlihen Gefühl viel thun — nicht gegen alle Fleinen, 
wohl aber doch gegen große Blätter. 

MWenn ein Blatt, wie die Kreuzzeitung, die für das Organ einer 
weit verbreiteten Partei gilt, ſich nicht entblödet, die ſchändlichſten 
und lügenhafteſten Berleumdungen über hochgeſtellte Männer 
in die Welt zu bringen, in einer folden Form, daß He nad dem Urtheil 
der höchſten juriftijchen Autoritäten gerichtlich nicht zu faſſen ıft, aber doc 
derjenige, der fie gelejen hat, den Eindrud hat: hier wird den Miniftern 
porgemworfen, daß fie unredlich gehandelt haben, — menn ein foldyes Blatt 
jo handelt und in monatelangem Stillihweigen verharrt, trogdem das alles 
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Lügen find, und nicht ein peccavi oder erravi fpricht, fo ift das eine 
ehrloſe Berleumdung, gegen die wir alle Front machen follten, und 
Niemand follte mit einem Abonnement ſich indireft daran betheiligen. Von 
einem jolhen Blatte muß man ſich losjagen, wenn das Unrecht nicht ge- 
fühnt wird; Jeder, der e8 hält und bezahlt, betheiligt fich indireft an der 
Lüge und Berleumdung, die darin gemacht wird, an Berleumdungen, mie 
die „Kreuzzeitung“ fie im vorigen Sommer gegen die höchften Beamten des 
Reichs enthalten hat, ohme die leifejte Andeutung eines Beweiſes und mit 
einer fomifhen Unmwiffenheit in den Perfonalgefhichten, die fie dabei zur 
Schau trägt. 

Aljo, meine — ich glaube, wir können außerhalb des Strafgeſetzes 
ſehr viel thun! Wenn wir Alle — und es iſt doch die große Mehrzahl, 
ih will Niemanden ausnehmen unter uns, — die Sinn für Ehre und An- 
ftand haben, für chriftlihe Gefinnung und Sitte — Alle, welche die chrift- 
liche Geſinnung nicht blos ald Aushängeſchild für politiſche Zwede brauchen 
— wenn wir alle zufammenhalten in einer Ligue gegen die Schledhtigkeiten, 
die ich eben bezeichnet habe, und fie verfolgen, Jeder vor feiner Thür und 
fie einmüthig in Bann halten, jo werden wir mehr erreichen, al3 mit dem 
Strafrichter.“ 


Februar. Erflärung in der Kreuz-Zeitung, — und wei— 
tere Zuftimmungserflärungen. 


„Bon einer Anzahl bier anwejender Barteigenoffen ift uns folgende 
Erflärung zur Beröffentlihung zugegangen: 

Der Reichskanzler Fürft von Bismard hat in der Reichstagsfitung 
vom 9. Februar fih dahin geäußert, daß Jeder, der die SKreuzzeitung halte und 
bezahle, fih inbirect an Lüge und Berleumbung betheilige. 

Als treme Anhänger ber Königlichen und conjervativen Fahne, weiſen wir 
dieſe Anfchulbigungen gegen die Kreuzzeitung und die gefammte durch fie vertre- 
tene Partei auf das Entſchiedenſte zurüd. Wir bedauern, daß ber erfte Diener 
der Krone zu berartigen Vlitteln greift, um eine Partei zu befimpfen, bie er 
Sabre lang als zuverläffigfte Stüte bes Thrones anerkannt bat. 

So wenig wie bie jehmerzlihen Erfahrungen ber letzten Jahre wermocht 
baben, uns in unferer Königstreue und in unferen Grunbfäßen zu erſchüttern, 
fo wenig wird auch ber lette und verlegendfte Angriff gegen bie Partei und ihr 
Organ ım Stande fein, uns von ber Zeitung zu trennen, welche furdhtlos und 
treu noch ſtets ihren Wahlſpruch: „Mit Gott für König und Baterland“ ver- 
fochten und alle Verſuche, ihr beizufommen, erfolgreich abgefchlagen hat. 

Wenn aber ber Herr Reichsfanzler im Anfchluß an ben oben angeführten 
Ausſpruch die Aufrichtigkeit unferer chriſtlichen Geſinnung in Zweifel zieht, jo 
verſchmähen wir e8 ebenfo, mit ihm barliber zu rechten, wie wir es zurüdmeiien, 
bie gegebenen Belehrungen über Ehre und Anftand anzunehmen.“ 


Im Reichs- und Staatd-Anzeiger werden bie 
Namen der „Kreuzzeitungd-Declaranten" ab— 
gedrudt. 
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Der SInvalidenfonds und die Finanzverwal- 
tung des Reichs. 


„Provinzial» Correspondenz“ von 9. Februar. 


„Die Berwaltung des Invalidenfonds war feit längerer Zeit in regierungs- 
feindlichen Kreifen zum Gegenftande dunkeler Anklagen und Verdächtigungen gegen 
die oberften Finanzbehörden des Reiches gemacht worden. Es wurbe behauptet, 
daß ber Fonds durch bie theilmeife Anlegung in Eifenbabn - Prioritäts - Obliga- 
tionen eine ſchwere Schädigung erfahren babe. 

Als nun dem Neichstage beim Beginn der Seſſion eine Vorlage gemacht 
wurbe, welche eine Wenderung bes Geſetzes über ben Invalidenfonds grade im 
Betreff ber angelauften Prioritäts- Obligationen, nämlich eine Hinausſchiebung 
bes Termine zur anberweitigen Belegung der Gelder, verlangte, war volle Ge— 
legenbeit zur Geltendmahung und zur Prüfung jener Bedenken und Anflagen 
gegeben. 

In der That wurde ſchon bei ber erften Leſung des Gejegentwurfs von 
ultramontaner Seite dem Mifttrauen gegen die Finanzverwaltung Ausbrud ge- 
geben und eine gründliche Unterfuhung der Sache in einer beſonderen Kommiffion 
beantragt. Die Mehrheit des Reichstags freilich war auf Grund der von Seiten 
ber Verwaltung von vorn herein gegebenen Erklärungen nicht geneigt, ſich jenem 
Mißtrauen anzuſchließen, — unter alljeitiger Uebereinftimmung wurbe jedoch bie 
ar Ya Behufs näherer Prüfung der Budgetlommiffion übermiefen. 

ie Bubget- Kommiffion bat nun nach jorgfältiger Unterfuhung unb Er— 
örterung einen umfafjenben Bericht über die Lage der Sache erftattet. 

Die Kommiffion ift bei ihren Erwägungen davon ausgegangen, daß in 
Folge der thatfählih vworbandenen Schwierigkeit, Eifenbabn » Prioritäts - Obliga- 
tionen jest auf den Markt zu bringen, eine gewiffe Bejorgniß und ein Miftrauen 
in Betreff der in Rede ftebenden Belegung bes Invalibenfonds in einzelnen 
Kreifen in der That befteben. 

MWiewohl von der Kommiffion dies Miftrauen in Feiner Weiſe getbeilt 
wurde und ihrer Meinung nad es an jedem berechtigten Grunde und Anbalts- 
punkt bierfiir gebricht, glaubte fie fi dennoch im Intereffe aller Betheiligten ver- 
pflichtet, den Erwerb und den Werth ver für den Reichd- Invalidenfonds ange» 
ſchafften Wertbpapiere, namentlich der in Diefem befindlichen Eifenbabn - Prioritäts- 
Obligationen obne Staatsgarantie, uub alles, was fih auf den Erwerb bezieht 
und damit zufammenbängt, jergfältigft und genaueftens zu unterfuchen und zu 
prüfen und feinen Umftanb unermittelt zu laffen, welder zur Aufllärung ber 
Sade dienlich fein könnte. 

Außer den Erklärungen, welche von ben Regierungs- Kommiffarien münd— 
lich gegeben wurben, bielt die Kommiffion Behufs allieitiger vollftändiger Auf- 
Härung der Sache noch bie fchriftliche Beantwortung einer Reihe beitimmter 
Fragen für erforderlich, welche Seitens der Finanzverwaltung in eingebenber und 
vollftäindigfter Weife gegeben mwurbe. 

Die Unterfuhung und Prüfung des gelammten Material Seitens ber 
Kommiffion führte zu folgenden, vor Allem ausgeſprochenen Ergebniffen: 

Die im Befig der Neichsfonds befindliben Eijenbahn » Brioritäts - Obliga- 
tionen find ftets um bie damaligen Tagescourje berjeiben angelauft worben, jo 
daß jeder Anhaltspunkt für Die Annahme irgend einer nicht ganz lautern Ber- 
fabrensweife fehlt und baber keinerlei Grund zu Mißtrauen gegeben ift. 

Die Gejetlichkeit ber Kapitals» Anlage und des Verfahrens wurde von ber 
Kommiffion einftimmig anerkannt. 

Nah ber Anficht der großen Mehrheit ber Kommiifion ift die Sicherheit 
ber beſprochenen Eijenbahn » Prioritäten in Bezug auf ihre Verzinfung nicht zu 
bezweifeln und kann auch von wirklichen Berluften ebenjo wenig wie von einer 
Gefahr fir die Fonds und die darauf ruhenden Aniprüde geſprochen werden. 
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Bei ber Berathbung im Reichstage jelbft wurde von Seiten ber ultramon- 
tanen Partei von Neuem behauptet, daß der erfolgte Anlauf von Prioritäts- 
Obligationen wenn auch nicht mit bem Buchftaben bes betreffenden Geſetzes, wohl 
aber mit bem Geifte deſſelben im Wibderipruche geftanden babe; das Geſetz habe 
für den Anlauf eine Frift bis zum 1. Juli 1875 gewährt, unb nur veshalb, 
weil das Reichslanzler- Amt Die Belegung bereits bis zum 1. Oftober 1873 be- 
wirft babe, jei es nötbig geweien, fo große Summen in Eifenbabn » Prioritäten 
anzulegen, welche jetst nicht verfäuflich jeien. Es wurde ein ausbrüdliches Tabels- 
votum in diefer Richtung vorgeichlagen. 

Der Präfident des Reichslanzler- Amtes, Staatsminifter Delbrüd, nahm 
die ganze moralische Berantwortlichkeit für das, was gejcheben, für fih in An- 
ſpruch, erklärte aber zugleih, es ſei jo gebanbelt worden, lediglih um filr das 
Reich jo viel Verlufte zu vermeiden, als möglich. Für die Verwaltung wäre es 
ja gewiß; äußerft bequem geweien, bi® zum lebten Termin, den das Geſetz zuge- 
lafien, bis zum 1. Juli 1875 zu warten, welche Anleiben ſich etwa für den In— 
validenfonds barbieten würden, — aber der Fonds hätte darüber einen großen 
Betrag an Zinjen verloren und demzufolge aus feinem Kapital zuſchießen müffen. 
Er wies nad, daß, wenn jo verfahren worden wäre, wie die Ankläger ber Ber- 
waltung es nachträglich als richtig erflären, 15 Millionen weniger an Zinſen 
für den Invalidenfonds vereinnabmt worben wären. Er führte ferner aus, daf 
die Berwaltung gern andere Wertbe zur Anlage benutt bätte, aber man habe fie 
nicht nehmen können, weil eben feine da waren. Schließlich erklärte er, daß bie 
Finanzverwaltung des Reiches ber Entſcheidung bes Reichstages Über das von 
uitramontaner Seite geftellte Tabelsvotum rubig entgegenjehe. 

Aus den Reihen der Mebrbeit wurde auf Grund biefer Erffärungen zu- 
nächft zugeftanden, daß bie Finanzverwaltung ſchon bei ihren urjprünglichen Ab- 
fihten in Betreff der Anlegung bes Invalidenfonds eine weitere Borausficht be— 
währt habe, als ihre Gegner; — in Bezug auf ben ultramontanen Antrag aber 
wurde ausgeſprochen, daß das beabfichtigte Deiftrauensvotum fih in ein Ber- 
trauensvotum Seitens der Mebrbeit verwandeln müffe. 

In der That wurde der Antrag der Ultramontanen von der Geſammtheit 
aller andern Parteien zurüdgemwiefen, dagegen der Gejeßentwurf wegen Hinaus- 
ſchiebung ber Frift für bie anderweitige Anlegung bes Fonds bis zum Jahre 
1880 angenommen. 

So groß ber Werth ift, welcher auf ben Ausipruch ber weit überwiegenben 
Mebrheit des Keichstages an und für fi zu legen ift, fo ift e8 doch noch von 
—* Werthe, daß durch die allſeitigen vollſtändigen Darlegungen und Er— 
lärungen der Finanz-Verwaltung über ihr ganzes Verhalten in dieſer Ange— 
legenbeit für Jedermann Mar und überzeugend nachgewieſen iſt, daß alle jene 
Berbächtigungen, welche nicht blos gegen die Verwaltung des Invalibenfonds, 
jondern davon ausgehend, gegen die Finanzverwaltung überhaupt in gehäffigfter 
Weile gerichtet worden find, alles und jedes tbatlählihen Grundes entbebren. 

Diele Berbäctigungen gegen Reichsbehörden waren um fo bebenkliher und 
verwerflicher, als fie in Zufammenbang gebradht waren mit den Anlagen gegen 
die fchweren Berirrungen und tiefen fittlihen Schäden des Spefulationstreibene 
ber legten Jahre. Mit einer unverlennbaren Befliffenbeit wurde von den Gegnern 
ber Regierung die Auffaffung verbreitet, als fei jenem Zreiben Seitens ber Fi- 
nanzverwaltung bes Reiches und zwar zu Gunften einzelner einflußreicher Führer 
ber Reichstags» Mehrheit Vorſchub geleiftet worben. 

Es konnte deshalb nicht fehlen, daß die Berathung ber Frage des Inva- 
fidenfonds im Reichstage zu erregten Auseinanberjegungen zwijchen den Parteien 
über jene Verdächtigungen ber Barteiblätter Anlaß gab, Auseinanberjegungen, 
weiche vorausfichtlihd auch in den Verhandlungen bes preußiſchen Landtags wei— 
teren Wiederball finden werden. 

Wenn es die Finanzverwaltung des Reiches jelbftverftänblih unter ihrer 
Würde finden mußte, fich ihrerfeits gegen die Anklagen erwähnter Art auch nur 
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mit einem Worte zu vertheibigen, fo wirb boch bie vollfländige Klarlegung ihrer 
Schritte in Bezug auf den Imvalibenfonds dazu beigetragen haben, bas öffentliche 
— den Charalter und Werth der betreffenden Parteimanöver überhaupt 
aufzuklären.“ 


Vom preußiſchen Candtage 1876. 


16. Januar. Eröffnung der Seſſion durch den PVice-Präfi- 
denten ded Staatd- Minifterrumd Finanz-Minifter Camp- 
baujen. 


Die Bereinigung Lanenburgg mit der preußischen 
Monardie. 


3. April. Aeußerungen ded Fürften Bismarck. 


Bei der erften Leſung im Abgeordnetenhaufe. 
Mit Bezug auf die Benennung: „Kreis Herzogthum Lauenburg.“ 


„sh kann in meiner Eigenfchaft als Minifter des Yandes verfichern, 
daß die große Mehrheit der Einwohner von Yauenburg erheblichen Werth 
legt auf ıhre Vorgeſchichte und auf die Kennzeichnung diefer Vorgeſchichte 
durch die Benennung, die auch von der rechtmäßigen Pandesvertretung 
angenommen ift. Ich kann fagen, daß ich felten in einem fo Heinen Lande 
ein ftarfe8 Gefühl von — * Nationalſtolz gefunden habe, wie in 
dieſem Herzogthum, was ſich nicht gern Herzogthum Lauenburg nennen 
läßt, ſondern die alten Leute nennen es Herzogthum Sachſen oder Herzog» 
thum Niederſachſen, das iſt der landesübliche Ausdruck, und gerade daß 
dies der letzte Ueberreſt des alten großen Herzogthums Niederſachſen ge— 
weſen iſt, bis die lauenburgiſchen Herzöge ausſtarben, ſieht die Einwohner— 
ſchaft des Landes in ihrer Majorität, — ganz abgeſehen von der Ritter— 
ſchaft, ich glaube, daß die viel eher darüber beruhigt ſein würde, aber 
das potenteſte Element iſt eine ſehr ſtarke und wohlhäbige Bauernſchaft, 
und dieſes dort vorherrſchende Element, glaube ich, würde es dankbar 
anerkennen, wenn Sie dem Selbſtgefühl, daß dieſes kleine Land früher 
ein ſelbſtſtändiges und nicht unwichtiges Herzogthum geweſen iſt, in der 
Benennung Rechnung tragen, — es koſtet Ihnen ja gar nichts.“ 


Mit Bezug auf die Beſtimmung des Entwurfs: 
„An dem provinzialſtändiſchen Verbande von Schleswig-Holſtein 
nimmt das Herzogthum nicht Theil.“ 

„Der Herr Vorredner hat das hohe Haus erſucht, der Regierungs— 
porlage nicht beizutreten. Diefe Ausdrudsmeife trifft hier nicht ganz zu. 
Für Sie, meine Herren, kann es fich allerdingd nur um eine Vorlage 
der preußiichen Regierung handeln, für die Königliche Regierung jelbft 
aber handelt es fd noch um eine andere Seite der Sache, nämlih um 
ein Abkommen mit den lauenburgifchen Ständen. Dieje Stände find 
Hein und machtlo8 neben dem großen preußifchen Yandtage, aber auf ihr 
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Recht zum Mitreden, inſoweit als es erforderlich iſt, um dem ganzen 
Abkommen hier den Charakter eines Abkommens, eines freiwillig auch von 
dem ſchwächeren Theil genehmigten Ablonımens zu gewähren — inſoweit 
muß die Königliche Regierung dod darauf halten, daß auch dem Herzog- 
thum Lauenburg das Hecht - Mitreden gegeben wird. Nun haben die 
lauenburger Stände ſich ausdrücklich gegen eine vollitändige Berfchmelzung 
zu einer Provinz mit Schleswig» Holftein verwahrt. Ob das eine Folge 
der Abneigung ift, die ich in dem Maße nicht bemerkt habe, die auf der 
alten Grenze der Holften und der Sachſen herrfche, laſſe J dahingeſtellt 
ſein; aber wenn das der Fall wäre, ſo würde ich den Widerſtand der 
Lauenburger dagegen, einer großen Majorität, die ihnen abgeneigt iſt, 
ausgeliefert zu werden, doch noch in höherem Maße begreifen. 

Es fann ja fein, daß die gegen diefe Annerion bei den Yauenburgern 
unzweifelhaft vorhandene Abneigun vielleicht ſchwindet, wenn fie in diefem 
engeren landsmannſchaftlichen Berbande die Schleswig: Holfteiner näher 
fennen lernen; dann finden fie fie vielleicht liebensmitrdiger, als bisher 
bei der langen und jtrengen Abjperrung von einander. Uns mwenigftens 
ift e8 ja auch jo gegangen. Die Schlesmwig-Holfteiner gewinnen 
bei näherer Bekanntſchaft. Warten Sie daß doch ab. 

Bis zur Einführung einer Brovinzial-Drdnung in Schleswig-Holftein 
wie in Hannover, glaube ich, wird jedenfalls doch noch Jahr und Tag 
vergehen, und dann können wir das wiederum mit den Pauenburgern 
regeln, und der Gejeggeber kann dann immer noch bejchließen, was ihm 
unabweislich jcheint. enn fi nun berausftellte, daß die Lauenburger 
mejentlich lieber in dem Provinzialverbande von Hannover wären, na— 
mentlih wenn die feite Eifenbabnbrüde bei der Stadt Lauenburg herge— 
ftellt ift, wie in demjenigen von Scleswig- Holftein, jo würde das zwar 
noch manche lokale Unbequemlichkeit haben, aber die Zufammengebörtgfeit 
ift doch durch das vorige Jahrhundert hindurch eine althergebrachte ge— 
wejen, die Propinzialrechte find diejelben, und ich kann mir wohl denken, 
daß fi dafür im Sinne eines Lauenburgers jehr viel anführen läßt, und 
wenn fie nicht die Gewißheit hätten, einftweilen ihr kleines Gemeinweſen 
für fi zu behalten, wenn fie vor die Wahl gejtellt wären, für eine 
Provinz müßt ıhr euch entjcheiden, für Hannover oder Schlesmwig-Holftein, 
fo vermuthe ich beinahe, daß die Mehrheit des Landes, d. h. diejenige 
Mehrheit des Landes, die an BVollsverfammlungen nicht Theil nimmt, 
fi) mwahrjcheinlich für Hannover erflärt haben würde. 

Aljo, vertagen Sie die Frage bis zur Einführung einer Provinzials 
Drdnung in Schleswig- Holftein rejp. — warten wir ab, was 
dann die Kreis- oder Landesvertretung von Lauenburg dazu ſagt, und 
Sie find dann ebenfo fouverain in Blaues, wie Sie es heute noch 
nicht vollftändig find. Noch fteht Yauenburg in Unabhängigkeit.“ 


Der Paragraph wurde jchließlich unverändert angenommen. 


5. April. Bei der zweiten Zejung im Abgeorbnetenhauje. 

„Ih muß fagen, ich habe e8 mir im Ganzen nicht jo ſchwierig ge- 
dacht, den preußifchen Staat zu vermögen, daß er ein mohlhabendes, mwohl« 
ftehendes, mohlgelegenes Herzogthum, das man ihm auf dem Präfentir- 
teller anbietet, annehme.. — — — 
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Es überrafht mich, fo viel Schwierigkeiten gerade von Geiten des 
Herrn Abg. Birhom zu hören. Ich hatte geglaubt, er würde mit einer 
gewijfen vornehmen Bergefjenheit über Dinge, die zehn Jahre 
rückwärts liegen, hinweggehen. 

Wenn es nach dem Abg. Virchow damals gegangen wäre, 
wäre weder von einer ausgequetſchten noch vollen Citrone 
hier die Rede, ſondern Lauenburg würde ſich im Beſitz des 
Ders von Auguftenburg und unter dem Schuß des Frank— 
urter Bundestags befinden, der nad der Politif des Herrn 
Abg. Virchow, die er damals vertreten bat, noch heute die 
hberrfhende Potenz in Deutfhland fein würde. Ich würde in 
Stelle des Herrn Abgeordneten nicht gern an dieje Phafe erinnert haben, 
er zwingt mich aber dazu, ihn darauf aufmerkjam zu machen, daß er mehr 
ald jeder Andere in der Yage war, ein dargebotenes Gejchent nicht fo 
genau zu kritifiren — ih mill an ein populäre Sprichwort nicht erin- 
nern —, aber doch nicht fo fcharf zu Fritifiren an den Formen, unter 
denen diejes jehr ftattlihe und hübſche Herzogthum von jeinem Herzog 
und nit von der Bollsverfammlung Preußen angeboten wird. Ich 
aber muß darauf halten, daß die Bedingungen, unter denen 
Yauenburg bier angenommen werden foll als Mitglied des 
preußifhen Berbandes, auch den jegigen legalen Bertretern 
des Herzogthums gerecht jeien, und ich werde fie darüber be- 
fragen; wenn fie ihnen nicht geredt jind, meine Herren, dann 
balte ih mich für verpflichtet als Minifter für Yauenburg, 
die Verhandlungen zuvertagen. Es liegt das fonft nicht in meiner 
Abfiht, aber wenn Sie glauben, daß der Herzog und jein Minifter ein 
jo jehr großes Intereſſe De dies Herzogthum los zu werden und fid 
bier alle möglichen Ausftellungen gefallen zu laſſen, dann ift dies eine 
faltiſch unrichtige Vorausjegung.“ 


„Der Herr Vorredner hat die Stellung des Abgeordnetenhauſes in 
den Jahren 1863, 64, 65, mir gegenüber wahren zu müſſen geglaubt; 
ih glaube, daß dies überflüſſig war. Ich erkenne meines Erachtens — 
ih habe Objektivität genug, um mich in den Ideengang des Abgeordneten: 
hauſes von 1862 bis 1866 vollftändig einleben zu können, und habe die 
volle Achtung vor der Entjchlofienheit, mit der die damalige preußijche 
Bolfsvertretung das, was fie für Recht hielt, vertreten hat. Daraus 
mache ich Niemand einen Vorwurf. Sie konnten damal3 nicht willen, mo 
meiner Anſicht nach die Politik fchlieglih hinausgehen follte; ich hatte 
auch Feine Sicherheit, daß fie faktiich dahin hinausgehen witrde, und Eie 
hatten auch das Recht, wenn ich e8 Ihnen hätte fagen können, mir immer 
noch zu antworten: uns fteht das Verfafjungsreht unſeres Yandes höher, 
al3 jeine ausmärtige Politit. Da bin ich weit entfernt geweſen, irgend 
Femandem einen Vorwurf daraus zu machen, oder bin es wenigftens jeßt, 
wenn auch in der Yeidenfchaft des Kampfes ich es nicht immer geweſen 
fein mag, und idy glaube, Sie werden mir gerechterweile das Zeugniß 
nicht verjagen können, daß ich meinerſeits in den zehn Jahren, die ſeitdem 
ind Yand gegangen find, nie, auch nicht in gereizten Diskuffionen, an den 
damaligen Konflikt erinnert habe. Ich habe meinerfeits alle Feindichaft 
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von damals vergeflen und ihr die volle Verjühnung der Landsmannſchaft 
und der gleichen Liebe zum Baterlande jubftituirt. Wenn das von anderen 
Seiten mir nicht in gleichem Maße entgegengetragen ift, jo ift das gerade 
da8 Bedauern, dem ich vorhin in einer vielleicht mißverftandenen oder 
unvolllommenen Weiſe Ausdrud gegeben habe. Wenn man an dem Aus- 
drud „Geſchenk“ ſich ftößt, jo habe ich damit nur jagen wollen, daß ich 
nicht glaube, daß in irgend einem anderen europäifchen Lande man fo viel 
Schwierigkeiten haben würde, dem Staate einen jo wohl gelegenen und 
erwünjchten Zufag zuzubringen. 

Ich möchte, da ich einmal das Wort habe, doch in Bezug auf die 
angeblihe Berjchlechterung der Finanzen noch ein Wort bemerken. Die 
lauenburgifhen Finanzen find außerordentlih gut und fie 
werden aud leberichiife ergeben, abgefehen von dem gro= 
Ben Bermögen, was dem Kreiſe als foldhem zugebilligt 
wird. — — — 

Das Land Lauenburg lieferte früher an Ueberſchuß an die däniſche 
Krone jährlich eine Summe, die, ſoviel ich mich erinnere, zwiſchen 150,000 
und 250,000 Thaler gewechſelt hat, — die baaren Ueberſchüſſe des Landes, 
die man gewiſſermaßen als die Civilliſte des Königs von Dänemarf be— 
trachten konnte. Durch die Theilung, die Se. Majeftät der König mit 
dem Lande über das Domanium vorgenommen hat, ift die Königliche Ci— 
pillifte von durchſchnittlich 200,000 Thaler jährlich auf den budgetmäßigen 
Ertrag von 34,000 Thalern jährlih, nämlih das Amt Schwarzenbed, 
reduzirt worden. Ge. Majeftät haben fi aljo mit circa 160,000 Thalern 
jährlich weniger begnügt, als früher. Daß Se. Majeftät dieje referpirte 
Eipillifte, die auf die Süter fundirt war und die den budgetmäßigen Ers 
trag von 34,000 Thalern trugen, fchlieglich nicht für fich felbft behalten, 
fondern mit als Dotation geichenft hat, das ändert in den finanziellen 
Berhältniffen Yauenburgs gar nichts; denn Niemand würde Sr. Majeftät 
al3 dem Herzog eine Bemerkung darüber machen können, wenn er fich bei 
diefem reichen Landesvermögen als Domanialantheil ein Hauspatrimoniun 
von nur 34,000 Thalern jährlich budgetmäßiger Revenlien rejernirte. ch 
erwähne dies ausdrüdlich, weil in den Volksverſammlungen auch darüber 
eine Menge Lügen verbreitet werden. Ich bin für diele Dotation, die 
mir im Sande von vielen Uebelmollenden vorgeworfen wird, ausſchließlich 
Sr. Majeftät dem Kaifer und Herzog zu Danke verpflichtet, der die Gnade 
gehabt hat, fie mir aus Seinem eigenen Bermögen zu übermeifen.“ 


(Der Gejegentwurf wurde in beiden Häufern in doppelter 
Berathung nad je 21 Tagen mit großer Mehrheit ge= 
nehmigt.) 


Die Eijenbahn- Vorlage. 
März. Gejepentwurf wegen Uebertragung der Eigenthums— 
und jonjtigen Nechte des Staates an Eijenbahnen 

auf das deutihe Neid. 


„S. 1. Die Staatsregierung ift ermächtigt, mit dem Deutſchen Reiche 
Verträge abzujchließen, durch welche 
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1) die gefammten im Bau oder Betriebe befindlichen Staat3-Eifen- 
bahnen nebft allem Zubehör und allen hinſichtlich des Baues oder Be— 
triebes von Staat3-Eifenbahnen beftehenden Berechtigungen und Berpflich- 
tungen des Staat gegen angemefjene Entf hädigung kaufweiſe dem Deutichen 
Reiche übertragen werden; 

2) alle Befugniffe des Staates bezüglich der Verwaltung oder des 
Betriebes der nicht in feinem Eigenthum jtehenden Eijenbahnen, fei es, 
daß diejelben auf Geſetz, Konzeffion oder Vertrag beruhen, an das Deutſche 
Reich übertragen werden; 

3) in gleihem Umfange alle a ie dem Staate an Eifenbahnen 
zuftehenden Antheils- und anderweiten Vermögensrechte — gegen ange= 
mefjene Entſchädigung — an das Deutfche Reich abgetreten werden; 


4) eben jo alle edge des Staats bezüglich der nicht in 
feinem Eigenthum ftehenden Eijenbahnen vom Deutfchen Reiche gegen ans 
gemefjene Vergütung übernommen werden, und 

5) die Eijenbahn-Auffichtsrechte des Staates auf das Deutjche Reich 
übergehen. 

8.2. Bezüglich der erwähnten Vereinbarungen bleibt die Genehmi- 
gung der beiden Häufer des Landtages vorbehalten.“ 


Ziel und Bedeutung der Eiſenbahn-Vorlage. 


26. April. Rede des Fürften Bismard bei der erften Berathung 
im Abgeordnetenhaufe. 


„sh kann mich darauf beſchränken, meine Stellung zu der Vorlage 
als Meinifter und als Kanzler Harzulegen und Ihnen die Vorlage felbft 
and Herz Ey legen. 

te Reichsverfaſſung giebt dem Verkehr im Deutſchen Reiche und 

den gefammten Angehörigen defjelben jehr werthvolle Verheißungen in Bezug 
auf die Behandlung der Eijenbahnen. Als Reichsbeamten liegt mir die Ber- 
antwortung für die auf Ausführung der Reichsgeſetze gerichtete Kaiſerliche 
Thätigkeit ob, von denen die Reichsverfaſſung das vornehmfte ift, und ich 
kann mich nicht zu der Höhe leichter Beurtheilung irgend eines wejentlichen 
Theild der Verfafjung erheben, die den Herrn Abgeordneten Richter bei 
feinen ſonſt jo fonftitutionellen Anfichten fennzeichnete, indem er von diefem 
wichtigen Theil der Verfaflung wie von einem todten Buchftaben und fo 
geringichäß, ſprach, daß ich als Miniſter mir doch nicht möchte zu Schulden 
mmen * von irgend einem Theile der preußiſchen oder der Reichs— 
verfaſſung in dieſem Tone zu ſprechen. Ich erinnere mich, daß damals, 
als die Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes zu Stande kam, weder von 
den Regierungen, noch von den Körperſchaften, die dabei mitwirkten, in dem 
Zone von diefem Abjchnitte der Berfafjung gefprochen wurde. Im Gegen- 
theil: man knüpfte daran große Hoffnungen, jedenfalls zu weit gehende 
Hoffnungen für die Zukunft an. Ich jelbft habe damals auch mehr — man 
muß ja immer erft die Entwidelung der Dinge beobachten, ehe man fie 
richtig erfennt — ich habe damals auch mehr auf die Fnitiative der Re— 
—— en gerechnet. Ich habe darauf gerechnet, daß die Regierungen die 

erpflichtung, die ſie hier übernommen haben: 
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„Die Bundesregierungen verpflichten fih, die deutichen Eifenbahnen 
im Intereſſe eined einheitlichen Verkehrs verwalten zu laflen* ernfter 
nehmen würden. Ich habe mid darin vollftändig getäufcht! 

Ich hatte dann geglaubt, daß die — des Reichseiſenbahn— 
Amts als eines — dem Mangel abhelfen könnte. Dieſe Er— 
fahrung hat aber nur gezeigt, wie ohnmächtig das Reich an ſich und wie 
ſtark der einzelne Staat it. Das Reichseitenbahn- Amt ift eine begut- 
achtende, berathende, bittende Behörde geworden, die fehr viel ſchreibt und 
thut, ohne daß ihr Jemand Folge leiftet, und der eine Beſchäftigung zu« 

efallen ift, bei der ich die ausgezeichneten Kräfte, die fich ihr gemidmet 
Bi, doh nur mit Mühe vor der Entmuthigung bewahren fann, mit 
der jede erfolglofe und angeftrengte Thätigkeit verbunden ijt. 

Ih habe demnächſt meine Soffnung al8 Kanzler zur Verwirklichung 
diejes Theil der Verfaſſung auf ein Eifenbahngefeg gerichtet gehabt. 
Es ift vorher jhon davon gejprocdhen, auf melde Schwierigkeiten deſſen 
Zuftandelommen geftoßen ift; mur ift e8 ungerecht, diefe Schwierigkeiten 
allein der Königlich ſächſiſchen Regierung zuzufchieben; e8 find andere Res 
gierungen, und dabei die unfrige, auch betheiligt. 

ie Thatſache ift immer geblieben, daß der faktifche Einfluß des 
preußifchen Handels-Minifteriums auf die gefammte Entwidelung und Ge— 
ftaltung des deutſchen Eifenbahnmejens ein ftärkerer ift, als der des Reichs— 
minifteriums trog Allem, was darüber in der Berfaflung fteht; e8 hat 
eben das Recht der territorialen Auffiht mit feiner Exekutivgewalt und 
der Befig eines großen Eiſenbahnkomplexes, der eine mag— 
netifhe Einwirkung auf andere Schienenwege ausübt, doch 
als jehr viel ftärfer fich erwiejen, als die theoretifchen Ver— 
fajfungsredhte, die dem Reiche verliehen worden find. Diejen 
Zuftand zu befämpfen ift eine Pflicht, die mir ald Reichskanzler obliegt. 

Wir find in Bezug auf den Eifenbahnverkehr in eine Page gerathen, 
wie fie fonft feit dem Mittelalter Deutjchland nicht eigenthümlich war. 
Wir haben in ganz Deutichland, glaube ih, 63 verjchiedene Eijenbahn- 

rovinzen — das ift faft zu wenig gejagt, fie find jelbitftändiger als 
— Eiſenbahnterritorien möchte ich ſagen — von denen vielleicht 
40 auf Preußen kommen werden. Jede dieſer territorialen Herrſchaften 
iſt num mit den mittelalterlichen Rechten des Stapelsrechts, des Zoll- und 
Geleitwejend und Auflagen auf den Berfehr nah Willlür zu Gunften 
ihres Privatjädeld volftändig ausgerüftet, ja felbft mit dem Fehderecht. 
Daß diefe Zuftände nicht dem Ideale entjprechen, das die Reichsverfaſſung 
aufjtellt, daß fie das nicht einmal in Preußen thun, dem kann, glaube ich, 
nur dadurch abgeholfen werden, daß auch in Preußen ein anderer 
Weg der Abhülfe als bisher verfucht würde, wenn der Ueber— 
gang an daß Reich nicht ftattfände. ch halte die enge 
dazu nicht in der Hauptjache beftimmt, ein Gegenftand finanzieller Kon⸗ 
furrenz zu fein, um das Höchftmögliche herauszuſchlagen; die Eiſen— 
bahnen find nah meiner Ueberzeugung viel mehr für den 
en des Verkehrs als für den Dieaft der Finanzen be» 
immt. 

Die nichtpreußifchen Bahnen, welche Privatbahnen noch find — es 
find deren jehr wenige — werden mwahrfcheinlich in kurzer Zeit von den 
betreffenden Staaten erworben werden; die nichtpreußiſchen Staats— 
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bahnen aber find in fehr guten Händen, fie dienen bereit3 in 
der Hauptfahe dem dffentlihen Verkehrsintereſſe, nebenher 
den Finanzintereffen diefer Staaten, alfo jedenjall& öffentlihen Zwecken. 
Es ift der Uebelftand der PBrivatbahnen, daß ein von dem Staat ver- 
liehenes Privilegium und nur dur die Staatshilfe außgebeutetes — man 
fann jagen, ein verliehene® Monopol — für Privatinterefien und Privat 
repenuen rechtmäßig ausgebeutet wird. Das findet bei den Staatsbahnen 
nicht ftatt, und es war eine ungerechte und übertriebene Befürchtung, dıe 
man bat laut werden laffen und die wahricheinlich nicht laut geworden 
wäre, wenn man abgemwartet hätte, bis wirklich öffentlih fundbar war, 
was mir eigentlih wollten. Ja, ich ſehe auch in diefen Befürchtungen 
einen geringeren Glauben an Recht und Gerechtigkeit in Deutſchland, als 
ich habe. 

Ich bin vielleicht nicht Jurift genug, aber nah meiner Ueber— 
zeugung wären mir gar nicht in der Möglichkeit, den anderen 
Staaten wider ihren Willen ihre Staatsbahnen zu nehmen. 
Die gejeglihe Kompetenz in Artikel 4, daß das Eifenbahnmejen der Ge— 
feßgebung und Aufjiht der Staaten unterliegt, reicht meines Erachtens 
doc jo weit niht. Juriſtiſch unmöglich Icheint es mir, daß mir 
ein Reihögejeg machen, nah welchem es hieße, Sadjen ſoll 
ſeine Eiſenbahnen, ſein Eigenthum an denſelben an das 
Reich abgeben. So weit habe ich die Reichskompetenz nie 
ausgelegt, ich begreife daher nicht, welche Quelle dieſe Be— 
fürchtungen, wenn ſie aufrichtig ſind, in den einzelnen 
Staaten haben konnten. 

Man kann ja fragen, warum wir Ihnen überhaupt die Vorlage 
machen, da die Regierung felbftftändig befugt gemejen wäre, mit dem 
Reiche zu unterhandeln, und wenn fie zu einem Abjchluß gelangt, Ihnen 
dann die Abmachung zur Genehmigung oder zur Berwerfung vorzulegen. 
Nun, meine Herren, dazu, glaube ich, ift die Sache doch zu wichtig, als 
daß die Regierung von ihrer Machtvollkommenheit in diefer Weife hätte 
Gebrauch machen follen. ch glaube, e8 würde bei den meijten von 
Ihnen doch einen gewiffen Eindrud von Nichtahtung gemacht haben, 
wenn die Regierung in einer fo wichtigen Frage, wo ein fo großes Eigen 
thum des Staates zum Kaufe angeboten wird, vorginge, ohne fich vorher 
durh die Stimmung der VBolfsvertretung und der gejeggebenden Körper—⸗ 
haften einigermaßen zu vergemifjern, ob fie auch ficher tft, im Einklang 
mit ihnen zu handeln. Die Jnitiative muß dabei ja natürlich von dem, 
dejlen Eigenthum verkauft werden fol, ausgehen, Unfere Stellung gegen 
über dem Reiche iſt auch eine ganz andere, wenn wir, geftärft durch 
das Botum diejer Berfammlung, der nädhft ſchwerwiegenden 
im Deutſchen Reih, dem Reihe gegenübertreten. Das zeigt, 
wie wichtig und nothwendig e8 war, daß wir Ihre Unterftügung hierbei 
nahgejucht haben, und wieviel davon abhängt, ob Sie uns dieſelbe be= 
willigen oder vorenthalten. Ich hoffe das Erftere, damit ein erfter Schritt 
auf einer Bahn gejchehe, die wohl bei meinen Lebzeiten, ich lann wohl 
jagen, bei unjeren Yebzeiten, nicht ganz zu Ende gegangen wird. Aber 
mag die Entwidelung noch fo langjam fein, unter noch jo großen Kämpfen 
vor fich gehen, was ıjt denn Wichtiges jemals anders zu Stande gelommen 
ald mit Kämpfen und gerade durch Kämpfe? — mögen dieje noch jo 
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groß, mögen fie noch fo fchmwierig fein, wir werden im Bemwußtfein des 
guten Zieles, das wir verfolgen, nicht davor zurüdichreden, und werden 
auch nicht erlahmen und entmuthigt werden, meil ich überzeugt bin, daß, 
wenn eined am fich” richtigen Bedantens fih bei und die öffentliche 
Meinung einmal bemädtigt hat, er nit eher von der Tagesord- 
nung verfhmwinden wird, als bis er ji verwirklicht arg als 
bi3 mit anderen Worten die Reichsverfaſſung, als dejjen Ver— 
treter ih vor Ihnen ftehe, zu einer Wahrheit wird aud in 
ihrem Eijenbahnartifel.” 


Bei der zweiten Leſung (am 29.) wurde der erjte (ent= 
ſcheidende) Paragraph des Entwurfs mit 206 gegen 165 
Stimmen angenommen. 


Der Uebergang der preußilhen Bahnen an 
das Reich und die Interejjen Preußens. 


18. Mai. Aus der Rede ded Fürften v. Bismard im Herrenhaufe 
(nach einer Rede des Herrn von Kleiſt-Retzow). 


„Der Herr Vorredner hat ſich die Befämpfung der Vorlage, wie das 
ja au an anderen Orten und außerhalb der parlamentarifchen Verſamm⸗ 
lungen gejchehen ift, dadurch erleichtert, daß er ihr eine bedeutendere Trag- 
meite und meiteren Umfang gegeben hat, als fie nah ihrem Wortlaut 
überhaupt hat. Er hat zwei Heihen Gründe aufgezählt, die ihn beftimmen, 
dagegen zu votiren, zuerft die Sorge, daß die armen Landestheile in Zu— 
funft von Seiten des Reichs die Pflege nicht haben würden, die fie bisher 
von Seiten de3 preußijchen Staatd gehabt haben. Das glaube ich auch nicht, 
daß das Reich ſich dazu verpflichtet fühlen wird, ift auch nicht feine Auf: 

abe. Warum aber der preußifhe Staat in feiner Geſammtheit nicht 
näterbin, wenn er die Nothwendigfeit oder Nützlichkeit anerkennt, diejelbe 
Fürforge für feine ärmeren Yandestheile auß dem gemeinfamen Säckel 
aller Provinzen üben follte, die er bisher geübt hat, warum er allen feinen 
ee en aus eigenen Mitteln nicht auch ferner follte helfen follen, 
und ebenjo bereitwilligft wie bisher, das jehe ich nicht ein; das bleibt 
dem preußifchen Staate unbenommen. Der Herr VBorredner wünſcht, daß 
der preußifche Staat diejelbe Ausbildung des Eifenbahnauffichtsreht3 und 
feiner materiellen Hülfsmittel in die Hand nehme, die wir hier dem Reiche 
zuführen wollen; ich fann nicht erfehen, wie er dabei gleichzeitig das Ar- 
gument des Mißtrauend in die Schranken hat führen können, von dem 
die übrigen Bundesftaaten Preußen gegenüber erfüllt fein würden, wenn 
die preußifchen Bahnen in den Händen des Reichs wären. Dies Miß— 
trauen würde viel ftärfer berechtigt fein, wenn der ganze gewichtige Kom- 
pler einer Baſis von ftaatlihem Einfluß ausfchlicklie in den Händen 
Preußens bliebe und dort ausgebeutet würde im einfeitigen preußifchen 
Interefie. Das ift ja eben, mas ich vermeiden möchte, daß ein einzelner 
Yundesftaat, der ſchon bevorrechtigt ift durch die große Ausdehnung, durch 
Fürft Bismard. II. 52 
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die Thatſache, daß fein Souverän zugleich der Kaifer ift, und der durch 
feine geographifche Yage genöthigt jein würde, die Konfolidation feiner 
Eifenbahnverhältniffe im Berein mit einer Anzahl Hleinerer norddeutjcher 
Staaten zu fuchen, dur diefe Konjolidation Preußen noch wieder ein 
neues DVorgemwicht im Reiche erwirbt. — 

Der ee Borredner hat dann gefürchtet, daß das Reich in diefen 
Eifenbahnen einen Befig ermwerbe, deffen Rentabilität von Jahr zu Fahr 
mehr zurücdgehen werde, daß der allgemeine Rentenrüdgang dann auch 
für Preußen zu befürchten ſei. Auch diefe Befürchtung ift geknüpft an 
die unrichtige Llebertreibung der Vorlage, die Borausfegung, als wollten 
wir die gefammten Eifenbahnen Deutſchlands erwerben; denn wenn diefe 
irrthümliche und durd die Vorlage in keiner Weife gerechtfertigte Voraus 
jegung nicht dabei gemacht wäre, jo würde der Herr Vorredner ſich doch 
jelbft den Einwand haben machen müfjen, daß die Gefahren dieſes Ren— 
tenrüdgangs, von Preußen in Bezug auf feine Staatsbahnen, vom Reiche 
in Bezug auf feine bisher von ihm befeffenen Reichsbahnen im Reichs— 
lande jo wie jo getragen werden müſſen. 

Daß die Rentabilität der Eifenbahnen im Allgemeinen ftet3 zurüd- 
ichreitet, ift ja eine befannte Thatjache, die fich in allen Ländern beobachten 
läßt, und nicht bloß bei ung. Es ift dies eine natürliche Folge der Ber- 
vielfältigung. der Linien zwifchen zwei Punkten, des Irrthums, daß die 
Konkurrenz in Eijenbahnlinien den Verkehr mwohlfeiler macht. 

Der * Vorredner hat weiter in dem früheren Abſchnitt ſeiner 
Rede ging, daß der Verſuch noch nicht gemacht jei, einen jo großen Kom— 
pler von Eijenbahnen aus einer Hand zu bewirthſchaften. Nun, was dieje 
Vorlage betrifft, fo ift ja im derjelben der Verſuch fort und fort bereits 
gemacht, die preußifche Regierung bewirthſchaftet denjelben Kompler, der 
an das Reich übergehen ſoll; ob ihn das Reich und wie weit es ihn ver- 

rößern will, da8 haben wir hier nicht zu erörtern, darüber wird das Reich 

beichlieken. wenn es fich überzeugt haben wird, daß es im Stande ift, 
einen jo großen Kompler zu bewirthichaften und zu überfehen, und daß 
es vielleicht im Stande ift, ihm eine ähnliche Einrichtung zu geben, wie 
bei der Poft, die auch bei uns Heut zu Tage eine große Ausdehnung, 
eine umfaffende Berwaltung hat, von der wir in unferer Jugend zu der 
mit Freude begrüßten Zeit Nagler’8 und noch nichts träumen ließen, mo 
wir doc jchon der Meinung waren, daß eine recht volllommene, ausge- 
dehnte und ſchwer zu überjehende Ausdehnung vorhanden jei. Ich glaube, 
daß die Zahl der ee D., die jeßt zu übernehmen jein 
würde, die der Poftbeamten, die das Weich bereits hat, höchftens um 30 
bis 50 Prozent überjteigen würde. 

Wenn in anderen Yändern bisher ein fo großer Berwaltungstompler 
nicht eriftirt, jo kann uns doch eine Umſchau in der Eissuankee 
überzeugen, daß fein anderes Reich davor zurüdfchredt, im Ge— 

entheil alle dem Ziele zuftreben dadurd, daf fie, was nur 
Bei uns unterlajfen wurde, daß fie jich alle das Heimfallsrecht 
für fämmtllihe Eifenbahnen ftipulirt, und namentlich das fran- 
zöſiſche Syſtem, wo nah 90 Fahren nad der Konzeſſion alle Bahnen 
dem Staat anheimfallen, angenommen haben. Aber nicht nur auf das 
franzöfifche Reich, fondern, wie ich glaube, auch auf Defterreih und auf 
Italien erftredt fich diefer Zuftand als etwas gejeglich Erftrebtes, als 
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etwas, was die Staatsmittel fofort zu erreichen nicht erlaubten, was die 
edachten Länder fich aber durch die Gefeggebung haben fichern mollen. 

a8 einzige Land, welches in diefer Beziehung unter allen andern euro« 
päifchen großen Ländern keine Vorkehr getroffen hat, ift befanntlich Eng- 
land, und dort find mir von ſehr einflugreichen und bedeutenden Staatd« 
männern mannigfahe Sorgen und ein lebhafte® Bedauern über dieſe 
Situation wiederholt —— worden. Angeſehene engliſche Staats- 
männer haben mir geſagt: bei uns beſteht leider die Befürchtung, daß 
es ſchon zu ſpät ſei, den Uebergang der Privatbahnen in die Hände des 
Staates zu bewirken; von der Nothwendigkeit und Nützlichkeit, daß es geſchehe, 
find wir Alle überzeugt. Wir glauben deshalb, daß es zu ſpät ıft, meil 
die Macht der Eifenbahn-Direktionen in den Wahlen und in dem Par- 
lamente ſchon zu ftarf geworden ift, ald daß die Negierung ohne ein ver- 
fafjungswidriges Verfahren fie brechen fünnte. Die Intereffen daran werden 
aber jo wichtig gehalten, daß mir gejagt ift, als vor wenig Jahren 
die nur noch wenigen aber jehr mächtigen Eifenbahn-Gefellihaften, zu 
welchen die urfprünglihe Mafje der englifhen Unternehmungen fich fon= 
folidirt hat, damit umgingen, fid in eine einzige zu verfchmelzen, um 
einen einzigen Direktor an ihrer Spiße zu haben — gemifjermaßen einen 
Eifenbahntönig — die Regierung darin eine ſolche Gefährdung des Staats- 
wohles erblidt hat, daß fie außeramtlich die Eiſenbahngeſellſchaften mit 
etwas in England jo ziemlich Unerhörtem bedroht habe: daß fie dann 
u Mitteln greifen müßte, deren Berfafjungsmäßigfeit zweifelhaft fein 
Önnte, um daß zu verhindern. Sie wäre aber überzeugt, daß fie die 
Öffentliche Meinung und das Bolt von England dabei für fi haben 
würde, aber in Folge diefer Drohung ift dieje Fuſion, wie mir gemeldet 
wurde, unterblieben. Sie ſehen aljo, daß bei einer fo intelligenten, prafs 
tifhen, auf die Freiheit der Entwidelung jedes mit der Sicherheit des 
Staates verträglichen Unternehmens fo eiferfüchtigen Nation diefelbe Ueber: 
zeugung herrſcht, daß man fich dort nicht fürchtet vor der kolofjalen Auf: 
gabe, ſaͤmmtliche englifhe Eifenbahnen in Regierungsvermwaltung zu nehmen, 
und das zeigt doch, daß unfer Unternehmen bier nicht für ein jo unge— 
beuerliche8 und auffällige im Auslande und von anderen Regierungen 
gehalten wird.“ — — 


Der Gejepentwurf wurde im Herrenhaufe (am 20. Mai) 
mit 60 gegen 31 Stimmen genehmigt. 


April. Rücktritt des Präfidenten des Reichöfanzler- Amtes Staatd- 
Miniſters Delbrüd. 


26. April. Aeußerung ded Fürften Bismard im Abgeordneten» 
hauſe 
(in Folge einer Andeutung des Abg. Richter). 
„Ich will eine irrthümliche . berichtigen, die den allgemein 
beflagten Rüdtritt des Minifter8 Delbrüd betrifft. Es ift durchaus un« 
52* 
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richtig, und auch nicht ein Schatten von Wirklichkeit liegt dafür vor, wenn 
man dieſe beflagenswerthe Aenderung in unferem Perjonalbeftande mit 
irgend einer politifchen und fachlichen Frage in Verbindung bringt. Daß, 
wie an jedes Ereigniß, fo auch am diefes die tendenziöfe Erfindung, die 
politiſche Ausihmüdung, das Senfationsbedürfniß * hängen würden, 
war ja vorauszuſehen; ich kann aber verſichern — und ich würde es nicht 
verſichern dürfen, wenn ich nicht ſicher wäre, daß das Zeugniß des Herrn 
Miniſters Delbrück das meinige bekräftigen wird — daß zwiſchen ihm 
und Sr. Majeſtät dem Kaiſer, zwiſchen ihm und mir auch nicht ein 
Schatten von einer Meinungsverſchiedenheit über irgend eine 
der ſchwebenden Fragen zu Tage getreten iſt. 

Der Miniſter Delbrück hatte, wie ihnen Allen bekannt iſt, in ſolchen 
Fällen den Muth ſeiner Meinung und verſchwieg ſie nicht. Wir ſind oft 
verfchiedener Anſicht geweſen, und da es ſich meiſt um Dinge handelte, 
die er beſſer verſtand als ich, ſo bin ich ſehr oft in der Lage geweſen, 
ſeiner beſſeren Einſicht nachzugeben; er würde alſo, wenn er in irgend 
einer wichtigen Sache, wie beiſpielsweiſe in der Eiſenbahnfrage, mit mir 
anderer Meinung geweſen wäre, nicht ſtillſchweigend das Schlachtfeld ge— 
räumt haben, ſondern er würde ſeine abweichende Meinung ausgeſprochen 
haben. Ich habe mit ihm 25 Jahre lang gemeinſchaftlich gearbeitet und 
10 Jahre lang in kollegialiſchen Verhältniſſen; wir ftanden in folden Be— 
ziehungen, daß er wußte, daß jede, aud die bedeutendfte Frage 
von mir eher vertagt worden wäre, als daß ich fie zum Anlaß 
feines RüdtrittS werden ließ; darüber war er vollftändig Elar. 
Es ift eine eigenthümliche Neigung, die natürlichen Urſachen der Dinge 
u verſchwemmen und nach Ffünftlichen, namentlich nach folcdhen, die man 
—* ſeine politiſchen und Parteitendenzen verwerthen kann, zu ſuchen. 
Nichts iſt natürlicher, als daß Jemand, auch mit der ungewöhn— 
lichſten Arbeitskraft, man kann ſagen, mit der mehrerer bes 
gabter Männer ausgerüftet, bei dem Uebermaß von Arbeit, 
das er zehn Jahre auf fih genommen hat, beiden Erfhwerungen, 
die ihm dabei gemadt find, und nicht am allerwenigften von 
denen, die jegt ihr vielleicht aufrihtiges Bedauern über feinen 
Nüdtritt fund geben, — daß dadurch die folidefte und elaftifchfte 
Arbeitskraft aufgerieben wurde. Daß die Verdächtigungen und 
fränfenden Jnfinuationen, denen diefer ausgezeichnete Beamte ausgeſetzt 
geweſen ift, micht gerade dazu beigetragen haben, ihm die abftumpfenden 
ermüdenden Wirkungen der Arbeit zu mildern, das liegt auf der Hand. 

Ih habe das vorausfhiden wollen, um denjenigen Nednern, die 
etwa nachher noch wiederum den Minifter Delbrüd und feinen Rücktritt 
ind Gefecht führen wollen, von Haufe aus diefe Mühe zu eriparen; fie 
würden, wenn fie es dennod thun, entweder bewußt die Unwahrheit reden, 
oder mich einer ſolchen beſchuldigen.“ 


Mai. Berufung ded Großherzoglich heifiichen Minifter- Präfidenten, 
Bevollmächtigten beim Bundesrathe Hofmann zum Prä- 
fidenten des Reichöfanzler= Amtes. 
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Juni. Ernennung des Staatöjecretaird im Auswärtigen Amte 
von Bülow und des Präfidenten ded Reichskanzler-Amtes 
Hofmann zu Staatd-Miniftern und Mitgliedern des 
preußiihen Staatd- Minifteriums. 


Mitte Juni. Reife des Fürften Bismard zur Kur nad Kiffingen. 


Glückwunſchſchreiben des deutihen Kaijerd an 
den Präfidenten der Bereinigten Staaten Nord-Amerifas 
zur hundertjährigen Zubelfeier der Vereinigten Staaten. 


„Großer und guter Freund! 

Es iſt Ihnen befchieden, die hundertjährige Feier des Tages zu be- 
eben, an welchem das große Gemeinmwefen, an deſſen Spitze &ie ſtehen, 
in die Reihe der unabhängigen Staaten eingetreten iſt. Was die Be— 
— deſſelben in weiſer Benutzung der Lehren der Geſchichte der 
taatenbildungen und mit weitem Blick in die Zufunft geordnet, hat ſich 
in einer Entwidelung ohne leihen bewährt. Sie und das amerifanijche 
Volk darüber zu beglüdwünfchen, ift Mir eine um fo größere Freude, als 
feit dem — * e, welchen Mein in Gott ruhender Ahnherr, 
König Friedrich II., — Andenkens, mit den Vereinigten Staaten 
geſchloſſen hat, jederzeit eine ungetrübte Freundſchaft zwiſchen Deutſchland 
und Amerika beſtanden und ſich durch die immer zunehmenden Beziehungen 
beiderſeitiger Angehörigen und in einem immer fruchtbareren ——— 
auf allen Gebieten des Verkehrs und der Wiſſenſchaft entwickelt und be— 
feftigt en Daß die Wohlfahrt der —“ Staaten und die Freund—⸗ 
(haft eider Völker auch ferner mit einander wachſen mögen, ıft Mein 
aufrichtiger Wunſch und Meine zuverfichtliche Hoffnung. Empfangen Sie 

die erneuerte Berficherung Meiner vorzüglichen Achtung. 

Wilhelm. 
gegz. von Bis marck.“ 


43. Yon der Heichstagsfeffion 1876, 


(30. Oktober bis 22. Dezember.) 


1876. 30. Dftober. Aus der Eröffnungdrede des Reichs— 
fanzleramtd-Präjidenten Hofmann. 


„Die Angelegenheiten, welche in der beginnenden Seffion der Erles 
digung harren, And nicht zahlreih. Aber an Wichtigkeit werden Ihre 
bevorftehenden Verhandlungen hinter den Berhandlungen früherer Seffionen 
nicht zurücbleiben. 

Hauptfächlich wird Ihre Thätigkeit durch die Berathung der Gefeg- 
entwürfe über die Gerichtsverfaſſung, daß Verfahren in bürger- 
lichen Redhtsftreitigfeiten und in Straffadhen, fowie des Entwurfs 
einer Konkursordnung in Anfprud genommen fein. 

Mit gerechtfertigter Spannung fieht die Nation der Entfcheidung der 
Brage entgegen, ob es gelingen wird, dieſes für die einheitliche Rechts— 
entwidelung Deutſchlands jo bedeutjame Gefeßgebungsmerf, an welchem 
feit einer Reihe von Jahren ſchon gearbeitet wird, vor dem Ablaufe der 
gegenwärtigen Pegislatur= Periode zu Stande zu bringen. 

Die Schwierigkeiten, welche fih einem ſolchen Gelingen in den Weg 
ftellen, find nicht gering. In zahlreichen und zum Theil ſehr wichtigen 
Punkten weichen die Anträge der von Ihnen eingefegten Kommiffion, ins» 
befondere zu dem Gerichtöverfaffungsgefeg und zu der Strafprozeßordnung, 
bon den efehlüffen der verbündeten Regierungen weſentlich ab. 

Wenn die verbündeten Regierungen gleihmwohl an der Ueberzeugung 
fefthalten, daß eine glüdliche Löſung der großen Aufgabe, welche der be» 
ginnenden Seſſion hinfichtlid der Juſtizgeſetze geftellt ift, möglich fei, fo 
geſchieht es in dem Vertrauen, daß Sie, geehrteſte Herren, bei Berathung 
jener Entwürfe das Intereſſe einer ſichern und unbehinderten, das allge— 
meine Wohl wirkſam ſchützenden Ausübung der Rechtspflege im Auge be— 
er werden. Die verbündeten Regierungen dürfen hoffen, daß der 

eichötag dem, was in der fo eben bezeichneten Richtung für unerläßlic 
erfannt werden muß, feine Zuftimmung nicht wird verfagen wollen. — — 

Die auswärtigen Beziehungen Deutfchlands entfprechen, un— 
gr der augenblidlihen Schwierigkeiten der Lage, dem friedfertigen 

barakter der Politit Seiner Majejtät des Kaiſers. Das angelegentliche 
Beftreben Seiner Majeftät ift unabänderlich darauf gerichtet, gute Bezie— 
— mit allen Mächten und insbeſondere mit den Deutſchland nach— 
arlich und geſchichtlich näher ſtehenden zu pflegen, und auch unter —— 
den Frieden, ſofern er bedroht werden Ale, durch freundfchaftliche Ver⸗ 
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mittelung zu erhalten. Was aber die Zukunft auch bringen möge, — 
Deutjchland darf ficher fein, dag das Blut feiner Söhne nur zum Eu 
feiner eigenen Ehre und jeiner eigenen Intereſſen eingefegt werden wird, 
Der Drud, welder auf Handel und Berkehr nicht blos in Deutfch- 
land, ſondern aud in den meilten andern Ländern jchon feit geraumer 
Zeit Taftet, ift Gegenftand der unausgefegten Aufmerffamteit der verbüns- 
beten Regierungen. Eine unmittelbare und durchgreifende Abhülfe liegt 
bei der Allgemeinheit der obmaltenden Uebelftände und nad der Natur 
derjelben nicht in der Macht eines einzelnen Landes, wie lebhaft immer 
der gute Wille und die Bethätigung deffelben bei denen fein mag, die an 
feiner Spige ftehen. Wohl aber wird e3 al3 die Aufgabe der deut- 
hen Handelspolitik zu betrachten fein, von der heimiſchen In— 
duſtrie Benadhtheiligungen abzumenden, welde ihr durd 
die Zoll» und Steuer-Einrihtungen anderer Staaten bereitet 
werden. Auf diefes Ziel wird die Raiferliche Regierung namentlich bei 
den bevorftehenden Unterhandlungen über die Erneuerung von Handels» 
— hinzuwirken bemüht ſein. 
ährend der vergangenen Monate find Seiner Majeftät auf Aller— 
höchſtderen Reifen in u re Theilen des Reichs mannigfache Be— 
weife der mwärmften Sympathien von Seiten der Bevölkerung entgegen- 
— worden. Bon Seiner Majeſtät bin ich beſonders beauftragt, an 
iefer Stelle Allerhöchftderen Dank und innige Befriedigung darüber aus: 
ufprechen. Seine Majeftät haben aus ſolchen Kundgebungen aufs Neue die 
—— Gewißheit geſchöpft, daß die durch das Reich begründete Einheit 
Deutſchlands in dem Herzen der Nation tiefe Wurzeln geſchlagen hat. 
Daß das Reich ſeiner verfaſſungsmäßigen Aufgabe, das Recht zu 
ſchützen und die Wohlfahrt des deutſchen Volkes zu pflegen, ſich immer 
mehr gewachſen zeige, daß es fich immer mehr als feſtes Bollwerk des 
Friedens nad) Auben und im Innern ermweife, dazu werden, jo Gott will, 
auch die Verhandlungen der bevorftehenden Seffion des Reichstags das 
ihrige beitragen.“ 


21. November. Rückkehr des Fürften Bismard von Barzin 
nad Berlin. 


5. Dezember. Rede ded Fürften Bismarck über Deutihlands 
Stellung zu Rußland und zur orientalijden 


Frage (I. jpäter). 


6. Dezember. Ablehnung der Theilnahme an der Parijer 
Weltausſtellung. 


Notiz der „Provinzial-Correspondenz.“ 


„Der Bundesrath hat am 6. Dezember einftimmig befchloffen, daß eine Be- 
theiligung bes Deutſchen Reiches an der im Jahre 1878 zu Paris zu veranftal- 
tenden Weltausftellung und eine Bewilligung von Gelbmitteln zu diefem Zwecke 
nicht ftattzufinden babe. Es ift diefer Beichluß die Folge allfeitiger reiflicher Prü- 
fung gewejen, an welcher auch bie öffentliche Meinung jeit Monaten regen Antheil 
genommen bat. 

Die im Monat April an das Auswärtige Amt gelangte Aufforderung ber 
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franzöfifhen Regierung war von dem Reichskanzler-Amte den einzelnen verbün⸗ 
beten Regierungen mit dem Anbeimftellen mitgetheilt worben, ſich zumächft über 
die Stellung zu vergewiffern, welde bie betheiligten induftriellen Kreije zu ber 
Frage einnehmen und unter Erwägung bes Ergebniffes biefer Ermittelung bie 
eigene Meinung feftzuftellen. 

Aus den von den einzelnen Negierungen veranlaßten Erhebungen bat ſich 
ergeben, daß in ben inbuftriellen Kreifen die Ausficht auf eine fo nahe Wieber- 
bolung einer allgemeinen Weltausftellung faft durchweg als eine höchſt uner« 
wünſchte erfannt wurde, und daß felbft diejenigen Stimmen, welche ſich für bie 
Beihidung der Ausftelung ausfprehen zu müffen glaubten, hierbei nicht ſowohl 
ber Heberzeugung von einem erheblichen pofitiven Intereffe der Inbuftrie, als ber 
Meinung von einer Art Ehrenpflicht folgten. Eben deshalb glaubten fie aud 
annehmen zu bürfen, baf die gelammten erheblichen Koften ber Betheiligung von 
dem Reiche getragen werden müßten. 

Unter biejen Berbältniffen bielt der Bunbesrath e3 für geboten, bei ber 
Entiheibung über die Betheiligung des deutſchen Reiches an ber beabfichtigten 
Beranftaltung, über deren Angemeffenbeit und Zeitpunkt eine vorherige Berftän- 
bigung nicht ftattgefunden batte, feinerfeits lediglich das Intereffe ber beutichen 
Induftrie ſelbſt als maßgebend zu erachten, und demgemäß fich gegen die Bethei- 
ligung auszuſprechen.“ 


(Auf Grund eines jpäteren Beſchluſſes erfolgte die Be— 
theiligung der deutichen Kunft an der Parijer Ausftellung.) 


Die großen deutſchen Juſtizgeſetze. 
„Provinzial» Eorrespondenz“ vom 15. November. 


„Der Reichstag fteht nunmehr unmittelbar vor ber Erledigung ber bebeut- 
famften und umfaffendften Aufgabe, welche ber nationalen Bertretung bisher ge» 
ftellt war: es gilt, eine ber wichtigften Seiten des gefammten ftaatlichen Lebens, 
die öffentliche Rectiprehung in ihren Einrihtungen und Formen einheitlich für 
das ganze Deutiche Reich zu regeln und damit dem gemeinjamen nationalen Be» 
wußtlein eine ber wichtigften Grundlagen und Bürgfchaften zu fichern. 

Schon im Norbbeutichen Bunde war bieje Seite ber nationalen Gejetge- 
bung in Angriff genommen, damals jebod in ber Beſchränkung auf das Berjabren 
in Civilfahen, — feit Begründung bes Deutjchen Reiches ift die Löſung der Auf- 
gabe in ihrem vollen Umfange vorbereitet worden. 

Die Thronrede des Kaifers vom 29. Dftober 1874 konnte dem Reichstage 
das Ergebnif der Vorarbeiten Seitens der verblindeten Regierungen in folgenden 
Worten ankündigen: 

„Bier Geje- Entwürfe: Ueber die Verfaffung der Gerichte, über das Ci- 
vilverfahren, über das Strafverfahren unb über das Konkursverfabren follen bie 
feit Jahrzehnten von den Rechtſuchenden als Bedürfniß erfannte und von dem 
Rechtskundigen erfirebte Einheit des Gerichtsverfahrens verwirklichen unb durch 
dieſe Einheit unjerm Baterlande ein Gut gewähren, welches andere Länder längft 
befigen und welches wir nicht länger entbehren fünnen. — Die Entwürfe, welche 
Ihnen zugeben, find die Frucht mühſamer Vorarbeiten, an welden bie Rechts- 
wiffenfchaft, ber Richterftand, die Anwaltichaft und der Hanbdelsftand aus allen 
Theilen Deutihlands mitgewirkt haben; fie wollen, an bewährte Einrichtungen 
anfchließend, den Forberungen bes Lebens, wie ſolche die Entwidelung des Ber- 
febrs zum Ausdruck gebracht hat, und ben durch Erfahrung gereiften Forderungen 
ber Wiffenjchaft, gerecht werben.” 

ALS die Vorlagen am 24. Novbr. 1874 zur erften Berathung im Reichstage 
gelangten, nahmen zunächft die brei Yuftiz- Minifter von Preußen, Bayern und 


825 
1876. 


Württemberg das Wort, um ſich Über ben Geift unb bie Bebeutung der Entwürfe 
im Sinne der Bundesregierungen auszuiprecen. 


Der preußiſche Bundesbevollmädtigte, Minifter Dr. Leonhardt, fprad 
über die Gefegentwürfe in ihrem Zuſammenhange und insbefondere über das 
Gerichtsverfaſſungs-Geſetz. Er ſchloß mit folgenden Worten: 


„Schwierig ift die Aufgabe, die Ihnen geftellt ift, jo ſchwierig, wie fie ber 
Reichsgeſetzgebung bislang noch nicht geftellt war und aller menjchlihen VBoraus- 
fegung nad jo nicht wieder geftellt werben wird. — — — Wer bie Gefeß- 
entwürfe unbefangen prüft, wird nicht wohl verlennen fünnen, daß fie einen be- 
deutenben Fortſchritt in der Geſetzgebung bilden; es hanbelt fich nicht um leichte 
Arbeit, fondern um die reifen Früchte der ernfteften Geiftesthätigleit. Vollendet 
find bie Geſetzentwürfe nicht, denn Vollendetes zu jchaffen, ift ben Geſetzen nicht 
möglich; auch foll nicht behauptet werden, daß fie das erweisbar Befte enthalten. 
Denn bie — Hl ce arg ift in einer anderen Lage als bie des Einzel» 
ftaates. Die Mannigfaltigkeit der Berbältniffe ift jo groß, daß es kaum möglich 
ift, diefelben in ihrer wollen Bedeutung zu erfennen und zu würbigen, insbejon« 
bere auch nach dem Gefihtspunft, ob fie den berechtigten Anfpruch auf Forteriftenz 
baben. — — — — Ich bin überzeugt, daß unter Sonen auch nicht ein Einziger 
ift, welcher den Inhalt der Gejegentwürfe durchweg billigt. Darin befinden Sie 
fih in ber gleihen Yage mit den verbünbeten Regierungen. Manche Regierung 
wird wünſchen, daß das Eine ober Andere, vielleicht jehr Wichtige, anders gemacht 
wäre. Allein bie nerbündeten Regierungen haben, eingedent des Wortes: das 
Beffere ift der Feind des Guten, geglaubt, Refignation üben zu müffen, unb 
baben große Refignation geübt, und jo möchte ich auch Ihnen, meine Herren, 
zurufen: Verſchmähen Sie nicht das Gute wegen bes Befferen, üben Sie Re— 
fignation und zwar große Refignation! Nur wenn Sie das thun, fann auf bie 
Krönung eines Werkes gerechnet werben, beffen fachliche und politifche Bedeutung 
gleih groß iſt.“ 


Der württembergifche Bunbesbevollmächtigte, Iuftizminifter von Mittnacht, 
welcher bejonders ben Entwurf ber Strafprozeforbnung begründete, fagte über 
benjelben: 


„Der vorliegende Geſetzentwurf will das in ben vorhandenen Geſetzen ent- 
baltene Gute fih aneignen und fo das neue Werk als eine Fortentwidelung und 
einen Ausbau bes Beſtehenden ericheinen laffen. Das Gute, welches die Einzel- 
gefebgebungen auf bem Gebiete des Strafprozefrechts geleiftet haben, will ber 
Entwurf in fich aufnehmen und zu einem möglichft vollendeten Ganzen fortent- 
wideln und verarbeiten. — Der Entwurf bat durch feinen Inhalt fo viel guten 
Willen bewiefen und an den Tag gelegt, daß nach bem regelmäßigen Laufe ber 
Dinge von ihm wirb noch mehr verlangt werden. Hier, meine Herren, giebt es 
eine Schranke: eine fräftige und fichere Repreſſion des Friminellen Unrechts muß 
garantirt bleiben, unb davon darf man fich nicht abziehen laffen, weder durch 
Berufung auf biefes ober jenes Schulprinzip, auf diefe oder jene Konfequenz aus 
einem folchen, noch auch durch gefteigerte Nüdfichten der Humanität filr den Ber- 
bächtigen. Die Notbwenbigkeit eines ausreichenden Schutes der bürgerlichen Ge- 
jellichaft und der öffentlichen Rechtsordnung würde fich auch, falls ja Die gebeib- 
liche Prozedur zweckentſprechend nicht geftaltet würde, unausbleiblih auf anderen, 
dann aber um fo gefährlicheren und bevenkliheren Wegen zum Durchbruch und 
zur Geltung verbelfen.” — 

„Die Orbnung bes Strafverfabrens erfaßt das Grunbverhältnif von Staat 
und Gefellihaft und fällt alfo unmittelbar in das Gebiet ber politifchen Partei» 
meinung. Es wirb beshalb in einem Ffonftitutionellen Staatswejen nicht leicht 
anbers ergeben, als nach gefuchter und gefunbener Verſtändigung zwiſchen Bolls- 
vertretung unb Regierung, nach Berbandblungen, in welchen aus nabeliegenden 
Gründen die Regierungen vorzugsweife das fonjervative Prinzip zu betonen und 


826 
1876. 


zu vertreten in ber Lage fein werben. Wir begen aber das fefte Bertrauen, daß 
eine ſolche Berftändigung gelingen und baß das Deutſche Reich eine gleichmäßig 
bem Staatszwed entiprechenbe, wie ber beutichen Nation würbige Ordnung des 
Strafverfahrens erhalten wird.“ 


Der bayerſche Bunbesbevollmädtigte, Iuftizminifter Dr. von Fäuftle, 
enblih, welcher bie Berathung ber Civilprozeßordnung einleitete, jchloß mit fol- 
genden Worten: 


„Sie werben bie mannigfachen Schwierigkeiten nicht verfennen, melde es 
gehabt hat, um bie verſchiedenen Prozeburformen, welche in ben einzelnen beut- 
ſchen Staaten befteben, zu einem barmonijchen Ganzen zu vereinigen. Der Bundes- 
rath bat diefe Schwierigkeiten ſchwer empfunden, aber ben verblinbeten Regierungen 
bat über alle Bebenten eine Rüdficht binmweggebolfen, die Rüdficht, daß ein fer- 
tiges Werk zu Stande fommen müffe, und daß der deutſchen Nation dieſes erfte 
und bebeutfamfte Stüd ihrer Rechtseinheit nicht mehr länger vorenthalten werben 
kann. Ich zweifle nicht, meine Herren, daß diefer Geift auch Ihre Betrachtungen 
bejeelen werde.“ 


Namens bes Neichdtages ergriff zuerft ber Abgeorbnnete Dr. Lasker das 
Wort und äußerte ſich wie folgt: 


„3 bandele gewiß im Sinne des Reichstages, wenn ih am Eingang 
meiner Worte dem Gefühl ber Befriedigung darüber Ausdrud gebe, daß wir mit 
deu drei fo jehr bedeutenden, in fih zufammenbängenden nnd Grund legenden 
Geſetzen deuticher Rechtseinheit endlich befaßt werben. Wie fehr wir auch bei den 
Berbandlungen Gelegenheit haben werben, Meinung gegen Meinung zu ftellen, 
fo glaube ih doch, daß alle Mitbetheiligten getragen werben von dem Dankgefühl, 
daß wirklich Ernft gemacht wirb mit ber Juftizeinheit, und daß wir Alle erfüllt 
find von den Gefinnungen, wie fie die drei Herren Minifter entwidelt haben, in 
Beziehung auf ihr gemeinfames Streben das Werk zu Stande zu bringen.“ 


Der Rebnier betonte weiter, daß es bei ben bevorftehenben Berathungen 
fih nur um Erörterungen banbeln könne, wie fie unter Gleichgefinnten geführt 
werben; denn in ben letten Zeilen fei fein Unterſchied anzunehmen zwiſchen ben 
Mitgliedern des Neichstages und ben Mitgliedern der Regierung. „Es wäre“, 
fuhr er fort, „für uns gewiß erfreulich geweien, wenn wir uns in ber Lage be» 
funden hätten, die drei Gejete, wie fie vorgelegt find, en bloc (durch einen ein- 
zigen Gefammtbeihluß) anzunehmen; ich wenigftens würde mich dann mit dem 
Kinde im Märchen vergliben haben, bem plößli über Nacht ein unendliches 
Glück zugefallen ift und das fich in ein ganz anderes Reich verjett ſieht. Indeſſen 
die fachliche Möglichkeit ift nicht gegeben, jelbft bei bemjenigen Werte nicht, welches 
ih nicht anſtehe, al8 ein nahezu vollendetes Meifterwerk zu bezeichnen, die Eivil- 
prozeßorbnnung, welche den Stempel ber Reife im Ausbrud, wie im Inhalt an 
fih trägt, welche überall die Meifterhand darthut. — — Auch bierin finb zum 
Theil Beftimmungen aufgenommen, welche jedenfall® der Erörterung unterworfen 
werben müflen. — — Weiter entfernt von ber Möglichkeit unmittelbarer An» 
nahme fei die Strafprozeßorbnung unb am meiteften das Gerichtöverfaffungs- 
geſetz.“ — 

In Betreff der Hereinziehung politiſcher Geſichtspunkte aber ſagte der 
Redner: „Weiſen wir bei der Berathung der Juſtizgeſetze den Hinweis darauf, 
daß einige Theile unter der Herrſchaft politiſcher Tendenz ſtänden, gänzlich von 
der Hand; ich würde es für beklagenswerth halten, wenn wir mit dieſem Geiſte 
an bie Berathung der gegenwärtigen Juſtizgeſetze treten wollten. — — — Min- 
deſtens als meine Anſicht mögen Sie mir glauben, ich will nicht weiter gehen 
in meinen Anſprüchen, als nothwendig iſt, um innerhalb des Deutſchen Reiches 
eine gute, prompte, einheitliche und mit Rechtsbürgſchaften ausgeſtattete Juſtiz- 
pflege herbeizuführen.“ 
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Der —— Dr. Windthorſt erklärte von feinem Standpunkte gleich- 
falls: „Der Gegenftand, welcher uns beichäftigt, ift glüdficherweife einmal ein 
folcher, bei welchem bie fonftigen Barteiftanbpunfte mehr oder weniger verſchwinden 
und wir Alle geben mit gleicher Bereitwilligleit und mit gleicher Freudigkeit 
darauf ein, die Borlage ruhig zu prüfen und wo möglich zur Annahme zu 
bringen. Eine ſolche Sachlage giebt eine befonbere Freubigfeit zur Arbeit. — — 
Wenn ich bie Borlagen, die uns gemacht find, vergleiche mit dem Zuftanbe, in 
welhem in Deutfchlanb überhaupt bie Rechtspflege fich befindet, fo bin ich ber 
Meinung, baß, wenn bie Vorlagen angenommen würden, fo wie fie liegen, im 
Grofen und Ganzen ein entjchiedener Kortfchritt getban wäre.” — — — 


Wenn an alle dieſe Aeußerungen heute erinnert wird, ſo geſchieht es, um 
daran den Ausdruck ber Ueberzeugung und Zuverſicht zu knüpfen, daß ber Geiſt 
freudigen Zuſammenwirkens zu dem großen nationalen Werle, welcher ſich vor 
zwei Jahren ſo entſchieden kundgab, nunmehr auch das endliche volle Gelingen 
ſichern werde. 

Dieſe Zuverſicht iſt geſteigert durch den Verlauf der zweijährigen Arbeit, 
welche die Juſtizkommiſſion des Reichsſstages ihrer Aufgabe gewidmet bat, und in 
welcher mit dem Bewußtjein von ber Größe und Bedeutung derſelben zugleich 
das Bemußtjein ber ſchweren Berantwortlichkeit für das wirkliche Gelingen we- 
ſentlich wirlſam war. 

Zu ber jahrelangen treuen Arbeit der tüchtigſten und erfahrenſten Rechts— 
fundigen aus ſämmtlichen deutſchen Regierungen ift nunmehr die eifrige und bin» 
gebenbe Arbeit der bebeutendften Juriften aus ber beutihen Gefammtvertretun 
binzugelommen, — und bas Werk ber Verſtändigung ift fo weit gebieben, bat 
außer der Konfursorbnung, über melche gar feine abweichende Meinung mebr 
beftebt, das eine der großen Geſetze, bie Civilprozeßordnung, welche von vornherein 
als „ein nahezu vwollenbetes Meiſterwerk“ bezeichnet wurde, jett abgeſehen von 
einem einzigen wichtigen Punkte als völlig vereinbart gelten fann, — und daß 
bei bem Serichtöverfaffungsgeiet und ber Straiprozeforbnung bie urſprünglich 
ungemein zahlreichen Meinungsverſchiedenheiten jchließlich auf eine verhältnigmäßig 
geringe Zahl eingejchränft worben find. 

Freilich handelt es fich bei ben noch übrig gebliebenen Punkten nach ber 
feften Ueberzeugung ber Bunbesregierungen wefentlih um „bas Intereffe einer 

eficherten und unbebinberten, das allgemeine Wohl wirffam ſchützenden Ausübung 
* Rechtspflege.“ Um dieſer Ueberzeugung willen, ſowie im Vertrauen auf den 
von dem Reichstage ſeither bewährten Geiſt bürfen fie ven ſchließlichen Berathungen 
mit der zuverſichtlichen Hoffnung auf volle Verſtändigung über das in jener Rich— 
tung Unerläßliche entgegengehen. 

Die Summe und Bedeutung deſſen, worüber ber Reichstag mit ben Re— 
ierungen einig ift, ift zu groß und gewaltig, als baf man es für möglich halten 
dur daß an den noch beſtehenden Differenzen das Ganze ſcheitern fönnte: ber 
Gewinn für bie beutjche Nation befteht nicht in irgend einem einzelnen Punkte, 
fondern in dem Ganzen des großen Werkes. Und wer auf biefes Ganze ben 
Blid richtet, wird am bie letzte Berathung mit ber Ueberzeugung und dem Willen 
berangeben: es muß gelingen, barum wirb es gelingen!“ 


Die VBerftändigung über die Juſtizgeſetze. 
13. Dezember. Schreiben ded Fürften Bismard an den Prä- 
jidenten des Reichſtages vor der dritten Berathung der 
Juſtizgeſetze. 


„Bei dem hohen Werthe, welcher auf das Zuſtandelommen der dem 
Reichstag vorliegenden Juſtizgeſetze von den verbündeten Regierungen ge— 
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legt wird, und da bei der Kürze der Zeit, melde zu dem gemeinfamen 

irfen in diefer Pegislaturperiode nur noch übrig iſt, zu beior en ftebt, 
ob es gelingen wird, diefe Gelege in dem ſonſt hergebrachten Öeihäfts- 
gange zu vereinbaren, hat der Bundesrath e8 für geboten erachtet, Die 
rgebniffe feiner Berathung über die von dem Reichslag in zweiter Leſung 
gefaßten Beſchlüſſe ungefäumt und insgefammt ſchon vor dem Beginn der 
dritten Leſung zur Kenntniß des Reichſstages zu bringen. Demgemäß 
beehrt fich der unterzeichnete Reichslanzler, Em. Hochwohlgeboren die bei- 
liegende Zufammenftellung der Bejchlüffe des Bundesraths mit dem ganz 
ergebenften Erſuchen zu überfenden, diefelbe dem Reichstag gefälligit mit- 
theilen zu wollen. Der Bundesrath hat fich bereits, ald er zu den An— 
trägen der Kommiffion Stellung zu nehmen hatte, von dem Beftreben 
leiten laffen, fich diefen Anträgen thunlichſt anzuſchließen. Auch bei der 
erneuerten Derathung ift er beftrebt geweſen, den Beichlüffen des Reichs— 
tag8 in zweiter Yefung gegenüber, die Differenzpunfte auf das möglichft 
eringe * — Er hat daher bei einer großen Reihe von 
Buchen, obgleich fie ihm zu begründeten Bedenken Beranlafjung geben, 
dennoch darauf verzichtet, diefe Bedenken meiter zu verfolgen. & fehr 
aber auch die verbündeten Regierungen hiernach bereit waren, den Be» 
ſchlüſſen des Reichstags entgegen zu fommen, fo jehr fühlten fie fih doch 
andererjeit3 verpflichtet, im diefem Entgegenfommen diejenigen Grenzen 
einzuhalten, deren Ueberjchreitung als eine Gefährdung der ihrer Obaut 
vorzugsweiſe anvertrauten öffentlichen Intereſſen erjcheinen müßte. Der 
unterzeichnete ReichSfanzler hegt die Hoffnung, daß e8 auf Grund der 
Beichlüffe des Bundesrath8 gelingen wird, das große nationale Werk der 
deutfchen Juftizreform zu einem gedeihlichen Abthlug zu bringen.“ 


Notizen der „Provinzial- Eorrespondenz.“ 


„In Folge diefer Mittbeilung beihloß der Reichstag auf den Vorſchlag des 
Präfidenten, die dritte Berathung der Juſtizgeſetze einftweilen auszufegen. 

Die Hinausſchiebung der dritten Berathung hatte den Zwed, vor bieler 
endgültigen Entſcheidung zunächſt durch vertrauliche Verhandlungen wo möglich 
noch einen Boden für eine Ausgleihung ber vorhandenen Gegenſätze zu ge» 
winnen. 


Die vertraulihen Verhandlungen wurden zwiſchen ben Führern ber na- 
tional= liberalen Partei und dem Reichskanzler, fowie dem preußiſchen Juftizmis 
nifter, als dem Borfigenden des Auftizausichuffes bes Bunbesrathes, geführt. 
Diejelben gelangten am 16. zu einem Abjchluffe, welcher von der national + libe⸗ 
ralen Partei und demnächft ebenfo von ber fonfervativen und von ber frei-kon«- 
fervativen Partei als annebmbar erfannt wurde und in einem von biefen brei 
Parteien geftellten Antrage zur Abänderung ber in der zweiten Leſung gefaßten 
Beichlüffe feinen beftimmten Ausbrud fand. 

Die Beratbung im Neichstage über den vertraulich vereinbarten Ausgleich 
begann am 18. Der von ben brei werblindeten Fraktionen geftellte Antrag wurde 
von dem Abgeordneten Miquel (dem feitherigen Berichterftatter ber Yuftizlom- 
miffion) näher begründet. 

Der Bunbesbevollmäcdhtigte Juftizminifter Dr. Leonhardt gab bie Erliä- 
rung ab, — daß bie verbünbeten Regierungen bie vorliegenden Anträge als einen 
zufammengebörigen Gefammtantrag gegenüber ben früheren Beihlüffen ber 
Bundesregierungen betrachteten: es feien darin die Erklärungen der Regierungen 
theilweife einfadh angenommen, theilmeife mit gewiffen Veränderungen, — einzelne 
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Wünſche der verbündeten Regierungen bleiben unberüdfichtigt. Nach Lage ber 
Berbältniffe werde er die Anträge nicht anfechten und die Wünfche der verbün- 
deten Regierungen, welche nicht berüdfichtigt worben find, nicht weiter verfolgen. 
Wenn der Reichstag die Anträge annehme, fo fei gegründete Hoffnung vorhanden, 
daß die verbündeten Regierungen fich anſchließen werben und damit die Juftiz- 
eſetze in Wirkſamkeit treten. Wenn die Anträge nicht angenommen werben, fo 
AN die große Aufgabe, die Einheit der Rechtspflege für Dentichland herbeizuführen, 
unzweifelhaft als gejcheitert anzuſehen. 

Der Ausgleihantrag wurde von ber Fortichrittspartei, den Ultramontanen 
und den Sozialdemokraten als eine ungerechtiertigte Nachgiebigfeit, als eine Ver— 
feugnung befien, was bie Nationalliberalen in ber zmeiten Leſung als nothwenbig 
erfannt haben, unb als eine Preisgebung ber gefetggeberiihen Stellung des 
Reichstages lebhaft befämpft und zugleich behauptet, daß der Reichsfanzler und 
der Bunbesratb, wenn nur ber Reichstag feft auf feinen Beſchlüſſen bebarre, 
wobl nachgeben würden. Wenn nicht, fo fei es fein Schade, wenn bie Gejete 
erft jpäter zu Stande kämen. 

Bon national- liberaler Seite wurden jene Vorwürfe entſchieden zurüdge- 
wiefen: ganz baffelbe habe die Fortichrittspartei auch bei der Annahme der Nord⸗ 
beutichen Bundesverfaffung, bei der Annahme der Berfaffung des Deutſchen Reiches 
und beim Abichluffe der Militärfrage gefagt, — aber alle ſolche Vorwürfe feien 
wie Wind verweht. Es fei der Würde des Neichstages durchaus nicht zumider, 
Beichlüffe der zweiten Lefung in ber dritten zurüdzunehmen, wenn man fich 
überzeuge, daß nur dadurch eine an und für fich gute Arbeit gefichert werben 
könne. Schon wieberbolt jei bei bedeutenden und verwidelten Gejegen zwiſchen 
ber zweiten und britten Leſung durch vertrauliche Verhandlungen bie Grundlage 
der Berftändigung gejucht und gefunden worden. Es ſei auch keineswegs gleid- 
gültig, ob bie Gejege jett zu Stande fommen; denn wenn es nicht geichebe, 
würden fich bie verjchiebenften Imtereffen zu einem Anfturm gegen bie ganze 
Geſetzgebung vereinigen. Mit größter Mühe jeien in achtjähriger Arbeit drei Ge- 
ſetze vereinbart, bei denen in Zaufenben von Paragraphen eine volle Ueberein— 
ftimmung zwijchen den Regierungen und dem Reichstage erreicht fei, — in feinem 
einzigen aller biefer Punkte jei ein Rüdjchritt gegen ben bisherigen Zuftand nad» 
weisher, in einer großen Anzahl gewichtiger Punkte dagegen unverfennbare 
———— Wenn man dem gegenüber auf einige wenige noch weiter erſtrebte 

eformen verzichte, um das Errungene im Ganzen zu ſichern, fo könne man das 
gute Bewußtſein haben, dem Lande einen bedeutenden Dienſt zu leiſten. 


Die allgemeine Berathung, wie die Berathung der einzelnen Punkte, war 
ein fortgeſetzter, heftiger Kampf zwiſchen ben Parteien, welche den Ausgleich unter- 
ftüßten, und den Gegnern befjelben, vor Allem zwiſchen den National» Liberalen, 
welche unter Verzicht auf einzelne frühere Forderung bie Verſtändigung berbeige- 
führt hatten, unb ber Fortjchrittspartei, welche ihnen deshalb Abjall und Verrath 
den liberalen Grundjäten gegenüber vorwarf. 

Diefe fih unaufbörlih wiederholenden Auflagen wies ber national liberale 
Abgeordnete von zung en mit großer Entichiedenheit zurüd, indem er noch⸗ 
mals die Beweggründe für den Ausgleich und ten Unterichieb ber ee en 
zwifchen feiner Partei und ber Fortichrittspartei darlegte. Gegenüber der Anfün- 
Digung, daß bie liberalen Wähler das Urtheil über die Urheber des Ausgleichs 
abgeben würden, eıllärte Herr von Bennigfen: „Er und feine Freunde wollten 
dem Urtheil der Wähler mit Ruhe entgegen ſehen und zwar auf Grund ber Er- 
fabrung und ber Geſchichte, denn das Urtheil des Volles Über das Befireben der 
Mehrheit, Ausgleiche mit der Regierung zu fehließen, fei von ber Bevölferung 
m Preußen und Deutjchland bereits ge eben worden, ebenjo wie über die un- 
fruchtbare Politik der Fortichrittsparter im Jahre 1867 und in ben folgenden 
Jahren, als es fih um bie deutſche Neichsverfaffung, als es fih um bie nord— 
deutſche Bunbesverfaffung, als es fih um bie Regulirung unferer Militär» Ange- 
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legenheiten und um bie Wehrhaftigleit gegen das Ausland auf eine Reihe von 
Jahren handelte, und das Volk habe feinen Zweifel gelafjen, daß es der Mebr- 
beit des Reichstages beigetreten ei. 

Allerdings fei es ſchwer geweſen, in manden Punkten nachzugeben, aber 
man habe es gethan, nachdem auch die Regierungen eine große Strede Weges 
entgegengelommen feien. Dieſer Nachgiebigleit babe man ſich anſchließen müffen; 
benn nimmer fünne ber Reichstag verlangen, allein die Geſetze zu machen. 8 
ſei eben die innere Unwahrheit, daß die Fortichrittspartei mit biefer falſchen For- 
derung das öffentliche Urtheil verwirre und dadurch ein freubiges Gefühl über 
die Wirffamleit im neuen Deutſchen Reiche nicht auflommen laffe. — — Nur 
wenigen Nationen ſei e8 überhaupt vergönnt gewejen, eine ſolche Arbeit zu voll» 
bringen. Ein fo großes Werk dürfe nicht an bloßen Parteiauffaffungen jcheitern. 
Der Unterſchied zwiichen den freunden bes Ausgleiches und ber Fortichrittspartei 
beftehe darin, daß Iene die Politif und die Geſetzgebung nicht ale Sache einer 
Lehr» und Schulweisheit anſehen, ſondern als eine Sache ber Praris und als 
eine Kunft. Wenn fie fih an das Höchfte wage und dazu gehöre bie Recdhtsein- 
beit, jo dürfe fie es mit der höchften Begeifterung, aber auch mit Selbftverleug- 
nung thun, freilich nicht mit der Selbftwerleugnung, daß bie Künftler, wenn fie 
ihre Arbeit faft vollendet haben, dann ihr Werk durchaus jelbft vernichten und 
ſchlecht machen müffen. 

Das Volk und die Wähler würden ber Mehrheit dieſes Reichstags Recht 
geben, wenn biejelbe fage: nachdem bie Regierung uns jo weit entgegengelommen 
ift, wollen auch wir ben Schritt thun und mit der Regierung das Werk zu Stanbe 
bringen, das zum erften Mal in Deutichland die fiheren und unerjchütterlichen 
Grundlagen ber Rechtseinbeit bildet.“ 

Daß eine erhebliche Mehrheit entjchloffen war, das Werk ber Berftändigung 
mit den Regierungen durchzuführen, trat alsbalb bei der erften eutſcheidenden 
Abftimmung bervor. 

Es handelte ſich zunähft um bie AZuftänbigleit ber Schwurgerichte für 
Preßvergeben, welche iu ber zweiten Lefung beichloffen war. Der Ausgleihsantrag 
forderte bie Streihung biefer Beftimmung, jedoch mit dem Zujage, daß da, wo 
Preßvergeben nach den bisherigen Landesgeſetzen bereit® von Schwurgerichten ab» 
—— werden (in Bayern, Württemberg und Baden), es dabei verblei— 

u ſoll. 

Dieſer Vermittelungsantrag wurde nach lebhafter Verhaudlung mit 198 
gegen 146 Stimmen angenommen. 

Am Donnerſtag (21.) konnte der Reichstag zu den namentlichen Schluß- 
abſtimmungen über die Geſetze jchreiten. 

Mit 194 gegen 100 Stimmen, aljo beinahe mit Zweibdrittel- Mehrheit 
wurde zunächſt das Gerichtöverfafiungsgefek, jodann die Strafprozekorb- 
nung, mit Einftimmigleit die Civilprozekordnung und die Konkursordnung 
angenommen.“ 


Schluß des Reichstages. 


22. Dezember. Thronrede Sr. Majeftät des Kaijers. 


„Geehrte Herren! 

Bei dem Schluffe der vierten und legten Seffion der zweiten Legis— 
latur-Periode des Reichstags darf Jh Sie auffordern, mit Mir einen 
befriedigenden Rückblick ar die Ergebniffe Ihrer Thätigkeit zu richten, 
um und zu vergegenwärtigen, in weldem Maße Ihre und der verbündeten 
Regierungen gemeinfame Arbeit im Laufe der legten drei Jahre den Aus— 
bau der verfafjungsmäßigen Grundlage des Reichs gefördert hat. 
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Durch das Reichs-Militärgefeg ift die Organifation des deutfchen 
Heeres —— und damit eine zuverläſſige Gewähr für die Unabhängig— 
keit des Vaterlands und für ſeine berechtigte eltſtellung *5* 
worden. 

Auf dem Gebiete der — gi Intereſſen hat das Bankgeſetz 
für die Regelung der Kreditverhältniſſe und des Geldumlaufs einheitliche 
Ordnungen eingeführt, von deren Wirkſamkeit Handel und Verkehr eine 
ſtetige und nachhaltige Förderung erwarten dürfen. Zugleich iſt die Ge— 
ſetzgebung darauf bedacht — ihre Fürſorge für die arbeitenden 
Klaffen durch die Organiſation der eingeſchriebenen Hülfskaſſen zu be— 
thätigen. 

Ton nicht geringerer Bedeutung ift das in der ablaufenden Yegislatur« 
periode Seihaffene —* die Pflege der geiſtigen Intereſſen der Nation. 

Die Rechte und Pflichten, welche ſich an die literariſche Thätigkeit 
knüpfen ſind durch das Geſetz über die Preſſe neu geordnet. 

Der Schutz des geiſtigen Eigenthums hat durch die Geſetze über das 
Urheberrecht an Werken der bildenden Künſte, an Muſtern und Modellen 
eine langentbehrte Erweiterung erhalten. 

So werthvoll aber auch die Ergebniſſe Ihrer früheren Seſſionen in 
den genannten und in anderen Beziehungen waren, ſo werden ſie doch 
an Bedeutung überragt durch die große Aufgabe, welche Ihnen auf dem 
Gebiete der — geſtellt war. 

Nachdem eine Reviſion des Strafgeſetzbuchs in der vorigen Seſſion 
ſtattgefunden hatte, fiel der heut ſchließenden die Erledigung der Gejeg- 
entrürfe zu, welche die Gerichtsverfaflung, die Eivil- und Strafprozeß- 
ordnung und die Konfursordnung regeln. Dieje Entwürfe find von Ihren 
Rommitfionen mit angefpannteftem Fleiße und mit der eingehenditen Sorg— 
falt geprüft worden und der Reichstag hat die Berathungen über dieje 
Geſetze mit dem Eifer und der Hingebung gepflogen, wie fe der großen 
nationalen Aufgabe würdig waren. 

Bei einem jo umfangreichen und bedeutungsvollen Werke mußten in 
der erften Beurtheilung die Meinungen über viele und wichtige Bunte 
nothmwendig in dem Maße außeinandergehen, wie es der Berbreitung und 
der Bielfeitigkeit juriftifcher Durchbildung in allen Theilen unſeres Vater— 
landes entjpricht. Dennoch ift es zu Meiner aufrichtigen Freude gelungen, 
alle friseur im Wege der Verftändigung unter Ihnen 
und mit den verbündeten Regierungen auszugleihen und die Verhand— 
lungen zu einem befriedigenden Abſchluß zu bringen. 

Das Gefühl des Dankes für die Bereitwilligkeit, mit welcher Sie, 
geehrte Herren, den verbündeten Regierungen zu diefer Berftändigung 
entgegengefommen find, ift in Mir um fo lebhafter, je höher Sch den 
Gewinn anſchlage, mwelder aus dem Gelingen dieſes Werks für unjer 
nationales Leben erwachſen muß. 

Durch die ftattgehabte Verabſchiedung der Juſtizgeſetze ift die Sicher- 
beit gegeben, daß in naher Zukunft die Rechtspflege in ganz Deutjchland 
nach gleihen Normen gehandhabt, daß vor allen deutfchen Gerichten nad 
denfelben Borfchriften verfahren werden wird. Wir find dadurch dem 
Biel der nationalen Rechtseinheit wejentlich näher gerüdt. 

Die gemeinfame Rechtsentwidelung aber wird in der Nation das Be— 
mußtjein der Zufammengehörigfeit ftärken und der politifchen Einheit 
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Deutichlands einen inneren Halt geben, wie ihn feine frühere Periode 
unferer Geſchichte aufmeift. 

Die NRecht3einheit auch auf dem Gebiete ded gejammten bürgerlichen 
Rechts herbeizuführen, wird der Beruf der kommenden GSeffionen fein. 

Ich entlaffe Sie, geehrte Herren, indem Ich Ihnen für Ihre anges 
ftrengte und erfolgreiche Arbeit wiederholt im Namen der verbündeten 
Regierungen den wärmſten Danf ausſpreche in dem feften Vertrauen, 
daß, auch wenn der Reichstag ſich wiederum bier verfammelt, e8 uns 
vergönnt fein wird, unfere Arbeiten ausfchlieglih den friedlichen Aufgaben 
der inneren Entwidlung des Reichs zuzumenden. 

Der bisherige Fortgang der Verhandlungen der europäifhen Mächte 
über die im Orient ſchwebenden Fragen berechtigt Mich zu der Hoffnung, 
daß es Meinen Bemühungen und den einander entgegenfommenden fried- 
lichen Intentionen der an der Entwidelung der Dinge im Orient un« 
mittelbar betheiligten Mächte gelingen werde, die jchwebenden Fragen 
ohne Beeinträhtigung der guten Beziehungen zu löfen, welche gegen» 
mwärtig unter ihnen obmalten. Ich werde, gejtügt von dem Bertrauen, 
welches Deutfchlands friedliebende Politik fi erworben hat, im Wege 
freundjchaftlicher und jelbftlofer Vermittelung mit Gottes Hülfe auch ferner 
dazu mitwirken.“ 


Nah dem Streit. 


„Provinzial⸗Correspondenz“ vom 28. Dezember. 


„Auf die jüngften ftürmifch-erregten Berhanblungen des Reichstages ift eine 
letzte feierliche und erbebende Situng gefolgt, — nah den leibenjchaftlihen Er- 
Örterungen, in welchen bie trennenden Barteigebanfen beftig gegen einanber 
ftritten, ift aus dem Munde des Kaijers der einigenbe Reichsgedanke zur ver- 
fühnenden Geltung gelangt. 

Aller Streit und bittere Haber, ber fih an bie lette gewaltige Arbeit des 
Neichstages geknüpft hatte, tritt zurüd vor ben jchlicht erhabenen Worten vom 
Kaifertbron, in welchen bie gewaltige Bebeutung bes für Deutſchland Errungenen 
verfünbet wird. — — — 

Mit dem Ausbrude bes Dankes der verbilndeten Regierungen für die er- 
folgreiche Arbeit des Neichstages hat der Kaiſer ben vertrauensvollen Hinweis auf 
weitere friedliche Arbeit für die innere Entwidelung des Reiches verknüpft. 

Der glüdlih erreichte Abſchluß der umfaffenden Juftizgefege ift in ber 
That auch deshalb von großer und erfreulicher Bedeutung für unfer gefammtes 
politiiche8 Leben, weil die gefegebenden Kräfte des Reiches fih nunmehr um jo 
freier und erfolgreiher anderen wichtigen Aufgaben und Bebürfniffen unſeres 
Volkslebens werden zuwenden können. 

Die wirtbihaftlihen Fragen vor Allem ftehen im Vordergrunde der allge 
meinen Sorgen und Wünſche, und find fchon feit längerer Zeit Gegenftand ver 
eingebendften Erwägungen auch auf Seiten ber verbünbeten Regierungen: fie 
werden unzweifelhaft während ber nächften Jahre bie parlamentariihe Thätigleit 
in hervorragender Weife in Anſpruch nehmen. 

Das Gelingen heilbringender Reformen auf dem wirtbichaftlichen Gebiete 
hängt aber ebenjo, wie auf dem rein politifchen, in erfter Linie von der Möglich- 
feit vertrauensvollen Zuſammenwirkens bes Neichstages mit ben verbündeten Re— 
gierungen ab. 

Es ift ſehr leicht gethan, in Parteiprogrammen den verjchiebenen Schichten 
bes Bolfes in allgemeinen Wendungen die berrfichften Reformen, bie größten 
Erleichterungen und wirtbidaftlihen Berbefferungen in Ausficht zu fiellen, — 
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jeber wirkliche Schritt auf dem Wege heilfamer Reformtbätigleit aber erheiſcht bie 
forglichfte alljeitige Abwägung der verjchiedenen Intereffen, wenn nicht das, was 
den Einen zum Bortbeil gereicht, Anderen unbillige Schädigung bereiten joll. 
Auf keinem Gebiete geben ferner die Auffafjungen und Beftrebungen fo ſehr aus- 
einanger, wie auf dem wirtbichaftlihen, weil bierbei eben die unmittelbarften 
Lebensintereffen und Bedürfuiffe jedes Einzelnen im Spiele find. 

Wirtbichaftlihe Reformen können daher fiherlid nur von einem Neichstage 
durchgeführt werden, bem es in feiner Mehrheit mit einer wirflihen Berftändi- 
gung über bie Bebürfniffe und Imtereffen des Volkes mit den Regierungen voller 
Ernft ift. 

Wer mit unjerem Kaijer weitere Erfolge einer bejonnenen und ftetig fort— 
fchreitenden Gejeßgebung zum wahrhaften Gedeihen der deutihen Nation zu 
fihern gewillt ift, der wirfe bei ben beworftebenden Wahlen an jeinem Theile da— 
bin, daß der Geift vertrauensvollen Entgegenlommens und freubigen gemeinjamen 
Schaffens zwiſchen ben Regierungen und ber Reichsvertretung, welder bie bis⸗ 
berigen Fortichritte der nationalen Gejetgebung zur Reife gebracht bat, auch ferner 
zur Geltung und jegensreichen Wirkjamfeit gelange.“ 


1877. Berleumdungen gegen den Fürften Bismarck. 
Die „Eijenbahnzeitung“ und die „Reihöglode". 
„Provinziaf» Correspondenz“ vom 24. Januar. 


„sn den lebten Wochen haben ſich bie Berliner Gerichte wiederholt mit 
einem Blatte beichäftigt, welches wohl als das ſchamloſeſte aller bisher in Preußen 
erichienenen Preßerzeugniffe gelten fann. Daffelbe trug früher den Namen 
„Eilenbabn- Zeitung“ und war urfprünglich gegründet, um nad ben parlamen« 
tariihen Borgängen, welche zur Einjegung einer Unterfuhungslommiffion in Be- 
treff der Eiſenbahnkonzeſſionen führten, an ben Urbebern diefer Maßregel Ber- 
geltung zu üben und bejonders den Nachweis zu führen, daß gerade in demjenigen 
Freien, welchen diejelben angehörten, bie gröbften wirthichaftlichen Ausſchreitungen 
und Mifbräude vorgelommen feien. Mehr und mehr ging das Blatt dazu über, 
feine Angriffe und Schmäbungen in diefer Beziehung nicht mehr blos gegen bie 
finanziellen Unternehmer, fondern mit immer wachſender Schärfe gegen Mitglieder 
ber Regierung zu richten, welche angeblich jene Ausjchreitungen begünftigt hätten 
und babei den verwerflichften Beweggründen perfönlihen Eigennutes gefolgt 
wären. Im weiteren Berlaufe wurde vor Allem die Bolitil und die Perjon bes 
Reichskanzlers Fürften Bismard zum Gegenftande der gehäſſigſten Angriffe ge- 
macht. Im offenbaren Zufammenbange mit den Agitationen bes Grafen Harry 
vou Arnim wecjelten fortan mit den blos wirthichaftlihen Erdrterungen bie 
boshafteften Berbächtigungen der gejammten inneren und äußeren Politit des 
Reichslanzlers und zugleich die ſchwerſten perſönlichen Beſchuldigungen bdeffelben 
in Bezug auf die Beweggründe feines gefammten politiihen Wirfens. Dieje An- 
griffe gegen den Charakter und die Ehre des Fürften bewegten ſich theilweiſe nur 
in Andeutungen unb Anfpielungen, welche allerdings leicht errathen ließen, auf 
wen fie zielten, doch aber vorfichtig genug gehalten waren, um einer ftrafrechtlichen 
Berfolgung lange Zeit jede Handhabe zu entziehen. 

Nachdem es lange Zeit unmöglich erichienen war, dem heuchleriichen, 
rajfinirten Treiben des Blattes, welches den Namen „Deutjche Reichsglocke“ au- 
genommen hatte, ftrafrechtlich beizulommen, bot im letzten Dezember ein beifpiellos 
freher unb zugleih ungewohnt unvorfichtiger Augriff gegen ben Direltor bes 
Berliner Stabtgerichts eine Durch feine Ausflucht mehr binwegzuräumenbe Hand— 
babe zum gerichtlichen Einſchreiten. Alsbald traten nunmehr bie Anzeichen bes 
ſchlechten Gewifjens der Redaktion hervor: der eigentliche Herausgeber bes Blattes, 
Joachim Gehlſen, ergriff unverweilt die Flucht und ging nad ber Schweiz, 


Hürft Bismard. II. 53 


834 
1877. 


ber angeblih verantwortliche Rebakteur erwies fih als eine nur vorgefchobene 
völlig unbedeutende Perſon. Die in dem Artifel erhobene Anſchuldigung ftellte 
fih in allen Theilen als eine ber frechften Berleumbungen heraus. 

Das mwichtigfte Ergebniß der damaligen Gerichtsverhandlung aber war, daß 
ein großer Theil der Aufſätze des nichtswürbigen Blattes, namentlich viele der 

ebhäffigen Angriffe gegen den Fürſten Bismard von einem der ultramontanen 

Bartei angebörigen früheren Xegationsratb von 2o& bherrühren, und baß ber 
Herausgeber Gehlſen in lebhaftem jchriftlihen und perfönlichen Berlehr tbeils 
mit befannten Mitgliedern der ultramontanen Partei, theils mit ben Genoffen 
bes Grafen Harry von Arnim, tbheils mit Demokraten und Socialdemofraten 
ftand. — 

Der wirkliche Herausgeber der „Reichsglocke“ Hatte bei feiner Flucht mit 
gutem Grande angenommen, daß die Zeit der Straflofigfeit für das Blatt vor— 
über fei. Bereit8 am 23. Dezember fam eine weitere Anklage gegen baffelbe zur 
Verhandlung, nunmehr wegen Beleidigung und Berleumbung des Reichskanzlers. 
Wiederum war es ein nur vorgejhobener Rebakteur, gegen welchen die Anklage 
erhoben werden mußte. Derjelbe hatte aus dem Gefängniffe eine Abbitte an ben 
Reichskanzler gerichtet, weil er zu ſpät erfannt babe, daß Gehlſen und Fo& bei 
ihren Angriffen von den verwerflichften Beweggründen geleitet worden — er ver- 
ſprach Umkehr und verſicherte ben Fürften feiner Dienftwilligkeit.. Da ber Brief 
obne Antwort blieb, verwandelte fich Die Reue wieber in a. und er beantragte 
zum Beweis ber Wahrbeit der Anfchulbigungen gegen ben Kanzler zugelaffen zu 
werben. Die Berhanblung über ben die Berleumbungen enthaltenden Artikel 
wurden besbalb ausgejegt — wegen brei anderer Aufſätze aber wurde alsbald 
weiter verbanbelt. 

Der Staatsanwalt theilte dabei mit, daß ibm aus ber Hinterlaffenicaft 
Gehljens ein Pad Briefe übergeben worden fei, welches auf die ultramontanen 
und fonftigen Beſchützer und Genofjen deſſelben ein bebeutfames Licht werfe. 
Namentlich wurbe ein Brief des Legationsrathbs von Losö verlefen, welcher mit 
Maren Worten als Zmed ber Angriffe gegen den Fürften Bismard bezeichnete, 
bie Geſundheit deffelben durch Uerger zu untergraben. „Ich jchlage vor, jchreibt 
Lo& von Paris, die nächfte Nummer zu einer Benefizuorftellung zu Gunften des 
Reichlanzlers zu erheben. Vom piychologiich-mediziniihen Standpunkte fcheint es 
mir wichtig, bezüglich ber Reihenfolge der Artikel zuerft das Pathetiſche — — 
und dann das Komiſche zu bringen. Die Hauptjadhe ift, daß von vornherein 
glei die Berbauung auf einige Tage geflört wird und das gejchieht nur durch 
leidenſchaftliche Erregung.” 

Der Redakteur wurde unter Berüdfidhtigung, daß er nur ber vorgejchobene 
Verantwortliche war, zumächft zu ſechs Monaten Gefängniß verurtbeilt. 

Der verleumderifche Artikel aber, in Bezug auf welden ber Redakteur bie 
Zulaffung zum Beweiſe ber Wabrbeit beantragt hatte, fam am 15. Januar d. 9. 
von Neuem zur Berbanblung. Es ftellte fi) zunächſt heraus, daß ber Angeflagte 
während ber Unterfuhungshaft fi dem Richter hatte vorführen laffen, um zu 
Protokoll zu erflären, daß er von dem beabfidhtigten Beweis der Wahrheit ab- 
fteben wolle. Dem gegenüber beftand aber nunmehr der Staatsanwalt darauf, 
feinerjeit8 den Beweis zu führen, daß bie unter Anklage geftellten Artikel auf 
Berleumbung beruben. 

Es handelte fih vorzugsweife um bie Behauptung, Fürft Bismard babe 
fih für die Erwirkung der Konzeffion zur Gründung ber Lentral-Boden-Kredit- 
Geſellſchaft mit einer bedeutenden Summe an dem Gründungsgewinn beibeiligen 
laffen. 

Die als Zeugen vorgeladenen Borftandsmitglieder und Verwaltungsräthe 
ber genannten Gejellihaft befundeten in völliger Uebereinftimmung, daß von irgend 
einer Betheiligung bes Fürften bei der Gründung oder bei dem Berwaltungs- 
rathe der Gejellihaft niemals die Rebe geweſen jei, die Behauptung vielmehr 
auf leerer Erfindung beruhe. 
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Der Staatsanwalt Teſſendorf ergriff hierauf das Wort. 

„Der Beweis ift erhoben worden, jagte er, bie Beweisaufnahme hat das er- 
geben, was ich von vornherein erwartete, erwarten mußte nach meiner Kenntniß 
von ber Haltung und von ber Tendenz dieſes würdigen Blattes und von ber 
Perjönlichkeit ber Hintermänner und ftillen Gejellichafter deſſelben. Man hätte 
etwa jagen können, indem man biefe Artifel als bie ſchwerſten in's Auge faßte: 
bie Beichuldigungen, welche bier erhoben find gegen den höchſten Beamten bes 
Neiches und des preußifchen Staates, find fo wenig glaubwürdig, daß man am 
beften thut, im ber Vorausſetzung, Niemand glaubt fo etwas, die Sache zu 
ignoriren. Es wäre ein großer Febler gemwejen. 

Man fol die große Bedeutung bes Blattes, was feine Leiftnngen im Ge— 
fhäft der Verleumdung anbetrifft, nicht unterſchätzen. Das Blatt hat allerdings 
nicht jehbr viele Abonnenten, zum Theil aber Abonnenten gerade in ben böberen 
Kreiſen; das Blatt aber hat jehr großen Abjay in feinen Artikeln in der ultra» 
montanen unb in ber fozialiftiihen Preffe. Nicht blos Meine ultramontane 
Blätter, auch große intereffiren fich für Kolportage der Artikel der „Reichsglode“, 
befonbers au die „Germania“. — Es war aljo nöthig, biefer ſich überall hin 
verzweigenden Berleumbung entgegenzutreten.“ 

— der Staatsanwalt ſodann noch die einzelnen beleidigenden Artikel 
gegen den Reichskanzler in ihren boshaften Wendungen näher beleuchtet hatte, 
fuhr er fort: 

„Ich könnte meinen Vortrag mit der Beleuchtung dieſer Artilel ſchließen, 
ich will aber mit Rückſicht darauf, daß in dem vorliegenden Falle ſo überaus 
freche und unverſchämte Beſchuldigungen ohne den geringſten Grund gegen den 
höchſten Staatsbeamten erhoben worden ſind, doch noch Einiges über die Tendenz 
bes Blattes und bie Perſönlichleiten, die es halten und leiten, hinzufügen. Im öffent- 
lichen Interefje tbue ich das. — — Die Tendenz des Blattes ift neulich durch die 
verlejenen Briefe des Herrn von Los feftgeftellt worden, fie gebt einfach babin, 
ben Reichskanzler dur Beihimpfungen, insbeionbere aber, ba dies Mittel viel- 
leicht nicht ſtark genug fein follte, durch Verleumdungen an feiner Geſundheit zu 
fhädigen. Im einer Beziehung haben fich die Herren allerdings verrechnet, 
nämlich ber Reichsfanzler lieft das Blatt gar nicht, ber Reichskanzler lieſt nur 
diejenigen Nummern, bie ihm zugeſchickt werben, weil die Bebörben behaupten 
und finden, daß in diefen Nummern ftrafbare Angriffe, insbejonbere verleumberiiche 
Angriffe auf feine Perſon enthalten find. Natürlich müfjen bie Behörden derartige 
verleumberifche Angriffe zur Kenntuiß des Reichskanzlers bringen ; kommen fie nicht 
zu feiner Kenntniß, ftellt er feinen Strafantrag, fo beißt e8 in den Zeitungen von 
biejer Sorte: „er klagt nicht“, indem vorausgefettt wird, er habe ben Artikel ge- 
leſen; freilich lieft er bie fchlimmften Artikel, die ihm gejchidt werden. Durch 
biefe Artikel fol, denn bies bleibt übrig, auf die Gefundheit des Reichskanzlers 
eingewirkt werben; es ift jedenfalls bisher eine derartige Tendenz in ber Preffe 
unerbört, und biefer Tendenz huldigte doch nicht blos derjenige, ber das Blatt 
rebigirt, Herr Gehlſen, fondern biefer Tendenz buldigen aud bie Mitarbeiter. 

Ih made für dieſe verbrecheriihe Tendenz alle Mitarbeiter des Blattes, 
auch alle diejenigen, die das Blatt durh Rath und burh That unterftügen, 
moralijch verantwortlich; zumächft insbefondere ben Herrn von Lo, ſodann aber 
auch ben Grafen Harry von Arnim. Es ift gar nicht zu bezweifeln, daß alle 
bie Artifel „Arnim contra Bismard“, die e8 fi zur Aufgabe gemacht haben, 
jeit Jahr und Tag bie Perjon des Fürften Bismard anzugreifen, herabzuſetzen, 
im Intereffe des Grafen Arnim geichrieben werben. 

Man bat fi, als ich vor einiger Zeit darauf hingewieſen babe, daß auch 
von ultramontaner Seite das Blatt unterftüttt werbe, mit großer Entrüftung gegen 
bie Belanntihaft mit Herrn Gehlſen verwahrt. Ich babe in ber vorigen 
Sitzung gejagt, ich fei in ber Lage, zu Lonftatiren, daß aud in ber That von 
jener Seite, die fo energiich gegen jebe Beziehung zu Gehlſen proteftirte, Ber- 
bindungen mit ben Socialdemokraten behufs einer Wahl Gehlſens anzufnüpfen 
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verfucht feien. Die „Germania“ fchreibt, indem fie das abbrudt, ich möchte doch 
nicht derartige Behauptungen aufftellen, wenn ich fie nicht beweiſen kann; ich 
ftelle feine Bebauptung auf, die ich nicht beweilen kann. Ich kann dieſe Be- 
bauptung beweifen und führe in diefer Beziehung Folgendes an — es ift bier 
ja ber Ort, wo mir dazu ©elegenbeit gegeben wird, benn mit ben Zeitungen 
lann ich mich nicht in Krieg und Korreipondenz einlaffen. Alfo ih kann zunächſt 
amtlich fonftatiren, daß ein namhafter Rebacteur in ber fozialiftiichen Partei, 
Herr Loſſow, der auch zum Reichstage in Vorſchlag gebradyt worden ift, in 
öffentlicher Berfammlung erklärt bat, es ei damals ein ultramontaner Reichstags- 
Abgeordneter zu Herrn Bebel gelommen und babe ein Kompromiß zwijchen 
Ultramontanen und Sozialdemokraten vorgeihlagen Behufs ber Wahl bes Herrn 
Geblien in Hagen mit der Verpflichtung, daß demnächſt die Ultramontanen mit 
den Sozialiften in Solingen für ben — — Kandidaten ſtimmen 
ſollten (was inzwiſchen geſchehen iſt). Herr Bebel habe dieſes Anſinnen abge— 
lehnt, denn — ſie brauchten eine derartige Unterſtützung „nicht mehr“, fie rechneten 
auf mehr als eine Mandel Sitze. 

Nun, daß dieſe Partei ſich in der That ſehr erheblich für das Blatt in- 
terejfirt hat, ift ja gar nicht zu bezweifeln. 

Es finden fi auch noch andere Parteien in biefer Korrefpondenz vertreten; 
fo ein Brief von (bem ſozial-demokratiſchen) Haffelmann an Herrn Geblfen, 
ein Brief von dem (melfiihen) Grafen Borries in Celle, ver auch Berbindungen 
mit dem Blatte unterbalten bat. 

Man jagt, wir leben jet in bem Zeitalter der VBerleumbung. Nun, es ift 
gewiß etwas Richtiges daran und es ift zu boffen, daß fie mit den Verhandlungen 
gegen biejes Blatt, bie fich leider noch längere Zeit binziehen werden — denn 
e8 werben noch mehrere Anklagen erhoben werden — zum Abjchluffe gelangen. 
Das Gröbfte und Großartigfte ın biejer Art, auf diefem Gebiete hat in ber That 
wohl das fragliche Blatt geleiftet in den Angriffen auf den Neichslanzler, an 
denen auch nicht ein wahres Wort ift. 

Man kann, wenn man da® Zeitalter der Verleumdungen überblidt, bie 
Berleumber in drei Klaffen rangiren: Die erften find die Frechen, die wenigftens 
den Mutb haben, unter eigener Firma zu arbeiten; bie zweiten find bie Bor» 
fichtigen, die nämlich jo jehreiben, daß man bas, was fie wollen und was barauf 
berechnet ift, Anbere an ihrer Ehre zu jchädigen, zwiichen ven Zeilen leſen muß; 
die jo jehreiben, daß man fie gerichtlich nicht belangen fann. Die dritte Klaſſe, 
das find die ſchlimmſten, es find bie Feigen, bie namenlojen, anonymen Ber» 
leumder. Dieje find eigentlich ſchlimmer wie Einbrecher und wie Straßenräuber, 
denn die legteren risfiren wenigftens, daß man fie nieberfchlägt, indem fie Einem 
gegenübertreten müfjen. Aber bie namenlofen Ehrabichneider And in feiner Weiſe 
zur Rechenſchaft zu ziehen. Die frechen, die vorfichtigen und die feigen Berleumber 
— die legteren haben am meiften Aehnlichleit mit Meuchelmördern, und Herr 
Gehlſen jelbft jagt: es ift ein meuchleriſcher Angriff, und das ift der Angriff 
in dem Blatte in der That. 

Ich kenne Stimmen aus bem Auslande, welche es gar nicht erflärbar finden, 
daß ein Blatt, eine Zeitung unbeanftandet erjcheinen kann, welches gegen ben 
höchſten Staatsbeamten die Beichuldigung der Berübung eines gemeinen Ber» 
brechens erbob. Unſer Prefgejeg giebt uns feine Befugniß, Blätter ſolchen In— 
halts mit Beichlag zu befegen, weber bie Polizei, noch die Staatsanwaltichaft ift 
dazu in der Lage; das Gericht fann freilich jpäter die Beichlagnahme beichliehen, 
dann ift das Zeitungseremplar aber längft in den Händen der Abonnenten.” 

Der Gerichtshof jprach bie Berurtheilung ber angellagten Redakteure nach 
dem Antrage des Staatsanwalts aus. 
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22. Februar. Thronrede Sr. Majeftät des Kaijers. 


„Geehrte Herren! 

Beim Beginn der dritten — heiße Ich Sie im Namen 
der verbündeten Regierungen willkommen. 

Die Zuſammenſetzung, in welcher der Reichstag aus den neuen 
Wahlen hervorgegangen ift, läßt Mich hoffen, daß es auch in diefer ‘Periode, 
wie in den beiden vorhergegangenen, gelingen wird, die wichtigen Aufgaben, 
welche dem Reichstag —5* find, im Einverſtändniß zwiſchen den ver— 
bündeten Regierungen und der Volksvertretung zum Wohl der Nation in 
Erledigung zu bringen. 

orzugsweiſe wird Ihre Thätigkeit durch die Berathung und Feſt— 
ſtellung des Haushalts-Etats für das Jahr 1877/78 in Anſpruch ge— 
nommen werden. Bezüglich der Aufbringung der durch eigene Einnahmen 
nicht gedeckten Bedürfniße iſt das Reich durch Artikel 70 der Verfaſſung 
zunächſt auf Matrikular-⸗Umlagen verwieſen. Ihre Aufgabe wird es fein, 
in Gemeinſchaft mit den verbündeten Regierungen zu erwägen, ob und 
welche Maßregeln zu nehmen ſein werden, um den hochgeſteigerten Betrag 
der Matrikular-Umlagen durch Eröffnung anderer Einnahmequellen für 
das Reich zu ermäßigen. 

Die Vorarbeiten zu den Verhandlungen mit Oeſterreich-Ungarn über 
Erneuerung des Handelsvertrags ſind unter Mitwirkung der Regierungen 
von Preußen, Bayern und Sachſen ſoweit gefördert, daß die Verhand— 
lungen mit Defterreich-Ungarn binnen Kurzem werden beginnen können, 
Der Abſchluß diefer Verhandlungen bildet eine Borbedingung der Reformen 
unſeres Zoll» und Steuerjyftems, über welche die verbündeten Regierungen 
demnächſt in Berathung treten werden. 

Die dem Reichstag bereits früher vorgelegten Gefegentwürfe über 

die Einrichtung und die Befugniffe des Rechnungshofes und über die Ber- 
waltung der — und Ausgaben des Reichs werden Ihnen wieder 
ugehen. — — 
* Die in der letzten Seſſion vereinbarten Juſtizgeſetze ſollen nach den 
darin enthaltenen Beſtimmungen ſpäteſtens am 1. Oltober 1879 in Kraft 
treten. Um diefen Termin einhalten zu fönnen, ift es nöthig, daß baldigft 
über den Drt entichieden werde, an welchem das Reichdgericht feinen Sig 
haben jol. Ein hierauf bezüglicher Gejegentwurf wird Ihnen vorgelegt 
werden. 
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In den Kreifen der vaterländifchen Induſtrie find Klagen über den 
Mangel einer gemeinfamen Gefeggebung zum Schuß der gewerblichen Er- 
findungen laut geworden. Um diefen Mangel abzuhelfen, ift, nach Ver— 
— von Sachverſtändigen, der Entwurf eines Patentgeſetzes ausge—⸗ 
arbeitet worden, welcher Ihnen zugehen und einen hauptſächlichen Gegen« 
ftand Ihrer Berathungen bilden wird. 

Leider dauert die gedrüdte Yage, in welcher Handel und Verkehr ſich 
in den legten beiden Jahren befunden haben, bei un® wie in anderen 
Ländern noch heute fort. Die unausgejegten Erwägungen der verbündeten 
Regierungen über die Mittel, derfelben abzuhelfen, haben Mir nicht die 
Ueberzeugung gegeben, daß die inneren Zuftände des Deutjchen Reichs 
einen weſentlichen Antheil an den Urfachen der Uebelftände haben, die 
in allen anderen Ländern gleihmäßig gefühlt werden; die Aufgabe, augen= 
blidlihem und örtlihem Mangel an Befchäftigung arbeitfuchender Kräfte 
abzuhelfen, den einzelnen Staaten näher ald dem Reid. Inſoweit 
der Wiederbelebung des Berfehrs ein Mangel an Bertrauen auf die zu= 
künftige Sicherheit der Rechtszuſtände innerhalb Deutjchlands etwa im 
Wege fteht, werden Sie mit Dir folche Bejorgniffe für unbegründet halten. 
Die Drganifation des Reich und der gejunde Sinn des Deutjchen Volks 
bilden eine ftarfe Schugwehr gegen die Gefahren, welche anardifche Be— 
ftrebungen der Sicherheit und der regelmäßigen Entwidelung unferer 
Rechtszuſtände bereiten fünnten. 

Don auswärtigen Gefahren aber, welche aus der noch ungelöften 
orientalifchen Krifis hervorgehen könnten, ift Deutjchland weniger bedroht, 
als andere Länder. Meine Politik ift den Grundfägen, welde fie vom 
Beginn der orientalifchen Verwickelungen an befolgt hat, ohne Schwanten 
treu geblieben. Der Konferenz in Konftantinopel hat leider nicht den Er— 
Tolg gehabt, die Pforte zur Gewährung der Zugeftändniffe zu vermögen, 
welche die europäifchen Mächte im Intereſſe der Menfchlichkeit und zur 
Sicherſtellung des Friedens für die Zukunft glaubten verlangen zu follen. 
Die Konferenz-Verhandlungen haben aber das Ergebniß ebabt. daß bie 
riftlichen Mächte unter fi) über da8 Maß der von der Pforte zu bean= 
fpruchenden Bürgfchaften zu einer Uebereinftimmung gelangt find, für welche 
por der Konferenz mwenigftens ein alljeitig anerfannter Ausdrud noch nicht 
beftand. Es ift dadurd ein fefter Grund zu dem Bertrauen gewonnen, 
daß der Frieden unter den Mächten auch dann gewahrt bleiben wırd, wenn 
die Hoffnung fich nicht verwirklichen fjollte, daß die Pforte aus eigener 
Entſchließung die Reformen bezüglich der Behandlung ihrer riftlihen 
Unterthanen zur Ausführung bringen werde, welche von der Konferenz 
als europäifches Bedürfniß anerkannt worden find. Wenn die Erwartungen 
unerfüllt bleiben follten, welche in diefer Beziehung fi an Berheigungen 
der Pforte und an die Einleitung der Friedensverhandlungen ‚mit Serbien 
und Montenegro Fnüpfen, fo wird Meine Regierung mie bisher fo auch 
ferner bemüht fein, in einer Frage, in welcher die deutfchen Intereſſen ihr 
eine beftimmte Linie des Verhaltens nicht vorfchreiben, ihren Einfluß zum 
Schutze der Ehriften in der Türkei nnd zur Wahrung des europäijchen 
Friedens, insbefondere aber zur Erhaltung und Befeftigung ihrer eigenen 
guten Beziehungen zu den ihr verbündeten und befreundeten Regierungen 
aufzumwenden. Au diefem friedlichen Werke rechne Ich vertrauenspoll auf 
Gottes Segen.“ 
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Der neue Reichstag. 


„Provinzial» Eorrespondenz“ vom 22. Februar. 


„Das Ergebniß der Reichstagswahlen, wie es jetzt faft vollftändig vorliegt, 
bat in der Gejammtftärfe der Parteien, welche einerjeits die Reichspolitik unter: 
fügen, anbererjeits dieſelbe bekämpfen, feine tiefgreifende Veränderung herbeige- 
geführt. Die Zablenftärke derjenigen Parteien, welche im Allgemeinen bie Re- 

ierung zu unterftüten bereit find, der fonfervativen unb ber national-liberalen 

Bartei ift in ihrer Geſammtheit faft diefelbe wie bisher geblieben, nur innerhalb 
berjelben hat eine Berfchiebung der Zahlenverhältniffe ftattgefunden: während bie 
Konfervativen von 22 auf 38, die freikonſervativ-deutſche Reichspartei von 36 
auf 40, mithin bie konſervativen Parteigruppen im Ganzen von 58 auf 78 Stim- 
men gewachſen find, ift bie national-liberale Partei mit ben ihr verwandten 
Gruppen etwa um ebenfoviel, von 170 auf 146 berabgegangen. Die beiden 
Parteien vereinigt, werden ber Regierung für die wefentlichften Reichsintereſſen 
vorausſichtlich auch ferner eine zuverläffige Mehrheit von 45 bis 50 Stimmen 
gegenüber allen übrigen Parteien gewähren. 

Die Fortfchrittspartei, welde zwar grundſätzlich die Förderung der 
nationalen Entwickelung auf ihre Fahne geſchrieben hat, thatſächlich aber die 
Durchführung der nationalen Aufgaben in wichtigen Beziehungen bekämpft und 
erſchwert bat, kehrt nach den jetzigen Wahlen zwar weſentlich in der früheren 
Stärke wieder, aber fie ift innerlich gejchwächt, theils durch die entjchiedene Los— 
fagung einer Anzahl befonnenerer Düitglieber (unter Führung des Abgeordneten 
Löwe), theils durch bie während des legten Wahllampfes zur Entſcheidung ge- 
langte Löſung des bisherigen Zuſammenhanges mit der national» fiberalen Partei, 
aus welchem bie Fortichrittspartei immer wieder eine größere Kraft und Bebeu- 
tung jchöpfte, als ihr nach ihrer eigenen Stärke zugelommen wäre. 

Diejenigen Parteien, weldhe in grundiäglichem Gegenſatze zur Reichspolitik 
ftehen, die Ultramontanen, Bolen und Partikulariften, find aus dem Wahllampfe 
in gleicher Stärfe wie bisher hervorgegangen, — die Ultramontanen allerdings 
mit dem Berluft von einigen Stimmen, wenn man ihre Gefinnungsgenoffen aus 
den Reichslanden Elſaß-VLothringen mit in Rechnung ftellt. Die Socialbemofraten 
haben einen Zuwachs von 4 Stimmen errungen, welcder jedoch nicht ausreicht, 
ihre Gefammtftellung im Neichstage wefentlich zu verändern und fie zu einem 
jeloftftändigen Eingreifen in die parlamentarifche Wirkſamkeit zu befähigen, info- 
fern fie dazu nicht Unterſtützung aus anderen Parteigruppen finden. 

Die Wahlen von Elſaß-Lothringen laffen fih zunächft in Die eigentliche 
Parteigruppirung des Neichstages nicht wohl einfügen. Sie find bis auf Weiteres 
nur für bie Neichslande jelbft von hoher Bedeutung. Die Wahl von jehs Ab» 
geordneten der Autonomiftenpartei, welde nicht mehr den bloßen Proteft 
gegen die Yostrennung des Landes von Franfreih zur Grundlage ihres Verhal- 
tens machen, ſondern auf dem Boden der thatſächlich gegebenen Berhältniffe und 
mit den Mitteln, welche bie Reichsverfaffung und die Berfaffung von Elſaß— 
Lothringen gewährt, das Wohl des engeren Landes und die Entwidelung beffelben 
zu möglichfter Selbftftändigkeit fördern will, die Wahl von fechs jolden Abgeord— 
neten beweiſt freilich nicht, daß in Eljaß- Lothringen etwa beutiche ©efinnungen 
und Sumpatbien aufzuleimen beginnen, fie beweift vielmehr nur, daß bie Eljäffer 
als praftiihe Männer einem ——— bloßen Grollen nach außen hin ent— 
ſagen und in thätigem Eingreifen das Beſtmögliche für ihr engeres Vaterland 
erreichen wollen. Nichtsdeſtoweniger iſt dieſe Wendung vom deutſchen Standpunkte 
ebenſo freudig und hoffnungsvoll zu begrüßen, wie ſie auf franzöſiſcher Seite als 
eine ſchwere Niederlage der dortigen Beſtrebungen empfunden wird; denn es 
liegt auf der Hand, daß von dem Augenblicke, wo die wirklichen poſitiven In— 
tereſſen von Elſaß-Lothringen von angejehenen Männern eigener Wahl im 
deutſchen Reichstage ernft und wirkſam wahrgenommen werben, bie Blide und 
Gedanken der dortigen Bevölferung fi mehr und mehr nach diefer Seite wenden 
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und unmwillfüriih in Zuſammenhang mit dem politifchen und geiftigen Leben 
Deutichlanbs treten werden. Die Sympatbien und das bereitwillige Entgegen- 
fommen, worauf bie Reichslande ſowohl Seitens ber Regierungen, wie aud 
Seitens ber Bertretung bes deutſchen Volkes fiber rechnen Finnen, bürften dann 
weiter dazu beitragen, den Boden einer politifhen Gemeinfchaft für die Zukunft 
zu bereiten. So bebeutiam biernach die in Rebe ftebenden Wahlen für Elſaß— 
Lothringen ſelbſt find, fo läfit fich dagegen ein Einfluß derſelben auf die Partei- 
ftellungen im Reichstage in beftimmter Richtung fürs Erfte nicht vorberieben. 

So ift denn in Bezug auf die Zufammenjegung bes Reichstages im 
Großen und Ganzen die einzige Veränderung von erbhebliher Bedeutung in der 
Stärlung der fonfervativen Parteien zu finden. . 

Die Bedeutung und ber Einfluß der konſervativen Partei in ber Bollsver- 
tretung waren während der letzten Jahre in Folge der Losfagung eines Theiles 
ihrer leitenden Kräfte von den umerläßlihen Aufgaben der NReichspolitil offenbar 
auf ein Maß berabgefunfen, welches der Stellung und Geltung ber konſervativen 
Kreife im Lande nicht entipradh. Selbft von befonnenen Liberalen wurde das 
entftandene Mißverhältniß als ein ernfter Mangel in unferem parlamentariichen 
Leben erlannt; der Regierung aber war eine nothwendige Stütze bei der Erfül- 
lung der ihr obliegenden Aufgabe entzogen, eine gejunde Wechjelwirkung und ein 
richtiges Gleichgewicht zwiichen den fonjervativen und liberalen Kräften und Be- 
firebungen im Baterlande zu fichern. 

Reuerdings ift nun in fonjervativen Kreifen die Ueberzeugung mehr und 
mebr zum Durchbruch gelommen, daß es dringende Pflicht der gejammten kon— 
fervativen Partei fei, wieder wirfiamer unb eriprieflicher als ſeither an der poli— 
tifhen Bewegung der Gegenwart und an ben ummittelbaren Aufgaben des 
Staatslebens Theil zu nebmen und nach dem pofitiven Einfluß zu ringen, auf 
welchen bie konſervative Partei nicht ohne Schädigung des Geſammtwohls ver- 
zichten barf. Die Bewegung, die ſich innerhalb der konjervativen Partei im der 
doppelten Richtung vollzogen bat, einer Annäberung ber verwandten Parteigruppen 
ben Weg zu ebnen und die Vereinigung berjelben wieder zu einem feiten Stüt- 
punkt der Regierung zu machen, bat bei ben Neichstagswahlen zu einer Stärkung 
der Partei geführt, welche den tbatlächlichen und moraliihen Einfluß derjeiben 
auf die parlamentarifchen Entſcheidungen unzweifelhaft erböben wirb. 

Für die neue Stellung der Partei fällt in's Gewicht, Daß ſchon eine Ver— 
einigung ber fonjervativen Gruppen mit der national-liberalen Partei ausreicht, 
um eine Stimmenmehrheit für Beichlüffe zu fihern, im melden das Einver— 
nehmen zwijchen ber Reihsvertretung und Neihsregierung zum Ausdrud gelangt. 

In dieſer Richtung ift der Lkonfervativen Gejammtpartei 
unter ben fhwierigen Verhältnijfen der Gegenwart unzweifelhaft 
eine große Aufgabe und ein weiterer Auſſchwung vorbebalten, 
wenn die mit aller Kraft wieder ben Beruf erfaßt, ein vertrauens« 
volles Zuſammenwirken aller gemäßigten und ftaatserbaltenben 
Kräfte zu fördern. 

Das Streben aller befonnenen Elemente innerbalb ber fon» 
jervativen und liberalen Parteien muß Angejichts der neuerdings 
bervorgetretenen Gefahren entihiedener als je auf die Bildung 
einer parlamentarijhen Mehrheit gerichtet fein, welde aus der 
Bereinigung aller reihsfreundlihen Kräfte die Macht ſchöpft, die 
gegen die Neihseinbeit, wie gegen die Ordnungen bes Staats unb 
der Geſellſchaft gerichteten Beftrebungen mit Erfolg zu befämpfen 
und dem deutſchen Volke die Zuverjiht einer ftetigen und beil- 
bringenden Entwidelung auf allen Gebieten bes flaatlihen Leben 8 
neu zu gewähren und zu ftärfen.“ 
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Reichsfinauzen und Reichsminiſterien. 
Aus den Reden des Fürſten Bismarck bei der erſten 
Berathung des Reichshaushalts-Etats. 
10. März. (Nach dem Abgeordneten Richter.) 


[Die Antaſtung bes Imvalidenfondg; — Matrikularumlagen 
und Steuerreform; — Reichsminiſterien.) 

„Der Herr Vorredner iſt mit unſeren Vorlagen unzufrieden. Nun, 
meine Herren, darauf bin ich vollſtändig gefaßt geweſen. Er ſteht mir 
ſeit einem Jahrzehnt gegenüber. Ich habe noch nie eine Regierungsvor— 
lage gefannt, mit der er zufrieden gemwejen wäre, und ich glaube, wenn 
mir e8 in dem Sinne gemacht hätten, wie er vorſchlug, jo würde doch 
der Fehler, daß e3 von der Regierungsfeite fam, der Vorlage in der 
Weiſe angehangen haben, daß fie feinen Beifall nicht gefunden hätte. 

Wir haben von dem Herrn Borredner im legten Theil feiner Rede 
gehört, wie er wünſcht, daß die Sache gemadt werden fol. Er weift 
uns im MWefentlihen an, auf die Beftände zurüdzugreifen, d. h. vom Ka⸗ 
pital zu zehren und die Wege zu betreten, die große und befreundete Nach— 
barreihe — ja ich glaube, nicht zum dauernden Heil ihrer Finanzwirth— 
fhaft — betreten haben. — — 

Der Herr Abgeordnete hat und aljo auf unjer Kapitalvermögen 
vermwiejen und empfiehlt uns, das aus allen Eden zufammenzufragen und 
davon zu leben, nicht aber für dauernde Ausgaben, die fich wiederholen, 
dauernde Dedungsmittel zu beichaffen, fondern die Beichaffung dauernder 
Dedungsmittel aufzufchieben, bi8 wir unjer Befisthum an Kapitalien auf- 
gezehrt haben. ch begreife eigentlich nicht, warum er dabei ftehen bleibt, 
die Beftände und zunächſt den Reichs-Invalidenfonds zu diefem Erperiment 
zu empfehlen. Man kann ja auch noch jehr viel weiter gehen. Wir werden 
einige Zeit lang gar feine Meatrifularumlagen brauden, wenn mir die 
Staatseifenbahnen unter den Hammer bringen; wenn wir demnächſt den 
Staaten anheimftellen, diejen Weg weiter zu gehen, ihre Domänen zu 
verfaufen, ihre Forften zu verkaufen, ihre Betriebsfonds aufzuzehren, furz 
und gut, das ganze Nationalvermögen, das mir befigen und zun Theil 
durch Geſetz gegründet haben, budgetmäßig aufbrauchen, wie ein Ber» 
jchwender, der vom Kapital lebt und jagt: ich werde nachher mit Bewilli— 
gungsanträgen fommen, wenn ich nicht mehr habe. 

Der Reichs-Invalidenfonds ift durch ein Gejeg zu einem beftimmten 
weck geihaffen und ich bitte Sie dringend, feine Verwendung auf diejen 
weck zu bejchränfen und ihn dafür beftehen zu laffen ſowohl für die 

gegenwärtigen, als auch, was Gott verhüte, zufünftigen Invaliden, die 
und etwa erwachien fünnten. Gönnen Sie dem Reich diejes Kapitalver- 
mögen. Es find auch Kriege möglih, in denen man feine Kontributionen 
hat und bei denen man auf dad, was man hat, eben angemiejen bleibt. 
Wird das Geſetz auf gefegmäßigem Wege geändert, jo würde das natür- 
lich jeinen Sauf haben; ich fann nur erklären, daß ich mich, ſoviel in meinen 
ſchwachen Kräften liegt, dagegen wehren werde, daß auf diefe Weife der 
erjte bereitefte Kapitalbeftand des Reichs angegriffen werde, um laufende 
Ausgaben zu bejtreiten. 

Stehen wir deshalb der Gefahr gegenüber, dauernd unverhältniß- 
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mäßig hohe Matrifularbeiträge zu erheben? Ich glaube e3 wirklich nicht. 
Wir haben mit rege Be feine ermutbigenden Erfahrungen im Reich8- 
tage gemacht. Vielleicht haben wir ungefchidt ausgewählt, gewöhnlich aber 
ift und der Saß entgegengetreten, welchen auch der Herr Borredner vor— 
bin wiederholt hat, wir wollen feine Steuervermehrung, wir wollen eine 
Steuerreform. 

Nun, meine Herren, diefen Sat unterfchreibe ich von ganzem Herzen 
und fämpfe dafür, fo viel meine Gefundheit und geringe Arbeitäfraft, die 
mir nad einem mühevollen Leben geblieben ift, es mir geftattet. Uber 
es giebt auch noch andere Leute, deren Einwilligung ich dazu gewinnen 
muß, namentlich wenn ich deren thätige Mitwirktung dazu haben will. 
Nur weil fih das Reich und die verbündeten Regierungen außer Stande 
ſehen, jegt in diefem Augenblide Fhnen einen vollen Reformplan für unjere 
Zoll- und Steuereinrihtungen vorzulegen, habe ich zu dem natürlichen Aus- 
funftömittel der Matrikularumlagen gegriffen. 

Wenn ih in einer fchmwierigen politiihen Lage mich befinde, jo jehe 
ih zuerft die Reichsverfaſſung an, was fie her. anmeift zu thun, umd 
wenn ich an deren Hand mich bewege, glaube ich, mich immer auf ficherem 
Wege zu befinden. 

Sie jagt in ihrem Artikel 70: — Sie kennen ihn alle, er wird aber 
bier in der Debatte jo todt gefchwiegen, daß ich ihn nochmals verlejen 
möchte. — 

Zur Beftreitung aller gemeinfchaftlihen Ausgaben dienen zunächft 
die etwaigen Ueberſchüſſe der Vorjahre, fo wie die aus den Zöllen, den 
gemeinjchaftlichen VBerbrauchsfteuern und aus dem Poft- und Tele— 
graphenweſen fliegenden gemeinjchaftliden Einnahmen. Inſoweit dies 
jelben durch diefe Einnahmen nicht gededt werden, find fie, fo lange 
Reichsſteuern nicht eingeführt find, durch Beiträge der einzelnen Bundes» 
ftaaten nad) Maßgabe ihrer Bevölkerung aufzubringen, welche bi$ zur 
Höhe des budgetmäßigen Betrages dur den Reichslanzler ausges 
jchrieben werden. 

Da liegt alfo ganz klar der Hinweis, was dad Reich thun joll, 
wenn feine Geldmittel zur Dedung der Ausgaben nicht ausreihen — 
und daran muß ich mich halten. Ich mweife ja die Aufgabe nicht von mir, 
darüber nachzudenken, was außerdem zu thun fei, im Gegentheil, ich bin 
meinerjeit3 ganz entichloffen und habe das Reſultat meines Nachdenkens 
fhon gezogen; aber daran zu arbeiten, daß es möglich wäre, ſolche Reichs— 
einnahmen, ſolche Reichsſteuern, wie in der Verfaſſung gejagt ıft, Ihnen 
vorzulegen, die Hoffnung auf Ihre Annahme haben — und dieje nn 
fnüpfe ıh an den Plan, daß wir die Steuern in einer Weiſe kom— 
biniren, die auf der einen Seite Erleihterung, aufderanderen 
Geite neue Einnahmequellen jchafft, — ohne das Beftreben, 
größere Einnahmen zu haben, als der Bedarf ift. 

Ich kann mit beftem Gewiſſen erklären, daß ich feinen Ueberſchuß 
erftrebe, jondern nur die Dedung deſſen, was uns fehlt, die Verringerung 
der Matrifularumlagen; wenn e8 fein kann, gänzliche Abſchaffung derfeiben - 
denn ich glaube nicht, daß Sie blo3 um der parlamentarifchen 
Machtfrage willen unbequeme Steuern behalten wollen. 

Die parlamentarifhe Macht bleibt einer verfafiungs- 
treuen Regierung gegenüber durch das Ausgabenbemilligungs« 
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recht gefihert, und einer der Berfaffung nicht treuen Regie- 
rung gegenüber find ebenjfowenig Bürgfchaften zu finden, 
wie einer parlamentarijhen Kammer gegenüber, die in ihren 
Beihlüffen fih an den Fortbeftand des Reichs oder Staats 
nicht weiter kehren wollte, fondern daraufhin befchließen, bis er eben 
zu Grunde ginge. Auf beiden Seiten muß man doc) eine ehrliche, vernünf- 
tige, gejeglihe und verfafjungstreue Gefinnung und Abficht vorausfegen, 
fonft fommt man ja überhaupt aus den Hemmniffen, aus dem gegenjeitigen 
Mißtrauen, aus einen gewiſſen gegenfeitigen Berfchanzungslam fe und 
Ringen nad Macht im Innern gar nicht heraus und fommt über dieſe Strei- 
tigteiten eben nicht dazu, zu erwägen, wie figt der ſchwere Steuerrod dem 
Bolfe am bequemften, oder vielmehr, wie läßt er fih am bequemften tragen. 

Nun ich erkläre alfo, daß wir vor der Hand innerhalb des Reichs— 
kanzler- Amts und in den Behörden mit Zuziehung der preußifchen Be— 
hörden, die uns ihren Beiftand leihen, damit —* find, eine Steuer— 
reform vorzubereiten, daß ich die Hoffnung habe, daß Sie, und zwar in 
dem von dem Herrn Abgeordneten Richter getadelten Sinne, bei einer 
Berftärfung der indireften Steuern und zur Geite ftehen werden. 

Wir ** fie Ihnen bei der nächſten Reichstags⸗Seſſion vorzu— 
legen. Wenn dann der Gedanke des Herrn Abgeordneten Richter die 
Dberhand gewinnt, daß die indirekten Steuern vorzugsweife den Armen 
belaften und den Reichen freilaffen, wenn das wirklich ein richtiger wirth- 
fchaftliher Sag ift, dann werden Sie ja dieje Sache ablehnen, und wir 
werden dann wieder von vorn anfangen müflen, rejpeftive zu einer Reichs» 
eintommenfteuer oder zu anderen direkten Steuern — wir werden dann 
aljo in der Page fein, den Einwohnern der großen Städte, die ja die 
Mahl und Schladhtfteuer bereitwillig abgejhafft haben und fi) davon 
goldene Berge verjprachen und die jegt an der Aufgabe laboriren, durch 
direkte Klafjenfteuern (mit Erekution für Ausfälle von geringen Beträgen) 
das aufzubringen, was bei der Mahl» und Schlachtſteuer mit Leichtigkeit 
getragen wurde (jehr richtig! rechts); — das Brod ift nicht um ein Haar 
mohlfeiler geworden; das Fleiſch ift nicht billiger geworden; etwas weniger 
ut ift e8 geworden, aber mwohlfeiler durchaus nicht; und dabei find die 
SBreife auf dem Lande im Einkauf nicht theurer wie früher ; ich frage 
aljo, wo bleibt der Ausfall, der dabei eintritt? Ich habe den Eindrud, 
daß der Arme unter dem Regime der indirekten Steuern fi wohler befand. 

E3 ift ja die Frage aufgeworfen worden, ob es zweckmäßig gemejen 
wäre, eine einzelne Steuer, aljo namentlich eine Steuer auf Tabak, Ihnen 
jegt zu bringen, um die Einnahmen zu erhöhen — ein Defizit kann ich 
nicht zugeben, das Reich hat kein Defizit, der Artikel 70 ſchützt es ab» 
folut vor einem Defizit — alfo Ihnen als Erjag für einen Theil der 
Matritularumlagen eine Tabaköfteuer, die auf den anjchlaggmäßigen Er- 
trag von vielleiht 22 Millionen fich bezifferte, vorzulegen? Die Sache 
bat ihr Für und Wider gehabt. ch räume offen ein, daß ich mic da— 
wider erklärt habe und Lieber die Unannehmlichkeit zu hoher Meatrifular- 
umlagen ein Jahr hindurch, ein Budget hindurch, einmal tragen will, als 
die Steuerreform dadurch jchädigen, daß man einen der beften und we— 
fentlihften Artikel, von deſſen Schwimmkraft ich erwarte, daß 
er andere vielleicht mittragen werde, vorwegnehme, für den 
ein Proviforium einführe, was uns nachher abhalten würde, 
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eine gründliche Reform, von deren Nothwendigkeit ich ſo über— 
eugt bin, wie irgend einer von Ihnen, vorzunehmen, uns die 
döglichkeit, der näher zu treten, zu erſchweren, umd deshalb habe ich 
mich gegen dieje Steuer ın diefem Augenblide erklärt. Die Ueberzeugung 
hat fidy bei mir feftgejegt, daß wir Ihnen mit einer einzelnen Steuer 
ohne eine Reform niht mehr fommen dürfen. 

Ich komme auf die Frage, die der Herr Abg. Taster vorher ange 
regt hat und auf die auch der legte Herr Borredner anfpielte, daß der 
ganze Uebelftand, daß Ihnen hier eine Erhöhung der Matrifularumlagen 
von 25 Millionen zugemuthet wird, eigentlich feine Urfache darin hätte, 
daß mir feine Reichs-Dinifterien haben, daß wir feinen verantwortlichen 
Reich3-Finanzminifter haben. 

Mit diefem Streben nah Reich3-Minifterien irren Sie fih, glaube 
ich, in der Abjchägung der Bedeutung, die diefe Minifterien auf die Dauer 
haben würden, Minifterien ohne ſachliche Macht, ohne Berwaltung hinter 
ſich. Wir haben ein, ich möchte fagen, warnendes Beifpiel gehabt am 
Reichs-Eifenbahn: Amt, wo eine hohe Reichsſtelle mit großen Anfprichen, 
ſowohl ſolchen, die fie jelbft zu machen berufen war, als ſolchen, die an 
fie geftellt murden, aber ohne jeglihe Macht, denfelben Nachdruck geben 
zu können — was dahin geführt hat, daß arbeitjame und Beamte von 
Selbftgefühl in diefem Amte nicht ausharren wollen, und der bisherige 
Inhaber der Stelle, der nicht blos feinem Amte jehr gewachſen war und 
tüchtig darin, jondern auch mit Yiebe zur Sache hineinging, hat mir nad) 
—— Dienſte geſagt: Schaffen Sie mir eine Stelle im preußiſchen 

ienſte, mag ſie geringer beſoldet ſein als dieſe, es iſt für mich ein zu 
niederdrückendes Gefühl, keinem der Anſprüche, die ich an mich ſelbſt ſtelle 
und die Welt mit Recht an mich ſtellt, in dieſer Hülfloſigkeit gerecht werden 
u können. In einer ähnlichen Lage würden die Reichs-Miniſterien ſein. 
s würden eben Miniſter fein, die in feinem Einzelſtaate eine beſtimmte 
Wurzel hätten, feinen bejtimmten Vortrag bei dem Souverain, fein be— 
rechtigtes Mlitvotiren bei allen materiellen Saden, die in diefem Einzel- 
ftaate vorfommen, fondern fie würden ganz allein auf die Reichsgewalt 
in Berlin angewiejen fein, und das eigentlich praftifche Yeben würde außer: 
halb ihrer Betheiligung fich bewegen und zwar, wie ich glaube, in rein 
partifulariftiichem Sinne, 

Meine Herren, in der Theorie kann man dergleichen ja fehr leicht 
beiprechen. Ich jpreche aber aus der Erfahrung einer ziemlich langjährigen 
Praris auf diefem Gebiete, und diefe Erfahrung hat mich dahin gebracht, daß 
ich gewünſcht habe, daß die höheren Reihsbeamten, die Reihsmi- 
nifter, im preußijhen Minifterium figen und ftimmen. — — — 

Ganz gewiß ift nach meiner Ueberzeugung, daß ich den Haupteinfluß, 
den ed mir gegönnt ift zu üben, bisher nicht in der Kaiferlihen Macht, 
fondern in der Königlich preußifchen Macht gefunden habe. Ich habe ver- 
ſucht, ich habe eine Zeit lang aufgehört, preußifcher Minifter-Präfident 
zu fein, und habe mir gedacht, daß ich als Reichskanzler ftarf genug jei. 
Ich habe mich darin volljtändig geirrt; nach einem Jahre bin ich reuevoll 
wiedergefommen und habe gejagt: entweder will ich ganz abgehen, oder 
ih will im preußijchen Minifterium das Präfidium wieder haben. Das 
mar aud ganz richtig, aber es genügte nicht. Ich war die einzige Perſon 
darin, und der Beweis gegen die Theorie der Reihsminifterien liegt ſchon 
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darin, Aber fhneiden Sie mir die preußiſche Wurzel ab und 
machen Sie mich allein zum Reihsminifter, fo, glaube ich, 
bin ich fo einflußlos, wie ein Anderer. 

E3 hat ja das etwas Verführertifches, ſich ein Reichs-Miniſterium 
u denfen, was im Reiche innerhalb der Grenzen und Kompetenzen, die 
die Berfaflung dem Reiche — dieſelbe Machtvolltommenheit ausüben 
und diejelbe Berantwortlichkeit dem Reichſstage gegenüber tragen würde, 
wie ein Minifterium im Einzelftaate dies thut und trägt; aber ich glaube, 
Sie täujchen fich über die Entwidlung, die das nehmen würde. Die Macht 
der Stammeseinheit, der Strom des Partikularismus ıft bei ung immer 
ſehr ftarf geblieben; er hat an Stärfe gewonnen, jeitdem ruhige Zeiten einge: 
treten find. Ich kann jagen, die Reichsfluth ift rüdläufig; wir gehen 
einer Ebbe darin entgegen. ch weiß nicht, ob ich e8 tadeln foll, oder ob es 
ein gejunder, naturgemäßer Entwidelungsgang ift. Es wird auch die Reichs— 
fluth wieder fteigen. Man muß nur nicht annehmen, daß in drei Jahren 
oder ſelbſt in zehn Jahren alle diefe Sachen fertig gemacht werden können. 
Ueberlafjen Sie unfern Kindern aud nod eine Aufgabe. 

Man muß einer natürlihen, nationalen, organiidhen 
Entmwidelung Zeit lafjen, fih auszubilden, und nicht ungeduldi 
werden, wenn fie Stodungen, ja jelbit rüdläufige Bewegung hat, und dart 
Denen, die dieje rüdläufige Bewegung verurjachen, das nicht jo übel deuten. 
Die fünnen ſich doch nicht umformen und können nicht vollftändig, wenn fie 
in beftimmten Richtungen der Politik aufgewachſen find, wenn fie zeitlebens 
es als ihre höchfte Ehre betrachtet haben, den Partikularintereſſen zu dienen, 
nun mit einem Male dem Allgemeinen zum Opfer gebracht werden. a, 
der höhere nationale Schwung, die Erziehung treibt dazu; ich bin über: 
eugt, unfere Kinder werden e8 viel natürlicher finden als unjere Greife. 

je Hauptſache dieſes Theil meiner Aeußerungen bleibt immer, Sie zu 

bitten, daß Sie von Reih&minifterien nicht zu viel erwarten. Sie müſſen 
nicht glauben, daß dann jehr Bieles leichter gehen würde, ſondern im 
Gegentheil eine gewifje Scheu davor haben, die —** des Partikularis⸗ 
mus gegenüber dieſen reinen Reichsbeamten zu kräftigen, und nach meiner 
Erfahrung würde ſie ganz gewiß ſtärker werden, als ſie bisher war.“ 


13. März. — — „Wenn mir vor 10 Jahren, als der Norddeutſche 
Bund zuerſt gejchaffen wurde, fofort darauf eingegangen wären oder bald auf 
die erjten Jnterpellationen, und wenn wir von Anfang an mehrere verant» 
wortliche Minifter in konkurrirender Stellung unter fi und zum Bundes: 
rath, in konkurrirender Stellung zu den Yandesminiftern eingejegt hätten, — 
ob wir dann fo weit gelommen wären, wie wir jetzt find, ift mir doch 
jehr fraglid. Blicken wir au nur 12 Jahre zurüd, jo werden Sie mir 
alle jagen, daß Niemand damals aud nur die Hoffnung hegte oder wenig» 
ftens laut auszuſprechen wagte, daß wir uns in 12 Jahren in der Si— 
tuation in Bezug auf den Fortichritt der deutjchen Einheit und Verfaſſung 
befinden würden, wie heute. Wie alt ift denn das deutjche Reich in jeiner 
jegigen Geftalt? Fünf Jahre! Ich glaube, Staaten wachſen langjamer 
wie Menfchen, fünf Jahre find für einen Menſchen ein Kindesalter. ch 
traue unjerer Verfaſſung eine Bildungsfähigkeit zu grade auf ähnlichem 
Wege, wie die englijche Verfaſſung fich gebildet hat, nicht durch theoretische 
Aufftellung eines deals, auf dad man ohne Rüdfiht auf die Hinderniffe, 
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die im Wege ftehen, losſtrebt, fondern durch organifche Entwidlung des 
Beftehenden, indem man die Richtung nad) vorwärts beibehält, in diejer 
Richtung jeden Schritt thut, der fich im Augenblid als möglih und un— 
ſchädlich zeigt, jo daß feine größereh Gefahren damit verbunden find. — 
Berlaffen wir nicht der Theorie zu Liebe den Weg, der 
uns praftifch weiter geführt hat, und wollen wir ſchneller vor— 
wärts fommen, fo ift daß befte Mittel dazu daß Zufammen- 
halten und das einheitlihe Wollen des Heihatag8 und der 
verbündeten Regierungen, auh das Zufammenhalten des Reichs— 
tages in fih in höherem Maße, daß, wie ich ja im Willen von Jedem 
überzeugt bin, aber der Zorn des Kampfes führt unter Umftänden weiter, 
Here die Interefien für da8 Ganze über das nterefje der Verbände 
der Gefinnungsgenoffen dominiren, und wenn dies gejchieht und der 
NReihstag mit dei verbündeten Regierungen oder doch we- 
nigften3 mit dem Kaiferliden Antheil innerhalb der Regie- 
rungsſphäre einig ift, und die Führung vorfidhtig vorwärts geht, 
dann, meine Herren, fommen wir zu einem Aiele, welches allen billigen 
und verftändigen Wünſchen unferer Mitbürger entjprechen wird.“ 


Leipzig als Sit des Reichsgerichts. 
Aus der „Provinzial- Eorrespondenz“ vom 28. Mär;. 


„Der Reichstag bat die Borlage ber verbünbeten Regierungen über ben 
Sitz des Reichsgerichts in breimaliger Lejung berathen und fich in Lebereinftim- 
mung mit bem Bunbesrathe für die Errichtung bes oberften deutichen Gerichts in 
Leipzig ausgeſprochen. 

Dieje Beihlufnahme fteht im Gegenfate zu dem urfprünglichen Vorjchlage, 
welchen ber Reichslanzler dem Bunbesrathe unterbreitet hatte und nah welchem 
Berlin zum Sitz des Reichsgerichts beftimmt werben follte. Bei der Begründung 
biefes Borfchlags war von vorn herein betont, daß keinerlei Sonderinterefjen eines 
einzelnen Bundesftaates, ſondern nur das Interefje des Reichs für die gemein» 
fame Rechtspflege bei ber Wahl bes Ortes maßgebend fein könne. Es komme 
darauf an, wie „ben Mitgliedern bes Neichögerichts am beften die Möglichkeit 
und Gelegenheit gewährt werde, mit bem ganzen wiffenfchaftlichen Leben ber 
Nation in Berührung zu bleiben, und — bie geiſtige Atmoſphäre darge— 
boten, welche ſie nicht wohl entbehren können, wenn anders ſie ihres Berufs, als 
oberſte Richter des Reichs, in einer ber hoben Bedeutung dieſes Amts entfprechen- 
den Weiſe walten ſollen.“ 

Bon dieſem Geſichtspunkt werde man ungeſucht auf Berlin hingewieſen. 
Seine geographiſche Lage, ſo ziemlich gerade im Mittelpunkt des Reichs, die reichen 
Hülfsmittel, welche dieſe Reſidenz den Mitgliedern des Gerichts materiell wie 
geiſtig bietet, ſprechen ſchon dafür, ihr den Vorzug zu geben. Dazu trete aber 
noch mit ausſchlaggebender Bedeutung hinzu, 34 Berlin die Reſidenzſtadt des 
Kaiſers iſt, daß hier der Bundesrath und Reichstag reſidiren und überdies die 
höchſten Reichsbehörden ihren Sitz haben. Es ſei gewiß nicht zufällig, vielmehr 
in der Natur der Dinge begründet, daß faſt in allen größeren europäiſchen 
Staaten der Sit des höchſten Gerichts mit dem Site ber Staatsregierung zu⸗ 
fammenfalle. Bon dieſer Regel gerabe im Deutichen Reiche abzuweichen, dazu 
würde man nur daun vorfchreiten dürfen, wenn ganz befonbere Gründe geltend 
gemacht werben könnten, welche Berlin, obgleich e8 die Reſidenz des Kaijers ift, 
als ungeeignet für bie Reſidenz bes höchſten Reichsgerichts erwielen. Solche 
Gründe feien aber nicht aufzufinden. Dagegen treten zu ben noch gewichtige Mo- 
mente zu Gunften Berlins hinzu. 
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Für mehrere Reichsbehörden, namentlich den Disziplinarbof für Reichsbe- 
amte, das Bundesamt für Heimathweſen, das Reichs-Eifenbahnamt fei die Mit- 
wirfung von richterlichen Mitgliedern durch bie betreffenden Geſetze in Ausficht 
genommen. Es werbe gewiß ber Natur der Sache entiprechen, wenn nur Mit- 
glieder bes höchſten Reichegerichts dazu verwandt werben, und es würde dies ben 
weiteren Bortbeil haben, daß man bieje Mitglieder aus ben im Reichsgerichte be- 
findlihen Mitgliedern der verſchiedenen Bunbesftaaten wählen könnte. 

Aus allen biefen Erwägungen, fowie im Hinblid darauf, daß mit ber 
weiteren Entwidelung ber Reichsinftitutionen fi immer mebr das Bedürfniß 
ergeben werde, in den Reichsbehörden auf bie Mitwirfung von reichsrichterlichen 
Kräften zurüdgreifen zu fönnen, war baber in dem urfprünglichen Entwurf 
Berlin ale Sit des NReichsgerichts in Vorſchlag gebracht. 

Im Bundesrathe fand dieſer Vorſchlag jedoch nicht die Zuftimmung ber 
Mebrbeit: für denjelben ftimmten Preußen, Baden, Hefien, Anhalt, Waldeck und 
bie freien Städte, gegen benjelben alle übrigen Staaten. 

Mit einer Mehrheit von breifig gegen acht und zwanzig Stimmen wurbe 
beichloffen, Yeipzig als Sit bes Neihsgerichts in die dem Reichstage zu machenbe 
Vorlage aufzunehmen. 

Den Beftimmungen ber NReichsverfaffung entipredhend, wurde der Geſetz— 
— „nah Maßgabe der Beſchlüſſe des Bundesrathes“ an ben Reichstag ger 
bradt. 

Die Begründung, weldhe dem Entwurfe in dieſer veränderten Geftalt bei- 
gegeben wurde, beichränkte fi auf die Anführung: für die Wahl von Leipzig 
zum Site bes Reichsgerichts fei die Erwägung ausichlaggebend geweſen, daß das 
oberfte Reichsgericht, welches durch das Geile vom 12. Juni 1869 für Hanbele- 
ſachen gejhaffen wurde, und deſſen Zuftändigleit im Laufe ber Zeit bereits burch 
fpätere Geſetze mehrfach erweitert worben ift, in Leipzig feinen Sit bat, und 
überwiegende Gründe, bierin eine Wenderung eintreten zu laffen, fich nicht er- 
geben haben. 

Das Kaiferlihe Präfidium, defien Vertreter der Reichskanzler ift, war bei 
ben weiteren Verhandlungen über die Vorlage infofern in einer eigentbümlichen 
Lage, als daffelbe feinen eigenen, dem Bunbesratbe unterbreiteten Vorſchlag, nach— 
dem berjelbe bie Zuftimmung des Bundesrathes nicht gefunden hatte, im Reichs— 
tage nicht unmittelbar zu vertreten Gelegenheit hatte; denn die Reichsverjaffung 
orbnet zunähft nur für die von ber Mebrbeit des Bunbesratbes beichlofjenen 
und demgemäß an ben Reichstag gebraten Vorlagen eine Vertretung durch Mit- 
glieber bes Bundesrathes oder durch befondere von letterem zu ernennende Kom- 
miffarien an, außerdem ift ben einzelnen Mitgliedern des Bunbesrathes nur 
vorbehalten, die Anfichten ihrer befondern Regierungen zu vertreten, auch wenn 
biefelben von der Mehrheit des Bunbesrathes nicht angenommen worben find. 
Nah Lage diefer verfaffungsmäßigen Beftimmungen konnte daher die Vertretung 
bes urſprünglichen Borjchlages , Berlin zum Site bes Neichsgerichts zu wählen, 
vom Tiſche des Bundesratbes weſentlich nur als Anficht ber preußifchen Regie- 
rung und durch bie preußiihen Bunbesbevollmädhtigten in biefer ihrer Eigenſchaft 
erfolgen. 

Diefe eigenthümliche und fchwierige Stellung ber Reichsregierung wurde 
beim Beginn der erften Leſung im Reichstage durch den Staatsjelretär im Reichs- 
juftjz-Amte Dr. Friedberg mit einigen Worten bezeichnet. 

Derjelbe kündigte an: vermöge feiner Stellung fei er zunächft berufen, ben 
Geſetzentwurf, wie ihn bie verbünbeten Regierungen vorgelegt haben, zu ver- 
treten; im Laufe der Beratbung aber werde er von dem Rechte Gebrauch machen, 
welches bie Berfaffungsurfunde jedem Bunbesbevollmächtigen gebe, eine Anfchauung 
zu vertreten, wie fie nicht in dem Gefegentwurf Ausbrud gefunden habe. 

Er ſprach dabei als Ueberzeugung ber verbündeten Regierungen aus, baf, 
wie auch die Meinungen darüber, ob Xeipzig oder Berlin zu wählen jei, aus- 
einander gehen, jebe biefer Meinungen für fih es in Anſpruch nehmen dürfe, daß 
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damit nicht ein bejonberes Laubesintereffe, noch weniger aber gar ein lokales 
Stabtinterefje vertheidigt wird, fondern, daß die Bertbeibiger hier und bie Ber- 
tbeibiger dort nur von dem Gedanlen des Neichsinterefjes getragen werben und 
daß fie Dabei jo vorgeben, wie fie glauben, daß die Eutwidelung unſeres Rechtes 
in Deutjhland und damit die Entwidelung unſeres politijchen —* überbaupt 
am befteu gefördert werben fünne. 

Die eigentliche Vertretung bes urſprünglichen Borfchlags, Berlin zum Sit 
bes Reichögerichts zu beftimmen, übernahm der preußiſche Yuftiz- Minifter Dr. 
Leoubardt. Auch er betonte aber von vorn herein, daß es micht geichebe im 
bejonderen preußiichen Iutereffe, fondern lediglih und allein im Intereffe bes 
Reichs. Unter deu Regierungen, welche im Bunbesrath vertreten find, babe in 
ben verjchiebenfien Phaſen, welche die Entwürfe der Reichs-Juſtizgeſetze durch— 
laufen haben, feine ſchärfer den Reichsgedanken betont, als die preußiiche, feine 
babe die Intereffen bes Staats deu Interefjen des Reichs mehr untergeordnet 
und feine Regierung fei mehr geneigt unb bereitwillig gewefen, fih den großen 
Opfern zu unterziehen, welche die Entwidelung ber Reichs-Juſtizgeſetzgebung mit 
fih bringe für den einzelnen Staat. — — Andererjeits freilich jei lein deutſcher 
Staat auch nur entfernt jo ſehr bei der Aufrechterbaltung eines oberften Landes» 
gerichtshoſes interejfirt wie Preußen. Und dennoch fei die preußifche Stimme bie 
einzige Stimme geweien, welche im Juſtizausſchuſſe des Bundesraths ſich dagegen 
erflärte, dafi e8 ben Bunbesftaaten, welche mebrere DOberlandesgerichte baben, ge— 
ftattet werden folle, einen oberften Landesgerichtshof beizubehalten. Allerdings 
babe ber preußifchen Regierung der Gebanfe jerı gelegen, daß ber oberfte Ge— 
richtshof ans Berlin verlegt werben jollte. 

Der Minifter beleuchtete bejonders vom Staubpunfte jeiner Geihäftstunde 
und Erfahrung die Schwierigkeiten, welche bie Berlegung bes Gerichts nach 
Leipzig für die Drganifation defjelben bereiten würben. Er bob bemor, wie es 
von äufßerfter Wichtigkeit für das Reichsgericht jei, daß die Beſetzung nicht blos 
der Richterftellen, fondern auch der Rechtsanwaltſchaft mit Juriften von bervor- 
ragenber Fähigkeit erfolge, aber nad ber bei Berufungen für das Oberhanbels- 

ericht gemachten Erfahrung ſei ſchwer zu glauben, daß es gelingen werde, ein 

in Leipzig refidirendes Neichsgericht mit ſolchen hervorrageuden Männern zu be— 
jegen. Wenn für Leipzig der Befisftand angeführt werbe, jo jei das nicht zu— 
treffend. Daß man dem Oberbanbelsgeriht als Spezialgerichtshof jeinen Sit 
in Yeipzig anmies, F nahe, weil eben Leipzig ein bedeutender Handelsplatz ſei; 
doch ber Ober-Handelsgerichtshof erlöſche mit dem 1. Oltober 1879, wie jebes 
andere Gericht, und es handele ſich jetzt darum, den oberſten Gerichtshof für die 
allgemeine Rechtſprechung in Deutſchland zu ſchaffen. 

Bei der zweiten Leſung (am 21. März) gab der bayeriſche Bundesbe— 
vollmächtigte v. Riedel eine Erklärung Namens der Mehrheit des Bundesrathes 
ab. Er verficherte anf das Beſtimmteſte, daß bie bayerijche Regierung mit feiner 
anderen deutichen Regierung in irgend einer Weiſe vertraulich über die Frage 
bes Sites des Neichsgerichts verhandelt habe. Was die Sache ſelbſt betrefie, * 
ſei während der Beratbungen über dieſe Frage niemals der Gedanke zum Durch- 
bruch gelommen, das KReichsgericht aus potitiihen Gründen nach Berlin oder nach 
Leipzig zu verlegen; die Worte Gentralifation oder Decentralifation jeien im 
Bundesratbe nie gefallen. Man babe fih einfah damit begnügt, zu erwägen 
und zu unterſuchen, was denn das Reichsgericht für eine Aufgabe zu erfüllen 
babe und danach den Sig deffelben zu beftimmen; mit anderen Worten, die ver- 
bünbeten Regierungen haben ſich die Frage geftellt, wo kann das Reichägericht 
bieje jeine Aufgabe, ein Hort des deutſchen Rechts zu fein, am beften erfüllen ? 
Da jei denn vorzugsweiſe in Betracht gelommen, daß das oberfte Gericht in 
Leipzig fich bereits erprobt babe. Nicht um eine politiiche Demonftration zu 
machen, nicht um ibr Stimmrecht zu mißbrauden, jondern im Bewußtiein ber 
Erfüllung einer verfaffungsmäßigen Pflicht haben fih die Regierungen für den» 
jenigen Ort entjhieden, von dem fie glauben, baf das Neichsgericht fih zur vollen 
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Blüthe entfalten unb fofort bei feinem Auftreten das ungetheilte Vertrauen ber 
Nation genießen unb fich erhalten werde. 


Bei ber Abfiimmung nah dem Schluß ber zweiten Leſung 
wurbe ber Gefetentwurf („das Reihsgericht erhält feinen Sig in 
Leipzig“) mit 213 gegen 142 Stimmen angenommen. 

Die Abftimmung ergab mithin bei ſtark befettem Haufe eine Mehrheit von 
71 Stimmen zu Gunften Feipzigs. Diefe Mehrheit fette fih zufammen aus ber 
Fortichrittspartei, den Ultramontanen, den Socialiften und der Efjäffer Proteft- 
partei, welche Parteien ſämmtlich geichloffen ftimmten, fowie ferner aus 32 Na- 
tionaf-?iberalen (meift Süb- und Mittelbeutfhen, außerdem Abg. Lasker unb 
einige Norbbeutiche), den ſübdeutſchen Mitgliedern ber deutſchen Keichspartei und 
brei Konjervativen. Die Minderheit für Berlin beftand aus allen übrigen 
Konfervativen, allen preußifhen Mitgliedern ber deutſchen Neichspartei, ber 
Mehrzahl ber National» Liberalen unb ben Mitgliedern ber fortichrittfichen 
Gruppe Löwe. 

Die dritte Leſung konnte gegenüber ber bebeutenden Mehrheit, welche 
fih für Leipzig erklärt hatte, eine Aenberung zu Gunften Berlins nicht mehr 
herbeiführen. Seitens der Bertreter der Regierungen fand eine Betheiligung an 
ber ſchließlichen Berathung nicht mehr ftatt, diefe trug nur den Charakter einer 
nachträglichen Auseinanberfegung zwifchen den Parteien über bie Geſichtspunkte 
ber ftattgehabten Entſcheidung. 

Die Schlußabſtimmung beftätigte lediglih bie in zweiter 
Lefung getroffene Entfheidung, nah welder der Sit des Reichs— 
geriht® dem Borfhlage bes Bundbesratbs gemäß in Leipzig fein 
foll, jedoh mit ber weiteren Beftimmung, daß Sachſen fein be- 
fonberes oberſtes Geriht mehr aufredt erhalten darf. 

Wegen biejes Zufates zu bem Gefeßentwurfe wirb eine nochmalige Be— 
ſchlußnahme des Bunbesrathes über benjelben erforberlich.” 


Weitere Notiz vom 11. April. 


„Das Reihsgeriht erbält feinen Sitz in Leipzig: fo ift am 
6.9. M. im Bunbesrathe unter Genehmigung bes AZufatantrages des Neiche- 
tages mit Einſtimmigkeit befchlofien und fomit bie frage durch Ueber— 
einftimmung ber Mebrheitsbefchlüffe bes Bundesrathes und des Reichstages enb- 
gültig entſchieden. 

Bor diefer Entſcheidung ber geſetzgebenden Gewalten bes Reichs treten 
felbftverftändlich alle Bedenken zurüd, welche während ber Erörterung ber Fra 
geltenb gemacht worden find. An die Stelle aller —— Zweifel tritt die 
Zuverſicht, daß das nunmehr in Leipzig zu errichtende oberſte Gericht, durch welches 
die gemeinſamen Rechts-Inſtitutionen des Deutſchen Reiches gekrönt werden, eine 
Bürgſchaft gerechter nationaler Rechtſprechung und ein neuer Mittelpunkt des 
gemeinſamen nattonaleu Geiſtes fein werde.“ 


Fürft Vismard. II. 54 


850 
1877. 


Benrlanbung des Fürften Bismard, 
Notiz der „Provinzial» Korrespondenz.” 


„Der Reichskanzler Fürft Bismard, deffen Gefundheit in Folge 
der anftrengenden und aufreibenden Thätigkeit der legten Zeit von Neuem 
ſchwer angegriffen ift, hat Sr. Majeftät dem Kaiſer den dringenden 
Wunſch zu erkennen gegeben, von feiner amtlichen Stellung im Reihe und 
in Preußen entbunden zu werden. Obwohl eine endgültige Beſchlußnahme 
Sr. Majeftät über dieſes Gejuh noch nicht vorliegt, ;# darf doch als 
wahrſcheinlich gelten, daß dem Reichsfanzler zunächſt ein längerer Urlaub 
unter vollftändiger Entbindung von aller Betheiligung an den Gejchäften 
ertheilt werden wird. 

Der Reichskanzler, welcher an feinem jüngften Geburtstage (1. April) 
die perfönlihen Glüdwünfhe Sr. Majeftät des Kaiſers und des Kron— 
prinzen, ſowie die zahlreichjten Anzeichen inniger Theilnahme empfangen 
bat, wird ſich vorausfichtlich fehr bald nach feinen Befigungen in Lauen- 
burg begeben.“ 


„Provinzial» Correspondenz“ vom 11. April. 


„Das Abſchiedsgeſuch des Neichslanzlers Fürften von Bismard ift von 
Sr. Majeftät dem Kaifer nicht genehmigt worben: das Oberhaupt des Deutichen 
Reiches hat in Uebereinftiimmung mit ben Kundgebungen ber öffentlihen Meinung, 
wie fie auf Die Nachricht von dem Gefuch des Fürften überall lebhaft und dringlich 
hervorgetreten find, als ben höchſten Geſichtspunkt für feine Entſchließungen erachtet, 
dem Kanzler jebe zeitweife nöthig erfcheinenbe Befreiung von feinen Geſchäften 
eher zuzugefteben, als in feinen wirklichen Rüdtritt zu willigen. 

Der Kaifer und das beutiche Volk können und wollen fi nicht mit bem 
Gedanfen vertraut machen, baf der Staatsmann, aus deſſen gewaltigem Denken 
und Schaffen die Geftaltung unjeres nationalen Gemeinmwefens hervorgegangen 
ift, und ber bie Entwidelung beffelben jeitber durch alle Schwierigkeiten von Stnfe 
zu Stufe glüdlich binburchgeführt bat, feine Hand von der weiteren Yeitung beffelben 
zurüdzieben follte, fo lange diefe Hand nicht wirklich erlahmt und erichlafft it; — 
ber Kaiſer fonnte aber zu ber ftets bewährten treuen und patriotijchen Hingebung 
des Kanzlers das Bertranen begen, daß er ungeachtet ber ſchweren Erſchütterung 
feiner Gejunbbeit auf den Rücktritt von feinem erhabenen Berufe verzichten würde, 
fo lange die Hoffuung begründet ericheint, daß er die unerläßliche Erfriichung 
und neue Stärkung zu weiterem Wirken und Schaffen ohne jene volle Entjagung 
wiebergewinnen werde. 

Wenn der Reichsfanzler felbft, in dem peinlihen Gefühle, den gebäuften 
und aufreibenden täglihen Anforderungen feines Berufes nicht mehr in einem 
feinen eigenen Ansprüchen und Wünſchen entſprechendem Maße gewachſen zu jein, 
in feiner ſtrengen Gemifjenbaftigfeit es für feine Pflicht hielt, dem Kaiſer feine 
Entlaffung und die Wahl eines Nachfolgers anbeimzuftellen, — jo konnte er 
fih doch dem Berlangen Sr. Majeftät nicht entzieben, zunächſt noch einmal dem 
Berfuh zu machen, in einem längeren Urlaub feine Kräfte neu zu beleben und 
zu ſtärken, einftweilen aber fih und feine unerfegliche Autorität dem Reiche zu 
erhalten. 

} Um dem Wunſche des Neihslanzlers auf volle Entbindung von allen amt» 
lihen Gejchäften und Sorgen, wenn auch nicht dauernd, doch wenigftens für einen 
längeren Zeitraum zu entprechen, mußte zur Erwägung kommen, ob nidyt während 
einer ausgedehnten Beurlaubung eine volle Stellvertretung bes Kanzlers in Be— 
zug auf alle feine verfaffungsmäßigen Befugniffe zu ordnen wäre: in ſolchem 
Falle würde einem für die gefammte innere Berwaltung bes Reichs und Preußens 
einzufegenden Stellvertreter Behufs vollftändiger Entlaftung bes Fürften auch bie 
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nach ber Reichsverfaffung dem Kanzler zuſtehende Gegenzeichnung und Berant- 
er für die Anordnungen und Verfügungen bes Kaijers zu übertragen ge- 
wejen fein. 

Im Hinblid auf bie Meinungsfämpfe und Schwierigleiten aber, welche bie 
Regelung einer jo weit ausgedehnten Stellvertretung barbieten konnte, bat ber 
Reihslanzler auch darin den Wünſchen des Kaifers gewillfahrt, daß er zunächſt 
während eines kürzeren, mehrmonatlichen Urlaubs den Zufammenbhang mit ber 
Yeitung ber Reichsgeſchäfte nicht abjolut aufgeben, vielmehr dem Kaifer auf Ver— 
langen mit feinem Rath zur Seite ftehen und bie verfaffungsmäßigen Gegen- 
zeichnung ber Kaiferlichen Anorbmungen infoweit erforderlich übernehmen wird. 

Die Bertretung bes Fürften in allen übrigen Beziehungen ift für die inneren 
Neichsangelegenbeiten dem Präfibenten des Reichskanzleramtes, für bie auswärtigen 
Angelegenheiten dem Staatsjelretär im auswärtigen Amte, bie Vertretung in ber 
preußifhen Berwaltung bem Bize- Präfidenten bes Staats - Minifteriums über- 
tragen. 

Dur diefe Anordnungen dürfte bem vollauf berechtigten Anfpruche bes 
Kanzlers auf Ruhe und Wieberaufrichtung feiner erſchütterten Geſundheit und 
gleichgeitig dem Interefje des Reichs und den Wünfchen des deutſchen Volles ſo— 
weit möglich Befriedigung gewährt fein: jo jchwer auch die zeitweilige Abweſenheit 
bes Kanzlers, namentlich während ber jo eben wieder aufgenommenen Reichstags- 
feifion, empfunden werden wirb, jo bürfte doch auch die NReichävertretung das 
Bertrauen und bie Unterftügung, welche fie bem Kanzler jeder Zeit gewährt bat, 
auch in dieſem Augenblide durch die volle Rüdfihtnahme auf die unausweichlichen 
Schwierigfeiten ber Tage und durch bie Bereitwilligkeit zur Erleichterung berfelben 
betbätigen, und ſich mit dem Kaifer in dem Wunſche vereinigen, den hochverdienten 
Kanzler bald mit erneuter und frifcher Kraft zur vollen Ausübung feines Berufs 
für Preußen und Deutſchland zurüdkehren zu jehen.“ 


Fürft Bismard und die weitere Entwidelung 
des deutſchen Reichs. 


13. April. Rede des Abgeordneten von Bennigſen (bei der Beſprechung 
des Schreibens des Neichsfanzlers in Betreff feiner Beurlaubung). 


„Als ber Abg. Dr. Hänel die Beiprehung bes Schreibens des Herrn Reichs— 
fanzlers beantragte, haben wir und ebenfo auch die anderen Parteien des Hauſes 
biefem Wunſche uns nicht wiberjegt. Ein Ereignifj wie das Abſchiedsgeſuch bes 
Herrn Reichslanzlers, die Fragen ftaatsrechtlicher, politifcher und perjönlicher Art, 
welche fich daran fnüpfen, haben eine derartige Aufregung in Europa und nicht blos 
in Deutjchland hervorgerufen, daß es ganz unnatürlich geweſen wäre, wenn ber 
Reichstag diefe Ereignifjfe nicht in irgend einer Form bei feinem Wieberzujammen- 
tritte nach den ferien zur Erörterung gebracht hätte. Ich gehe zwar nicht jo weit 
wie ber Abg. Hänel, daß ich die Rolle, die ber Reichstag in biefer Angelegenheit 
jpielt, für eine bedamerliche, ober, wie der Ausbrud fogar gebraucht ift, befhämenbe 
halte. Meine Herren, wie follte wohl ein Reichstag, der auch eine längere biftorijche 
Vergangenheit binter fi hat, einen Einfluß barauf gewinnen, wenn doch in 
keiner Weife bezweifelt werben kann, bafj der entſcheidende Grund filr das Geſuch 
bes Kanzler gelegen bat in ber Ueberarbeitung unb Ueberfpannung ber Kräfte 
auch des gewaltigften Mannes in einer langen Arbeit ber aufreibenbften und ge» 
waltigften Art. 

Wir, die Bertreter der Nation, können dem Kanzler bafür 
dankbar fein, daß er bei diefem AZuftanbe feiner Gefundheit, bei 
ben Schwierigleiten, bie eine Thätigkeit an jo hervorragender 
Stelle notbwendbig nah ben verfhiedenen Seiten mit ſich führen 
muß, zu jeber Zeit, gefteigert vielleicht in diefem ober jenem Mo- 
mente, baf er jih ba bat bewegen lafjen burd bie ganze Lage, in 
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der Deutihland ſich befindet, — vorzugsweile in feiner Stellung zu ben 
anderen Mächten angefichts der brohenben Berwidelungen im Drient, aber aud 
nicht allein aus biefem Grunde, jondern auch bei den großen Schwierigfeiten, denen 
wir noch zu begegnen haben in ben inneren deutjchen politiicden Angelegenbeiten, den 
noch nicht wollftändig dauernd und anerkannt geordneten Berhältniffen zwiichen Staat 
und fire, von den manden unfertigen und wichtigen Dingen, bie in. Deutſchland 
noch ber weiteren Geftaltung oder Beflerung bedürfen, — wenn ber Herr Reiche- 
kanzler in patriotifcher Erwägung aller diefer Aufgaben, bie feinem anderen Maune 
in ber Weife zur Löſung geftellt werben fünnen, als gerabe ihm, ſich bat bewegen 
laffen, das Abichiensgefuh wicht aufrecht zu erhalten, jonbern im MWejentlichen 
einen Urlaub und eine Ausipannung von den laufenden Geichäften anzutreten, 
fo möchte ich gerade glauben, daß die Beranlafjung für ben Reichstag, mindeftens 
für alle Parteien, die der Politit des Neichsfanzlers nahe ftehen und biejelbe 
unterftüßen wollen, gewejen wäre, ber Befriedigung über biefen Ausgaug der 
Krifis einen unummundenen Ausbrud zu geben. 

In diefem Augenblide find die Augen ber ganzen Welt vielleicht mebr ale 
vor einigen Jahren auf Die Dinge gerichtet, die im Orient vorgeben. Da eriumert 
ſich doch — die dankbare deutſche Nation und ihre Vertretung, welche Stellung 
ſich das Deutſche Reich, ſein Kaiſer und ſein Kanzler in dieſen Dingen der euro— 
pätfchen Politik in wenigen Jahren verſchafft haben. Ich brauche Sie nicht zu 
erinnern an bie Stimmen ber Preffe, der bebeutendfien Staatsmänner in ben 
verjchiebenen anberen europäiſchen Ländern. 

If das nicht eine wunderbare Entwidelung und Fügung in ben 
Zuftänden Deutfhlands, in der Stellung und dem Einfluß, welden 
Deutſchland ſich erworben hat, daß, nahdem noch nidt ein Dutzend 
Jahre hinter uns liegen, wo Deutfhland in furdtbarer Anipannung 
aller Kräfte, in den gewaltigftien Anftrengungen unb Leiftungen 
militärifcher Energie fih eine Stellung verfhafft bat auf kriege» 
rifhem Wege gegen Defterreih, gegen Frankreich, daß nad jo kurzer 
Zeit eine Politik, die im erften Augenblidenad jolden Ereigniſſen 
und Erfolgen bei den anderen Kabinetten mehr Staunen und FZurdt 
bervorrief als irgend einen anderen Eindrud, daß es gelungen 
ift, nah folden Ereignifjen an der Hand einer jo ungewöhnliden 
militärifhen Energie und folder militärifhen Erfolge dem Auslande 
das Gefühl beizubringen, daß man es bier in bem neuen Deutſch— 
land nicht mit einer vorzugsweije militärifhen oder kriegeriſchen 
Macht zu thbun habe, fondern mit ber Macht einer Nation, welde 
fi die Aufgabe geftellt bat, innerhalb der wiedergewonnenen alten 
Grenzen mit dem erftarften Einflufje, der vem beutfhen Volke zu- 
tommt, nun auf dieſem Boden friedlih das Weitere zu geftalten, 
was bier von der Natur und der Borfehung befiimmt if, und aud 
andere Mächte in ihrem Befige und in ihrer Entwidelung ungeftört 
zu lajjen? Wer bat im Jahre 1866, wer bat noch mehr im Jahre 
1871 erwarten lönnen, daß nah wenigen Jahren bie Stellung 
Deutihlands, fein Einfluß in Europa gerade in diejer linie liegen 
würbe, und daß das geſchehen ift, bas ıft das VBerbienft bes Deut- 
hen Kaiſers und feines Kanzlere Dafür ift das Gefühl im 
Deutihland wie im Übrigen Europa jo lebhaft, daß bie Lüde, bie 
burh das Ausſcheiden bes Kanzlers gerijjen'worben, nad allen 
Seiten bin als eine verbängnißvolle empfunden wird. 

Was dann die Frage der verantwortlichen Heichs- Minifterien anlangt, die 
Frage der Ausfüllung verjchiedener Lüden in unferer Berfafjung und einer ein» 
beitlihen Orbnung ber Reichsregierung, jo würbe ih, wenn im dieſer Hinficht 
Anträge geftellt worden wären, wie es urfprünglich beabfichtigt war, beufelben 
entgegengetreten jein, in biefem Augenblide nicht aus fachlichen Gründen, jondern 
aus Gründen der Courtoifie, aus Gründen der natärlihen Rüdfiht auf ben 
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einzigen verantwortlichen unb hervorragenden Reichebeamten, mit dem ſolche Ver⸗ 
hältniſſe allein geordnet werben lönnen, während es unmöglich erjcheint, jo lange 
ber Kanzler im Amte ift, diefe Dinge ohne ihn orbnen zu wollen, am wenigften 
in dem Augenblicke, wo er fi auf dem Urlaub begiebt. Ich nehme keinen An- 
ftand, anszufprechen, daß biefe ragen einer endlichen Regelung bebürfen. Diefe 
Dinge können aber nur geregelt werben in vollem Einverſtändniſſe mit einer Re- 
gierung in Deutſchland, mit dem Kanzler, welcher die Berautwortlichkeit für dieſe 
barin liegenben bebentungsoollen Berfaffungs-» Beräuberungen glaubt übernehmen 
zu Tonnen. Die Löſung diefer Fragen bei uns ift nicht jo leicht wie in einem 
Einheitsſtaat. Nicht allein die Frage, wie die Neichöregierung in fich georbnet 
werben foll, wie die Verantwortlichleit ber einzemen Träger von Minifterien ge» 
genüber dem Neichstag befchaffen fein foll, wie das Verhältniß des Kanzlers zu 
biefen Miniftern fein ſoll, fondern auch die Frage bes Verhältniffes des Reichs— 
minifteriums zu den Einzelftaaten, zun Bundesrath und beffen Ausihüffen muß 
gelöft werden. Es ift allerdings Vieles in dem verfaffungsmäßigen Verhältniß 
ber Negierungen zu dem Kaifer und dem Kanzler und dem Reichstage nicht fo 
rafch entmwidelt, al® wir e8 wünſchen möchten. Das, was noch zu ordnen ift, er- 
ſcheint im Berhältniß zu demjenigen, was man in ben legten zehn Jahren erreicht 
bat, wicht Überwiegend groß. Bergleiht man bas Rejultat diefer zehn— 
jährigen G©efepentwidelung mit den Berfaffungszuftänden in 
Deutihland, mit den Einrihtungen, der Zerfahrenbeit und Un— 
einigleit nicht blos in politifhen Dingen, nein, mit dem Mangel 
an Uebereinftimmung auf allen Gebieten ber Gejetgebung, aud 
ber wicdtigften, wo das Zufammenwirten und Zujammenarbeiten 
ber Bevölkerung eine einheitliche Geſetzgebung nöthig erfheinen 
läßt, dann find bie Fortihritte, die in weniger als einem halben 
Menſchenalter auf dieſem Gebiete unter ber Herrſchaft der jegigen 
Verfaſſung gemacht worden find, fo ungeheuer, daß ih jebes Mit- 
glied der — auffordere, mir eine Zeit ähnlichen Um— 
fanges aus der Geſchichte irgend eines Volkes, geſchweige denn 
des deutſchen, zu nennen, in dem ſo Großes auf ſo weiten Ge— 
bieten erreicht worden iſt. Wir wollen alſo zu dem guten Sterne und 
zu dem guten Glücke Deutſchlands das Bertrauen haben, daß uns das, was 
uns noch fehlt, auch noch werden kann, auch uns, den Mitgliedern, und daß, 
wo das Bedürfniß ſo ſtark hervorgetreten iſt, wie in den hier zur Sprache 
gebrachten Verhältniſſen, daß es in nächſter Zukunft möglich ſein wird, an 
die Löſung dieſer Frage zu geben. Nach bes Kanzlers Rüdlehr werden meine 
politiihen Freunde gern auf dieſe Fragen eingeben, in feiner Abwejenheit 
jedoch nicht. Nach 1866 hegte man in Deutichland bei den Einzelftanten die Sorge 
einer Entwidelung und Führung in den Einheitsftaat binein, und nachher hat 
fih das Verbältniß fo geftaltet, dafj gerade der beutiche Kanzler ber beftimmte 
und feſte Halt für diefe Regierungen gewefen iſt. Das Bertrauen, welches der 
Kanzler in dieſer Richtung gewonnen bat, ift fo nnentbehrlih für die weitere 
—— der Dinge in Deutſchland, daß ein Erſatz in der Hinſicht nicht mög- 
ich ware, 

Alfo wenn wir in biefem Augenblid micht in ber Lage find, anf diefe Fragen 
näher einzugehen, gefchweige darüber Beichlüffe zu faffen, jo werden wir ums 
bo denſelben keineswegs entziehen, und wenn ich es mir verfagen muß, auf eine 
näbere Erörtermug der frage im Einzelnen einzugeben, jo kaun ich doch micht 
umbin, auf ein und das widtigfte Verhältniß binzumeifen, welches im Haufe im 
legten Monat auch ſehr deutlich hervorgetreten iſt; das ift das Berbältniß ber 
beutihen Finanzen zu den Finanzen ber einzelnen Länder. Diefe Frage ift gerabe 
in diefem Augenblicke, wo wir uns fo jehr viel befchäftigt haben mit den Erör- 
terungen über direfte und inbirefte Steuern, Ueberlaftung einzelner Kreiſe ber 
Bevölkerung, über die Schwierigkeiten, in welche die Finanzen ber großen beutjchen 
Bnudesſtaaten gerathen find oder in nächfter Zeit fommen werben, — gerabe jetzt 
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ift diefes Verbältniß ein fo brennendes aeworben, und ich glaube, in ber Richtung 
wird man jchon im nächften Winter verfuchen müfjen, irgend eine Abbülfe ber- 
beizufübren, und nad meiner Auffaffung ift eine Regelung dieſer Berbältniffe 
auf anderer Grundlage nicht möglih, als daß eine enge Berbindung einer ver- 
antwortlichen Neichs - Finanzverwaltung mit der Finanzverwaltung des großen 
deutſchen Staates bergeftellt wird. Wenn wir in diefer Rüdfichtnahme einen er- 
beblichen Fortichritt machen, jo wird eine Erleichterung file die Geſchäſte des 
Neiches und des Reichstages eintreten. 

Wir wollen hoffen, daß ber Reihsfanzler, wenn er burd den 
Urlaub, der ihm jeßt gewährt ift, feine Geſundheit gelräftigt ſieht, 
wenn er inzwiſchen aud die großen völkerrechtlichen Angelegeirbeiten 
leitet von feinem Urlaube aus, wenn er bann zurückkehrt, mit uns 
weiter zufammen arbeiten wird au ber Entwidelung des Deutſchen 
Neiches und feiner Zuftände auf der einmalgewonnenen verfafjungs- 
mäßigen Grundlage, die Niemand von uns, am wenigften meine 
politifhen Freunde, antaften will, und daß er dann bie im Ein- 
zelnen praftifch bervorgetretenen Mängel und füden auf Grundlage 
der Berfafiung mit uns in Uebereinftimmung mit ben übrigen ver» 
bünvdeten Regierungen zu heilen jih vornehmen wird.“ 


Denkwürdige Keuherungen 
des Fürſten Bismard. 
(„Oeflügelte Worte.) 


Bom Bereinigten Landtage, der Zweiten Kammer und dem 
Erfurter Parlament. 


Es heißt, meines Erachtens, der Nationalehre einen ſchlechten Dienft 
erweilen, wenn man annimmt, daß die Mißhandlung und Erniedrigung, 
die die Preußen durch einen fremden Gemalthaber erlitten, nicht hin- 
reihend gewejen feien, ihr Blut in Wallung zu bringen und durch den 
Haß gegen die Fremdlinge alle anderen Gefühle übertäubt werden zu 
lafjen. — — Ich habe immer geglaubt, daß die Knechtſchaft, gegen die 
damals gefämpft wurde, im Auslande gelegen habe; jo eben bin ich 
aber belehrt worden, daß fie im Inlande gelegen hat, und ich en * 
ſehr dankbar für dieſe Aufklärung. (1847.) 


Die alte preußiſche Vollsmeinung, der ein Königswort — gilt 
al alles Deuten und Drehen an den Buchſtaben der Gefege. (1. Juni 1847.) 
7 


Die Preußifhen Monarchen waren nit von des Volles, jondern 
von Gottes Gnaden im Befige einer faktiſch unbefchränften Krone, 
von deren Rechten fie freimillig einen Theil dem Volke verliehen haben: 
ein Beijpiel, welches in der Geſchichte jelten ift. I. 8. 


Ih bin der Meinung, daß der Begriff des hriftliden Staates 
fo alt fei, wie daß alte ci-devant heilige römische Reich, jo alt, wie 
fänmtliche europäijche Staaten, daß er gerade der Boden fei, in welchem 
diefe Staaten Wurzel gefchlagen haben und daß jeder Staat, wenn er 
feine Dauer gefihert jehen, wenn er die Berechtigung zur Eriftenz nur 
nachmweifen will, jobald fie beftritten wird, auf religiöfer Grundlage fich 
befinden muß. Für mich find die Worte: „Bon Gottes Gnaden“, 
welche chriftliche ee ihrem Namen beifügen, fein leerer Schall, fon- 
dern ich jehe darın das Belenntnig, daß die Fürſten das Scepter, mas 
ihnen Gott verliehen hat, nad Gottes Willen auf Erden führen wollen. 


Entziehen wir die veligiöfe Grundlage dem Staate, fo behalten wir 
als Staat nichts als ein zufällige Aggregat von Rechten, eine Art Boll- 
werk gegen den Krieg Aller gegen Alle, welchen die ältere — — 
geſtellt Bat. (15. Juni 1847.) 
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Es liegt nicht in umferem Intereſſe, die Blume des Ber- 
trauens, als ein Unkraut, welches uns ‚hindert, den fahlen Rechts— 
boden in feiner ganzen Nadtheit zu fehen, andzureißen und bei 
Seite zu werfen. (1. Juni 1847.) E98 


Es ift fein Ausdrud im Testen Jahre mehr gemigbraudt worden 
als das Wort Volk Jeder hat: das darımter verflanden, mas gerade 
in feinen Kram paßte; gewöhnlich einen beliebigen Haufen non Indivi— 
duen, die es ihm gelungen war, für feine Anficht zu gewinnen, Das 
wahre preußifche Volk hat im der letzten Zeit viel Geduld gezeigt und 
Bin Teihtgläubigfeit gegen diejenigen, die fih feine Freunde nennen. 


21. März 1849.) I. 13. 
Durd die wiederholten Amneftien wird das Rechtsbewußtſein im 
Volke auf das Tieffte erfchüttert. (22. März 1849.) L 13. 


Die mweinerlihe Sentimentalität umfere® Jahrhunderts, welche 
in jedem fanatiihen Rebellen, in jedem gedungenen Barrifaden » Kämpfer 
einen Märtyrer findet, wird mehr Blutvergießen herbeiführen, als eine 
ftrenge und entſchloſſene Gerechtigkeit, wenn fie von Anfang an geübt 
worden wäre, hätte thun fönnen. (22. März 1849.) I. 14. 


In Preußen ift nur das conftitutionell, was aus der preußijchen 
Berfaffung hervorgeht. Mag in Belgien oder Franfreih, in Anbalt- 
Deffau oder da, wo der morgenröthlide Glanz der medlen- 
burgijhen Freiheit ſtrahlt, conftitutionell fein, was da will; hier ift 
nur das conftitutionell, was auf der preußiichen Berfafjung beruht. 
(10. April 1849.) 1. 15. 


Es mird nicht lange dauern, fo merden die NRadifalen vor den 
neuen Kaifer hintreten mit dem Reichswappen und ihn fragen: glaubft 
Du, diefer Adler fei Dir geſchenkt? 


Die franffurter Krone mag fehr glänzend fein, aber das Gold, 
welches dem Glanze Wahrheit verleiht, ſoll erft durch das Einſchmelzen 
der preußiſchen Krone gewonnen werden, und ich habe Fein Ver— 
trauen, daß der Umguß mit der Form diefer Berfaffung gelingen werde. 
(10. April 1849.) 1.37%, 


Was und gehalten hat, war gerade das fpecifijhe Preußen- 
thbum. Es war der Reft des verfegerten Stodpreußenthums, der die 
Revolution überdauert hatte, die preußifche Armee, der preußifhe Schatz, 
die Früchte langjähriger intelligenter preußiicher Verwaltung und die le— 
bendige Wechfelmirfung, die in Preußen zwifchen König und Bolf befteht. 
E3 war die Anhänglichfeit der preußifchen Bevölkerung an die anges 
ftammte Dynaftie, es waren die alten preußifchen Tugenden von Ehre, 
Treue, Geborfam und die Tapferfeit, welche die Armee, von deren Knoden- 
bau, dem Dfficier-Corps ausgehend, bis zu den jüngften Rekruten, durdh- 
— Wir Alle wollen, daß der preußiſche Adler ſeine Fittige von der 

emel bis zum Donnersberge ſchützend und herrſchend ausbreite, aber 
frei wollen wir ihn ſehen, nicht gefeſſelt durch einen neuen regensburger 
Reichſstag und nicht geſtutzt an den Flügeln von jemer gleichmachenden 
Heckenſcheere aus Frankfurt. Preußen find wir und Preußen wollen wir 
bleiben; ich weiß, daß ich mit diefen Worten das Belenntuiß der preußi- 
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fchen Armee, das Belenntniß der Mehrzahl meiner Landsleute ausſpreche, 
und hoffe ich zu Gott, daß wir auch noch Tange Preußen bleiben werben, 
wenn diejed Stüd Papier vergefjen fein wird, mie. ein: dürres Herbftblatt. 
(6. Septbr. 1849.) I. 21. 


Ich ſehe gerade im dem jegigen Zuftänden von Frankreich feine 
Aufforderung, uns das Nefjfusgemand der franzöfiichen Staatölehrer 
auf unferen gefunden Körper zu ziehen. (24. Sptbr. 1849.) I. 24. 


Die beigifche Berfaffung ift erft 18 Jahre alt, ein ſehr 
empfeblendes Alter für Damen, aber nicht für onftitutionen, 
und ich glaube, Sie alle legen fein erhebliches Gewicht auf die Lebens» 
erfahrungen eines Mädchens von 18 Jahren, felbft dann, wenn es ein= 
mal fo glüdlih oder flug geweſen wäre, die Bewerbungen eines mauvais 
sujet abzulehnen. (24. Sptbr. 1849.) I. 4. 


Die Berufungen auf England find unfer Unglüd; geben Sie uns 
alles Englifche, was wir nicht haben, geben Sie uns englifche Gottes— 
furcht und englifche Achtung vor dem Gefege, die geſammte englifche Ber- 
faflung, aber auch die gejammten Berhältniffe des englifhen Grundbe- 
figes, engliſchen Reichthum und englifchen Gemeinſinn, befonders aber ein 
englijches Unterhaus, kurz und gut Alles, was wir nicht haben, dann 
will ich auch jagen, Sie können und nad englifcher Weife regieren. 
(24. Sptbr. 1849.) I. 24. 


Wenn wir ſchwimmen lernen wollen, müſſen wir ins Waſſer 
eben; da8 mag wahr fein, aber ich jehe nicht ein, warum Jemand, der 
—— lernen will, gerade da hineinſpringen ſoll, wo das Waſſer 
am tiefſten iſt. (24. Sptbr. 1849.) I. 25. 


Die Grundlage unjerer Berfaffung bildet die Gleichberechti— 
gung der Krone, der erften und der zweiten Kammer in der 
ejeggebung. Aendern Sie dieje Gleichberedhtigung zum Nachtheil der 
Krone, entziehen Sie die Öejeßgebung über Steuern, über deren Ein- 
nahme und Ausgabe, dieſer allgemeinen Regel, fo vernichten Cie die 
Selbftändigkeit der Krone zu Gunften von Majoritäten. Das Bewußt- 
fein, daß eine Kammer diejes legte Zwangsmittel in Händen hat, ift hin= 
reihend, die Vertreter der Krone in Untermürfigkeit gegen die Gebote der 
Kammer zu halten. (24. Septbr. 1849.) I. 25. 


Ich möchte doc darauf aufmerkfjam machen, daß gerade die Phraje 
den jhönften Shmud einer conftitutionellen Berfajjung ab: 
iebt, dem Schleier vor dem Bilde von Gais vergleichbar; zerreißen 
Sie ihn ganz, jo werden Sie den Augen gar Mancher, die in die tieferen 
Geheimniffe des Conſtitutionalismus nod nicht eingeweiht find, zeigen, 
daß das Idol, welches wir in dieſen Räumen verehren, nicht gauz das 
war, welches fie hinter dem Schleier zu finden hofften. (15. Novbr. 1849.) 
I. 97. 


Ich glaube nicht, daß e8 Aufgabe der Gefegebung fein kann, das, 
was dem Volke heilig ift, zu ignoriren; in einer Zeit, die ung mit blutiger 
Schrift gelehrt hat, da da, wo es den reigeiftern, die ſich gebildet 
nennen, gelungen ift, ihre Gleichgültigkeit gegen jedes pofitive Bekenntniß 
den großen Maſſen infoweit mitzutheilen, daß bei ihnen von dem Chriften- 
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thum als fchaler Bodenfag nur eine zweideutige Moral-Philofophie übrig 
geblieben ift, daß da nur das blanke Bajonett zwiſchen den verbrecherifchen 
Teidenjchaften und dem friedlichen Bürger fteht, daß da der Krieg Aller 
gegen Alle feine Fiction ift. (15. Novbr, 1849.) I: 28. 
Fahren wir auf diefem Wege fo fort, machen wir den Art. 11, die 
Gewährleiſtung eines jeglichen Kultus, infoweit zue Wahrheit, daß mir 
auch den Kultus derjenigen demofratifchen Schwärmer, die in den jüngften 
Berjammlungen ihren Märtyrer, Robert Blum, auf gleiche Linie mit dem 
Heilande der Welt ftellen, dur; Gensdarmen gegen Störung fchügen 
lajjen, jo hoffe ich e8 noch zu erleben, daß das Narrenjchiff der Zeit 
an dem Feljen der hriftlihden Kirche ſcheitert, denn noch fteht der 
Glaube an das geoffenbarte Wort Gottes im Volke feiter, als der 
Glaube an die ſeligmachende Kraft irgend eine Artikels der Berfafjung. 
(15. Novbr. 1849,) I. 30, 


Das bittere Gefühl, daß ich die Site, auf denen wir tagen, mit 
Farben gefhmüdt fah, die nie die Farben des Deutſchen Reiches 
gemwejen find, wohl aber ſeit zwei Jahren die Farbe des Aufruhrs und 
der Barrifaden! Farben, die in meinem Baterlande neben dem Demokraten 
nur der Soldat in trauerndem Gehorfam trägt. (15. April 1850. 
Im Erfurter Parlament.) I. 32. 

Wenn Sie ſich bemühen, diefe (Erfurter) Verfaſſung diefem preußifchen 
Geifte aufzuzwängen, fo werden Sie in ihn einen Bucephalus finden, 
der den gewohnten Reiter umd Herren mit muthiger Freude trägt, den 
unberufenen Sonntagsreiter aber mit ſammt feiner fhwarz-roth-goldenen 
Zäumung auf den Sand jegt. (15. April 1850.) L 32. 


Ih ſprach vom preußifchen Geifte bei diefem Vergleih, von dem 
Geifte, vor dem biegen müfjen oder brechen die Geifter derer, melde 
laubten, in dem eriten Schaumfprigen der Märzmellen ein Element zu 
in dem fie zu ſchwimmen vorzugsmeife befähigt wären, indem fie 
fagen zu können glaubten: „Sei ruhig, freundlih Element“, — 
nnd dann, als fie fi daran verbrannt Schuß fuhten unter den 
Flügeln deffelben Wdlerd, den der Abg. für Baden Hier einen todten 
Bogel genannt bat. (15. April 1850.) L 33. 

Mancher wird fi überzeugt haben, daß die Tendenz der Gejep- 
gebung, welche Lediglich den Schug der Verſchwörer gegen die Obrigkeit 
im Auge hat, auf die Dauer nicht haltbar ijt; jo wie die Männer des 
fonftitutionellen Rütli von Heppenheim fi überzeugt haben werden, 
daß die Flamme, welche fie liebten und für wohlthätig wärmend hielten, 
fie jelbft verbrannt haben würde, wenn nicht das falte Eijen der 
Neaktion löjchend dazwischen ging. Ich möchte Sie alfo bitten, weine 
Herren, Alles zu thun, was nach den vorliegenden Anträgen, von denen 
ich bedaure, daß fie nicht noch weiter geben, ın Ihrer Macht fteht, damit 
diefer Blafebalg der Demokratie (daS Vereinsrecht) nicht in den Händen 
verbleibe, um die Kohlen unter der Aſche anzublafen. (17. — 1850.) 

34. 


- 


Die preußifche Ehre befteht nad) meiner Ueberzeugung nicht darin, 
daß Preußen überall in Deutjchland den Don Quirote fpiele für gekränkte 
Kammer-Eelebritäten, welche ihre lofale Berfaffung für gefährdet. halten; 
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Sch fuche die preußische Ehre darin, daß Preußen vor Allem fich von 
jeder ſchmachvollen Verbindung mit der Demokratie entfernt halte, daß 
Preußen in: der. vorliegenden wie in allen ragen nicht zugebe, daß in 
Deutſchland etwas geſchehe ohne Preußens Einwilligung. oohr 1850.) 
„37. 


Sollten wir dahin getrieben werden, für die dee der * Krieg 
zu führen, meine Herren, es würde nicht lange dauern, daß den Unions— 
männern von kräftigen Fäuſten die legten Fetzen des Unionsmantels 
heruntergeriffen würden, und e3 würde nichts bleiben, als das rothe 
Unterfutter dieſes jehr leichten Kleidungsftüdes. Sa 1850.) 

. 40. 


Dann wäre e8 Pflicht der Räthe der Krone, fi zu erinnern, daß 
eine Kammer leichter mobil zu maden ift, als eine Armee um 
in einer Neuwahl das Volk zu fragen, ob e3 die Anfichten —— * 
treter durch Wiederwahl gutheiße. (Novbr. 1850.) L 


Aus der Frankfurter umb Petersburger Zeit. 


Ich habe nie daran gezmeifelt, daß fie (am Bundestage) alle mit 
MWafjer fochen; aber eine Sich nüchterne einfältige Wafferfuppe, in der 
auch nicht ein einziges Fettauge zu jpüren ift, überrafcht mic). en. er ) 


Möchte es doch Gott gefallen, mit Seinem Haren und — — 
dies Gefäß zu füllen, in dem damals der Champagner 21jähriger Jugend 
nutzlos verbrauſte und Nichts als ſchaale Neigen zurückließ. Ich begreife 
nicht, wie ein Menſch, der über ſich nachdenkt, und doch von Gott nichts 
weiß oder wiſſen will, ſein Leben vor Verachtung und m tragen 
fann. (Juli 1851.) 


Ich gemöhne mid daran, im Gefühle gähnender ungut alle 
Symptome. von Kälte zu ertragen und die Stimmung gänd licher 
Wurſchtigkeit in mir vorherrſchend werden zu laffen, nachdem ich — 
Bund allmählich mit Erfolg zum Bewußtſein des durchbohrenden Gefühls 
ſeines Nichts zu bringen nicht unerheblich beigetragen zu * mir 
ſchmeicheln darf. (1853.) . 45. 

Ich fehe im unferem Bundesverhältniß ein Gebrechen — 
welches wir früher oder ſpäter ferro et igni werden heilen müffen, wenn 
wir nicht bei Zeiten in günftiger Jahreszeit eine Eur dagegen nn. 
(1859.) I. 

Wenn ich einem Teufel verjchrieben bin, jo ift e8 ein uteifge 
und fein galliider.... (1861.) I. 

Diejes einfältige Federvieh der deutfchen Preffe merkt gar — 
daß es gegen das beſſere Theil ſeiner eigenen Beſtrebungen arbeitet, wenn 
es mich angreift. (22. Auguſt 1860.) I. 55, 

DaB Syſtem der Solidarität der confervativen Inter- 
efjen aller Länder ift eine gefährliche Fiction, fo lange nicht die vollfte, 
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ebrfichfte Gegenfeitigfeit in -aller' Herren Länder obwaltet. Iſolirt von 
Preußen durchgeführt, wird es zur Donquiroterie. (1861.) : I: 55. 

Ich fehe nicht ein, marum wir vor der Idee einer Vollksvertretung, 

fei e8 im Bunde, ſei es in einem Zoll- und Vereinsparlament, fo jimperlich 
zurüdjchreden. (1861.) I. 56. 

Du kannſt nit mehr Abneigung gegen die Wilhelmftraße haben, 

als ich felbft, und wenn ich nicht überzeugt bin, daß es fein muß, fo 

ehe ich nicht. Den König unter Kranfheitsporwänden im Stich zu laffen, 
Ite ich fir Feigheit und Untreue (Juni 1862.) | IL. 59. 


Aus der Konfliftözeit. 


Der Konflikt zu tragifch aufgefaßt. 

Wir find vielleicht zu gebildet, um eine Berfafjung zu ertragen; 
wir find zu kritiſch. — 

E3 giebt zu viel Fatilinarifhe Eriftenzen, die ein Intereſſe an 
Ummälzungen haben. — — — 

ir haben zu heißes Blut, wir haben die Vorliebe, eine zu große 

Rüſtung für unfern ſchmalen Leib zu tragen; nur follten wir fie 
auch nügen. Nicht auf Preußens Viberalismus fieht Deutfchland, fondern 
auf feine Macht. (1862.) I. 66. 


Nicht durch Reden und Majoritätsbejchlüffe werden die großen Fragen 
der Zeit entjchieden — das tft der Fehler von 1848 und 1849 gemejen 
— fondern durch Eifen und Blut. (1862.) I. 67. 


Der Dlivenzweig aus Avignon. (Septbr. 1862.) I. 67. 


Nach meiner Ueberzeugung müſſen unfere Beziehungen zu Defter- 
reich. unvermeidlich entweder bejjer oder ſchlechter werden. (Ja— 
nuar 1863.) I. 80. 


Die Verfaffung hält das Gleichgewicht der drei gefegebenden Ge— 
walten in allen Fragen, auch in der Budget-Gejeßgebung, durchaus feft; 
feine diefer Gewalten fann die andere zum Nachgeben zwingen; die Ber: 
faffung verweift daher auf den Weg der Compromiſſe zur Berftändi- 
gung. Ein Fonftitutionell erfahrener Staatsmann hat gelagt, daß das 
ganze Verfafjungsleben jederzeit eine Reihe von Compro— 
mifjen fei. 

Wird der Compromiß dadurch vereitelt, daß eine der betheiligten 
Gewalten ihre eigene Anficht mit doctrinärem Abfolutismus durchführen 
will, jo wird die Reihe der Compromufje unterbrochen und an ihre Stelle 
treten Conflicte, und Eonflicte, da das Staatsleben nicht ſtill zu- ftehen 
vermag, werden zu Machtfragen. Wer die Macht in Händen hat, 
gebt dann in feinem Sinne vor, weil dad Staatsleben auch nicht 
einen Augenblick jtilljtehen fann, (Januar 1863.) I. 90. 

Das preußifhe Königthum hat feine Miffion noch nicht erfüllt, 
es iſt noch nicht reif dazu, einen rein ornamentalen Schmud: Ihres VBer- 
faffungsgebäudes zu bilden, noch nicht reif, al3 ein todter Mafchinentheil 
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bem Mechanismus des parlamentariſchen Regiments eingefügt au — 
(Januar 1863.) 


Die Neigung fih für fremde Nationalitäten und — — 
bungen zu begeiſtern, auch dann, wenn dieſelben nur auf Koſten des 
eignen Vaterlandes verwirklicht werden können, iſt eine politiſche Krank— 
heitsform, deren geographiſche Berbreitung ſich auf RN * 
beſchränkt. Februar 1863.) 2. 


Der Herr Borredner hat Dänemark darüber zu — — 
daß es einen Krieg in dieſem Augenblicke von Preußen unter unſeren 
nach innen und a zerrütteten Berpältmiffen nit zu erwarten habe. 
Meine Herren, zum Glück ift man im Auslande nicht ebenfo leichtgläubig, 
und ich fann Sie verfihern und das Ausland verfihern, wenn wir e8 
für nöthig finden Krieg zu führen, fo werden wir ihn führen 
mit oder ohne Ihr Gutheißen. (April 1863.) L 197. 


Politiihe Fragen find Mactfragen; Preußen kann fih (am Bunde) 
nicht majorifiren lafjen, etwa dur eine Majorität, die ein paar Mil 
lionen repräjentirte; Die deutfchen Groß mächte find das Glashauß, 
das den deutfhen Bund vor europäifhem Zugmind ſchützt — — 

Wir haben zu Ihnen nad wie vor das Vertrauen, daß Sie und 
diejenigen Mittel, welche wir fo nothmwendig bedürfen, auf verfaſſungs⸗ 
mäßigem Wege zugänglich machen werden, jonft müſſen wir jienehmen, 
wo wir fie befommen. (Januar 1864.) I. 192. 


Der Volksgeiſt Preußens ift durd und durd — 
Gott ſei Dank! Sie widerſprechen den ruhmvollen Traditionen unjrer 
Bergangenheit, indem Sie die Stellung, die Großmachtsſtellung 
Preußens, melde dur ſchwere Opfer an Gut und Blut des Volkes 
erfämpft wurde, desavouiren. Sie fegen den Parteiftandpunft über die 
Intereſſen des Landes. 

Fuhlte das Preußische Volt, wie Sie, jo müßte man einfach fagen, 
der Preußiſche Staat habe ſich überlebt und die Zeit jei gefommen, mo 
er anderen biftorijchen Gebilden Play zu machen habe. 

Der rocher de bronce fteht noch heute fejt; er bildet das Fun— 
dament der Preußifchen Geſchichte, des Preußiichen Ruhms, der Preußi- 
ſchen Großmacht und des verfafjungsmäßigen Königthums. Dieje ehernen 
Felſen werden Sie nicht zu erjchüttern vermögen durch Ihren National 
verein, duch Ihre Reſolution und durch Ihr liberum Veto! (Januar 
1864.) I. 204. 


Ich glaube, der Herr Redner kennt mich lange genug, um zu wiſſen, 
daß ih Furcht vor der Demokratie nicht kenne. Hätte ich diefe, fo 
ftände ich nicht an diefem Plage oder würde daß Spiel verloren geben. 
Ih fürchte diefen Gegner nicht, ich hoffe ſicher ihm zu befiegen. 

Was die Furcht vor dem Ausland betrifft, fo beftreite ich die 
Nichtigkeit des Ausdrudes. Man kann Borjiht Furdt, man fann 
Muth Leichtfertigleit nennen. (Januar 1864.) I. 207. 


Die augenblidliche Rage ift jo geartet, daß es mir zweckdienlich 
fheint, gegen dad Dänenthum auf der Conferenz alle uch eh) 
laſſen, melde bellen wollen (verzeihen Sie dieſen ng and 
das gejanımte Geläut der Meute wirkt dahin zujammen, daß die nter- 
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werfung der Herzogthümer unter Dänemark: den Ausländern unmöglich 
ericheint und daß lettere gemöthigt werden, Programme .in Betracht zu 
ziehen, welche die preußiſche Regierung ihnen nicht bringen fann. Ich 
rechne in der legteren Beziehung zu diefen Ausländern aud) die Holfteiner 
jelbit, nebjt dem Auguftenburger und allen ewig Ungedeelten bi3 zur 
Königsau. Die Herzogthümer haben ſich bisher an die Rolle des Ge- 
burtstagsfindes im der deutichen Familie und an den Gedanken ge— 
wöhnt, daß wir uns auf dem Altare ihrer Particularinterefien willig zu 
opfern und für jeden einzelnen Deutfchen im Norden von Schleswig die 
Eriftenz Preußens einzufegen haben. Diefem Schwindel namentlidy wird 
die Adrefje entgegen wirken. 

Sie jehen daraus, wie ih nah Menſchenwitz die Sache auffafje; im 
übrigen fteigert fi bei mir das Gefühl des Dankes für Gottes bishe- 
rigen Beiftand zu dem BVertrauen, daß der HErr aud unfere Irr— 
thümer zu unferem Beften zu menden weiß; das erfahre ich 
täglich zu heilfamer Dinkilionno — Zur Beleuchtung der Si- 
tuation bemerfe < noch jchlieglich, daß mir die preußiſche Annerion 
nicht der oberfte und nothwendige Zmed ift, mohl aber das 
angenehmfte Rejultat. (Mai 1864.) L 232. 


Die Bafis des fonftitutionellen Lebensprozeſſes ift überall der Kom— 
promiß. GJanuar 1865.) I. 265. 


Es jteht dem Abkommen (mit den Schleswig - Holfteinern) entgegen, 
daß im Allgemeinen die Eriftenz auf der Batis der Phäaken bes 
quemer ift, als auf der Badia der Spartaner. Dan läßt fi 
gern jchügen, aber zahlt nicht gern, und am allerwenigften giebt man das 
geringfügigfte Hoheitsrecht zum Beften der allgemeinen Intereſſen auf. 
(1865.) I. 290. 


Nur nicht die Geduld verlieren, fondern ruhig abwarten, ob fich 
Jemand findet, der e8 unternimmt, Düppel zu belagern, wenn 
die Preußen darin find. (1865.) L 291. 


Herzog von Schleswig -Holftein und Lauenburg find Se. Majeftät 
der König und Se. Majeftät der Kaifer von Defterreich. 

Zweifeln Sie an der Möglichkeit, unjere Abfihten zu verwirklichen, 
fo habe ich fchon in der Kommiſſion ein Auskunftsmittel empfohlen; limi- 
tiren Sie die Anleihe dahin, daß die erforderlichen rg nur dann 
—— ſind, wenn wir wirklich Kiel beſitzen, und ſagen Sie: „Kein 

iel, fein Geld!“ 

Sie kommen in die Lage der falfchen Mutter im Urtheil Salomonis, 
die lieber will, daß das Kind zu Grunde gehe, als daß damit anders 
al8 nah ihrem Willen gejchebe. 

Ich glaube, daß das jo jchwer nicht it, da8 Gemwähltwerden. Wenn 
man verjprehen fann, jo kann man auch gewählt werden. (Juni 
1865.) I. 294. 


Ich bin der Anerkennung in fehr geringem Maße bebürftig und 
gegen Kritik ziemlich unempfindlih. Nehmen Site immerhin an, dag Alles, 
mas gejchehen ift, rein zufällig gefhah, daß die Preußifche Regierung 
daran vollftändig unſchuldig ift, dag wir der Spielball fremder Intriguen 
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und äußerer Einflüffe gewefen find, deren Wellenichlag uns zu unferer 
eigenen Ueberrafhung an der Küfte von Kiel and Land geworfen hat. 
Der Borredner hat und vorgeworfen, wir hätten, je nachdem der 
Wind — hätte, auch das Steuerruder gedreht. Nun frage ich, 
was ſoll man denn, wenn man zu Schiffe fährt, Andres thun, als das 
Ruder nad) dem Winde drehen, wenn man nicht etwa ſelbſt Wind 
machen will. Das überlaffen wir Anderen. (Juni 1865.) I. 296. 
Wer mich einen gemwijjenlofen Politiker ſchilt, thut mir Unrecht; er 
fol jein Gemifien ei diefem Kampfplag erjt felbft einmal verjuchen. 
I. 332. 


1866 vor dem Kriege. 


Wenn der deutiche Bund in er jegigen Geftalt und mit feinen 
jegigen politifhen und militärtfchen Einrichtungen den großen, europäifchen 
Krijen, die aus mehr als einer Urſache jeden Augenblid auftauchen können, 
entgegengehen foll, jo ift mur zu jehr zu befürdten, daß er feiner Auf- 
gabe erliegen und Deutfchland vor dem Schickſale Polens nicht ſchützen 
werde. (24. März 1866.) I. 380. 


Wenn die Verhandlungen (unter den deutfchen Regierungen) immer 
bei dem Austauſch verjchiedenartigfter Meinungen und der Anfammlung 
eines endlojen Materials ftehen geblieben find, fo gejchah dies, weil es 
an der ausgleihenden und treibenden Kraft de3 nationalen 
Geiſtes bei diefen Berhandlungen fehlte und die partikulariftiichen Ge— 
genfäge zu ſchroff und einfeitig dabei feftgehalten wurden. Ein folder, 
zu höherer Einigung der Gegenjäge führender Factor ift nur in einer 
aus allen Theilen Deutſchlands gewählten Berjammlung zu 
finden. (9. April 1866.) I. 386. 


Ge. Majeftät der König hat niemals die Abficht gehabt, die Sou— 
verainität der deutſchen Fürften anzutaften oder zu gefährden. Wenn 
wir aber jest auch bei denjenigen Regierungen, melde die Natur der 
Dinge und das Berhältniß der geographiichen Lage zu unferen natürlichen 
Bundesgenofjen, eben jo ſehr in ihrem eigenen wie in unjerem ntereffe, 
maden jollten, einer feindfeligen Tendenz begegnen, die unfere eigene 
Sicherheit gefährdet, jo kann e8 nicht ausbleiben, daß wir jede andere 
Nüdfiht dem Bedürfniß der Selbiterhaltung unterordnen. Se. Majeftät 
der König darf und wird alsdann feinen anderen Beweggrund anerkennen, 
als die Ütticpten gegen fein Land; und ſelbſt die Rüdjicht auf einen ihm 
fo nahe ftehenden Monarchen, mie der König von Hannover, wird da— 
gegen zurüdtreten. (9. Mai 1866.) I. 438 

Wir waren bereit, Hannovers Selbftftändigfeit für alle Eventualität 
fiher zu ftellen, und Hannover hat es gleichzeitig in der Hand, den 
Bruch mit Preußen zu erzwingen. Wir müfjfen annehmen, daß Hannover 
dazu entjchlofjen ift. (28. Mai 1866.) 1. 443. 

Erklärung am Bunde: daß Preußen den bisherigen Bundes» 
vertrag für gebrochen und deöhalb nicht mehr verbindlich anfieht, den- 
jelben vielmehr als erlofchen betrachten und behandeln wird, 
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Indeß will Se. Majeftät der König mit dem Erlöfchen des bisherigen 
Bundes nicht zugleich die nationalen Grundlagen, auf denen der 
Bund auferbaut gemwejen, als zerjtört betrachten. 

Preußen hält vielmehr an diefen Grundlagen und an der über die 
vorübergehenden Formen erhabenen Einheit der deutfhen Nation 
feft und fieht e8 als eine unabweisliche Pfliht der deutfchen Staaten an, 
für die legteren den angemefjenen Ausdrud zu finden. (14. Juni 1866.) 

I. 454. 


Berleiht und Gott den Sieg, dann werden wir auch ftarf genug 
fein, das lofe Band, welches die deutjchen Lande mehr dem Namen als 
der That nach zufammenhielt, und welches jegt durch diejenigen zerrifjen 
if, die das Recht und die Macht des nationalen Geiftes fürchten, in ans 
derer Geftalt fefter und beilvoller zu erneuen. (18. Juli 1866.) 

I. 467. 


Nach Königgräg. 


Wenn wir nicht übertrieben in unferen Anſprüchen jind und nicht 
glauben, die Welt erobert zu haben, jo werden wir aud einen Frieden 
erlangen, der der Mühe mwerth ijt. Aber wir find ebenſo jchnell beraufcht 
wie verzagt, und ich habe die undanfbare Aufgabe, Wajjer in den 
braufenden Wein zu gießen und geltend zu machen, g, wir nicht 
allein in Europa leben, fondern mit noch drei Nachbarn. (9. Juli 1866.) 
I. 474. 


Nah Eintritt der patriotifchen Bellemmungen des Minifterd Rouber 
bat Frankreich nicht aufgehört, und dur Anerbietungen auf Koſten 
Deutjchlands und Belgiens in Berfuhung zu führen. Im Intereſſe des 
Friedens bewahrte ich das Geheimniß über diefe Zumuthung und be— 
handelte fie dilatorifch. (28. Juli 1870.) I. 505. 


Bon der Zeit an hat Frankreih nicht aufgehört, und durch Aner- 
bietungen auf Koften Deutſchlands und Belgiens in Berjuhung zu führen. 
Die Unmöglichkeit, auf irgend melde Anerbietungen der Art einzugehen, 
war für mich niemals zweifelhaft; wohl aber hielt ich es im Jntereſſe 
des Friedens für nüglıh, den franzöfiichen StaatSmännern die ihnen 
eigenthümlichen Illuſionen jo lange zu belafien, als diefes, ohne ihnen 
irgendwelche auch nur mündliche Aufnge zu machen, möglich fein würde. 
Ih vermuthete, daß die Bernichtung jeder frangöfifhen Hoffnung den 
Frieden, den zu erhalten Deutjchlands und Europas Intereſſe war, ge 
fährden würde. 

IH war nicht der Meinung derjenigen Politiker, welche dazu riethen, 
dem Kriege mit Frankreich deshalb nicht nad) Kräften vorzubeugen, meil 
er doch unvermeidlich fe. So fiher durchſchaut Niemand die Abfichten 

öttlicher Vorſehung bezüglich der Zukunft, und ich betrachte auch einen 
arten Krieg an fi) immer als ein Uebel, welches die Staatskunft 
den Bölfern zu erjparen bemüht fein muß. (29. Juli 1870.) L 508. 


Die lebte Aeußerung des preußifchen Minifter- Präfidenten, melde 
Denedetti nah Paris mitnahm, lautete ungefähr dahin: Machen Sie 
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Se. Majeftät den Kaifer darauf anfmerffam, daß ein folder Krieg unter 
gewiſſen Epentualitäten ein Krieg mit revolutionären Mitteln werden 
fönnte, und daß Angeſichts revolutionärer Gefahren die 
deutihe Dynaftie doch wohl eine größere Feſtigkeit bewähren 
würde als die des Kaiſers Napoleon. (Augujt 1866.) I. 511. 


1866 — 1870. 


Wir wünſchen den Frieden (mit dem Abgeordnetenhaufe), nicht 
weil wir fampfunfähig find, im Gegentheil, die Fluth ging mehr zu 
unferen Gunſten als vor Jahren, auch nicht, um einer künftigen An- 
Mage zu entgehen; denn ich glaube nicht, daß man uns anflagen wird, 
ih glaube nicht, daß, wenn dies gejchieht, man und verurtheilen wird. 
Man hat dem Minifterium viele Vorwürfe gemacht, aber der der Furcht— 
ſamkeit wäre neı. 

Wir wünjchen den Frieden, weil das Vaterland ihn in diefem Augen- 
blid mehr bedarf als früher, weil wir hoffen, ihm jegt zu finden. Wir 
glauben ihn zu finden, weil Sie erfannt haben werden, daß die König— 
lihe Regierung den Aufgaben, melde aud Sie in ihrer Mehrzahl er- 
ftreben, nicht jo fern fteht, als Sie vielleicht vor Er gedadht haben, 
nicht jo fern fteht, wie da8 Schweigen der Regierung über 
Manches, was verfhmwiegen werden mußte, Sie zu glauben be» 
rechtigen konnte. 

Wenn man oft gejagt hat, was das Schwert gewonnen habe, hat 
die Feder verjpielt, 5 babe ich daS volle Vertrauen, daß wir nicht hören 
werden, was Schwert und Feder gewonnen haben, ift von diefer Tri— 


büne verjpielt worden. (1. Sptbr. 1866.) I. 539, 
Nur ein ganz fertiger Staat kann fi den Luxus einer libe- 
ralen Regierung geftatten. I. 549, 


Das Verfaffungsleben kann nit nach mathematischen, nicht einmal 
nach juriftiichen Regeln beurtheilt werden. Es ift eben ein befändiger 
Kompromiß. (22. Dzbr. 1866.) I. 551. 

Fürft Bismard verwahrte fich (bei den Kommiffionsberathungen über 
die Annerionen) gegen den Vorwurf der nadten Gewalt und rechtfertigte 
die Eroberung mit dem Recht der deutjhen Nation zu eriftiren, 
au athbmen und ſich zu einigen, Igein aber mit dem Recht und 

er Pflicht Preußens, dieſer deutichen Nation die für ihre Eriftenz nö- 
thige Baſis zu liefern. (1866.) I. 556. 

Wenn bei — die Form der Perſonal-Union gewählt 
worden, ſo ſei dies ein Act der Courtoiſie gegen dieſen Erſtling 
Preußiſcher Erwerbungen geweſen. (Sptbr. 1866.) I. 556. 

Einem Bundesgenoffen nah dem fiegreichften Kriege ift Fein 


Fürft des Haufe Hohenzollern im Stande, ein Haar zu frümmen. 
(1866.) IL. 561. 


Es hat und widerftrebt, gegen diefen befreundeten und benachbarten 
Stamm (Hannover), der mit uns denjelben Dialekt fpricht, in deffen 


Fürft Bismard. IL. 55 
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Adern unfer Blut fließt, den Degen zu ziehen. Man: hat den Krieg ge 
wollt mit offenen) Augen; man war entſchloſſen, Preußische: Provinzen gu 
nehmen, wenn man geſiegt hätte; danach hat man kein Recht, fich nachher 
zu mundern, ‚daß der Krieg: Die ernſten Folgen hatte, die er nun gehabt 
bat, und mun und gegenüber einen Ton der Klage über. dieje : Folgen 
anzufchlagen. (1866.) :.K 562, 


Ih wünfhte Ihnen, daß der 1. Dctober (dad Ende der Diktatur) 
raſcher heranfomme, als es fonft jeine Art ift. Aber gerade, weil 
die Zeit jo kurz ift, können wir in diefer kurzen Zeit nicht viel jpaßen. 
Sch rathe auf das Dringendfte Ihnen und Ihren Freunden ab, daß Sie 
uns micht herausfordern! Sie werden einer Energie begegnen, der 
Sie nit gewadfen find. (11. März 1867.) . I. 568. 


Ih habe (in Bezug auf Schleswig - Holftein) ftet3 an dem Klimar 
feftgehalten, daß die Perſonal-Union beffer war, wie das, was erijtirte, 
daß ein jelbftftändiger Fürft bejier war, als die Perſonal-Union, und daß 
die Vereinigung mut dem Preußijchen Staate befjer war, als ein jelbft- 
ftändiger Fürjt. (1866.) I. 568. 


Unfer Eroberungsreht (an Schleswig-Holjtein) ift ein doppeltes! 
Wir haben es zuerft den Dänen und zweitens dem mit unſern kriege— 
riſchen Feinden verbündeten Prinzen von Auguftenburg abgenommen. 
(20. Dezbr. 1866.) I. 568. 


Ich habe nicht Zeit und halte c& nicht für zwedmäßig, die Gejchäfte 
dergeftalt zu centralifiren, daß man gemifjermaßen in jedem Gensdarm 
perfönlid drinjigen will. (20. Dezbr. 1866.) I. 569. 


- Eine Nation, die fich definitiv confolidirt hat, die fertig it mit 
ihren auswärtigen. Aufgaben, Tann an Verfaſſungskämpfe ohne Scheu 
berantreten. Wir aber haben den Kampf, der uns 4 bis 5 Jahre br» 
ihäftigt hat, erft in diejem Jahre zum Abſchluß gebracht durch eine Nach— 
giebigfeit, die hier Tadel gefunden hat. 

Meine Herren, leben Sie erft etma 4 Jahre eines folden Eon: 
flictes hindurch mit dem Gefühle der VBerantwortlichkeit. für die ge 
fammte Eituation zwiſchen Kräften, deren Sie nicht Herr find, weder 
der auswärtigen noch der inneren, ımd Sie werden jagen: daß die Re 
gierung Recht gethan hat, diefen Conflict geſchlichtet zu haben, fobald fie 
es ohne Demüthigung der Krone fonnte; der gemählte Moment aber 
war fo, daß er jeden Berdadt einer Demüthigung derjelben ausſchloß. 
(15. Januar 1867.) 1.576. 


Das Maß der Annerion hing ab von dem Maß der Siege und 
der Eonftellation der europäiſchen Mächte im Augenblid der Entſcheidung, 
entzog ſich alfo der diplomatifhen Berechnung; jo viel kann ich allerdings 
fagen, daß e8 gauz ohne Annerion abgehen würde, habe id 
allerdings nie geglaubt. (Septbr. 1866.) I. 588. 


Der Ihnen vorzulegende Berfaffungs- Entwurf muthet der Selbft- 
ftändigfeit der Einzelftaaten zu Gunſten der Geſammtheit nut brejenigen 
Opfer zu, welche unentbehrlih find, um den Frieden zu ſchützen, die 
Sicherheit des Bundesgebietes und die Entwidelung der Wohlfahrt feiner 
Bewohner zu gewährleiften. Bon unjerer Baterlandsliebe hängt es daher 
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in dieſem Augenblide ab, dem: gefammten Deutſchland die Blirgjchaften 
einer Zukunft zu fichern, im welcher e8, frei’von der Gefahr, wieder im 
HZerrifjenheit und. Ohnmacht zu verfallen, nach eigener -Selbftbeftimmung 
ſeine verfaſſungsmäßige Entwidlung und: feine Wohlfahrt‘ pflegen und in 
dem Rathe der Völler feinen friedliebenden Beruf zu erfüllen verntag. 
(24. Februar 1867.) I. 59. 


Was iſt der Grund, der. und die Einheit verlieren ließ, und uns 
bis jegt verhindert hat, fie wieder zu gewinnen? Wenn ich e3 mit einem 
kurzen Worte jagen joll, jo ift es, wie mit fcheint, ein gemwiffer Ueber: 
fhuß an dem Gefühle männlicher Selbftftändigfeit, welche im 
Deutichland den Einzelnen, die Gemeinde, den Stamm veranlaßt, ſich 
mehr auf die eigenen Kräfte zu verlaflen, als auf die der Gejanmtheit. 
(4. März 1867)) 1.. 598. 


Wir glauben, daß, wenn die Berfaffung hier angenommen wird, für 
das deutſche Volk die Bahn frei gemadht worden ift, und daß mir 
das Vertrauen zum Genius unferes eigenen Volkes haben können, 
dag ed auf diefer Bahn den Weg zu finden mifjen wird, der zu jeimen 
Zielen führt. 

Die Baſis dieſes Verhältniſſes foll nicht die Gewalt fein, weder den 
Fürften, nod dem Volke gegenüber. Die Bafis fol das Vertrauen zu 
der Bertragdtreue Preußens fein und dieſes Vertrauen darf nicht 
erjchüttert werden, jo lange man ung die Bertragstreue hält. (11. März 1867) 

| I. 599. 


Glauben Sie wirklih, daß die großartige Bewegung, die im 
vorigen Jahre die Völker vom Belt bis an die Meere Eiziliend, vom 
Rhein bis an den Pruth und den Drjefter zum Kampf-führte, zu dem 
eifernen Wärfeljpiel, in dem um Königs- und Kaiferfronen gejpielt wurde, 
daß die Million deutjcher Krieger, die gegen einander gefämpft und ges 
biutet haben auf. den Schladhtjeldern vom Rhein bis zu den Karpathen, 
daß die Taufende und aber Taufende, die durch ihren Tod dieſe nationale 
Entjcheidung Big haben, mit einer Landtags-Rejolution ad. acta ge— 
jchrieben ‚werden können; meine Herren, dann ftehen Ste wirklich nicht 
auf der Höhe der Situation. 

Ich möchte die —— die ſich dieſe Möglichkeiten denken, wohl 
ſehen, wie ſie einem Invaliden von Königgrätz antworten würden, 
wenn der nach dem Ergebniß dieſer gewaltigen Anſtrengung fragt. Sie 
würden ihm etwa jagen: Ja freilich, mit der deutſchen Einheit iſt es 
wiederum nicht3 geworden, die wird fich wohl bei Gelegenheit finden, ſie 
ift ja leicht zu haben, eine Verftändigung ift ja alle Tage wieder möglich; 
aber wir haben das Budgetrecht des Abgeordnetenhauſes, des Preußiſchen 
Yandtage3 gerettet, das Mech, jedes Jahr die Erilenz der Preußiichen 
Urmee in Frage zu ftellen, ein Recht, von dem wir als gute Patrioten 
niemal3 Gebrauh machen würden. (11. März 1867.) 1. 602, 


Wir wollen den Grad von Freiheitsentwidlung, der mit der 
Sicherheit de3 Ganzen nur irgend verträglich if. (1867.) I. 603, 
Wenn die Einrihtung der Bundes-Armee. durch ein jährliches 
Botum in Frage geftellt werden jollte, es würde mir daß, verzeihen Sie mir, 
weint ich ein Gleichniß brauche auß einem Beruf, in dem ich mich früher 
55 * 
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befand, den Eindrud eines Deichverbandes machen, im den jedes Jahr 
nah Kopfzahl, auch der Befitlofen, darüber abgeftinnmt wird, ob die 
Deiche bei Hochwafier durchftohen werden follen oder nicht; aus ſolchem 
Deichverbande mürde ich einfach ausjheiden, da wäre mir das Wohnen 
zu unſicher. (1867.) I. 604. 


Meine Herren! Arbeiten wir rafh! Segen mir Deutſchland, ſo 
zu jagen, in den Sattel! Reiten wird es ſchon können. (1867.) 
I. 607. 


Ih habe mich überzeugt, daß aus dem Zuſchauerraum die 
politiiche Welt — nicht blos die auf den Brettern, die die Welt be- 
deuten — anders ausfieht, als wenn man hinter die Eouliffen tritt, und 
daß der Unterjhied nicht blos an der Beleudtung Liegt 1867.) 


Ich füge hinzu, daß ich mich glücklich ſchätze, überhaupt nicht zu 
den Leuten zu gehören, die mit den Jahren und mit den Er- 
fahbrungen nichts lernen. (1867.) I. 


Der hohen Verſammlung in ihrer deutfhen Mehrzahl möchte ich 
das Beifpiel der Polen noch beſonders vor Augen halten, um den Beweis 
zu liefern, wohin ein großer mächtiger Staat, geleitet vom einem tapferen, 
friegerifchen und gewiß auch einfichtigen Adel, gelangen kann, wenn er 
die Freiheit des Einzelnen höher ftellt, als die Sicherheit nach außen, 
ich will nicht jagen, als die Einheit, — wenn die Freiheit des In— 
dividuums als eine Wucherpflanze die allgemeinen Interejfen 
erjtidt. (18. März 1867.) I. 617. 


Cie halten uns für fhüchterne, verlegene Leute, die ermuthigt 
werden müſſen, denen man eine douce violence anthım müſſe, damit’fie 
ſich entſchließen, das zu fordern, mas fie im Grunde ihres Herzens eigent- 
ih jelbft wünfchen. da kann Ihnen auf das Beſtimmteſte erklären, daß 
dem nicht fo ıft. Wir haben uns die Grenze unferer Anſprüche an die 
Opfer, die von den übrigen Regierungen zu bringen wären, Darin geftellt, 
wie ich fie ſchon öfter bezeichnet habe, in den, mas und unentbehrlich 
ihien zur Führung eines nationalen Gemeinweſens. Died glauben wir 
erreicht zu haben, wir glauben, daß die Mittel dazu ausreichen. Er März 
1867.) 623, 


Ich habe niemals in meinem Leben gejagt, daß ich der Vollsfreiheit 
mich jeindlich entgegenftellte, jondern nur gejagt und natürlich umter der 
Vorausſetzung „rebus sie stantibus“, meine Jnterejjen an,den 
außmärtigen Angelegenheiten jind nicht nur flärfer, jondern 
zur Zeit allein maßgebende und fortreißende, jo daß ich, jo 
viel ich fann, jedes Hindermiß durchbreche, welches ‚mir — 
um zu dem Ziele zu gelangen, welches, wie ich glaube, zum Wohle des 
Baterlandes erteicht werden muß. Das fchließt wicht aus, daß auch ich 
die Ueberzeugung theile, daß den höchſten Grad von Freiheit des 
Bolfes, des Individuums, der mit der Sicherheit und gemein- 
jamen Wohlfahrt des Staates verträglich ift, jederzeit zu er- 
treben, die Pflicht jeder ehrlihen Regierung ift. as 
1867.) | DI, 8 
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Wenn man fünf Jahre lang ſchwer nei! hat, und das erreicht 
hat, was hier vorliegt, wenn man feine Seit, Die befte Zeit des Lebens, 
feine Gefundheit dabei geopfert hat, wenn man ſich der Mühe erinnert, 
die es gefoftet, hat, off einen Heinen Baragraphen, eine, Interpimk⸗ 
ta tionsfrage zwiſchen 22 Regierungen zu entfceiden, wenn man nun auf 
den Punkt gefommen ift, wie er hier vorliegt, dann treten Herren, die 
von “allen! dieſen Kämpfen ‚wenig! erfahren, haben, von ‚den amtlichen Vor⸗ 
gängen nichts wiſſen lönnen, in„einer Weife auf, die ‚ich; nr Damit, ver- 
gleichen Tann, dag Jemand in meine gejhloffenen Fenfter einen 
Stein hineinmwirft,,ohne zu wiſſen, wo ich ftehe. Er weiß nicht, 
wo er mich. trifft, er weiß. nicht, welche Geſchäfte er mir gerade im Augen— 
bli erſchwert, die vorliegen, und die mir durch, dieſen Widerftand un⸗ 
möglich werden, | iu 
Dann foınmt man ſehr Leicht, auch ohne gerade fünftlich nervös ge- 
macht zu fein, in eine Stimmung, die ich dem Herrn Abgeordneten nicht 
bejfer harafterifiren Tann, als wenn ich ihm empfehle, in eimer der. erften 
Scenen von Heinrich IV. nachzuleſen, was Heinrich Percy für einen 
Eindrud hatte, als der dort befagte Kaumerherr Fam 'umd ihm die Ge⸗ 
fangemen. abſorderte und ihm, der wund uud fanıpfesmüde war, eine 
längere  Borlefung, über, Schußwaffen und imuere Berlegung hielt. Die 
Stelle. fteht „im .Anfang. des ‚Stüces, und. fängt mit den Morten, an: 
„I. remember that. when the fight. was over, there came a, certain 
Lord ete,“, So ungefähr. wie, Bercy ift mir zu Mutbe, mweun id 
über Dinge, fir die ich gelitten, und gekämpft habe, die ich 
befſer fennen muß, ſolche Reden höre. (29. März 1867.) 1.685, 


Wäre der füddentihe Bund zu Stande’ gelonmmen, oder. hätte ı er 
Ausficht, dazu, ſo iſt meine Ueberzeugung,. daß, weun, im Norden ein Par- 
fament tagt.auf einer. nationalen Baſis, im Süden. cin ähnliches, hisfe 
beiden Slawen wicht: länger auseinander zu halten fein 
würden, al&etwa.die Gewäjler des Nothen Meeres, nahdem 
der Durhwmarfd,erfolgt,war., (10. April, 1867.) ., „; 1. 638. 


Die deutschen Fürften haben’ die Gewohnheit, ihre Heere in den 
Krieg zu führen oder zit begleiten, und in Folge deſſen auch in erhöhtem 
Mape das Bedürfnig, auf dem Schlachtfelde "und im) Pazarethei dem 
Krieger in das brechende Auge jehen zum tönnem, ohne ſich jagen 
zu müſſen: diefen Krieg hätte ich mit Ehren vermeiden können. (24. Sep: 
temher: 18674 di änd nntsn md — I, .635. 

Wenn ich mich Überzeugen könnte daß der Zuſtand, in welchem von 
460 'meiher Mitbürger 'jeder Einzelne berechtigt vift, mich zu 
befhrmpfeit, ohne daß ich ein gefeggliches Mittel’ Dagegen ergreifen fann, 
jobald wir einem jo nachſichtigen Präfidenten haben) wie wir ihn in früs 
heren Jahren gehabt Haben, — wenn ich mic) ‚überzeugen‘ fönnite, daß 
diefer Zuſtand für uns ein würdiger wäre, dann, nieine Herten, wäre 
die Frage (der Redefreiheit) ſehr raſch erledigt. (27 ee 

1.0 344 5%, „Slımli 2182272 

Ich Kann die Potilit nur fo machen, wie ich fie perftehe umd wie 
ich ſie in ihrer LT DIE ich lanun mir nicht einzelne 
Theile herausgreifen und jagen laffen: hier tft die Regierung von. aller 
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Weisheit‘ verlaflen gemefen, dies lann nicht. ſein, alles Andere acceptiren 
wir, dies aber nicht. (1. Febr. 1868.) U 1 u nA 


Es ift eine conftitutionelle Regierung niht möglich, wenn 
die Regierung nicht auf eine der'größeren Parteienmit'voller 
Sicherheit zählen fann, auch 'in ſolchen Einzelheiten, die der Partei 
vielleicht nicht durchweg gefallen. Hat eine Regierung nicht wenigſtens 
Eine Partei im: Lande, die auf. ihre Auffaſſungen und, Richtungen in 
dieſer Art eingeht,. dann ift ihr das conftitutionele Regiment unmöglich, 
dann muß fie. gegen die Eonftitution arbeiten; ſie muß —* eine Mehrheit 
künſtlich ſchaffen oder. vorübergehend. zu ‚erwerben ſuchen. Sie verfällt 
dann in die Schwäche der Coalitions-Miniſterien und ihre Politik geräth 
in Schwankungen, die für das Staatsweſen und namentlich 
für das Lonfervative Prinzip von höchſt nachtheiliger Wir— 
fung find, (5. Febr, 1868.) Ge I ne Ya = ‚L .798; 

Und: hätte die konſervative Partei dein Miniſterium ein Opfer ges 
bracht — ich. will nicht von Opfern fprechen, die das Minifterium dem 
Lande. gebradt hat, denn wir find fie dem Laude jhuldig, aber, . meine 
Herren, dafür zeigen wir Ihnen die weiten neuen Propinzen 
auf, dafür zeigen wir Ihnen das befeftigte Königthum auf, 
wir zeigen Anden da vereinigte Deutfhland auf, wenn Sie 
darnadh mit uns abrechnen wollen, jo werden Gie ung ſtark 
im Vortheil finden L 1%, 6 

Wir lamen zur Regierung im: Jahre 1862. Ich weiß nicht, ob 
Jemand unter Ihnen von Hauſe aus geglaubt hat, daß wir die Sachen 
u einem günſtigen Ende führen würden. Aber hat ſich außer uns hier 
Semand gefunden, der bereit war, fie Oncchzuführen? Was trat dann 
ein, mern wir nicht: den Muth gehabt: hätten, die Minifterftellen zu fiber 
nehmen, hier Drei Jahre lang alleinftehbend mit elf Konferva— 
tiven verfhmäht, verkegert, angefeindet auszuhalten? Das 
aber vergißt man fehr rafcdh. 1, 15 

Daß ih den Konfliftiniht fürchte — meine Herren, ich 
habe ihm ehrlich die Stirn'gezeigt: drei Jahre hindurch, aber 
ihn zu einer: bleibenden ‚nationalen Juſtitution«zu machen, 
ist wicht meine Abſicht. (5. Febr. 1868.) = >> 7 


Bor diefem Rütteln an den Fundamenken (ded Bundes) wärne 
ich Sie, meine Herten, in unſer Aller Intereffe. Die Einrichtungen find 
noch nicht fo feſt gewachſen, haben noch nicht fo tiefe Wurzeln geſchlagen, 
daß wir heut zuridnehmen: und in tage ftellen dürften, was wir vor 
einem "Jahre nad) einem '' mülhſamen Kompromiſſe zu Stande: gebracht 
haben. Wer das Anfehen der Kompromifje nicht ehrt, der iſt für eine 
conftititionelle :Berfoffung | Aberall nicht reif; deun das Berfaffungs- 
leben beſteht aus einer Reihe von Kompromiffen; dieſe heute zu 
geben und morgem zurädzumehnten, iſt leine conſtitutionelle Politik... ,.,' 

Warum mollen die Süddeutſchen nicht‘ zu uns kommen? "nicht 
weil mir "ihren nicht! liberal genug find, ſondern weil wir ihnen viel 
zu liberal find. NHL ET ol —u194642. “As mı Br 

Derjenige muß Süuddeutſchland mit Ausnahme! Baden! ſehr wenig 
fennen, der nicht werk; daß im Liberaltsinus fie dort mich oil nicht 
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jagen, um: ‚ein: Dieufhenalter, mobl aber um, diejenige Zeit ‚die ſeit der 
Salat Rewintion verflofjen ift, one uns zuruck ſind. 2 Aurel; re 
766. 


Dem. AAN "gebe. ich ir — daß, in, A A 9 die 
Furt in. deutichen derack Bremen ein E 0, Tinde 
(13, Mai1868,) Y 


Ich ertlaäre, daß ich ats SNirifer in einem eh ik per 
nicht für BEE bafte, an meinereignen perſönlichen Ueber: 
eugung atıf ede Gefahr hin feftzuhaften, ſondern inter Um—⸗ 
fimben 5 die Uebereinſtimmung der Gemalten und‘ die Herfiellüng, derfelben 
für. einen Bmed halte, dem ich nicht nur berechtigt ſondern in’ meiner 
Stellung auch verpflichtet Bin, Ueberzeugungen, don deren Fallenlaſſen ich 
einen praltiſchen und wefentlichen © Waditbei. für" dag’ Gemeinweſen nicht 
befürchte, im Intereſſe der Einigfeit, im — des Kom—⸗ 
promiſſes aufzugeben” (28. Nov.1868.) sid stnd IMpI. 


Oefterreic ift durch, eine lang —I Zuttifhaftüng‘ in die? Lage 
gebracht morden, heit mit Far v eralisnus Epoche zu machen, 
der bei ums in der Daoptjadt ſchon feit, 20 Jahren, in vielen jener 
Theile bereits jeit 50. Jahren ‚su einem ‚übertouinbenen — 
gehört. Deʒbt. 1868.) I. 794, 


Ueber jwriftifche "Bwirnsfäbden wich die, Königliche ne 
nicht ſtolpern in der Ausübung, ihren, Pflicht, fie! den Frieden des Staates 
zurfofgens 0 And „Ind dudlpop Ann Jugg ou moin 

Es gab eine Zeit bei ums, wo ber Friede Bent fehlen, Benn ich 
das‘ jage, ſo fege ich mich zwar wiederum der Gefahr aus, daß ein 
geehrter Abgeordneter hier mich für einen Schwar ſeher hält und findet, 
ih ſprüche wo m einer Degenjpige, die auf ur: Bruſt gerichtet 
iſt, und die en nicht ſieht. Es iſt mein Troſt, daß; dieſer Herr Ab⸗ 
geordnete ſeiner Zeit hundert Tauſende von Bayonnetlen, als ſie ſchon 
erlenubar in der: Lust ſchwebten, auch nicht geſehen hat — 

Der: ſchlaftrunkene Kämmerlingıdes Königb: Duncan jah 
den 1 Dolch: des Macbeth auch I micht, ı die Aufgabe) der: Regierung 
eines großen Landes ift-es aber, die Augen offen a Bar en 
und wach zu. fein. (30. Januar 1868.) er 


Die Koriolane find, in Deutirhland,, A felten;, 4 er — 
Uran.» Bolstern“, und wenn fie, Bolsker ſanden, ‚würden: ſie ſich 
bald. demasliren; nur den fetten, verföhnenden, Abſchluß Keblen⸗ würden 
alle Frauen Kafiels un, Dernſchands dann nicht m Geha — her⸗ 
Aeiguißhren. dh of 1 nad 

Ueberall, ‘wo Faulniß if, ſtellt PT ein Reben: Hei: * won; Nicht 
it: reinen‘ Glacẽ handſchuhen anfaſſen kann Diefer Thatſache a egenüber 
ſprechen fie Doch nicht von? Spionuirweſen! ch bin nicht zum Spion 'ges 
boxen meiner, ganzen BROS, oA aber, ich glaube, win verdienen Ihren 
Dank, wenn wir uns, dazu.hergel ben, | bösartige, Reptilien zu verfolgen 
bis in ihre Höhlen hinein, um zu beobachten, was ‚fie, treiben,; 

so Machen ‚Sie uns aus, dem hedauerlichen Zwange, da aß wir Gelder 
zu. ‚lolchen Sweden ‚verwenden, mötflen;; feinen, Borwwef; probiten Sie, jelbjt 
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erft, ob Sie Vech anfajjfen können, ohne ſich zu befudelm! 
(30. Januar 1869.) . | nn: hl BR, 

Es wird dahin fommen, zu jagen: „er: lägt wie telegraphirt“. 

Wir tommen ſchließlich dazu, dag mir eine Bernfsflaffe von Ab— 
geordneten erhalten, die aber dann meines Erachtens einem bureau— 
fratifchen Element allmählich viel näher kommen mird, als einer leben- 
digen, mit dem Volle in ununterbrochener Wechſelwirkung ſtehenden Volls— 
vertretitng, von der ich mir nicht anders denken fann, als daß fie eine 

voße Anzahl der beihäftigten Klaſſe des: Volkes unmittelbar repräſentirt. 
8, Jauuar 1869.) Ä 1. 819. - 


Ich habe mir in der Bundespolitif, fo lange ich die Ehre habe, auf 
fie einen Einfluß zu üben, als underbrüchlichen Grundfag denjenigen ge— 
ftellt, und mich wohl dabei befunden, daß es nicht rathſam ift, die Auto- 
nomie der einzelnen Regierungen auch nur um eine3 Haare 
Breite weiter zu befehränfen und zu befämpfen, als es nothmwendig ift zur 
Erfüllung der großen nationalen Zmwede, welche dem Bunde obliegen. 
(16. Mär; 1869.) I. 824. 


Der Antrag (wegen verantwortlicher Yundes- Minifterien) ift eine 
weifellofe Bertiefung des Mains als Grenze, das ift gar feine 
Base: mit der Annahme diejed Antrages wäre an den Beitritt der 
jüddentfchen Megierungen nicht mehr zu bdenten. (16. April 1869.) 

1. 832 


Ich halte eine Follegialifche Minifterverfafjung für einen ftaat8- 
rechtlichen Mißgriff und Fehler. — — — 


Zwei harte Steine mahlen ſchlecht, aber acht harte Steine noch 
viel ſchwerer. j 

Wie da8 Bundesfanzler- Amt ausgeftattet iſt, fo habe ich es über- 
nonımen, — ein Kollege würde au demjelben Tage, wo er e8 wird, 
mein Nachfolger werden müſſen. 


Der Partikularismus ift die Baſis der Schwäche, aber auch nach 
einer Richtung hin der Blüthe Deutfchlande. 


Die Centralijation ift mehr oder weniger eine Gewaltthat und 
ift ohne einen — menigftend am Gifte der Berfafiung fich verjiindigenden 
Bruch kaum durchzuführen. 


Ich frene mich fiber einen Fortfhritt in Preußen, tiber den, daß der 
Fluch der „hohen Meinung, womit der Menſch ſich felbſt be— 
trügt,* bei unjerer näheren Bekanntſchaft mit der Verwaltung der klei— 
neren Staaten allmählig von uns abgenommten wird, und ich Hoffe, wir 
werden ihn mit der Zeit ganz verlierem | I 


Wir können die Geſchichte der Vergangenheit weder ignoriren, noch 
können wir die Zukunft machen; und das ift ein Mißverſtändniß, vor dem 
ih auch hier warnen möchte, daß wir uns nicht einbilden, wir könnten 
den Lauf der Zeit dadurch befchleunigen, daß wir unfere Uhren vor= 
ftellen. Mein Einfluß auf die Ereigniſſe, die mich getragen habeır, wird 
e. weſentlich überjhägt, aber doch mind mir gewiß Kleiner zumutben, 

eſchichte zu machen, das, meine Herren, lönute ich ———— aft 
mit Ihnen nicht, ‚eine Gemeinjchaft, in der wir doch ıfo ſtärl find, (daß 
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wir einer. Welt in Waffen: trogen könnten, aber die Geſchichte können 
wir niht madhen, fondern nur abwarten, daß fie fi voll— 
zieht. Wir können das Reifen der; Früchte: nicht dadurch befchleimigen, 
daß wir eine Lampe darunter halten, und. wenn wir. nad. unreifen 
Früchten fhlagen, jo werden wir nur ihr Wahsthum hindern 
und fie verderben. Ich möchte deshalb Ihnen doch mehr Geduld 
empfehlen, der Entwidelung Deutjchlands Zeit. zu laſſen. (16. April 1869.) 
I. 833. 


Man kann nur noch aus natiomalem Gründen — aus Gründen, 
welche in dem Maaße national find, daß ihre zwingende Natur von der 
großen Mehrheit der. Bevölkerung anerkannt. wird, Prieg führen, mes 
nigftend meiner Auffalfung nah. Sie können daher, wenn, wir ans 
fangen, Depefchen amtlich zu veröffentlichen, e8 faſt immer als ein 
Symptom einer ziemlih ernften Situation anſehen, welche anfängte 
wijchen uns und den Regierungen, an welche die Depejche gerichtet it, 
id zu entwideln. (22. April 1869.) | ' I. 841. 

Wir verlangen von Ihnen Brot, und Sie geben uns Steine; 
Sie thun, als ob Sie die Sache weniger anginge als die Hegierung, als 
ob e3 ein Land der Abgeordneten gäbe und ein Land der Negierung, als 
ob dieje beiden nicht identifh wären und diejelben Bedürfniſſe hätten. 

Wenn ich mich darauf einlaffen wollte, davon zu veden, wie graujanı 
es wäre, dem armen Mann fein Pfeifhen Tabak oder den ftärkeuden 
Tranf zu verkümmern, und ich wäre mir dabei bemußt, daß ich immer 
noch das Kopfgeld und die Brotfteuer von ihm fordere, fo würde ich 
meinem inneren Menfchen gegenüber ehrlich genug jein, ihn zu fragen: 
was bezwedit Dir eigentlich mit diejer Heuchelei? 

Die gegebenen Grundlagen einer Steuer in dem heutigen 
civilijirten Staate find meines Erachtens diejenigen Genüjje, 
die mafjenhaft genug verbraucht werden, um einen finanziellen 
Ertrag zu geben. (21. Mai 1869.) I. 851. 


Gerade mie ein Dach vor dem Wetter fchlikt, ein Dei vor der 
Ueberſchwemmung, fo ſchützt auch unfere Armee unfere Productivität in 
ihrem ganzen Umfange. (22. Mat 1869.) L. 854. 


Ich glaube, daß wir nicht gut thun, das Element, welches der 
nationalen Entwidelung im Süden am günftigften ift, (da$ Großherzog— 
thum Baden) auszufcheiden, gewiſſermaßen den: Milchtopf abzu— 
ſahnen und das Uebrige ſauer werden. zu laſſen. (1870.) 

I. 885, 


Ih hatte zuerſt, als ich den Antrag las, das Gefühl, daß den 
Herren Antragftellern jo etwa zu Muthe war, wie Shafefpeare den Heiß- 
jporn Percy ſchildert, der, nachdem er ein halb. Dugend Schotten: um: 
gebradt hat, über das langweilige Leben klagt; ed: paffirt: eben. nichts, 
es muß. etwas, Leben hineingebradht ‚werden. : Gründung: ftaatlicher Ge— 
meinſchaften, großartige. Reformen, durchgreifende Geſetzgebungen, daß 
Alles erſchöpft den Thatendrang wicht: es muß etwas geſchehen! (1870.) 


Ihh fan: dreiſt behanpten: ‚tiber nicht: das Praſidium des’ Norb- 
deutjchen: Bundes im Süddeutſchland ein Stück Kaiferliher Gewalt, 
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wie. es im, Befise der deutfchen Kaifer ‚feit 500: Fahre nicht gemejen? 
Wo ift denn — ſeit der Zeit der erften Hohenftanfen ein unbeſtrittener 
Dberbefehl im Kriege, seine unbeftrittene Sicherheit !dev Gemeinfchaft, den⸗ 
jelben Feind und Denfelben:. Freund im Kriege: gu haben, in dentjchen: 
Landen vorhanden. geweſen, an deren. Spige: der deutſche Kaiſer geſtanden 
hätte? Der Name macht es mit! (1870.) u... nnsr, mr EsB8ßk: = 
Sp lange ich aber Bundeskanzler und auswärtiger Miniſter bin, 
ſo muß die Politik nach meiner Einſicht gemacht werden, und wenn Sie 
ihr Steine in den Weg legen, ihr Knüppel in die Räder ſchieben, 
fo hindern Sie diefe Politif, und die — — für dieſe Ver— 
hinderung, ja ſelbſt für die unzeitige Nöthigung, mi aussufpreihen, bie 
Berantwortlichfeit für die Folgen tragen Sie, die Antragftelfer und Redner, 
nicht ih. (1870.) | 0 0 ER, 
- Wenn Sie Alles beſſer wiſſen, mie ich, To ſetzen Sie fich hierher, 
und ic merde mich auf jene Stühle fegen, und will diejenige, Kritik üben, 
die, mir eine 2O jährige Erfahrung in deu Geſchäften deutſcher Politif an 
die. Hand geben wird; aber. ich verfichere Sie, mein Patriotismus 
wird mich ſchweigen lafjen, wenn ich fühle, dag Sprechen zur 
Unzeit ift. (24. Februar 1870.) ande. se 
Es iſt eine der Krankheiten unferer Zeit die Scheu vor. der Verant⸗ 
mortumg, auf ‚eigene ‚Weberzeugung: hin ein To desurtheil anszuſprechen, 
von Seiten der Gejchmorenen auf eigene: Ueberzeugung hin einen Wahr⸗ 
ſpruch zu geben, von dem fte.nac dem Gelege annehmen: können, daß: er 
die Tödtung des Berbrechers zur Folge bat; Dieſe Furcht: vor der 
Berantmwiortlichkeit ift eine Krankheit, die unfere ganze Zeit; dutchſetzt, 
es ift eine Krankheit, die bis in die, höchften — ‚ben. menfhläihen 
Hierarchie hinaufreicht. . Ich möchte an die Herren. Jurilten die Auf 
forderung richten: ‚fchreden Sie Angeficht3 der hohen Aufgabe, die Ihnen 
pon der Borjehung auferlegt ift, nicht vor Erfüllung derjelben in ihrem 
öchſten Stadium zurück und werfen Sie das Richtſchwert nicht, von ſich. 
% März 1870) 5 — has amt And: de Den 


er Ä 1870 — 1877. oil i 

Eine ſolche Anftrengung, mie die‘ Heutige, darf der deutfcheit Nation 
nicht dauernd von Neuem angefonher werden; und wir find“ daher ge⸗ 
zwungen, materielle Bürgſchaften für die: Sicherheit Deutſchlands 
gegen Frankreichs künftige Angriffe za eritreben,  Bürgichaften: zugleich: für 
ben seuropätichen Frieden; der ‚von Deutſchland —— wicht zu bes 
fürchten: hat. : (13: Septbt. 1870.) 1 11° zunınchut 19 draklunk2B. ı: 
Die Linmuthige Stimnie der deutſchen Regierungen nid des deutſchen 
Bolkes verlangt; daß Deultſchland gegen die Bedrohungen und Ber⸗ 
gewaltigungen, welche von allen franzöſiſchen Regiexumgen ſeit Jahrhunderten 
egen und kwurden/ durch Beffere Grenzen als bisher geſchutzt werde 
— ankreich im Beſitz von Straßburg und Metß bleibt, iſt 
feine Offenſide ſtrategiſch ſtärker als tinfere ————— ganzen 
Sudens und des linksrheiniſchen Rordens von: Deutfihlandı N Straßburg 
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iſt, im Beſitze Frankreichs, seine ſtets offene Ausfallpforte „gegen Sit» 
deutjchland. In deutſchem Beſitz gewinnen Straßburg und Dieg ‘dagegen 
einen defenfiwwen Charakter; ıwir-jind'im mehr als zwanzig Kriegen 
niemals die Angreifer gegen Frankreich gewesen; und wir haben 
von letzterem nichts zu begehren;, - als unſere von ihm fo oft gefährdete 
Sicherheit im eigenen Lande. (16. Septbr.'1870.)' ne LEN 

Straßburg iſt der Schlüffel zumi Haufe, ih muß ihn haben. 

Sch weiß ſehr wohl, daß fie (die Elfäffer) nichts von ums wiſſen 
wollen, — es wird eine große Paft für ung, jein, aber wir_fönnen nicht 
umbin, fie zu nehmen. (1876.) — — II. 134, 

Wir haben erreicht, was ſeit der Zeit unſerer Väter fir Deutſchlaud 
erſtrebt murde: die Einheit und deren organiſche Geſtaltung, die Sicherung 
unferer, Grenzen, die Unabhän igfeit unjerer nationalen Rechtsentwickelung. 

Das Bewußtſein ſeiner Einheit war in dem deutſchen Volke, wenn 
auch verhüllt, doch ſtets lebendig; es hat feine Hülle gejpreugt in ber 
ler , mit welcher die gefanumte Nation fi) zur Vertheidigung des 
bedrohten Vaterlandes erhob und in unvertilgbarer Schrift auf, den 
Schlachtfeldern Frankreichs ihren Willen verzeichnete, ein einiges Volk zu 
fein und‘ zu bleiben. N —— BER — 

Das: neuer Deutſchland, wie e3 aus der Feuerprobe des gegenmättigen 
Krieges hervorgegangen- iſt, wird ein zuverläffiger Bürge des europäifchen 
Friedens ſein, weil es ſtark und felbftbemußt‘ genug iſt, um ſich die 
Ordnung ſeiner eigenen Angelegenheiten als ſein ausſchließliches, “aber 
auch ausreichendes und zufriedenſtellendes Erbtheil zu‘ bewahren. 
(21. Wärzı1872.)1, ia ad Man. ie om rt JE: 296. 

Thatfache ift, daR die Abneigung der Elfaß-Lothringer (mit 
Deutſchland verbunden zu merden) vorhanden mar und daß es unſere 
Pflicht ift, fie mit Geduld zn überwinden. Wir haben meines Erachtens 
viele Mittel dazu; mir Deutſchen haben im Ganzen bie Gewohnheit, 
wohlwollender, mitunter etwas ungeſchickter, aber auf die Dauer 
fommt es doch heraus, mwohlmollender und menschlicher zu regieren, ala 
e3 die franzöfiichen StaatSmänner thun; es ift daß ein nn des deut⸗ 
chend Weſens, der in dem deutſchen Herzen der Elfaffer bald anheimeln 
nnd erkennbar werden wird. Wir find außerdem im Stande, den Be— 
wohnern einen viel höheren Grad don fonimunaler und individueller 
Freiheit zu bewilligen, als die franzöjifchen Einrichtungen und Tradi— 
tionen dies je, vermochten. (2. Mai 1871.) 411. 3 

Ich halte es fr leichter, daß die Elſaſſer ſich mit: dem Namen der 
„Deutſchen“ befreunden, als mit dem Namen der „Preußen.““ 

Die Elſaſſer haben: ſich im ihrer Zweihundertjährigen Zugehörigleit 
u Franlkreich ein tüchtiges Stück Partikulatismus nachguter 
ze Art erhalten, und das it der Baugrund, anf dem, wir meines 
Erachiens mit dem Fundamente zu beginnen, haben werden; dieſen Pars 
tilularismus zunächſt zu fäxten, iſt im Widerſpruch zu, den —5— — 
die uns in ‚ähnlicher Weiſe im. Noxden Deu lan „pongelegen ‚haben, 
jest unſer Beruf. Je mehr ſich die Bewohner. des Eiſaß ala Elſaſſer 
fühlen werden; umjomehe, werden fi das „Sranzojenthumabthun.. > ...;, 
ch Fühler michtberufen, ihr Advofkat in denm neuen .Stauts» 
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weſen, dem: fie beitpeten, foweit es mir ‚gegeben if, au fein. - Ag 
1871.) ; 335. 


In anderthalb gabren läßt fi viel Böfes thun, aber * Ihr viel 
Gutes Schaffen. (1871.) 


Ich möchte die Herren bitten, einer Reizbarkeit umter — — 
zu gute zu halten, ohne die ich andererfeits nicht im Stande wäre, Ihnen 
und dem Lande Dienſte zu leiſten. Das Recht, etwas müde zu ſein, 
wird mir auch der. Herr Vorredner nicht beſtreiten (18714.) :II. 343. 


Wenn ein Monarch, an Fahren und an Ehren rei, mit diefer 
Eutjchloffenheit feine nah irdiſchem Maßſtab kurz bemeſſene Kraft, feine 
befriedigt ruhimvolle: Exiſtenz einſetzte für fein:Bolf, wenn er in - feinem 
hohen Alter einen Kampf durchkämpfte, der ganz anders ablaufen konnte, 
wenn. er dann zurüdfehrt und fih fragt: Wem verdanfe ih, daß ich 
fiegreid) ——— daß unſer Volk geſchützt iſt vor den Leiden und 
Drangſalen des Krieges, vor dem Druck des Eroberers, und daß darüber 
hinaus Gott ſeinen Segen gegeben hat, das deutfche Volk in dieſem 
Kriege, wo man es böſe mit uns vorhatte, zu einigen und ihm feinen 
Kaiſer wiederzugeben, und dieſer erſte Deutfche Kaifer kehrt zurüd mach 
einem langen interregnam, im Beſitz der größten Vollgewalt und Macht, 
die in dieſem Augenblide in Europa, und fragt fih: durch welche Werk— 
—F bat Gott mir das geſchenkt, habe ich dies erreicht, wem bin ich 

ank fchuldig? Dann fält fein Blick zuerft auf fein Heer und auf die 
Intelligenz der Führer, und e8 muß ihn ein Herzensbedürfniß ſein, hier 
zu lohnen, mo er fan. 

Tapferkeit läßt fich im Einzelnen nicht belohnen, fie iſt, Gott ſei 
Dank, ein Gemeingut der deutſchen Soldaten, jo. daß man, wolle man 
belohnen, jeden Einzelnen, zu belohnen hätte. Aber-die Tapferkeit allein 
reicht nicht hin, Muth haben auch die Franzoſen bewiefen, mit Tapferkeit 
haben ſich auch die franzöſiſchen Soldaten gefchlagen; was ihnen fehlte, 
waren die Führer, die Pflichttreue, die Einficht der Führer, die entſchloſſene 
Leitung eines Kaiſerlichen onardhen und Feldherrn, der in voller Ver— 
antwortlichkeit um Krone und Reich an der Spitze ftand, — dieſe Führung 
zu belohnen, muß ein Herzensbedürfniß des Kaiſers ſein. (14. a 1871.) 

. 355 


Für Preußen giebt es verfaſſungsmaßig wie politiſch nur einen 
Standpunkt, den der vollen Freiheit der Kirche in kirchlichen Dingen 
und der entſchiedenen Abwehr jedes Uebergriffs auf F — 
Gebiet. (26. Mai 1869.) L 3271. 


Wir haben ohne Zweifel in der parlamentarijchen en. eine 
durchſchlagende Wafle gegen jeden ungexechten Uebergriff der geiſtlichen 
Gewalt. Aber beſſer iſt es gewiß, wenn wir nicht gezwungen werden, 
por, derſelben Gebrauch zu machen, und ich halte es daher für eine 
Wohlthat, die den geiftlihen wie den weltlihen Obrigfeiten 
erwiejen wird, wenn der Conflict zwiſchen beiden J pers 
hüten läßt. a. Auguft 1869.) . 872. 


Wir fünnen nur wünjchen, daß der Organismus en a 
ſchen Kirche, auf deſſen Grunde ſich bisher gebeihliche Beziehungen 
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zwifchen Staat und Kirche gebildet‘ Haben, nicht geftört oder unterbrochen 
werde. Tief eingreifende Aenderungen in dem Organismus der fathofijchen 
Kirche, wie fie durch die -abfolutiftifchen Tendenzen der @urialpartei an- 
geftrebt werden, würden auch nicht ohne Einfluß auf- die Beziehungen der 
Kirche. zum Staat. und damit auf * eigene Stellung der Regierung 
gegenüber. bleiben. (3. Januar 1870.) II. 378. 


Ih habe es von Haufe aus als eine der ungeheuerlichften Erjchei- 
nungen auf politifchene Gebiete betrachtet, daß ſich eine fonfeffionelle 
Fraktion in einer politifhen Verſammlung bildete, j 


Ich habe, als ic aus Frankreich zurückkam, die Bildung diejer Frak⸗ 
tion nicht anders betrachten fünnen als im Lichte einer Mobilmahung 
der Partei gegen den Staat. II. 462. 


Sch habe die Einrihtung eines Nuntius immer für weſentlich nüß- 
licher und zmwedmäßiger gehalten, als die Fatholifche Abtheilung. Ich habe 
indefjen nicht gemagt, ihr Folge zu geben, da ich fowohl au höheren 
Stellen, als auch in der öffentlihen Meinung eine ftarfe Abneigung da— 
gegen vorfand. Ob wir ſchließlich nicht doch auf diefen Ausweg kommen, 
überlaffe ich der geſchichtlichen Entwidlung, fobald fie Triedlidhe 
Wege gefunden haben wird. 

Konzejfionen in der jegigen Yage zu machen, ift mir wie die alte 
Fabel von dem Wanderer, feinem Mantel und der Sonne und dem Winde 
vorgefommen. Der Wind fonnte ihn nicht nehmen, die Eonne gewann 
es ıhm ab, und mit der Sonne würden die Herren auch weiter 
gefommen jein, 


Es ift der ernfte Wille der Regierung, daß jede Konfeffion, und 
vor allen Dingen diefe jo angefehene und durch ihre Volkszahl große ka— 
tholifche, innerhalb dieſes Staates ſich mit aller Freiheit bewegen fol. 
Daß fie außerhalb des Gebietes eine Herrfchaft übe, das fünnen wir 
in der That nicht zugeben, und ich glaube, der Streit liegt mehr auf 
dem Gebiete der — für die hierarchiſchen Beſtrebungen, 
als auf dem Gebiete der Vertheidigung. 


Jedes Dogma, auch das von uns nicht geglaubte, welches ſo und 
ſo viele Millionen theilen, muß für ihre Mitbürger und für die Regie— 
rung Da heilig fein. Aber wir können den dauernden Anſpruch 
anf eine Ausübung eined Theile der Staatsgemwalt den geiftlichen 
Behörden nicht einräumen, und fomweit fie diefelbe befigen, fehen mir im 
Intereſſe des Friedens uns genöthigt, fie einzufchränfen, damit wir neben- 
einander Platz haben, damit wir in Ruhe mit einander leben fönnen. 
(30. Januar 1872.) Ä II. 465. 


Ich glaube, meine Herren vom Centrum, Sie werden zum Frieden 
mit dem Staate leiter gelangen, wenn Sie fi der welfiſchen Füh— 
rung entziehen. II. 473. 

Nur in Deutfchland ganz allein, da ift die eigenthümliche Erſchei— 
nung, daß die Beijtlifeit einen mehr internationalen Cha- 
rafter bat. Ihr liegt die Fatholifche Kirche, auch wenn fie der Ente 
wickelung Deutjchlands ſich auf der Bafis fremder Nationalität entgegen- 
ftellt, näher am Herzen als die Entwideling des Deutjchen Reiches. — 


878 


Der Herr Vorredner hat an Reden erinnert, die ich vor 23 Jahren, 
im Jahre, 1849, gehalten habe. Ich könnte dieſe Bezugnahme: einfach; mit 
der Bemerkung: abfertigen, daß ich in 28: Jahren, namentlich, wenn es 
die beſten Mannesjahre ſind, etwas zuzulernen pflege, und daß ich 
überhaupt, ich wenigſtens, nicht unfehlbar bin. (Ja ir] 

Aber ich will weiter gehen. Was in jenen meinem Aeußerungen an 
lebendigem Belemtnig, an Bekenntniß zu dem lebendigen, hrift» 
lihen Glauben liegt, dazu befenne ich mich noch heute ganz offen. umd 
ſcheue diefes Bekenutniß weder vor der Deffentfichkeit noch in meinem 
Hauje an irgend einem Tage; aber gerade diejer mein lebendiger, evan⸗ 
geliſcher, chrijtlicher Glaube legt mir die Verpflichtung auf, für das. Yand, 
wo ich geboren bin umd zu defjen Dienft mich Gott gejchaffen hat, und 
mo ein Hohes Amıt mir übertragen worden it, dieſes Amt nad allen 
Seiten hin zu wahren;. und wenn die Fundamente ded Staates 
von den Barrifaden und der republikaniſchen Seite angegriffen merden, 
jo habe ich es für meine Pflicht gehalten, auf der Brefche zu ftehen, und 
werden fie von Seiten angegriffen, die eher berufen waren und noch immer 
find, die Yundamente des Staates zu befeftigen und nicht zu erjchüttern, 
jo werden Gie mich: audh da zu jeder Zeit auf der Brejde 
finden. Das gebietet mir das Chriftenthbum und mein Glaube! (Fe: 
bruar 1872.) II. 476. 


Kerne Regierung hat je ein Intereſſe, mit einer fonfervativen Partei 
zu brechen, aber die Bartei beforgt das mitunter felbft. (6. März 1872.) 
11.477. 


Ih halte es nad den neuerdings ausgeſprochenen und öffentlich 
promulgirten Dogmen der Fatholifchen Kirche it für möglich, für eine 
weltliche Macht zu einem Konfordat zu gelangen, ohne daß dieſe welt- 
liche Macht bis zu einem Grade und im einer Weife effacirt würde, die 
das deutjche Heid menigfteng nicht annehmen fann. 

Seien Sie außer Sorge, nad Kanoſſa gehen wir nidt, 
weder förperlih, noch geiftig. 

Die Regierung jchuldet unjeren fatholifhen Mitbürgern, daß fie 
nicht milde werde, die Wege aufzufuchen, auf denen die Regelung der 
Grenze zwijchen der geiftlihen und der meltlihen Gewalt, der wir im 
Interejfe unſeres inneren Friedens abjolut bedürfen, in der fchonendften 
= fonfejjionel am wenigſten verftinnmenden Werfe gefunden werden 

nme. — — 


Das Tann ich verſichern, daß wir gegenüber den Anſprüchen, welche 
einzelnen Unterthanen Sr. Majeftät des Königs von Preußen geiftlichen 
Standes ſtellen, daß es Landesgeſetze geben fönne, die für fie nicht ver- 
bindlich jeien, daß wir folhen Anjprüchen gegenüber die volle einheit- 
liche Souveränetät mit allen ung zu Gebote ftehenden Mitteln auf- 
recht erhalten werden und in diejer Richtung auch der vollen Unterftügung 
der großen Majorität beider Konfeffionen ficher find. | 

Die Souveränetät kann nur eime eimheitlihe fein und 
muß es bleiben: die Souveränetät der Gefeggebung! und 
wer die Gejege feines Landes als für ihm nicht verbindfid 
darſtellt, ftellt fi außerhalb der Geſetze und fagt fid los 
von dem Gefeg. (14. Mai 1872.) 1.-485. 
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Unfere Aufgabe iſt e8 gewiß: nicht, Frankreich; durch Ronfolidirung 
feiner. inneren Berhältniffe und durch Herftellung einer geordneten 
Monarchie mächtig und bündnipjähig für unfere bisherigen Freunde 
u machen: 

s Ih bin überzeugt, daß kein Franzofe jemals auf den Gedanken 
fommen würde, und' wieder zu den Wohlthaten einer Monarchie zu ver: 
helfen, wenn Gott über und das Elend einer republikaniſchen Anarchie 
verhängt. hätte. Die rn derartiger wohlmwollender Theilnahme 
für die Gejchide feindlicher Nachbarländer iſt eine weſentlich deutjche 
Eigenthümlichkeit. 

Unſer Bedürfniß ift, von Frankreich in Ruhe gelaffen zu werden und 
zu verhüten, daß Franfreih, wenn e8 uns den Frieden nicht halten will, 
Bundeögenofjen finde. So lange es ſolche nicht hat, iſt uns Frankreich 
nicht gefährlich; und jo lange die großen Monardien Europas zufammen- 
halten, ift ihnen feine Republif gefährlich... (20. Dzbr. 1872.) - II. 525. 





E3. handelt ſich nicht um den Kampf, wie unferen katholiſchen Mit— 
bürgern eingeredet wird, einer evangeliichen Dynaftie gegen die latholiſche 
Kirche, es handelt ſich nicht um den Kampf zwijchen Slauben und Uns 
glauben; es handelt fih um den uralten Machtftreit, der jo alt ift 
wie das Menjchengefchleht, um den Machtſtreit zwifchen Yale 
und Prieſterthum, den Machtitreit, der viel älter ift als die Erſchei— 
nung unferes Erlöjers in diefer Welt. 

Diefer Machtſtreit unterliegt denjelben Bedingungen wie jeder andere 
politifhe Kampf, und es ift eine Berjchiebung der Frage, die auf den 
Eindrud auf urtheilslofe Yeute berechnet ift, wenn man fie darftellt, als 
ob e3 fih um Bedrüdung der Kirche handelte. Es handelt fih um Ber- 
theidigung des Staates, ed handelt fih um die Abgrenzung, wie 
weit die Vriefterberrfcaft und wie weit die Königsherrſchaft 
gehen foll, und diefe Abgrenzung muß jo gefunden werden, daß der 
Staat jeinerfeit8 dabei beftehen kann. Denn in dem Reiche diefer 
Welt hat er das Regiment und den Bortritt. (10. März 0 

U. 566. 


Ich verweiſe daranf, daß die Regierung und Ge. Majeftät der König 
mit ihr die Ueberzeugung haben, daß der Staat in feinen Yundamenten 
bedroht und gefährdet ıft von zwei Parteien, die beide das Gemein- 
ſame haben, daß jie ihre Gegnerjchaft gegen die nationale Entwidelung 
in internationaler Weife bethätigen, daß fie Nation und nationale Staaten: 
bildung befämpfen. Gegen diefe beiden Parteien müfjen meines Erachtens 
alle diejenigen, denen die Kräftigung des ftaatlichen Elements, die Wehr: 
baftigfeit des Staats, gegen die, die ihn angreifen und bedrohen, zu— 
jammenftehen. 

Ich habe mich ng von der fonjernativen Partei losgerifien — 
— das Kleinere reißt fih) von dem Größern los, das Bewegliche von der 
Baſis, ein angewahjenes Scaalthier von dem Schiff. (24. — 1873.) 

| « 577. 


Zweifeln Sie an unferem Geſchick, aber an unferer Hingebung, an 
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unferem guten Willen zweifeln fie nicht; an unferem Muth und an dem 
feften Entſchluß, allen Gegnern des Reich eime feſte Stirn zu zeigen, 
daran zweifeln Eie nit! (16. Mai 1873.) II. 59%. 


Der Herr Abgeordnete Laster hat im einer rein fachlichen Debatte 
eine zwiejpältige Stellung, eine Unterfcheidung zwiſchen Regierung und 
Bolf, zwiihen Negierungsredten und Bolfsrechten hervorgehoben. 
Es war ein Anklang an vergangene Zeiten darin. ch fehe nicht ein, 
warum die einen Geſetze gerade das Verdienft haben follen, Vollsrechte 
zu betreffen, und die anderen nicht. Ich bleibe dabei, wir find Alle Bolf, 
und die Regierungen mit, und ich brauche mir nicht gefallen zu laſſen, 
daß zu meinem Nachtheil aus dem Volle in jeiner Dafte die Regierungen 
ausgejchieden werden. Der Herr Vorredner hat gefagt: nachdem ſo viele 
Finanzgefege berathen find — alfo nachdem wir der Regierung fo viele 
Summen bemilligt haben — hätten wir uns wohl aud mit den Volks— 
rechten befchäftigen können. Wie? Sind denn die Sinanzgefete feine 
Bolksgefege? Ja, wenn fie e8 nicht wären, fo hätten Sie Unrecht ge— 
than, diefelben zu bemilligen! Iſt die Bertheidigung des deutjchen Bodens 
fein Volksrecht? Iſt die Herftellung und Sicherung von Feftungen gegen 
feindlichen Ueberfall des Yandes kein Vollsreht? it das Budgetrecdht, 
das geordnete finanzielle Zuftände im Deutſchen Reiche herbeiführen fol, 
fein Volksrecht? (16. Juni 1873.) Il. 595. 


Ich habe niemals irgend Jemandem die Abtretung auch nur eineß 
Dorfes oder eines Kleefeldes zugefichert oder in Ausficht geftellt. Alles, 
was darüber cirfulirt und behauptet wird, erkläre ich in ſeinem ganzen 
Umfange für eine dreifte, tendenziöje Yüge, die zur Anfhwärzung meiner 
Perjon erfunden worden ift. (16. Januar 1874.) II. 635. 


In meinem ganzen politijchen Leben it mir die Ehre zu Theil ge— 
worden, jehr viele Feinde zu haben. Gehen Sie von der Garonne bis 
zur Weichfel, von dem Belt bis zur Tiber, fuhen Sie an den heimiſchen 
Strömen, der Dder und des Rheins umher, jo werden Sie finden, daß 
ih in dieſem Augenblide wohl die am ftärkften und — ich behaupte 
ſtolz! — die am beften gehaßte Berfönlichfeit in dieſem Yande 
bin. (16. Januar 1874.) II. 639. 


Ich treibe feine Fraktionspolitit als Minifter, fondern ich habe ge= 
lernt, meine perfönliche Ueberzeugung den Bedürfniſſen ded Staats ınter- 
zuordnen. ch. glaube, daß es fo fein muß, umd ich halte e8 für eine 
ſchlechte Ueberzeugungstreue, die im Staat3dienfte jagt: mag das Kind 
mit dem Bade ausgefchüttet werden, mag der Staat zu Grunde geben, 
e8 ift meine Ueberzeugung, ich kann nicht anderd, Es erinnert mich dies 
immer an die falfche Mutter im Salomon’fchen Urtheil, die dafür ſtimmte: 
erjchneidet das Kind, zertrümmert den Staat, gut, mir fol es recht 
fein, wenn ich nur meinen Willen habe, 

Wenn der Herr Torredner dann an den prägnanten Echluffag einer 
alten Rede erinnert (vgl. I. 30) — ich habe fie lange nicht gelejen; aber 
al3 fie vorhin verlefen wurde, habe ich fie wirklich mit einiger Befriedi— 
gung angehört; ich glaube, fie war oratorifch nicht übel, aber welches 
auch der Inhalt fein mag, jo kann ih doch unmöglih, wenn id 
als evangelifher Ehrift von „der Kirche“ ſprach, im Jahre 
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1849 die kathobliſche Kirche nach den, heutigen vatikaniſchen 
Beftimmungen als dem Fels betrachtet haben, den ich ‚Dort 
als unter allen Stürmen feftftehend bezeichnete, Jedenfalls 
wird man annehmen müfjen, da ich meine evangeliſche Ueberzeugung 
immer feft, durchſichtig und offen ausgefprochen habe, daß id; damals nur 
an die evangelifche Kirche Habe derifen Fünnen, ‚keineswegs an die römifch- 
fatholifche, noch weniger an die — vatifanifche, wie fie ſich "heute ge- 
ftaltet bat. | A | —* 
Meine perſönliche Stellung zu, der, heutigen: Page ‚der. Frage der 
Einilehe iſt die, daß ich mich allerdings nicht bereitwillig, ſondern „un- 
gern und nah. großem Kampfe entjchloften habe, in Gemeinſchaft „mit 
meinen Kollegen ‚bei Sr. Majeftät ‚den, Antrag auf Vollziehung dieſer 
Vorlage zu ftellen und mich, entichloffen habe, mit ihuen dafür, einzuftehen. 
IH —6 nicht Dogmalik zu treiben, ich, habe Politik zu 
treiben, Aus dem Gejichtöpunfte der Politil habe ich mich. überzeugt, 
daß. der Staat in der vage, in, welche das revolutionäre Verhalten, der 
latholiſchen Biichöfe den Stant gebracht hat, durch das Gebot der Noth- 
mehr gegpangen it, das. Geſetz * exlaſſen, um die Schäden von 
einem Theil der Unterthanen Sr. Majeftät abzumenden, melde 
die Auflehnung ‚der Biſchöfe gegenüber dem Gefege umd dem Staate über 
dieſen Theil der Königlichen Unterthanen verhängt hat, und um non feiner 
Seite, foviel an ihm liegt und foviel der Staat vermag, feine Pflicht zu 
thun. (17,5 Dezember: 1878.) 0 umdıoum?, drhpnı Blonsım send 651. 
Im Neichsintereffe Haben mir diefe , Länder rd in 
einem guten Kriege, in einem Bertheidigungsfriege, wo wir und unſerer 
Haut zu ——— erobert; nicht für Elfag-Lothringen haben 
umfere Krieger ihr Blut vergoffen, fondern für vas Deutfe Reich, 
für feine Ein heit, für den Schutz ſeiner Grenzen: Wir haben 
die Länder an uns genommen, damit die Franzoſen bei ihrem, nächſten 
Angriff, den Gott lange hinausſchieben möge, den fie aber doch planen, 
die Spitze Eh ver jr une nicht zu ihrem Ausgangspunkt, fondern 
damit wir ein- Glacis haben, auf den wir uns wehren können, bevor 
ſie an den Rhein kommen. (30, November 1874.) t I 709; 


Sie künnen die Verantwortlichkeit mur bei einem Individuum 
fuchen, niemals meines "Erachtens bei einem Kollegium, wo Jeder berech⸗ 
tigt iſt, ſich damit zu entſchuldigen, er hätte wohl gewollt, aber die An- 
deren nicht, und wo Keiner weiß, wer der Andere und wer der Eine ift. 
(1. Degeinberi 1874.) un natcn NT. SE 

Friedfertiger wie der Herr Vorredner (Abg. Jörg) bin ich jedenfalls, 
ba braucht man nur feine letzte Rede zu feinen, und ‚wenn er mir als 
kriegeriſch vormirft, ich hätte irgend einmal von einem Strahl Falten 
Waſfers zur Beruhigung aufgeregter Gemüther geſprochen, jo kann ic 
mich nur darauf berufen, daß kaltes Wafjer ein eminent friedfer- 
tiges, abfirhlendes Element ift. Ich würde dem Herrn Vorredner 
rathen, recht viel Gebrauch davon zu mache. — 

Am allermeiſten achten wir die Meinung; der uns ſeit einem Jahr⸗ 
—* amd noch heute am intimſten unter den Mächten ums. befreun- 

eten, der; ruſſiſchen Macht, und. wenn der Herr Vorredner geglaubt hat, 
Fürft Bismarck. I, 56 
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nit feinen Heinen Pfeilen, dahin jchießend, eine Feine Verſtimmung zu 
machen, jo erregt das nur unfere Heiterkeit. Unfere Beziehungen 
dort ftehen Gott fei Dank feft und thurmhoch über der Tragweite 
von dergleichen Heinen Berfuchen. (4, Dezember 1874.) IL 721. 


Mögen Sie fih losſagen von diefem Mörder, wie Sie 
wollen, er hängt ſich an Ähre Rockſchöße feſt. Er nennt Sie 
feine Fraktion. Er hat gefagt: Sie haben meine Fraftion beleidigt! Ich 
fagte: Welches ift Ihre Fraktion? Darauf hat er mir vor Zeugen gejagt: 
Die Eentrumsfraltion im Reichſtage! Ja, meine Herren, verftogen Sie 
den Mann wie Sie wollen! Er hängt fi) doh an Ihre Rochkſchöße! 
(4. Dezember 1874.) II. 723. 


Ih glaube meinem Gott zu dienen, wenn ich meinem Könige diene 
im Schuge des Gemeinweſens, dejien Monarch er von Gottes Gnaden 
ift, und in welchem die Befreiung von fremden Geiftesdruf und die Un 
abhängigfeit ſeines Volkes gegen römifhen Drud zu ſchützen feine ihm 
von Gott auferlegte Pflicht ift, in der ich dem König diene. II. 749. 


Wir thun einfach unfere Pflicht, indem wir die Unabhängigfeit des 
Staate8 und der Nationen gegen diefe äußeren Einwirkungen jchügen, 
indem wir die Geiftesfreiheit der deutjchen Nation gegen die Ränke des 
römischen Jefuiten- Ordens und des Papftes vertreten; das thun mir mit 
Gott für König und Vaterland. (16. März 1875.) U. 750, 


Der Kampf mit der katholiſchen fonfervativen Partei, auch felbit mit 
der Fatholifchen Revolution wäre nicht jo heftig geworden, wie er ge— 
worden it, — wenn mir damals die Evangelifchlonjerativen im Sinne 
des proteftantifchen Evangeliums treu zur Seite geftanden hätten. — — 
Diejes Bekenntniß zum Evangelium hat uns gefehlt. Ich danke dem Herrn 
Borredner (vd. Malgahn), daß er dem Ausdrud gegeben hat, und er 
bat mir herzliche Freude damit gemacht. 

Es ift das eine Brüde für mid, um alte Beziehungen, die nicht 
ohne jchwere Verlegung für mich haben zerrifjen werden müſſen, wieder 
anzufnüpfen. (15. April 1875.) I. 757. 


Wir, die Regierung, können den Frieden nicht fuchen, fo lange unfere 
Gejeggebung nicht von den Fehlftellen gereinigt ift, mit denen fie feit 
1840 in einem übel angebradten Bertrauen auf Billigfeitsgefühl der 
anderen Seite, auf Patriotismus bei denjenigen, die man mit der Aus— 
führung betraute, ftellenweife unmirkjam gemacht worden ijt, Diejes Ber- 
trauen hat gewifjermaßen Breſche in die für den allgemeinen Frieden 
des Staat3 nothwendigen Beftimmungen gelegt. Diefe Breſche muß über- 
hüttet werden, fie muß ausgefüllt werden; jobald das geſchehen ift, 
werde ich fein eifrigeres Bemühen haben, ala den Frieden, 
jelbft mit dem Centrum, namentlich aber mit dem fehr viel mäßiger ge— 
finnten römifchen Stuhle zu fuchen, und ich hoffe, ihn dann auch mit 
Gottes Hülfe zu finden, und ich werde dann, fo lange mir das Leben 
gegeben it, dazu beitragen, den Kampf, den aggreifiv zu führen mir eine 
Weile genöthigt geweſen find, demnächſt nur defenfiv fortzufegen und die 
Agreſſion mehr der Schulbildung als der Politik zu überlafjen. 

Nahdem auf diefe Weife der Gefeggebung die Bahn frei 
gemacht ijt, hoffe ih, meine Herren, auf diefem Wege mit 
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Gottes Hülfe diefen Frieden zu finden, denjelben Frieden, 
unter dem unfere Bäter Jahrhunderte lang im einem ftarfen 
Staate und geftügt in dieſem ftarfen Staate durch unfere 
a mit eimander in konfeſſioneller Einigfeit gelebt 
aben. | 

Wie und die Geſchichte Eriegerifche Päpfte und friedliche, 
fechtende und geiftliche zeigt, fo hoffe ich, wird doc) auch wieder einmal 
die Reihe an einen Elehlisbeuurn Papft kommen, der nicht lediglich 
das Product der Wahl des italienischen Klerus zur Weltherrichaft ers 
heben will, fondern der bereit ift, auch andere Leute leben zu lafjen nad 
ihrer Art, und mit dem fi Friede ſchließen laffen wird; — darauf ift 
meine Hoffnung gerichtet und dann hoffe ich wiederum einen Antonelli 
in finden, der einfichtspoll genug ift, um dem Frieden mit der meltlichen 
Macht entgegen zu kommen. (16. April 1875.) I. 761. 


Das Ideal, nach dem ich ftrebe, tft, möglichft ausschließlich durch 
indirefte Steuern den Staatöbedarf aufzubringen. (1875.) 
II. 789. 


Ich bin der Meinung, daß wir in unferen Zöllen und freimachen 
von diefer zu großen Mafje von zollpflihtigen Gegenftänden, daß wir 
und auf das Gebiet eines reinen einfadhen Finanzzolifufiems 
urüdziehen und alle diejenigen Artikel, die nicht wirklich Finanzartikel 
And, d. h. nicht Hinreichenden Ertrag geben, über Bord werfen, — die 
zehn oder fünfzehn Artifel, die die größte Einnahme gewähren, fo viel 
abgeben lafjen, wie wir überhaupt aus den Zollquellen für unfere Finanzen 
nehmen wollen. Als ſolche Gegenftände der Berzollung und zugleich einer 
entfprechenden Beftenerung im Inlande fehe ich im Ganzen an diejenigen 
Berzehrungsgegenftände, deren man fi, ohne das Leben zu jchädigen, in 
ewiffem Maße menigftens, zu enthalten vermag, wo man in gewiſſem 

aße den Negulator feiner eigenen Beiträge zum öffentlichen Steuer- 
fädel in der Hand hat. (22. Novbr. 1875.) IL 790. 


Meine Hoffnung fnüpfe ih an den Plan, daß wir Steuern in einer 
Weife fombiniren, die auf der einen Seite Erleichterung, auf der 
anderen Seite neue Einnahmequellen fchafft, — ohne das Be- 
ftreben, größere Einnahmen zu haben, als der Bedarf ift. Ich kann mit 
beftem Gemifien erklären, bar ich feinen Ueberſchuß erftrebe, jondern nur 
die Dedung defjen, was uns fehlt, die Verringerung der Matrikularum— 
lagen; wenn e3 fein kann, gänzliche Abſchaffung derfelben; denn ich glaube 
nicht, daß Sie blo8 um der parlamentarifchen Machtfrage willen unbe» 
queme Steuern behalten wollen. 

Die parlamentarifhe Macht bleibt einer verfaffungstreuen Res 
gierung gegenüber durch das Ausgabenbemilligungsredt gefichert, 
und einer der Berfaffung nicht treuen Regierung gegenüber find ebenſo— 
wenig Bürgfchaften zu finden, wie einer parlamentarifchen Kammer ge= 

enüber, die in ihren Beſchlüſſen fih an den Yortbeftand des Reichs oder 
taats nicht weiter kehren mollte, fondern daraufhin bejchließen, bis er 
eben zu Grunde ginge. Auf beiden Seiten muß man dod) eine ehrliche, 
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vernünftige, gefegliche und verfafjungstreue Gefinnung und Abficht vor- 
ausſetzen, font fommt man ja überhaupt aus den Hemmniſſen, aus dem 
egenfeitigen Mißtrauen, aus einem gemiffen gegenfeitigen Berſchanzungs— 
ampfe und Ringen nad Macht im Innern gar nicht os und kommt 
über diefe Streitigfeiten eben nicht dazu, zu erwägen, wie fügt der ſchwere 
Steuerrod dem Volle am bequemften, oder‘ vielmehr, wie läßt er fid 
am bequemften tragen. 

Es ift ja die Frage aufgeworfen worden, ob es zwedmäßig gemeien 
wäre, eine einzelne Steuer, alfo namentlich eine Steuer auf Tabal, 
Ihnen jegt zu bringen, eine Tabaksſteuer von vielleiht 22 Millionen 
vorzulegen? Die Sade hat ihr Für und Wider gehabt. Ich räume 
offen ein, daß ich mich damider erklärt habe und lieber die Unannehnt- 
lichkeit zu hoher Matrifularumlagen ein Jahr hindurch, ein Budget hin— 
durch, einmal tragen will, ald die Steuerreform dadurch ſchädigen, 
daß man einen. der beten und wefentlihften Artikel, von 
dejfen Shwimmfraft ih erwarte, daß er andere vielleidht 
mittragen werde, vorwegnehme, für den ein Provijorium einführe, 
was ung nachher abhalten würde, eine gründliche Reform, von deren 
Nothwendigkeit ich fo überzeugt bin, wie irgend einer von Ihnen, vor- 

unehmen, uns die Möglichkeit, der näher zu treten, zu erjchweren. 
do. März 1876.) II. 842, 


Wir haben das Bedürfnig, die Anregung zur Strafgejegreform 
zu geben, um uns vor jeder DVerantwortlichkeit für die Fortdauer der 
Sractbeite des jegigen Zuftandes frei zu machen, und diefe Verantwor- 
tung dem Reichstage, infomeit er ung nicht beiftimmt, zuzuſchreiben. Es 
wird dann Sache Ihrer Stellung zu Ihren Wählern fein, ob Sie fid 
gegenfeitig darüber verftändigen, dab Sie in Ihrem Widerftande beharren, 
oder inmiemweit Sie Ihre Stellung modifiziren wollen. Sie werden viel- 
leicht noch in der zweiten Legislaturperiode naher in Ihren Wahlreden 
Erörterungen haben, bei denen ja von allen Seiten nur das Wohl des 
Ganzen, namentlih die Rehtsficherheit, der innere Friede im 

anzen Reiche bezwedt und erzielt wird; es werden, wie gefagt, noch in 
hren Enfeln, wenn ich eine Pegislaturperiode als eine netten be= 
traten darf, uns diefelben Fragen bejchäftigen, wie fie uns ja vor 
4 Jahren, vor 6 Jahren auch ſchon befchäftigt Haben, und es das viel- 
leiht einer von den Würmern, die nicht fterben. (3. Dezember 
1875.) II. 793. 


Die fozialiftifh-demofratifhen Umtriebe haben mejentlich 
mit dazu beigetragen, den gejchäftlichen Drud, unter dem wir und be= 
finden, zu ſchaffen; fie haben ganz gewiß die deutfche Arbeit vertheuert 
und vermindert. Wir find zurüdgelommen in der Arbeit und dadurd) 
haben wir aufgehört, fonfurrenzfähig zu fein. (9. Februar 1876.) 

II. 805. 


Es überrafcht mich, foviel Schwierigkeiten gerade von Seiten des 
Abg. Birhom zu hören. Ich hatte geglaubt, er würde mit einer ge- 
-witfen Ka Bergeffenheit über Dinge, die zehn Jahre rüd- 
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wärt3 liegen, hinweggehen. Wenn e8 nad dem Abg. Birhom damals 
gegangen wäre, wäre weder von einer ausgequetichten, noch vollen Ci— 
trone die Rede, jondern Yauenburg würde fi im Befig des Herzogs von 
Auguftenburg und unter dem Schuß des Frankfurter Bundestags befinden, 
der nad der Politif des Herrn Abg. Virchow, die er damals vertreten 
bat, noch jeßt die herrichende Potenz in Deutfchland fein würde. (3. April 
1876.) . II. 812. 


Wir haben nichts zu erobern, nichts zu gewinnen, wir-find zufrieden 
mit dem, was wir haben, und es ift Berleumdung, wenn man uns its 
end einer Eroberungsfucht, irgend einer Ausdehnungsſucht bejchuldigte, 
0. Februar 1876.) II. 803, 
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Bodum-Dolffs, v., Konflikt mit I 132. 

Bombardement von Paris und das Böller- 
recht II 205. 

Botſchafter und Gefandter II 437. 

Braunsberg, Konflit am Gymnaſium 
II 400. 466. 

Bray, Graf, bayerfcher Minifter II 286. 

„Brod und Steine“ I 847. 

Broblorbgeje II 749. 

Bubdgetredhte und Berfaffung (1863) I 88. 


Preußens I 80; und ber preuß.»öfterr. 
Konflift I 428 — 443; Untergang I 
450—458. 
—— in Holftein 1863 I 130. 
17 


ar a und Einzefftaaten 4 


— I 715. 

Bundeskanzler, Stellung zum preußifchen 
Minifterium I 622. 625. 716 

Bundesminifterien, verantwortliche 1828. 

Bundespolitil und Autonomie der Einzel» 
regierungen I 824. 

Bundesratb und Oberhaus II 358. 

Bunbesreform « Antrag (1866) I 377.383. 
389. 447. 

Bundesregierungen und Prenfen I 585. 
600. II 456. 

Bundesihuldenweien und Marine I 772. 

Bundestag, Preußen und Defterreih 149. 

Bunbestagserfabrungen I 45. 53. 

Bundestagsgefanbter I 42. 

Bunbestruppen in Holftein I 176; Zu— 
rüdziebung I 241. 

Bunbesverfaffung für den Norddeutſchen 
Bund, Borconferenzen I 590; im ver- 
faffungsgebenben Reichstage I 597; 
Geift und Weſen der Berfafjung I 598: 
Berfoffung und Grundrechte I 620; 
Schlußberathung I 639; vor dem preuß 
Landtage I 646; Verkündigung I 651. 

Bündnifiverträge, gebeime, mit ben füd- 
deutichen Staaten I 501. 661. 


Gartellconvention mit Rußland I 732. 
795. 

Gentrumspartei, eine fonfejfionelle Fral- 
tion II 462. 570; Bildung berjelben, 
eine Mobilmahung gegen den Staat 


II 462; Stellung ber Regierung zu | 
derielben II 576; Aeußerung Cardinal 


Antonellis II 399. 762; Stellung zur 
auswärtigen Politif II 721; Centrum 
und das Kullmannjde Wttentat II 
722, Welfiihe Führung II 473; Cen- 


trum und Polen II 474; Centrum 
und Lamarmora's Berleumdbungen II 
636. 
Ehriftliher Staat I 9. II 476. 
Civilehe I 27. II 649. 
Clerus, der deutſche und der nationale 
Geiſt I 27. II 475. 649. 
Communalfreibeit in Deutfchland und 
Frankreich II 331. 


| Eommune in Paris und die deutjche Re- 
Bund, deuticher, und die Majorifirung | 





gierung II 299. 302. 310. 
Compenfationsvorfhläge Frankreichs — 

dilatoriſch behandelt I 505. 
Convention mit Rußland 1863 I 108. 


Dänifche Frage 1856 I46; 1863 1123. 

Dänifcher Krieg I 218—233. 237; und 
feine Ziele I 219. 

Declaranten in ber „SKreuzzeitung“ II 
"807. 

Deibrüd, Präfident bes — 
amts II 177. 256. 500. 819 

Delegirtenprojeft im Bundestage 27%, 

— in Oeſterreich I 859. 


— die, und die preußiſche 
Politik 802 

Deutſche Frage und die Konſervativen 
(1861) I 55. 

Deutſche in Frankreich. Soziale Stellung 
nad dem Kriege II 581. 

Deutſcher Bund, im preuß.» dfterr. Kon⸗ 
fift I 498 —443; Untergang I 450 
—458. 

Deutihland und Frankreich 1860 I 54. 

Diätenfrage im Reichstag I 632. 764. 
II 351. 

Dilettantismus im ber auswärtigen Po- 
fitit I 179. 

Diplomatie ber beutjchen Einzelſtaaten 
I 729. 

Diplomatifche Vertretung im Ausland I 
ns bei den beutichen Staaten II 

55. 

Dogma und Politit IT 466. 

Dotation 1866 I 545; 1871 (im Reidje- 
tage) II 354. 

Drei- Kaifer- Zufammenktunft II 516. 

Dreiktlaſſen-Wahlſyſtem I 627. 

Drei- Königsbund 1849 I 18. 

Düppel, Sieg und Folgen I 228. 

Dunder, Abg. I 303. 

Dunkans ſchlaftrunkener Kämmerling I 
811. 
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Ehre, preußiiche I 87. Frankfurter Senat, Mahnungen an ben» 
Ehre Frankreichs und anderer Länder IT | jelben I 340. 
138. Frankenberg, Graf, Schreiben Bismards 
Ehrenwortsbruch franzöfiicher Difiziere | an benjelben I 399. 
II 197. Hera: und Deutichland 1860 I 54. 
Einheit, die deutihe E. und die Fandes- | Franfreichs Kongreßoorichlag 1863 I 162; 
bobeit der Fürften II 433; und die 1866 I 421; Stellung 1866 I 426. 
Diplomatie der Einzelftaaten I 723. 571; Antheil an ven Friedensverhand- 
Eiſenbahnkonflikt, drohender Konflikt im lungen 1866 I 485; Kompenjatione- 
Abgeorbnetenhaufe I 578. politit I 505. II 85; Stellung 1867. 
Eifenbahn-Borlage wegen ea Dat I 652; und bie Supemburaiiche Frage 
——— Staatsbahnen an das Reich I 656. 662; ber Krieg II 1— 236; 
814. Stimmung nad dem Kriege II 492: 
Eifen und Blut I 67. bie Parteien in Franfreih II 548; 
Eljaß- Lothringen, Wünfche des deutſchen fociale Stellung der Deutjchen II 528; 
Bolfes TI 113. 144; Nothmwendigfeit der letzte Abichluß mit Frankreich II 
ber Bereinigung mit Deutichland II 536; und Italien II 619; ultra» 
327; warum micht neutral II 329; | „montane Agitation gegen Deutihland 
die Selbftverwaltung II 331; Reichs— U 621; Berbandlungen mit Defter- 
land II 334; Particularismus II 335; | reich und Ztalien 1870 IL 90. 
Bismard Advocat für E. L. II 336; | Freiheit und Staatswohl I 626. 
Berwaltungseinrichtungen II444; Die» | Freibeitsfriege I 6 
tatur II 337, 587; Ultramontanismus | Friedenspräliminarien von Verſailles II 
II 589, Eintritt in das beutjche Ber- 236 
fafjungsieben II 599; im Reichstage 
II 657; Landesausſchuß II 707; 
E. L. und das Reichsintereffe II 708. 
Encevclica des Papftes Pius IX II 746. 
Englifhe und preußifche Verfaſſung I 24, 
Erfurter Parlament 1850 I 31—35. 
Ermeland, Biſchof von und der Konflikt 
in Brauneberg II 400. 404. 504; und 
bie Jubelfeier in Marienburg IL 507. 
a u Graf, Minifter I 267.540. 


Friedensverbandlungen 1866 I 476.492; 
in Berjailles II 232; in Brüffel II 
307; in Frankfurt II 307. 

Friedensvertrag mit Dänemark I 239; 
von Prag 1495; mit Sachen I 499; 
von Frankfurt II 311. 320. 

Friedensverträge mit den fübbentichen 
Staaten I 49. 

Fürftenmord, Todesftrafe auf, I 901. 

Fürftentag in Frankfurt I 148. 

Fuldaer Hirtenbrief II 373. 391. 


Gambetta II 193. 222. 227. 

Safteiner Convention I 318. 

Gehorjam gegen Gott und ben König 
II 749. 


Evangeliſch⸗ Konſervative und ber Kir» 
chenſtreit II 566. 578. 649, 756. 


Falk Minifter II 459. 470. 504. 561. 
565. 641. 647. 688. 764. 

Favre, Jules, Berbandlungen II 129. 
137. 210. 915. 307. 310. 

Sebruarbedingungen in Betreff Schles⸗ 


wig⸗ Holſteins I 268. 


Genfer Convention und Berbalten ber 
Srauzofen II 201. 

— V von Hannover, Abfindung I 

Beichlagnabme I 762. 

Gerlach, v. II 649, 

Geſandte und Botjchafter II 437. 

Geſandte rreubilge) an ben deutſchen 

öfen II 450. 

Geſandtſchaft beim Papfte und ihre Auf- 
bebung II 591. 726. 

Gejandtichaftsrecht der deutſchen Mittel- 


— nach Kurheſſen J 74. 

errieied, Verhandlungen mit J. Favre 
II 129. 137. 

Finanzpolitit des Reichs I 345. IT 449. 
TR. 


Finanzzölle I 855. II 790, 
„Fluch ber hoben Meinung“ I 837. 


Frankfurter Friedensvertrag II 320; exfte ftaaten II 630. 
Ergänzung II 415; zweite Ergänzung — nicht machen, ſich vollziehen 
II 533. laffen“ I 837. 


Franfjurter Fürftentag I 142— 154; und 


Geſetz und Obrigkeit IL 712. 
Bunbesreform (Denkſchrift) I 149. 


Glaube, kirchlicher und Politit II 466. 
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Glaubensfreiheit II 636. 

Gneift I 93. 210. 311. II 499. 

Gotthardbahn I 906. 

Grabow 1864 I 210. 

Grament, Herzog, II 70. 81. 92. 

Griechiſch⸗ türkiſche Frage 1868 I 799. 

Grundrechte und Bunbesverfafjung I 620; 
——— Antrag auf Grundrechte 

350. 


Handelövertrag mit Frankreich 1862 I 75. 

Hannover und Preußen vor dem Kriege 
I 436. 560. 807. 

Hannover, Bildung der Provinz I 751. 

Hannoverſcher Abfindungsvertrag I 747. 
807 


Sannoverfche Legion I 761. 
Hannoverfcher Provinzialfonde I 748; 
unb bie konſerv. Bartei I 758. 759. 

Harte Steine, acht I 833. 

Herabjegung Preußens vor bem Aus— 
lande. 1863 I 98. 

Herrenhaus, konfervative Partei und Re- 
gierung I 573. 

Heydt, v. d., Minifter, Berbienfte bes- 
jelben I 874. 

Hohenlohe, Fürft, Carbinal, Ernennung 
zum Geſandten bei der Curie II 485. 

— Fürſt, Bayerſcher Miniſter J 

I 280. 365. 


———— Candidatur II 8. 86. 51. 
Humanität und Rebellion I 13. 


Yndemnität und Bertrauensvotum 1866 
I 527—545. 


Indirelte Reichsftenern an Stelle ber 
Matrilularbeiträge II 788. 843. 

Infallibilitäts- Dogma und bie Bezie- 
bungen zwifchen Kirche und Staat II 
379. 758. 


Innere Bolitit Bismards I 548. 
Internationale Parteien, Ultramontane 
und Sozialdemokraten II 577. 
Invalide von Königgrätz, ber I 602. 
rennt und NReichsausgaben II 


Italien, Allianz » Berbanblungen mit 

— und Deſierreich IT 90; 
aiſer Wilhelm in II 780; König v., 

in Berlin II 607; Verhandlungen, 
1866 I 381. 405. 412. 468. 

Stalienifhe Frage 1867 I 720. 

Jejuitenfrage II ar gejet IT 498. 

Judengejeg 1847 I 9, 

Juſtizgeſetze für das Reich II 713. 824. 


Kaiſer und Reich. 1871 TI 264. 

Kaiferkrone, Ablehnung 1849 I 15. 

Kaijerlihe Macht I 888. 

Kaiſerthum, Verkündigung II 277. 

ee Thaten für Deutichlanb 
55. 


Kanoffa II 485. 

Kanzelparagrapb II 410. 

Katholiſche Abtheilung im Eultusmini« 
fterium, Aufhebung II 401. 

Ratilinarifche Eriftenzen I 66. 

Kirche, der Felſen der chriſtlichen K. I 30. 
II 651. 881. 

Rirchenverfaffung, Aenderung ber römi- 
fhen II 758. 

— Geſebgebung und kirchlicher 
Friede II 761. 

Kirchliche Stellung Bismarcks I 331. II 
476. 651. 

Kirhlicher Kampf. Königthum und Prie- 
ftertbum II 567. 

Kleinftaaten und Preußen 1849 I 18. 

Kleinftaaten und der Norddeutſche Bund 
I 738. 


Kommunale Freiheit in Frankreich und 
Deutſchland II 331. 

Kompromiß, Bafis des Fonftitutionellen 
Lebensprozefies I 265. 766. 

Konflitt — |. Verfaſſungskonflikt. 

Konflikt — nicht dauernde Imftitution I 
756. 

Konflittsminifterinm I 72. 

Kon —*— Frankreichs 1863 I 162; 
1866 I 421. 

Königgräg I 475. 

Königthum und Prieftertfum II 566. 

Konjervative unb bie deutſche frage 
(1861) I 55. 

Konfervative Partei und das Evangelium 
der Reformation II 756; unb bie 
Maigefete II 566. 578; und Negie- 
rung I 752. II 477. 578; unb ber 
Neichslanzler II 578. 806. 

Konftituirender Reichstag I 594— 645. 

Konftitutionalismus und preußifche Ver— 
faffung (R. 1849) I 15. 20. 

Konzil, vaticanifches II 364; Berufungs- 
bulle II 364; bie Sefahren (Hoben= 
lohe) II 365; Vorſchlag Graf Arnims 
II 367; Abweilung IT 869; Fuldaer 
Hirtenbrief II 373; Stellung ber preuf. 
Regierung (Pübler) II 376; In— 
ſtruetionsdepeſche Bismarde u 377; 
Borftellungen und Warnungen während 
bes Konzils II 380; Preußische De- 
peiche II 386; Unfehtbarfeitsbefchtuf 
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II 390; Weiterer Hirtenbrief aus 
Fulda i 391; Wahrung des ſtaat ⸗ 
lichen Slanbpunties (Mübhfer) II 394. 

„Koriolan“ und Bolsler I 813. 

Kreisorbnung I 876. II 545. 

Kreuzzeitung, die Yeraartifel II 806. 

Kriegführung ber Franzoſen II 198. 

——— 1875 (Krieg in Sicht?) 
II 774 

Kriegsloften - Vorlage 1866 I 543. 

Krone und Kammern. Gteuerbewilli- 
gungsredht I 22. 

Kronfyndicat über bie Schleswig-Holftei- 
nifche Frage I 333. 

Kurbefien und Holftein. 1850 I 35. 

Kurbefien und Preußen. 1862 I 73. 

Kullmanns Attentat II 698; und bie 
Eentrumspartei (an ben „Rodihößen“) 
II 722, 

Kurbeffifche Agitation I 811. 


Lamarmora. Enthüllungen in ber Een- 
trumspartei II 635. 

Landesausihuß und Elfaß-Lothringen II 
708 . 


Landeshobeit der Fürften und beutjche 
Einheit II 433. 

Lauenburg, Bereinigung mit der preuß. 
Krone I 324. 348. 820; Bereinigung 
mit der preuf. Monardie II 810. 

Lavalette, Rundichreiben I 518. 

Leipzig, Sie, * —— II 846. 

Löwe, Abg. I 

Londoner — 1864 I 233; 
wegen der Frage des Schwarzen Meeres 
II 188. 


Londoner Protofol wegen Dänemarf, 
Stellung dazu I 169. 214; Losfagung 
davon I 231. 

Luremburgifche Frage 1867 I 652 —686; 
1870 II 179. 

Luremburg unb ber Norbdeutiche Bund 
1658; SImterpellation Bennigjens und 
R. Bismards I 664; Diplomatifche 
Berbandfungen I 668; Yondoner Con— 
ferenzen und ®ertrag I 677. 

Luß, v., bayerſcher Minifter II 283. 410. 


Macht und Recht I 94. 519. 

Machtfragen, palamentariihe I 848. 

Maigejete, die erften 1873 II 561; bie 
zweiten 1874 II 688. 

Main, vorläufige Grenze — „Vertiefung“ 
des Main I 832. 

Majoritätsregierung; Majorität oder Kon» 
flitt I 754. 


Majunte II 728. 

Manteuffel, v., General und der Prinz 
von Auguftenburg I 341; frelpmar- 
fhall und Graf Arnim IT 520. 

Marienburger Yubelfeier und der Biſchof 
v. Ermeland II 507. 

Marine und die Schleswig - Holfteiniche 
frage I 288. 295 

Marine und Bundesihuldenwefen I 772. 

Matrikufarbeiträge, direkte und indirekte 
Neichseinnahmen II 449. 788. 848. 

Medienburgiiche Berfaffungsfrage I 842. 

Te ber Großherzog 

Metz, Kapitnlationsverbandlungen II 170. 

Militärbevollmächtigte II 457. 

a Tr und Reichstag I 604. II 


le in ber Bunbesverfafjung I 


Rile- und ÖSteuerfrage I 853. 

Militärgeſetz; Krifis 1874 II 664. 

Militäriſche Ehre in Frankreich II 197. 

Mikitärkonflilt 1862 I 64—69; 1863 I 
131—140; 1864 I 208—213; 1865 
I 307—313. 

Minifter und Barteimann II 651. 

Minifterrum Bismard I 69. 

Minifter» Bräfidvium, Niederlegung TI 
547; Wiedereintritt II 609. 

Diniter-Stelhung im Abgeordnetenhanfe 
I 112. 132, 

Minifterverantwortlichleit I 621. 

Minifterverfaffung, kollegialijche I 833. 

u ae und Staatsminifterum 

872. 
on und Rejerveneinziehung 


Moitte I 777. II 685. 

Monarchiſcher Rechtsboden in Breußen I 7. 
Mouftier, Marquis I 699. 

Münzfrage II 438. 

Münzeinbeit und Yanbeshoheit II 434. 


Namczanowsti, Feldprobſt II 508. 

Napoleon III Kongreßvorſchlag 1863 I 
162; und der Prinz von Augnften» 
burg I 173; und die Londoner Kon- 
ferenzen I 188; Kongreßvorſchlag 1866 
I 421; Stellung zur beutichen Frage 
I 426; Antbeil an ben Friedensver⸗ 
banblungen 1866 I 485; SKompen- 
fationspolitit I 505; in Salzburg I 
699; vor 1870 II 6; vor dem Kriege 
II 44; bei Sedan II 109; Sturz II 
117; Proclamation II 221. 
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National» liberale Partei I 546. 

Nationalverein und die Bismardiche Pos | 
litit. I 216. 226. 256. 829. 

——— aus direkten Wahlen | 
I 149. 

Nationale Politik, 
Stellung dazu I 608 

Neue Aera — Minifterium der nenen 
Hera I 47. 162. 

Neutralen, die, 1870 II 146. 

a rin Programm ber, II 306. 

6. 


Nitolsburg, Friedenspräliminarien I 488. 

Norbbeuticher Bund und bie ſüddeutſchen 
Staaten I 637; und Baden I 883; 
und die Kleinftaaten I 733. 

er a da frage I 618. 686. 
714. 


„Null und nichtig”, — Demofratifche 
Rejolutionen I 227. 
Nuntien, päpftlicde II 465. 


Occupation und Räumung Frankreichs, 
Uebereintunft 1871 II 414. 

Defterreich, eine beutjche Macht (1850) I 
35; ‚ Preußen und der Bundestag 
1861 I 49; und Deutichland 1863 
(Depefcenaustaufch) I 80; diploma— 
tiiche Erörterungen mit, 1866 I 361 
—445; Rüftungen 1866 1391. 419; 
und die Schuß und Trutzbündniſſe 
1867 I 691; vor bem Kriege von 
1870 IT 19.68; Alltanzverhandlungen 
mit Frantreih und Italien 1870 II 
90; Stellung zu Deutichland nad 
1870 II 290. 

Officiöſe Preffe II 801. 

Dlivenzweig I 67. 

Dllivier I 653. II 39. 

DOlmig 1850 I 35. 

Orden, geiftlihe, Aufhebung II 768. 

Ordnungsruf gegen Minifter I 113. 132. 


Bapft, Geſandtſchaft beim II 591. 
Bapftwabi II 489. 


ſchrift) II 154; Belagerung und bi» 
plomatifcher Verkehr II 142. 
Pariſer Gejandtichaft I 59. 
Parlamentar. Machtbeftrebungen I 774. 
Barteiminifterien II 558 
Barteipolitit I 198, 
Bartitularismus, Preußifcher 1878; und 
Unitarismus I 835. 
Percy, ber Heißſporn I 635. 888, 
Perfien, Bertrag II 600. 





Bismards frühere | 








Petersburg, Briefe aus I 53. 
Kern v. d., und Bismard 1865 I 
317. 


| ins IX (f. Konzil); Anſprache: das 
„Steinden“ IT 512; und Kaifer Wil» 
beim 67. 396. 581; Encyclica II 
746. 

Polen, zur Gefchichte Polens I 609; und 
ber Katholicismus I 611; und Preußen 
I 609. 


PR Adel und die Eentrumspartei 
II 

Bofnifcer Aufftand 1863. Diplomatifcher 
Schriftwechſel I 102. 

Polnifhe Frage im Landtage. 1863 I 
107. 160. 


Polnisch » nationale Anfprüde I 609. 
Pofen und das deutſche Reich II 348. 
Poſtweſen, Thurn und Taris I 593. 
Poſt, Weltpoftvertrag II 714. 

Prankh, bayerſcher Minifter II 287. 
Prefagitation und ber Friebe I 814. 
Preſſe, Mißbraud ber II 800. 


Preßfreiheit und Regierung II 596; und 


Repreſſivgeſetze I 12. 
Prefgeieg für das Neich II 592. 
Prefverorbnung von 1863 I 139. 
Preußen, hriftlider Staat I 9. 
Preußen und die beutiche Frage I 77. 


Preußenthum, fpezifiiches I 20. 


Preußens Ehre und Aufgabe I 37. 

Preußens Hausmaht — Grundlage 
Deutichlands I 528. 

Preußens Volksgeiſt — monardiich I 204. 

Preußischer Geift und Revolution I 31. 

Preußiſche Landesvertretung und Reichs» 
geſetze I 868. 

Preußiſches Minifterium und der Bundes» 
fanzier I 622. 

Priefterberrichaft, Nothwehr des Staats 
II 566. 575. 

Prieftertbum und Königtbum II 566. 

Prociamation an das deutiche Bolf. 1866 
I 464 


| Brovinzialfonds für Hannover I 748. 
Paris, Gefahren der Belagerung (Dent- | 


Radowitz, v., und bie Union I 40. 849, 

Nechtsboden in Preußen — ein monar— 
chiſcher I 7. 

ne in den Bundesftaaten I 


Kebefreißeit ber Landta — rn 1313, 

354. 633. 727. 189. 822 
Regensburg, —— in I 316. 
Negiernungsrechte und Vollsrechte II 595. 
Neich, deutiches II 264. 
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Reichsämter und der Reichsfanzler II 716. 
Neihseinnahmen. Direkte R. ftatt Ma— 
trifularbeiträge II 449. 
Neichseifenbabnamt II 601. 
Reichseifenbabnfrage II 817. 
— und Reichsminiſterien II 


Heihegfodt, Berleumbungen II 833. 
— Einheit derſelben mit 
ben preußiſchen Intereſſen II 556. 
Reichslanzler und preußiſches Staats- 

minifterium II 552, 

Reichskriegsſchatz II 429, 

Reihsminifterien I 621. 715. 828. IT 841. 

Reichstag, der fonftituirende I 594—645; 
ber erfte deutſche II 296. 

Reichstagsdeputation in Berfailles II 268. 

Neichstagsfeifton, die befte Zeit II 597. 

Religion und Vollsbewußtſein I 28. 

Reptilien I 814. 

Republik in Frankreich und Deutſchlands 
Friedensforberungen II 125; und die 
deutſche Regierung II 303. 

Nepublilanismus im Frankreich und bie 
Monarchie in Deutichland II 525. 

Referveneinberufung und auswärtige Po- 
litit I 717. 


bänijchen Krieg I 226. 

Revolutionäre Gefinnung und Staats» 
autorität II 652. 

Rocher de bronce, das Fundament ber 
preußifchen Geſchichte I 205. 

Nömifche Frage I 720. 

Roon, Graf, Kriegsminifter I 131. 208. 
307. 311. II. 503. 550. 572. 

Rouber I 653 II 44. 

Rußland und Preußen 732. 795. 

ae a Convention 1863 I 
03. 


Salzburger Zuſammenkunft I 700. 

Sceel-Bleffen, Baron, feine Wirkfamfeit 
für Preußen I 569. 

Schleinig, v., Minifter, Brief an den— 
felben I 49. 

Schleswig-Holfteinjche Frage. 1850 I 39; 
1863 I 123—131; Gemeinſchaft mit 
Deftreih I 167; und bas Abgeorb- 
netenhbaus I 168—173. 192—208. 
297— 307; Refolution I 207. 

Schleswig-Holftein und bie europäifche 
Diplomatie I 182—192; Ziele und 
Erfolge I 281; Annerion an Preußen 
I 232. 302. 361. 566. 

Schmerling, Ritter v. II 782. 





Schulauffichtsgefeg II 472. 

Schulte-Delitid 1863 I 95. 

Schuß. und — 1866 1501. 
661. II 6 

Schwarzes — 
Meeres II 183. 

— — und Schwarz⸗roth⸗gold I 


— Graf I 94. 544. 

Sedan, Eapitulation v. (Bericht an ben 
Kaifer) II 109, 

Selbftverwaltung und Biüreaufratie I 751. 

— — bes Jahrhunderts I 14. 
94. 

Septennat für das Reichsbeer II 681. 

Seffionszeit für den Reichstag II 597. 

Simfon. 1863 I 120. 310. II 266. 

Sommationen, preußifche, 1866 I 458. 

Souveränität, einheitliche II 489. 

tr REN: Anerlennung II 
704. 

— rechtzeitige Feſtſtel⸗ 
lung I 550. 


Staatsminifterium, das preuß. St. und 
ber Reidhsfanzler TI 552. 


Frage bes ſchwarzen 


Steine, acht harte I 833. 
| Stephan II 714. 
Refolutionen, demofratifche, gegen den 


Steuer- und Staatsbebürfniffe I 845. 
Steuerbewilligungsrecht und Krone I 22. 
Steuerfrage und der Bund I 847. 
Steuerfrage und ber Militäretat I 853. 
Steuern, inbirefte (auf die Gegenftände 
maflenbaften Genuffes) I 851. 

Steuerreform im Neiche (Ideal) II 788. 

—— und Todesſtrafe J 893 
bis 90 

—— — zu milbe II 793. 

Strafgejegnovelle II 792. 

Straßburg, der Schlüffel zu Deutichland 
(vgl. Elfaß) TI 134; Univerfität II 
445; Aoreffe an Bismard II 663. 

Süddeutſchland und Norbdeutfchland I 
605. 637. 660. 701. 707. 832; Frie- 
bensverbandlungen 1866. I 492; im 
Jahre 1870 II 63. 84; und ber Fibe- 
ralismus I 766. 

Siüddeutihe Staaten, Verträge Über ben 
neuen beutihen Bund II 256. 271. 

Sybel, v., (1863) I 96. 111. 121. 170. 


Tauffkirchen, Graf, Miffion I 695. 

Tabad als Steuergegenftand I 851. 

Thiers I 652. hi 5. 42; Miffion an 
bie neutralen Mächte ũ 148; Ber- 
handlungen in Verſailles II 163; in 
Borbeaur II 230. 243; nah bem 
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Kriege IT 424; Sturz II 542; Thiers 
und bie Friedensverhandlungen I 
163. 

Thurn und Taris’ en an I 593. 

Tovdesftrafe I 893. 

Treitichke, v., II * 

Tweſien 1863 I 117. 125. 302. 647. 


Ultramontane Bartei (j. Centrumspartei). 

Ultramontane Mobilmahung gegen ben 
Staat II 462. 

Ultramontane Agitation in Franfreidh TI 
621. 


Ultramontanismus in Elfaß- Lothringen 
II 589. 

Unfehlbarleitsbeſchluß II 390. 

Ungarifche Legion 1866 II 636. 

Unioneverfaffung und Preußen (1849) I 
31. 36. 


Unitariemus und Partitularismus I 835. 
Unreife Früchte I 837. 
Uſedom, Graf, Note I 468. 


Barnbüler, Frhr., I 702. 727. 

Berantwortlichfeit der Minifter I 621. 

Berantwortlichleit des Reichskanzlers II 
554 


Berantwortliche Bundesminifterien I 828. 
Bereinigter Yandtag I 6—12. 
Vereinsrecht I 33. 

Berfaffungstonfliftt 1863 I 86— 102; 
1864 I 158—162; 1865 [260—268; 
1866 I 345—360. 

Berfaffungsleben — ein befländiger Com— 
promiß I 551. 766. 

Berfaffungslüde I 64. 88. 

Berfaff —— 
von ſolchen I 773. 

Berleumdungen gegen Bismard (Reichs- 
glode) II 833, 

Bermittelungeverfuche vor dem franz. 
ne. II 36. 57; während bes Krie— 
ges II 146. 157. "209. 234. 

Berjailles, Dauptquartier II 145; Ber- 
bandlungen mit Thiers II 163; mit 
$. Favre II 210. 215; Friedensver- 
handlungen II 233; Friedenspräfimi- 
narien II 236; Neujahrstag 1871 II 


Erzwingung 


274; gt a bes deutſchen Kai⸗ 
ſerihum⸗ II 277. 

Derfammlungs- und Vereinsrecht I 12. 33. 

Bertragstreue im Norbbeutihen Bunde 
I 600. 

Berträge über ben neuen deutſchen Bund 
II 256. 271. 

Bertrauensvotum II 731. 851. 

Berwaltungsämter unb die Krone I 797. 

Berwaltungseinrihtung bes Norbd. Bun- 
bes I 715. 

Virchow 1863 I 171.196. 295. 309. 588. 

Bolt — Mißbrauch des Wortes I 13, 

Bolfsbewegung von 1813 I 6. 

Bollsgeift Preußens — monardifch I 204. 

Bolkspolitit, fogenannte I 890. 

Vollsrechte und Regierungsrechte II 595. 

Bollsjouveränität I 15. 

Bollsvertreter, berufsmäßige II 352. 817. 

—— ———— von Ber- 
ſailles II 

Wagener, —* K 495. 

Bahlbeeinflufung I 770. 

Wahlgefeg für den norbbeutichen Neichs- 
tag I 585. 

Wahlrecht I 386. 585. 626. 

mn Abg., Über Bismards Politik 

I 302. 

— Fürſtenthum, Acceffionsvertrag 

I 733 


Wafferftraht, kalter, nad Paris II 721. 
MWelfenfonds I 817. 

Welfenlegion I 807. 

—— und ultramontane Politik II 


inbten als Führer bes Centrums 
—— im Jahre 1870 II 66. 


Zollgeſetzgebung, Aufgaben ber I 855. 

— Stellung und Kompetenz 
I 782 

Zollvertrag 1867 I 688. 

Zollverein 1858 I 46; 1864 I 246. 

—— in Elſaß-Lothringen II 


„Btmimefäben“ ‚ juriftifde I 811. 


Bucbruderei von Guſtav Schade (Otto Frandce) in Berlin. 















